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Dormwort. 


Als der ehrenvolle Antrag der Vereins für Socialpolitif, die Frage 
der Schiffahrtsabgaben in den Vereinsfchriften zu bearbeiten, im Anfange 
des Jahres 1905 an mid herantrat, bin ich einige Zeit im Bmeifel ge- 
weſen, ob ich die Aufgabe übernehmen follte. 

Diejenigen Umftände, melde mir ihre Löfung erleichtern fonnten — 
eine fiebenjährige praktiſche Erfahrung auf dem Gebiete der Schiffahrts- 
abgaben in Berbindung mit der Möglichkeit der Benusung amtlicher 
Quellen — fchienen mir dur die entgegenftehenden Schwierigkeiten min- 
deitend aufgemwogen zu werden. Die lehteren ergaben fich vielfach gerade 
aus meiner amtlichen Stellung. 

Für das volle Verftändnis des geltenden Rechtes ift es notwendig, 
jeine Gefchichte, ſowohl diejenige feiner Entftehung ala auch diejenige feiner 
fpäteren Anmendung und Betätigung, Tlarzuftelen. Das fann man nicht 
ohne Veröffentlidung eines umfangreihen Aftenmateriald. Hierbei zeigt 
ſich aber, daß der Apparat der Gejehgebung und Verwaltung nit immer 
ganz gleihmäßig gearbeitet hat. Es find zumeilen Unftimmigfeiten, Kurs— 
ihwantungen und Vibrationen vorgeflommen, die nicht unerwähnt bleiben 
fönnen, wenn über die tatſächliche Entwidlung der Dinge volle Aufflärung 
gegeben werben foll. Anderſeits iſt aber die Rolle des Chronijten folder 
Unftimmigfeiten und Schwankungen heifel und unfympathifh für einen 
Mann, ver felber zu jenem Apparat gehört, zumal wenn er gemwiffermaßen 
als Aritifer feiner Vorgänger auftreten muß. Es ergibt ſich hieraus unter 
Umftänden ein gewiffer Konflift der Pflichten oder doc der Empfindungen. 

Anvderfeits legt die Verfügung über Akten, die nicht für jedermann 
wgänglich fein Fönnen, große Verantwortlicgfeiten auf in bezug auf die Art 
und Weife der Benugung, insbefondere hinſichtlich der volljtändigen, ſorg— 
fältigen und unparteiifhen Auswahl derjenigen Schriftftüde, melde als 
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Beweismittel für die vom Verfafjer vertretenen Anfichten veröffentlicht 
werden. Für die wahrfcheinlich fehr zahlreichen und den verſchiedenſten Kreifen 
angehörigen Gegner liegt e8 nahe, in bezug auf die Bildung diefer An- 
fichten eine gewiſſe Gebundenheit des Verfaſſers an feine amtlihe Stellung 
anzunehmen, feinen Mut zur Vertretung einer den Zielen der Regierung 
nicht entfprechenden Meinung zu bezweifeln und — namentlih in der 
Rechtsfrage — den Aufbau der Beweisführung als einen vom Endpunfte 
fonftruierten, auf ein beftimmtes Ergebnis berechneten zu beargmöhnen. Der 
Verfafier muß mit der Möglichkeit rechnen, daß auch diefer Argwohn im 
Kampfe der Meinungen eine Rolle fpielen wird. Das um fo mehr, als er 
in legter Zeit mehrfach zitiert worden ift als Vertreter einer die Begriffe 
der natürlichen und fünftlihen Wafjerftraße betreffenden Anficht, welche von 
der hier dargelegten abweicht. Er fcheut vor einem Meinungsmwechjel feines- 
wegs zurüd, da er hierin im Falle fachlicher Begründung nicht nur feinen 
Vorwurf, fondern eher ein Xob, jedenfalls aber eine Pflicht erblidt; er be— 
fennt fi zu einem folden Wechſel Hinfichtlic anderer Punkte, die in der 
Frage der Schiffahrtsabgaben eine gewiffe, wenn auch nicht mwefentliche 
Rolle fpielen. In bezug auf jene Begriffsbeftimmung bat er aber feine 
Meinung nicht gewechfelt, weil er in dem zitierten Sage feiner Arbeit vom 
Sabre 1902 über „Die finanzielle Entwidelung der preußifchen Binnen- 
wafjerftraßen” im Archiv für Eifenbahnmwefen XXV 750 
„Unter fünftlihen Waſſerſtraßen werden die eigentlihen Kanäle und die 
fanalifierten Flüffe verftanden, während als natürliche diejenigen von 
Natur ſchiffbaren Flüffe und Seen gelten, deren Schiffbarkeit auf andere 
Weiſe ald durch Kanalifierung verbefjert worden ift oder eine fünftliche 
Steigerung überhaupt nicht erfahren hat“ 
eine Meinung weder vertrat noch zu vertreten Anlaß hatte. Mit dem Aus— 
drud „gelten“ follte gejagt werden und ift gejagt worden, daß der Verfafler ad 
hoe — für die Beftimmung des Rahmens feiner finanziellen Unterfuhungen — 
den Standpunkt jener vielfach üblichen Begriffsabgrenzung afzeptieren, im 
übrigen aber zur Frage nicht Stellung nehmen mwollte!. Für den damaligen 
Zweck war diefe Einteilung geeignet, weil fie im Bereich der Binnenſchiffahrt 
mit der Unterfcheidung von abgabepflidhtigen und nicht abgabepflichtigen 
Waſſerſtraßen ungefähr zufammenfiel und nur bei den erfteren von einer 
finanziellen Entwidlung die Rede fein fonnte. 


ı In einem kürzlich erfchienenen Auffat des Bezirksaffeffors Dr. Fide- 
juftus Walther, „Schiffsabgaben auf den deutihen Strömen“, Leipzig 1906, 
Roßbergſche Verlagsbuchhandlung S. 10 und auch jonft vielfach tft jene Äußerung 
aus dem Jahre 1902 unrichtig wiedergegeben. 
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Es kommt hinzu, daß die Frage der Schiffahrtsabgaben in den letzten 
Jahren eine Bedeutung gewonnen hat, die über die Grenzen einer akademiſchen 
Erörterung weit hinausreiht. Sie ift zu einer aktuellen politifchen Frage 
erften Ranges geworden, und hinter den verſchiedenen Löfungen, deren fie 
fähig ift, fteht der Drud großer materieller Intereſſen. Vielleicht find diefe 
Intereſſen ganz oder teilweife falfch orientiert ; vielleicht gravitieren fie ſogar 
in Wirflihfeit nad einer den heutigen Anfchauungen und Befürchtungen 
entgegengefegten Richtung. Immerhin üben fie einftweilen eine der wiſſen— 
ſchaftlichen Unterfuhung des Problems ungünftige Wirkung. Sie fönnen 
bei den Berfechtern der entgegenftehenden Anfihten eine gewiſſe — wenn 
au vielleicht unbewußte — Befangenheit in Verbindung mit der Neigung, 
diefelben Eigenfchaften dem Gegner vorzumerfen, erzeugen. Sie erfchweren 
infofern auch demjenigen, defjen Überzeugung fi mit den politifhen Zielen 
der preußifchen Regierung im weſentlichen deckt, die Geltendmachung feines 
Standpunttes. 

Aber auch abgefehen hiervon ift die Beteiligung oder auch nur der 
Schein der Beteiligung eines Staatsbeamten an politifchen Meinungsfämpfen 
nicht ohne Bedenken, es ſei denn in der gleichzeitigen Eigenfchaft ala Volks— 
vertreter, und vielleiht auch dann nicht. 

Zu diefen mehr perſönlichen Schwierigkeiten famen aber noch ſehr er- 
bebliche fachlicher Natur. Sie lagen in dem Umftand, daß über das Thema 
der Schiffahrtsabgaben in den lebten Jahren viel gefchrieben worden ift, 
und in der für eine mwifjenfhaftlihe Behandlung diefes Themas beftehenden 
Rotwendigfeit, nicht nur die eigene Meinung zu begründen, fondern aud) 
diejenige anderer zu miberlegen. 

Sie lagen ferner in der Unhandlichkeit und Sprödigfeit des Stoffes, 
in dem ungefügen, unfymmetrifchen und pfablofen Zuftande des Materials, 
in der Notwendigkeit, die Beweisdofumente in einer gewiſſen Ausführlichfeit 
abzudruden, um den Einwand der Loslöſung entfheidender Tertftellen aus 
dem Zufammenhange möglichjt abzufchneiven, und in der durch die Lage 
der Berhältnifje zuweilen bedingten Notwendigkeit fubtiler Vergleihe und 
fein zugefpister Debuftionen, des Arbeitens mit der Goldwage bei ber 
Tertauslegung. 

Alle dieſe Umftände erfchweren in hohem Grade die Aufgabe, den 
Gegenftand in anziehender, leöbarer, nicht ermüdender Form zu behandeln, 
und fie erleichtern dem Gegner den Angriff, insbefondere aud mit dem 
Vorwurf des Mikroffopierens und Haarfpaltens; der Verfafjer rechnet hier- 
mit von vornherein. 

Eine gewiſſe Breite der Darftellung, namentlich eine große Ausführlich— 
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keit in der Schilderung der Rechtsgeſchichte und der Praxis ſind durch die 
Natur der Verhältniſſe bedingt, weil die Überzeugungskraft wichtiger Beweis- 
momente davon abhängt. Auch Wiederholungen derfelben Tatfachen und 
Gedanken in verfchiedenen Zufammenhängen lafjen fich nicht vermeiden, wenn 
die Überfichtlichfeit in der Darftellung nicht leiden fol. Wer ein fo fteriles 
und jteiniges Feld bearbeiten will, muß fehr tief pflügen und weite Flächen 
adern, um ein einigermaßen ficheres Ergebnis zu erzielen. 

Wenn der Verfafjer die ihm geftellte Aufgabe gleichwohl übernahm, fo 
geihah e3 in der Meinung und dem Beſtreben, der Wahrheit und den 
Intereſſen des Staates fomohl als auch der Wafjerftraßen und der Schiffahrt 
— fo wie er diefe Intereſſen verfteht — zu dienen. Db die Vertreter der 
Meinung, man möge nur die Dinge in den bisherigen, übrigens keineswegs 
einheitlich profilierten und ſtark ausgefahrenen Gleiſen meiter laufen lafjen 
und an den bisherigen Finanzierungsgrundlagen für den Ausbau der natür- 
lihen Waſſerſtraßen unentwegt fejthalten, den Waflerftraßen, der Schiffahrt 
und dem Handel einen größeren Dienft leiften als diejenigen Männer, welche neue 
finanzielle Organifationen für die Durhführung von Schiffahrtsverbefjerungen 
erftreben, das ijt eine offene Frage; ihre Entſcheidung liegt in der Zukunft. 
Ein wahrer Freund muß unter Umftänden auch fordern und gegen den 
Strom ſchwimmen fönnen. 

Und wenn der Verfafier die Arena des Vereins für Soctalpolitif als 
befonders geeignet anfah für die Erörterung der Abgabenfrage, fo leitete ihn 
hierbei der Gedanke, daß gerade in diefer Frage die Politik der aus: 
gleihenden Gerechtigkeit, das Poftulat der gleihmäßig gerechten Inanſpruch— 
nahme aller wirtfchaftlihen Eriftenzen durch den Staat, eine maßgebende 
Nole fpielt. Hierin, alfo in einem fozialpolitifchen Gedanken, nicht in der 
Rechtsfrage, liegt der Kern der Sade. Die Nedtsfrage ift ja wichtig genug, 
um Anfprud auf die forgfältigjte Prüfung zu haben. Aber wie ihre 
Beantwortung auch ausfallen mag — den Ausſchlag wird die wirtfchaftliche 
Frage geben, wenn hinter der einen oder der anderen Löſung diejer Frage 
die Überzeugung und Willensmeinung der großen Mehrheit der Wähler und 
der politifchen Parteien jteht. Die wirtfchaftlichen Triebfräfte werden, wenn 
fie im Rahmen des geltenden Rechts nicht zur Geltung kommen, rechts— 
bildend wirfen und ſich in neues Recht umfeben. 

Die Frage der Schiffahrtsabgaben ift alfo auch eine fozialpolitifche im 
beiten Sinne des Wortes; es handelt fi darum, ob die eine Gruppe der 
Staat3angehörigen Verfehrsverbefjerungen entgeltli, die andere unentgeltlich 
haben foll, alfo um die möglichft gleihmäßige Berüdjichtigung aller Be— 
völferungsfreife bei den Laften und Borteilen des Staates. Die gegenwärtig 


Vorwort. IX 


beftehende Imparität hat zugleich — wenn auch mit gewiſſen Einfchränfungen 
und Vorbehalten — einen regionalen Charakter. Es fragt fi, ob fie wert 
it, beibehalten oder befeitigt zu werden. Der Einwand, daß eine Kleinliche 
do ut des» Bolitif zur wirtfchaftlihen Auflöfung des Staatöganzen führen 
würde, wird zur Rechtfertigung bes beftehenden Zuftandes ſchwerlich genügen. 
Es muß auch hier heißen: suum cuique. Die wirtfchaftliche Gerechtigkeit 
muß ſoweit verwirklicht werden, als die Verhältniſſe es geftatten. 

Der Berfafler fchreibt für feine eigene Rechnung und Gefahr. Er 
trägt nur feine Anficht vor, nicht die der Staatsregierung oder eines ein- 
zelnen Minifters. Das Gegenteil fann auch aus der ihm gewährten Erlaubnis 
zur Aftenbenugung nicht gefolgert werden. Das geht ſchon daraus hervor, 
dab Schumacher diefelbe Erlaubnis hatte und hinfichtlich der Nechtöfrage zu 
einem von der Meinung des Verfaſſers abweichenden Ergebnis fam. 

Die Aften, welche über die Frage der Sciffahrtsabgaben Auffchluß geben 
oder geben können, haben dem Verfaſſer nicht ganz vollftändig zur Verfügung 
geftanden, namentlich nicht infofern fie etwa in anderen als preußifchen und 
bayrifchen Archiven und Regiftraturen ſich befinden follten. Die preußifchen 
Alten find nicht in dem Zuſtande, daß die Möglichkeit der nachträglichen 
Auffindung irgendeine auf den Gegenftand bezüglichen Schriftjtüdes völlig 
ausgefhloffen wäre. E38 liegt das einerfeit3 in zufälligen, hier nicht weiter 
zu erörternden äußeren Umjtänden, melde es mit fich gebracht haben, daß 
die für die heutigen Streitfragen in Betracht kommenden Korrefpondenzen 
und Verhandlungen an den verfchiedenften Stellen, oft an foldhen, wo man 
fie nit vermuten fann, verftreut find. Anderfeit3 hat aber aud der 
Umftand eine Rolle gefpielt, daß die Entftehung des geltenden Rechts — 
oder vielmehr die Entftehung der Vorfchriften, in welchen das geltende Recht 
sulegt fodifiziert wurde — in eine Zeit großer politifcher Ummälzungen 
fiel, als es ſich um Dinge handelte, in Vergleich zu melden die Abgaben- 
frage Nebenfache war, und eine Neuordnung der Verhältniffe auf zahlreichen 
Gebieten mit rafhem Entſchluß erfolgen mußte. Infolgedeſſen ift die der 
preußifchen Bureaufratie ſonſt eigentümliche Korrektheit in den äußeren Ge- 
Ihäftsformen vielleiht nicht immer ganz gewahrt worden, und ed wäre 
möglih, daß Entwürfe und fonftige Schriftjtüde, welche auf den Werdegang 
der Rechtsvorfchriften Bezug haben, nicht zu den Akten gefommen find. 

Aber die ihm erreichbaren Alten und Archive hat der Verfafjer in 
jahrelanger, mühevoller Schürfarbeit durchforſcht, und wenn er aud unter 
den geſchilderten Umftänden die formale Gewähr dafür, daß er alles zur 
Sache Gehörige gefunden und gefehen hat, nicht unbedingt übernehmen fann, 
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fo hat er doch fo viel gefunden und gefehen, daß er zu der Überzeugung ge- 
langen fonnte, es fei Abbaumürdiges nicht weiter vorhanden. 

Sein Aktenmaterial dedt fih mit dem von Schumader benugten nur 
teilmeife, wie das auch der Natur der Sache nad nicht anders fein fonnte. 
Denn das Schumader gejtellte Thema betraf nur die Binnenfciffahrtsab- 
gaben, während hier die Schiffahrtsabgaben überhaupt, alfo einfchließlich der 
Seeſchiffahrtsabgaben, behandelt werben follen. 


Der Verfaſſer. 


Der auf Seite 123 erwähnte Artikel der Kölnifchen Zeitung ift 
mit der Überfchrift „Die rechtliche Seite der Schiffahrtsabgaben” in 
Nr. 129 vom 5. Februar 1905 erjchienen. 


II. 


Zu dem auf Seite 303 abgedrudten Artikel des Preußijch- 
Niederländischen Handels und Schiffahrtsvertrages vom 31. Dezember 
1851 ift in $ 7 des Schlußprotofolla vereinbart: 

Les plenipotentiaires N6erlandais, en communiquant le plan date 
de la Haye du 18. Janvier 1850, et qui sert de base aux 
travaux d’art, mentionnes dans cet article, ont fait observer, 
que les fonds ne6cessaires ont &t& alloues pour l’ex6cution de 
ce plan de la part des Etats generaux pour les anndes 1851 
et 1852, et que ces fonds y ont été employes pour l’annde 
1851; ils expriment de m&me la convietion, qu'on continuera 
a en agir ainsi d’annde en annde, 
Tiefes Schlußprotofoll ift im „Staatsblad van het Koenigryk der 
Rederlanden 1852 Nr. 104” abgedrudt, in Preußen aber nicht ver- 
öffentlicht. Sein Borhandenfein ift dem Berfaffer erft nachträglich 
belannt geworden; der Korreltionsplan vom 18. Januar 1850, 
welcher fich offenbar nur auf niederländijche Gewäfler bezieht, ift 
damals nach Preußen mitgeteilt, aber bisher in den Archiven nicht 
ermittelt. Nach der Wortfafjung ift es jehr zweifelhaft, ob dieje 
deftimmung des Schlußprotofoll8 die ganz allgemeine und ſehr 
weitgehende Verpflichtung nach Art. 23 des offenen Vertrages ſpezia— 
\fert, d. 5. auf ein beſtimmtes Bauprojeit bezieht und demgemäß 
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DD; erfte Abfchnitt diefer Arbeit foll die Nechtsfrage behandeln — die 
Frage, unter welchen VBorausfegungen und innerhalb welcher Grenzen Schiff: 
tahrtsabgaben in Deutſchland geftattet find. Sie ift außerordentlich ſchwierig 
und in hohem Grade beftritten. Ihre Löfung ift aus dem Wortlaut der 
geltenden Vorfchriften nicht ohne weiteres zu entnehmen, fondern nur durd) 
mühfame und forgfältige interpretation zu finden. 

Für die Auslegung der Geſetze gibt es gewiſſe Regeln, die von der 
Rechtswiſſenſchaft entwidelt und feſtgeſtellt find. Sie follen hier nicht als 
befannt vorausgefegt werden, weil die folgenden Ausführungen nicht nur 
für Rehtsfundige geſchrieben, fondern darauf berechnet find, für jedermann 
verftändlich zu fein. Hieraus ergab fi die Notwendigkeit, jene Regeln in 
ihren Grundzügen darzulegen, was übrigens — da fie im mefentlichen auf 
allgemeinen verftandesmäßigen Erwägungen beruhen — ohne näheres Ein- 
sehen auf die Technik der Rechtswiſſenſchaft möglich ift. 

Die Aufgabe der Auslegung befteht in der Feftitellung deſſen, was der 
Geſetzgeber jagen wollte, aus dem, was er gejagt hat. Seine Willens- 
meinung deckt fi nicht immer mit dem dafür gewählten Ausdrud. Es 
fommt zumeilen vor, daß er mehr oder weniger oder etwas anderes fagt 
oder zu fagen fcheint, als er die Abficht hatte zu fagen. Gerade bei den 
Rehtsvorfchriften über Schiffahrtsabgaben ift die Abweichung zwifchen dem 
Gemeinten und Gefagten zumeilen fehr ftarf; fo ſtark, daß die ganze Be- 
weisfraft authentifher Zeugniffe dazu gehört, um den gefehgeberifchen 
Villen aus der Verkleidung dunkler und ungeeigneter Ausdrüde heraus- 
zufennen. 

Diefe Inkongruenzen zwifhen Meinungen und Worten beruhen teils 
auf allgemeinen und dauernden, teild auf bejonderen und zufälligen Gründen. 
Die eriteren ergeben fi) aus der Unvolltommenheit aller menfchlichen Dinge, 
aus der Schmierigfeit, alle Abwandelungen und Schattierungen der Rechts— 
begriffe mit zweifelsfreien Ausdrücken zu bezeichnen, die letzteren aus un— 

1* 
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günftigen Verhältniffen, welde den Gang der Geſetzgebungsmaſchine mit: 
unter beeinfluffen, namentlich aus der Haft und Eile, mit welder Gefege 
zumeilen zuftande fommen. 

So gefchieht es nicht felten, daß der Gefeßgeber ſich undeutlich oder 
mehrdeutig ausdrüdt, daß er Doppelausdrüde pleonaftifh anmendet und 
damit dem Zweifel Raum gibt, ob nicht doch die aneinander gereihten 
Morte Verfchievenes bedeuten jollen, oder daß er Rechtöregeln von all: 
gemeiner Bedeutung in eine zu enge Faſſung Heidet und damit die Praris 
zur finngemäßen Ausdehnung auf analoge Fälle nötig. Somohl die 
Knappheit ald auch die Weitfchweifigfeit des Ausdruds werden oft Quellen 
des Mißverſtändniſſes und der Unficherheit. 

Es liegt in der Natur der Sade, daß bei dem Suchen nad der in 
einem bejtimmten Gefetesterte niedergelegten Willensmeinung zunächſt vom 
Sprachgebrauch und den Sprachgejegen auszugehen ift. Eine foldde Unter- 
fuhung muß, wenn ıhre Ergebnifje überzeugen follen, auf ziemlich breiter 
Grundlage angeftellt werden, weil das fpradlide Empfinden mehr oder 
weniger fubjeftiv gefärbt ift und demgemäß nicht nur im täglichen Leben, 
jondern auh in der Literatur die Grenzen der Begriffe einigermaßen 
ſchwanken. Die Bedeutung, in welder ein beftimmtes Wort gebraudt ift, 
ift auch zeitlich umd örtlich nicht immer glei. Derfelbe Ausdrud wird viel- 
leicht heute in einem etwas anderen Sinne gebraudht und verjtanden, als 
e3 vor wenigen Menfchenaltern der Fall war. Daneben fpielen regionale 
BVerfchiedenheiten im Sprachgebrauche, aud in der Schriftſprache und felbft 
in derjenigen der Gefehe eine weſentliche Rolle. 

Das gilt auch von den Begriffen, welche im Rahmen der Sciffahrts- 
und Wafferftraßenfragen eine Rolle fpielen!, 

Mit Rüdfiht hierauf ift in diefer Arbeit auf die Feſtſtellung des 
Sprachgebrauchs ein verhältnismäßig großer Naum verwendet, namentlich 
fomweit der für die Beurteilung der Rechtsfrage überaus wichtige Begriff der 
Anftalt in Betradht kam. 

Die nur auf dem fpradhlichen Gebiete fi) bewegende und nur mit 
ſprachlichen Hilfsmitteln arbeitende Auslegungstätigfeit wird als grammatifche 
Interpretation bezeichnet. 

Soweit fie zur zweifelöfreien Feftitellung des gefeßgeberifchen Willens 

! &o wird 3. B. am Rhein der Ausdrud „das Werft‘ im gewöhnlichen Leben 
und auch im amtlichen Verkehr für „Kai“ gebraudt; an der Nordfeefüfte ift dafür 
vielfah der Ausdrud „die Kajung* und in Süddeutſchland „die Lände“ üblich. 
Am Rhein nennt man Haltepfähle zum Feſtmachen der Schiffe „Mehrpfähle”, 
während diefer Ausdruck ſonſt unbekannt tft, ulm. 
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nit hinreiht, muß diefer im Wege der logiſchen interpretation ermittelt 
werden. Die leßtere fuht aus dem Zufammenhange der zweifelhaften Ge- 
feesftelle mit anderen Kundgebungen desſelben Geſetzgebers oder auch ver- 
ihiedener Gejeggeber zu fonjtruieren, ſoweit eine geiftige Einheit und eine 
innere Beziehung zwiſchen den zur Vergleihung herangezogenen Geſetzes— 
vorfhriften oder fonftigen Kundgebungen dargetan werden fann. Diefe 
Vorfhriften und Kundgebungen fönnen vorangegangene, gleichzeitige ober 
au jpätere fein. 

Bei den vorangegangenen handelt es fih um die Entftehungsgefchichte 
des Geſetzes, insbefondere um den Nechtszuftand zur Zeit feiner Emanation 
und um die Frage, welcher Anlak zu deſſen Änderung vorlag. Hierbei 
jpielen die volfsmwirtfchaftlihen Verhältniffe und Erwägungen zumeilen eine 
wichtige Rolle; für die öffentlichrechtlichen Bejtimmungen des modernen 
Verfehrärehts waren fie jogar ausfchlaggebend. Diefe Beftimmungen im 
allgemeinen und diejenigen über Schiffahrtsabgaben im befonderen find die 
Reflerwirtung und Ausprägung wirtfchaftlicher Gedanken, zu welchen fie fich 
verhalten wie die Form zum Inhalt. Es ift deshalb nicht nur zuläffig, 
fondern fogar notwendig, Feine Vermengung heterogener Gefichtspuntte, 
fondern im Gegenteil ihre Zufammenfafjung zur höheren Einheit, wenn die 
volfawirtfchaftlichen Auffaffungen und Strömungen derjenigen Zeit, in welde 
die Entftehung folder Rechtsvorſchriften fällt, zu ihrer logifhen Auslegung 
mitverwertet werden. 

Bei der Beurteilung gleichzeitiger Kundgebungen muß davon aus— 
gegangen werden, daß Abweihungen im Wortlaut ebenſowenig einen ficheren 
Rückſchluß auf abweihende Willensmeinung gejtatten, wie umgekehrt aus 
der Gleichheit der gebraudten Ausdrüde und Redewendungen nicht immer 
die gleiche gefetgeberifche Abfiht entnommen werden fann. So wünſchens— 
wert die Feſthaltung einer gleihmäßigen Terminologie in gefeßgeberifchen 
Erklärungen auch ſicherlich wäre, jo lehrt anderſeits doch die Erfahrung, daß 
diefer theoretifchen Forderung in der Praxis keineswegs immer entfprochen 
it. Gerade aud bei den auf die Schiffahrtsabgaben bezüglichen Rechts— 
vorfchriften tritt der Mangel einer gleihmäßigen Terminologie in auffälliger 
und zumeilen jtörender Weife hervor. Es muß daher bei der Verwertung 
gleichzeitiger oder annähernd gleichzeitiger Kundgebungen im Sinne der 
logiihen Interpretation neben dem Wortlaut zugleih die Geſamtheit aller 
ionftigen in Betracht fommenden Umjtände mitherangezogen werben. 

Bei den fpäteren Kundgebungen fpricht die Vermutung dafür, daß fie den 
gejeggeberifchen Gedanken fortfegen und finngemäß vermwirklihen. Es muß 
insbefondere zugunften des ausführenden Faktors der Gefeggebung im kon— 
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ftitutionellen Staate bis zum Beweiſe des Gegenteil angenommen werden, 
daß er fo handelte, wie es der wahren Abficht des von ihm mitbefchloffenen 
Geſetzes entſprach, daß er diefe Abficht richtig verftand und loyal ausführte. 
Hierin liegt die große Bedeutung der Praris als Auslegungsmittel; fie ge: 
ftattet in zmeifelhaften Fällen — wenn aud unter dem Vorbehalt des 
Gegenbeweifes — Rüdjchlüffe auf die Abficht des Gejeßgebers. In der 
Frage der Ediffahrtsabgaben fpielt die Praris, mie in einem jpäteren 
Abſchnitt noch gezeigt werden wird, eine ſehr weſentliche Nolle für die Be: 
urteilung des Inhalts der Nechtsvorfchriften. 

Alle diefe Kundgebungen, die vorangegangenen, gleichzeitigen und 
folgenden müfjen ferner auch aus dem fyftematifchen Gefichtspunfte gewürdigt 
werden. Diefer Gefihtspunft führt zur Benutzung des inneren Zufammen- 
hanges, welcher alle Rechtsregeln oder doch große Gruppen von Rechtsregeln 
zu einer inneren Einheit verfnüpft, für die Auslegung der einzelnen Vor— 
fhrift, weil davon ausgegangen werden muß, daß der Geſetzgeber ſich bei 
der Aufitelung jeder neuen NRechtöregel ihrer Beziehung zu dem geltenden 
Recht bewußt geweſen tft. 

Die Aufgabe der Auslegung tft aber noch nit damit erfchöpft, daß 
fie den von dem Geſetzgeber gebraudhten Worten gegenüber den Sinn, 
melden er mit diefen Worten verbinden wollte, zur Geltung bringt. Gie 
hat, wie Windfcheid in feinem Lehrbuch des Pandektenrehts! fagt, 

„die Aufgabe, hinter dem Sinne, den der Gejetgeber hat ausbrüden 
wollen, defjen eigentlihen Gedanken hervorzuziehen. Es kann nämlid) 
vorfommen, und es fommt häufig vor, daß der Gefehgeber jich diefen 
Gedanken felbft nicht vollftändig Har gemadt hat, daß er bei einer Er- 
fcheinungsform des Gedanfens jtehen geblieben ift, welche deſſen wahrem 
Gehalt nicht vollftändig entfpridt. Es iſt die höchſte und edeljte Auf- 
gabe der Auslegung, in einem jolden Falle dem Geſetzgeber zu Hilfe zu 
fommen und deſſen ausgedrüdtem Willen gegenüber feinen eigentlichen 
zur Geltung zu bringen. indem fie das tut, überfchreitet fie nicht ihre 
Befugnifje; fie handelt ganz in dem Sinne des Gefeßgebers, fie fpricht 
nur aus, mas derſelbe felbit ausgefprochen haben würde, wenn er auf 
die Punkte, welche er fih nicht zum Bemußtfein gebracht hat, aufmerffam 
gemacht worden wäre. Nur find der Auslegung auch hier die nämlichen 
Grenzen geftedt, welche fchon vorher bezeichnet wurden: wie fidher fie aud) 
den eigentlichen Gedanken des Geſetzgebers erkennen mag, fie darf denfelben 
doch als Recht begründend nur unter der Vorausfegung anerkennen, daß 





I Schjte Auflage. Frankfurt a, M., Rütten u. Löning, 1887. 
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in der von dem Geſetzgeber abgegebenen Erklärung, wenn auch fein voll: 
ftändig entfprechender Ausbrud feines eigenen Gedankens, doch jedenfalls 
ein Ausdrud überhaupt gefunden werben fann. So wird aud hier ihre 
hauptfählihe, wenn nidt alleinige Tätigfeit in der quantitativen Aus- 
dehnung und Einſchränkung des Geſetzes zu beftehen haben. 

Daß aber dieſe Tätigkeit wirklich Auslegung fei, darf nicht be- 
zweifelt werben: aud hier wird die äußere Erfcheinung des Geſetzes durd;- 
broden, um feinen Kern zu enthüllen; was die Schale verbirgt und 
bindet, wird auseinandergelegt.” 

Auch in diefem legten und höchſten Sinne muß die Auslegung an den 
Rechtsvorſchriften über Schiffahrtsabgaben, deren Faſſung leider nach manden 
Richtungen unklar und unvollftändig ift, fich betätigen. Sie ift geradezu 
genötigt, Lücken der Geſetze auszufüllen !. 


! Beifpiele hierfür namentlich in Abfchnitt V „Die Höchftgrenze für die Be— 
mefiung der Schiffahrtdabgaben“ $ 3. 


II. 
Die Rechtsquellen. 


81. 
Verfaſſung und Verträge. 


Das für die Frage der Schiffahrtsabgaben maßgebende geltende Recht 
ift modernen Urfprungs. Es ift in Deutſchland noch nit 75 Jahre alt 
und — wenn man von den Donaufdiffahrtsverträgen, die in mander Be- 
ziehung eine Sonderftellung einnehmen, ſowie von den älteren Zollvereing- 
verträgen vorläufig abſieht — in dem nur vierjährigen Zeitraum von 1867 
bi? 1871 aus zwei Verfafjungsurfunden und drei Staatsverträgen ent- 
ftanden. Die Jugendlichkeit der Rechtsquellen und ihr naher zeitlicher Zu— 
fammenhang geitatten zunächſt die Vermutung, daß über ihre Auslegung 
wenig Zweifel beftehen könnten und die etwa entjtehenden verhältnismäßig 
leicht zu löfen wären. Diefe Vermutung ift, wie die nachfolgenden Aus- 
führungen zeigen werben, leider nicht begründet. 

Die nähere Prüfung der Rechtsquellen ergibt die auffallende Tatjache, 
dag die verfchiedenen Rechtsvorſchriften keineswegs eine überjtimmende 
Faffung aufmweifen, fondern in ihrem Wortlaut teilmeife fehr ſtark von- 
einander abmweiden. 

Die Bundesverfafjung vom 24. Juni 1867 beftimmt in Art. 54: 
„Die Abgaben, welde in den Seehäfen von den Seeſchiffen oder deren 
Ladungen für die Benugung der Sciffahrtsanftalten erhoben werden, 
dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung diefer Anjtalten 
erforderlichen Koften nicht überjteigen. 

Auf allen natürlihen Waſſerſtraßen dürfen Abgaben nur für die 
Benugung befonderer Anftalten, die zur Erleihterung des Verkehrs be- 
ftimmt find, erhoben werden. Diefe Abgaben ſowie die Abgaben für die 
Befahrung folder fünftlihen Wafjerftraßen, welche Staatseigentum find, 
dürfen Die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung der Anftalten 
und Anlagen erforderlihen Koften nicht überfteigen. Auf die Flößerei 
finden dieſe Beftimmungen infoweit Anwendung, als diefelbe auf ſchiff— 
baren Wafferftraßen betrieben wird. 
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Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Ab- 
gaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesftaaten oder deren 
Ladungen zu entrichten find, fteht feinem Einzeljtaate, fondern nur dem 
Bunde zu.“ 

Diefe Betimmungen find mortgetreu in den Art. 54 der Verfaflung 
des Deutſchen Reiches vom 16. April 1871 übernommen worden. 

Von den drei in Betracht fommenden Staatsverträgen lehnt fich der 
zwifchen dem Norddeutſchen Bunde und Dfterreich über die Aufhebung des 
Elbzolles geichloffene vom 22. Juni 1870 dem Wortlaut der Verfaflung 
an. Er verordnet in Art. 1: 

„Bom 1. Juli 1870 ab follen auf der Elbe von den Schiffen und deren 
Ladungen ſowie von den Flößen Abgaben nur für die Benußung be- 
jonderer Anftalten, melde zur Erleichterung des Verkehrs beftimmt find, 
erhoben werden dürfen.” 

Starfe Abweihungen in der Faflung haben dagegen der Zollvereins- 
vertrag vom 8. Juli 1867 und die Rheinfchiffahrtsafte vom 17. Dftober 1868 
aufzumeifen. 

Der eritere fagt in Art. 25: 

„Kanal, Scleufen, Brüden-, Fähr-, Hafen, Wage-, Kranen= und 
Niederlagegebühren und Leiftungen für Anftalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find, follen nur bei Benutzung wirklich bejtehender 
Einrichtungen erhoben werden und, mit Ausnahme der Abgaben für die 
Befahrung der nit im Staatseigentum befindlichen fünftlihen Waſſer— 
ftraßen, die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung erforderlichen 
Koften nicht überfteigen.“ 

In der Rheinfchiffahrtsafte vom 17. Dftober 1868 finden ſich die 
Vorſchriften über Schiffahrtsabgaben an drei Stellen verteilt. Es Heißt 
zunädft in Art. 3: 

„Auf dem Rhein, feinen Nebenflüffen, ſoweit fie im Gebiet der 
vertragenden Staaten liegen, und den im Art. 2 erwähnten Waflerftraßen ! 
darf eine Abgabe, welche fich lediglih auf die Tatſache der Beſchiffung 
gründet, weder von den Schiffen oder deren Ladungen noch von ben 
Flößen erhoben werben. 

Ebenfowenig ift auf diefen Gewäſſern oberhalb Rotterdam und 
Dordredt die Erhebung von Bojen- und Bakengeldern geitattet.” 

Sodann beitimmt der Art. 27, welcher im erſten Abſatze von „Ein- 
rihtungen zur Erleichterung der Ein- und Ausladungen und zur Niederlage 


Es handelt fih um Schiffahrtswege zwifhen dem Rhein und der Norbjee. 
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der Waren“ und von der „Handhabung der Hafenpolizei” fpricht, in den 
beiden folgenden Abfchnitten: 

„Zur Beftreitung der notwendigen Unterhaltungs: und Beauf: 
fihtigungsfoften fann ein entfprechendes Entgelt erhoben werden. Sobald 
der Ertrag diefes EntgeltS die eben erwähnten Kojten überfteigt, muß 
dasjelbe verhältnismäßig herabgejegt werben. 

Es iſt jedoch eine Gebühr überhaupt nur infomweit zu entrichten, als 
von den Anftalten wirflih Gebraud gemacht worden ijt.“ 

Endlich enthält noch das Schlußprotofoll unter 2 „zum Artifel 3 der 
Akte" eine wichtige Ergänzung folgenden Inhaltes: 

„Es wird allfeitig anerfannt, daß unter die Beitimmung im erjten 
Abſatze dieſes Artifeld Brüdengelder, die auf anderen Wafferftragen als 
auf dem Rheine erhoben werden, und die für die Benugung fünftlicher 
Waſſerſtraßen oder Anlagen, wie Schleufen und dergl. zu entrichtenden 
Gebühren nicht zu fubjumieren find.“ 

Die folgenden Abſätze beziehen fi zwar auch auf Sciffahrtsabgaben, 
enthalten aber nur Übergangsbeftimmungen, welche für die Gegenwart feine 
Bedeutung mehr haben. 


* 
* * 


Der dieſen Vorſchriften eigentümliche Mangel an äußerer Überein- 
timmung zeigt ſich fomohl in dem Grade ihrer Ausführlichteit und Voll— 
fändigfeit als auch in der Wahl der Ausdrüde. 

In dem Bertrage mit Ofterreich fehlt die in der Verfaffung und im 
Zollvereinsvertrage vorhandene Beltimmung über die Höchſtſätze der Abgaben. 
Öfterreich wäre hiernach Deutfchland gegenüber völkerrechtlich nicht gehindert, 
die Schiffahrtsabgaben auf feinem Gebiete fo zu bemefjen, daß fie mehr 
als die Selbftkoftendedung ergeben. Die Rheinſchiffahrtsakte enthält eine 
Beſchränkung der Höchſtſätze nur Hinfichtlich der nad Art. 27 zu erhebenden 
Abgaben in Umfchlagshäfen, nicht aber für die im Schlußprotofoll zu Art. 3 
wgelafienen „Gebühren für die Benugung künſtlicher Waſſerſtraßen oder 
Anlagen”, zu melden namentlid aud die Sicherheitshäfen gehören. 

Ferner enthält die Verfaſſung eine befondere Vorſchrift über Seehäfen, 
die in den Staatäverträgen fehlt, obwohl fie in den leßteren ebenfo notwendig 
oder entbehrlich war wie in der erjteren. Das gilt auch von der Rhein- 
chiffahrtsakte und dem Elbzollvertrage, da in ihrem Geltungsgebiete fehr 
bedeutende Seehäfen vorhanden find. Der Umftand, daß die füddeutjchen 
Staaten, mit welchen der Norddeutſche Bund als folcher den legten Zollverein 
vertrag Schloß, ſelbſt feine Seehäfen befisen, konnte eine bejondere Vertrags— 
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beitimmung über die Seehafengelder vom ſüddeutſchen Standpunkte aus nicht 
entbehrlih maden, da jene Staaten für Ein: und Ausfuhr in gewiſſem 
Umfange auf die deutſchen Seehäfen angemwiejen find !. 

Die Subjtrate der Abgabenerhebung find in der Verfafjung „Anftalten“ 
und „Anlagen“, im Sollvereinsvertrage nur „Anjtalten“, in der Rhein- 
Schiffahrtsafte teild „Einrichtungen“ und „Anftalten“ (Art. 27), teils 
„Anlagen“ (Schlußprotofoll zu Art. 3) genannt. 


Von den hiernah in Betradht kommenden Anftalten, Anlagen und 
Einridtungen werden, fomweit e8 fih um Sciffahrtsanftalten in Seehäfen 
handelt, feine weiteren Eigenfchaften ausprüdlich verlangt, während bezüglich 
der Schiffahrtsanftalten an oder in natürlichen Wafferftraßen eine andere 
Rechtslage zu beftehen jcheint. 

Sie follen nad) der Reichsverfaſſung und dem Bertrage über Befeitigung 
des Elbzolles die Eigenfchaft des „befonderen” haben und nur im Falle 
des Vorhandenſeins diefer Eigenichaft als zuläffige Subjtrate der Abgaben- 
erhebung gelten. In dem Zollvereinsvertrage und in der Rheinſchiffahrsakte 
wird eine ähnliche Forderung nicht geftellt. Die lettere gebraucht jtatt des 
Ausdruds „befondere Anftalten” in entiprehendem Zujammenhange die 
Worte „Lünftlihe Anlagen“ und geftattet die Abgabenerhebung für alle 
unter den leßteren Begriff fallenden Einrichtungen. 


Die Verfaffung, der Zollvereins: und Elbzollvertrag verlangen ferner 
von den Anftalten, für deren Benugung Abgaben erhoben werden follen, 
die Eigenjchaft der „Beitimmung für die Erleishterung des Verkehrs”. Die 
Rheinfchiffahrtsafte enthält eine gleichartige, wenn auch nicht gleichlautende 
Vorausfegung oder Forderung nur bezüglid der in Art. 27 bezeichneten 
Hafeneinrihtungen, nicht aber hinſichtlich aller ſonſtigen Schiffahrtsanftalten. 

Es entjteht hiernah, wenn man lediglih den Wortlaut in Betracht 
zieht, der Anfchein, als ob der Zollvereinsvertrag und die Rheinſchiffahrts— 
afte den Kreis der Anftalten und Anlagen, melde als Subjtrate der Ab- 
gabenerhebung geeignet find, weiter ziehen und die Zulafjung von Schiff: 
fahrtsabgaben an leichtere Bedingungen knüpfen wollten, als jene anderen 
Rechtsquellen. 


! Bol. au Art. 19 des Zollvereinävertrages vom 12, Mai 1835, Preuß. 
Geſ.S. S. 145, wo ausdrüdlich feftgefegt ift: „Die Preußiichen Seehäfen follen 
dem Handel der Großherzoglihd Badifhen Untertanen, wie denen der übrigen 
Vereinsftaaten, gegen völlig gleiche Abgaben, wie ſolche von den Königlich Preußifchen 
Untertanen entrichtet werden, offen ſtehen“ uſw. Ahnlich Art. 19 des Vertrages 
vom 22. März; 1833. 
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Die Vorausfegung für den Eintritt der Abgabepfliht im einzelnen 
Falle wird in der Verfaſſung ſowie im Zollvereind- und Elbzollvertrage in 
verihiedener Weiſe ausgebrüdt, infomweit einerfeit3 Sciffahrtäanftalten in 
Seehäfen und befondere Anftalten an natürlichen Waſſerſtraßen, anderfeits 
fünftlihe Waflerftraßen in Betracht fommen. Im erfteren Falle wird von 
Benugung, im zmeiten von Befahrung geſprochen. Die Rheinfchiffahrtsafte 
bezeichnet dagegen als maßgebend für die Entjtehung der Abgabepflicht das 
Gebrauchmachen“ von Hafeneinrichtungen und die „Benugung fünftlicher 
Vafferftragen oder Anlagen, wie Scleufen u. dgl.“ Sie gebraudt alfo 
den legteren Ausdrud ſowohl für die Fahrt auf Kanälen als auch für die 
Benugung von Anftalten oder Anlagen auf natürliden Wafferjtraßen. Den 
Begriff der Befahrung verwendet fie nur in der Verbotsvorjchrift des Art. 8, 
melde fih gegen Abgaben für die bloße „Tatſache der Beſchiffung“ richtet. 

Die Höchftgrenze der Abgabenerhebung, welche in den älteren Zollvereins— 
verträgen mit den Worten, „gewöhnliche Herftelungs- und Unterhaltungs- 
often” bezeichnet war, wird im legten Vertrage und in der Verfaffung durch 
die Worte „die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herjtellung erforderlichen 
Koften“, in der Rheinſchiffahrtsakte dur die Worte „notwendige Unter: 
baltungs- und Beauffihtigungskoften“ ausgedrüdt. 

Der Mangel an Symmetrie in den Formen des geltenden Rechts, 
der ſchon aus dieſen Bemerkungen erfennbar ift und in der weiteren Dar- 
fellung noch mehr hervortreten wird, hat bei feiner Handhabung zu 
manderlei Zweifeln und Schwierigkeiten geführt. Für feine Auslegung ift 
er aber injofern nicht ohne Nugen, als die Bergleihung der verfchiedenen 
Vortfaſſungen wertvolle Anhaltspunkte für die Erforfhung der geſetz— 
geberiſchen Willensmeinung bieten Tann. Man wird im allgemeinen — 
natürlich mit dem Vorbehalte der Dffenhaltung des pofitiven Gegenbewetjes 
— diejenigen Beftandteile der verſchiedenen Wortfaffungen, hinſichtlich deren 
Übereinftimmung vorhanden ift, als mejentlihe Elemente des damals ge- 
ihaffenen Rechtszuſtandes anzufehen haben, während umgefehrt diejenigen 
Beitandteile, welche nur in einigen Beftimmungen oder Wortfafjungen vor- 
iommen, während fie in anderen fehlen, zunädjt die Vermutung der Un— 
meientlichkeit, der Zufälligfeit oder des ftilijtifchen Beiwerks gegen ſich haben. 
Freilich ift diefe Auslegungsmethode nur unter der Vorausfegung anwendbar, 
daß die grundſätzliche Übereinftimmung der gejegeberifchen Willensmeinung 
in jenen zwei Verfaſſungen und drei Verträgen vorher dargetan wird. Der 
Rahweis hierfür muß alſo geführt werden. 

Er ift zunächft aus dem Zufammenhange der hiftorif—hen Entwidlung 
iu entnehmen. 
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8 2. 
Die Gleichheit des Inhalts der Rechtsquellen. 

Das neugebildete nationale Staatsweſen des Norddeutfchen Bundes 
regelte die Frage der Schiffahrtsabgaben für das eigene Gebiet in feiner 
Verfaffung. Es wollte und fonnte ſich aber auf diefe autonome Regelung 
aus praftifhen Gründen nicht befchränfen, weil die wirtfchaftlichen Be— 
ziehbungen zu Süddeutjchland im Rahmen des Zollvereins fortgefett wurden, 
und meil die beiden wichtigften MWaflerftraßen Deutjchlands, der Rhein und 
die Elbe, teilmeife ausländifchen Staaten angehörten. Jene autonome 
Regelung mußte daher durd internationale Verträge mit denjenigen Staaten 
außerhalb des Norddeutihen Bundes, melde an deutſchen Waſſerſtraßen 
mitbeteiligt waren, ergänzt werden. Das geſchah zunädft durch den Zoll: 
vereinsvertrag von 1867 und dann dur die beiden Verträge mit den 
Nheinuferftaaten von 1868 und mit Öfterreih von 1870. Daß die Rhein— 
Ihiffahrtsafte formell nicht vom Bunde, jondern von Preußen abgeichloffen 
wurde, ift in diefem Zufammenhange beveutungslos, da Preußen damals 
der einzige am Nhein beteiligte Bundesftaat war. 

Es entſprach der Natur der Dinge, daß der Bund und Preußen die- 
jenige Zöfung der Abgabenfrage, die foeben erſt bei der Gründung des neuen 
Staatsweſens gefunden, für zeitgemäß erachtet und verfafjungsmäßig feit- 
gelegt war, aud auf die damit zufammenhängenden internationalen Ab- 
machungen übertrugen. 

Die Nähe und Stärke diefes Zufammenhanges zeigt fih, ſoweit Ver— 
faffung und Sollvereinsvertrag in Betracht fommen, ſchon äufßerlid darin, 
daß der leßtere nicht eigentlich nach der erjteren, fondern im mwefentlichen gleich- 
zeitig mit ihr zuftande gefommen iſt. Der Vertrag ift zwar der Datierung nad) 
um zwei Wochen und der Beröffentlihung nah um etwa drei Monate 
jünger als die Verfaſſung, aber diefe Zeitunterfchiede find zufälliger Art. 
Es ift troß der ungleichartigen Wortfafjung logifh unmöglih, daß in der 
Sache Abmweichendes angeordnet oder verabredet fein könnte. Überdies Hat 
Delbrüd, der geiftige Urheber der hier in Betracht kommenden Rechts— 
vorfchriften, in feiner Veröffentlichung über den Art. 40 der Reichsverfaſſung 
bezeugt, daß Art. 25 des Zollvereinsvertrages dem Sinn nah mit Art. 54 
der Reichsverfafjung identisch fei. In dem Protofoll, welches die Bevoll- 
mächtigten für den Abſchluß des Vertrages am 28. Juni 1867 aufnahmen, 
wird wörtlich bemerkt: 


I Durch diefen Artikel find die Zollvereinsverträge zu Beftandteilen des 
Reichöverfaffungsrehtd geworden. Vgl. „Der Artikel 40 der Reichöverfaffung“ von 
Dr. Rudolf Delbrüd, Berlin 1881. Bernhard Simion. 
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„Art. 25. Herr Delbrüd: Es fei eine Änderung in der Faflung 
eingetreten, um den Einklang mit Art. 54 der Berfafjung herzuftellen ; 
materiell ſei nicht? geändert.“ 

Ber Schumader „Zur Frage der Binnenſchiffahrtsabgaben“ findet ſich 
dies Zitat im Zufammenhange der Erörterungen über den Begriff der 
Unterhaltungd= und SHerftellungsfoften !; es dient dort ala Beweismittel 
dafür, daß Hinfichtlich der Obergrenze der Schiffahrtsabgaben eine Änderung 
gegenüber den älteren Verträgen nicht eingetreten fei. Es beweiſt aber, 
wie der Wortlaut ergibt, die Identität des Inhalts zwifchen dem Art. 54 
der Verfaffung und dem Art. 25 des Zollvereinsvertrages von 1867 nicht 
nur binfichtlich jener einen Frage, fondern im vollen Umfange und in allen 
Beziehungen. 

Gegenüber einer jo authentifchen und jo beftimmten Feftftellung der 
gefeßgeberiichen Willensmeinung ift jeder Zweifel an diefer Identität des 
Inhaltes ausgeſchloſſen. Es ift nicht überflüffig, das befonders zu betonen, 
weil Hinfichtlih des Wortlautes die Verfaffung und der Zollvereinsvertrag 
von 1867 allerdings jtarfe Abweichungen zeigen. 

Der legtere hat ferner in Art. 1 die entfprechenden Beltimmungen der 
älteren Zollvereinsverträge, die übrigens aud in der Faflung feine mefent- 
lihen Abweichungen aufweifen?, ausdrücklich aufrechterhalten. 

Hiernach ift die für fpätere Ausführungen, namentlich für die Heran- 
ehung der älteren Praris zur Auslegung des geltenden Rechtes, mejentliche 
Tatſache feftzuftellen, daß der Rechtszuftand in bezug auf die Erhebung von 
Schiffahrtsabgaben nah dem Gebührenprinzip — im Gegenſatz zu den 
1867 befeitigten fisfalifhen Flußzöllen — in Preußen und in den übrigen, 
Almählih dem Zollverein angegliederten Bereinsftaaten ſchon feit den 
Her Jahren des vorigen Jahrhunderts derfelbe war wie heute. Eine Aus- 
nahme bejteht nur hinfichtlih der Schiffahrtsabgaben auf nicht fisfalifchen 
fünftlihen Wafjerftraßen, für welche im Jahre 1867 eine, hier zunächſt 
nicht intereffierende, Sondervorfchrift getroffen wurde. 

An der Rheinfchiffahrtsafte waren drei füddeutihe Zollvereinsftaaten 
und zwei ausländifche Mächte beteiligt. Daß man bei ihrem Abjchluffe eine 
von der Bundesverfafjung und dem Sollvereinsvertrage abweichende Löfung 
der Abgabenfrage — ein Jahr nad) dem Zuftandefommen beider — für 
mwedmäßig erachtet und erftrebt hätte, wäre theoretifch denkbar; es ift aber 
nah Lage der Umijtände in jehr hohem Grade unwahrſcheinlich. Jedenfalls 
hätte dann aber die Abweihung von der foeben erſt geichaffenen Nechts- 

' Shumader ©. 61. 

Bgl. Schumader S. 58—61. 
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grundlage ausdrüdlich feitgeftelt und begründet werden müſſen. Zu einer 
folden Feitftellung und Begründung war in Preußen der gegebene Zeit- 
punkt die Vorlage der Akte im Landtage. Indeſſen iſt bei diefem Anlafje 
von feiner Seite, weder von der Regierung noch von der Volksvertretung, 
der Gedante an eine Anderung des beftehenden Rechtes in bezug auf Schiff— 
fahrtsabgaben ausgefproden mworden!. Eine folde Anderung hätte auch 
nad Lage der Dinge ohne Zuftimmung der gefeßgebenden Faktoren des 
Bundes und ohne Mitwirfung der Zollvereinsftaanten gar nicht vorgenommen 
werden können. Die deutſchen Rheinuferftaaten fonnten allerdings inner: 
halb des Rahmens der Verfaffung und des Zollvereinsvertrages ſich noch 
weitergehende Beſchränkungen Hinfichtlih der Befugnis zur Abgabenerhebung 
auferlegen. Für die Annahme, daß ihre Abfiht dahin gegangen wäre, 
fehlt es aber an jedem Anhalt?. Der Wortlaut der Alte ift eher geeignet 
zur Erwedung des Anfcheins, als wenn die Einführung von Sciffahrts- 
abgaben im NRheingebiet an leichtere Bedingungen gefnüpft werden follte 
als bei anderen Strömen. Aber auch abgejehen hiervon iſt es gegen alle 
Wahrſcheinlichkeit, daß die Regierungen derartige bejondere Beſchränkungen 
hinfichtlich des Rheins — oder mit anderen Worten eine Bevorzugung der 
Rheinſchiffahrt vor der Schiffahrt auf anderen deutjchen Strömen hinficht: 
lih der Zulafjung von Sciffahrtsabgaben — gewollt haben fünnten, ohne 
diefe ihre Willensmeinung den beteiligten Volfsvertretungen und den nicht 
am Rhein beteiligten Zollvereinsftaaten gegenüber zum Ausdrud zu bringen ®. 

Ein Jahr nad der Annahme der Rheiniiffahrtsafte im preußifchen 
Landtage wurde der Elbzolvertrag mit Dfterreich abgeſchloſſen, deſſen Mort- 
laut — wenn von dem Mangel einer Bejtimmung über die Höchſtgrenze der 
Abgaben abgefehen wird — mit dem der Bundesverfafjung übereinstimmt. 
Wenn hiernad und aud nad den über die Vorbereitung des Elbzollvertrages 
gepflogenen amtlichen Verhandlungen die Identität der Willensmeinung 
diefes Vertrages und der Verfaſſung als unzweifelhaft anzufehen ift, fo 
würde die Annahme einer fachlichen Verſchiedenheit zwifchen ihnen und ber 
Rheinfchiffahrtsafte nur dann möglich fein, wenn man der preußifchen Re- 
gierung und dem Bunde die Abjicht einer differenziellen Behandlung der 
Rhein» und Elbſchiffahrt unterftellen wollte. Für eine ſolche Unterftellung 








ı Auch die Akten und Ardive aus jener Zeit bieten nicht die geringfte Unter- 
lage dafür, daß man die Abficht gehabt hätte, an dem Rechtszuſtande in Deutſch— 
land etwas zu Ändern. 

? Die Aften über den Abſchluß der Rheinſchiffahrtsakte geben einen ſolchen 
Anhalt nit. 

’ Namentlih Württemberg hätte hieran ein mwejentlihes Intereſſe gehabt. 


$ 2. Die Gleichheit des Inhalts der Rechtäquellen. 19 


fehlt aber jeder äußere Anlaß und jeder innere Grund. Es läßt fi fogar 
dad Gegenteil aus den Archiven mit einem hohen Grade von Wahrfchein- 
lichkeit nadhweifen. Denn in einem von Delbrüd vollzogenen amtlichen 
Schriftftüd aus dem Jahre 1870 ift der Zweck des in Vorbereitung be- 
findlihen Elbzollvertrages mit den Worten: 
„es jolle auf der Elbe eine Abgabe, welche ſich lediglih auf die Tatfache 
der Beihiffung gründet, weder von den Schiffen und deren Ladungen, 
noch von den Flößen erhoben werben dürfen“ 
bezeichnet; diefe Bemerkung ift aber mit der entfprechenden Beſtimmung der 
Rheinfchiffahrtsafte identisch. 

Der Inhalt jener vier Hauptrechtöquellen ift alfo der gleiche; Ab— 
weihungen find nur Hinfichtlih der Form vorhanden. Dieſer Sat erleidet 
eine Ausnahme nur bezüglich einiger Abmadhungen in der Rheinfchiffahrts- 
alte, auf welche fpäter noch eingegangen werben wird, die übrigens auf 
unmwefentliche Einzelheiten fich beziehen, und von denen es zweifelhaft ift, 
ob fie von den vertragfchließenden deutichen Staaten überhaupt mit dem 
Bewußtſein der Abmeihung vom allgemeinen NRechtözuftande getroffen 
worden find. 

Die fachliche Übereinftimmung der Nechtäquellen ift übrigens bisher 
jelten angezweifelt worden. In dem langen und heftigen Streit der 
Meinungen über die Frage der Schiffahrtsabgaben ift das einer der wenigen 
Punkte, Hinfichtlih deren eine faft allgemeine Nechtsüberzeugung zu be— 
ftehen ſcheint. Das gilt insbejondere auch von dem Berhältnis zwifchen 
Rheinſchiffahrtsalte und Reichsverfaſſung. Der Abgeordnete David aus 
Mainz, ein Gegner der Abgaben , bezeichnete in feiner Reichstagsrede vom 
6. Februar 1905! den hier in Betraht fommenden Inhalt beider Urkunden 
ala „identisch“ ; dasfelbe tat der abgabenfreundliche Profeſſor Wiedenfeld in 
feinem Bericht für den Deutfhen Landwirtfchaftsrat vom 9. Februar 1905 ?, 
und Dr. Walther Nafje fpricht in feiner Arbeit „Der Rhein ald Wafjer- 
fraße” in den Schriften des Vereins für Sozialpolitit 1905® fogar von 
einer „gleichlautenden” Beitimmung. 

Eine Ausnahmeftelung wird von dem Geheimrat Schwarz in dem 
Berte von Schwarz und Struß, „Der Staatshaushalt und die Finanzen 
Preußens“ + eingenommen. Er fagt, nachdem er es als zweifelhaft be- 





! Stenogr. Berichte S. 4284, 4286. 
? Archiv des Deutihen Landmwirtihaftsrats, XXIX. Jahrgang, ©. 80. 
° CI, Die Schiffahrt der deutfhen Ströme. 3. Band, ©. 15. 


* Berlin, Guttentag. 1903. II, ©. 1150. 
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zeichnet hat, ob Schiffahrtsabgaben zur Dedung von Stromregulierungsfoften 
mit der Reichsverfaflung vereinbar feien: 
„Dabei ift natürlich no zu beachten, daß — die Verfaſſungsmäßigkeit 
vorausgefegt — zunächſt noch die entgegenjtehenden, für Elbe und Rhein 
geltenden Sciffahrtöverträge mit den beteiligten fremden Staaten ab- 
geändert werben müßten.“ 

Schwarz ift alfo der Anfiht, daß Verfaſſung, Rheinakte und Elbzoll- 
vertrag Verſchiedenes bedeuteten. Diefe Anficht bedarf einer Begründung, 
zumal in bezug auf das Verhältnis von Berfafjung und Elbzollvertrag in 
Anbetracht der wörtlichen Übereinftimmung der maßgebenden Vorſchriften. 
Da Schwarz eine ſolche Begründung nicht gibt, ift aud eine Prüfung feiner 
Anficht hier nicht möglich. 

* 
* * 

Der hier dargelegte organiſch-hiſtoriſche Zuſammenhang der Verträge 
und Verfaſſungen beſteht nicht zwiſchen den Verfaſſungen und denjenigen 
Verträgen, welche über die Erhebung von Abgaben von der Schiffahrt auf 
der Donau geſchloſſen worden ſind. 

In Art. 7 des bayriſch-öſterreichiſchen Vertrages vom 2. Dez. 1851 
war verabredet; 

„Auf der Donau von der bayrifch-württembergifhen Grenze bis Ungarn, 
fowie auf den ſchiffbaren Nebenflüffen diefer Stromftrede werden ſämt— 
liche bisher beftandenen Wafjerzölle fowie alle anderen, unter was immer 
für Namen befannten Abgaben, womit die Schiffahrt belaftet war, fodann 
von einem noch näher zu vereinbarenden Termine an, die an einigen Orten 
noch bejtehenden Kommunalzölle aufgehoben.“ 

Diefem Vertrage ift demnächſt Württemberg beigetreten. 

Bald darauf bejtimmte der Parifer Friedensvertrag vom 30. März 1856 
in Art. 15: 

„La navigation du Danube ne pourra ötre assujettie à aucune entrave 
ni redevance, qui ne serait pas expressement prevue par les stipu- 
lations contenues dans les articles suivants. En consequence, il ne 
sera pergu aucun peage base uniquement sur le fait de la navigation 
du fleuve, ni aucun droit sur les marchandises, qui se trouvent 
à bord des navires,“ 

Es war fodann in Art. 16 mit bezug auf die darin als notwendig 
bezeichneten Arbeiten zur Verbefjerung der Fahrſtraße in den Donau— 
miündungen vereinbart: 

„Pour couyrir les frais de ces travaux ainsi que des 6tablissements 
ayant pour objet d’assurer et de faciliter la navigation aux bouches 


—— — — 
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du Danube, des droits fixes, d’un taux convenable, peuvent ätre 

preleves.“ 

Der Vertrag ſetzt weiter zwei Kommiffionen ein, die eine mit europäifchem 
Charakter für die der Seefchiffahrt zugängliche Mündungsftrede in Art. 16, 
und die andere aus den Donauuferftaaten zu bildende in Art. 17, welche 
die Aufgabe haben follten, Mafregeln zur Verbefierung der Schiffahrt zu 
tteffen, 
Die erftere, tatfächlih in Permanenz gebliebene, follte nach dem Ver— 
tragsſchluſſe nur für eine kurze Neihe von Jahren in Tätigkeit treten, 
während die zweite ald dauernde Organifation der Donaufdiffahrtsintereffen 
gedacht war; fie follte die Aufgaben der Donaumündungsfommiffion demnächſt 
mit übernehmen und für den Ausbau des Schiffahrtsweges auf der ganzen 
Stromlänge forgen — ordonner et faire ex6cuter les travaux n6cessaires 
sur tout le parcours du fleuve. 

Auf Grund des europäifhen Mandates, welches ihnen in Art. 17 er: 
talt war, haben dann die Donauuferftaaten — Württemberg, Bayern, 
Öfterreih und die Türkei — die Donaufciffahrtsafte vom 7. Nov. 1857 
vereinbart, welche in Art. 19, in mörtlicher Anlehnung an Art, 15 des 
Friedensvertrages, beſtimmt: 

„Es ſoll auf der Donau keine Gebühr, welche ſich einzig und allein auf 

die Tatſache der Beſchiffung des Fluſſes gründet, erhoben werden. 

Demzufolge werden ſämtliche bisher beſtehende Gebühren und Ab— 
gaben diefer Art, fie mögen was immer für einen Namen haben, 
und fie mögen im Befite des Staates, der Gemeinden, Korporationen 
oder Privaten ſich befinden, hiermit gänzlich aufhören. 

Auch follen künftig auf diefem Strome feine anderen Gebühren oder 
Abgaben eingehoben werden, außer melde durch die Beftimmungen ber 
gegenwärtigen Schiffahrtsafte ausprüdlich vorgefehen find.“ 

Ferner heißt es in Art. 21: 

„Sciffahrtsabgaben können erhoben werben 

1. (betrifft die in Art. 16 des Parifer Vertrages zugelaffenen Abgaben — 
droits fixes — für die Befahrung der Donaumündungen.) 

2. zur Deckung der Auslagen für andere, die Erhaltung und Verbefjerung 
der Schiffbarfeit der Donau bezwedende Arbeiten und bleibende An- 
ftalten, welche die Uferftaatenfommiffion im gemeinfchaftlihen Ein- 
verftändnifje im Intereſſe der Schiffahrt für notwendig erfannt haben 
wird. Jedoch follen die Abgaben diefer Art, ihr Betrag und Er- 
hebungsmodus, ebenfalls nicht ohme gemeinfame Übereinfunft feft- 
gefeßt werden.” 
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Die Schiffahrtsabgaben follen 
„nicht höher bemeffen werben, ald zur Dedung oder Verzinfung des Ge- 
famtaufmandes an Herjtellungs- und Unterhaltungsfoften annäherungsmeife 
erforderlich erfcheint.“ 

Art. 36 verordnet: 

„Die Regierungen der Uferländer verpflichten fi, jede für ihren 
Teil, jene Arbeiten ausführen zu laſſen, welche die Uferftaatenfommiffton 
im gemeinfamen Einverftändniffe, im Sinne des Art. 17, Nr. 3 des 
Pariſer Traftates vom 30. März 1856 als notwendig erfennen wird. 

Die Dedung der Herſtellungs- und Unterhaltungsfoften diefer Arbeiten 
bat in Gemäßheit des Art. 21, Nr. 2 der gegenwärtigen Schiffahrtsafte 
zu gejchehen. 

Endlih wird in Art. 45 der Art. 7 des öfterreichifch - bayrifchen 
Sciffahrtövertrages vom 2. Dezember 1851 aufrechterhalten.“ 

Später wurde in Art. 6 des Londoner Vertrages vom 13. März 1871 
binfichtli der in Ausfiht genommenen Stromregulierung am eifernen Tor 
vereinbart: 

„Les hautes parties contractantes leur reconnaissent des A present 
le droit de percevoir une taxe sur les navires de commerce sous 
tout pavillon, qui en profitent desormais jusqua l’extintion de la 
dette contractee pour l’exdcution des travaux; et elles declarent 
article 15 du Trait& de 1856 inapplicable à cette partie du fleuve 
pour un laps de temps necessaire au remboursement de la dette 
en question.“ 

Diefe Beftimmung über die Befugnis zur Abgabenerhebung am Eifernen 
Tore ift durch den Berliner Friedensvertrag vom 13. Juli 1878 „zu- 
gunften Ofterreich-Ungarns aufrechterhalten”. 

Es fehlt zwar feineswegs an inneren Beziehungen und Verknüpfungen 
zwifchen den Donauverträgen und den übrigen Nechtäquellen. Die Be- 
ftimmungen des Vertrages vom 2. Dezember 1851 und der Donauſchiffahrts— 
afte vom 7. November 1857 über Schiffahrtsabgaben haben die Vermutung 
der fachlichen Übereinftimmung mit den Zollvereinsverträgen für fih, da 
lestere damals in Bayern und Württemberg geltendes Recht waren und ihre 
einfeitige Abänderung unzuläffig gemejen wäre. 

Ferner ift das im Parifer Traktat ausgefprochene und in der Donau: 
ihiffahrtsafte wiederholte Verbot einer Schiffahrtsabgabe „base uniquement 
sur le fait de la navigation du fleuve“ mwörtlid in Art. 3 der Rhein- 
ichiffahrtsafte von 1868 übernommen worden und hat bei deren Faflung 
als Vorbild gedient. 


— 
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Indeſſen fehlt hier der logifch-hiftorifche unmittelbare Zujammenhang 
mit der den Kern der Rechtsfrage bildenden Deutschen Reichsverfaffung, und 
diefer Umstand läßt die getrennte Behandlung der Donauverträge im meiteren 
Verlaufe der Darftellung zwedmäßig erfcheinen. 


* * 
* 


Während die Verfaſſungen ihre Rechtswirkung der Natur der Sache nach 
nur innerhalb des Bundes- und Reichsgebietes äußern können, iſt die recht— 
lie Bedeutung der hier in Betracht fommenden Verträge eine zweifache. 
Sie begründeten nicht nur völferrechtlihe Anſprüche und Verbindlichkeiten 
der Regierungen untereinander, ſondern auch öffentliches Recht innerhalb der 
einzelnen Vertragsftaaten. Das gilt insbejondere für Preußen bezüglich der 
Zollvereinsverträge und der Rheinfchiffahrtsafte, weil diefe Verträge zugleich 
ald preußiſche Geſetze verfündet worden find. Die beteiligten Privaten und 
Korporationen waren in der Lage, ihr Intereſſe an der finngemäßen Aus- 
führung der Vertragsvorſchriften der eigenen Regierung gegenüber im Ver— 
waltungs- und Rechtswege oder auch parlamentarifch geltend zu machen, und 
fie haben es in Preußen auch getan. 

Hieraus ergibt fih, daß die gefeßgeberifche und abminiftrative Praris 
der beteiligten Staaten ald Material für die Auslegung der Vertrags- 
beftimmungen, fomweit deren Sinn im einzelnen zweifelhaft erfcheinen follte, im 
vollen Umfange herangezogen werden fann, gleichviel, wie groß oder gering 
die Wahrfcheinlichkeit für die Rückwirkung dieſer Praxis auf die Antereffen 
eines anderen Vertragsftaates jein mag. In Preußen mit feinem in weit-öft- 
liher Richtung fich weit hinziehenden Staatsgebiet ift allerdings die Möglich- 
feit vorhanden, daß Tarifmaßregeln für Häfen und Wafjerftraßen feinen 
unmittelbaren oder erheblichen Einfluß auf andere Vertragsftaaten üben. 

Indeſſen ift die Annahme, daß Preußen nur unter dem Drude der 
Kontrolle durch Mitkontrahenten die Zollvereinsverträge auf feinem Gebiete 
verwirklicht hätte, umfomehr abzulehnen, als diefe Verträge lediglich wirtfchafts- 
polttiihe Gedanken der preußifchen Regierung, für die fie jahrzehntelang 
ın Deutichland gewirkt und geworben hat, zum Ausdrud bradten. 

Man kann mit Redht den Zweifel erheben, ob es überhaupt der Mühe 
wert fei, diefe Frage als eine folde zu behandeln und hier zu erörtern. 
Es ift auch nur aus dem Grunde gefchehen, weil bei einem früheren Anlafje 
die Brauchbarleit der Tarife eines preußifchen Kanals ale Material zur 
Erforfhung der preußischen Vertragsauffafjung von gewifler Seite mit dem 
Hinweiſe darauf beanftandet worden ift, daß Schiffe aus anderen Bereins- 
aaten felten oder nie auf jenem Kanal verkehrt hätten. 
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Es erübrigt fchließlih noch die negative Feftitellung, daß andere 
Rechtsquellen außer den hier angeführten für die Erhebung von Sciff- 
fahrtsabgaben in Deutfchland nit in Betracht fommen. Diefe Feititellung 
iſt nicht überflüſſig angefihts der Irrtümer, welche vielfah hinfichtlich der 
Grundlagen des geltenden Rechts in der Preſſe, in parlamentarifchen 
Grörterungen und fonft in der Öffentlichkeit hervorgetreten find. Insbeſondere 
werden hänfig aus der Schlußafte des Wiener Kongreſſes vom 9. Juni 1815 
unzutreffende Folgerungen in rechtlicher Hinficht hergeleitet. 

So meint das „Berliner Jahrbuh für Handel und Induſtrie, Bericht 
der Ülteften der Kaufmannſchaft von Berlin“ für 1908: 

„Dur die Artikel 108 bis 116 der Akte des Wiener Kongrefjes vom 
9. Juni 1815 wurde im Prinzip bejtimmt, daß diefe (Schiffahrts-) 
Abgaben auf den das Gebiet mehrerer Staaten berührenden Flüffen auf: 
gehoben werden follten.“ 

In Wirklichkeit enthalten diefe Artikel, die lediglich die Freiheit der 
Schiffahrt von obrigfeitlichen Verboten und Befchränfungen ausſprechen, 
nit nur fein wie immer gearbeitetes ‘Programm für die Aufhebung der 
Abgaben, fondern im Gegenteil ziemlih ausjührlide Worfchriften über 
deren Bemeffung und Weitererhebung. Die leßteren find nicht für Sciff- 
fahrtsabgaben im heutigen Sinne, fondern für die damaligen, durch Staats- 
verträge längft bejeitigten Flußzölle gegeben. Sie haben deren Bejtehen 
zur Vorausſetzung; die 1815 erhobenen Sätze werden als Hödjtbeträge für 
fünftige Tarifbildungen bezeichnet. Ob fie jeßt noch im Falle der Ein- 
führung von Sciffahrtsabgaben auf der Grundlage des Gebührenprinzips 
für die Benugung von Anjtalten oder Anlagen Geltung beanfpruchen 
fönnen, erjcheint mehr als zweifelhaft; bei den Verhandlungen über die 
Einführung von Schiffahrtsabgaben auf dem Main in den legten Jahren 
des vorigen Jahrhunderts hat man das nicht angenommen!. Sedenfalls 
enthalten fie feine grundfäglide Verpflichtung der Uferftaaten, auf die 
Dedung ihrer Strombaufoften durch Schiffahrtsabgaben zu verzichten. 

Der Irrtum, daß die Wiener Kongreßafte die beteiligten Staaten zur 
Abſchaffung der Sciffahrtsabgaben verpflichtet Habe, ift allerdings weit 

! Sonft hätten diefe Schiffahrtsabgaben im Jahre 1899 nicht eingeführt werden 
dürfen, nachdem im Jahre 1867 die alten Mainzölle aufgehoben worden waren. 
Die Wiener Kongreßakte fannte den Unterfhied von fanalifierten und regulierten 
Strömen nit. Wenn man gleihmwohl die modernen Mainihiffahrtsabgaben nicht 
beanftandete, jo geihah es offenbar deshalb, weil man fich bewußt war, daß die 
Wiener Kongrebafte überhaupt nit von Schiffahrtsabgaben, fondern von Binnen» 
zöllen Handelt. 
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verbreitet und von altem Datum. Schon Delbrüd mußte ihn 1870 im 
Reihstage befämpfen. Er fagte bei der Beratung des Geſetzes über die 
Aufhebung der Elbzölle am 13. Mai 1870: 
„sh muß — der Auffafjung — miderfprechen, daß der Artikel 54 der 
Bundesverfafjung eigentlich nichts enthalte, als was nicht ſchon im 
Parifer Frieden enthalten jet — dem würde ich entſchieden widersprochen 
haben. Der Barifer Frieden und die aus dem Pariſer Frieden in die 
Wiener Kongreßakte übergegangenen Beitimmungen find auch bei der 
Iberalften Auslegung, die ihnen gegeben werden fann, nicht dahin zu 
interpretieren, daß feine Abgabe erhoben werden fann, daß feine Bafjagezölle 
erhoben werden follen; fie können nur dahin aufgefaßt werden, daß dieſe 
Zölle fo reguliert werden follen, wie ed dem Intereſſe der Schiffahrt 
entipricht ?.“ 
Die Kongreßafte hat alfo nicht einmal die Flußzölle unterfagt, gefchweige 
denn die mit folchen Zöllen ftaatsrechtlich infommenfurablen Schiffahrtsabgaben. 


8 3. 


Umfang, Geltungsbereih und allgemeine Bedeutung der Rechts— 
vorſchriften. 


Die für Deutſchland — abgeſehen von der einſtweilen außer Betracht 
bleibenden Donau — geltenden Rechtsvorſchriften wollen die Frage der 
Schiffahrtsabgaben einheitlich und gleichmäßig regeln. Sie umfaſſen die 
Geſamtheit derjenigen Verkehrsmöglichkeiten, Verlehrsanſtalten und Verkehrs— 
erſcheinungen, welche an jener Frage überhaupt ein Intereſſe haben können. 
Sie machen daher keine Unterſchiede zwiſchen Binnenſchiffahrt und See— 
ſchiffahrt und ebenſowenig zwiſchen Waſſerſtraßen und Häfen. 

Das könnte vielleicht für ſelbſtverſtändlich gehalten werden, weil es 
nahe liegt und der wirtſchaftlichen Logik zu entſprechen ſcheint. Es iſt in 
der Tat ein innerer Grund dafür nicht erkennbar, daß die verkehrspolitiſche 
Behandlung der Schiffahrt, ſoweit die Finanzierung der in ihrem Intereſſe 
ausgeführten Waſſerbauten durch Abgaben in Betracht kommt, innerhalb 
der Staatsgemeinſchaft grundfäglich verjchieden fein fol, je nachdem es ſich 
um die See oder um Binnengewäfjer, um die aud für Seeſchiffe fahrbaren 
unteren Streden der großen Ströme oder um deren obere Teile, um Waſſer— 
ftaßen oder um Häfen handelt. Die Unterfcheidung zwifchen See- und 
dinnenfhiffahrt, die aus praftifch-politifchen Erwägungen in der Reichs— 


Stenograph. Berichte S. 868. 
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verfafjung vom 28. März 1849 verfuht und fpäter wieder aufgegeben 
worben ift, würde auch aus dem äußeren Grunde faum durchführbar fein, 
weil nicht nur auf weitausgedehnten Flußftreden, ſondern auch in zahlreichen 
Küftengewäfjern die See- und Binnenfhiffahrt fich nebeneinander bewegen 
und hinfihtli der Betriebömerfmale ineinander übergehen. 

Zu Mißverftändniffen über den Geltungsbereich der von 1867 bis 1871 
gefchaffenen Rechtsordnung kann auch die Faſſung der Verträge feinen Anlaß 
geben, da fie nur von Wafferftraßen, Häfen und Sciffahrtsabgaben im 
allgemeinen fprechen und weder die Seefchiffahrt noch die Binnenſchiffahrt 
befonders erwähnen. Demgemäß unterliegt es insbefondere feinem Zweifel, 
daß der deutjch-öfterreihifche Elbzollvertrag nit nur bis Hamburg, fondern 
bis Curhaven abwärts Geltung hat, und daß feine Beftimmungen aud auf 
die Abgaben anzumenden find, melde Hamburg von der Seeidiffahrt auf 
dem Unterlaufe des Stromes erhebt. 

Derartige Mifverftändniffe konnten nur entftehen und find allerdings 
auch entftanden durch die Ausdrudsmeife des dritten Abfages in Art. 54 
der Verfaffung, der eine befondere Vorſchrift über die „in den Geehäfen 
von den Seeſchiffen“ zu zahlenden Abgaben enthält und ſowohl die Binnen- 
häfen als auch die in den Seehäfen verfehrende Binnenfhiffahrt un- 
erwähnt läßt. 

Die Vorfchriften des vierten Abſatzes über Wafjerftraßen find zwar 
allgemein gefaßt; es ift aber doch bezweifelt worden, ob ihr Geltungsbereich 
die Seefhiffahrt mit umfaffen oder auf die Binnenfhiffahrt befchränft 
fein ſollte!. 

Die Meinung, daß den Beltimmungen im vierten Abjate des Art. 54 
über die MWafjerftraßen feine allgemeine Bedeutung innewohne, vertritt ins— 
befondere Dr. Brandt in Düffeldorf, der in Nr. 44 der Zeitfchrift Nieder: 
rhein vom 2. November 1905 eine ſynoptiſche Zufammenftellung der Wer: 
fafjungsvorfgriften von 1849? und 1867 mit der Bemerkung begleitet: 

„Wie der Augenfchein lehrt, ift genau diefelbe Trennung, die im Jahre 
1849 zmwifchen dem Seeverkehr und dem Binnenmwafjerftraßenverfehr ge- 
madt war, bis auf den heutigen Tag aufrecht erhalten worden.“ 

Zur Begründung der Auffafjung, wonad die Seeſchiffahrtsſtraßen nicht 
unter die Vorfchrift des Art. 54 fallen follen, hat man geltend gemacht, 
daß die Mündungsftreden der großen Ströme nit ſowohl Wafferftraßen 


! Reinile, Kommentar zur NReichäverfaffung. Berlin 1906, ©. 258 fagt: 
„Der Abſatz 4 — bezieht ſich, im Gegenfag zu Abſatz 1 bis 3, wefentlih auf 
die Binnenſchiffahrt.“ 

2 Abgedrudt unter III B2a. $ 7. 


—— — — 
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ald vielmehr große Needen für die an den Endpunkten der Seefhiffahrt 
liegenden Häfen feien. Endlih hat man auch die Anwendbarkeit des Aus— 
druds „Waſſerſtraße“ auf die Fahrrinnen in Küftengewäffern und Meeres- 
armen in Zweifel gezogen. 

Jene Bemerkung des Dr. Brandt bezieht ſich offenbar darauf, daß der 
dritte Abfa des Art. 54 die Seehäfen und die Seefchiffahrt bejonders 
erwähnt, während der vierte Abſatz nur von Wafferftraßen im allgemeinen 
ſpricht. Es ift allerdings auffallend, daß der dritte Abſatz über Seehäfen 
und Eeefchiffe Bejtimmungen trifft, die der Natur der Sade nad für alle 
Häfen und Schiffe gelten müffen. Die dort aufgeftellte Rechtöregel, daß 
Abgaben nur für Benugung von Sciffahrtsanftalten und nur bis zur 
Örenze der Selbftkoftendedung erhoben werden dürfen, ergibt ſich ala not- 
wendige FFolgerung aus dem Gebührenprinzip und muß felbjtverftändlich 
auch auf Binnenhäfen und Binnenfhiffe — auf legtere auch, ſofern fie in 
Seehäfen verkehren — angewendet werben. 

Es fragt fih nur, ob der tatfächlich vorhandene Unterſchied in ber 
dafjung der beiden Abſätze genügt, um die Annahme zu begründen, daß im 
vierten Abſatze nur Binnenwafjerftraßen und Binnenfchiffahrt gemeint feien. 
Diefe Frage ift zu verneinen. Irgendwelche Gegenfätlichkeit ift in der 
Aufeinanderfolge der maßgebenden Beſtimmungen nicht erfennbar. Die: 
jemigen des vierten Abſatzes find im Wortlaut allgemein und vorbehaltlos. 
Es fehlt an einem hinreichenden Anlaß, fie einfchränfend auszulegen, wohl 
aber liegen triftige Gründe für die Meinung vor, daß die Vorfchriften des 
dritten Abſatzes zu eng gefaßt find. 

Diefe Gründe ergeben ſich zunächſt aus der Vergleichung des Art. 54 
der Berfafjung mit Art. 25 des Zollvereinsvertrages. Der lettere erwähnt 
die Seeſchiffahrt nicht beſonders; er fpricht nur von Wafjerftraßen, Häfen, 
Anftalten und Einrihtungen im allgemeinen und bietet feinerlei Anhalt3- 
punkte für die Vermutung eines auf die verſchiedenartige Behandlung der 
beiden Schiffahrtögruppen gerichteten Vertragswillens. 

Die Annahme des Dr. Brandt Hinfihtlih einer Verfchiedenheit des 
verfaffungsmäßigen Rechtszuftandes für See- und Binnenfhiffahrt fteht alfo 
mit der zweifellos gewollten Identität des Inhaltes der Verfaffung und 
des Bollvereinsvertrages in Widerfprud. 

Außerdem hat die Reichögefetgebung und die Praris der Einzelftaaten 
die Beitimmungen des vierten Abſatzes in Art. 54 jtet3 auf alle Wafler- 
traßen, einfchlieflich der Seewege, angewendet. Insbeſondere hat ſich der 
Bundesrat bei Einbringung des Gefeges vom 5. April 1886 über die 
Shiffahrtsabgaben auf der Weſer zwifchen Bremen und Bremerhaven auf 
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den Standpunft gejtellt, daß jene Beitimmungen auch für diefe Weferftrede, 
die zweifellos nur als Seeweg in Betradt fam!, Geltung hätten. Das— 
jelbe tat der Reichstag; die Meinungsverfchiedenheit zwifchen feiner 
Kommilfion und dem Bundesrat bezog ſich nicht auf die Anwendbarkeit des 
Art. 54, Abf. 4, fondern auf feine Auslegung nad einer anderen Richtung. 
Das Nähere hierüber ſowie über die Praris der Einzelftaaten wird an 
anderer Stelle und in anderem Zufammenhange noch auszuführen fein. 

Die Behandlung der Strommündungen als Hafenreeden läßt fich aus 
den tatjächlihen Verhältniffen nicht rechtfertigen?. Man fann weder die 
140 km lange Elbftrede für Hamburg, noch die 110 km lange Wefer- 
ftrede für Bremen, noch aud die 47 km lange Außenwefer für Bremer- 
haven als Reeden anſprechen; abgejehen von der ſehr bebeutenden Länge 
diefer Stromftreden auch deshalb nicht, weil ihre Bedeutung für den Verkehr 
nicht auf ihrer Benugung zum Stillliegen, Löfchen und Laden, fondern 
auf ihrer Befahrung beruht. Es handelt fih hier um Zugangswaſſer— 
ftraßen oder YZufahrtslinien, die nur zu fleinen Teilen gleichzeitig als 
Reeden dienen. Das Weſen einer Reede zeigt fi nicht darin, daß man 
fie befährt, jondern in ihrer Brauchbarkeit als Liegeplag. 

Die Anwendung des Waflerftraßenbegriffs auf Seewege ift nit nur 
nad; dem allgemeinen Spradgebraud, fondern auch nad) dem der befonderen 
feerechtlihen Vorfchriften zuläffig und unbedenklich. 

Ein in der Beilage zur Mündener „Allgemeinen Zeitung“ vom 
12. Mai 1902 veröffentlihter Vortrag von Stengel: „Das Recht ver 
Waſſerſtraßen“ beginnt mit den Worten: 

„Die wichtigſte Waflerftraße ift natürlich das Meer.“ 
Das Lehrbuch des deutſchen Verwaltungsrehts von Löning® enthält 


ı Für Binnenfahrzeuge war fie ſchon vorher ſchiffbar; die Regulierung follte 
fie als Seeweg geeignet maden. Wenn Wittmad in feinem Auffage: „Völker— 
rechtliche Bedenken gegen die Einführung von Abgaben auf die Flußſchiffahrt“ im 
Archiv für öſſentliches Recht, 1905, Bd. XIX, ©. 167 von der tatſächlichen Voraus⸗ 
ſetzung ausgeht, „die Strecke oberhalb Bremerhavens werde von Seeſchiffen wenig 
befahren,“ jo iſt das ein tatſächlicher Irrtum. Sie iſt im Gegenteil faſt aus- 
ſchließlich Seewaſſerſtraße. 

* Der Begriff der Reede iſt übrigens keineswegs auf Seehäfen und der See- 
Ihiffahrt dienende Flußftreden beſchränkt. Beifpieläweife wird die Strede des 
Rheins vor Duisburg als Reede dieſes Hafens bezeichnet und hat auch tatfächlich 
die Bedeutung einer joldden, infofern dort die Schiffe im Strom liegen, welche zu 
Schleppzügen zuſammengeſtellt werben follen oder auf Schleppdampfer warten. Da- 
dur wird die Bedeutung diefer Rheinftrede als Waſſerſtraße natürlich nicht alteriert. 

® Leipzig 1884. 
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in Kapitel VIII „Der öffentliche Verkehr” unter Abfchnitt II „Die Waſſer— 
ftraßen” zwei Unterabfchnitte: 1. „Das offene Meer”, 2. „Die Flüffe“. Der 
Preußiſche Staatshaushaltsetat unterfcheidet die Binnenmwaflerftraßen von den 
„Seehäfen und Schiffahrtöverbindungen”. Unter den letzteren mögen hier 
außer den Flußmündungen noch die Fahrrinnen in den Wattenmeeren an 
der Nordfee als Beifpiele für Seewafjerftraßen genannt werben. 

Die Belanntmahung des Reichskanzlers, betreffend die einheitliche Be— 
zeichnung der Fahrwaſſer und Untiefen in den deutfchen Küftengewäflern vom 
31. Juli 1887 jagt: 

„Fahrwaſſer im Sinne diefer Grundfäße ift jeder für Seefchiffe benutzbare 
Waſſerweg, defjen Verlauf durch Seezeichen kenntlich gemacht ift.“ 

In demſelben allgemeinen Sinne iſt der Begriff der Waſſerſtraße auch 
bei der Anwendung des vierten Abſatzes in Art. 54 ausgelegt worden. 
Wenn übrigens dieſer Abſatz nur auf Binnenwaſſerſtraßen ſich bezöge, fo 
hätte der die Überſchrift „Marine und Schiffahrt” tragende Abſchnitt IX 
der Berfafjung eine ſehr empfindliche Züde, deren Entjtehung aus irgend- 
welcher geſetzgeberiſchen Abficht nicht zu erflären wäre, weil die in der Sache 
liegenden technischen und wirtſchaftlichen Momente auf eine übereinftimmende 
Regelung für alle Arten von Wafjerftraßen hinweiſen. Ebenfo ift die An— 
nahme einer unbeabfihtigten Lücke ausgefchloffen, weil die als Worbild be- 
nußte Reichsverfaflung von 1849 in vier Paragraphen ziemlich ausführliche 
Vorſchriften für das befondere Gebiet der Seefchiffahrt, beſonders auch über 
die „Schiffahrtsanftalten in den Mündungen der deutihen Flüſſe“ enthielt, 
und weil im fonftituierenden Reichstage von 1867 fomohl als audh in 
demjenigen von 1869 gerade über Seewafjerftraßen und Seeidiffahrtsantalten 
ausführliche Erörterungen ftattgefunden haben!. Die Verhandlungen von 
1869 find nit nur zur Auslegung der Bundesverfaffung von 1867, 
Sondern auch zu der der Reichöverfafjung von 1871 heranzuziehen. 

Zu den Eigentümlichfeiten der Faſſung des Art. 54 gehört e3 ferner, 
daß die für die Wafferftraßen aufgeftellte und mit rechtlihen Wirkungen 
ausgeitattete Unterfheidung zwifhen natürlichen und künſtlichen Waffer- 


! Stenograph. Berichte 1867 ©. 279—283, 1869 S. 210—216 und 954—957 
Die Erörterungen waren veranlaßt dur einen Antrag Grumbrecht zu Art. 4 Nr. 9 
der Berfaffung, wonad die Zuftändigfeit des Bundes ausgedehnt werden follte auf 
„die Anftalten für die Seefhiffahrt, Häfen, Seetonnen, Leuchttürme, das Lotſenweſen, 
dad Fahrwaſſer uſw.“ Die Faſſung ift faft wörtlich aus Art. 20 der Berfaflung 
vom 28. März 1849 entnommen, zu deren Unierzeihnern Grumbredt gehört 
hatte. Der Antrag hat fchließlih zu dem Berfafjungsgefeg vom 3. März 1873 
führt. 
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ftraßen nicht auch auf die Häfen in entjprechender Anwendung übertragen 
worden: ift. 

Es zeigt fi bier die bei den Rechtsvorſchriften über Sciffahrts- 
abgaben leider häufige Erfcheinung, daß die geſetzgeberiſche Millensmeinung 
nicht mit derjenigen Klarheit zum Ausdruck gebracht ift, melde an fi 
wünfchenswert gemwefen wäre. Es beftehen infolgedefjen zwiſchen dem ge- 
wollten Inhalt und der gewählten Form jtarfe Inkongruenzen, melde das 
Verjtändnis und die Auslegung erſchweren. 

Darüber fann jedoch ein Zweifel nicht beftehen, daß der leitende Geficht3- 
punft für die von 1867 bis 1871 vollgogene grundfäßliche Neuregelung 
der Frage der Schiffahrtsabgaben derjenige des Gebührenprinzips gemwefen ift. 

Für die Ausnugung derjenigen Verfehrömöglichkeiten, melde die Natur 
als freie Genußgut zur Berfügung geftellt hat, follte fein Entgelt gefordert 
werben dürfen. Dieſer Grundfaß, der den Bruch mit einer vielhundert- 
jährigen Tradition der fisfalifchen Belaftung des Verkehrs bedeutete, führte 
in feiner gefeßgeberifchen Ausgeftaltung zu der Unterfcheidung zwifchen natür- 
lihen und fünftlich gefchaffenen Berkehrsmöglichkeiten fowie zur Aufftellung 
des Begriffs der „Schiffahrtsanftalten”, „bejonderen Anftalten” und „An: 
ftalten” in der Berfafjung, im Zollvereins: und Elbzollvertrage, der „Ein- 
rihtungen“, „Anftalten“ und „künftlichen Anlagen“ in ver Rheinſchiffahrtsakte. 

Jene Unterfheidung und diefe Begriffe find nicht nur für Waſſer— 
ftraßen, fondern aud für Häfen von praftifcher Bedeutung. Es gibt natürliche 
Häfen, die vermöge ihrer Lage und Beſchaffenheit den Schiffen Schub vor 
Mind und Wellen fowie Löfch- und Ladegelegenheit! — in größerem oder 
geringerem Maße — von jeher darboten, während andere Häfen nur durch 
menfchliche Arbeit entftanden find. Wo die Brauchbarfeit natürliher Häfen 
für den Schiffsverkehr durch menfchlihe Tätigkeit gefteigert wurde, hat die 
leßtere fih — gerade jo wie bei der Verbefjerung natürlicher Waſſerſtraßen 
— in „Anftalten“ oder „Anlagen“ verkörpert. Diefer Sachlage trägt aud) 
die Neichsverfaffung dadurch Rechnung, daß fie in Art. 54 „die Schiffahrts- 
anftalten“ in den Seehäfen, nicht die Häfen an fih, als Gegenftände 
der Abgabenerhebung bezeichnet. Ebenfo ſpricht die Rheinfchiffahrtsafte nur 
von „Einrihtungen“ und „Anftalten“ in den Häfen, momit fie allerdings 
nur Umjchlagshäfen meint, während fie die Schushäfen überhaupt nicht be- 
fonders erwähnt. 

! In leßterer Beziehung ftellten frühere Jahrhunderte ungleich geringere An- 
ſprüche als die Gegenwart. Die Kleinheit und der geringe Tiefgang der Schiffe 
geftatteten eine viel größere Annäherung an das natürliche Ufer. Dazu kam die 
Wophlfeilheit der Arbeitöfräfte und der verhältnismäßig geringe Wert der Zeit. 
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Die große Mehrzahl der deutfchen Häfen ift natürlich. Insbeſondere 
gilt das, fomweit die Seehäfen in Betraht kommen, von den Häfen 
an den Mündungen der Ströme und Haffe, die von jeher die größte Be— 
deutung für den Handeläverkehr hatten, und an den Förden der ſchleswig— 
holſteinſchen Dftküfte !. 

Die Binnenhäfen find ebenfall3 in der Regel ihrem Urfprunge nad 
netürlih. Sie beftanden von alteröher und beftehen zum großen Teil noch 
beute aus Uferftreden der Ströme, an melden die in Betracht fommenden 
Hafenpläge Liegen; die „Anftalten” oder „bejonderen Anftalten” beftehen 
dann in Uferbefeftigungen, Kais, Hebezeugen und anderen Vorrichtungen 
zur Eine und Ausladung, Aufbewahrung und Meiterbeförberung der 
Güter. 

Daß der Unterfchied zwifchen natürlihen Häfen und den darin er- 
rihteten Schiffahrtsanftalten von ähnlicher Bedeutung ift wie der zmwifchen 
den letzteren und den natürlichen Waflerftraßen, wird durch die Tatfache ver- 
enihauliht, daß — um bier nur einige Beifpiele zu nennen — zum 
Königäberger Hafen 13,5 km Pregellauf, zum Danziger Hafen 31 km 
Weichſel und Motlau, zum Stettiner Hafen 17,8 km Oder? gehören. 

Hieraus ergibt fih, daß die Frage, ob alle Mafiregeln zur Erhaltung 
oder Verbeſſerung der natürlichen Verkehrsmöglichkeiten geeignete Subftrate 
für die Erhebung von Sciffahrtsabgaben find und durch folhe Abgaben 
finanziert werden dürfen, oder- ob in diefer Beziehung ein Unterfchied 
zwiſchen Anftalten, befonderen Anftalten und Anlagen gemacht werden muß, 
nit nur für Waflerftraßen, fondern auch für Häfen zu beantworten ift und 
für beide gleihmäßig beantwortet werden muß. 

Neben den natürlihen oder urfprünglich natürlihen Häfen gibt es in 
Deutfchland auch eine Anzahl von fünftlichen. 

Zu diefer Gruppe gehören unter den Seehäfen an der Dftfee Hela und 
Safnig, an der Nordſee Norddeih und Norderney. Ein ausfchlielich 
fünftliher Binnenhafen ift der durch Ufereinfchnitte hergeftellte Duisburger. 
Selbftverftändlich gibt es zahlreiche Übergangserfcheinungen, bei welchen man 
zweifeln fann, ob die natürlichen oder die Fünftlih gefchaffenen Faktoren 
überwiegen, wie dies bei Wafjerftraßen auch der Fall ift. 


! Zur erften Gruppe gehören inöbefondere Memel (Haff und Dange), Königs- 
dbera, Danzig, Stettin, Sminemünde, Roftod, Lübed, Hamburg, Bremen und Emden, 
dad früher an der Ems lag; zur legteren Kiel, Schleswig, Flensburg, Apenrade 
und Hadersleben. Natürlihe Häfen durch ihre Lage an geihüsten Meerbufen find 
„ 8. Stralfund und Sonderburg. 

* Einfchließlich der Nebenarme Parnitz und Dunzig. 
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Wenn bei den Berfafjungsbejtimmungen über die Häfen der logiſche 
Barallelismus mit den auf die Wafferftraßen bezüglichen in der Formulierung 
gewahrt worden wäre, fo hätte auch bei den Häfen zwifchen natürlichen 
und fünftlihen unterfchieden werden müffen, und zwar derart, daß die letz— 
teren in ihrer Gefamtheit aus Abgaben finanziert werden dürfen, die erfteren 
dagegen nur bis zu derjenigen Wertgrenze, welche der Erhöhung ihrer Ge 
brauchsfähigkeit durch „Schiffahrtsanftalten“ — bei den Wafjerftragen findet 
fih dafür der Ausdrud „befondere Anftalten” — entjpridt. Das Fehlen 
diefes Parallelismus berechtigt keineswegs zu der Schlußfolgerung, daß eine 
grundfäglich verfchievene Regelung für Häfen und Wafjerftraßen beabfichtigt 
geweſen fei. Eine folche Folgerung hat die Praris jedenfalls nicht aezogen. 
Ihr jteht aber auch der Tert der Verfaffung jelbjt entgegen; denn es hätte 
feinen Sinn, von Schiffahrtsanftalten in Häfen zu fprehen, wenn man 
nicht den fachlichen Unterfchied zwifchen künftlihen und natürlichen Häfen 
und den Begriff der „Anjtalten” in den letzteren anerkennt. 

Es erübrigt nur die Annahme, daß auf gleihmäßtge und ſymmetriſche 
Faſſung hier fein bejonderes Gewicht gelegt worden tft, weil man davon 
ausging, daß der Wechſel der Darftellungsmweife, die unfymmetrifche Form 
des für den gejeßgeberifchen Gedanken gewählten Ausdruds deſſen praftifche 
Wirfung und Nubanmwendung nicht beeinträchtigen fünne. ine folde 
Beeinträdhtigung war allerdings audgefchlofjen, wenn jede Verbeſſerung 
eines natürlichen Hafens durch menſchliche Fürforge eine „Schiffahrtsanftalt“ 
jein jollte. Denn dann beitand zwifchen den Ffünftlich gefchaffenen und den 
von Menſchenhand verbefjerten natürlichen Verkehrsmöglichkeiten — aus 
dem bier in Betradht kommenden Gejichtspunfte der Finanzierung von 
Mafjerbauten durch Sciffahrtsabgaben — überhaupt fein wejentlicher 
Unterfhied. Entfcheidend für die Zuläffigleit von Abgaben war dann nur 
die Tatfache der fünftlichen Herftellung oder Verbeſſerung; beide Tatbejtände 
waren binfichtlih der daran gefnüpften Rechtswirkung völlig gleichwertig, 
und e3 durften bei der Tarifbildung alle wirklich aufgewenbeten Koften, ohne 
Nükfiht auf den Verwendungszweck im einzelnen, berüdfichtigt werden. An 
diefem Falle würde auch die Erörterung der Frage, ob eine natürliche 
Berfehrsmöglichfeit — eine Waſſerſtraße oder ein Hafen — in die Klaſſe 
der fünftlihen dadurch übergehen fann, daß infolge fehr intenfiver Berbefjerungs- 
tätigfeit der Anteil der Kunft an der Leiftungsfähigfeit der Wafjerftraße 
oder des Hafens den Anteil der Natur überwiegt, jede praftifhe Bedeutung 
verlieren. Eine ſolche Bedeutung wohnt ihr nur fo lange bei, ald man 
zwifchen den zur Verbefjerung natürlicher Verfehrsmöglichkeiten getroffenen 
Anitalten und ausgeführten Arbeiten eine Scheidung vornimmt in dem 
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Sinne, daß die einen Eubftrate der Abgabenerhebung fein und durch 
Sciffahrtsabgaben finanziert werden dürfen, die anderen aber nid. 

Bei der Verbefjerung natürlicher Häfen hat man in der Praris niemals 
eine ſolche Unterfcheidung gemadt; man hat vielmehr alle Wafjerbauten 
zur Erhöhung der Leiftungsfähigfeit eines Hafens als zuläffige Grundlagen 
der Abgabenerhebung angejehen, nicht nur Kais, Krane, Fünftlich bergeftellte 
Beden und ähnliche Neuanlagen, fondern aud die Vertiefung der dem 
Hafenzwede dienenden Teile von Strömen und Meeresarmen durch Baggerung 
jowie die Verbreiterung, Begradigung und Bezeihnung des natürlichen 
Fahrwaſſers im Hafengebiet. 

Der Wortlaut des dritten Abſatzes im Art. 54 fteht auch diefer Praris 
nicht entgegen, da er die Abgabenerhebung für die Benugung aller „Sciff- 
fahrtsanſtalten“, nicht nur für Benugung „bejonderer Anſtalten“ geftattet. 
Der legtere Ausdrud findet fih nur bei den Mafferftraßen. 

Wenn e3 richtig ift, daß die Frage der Schiffahrtsabgaben für alle 
natürlihen und fünftlichen VBerfehrsmöglichkeiten, Häfen und Wafferftraßen, 
einheitlich und gleihmäßig geregelt werden follte und geregelt worden ift, 
fo muß nad) einer Erflärung dafür gefucht werden, daß das Wort „bejondere“ 
bei den Anſtalten für Wafjerftraßen gebraudt, bei den Sciffahrtsanftalten 
für Häfen — oder vielmehr Seehäfen — aber fortgelaffen ift. 

Abgeſehen hiervon ift die Erfenntnis des geltenden Nechtes von der 
Auslegung der Begriffe „natürliche” und „künſtliche Wafjerftraße”, „Anftalt” 
und „Anlage“, „bejondere Anſtalt“, „Verkehrserleichterung“, „Benutzung“, 
„Unterhaltungs= und gewöhnliche Herſtellungskoſten“ abhängig. 

Die Begriffe fünftlide und natürlide Wafjerftraße, Anftalt, befondere 
Anftalt, Anlage und Berfehrserleichterung find entjcheidend für die Feit- 
tellung des Subftrates der Abgabenerhebung. 

Aus dem Begriffe der Benugung ergeben ſich die Vorausfegungen für 
den Eintritt der Abgabepfliht im einzelnen Falle, und der Begriff der 
Unterhaltungs» und gewöhnlichen Herjtellungsfoften ift maßgebend für bie 
Höditgrenze, bis zu welcher Schiffahrtsabgaben erhoben werden dürfen. 


Eriften OXV. — Eriter Teil. 3 


III. 
Gegenſtand der Abgabenerhebung. 


A. Die fünftliche Wafferftraße. 





81. 


Allgemeine Bemerfungen. Natürliche und fünftliche Verkehrs⸗ 
möglichkeiten. 


Die natürlichen Waſſerſtraßen erſcheinen als Rechtsbegriff zuerſt in der 
Bundesverfaffung von 1867; den Zollvereinsverträgen, einfchließlih des 
beute noch geltenden, ift diefer Begriff fremd. Ebenſowenig kannten bie 
älteren Zollvereinsverträge den Begriff der Fünftlihen Waſſerſtraße, er ift 
erft in demjenigen von 1867 fowie in der Bundesverfaffung aufgeftellt und 
fpäter in die Rheinſchiffahrtsakte übergegangen. 

Die früheren Berträge haben mit ftet3 gleichbleibender Wortfafjung die 
Ranalgebühren in foordinierter Aneinanderreihung mit allen anderen Gebühren 
für Benugung ſchiffahrtsförderlicher Anftalten aufgeführt und hierdurch zu 
erfennen gegeben, daß fie die Kanäle als „Anftalten“ behandeln und 
zwifchen den verfchiedenen Anftaltsarten feine Unterſchiede machen wollten, 
Auch der geltende Bollvereinsvertrag behandelt die fünftlichen Waſſerſtraßen 
ala „Anftalten”, indem er zunädit von „Kanal- und Schleufengebühren“ 
fpriht und die Aufzählung der in Betracht kommenden Vertehrsabgaben 
mit einer clausula generalis binfihtlih aller „Leiftungen für Anftalten, 
welche zur Erleichterung des Verkehrs beftimmt find“, abſchließt. 

Ron natürlichen und fünftlihen Häfen ift nirgends ausdrücklich die 
Rede, wenngleich das Vorhandenfein des erfteren Begriffs in der Verfaffung 
und ber Rheinſchiffahrtsalte anerkannt und vorausgeſetzt iſt!. 

Die an den Begriff der künſtlichen Waſſerſtraße geknüpften Rechtsfolgen 
ſind in allen drei Rechtsquellen gleichmäßig dahin geregelt, daß für die 
Benutzung oder Befahrung ſolcher Schiffahrtswege Abgaben erhoben werden 


dũrfen. 
u Bal. Die Ausführungen in Abſchn. ITS 8. 
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Die Rechtswirkung des Begriffs der natürlihen Häfen und Wafler- 
ftraßen zeigt fih darin, daß nicht ihre Benugung oder Befahrung an fi, 
fondern nur die Benutung der in oder an ihnen vorhandenen Sciffahrts- 
anjtalten oder befonderen Anftalten als Titel für die Erhebung von Sciff- 
fahrtsabgaben anerkannt wird. 


Wie bereits im vorhergehenden Abjchnitt angedeutet, hat diefe Unter- 
fheidung nur dann praftifche Bedeutung, wenn man annimmt, daß nicht 
jede fonftruftive oder abminiftrative Mafregel zur Erleichterung des Verkehrs 
in Häfen oder auf Strömen eine Anftalt und nicht jedes Nutenziehen aus 
jolden Mafregeln eine Benugung im Sinne der geltenden Rechts— 
vorſchriften ift!. 

Ob diefe Annahme gerechtfertigt ift oder nicht, wird an anderer Stelle 
noch zu prüfen fein. Hier follen zunächſt nur die Begriffe des Natürlichen 
und Künftlihen im Zufammenhange jener RechtSvorfchriften und unter der 
Borausfegung, daß es auf fie anfommen follte, analyfiert und feitgeftellt werden. 

Zu den natürlihen Wafjerftraßen und Häfen gehören dem Sprach— 
gebrauche und der Wortauslegung nach diejenigen Gemwäfler, welchen irgend 
welche Brauchbarfeit für die Zwecke des Sciffsverfehrs von jeher innemohnte, 
während fie als fünftliche dann bezeichnet werden, wenn diefe Brauchbarfeit 
durch menſchliche Arbeit hergeftellt iſt. 

Die erjtere Gruppe ift, wenn man den Begriff des „Natürlihen“ in 
logifcher Reinheit und Schärfe auffaßt, in Deutſchland nur noch ſpärlich 
vertreten. Es gibt bei uns gegenwärtig, namentlich foweit das Gebiet der 
Binnenſchiffahrt in Betracht fommt, nur noch fehr wenige und unbedeutende 
Mafjerftraßen, von melden man fagen fann, daß ihr urfprünglicher und 
natürlicher Zuftand feine mefentlihe Änderung erfahren hat. Im Sabre 
1867, bei dem Erlaß der Bundesverfafjung, war ihre Zahl freilich noch 
größer und die Verkehrsbrauchbarkeit des Geſamtnetzes der deutſchen 
Waſſerſtraßen unterfchied ſich weit weniger von der natürlich gegebenen, 
namentlich unter der Vorausfegung fachgemäßer Unterhaltung der früher 
verwilderten Ströme, oder mit anderen Worten: unter der Vorausfegung, 
daß ein gewifjes Maß von Unterhaltungstätigfeit, insbefondere von Vorforge 
gegen PVerfchlehterungen — im Gegenfat zu pofitiven Berbefferungen — 
ald vereinbar mit dem jungfräuliden Charakter eines Stromes angefehen 
wird. Zwar maren zurzeit der Begründung des neuen Reichs fchon 


! Die Bedeutung ded Begriff3 der Fünftlihen Waflerftraße für die Zulaffung 
eines die Selbſtkoſtendeckung überfchreitenden Gelbertraged® Tann bier ausjheiden. 
Denn diefe Zulaffung ift nur für nichtftaatliche Fünftlihe Waflerftraßen ausgefprochen. 


— 
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ziemlih erheblihde Summen für die deutihen Ströme ausgegeben, deren 
Höhe in dem zweiten Teile diefer Arbeit für das preußifche Staatögebiet 
nachgewieſen werden wird. Aber ein jehr beträchtlicher Teil diefer Summen 
war nicht für die Schiffahrt, jondern im Intereſſe der allgemeinen Landes- 
fultur, vor allem im landwirtfchaftlihen Intereſſe aufgewendet. Das gilt 
namentlih von den Koften der badifch » franzöfiihen NRheinregulierung! und 
von zahlreihen Bauten an der Weichſel. Bon den im Intereſſe der 
Schiffahrt verbauten Beträgen war ferner ein fehr großer Teil nicht auf 
die Verbefjerung des Fahrwaſſers verwendet worden, fondern auf den 
Leinpfad, deſſen Ausbau in der Zeit vor der Entftehung und Ausbreitung 
der Dampfichleppfchiffahrt eine Hauptaufgabe der Wafjerbauvermaltungen 
war?,. Erft durch den Dampffchleppbetrieb wurde die Lage der Fahrſtraße 
vom Ufer unabhängig und ihr zwedmäßiger Ausbau mit technischen Hilfs- 
mitteln überhaupt möglih; folange nur vom Ufer aus gejchleppt werben 
fonnte, mußte bei allen Entſchließungen über die Geftaltung der Fahrrinne 
auf deren Lage zum Ufer Rüdfiht genommen und ein großer Teil der 
Mittel auf die Erleichterung des Treidelbetriebes verwendet werden. Die 
mit diefen Mitteln ausgeführten Bauten waren aber auf den Zuftand des 
Strombettes höchftens infofern von Einfluß, als der Leinpfad an einzelnen 
Stellen zugleich Uferbefeitigung war. Im allgemeinen konnte die Erbauung 
eines Uferweges, der Natur der Sache nad, den „natürlichen“ Charakter 
einer Mafferftraße nicht ändern. 

Immerhin war im Jahre 1867 an einer Anzahl von Strömen und 
anderen Gewäſſern fchon foviel gebaut und ihre urſprüngliche Sciffbarkeit 
bon in dem Grade verbefjert, daß der Geſetzgeber bei Aufftellung des 
neuen — gegenüber der Terminologie der Zollvereinsverträge neuen — 
Rehtsbegriffs der natürlichen Waſſerſtraße Veranlaffung hatte, fich die Frage 
vorzulegen, ob und inwieweit jene Bauten auf die Erhaltung diefes Begriffs 
einwirten fönnten. E3 waren drei Möglichfeiten für die Beantwortung der 
Frage vorhanden. Die erfte ergibt fi) aus dem Hiftorifchen Standpunkte, 
wenn man jedes von alters her befahrene und fahrbare Gewäſſer ſchon um 





! In dem amtlihen Werke: „Der Rheinftrom und feine wichtigften Neben- 
Hüffe, im Auftrage der Reichskommiſſion zur Unterfuhung der Rheinftromverhält- 
niffe herausgegeben von dem Zentralbureau für Meteorologie und Hydrographie im 
Großherzogtum Baden.” Berlin 1889, wird anerkannt, daß eine Vergrößerung der 
Fahrtiefe nicht eingetreten ift. Im ähnlihem Sinne äußert fih Gelpke, „Bur 
Acitif der oberrheinifhen Binnenſchiffahrtsprojekte.“ Baſel 1904. 

® Dentfchrift über die Ausführbarkeit einer weiteren Vertiefung des Rheins 
von Goblenz bis zur niederländifhen Grenze von Jasmund, ©. 4. Inzwiſchen 
bat der Treidelverkeht an den Strömen jo gut wie ganz aufgehört. 
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diefer Tatfahe willen für alle Zeiten, gleichviel wie ftarf der urfprüng: 
liche Zuftand durch künſtliche Eingriffe verändert fein mag, als natürliche 
Mafferftraße behandeln will. Eine zweite Löfung, welche im Gegenfaß zur 
erften mehr auf aktuellen und praftifhen Erwägungen beruht, würde darin 
beftehen, daß zwar unmefentlihe Verbefferungen der Fahrbarfeit eines Ge— 
wäſſers ihm die Eigenfchaft der natürlichen Waſſerſtraße im Rechtsſinne nidt 
nehmen, daß aber ftarfe Veränderungen durch Wafjerbauten,, infolge deren 
der Anteil der Kunft an der Verkehrsbrauchbarkeit einer Waſſerſtraße den: 
jenigen der Natur überwiegt, allerdings den Übergang aus der Klaſſe der 
natürlihen in die der Ffünftlichen herbeiführen können. Nach einer dritten 
Löfung würde die durh Menſchenhand verbefferte natürliche Wafjerftraße 
diefe Eigenſchaft im Nechtsfinne behalten hinfichtlih desjenigen Verkehrs, 
welder ſchon vor der Verbeflerung und unabhängig von ihr möglich war, 
während fie hinfichtlich alles übrigen Verkehrs als fünftlihe Wafjerftraße zu 
gelten hätte. 

Die dritte Löfung hält fi im Rahmen der für die zweite maßgebenden 
grundfäglichen Auffaffung, daß der Übergang von der natürlichen zur fünft- 
lihen Waflerftraße überhaupt möglich ift. Der neue Gefichtspunft liegt nur 
in der Begriffsipaltung nad Verfehrsgruppen. Diefe Spaltung hat aller: 
dings gleichzeitig die Bedeutung, daß fie denjenigen Vorausfegungen Rechnung 
trägt, welche nad) der ungweifelhaften Abficht des Gefeßgebers für die Ent- 
ftehung der Abgabenpflicht entjcheidend find, infofern für die vor der Ver— 
beſſerung möglich gemwejene Schiffahrt die Verbefjerungsanftalten weder die 
Wirkung der „Erleichterung des Verkehrs“ haben noch Gegenjtand einer 
„Benutzung“ fein können. 

Ein praktiſcher Unterſchied zwiſchen der erſten und zweiten Löſung iſt 
nur vorhanden, wenn nicht alle Anſtalten zur Erhöhung der Verkehrsbrauch— 
barleit eines Gewäſſers — einer Waſſerſtraße oder eines Hafens — fondern 
nur gemwifje Arten diefer Anftalten als Subftrate der Abgabenerhebung 
gelten. Kann eine Wafferftraße durch ftarfe Veränderung ihres natürlichen 
Zuftandes zu einer fünftlichen werden, fo ift fie von diefem Zeitpunfte ab 
in ihrer Totalität, alfo auch mit ihrem gefamten Anlagefapital und allen 
laufenden Unkoſten, Gegenftand und Grundlage der Abgabenerhebung, gleich- 
viel ob und in welchem Maße Kapital und laufende Ausgaben auf Anftalten 
der einen oder der anderen Gruppe, Stauanlagen oder Korreftionswerfe, 
entfallen. 

Vor jenem Zeitpunfte — im Stadium einer fhmwäceren Beeinfluffung 
der natürlichen Berhältniffe eines Gewäſſers — würde dagegen der Unter- 
ſchied zwifhen denjenigen Anjtalten, melde Subjtrat der Abgabenerhebung 
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fein fönnen oder diefe Fähigkeit nicht befigen, für die Berechnung des durch 
Schiffahrteabgaben zu dedenden Koftenbetrages von einfchneidender Be- 
deutung fein. 

Ein zur Veranſchaulichung geeignetes Beifpiel bietet der Main von 
yronkfurt abwärts, der früher durch Buhnen und Parallelmerke reguliert, 
dann aber in den achtziger Jahren des vorigen Jahrhunderts Fanalifiert 
wurde. Iſt er dur die Kanalifierung zur fünftlihen Wafjerftraße ge: 
worden — die Meinung, daß ein Fluß durch Kanalifierung zur fünftlichen 
Waſſerſtraße wird, ift fehr verbreitet —, fo befteht die Summe, deren 
Dedung durch Sciffahrtsabgaben zuläffig ift, nicht nur aus den Koften der 
Vehre und Schleufen, fondern aus den Zinfen fämtlicher Anlagefapitalien 
und den fämtlichen laufenden Koften der MWafjerftraße, fomweit diefe Beträge 
überhaupt im Intereſſe der Schiffahrt, im Gegenfat zu anderen beim 
Ausbau der Waſſerſtraße etwa mitbeteiligten nterefien, nützlich ver- 
wendet find. Denn darüber fann ein Zweifel nicht beftehen, daß der Be- 
griff der Anftalt oder der befonderen Anftalt nach der Willensmeinung der 
Verfaſſung nur bei natürlichen Wafjerftraßen eine Rolle fpielt, nicht bei den 
fünftlihen, die ſelbſt Anftalten ! find. 

Sit der Fanalifierte Main aber nach wie vor eine natürlihe Wafjer- 
ftraße im Rechtsſinne und find nicht alle zur Verbefferung des Fahrwaflers 
ausgeführte Bauten, fondern nur die Staumwerfe und Schleufen „befondere 
Anjtalten“, fo können nur die Koften der letteren der Abgabenberechnung 
zu Grunde gelegt werden. Alsdann müßten von dem Anlagefapital der 
Imalifierten preußiſchen Mainftrede, allein für die nad) 1883 ausgeführten 
Aahrwafferverbefjerungen, etwa 1,8 Millionen ME. ausgefhieden werben ?., 
Bon dem auf 52 Millionen veranfchlagten Baufapital, welches für die 
Ranalifierung der Moſel von Perl bis Coblenz erforberlih wäre, würden 
etwa 10 Millionen nicht auf die Stauanlagen, fondern auf die Berbefjerung 
der zwifchen ihnen liegenden Flußftreden entfallen. Das Baufapital der 
Ianalifierten Oder zwifchen Kofel und der Neißemündung entfällt zu etwa einem 
Dritteil nicht auf Stauanlagen. In dem jegigen 67 km langen Elbe — Trave- 
Kanal liegen rund 25 km ſchiffbarer Flüffe, der Trave, Wakenitz und Stedenig ®, 
Vie Aptierung diefer Flüffe für den neuen Großſchiffahrtsweg gefhah nicht nur 


! Im Sinne der Bollvereindverträge. 

? Der von den vier Uferftaaten am 1. Februar 1883 abgeichloffene Main- 
Ionalifierungsvertrag unterfcheidet in Art. 5 ausdrücklich „Kanalifierungswerfe* 
und „Fahrwafler”. 

3 Die letztere war von jeher, ſchon vor ihrer im Mittelalter erfolgten Kanali— 
herung, oder vielmehr Ausftattung mit Staufchleufen, ſchiffbar. 
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durch Anftauung, fondern in fehr bedeutendem Umfange auch durch Ber- 
breiterung und Vertiefung. Die Trave wurde von etwa 30 m Wafjerfpiegel- 
breite und 2,5 m Tiefe auf 39 und 3,5 m, die Stedeni von 11 bis 14 m 
Breite und 0,4 bis 0,8 m Tiefe auf 32 und 2,5 m gebradt. Es fällt 
ſchwer, an eine Rechtsfiktion zu glauben, derzufolge die fo ftarf veränderten 
Flüſſe oder Flußftreden — ganz abgejehen von ihrer Anftauung — natür- 
lihe Waſſerſtraßen geblieben fein und daß die Veränderungsbauten nicht als 
„Anftalten“ oder „befondere Anftalten“ gelten follen. 

Wenn dur das von Natur fhiffbare Haff, und zwar auf einer Linie, 
in welcher die urfprüngliche Tiefe von 0,70 bis 2,50 m fchwanfte, ein Unter- 
wafjerfanal mit 6,50 m Tiefe zwifchen der Pregelmündung und Billau ge- 
baut worden ijt, fo widerfpricht e3 einem unbefangenen Sprachgefühl, diefe 
in ein flaches Seebecken eingefchnittene, nah Süden durch einen langen 
Damm gefhügte Wafferftraße noch als „natürliche“ zu bezeichnen oder ihr 
die Eigenfhaft ala fchiffahrtsförderliche Anftalt abzufprechen. 


8 2. 
Abgrenzung der Begriffe nah grammatiſcher Interpretation. 


Das entfcheidende Begriffsmerfmal der natürlihden Wafferftraße und 
des natürlichen Hafens — der einfacheren Darjtellung wegen wird in den 
folgenden Ausführungen nur nod von den Waſſerſtraßen ausdrücklich ge- 
fproden werden — ift nad dem Sinne und Wortlaut der Berfaflung nicht 
der tatfählihe Gebrauch für Schiffahrtszwede, fondern die Möglichkeit eines 
folden. Der Begriff der natürlichen Waſſerſtraße dedt ſich alſo mit dem- 
jenigen des öffentlihen Fluffes in einem großen Zeile von Deutſchland, 
namentlich im Gebiete des Preußifchen Allgemeinen Landrechts!, welches in 








! In anderen NRechtögebieten Deutfchlands find aud die von Natur flöhbaren 
Flüffe öffentlih und deshalb in der Hand des Staated. Die Bundes: und Reichs- 
verfaffung will aber den Begriff der natürlichen Wafferftraßen in Art. 54 Abf. 4 
auf die fchiffbaren Gewäſſer befchränfen, wenngleich fie die auf den Ießteren be- 
triebene Flößerei den Bejtimmungen diejes Artifelö mitunterwirft. Die Verhältnifſe 
der nur flößbaren Wafferläufe find von Reichs wegen, foweit fie das Gebiet mehrerer 
Bundesftaaten berühren, unter dem Gefichtöpunfte der Abgabenfrage durch das 
Bundesgejeg vom 1. Juni 1870 beſonders geregelt worden. 

Die Frage, mas die Verfaffung unter „natürliden Waſſerſtraßen“ veritanden 
habe, ift ſchon im Jahre 1870 zweifelhaft geweien. Ein — von Delbrüd nicht 
mitvolläjogener — Bericht der Bundesratsausſchüſſe für Zoll- und Steuerweien und 
für Juftizwefen über Flößereiabgaben auf der Werra und Saale vom 13. September 
1870 bezeichnet es als „nicht unwahrjcheinlid, daß der Berfaffung die Vorſchriften 
des preußifchen Rechts zugrunde liegen”; womit gelagt werden follte, daß die öffent- 
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$ 38, Teil II, Tit. 15 fagt: „Die Nutungen folder Ströme, melde von 
Natur fhiffbar find, gehören zu den Regalien des Staates.” Im Gegen: 
fage hierzu macht das bayrifche Gefe vom 28. Mai 1852 durch die Be— 
ftimmung in Art. 2: „als öffentliche Flüffe werden diejenigen betrachtet, 
welhe und foweit fie zur Schiffahrt oder zur Floßfahrt mit gebundenen 
Flößen dienen“ den Begriff des öffentlichen Fluſſes nicht von der Fahrbar- 
feit, fondern von der Befahrung abhängig. Zwar follen nad dem Schluf- 
fabe des $ 2a. a. O. „Flüffe, welche aufhören, zur Schiff: und Floßfahrt zu 
dienen, dadurd die Eigenfchaft öffentlicher Gewäſſer nicht verlieren“ ; aber 
diefer Vorbehalt gilt nur für die Zeit nach dem Inkrafttreten jenes Gefeßes. 
Hiernach können in Bayern auch nichtöffentlihe Flüffe natürlihe Waſſer— 
firaßen im Sinne der Reichsverfaſſung fein. Denn es wäre an ſich möglich, 
dat ein Fluß die Eignung als Schiffahrtsſtraße im Jahre 1852 beſaß und 
heute noch bejigt, obwohl er in jenem Jahre der Schiffahrt tatfächlich nicht diente. 

Die Anwendung des Begriffs der natürlihen Sciffbarfeit ift bei den- 
jenigen Gewäfjern, auf melden eine Schiffahrt nicht oder nicht mehr befteht, 
zuweilen ſchwierig. Es kann unter Umftänden zweifelhaft fein, ob ein Ge— 
wähler überhaupt oder auf gewiſſen Streden als fchiffbar und demgemäß als 
natürliche Waſſerſtraße anzufehen iſt. Der Umftand, daß es früher der 
Schiffahrt gedient hat, kann nicht ohne weiteres als Beweismittel hierfür 
gelten. E3 gibt in Deutfchland zahlreiche Heine Flüffe, die im Mittelalter 
und noch bis ins 19. Jahrhundert hinein als Sciffahrtsmege benußt 
wurden, weil fie troß der geringen Tragfähigkeit der Fahrzeuge und troß 
der hohen Koften des Schiffszuges immer noch eine billigere Beförderung 
ermöglichten, als die ſchlechten und unbefeftigten Landwege. Dieſe Flüfje 
haben ihre Verkehrsbrauchbarkeit eingebüßt, nicht weil die natürliden Voraus— 
ſetzungen des Schiffsbetriebes fich geändert hätten, fondern weil die Anfprüche 
des Verkehrs fich gefteigert haben und zuerft durch Kunftitraßen, fpäter durch 
Eiſenbahnen beſſer befriedigt werden fonnten. Beifpiele für diefe Entwidlung 
einer natürlichen Waflerftraße zum Privatfluffe find die Sieg, die Fulda und 
Berra, die noch im vorigen Jahrhundert bis Eitorf, Hersfeld und Wan- 
fried aufwärts befahren wurben und jeßt feit langer Zeit — die Fulda 
auf der Strede oberhalb Caſſel — feine oder fo gut wie feine Schiffahrt 
baben!. Die Perfante in Hinterpommern wurde im 18. Jahrhundert 


hen Flüſſe im Sinne des Preußifhen Landrechts in Art. 54 gemeint jeien. 
€ erfcheint auffallend, daß man ſchon damals zu einer ficheren Feitftellung ber 
geieggeberifchen Willendmeinung nicht gelangen Fonnte. 
Reichstag 1870, Drudiade 137, ©. 18 u. 24. 
I Bgl. Bericht der Agrarfommilfion des Preußiſchen Abgeordnetenhaufes vom 
21. März 1895, Drudiahen Nr. 97 S. 10. Wefer und Ems. Im Auftrage des 


44 IIl. Gegenftand der Abgabenerhebung. 


zwifchen Körlin und Kolberg mit Frachtſchiffen befahren; heute gilt fie als 
Privatfluß. Auf dem die mafurifhen Seen mit dem Narem verbindenden 
PVifjeffluffe hat die noch vor 100 Jahren betriebene Schiffahrt längft auf- 
gehört. Im Mittelalter diente fogar die Hörfel, ein Nebenfluß der Werra, 
die in die Aller fließende Dder und die Sorge in Weftpreußen zwifchen 
Baumgartd und Chriftburg der Schiffahrt!. Man begnügte fih mit fehr 
Heinen Fahrzeugen und mit einer periodifchen, für verhältnismäßig kurze 
Zeiträume eintretenden Verkehrsmöglichkeit. 

Die Eigenschaft des „öffentlichen Fluſſes“ und der „natürlichen Waſſerſtraße“ 
ift alfo nicht lediglich von der Wafjermenge, dem Gefälle, der Breite und Tiefe 
des Flußbettes und von fonjtigen hydrographifchen Verhältniffen, fondern auch 
von dem Stande der volf3wirtfchaftlichen und verfehrstechnifchen Entwidlung 
abhängig. Die Grenze zwifchen den ſchiffbaren und nichtſchiffbaren natür- 
lichen Gewäſſern hat fi im Laufe der Zeit — fomweit die kilometriſche Er- 
ftrefung beider Gruppen in Betracht fommt — immer mehr zugunften der 
letzteren verfchoben. 

Mill man alfo die ald Bemweismittel gewiß in erfter Reihe wertwolle 
Tatfahe der Ausübung des Schiffahrtbetriebes zur Feltftellung der Eigen- 
ſchaft eines Gewäſſers als „natürlihe Waſſerſtraße“ benugen, fo würde 
man bei den heute nicht mehr befahrenen Gewäſſern nicht zu weit in die 
Vergangenheit zurückgreifen dürfen. 

Anderſeits könnte man ebenſowenig die Gegenwart ohne weiteres zu— 
grunde legen. Sonſt müßte man dem Oberrhein zwiſchen Bafel und Straß— 
burg?, der Donau oberhalb Regensburg, der Ruhr, dem größten Teil der 





preußifhen Waſſerausſchuſſes herausgegeben von 9. Keller. Bb II ©. 372 ff., 
437 ff. 

ı Mefer und Ems, Bd. IV ©. 298. 

? Brofeffor Rehm in Straßburg Hat in Nr. 73 der „Münchener Neueften Nach— 
richten“ einen Auffag „Sciffahrtsabgaben und Reichäverfaffung“ veröffentliht, in 
welchem er ausführt, Sciffahrtsabgaben auf dem Rhein oberhalb Straßburg bis 
Bajel würden im Falle der Berbefferung dieſer Stromftrede für Schiffahrtszwecke 
zuläffig fein; denn dort Handelt es fi nicht um den Ausbau einer natürlichen 
Waſſer ſtraße, jondern um die „Schaffung einer Fünftlihen aus einem natürlichen 
Waflerlauf‘. Was den Fluß zur Waflerftraße made, fei die Eignung als 
Verkehrsweg, und dieje fehle dem Oberrhein von Natur. 

Tatfächlich ift diefe Eignung jahrhundertelang — unter den damaligen volks— 
wirtfchaftlihen Vorausfegungen und Berhältnifien — bis etwa zur Mitte des vorigen 
Jahrhunderts vorhanden geweſen. Ob fie heute wirklich verloren gegangen ift, er- 
fcheint mindeftens zweifelhaft. Ein unternehmender Reeder aus Duisburg hat jeit 
einigen Jahren die Fahrt nah Baſel aufgenommen. Er hat damit bewiejen, daß 
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Lahn und einem großen Teil des Nedar — um nur einige Beifpiele zu 
nennen — die Eigenfhaft als natürlihe Waſſerſtraße! abfprehen, mas 
weder mit den Auffaffungen der beteiligten Kreife noch auch mit den 
lebendigen Überlieferungen des Werfehrslebens vereinbar wäre. Es ift 
ferner zu berüdfichtigen, dab die Eigenfhaft als öffentlicher Fluß oder 
natürliche Waſſerſtraße im Rechtsfinne dadurch nicht verloren geht, daß die 
Ausübung der Schiffahrt durch menfchlihe Eingriffe, etwa Wafjerableitung 
oder Einbau von Triebwerfen, tatſächlich behindert ift. 

Aber auch abgejehen hiervon würde bei ausschließlicher Berüdfichtigung 
der gegenwärtigen Berhältniffe immer noch die Schwierigfeit beftehen 
bleiben, daß ein ficherer und allgemein anwendbarer Maßſtab für die An- 
forderungen, welche an die Verkehrsbrauchbarkeit eines Gewäſſers unter dem 
Gefihtspunfte der „natürlichen Waſſerſtraße“ zu ftellen find, faum zu finden 
it. Es fann für den Begriff der Schiffbarkeit eines Gewäſſers nicht 
genügen, daß auf ihm irgendwelche Fahrzeuge von beliebiger Größe, mit 
beliebig fleiner Ladung in irgendwelcher Jahreszeit auf irgendwelche Ent: 
femungen bewegt werben fönnen oder auch bewegt werden. Es müljen 
vielmehr die natürlihen Vorbedingungen für einen wirtſchaftlichen Sciff- 
fahrtöbetrieb zur Beförderung von Gütern oder Perfonen — im Sinne der 
Befriedigung eines Verkehrsbedürfniſſes — gegeben fein. 

Nur wegen ihrer Eigenfchaft als Verkehrsſtraßen hat das Deutjche 
Recht die ſchiffbaren Flüffe dem Staate vorbehalten und nur wegen des 
Nangels diefer Eigenſchaften die nicht ſchiffbaren den Privaten überlafjen. 
Das Recht war hier der Ausdrud eines wirtfchaftlihen Bedürfniſſes und 
vie Form feiner Bejriedigung. 

Es Iafjen ſich aber feine feiten Normen darüber aufitellen, welchen 
Anforderungen — namentlih in bezug auf die Größe der verwendbaren 
Betriebsmittel — ein Gewäſſer genügen muß, um als Verfehrsjtraße oder 
‚natürliche Wafjerftraße” zu gelten. Im preußifchen Waſſergeſetzentwurf 
von 1894 ift zwar duch eine Beſtimmung in $ 61 zum Ausdrud gebradt, 
daß „das Befahren mit Kähnen oder ähnlichen fleinen Fahrzeugen“ der 
Schiffbarfeit nicht gleichftehen foll; aber die Grenze zwifchen den Begriffen 
„Kahn“ und „Schiff“ ift auch fehr zweifelhaft. Zwiſchen Königsberg und 
den Wafferläufen im Mündungsgebiet des Memelfluffes verkehren zahlreiche 


man mit Schiffen dorthin kommen fann; unter welchem Aufwande von Betriebs— 
often, fann allerdings niemand wiſſen als er jelbit. 

Im Sinne der Reichäverfaffung. Die Zugehörigkeit diefer Flüffe zu der 
Kategorie der „öffentlichen“ richtet fi) natürlich nad) den Partikularrechten. 
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Heine Frachtfahrzeuge, die fogenannten Timberfähne, mit einer Tragfähigkeit 
von 5—20 Tonnen; dort find alfo auch die für ſolche Kähne zugänglichen Ge- 
wäfler noch „Waſſerſtraßen“. Dagegen hat die für Schiffe von 170 Tonnen 
fahrbare und früher außerordentlich ſtark befahrene Ruhr — infolge des 
Abbaues der Kohlenflöge im Ruhrtal und des Wettbewerbs der Eiſen— 
bahnen — jede Verfehröbrauchbarkeit verloren; fie iſt feit langer Zeit tat- 
fählih ohne Schiffahrt. Anderfeit3 wird mit Fahrzeugen derſelben Größe, 
wie fie auf der Ruhr verkehren könnten, auf dem Finowfanal ein außer- 
ordentlich lebhafter, die Leiftungsfähigfeit der Mafjerftraße voll beanfpruchender 
Verkehr von mehr als 2 Millionen Tonnen jährlih unterhalten. Man 
fieht Hieraus, wie fehr die wirtfchaftlihen Bedingungen des Schiffahrt: 
betriebes zeitlih und örtlich ſchwanken, und mie bevenfli es wäre, aus 
der tehnifhen Möglichkeit der Benugung von Fahrzeugen einer beftinmten 
Größe oder Bauart allgemein gültige Schlüffe auf die Sciffbarfeit eines 
Gemwäfjers zu ziehen. 

In Preußen ift e8 während der legten Jahre mehrfach vorgefommen, 
daß Flüffe dur die Rechtſprechung für fchiffbar erklärt worden find, melde 
feit langer Zeit nit mehr der Schiffahrt gedient hatten. Dies gilt 
namentlid von der Drewenz bei Straßburg in Weftpreußen, von der Küddow 
von Schneidemühl big zur Mündung in die Nee und von der Wipper ober: 
halb Rügenwalde. 

Die Begründung eines für Preußen im Fahre 1840 aufgeitellten 
Gejegentwurfs! „über Strom: und Uferpolizei der öffentlichen Flüſſe“ fagt 
jehr zutreffend: „Der Begriff der Sciffbarfeit ift in der Anmwendung ein 
relativer, der nach ineinander übergehenden Abftufungen an Gültigkeit ab- 
nimmt und fich verliert.” Deshalb hatte der Entwurf den Ausweg gewählt, 
daß die Eintragung in ein Verzeichnis über die Zugehörigfeit der Gewäſſer 
zur Klaſſe der ſchiffbaren und öffentlichen entfcheiden follte. Diefen Ge- 
danken bat der preußische Waffergefegentwurf von 1894 wieder aufgenommen ; 
jedoh mit der Beitimmung, daß „lediglich die der öffentlichen Schiffahrt 
dienenden Wafjerläufe” in das Verzeichnis einzutragen feien. 

Die Grenzbeftimmung zwifhen natürlihen Wafjerftraßen und den nur 
der Borflut dienenden Wafjerläufen oder — im Sinne des Preußifchen 
Landrechts — zwifchen öffentlichen und Privatflüffen hat für die Anwendung 
der Vorfehriften des Art. 54 der Neichöverfafjung über die Finanzierung 
von Wafjerbauten durch Schiffahrtsabgaben wichtige Folgen, welche aller- 
dings ebenfo wie diejenigen des Überganges von der natürlichen zur fünft- 


’ Bol. unter III B 2. a. 5 4 S 83 bis 85. 
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lihen Wafjerftraße nur in dem Falle eintreten, wenn man die Eigenfchaft 
als Subftrat der Abgabenerhebung auf gewiffe Arten von maflerbau- 
technischen Vorkehrungen befchräntt. 

Wird bei einem von der Schiffahrt tatſächlich nicht benutzten Gewäſſer 
die Frage der theoretiſchen Sciffbarfeit verneint, fo ift die in einem folchen 
Gewäfjer durch Baggerungen, Felsfprengungen, Buhnen und fonftige Ein- 
Ihränfungswerfe hergejtellte Fahrrinne eine künſtliche Waſſerſtraße, deren 
Koften durch Schiffahrtsabgaben im vollen Betrage gedeckt werben bürfen. 
Wird aber jene Frage bejaht, fo find diefelben Baggerungen, Felsjprengungen 
und Einſchränkungswerke nah der. Meinung derjenigen, welche ſolchen 
Waſſerbauten die Eigenfchaft von befonderen Anftalten im Sinne des Art. 54 
nit zuerfennen, als Grundlage für die Erhebung von Schiffahrtsabgaben 
ungeeignet; fie müfjen entweder ohne Anspruch auf gebührenmäßige Gegen- 
leiſtung hergeſtellt werden oder ganz unterbleiben. 

Im Falle der Kanalifierung eines folden Gewäſſers würde es dagegen 
für die Finanzierung nicht darauf anfommen, ob man es als fdilfbar 
anjehen will oder nicht, fofern Stauanlagen ſowohl befondere Anjtalten find 
auh ald die Umwandlung einer natürlihen Wafferftraße in eine fünftliche 
herbeiführen. 

Es handelt fich bei diefen Erwägungen nicht etwa um gegenftandslofe 
theoretiſche Möglichkeiten, fondern um Fragen, bie fehr leicht eine praftifche 
Bedeutung gewinnen fünnen. Bei mehreren tatfächlich verfehrslofen Ge- 
wäjlern, deren Schiffbarkeit zweifelhaft ift, find Beftrebungen wegen Her- 
#elung oder Verbefjerung einer Wafjerftraße hervorgetreten. Die wichtigften 
zäle diefer Art würden bei der oberen Donau und dem oberen Rhein 
möglihermeije eintreten, ſchon jet ift über die Frage, ob der Oberrhein 
wiihen Bafel und Straßburg als natürliche Wafferftraße gelten kann, eine 
Rontroverfe entftanden!. 


8 8. 
Übergang des einen Begriffs in den anderen. 


Zu denjenigen Schwierigkeiten, welche bei der Anwendung des Begriffs 
der natürlichen Waſſerſtraße deshalb entftehen, weil derjenige der Schiffbarkeit 


! Bol. Anm. 2 ©. 44. Der Anfiht ded Straßburger Profefford Rehm, der 
den Rhein nur bis Straßburg aufwärts als natürliche Waflerftraße anerkennen 
will, it in der Preſſe lebhafte Gegnerfchaft entftanden. Vgl. insbejondere einen in 
den „Münchener Neueften Nachrichten“ vom 3. März 1905 Nr. 104 erſchienenen 
Artilet des Ingenieurs Gelpke in Bafel, des unermüdlichen Borkämpfers für den 
Laſchluß diefer Stadt an die Rheinſchiffahrt. 
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unficher und nicht nur zeitlich, fondern auch örtlich verfchieden begrenzt ift, 
fommen weiter noch die Zweifel über die Einwirfung, welche die fünftliche 
Steigerung der durch die Natur dargebotenen Schiffbarkeit auf die Erhaltung 
des erjteren Begriffs etwa ausübt. 

Bei Erörterung diefer Zweifel ift davon auszugehen, daß die Frage, 
ob eine natürliche Wafjeritraße dur ſtarke Veränderungen ihres urjprüng: 
lichen Zuftandes zu einer künſtlichen werden fann, in erfter Reihe eine Frage 
des Sprachgebrauchs iſt. Denn es handelt fi) hier um die Auslegung des 
Art. 54, und es fommt weſentlich darauf an, wie der Geſetzgeber die in 
Betraht kommenden Begriffe aufgefaßt hat. Bis zum Bemweife des 
Gegenteils — und diefer Beweis ift nicht zu führen — muß an- 
genommen werden, daß der Geſetzgeber fich bei der Wahl feiner Ausprüde 
lediglih im Nahmen des allgemeinen Sprachgefühls und Sprahgebrauds 
bewegte. 

Hiernah muß unterfucht werden, ob es dem allgemeinen Spracdhgefühl 
entſpricht, eine natürlide Waſſerſtraße deshalb, weil fie es urſprünglich 
war, für alle Zeit jo zu bezeichnen, ober ob es vielmehr vom Standpunkt 
der Sprahbildung richtiger ift und näher liegt, eine ſolche Wafferftraße, 
wenn fie durch Menſchenhand fo ſtark verbefjert ift, daß der Anteil der 
Kunft an ihrer Verkehrsbrauchbarkeit den der Natur überwiegt, nach ihrer 
überwiegenden Eigenfchaft zu benennen. Man fann die Frage allgemein 
etwa dahin jtellen, ob der Sprachgebrauch fih in der Art und nach der 
Richtung betätigt, daß ein Gegenitand, dejjen urfprünglicher Charakter durch 
die mit ihm vorgenommenen Beränderungen in den Hintergrund getreten 
ift, nur nad der vorherrichenden und für die Gegenwart charaftertftifchen 
Eigenfchaft bezeichnet wird. Dieje Frage ift zu bejahen. 

E3 gibt in Preußen nur noch ſehr wenige oder vielleiht auch gar 
feine Wege, die fi völlig im natürlichen Zuftande befinden. Faft überall 
beruht die VBerfehrsbrauchbarkeit der Straßen mehr oder weniger auf menſch— 
licher Arbeit. Man bezeichnet aber gewiſſe Straßen mit dem zuerft in der 
Königlihen Verordnung vom 17. März 1839! vorfommenden Ausdrud 
Kunftftraßen, weil der Anteil der Kunft an ihrer Verkehrsbrauchbarkeit ein 


befonders großer ift. Eine Straße kann durch befjeren Ausbau zur „Kunft- 
itraße” werden. 


Einen Staat, defjen volfswirtfchaftliche Entwidlung ſich im mwefentlichen 
nod auf der Stufe des Aderbaues befindet, bezeichnet der Sprachgebrauch 


ı Breuß. Gei.S. S. 80. Vgl. auch Geſetz vom 20. Juni 1887, Gef.S. S. 301. 
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ald Agrarſtaat. Ein Agrarſtaat kann ein gewiſſes Maß von Induſtrie 
befigen, ebenfo wie eine natürlihe Wafjerftraße ein gewiſſes Maß von 
Veränderungen durch Strombauten erfahren haben fann. Wenn aber die 
induftriellen Intereſſen die agrarifchen zu überwiegen beginnen, fo tritt ein 
jolder Staat — im Sinne des Sprachgebrauchs — in die Reihe der 
‚nduftrieftaaten über. Der Umitand, daß die Grenzen diefer Begriffe 
füffie find, und daß der Zeitpunkt des Überganges von dem einen in den 
anderen fich nicht genau bejtimmen läßt, ändert an der Feſtſtellung des 
Sprachgebrauchs nichts. 

Man fpriht von Ländern und Völkern als von fatholifchen und 
ewangelifhen, weil die eine oder die andere Religion dort vorherrjcht und 
dem geiltigen Leben das Gepräge gibt. 

Die Zahl diefer Beifpiele ließe fich noch fehr vermehren. Wenn der 
Sprachgebrauch zwifchen Polizeiftaat und Rechtsſtaat, zwifchen abfoluter und 
tonftitutioneller Monarchie, zwifchen fatholifchen und evangelijchen Ländern 
unterſcheidet, fo find das alles relative Begriffe; ebenfo relativ wie diejenigen 
der natürlihen und Ffünftlihen Waflerftraße und ebenfo geeignet, ineinander 
überzugehen. 

Als Zeugnis dafür, daß dem unbefangenen Sprachgefühl die Möglichkeit 
diefes Überganges gegeben erſcheint, mag auch nod eine Bemerkung des 
Lrofeſſors Gothein in dem Buch über die gefchichtliche Entwidlung der 
Rheinihiffahrt im 19. Jahrhundert S. 306°: 

In der Zeit, wo die Staaten die größten Auslagen für die Schiffahrt 
auf jih nahmen, wo fie den natürlichen Flußlauf zu einem fünjtlichen 
ummandelten, haben fie grundfäßlich und verfafjungsmäßig auf Einnahmen 
verzichtet“ 
und eine Außerung des Abgeordneten von Eynern im Preußifchen Abgeordneten- 
baufe am 4. Mai 1904°: 
„Wenn man an dem größten Kanal der Welt wohnt und den ganzen 
Segen diefes großen Rheinkanals — er ift ja faft fanalifiert — dieſer 
großen Waſſerſtraße erkennt uſw.“ 
angeführt werben. in ähnlicher Weife bemerkt Nafje in feiner Arbeit „Der 
Rhein als Waſſerſtraße“ ©. 21°: 

„Der jegige Zujtand des Rheins ift durchweg das Produft menfchlicher Arbeit.“ 

Ein bemerfenswertes Zeichen für die hier erörterte Tendenz des Sprach— 
gebrauhs und das ihm eigentümliche Streben nad) Kürze ift die Gepflogenheit, 


! Schrift. d. Ber. f. Socialpol. CI. Schiffahrt d. deutich. Ströme. 11. 

? Stenogr. Berichte S. 4830. 

®? Schrift. d. Ber. f. Socialpol. CH. Schiffahrt d. deutſch. Ströme. III 
Edriften CXV. — GErfter Teil. 4 
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die fich in den Kreifen der Schiffahrtsinterefjenten hinfichtlich der Bezeichnung 
künſtlich verbefjerter Waſſerſtraßen, insbefondere auch kanaliſierter Flüſſe 
herausgebildet hat. Der Rhein hat auf ſeinem Unterlauf eine Anzahl 
von Nebenarmen, die infolge von Durchſtichen oder ſpontanen Durchriſſen 
aufgehört haben, Beſtandteile der durchgehenden Fahrſtraße zu ſein und nur 
noch den Zugang zu den ehemaligen Uferplätzen vermitteln. Wegen dieſer 
letzteren Eigenſchaft werden ſie als Nebenwaſſerſtraßen unterhalten, was 
nach dem Aufhören der Spülung des durchgehenden Stromes nur durch 
zeitweilige Baggerungen möglich iſt. Ihre Schiffbarkeit beruht infolge 
deſſen jetzt überwiegend auf menſchlicher Tätigkeit und mit Rückſicht hierauf 
werden ſie kurzweg „Kanäle“ genannt. Das bier Geſagte gilt von den 
Zugangswafjerftraßen vom Hauptjtrome nah Neuß, Rheinberg und Kleve, 
welche nicht nur im Volksmunde, fondern aud im amtlichen Verkehr und 
auf den Karten „Erftlanal“, „Rheinberger Kanal“ und Spoyfanal genannt 
werden. Die Bezeihnung Spoyfanal findet nicht nur auf den eigentlichen 
Kanal zwiſchen Kleve und Brienen, fondern in weiterem Sinne auch auf den 
alten Rhein von Brienen bis Schenfenfhanz Anwendung. Man nennt den fanali: 
fierten Main!, die fanalifierte Ems, die fanalijierte Yinom? furzweg den 
„Kanal“ und die Schiffahrtsabgaben „Kanalgebühren“. Die beiden leßteren 
Waſſerſtraßen find allerdings Beltandteile von Schiffahrtswegen, die zum 
anderen Teile aus gegrabenen Kanälen bejtehen; beim Finowkanal ift der 
fanalifierte Fluß, beim Dortmund—Ems-Kanal der gegrabene Kanal ver 
Zängenausdehnung nad überwiegend. Der Sprachgebrauch unterjcheidet 
weder zwiſchen dieſen Beftandteilen, noch berüdjichtigt er beim Main den 
urfprünglichen Zuftand des Fluſſes; er vollzieht hiermit den Übergang ver 
Begriffe. Die von jeher ſchiffbar geweſene Emfter, ein unweit Brandenburg 
mündender linfjeitiger Nebenfluß der Havel wird nicht nur von der Bevölfe- 
rung, fondern aud auf den Zandfarten und von den Behörden ala „Emfter- 
fanal“ bezeichnet, weil und feitdem fie vor 30 bis 40 Jahren eine aus- 
giebige Verbefjerung durch Regulierungswerfe — Baggerungen und Begradi- 
gungen — erfahren hat. 

Auch der Staatsfelretär Graf Poſadowski geht bei feiner Erklärung 
im Neichstage am 12. April 1904 von der Annahme aus, daß jener 
Übergang an ſich möglich fei. Er fagte®: 
| ı Eine Probe dieſes Sprachgebrauchs findet ſich 3. B. in einer Zuſchrift „Bom 
bayrifhen Mainfchifferverband“ in der eitichrift „Der Niederrhein‘ vom 4. Januar 
1906 ©. 3. 

2 Die Finow war ſchon vor ihrer Kanalifierung für die damals üblichen 
Heinen Fahrzeuge ſchiffbar und wurde aud tatfählid als Schiffahrtsweg benugt. 

3 Stenographifche Berichte S. 2018. 
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„Was zunächſt die natürlihen Wafjerläufe betrifft, jo werden Sie mir 
zugeitehen, daß unter Umftänden ein natürlicher Wafjerlauf ſtreckenweiſe 
folde Veränderung erfahren fann, daß er — unter Umftänden fage ih — 
den Charafter einer fünftlihen Waſſerſtraße annimmt.“ 

* * 

Den entgegengeſetzten Standpunkt vertritt insbeſondere Prinz Ludwig 
von Bayern, der in der 15. Hauptverſammlung des Vereins für Hebung 
der Fluß- und Kanalſchiffahrt in Bayern am 18. Juni 1905 — nach 
dem Bericht der Kölniſchen Zeitung — ausführte: 

„Wie Sie alle wiſſen, bin ich ein Gegner der Binnenſchiffahrtsabgaben. 
Ich möchte, daß auch auf den fünftlihen Waſſerſtraßen feine Abgaben 
erhoben werden und felbjtverjtändlih auf den natürlihen Waſſerſtraßen 
erſt recht nicht. Es fragt fih nur, was man unter natürlichen und 
unter fünftlihen Wafjerftraßen begreift. Meiner Anfiht nad ift jeder 
Fluß, gleichviel ob er durch Längsbauten, Einengungen, Buhnen uſw., 
oder ob er durch Oberbauten, fünftliche Anjtauungen, was man gewöhnlich 
Kanalifation nennt, reguliert wird, ein Fluß nad wie vor und eine 
natürliche Waſſerſtraße und feine fünftliche.“ 

Auf einen Äähnlihen Standpunft ftellt fih Schumader, indem er fagt!: 
„gumal da zu der Zeit, auf welche der Artifel 54 der Reichsverfaſſung 
zurüdgeht, noch nicht an jo großartige Regulierungsmerfe, wie fie heute 
an der Tagesordnung find, gedacht wurde, jo ift zweifellos der Gegenſatz 
zwiichen natürlichen und fünftlihen Wafferftraßen vom Geſetzgeber ala 
abjoluter Gegenfat gedacht worden: natürliche Wafferftraßen find diejenigen, 
welhe durch die Natur gegeben find, Fünftliche diejenigen, welche erft 
durh die Kunft des Menfchen gefchaffen werden. Ein Übergang des 
einen Begriffs zum andern iſt ausgejchloffen. Die urwüchſige Eigenfchaft 
der Natürlichkeit vermag hier Menfchenwerk nicht zu befeitigen. Jeder 
tehnifhe Ausbau eines Flußbettes, mag er auch noch fo großartig fein, 
ift daher rechtlich nicht von mejentlicher Bedeutung; ein Fluß bleibt, was 
er war, eine natürlide Waſſerſtraße. Würde durh Eingreifen des 
Menihen in den Lauf eines Stromes feine Natürlichkeit aufgehoben, fo 
jähe man zu der rabifalen Konfequenz fich heute genötigt, das VBorhandenfein 
ſchiffbarer natürlicher Wafjerftraßen ganz in Abrede zu ftellen, was aud) 
den Regeln juriftifcher interpretation, die ftetS auf logiihe Erhaltung 
im Gejege ausgefprochener Gegenfäge bedacht fein fol, nicht entſprechen 
würde. 


! Bur Frage der Binnenfciffahrtsabgaben S. 136. 
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Aus Ähnlihen Gründen muß auch die verfuchte fünftliche Begriffs: 
fpaltung von der Hand gemwiefen werden, nad der eine fanalifierte oder 
regulierte Waſſerſtraße zwar für die Schiffe, die auf ihr auch vor der 
Regulierung bereits fahren fonnten, eine natürliche bleibt, dagegen für 
alle anderen Fahrzeuge von größerer Bauart zu einer fünftlichen wird. 

Auf allen Strömen und Flüffen können daher nicht ohne weiteres, 
wie auf fünftlihen Wafjerftragen, Abgaben erhoben werden, jondern nur 
für die „Benugung bejonderer Anftalten, die zur Erleichterung des 
Verfehrs beitimmt find.“ 

Demgegenüber ijt jedoch der Standpuntt des allgemeinen Sprachgebrauchs 
als der für die Unterfuhung der Frage mafgebende feitzuhalten. Die 
Vermutung Spricht dafür, daß der Gefehgeber Begriffe und Ausdrüde im 
Sinne des allgemeinen Sprachgebrauchs anmendet. Der Gegenbeweis für 
eine abweichende Sprachweiſe des Geſetzgebers iſt freilich offen, er iſt aber 
im vorliegenden alle nicht zu erbringen. 

Die von Schumader in Ausfiht genommene radifale Konjequenz des 
Nichtvorhandenſeins natürlider Wafferftraßen liegt nit im Rahmen des 
Sprachgebrauchs, weil diefer weder radikal ijt noch bei der Bezeichnung der 
in einer Entwidlung begriffenen Dinge an ihren urfprünglichen Eigenjchaften 
und Erjceinungsformen haftet. Er entwidelt fi mit diefen Dingen und 
trägt den Veränderungen ihres Wejens Rechnung. Freilih nicht in dem 
Sinne, daß er fie in jedem Stadium der Veränderung mit den ihnen bei- 
wohnenden fombinierten Eigenjchaften bezeichnet. Er fennt feine teilmeife 
fünftlihen Wafjerjtraßen, feine überwiegend fünftlihen Straßen, feine 
hauptſächlich agrariſchen Staaten; das find Befchreibungen oder Charafte- 
rifierungen, aber feine Ausdrüde. Der Sprachgebraud drängt nad Kürze 
der Ausdrucksweiſe; er benennt die Gegenftände gemifchter Art mit ihrer 
überwiegenden, jeweilig charakteriſtiſchen Eigenſchaft. 

Dem Einwande gegen die Begriffsfpaltung ift entgegenzuhalten, daß 
dieje Spaltung — wie bereit3 angedeutet ! — durch den organifchen Zufammen= 
bang der Begriffe Waſſerſtraße, Anjtalt, Benugung und Verkehrserleichterung 
fih notwendig ergibt. Die Eremtion desjenigen Verkehrs, welcher eine 
Waſſerſtraße Schon vor ihrer Verbefjerung benugen fonnte und aud mittelbar 
von diejer Verbejjerung feinen Vorteil hat, ergibt fih aus rechtlichen und 
Billigfeitsgründen ohnehin und ift von der Frage, ob die Stromverbejjerungen 
nad) ihrer Art und ihrem Umfange die Wafferftraße zu einem fünftlichen 
madten, unabhängig. 

Die Anſicht Schumachers wird vielfach geteilt, 3. B. von dem Reichstags: 


! Bgl. UL 1, ©. 40, 
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abgeorbneten Gothein in einem Vortrage vor dem Zentralverein für Binnen- 
Ihiffahrt am 9. Dezember 1903! und von Profefjor Rehm in Straßburg, 
der in den „Münchener Neueften Nachrichten” vom 14. Februar 1905 für 
die natürlihen Wafferftraßen den character indelebilis in Anfprud nimmt. 
Auch Profeſſor Wiedenfeld fteht auf demfelben Standpunfte ?. 

x a * 

Eine Zwiſchenſtellung nimmt Profeſſor Löning ein, der ſich in einem 
Aufſatze „Reichsverfaſſung und Schiffahrtsabgaben“ im zehnten Jahrgange 
der Deutſchen Juriſtenzeitung 1905 Nr. 6 zur Sache geäußert hat. Er 
ſagt zunächſt: 

„Ber unbefangener Betrachtung wird aber darüber ein Zweifel nicht be— 
itehen, daß die Neichöverfaffung ſämtliche jchiffbare Wafferftraßen in 
zwei fcharf von einander getrennte Klafjen einteilt, in natürlide und 
fünftlihe, und für beide gefonderte Rechtsnormen aufftellt. Für eine 
dritte Klaſſe, die einen Übergang von natürlichen zu fünftlihen Waſſer— 
ftraßen bilden foll, ift nad) der Reichöverfafjung fein Raum, Dieſe Be- 
griffe find nicht etwa ſolche der Naturwiſſenſchaft oder der Technik, fondern 
fie find Rechtsbegriffe. Es fommt deshalb für die Auslegung der Reichs— 
verfafjung nicht darauf an, was die Naturwiſſenſchaft oder Technik ehemals 
oder heute unter natürlihen und fünftlihen Wafjerjtraßen verftanden hat 
und verfteht, fondern darauf, welche Begriffe die Reichsverfaſſung mit 
diefen Worten verbindet. Es ift Far und unbejtritten, daß fie unter 
natürlihen Wafjerftraßen nicht nur folde verfteht, deren Zuftand und 


I Beitjchrift für Binnenfhiffahrt 1904, S. 67. 

? Archiv des Deutihen Landwirtſchaftsrates, KXIX. Jahrgang, 1905, S. 73 ff. 
Biedenfeld bat, wie Shumader, bei feinen Ausführungen zunächſt nur die 
Binnenwafjeritraßen oder, genauer gefagt, nur die Flüffe im Auge. Das zeigt ſich in 
der von ihm ©. 81 a. a. D. aufgeftellten Thefe: „Die Unregelmäßigfeit der Wafler- 
führung ift technifch das Kennzeichen der natürlichen, die Negelmäßigfeit das ber 
fünftlihen Waſſerſtraße. Techniſch ift alfo der Stand unjerer Ströme in der Tat 
jo geändert worden, dab fie faum noch als natürliche Wafjerftraßen anzufprechen 
find.“ Bon der Waflerführung fann man nur bei einem Teil der Binnenwafler- 
trafen und — infolge des Wechſels der Gezeiten — bei den Seeſchiffahrtsſtraßen 
an der Nordfee jprehen; bei der großen Mehrzahl der eigentlihen Kanäle, bei den 
mafuriihen Wafferftraßen, die faft nur aus einer Seenkette beftehen, bei den Haffen 
und Bodden, ſcheidet der Begriff der Wafferführuug aus. Er ift alfo für bie 
Öruppierung der Waflerftraßen in natürliche und Fünftlihe nad technifchen Geficht3- 
punkten jelbft dann nicht brauchbar, wenn man ſich auf das Gebiet der Binnen» 
ſchiffahrt befchränft. Noch weniger ift er e8, wenn man die Seewaflerjtraßen der 
Dftiee, die Schlei und die jonftigen Buchten und Meeresarme mitberüdfichtigt, wie 
man e3 bei vollftändiger Erörterung des Gegenftandes tun muß. 
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Geftaltung ausfchließlih der Wirkung der Naturfräfte überlafjen werden. 
Natürliche Wafferftraßen in diefem Sinne gibt es in Deutfchland nicht. 
In allen Staaten ift es feit langer Zeit ald Aufgabe des Staates an- 
erfannt, den von Natur eintretenden jchädlichen Veränderungen der Waſſer— 
läufe entgegenzumirfen und durch planmäßige, fünftlihe Beranftaltungen 
den MWafferlauf im Intereſſe der Schiffahrt und der Landesfultur zu ver- 
befjern. Zu diefen fünftlichen Berbefjerungen gehört auch die Herſtellung 
einer für die Schiffahrt genügend tiefen und breiten Fahrſtraße. Wird 
das Flußbett den Einwirkungen der Naturkräfte überlaffen, jo wird der 
Mafferlauf über kurz oder lang feine Eigenfhaft, der Schiffahrt als 
Maflerftraße zu dienen, einbüßen oder wenigſtens in diefer Eigenschaft 
auf das fchwerfte gefchädigt werden. Durh folde planmäßige Ber- 
anftaltungen hört die Wafjerftraße nicht auf, eine natürliche zu fein. 
Freilich find die Anforderungen, welche die Schiffahrt jtellt, nicht zu allen 
Zeiten und auf allen Flüffen die gleihen. Auch wenn es Schiffen, die 
bisher den Fluß nicht befahren fonnten, durch Vertiefung des Flußbettes 
ermöglicht wird, den Fluß als Waflerftraße zu benußen, verändert Die 
Waſſerſtraße ihren Charakter nicht. Nach wie vor durchſtrömt der Waffer- 
lauf innerhalb der Ufer fein natürliches Bett, das, wenn es auch ftreden- 
weiſe tiefer gelegt wird, dadurch nicht zu einem Fünftlichen Bett um- 
geftaltet wird. Bis in die neuefte Zeit ift es unbeftritten gemefen, daß 
eine natürliche Wafferftraße durch eine planmäßige Regulierung, die be- 
zwedt, die Fahrrinne zu vertiefen, zn verbreitern und zu begradigen, nicht 
zu einer fünftlichen im rechtlihen Sinne umgewandelt wird.“ 

In einem Falle, nämlid in dem der Verbefferung des Fahrwaſſers 
durch Stauanlagen, nimmt jedoch Löning den Übergang von der natürlichen 
zur fünftlichen Waſſerſtraße ald möglih an. Er jagt hierüber: 

„Die Kanalifierung, durch welche die natürliche in eine fünftliche Waffer- 
ftraße umgewandelt wird, unterfcheidet ſich fcharf und beftimmt von der 
Regulierung dadurd, daß durch Herftelung von Stauanlagen (Stau: und 
Kammerjchleufen, Nadelwehre ufw.) in Fünftlicher Weife die Befahrung 
der Wafjerftraße nur den Schiffen ermöglicht wird, für melde dieſe Stau- 
anlagen geöffnet werden.“ 

Es ift volllommen richtig, daß die Begriffe der natürlichen und fünft- 
lihen Wafjerfiraße nicht folche der Naturwiffenfchaft und der Technik, fondern 
Nechtsbegriffe find. Aber die letzteren find gerade jo wie die beiden erjteren 
für ihre Verförperung auf den allgemeinen‘ Sprachgebrauch angemwiefen ; 
deshalb iſt diefer zunädhit, und — fofern eine befondere Terminologie des 
Gefeggebers nicht erweislih fein ſollte — endgültig für die Auslegung 
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maßgebend. Wenn Yöning weiter jagt, daß die Reichöverfaffung unter 
natürlihen Wafjerftraßen nit nur foldhe verftehe, deren Zuftand und Ge- 
ftaltung ausfchließlich der MWirfung der Naturkräfte überlafien fei, und daß 
die Staaten die Verbefjerung der Schiffahrt ihrer Ströme fich feit langer 
Zeit zur Aufgabe gemacht hätten, fo find auch diefe beiven Behauptungen 
zutreffend. Aber fie bemweifen nichts für die Frage, ob der allgemeine 
Sprachgebrauch, der hinfichtlih des erfteren Sates ſich durchaus im Ein- 
Hange mit demjenigen der Gefeggebung befindet, den Übergang der Begriffe 
im Falle einer befonders intenfiven, gleichviel ob mit oder ohne ftaatlihe 
Verpflichtung vorgenommenen fünftlihen Steigerung der Verkehrsbrauchbar— 
feit einer MWafjerftraße anerkennt oder vielmehr — denn auf ihn fommt e3 
an — bemwerfitelligt. 

Löning felbit fpricht diefe Anerkennung aus für den Fall der Kanali- 
fierung. Die Beichränfung der Möglichkeit des Überganges der Begriffe 
auf diefe eine Methode der Fahrmafjerverbefjerung wird von ihm damit 
begründet, daß nad erfolgter Kanalifierung die Wafjerftraße nur von den 
Schiffen befahren werden fünne, welchen die Stauanlagen geöffnet werben. 
Diejes Kriterium kann jedoch als maßgebend für die Künftlichkeit der Wafler- 
firaße nicht anerfannt werben; denn lettere beruht lediglich auf der die 
Jahrtiefe vergrößernden Wirkung des Staumehres, nicht auf der Durch— 
ihleufung, die lediglich das Mittel zur Überwindung des Höhenunterfchiedes 
der Stauftufen oder Haltungen if. Die fünftlich vergrößerte Fahrtiefe 
fommt aber nicht nur den durchgefchleuften Schiffen zugute, fondern aud 
denjenigen, melde die geitauten Streden ohne Durdfchleufung benugen !. 
Bei Niederungsflüffen mit ſchwachem Gefälle find diefe Streden zumeilen 
von ſehr beträchtlicher Länge. Und wenn es nicht auf den Durchſchleuſungs— 
alt, fondern auf die Ausnutzung der fünftlich gejchaffenen Fahrtiefe anfommt, 
fo ift nicht abzufehen, weshalb die Fahrtiefe nur dann fünftlih fein fol, 
wenn fie durch Erhöhung des Waſſerſpiegels entftanden ift, und nicht auch 
in dem Falle, wenn fie auf Vertiefung des Strombettes beruht. 

Diejelbe Frage entjteht übrigens auch bei Häfen, insbefondere bei den 
im Flutgebiet der Nordfee belegenen. Es gibt Seehäfen, deren Fahrtiefe 
darauf beruht, dag man ihre Wafjerflächen dur Schleufen gegen Ebbe und 


— — — 


! Diefer Verkehr ſpielt auf den märkiſchen Waſſerſtraßen, z. B. in und bei 
Berlin, eine erhebliche Rolle. Bei geringem Gefälle reicht der Stau fehr weit zurüd, 
» 8. von Berlin bis Königsmufterhaufen 40 km, von Brandenburg bi8 Potsdam 
MW km, von Rathenow bis Brandenburg 50 km. 
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Flut abgefchloffen hat!, während bei anderen die Hafengewäſſer durch 
Baggerungen, Spülbeden und fonjtige Hilfsmittel fo ſtark vertieft worden 
find, daß fie auch bei Ebbewaſſerſtand zugänglich bleiben. Es ift nicht 
abzufehen, weshalb die legteren, die jogenannten Tivehäfen, weniger fünftlich 
fein follten, wie die erjteren, die fogenannten Dodhäfen. 

Wollte man die Künftlihkeit ledigli von der Staumirfung abhängig 
machen, jo fäme man zu dem jeltfamen Ergebnis, daß MWafjerftraßen und 
Häfen zeitweife fünftlih und zeitweife natürlich fein können und find. Be— 
fanntlih werden bei kanaliſierten Flüſſen alljährlih nad Eintritt höherer 
Wafjerftände die Mehre gelegt. Der natürlihe Abflußvorgang tritt dann 
wieder in Wirkſamkeit und die Schiffahrt benugt nicht die Schleufen, fondern 
die Durdläffe in den Mehrrüden. 

In den Geejtemünder Hafen können große Seefchiffe wegen zu geringer 
Länge der Schleufenfammer nur bei Öffnung beider Tore, alfo bei aus- 
geglihenem Binnen- und Außenwafjerftande einfahren; fie benußen alfo 
die Schleufe bei der Ein- und Ausfahrt überhaupt nicht. 

Die Berüdfihtigung diefer zeitweifen Ausjchaltung des Schleufen- 
betriebes im Sinne der zeitweiligen Wiedereinreihung der Wafferftraßen oder 
Häfen in die Klafje der „natürlichen“ würde die ſonſt perhorreszierte Be— 
griffsipaltung in einer anderen Erfcheinungsform zur Folge haben. 

Die Praris, von der fpäter noch die Rede fein wird, hat die Unter: 
ſcheidung zwiſchen fünftlihen und natürlihen Verfehrsmöglichkeiten meder 
bei Häfen noch bei Wafjerjtraßen von der Wahl der techniſchen Methoden 
abhängig gemadt. Bei beiden ift jede Art der Sciffahrtäverbefferung als 
abgabefähig behandelt worden. 


84. 


Logiſche Interpretation aus der Entſtehungsgeſchichte und 
der Praxis. 

Der Begriff der künſtlichen Waſſerſtraße iſt, wie bereits erwähnt, erſt 
im Jahre 1867 bei Erlaß der Bundesverfaſſung und Abſchluß des letzten 
Zollvereinsvertrages neu aufgeſtellt worden. Bis dahin unterſchied man 
im Zert der Zollvereinsverträge nicht zwiſchen den verſchiedenen Arten von 
Schiffahrtsanftalten. Die altüberlieferte Aufzählung, zulegt in Art. 17 des 
Sollvereinsvertrages vom 16. Mai 1865, enthielt nebeneinander Kanal— 


’ Beifpiele hierfür find insbefondere Emden, Wilhelmshaven, Bremerhaven, 
Geeftemünde, Harburg, Glückſtadt. 
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gebühren, Schleufengebühren — ohne Rüdficht darauf, ob die Schleufen in 
fünftlihen oder natürlihen Wafjerftraßen lagen oder Beftandteile von Hafen- 
anlagen waren — und Gebühren oder Leiſtungen für Anftalten, die zur Er- 
leihterung des Verkehrs bejtimmt find; dieſe clausula generalis bezog ſich 
auf jede Art von förperlicen oder unförperliden Einrichtungen an und in 
fünftlihen oder natürliden Wafferjtraßen. Sie wurde mwenigftens von der 
preußischen Regierung, der Urheberin der Bollvereinsverträge fo verftanden 
ud in der Praris, wie demnächſt noch ausführlich dargelegt werden fol, 
jo gehandhabt. 

Das unter ſolchen Umjtänden nicht vorhandene logifche und ftiliftifche 
Bebürfnis zur Aufftelung des Begriffs der fünftlihen Wafjerftraße ergab 
nd erft durch den im Jahre 1867 gefaßten Entſchluß, unter den fünftlichen 
Waſſerſtraßen zwei Gruppen, die fisfalifchen und nichtfisfalifchen, zu unter- 
Iheiden und die leßtere unter die Herrfchaft einer Ausnahmevorſchrift zu 
ftellm. Man wollte bei ihr den fonjt überall durchgeführten Grundfag, daß 
die Einnahmen aus den Sciffahrtsabgaben die Selbftkoften nicht über- 
fteigen dürften, mit anderen Worten das Gebührenprinzip, außer Kraft 
iegen, weil man das Privatlapital für den Ausbau des deutſchen Wafler- 
ſtraßennetzes zu intereffieren fuchte!. Das fonnte man nur, wenn man die 
Möglichkeit einer die landesübliche Verzinfung und Tilgung überjchreitenden 
Rente aus Sciffahrtsabgaben eröffnete, 

Es ift nun aber wenig wahrfcheinlih — die Natur der Dinge fpricht 
durhaus dagegen —, daß man jenes Ziel nur für erjtrebensmwert und dieſes 
Nittel zum Zweck nur für notwendig erachtet haben follte Hinfichtlich folcher 
Waſſerſtraßen, die durch Einfchnitte im trodenen Boden, alfo durch Aus- 
grabung im eigentlichen Sinne herzuftellen waren, nicht aber auch bei den- 
jenigen, die durch Anftauung, Begradigung oder Vertiefung nicht fhiffbarer 
oder ungenügend jchiffbarer Gemwäfler ausgeführt werben fonnten. Die 
Nöglichkeit des Baues nützlicher Wafjeritraßen der letzteren Gruppe lag 
damals und liegt noch heute vielfach vor, der Gefihtspunft der Ermunterung 
des Privatlapitald galt auch für diefe Gruppe. 

Bei den Plänen für den Bau des Nordoftfeefanals, deren Borhanden- 
ſein bekanntlich einen Hauptgrund für die Zulaffung eines Reingewinns 
von nichtfisfalifhen fünftlihen Wafjerjtraßen abgab, jpielte die teilmeife 
denugung ſchiffbarer Flüffe — der Eider, Trave und Stör — eine ziemlich 
wichtige Nolle?. Hätte man die Möglichkeit eines Reingewinns auf den 
gesrabenen Teil der geplanten Waflerftraße bejchränfen wollen, jo hätte man 





IShyumader ©. 6l. | 
»Geſchichte des Norboftjeefanals von Loewe. Berlin 1895, 
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auf einer ſolchen Finanzierungsgrundlage feine Unternehmer für den Kanal- 
bau gewinnen fönnen. Mit anderen Worten: wollte man nur gegrabene 
Kanäle als fünftlihe Wafferftraßen gelten laſſen, fo hätte man die Möglich— 
feit der Benutzung jener Flüffe ausgefhaltet und fih in der Wahl der 
Kanallinie fehr beſchränkt. Es ift fehr unwahrſcheinlich, daß eine ſolche 
Abſicht beitand. 

Übrigens hatte ſich kurz vorher, im Jahre 1866, eine Gruppe von 
beteiligten Privatleuten zu einer Gejellfchaft vereinigt, um die Emiter, einen 
von jeher fchiffbaren! Nebenfluß der Havel in der Provinz Brandenburg, 
durh Regulierung zu verbeffern.. Man nahm an, daß durch diefe fehr 
intenfive, hauptfählih in Baggerungen und Durchſtichen bejtehende Schiff: 
fahrtöverbefjerung die Emſter zu einer fünftlichen Waſſerſtraße geworden fei. 
In einem Erlaß des Handeld: und Finanzminiftere vom 3. Juni 1865 — 
im Stadium der Borverhandlungen — heißt es: 

„Nah dem Ablauf der Konzeffiongzeit ift den Unternehmern die Zurüd- 
nahme der verbefjerten Schiffahrtsjtraße, ſoweit diefelbe mit dem bis- 
herigen öffentliden Schiffahrtswege der Emiter zufammen- 
fällt, refp. an deſſen Stelle tritt, in die fisfalifche Unterhaltung 
zuzuſichern.“ 

Später wurde gleichzeitig mit der Konzeſſionserteilung der Privat- 
gejellihaft das Recht zur Erhebung einer Schiffahrtsabgabe durch Königlichen 
Erlaß gewährt und durch minifterielle Verfügung eine Verzinfung von 6 
vom Hundert des gejamten Baufapitals, abgejehen von der Dedung aller 
laufenden Unkoſten, durh Schiffahrtsabgaben zugelaffen. Das war nur 
möglid, wenn man die Emjter als künſtliche Wafjerftraße anfah; fanalifiert, 
d. h. mit Stauanlagen verbefjert war und ift fie bis heute nicht. 

Im Jahre 1834 trat das Privatfapital an die Staatöregierung heran 
mit dem Antrage auf Kanalifierung der Mofel, und eine ähnliche Abſicht 
beftand vor einigen Jahren bei dem Provinzialverbande von Weftfalen be- 
züglich der Lippe?. Hierbei ging man ſtets von der Vorausfegung aus, 
daß die kanaliſierte Mofel und Lippe Fünftlihe Wafjerftraßen würden, 
und daß die Verzinfung des gefamten, nit nur des auf Staumerfe 
oder gar nur auf Scleufen verwendeten Anlagefapitald® durch Abgaben 
erzielt werden dürfe. Cine derartig doftrinäre Unterfcheidung fonnte man 
weder dem Kapital zumuten, nod fann man von dem Urheber der maß— 
gebenden Berfafjungsvorfchrift annehmen, daß er fie gewollt hat. 


Vgl. Allerhöhften Erlaß vom 7. Auguft 1830, Preuß. Geſ.S. S. 117 u. S. 50 
diefer Arbeit. 
2 Beihluß des Weftfäl. Provinziallandtages von 20. März 1900. 
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Diefe Beifpiele lehren, daß die gefeßgeberifchen Beweggründe für die 
ausnahmsweiſe Behandlung der Fünjtlihen Waſſerſtraßen hinfichtlich der 
finanzierung nicht oder doch nicht vollftändig im Gefegestert berüdfichtigt 
worden wären, wenn man die Worte „künſtliche Wafferftraßen” nur auf die 
eigentlichen Kanäle beziehen wollte. Mit diefer Befchräntung konnte der 
verfolgte Zweck nur unvollftändig und unter Umftänden überhaupt nicht er- 
reiht werden. 

Dem entſpricht au die Praxis bezüglich der fanalifierten Streden des 
Mains und der Ems. 

Als der Magiftrat zu Frankfurt a. M. in einer Eingabe vom Jahre 
1889 die Zuläffigfeit von Sciffahrtsabgaben gegenüber den Vorfchriften 
des Art. 54 der Reichöverfaffung in Zweifel gezogen hatte, erwiderten ihm 
die Minister der öffentlichen Arbeiten, für Handel und Finanzen am 31. Juli 
1890, diefer Zweifel fei unbegründet. Denn die durh Stauwerke um 
1,10 m vertiefte Flußftrede fönne als natürliche Wafjerftraße im Sinne 
jenes Artikels nicht mehr betrachtet werden, fie trage vielmehr den Charakter 
einer fünftlihen. Es mürden daher gegen die Erhebung von Schiffahrts- 
abgaben — unter Freilaffung folder Schiffe, für welche ſchon das Fahr- 
waſſer in feiner früheren Tiefe genügte — feine Bedenken obmwalten. 

Das Fünftlih geſchaffene ift hiernach die größere Fahrtiefe; auf die 
Shleufenöffnung als ſolche fommt es nicht weſentlich an. Auf der kanali— 
fierten Ems, wo die Abgaben Iediglih nad Tonnentilometern zu zahlen 
find, werden deshalb auch diejenigen Schiffstransporte, welche nur die Fahr- 
tiefe ausnützen, aber feine Schleufe durchfahren, mit Recht als abgabepflichtig 
behandelt. 


8 5. 
Zufammenfaflung der Ergebnifje und deren Gegenüberftellung 
mit abweichenden Anfichten. 


Nah dem vorher Ausgeführten find Schiffbarkeit, Wafjerftraße, Natür- 
lichkeit und Künftlichfeit relative Begriffe, die in der Praris des Lebens 
durd Scharfe Grenzlienien weder getrennt find noch getrennt werden können. 

Natürliche Waſſerſtraßen find diejenigen, deren Verkehrsbrauchbarkeit 
im wefentlichen auf ihrer natürliden Beſchaffenheit beruht, Fünftlihe Waſſer— 
ftraßen diejenigen, deren Sciffbarkeit in der Hauptfahe das Ergebnis 
menſchlicher Arbeit if. Der Übergang aus der einen Klaſſe in die andere 
it möglich. Mafgebend für die Beurteilung diefer Fragen ift der Sprach— 
gebrauch). 
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Die Feitftellung des Begriff der natürliden und fünftlihen Waſſer— 
ftraßen fteht in engem organischen Zufammenhange mit der Beitimmung 
des Anftaltsbeariffs. Diefer Zufammenhang ergibt fi aus einer dreifachen 
Beziehung. 

Zunächſt ift die Fünftlihe Wafjerftraße nach den Zollvereinsverträgen 
und der Reichäverfaffung felbft eine „Anftalt“. 

Sodann find die Bauten, welche zur Schiffbarmahung eines nicht ſchiff— 
baren und zur Nerbefferung der Schiffbarfeit eines fchiffbaren Gewäflers aus— 
geführt werden, einzeln genommen „Anjtalten“ oder fie können es wenigſtens 
fein; die letztere Einfchränfung bezieht fich auf die hier zunächſt als offene 
Frage behandelte Möglichkeit, daß nicht alle Mafferbauten unter den Begriff 
der „Anstalten“ oder „befonderen Anftalten” im Sinne des geltenden Rechts 
fallen follten. 

Ferner find es wiederum Anftalten, deren Ausführung in großem Maß— 
ftabe an einer natürlichen Waſſerſtraße den Übergang einer ſolchen in die 
Klaffe der künftlichen herbeiführt. 

Diefe nahe Verbindung der beiden Begriffsbeitimmungen oder Aus- 
legungsfragen bringt es mit ſich, daß die Löſung der einen auf die der 
anderen zurückwirkt. Es ift daher notwendig, ſich ſchon jegt die Folgen Har 
zu maden, melde die hier vertretene Auslegung des Begriffs der fünftlichen 
und natürlichen Wafjeritraße auf die Bejtimmung des Anftaltsbegriff3 haben 
muß. Die Feftftellung diefer Folgen ift auch infofern nit ohne Wert, als 
aus der Erzielung praftifch angemefjener Ergebnifje bei der Anwendung des 
einen Begriffs ein gewiſſer Wahrfcheinlichkeitsfhluß auf die Richtigkeit der 
Auslegung des anderen gezogen werden fann, während umgekehrt die Ver- 
mutung gegen die Richtigkeit der einen Begriffsbeftimmung ſprechen würde, 
wenn fie fi) ald Quelle von Unftimmigfeiten und praftifchen Unzuträglid;- 
feiten bei der Anwendung des anderen Necdtsbegriffs ermeifen ſollte. Man 
fann von den beiden Begriffen fagen, daß fie fih zu einem gewiffen Grade 
gegenfeitig fontrollieren, und daß die Auslegung des einen einen Prüfftein 
für die Nichtigkeit der Auslegung des anderen abgibt. 

In diefer Hinfiht ergibt fih nun bei näherer Prüfung, daß die hier 
vertretene Anficht von der Möglichfeit des Überganges der Begriffe zufammen- 
paßt und in Einklang fteht mit der Auffaffung, daß alle Wafferbauten, 
melde die Schiffbarfeit einer Waſſerſtraße erhöhen, ohne Unterſchied der 
tehnifhen Methode Anftalten im Sinne des Art. 54 der Verfaſſung find. 
Denn wenn jene Anfiht und diefe Auffafjung beide zutreffen, fo fann in 
der Frage der finanziellen Behandlung der Wafferftraßen ein einfaher und 
der wirtfchaftlihen Gerechtigkeit entfprechender Gedanfe, nämlich derjenige 


—— 
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der gebührenmäßigen Dedung aller im Schiffahrtsintereſſe aufgemendeten 
Koften, überall gleihmäßig und folgerichtig durchgeführt werden. Die durd) 
Abgaben aufzubringenden Beträge wachſen in dem Verhältnis des tatfächlichen 
Fortſchreitens der Schiffahrtäverbefjerungen und der Übergang von der natür- 
lichen zur fünftlihen Waſſerſtraße ift, auf die finanzielle Behandlung an ſich 
ohne Einfluß. 

Sm umgekehrten Falle, wenn beifpieläweife nur Staumerfe, nicht 
aber Baggerungen, Felöfprengungen und Buhnen als Subftrate der Abgabe- 
erhebung angefehen werden, hätte diefer Übergang die plögliche und fachlich 
ganz ungerechtfertigte Wirkung, daß nunmehr nit nur die Koften der Stau: 
anlagen, fondern alle auf die Wafferftraße im ganzen verwendeten Koſten 
durh Abgaben eingebradt werben dürften. Es gäbe einen unvermittelten 
Sprung in der finanziellen Entwidlung. Gemifje Kapitalien und laufende 
Ausgaben, welche für bejtimmte Arten von Wafjerbauten verwendet worden 
find, könnten vom Zeitpunkte des Übergangs an rentbar gemacht werben, 
obwohl dies Verfahren vorher unzuläffig war und obwohl die Funktionen 
jener Bauten für die Erhöhung der Verkehrsbrauchbarkeit des Wafjermeges 
diefelben geblieben find, wie bisher. Mit anderen Worten: die Möglichkeit 
der Finanzierung von älteren Wafjerbauten durch Abgaben würde nad): 
träglih dadurch gejchaffen, daß fpäter neue Waſſerbauten Hinzugetreten find 
und der Wafjerjtraße nunmehr das Gepräge einer fünftlichen gegeben haben. 

Für eine folde Gejtaltung des öffentlichen Rechts Lafjen ſich Logische 
und wirtjchaftliche Gründe nicht anführen, und es ijt deshalb nicht an- 
zunehmen, daß fie in der Abficht des Gejeßgebers gelegen habe. 

Das hier dargelegte Ergebnis fpricht allerdings gegen jede der beiden 
ihm zugrunde liegenden VBorausfegungen, ſowohl gegen die Annahme, dab 
nicht jede Anftalt zur Erleichterung der Schiffahrt ein zuläffiges Subſtrat 
der Abgabenerhebung jei — denn nur diefe Annahme führt zu einer jähen 
Veränderung in den Finanzierungsgrundlagen beim Übergange von der natür- 
lichen zur fünftlihen Waſſerſtraße — als auch gegen die Möglichkeit eines 
ſolchen Überganges überhaupt. 

E3 muß daher noch unterfuht werden, ob die Annahme, daß fein 
folder Übergang ftattfinden fönne, daß vielmehr den hiftorifch-natürlichen 
Baflerftraßen ein character indelebilis im Nechtsfinne beimohne, praftijch 
mit der Borausfegung zu vereinigen ift, daß nur gewiſſe Wafjerbauten, ins— 
befondere Schleufen, Subftrate der Abgabenerhebung jeien. In diefem Falle 
treten aber mindeſtens ebenſo ftarfe Unjtimmigfeiten und Unzuträglichfeiten 
in die Erſcheinung. Alsdann bleibt zwar der fanalifierte Fluß — um dieſes 
eine befonders wichtige Beifpiel anzuführen — nad) wie vor natürliche 
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Waflerftraße; für die Finanzierung durch Sciffahrtsabgaben darf aber nur 
der Teil de3 Baufapitald herangezogen werden, der auf die Stauanlagen 
verwendet worden iſt. Nun find aber bei Flußfanalifierungen die Stau- 
anlagen feineswegs die alleinigen Hilfsmittel zur Erzielung der im Schiff— 
fahrtsinterefje angeftrebten Fahrtiefe. Daneben fpielen ingbejondere Bagge- 
rungen und Felsfprengungen zur Vertiefung der Flußfohle und Ausgleihung 
des Gefälles eine jehr große Rolle. Es iſt eine in jedem Einzelfalle zu 
löfende praftifch-tehnifche Frage, welcher Teil der erjtrebten Fahrwaſſertiefe 
beſſer, billiger und dauerhafter durch höheren Aufitau oder durch Tieferlegung 
des Strombettes herzuftellen ij. Aber auch die Buhnen und Einſchränkungs— 
werfe find bei Fanalifierten Flüffen mit beweglichen Wehren notwendig. Sie 
müfjen dauernd in Stand gehalten werden, weil bei niedergelegten Wehren 
die normale Wafjerführung wieder eintritt. 

Es wäre geradezu gegen die Natur der Dinge, wenn man ben wirt- 
ſchaftlichen Nugen, der durch eine Flußfanalijierung dem Verkehr dargeboten 
wird, in den durch die Stauanlagen und den durd die fonjtigen Waſſer— 
bauten gefchaffenen Teil zerlegen und fich bei der Finanzierung des Unter: 
nehmen? durh Gebühren auf den erjten Teil bejchränfen müßte. Der 
organische Zufammenhang zwifchen den verfchiedenen, auf die Verbeſſerung 
der Sciffbarfeit gerichteten Mafregeln würde hierdurch in einer fachlid) 
ungerechtfertigten Weiſe zerrifjen. Daß der Gefeßgeber eine ſolche Löſung 
gewollt hätte, wäre nur dann anzunehmen, wenn es ftrifte bemwiejen werden 
könnte. In Ermangelung diejes Beweifes muß unterftellt werden, daß der 
Einheitlichfeit der mwafjerbautehnifchen Behandlung des Stromes und des 
dadurch entjtehenden mwirtfchaftlihen Nutzens auch die Einheitlichkeit in der 
finanziellen Behandlung entſprechen follte. Eine Trennung technifcher Syſteme 
und wirtfchaftlicher Erſcheinungen nad fo äußerlihen Merfmalen würde auf 
eine Vivifeftion der Begriffe hinauslaufen. 

Ebenfo unbegründet vom wirtichaftlihen Standpunkte im allgemeinen 
und von demjenigen der gebührenmäßigen Finanzierung im befonderen wäre 
die grundſätzlich verfchiedene Behandlung der regulierten und Ffanalifierten 
Ströme Es fann nicht wohl die Meinung des Gefeggebers gemwefen fein, 
daß die Möglichkeit zur Aufbringung der Strombaufoften in Abgabenform 
davon abhängen folle, ob die Wafjerbautechnifer nah gründlicher Prüfung 
der in Betracht fommenden hydrotechniſchen und finanziellen Verhältniſſe die 
eine oder die andere Methode des Ausbaues einer Wafjerjtraße bevorzugt 
haben. Eine folche Unterfcheidung wäre de lege ferenda nicht zu recht— 
fertigen und fann deshalb nicht ald gewollt vorausgefegt werden. 

Ale diefe Unftimmigfeiten mit ihren feltfamen und fahwidrigen Folge: 
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erfheinungen werden nur in dem Falle vermieden, wenn der Übergang von 
der natürlichen zur fünjtlihen Wafjerftraße ald möglich und jeder ſchiffahrts— 
förderlihe Wafjerbau als zuläffiges Subftrat der Abgabenerhebung angejehen 
wird. Alsdann verfchwinden zugleich die rechtlichen und praftifhen Schwierig: 
feiten, welche fich aus der Unficherheit und dem relativen Charakter des Be- 
griffs der Schiffbarfeit für die Beftimmung desjenigen der natürliden und 
lünftlihen Wafferftraße ergeben. 

Die rechtlihe Bedeutung des Begriffs der künſtlichen Wafjerftraße 
beihräntt fih dann auf die Zuläffigfeit der Erhebung von Schiffahrts- 
abgaben, welche über das Maß der Selbitkoften hinausgehen, durch nicht: 
nstalifshe Unternehmer von Wafjerftraßenbauten. Nur in diefem einen 
Punkte haben Bundesverfaffung und Zollvereindvertrag im Jahre 1867 den 
dur die älteren Zollvereinsverträge gejchaffenen, altüberlieferten Rechtszuftand 
ändern wollen!; es lag daher auch feine Veranlafjung vor, dem Begriffe 
der fünftlihen Waſſerſtraße eine weiterreihende Wirkung beizulegen. Nur, 
weil die Zulafjung eines Neingewinns für fünftlihe Wafferftraßen privater 
Unternehmer ausgefprochen werden follte, ift der Begriff der fünftlichen 
Waſſerſtraße in die Fafjung der neuen Rechtsvorſchriften von 1867 hinein- 
gefommen, und der Begriff der natürlihen Wafjerftraße, welcher nur in der 
Bundesverfaffung, nicht aber in dem inhaltlich identischen Zollvereinsvertrage 
auftritt, verdankt ſeine Entitehung lediglid) dem Bedürfnis nach der Bezeich— 
nung des Gegenfages. Die älteren Zollvereinsverträge fannten, wie bereits 
erwähnt, feinen diefer Begriffe. Site behandelten alle Anftalten zur 
Erleichterung des Verkehrs — die namentlich genannten find nur Beifpiele 
und bedeuten feine erjchöpfende Aufzählung — glei; fie fannten Hinfichtlich 
der Zuläffigkeit der Selbftloftendedung aus Schiffahrtsabgaben einen Unterjchied 
zwiſchen verjchievenen Gruppen von Sciffahrtsanftalten ebenſowenig mie 
einen Unterſchied zwiſchen natürlihen und fünftlihen Wafferftraßen. Gie 
ſind mit derjenigen Modififation, welche fi aus der befonderen Bejtimmung 
für nichtfisfalifche fünftlihe Wafferftraßen ergibt, noch heute geltendes Recht. 
Natürlich nur hinfihtlih der Erhebung von gebührenmäßigen Schiffahrts- 
abgaben, nicht infomweit fie Beitimmungen über die Flußzölle auf fonventio- 
nellen Strömen und anderen Wafjerftraßen enthielten, denn dieſe Zölle find 
immer nur im Sinne der Gremtion in den Verträgen erwähnt worden mit 
dem Bemerken, daß hinfichtlich ihrer das geltende Necht unberührt bleiben 
Ile. Sie waren aljo überhaupt nicht Gegenftand der Zollvereinsverträge ; 
in den Jahren 1866 und 1867 wurden fie befanntlich befeitigt. 
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Von anderer Seite ift in Abreve geftellt worden, daß der Übergang 
von der natürlihen Wafjerftraße zur fünftlihen eine rechtliche Bedeutung 
haben könnte. Auch hat man gefagt, es fei ein „Logifcher Widerfinn”, Die 
Möglichkeit diefes Überganges und zugleich die Anftaltseigenfhaft aller dem 
Schiffahrtsinterefje dienlichen Bauten zu behaupten!. In Wirklichkeit ftehen 
die beiden legteren Behauptungen nicht nur nicht im Widerfprud, jondern 
fie ergeben fich umgekehrt als notwendige Folgen aus der Anfchauung, der 
Geſetzgeber habe eine einheitliche, gleihmäßige und harmonische Regelung 
der wirtfchaftlich- finanziellen Frage gewollt. Daß die Frage des Überganges 
allerdingg — und zwar für die Zulaffung von Neingewinn für private 
Unternehmer — von rechtlicher Bedeutung ift, auch wenn man alle Waſſer— 
bauten als Subftrate der Abgabenerhebung anfieht, geht aus dem oben 
Gejagten hervor. 


! Ba. Kölnifhe Zeitung vom 5. Februar 1905 Nr. 129: „Die rechtliche Seite 
der Schiffahrtsabgaben“. 


B. Die Sciffahrtsanftalt. 


1. Allgemeine Bemerkungen. 


Gegenftand und Subftrat der Abgabenerhebung find nach geltendem 
Rechte außer den fünftlihen Wafferftraßen und fünftlihen Häfen auch die 
Schiffahrtsanftalten in den natürlichen Gewäſſern. Sie werden an ver- 
Ihiedenen Stellen mit verfchiedenen Hauptwörtern — Anſtalt und Anlage — 
und zuweilen auch noch mit Eigenſchaftswörtern bezeichnet, die nicht überall 
die gleichen find. 

Die richtige Beitimmung des Anftaltsbegriffs im Wege der grammatifchen 
und logiſchen interpretation iſt für die Beurteilung der Nechtsfrage von 
entiheidender Bedeutung. Wenn es richtig wäre, daß nicht alle zur Ver- 
befierung der Verkehrsbrauchbarkeit eines natürlichen Gemäfjers beftimmten 
Bauwerfe Anjtalten im Sinne des allgemeinen Spradgebrauhs oder 
Anftalten im Sinne des Art. 54 der Verfaffung find, wenn insbefondere 
die häufig aufgejtellte Behauptung zuträfe, daß nur Schleufen, nicht aber 
Buhnen, Baggerungen und Felsfprengungen unter den Anjtaltsbegriff fallen, 
jo müßte allerdings anerfannt werden, daß der Weg zur Einführung von 
Schiffahrtsabgaben auf den regulierten deutfchen Strömen nur nad} vorheriger 
Anderung der Reichsverfaſſung und der inhaltlich identiſchen Staatsverträge 
gangbar wäre. 

Demgemäß ift der Anftaltsbegriff auch der eigentlihe Schlüſſelpunkt 
ter umftrittenen Rechtöfrage, derjenige Punkt, auf den Angriff und Ber- 
teidigung bei Anhängern und Gegnern der Schiffahrtsabgaben fich konzentriert. 
Auh unter denjenigen, welche diefe Abgaben für mirtfchaftlic berechtigt 
halten, find viele, wie namentlih Schumader, Löning und Wiedenfeld, für 
die einichränfende Auslegung des Anftaltsbegriffs eingetreten. 

Es ift ferner die Anficht aufgeftellt worden, daß die Verfaſſung Die 
Ausvrüde Anstalt und Anlage in Art. 54 Abf. 4 nit jynonym, fondern 
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den letzteren mit befonderer und ausjchließlicher Beziehung auf künſtliche 
Waſſerſtraßen gebraude, woraus unter Umftänden rechtliche Folgerungen ſich 
ergeben fünnten. 

Demgegenüber ift es von der größten Wichtigfeit, den Anftaltsbegriff 
ebenfo wie den ihm nahe verwandten Begriff der Anlage auf das forgfältigfte 
zu unterſuchen und feinem Inhalte nad feſtzuſtellen. 

Das fol hier zunächft im Wege der grammatifchen Auslegung geſchehen, 
und zwar unter Verwertung de3 Beweismaterials in derjenigen Reihenfolge, 
welche fi aus dem Grade feiner Beweisfraft ergibt; erft im Rahmen des 
allgemeinen Spradgebraudes und dann in demjenigen der Gefeßgebung 
über Wafjerbau- und Schiffahrtsangelegenheiten. 


2. Die grammatiſche Anterpretation. 
a) Der Anftalt3begriff an ſich. 


81. 
Verhältnis der Begriffe Anjtalt und Anlage, 


Der Art. 54 ſpricht in feinem dritten und vierten Abſatze von den im 
Sciffahrtsinterefje ausgeführten Einrichtungen und Vorkehrungen, deren 
Koften durch Erhebung von Schiffahrtsabgaben gededt werden dürfen. 

Im dritten Abſatz bezeichnet er fie nur als „Anftalten”, während im 
vierten die Ausdrüde „Anjtalten” und „Anlagen“ nebeneinander vorfommen. 
Es wird dort angeordnet: 

„Auf allen natürlichen Wafjerftragen dürfen Abgaben nur für die Benugung 
befonderer Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beitimmt 
find, erhoben werden. Diefe Abgaben (ſowie die Abgaben für die 
Befahrung folder fünftlihen Waſſerſtraßen, welche Staatseigentum find), 
dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herjtellung der Anftalten 
und Anlagen erforderlichen Koſten nicht überjteigen.“ 

Der erfte Sat bezeichnet hier die Borausfeßung, der zweite die Grenze 
der Abgabenerhebung. Die Vorausfegung liegt in dem Vorhandenfein und 
der Benugung gewiljer Einrichtungen; die Grenze ergibt fih aus dem 
Grundjaße der Selbftloftendedung. Beide Sätze gehören notwendig zufammen, 
weil fie lediglih die logifhen Folgen des Gebührenprinzips zum Ausdruck 
bringen und zwei Seiten desfelben Gegenjtandes darflellen. 

Es ift daher als ausgeſchloſſen zu erachten, daß der Kreis der in 
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Betracht kommenden Schiffahrtseinrichtungen in dem erften Sate anders 
abgegrenzt jein fünnte als im zweiten. Es hätte feinen Sinn, die Inne— 
haltung der Selbftloftengrenze bei der Aufftellung von Abgabentarifen vor- 
zuihreiben für Einrichtungen, die nicht unter den Anftaltsbegriff im Sinne 
des erſten Satzes fallen, oder aber für einen Teil der unter diefen Begriff 
fallenden Einrihtungen den Grundfag der Selbitfoftendefung nicht auf- 
auftellen. 

Iſt das richtig, fo ergibt fich weiter die notwendige Folgerung, daß 
der Doppelausdrud „Anftalten und Anlagen” im zweiten Satze ſich 
mit dem einfahen Ausdrud „Anftalten“ im eriten Sage dem Sinne 
nah dedt, oder mit anderen Worten, daß jener Doppelausdrud einen 
Bleonasmus daritellt. 

Zu demfelben Ergebnis führt die nad Lage der Umftände nit nur 
zuläffige, jondern geradezu notwendige Vergleihung der für die Waſſer— 
fragen im vierten Abjage getroffenen Beftimmungen mit den entfprechenden 
Vorſchriften über die Seehäfen im dritten Abſatze des Art. 54. An der 
legteren Stelle ift nur von „Sciffahrtsanftalten” im Hafengebiet die Rede, 
niht von „Anftalten und Anlagen“, obwohl die Unterjcheidung und Anz 
einanderreihung dieſer beiden Ausdrüde, wenn ihr irgend welche praftifche 
Beveutung oder redtlihe Wirkung innewohnte, bei den Häfen in gleichem 
Make wie bei den Waſſerſtraßen angezeigt gemwejen wäre. 

Zur vollftändigen Erforfhung des gefeßgeberifchen Willens muß ferner 
der Art. 54 der Neichöverfaffung mit den analogen Bejtimmungen des 
Zollvereinsvertrages vom 8. Juli 1867 und der Rheinihiffahrtsafte vom 
17. Dftober 1868 zufammengehalten und verglichen werben. 

Der BZollvereinsvertrag jagt in Art. 25 über die Anmwendung des 
Gebührenprinzips auf Sciffahrtseinrichtungen — das Zitat muß hier des 
Zufammenhanges wegen wiederholt werden —: 

„Kanal- uſw. Gebühren und Xeiftungen für Anjtalten, die zur Er- 
feihterung des Verkehrs bejtimmt find, jollen nur bei Benugung wirklich 
beitehender Einrihtungen erhoben werden und mit Ausnahme der 
Abgaben für die Befahrung der nicht im Staatseigentum befindlichen 
tünftlihen Wafjerftraßen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Her— 
ſtellung erforderlichen Koſten nicht überfteigen.“ 

Hier find, abweichend von der Wortfaffung des Art. 54, die Be- 
kimmungen über Vorausjegung und Grenze der Abgabenerhebung in einen 
Sa zufammengezogen; die Gegenjtände der Abgabenerhebung werden zu— 
nächſt Anjtalten genannt und dann nochmals unter der Bezeichnung „Ein- 
tihtungen“ erwähnt. Da die Identität des geſetzgeberiſchen Willens hin- 
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fihtlih der Zulafjung von Schiffahrtsabgaben in der Verfaſſung und dem 
Zollvereinsvertrage feitfteht, jo muß der Begriff der Anlage im Sinne des 
Art. 54 der Berfafjung im Rahmen des AnftaltSbegriffs nad Art. 25 des 
Vertrages liegen; fei es in jynonymer, fei e8 in jubordinterter Anwendung. 

Die Rheinfchiffahrtsakte gebraucht beide Begriffe als gleichbedeutend. 
Sie ſpricht im erften Satze des Art. 27 von den „Einrihtungen zur 
Erleihterung der Ein und Ausladungen“, die im nächſten Satze und im 
Schlußſatze desfelben Artikels als „Anftalten“ bezeichnet werden. Im 
Schlußprotofol zu Art. 3 gebraudt fie dann für Schleufen das Wort 
„Anlagen“. Irgendwelche inneren Gründe oder äußeren Anläffe dafür, 
daß die Ausdrüde „Einrichtung“, „Anftalt“” und „Anlage“ bier in ver- 
jhiedenem Sinne gebraudt fein fönnten, find nicht vorhanden. Eine 
Scleufe iſt fiherlih audh eine „Anftalt“, jedenfalls vom Standpunlte derer, 
die das Vorhandenſein eines Betriebes ald ein mefentlihes Moment des 
Anftaltsbegriffes anjehen. 

Die Rheinſchiffahrtsakte gebraucht alfo die Ausdrücke „Anflalt“ und 
„Anlage“ gleichwertig. 

Auch fonft findet fih ihre fynonyme Verwendung gerade in der Geſetz— 
gebung über Schiffahrts- und Wafjerbauangelegenheiten, wie noch an anderer 
Stelle dargelegt werden wird, jehr häufig. Im Sinne des ftrengen Sprach— 
gebrauches find freilich beide Begriffe nicht als ibdentifch oder gleichgeordnet 
anzufehen. Anftalt ift der allgemeine Begriff für jede Lorfehrung oder 
Einrichtung dauernder oder vorübergehender, förperlicher oder unförperlicher 
Art, Anlage dagegen der untergeordnete Begriff für förperlide Anjtalten, 
namentlih Baumerfe und medanifhe Vorkehrungen. 

Die Aneinanderreihung eines weiteren und engeren Begriffes, wie fie 
der vierte Abjat des $ 54 in den Worten „Anftalten und Anlagen“ ent: 
hält, iſt eine Erjcheinungsform des Pleonasmus. Man mag diefe und 
vielleicht auch mande andere Art des Pleonasmus! vom Standpunfte des 
Spradjftiles beanftanden; man fann ihn insbejondere in Gefegen und Ver— 
trägen als unerwünfcht bezeichnen, weil er unter Umftänden die Klarheit 
des Gedanfens beeinträchtigt und die Möglichkeit von Zweifeln oder Miß— 
verftändnifjen eröffnet. Gleihwohl findet ſich die pleonaftifhe Ausdruds- 
weife aud in Verfafjungen, Gejegen und Verträgen fehr häufig. Sie ift 
in der Regel die Folge des Strebens nad möglichſt erfchöpfender Bezeichnung 
eines bejtimmten Begriffes durch Berüdfichtigung aller Schattierungen des 
nit immer fonftanten Spracgebraudes. In anderen Fällen entjpringt 


'RBal. Wuftmann, Allerhand Sprahdummheiten. Leipzig 1891. 
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fie lediglich aus dem Wunfhe nad Vollftändigfeit, Deutlichkeit und An- 
ihaulichfeit der Ausdrudsmeife. Dft entiteht fie auch durd das Bedürfnis 
der ſtarlen Betonung und nahdrüdlichen Hervorhebung des Gemwollten. 

Zur Erläuterung mögen bier einige Beifpiele aus Verfaſſungen, Ge— 
fegen und Verträgen angeführt werden. 

Die Preußifche Verfaffung vom 31. Januar 1850 fpricht in Art 6 von zu 
beihlannahmenden „Briefenund Papieren“, obwohl derlegtere Begriff den eriteren 
in fi fchließt, und in Art. 15 gemährleiftet fie den Kirchengefellichaften den 
Bei ihrer „Anftalten, Stiftungen und Fonds”. Die Stiftungen fallen unter 
den Begriff der Anftalt, felbjt wenn fie nur in Vermögen beitehen follten ; 
im legteren Falle würden fie außerdem zur Kategorie der „Fonds“ gehören. 
Nah Art. 54 ſchwört der König, „die Verfaſſung des Königreichs feft und 
unverbrüchli zu halten und in Übereinftimmung mit verfelben — zu 
regieren“ ; ein großer Teil diefer Worte ift logisch nicht notwendig und nur 
auf ftärfere Afzentuierung berechnet. In Art. 97 ift von den Bedingungen 
die Rede, unter melden „öffentlihe Zivil- und Militärbeamte” wegen 
Rehteverlegungen durch Überfchreitung der Amtsbefugniffe gerichtlich belangt 
werden fönnen. Diefer Doppelausbrud ift überflüffig, weil jeder öffentliche 
Beamte der einen oder der anderen Klaſſe angehört!. Demgemäß tft auch 
an anderen Stellen, 3. B. in Art. 78 Abf. 2, nur von Beamten fchlechtweg 
die Rede. Die Artikel 26 und 112 befchäftigen fih mit der Schulgefeß- 
gebung ; der erftere verfpricht ein Gefeß über „das ganze Unterrichtswefen”, 
der letztere Eonferviert bis dahin „die hinfichtlich des Schul- und Unterrichts- 
weſens“ geltenden gefeglihen Beftimmungen. Dem Zufammenhange nad) 
it es ausgefchloffen, daß der Gegenftand der verfaffungsmäßigen Regelung 
in Art. 26 anders abgegrenzt fein fönnte wie in dem unter den „Über- 
gangsbeftimmungen” erjcheinenden Art. 112. Er ift zunächſt mit dem 
einfahen Ausdruck „Unterrichtsmwefen” und dann mit dem pleonaftifchen 
Doppelausdruck „Schul- und Unterrichtswefen“ bezeichnet. Es liegt alfo 
bier ein ähnlicher Fal vor, wie im vierten Abfage des Art. 54 der Reich: 
verfaffung, wo aud die dem Gebührenprinzip zu unterwerfenden Ein- 
richungen — die Subftrate der Abgabenerhebung — im erſten Satze 
„Anftalten” und im zweiten „Anftalten und Anlagen“ genannt werben. 

Nah Art. 13 des preußifch-öfterreihifchen Handels- und Zollvertrages 
vom 19, Februar 1853? follen von Schiffen, die einen Küjtenplag als 


! Derjelbe Pleonasmus findet fih in $ 1 Teil II Tit. 10 des Allgem. Land» 
techts. 
? Preuß. Geſ.S. S. 357. 
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Nothafen anlaufen, feine „Schiffahrts- oder Hafenabgaben“ erhoben werden, 
und $ 1 der preußifchen Verordnung vom 30. Juli 1853 geſtattet Die 
erefutivifche Einziehung von „Kanal, Scleufen-, Sciffahrts- und Hafen- 
abgaben”. In beiden Fällen hätte der Ausdrud „Sciffahrtsabgaben” für 
fih allein genügt, weil er die anderen umfaßt. 

Die Reichsverfaſſung fpridt in Art. 17 von „Anordnungen und Ver— 
fügungen” des Kaiſers Verfügung ift die Anwendung der Regierungs- 
gewalt im Einzelfalle, ihre Anmwendung zum Zwecke der generellen Regelung 
gewifjer Berwaltungsgebiete wird als „Verordnung“ bezeichnet; „Anordnung“ 
ijt der allgemeine Begriff, dem diejenigen der „Verfügung“ und „Verordnung“ 
ald engere Begriffe untergeordnet find ?, 

Derſelbe Pleonasmus findet fih in $ 50 des preußifchen Geſetzes 
über die allgemeine Yandesverwaltung vom 30. Juli 1883, mo es im dritten 
Abſatze heißt: 

„Unberührt bleibt in allen Fällen die Befugnis der ftaatlichen Aufſichts— 
behörden, innerhalb ihrer gejeglichen Zuftändigfeit Verfügungen und 
Anordnungen der nachgeordneten Behörden außer Kraft zu fegen uſw.“ 

Eine logische Notwendigkeit lag nicht vor, in Art. 1 der Rheinfchiff- 
fahrtsafte vom 17. Dftober 1878 die Schiffahrt auf dem Strome den 
Fahrzeugen aller Nationen „jowohl aufwärts als abwärts” zu gejtatten, 
und wenn Art. 27 der Alte in Abf. 2 bejtimmt: 

„gur Beitreitung der notwendigen Unterhaltungs- und Beauflihtigungs- 
foften (für Sciffahrtsanftalten) kann ein entfprechendes Entgelt erhoben 
werben”, 
jo ift auch hier die Erwähnung der Beauffihtigungsfoften überflüſſig. Denn 
die Beauffihtigung ift ein integrierender Beftandteil der Unterhaltungstätig- 
feit und deren primitivfte Stufe. Es ift hier, ebenfo wie in dem Doppel- 
ausdrud „Anftalten und Anlagen“ der weitere und engere Begriff‘ an- 
einandergereiht. 

Die Verfaffungs- und Vertragsbeitimmungen über Schiffahrtsabgaben ent- 
halten außer diefem Doppelausdrud und außer den übrigen hier mitgeteilten 
Beiipielen noch mande andere jehr bemerkenswerte Fälle des Pleonasmus, 
auf melde an anderer Stelle näher eingegangen werben muß. 

Die bisher angeführten erfcheinen jedoch vorläufig ausreichend, um das 
zu bemeifen, worauf es anfommt, nämlid) das keineswegs feltene Vor— 





I Gei.S. ©. 909. 

2 liber einen anderen (durch Flüchtigkeit entftandenen) Mangel in der Aus- 
drucksweiſe der Reichsverfaſſung (Art. 74) hat fih Bismard in feinen Gedanken 
und Erinnerungen Band Il ©. 273, 274 ausgeſprochen. 
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fommen von Pleonasmen in Verfafjungen, Gefegen und Verträgen. Es 
liegt alfo in der Feitftellung, daß der Begriff der Anftalt denjenigen der An- 
lage im Sinne des Art. 54 in fi fchließt, nichts auffallendes. Aus diefer 
Feſtſtellung folgt weiter, daß als verfaffungsmäßig zuläffige Subftrate der 
Abgabenerhebung auch diejenigen Schiffahrtseinrichtungen anzufehen find, 
welhe im Sinne des allgemeinen Sprachgebrauhs und nad dem befonderen 
Sprachgebrauche der Gejette Anlagen genannt werden, nicht nur die mit dem 
Worte „Anftalt” bezeichneten. Tatſächlich trennt der Sprachgebrauch ſehr 
häufig die beiden Begriffe nicht, fie gehen ineinander über und werden zu- 
weilen völlig gleichwertig angewendet. 

Deshalb follen fie auch in den weiteren Ausführungen, welche die Be- 
ftimmung ihres Inhalts zum Gegenftande haben, nicht auseinander gehalten 
werben !. 


82. 
Der Anjtaltsbegriff im Sinne des allgemeinen Sprachgebrauchs. 


In dem deutjchen Wörterbud) von Grimm, Leipzig 1854 Band I ©. 472/3 
ift der Anftaltsbegriff folgendermaßen definiert: 

Anftalt, apparatus, instructio, das angeftellte, einge- 
rihtete, ſowohl das beginnende, als das vorgefgrittene 
fertige: du mußt endlich Anftalt machen Hand anlegen, und: das 
ift eine fchöne, faubere Anftalt, das ift ſchlecht eingerichtet, zu— 
gerüftet, es ift noch feine Anjtalt da, wird nichts aus der Sade: 
Anstalt, Anjtalten zum Efjen, zur Reife machen 

jo aut man aud die Anftalt macht (Gellert 1, 83), 

geh’ gleih, mad’ Anjtalt (Leffing), 

die Anftalt ift Schon getroffen (Schiller 423) ?, 


! Bei Shumader ©. 135 ift der Delbrückſche Entwurf zu dem fpäteren 
Art. 54 der Verfaſſung des Norddeutfchen Bundes in der Weife abgedrudt, daß der 
vierte Abjag mit den Worten beginnt: 

„Auf allen natürlichen Wafferftraßen dürfen Abgaben nur für die Benugung 

befonderer Anlagen erhoben werden.“ 
Da die Berfaffung ftatt „Anlagen“ das Wort „Anftalten” enthält, fo entjteht der 
Anfhein, als wenn eine den fynonymen Gebrauch beider Ausdrüde Far beweijende 
Zertänderung vorläge. In Wirklichkeit ift eine folche indefjen nicht vorgenommen 
worden; der Entwurf gebrauchte ebenfalld das Wort „Anstalten“ und die Abweichung 
bi Shumader beruht auf einem Drudfehler. 

2 In diefem Sinne fagte der Abgeordnete Roß im Reichstag des Norddeutichen 
Bundes am 3. Dezember 1870, als er wegen der nad) feiner Meinung von Bundes 
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weil du für meine Anftalt feine Achtung zeigteft 157; ob, was bieje 
Heirat betrifft, die ift au ein wenig meine Anftalt 653; aber ijt es 
nicht eine barbarifche Anftalt, den Kindern Mord und Todſchlag zu ver- 
bieten? (Goethe 17, 402); es (das Gemälde) war nit durch einen 
Privatmutmwillen, fondern aus öffentliher Anjtalt verfertigt worden 24, 
236; man jammert, daß der große Gott gar feine Anjtalt machen will 
(zu gutem Wetter) 27, 13; 

was ich angab, emjig betrieben und jo auch die Anjtalt redlicher 

Männer vollführt, die fie unvollendet verliefen 40, 260; 
e3 wäre munderbar, wenn das, was fonft foviel Anjtalt erfordert, — 
bier fo geradezu gegeben würde (Kant 2, 315); der Bau der Pflanzen 
und Tiere zeigt eine ſolche Anjtalt 6, 71. Die Belege ergeben, 
daß unter Anftalt nit bloß die Veranftaltung, Ein- 
rihtung felbft, fondern aud das Eingeridtete, der Sade 
und dem Orte nad, zu verftehen tft; eine öffentliche Anftalt, Er— 
ziehungsanftalt, Zehranftalt, Heilanftalt, Turnanftalt, wofür manaud 
oft, ohne alle Not, den fremden Ausdrud Snftitut oder gar 
Etabliffjement verwendet. Wo Einfluß oder Betrieb gemeint wird, 
jagen wir lieber Beranftaltung. Bisher hieß aud das Anitalt, 
3 B. durch deſſen Anftalt ich zu unjerer Bagage gebradht wurde, 
Simpl. 2, 88. 

Über den Begriff der Anlage jagt das Grimmſche Wörterbuch: 
„Dem gegenwärtigen Spradhgebraud ijt Anlage ſowohl das 
angelegte als anliegende. — Die Anlage eines Gartens, Weges, 
einer Mauer, Laube, Eifenbahbn, und neben allen Städten 
gibt e3 neue Anlagen, wenn die alten Wälle abgetragen 
werden pp.” 

Daß Anftalt und Anlage fih zu einander verhalten wie der weitere 


Begriff zum engeren, wird nad dem allgemeinen Spradgebraud faum 


zw 


eifelhaft fein. Körperliche Einrihtungen find Anlagen. Unförperlice Ein- 


rihtungen als Anlagen zu bezeichnen, widerftrebt dem Spradgefühl; man 


nennt fie Anftalten und gebraucht diefen Ausdrud aud im weiteren Sinne 
für Anlagen. Kirhe und Staat find Anftalten, aber feine Anlagen; wohl 
aber wendet man leteren Ausdrud auf jtaatliche und firhlihe Bauwerle an. 


we 


gen zu treffenden Vorſorge für die weitere Verbefferung des Elbfahrwaſſers nach 


einheitlihem Plane interpellierte: 


„Deshalb frage ich den Herrn Bundesfanzler: Welche Anftalten find getroffen, 
damit auf diefem Gebiete der erſte Schritt geſchehe.“ Stenogr. Berichte S. 65. 
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In ähnliher Weife wie im Grimmſchen Wörterbuche werden die 
Begriffe der Anftalt und Anlage bei Wiegand „Deutfches Wörterbuch“, 
Gießen 1878 und Heyne, „Deutfches Wörterbuch“ Leipzig 1890 definiert; 
der lehtere erwähnt beſonders auch die Anwendung des Anftaltsbegriffs auf 
Hamburger Schiffahrtseinrichtungen. 

Der Sprachgebrauch bezeichnet den Staat als Anſtalt. In der Ab- 
handlung „Recht und Rechtswiſſenſchaft im allgemeinen”. Rechtsphilofophifche 
Einleitung, von Profefjor Dr. H. Ahrens. Holtendorff, Enzyklopädie der 
Rechtswiſſenſchaft dritte Auflage Leipzig 1877 ©. 38 heißt es: 

„sn höchſter Hinficht liegt aber der Grund des Staates in der von Gott 
geſetzten Lebensordnung und Beltimmung aller Vernunftwefen; er ift daher 
zuhöchſt eine göttlihe Beranjtaltung, jedoch eine Anftalt, die zu- 
gleih von der menfchlichen Vernunft und Freiheit getragen und ftetig 
fortgebildet werden ſoll.“ 

Hier ift Veranjtaltung und Anſtalt fynonym gebraudt, eine Erſcheinung, 
die auch ſonſt fich fehr häufig zeigt. 

Auch die Kirche ift eine Anftalt. 

„Eine göttliche Anftalt der Predigt und Saframentsverwaltung mit einem 
von Gott eingefegten Amte der Predigt und der Kirchenzucht — das ift 
der Kirchenbegriff, melden der moderne Iutherifhe Konfefjionalismus 
aufftellt” 
wird fie in dem Aufſatz von Pünjer bei Erfh und Gruber, Allgemeine 
Enzyllopädie Leipzig 1884 2. Seltion Teil 36 ©. 141 genannt. Auf 
dem Katholifentage in Straßburg am 21. Auguft 1905 fagte der Reichs- 
togsabgeordnete Gröber nah der „Kölnifhen Zeitung“ (Nr. 872 vom 
22. Auguft 1905): 
„Zur Kirche als Glaubensanftalt gehören auch Lehren, und ein undog— 
matifches Chriftentum ift nach unferer Anſicht fein Chriftentum.” 

Darauf, ob diefe Wiedergabe der Gröberfhen Rede wortgetreu war, 
lommt es hier nicht an, weil es fi nur um die Feſtſtellung des Sprad- 
gebrauchs handelt. 

In der deutjchen Gefhichte von Lamprecht, Berlin 1892 Band 2 ©. 194 
keht der Sag: 

„Die Kirche des ausgehenden Imperiums mar den deutſchen Stämmen 
mehr geweſen als eine bloße Anftalt zur Befriedigung religiöfer Be— 
dürfniffe.“ 

Bei Curtius, Griehifhe Geſchichte 3. Auflage Berlin 1868 Band I 
©. 445 ift zu leſen: 
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„So entftanden die Meisfagungsanftalten oder Orakel. — Sie (die Kunit 
der Mantik) follte nicht einzelnen Perfonen überlafjen bleiben; darum 
wurden Anftalten gegründet an geweihten, durch Götterzeichen beglaubigten 
Stätten, wo ehrwürdige Genofjenfchaften den Verkehr mit der Gottheit 
leiteten.” 

Lamprecht in feinem bereits erwähnten Geſchichtswerk bezeichnet Band I 
Anhalt XIII die römischen Verteidvigungsmaßregeln als 

„Anftalten römischer Abwehr an Rhein und Donau im erften und zweiten 
Sahrhundert.” 

Bejeler fpriht in feinem Syſteme des gemeinen deutichen Privatrechts 
3. Auflage Berlin 1873 $ 220 von Banken, Börfen, Mefjen und Märkten 
ſowie von Stapelrechten und „ähnlichen Einrichtungen“ als von „Anjtalten 
zur Beförderung des Handels“. Auch hier hat das Wort Anftalt in der 
Hauptfache die Bedeutung einer Organifatton. 

Dasjelbe trifft bei dem nachfolgenden Satze zu, der dem Bude von 
Ockhart, Rheinfchiffahrt, Mainz 1818 (S. 369—370) entnommen ift: 

„Vorzüglich aber follte längs dem Rhein — wegen der fogenannten Lein— 
pfadspferde — die Vorforge getroffen werden, Daß mittels gehörig eingerichteter 
Anftalten in den verfchiedenen Uferftaaten diefelben von Station zu Station 
angetroffen würden, indem zugleich nad) dem verfchiedenen Wafjerftande 
die Zeit zu beftimmen wäre, binnen welcher jede Diftanz von den Halftern 
(Gefpannen) zurüdgelegt fein muß ufm.“ 

Ein anfhaulihes Bild von der Allgemeinheit und weiten Begrenzung 
des Anftaltsbegriffs gibt der Sprachgebraud des Allgemeinen Landrechts, 
weil diefes Geſetzbuch ſich befanutlich die Aufgabe ftellte, alle Gebiete Des 
öffentlihen und privaten Rechts zu regeln. Es fagt im Anh. S 57 zu 
$ 403 Teil I Tit. 21 unter dem Marginale IV „von Pachtungen ver 
Landgüter” : 

„Iſt jedoch der Pachtkontrakt vor einer Krebitbireftion oder vor andern 
dergleichen öffentlichen Anftalten — errichtet worden uſw.,“ 
ferner in Teil II Tit. 8 8 407: 
„Anftalten, in melden die Verarbeitung oder Verfeinerung gemwiffer 
Naturerzeugnifje im großen getrieben wird, werden Fabrifen genannt,“ 
in Teil II Tit. 12: 

„Ss 1. Schulen und Univerfitäten find Beranftaltungen des Staates, 
welche den Unterricht der Jugend in nüslichen Kenntniffen und Wiflen- 
ſchaften zur Abficht Haben.“ 

„Ss 2. Dergleihen Anftalten follen nur mit Vorwiffen und Ge- 
nehmigung de3 Staates errichtet werben.“ 
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8 3. Wer eine Privaterziehungs- oder fogenannte PBenfionsanftalt 

errichten will, muß feine Tüchtigfeit zu diefem Geſchäfte nachweisen,” 
in Teil II Tit. 17 8 10: 

„Die nötigen Anftalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicher: 
heit und Ordnung und zur Abwendung der dem Publifo oder einzelnen 
Mitgliedern desselben bevorftehenden Gefahr zu treffen, ift das Amt der 
Polizei,“ 

und in Teil II Tit. 19: 

„Ss 6. Der Staat ift berechtigt und verpflichtet, Anftalten zu treffen, 
wodurch der Nahrlofigfeit feiner Bürger vorgebeugt und der übertriebenen 
Verfchwendung gefteuert werde,“ 

„$ 32. Armenhäufer, Hofpitäler, Waiſen- und Findel-, Werf- und 
Arbeitshäufer ftehen unter dem befonderen Schute des Staates,“ 

„F 33. Werden dergleichen Anftalten von neuem errichtet uſw.“ 

Man fieht auh hier, daß die Worte Anftalt und Beranftaltung 
promiscue gebraucht werden, daß der erjtere Ausdrud vorübergehende 
Mafregeln und dauernde Einrichtungen gleihmäßig umfaßt, und daß nicht 
nur Maßregeln und Einrichtungen förperlicher, namentlich fonftruftiver Art, 
fondern auch unförperlide Mafregeln und Einrichtungen organifatorifcher 
Art unter den Anftaltsbegriff fallen. Zu der leßteren Klafje gehört unter 
anderem die Strom- und Sciffahrtspolizei, welche in Preußen nah I 10 
Zeil II Tit. 17 des Allgemeinen Landrechts zu beurteilen ift und fpäter 
no zum Gegenftande weiterer Erörterung gemacht werben muß. 

Ein Minifterialerlaß an die Kleve: Märkifhe Kriegs: und Domänen- 
fammer vom 31. Mai 1805 fagt über die Ruhrfchiffahrtsfaffe: 

„Da die Beftimmung diefer Kaffe wie bisher alfo auch fünftig die In— 
ſtandſetzung und Erhaltung der Schiffbarfeit des Ruhrſtroms tft, fo muß 
die Abficht dahin gehen, daß außer den Verwaltungsfoften und den fur: 
renten Unterhaltungsfoften der Schleufen und übrigen Waffer- 
bauanlagen zur Erhaltung der Schiffbarkeit der Ruhr auch fuccejfive 
die befiere Inftandfegung derfelben daraus planmäßig beftritten werde.“ 

Über denfelben Gegenftand fagt der Allerhöchſte Abſchied an den Pro- 
vinziallandtag der Rheinprovinz vom 27. Dezember 18451: 

„Die Ruhrſchiffahrtsabgaben bilden für den Staat feine Finanzquelle, 
fondern der Ertrag wird teils fogleich wieder auf die Schiffahrts- 
anlagen verwendet, teil3 zur Verbefjerung der Ruhrſchiffahrt gefammelt 
und aufbewahrt.“ 


! Berhandl. ©. 361. 
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Die Ausdrüde „Wafferbauanlagen” und „Sciffahrtsanlagen“ werden 
bier unterſchiedslos für Schleufen, Buhnen und fonftige Wafferbauten ge 
braudt. Die Ruhr war und ift noch heute nur unvollftändig fanalifiert; 
auf großen Streden ijt die Fahrtiefe nicht durch Staus, fondern durd Re— 
gulierungswerfe hergeitellt. 
Die preußifche Verordnung vom 16. Juni 1838, „die Kommunifationg- 
abgaben betreffend,” fagt in $ 1: 
„Die außer dem Chaufjeegelde für die Benugung von Kommunifations- 
anjtalten beftehenden Abgaben, als Wege-, Pflafter-, Brüden-, Damm, 
Fährgeld uſw. follen einer Revifion unterworfen werben,“ 

und in $ 3 Abf. 3: 
„Befindet fi die Kommunifationsanftalt im Zuge einer Chaufjee uſw.“ 

Die Verfaffung des Deutfchen Reiches vom 28. März 1849 fagt in 
Art. 62: 

„Die Reichsgewalt hat die Gefeßgebung, ſoweit es zur Ausführung der 
ihr verfafjungsmäßig übertragenen Befugniffe und zum Schuße der ihr 
überlaffenen Anftalten erforderlich ift.“ 

Das Wort Anftalten ift bier im weiteſten Sinne, für alle Einrid- 
tungen förperlicher und unförperlicher Art, gebraudt. 

Der im Jahre 1875 dem Preußifchen Landtage zugegangene Entwurf 
einer Wegeordnung erftredte in $ 2 die MWegebaulaft 

„auf die Anlegung und Unterhaltung aller zur Vollftändigfeit der Wege- 
anlage oder zum Schuß oder zur Sicherheit derjelben und ihrer Benugung 
nötigen Anjtalten und Vorrichtungen! namentlich der im Zuge 
der Wege belegenen Brüden und Fähren über die nicht fchiffbaren Teile 
von Gewäſſern, der Furten, Durchläſſe, Entmwäfferungsanftalten, Baum- 
pflanzungen, Schußgeländer, Wegweiſer, Warnungstafeln und dergleichen 
mehr.” 

Man fieht aus diefer Aufzählung, daß aud der damalige Sprach— 
gebrauh den Anftaltsbegriff in weitem Sinne anwandte und feines- 
wegs auf folhe Bauwerke oder Anlagen oder Einrichtungen befchränfte, 
deren Zweckbeſtimmung nur durch eine hinzutretende Betriebstätigfeit er- 
reicht werden fann. Unter den befonderd genannten Beifpielen ift die 
Klaſſe der mit einem Betriebe notwendig verbundenen Anftalten nur dur 
die Fähren vertreten, während alle anderen zur Klaſſe der betriebslofen gehören. 
Aud die Wegeordnung für die Provinz Sachſen vom 11. Juli 1891 ? 


! Diefer Doppelausdrud ift ein Pleonasmus. 
2 Geſ.S. ©. 316. 
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Ipriht in $ 6 von „Anftalten und Vorridtungen zum Schuge der Wege— 
anlagen und ihrer Benugung”. Dasfelbe tut die MWegeordnung für Weft- 
preußen vom 27. September 1905 in $ 5. Im beiden Gefeben deckt ſich 
die Aufzählung der in Betracht kommenden Anftalten und Vorrichtungen 
faft wörtlich mit derjenigen des Gefegentwurfs vom Jahre 1875. 

In dem Erfenntnifje des Dberverwaltungsgerihts vom 16. Dezember 
1892, Entfheidungen Bd. 24 ©. 194 merden die in Stügmauern und 
Rafferableitungen beftehenden Schußbauten zur Sicherung eines Weges gegen 
Bergrutih ala Anftalten bezeichnet — nicht etwa im Sinne einer pofitiven 
Gejegesvorfchrift, die mit diefem Inhalt und Wortlaut für den in Betracht 
fommenden Landesteil nicht vorhanden war, fondern im Sinne des all- 
gemeinen Sprachgebrauchs — und dem Wegebaupflichtigen zur Laſt gelegt. 

In einem anderen Erfenntniffe desfelben Gerichtshofes vom 4. Januar 
1889, Entfcheid. Bd. 17 ©. 212 wird ausgeführt, daß ein fonfeffioneller 
Friedhof eine Anjtalt fei, für deren Benugung (dur Aufitellung eiferner 
Gitter und Kreuze) eine Stadtgemeinde Gebühren erheben dürfe. 

Das Neichögerichtserfenntnis vom 1. Februar 1898 (Entjcheid. in 
Zivilſachen Bd. 41, ©. 142) bezeichnet ein Parallelwert im Strome und 
die Anjhüttung von Bodenmaffen zwifchen diefem Werke und dem Ufer als 
„Anlagen“, und zwar nicht im Sinne einer auszulegenden befonderen Ge- 
jeßesvorschrift, fondern nur im Zufammenhange einer Erörterung der Frage, 
ob der Staat durd) diefe Strombauten die Fifcherei geſchädigt und fich erſatz— 
pflihtig gemacht habe. 

Ein anderes der neueſten Zeit entlehntes Beifpiel für den gejeß- 
geberifhen Sprachgebraud bietet das preußifche Kommunalabgabengejeg vom 
14. Juli 1898, welches in $ 4 verordnet: 

„Die Gemeinden fönnen für die Benugung der von ihnen im öffentlichen 
Interefje unterhaltenen Veranftaltungen (Anlagen, Anftalten und 
Einrihtungen) befondere Vergütungen (Gebühren) erheben. — 

Ein Zwang zur Erhebung von Chauffee-, Wege, Pflafter- und 
Brüdengeldern findet nicht ftatt.“ 

Danad) find Wege und Brüden auch Anftalten oder Veranftaltungen ; 
dasfelbe gilt nach der VBerwaltungspraris und Rechtſprechung von Abwäfler: 
tanälen. 

Schließlich mag noch ein kurzer Überblid über den Sprachgebrauch der 
wafjerbautechnifchen Literatur gegeben werben. 

In dem „Grundriß der Vorlefungen über das Praftifche bei ver- 
igiedenen Gegenständen der Wafjerbaukunft” von D. Gilly, Königl. Preußifchen 
Geheimen Oberbaurat, 1801 heißt es (Einleitung): 
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„Bir haben in unferem Lande zwar Waſſerwerke und Wafferbauten von 
mancherlei Art. Da aber alle die Gewerbe und Befchäftigungen, zu deren 
Befriedigung dergleihen Anjtalten gebraucht werden, befonder& Handel 
und Schiffahrt, bei ung ufm.”, 
ferner ©. 64 8 126: 

„Da wo entweder natürliche oder durch die auf einem Strom ſchon vor- 
handenen Mühlen und andere Werke entitandenen Waſſerfälle die Schiff: 
fahrt nicht geftatten, müfjen VBeranftaltungen getroffen werden, um 
die Schiffe bei dergleichen Wafjerfällen mit Sicherheit hinauf und hinunter 
zu fchaffen.“ 

In der „Allgemeinen, auf Geſchichte und Erfahrung gegründeten, 
theoretifchpraftifhen Wafjerbaufunft” von D. F. Wiebefing 1805  ift 
Band V ©. 24 die Rede von 

„großen Anlagen, wmworunter die Regulierung und die Schiffbarmachung 
der Flüſſe, die Austrodnungen und die Anlegung der Kanäle gehören.“ 

In demfelben Bande ©. 61 findet fi der Sat: 

„Die Sciffahrtsfanäle — werden von allen fraftvollen und das all 
gemeine Wohl befördernden Regierungen zu den wichtigſten Anftalten 
gezählt,“ 
und auf S. 156 die Bemerkung 

„Daß die zur Schiffbarmahung eines Flufjes angewendeten hydrotechnifchen 
Vorkehrungen und Anlagen zugleih die Überſchwemmungen von 
den Flußgegenden abwenden und die Uferlande gegen den Angriff des 
Stromes ſichern.“ 

Das „Handbuch der Wafjerbaufunft” von G. Hagen 1871, Teil II, 
jagt ©. 370: 

„Außerdem iſt e8 aber auch notwendig, daß die Uferdedung fich den 
Anlagen zur Stromregulierung anſchließt, wovon fie Häufig 
einen wejentlihen Teil ausmadt. — 

Die Anlagen, welche in diefem Falle zur Ausführung kommen, 
nämlih Buhnen oder auch Parallelwerke, find eigentlihe Strombauten,” 

ferner Teil III, ©. 83; 

„Es iſt daher von den Erfordernifjen der Schiffahrt bereit3 die Rede 
geweien, doch gehören dazu au andere Anlagen und bauliche Aus: 
führungen, die der eigentlichen Stromregulierung fremd find uſw.“ 

Es wird fodann unter dem allgemeinen Titel „Schiffahrtsanlagen” be- 
ſprochen: „Die Flußſchiffahrt, die Warpſchiffahrt, die Überwindung jtarfer 
Gefälle (Schleufen, geneigte Ebenen ufw.), jonftige Sciffahrtsanlagen 
(Signale, Baken, Maftenrichter, Flughäfen). 


Fu 
* - 
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In dem Werk von Franzius, „Die Korreftion der Unterwefer 1895“, 
Abſchnitt II ©. 6, 31, 39 und a. a. D. werden alle Waſſerbauwerke, wie 
Buhnen, Uferfchugwerfe und Siele, Anlagen genannt. 


Der Sprachgebrauch der wafjerbautehnifhen Wiſſenſchaft verwendet alfo 
die Ausdrüde Anftalt und Anlage ganz allgemein für Bauwerke. In älterer 
Zeit fommen beide Worte nebeneinander vor, fpäter ift nur noch der lettere 
üblih. Eine Unterfcheivung in dem Sinne, daß der eine Ausdrud befonders 
für Kanalifierungs- und der andere für Negulierungswerke gebraucht würde, 
ft nicht erfennbar. 


$ 3. 
Der Anjtaltsbegriff im Sinne des Sprachgebrauchs der Geſetze 
und Berträge über Schiffahrts= und Waſſerbauweſen. 


Allgemeine Bemerfungen. 


Noch wichtiger wie die Feitftelung des allgemeinen Sprachgebrauchs 
it der Natur der Sache nah die Unterfuhung der Frage, in welchem 
Sinne die Geſetzgebung über Schiffahrts- und Wafferbauangelegenheiten in 
Deutfchland den Begriff der Anftalt angewendet hat. Es wäre an fi 
denkbar, daß die Sprache diejer Gejeggebung den Anftaltsbegriff in einem 
beſchränkteren Sinne aufgefaßt hätte, als die Sprache der Literatur und des 
täglichen Lebens; der Ausdrud Anftalt fönnte möglicherweife hier in engerem 
fachmänniſchen Sinne gebraudt fein, ſodaß er einen Teil derjenigen Er- 
ideinungen nicht umfaßte, welche nach dem fonftigen Sprachgebrauche darunter 
veritanden werden. 

Der Art. 54 iſt ſelbſt ein Hauptbejtandteil jener Gejeßgebung. Er ift 
hervorgegangen aus der Jnitiative der preußifchen Regierung und entjtanden 
im Schoße der preußifchen Bureaufratie aus den Federn preußifcher Staats- 
diener. Es liegt daher nahe, in erfter Reihe die Terminologie der preußifchen 
Sahgefehe in Betracht zu ziehen. Daneben muß allerdings auch diejenige 
der Geſetzgebung in den übrigen deutihen Staaten und fhließlich der 
Sprahgebrauch der in Deutfchland abgeſchloſſenen Staatöverträge, vor allem 
der Zollvereinsverträge, in gleicher Weife berüdjichtigt werden. 

Diefe Verträge bilden auch Hinfichtlich der Feſtſtellung des Sprad)- 
gebrauchs eine gemeinfame Grundlage und find infofern von bejonderer 
Beveutung, als fie die Vorftufen derjenigen Entwidlung bezeichnen, Die 
ihlieglih in dem Art. 54 und dem Art. 25 des gleichzeitigen legten Zoll 
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vereinsvertrages ihren verfaffungsmäßigen ! Abſchluß fand. Sie bradten 
von Anfang an das verfehröpolitiihe Programm der preußifchen Regierung 
zum Ausdrud. 

In der nahfolgenden Darftellung follen außer den Geſetzen und Ver: 
trägen felbft auch die Rechtſprechung, foweit fie für das Verftändnis des 
Sprachgebrauchs der erfteren von Bedeutung ift, und gefeßgeberische Vor— 
arbeiten Berüdfichtigung finden. Die NRecdtsentwidlung foll mit Rüdficht 
auf die Unficherheit, die fih aus Veränderungen des Sprachgebrauchs in 
einem größeren Beitabjchnitt ergeben fönnte, nur von dem Erjcheinen des 
Preußifhen Landrechts an verfolgt werden. 

Unter den Gejegen find im meiteren Sinne auch Verträge und Ber- 
ordnungen verftanden. 


84. 
Die preußiſche Geſetzgebung. 


Das Preußiſche Landrecht enthält im neunten Titel des erſten und im 
fünfzehnten Titel des zweiten Teiles eine Reihe von waſſerrechtlichen Be— 
ſtimmungen. 

Die erſtere Gruppe hat beſonders den Schutz der Ufer und die Beein— 
fluſſung der Stromrichtung durch Deckwerke, Buhnen und ſonſtige Waſſer— 
bauten zum Gegenſtande. In $ 229 Teil I Tit. 9 wird der Eigentümer 
des in der Konfave liegenden, dem Abbruch ausgejegten Ufergrundftüds 
ermächtigt 

„an feinem Ufer folde VBeranftaltungen zu treffen, wodurch die 
fernere Verbreiterung des gegenüberliegenden Ufers verhindert wird.“ 

Sodann heißt e8 in $ 230: 

„Buhnen hingegen und andere Anlagen, wodurd der einmal vorhandene 
Anwuchs der Gefahr, wieder weggeſpült zu werben, ausgeſetzt wird, darf 
ohne Erlaubnis des Staates niemand anlegen.“ 

Durd das Wort „hingegen“ fol nicht etwa die Eigenfchaft der Buhne 
al3 Veranftaltung im Sinne des $ 229 verneint, fondern nur der Gegenjat 
der in $ 230 grundfäglich unterfagten aggrefjiven Wafferbauten zu den im 
vorhergehenden Paragraphen gejtatteten defenfiven betont werben. 

In 8 240 wird bejtimmt: 


! Die Beftimmungen des legten Zollvereinsvertrages find befanntlid durch 
Art. 40 der Reihäverfaffung vom 16. April 1871 Beftandteile des geltenden Ber- 
fafjungsrecht3 geworden. 
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„Wenn das dem Ausreißen des Stromes ausgefehte Ufer nicht anders 
als durh folde Anlagen, welde zugleih das Anfpülen befördern, 
hinlänglich befeftigt werden fann, fo ift der Uferbefiger auch zu dieſen 
berechtigt” 
und in $ 241: 

„Es dürfen aber dergleihen Anlagen, in öffentliden Flüffen, bei ent- 
ſtehendem Miderfpruch nicht anders als unter der ausdrüdlichen Genehmi- 
gung des Staates — veranftaltet werden.” 

Sodann heißt es in $ 268: 

„Soll ein Flußbett — durch Verkrippungen (Buhnenbauten) oder andere 
dergleihen Anftalten verengt werden, fo haben die angrenzenden Ufer- 
befiter das nächſte Recht, fich den folchergeftalt gewonnenen Grund und 
Boden durch Befisnehmung zuzueignen.“ 

Hier ijt überall von Strombauten und Strombauzweden die Rede, die 
vom Gejeßgeber teild als „Veranjtaltungen” und „Anftalten”, teils als 
„Anlagen“ bezeichnet werden. Sowohl die eine wie die andere Bezeichnung 
wird ausdrüdlich auf Buhnen angewendet. Beide Ausdrüde werden, ähnlid) 
wie im Art. 54 der Neichsverfaffung und aud fonft in fehr häufigen 
Fällen, promiscue gebraudt. 

Im fünfzehnten Titel des zweiten Teiles verordnet 8 79: 

„Segen die dem Staate zufommende Nutung der fhiffbaren Ströme ift 
derfelbe verpflichtet, für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der 
Schiffahrt nötigen Anstalten zu forgen.“ 

Diefe Verpflitung umfaßt jegliche Art der Fürforge, fie erftredt ſich 
auf die Anwendung aller Mittel, die zur Förderung der Sciffahrtsinterefjen 
geeignet find. Der Anftaltsbegriff erfcheint hier in feiner urfprünglichen, 
weiten und allgemeinen Bedeutung. Er erjtredt ſich ſowohl auf die Maßregeln 
für den Ausbau, die Unterhaltung und Bezeichnung des Fahrwaſſers und 
feine Freihaltung von Hindernifjen als auch auf die Strom- und Sdiff- 
fahrispolizei und fonftige Verwaltungsmaßregeln im Intereſſe des Verfehrs 
auf den Waſſerſtraßen. 

Die Vorſchrift in $ 79 a. a. DO. wird angewendet und ausgelegt in 
einem Erfenntnifje des Rompetenzgerichtshofes zu Berlin vom 11. Dezember 1858 
(abgedrudt im Suftizminifterialblatt 1864 ©. 90), in weldem die Ver— 
Mflihtung des Staates dur den aus einem Konfliftsbefchluß der Regierung 
in Bofen übernommenen Sat 

„ver Staat hat durch feine Beamten nur darüber zu wachen, daß aus 
dem Fahrwaſſer die Hindernifje weggeräumt und, wo dies möglich ift, 
die erfennbaren Warnungszeihen an pafjenden Stellen angebradt werden“ 
Esriften CXV. — Erfter Zeil, 6 
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für den vorliegenden Fall begrenzt und diefe Überwahung ald „Anftalt“ 
anerkannt wird. 

Daß der Bau von Buhnen zu den fhiffahrtsförderlichen Anftalten im 
Sinne des $ 79 II. 15 A. L. R. gehört, hat das Oberverwaltungsgericht 
in einem Urteil vom 26. September 1888, Entſcheid. Band 17 S. 291 
ausgefprochen. Derfelbe Gerichtshof hat in dem Urteil vom 28. Dftober 1896, 
Entjcheid. Band 30 ©. 213 den Leinpfad als eine „Anftalt” zur Sicherheit 
und Bequemlichkeit der Schiffahrt bezeichnet. 

Zu den auf Schiffahrtsangelegenheiten bezüglichen preußifhen Geſetzen 
gehörte aud das am 26. Mai 1818 (Gef. ©. ©. 65) erlaffene „über den 
Zoll und die Verbrauchsfteuern von ausländifhen Waren und über den 
Verkehr zwifchen den Provinzen des Staates“. In $ 20 diefes Geſetzes 
werden aufrecht erhalten: 

„alle Erhebungen und Leiftungen, welche zur Unterhaltung der Strom- 
hiffahrt und Flößerei, der Kanäle, Scleufen, Brüden, Fähren, Kunft- 
jtraßen, Wege, Häfen, Leuchttürme, Seezeihen, Krane, Wagen, Niederlagen 
und anderer Anſtalten für die Erleichterung des Verkehrs beftimmt find.“ 

Hier wird aljo die „Stromſchiffahrt“ als „Anftalt“ bezeichnet. Die 
Aufzählung der Anjtalten, welche als zuläffige Subftrate der Abgaben- 
erhebung anerfannt werben, iſt nicht erfchöpfend. Aber fie läßt mit 
Sicherheit erkennen, daß der Betrieb nicht als wejentlicher Beftandteil des 
Anitaltsbegriffs angejehen wurde; ſonſt hätten nicht Brüden und Fähren, 
Mege und Krane, Seezeihen und Scleufen nebeneinander als unter jenen 
Begriff fallend aufgeführt werden fünnen. 

In den 30er und 40er Fahren des vorigen Jahrhunderts waren 
jodann in Preußen gejegeberifche Vorarbeiten im Gange, welche die ein- 
heitliche Regelung des Waflerbau:, Strompolizei- und Deichwefens für das 
Geltungsgebiet des Allgemeinen Landrechts, alſo für den weitaus größten 
Teil des Staatsgebietes, bezwedten. Sie zogen fih Jahre lang hin und 
wurden mit der außerordentlihen Gründlichfeit betrieben, welche für die 
Aufftellung von Gefegentwürfen in der vormärzlihen Zeit bezeichnend ift. 
Aus den Alten geht hervor, daß der damalige Prinz von Preußen, der 
fpätere Kaifer Wilhelm der Große, an der Beratung diefer Entwürfe 
perfönlich teilgenommen Hat. Zu einem praftiihen Ergebnis fam man 
fchließlich nur bezüglich des Deichwefens, das durch Gefet vom 28. Januar 1848 
— und zwar in Erweiterung des urfprüngliden Planes für den ganzen 
Umfang des preußifhen Staates — geregelt wurde. Bon den übrigen 
damals bearbeiteten Gebieten des Wafjerrehts ift nur ein verhältnismäßig 
fleiner Teil in fehr viel jpäterer Zeit, nämlich durch das noch zu ermähnende 
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Gefeg vom 20. Auguft 1883, betreffend die Befugniffe der Strombau- 
verwaltung, neu geordnet und kodifiziert worden. 

Der Natur der Sade nah ift in jenen gefeßgeberifhen Vorarbeiten 
ſehr häufig von Strombauten, Buhnen, Uferdefungen und fonjtigen, zum 
Uerihug oder zur Fahrwafjerverbefjerung beftimmten Bauwerken die Rede. 
Infolgedefjen geben die damals vielfah aufgeftellten Entwürfe mit den 
zugehörigen Motiven, die Protokolle über ihre Beratung, die von den 
Provinzialftänden eingeforderten Gutachten und die fonft in den Aften 
vorhandenen kritiſchen Hußerungen ein befonders gutes Bild von dem 
Sprachgebrauch der an der Geſetzgebung beteiligten Kreife hinfichtlich derjenigen 
techniſchen Hilfsmittel, welde zur Erhaltung und Verbefferung der Schiff: 
barfeit natürlicher Mafjerftraßen in Betracht fommen. 

Es ift daher zwedmäßig und notwendig, die Terminologie der da- 
maligen Vorarbeiten — infoweit es fih um die Anwendung des Anftalt3- 
und Anlagebegriffs handelt — hier näher darzulegen. 

Zunädjt ift jedod der Entwurf einer Strom- und Uferorbnung für 
die Weichjel und Nogat, den der Dberpräfident von Schön in Königsberg 
am 26. Dftober 1840 dem Finanzminiſter Grafen von Alvensleben ein- 
richte, kurz zu erwähnen. Es wurde ihm zwar, da eine provinzielle 
Regelung grundfäglid nit in Betracht fam, feine weitere Folge gegeben, 
er diente aber ald Material für die Bearbeitung der allgemeinen Entwürfe 
und ift jedenfalls, worauf es hier zunächſt nur anfommt, eine Erkenntnis— 
quelle für den legislativen Sprachgebrauch. 

In diefem Entwurf heißt es: 

„Ss 1. Der Staat forgt für die zur Sicherheit und Bequemlichkeit der 

Schiffahrt erforderlihen Anjtalten. 

82. Welde Anjtalten, Strom= und Uferbauten!, zur Er- 
reihung dieſes Zweckes, jomie zur Regulierung des Stromlaufes not- 
wendig werden, bleibt lediglich der Beurteilung der Staatsverwaltung 
überlafjen. 

83. Hat der Staat bei Ausübung diejes Hoheitsrechtes Entfhädigungen 
zu gewähren, jo darf durch deren Ermittelung oder Feitftellung die Aus— 
führung der für notwendig erachteten Anftalten oder Bauten niemals 
aufgehalten werben. 

$ 4. Der Staat gewährt unter allen Umftänden nur dann eine Ent- 
Ihädigung, wenn nachgewieſen werden kann, daß der entjtandene Nachteil 


— — — — 


Eine pleonaſtiſche Zuſammenſtellung, wie aus dem folgenden Tert klar 
hervorgeht. 
6* 
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als eine unmittelbare Folge der getroffenen Anftalten oder Bauten 
zu betrachten ift. 

$ 5. Niemand darf ohne Genehmigung des Staates Strom: oder 
Uferbauten oder irgend eine Anlage ausführen, welche auf den 
Lauf des Stromes von Einfluß fein kann. 

$ 11. Die Uferbefiter find verpflichtet, auf Verlangen des Staates, 
ordinäre Befeftigungen der Ufer auf eigene Koften auszuführen. Werden 
jedoch fünftlihde Anlagen!, wie 3. B. Dedwerfe und Buhnen, er- 
forderlich, jo bleibt es lediglich dem Ermefjen der Staatöverwaltung über- 
lafjen, ob die Heritellung derfelben aus Staatsmitteln erfolgen joll.“ 

Die Terminologie bewegt ſich hier vollfommen im Rahmen der Tradi- 

tionen des Allgemeinen Landrechts. Strom= und Uferbauten werden aus- 
drüdlich ald „Anstalten“ bezeichnet; der Begriff der Anftalt wird mit dem- 
jenigen der Anlage fynonym oder jevenfalld promiscue gebraudt, ganz 
ähnlich wie im S 54 der Reichsverfaſſung. 

Schon vor diefem weitpreußifch-provinziellen Gefetesvorfchlag war 1838 

im Finanzminifterium ein allgemeiner Geſetzentwurf „über Strom- und 
Uferpolizei der öffentlichen Flüfje und das Deichweſen“ aufgeftellt worden. 
Er wurde im Jahre 1839 umgearbeitet und in zwei gefonderte Entwürfe 
zerlegt, von melden der eine nur auf Strom: und Uferpolizei und der 
andere nur auf Deichweſen fich bezog. 

Der erftere enthielt in $ 7 der urfprünglichen Faffung die Beftimmung: 
„Dem Staate liegt e8 ob, die zur Erhaltung, Sicherung und Ver— 
befferung der Schiffahrt erforderlihen Anjtalten und Vorkehrungen 
zu treffen.“ 

und in $ 11 die weitere Vorfchrift: 
„Es gehört zu den Obliegenheiten und Vorbehalten des Staates, durch 
baulide Anlagen an umd in öffentlichen Flüffen dem Strome oder 
der Strombahn die den Zweden der Schiffahrt entjprechende Richtung 
zu geben und zu erhalten.“ 

In einer etwas fpäteren Bearbeitung heißt es dann: 

„Die zur Erhaltung, Sicherung und Berbefjerung der Schiffahrt erforber- 
lihen Beranftaltungen und Vorfehrungen trifft der Staat.“ 

Auf Grund der Beratung im Staatsminifterium wurde ſchließlich der 

folgende Worlaut gewählt: 


Auch diefer Ausdrud ift pleonaftifh: Anlagen find ver Natur der Sadıe 
nad künſtlich. 
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„Wenn der Staat zur Sicherung der Schiffahrt, namentlih durch Be- 
zeihnung und Wegſchaffung der in der Fahrbahn des Flufjes ſich findenden 
Hindernifje, Vorkehrungen zu treffen und zur Verbefferung der Fahrbahn 
durh Regulierung derfelben baulihde Anlagen an oder im Fluſſe 
auszuführen für notwendig erachtet, trägt er die dadurch entjtehenden 
Koften.“ 

Hier find die Ausdrüde Beranftaltung, Vorkehrung und Anlage als 
gleichbedeutend behandelt und auf jeglide Art von Strombaumerfen an: 
gewendet. 

In 8 12 des urfprüngliden — $ 13 des vom Staatsminifterium 
umgearbeiteten — Entwurfs heißt e8 von diefen Strombaumerfen: 

„Sind dur die Anlagen des Staates Verlandungen entjtanden uſw.“ 

Nah S 29 des Entwurf3 in der Faſſung des Staatsminifteriums ift 
„u baulihen Anlagen in öffentlichen Flüſſen oder an deren Ufern, 
ala: zu MWafferleitungen, Stromregulierungs- oder Uferdeckungswerken — 
die Erlaubnis der Landespolizeibehörde erforderlich.“ 

In den Motiven zu dem erften 1838 aufgejtellten Entwurf heißt es: 
„Endlich bleibt zu erwähnen, daß in bezug auf die etmas undeutliche 
Faſſung der SS 2683, 264 Teil I Tit. 9 des Allgemeinen Landrechts 
eine Beftimmung wünfchenswert erfheint und im Laufe der Verwaltung 
ald Bedürfnis ſich ergeben hat, welche das Recht des Staates zur einft- 
weiligen Benugung der durch feine Fünjtliden Anftalten erzeugten 
Verlandungen befjer fichert.“ 

Ber diefen Anftalten handelt es ſich wejentlih um Buhnen. 

Das Protofoll vom Januar 1839 über die Beratung dieſes erſten 
Entwurf3 im Finangminifterium, zu meldem damals die Waſſerbau— 
verwaltung gehörte, enthält die Bemerkung: 

„Rad diefem Paragraph! ift noch eine Beitimmung erforderlih, wonach 
der Uferbefiger es ohne Anſpruch auf Entſchädigung ſich gefallen laſſen 
muß, daß neu entjtandene Alluvionen und Inſeln, zu deren Benugung 
und Bepflanzung noch feine Genehmigung erteilt oder Anweiſung ergangen 
ift, durch fünftlihe Anftalten jeitens des Staates wieder weg— 
geihafft werden, wenn dies im öffentlichen Intereſſe vorteilhaft erſcheint.“ 

Die Motive zu dem durch das Staatäminijterium umgearbeiteten Ge- 
jegentwurfe vom Jahre 1841 handeln unter I von der Dispofition des 
Stoffes und unterfcheiden dabei drei Abfchnitte: 


m — — — 


! Deflen Text bier nicht zum Verſtändnis notwendig iſt. 
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a) „von den Rechten und Pflichten des Staates, 

b) von den Rechten des Publifums und 

c) von den Rechten und Verbindlichfeiten der Uferbefiter.“ 

Mit Bezug auf die hierdurch bezeichnete Stoffeinteilung heißt es: 
„Diefe Anordnung fcheint der Natur des Gegenftandes entfprechend. Nur in 
Beziehung auf die Borfchriften wegen Anlegung und Unterhaltung der An— 
ftalten im Interefjfeder Schiffahrt und der Strombahn ist es 
angemefjen erfchienen, fie nicht gefondert, fondern ad a und c aufzuftellen.” 

An anderen Stellen heißt es: 

„Der Staat trifft die Beranjtaltungen zur Sicerjtellung und Ber- 
befjerung der Schiffahrt nicht zu feinem befonderen Vorteile, fondern zu- 
gunften zunächſt derjenigen Gemwerbetreibenden, melde bei dem Gebraude 
der Sciffahrtsitraße beteiligt find, demnächſt allerdings mittelbar für 
einen weiteren Kreis von Teilnehmern.” — 

„Überdies ift der Staat als Eigentümer des Fluſſes — wenn er 
innerhalb der Uferlinien Veränderungen des Stromftriches herbeizuführen 
für nötig erraten ſollte — dabei vollflommen in feinem Rechte, und er 
fann den Grundfaß: qui suo jure utitur, nemini facit injuriam:;: um 
fo mehr für fih in Anſpruch nehmen, ald der Uferbefig feiner ganzen 
Natur nah nur mit der Eigentümlichfeit zu denken ift, daß er den nad: 
teiligen und unvorteilhaften Einwirkungen der Stromrichtung unterliegt 
und daß diefe Zufälle durh Anftalten, um die Urbeftimmung des 
Öffentlichen Stromes, die Schiffbarkeit, zu fichern, reguliert werden. 

Wenn hiernach von der einen Seite das Recht des Staates, Die zur 
Erhaltung und DVerbefjerung der Schiffahrt notwendigen Anlagen, ohne 
unbegründete Entfhädigungsverpflichtungen einzugehen, näher hat gewahrt 
werden müſſen!, jo ſcheint es von der anderen Seite ebenjo notwendig, 
daß diefe nur im Intereſſe der Gemeinschaft liegenden Anlagen und 
fonftige auf Erhaltung, Sicherheit und Bequemlichkeit der Schiffahrt ab- 
zwedende Vorkehrungen auh vom Staate allein unterhalten, und 
daß die Uferbejiger deshalb außer Anſpruch gelaffen werden ufw.“ — 

„Die Uferdedung bewirkt nur Erhaltung der Sade in ihrem, dem 
öffentlihen und dem Intereſſe Dritter unnadhteiligen Zuftande; und die 
zu diefer Dedung erforderliden Anjtalten und PVBorfehrungen 
ftehen in unmittelbarer und unzertrennliher Verbindung mit der Eigen- 
tümlichfeit der in Rede ftehenden Art des Befites.” 

Der zweite Gefetentwurf über das Deichweſen beftimmt in $ 9: 
„Diefe Bereinigung (Bildung eines Deichverbandes) findet ftatt, wenn 





I! Analoluthe au im Texte des Originals, 
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a) die Grundbefiger einer no unverwallten Niederung zur Anlage 
und fünftigen Erhaltung von Deichen und Meliorationswerfen ver- 
pflichtet, 

b) wenn Verwallungs- oder Meliorationsanlagen ſchon be- 
itehender Deichverbände erweitert werden follen. 

Sodann heit eg in $ 13: 

„Insbeſondere fol die Deihpflicht auf alle einzelnen durch die Deiche und 
Melivrationsanftalten gefhügten — Grundftüde — gleihmäßig — 
verteilt werden.” 

Das ſchließlich erlaffene Deichgefeg vom 28. Januar 1848 hat diefe 
Terminologie im mefentlichen beibehalten. Die Ausdrüde „Anftalt“ und 
„Anlage“ find völlig fynonym gebraudt. 

Im Sabre 1851 wurde im preußifchen Finanzminifterium ein Entwurf 
zu einem „Geſetz betreffend die Negulierung der Tarife zur Erhebung von 
Kommunifationsabgaben” aufgeftellt und im Staatsminifterium beraten. 

Der 8 1 diefes Entwurfs beftimmte: 

„zarife zur Erhebung von Abgaben für die Benugung von Land- und 
Bafferftraßen, Schleufen, Brüden, Fähren, Häfen, Bohlwerken, 
Kranen, Wagen, Niederlagen und anderen zur Erleichterung des Ver— 
fehr3 dienenden Anjtalten können unter Feithaltung des Grundfates, 
daß der Ertrag der Abgabe die Kojten nicht überfteigen darf, welche auf 
die Unterhaltung und Wiederherjtellung derjenigen Anlage zu verwenden 
find, für deren Benutzung die Abgabe erhoben wird, von der Staats— 
regierung — erlafjen werden.“ 

Hier find alle Waſſerſtraßen ohne Unterſcheidung von natürlichen und 
fünftlihen als Anftalten bezeichnet; freilich nur infomweit fie eine Berbefjerung 
dur ftaatliche oder fonftige Mittel erfahren haben, denn nur nad) diefem 
Gefihtspunfte fönnen fie dem in jener Beſtimmung ausgefprochenen Ge— 
bührenprinzip unterworfen werden. Daß aud die fchleufenlofen Waffer- 
ftraßen gemeint find, ergibt fih aus der bejonderen Erwähnung der 
Schleufen nah den Wafjerftraßen. Die Begründung des Geſetzentwurfs 
bedient fich desſelben Sprachgebrauchs. 

Bemerkenswert ift ferner die an den Art. 54 Abf. 4 der heutigen 
Reihöverfafjung erinnernde fynonyme Verwendung der Ausdrüde „Anftalt“ 
und „Anlage“. 

Am Jahre 1877 murde ein neuer Anlauf zur Gefeggebung auf dem 
Gebiete des Wafjerrehts genommen. Es wurden gleichzeitig Vorarbeiten 
zu einem „Geſetze, betreffend die Beiugnifje der Strombauverwaltung gegen- 
über den Uierbefigern an öffentlichen Flüſſen“, und zu einem „Geſetze, be- 
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treffend die Benugung, Veränderung und Unterhaltung der Gewäſſer,“ 
begonnen. Die erjteren führten nah einigen Jahren zum Erlaſſe des 
Geſetzes vom 20. Auguft 1883, in weldem es heißt: 
„Ss 3. Auf Anordnung der Strombauvermwaltung haben die Uferbefiger 
gegen Entſchädigung zu den im öffentlichen Intereſſe anzulegenden Ded- 
werfen, Buhnen, Coupierungen oder anderen Stromregulierungen den 
erforderlihen Grund und Boden — einzuräumen.“ 

Nah 8 5 des Gefetes gehören Anlandungen, 

„welche infolge von Anlagen der in 8 3 gedachten Art entjtehen, dem- 
jenigen, an defien Ufer fich diefelben angefett haben.“ 

Hier ift alfo das Wort „Anlage“ auf ſolche Bauwerle angewendet, 
welche zur Verbeſſerung der Fahrrinne und zum Schuße der Ufer an frei- 
fließenden — nicht fanalifierten — Strömen ausgeführt werden. 

Der erfte Entwurf eines Gefeßes, betreffend die Benutzung, Ber- 
änderung und Unterhaltung der Gewäſſer, gebraucht, insbefondere in den 
88 12, 23, 25, 26, 63, 64, 106, den Ausdrud „Anlage“ ganz allgemein 
für jedes Maflerbaumwerf in oder an natürlichen Gewäſſern, und auch für 
Sciffahrtsfanäle. 

Zu einem pofitiven Ergebnis fam man damals nur auf einem befon- 
deren Gebiete, nämlich auf dem der Waſſergenoſſenſchaften, welches durch 
das Geſetz vom 1. April 1879 geregelt wurde. Dies Gefet bezeichnet in 
$ 1 die „Herftelung und Verbejjerung von Waflerjtraßen (Flößereien) und 
anderen Schiffahrtsanlagen” als eine Aufgabe der Wafjergenofjenfchaften. 
Der Ausdrud Schiffahrtsanlage bezeichnet hier alfo die ganze Waſſerſtraße, 
und zwar nicht nur die „hergejtellte”, ſondern auch die „verbefjerte” !. 

Die gefetgeberifchen Vorarbeiten wurden fpäter wieder aufgenommen 
und auf eine allgemeine Regelung des Wafjerrechts ausgedehnt. Sie famen 
dann zu einem vorläufigen Abſchluß in dem 1894 veröffentlichten „Entwurf 
eines preußifchen Waffergefeges“. Auch diefer Entwurf bedient fi überall 
des Mortes „Anlage“ für jede Art von Wafjerbauten an öffentlichen und 
privaten Gewäſſern. Er jpriht von „Anlagen zur Bejchaffung der Vorflut“ 
in 8 23, von Stauanlagen“ in 8 44, von „allen Anlagen an Strömen 
und Sciffahrtsfanälen” in $ 52 Nr. 1, von „Anlagen zur Veränderung 
der Hochwafjerflüffe” in Nr. 3 a. a. O. ufm. 


1Geſ.S. S. 297. Auf Grund diefer Beftimmung ift von der „Meliorations- 
genofjenichaft der Pinnau-Niederung“ in den 80er Jahren der Pinnaufluß zwiſchen 
Üterfen und Pinneberg in Schleöwig -» Holftein in Berückſichtigung konkurrierender 
Schiffahrtsintereffen durch Regulierung als Waflerftraße ausgebaut worden. 


$ 5. Die nichtpreußifche deutfche Geſetzgebung. 89 


Denjelben Spradgebrauh hat fchließlich das Geſetz, betreffend Maß— 
nahmen zur Verhütung von Hochmafjergefahren in der Provinz Schlefien 
vom 3. Juli 19001. Es fagt 3. B. in $ 16: 

„Soweit bei dem Ausbau an bereits vorhandenen Anlagen (Deicen, 
Schleuſen, Wehren, Brüden u. dgl.) Änderungen eingeführt werben uſw.“ 

Die hier gegebene Überficht über die Terminologie der autonomen 
preußischen Gefeßgebung — die im Wege der Gefeßgebung zuftande ge— 
fommenen Staatsverträge follen fpäter noch befonders behandelt werden — 
enthält nur eine Auswahl aus den vorhandenen Gefesen, Gefegentwürfen 
und fonftigen Gefeggebungsmaterialien. Die vollftändige Wiedergabe aller 
Zertftellen, melde mit dem Anftalts- und Anlagebegriff im Sinne des 
Waſſerbau- und Schiffahrtsweſens fich befchäftigen, würde zuviel Raum 
beanfpruchen und den Umfang diefer Arbeit noch mehr anfchwellen. 

Die Auswahl der Zitate dürfte aber doch genügen, um einige für den 
weiteren Verlauf der Unterfuhung wichtige Tatſachen außer Zweifel zu ftellen. 

Die Ausdrüde „Anftalten” und „Anlagen“ find promiscue und 
Ipnonym zur Bezeichnung von Wafjerbauten verwendet worden. In älterer 
Zeit wurde das Wort „Anftalt” bevorzugt oder doch ebenfo häufig gebraucht 
wie „Anlage“. Später — etwa von der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
ab — ift der letztere Ausdrud üblich geworden, 

Jede von diefen Bezeichnungen wird für alle Arten von Wafjerbauten 
angewendet. Es ift insbefondere Fein Unterfchied in der Terminologie 
nahweisbar zmifchen Staumwerfen und Regulierungsbauten, etwa in dem 
Sinne, daß die erjteren Anlagen und die leßteren Anftalten genannt würden 
oder umgefehrt. Die vielfach ausgefprochene Meinung, man fönne wohl 
Schleufen und Wehre als Anftalten bezeichnen, nicht aber Buhnen, Bagge- 
tungen und fonftige Strombauten, findet alfo in dem Spracdhgebraud der 
preusiihen Gefetgebung feine Stüße. Beide Gruppen von Waſſerbauwerken 
werden von dieſer Gejehgebung entweder unter den Anſtalts- oder unter 
den Anlagebegriff — in den legten Jahrzehnten regelmäßig unter dem 
letzteren — fubfumiert. 


8 5. 
Die nichtpreußiſche deutſche Geſetzgebung. 


Neben der preußiſchen Geſetzgebung, deren beſondere Bedeutung für 
die Auslegungsfrage darin beruht, daß ihr Sprachgebrauch den Verfaſſern 
des Art. 54 und der maßgebenden Verträge in der Gewohnheit lag, kommen 
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aber aud die auf Wafjerbau: und Sdiffahrtsangelegenheiten bezüglichen 
Geſetze der anderen Staaten des jegigen Reichögebiets in Betracht. Die 
öfterreichifche, fchmweizerifhe und luxemburgiſche Geſetzgebung tft bier nicht 
mit herangezogen worden, weil der Sprachgebraud in diefen Bejtandteilen 
des deutfchen Sprachgebiets mande Eigentümlichkeiten aufweist, welche die 
Vergleichbarkeit zum Zwecke einer grammatifchen Interpretation in Frage 
ftellen Fönnten. 

Nah Nr. 1 des für Schleswig-Holftein-Lauenburg erlafjenen königlichen 
Patentes über das Deichwefen vom 29. Januar 1800 erjtredt ſich die 
Auffiht der Deichinfpeftoren 

„auch auf die Uferbefeftigungen, Bollwerke, Schleufen, Wafjerlöfungen ’, 
auf die Vorländereien, auf die Verhütung ihres Abbruhs und die Be- 
förderung ihres Anwachſes und die fonftigen mit den Deichen und ihrer 
Sicherheit in Verbindung ftehenden Anftalten und Werte”. 

Die beiden letzteren Ausdrüde erfcheinen hier in fynonymer Anwendung, 
fie bezeichnen ſowohl Maßregeln als auch körperliche Anlagen, und zwar 
leßtere ohne Rüdfiht darauf, ob fie einen Betrieb erfordern oder nicht. 

Auf Grund einer herzoglid nafjauifhen Verordnung vom 25. Auguft 
1812, welde in $ 1 befagt: 

„Unſere VBerwaltungsbehörden follen in allen Fällen, wo fie um öffent- 

licher Anftalten willen das Privateigentum oder Privatgerechtfame in 

Anfprud zu nehmen veranlaßt find, den Wert des Schadens ausmitteln.“ 
find früher ale Scleufen, Strom» und Uferbauten am Rhein, am 
Main und an der Zahn auf nafjauifhen Gebiete ausgeführt worden. 
Durch eine preußifche Kabinettsordre vom 9. April 1844 wurde diefe Ver- 
ordnung auch für den ehemals reichsftädtifchen Teil? des Kreifes Wetzlar 
eingeführt, ald mit dem Ausbau der Lahn für die Schiffahrt innerhalb des 
Kreifes Weblar vorgegangen wurde und eine gejeglihe Handhabe für Ent- 
eignungszwede geſchaffen werden follte. 

Man veritand alfo in Nafjau unter „Anftalten“ ſowohl Scleufen als 
auch Buhnen und Dedwerfe. 

Die furheffifche Verordnung, „den Waſſerbau betreffend“, vom 31. De- 
zember 1824 beftimmt in 8 2: 

„Der Gemeinde follen die weiter zur Erhaltung der Ufer und des all- 
gemeinen Wafjerabflufjes gereichenden Arbeiten und Anlagen ob- 
liegen, namentlich: 





I Provinzieller Ausdrud für Vorfluteinrihtungen. 
2 In dem übrigen Teil des Weglarer Kreifes galt die Verordnung von 1812 
ohnehin, weil er bis 1815 naſſauiſch geweſen mar. 
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1. alle Waſſerbauten zum Schutze des Ortes ſowie der öffentlichen 
Plätze und Wege oder ſonſt zum Beſten der Geſamtheit; 

2. die Reinigung des Flußbettes von den darin liegenden nachteiligen 
Gegenſtänden ſowie die Wegnahme der durch Fluten veranlaßten 
Kiesbänle und Anflüſſe; 

3. die Abſtechung und Abrundung vorſpringender ſchädlicher Spitzen an 
den Ufern; 

4. die zur Regelung des Waſſerlaufes erforderlichen Durchſtiche und 
Vorbauten an Bächen ſowie an nicht ſchiff- oder flößbaren Flüſſen; 

5. der Bau ſolcher Uferdämme und anderer Schutzwerke, bei welchen 
die nächſten unmittelbaren oder mittelbaren Anlieger nicht ausſchließ— 
lich beteiligt ſind. 

Gereichen dieſe Anlagen auch anderen Gemeinden zu offenbarem 
Nutzen, ſo haben ſolche daran verhältnismäßig teilzunehmen.“ 

Hier iſt das Wort „Anlage“, wie die Vergleichung der Eingangs- und 
Schlußworte ergibt, im weiteften Sinne gebraudt. Es bedeutet, ebenfo wie 
in anderen Gejetesterten, der Ausdrud Anftalt ſowohl die Mafregeln als 
aud deren fonjtruftives Ergebnis. 

Die hannoverfche Berordnung, „das Waſſerbauweſen betreffend”, vo 
l. September 1852! beftimmt in $ 56: 

„Die Landdroſtei hat in folgenden Fällen das Gutachten der General- 

direftion des Waſſerbaues einzuholen ufw. 

6. wenn fie Strom= oder Uferanlagen genehmigen oder verfügen 
will, welche einzeln oder im Zufammenhange eine Veränderung der 
Etrombahn eines jhiffbaren Fluſſes zur Folge haben fönnten.“ 

Der wichtigfte Anwendungsfall für dieſe Beftimmung ift die Aus— 

führung von Leitwerfen, Buhnen und fonftigen Ufervorbauten. 

Das bayrifche Geſetz über die Benugung des Waſſers vom 28. Mat 
18522 fpricht in der erften Abteilung „Offentliche Gewäſſer“ von „Dämmen 
oder ähnlihen Anlagen, welche auf den Lauf des Waſſers oder die Höhe 
des Waflerftandes Einfluß haben können.“ (Art. 10 und 11.) 

In Art. 22 ift von der „Pflicht zur Befeitigung des Ufers und zur 
Herftellung und Erhaltung der gegen den Andrang des Waſſers erforder- 
lihen Anlagen” die Rede, und in Art. 25 wird verorbnet: 

„Wenn ſich Verlandungen infolge fünftlider Anlagen, melde zur 
Regulierung des Flufjes oder zum Zmwede des Uferſchutzes unternommen 


— 
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werden, im Bereiche diefer Anlagen bilden, fo werden diefelben Eigentum 
der Unternehmer.“ 

Der Ausdrud „Anlagen“ bezeichnet hier hauptſächlich Buhnen. 

Bemerfenswerte Beifpiele für den fynonymen Gebrauch der Worte 
„Anftalt“ und „Anlage“ bietet die hannoverfche Deih- und Sielordnung 
für DOftfriesland vom 12. Juni 18581. 

Sie fagt unter II „Sielordnung“, Abjchnitt 1 Allgemeine Beitimmungen 
in $& 70: 

„Die Sielordnung betrifft die Anftalten zur Entwäfferung be- 
ziehungsmweife Bewäſſerung der den Gieladhten angehörigen 
Grundftüde, namentlid — die Außen- und Binnenfieltiefe? — 
die Wehr: und Kajedeihe und die Staumerfe, Schleufen, Verlaate ufw. 

DiefeAnlagenmwerden unter der Benennung Sielanftalten begriffen.“ 

Ferner in 8 74: 

„Wenn die Entmwäfferungsanftalten einer Sielaht, ihren Zweck 
nicht erfüllen, fo fol zu ihrer Erweiterung oder zu den etwa nötigen 
neuen Anlagen gefchritten werden.“ 

Sodann Heißt es im Abjchnitt 4 „Benugung der Gielanftalten“, 
g 111, 112: 

„sn die Siele und Wafjerzüge dürfen Gegenftände, welche diefelben ver: 
unreinigen oder den Waſſerabfluß beſchränken (3. B. Ballaft) nicht ge- 
bracht, auch Schiffe, Flöße — nur fo gelagert oder geftellt werden, daß 
fie dem Wafferabfluß nicht Hinderlich find. 

Anlagen an und in den Sieltiefen und Wafjerzügen, als Ufer- 
dedwerfe und Vorſetzungen, Sciffsftapel oder Hellinge, Ladepläge uſw. 
dürfen den Waflerlauf nicht nachteilig beengen ufm.“ 

Sn 8 122 wird beftimmt: 

„Die in den 88 82 und 84 der Sielorbnung bezeichneten Anlagen 
find als Entwäfferungsanftalten, die im $ 83 aufgeführten als 
Bemwäfferungsanftalten im Sinne des Gefehes vom 22. Auguft 
1847 anzufehen uſw.“. 

Unter III „Gemeinfame Beftimmungen” wird in Abfchnitt 6 mit der 
Überfhrift „Enteignung zu Deich- und Sielanlagen“ durch $ 175 vor- 
geſchrieben: 

„Die Abtretung, Belaſtung oder vorübergehende Benutzung von Grund— 


1Geſ.S. ©. 49, 1853. 

? „Sieltiefe* find die der Borflut und zugleich der Schiffahrt dienenden Waffer: 
läufe, welche die bedeichten Gebiete durchfchneiden und fie mit der Ems oder dem 
Meere verbinden. 
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eigentum zur Anlegung, Unterhaltung oder Sicherung von Siel— 
anftalten fol in dem Maße ftattfinden, wie durch das Geſetz vom 
16. September 1846 für die im 8 1 desfelben gedachten Anlagen 
von Schiffahrtskanälen ufw. angeordnet ift.“ 

Zu den Sielanftalten oder Sielanlagen im Sinne diefer Beftimmungen 
gehören alfo auch die Wafjerläufe, welche aus den eingedeichten Niederungen 
nad der See, der Ems und der Jade führen. Sie dienen ebenfo wie die 
Flüſſe dem Doppelzwede der Vorflut und des Schiffsverklehrs; zumeilen ift 
der letztere Zwed, wie aus dem hier nicht abgedrudten $ 79 hervorgeht, der 
überwiegende. Nach 8 117 hat die Landdroftei die nötigen Anordnungen über 
die Schiffahrt auf den „Sieltiefen und Wafferzügen“ zu treffen. Die Siel- 
tiefen werden der Regel nad und die binnendeichs belegenen Mafferzüge 
wenigſtens teilmeife den natürlichen Wafjerftraßen binzuzurechnen fein !. 

Jedenfalls werden hier die Ausdrüde „Anſtalt“ und „Anlage“ unter: 
ſchiedslos gebraucht nicht nur für einzelne Baumerfe oder Einrichtungen wie 
Schleufen, Uferdedwerfe, Sciffsftapel und Ladepläge (SS 70, 112) an 
Waſſerſtraßen, fondern auch für die leßteren felbft. Diefer Sprachgebrauch 
würde demjenigen des Art. 54 entjpreden, wenn die Annahme richtig ift, 
daß dort der Doppelausdrud „Anftalten und Anlagen“ im zweiten Satze 
des vierten Abſatzes einen Pleonasmus darftellt und daß unter Anftalten 
oder Anlagen auch die fünftlihen Wafjerftraßen inbegriffen find. 

Das großherzoglich heſſiſche Gefet, die Entwäflerung von Grundjtüden 
betreffend, vom 2. Januar 1858? ſpricht mehrfah von „Entwäfjerungs- 
anlagen“ , ebenjo eine nafjauifhe Verordnung vom 27. Juli 1858? von 
„Bewäfjerungs: und Entwäfjerungsanlagen“. in landgräflich heſſiſches 
Gefeh, die Entwäfjerung von Grundftüden betreffend, vom 15. Juli 1862 * 
ſchließt ſich im Sprachgebrauch, ſoweit der Anlagebegriff in Betracht fommt, 
dem großherzoglich heififchen vom 2. Januar 1858 durchaus an. 

Die proviforifhe Verfügung für die Geeſtdiſtrikte des Herzogtums 
Schleswig, betreffend die Ableitung und Benutung des Waſſers behufs 
Berbefferung der Ländereien vom 6. September 18635 bezeichnet in $ 19 
drüden und Siele ald „Anlagen“. 

! Wie weit die oftfriefiihen Binnenwaflerftraßen natürlihen oder künſtlichen 
Urſprungs find, läßt fich ſchwer feftftellen, weil auch die natürlichen Waflerläufe im 
Interefie der Vorflut und Schiffahrt dur eine vielhundertjährige Kulturarbeit 
farf verändert find, 

? Regierungdblatt ©. 33. 

’ Berordnungäblatt S. 100. 


+ Ardhiv ©. 889. 
° Ehronologifhe Sammlung ©. 232. 
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In der hannoverfhen Deich- und Abwäſſerungsordnung für die Graf- 
fchaften Hoya und Diepholz vom 22. Januar 1864 ift an mehreren 
Stellen von „Abmwäflerungsanftalten” die Rede. Nah $ 68 werden hier: 
unter insbefondere auch „die Siele in den Deichen nebft Zubehör (Bor: 
fegungen, Brüden uſw.)“, die „Kurdeiche“ und die „Wehr-(Kaje-)deiche“ 
verstanden. Hiervon werden nah S 69 die „Abwäſſerungszüge“ unter- 
fhieden; unter diefen Begriff fallen „ſowohl die Außen: und Binnentiefe 
nebft Zubehör (Uferdedwerfe, Uferdämme, Brüden ufw.) wie auch die Zug- 
gräben nebft Zubehör und endlich die Flüffe, ſoweit fie zur Abmäfjerung 
der bedeichten Gegend dienen.“ 

Sodann heißt es weiter: „Die Abwäfjerungsanftalten und Züge werden 
mit dem gemeinfchaftlihen Ausdrud Abwäfjerungseinrichtungen“ bezeichnet. 
Der letztere Begriff erfcheint alfo hier al8 der höhere und allgemeinere. Der 
Begriff der Abwäfjerungszüge dedt fi großenteild mit demjenigen der 
„Sielanftalten“ oder „Stelanlagen” im Sinne der oftfriefifhen Deich- und 
Sielordnung von 1853. 

Die in der Form eines badiſch-ſchweizeriſchen Staatsvertrages zuftande 
gefommene „gemeinfame Schiffahrts- und Hafenordnung für den Unterſee 
und den Rhein zmwifchen Konftanz und Schaffhaufen“ vom 28. September 
18672 enthält einen Art. 3 mit der Überfchrift „Fähranftalten und 
jonftige Anlagen“. Wenn hier, abweichend von dem ftrengen Sprad- 
gebrauch, der Anlagebegriff als der weitere und der Anftaltsbegriff ala der 
engere erfcheint, jo bemeift das die Unfiherheit der Terminologie und die 
Bedenklichkeit einer Auslegung, welde etwa einen weſentlichen Begriffs- 
unterfchied zwifchen „Anftalten” und „Anlagen“ in Art. 54 der ungefähr 
gleichzeitigen Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes feftjtellen wollte, 

Das meiningifche Gefeß, die Benusung und Behandlung der Gewäſſer 
betreffend, vom 6. Mai 1872° ſpricht in Art. 58 von „Dämmen, Flecht— 
werfen und anderen Anftalten zur Abwehr nadteiliger Überſchwemmungen.“ 

In ähnliher Weife gebrauht das Waffergefeg für das Herzogtum 
Braunfhmweig vom 20. Juni 1876* in $ 10 die Worte „Wafferanlagen 
zu Schug- und Nutzzwecken“; an anderen Stellen ſpricht es (48 62, 86) 
von „Bewäſſerungs- und Entwäfjerungsanlagen”. 

Am 10. Mai 1879 wurde zwiſchen Baden und der Schweiz eine 
„Übereinfunft, betreffend den Wafjerverfehr auf dem Nhein von Neuhaufen 


1Geſ.S. ©. 11. 

? Badifches Negierungsblatt 1868, S. 234. 

3 Sammlung der landesherrliden Verordnungen, S. 163. 
+ Bad. Gef. und Verordn.Samml. ©. 285. 
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bis unterhalb Baſel!“ abgefchloffen, deren Inhalt nicht nur für die Auf: 
faffung des Anftalts- und Anlagebegriffs im allgemeinen, fondern aud) 
darüber hinaus für die badifche Auslegung des Art. 54 der Reichöverfafjung 
und des Art. 25 des Zollvereinsvertrages — die Nheinjchiffahrtsafte hat 
für diefe Rheinftrede feine Geltung — von Intereſſe ift. 

Es wird dort in Art. 3, Abf. 2, nachdem zunädft in Abf. 1 der 
Grundfag der Abgabenfreiheit des Verkehrs für die bloße „Benutzung der 
Waſſerſtraße“ aufgeftellt ift, folgendes bejtimmt: 

„Für bejondere, den Zwecken der Schiffahrt oder Flößerei dienende An— 
lagen, Anftalten oder Leiftungen dürfen Gebühren erhoben 
werben; insbefondere: 

a) für die Benugung von Zandungspläßen, Einbindungsitätten u. dgl., 

b) für die im Intereſſe der Flößerei an einzelnen Pläten angeordnete 
befondere polizeilihde Aufſicht, 

c) für das Freimahen, Auffangen und Bergen abgetriebener bezw. an 
Brücken oder ſonſt hängen gebliebener Hölzer, vorbehaltlich der Erfaß- 
anfprüche für etwa entjtandenen Schaden. 

Die Gebühren follen feinen höheren Betrag erreichen, als für Dedung 
der durch die bezüglihen Anlagen, Anftalten und Zeiftungen erwachſenden 
Koſten erforderlich ift.“ 

Ferner übernehmen in Art. 5 beive Staaten gemifje Verpflichtungen hin- 
Kchtlich der Ausführung und weſentlichen Abänderung von „fünftlichen An— 
lagen“ (wie Straßen: und anderen Dämmen, feiten Fiichereivorrichtungen, 
Triebwerfen, Brüden u. dgl.) ſowie von „Waſſer- und Uferbauten“. 

Hier erfheint in Art. 3 der allgemeine Begriff „Anftalt“ neben den 
engeren Begriffen der „Anlage“ und „Leiftung”. Daß die beiden leteren 
auch als Anftalten im Sinne der Reichögejeggebung anzufehen find, ergibt 
ih aus dem Umftande, daß die Gebührenerhebung verfafjungsmäßig nur 
nah den in Art. 54 aufgejtellten Regeln über die Benugung „bejonderer 
Anitalten” auf natürliden Wafferftraßen zuläffig if. Von „Leiftungen“ 
Ipriht die Reichsverfaſſung überhaupt nicht. 

Zu den „befonderen Anftalten“ im Sinne des Art. 54 rechnet Baden 
auch die Strom- und Schiffahrtspolizei; freilich nur hinfichtlich des Flößerei— 
verfehrs und nur in örtlicher Betätigung „an einzelnen Plätzen“. Weshalb 
nicht auch diejenige polizeiliche Tätigkeit ald „befondere Anftalt“ behandelt 
wird, welche lediglich im Intereſſe des Schiffsverfehrs „an einzelnen Plätzen“ 
und im Intereſſe des gefamten Stromverkehrs auf der durchgehenden Fahr— 


I Bad. Geſ. und Berordn.Bl. ©. 866, 
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ftraße entfaltet werden muß, ift nicht erfichtlih. Vielleicht war eine ſolche 
Tätigkeit zur Zeit des Vertragsſchluſſes nicht erforderlich. 

Anscheinend beftand die Auffafjung, daß unter „befonderen“ Anftalten 
nur Einrichtungen zur Erleichterung des örtlichen Verkehrs zu verftehen jeien, 
eine Auffaffung, die freilich mit der üblichen Behandlung der Schleufen als 
„befondere Anftalten” nit im Einklang ftehen würde. 

Bon Intereſſe ift ferner, daß ald „befondere Anjtalt“ von der badischen 
Regierung auch die bloße Freihaltung der Fahrftraße von vertriebenen 
Hölzern, alfo die Verhinderung von Verfchlehterungen des Schiffahrts- und 
Floßweges angejehen wird. Diefe Auffafjung berührt fi nahe mit der— 
jenigen der norddeutichen Regierungen, daß die Bejeitigung von Wrads und 
Baumftämmen aus dem Fahrwaſſer eines Stromes eine bejondere Anjtalt 
im Sinne der Neichsverfaffung und deshalb ein zuläffiges Subftrat der Ab- 
gabenerhebung jei!. 

Die Faffung des Art. 5 der Übereinkunft ift fo gewählt, daß der 
Schein entitehen könnte, als wenn „Waſſer- und Uferbauten“ nicht auch 
„Lünftlihe Anlagen” wären. Daß dies aber nicht die Meinung fein Fann, 
ergibt fich zunädjt aus dem Vergleih mit Art. 3, wo die — ficherlich zu 
den „Waffer- und Uferbauten” gehörigen — Landungsplätze als Anlagen 
oder Anjtalten bezeichnet werden, und aus der demnächſt noch zu erörternden 
Terminologie der fonftigen badischen Wafjergefeggebung. 

Das heifiihe Gejet, das Dammbauweſen und das Waſſerrecht be- 
treffend vom 14. Juni 1887? fpricht in Art. 1 von „Veranſtaltungen, welche 
geeignet find, auf die Ausbreitung oder den natürlichen Ablauf des Wafjers 
einzumirfen“. 

Eine maßgebende Rolle jpielt der Anftaltsbegriff in feiner Anwendung 
auf Wafferbauten in dem eljaß-lothringifchen Gefeg vom 2. Juli 1891, be» 
treffend Wafjerbenugung und Wafjerfhug?. Er erfcheint dort in dem Aus- 
drud „Veranftaltung”, deſſen Bedeutung von der des Wortes „Anftalt” 
faum verjchieden if. Wenn überhaupt ein Unterſchied vorhanden iſt, fo 
fönnte er nur darin gefunden werden, daß der erjlere Begriff noch allgemeiner 
und abjtrafter ift wie der letztere. Alle Wafferbauten, mit und ohne Be- 
trieb, werden als „Veranftaltungen”“ bezeichnet. Diefer Ausdrud wird 
durchgehende und allgemein angewendet, an mehreren Stellen aber aud) 
ſynonym mit „Anlagen“ gebraudt. 

Das Gefet beginnt in $ 1 mit den Worten: 





! Bal. unter III B. 3. c. 88 4 und 5. 
2 Neg.Bl. S. 105. 
3 Gej.Blatt für Elfab-Lothringen, ©. 82. 
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„An Wafjerläufen jeder Art bedürfen diejenigen Veranftaltungen, 
welche geeignet find, den Lauf des Waſſers zu verändern, zu ftauen, zu 
hemmen over zu befchleunigen!, der Genehmigung. Insbeſondere ift an 
eine folhe Genehmigung — gebunden 

a) die Erridtung von Stauanlagen für Wäfferungen und Wafjeran- 

fammlungen, 

b) die Anlage von Wafferableitungen und Wafferentnahmen jeder Art, 

c) die Anlage von Waffereinführungen in einen Wafferlauf, 

d) die Befeitigung oder Abänderung von Anlagen der in a bis c 

bezeichneten Art.“ 

Nah 8 2 ift zu prüfen, „ob durch die beabfichtigte Beranftaltung 
öffentliche Interefjen gefährdet — werden“, und nad 8 5 findet „bei MWider- 
tufung oder Befchränfung bezüglich einer Beranftaltung — an ſchiff— 
oder flößbaren Waflerläufen ein Anſpruch auf Entfhädigung nicht ftatt”. In 
s 11 wird für diejenigen Veranftaltungen an Wafferläufen, welche zur Be: 
wäflerung von Grundftüden bejtimmt find, wiederholt der Ausdrud „Anlage“ 
gebraucht. Dasſelbe gejchteht in SS 13 und 17 bezüglich der Beranftaltungen 
wur Bewäſſerung und Entwäfjerung. 

Nah $ 37 ift ohne Genehmigung der Verwaltungsbehörde unterfagt: 

1. „Die Bornahme von Uferbauten und fonjtigen Bauten am 

Ufer eines Wafjerlaufes, von Einbauten in das Bett eines 
Wafferlaufes, von Überbauungen oder Überbrüdungen eines 
Wafferlaufes. 

2. Die Abänderung beftehender Veranftaltungen diefer Art.“ 
und in $ 39 wird verordnet: 

„sm Überfchwemmungsgebiete des Rheins dürfen ohne Genehmigung der 
zuftändigen Behörde feinerlei Bauten errichtet oder andere Veran— 
taltungen getroffen werden, welche geeignet find, auf den natürlichen 
Ablauf des Waſſers einzumirfen.“ 

Demnach fallen ſowohl Buhnen als auch Deihe und alle Bauten im 
hochwaſſerbette unter den Begriff der „Veranftaltung”. 

In der Strafbeitimmung des $ 42 werden die nah 8 1 des Geſetzes 
genehmigungspflichtigen Wafjerbauten zuerjt als Veranftaltungen und dann 
ald Anlagen bezeichnet. Die Strafandrohung richtet fich gegen denjenigen 

1. „wer entgegen den Vorjchriften in $ 1 Beranftaltungen der 

dort bezeichneten Art ohne Genehmigung der zujtändigen Verwaltungs- 
behörbe oder entgegen den Bedingungen der Genehmigung vornimmt.“ 


' Bleonasmen. 
Eriften CXV. — Erfter Zeil. 7 
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2. „wer Anlagen der in $ 1 bezeichneten Art, deren Genehmigung 
widerrufen oder bejchränft iſt, nicht innerhalb der von der Verwaltungs: 
behörde feitgejegten Friſt befeitigt oder entjprechend abändert.“ 

Auh in S 47 erjcheint nochmals der Begriff der Veranftaltung in 
ähnlihem Zujammenhange. 

Der Terminologie des reichsländifchen Waſſergeſetzes ſehr ähnlich iſt 
diejenige des badijchen Waflergefeges vom 26. Juli 18991, Es gebraudt 
ebenfall3 den Ausdrud „Beranftaltung“ für Wafjerbauten jeder Art, meift 
in Verbindung mit dem pleonaftiihen Eigenfchaftswort „Lünftlih“. In— 
deſſen erjcheint häufig au das Wort „Anlage“ in fynonymer Anwendung 
für „Veranftaltungen“ überhaupt oder für gewiffe Arten von Veranftaltungen. 

Das Gejeß beginnt in $ 1 mit den Worten: 

„Die nah ihrer Natur oder durch künſtliche Beranftaltungen für 
den öffentlichen Verkehr mit Schiffen oder gebundenen Flößen benugbaren 
Flüffe — Stehen im Eigentum des Staates.“ 

und in Abi. 4 desfelben Paragraph heißt es: 
„Wird fünftighin ein Gewäſſer — dur Fünftlide Veranftaltungen 
für den öffentlichen Verkehr — benutzbar gemadt uſw.“ 

Der badifhe Minifter Schenkel jagt ald Kommentator in Anm. 3 zu 
8 1 ausdrüdlih, daß ſowohl Baggerungen und Buhnenbauten als aud 
Schleuſen, kurz jede zur Herjtellung der Sciffbarfeit geeignete technifche Map- 
regel oder Einrihtung als „Veranjtaltung“ im Sinne diejer Geſetzesvorſchrift 
anzufehen ſei?. 

Ferner ift in $ 37 von den „zur Entwäfjerung, Bewäſſerung und zur 
fonftigen Wafjerbenugung dienenden Beranftaltungen“, in 88 91, 92, 106 
und 107 von „Bauten und fonjtigen Beranftaltungen, welde auf den 
Waſſerabfluß oder Eisgang eine ungünftige Einwirkung ausüben (S 91), 
weldhe auf den Waſſerabfluß oder Landſchutz erheblich ſchädigend einwirken 
fönnen (S 92) in und an Gewäſſern (S 106 Nr. 7 und $ 107 Nr. 2)“ 
die Rebe. 

Daneben wird die Bezeichnung „Anlage“ vorzugsweije für die zur An- 
ftauung des Waſſers ſowie zur Bewäfjerung und Entwäfjerung beftimmten 
Vorrichtungen in 88 14, 27, 28, 29, 30, 32, 36, 37, 50, 85 und 86 


! Gef. und Verordnungsblatt, S. 309. 

2 Da Schentel der geiftige Urheber des badifchen Wafjerrechts ift, fo ift fein 
Zeugnis über die gleihmäßige Anwendbarkeit des Beranftaltungsbegriffs auf Buhnen 
und Scleufen von ausfchlaggebender Bedeutung. Daß zwiſchen „Veranftaltung“ 
und „Anftalt* in diefer Beziehung ein Unterſchied beftehen könnte, ift nicht anzu: 
nehmen. 2gl. „Das Badische Waflerrecht, enthaltend das Waflergefeg vom 26. Juni 
1899 uſw.“ von Dr. Karl Schenkel. Karlsruhe 1902. 
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gebraucht. Daß jedoch ein begrifflicher Unterſchied zwiſchen Veranſtaltung 
und Anlage nach der Auffaſſung des Geſetzgebers nicht beſtehen ſoll, ergibt 
fh aus dem Zuſammenhange der Geſetzesvorſchriften, insbeſondere aus den 
Beitimmungen in $ 37, wo in der allgemeinen Bemerkung des Schlußfates 
dad Wort Anlage auch für die in Abf. 1 Nr. 3 erwähnten „Veran- 
taltungen“ gebraudt ift, und aus dem erjten Abſatz in $ 50, wo unter 
Nr. 1 die an jener Stelle genannten „Beranftaltungen zur Entwäfjerung 
und Bewäſſerung“ als „Bewäfjerungs- und Entwäfjerungganlagen” be- 
zeichnet werden. 

Der Minifter Schenkel, der ald Vater des Geſetzes hier eine befondere 
Autorität beanspruchen fann, braucht die Ausdrüde Veranftaltung und An- 
lage au in feinem Kommentar (zweite Auflage, Karlöruhe 1902) voll- 
iommen gleichwertig. Er fagt 3. B. in Anmerkung 15 zu $ 1: „Was die 
Genehmigung zu Benugungs-Entwäfjerungs anlagen, Bauten und fonjtigen 
Beranftaltungen angeht, ufmw.”, und in Anm. 10 zu $ 50 fpridt er 
von den „unter Ziffer 1 bis 3 aufgeführten Beranftaltungen“, während 
in dem fommentierten Gefeßestert unter 1 von „Bewäſſerungs- und Ent- 
wällerungg anlagen”, unter 2 von „Anlagen, welde dem gemeinfamen 
Baldfhug dienen“ und unter 3 von „Stauwerken, Sammelbeden und zu— 
gehörigen Zu: und Ableitungsanlagen“ die Rede iſt!. 

Das mwürttembergifhe Waffergefeg vom 1. Dezember 1900° fpricht in 
Art. 8 von „Flußbauten und anderen Anlagen im Bett öffentlicher Gewäſſer.“ 

Ebenfo gebraucht der im Jahre 1904 erfchienene Entwurf eines neuen 
bayriichen Waſſergeſetzes den Ausdrud Anlage von allen Wafferbauten ohne 
Unterſchied, insbefondere in Art. 12, 49, 62, 77, 96, 112 a. a. O. 

Ein zufammenfafjender Rückblick auf die Fachgeſetzgebung der Bundes- 
ſtaaten läßt erkennen, daß ihre Terminologie Hinfichtlich des Anftalts- und 
Anlagebegriffs fih im allgemeinen mit dem Sprachgebraud der preußifchen 
Geſetzgebung deckt. Eine geringe Abweichung ift höchſtens inſoweit feit- 
zuftellen, als der Ausdrud „Anftalt”, der in Preußen feit der Mitte des 
vorigen Jahrhunderts zuguniten des Wortes „Anlage“ zurüdtritt, in den 
anderen Bundesitaaten mit der unmwefentlichen Variante „Veranjtaltungen“ bis 
in die neuefte Zeit beibehalten und auf alle Arten von Wafjerbauten, nament- 


ı E83 ift danach wohl anzunehmen, dab Schenkel in feiner Rede am 16. Januar 
1996 in der Zweiten Kammer zu Karlsruhe (Stenogr. Berichte S. 113) bei Aus- 
legung der Reichsverfaffung nicht zwifhen Anlagen und Anftalten, fondern 
wilden den erjteren und befonderen Anjtalten unterſcheiden wollte. 
? Reg.Bl. S. 921. 
7* 
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S 6. 
Die preußifchedentihen Staatsverträge. 


Bon befonderer Bedeutung für die Wortauslegung und die Fyeftitellung 
des Sprachgebrauhs hinſichtlich der Begriffe Anftalt und Anlage find die 
Staatöverträge, welche Preußen mit anderen Staaten des jetigen Reichs— 
gebietes über ragen des Waſſerbau- und Schiffahrtsweſens abgefchlofjen 
hat. Sie veranſchaulichen den gemeinfamen Sprahgebraud der beteiligten 
Regierungen, alfo denjenigen Sprachgebrauch, hinſichtlich deſſen Zweifel und 
Meinungsverfchiedenheiten unter ihnen faum möglich waren. 

Bon diefen Verträgen follen hier nur zwei ältere Elbjchiffahrtöverträge 
und fodann die Sollvereinsverträge angeführt werden. 

Die Elbidiffahrtsafte vom 23. Juni 1821! weiſt in Art. 30 der 
unter den Elbuferjtaaten vereinbarten „Nevifionsfommiffion“ unter anderem 
die Aufgabe zu, „Beranjtaltungen und Maßregeln, welche nach neuerer 
Erfahrung Handel und Schiffahrt ferner erleichtern könnten“, zu beraten; 
die Ausdrucksweiſe erinnert fehr an diejenige der Zollvereinsverträge und 
der Verfaffung hinſichtlich der „Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs 
beftimmt jind“. 

Die Übereinkunft der Elbuferftaaten über Schiffahrts- und Strompolizei 
auf der Elbe vom 13. April 1844? fagt in Art. 7: 

„Die Ufer nebft den an denfelben befindliden Werfen und Anlagen 
— dürfen von den Schiffen und Holzflößen auf ihrer Fahrt nicht berührt 
oder befhädigt — werden. 

Dampfichiffe müfjen fih von den Uferanlagen möglichſt entfernt 
halten, damit letztere vom Wellenfchlage nicht befchädigt werden.” 

Die Zollvereinsverträge fommen hier nicht nur als Dokumente für die 
Feſtſtellung des übereinftimmenden Sprachgebrauchs der vertragjchließenden 
Staaten, fondern gleichzeitig als Quellen des geltenden Rechts? in Betradt. 
Sie jprehen von „Anftalten“, die zur Erleihterung des Verkehrs beftimmt 
find, und erläutern den Anftaltsbegriff durch Aufzählung gemwiffer Gebühren, 
die für die Benugung jolder Anjtalten gezahlt werden. In dem Handels- 
und Zollvertrage vom 27. Mai 1829 findet ſich zuerit eine ſolche Aufzählung, 


ı Vreuß. Geſ.S. ©. 9, 822, 
2 Preuß. Geſ.S. ©. 518. 
° Bol. ITS 2, S. 17 diefer Arbeit. 
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und zwar von „Kanal, Schleufen-, Brüden-, Fähr-, Hafen:, Wage-, Kran- 
und Niederlagegebühren” ; die Aufzählung foll aber, wie nad) dem Zufammen- 
hange keinem Zweifel unterliegt, nicht erſchöpfend fein, fondern nur Beifpiele 
enthalten. Die Schlußworte: „und Leiftungen für Anftalten, die zur Er- 
leichterung des Verkehrs beftimmt find“, enthalten eine clausula generalis 
binfihtlih aller nicht befonders erwähnten Arten von Gebühren und 
Anftalten. 

Die gleide Ausdruds- und Darjtellungsmeife ift in alle Boll 
vereinöverträge, einſchließlich desjenigen vom 8. Juli 1867 übergegangen. 
Eine für die MWortauslegung wichtige Erläuterung oder Paraphraſe gibt 
indeſſen das Sclußprotofol zu Art. 17 des Zollvereinsvertrages vom 
22, Mär; 1833, wo mit Bezug auf die im offenen Vertrage genannten 
„Anftalten“ gefagt ift: 

„Wefentlihe Änderungen oder Verbeflerungen einer bereits beftehenden 
Einrihtung der Art, wie fie im Art. 17 bezeichnet find, würden 
einer neuen Anlage gleich zu achten fein, weshalb hinfichtlich der Gebühren 
dabei die Beitimmung des erjten Alinea de3 Art. 13 darauf An- 
wendung findet.“ 

Die volllommen jynonyme Anwendung der Ausdrüde Anftalt, Anlage 
und Einrihtung tritt hier mit befonderer Klarheit hervor. 

Diefelbe Erfcheinung zeigt fih in dem preußifcheöfterreichifchen Handels- 
und Zollvertrage vom 19. Februar 1853!, der in Art. 15 verordnet: 

„Die Benugung der — Kanäle, Schleufen, Fähren, Brüden und Brüden- 
Öffnungen, der Häfen und Zandungspläße, der Bezeichnung und Beleudtung 
de3 Fahrwaſſers, des Lotſenweſens, der Kran- und Wageanftalten, der 
Niederlagen, der Anftalten zur Rettung und Bergung von Schiffsgütern 
und dergleichen mehr, injomeit die Anlagen oder Anftalten für 
den öffentlichen Verkehr beftimmt find uſw.“ 

„Gebühren dürfen — nur bei wirklicher Benugung folder Anlagen 
oder Anftalten erhoben werben.” 

Diefer Bertrag gehört zwar nicht zu den SBollvereinsverträgen im 
eigentlichen Sinne; er bildet aber doch infofern eine den Zollvereinsftaaten 
gemeinfjame Erfenntnisquelle des Sprachgebrauchs, ald die anderen Vereins- 
tasten außer Preußen ihm damals durh Vertrag vom 4. April 1853 
beitraten. | 


’ Breuß. Gel.S. S. 357. 
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8 7. 
Die Reichsgeſetzgebung der Jahre 1845 und 1849, 


Bei den gejeßgeberifchen Verfuchen, welche aus den Ereigniffen des 
Jahres 1848 hervorgingen, haben die Schiffahrtsangelegenheiten befanntlich 
eine wichtige Rolle gejpielt. 

Der öffentlihen Meinung ſowohl wie auch der in Frankfurt tagenden 
Reichsverſammlung erſchien die Heritellung der Rechtseinheit auf dieſem 
Gebiet — insbefondere die einheitlihe Megelung der Abgabenfrage — als 
eine der wichtigeren Aufgaben des neuen Nationaljtaates!. 

Der Umijtand, daß jene gejegeberifchen Anläufe auf dem Papier 
blieben und fcheiterten, beraubt die damals aufgejtellten Entwürfe nit 
ihrer Bedeutung für die Feitjtellung des Sprachgebrauches. 

Die im damaligen Reichögejehblatt veröffentlichte Reichsverfafjung vom 
28. März 1849 ordnete die Schiffahrtsfragen im vierten und fünften 
Artikel, von welden der erftere in 88 20 bis 23 die Seeidiffahrt, der 
legtere in SS 24 bis 27 die Binnenfchiffahrt zum Gegenftande hatte. 

Der $ 20 beginnt mit den Worten: 

„Die Schiffahrtsanjtalten am Meere und in den Mündungen der 
deutſchen Flüffe, Häfen, Seetonnen, Leuchtſchiffe, das Lotfenwefen, das 
Fahrwaſſer ufmw. bleiben der Fürforge der einzelnen Uferftaaten 
überlafjen.“ 

Hier wird das Fahrwaſſer ausdrüdlid als Anftalt bezeichnet. Der 
Verfafjungstert erläutert den Ausdruck „Schiffahrtsanftalt“ durch beifpiels- 
weiſe — nicht erjchöpfende — Aufzählung einzelner Arten und Erfcheinungs- 
formen des Anftaltsbegriffs. Unter diefen befindet ſich aud das Fahrwaſſer; 
feine Eigenfhaft als Anftalt im Sinne der Verfafjung ift alfo im Wege 
der Yegaldefinition hier feitgeftellt. In S 21 wird dieje Legaldefinition mit 
den Worten: 

„Die Neichdgewalt hat die Oberauffiht über diefe Anftalten und 
Einridtungen“ 
wiederholt. 

Sie fteht aber auch mit dem Spracdgebraud der damaligen Reichstags— 
verhandlungen * durchaus im Einklang. Das dem Neichötage vorgelegte 
„Dinoritätseracdhten zu dem Verfafjungsparagraphen 21 des volfswirtfchaft- 


ı ber diefe Vorgänge hat Shumader S. 1%3—132 in fehr intereffanter 
und ausführliher Weife berichtet. 
® Auch mit dem der Publiziftit und Literatur. Eine in Hamburg, Heroldfche 
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lihen Ausſchuſſes, die Schiffahrtsanftalten am Meere betreffend“! fagt, die 

die Unterzeichneten gingen davon aug, 
„daß den einzelnen Uferftaaten die Fürforge und nähere Überwachung 
der für den Seehandel und die Schiffahrt nötigen Verfügungen, 
Einrihtungen und Anlagen überlafjen bleiben muß. Die Sache 
begreift fo viele verſchiedene Teile in fich, als Häfen, Seetonnen, Leudt- 
türme und Leuchtſchiffe, Baken, Zotfenweien, Regulierung des Fahr— 
waſſers“, ufm. 

Hier erfcheint gleichzeitig in Überfchrift und Tert wiederum der ſynonyme 
Gebraud; der Ausdrüde „Anjtalt” und „Anlage“. 

In der Situng vom 11. November 1848 fagte der Abgeordnete Mohl 
mit Bezug auf die zur Erörterung ftehende Frage, ob die Seeſchiffahrts 
anftalten nach dem Vorſchlage der Ausfchußmehrheit in das Eigentum und 
die unmittelbare Verwaltung des Reiches übergehen oder nad) dem der 
Minderheit nur einer Reihsaufficht unterftellt werben follten: 

„Ferner find viele PVerfuhe von ihnen (den Molitifern der anderen 
Gruppe) gemacht worden, die Schiffahrtsanftalten in den Häfen 
in den Händen der Einzelftaaten zu lafjen und befonders das Fahr— 
waſſer aus der See bis in die Seeſtädte“. 

Die Anwendung des Anftaltsbegriffs in $ 20 der Reichöverfafjung 
von 1849 auf das Fahrwaſſer würde, wenn das lettere in feinem Natur- 
tuftande und ohne Rückſicht auf menſchliche Nachhilfe gemeint geweſen wäre, 
dem hinfichtlich jenes Begriffes beitehenden allgemeinen Spracdhgebraude 
nicht entſprechen. Indeſſen geht aus 8 22 hervor, daß eine Abweichung 
des Sprachgebrauches der Verfaffung von demjenigen des Lebens und der 
Literatur keineswegs bejteht; denn nad diefer Beftimmung dürfen die von 
den Seeuferftaaten „für die Benugung der Sciffahrtsanftalten” erhobenen 
Abgaben die Unterhaltungskoften nicht überfteigen. Anftalt im Rechtsſinne 
it alfo das Fahrwaſſer nur infoweit, als es menschlicher Nachhilfe bedarf 





duchhandlung 1853 erſchienene Brofhüre, „Die Stellung der Hanfeftädte. Be- 
mertungen, veranlaßt durch 6 Artikel der Weferzeitung”, fagt 3. B. ©. 39: „Be: 
deutende Summen find und werden auf Berbeflerung des Fahrwaſſers der 
Elbe verwendet und Hamburg allein beftreitet die Koften der Schiffahrts- 
anftalten bis zum Meere, das ift auf einer Strede von 18 deutfhen Meilen.” 
dier erfcheint die Fahrmwafferverbeflerung als Schiffahrtsanftalt.e Die Broſchüre tft 
monym, macht aber den Eindrud, ald wäre fie von den regierenden Kreifen infpiriert. 
Sie verteidigt jedenfalld deren Verkehrspolitik. 

! Stenograph. Bericht über die Verhandlungen der deutſchen fonftituierenden 
Aetionalverfammlung. Herausgegeben von Wigard V ©. 3219 und 3220. 
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und folde erfährt; nur unter diefer Worausfegung und in den hierdurd 
bezeichneten Grenzen ift es ein zuläffiges Subftrat der Abgabenerhebung. 

Der die Binnenfhiffahrt betreffende F 26 fagt: 

„Die Hafen, Kran-, Wag-, Lager-, Schleufen- u. dgl. Gebühren, melde 
an den gemeinfchaftlihen Flüffen und den Mündungen der in diejelben 
ſich ergießenden Nebenflüfje erhoben werden, dürfen die zur Unterhaltung 
derartiger Anſtalten erforderlihen Koften nicht überfteigen.“ 

Hier findet fi wiederum eine Aufzählung verfchiedener Arten von 
Anftalten, die ebenfalls nur Beijpiele gibt, unter diefen aber das Fahr— 
waſſer nicht erwähnt. 

Zur Ausführung diefer Berfafjungsbeitimmungen waren im Reichs— 
handelsminilterium zwei Geſetzentwürfe ausgearbeitet worden, von melden 
der eine „die Aufhebung der Flußzölle und die Ausgleihung für diefelbe“, 
der andere ein „deutſches Flußſchiffahrtsgeſetz“ betraf. Der erftere enthielt 
in Art. 4 die Vorfchrift: 

„Den an den Mündungen deuticher Flüffe beitehenden Abgaben für die 
Seeſchiffahrt und die derjelben dienenden Anjtalten unterliegt ein 
deutfches Schiff oder defjen Ladung nur dann, wenn dasſelbe von der 
offenen See fommt oder nach der offenen See abgeht.“ 


Die Faſſung diefer Beitimmung läßt wiederum die Anwendung des 
Anftaltsbegriffs auf bloße Fahrmafjerverbefjerung oder Fahrmwafjerunterhaltung 
erfennen. 

Der Entwurf des deutſchen Flußjchiffahrtsgefeges liefert zunächſt in 
Art. 3: 

„Kanal-, Schleufen-, Brüdenöffnungs- und Hafengebühren dürfen nur für 
den wirflihen Gebrauch folder Anlagen erhoben werben,“ 
einen neuen Beweis für den fynonymen Gebrauch der Ausdrüde Anlage 
und Anftalt. Dasfelbe tut Art. 12 mit den Worten: 
„Den in diefem Geſetz enthaltenen, die Benugung der vorhandenen An - 
ftalten und das Abgabenmwefen betreffenden Vorfchriften find alle die— 
jenigen, welche an der Flußſchiffahrt teilnehmen, gleihmäßig Folge zu 
leijten verpflichtet.“ 

Sodann verordnet Art. 21: 

„Die Staatögewalt hat dafür zu forgen, daß nit durh Kunftanlagen 
oder Bauwerke irgend einer Art der Zuftand des Fahrwaſſers verfchlechtert 
oder die Schiffahrt gefährdet werde. 

Anlagen, welche diefe Wirkung hervorbringen fönnen, dürfen ohne 
Genehmigung der Staatsgewalt weder ausgeführt noch verändert, auch 
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darf deren Unterhaltung nicht zum Nachteil der Schiffahrt vernadläffigt 
werben. 

As folhe Anlagen find namentlich zu betrachten: 

„Uferbauten, Deide und Dämme, Wehre und fonftige Stau- 
anlagen, Ableitungen aus dem Fluffe ufm.,“ 

ferner Art. 52: 
„Die Koften außerordentliher Bauten und Anlagen zur VBerbefjerung 
der Schiffbarkeit der Reichsflüſſe übernimmt das Reih auf den Grund 
von Beſchlüſſen des Reichstags” 

und Art. 53: 
„Die Ausführung der Strombauten und Anlagen an den Reichs— 
Hüffen geichieht durch die Behörden der Uferftaaten.“ 

Das Geſetz Hatte die Einfegung technifcher Drgane der Reichögewalt 
zur Beauffichtigung der Strombauten vorgefehen. Bon diefen Organen heißt 
es in Art. 61: 

„Der Reichsbaumeifter nimmt in feinem DOberauffichtsfreife Kenntnis von 
dem Zuftande der Flüſſe und von den Mängeln derfelben, von den bau- 
lihen Anlagen und von denjenigen Verhältniffen, welche auf die Sciff- 
barkeit Einfluß üben fönnen. Hierunter find alle Anlagen und Ber- 
änderungen zwifchen den natürlichen oder Fünftlichen wafjerfreien Ufern 
einbegriffen.” 

In demfelben Sinne werden die Ausdrüde Anftalt und Anlage in den 
damals aufgeftellten „Entwürfen zu Dienjtanweifungen für die Reichs— 
baumeifter und Reihsfchiffahrtsauffeher” angewendet. 


bh) Die bei den Anftalten vorauszuſetzenden Eigenjchaften. 


8 1. 
Die Beitimmung zur Erleichterung des Verfehrs. 


Nah der Verfaffung und den Verträgen müfjen diejenigen Anftalten, 
für deren Benugung Abgaben erhoben werden, gewifje Eigenfchaften bejiten. 

Sie müfjen zunächſt nad der Verfaſſung, dem Zollvereind- und Elb— 
jollvertrage „zur Erleichterung des Verkehrs bejtimmt“ fein. Es fäme alfo, 
wenn lediglich diefer Wortlaut in Betracht gezogen würde, nur auf Die von 
dem Bauenden und Einrichtenden verfolgte Abſicht, nicht auf deren Ver: 
wirflihung an. Es find Fälle denkbar, in melden die Zmwedbeitimmung 
der Erleichterung des Verkehrs zwar beim Bauen bejtand, aber trog Auf- 
wendung beträchtlicher Kapitalien nicht erreicht wurde. Vielfach wird be- 
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hauptet, daß bei der Donauregulierung am Eifernen Tore ein folder Fall 
vorliege !. 

Man wird die Faffung in diefem Punkte nicht als glüdlich bezeichnen 
fönnen. Ausfchlaggebend muß die Frage fein, ob die Anftalt dem Verfehre 
tatfählih eine Erleichterung gefhaffen hat; denn nur als Gegenleiftung für 
einen der Schiffahrt gewährten Nugen find Schiffahrtsabgaben wirtſchaftlich 
berechtigt. Das ergibt fih auch aus der anderen Gefebesvorfchrift, welche 
den Eintritt der Abgabenpfliht von einem Benutungsafte abhängig madt: 
eine Sade benugen heißt nad) den Regeln des Sprachgebrauchs Nuten aus 
ihr ziehen. Inſofern beeinflußt der Begriff der Benugung aud den der 
Anftalt im Sinne des geltenden Rechts. 

Wenn es bei der Verfehrserleihterung auf die tatfählide Wirkung 
und nicht auf die Zmedbeitimmung anfommt, fo muß auch bei Anjtalten, 
die urfprünglich nicht im Berfehrsinterefje ausgeführt find, ihm aber tat- 
fählih Nuten bringen, die Heranziehung der Schiffahrt zur Dedung eines 
entfprechenden Kojtenanteil3 zuläfftg fein. Es märe insbefondere möglich, 
daß ein nur zu PVorflutzweden in Angriff genommener Wafjerbau mider 
Erwarten zugleih eine Schiffahrtsverbeſſerung — etwa die Umwandlung 
eines Privatfluffes in eine Waſſerſtraße oder die Verbefferung einer vor- 
handenen Waſſerſtraße — herbeiführt. In der Negel wird man freilich 
derartige Nebenwirkungen vorausjehen und die Finanzierung von vornherein 
danach einrichten, 

Die Worte „zur Erleichterung des Verkehrs“ find gerade bei Waſſer— 
bauten nicht überflüffig, jondern vielmehr von großer praftifcher Bedeutung, 
weil diefe Bauten jehr häufig mehreren Sweden gleichzeitig dienen. Das 
gilt hauptfähli von den Strombauten, die faft immer oder doch in den 
meiften Fällen nicht nur im Intereſſe der Schiffahrt, fondern aud in dem— 
jenigen der Vorflut, des Uferfchußes und der Hochwaſſerführung ausgeführt 
worden find. Nur injoweit fie dem erfteren Intereſſe dienen, fünnen fie 
ald „zur Erleichterung des Verkehrs beſtimmt“ und demgemäß als Gegen- 
ftände der Abgabenerhebung angefehen werden. Der Anftaltsbegriff erleidet 
alfo eine Spaltung nad) dem Gefichtspunft der Zmwedbeitimmung oder viel- 
mehr der Wirkung. Diefer Teilung muß dur eine, wenn aud nur 
ſchätzungsweiſe, Ermittelung entfprechender Wertanteile Rechnung getragen 
werden. Selbſt Schleufen find nicht immer im Sciffahrtsinterefje angelegt. 
E3 fommen Fälle vor, wo Stauanlagen nur zu landmwirtfchaftliden Sweden, 


I Bol. Jahreöbericht der Handeld- und Gemwerbefammer der Oberpfalz und 
Regensburg für 1899 S. 30—38. 
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namentlih zur Erhöhung des Grundwafjerftandes oder des Hochwaſſerſpiegels 
oder zu Beriefelungszweden, oder nur zum Zwecke der Gewinnung von 
Waſſerkräften für die Imduftrie gebaut oder geplant find. Die in folde 
Staumwerfe eingebauten Schleufen können der Schiffahrt in der Regel feinen 
vollen Erfag für den früheren Zuftand der Waſſerſtraße darbieten und die 
durh den Stau ihr zugefügten Nachteile nicht ganz ausgleihen. Sie 
dienen an und für fich keineswegs zur „Erleichterung des Verkehrs“, fondern 
nur zur Aufrechterhaltung der Schiffahrt, die fonjt durch die Stauanlage 
unterbrochen werden mürbe. 

Ein Beijpiel für eine nicht im Intereſſe des Verkehrs, fondern in dem— 
jenigen der Landwirtſchaft erbaute Schiffahrtsanftalt bietet die bei Hohen- 
jaathen an der Oder belegene öftliche Schleufe des Finowkanals, welche 
lediglih den Zwed hat, das Hochwaſſer des Obderftromes von dem unteren 
Zeile der Oderbruchniederung fernzuhalten. 

Anderfeit3 genügt der Umftand, daß ein Wafjerbau landwirtichaftlichen 
Zweden dient, noch nicht zu feiner Ausſcheidung aus dem Kreife der An- 
falten im Sinne des Art. 54 der Reihöverfafjung. Vielmehr muß noch 
unterfucht werden, ob er eine pofitive Förderung landwirtfchaftlicher Intereſſen 
oder nur die Fernhaltung eines Schadens, der ſonſt durd) den Ausbau der 
Waſſerſtraße zu Verkehrszwecken entftanden wäre, bezwedt und erreicht. Bei- 
ipiele für Mafferbauten der letzteren Kategorie find die Stauanlagen an der 
tegulierten Netze zwifchen Uſch und Dragig, welche zwar den Grundmaffer- 
fand und den Hochwaſſerſpiegel im Interefje der Wiefenkultur erhöhen, aber 
damit nur die diefer Kultur nachteiligen Wirkungen der Flußbegradigung 
ausgleihen follten, und die Stromregulierungsbauten am Rhein zwifchen . 
Mainz und Bingen, welche im Intereſſe des Weinbaus in der Weife aus- 
geführt werden mußten, daß eine wefentliche Verringerung der Waflerjpiegel- 
breite! vermieden wurde. Derartige Bauten find, auch wenn fie unmittelbar 
dem landwirtfchaftlichen Intereſſe dienen, doch der Schiffahrt zur Laft zu 
legen, weil fie eine notwenige Bedingung für die Verbefjerung der Schiff: 
fahrtsſtraße waren. Sie dienen infofern mittelbar „zur Erleichterung des 
berlehrs“ und find Anftalten im Sinne des Art. 54. 

Überhaupt ift die Eigenfchaft der Verfehrserleihterung — mit Rüdficht 
auf den Mangel jeder Einfhränkung in der Wortfaffung — ganz allgemein 


! Die Breite des Waflerfpiegeld hatte nach den überlieferten Anfichten für den 
Veinbau eine boppelte Bedeutung, infofern fie nicht nur die Reflerwirfung der 
Sonnenftrahlen fteigert und die Luftwärme erhöht, fondern auch die für die Herbft- 
teife wichtige Nebelbildung begünftigt. Durch die Berückſichtigung diejer Intereffen 
wird die Stromregulierung ſehr verteuert. 
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zu verftehen. Es genügt jeder Kauſalnexus zwiſchen einer Anftalt oder 
Einrihtung und den nterefjen des Verkehrs, fofern nur die legteren durch 
erjtere günftig beeinflußt werden. Die Einwirkung fann mittelbar oder 
unmittelbar fein, fie fann in abminiftrativen, insbefondere polizeilichen Ein: 
richtungen oder auch in Verbefjerungen fonftruftiver Art bejtehen. 

Der Umftand, daß der Abjah 3 des Art. 54 bei den Sciffahrts- 
anftalten in Seehäfen die Beitimmung und Eignung für die Erleichterung 
des Verkehrs nicht befonders erwähnt, ift nicht als Anzeichen für eine ab- 
weichende Meinung des Geſetzgebers, jondern nur als eine Unftimmigfeit 
in der Wortfaffung anzufehen. Es liegt in der Natur der Sade und er: 
gibt fi aus dem Grundgedanken des Gebührenprinzips, daß auch diefe 
Anftalten nicht an fi und unter allen Umftänden, fondern nur nah Maß— 
gabe ihres Nutzens für die Schiffahrt Subjtrate der Abgabenerhebung fein 
dürfen. Auch in Häfen können folde Anftalten neben den Sciffahrts- 
interefjen gleichzeitig anderen ntereffen dienen. Das gilt namentlih von 
den Nordfeehäfen, welche — wie der Emder und Harburger Hafen — zu— 
gleich die Vorflut für ein größeres Landgebiet vermitteln und deren Flut- 
ſchleuſen wichtige Beftandteile des Deihichuges bilden. Von Binnenhäfen 
mag hier der Duisburg-Nuhrorter erwähnt fein, deſſen Einrichtungen neben 
dem Verfehrsinterefje auch dem nterefje des Hochwaſſerſchutzes im Stabt- 
gebiete dienen !. 

In gleicher Weife find die entiprehenden Beitimmungen der Rhein— 
fchiffahrtsafte im Schlußprotofoll zu Art. 3, wo die Beziehung der für 
abgabefähig erklärten Schleufen und jonftigen Anlagen zu den Inter— 
efien des Verkehrs in der Wortfaffung nicht erkennbar ift, finngemäß zu 
veritehen. 

An Art. 27 ift diefe Beziehung mit den Worten „zur Erleichterung 
der Ein- und Ausladungen und zur Niederlage der Waren“ ausgedrüdt ; 
hier iſt alfo nicht die „Beftimmung zur Erleichterung“ maßgebend. Der 
Art. 27 fpricht aber nur von Umfchlagshäfen. Die am Rhein wie in allen 
Strömen mit Hochwaſſer und Eisgang ſehr wichtigen Sicherheitshäfen find 
weder dort noch fonft irgendwo im Text des offenen Vertrages erwähnt ; 
ihrer hat man erjt im Schlußprotofoll zu Art. 3 bei der Zulaffung von 
Abgaben für die Benugung „künſtlicher Anlagen” gedacht. 


AUhnliche Verhältniffe liegen im Düfleldorfer Hafen bei dem Rheinfai vor. 
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82. 
Der Begriff des Bejonderen. 


Die Verfafjung und der ihr wörtlich nachgebildete Elbzollvertrag ver- 
langen ferner von den Anftalten, welche den Gegenftand einer Abgaben- 
erhebung bilden follen, die Eigenfchaft des „Bejonderen”, und zwar nur 
von den Anftalten an natürlihen Waflerftraßen, nit aud von den An- 
falten in Seehäfen. Dies Eigenfhaftswort hat bei der Auslegung zu 
großen Schwierigkeiten und Zweifeln Anlaß gegeben; und in der Tat ift 
der Gedanfe, den der Gefehgeber hier zum Ausdrud bringen wollte, ſehr 
wer zu verftehen. Es muß zunädft in hohem Maße auffallen, daß er 
in allen früheren Zollvereinsverträgen jenes Eigenfchaftswort im Zufammen- 
bange mit dem Anftaltsbegriff für entbehrlich hielt und es dann in der 
Bundesverfaffung gebrauchte, um es unmittelbar darauf — man fönnte 
auch fagen gleichzeitig — in dem lebten Zollvereinsvertrage in demfelben 
Zufammenhange wieder fortzulaffen, obwohl nad; authentifcher und unan- 
fehtbarer Feſtſtellung die ſämtlichen hier erwähnten Rechtsvorſchriften inhalt- 
[ih identiſch fein follen!. Diefer Hergang und diefes Bild fcheinen nicht 
dafür zu fprechen, daß der Gefeßgeber durch Einfügung jenes Eigenfchafts- 
wortes eine wefentlihe Anderung des früheren Rechtäzuftandes bewirken, 
oder mit anderen Worten, daß er auf den Ausdruck „befondere” ein ſach— 
lihes Gewicht legen wollte. 

Der Ausdrud ift vom Standpunkte des Sprachgebrauchs einer ſach— 
lihen Beurteilung im Zufammenhange de3 Art. 54 nicht fähig. Sein 
Weſen liegt zunächſt nur in der Gegenfäßlichfeit zu einem anderen all- 
gemeinen Begriff, in der Abfonderung und Unterfcheidung von ihm. Die 
Abfonderung und Unterfcheidung kann darauf beruhen, daß das Befondere 
andere Eigenschaften bat, als das Allgemeine fie aufzumeifen pflegt, ober 
auh darin, daß die normalen Eigenfhaften des Allgemeinen in gejteigerter, 
potenzierter $yorm bei dem Befonderen jich zeigen. Aber es liegt in der 
Natur der Sache, daß der Begriff des Befonderen ein bloß formales Dafein 
führen muß, folange der forrefpondierende Begriff des Allgemeinen mit den 
ihm innemwohnenden weſentlichen Eigenfchaften nicht befannt if. Auf den 
Algemeinbegriff kommt es alfo entfcheidend an; erſt von ihm aus ift ber 
des Beionderen zu fonftruieren. Ohne den erfteren kann es den leßteren 
nicht geben, fo wenig es eine Ausnahme geben kann ohne Regel. 


I Mit der hier unmefentlichen Modifikation Hinfichtlih der nichtfisfalifchen 
Hinftfichen Wafferftraßen vgl. II $ 2, S. 17 diefer Arbeit. 
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Die Auffindung dieſes Allgemeinbegriffs ift aus dem Wortlaut des 
Art. 54 mit den Hilfsmitteln der grammatifchen Interpretation nicht möglich. 
Er gibt feinerlei Auffhluß oder aud nur Andeutung über die Eigenfchaften, 
die bei einer gewöhnlichen Anftalt ald normale vorausgefeßt werden. Man 
fönnte vielleicht bei oberflädhlicher Betrachtung auf den Gedanken fommen, 
23 handle fih um die Eigenfchaft der Nütlichkeit für den Schiffsverkehr, 
und es follten nur die Anftalten als abgabefähig — im Gegenfat zu dem 
früheren Rechtszuftande — künftig anerkannt werden, welchen diefe Eigen- 
Schaft in befonders hohem Grade anhaftet. Aber diefe Erklärung ift aus 
mehreren Gründen völlig von der Hand zu weifen. Zunächſt wäre e8 dann 
fprahlih nicht nur richtiger, jondern geradezu notwendig geweſen, das 
Eigenjhaftswort „befondere” nicht vor „Anftalten”, fondern in den Nelativ- 
fag „die zur Erleichterung des Verkehrs bejtimmt find“ vor „Erleichterung“ 
zu feßen. Außerdem aber wäre die Grenzlinie zwifchen der gewöhnlichen 
und der bejonderen Erleichterung des Verkehrs eine fo fchwanfende und 
unfichere, durch fo zahllofe Übergangserfcheinungen und Schattierungen ver- 
dunfelte, daß man dem Gejeßgeber nicht unterjtellen kann, er habe eine 
derartige Begriffsbildung zur Grundlage einer wichtigen, für die Finanzierung 
von Waflerbauten ausjchlaggebenden Rechtsnorm machen wollen. Hier würde 
auch der Sprachgebrauch nicht die Richtſchnur für die Klaffifizierung der 
Einzelerfheinungen abgeben fönnen, meil es fih nit um mehrere fom- 
binierte Eigenschaften handelt, von welchen eine die überwiegende und Damit 
die namengebende wird, fondern nur um Gteigerungen und Grade einer 
Eigenschaft. Derartige graduelle Unterjchieve zum Ausdrud zu bringen, ift 
der Sprachgebrauch nicht fähig. 

Übrigens würde, wenn es fid nur um den Grad und das Maß ver 
dem Schiffsverkehr aus einer Anftalt erwachfenden Vorteile handelt, die 
Unterfheidung zwiſchen mwafjerbautehniihen Methoden, wie fie von manchen 
Interpretatoren des Art. 54 für richtig gehalten wird, jedenfalls unzuläffig 
fein, denn jede diefer Methoden fann nad) Bewandtnis der Umftände eine 
große oder geringe „Erleichterung des Verkehrs” zur Folge haben. Die 
Buhne, die Bangerung oder Felsſprengung fann in diefer Richtung mindeſtens 
fo viel wirken wie die Schleufe. 

Ein anderer Erklärungsverfuh, welcher auf der Grundlage der gram- 
matifchen Interpretation vielleicht möglich wäre, könnte dahin gehen, daß 
gewiſſe Anftalten deshalb als bejondere bezeichnet worden feien, weil ihre 
Benugung eine bejonderd nahe Berührung oder Beziehung zwifchen Anftalt 
und Fahrzeug mit fich bringt. Danach könnte man die Kammerſchleuſe als 
beſondere Anjtalt betrachten, weil das Schiff hineingelajjen, in der Kammer 
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gehoben oder geſenkt und hinausgelafjen wird, während die Buhnen und die 
durh Buhnen oder andere Hilfsmittel gejchaffenen Fahrrinnen gewöhnliche 
Anftalten wären. Aber auch dieje Erklärung ijt wegen der aroßen Un— 
fcherheit und Unflarheit der Abgrenzung beider Anjtaltsgruppen, ſowie 
ferner auch deswegen unwahrjcheinlih, weil ohne zwingende Beweife dem 
Geſetzgeber nicht unterftellt werden darf, er habe eine fo äußerliche, formale 
und vom Standpunkte der wirtjchaftlichen Intereſſen zufällige Tatfadhe als 
maßgebendes Kriterium für Die wichtige Frage der Finanzierung von Wafler- 
bauten aufftellen wollen. Außerdem fteht eine alte, fonftante und unan- 
gefohtene Praris jener Erklärung entgegen; denn man hat immer, fogar 
mit ausdrüdliher Billigung von Reichs wegen, die Bojen, Balen und 
Leuchtfeuer als „bejondere Anſtalten“ im Sinne des Art. 54 der Verfaſſung 
angejehen, obwohl die Beziehungen, in melde die Fahrzeuge zu dieſen 
Anftalten durch ihre Benugung treten, fo entfernt find wie nur möglid). 
Es zeigt fich auch hier wieder die ftarfe gegenfeitige Beeinfluffung der Be- 
griffe „Anſtalt“, „Verkehrserleichterung“ und „Benugung”. Wenn nur die 
unmittelbare Wirkung einer Anjtalt auf die Erleichterung des Verkehrs einen 
Titel auf Erhebung von Sciffahrtsabgaben verleiht und nur das unmittel- 
bare Nußenziehen aus einer ſolchen Anftalt zur Zahlung folder Abgaben 
verpflichtet, dann allerdings find Buhnen ebenfomwenig Subjtrate der Abgaben» 
erhebung als Bojen und Leuchtfeuer; lettere namentlich nicht für die bei 
Tage vorbeifahrenden Schiffe. 

Nah Lage der Umſtände erübrigt nur der Verſuch, den Begriff des 
„Beionderen” mit den Hilfsmitteln der logifchen interpretation zu be= 
fimmen; er foll an anderer Stelle unternommen werden. 


e) Zufammenfafjung der Ergebnijje und deren Gegenüber: 
ftellung mit abweichenden Anfichten. 


Die Unterfuhung der für den Gegenjtand der Abgabenerhebung maß- 
gebenden Begriffe nach dem Gefichtspunfte des Sprachgebrauchs hat einen 
verhältnismäßig jehr großen Raum beanfprudt. Es war notwendig, eine 
große Zahl von Proben des Sprachgebrauchs zu ziehen in Gejtalt von 
Zitaten, weil die Allgemeinheit und Gleichmäßigfeit diefes Gebrauds auf 
feine andere Weife feitgeftellt werden fonnte. Diefe Zitate find bei weiten 
nicht jo zahlreich, wie fie fein könnten — einige weitere werden ſpäter noch 
in befonderem Zuſammenhange erjcheinen —, aber dod nicht zahlreicher, 
ald die auferorventlihe Wichtigkeit des Bemweisthemas es mit ſich bringt 


112 III. Gegenftand der Abgabenerhebung. 


und erheifht. Denn die Frage, was unter Anftalt im Sinne der maß: 
gebenden Rechtsvorſchriften zu verftehen tft, kann gar nicht forgfältig und 
gründlich genug erörtert werden. Es fam darauf an, auch dem zur Quellen- 
forfhung nicht geneigten oder nicht die erforderliche Zeit befihenden Leſer 
ein möglichft zuverläffiges Bild von der Entwidlung des Sprachgebrauchs 
binfichtlich des Anftaltsbegriffs innerhalb des letzten Jahrhunderts zu geben; 
ein Bild von jolder Volftändigfeit, daß jeder Gedanke an eine Zufammen- 
ftellung von Zufalld: oder Gelegenheitserfcheinungen ausgeſchloſſen tft. 

Diefes Bild läht das meitausgedehnte Anwendungsgebiet des Anftalts- 
begriff3 und des mit ihm nahe verwandten — logifch untergeordneten — 
Beariffs der Anlage mit genügender Deutlichfeit erkennen. 

Jeder von beiden dient zur Bezeichnung aller Arten von Wafjerbauten, 
welche irgend wie den Zwecken der Schiffahrt fürderlih find. Jeder von 
beiden wird ſowohl für künſtliche Waflerftraßen als auch für Bauten an 
natürlihen Wafjerftraßen gebraudt, und zwar ohne Unterjcheidung dieſer 
Bauten nah technifchen Kategorien. Der Ausdrud „Anlage” ift üblih für 
Buhnen, Schleufen und Kanäle; aber diefelben Gegenftände werden nicht 
weniger häufig als „Anftalten“ oder auch mit dem noch etwas abftrafteren 
Ausdrude „Veranftaltungen“ bezeichnet. Die Worte Anftalt und Anlage 
werden, ſoweit es fih um ſolche Baumerfe oder überhaupt um Förperliche 
Einrihtungen handelt, fynonym oder nur mit ganz unmefentlichen Begriffs- 
Schattterungen gleichwertig gebraudt. Unförperlihe Einrichtungen werben 
allerdings nur Anftalten genannt. 


* * 
* 


Bon anderer Seite ift verfucht worden, einen Unterfchied zwiſchen An— 
ftalten und Anlagen im Sinne des Art. 54 der Neichöverfaffung zu machen 
und hieraus Schlußfolgerungen für die Auslegung zu ziehen. Dies tut ins— 
befondere Küfter, der in einer Abhandlung über Rheinschiffahrtsabgaben ! 
den Satz aufitellt: 

„Wenn es zweifelhaft fein fönnte, was die Verfafjung unter Anjtalten 
verjtehen will, jo würde diefer Zweifel durch die Gegenüberftellung mit 
‚Anlagen‘ in dem zweiten Sate des Abf. 4 gehoben. Unter befonderen 
Anstalten können nur diejenigen verftanden werden, welche jelbjtändig be- 
nußt, nicht integrierende Beftandteile des Strombettes find, und deren 
Benugung nicht die notwendige Vorausfegung der Möglichkeit der Be- 
Ihiffung ift. Ob irgend eine Einrichtung zu dieſen befonderen Anitalten 


! Beilage zum Preuß. Verw. Bl. vom 21. Januar 1905, XXVI Nr. 17 ©. 290. 
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gehört, ift eine quaestio facti. ebenfalls gehört nicht dazu das ver- 
tiefte und verbreiterte Fahrwaſſer, und die Benugung dieſes Fahrwaſſers 
it nit die Benugung einer bejonderen Anftalt; dasſelbe trifft zu auf 
alle Berbefferungsarbeiten.“ 

Der erfte Sat behauptet eine Gegenſätzlichkeit oder mindeſtens einen 
bearifflichen Unterfchied zwifchen „Anftalten” und „Anlagen“ im Sinne des 
Art. 54. Die drei folgenden Sätze geben aber für diefe Behauptung feine 
Gründe; fie enthalten lediglich einen Erflärungsverfud für den Begriff des 
Bejonderen. Der leßte, mit „jedenfalls“ beginnende Saß fcheint eine petitio 
prineipii zu enthalten. Wenn die Reichöverfafjung von 1849, deren ein- 
ſchlagende Beitimmungen anerfanntermaßen dem Art. 54 der heutigen zu 
Grunde liegen, den Anftaltsbegriff auf das Fahrwaſſer anwandte, fo ift 
ohne nähere Erläuterung — und eine jolde fehlt einftweilen — nicht ein- 
zufehen, weshalb das verbefjerte Fahrwaſſer Feinesfalls eine Anftalt im Sinne 
der heutigen Berfaffung fein kann. Der Umftand, daß die in Betracht 
fommende Beftimmung der älteren Verfafjung fih auf Seefhiffahrt bezieht, 
ändert an der Sachlage nichts, weil die entfprechende Vorfchrift in $ 54 
Abſ. 4 der jegigen für jede Art von Schiffahrt und Waſſerſtraßen, alfo aud) 
für Seeſchiffahrt und Seewaſſerſtraßen, gilt. 

Aber auch abgefehen hiervon wäre es bei der Identität des Inhalts 
der Rechtsvorſchriften nicht zu erklären, daß der gemwollte und bemußte 
Gegenfag von Anftalten und Anlagen nur in der Berfaffung und fonft 
nirgends, namentlich nicht im Zollvereinsvertrage, in gleicher oder ähnlicher 
Form in die Erſcheinung tritt. 

Gegenüber den ausführlichen Beweifen, welche hier für die jynonyme 
und pleonaftiiche Anwendung beider Begriffe ſowie überhaupt für das häufige 
und deshalb nicht auffällige Vorlommen von Pleonasmen in der Gejeßes- 
iprache beigebracht worden find, wäre für die entgegenjtehende Behauptung 
isrer innerlihen Verfchiedenheit im Sinne des Art. 54 eine einigermaßen 
überzeugende Begründung erwünſcht. ine folde ift aber von Küfter nicht 
beigebradht. 


* * 
* 


Profeſſor Wiedenfeld hat in ſeinem Vortrage vor dem Deutſchen Land— 
wirtſchaftsrat am 9. Februar 1905 ebenfalls die engere Auslegung des 
Rortes Anjtalt vertreten. Er fagt: 

„Es fragt ſich —, ob wir in den großen Negulierungs-, Vertiefungs- 
und Begradigungsarbeiten, die mit fo nachhaltigem Erfolge an Rhein 
und Elbe, in geringerem Umfange aud an den anderen Strömen von 
Eriften OXV. — Grfter Zeil. 8 
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Staatd wegen vorgenommen worden find, — ob wir darin „befondere 
Anftalten”“ erbliden dürfen: und diefe Frage ift zu verneinen. 

Einer derartigen Auslegung des Wortes „Anftalten“ widerftreitet 
zunächſt das natürlihe Sprachgefühl und der Sprachgebrauch. Wohl 
niemand fommt auf die dee, einen Ylußlauf, der in einzelnen Teilen 
durch Menfchenhand verbefjert worden ift, nun deshalb in feiner ganzen 
Länge eine „befondere Anftalt” zu nennen; die Verbeſſerungswerle felbit, 
die vielleicht ald Anftalten bezeichnet werden könnten, laſſen ſich aber 
nicht benutzen — oder benußt etwa ein Schiff in feiner Fahrt die Buhnen 
und ähnliche Anlagen, die es doch möglichjt zu vermeiden trachten muß?” 

Da Wiedenfeld auf die Regulierungsbauten an der Elbe eremplifiziert, 
fo mag hier eine Rede des Abgeordneten Eugen Richter, in welcher zufällig 
auf dasfelbe Beifpiel bei Erörterung der Abgabenfrage hingewieſen mird, 
als weiteres Beweismittel für Sprahgefühl und Sprachgebrauch angeführt 
werben. Richter — übrigens fein unbedingter Gegner, fondern eher ein 
bedingter Anhänger der Schiffahrtsabgaben — jagte bei Beratung des 
preußifchen StaatshaushaltsetatE im Abgeordnetenhaufe am 23. Januar 
1904! mit Bezug auf eine vorangegangene Rede des Grafen Limburg- 
Stirum: 

„Was nun die Verfehrsangelegenheiten betrifft, jo hat es mir gefchienen, 
als fei er für die Einführung neuer Schiffahrtsabgaben eingetreten, Wir 
müffen uns dagegen auf das allerentfchiedenjte verwahren. Dort, mo es 
fih um Verbefjerung einer Waflerftraße, um neue Anftalten handelt, 
wie e8 3. B. an Streden der unteren Elbe und Wefer vor einigen Jahren 
der Fall war, mag man erwägen, ob die Abgabe richtiger ift oder die 
Unterlafjung einer Verbeſſerung uſw.“ 

Bei der unteren Elbe handelt es fih um Baggerungen und Ein: 
bauten in das Strombett. Nah dem Spracdgefühl des Abgeordneten 
Richter find das alfo „Anftalten“ ; daß fie es auch nad allgemeinem 
Sprachgebraud und nad der Terminologie der Waſſergeſetzgebung find, iſt 
bereit3 dargelegt worden. Wiedenfeld jcheint auch zugeben zu wollen, daß 
Buhnen an und für fih Anftalten feien; er bejtreitet ihnen die Anjtalts- 
eigenſchaft im Sinne des Artikel 54 eigentlich nur deshalb, weil fie nicht 
Gegenjtand einer „Benutzung“ fein fünnten. Es wird auf die — an 
anderer Stelle no vorzunehmende? — Unterfuhung der Frage anfommen, 
ob unter Benugung nur das unmittelbare oder auch das mittelbare Vorteil: 
ziehen von einer Anftalt zu verftehen tft. Die Unterfuhung wird freilich 





! Stenogr. Berichte S. 83. 
2 Bol. Abfchnitt IV S. 255—258. 
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auf breiter Grundlage angeſtellt und die Frage für alle Anſtalten gleich— 
mäßig, für die der Binnenſchiffahrt dienenden ebenſo wie für die der See— 
ſchiffahrt gewidmeten, entſchieden werden müſſen. 

Den Begriff des Beſonderen definiert Wiedenfeld mit dem Eigenſchafts— 
wort „tonfret“. Er führt aus: 

„Dan hat — bei den befonderen Anftalten, wie aud die Entjtehung 
der Verfafjungsbeitimmung erkennen läßt, lediglih an folde Einrichtungen 
gedacht, die nicht fchlechthin die Befahrung des Stromes erleichtern, 
fondern fih an beftimmte, fonfrete „befondere” Vorrichtungen anjchließen, 
die mit dem Verkehr organisch zufammenhängen, aber nicht die Befahrung 
jelbft ausmachen. — Alfo nur Hafen, Kran, Wage, Lager-, Schleufen- 
und ähnliche fonfrete Anlagen find als „befondere Anftalten“ anzusprechen !, 
für die eine Abgabe erhoben werden darf; Vorrichtungen dagegen, die 
auf eine Erhaltung und VBerbefjerung der Fahrbahn ganz allgemein aus: 
gehen, fallen nicht unter den Begriff der „befonderen Anſtalt“. 

Wiedenfeld hat bei Aufftellung diefer Definition nur die Verhältniffe 
der Binnenfhiffahrt, insbefondere der Ströme, im Auge gehabt. Zu einer 
befriedigenden Löfung führt fie aber nit. Konkret find Buhnen und ge- 
baggerte oder geiprengte Fahrrinnen ebenſo wie Schleufen. Auch von den 
Buhnen am Rhein und von der gejprengten Yahrrinne bei Bingen kann 
mit Fug und Recht gefagt werben, daß fie „mit dem Verkehr organisch zu- 
jammenhängen, aber nicht die Befahrung felbjt ausmachen“. Wenn die- 
jenigen Vorrichtungen von dem Begriff der bejonderen Anjtalt ausgefchloffen 
jein follen, die „auf eine Erhaltung und Berbefjerung der Fahrbahn 
ganz allgemein ausgehen“, jo ift damit die Frage nicht beantwortet, wie die 
praftifch und finanziell fehr wichtige Bezeichnung der Seewaflerftraßen zu 
Haffifizieren iſt. Übrigens fpielt die Bezeichnung der Fahrbahn aud in der 
Binnenfhiffahrt eine gewifje Rolle, die bei regulierten Strömen nur deshalb 
minder bedeutend ift, weil die Buhnen und Parallelwerke die Funktion der 
Kenntlihmahung der Fahrrinne mitausüben. 

Anderjeits paßt die Begriffsbeftimmung für Waſſerbauten, melde nicht 
beiondere Anftalten find, als „Vorrichtungen, die auf eine Erhaltung und 
Verbefjerung der Fahrbahn ganz allgemein ausgehen,“ auch auf Stauanlagen 
in fanalifierten Flüffen. ALS unter Friedrich Wilhelm III. der erfte Plan 
für die Berbefjerung der Mofel von Gotthilf Hagen aufgeftellt wurde, ſtand 
man vor der Frage, wie das in den Stromfchnellen und Steinriffen liegende 
Haupthindernis der Schiffahrt überwunden werden könnte. Die eine 


ı Wiedenfeld gebraudt Hier die Worte „Anlage” und „Anftalt“ ſynonym. 
8 * 
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Möglichkeit lag in Felsfprengungen, Baggerungen und Einſchränkungswerken 
zur Ausgleihung der übermäßig ftarfen Gefälle, die andere in der Un- 
ſchädlichmachung der Stromfchnellen durch Überftauung, d. h. durd Er- 
bauung von Wehren mit Sciffsfchleufen unterhalb der fogenannten Furten. 

Es wurden mehrere Projekte auf der letzteren Grundlage aufgeftellt, 
aber jchließlih doc der Weg der Regulierung befchritten. 

Auch bei der Donauregulierung am Eifernen Tor fam die Überftauung 
der Stromfchnellen ala Mittel zur Verbefjerung des Fahrwaſſers in Frage, 
und es befteht vielfach noch heute die Meinung, daß diefe Löfung der Auf: 
gabe vor der inzwifhen ausgeführten Stromregulierung den Vorzug ver- 
dient hätte. 

Man fieht aus diefen, leicht zu permehrenden Beifpielen, daß Schleufen 
oder vielmehr Staumerfe in Strömen unter Umftänden und fogar der Regel 
nach nichts anderes find ala Mittel zur Berbefjerung der Fahrbahn für den 
Durchgangsverkehr. 

Wenn in der Wiedenfeldſchen, übrigens aus der Reichsverfaſſung von 
1849 entnommenen, Aufzählung von Beiſpielen nicht die Schleuſen mit— 
enthalten wären, könnte man auf den Gedanken kommen, unter beſonderen 
Anſtalten ſollten die dem örtlichen Verkehr — im Gegenſatz zu dem Verkehr 
auf der Linie des Schiffahrtsweges — dienenden Anſtalten verftanden 
werden. Bei den übrigen Beifpielen trifft diefe örtliche Eigenſchaft aller- 
dings zu. Aber dann wäre wiederum nicht zu verftehen, weshalb der 
Gefeggeber nit den einfahen und klaren Ausdrud „örtlih” gewählt, 
fondern des fehr ſchwer verftändlichen Eigenfchaftemortes „beſondere“ ſich 
bedient hat. Das letztere ermögliht auch nah dem Wiedenfeldſchen 
Definitionsverfuh eine ſichere Auseinanderhaltung der Einzelfälle des 
praktiſchen Lebens nicht; es bleibt vielmehr dem Zweifel Tür und Tor ge- 
öffnet. Schon um diefes Ergebnifjes willen kann der Verſuch ald geglüdt 
nicht anerfannt werden; denn e3 ijt nicht anzunehmen, daß der Gefeßgeber, 
als er im Jahre 1867 einen neuen Begriff in die beftehende Regelung ber 
Frage hineinbradte, einen Begriff von fo weittragender praftifcher Bedeutung, 
welcher für die Finanzierung von Wafjerbauten in Zufunft maßgebend fein 
und diefe Bauten in abgabefähige und nichtabgabefähige trennen follte, daß der 
Gefeßgeber damals die Abgrenzung der beiden Gruppen in einer fo un- 
ficheren und unklaren Weife vorgenommen haben follte. 

* * 


* 
Schumacher äußert ſich in feinem Buche! vom Standpunkte der Wort— 
auslegung über den Anſtaltsbegriff mit folgenden Sätzen: 


168.188, 180. 
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„Einmal wird man fpradlih kaum ‚Anftalten‘ für ganz fynonym mit 
Veranftaltungen oder Maßnahmen oder Anlagen nehmen dürfen und bei- 
jpieldweife in der Ausbaggerung eines Fluſſes oder — um eine ‚Benußung‘ 
zu ermöglichen — im vertieften Fluſſe jelbft eine ‚Anftalt‘ erbliden. ‚An- 
falten‘ find vielmehr — um ſchließlich zu definieren — gewiſſe fünftliche 
fidtbare Vorridtungen und Bauten an, in oder auf ben 
Flüffen, die einer befonderen Benugung fähig find, wie 3. B. Schleufen, 
Leinpfade, Kais, auch fünftlihe Durcftiche. Auch der notwendige logifche 
Gegenfah des Allgemeinen zu der Benutung ‚befonderer‘ Anftalten wird 
nur in dem Befahren der freien Wafjerftraße erblidt werden fönnen. 
Endlih würde auch das Befahren eines offenen, wenn auch techniſch noch 
jo ſehr umgeftalteten Flufjes nicht als ‚Benugung‘! einer Anftalt be- 
zeichnet werden. 

Das Ergebni3 würde hiernach fein, daß nah dem Art. 54 der 
Reichsverfaſſung Abgaben auf Strömen und Flüffen nicht erhoben werden 
dürfen für Vorrichtungen und Maßnahmen, welche nur der Erhaltung, 
Sicherung und Beſſerung der natürlichen Fahrftraße dienen, wie Anlagen 
von Buhnen, Parallelwerken und Grundfchwellen, ſowie Verwendung von 
Sinkſtücken, wie Befeitigung von Sciffahrtshinderniffen und Baggerung, 
daß dagegen zu den ‚befonderen Anftalten, die zur Erleichterung des 
Verkehrs beftimmt find‘, zu rechnen find: 

1. Anlagen, die fih nit auf das natürliche Flußbett beziehen, 
fondern ein ganz neues Flußbett ſchaffen, alſo 
a) Durdftiche (einjchließlich des Erwerbs des Grund und Bodens), 
b) Goupierungen, wenigſtens ſoweit fie dur die Durchftiche be- 

dingt werben. 

2. Maßnahmen, welche im nterefje des Verkehrs die freie Paſſierbar— 
feit der Wafjerftraße aufheben und befondere Manipulationen zum 
Durdlaß erfordern, aljo insbefondere Schleufen und Wehre. Diefe 
würden auch dann hierher gehören, wenn fie nicht unmittelbar der 
Verkehrserleichterung, fondern vielleicht landwirtſchaftlichen Zwecken 
dienten, wohl aber mittelbar dadurch, daß ihre Anlage eine not— 
wendige Begleiterſcheinung einer Verlehrserleichterung iſt, erſt eine 
ſolche ermöglichten. 

3. Maßnahmen zur Förderung des Schiffahrtsbetriebes, wie Leinpfade, 
Kaianlagen uſw. 

Ob es erwünſcht iſt, nach rein formalen Geſichtspunkten in 
dieſer Weiſe die einzelnen techniſchen Maßnahmen, die in ihrer 


Bgl. dagegen die Ausführungen unter Abſchnitt IV ©. 251-258. 
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Gefamtheit zu einem einheitlichen Plane auf jedem Fluffe fich zu- 
ſammenſchließen, auseinanderzureißen, ſteht bier nicht zur ‘Frage, - 
wo e8 fi nur darum handelt, die beftehende Rechtslage und ihre 
Konfequenzen darzulegen.” 

Schumader beftreitet hiernach — oder er bezweifelt wenigſtens — die 
Synonymität von Anftalt und Anlage. Demgegenüber iſt hier der Beweis 
angetreten worden, daß diefe Synonymität im Sprachgebrauch, namentlich 
auh im Sprachgebrauch der Gefeggebung über Schiffahrte- und Wafjerbau- 
wejen allerdings infoweit befteht, ala es fih um baulihe Einrichtungen 
handelt. Schumacher ſelbſt jcheint in einem Sage des vorftehenden Zitates 
die Worte Anftalt und Anlage einigermaßen gleichwertig anzumenden. 

Ob und inwieweit jener Beweis gelungen ift, muß dem Urteil des 
Leſers überlafjen bleiben. Dasfelbe gilt von der Ausdehnung des Anftalts- 
begriffs — im Sinne des Sprachgebrauchs — auf Baggerungen, Buhnen 
und fonftige Regulierungsmwerfe. Es mag nur daran erinnert werden, daß 
das Preußifche Landredt und die Gefegentwürfe der vierziger Jahre die 
Buhnen als Anftalten bezeichnen, daß die badifhe und reichsländifche 
Gefeßgebung fie unter den Begriff der Veranftaltung fubfumiert, daß die 
Neichsverfaffung von 1848 das Fahrwaſſer eine Anftalt nennt, und daß 
anderſeits das preußifche Strombaugefet vom 20. Auguft 1883 von Buhnen 
als „Anlagen“ fpridt. Die volle Synonymität von Anftalt und Anlage 
wird auch hier nicht angenommen. Der Anjtaltsbegriff ift weiter und um- 
faßt auch unförperlihe Einrichtungen, Organifationen. Deshalb kann aber 
auch nicht zugegeben werden, daß Anftalten nur „fichtbare Vorrichtungen“ 
feien. Dem widerspricht der Sprachgebrauch und aud die Praxis, die in 
der Schiffahrts- und Hafenpolizei ſtets eine Anftalt gefehen haben. Wenn 
Kirche und Staat Anftalten find!, fo ift die Verfehrspolizei es auch; dieſen 
Standpunkt hat aud Baden bei Abſchluß des Vertrages mit der Schweiz 
über den Wafjerverfehr zwifchen Neuhaufen und Bafel? eingenommen. 

Wäre die Sichtbarkeit entjcheidend, jo müßte von den beiden Fahrrinnen 
des Rheins zwifhen Bingen und Afmannshaufen die eine, das von 
Dämmen eingefaßte „neue Fahrwaſſer“ zu den Anftalten gerechnet werden, 
während die andere, das fogenannte „Binger Zoch”, nicht dazu gehören würde. 

Wenn Schumader die Rechtslage unabhängig von ihren praftifchen 
Konfequenzen beurteilt wiſſen will, ift diefer Standpunft an fi unanfehtbar. 
Ein Har bewieſenes Neht muß al3 folches anerfannt werden, auch wenn 
feine Anwendung zu unſachlichen oder ſelbſt ſchädlichen Ergebniffen führen 
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2 Bgl. S. 95 diefer Arbeit III B. 2. a.$ 5. 


Zufammenfaffung der Ergebniffe und deren Gegenüberftellung uſw. 119 


jollte; die Feitftellung der legteren Tatſache wäre lediglich ein Anlaß zur 
Rehtsänderung. Anders liegt e aber, wenn die gejeßgeberiihe Willens: 
meinung, wie hier, in unflarer, mehrdeutiger und zweifelhafter Form zum 
Ausdruf gelangt if. Dann ift es zuläffig und notwendig, die Wort: 
auslegung an ihren praftifden Konfequenzen zu fontrollieren. Die Ber: 
mutung ſpricht dafür, daß der Gejetgeber ſich dieſe Konjequenzen flar ge- 
macht hat; find fie unſachgemäß und ift eine andere zu fachgemäßen 
Konfequenzen führende Auslegung im Rahmen der grammatifchen Inter— 
pretation möglich, jo ift die letztere als der Willensmeinung entfprechend 
anzunehmen. Diejer Gedanfengang und diefe Art der Schlußfolgerung hat 
gerade bei der Auslegung des Art. 54 der Neichöverfaffung volle Be— 
tehtigung. Denn er fchaffte fein neues Recht, fondern fodifizierte nur einen 
jet Jahrzehnten beftehenden, in langer Verwaltungsübung erprobten Rechts— 
zuſtand; und der BVerfafler jenes Artifeld war ein hervorragender Praktiker, 
der diefe Verwaltungsübung aus langer Tätigkeit im preußifchen Handels- 
minifterium kannte und den Gegenftand beherrſchte. Es ift als aus- 
geihlofien zu erachten, daß er die Wirkung der Verfafjungsvorfchrift ſich 
nicht Har gemacht haben follte, und es ift ebenfo auögefchlofien, daß er die 
Abfiht gehabt haben könnte — um Schumaders Worte zu wiederholen — 
„nah rein formalen Geſichtspunkten die einzelnen tehniihen Maßnahmen, 
die in ihrer Gefamtheit zu einem einheitlihen Plane auf jedem Fluffe ſich 
zuſammenſchließen, auseinanderzureißen“. 

Hiernach ift Schumaders Definition, infofern fie Anftalten ala „ge: 
wiſſe fünftlihe fihtbare Vorrichtungen und Bauten“ bezeichnet, zu eng. 


Die Eigenschaft de3 künftlihen ift anzuerkennen, aber fie ijt den Begriffen 


der Vorrihtungen und Bauten immanent. Die Schleufen im kanaliſierten 
Main find nicht fünftlicher wie die in Duarzitfelfen gefprengte Fahrrinne 
des Binger Lochs. Die Eigenschaft der Sichtbarkeit ift bei Buhnen ebenfo 
vorhanden wie bei Durdftihen und Schleufen. 

Die Anfiht, daß Baggerungen und Arbeiten zur Bejeitigung von 
Schiffahrtshinderniffen feine befonderen Anftalten zur Erleichterung des 
Verkehrs feien, fteht — um diefe, für eine wiſſenſchaftliche Unterſuchung 
freilich nicht allein maßgebende Tatjache vorweg zu erwähnen — mit ber 
bewußten und durch Meinungsaustaufch feitgelegten Praxis der Bundes— 
feeftaaten nicht im Einklange!. 


* * 
* 


! Bol. unter III B. 3. O. 5 ©. 221 u. 222. 
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Profeffor Löning! meint, ſchon aus dem Wortlaute des Art. 54 gehe 
hervor, daß eine vertiefte Fahrrinne in einer natürlihen Waſſerſtraße feine 
befondere Anftalt fe. Denn wenn dur Regulierung des Fluſſes das 
Flußbett tiefer gelegt werde, fo jet die Befahrung des Fluffes nur auf dem 
tiefer gelegten Flußbette möglih. Die Abgabe für die Benugung der 
vertieften Fahrrinne würde dann alfo nicht für die Benutzung einer be- 
fonderen Anftalt, fondern für die Befahrung der Waſſerſtraße erhoben werben. 
Er Sagt: 

„Es ift Har, daß die Verfafjung die befonderen Anftalten, die zur 
Erleichterung des Verkehrs bejtimmt find, in Gegenfat fest zu ſolchen 
Anftalten und Anlagen, die nur die Befahrung der natürlichen Waſſer— 
ftraße erleichtern.“ 

Diefer Erflärungsverfuh hat ebenjo wie die vorher erwähnten, den 
Mangel, daß er nur aus den Verhältniffen der Binnenfgiffahrt entnommen 
und nur auf diefe Verhältnifje berechnet ift. Bei der Seefhiffahrt ift die 
Benugung der künſtlich vertieften Fahrrinne nicht identiſch mit der Be- 
fahrung der natürlihen Waſſerſtraße. Man kann mit Heinen Fahrzeugen 
zwifchen Bremen oder Hamburg und dem offenen Meere auf vielen Linien 
fahren, von melden für große Schiffe nur eine einzige, künſtlich geſchaffene 
und fünftlich offengehaltene fahrbar ift. Dasfelbe gilt von der Seefdiffahrts- 
verbindung mit Stettin und Königäberg. 

Was nun die Verhältniffe der Binnenjdiffahrt anbelangt, fo beruhen 
die Ausführungen Lönings auf der VBorausfegung, daß bei den auf andere 
Weiſe als durch Kanalifierung verbefferten Wafferftraßen die Anftaltsbenugung 
“ mit der Befahrung des natürlichen Schiffahrtsweges notwendig identifch fei, 
oder mit anderen Worten, daß der letztere Tatbeftand den erfteren bearifflich 
in fi fchließe. Diefe Vorausfegung ift ausdrücklich aufgeftelt für Flüffe; 
die Binnenſchiffahrt hat es aber auch mit Haffen und Seen zu tun, und 
bier trifft die Vorausſetzung feinesfalls zu. Von Stettin nad Smwinemünde 
und von Königsberg nad) Pillau kann man die weite Fläche der Haffe auf 
den verfchiedenften Linien befahren; nur größere, tiefgehende Schiffe find auf 
die Benugung der künſtlich hergeſtellten Fahrrinne angemwiefen. Auch der 
durh die Kaiferfahrt abgefürzte Yauf der Smwine dient nad) wie vor der 
Schiffahrt. 

Jene Vorausfegung ift aber nicht einmal für regulierte Ströme richtig. 
Denn neben der durch die Regulierungsmerke geichaffenen vertieften Fahrrinne 
ift die alte natürliche Fahrtiefe oder jedenfalls eine geringere, aber doch für 


Deutſche Juriftenzeitung Nr. 6 Jahrgang X vom 15. März 1905. 


Vıy f 


ITV } 


Ca: V 
Zuſammenfaſſung der Ergebniſſe und deren Gegenüberſtellung —X 


die Schiffahrt nutzbare Tiefe auf einer breiten Stromfläche noch vorhanden. 
Das Flußbett fällt von den die Buhnenköpfe verbindenden ſogenannten 
Streichlinien in ſehr allmählicher Böſchung bis zur künſtlich hergeſtellten 
vertieften Fahrrinne ab. Am Niederrhein z. B. beträgt die Breite zwiſchen 
jenen Linien 300 m, während die Tiefe von 3 m bei gemitteltem Niedrig- 
wafler nur in 150 m Breite hergeftellt ift und erhalten wird. Die zwiſchen 
der regulierten Fahrrinne und den Streichlinien liegenden Stromftreifen von 
zuſammen 150 m Breite find nicht etwa für die Schiffahrt unnugbar. Sie 
!önnen von flacher gehenden Fahrzeugen befahren werden und werden fogar 
von der fehr zahlreich den Nieberrhein bevölfernden Flotte der kleinen 
riederländifchen Segler beim Kreuzen notwendig gebraudt. 

Die Donau wird am Eifernen Tor nicht nur auf der durch die ungarifche 
Regierung hergeftellten, verhältnismäßig ſchmalen Rinne, fondern daneben 
auch auf demjenigen Teil der Stromflähe befahren, welcher früher als 
Fahrftrafe diente und von den Regulierungsbauten unberührt geblieben ift. 
Dieſe alte, durch die Stromfchnellen führende Fahrt wird fogar wegen der 
in der neuen Fahrrinne herrfchenden gewaltigen Strömung noch vielfad 
bevorzugt und es ift eine der Klagen, welche von der Donaufciffahrt über 
dad Verhalten der ungarijchen Regierung erhoben werden, daß fie auch von 
den das neue Fahrwaſſer vermeidenden Schiffen die gleiche Abgabe erhebt, 
Die von denjenigen, die es benutzen. 


* * 
* 


Der badiſche Miniſter Schenkel ſagt in ſeinem Werke „Das badiſche 
Waſſerrecht· , und zwar in Anmerkung 8 d zu $ 15 des badiſchen Waſſer— 
gefehes vom 26. Juni 1899 auf Seite 249 bei Erläuterung des Art. 54 
der Reichsverfaſſung: 

„Als bejondere Anftalten zur Erleichterung des Verkehrs find die Maknahmen 
niht zu betrachten, wodurd die Sohle des Fluffes vertieft und der 
Waſſerſtand zufammengehalten wird, wie Räumungen, Baggerungen, Fels- 
Iprengungen, Regulierungen mittel Parallelmerfen (Zeilen) und Buhnen 
(Rribben); und es kann daher als Entgelt für die Negulierung und 
Inftandhaltung der Waflerftraße eines öffentlichen Flufjes von den Be- 
teiligten eine bejondere Abgabe nicht erhoben werden, es fei denn durd 
Reihögefeg ausdrüdlich zugelaffen, wie dies für die Unterweſer durch 
dad Geſetz vom 5. April 1886 gefchehen ift. Dagegen find befondere 
Abgaben zuläffig für die Benugung der in einem Fluß (3. B. in dem 


— — 
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Untermain bis nad) Offenbach) eingelegten Kanalifierungsanitalten, Wehre 
und Kammerſchleuſen, mittels deren der Fluß für Schiffe größeren Tief: 
gangs benugbar gemacht wurde; ferner für die Benukung der Häfen, 
und zwar ſowohl zur Bergung der Schiffe bei Hochwaſſer, im Winter 
u. dgl., als zum Umſchlag der Güter von Schiff zu Schiff oder vom 
Wafjer zum Land und umgelehrt, endlich überhaupt für die Benutzung 
befonderer Veranftaltungen, wie Kranen, Niederlagspläße.” 

Die Bedenken Schenfeld gegen die gleichmäßige Behandlung von 
Staumerfen und anderen, auf Xerbefjerung der Schiffahrtsverhältniffe ab- 
zielenden Wafierbauten als „bejondere Anftalten“ im Sinne des Art. 54 
find bier nicht näher begründet. Sie ſcheinen jedenfalld nicht auf dem 
Gebiete des Sprachgebrauchs — fomweit der Ausdrud Anſtalt in Betradt 
fommt — zu liegen. Denn er felbft bezeichnet in feinem Bude alle 
MWafferbauten, melde irgend im Ediffahrtsinterefje ausgeführt werden, 
unterfchiedslos ala „Fünftliche Veranftaltungen”. Er jagt? in feiner Anm. 3 
zu $ 1 des badifchen Waſſergeſetzes: 

„Künftlihe Beranftaltungen fommen in doppelter Form in Betracht, 
entweder derart, daß ein natürliches Gewäſſer, das nad) feiner Beſchaffen— 
heit nicht ſchiff- oder floßbar ift, dur Negulierungen, insbeſondere 
Baggerungen, Zufammenfaffung des Waſſers in einer engeren Rinne 
mittels Parallelmerfen oder Buhnen (Kribben) oder durch Einfegung einer 
Anzahl von Staumwehren und Kammerſchleuſen (Kanalifierung) für den 
öffentlichen Verkehr benutzbar gemadt, oder derart, daß ein fünftliches 
dem öffentlichen Berfehr dienendes Gemäfjer, ein Sciffahrts- oder Floß— 
fanal, unter Zuleitung des Waſſers aus anderen Gewäſſern neu ber- 
gejtellt wird.” 

Schenkel jieht aljo — ganz mit Recht — in den technifchen Methoden 
der Regulierung und der Kanalifierung nur zwei verjchtevdene „Formen“ ber 
Shiffbarmahung. Beide find für ihn „Lünftliche Veranitaltungen“ ; diefen 
Ausdrud gebraudt das badifhe Wafjeraefeg fynonym mit „Anftalten“ und 
„Anlagen“. Der Umjtand, daß jene Bemerkungen fi nicht auf die Ver— 
befjerung, fondern auf die erjtmalige Herftellung einer Wafferjtraße beziehen, 
fann für die Terminologie feinen Unterfchied machen. Wenigftens find 
ſprachliche oder ſonſtige Gründe für einen ſolchen Unterſchied nicht erfichtlich. 
Wenn die Anftaltseigenihaft den zur Ediffbarmahung eines Privatfluffes 
ausgeführten Buhnen und Baggerungen beimohnt, jo wird fie denjenigen 

ı Bol. S. 98 u. 99 diefer Arbeit unter III B. 2. a. 5 5. Schenkel ge- 
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ald auch für Kanäle. 
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Buhnen und Baggerungen nicht abgefprodhen werden fönnen, die zur Ber- 
befierung der Schiffbarfeit einer vorhandenen natürlichen Wafjerftraße dienen. 

Auf die fehlende Anftaltseigenshaft diefer Bauten kann Schentel fi 
aljo nicht geftügt haben, ala er ihnen die Fähigkeit abſprach, Subjtrat für 
die Erhebung von Sciffahrtsabgaben zu fein und dur ſolche Abgaben 
finanziert zu werden. Vielleicht vermißt er bei ihnen die Eigenfhaft des 
„Deionderen”. Geſagt hat er dies in der Anmerkung 8 d zu $ 15 nidt; 
er äußert ſich auch nicht über den leitenden Gefichtspunft, nad) welchem die 
befonderen Anftalten von den gemöhnlihden — die Ausnahmen von der 
Regel — unterfchieden werden jollen. 

Seine Auslegung zeigt ferner diefelbe Cigentümlichfeit, die auch bei 
derjenigen von Küfter, Wiedenfeld, Schumader und Löning hervortritt, 
dab fie nur die Verhältniſſe der Binnenſchiffahrt und auch diefe nicht 
vollftändig, berüdjichtigt. 


* * 
* 


Das vermeidet ein anderer Auslegungsverſuch, der in letzter Zeit mehrfach 
unternommen worden iſt, und der in ſeinem praktiſchen Ergebnis — ebenſo 
wie der Schenkelſche — darauf hinausläuft, daß nur Stauwerke und 
Schleuſen, nicht aber Buhnen, Baggerungen und ſonſtige Regulierungswerke 
als abgabefähige Anſtalten anerkannt werden. Dieſe Auslegung beruht 
darauf, das Moment des Betriebes als ein notwendiges Merkmal des 
Anſtaltsbegriffs hinzuſtellen; auf die beſonderen Erſcheinungen und Bedürfniſſe 
der See- und Binnenſchiffahrt würde es dann allerdings nicht ankommen. 

Die hier gekennzeichnete Auffaſſung des Anſtaltsbegriffs iſt in der 
Preſſe insbeſondere durch einen Artikel der Kölniſchen Zeitung, welcher den 
Aufſatz des Waſſerſtraßenfreundes im Januarheft 1905 der Preußiſchen 
Jahrbücher! kritiſiert, mit folgenden Worten ausgedrückt: 

„Wie der geſunde Menſchenverſtand dazu kommen kann, Vertiefungen als 
Anſtalten aufzufaſſen, iſt mindeſtens ſchwer zu begreifen. Eine Anſtalt 
ſetzt doch den Begriff des Betriebes voraus: eine Schleuſe, ein Kran wird 
betrieben, eine Stromvertiefung aber nicht.“ 

Wäre das richtig, fo würden allerdings die Zweifel darüber, ob alle 
oder nur gewiſſe Wafjerbauten Gegenftand der Abgabenerhebung fein dürfen, 
und wie die Grenzlinie zwifchen beiden Gruppen zu ziehen ift, fich erledigen 
oder ed würde wenigſtens der Spielraum für ſolche Zweifel fehr ſtark ein- 
geengt jein. Die hinfichtlih des Sprachgebrauchs aufgejtellte Behauptung 
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erfcheint in fo apodiktiſcher und felbftverftändlicher Form, daß eine Begründung 
ihr überhaupt nicht beigegeben if. Ste muß aber doh — der Be- 
deutung des Gegenftandes entſprechend — hier etwas näher geprüft werben; 
zu diefem Zwede ift es vor allem notwendig, den Begriff des Betriebes 
klarzuſtellen. 

Jede körperliche oder unkörperliche Einrichtung bedarf natürlich irgend 
einer menſchlichen Tätigkeit, um ihren Zweck zu erfüllen. Aber dieſe Tätig— 
keit iſt nicht immer ein „Betrieb“ im Sinne des Sprachgebrauchs. Die 
bloße Unterhaltung der Subftanz, die Verwaltung und Beaufſichtigung, iſt 
nicht Betrieb ; von einem folchen fann man nur bei den Einrichtungen ſprechen, 
die ohne ftändige unmittelbare Tätigkeit des Verwalters überhaupt nicht 
funftionieren, deren Benugung unmöglid wird, wenn das zugehörige Be: 
triebsperfonal nicht zur Stelle ift oder die entfprechenden Verrichtungen nicht 
ausübt. Eine Desinfektionsanftalt wird „betrieben“ , eine Bebürfnisanftalt 
nit. Außerdem ift das Wort Betrieb nur anwendbar auf folde Ein- 
richtungen und Anftalten, die zur Hervorbringung materieller Güter, ein- 
fchlieglich der Verfehräleiftungen, dienen. Man betreibt eine Eifenbahn, aber 
feine Univerfität, eine Gasanftalt aber feine Miffionsanftalt. Die Strom->, 
Schiffahrts- und Hafenpolizei ift eine „Anftalt“, aber fie wird nicht 
„betrieben“. 

Prüft man nad diefen Gefichtspunften den Sprachgebrauch Hinfichtlich 
des Wortes Anftalt, wie er in den vorhergehenden Abfchnitten ! durch zahl- 
reiche Zitate veranfchaulicht ift, fo ergibt fich die Unzuläffigfeit der von der 
„Kölniſchen Zeitung” verſuchten Einſchränkung des Anftaltsbegriffs durch 
das Merkmal des Betriebes. 

Staat, Kirche, Orakel, Buhnen, Fahrwaſſer, Landwege werden ficherlich 
nit „betrieben“, fie find aber dennoch „Anftalten“. Dasfelbe gilt von 
Sicherheitshäfen, Seetonnen und Kais?, weil ihre Rirkfamfeit für den Ver: 
fehr, ihre Brauchbarkfeit für die Schiffahrt nicht — wie 3. B. die einer 
Schleuſe — von einer momentanen Betriebstätigfeit abhängt; fie können 
jederzeit benußt werden, aud wenn niemand zur Stelle ift. Sie find Gegen- 
ftände der Unterhaltung, aber nicht des Betriebes. 

Die „Kölnische Zeitung” befolgt übrigens felbft keineswegs den von 
ihr in jenem Artifel proflamierten, der Auslegung des Anftaltsbegriffs zu 
Grunde gelegten Sprachgebrauch. Sie fpridt z. B. in Nr. 1232 vom 
26. November 1905 von einem fatholifchen Klofter in der Bretagne, deſſen 
etwaige Tätigkeit nicht näher bezeichnet wird, als von einer Anftalt; man 


’ Bgl. unter III B. 2. a $8$ 2—7 Seite 71—105. 
? Natürlich abgefehen von ihrer etwaigen Ausrüftung mit Hebezeugen uſw. 
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wird aber doch von Klöftern nicht jagen wollen, daß in ihnen ein „Betrieb“ 
tattfinde!, Und felbft wenn die Zeitung mit ihrer Auslegung des Anftalts- 
begriffs Recht hätte, fo müßte fie fih immer noch mit dem der Anlage aus: 
einanderfegen, der in Art. 54 mit dem der Anftalt fynonym gebraudt ift; 
fe hat fich hierüber nicht geäußert. 

Der Betrieb ald Merkmal des Anftaltsbegriffes hätte freilich den Vor— 
jug, daß er die Auslegung des Eigenfchaftswortes „befondere” jehr erleichtern 
oder vielleicht ganz entbehrlih machen würde; denn die Anftalten ohne 
„Betrieb“ würden dann ganz ausfcheiden und die „betriebenen“ wären 
wahriheinlih ausnahmslos auch als „befondere” im Gegenfah zu einem 
vorläufig allerdings latenten Allgemeinbegriff anzuerkennen. ebenfalls führen 
die Erklärungen, welche Wiedenfeld, Schumacher und Löning für den Begriff 
des Befonderen aus dem vorausgefegten Gegenfage zwijchen Befahrung und 
Benugung zu Zonftruieren ſuchen, und auf melde fpäter noch näher ein- 
gegangen werben foll, zu viel weniger deutlichen und praftifch anwendbaren 
Ergebnifjen. 

Wenn weder der allgemeine Sprahgebraud noch derjenige der Gefet- 
gebung den Anftaltöbegriff auf die mit einem Betriebe verbundenen Ein: 
tihtungen befchränft, jo wäre immer nod die Möglichkeit vorhanden, daß 
der Geſetzgeber es in dem vorliegenden befonderen Zufammenhange aus 
gend einem Grunde hätte tun wollen. Die „Kölnische Zeitung” jagt 
hierüber: 

„Den legten Notanfer in ſolchen Fällen, wo Geſetz und Vernunft ver- 
meintlih in Widerſpruch geraten, bietet die Erforfhung der Meinung des 
Geſetzgebers; denn es wäre ja immerhin möglich, daß diefer aus ſprach— 
lihem Ungefchid etwas anderes gejagt hat als gewollt.“ 

Der Beweis für eine vom normalen Sprahgebraud abweichende An- 
wendung des Anftaltsbegriff3 würde demjenigen obliegen, der eine ſolche 
Anwendung behauptet und aus ihr Schlußfolgerungen ziehen will. Im vor- 
liegendem Falle ift nicht nur diefer Beweis unmöglich, fondern es läßt fich 
umgefehrt aus den Alten der preußifchen Minifterien, in melden die Zoll- 
verträge abgefchlofien und ausgeführt und die Entwürfe für den Art. 54 
der Bundesverfafjung aufgeftellt find, der Nachweis dafür erbringen, daß 
dort im amtlichen Verkehr das Wort Anftalt für jede zur Erleichterung 
der Schiffahrt dienende Einrihtung — gleichviel ob mit oder ohne „Be— 
trieb“ — namentlich auch für vertiefte Fahrrinnen in Strömen und fonftigen 





! In dem Artilel „Die Trennung von Staat und Kirche in Frankreich“ 
Ar. 1281 vom 9. Dezember 1905 werben Bereine und firdlide Stiftungen allgemein 
ad „Anftalten“ bezeichnet. 
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natürliden Waſſerſtraßen — gebraucht worden if. Diefen Sprachgebrauch 
hat Delbrüd, von welchem befanntli die Wortfaffung des jetzigen Art. 54 
im wmejentlichen herrührt, als Minifterialdireftor im damaligen Handels- 
miniftertum betätigt. In einem Berichte vom 13. Mat 1862 an den König 
wegen Ermäßigung der Sciffahrtsabgaben für die Befahrung der Peene, 
Smine, Dievenow, des großen und kleinen Haffs heißt es: 
„Abgefehen von der Nüdficht auf die im allgemeinen nicht günftigen Ver— 
bältnifje der auf Frachtſchiffahrt angewieſenen Kahnbefiger fommt in Be: 
trat, daß die unbeladenen Hafffähne von denjenigen Anstalten und 
Einrihtungen, zu deren Unterhaltung die Abgabe erhoben wird, 
nur in bejchräntten Maße Gebrauch machen. Für diefelben reicht ein 
Wafferftand von 2 Fuß vollfommen zu, und da ein folcher auf den 
Binnengewäfjern der Oder ſich überall findet, jo find die Kahnſchiffer bei 
den die meiſten Koften erfordernden Baggerungsarbeiten zur Er- 
haltung des Fahrwaſſers für größere Schiffe gar nicht und bei 
den VBorfehrungen zur Bezeihnung des Fahrwaſſers in weit 
geringerem Maße intereffiert, als Seeſchiffe. Bei diefer Sachlage erſcheint 
e3 billig, von den Kahnſchiffern auch nur einen Teil der von den See- 
Ichiffern zu entrichtenden Abgabe zu erheben.“ 

Diefer von Delbrüd vollzogene Bericht, der die Ermäßigung der all- 
gemeinen Schiffahrtsabgabe auf ein Drittel für Binnenfahrzeuge zur Folge 
hatte, beweiſt, daß Delbrüd — abweichend von der „Kölniſchen Zeitung”, 
welhe die Anmendung des Anftaltsbegriff® auf vertiefte Fahrrinnen in 
natürlihen Wafferftraßen als faum denkbar hinftelt — eine folde Aus- 
drudsmeife feinem Sprachgefühl entſprechend fand, alſo keineswegs das Be- 
triebömoment als wefentlich für jenen Begriff eradhtete. Sie beweift ferner 
auch, daß Delbrüd in der Befahrung der Ninne dur folde Fahrzeuge, 
welche ohne die durch Baggerarbeiten gefchaffene Fünftlihe Fahrtiefe nicht 
verfehren konnten, die Benugung einer Anftalt erblidte, daß er auch Bojen 
und Baken als Anjtalten behandelte und daß er in dem Sichrichten nach 
Fahrmwaflerzeihen oder — um an die oben zitierte Wiedenfeldſche Be- 
merfung anzufnüpfen — in dem Xorbeifahren an diefen Zeichen einen die 
Abgabepflicht begründenden Benutzungsakt ſah. Sie beweiſt endlich gegen 
die Löningſche Anfiht, daß die Benutzung einer vertieften Fahrrinne tat- 
ſächlich und rechtlich identifch fei mit der Befahrung der Wafjerftraßen. 

Es ſpricht doch wohl eine gewiſſe Wahrjcheinlichkeit dafür, daß diefelbe 
Auffaffung und das gleihe Sprachgefühl für Delbrüd maßgebend waren, 
ald er wenige Jahre jpäter den Entwurf für den vielumftrittenen und 
namentlih auch binfichtlich der Auslegung des Anftaltsbegriffs umftrittenen 
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Art. 54 der Bundesverfaffung aufftelltee Das um jo mehr, als nad 
Delbrüds eigener Bekundung der Rechtszuſtand hinfichtlih der Erhebung von 
Gebühren für die Benugung von Anftalten, welche zur Erleichterung der 
Schiffahrt beftimmt find, im Jahre 1862 unter der Herrfchaft der Zoll- 
vereinsverträge mit dem heutigen, reichsverfaflungsmäßigen, identisch ift. 


x * 
* 


Der Geheimrat Schwarz ſagt in dem Werke von Schwarz und Strutz 
„Der Staatshaushalt und die Finanzen Preußens“ II ©. 1150! zu der 
frage, ob man in der Befahrung regulierter Ströme eine „Benußung be- 
fonderer Anſtalten“ im Sinne der Reichsverfafjung erbliden fönne: 

„Vom finangmirtichaftlihen Standpunkt und aus Zwedmäßigfeitsgründen 
würde diefe Auslegung allerdings für die Verbefjerung unferer Binnen- 
ihiffahrtsftraßen großen Wert haben; indefjen tut fie ohne Zmeifel dem 
Wortlaut der Verfaffung einen gewiſſen Zwang.“ 

Es ift nicht erfichtlih, weshalb diefe Äußerung auf Binnenwafjerjtraßen 
ſich beſchränkt; fie hat für Seewafjerftraßen ganz diejelbe Berechtigung. Sie 
ift in den Erörterungen über die Abgabenfrage mehrfach zitiert worden, ob- 
wohl fie nur eine Anficht, aber feine Begründung enthält. In Ermangelung 
einer ſolchen kann fie bier nicht näher gewürdigt werben. Da jedoch die 
Wendung, es werde dem Wortlaut der Verfafjung ein Zwang angetan, auf 
die grammatifche Interpretation als Duelle der Bedenken des Geheimrats 
Schwarz hindeutet, jo mag hier nochmals hervorgehoben werden, daß der 
Gebrauh der Ausprüde „Anftalt” für ein vertieftes Fahrwaſſer und „Bes 
nugung“ für die Fahrt auf einer ſolchen Rinne wohl nicht als „gezwungen“ 
bezeichnet werden fann, wenn er — um von allen anderen Beifpielen hier 
abzujehen — dem Sprachgefühl des Reichstages von 1849 und des Minifterial- 
direftord Delbrüd im Jahre 1862 angemefjen erfchien. 

* * 
* 


Der hier vertretenen Auffaſſung des Anſtaltsbegriffs nähern ſich die 
Ausführungen, die der Reichsgerichtsrat Reincke in ſeinem ganz kürzlich 
erſchienenen Kommentare zur Reichsverfaſſung? zum Abſ. 4 des Art. 54 
gemadt hat. Er ſpricht von der Frage, ob von einer Benugung im Sinne 
der Verfafjung die Rede fein fönne bei der Befahrung von Waflerjtraßen, 
„deren natürliche Schiffbarfeit durch befondere Veranjtaltungen — ſei es 


! Berlin 1903, Guttentag. 
2 Die Berfaffung des Deutfhen Reichs nebit Ausführungsgejegen, Berlin 
1906 bei 9. W. Müller, S. 258 u. 259. 
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mittels Vertiefungen des Flußbettes oder mittels Regulierung des Gewäſſers 

— erhöht ift“. Er fährt dann fort: 
„Diefe Frage läßt ſich meines Erachtens namentlih mit Rüdficht auf die 
in Art. 25 des Bollvereinigungsvertrags vom 8. Juli 1867 den Einzel- 
beifpielen beigefügte allgemeine Hinmweifung auf Einrichtungen zur Er- 
leichterung des Sciffsverfehrs, nicht ohne weiteres von der Hand meifen, 
vorausgejegt nur, daß es fih um Benutzung noch wirklich beftehender 
Einrichtungen handelt. Zu der Annahme, daß die Einrichtungen äußerlich 
jelbftändig hervortreten müßten, dürfte darin fein genügender Anhalt 
liegen, Vielmehr fann man zu der Folgerung gelangen, daß die Abficht 
der Reichsgeſetzgebung darauf gegangen ift, in ihrer Mirffamfeit dauernde 
Einrihtungen, die vom Staat unter Aufmendung befonderer Koften im 
Intereſſe des Schiffahrtsverfehrs über den natürlichen Zuftand der Waffer- 
ftraßen hinaus getroffen find oder werden, den Schiffahrtstreibenden nicht 
ohne ein billiges Benutungsentgelt zugute fommen zu laffen“. 


* * 
* 


Profeſſor Rehm in Straßburg hat in einem Aufſatze, den er in den 
„Münchener Neueſten Nachrichten“ (Nr. 73 vom 14. Februar 1905) unter 
der Überfhrift „Schiffahrtsabgaben und Reichsverfaſſung“ veröffentlichte, 
zwar anerkannt, 

„daß dauernde Einrichtungen zur Verbefjerung und Rertiefung der Fahr- 
rinne, Negulierung und Kanalifierung des Fahrweges Anftalten darftellen, 
welche den Verkehr auf dem Strome erleichtern.“ 

Er fteht alfo Hinfichtlih des Anftaltsbegriffs, abweichend von der 
Anfiht Wiedenfelds und Schumaders, auf demfelben Standpunkte, der 
von Delbrüd im Jahre 1862 eingenommen wurde und ber in diefer Arbeit 
vertreten wird. Er fährt dann aber fort: 

„Allein die Neichsverfafjung verlangt befondere Anftalten, d. h. An- 
ftalten, welche nicht Beftandteile der Wafjerftraße, des Flußbettes, fondern 
einen felbjtändigen Gegenftand bilden, nicht Gadbeftandteil, jondern 
felbftändige Sade find. Zur befonderen Anftalt gehört, daß fie ohne 
Änderung ihres Wefens auch außer Verbindung mit der Wafferftraße zu 
bejtehen vermag”. 

Wäre diefe Begriffsbeitimmung rihtig, jo könnte es „befondere An- 
ftalten“, melde zur Erleichterung des Verkehrs einer Waſſerſtraße beftimmt 
oder geeignet find, kaum geben; denn die verfehrsfördernde Eigenſchaft geht 
ihnen notwendig verloren, wenn man ſich ihre „Verbindung mit der Waffer- 
ftraße” aufgehoben denkt. Die Ausfchaltung diefer Verbindung bedingt bei 
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Häfen und allen anderen örtlichen Schiffahrtsanftalten, aber auch bei den 
leineswegs zur letzteren Gruppe gehörigen Schleufen nicht nur eine ent- 
ſcheidende „Ünderung“, fondern geradezu eine Vernichtung „ihres Weſens“. 
Behre und Schleufen find ganz ebenfo „Beftandteile der Waſſerſtraße und 
de Flußbettes“ wie Buhnen und eingefprengte Fahrrinnen, Grundſchwellen 
und Parallelwerke; fie alle verändern den plaftifchen Zuftand der Flußſohle 
und des Flußſchlauches, zu welchem auch das Hochwaſſerbett — in dieſem 
Zuſammenhang wenigſtens — gerechnet werden muß. Sie find ebenſoſehr 
Veſtandteile des Stromareals, wie irgend welche Hochs oder Tiefbauten Be- 
Handteile anderer Grundftüde find. Uferfais, wie fie in Cöln und Düffel: 
dorf ald Beitandteile ftädtifher Hafenanlagen ausgebaut find, find nicht 
„Jelbjtändige Sachen” in diefem Sinne der Waſſerſtraße gegenüber; fie er- 
füllen der Regel nad oder doch fehr häufig zugleich wefentlihe Aufgaben 
für die Stromführung. Viele Kais!, welche jebt zum Löfchen und Laden 
dienen, find tatfählih aus dem Bedürfnis der ficheren Stromführung in 
Hußkrümmungen oder der Einfchränfung übermäßiger Strombreiten ent- 
ſtanden; fie find infofern allerdings „Sachbeſtandteil“, d. h. weſentlicher 
deftandteil des Strombettes, namentlich des Hochwaſſerquerſchnittes. 
Anderfeit3 wäre ein Durdftih, den Schumacher als „befondere An- 
Halt“ anerfennen will, nad; Rehm ficherlich integrierender Teil des Stromes 
— er ift „außer Verbindung mit der Wafferftraße” nicht möglich. 
Demnad führt auch der von Rehm aufgeftellte Geſichtspunkt zu Feiner 
ennehmbaren Löfung der Frage, welchen Schiffahrtsanftalten die Abgabe- 
fähigkeit im Sinne des Art. 54 zuerfannt und abgefprocden werden muß. 


3. Die logiſche Anterpretation. 


a) Allgemeine Bemerkungen. 


Das geltende Verfaſſungsrecht ift in zwei äußerlich getrennten und in 
der Fafjung ganz verfchiedenen, dem Inhalte nad) allerdings identiſchen 
Lorſchriften enthalten; in Art. 54 der Verfaſſung und Art. 25 des Zoll— 
vereinövertraged. Der leßtere ift durch Art. 40 der erfteren Beftanbteil des 
Reichsverfaſſungsrechts geworden. 

Die Entftehungsgefgichte beider verläuft in völlig getrennten Bahnen. 
Die des Art. 25 ergibt fi aus der Entwidlung des Bollvereins, während 
die des Art. 54 auf die Reichsverfaffung von 1849 zurüdführt. Die dort 
fir See- und Binnenſchiffahrt getroffenen, verhältnismäßig ausführlichen 
In Düffeldorf 3. B. aud für den Hochwaſſerſchutz. Gleichwohl hat man 
in der Praxis die Abgabefähigkeit der Kais niemals bezweifelt. 

Ehriften CXV. — Erfter Zeil. 9 
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Beitimmungen haben anerfanntermaßen die Grundlage für die mehr fum- 
marifche Regelung des Gegenjtandes in der Bundesverfafjung von 1867 
gebildet. 

Der Vergleich beider Recht3entwidlungen kann, in Anbetracht der 
rechtlichen Identität der Ergebniffe, im einzelnen zu wichtigen Schluß— 
folgerungen führen. 

Die älteren Zollverträge haben aber darüber hinaus noch infofern eine 
weitere Bedeutung für die logifche Interpretation, als ihre praftifche Hand- 
habung feitens der beteiligten Staaten, namentlih in Preußen, Aufſchlüſſe 
über die den einzelnen Vertragsbeftimmungen zu Grunde liegende Willens- 
meinung geben fann. Denn durch Delbrüds Zeugnis und durch die Auf- 
rechthaltung der älteren Verträge in Art. 1 des lebten vom Jahre 1867 
ift die Gleichheit des Nechtszuftandes auf dem hier in Betraht fommenden 
Gebiete für die Zeit vor und nad dem Jahre 1867 feftgeftellt. Alſo muß 
dad, was vor ber Emanation der Bundesverfafjung mit den Bollvereins- 
verträgen vereinbar war, au heute nocd mit diefer Verfafjung vereinbar 
fein. Die Vermutung ſpricht dafür, daß die preußifche Praris der Inten— 
tion der vertragjchließenden Teile entſprach, da die Verträge aus der Ini— 
tiative der preußifchen Regierung hervorgegangen waren. Abweichungen 
jener Praxis vom Vertragswillen wären nur denkbar, wenn man als Urſache 
mißverſtändliche Auslegung oder böſen Willen annehmen wollte. Beide 
Annahmen ſind in Preußen gleichmäßig ausgeſchloſſen. 


b) Die Rechtsgeſchichte. 


81. 
Die Entjtehung des Zollvereinsvertrages vom 8. Juli 1867. 


Als der „Zollvereinsvertrag zwifchen Preußen, Kurhefien und dem 
Großherzogtum Hefjen einerfeit3, dann Bayern und Württemberg anderer: 
feit3“ vom 22. März 1833" — der erjte für ein größeres Gebiet abge- 
ſchloſſene — in Kraft trat, gab es in Deutjchland zwei grundfäglich ver- 
ſchiedene Arten von Schiffahrtsabgaben, von welden die eine mit dem Aus- 
drud Waſſerzölle, die andere ale Schiffahrt3abgaben im engeren Sinne 
bezeichnet zu werden pflegte. Die erjtere gehörte in die finanzwiflenfchaft- 
liche Kategorie der Steuern; fie war ein Überreft der alten Binnenzölle®, 





I Preuß. Geſ.S. ©. 145. 
2 Bol. Shumader ©. 43 ff. 
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ein letzter Ausläufer der Finanzwirtſchaft des 18. Jahrhunderts, melde den 
inneren Verkehr ebenfo wie den äußeren durch Zölle zu den Staatälaften 
heranzog. Die Schiffahrt wurde, weil fie ein verhältnismäßig leicht zu er- 
fafjendes Steuerobjeft war, als ſolches zugunften allgemeiner Staatszwecke 
in Anfprud; genommen. In wie bedeutendem Umfange dies gefhah, ergibt 
fd aus der Tatſache, daß Preußen von 1816 bis 1866 aus dem Rhein 
etwa 40 Millionen und bis 1870 aus der Elbe etwa 32 Millionen Mark 
mehr an Sciffahrtäzöllen vereinnahmt als auf dieſe beiden Ströme ver- 
wendet hatte. Diefe Zahlen können freilich nur auf annähernde Richtig- 
feit Anſpruch maden; eine genaue Rechnung läßt fi) nicht aufftellen, weil 
nah der ſtaatsrechtlichen Natur jener Abgaben ein Anlaß zur laufenden 
Kontrolle über das Verhältnis von Einnahmen und Ausgaben nicht vorlag. 
Eine folhe Kontrolle ift auch tatſächlich nicht geführt worden; die nad- 
träglihe Ermittelung der in Betraht kommenden Werte ftieß infolgedeffen 
auf große Schwierigkeiten. 

Über diefe Zölle waren für eine Anzahl von Wafferftrafen in der 
Schlußakte des Wiener Kongreffes vom 9. Juni 1815 internationale Ab- 
mahungen ! getroffen worden, melde den KHöchftbetrag der Abgaben, das 
Tarifſyſtem und das Erhebungsverfahren betrafen. In Deutſchland beftanden 
jolhe Abmahungen für den Nhein, Nedar und Main, die Mofel, Ems, 
Weſer, Elbe und Stecknitz, melde deshalb als „fonventionelle Flüſſe“ be- 
jihnet wurden. Man unterfchied ferner in Preußen? „aemeinfchaftliche, 
nicht fonventionelle” Flüffe, nämlich diejenigen, an welchen außer Preußen 
nod ein anderer Staat beteiligt und deren Belaftung mit Abgaben durch 
andere Staatöverträge — abgejehen von der Wiener Schlußafte — geregelt 
war; hierzu gehörten die Saale und Lahn. Die übrigen Flüffe, welche 
entweder ganz auf preußifchem Gebiete lagen oder hinfichtlich deren Preußen 
für feinen Anteil durch internationale Verpflichtungen nicht gebunden war, 
wurden „privative” genannt. 

Bei dem Abſchluß der Zollvereinsverträge wurde auch über die Zölle 
auf den Flüſſen diefer drei ftaatsrechtlihen Gruppen eine Vereinbarung ge: 
troffen, welche mit unweſentlichen Anderungen von einem Bertrage in den 
anderen überging und im legten von 1867 wörtlich lautet: 


— — — 


! Der Schlußakte wurden gewiſſe Staatsverträge gleichgeachtet, weil fie als 
integrierende Beftandteile der erfteren galten. 

? Bol. die im Jahre 1848 anonym erfchienene, von Delbrüd verfaßte „Denk 
\Hrift über die Beftimmungen, welche rüdfichtli der ſchiffbaren Flüffe und Waffer- 
fraben im Deutſchen Neiche zu treffen fein werden, in fpezieller Anwendung auf 
die Berhältniffe Preußens.” 

9* 
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„Art. 23. 
Die Waflerzölle oder auch Wegegeldgebühren auf Flüffen, mit Einfchluß 
derjenigen, welche das Schiffsgefäß treffen (Relognitionsgebühren), find 
von der Schiffahrt auf ſolchen Flüffen, auf welche die Beftimmungen des 
Wiener Kongrefjed oder befondere Staatäverträge Anmendung finden, 
ferner gegenfeitig nach jenen Beitimmungen zu entrichten, infofern hier— 
über nichts befonderes verabredet ift, oder verabredet werben wird. 

Auf den übrigen Ylüffen, bei welchen weder die Wiener Kongreßafte 
noch andere Staatäverträge Anwendung finden, werden die Waflerzölle 
oder Waſſerwegegelder nad den privativen Anordnungen der betreffenden 
Regierungen erhoben. Diefe Abgaben follen jedoch den Betrag von 
4 Grofhen vom Zollzentner oder 1 Kreuzer vom bayriſchen Sentner 
für die Meile nicht überfteigen. 

Auf allen diefen Flüffen wird jeder Vereinsftaat die Angehörigen 
der anderen Vereinzftaaten, deren Waren und Schiffsgefäße in jeder Be- 
ziehung, insbefondere auch binfichtlich der Binnenfhiffahrt !, gleich feinen 
eigenen behandeln.“ 

Am zweiten Abfat ift über den Höchſtbetrag der Zölle auf „privativen“ 
Flüffen eine Abmachung? getroffen, welche den fteuerlich-fisfalifchen Charakter 
diefer Zölle deutlich erfennen läßt; denn der zugelafjene Sat von 6,6 Pfennig 
auf den Tonnenfilometer bedeutet eine erorbitante Belaftung, deren Höhe 
dadurch gelennzeichnet wird, daß die höchſte gegenwärtig in Deutfchland vor- 
fommende Schiffahrtsabgabe nur einen Pfennig für den Tonnenfilometer beträgt. 

Abgefehen von diefer einen Abmachung hat der Art. 283 im Zufammen- 
bange der Zollvereinsverträge nur eine negative Bedeutung. Er fcheidet Die 
Mafjerzöle aus dem Bereiche der gemeinfamen ntereffen aus und behält 
fie der autonomen Regelung der Vertragsſtaaten — fomweit diefe fih nicht 
anderweitig ſchon gebunden haben — vor; auch die Erträge diefer Zölle 
wurden nicht für gemeinfame Rechnung, fondern für eigene Rechnung der 
beteiligten Regierungen erhoben. 

In ſcharfem Gegenfag zu dem negativen Charakter der Verabredungen 
über die Flußzölle ftehen die Abmadhungen, melde über alle jonftigen 
Schiffahrtsabgaben zwiſchen den Bollvereinsitaaten getroffen wurden. Sie 





I Binnenshiffahrt bedeutet hier nicht den Gegenfat zur GSeefdiffahrt, fondern 
die Schiffahrt zwiſchen Orten desfelben Staatögebiete8 zum Unterfhiede von der 
Schiffahrt zwiichen Uferplägen verfchiedener Bereinöftaaten. 

2 Aud diefe Abmahung ift feit dem Bertrage vom 22. März 1833 — vgL. 
Separatartifel 7 dazu — ftändig wiederholt. Für die Zölle auf den konventionellen 
Flüffen waren Höchftfäge in der Wiener Kongreßafte, für diejenigen auf den ge- 
meinfchaftliden Flüffen in befonderen Verträgen feftgelegt. 
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hatten einen fehr mwejentlichen pofitiven Inhalt, infofern fie das Gebühren- 
prinzip ald maßgebend für die Erhebung folder Abgaben erklärten. Daraus 
ergaben fich zwei Folgerungen von großer praftifcher Wichtigkeit: die Ge- 
bühren durften nur für Benugung beftehender Einrichtungen erhoben werden 
und fie durften das Maß der Selbitloftendedung nicht überfteigen. Daß 
die Gebühren bier für Rechnung der Einzelftaaten zu erheben waren, verjtand 
Ih, da diefe die benugten Anftalten unterhalten mußten, von jelbft. 

Der in Betracht fommende Art. 25 des legten Zollvereinsvertragg — 
er ift Schon auf Seite 12 zitiert, mag aber der ÜÜberfichtlichfeit halber hier 
nohmal3 wiedergegeben werden — lautet in feinem eriten Sate: 

„Kanal-, Schleufen-, Brüden-, Fähr-, Hafen, Mage, Kranen- und 
Niederlagegebühren und Leiſtungen für Anftalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find, follen nur bei Benugung wirklich beitehender 
Einrihtungen erhoben werden und, mit Ausnahme der Abgaben für die 
Befahrung der nicht im Staat3eigentum befindlichen fünftlichen Wafjer- 
ftraßen, die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung erforderlichen 
Koften nicht überfteigen.“ 

Die richtige Beitimmung des Verhältniffes zwifchen den Art. 23 und 
25 ift für die weiteren Ausführungen von großer Wichtigkeit. 

Wie bereit3 hervorgehoben ift, behandeln fie zwei ihrem inneren Wefen 
nad ganz verfchiedene Arten von Abgaben; der erftere Steuern, der zweite 
Gebühren. Sodann ſpricht Art. 23 nur von Abgaben, welde für die Be- 
fahrung von Flüffen zu entrichten find; er hat infofern den Charakter einer 
lex specialis, welche die Abgaben für die Befahrung aller anderen See- und 
Binnenwaflerftraßen unberührt läßt. Dagegen handelt Art. 25 von Schiff: 
tahrtsabgaben überhaupt; fein Inhalt ift für das hier in Betracht fommende 
Gebiet des öffentlihen Rechts von allgemeiner Bedeutung. Der Geltungs- 
bereich beider Artikel ift auch nicht derart abgegrenzt, daß 23 die Sciffahrts- 
wege und 25 die örtlihen Schiffahrtsanftalten betrifft; denn leßterer erwähnt 
ausdrüklih die Kanäle und Schleufen, welche immer oder fat immer — 
nur die Schleufen in den Dodhäfen des Nordjeegebieted machen eine Aus» 
nahme — den Intereſſen des durchgehenden und nicht des örtlichen Verkehrs 
dienen. Außerdem würde aber auch diefer einfchränfenden Auslegung des 
Art. 25 der Umftand entgegenftehen, daß er am Schluſſe der Aufzählung 
äinzelner Arten von Anftalten und Gebühren ganz allgemein von Anftalten 
wur Erleichterung des Verlehrs fpriht. Zu diefen gehörten, nad) Anficht der 
meußifchen Regierung wenigftens, auch die Strombaumerfe an nicht fanali- 
herten Flüffen. Der Art. 25 galt alfo auch für natürliche Waflerftraßen, 
inöbefondere Flüffe, neben dem Art. 23. Diefes Nebeneinandergelten ift in 
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der Weife zu verftehen, dab zwar Sciffahrtsabgaben auf Grund des Ge- 
bührenprinzips nad Art. 25 nicht neben Wafferzöllen nah Art. 23 auf 
demfelben Fluffe gleichzeitig erhoben werden durften, daß auch die Einführung 
neuer Wafjerzölle nicht geftattet, fondern binfichtlich ihrer nur der status quo 
aufrechterhalten oder vielmehr feine Aufrehterhaltung zugelaffen werden follte, 
daß aber auf den nicht mit Waſſerzöllen belafteten Flüffen und erſt recht 
auf anderen Waſſerſtraßen Schiffahrtsabgaben eingeführt und erhoben werden 
fonnten. Der Art. 25 gab dem Berfehr die Bürgfchaft dafür, daß ſolche 
Abgaben ſich fortan im Rahmen des Gebührenprinzips hielten. Es gab 
hiernach Flüſſe, welche Hinfihtlih der Schiffahrtsabgaben nah Art. 23 und 
ſolche, welche nad Art. 25 behandelt wurden; die Entwidlung der Ver— 
bältnifje in den einzelnen Berfehrögebieten des preußifhen Staates wird 
unter III B. 8. c. $ 2 noch näher dargelegt werben. 

Dus Verbot der Neueinführung von Wafjerzöllen war in Art. 5 des 
preußifch-thüringifchen Zollvereinsvertrages vom 10. Mai 1833! mit den 
Worten: 

„Die Wafferzölle auf den Flüffen in den zum Verein gehörigen Landen 
werden aud) ferner den privativen Anordnungen der betreffenden Regierungen 
oder den etwa darüber beftehenden Verträgen gemäß erhoben, jedoch follen 
wederneue Wafferzölle eingeführt noch die beftehenden ohne allfeitige 
Zuftimmung erhöhet werben.“ 
für die beteiligten thüringifhen Zandesteile ausprüdlih ausgeſprochen, aber 
auh für das übrige Preußen nad den Gefegen vom 11. Juni 1816, 
26. Mai 1818, 23. Januar 1838 und den Zollvereinsverträgen zu Recht 
beftehend. 

Befonders bezeichnend für die Auffaffung, welche bei der preußilchen 
Staatsregierung über den inhalt diefer Vertragsvorfchriften beitand, find 
die Verhandlungen aus den 50er und 60er Jahren des vorigen Jahrhunderts 
über die Neueinführung einer Schiffahrtsabgabe auf der Oder. Die früheren 
Mafferzölle waren auf der zu den „privativen Flüfjen“ gehörenden Dder im 
Jahre 1816 für den Binnenverfehr aufgehoben, für den Durchgangsverfehr 
aber als integrierende Beftandteile der Durdfuhrzölle beibehalten worden. 
Die Beibehaltung fam — da Wafjerzölle Sondereinnahmen waren — im 
HBollverein dadurch zum Ausdrud, daß Preußen von dem Ertrage der grund- 
jäglih für Vereinsrehnung erhobenen Durchfuhrzölle einen entſprechenden 
Anteil als Oderzoll aus der Teilungsmaffe vorwegnahm?. Solange diefer 


! Breuß. Gef.S. S. 232. 
2 Vgl. unter anderem Vertrag vom 4. April 1853, Preuß. Gef.S. S. 431 Art. 4. 
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latente Oderzoll beftand, beftritt die preußifche Staatsregierung ihrer Volks— 
vertretung gegenüber die rechtliche Zuläffigfeit einer Schiffahrtsabgabe; nad) 
feiner Aufhebung erkannte fie eine ſolche Abgabe als zuläffig an. Die aud 
nad anderen Gefihtspunften intereffierenden Einzelheiten diefer Verhandlungen 
find auf Seite 188 — 197 wiedergegeben; aus ihnen geht insbefondere 
deutlich hervor, daß die damals geplante Abgabe eine Gebühr im Sinne ber 
Amanzwiffenfhaft und des Art. 25, nicht etwa ein Zoll im Sinne des 
Art. 23 fein follte. 

Einen Hinweis darauf, daß neben den Zöllen aud gebührenmäßige 
Hebungen für die Befahrung regulierter Wafjerftraßen durch die Zollvereins- 
verträge zugelafjen waren, enthält ferner der F 21 des Vereinszollgefehes 
vom 23. Januar 1838, der mit dem Nandvermerf „Vorbehalt wegen der 
Waſſerzölle und anderen Abgaben“ beitimmt: 

„Die fonventionellen Wafferzölle auf denjenigen ſchiffbaren Flüffen, welche 
da3 Gebiet verjchiedener Staaten berühren fowie alle anderen mohl- 
begründeten Erhebungen und Leiftungen, welde zur Unterhaltung 
der Stromſchiffahrt und Flößerei, der Kanäle, Schleufen, Brüden, 
Fähren, Kunftitraßen, Wege, Kranen, Wagen, Niederlagen, und anderer 
Anftalten für die Erleichterung des Verkehrs beftimmt find, gehören 
dagegen auch fünftig nicht zu den in den 88 19 und 20 als unzuläffig 
bezeichneten Abgaben.“ 

Hier erjcheinen die Steuern — „Zölle“ — in fcharfer Gegenüber- 
ftelung mit den Gebühren, und unter den letteren werden die für die 
Stromunterhaltung beftimmten befonder® genannt; die Unterhaltung der 
Steomfhiffahrt! wird als „Anftalt“ bezeichnet. Die Anmwendung des 
Anftaltsbegriffd auf die Maßregeln zur Verbefierung und Inſtandhaltung 
netürliher Mafjerftraßen oder, mas praltiſch dasſelbe bedeutet, auf 
die einer derartigen Pflege teilhaftig werdenden Schiffahrtswege findet ſich 
ebenfo in dem preußifchen Gefegentwurf „betreffend die Regulierung der 
Tarife zur Erhebung von Kommunifationsabgaben” vom Jahre 1851. 
Diefer Gefegentwurf verfolgte lediglih den Zweck, die alleinige Befugnis 
der Krone zur Feſtſtellung von Abgabentarifen gegenüber Anzweiflungen, 
welhe fih aus dem Wortlaut der Artifel 100 und 109 der preußifchen 
Berfafjungsurfunde vielleicht ergeben fönnten, ficherzuftellen ; er blieb lediglich 
deshalb Entwurf, weil man im Staatsminifterium der Meinung war, daß 
es einer ſolchen Sicherftellung gar nicht bedürfe. Jedenfalls hatte er einen 
sein deflaratorifchen Charakter; er wollte fein neues Recht ſchaffen, fondern 


! Diefer Ausdrud flieht aud die nichtbautechniſche Fürſorge, namentlid bie 
Strompolizei, in fid. 
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nur das beftehende fodifizieren. Das beftehende Recht Hinfichtlih der 
Schiffahrtsabgaben war damals in den Zollvereinsverträgen enthalten, Die 
mit den Worten: „Kanal: Scleufen ufw. und Leiftungen, die zur Er- 
leichterung des Verkehrs beftimmt find“ eine Aufzählung der abgabefähigen 
Anftalten gaben. Der auf Seite 87 abgebrudte $ 1 des Entwurfs 
von 1851 fpricht dagegen von „Abgaben für die Benugung von Land- und 
Mafferftraßen, Scleufen ufwm. und anderen zur Erleichterung des 
Verkehrs dienenden Anftalten”. In diefem Entwurf find alſo jämtliche 
MWaflerftraßen, nit nur die Kanäle, aus der clausala generalis aus— 
geſchieden und ald Subftrate der Abgabenerhebung beſonders genannt. 

Es wird an anderer Stelle dargelegt werden, daß auch ſpäter noch 
und bis zur Gegenwart der Anjtaltsbegriff auf die bloße Stromunterhaltung 
— gerade von den an der Schiffahrt meiftbeteiligten Staaten — an 
gewendet worden ift, daß insbefondere die Uferftaaten an der Unterwejer 
im Jahre 1886 fich darüber verftändigten, die Entfernung von Wrads und 
Baumftämmen aus dem Fahrwaſſer ald befondere Anftalt im Sinne des 
Art. 54 der Neichsverfafiung zu behandeln, und daß bdiefelbe Auffafjung 
auh in Hamburg bezüglich des Elbfahrwaſſers befteht. 

Im übrigen ift die Terminologie der Verwaltung und felbjt der 
Geſetzgebung! in bezug auf die Bezeichnung der beiden Gruppen von 
Schiffahrtsabgaben nicht gleichmäßig gewejen. Der Ausdruck „Waſſerwege— 
gelder” , der in den Zollvereinsverträgen als fynonym mit „Waſſerzöllen“ 
gebraucht wird, bezeichnet häufig auch die Sciffahrtsgebühren, 3. B. in der 
gemeinfamen Erklärung der deutfchen Regierungsvertreter vom 21. Auguft 
1848? zu der damals beabfichtigten veichägefeglihen Regelung der Abgaben- 
frage. In derfelben Erklärung erfcheint anderſeits auh das Wort „Schiff- 
fahrtsabgaben” ? als gleichwertig mit Wafferzölen. In den Scdiffahrts- 
alten für die Elbe vom 23. Juni 1821 Art. 7 und für die Weſer vom 
10. September 1823 $ 14, melde unzweifelhaft eine fteuerliche Belaftung 
der Schiffahrt einführten oder aufrecht erhielten, fchwankt der Sprachgebrauch 
zwiihen „Zöllen“ und „Schiffahrtsabgaben“. Sogar der aus „Wafler- 
zöllen“ und „Waflerwegegeldern“ fombinierte Ausdrud „Waſſerwegezölle“ 





ı Im Preußifchen Allgemeinen Landredt wird das Wort „Zoll* fomohl für 
die Binnenzölle ald auch für die Verfehräabgaben nebraudt. In der Sache wurden 
beide Scharf unterschieden; die Judikatur des Obertribunald hat ſich mit dieſer 
Frage mehrfach bejchäftigt. Vgl. Plenarbeihluß vom 20. Dftober 1856 Entſch. 
Bd. 34 ©. 1 und Erkenntnis vom 23. Dftober 1872 Entſch. Bd. 68 ©. 9*. 

2 Abgedrudt bei Shumader ©. 130, 131. Auch Löning tut das in der 
„Deutfchen Juriftenzeitung“ vom 15. März 1905, S. 281. 

® Bei Shumader fteht verdrudt „Schiffsabgaben“. 
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findet ſich gelegentlich. In der preußiſchen Verwaltung wurden häufig die 
im Rahmen des Gebührenprinzips erhobenen Abgaben „Zölle“ genannt; 
ein Sprachgebrauch, der von der Zentralftelle zuweilen getadelt wurde, deſſen 
völlige Befeitigung aber niemald gelungen ift. Übrigens werben in den 
beteiligten Bevölferungsfreifen die Schiffahrtsabgaben auch heute noch häufig 
„Hölle“ genannt. Man kann alfo die beiden Gruppen von Abgaben nicht 
ohne weiteres nach der Terminologie, ſondern nur nad) ihrem inneren Wefen 
unterfcheiden. 

Für das Gebiet des Norddeutfchen Bundes wurden die auf Flußzölle 
begüglichen Beftimmungen der Zollvereinäverträge durch die Bundesverfaffung 
unanwendbar. Denn wenn bie letere auch fein ausbrüdliches Verbot der 
Flußzölle ausfpriht, wie die Reichsverfaſſung von 1849 e3 getan hatte, 
ſo bringt fie Doch in Art. 54 den Willen, das Gebührenprinzip auf alle 
Shiffahrtsabgaben auszudehnen und zum ausſchließlich maßgebenden auf 
diefem Gebiete zu machen, unzweifelhaft zum Ausdrud, Damit war der 
Art, 23 gefallen! oder vielmehr — beim Abſchluß des neuen Zollvereins- 
vertrageg — gegenjtandslos für Norddeutichland. Db er in diefen Vertrag 
in der aus früheren Zeiten überlieferten Faffung wieder aufgenommen werben 
mußte, kann zweifelhaft fein; mahrfcheinlich konnte er ganz fortbleiben. 
Für das Bundesgebiet hatte er, wenn auch die Elbzölle de facto noch einft- 
weilen fortbeftanden, feine rechtliche Bedeutung ?. In Sübdeutfchland waren 
die Rhein- und Mainzölle durch die Frievensverträge von 1866 außer 
Hebung gefegt; dasſelbe war infolge der Staatöverträge vom 30. Juli und 
15. Auguft 1835 fchon vor dem Abfchluffe des legten Zollvereinsvertrages mit 
den Nedarzöllen gefchehen. Da ferner für die im Zollvereinsgebiete liegende 

Shumader ©. 135. 

? Allerdings hat darüber im Jahre 1870 im Schoße des Bundesrats eine Er- 
ötterung ftattgefunden. Es erſchien zweifelhaft, ob etwa Art. 23 des Bollvereins- 
bertraged, weil diefer fpäter publiziert und in Kraft getreten fei, wie die Bundes— 
verfafiung, der Iegteren derogiert und den Einzelftaaten das Recht zur Erhebung 
von Waflerzölfen wieder verliehen habe. Daß eine ſolche Kontroverfe entftehen 
Ionnte, und zwar im dritten Jahre der Geltung beider Staatödofumente, ift ein 
affälliger Beweis für ihre mangelhafte Faflung- 

Die Begründung des Bundesgejeges über die Flößereiabgaben vom 1. Juni 
1870 erwähnt diefe Kontroverfe und beantwortet fie in längeren Rechtsausführungen 
dahin, es fei nicht anzunehmen, daß es in der Abficht des Norbdeutfchen Bundes 
gelegen habe, die durch Art. 54 feiner Berfaffung befeitigten Flußzölle unmittelbar 
darauf bei Abſchluß des Zollvereinsvertrages wieder ins Leben zu rufen ober 
denigſtens zuzulaſſen. Vgl. Drudfachen des Neihätages 1870 Nr. 137. Bericht 
der Ausfhüffe für Zol- und Steuerweien und für Juftizwefen, die auf der oberen 
Saale und auf der Werra erhobenen Flößereiabgaben betreffend. S. 8—25. 
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Donauftrede ein bayrifch:öfterreihifcher Staatsvertrag vom 2. Dezember 1851 
die beftehenden Flußzölle aufgehoben und deren Neueinführung verboten 
hatte, fo war für den Art. 23 auch außerhalb des Norbdeutichen Bundes 
faum noch ein Geltungsgebiet oder eine Anmwendungsmöglichfeit vorhanden. 

Delbrüd hat in feiner 1881 erfchienenen Schrift „Der Artikel 40 der 
Reichsverfaſſung“ S. 87 erklärt, der Art. 23 fei durch die Verfaffung „zum 
Teil aufgehoben, zum Teil gedeckt“; die legtere Bemerkung bezieht fih auf 
die gleichmäßige Behandlung der Angehörigen, Waren und Sciffe aller 
Vereinsftaaten. Im Bundesrat war man 1869 und 1870 über dieſen 
Gegenſtand geteilter Meinung. 

Schließlich wurden nod in $ 8 des Vereinszollgefeßes vom 1. Juli 1869 
die „Binnenzölle” ausdrüdlich für unzuläfftg erklärt und hiermit auch bie 
Waflerzölle nochmald de jure grundfäglich befeitigt!. 


8 2. 
Die Entjtehung der Reihsverfaflung. 


Die Genealogie des geltenden Rechts zeigt einen doppelten Urfprung. 
Die eine Entwidlungslinie, welde in dem vorhergehenden Abfchnitt verfolgt 
worden iſt, weiſt auf die älteren Zollvereinsverträge, die andere auf bie 
Reichsverfaſſung vom 28. März 1849 zurüd. Auch über diefen zweiten 
genealogifchen Zufammenhang kann ein Zweifel nicht beftehen; er ift von 
Schumader näher dargelegt, von Wiedenfeld ald vorhanden angenommen 
und aud von den gejehgebenden Faktoren mehrfach, insbefondere in den 


ı Die „Denkſchrift, betreffend den Entwurf eines Vereinszollgeſetzes“ (Akten- 
ftüd 4, Anlagen zu den ftenographifhen Berichten über die Verhandlungen des 
Deutihen Zollparlaments 1869 ©. 24) bemerkt zu $ 8: 

Der Erwähnung der „tonventionellen Waſſerzölle“ wird ed nicht bebürfen. Die 
Erhebung von folden, foweit fie noch beftehen, beruht auf befonderen Staatöver- 
trägen, welche durch das Geſetz nicht alteriert werden. 

In Wirklichleit gab es damals weder konventionelle noch privative Wafferzölle 
im Bollvereinögebiet. Jedenfalls zeigt aber die Begründung, daß man die Waffer- 
zölle als „Binnenzölle” anjah. 

Dasfelbe ergibt fih aus der Reichſstagsdruckſache 137 von 1870 S. 18—2%0. 

2 Stenograph. Berihte S. 279-284. Auch die „Kölnifhe Zeitung“ argu- 
mentiert bei ihrer Interpretation des Art. 54 in dem Auffak „Die rechtliche Seite 
der Schiffahrtsabgaben“ in Nr. 129 vom 5. Februar 1905 mit der Abſtammung 
diefer Berfaffungsvorichrift von den entiprechenden Beitimmungen der Berfaffung 
von 1849. — Bol. auch Antrag von Karlomwig zu Art.1, Aftenftüd Nr. 13 des 
fonftituierenden Reichstages 1867. 


— — — — 
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Art, 4 Nr. 9 der Bundesverfafjung und in der Begründung der Gefeß- 
entwürfe wegen Aufhebung der Flößereiabgaben und der Elbzölle vom Jahre 
1870! vorausgefegt und anerfannt worden. 

Die Reichsverfaffung von 1849 wollte nun aber einheitliches Recht auf 
dem Gebiete der Schiffahrtsabgaben nur in fehr beſchränktem Umfange, nämlich; 
nur infoweit ſchaffen, als fie die Waſſerzölle völlig befeitigte und für fämtliche 
Sciffahrtsabgaben das Gebührenprinzip ala allein maßgebend erklärte. Im 
übrigen enthielt fie feine gleichartige Regelung der Abgabenfrage für das Ge- 
famtgebiet der Schiffahrt. Sie ordnete vielmehr die Verhältnifje der Seeſchiff— 
fahrt und der Binnenſchiffahrt nach grundfäglich verfchiedenen Geſichtspunkten. 
Für den Bereich der Seeſchiffahrt wurde ausdrüdlih die Finanzierung aller 
Waſſerbauten und fonftigen förperlihen und unförperlichen Einrichtungen, 
welche irgendwie im Schiffahrtsinterefje hergeftellt waren, oder fünftig hergejtellt 
werden follten, durch Schiffahrtsabgaben für zuläffig erklärt. Diefes Prinzip 
wurde für alle „Sciffahrtsanftalten am Meere und in den Mündungen 
der deutfchen Flüffe“ , fomohl für örtliche Anftalten, ala auch für Die dem 
Durhgangsverfehre dienenden Seemaflerftraßen, aufgeftellt.e Daß aud die 
legteren unter die Vorfchriften des die SS 20 bis 23 umfafjenden vierten 
Verfafjungsartifels fallen jollten, geht aus der beifpielsweifen Erwähnung 
des Fahrwaſſers, der Seetonnen, der Leuchtſchiffe und des Lotſenweſens 
mit zweifellofer Deutlichfeit hervor, denn diefe Anftalten und Einrichtungen 
haben feine Iofale, fondern allgemeine Bedeutung. In 8 22 ift aus- 
geiprohen, daß in der Befahrung der vertieften, durch Seezeichen Fenntlich 
gemachten oder ſonſt verbefjerten Waflerftraße die Benugung einer Schiffahrts- 
anſtalt zu erbliden ift. 

Dagegen wollte der fünfte Artikel in $ 25 die Finanzierung von 
Waſſerbauten durch Schiffahrtsabgaben für den Bereich der Binnenſchiffahrt 
oder wenigſtens der Flußſchiffahrt — nur von der letteren ift ausbrüdlich 
die Rede — ausſchließen. Das geht zwar aus dem Wortlaut nicht ohne 
weiteres hervor, weil der $ 25 nur von „Flußzöllen“ ſpricht, im nächſten 
Paragraphen eine andere Gruppe von Sciffahrtsabgaben als „Gebühren“ 
bezeichnet und in $ 27 die Ausdrüde „Flußzölle und Flußſchiffahrtsabgaben“ 
ohne erſichtlichen Grund pleonaftifch nebeneinander flelt. Es war aber, wie 
Schumacher aus der Entftehungsgefhichte des Art. V überzeugend dargetan 
hat, die Abficht des Reihstages: Die Einzelflaaten follten die Unterhaltung 


ı Drudjahen des Reichstages 1870 Bd. III Nr. 136 S. 6 und 7 und 137 
©. 13, 14, 15. 
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und Berbefjerung des Fahrwaſſers der Flüffe in Zukunft aus allgemeinen 
Mitteln, auf Koften der Steuerzahler, beforgen; nur bei gemeinfchaftlichen 
Flüffen war für die un der Zölle eine „billige Ausgleihung” in 
Ausficht geitellt. 

Das gegen die Finanzierung von Waſſerbauten aus Schiffahrtsabgaben 
gerichtete Verbot ſollte indeſſen nur für die Fahrrinnen in den Flüſſen, 
alſo für eine Gruppe von Waſſerſtraßen, nicht für die örtlichen, an 
den Waſſerſtraßen gelegenen und ihre Benutzung mittelbar erleichternden 
Einrichtungen gelten. Deshalb geftattete $ 26 „Hafen-, Kran-, Wag-, 
Lager, Schleufen: und dergleihen Gebühren“. Diefe Beftimmung galt, 
ebenfo wie das in $ 24 geregelte Gefeggebungs- und Oberauffichtörecht des 
Reihe, nur für die gemeinſchaftlichen Flüſſe, einfchließlih der Mündungen 
von Nebenflüffen. 

Die Aufzählung der Anftalten und Gebühren in 8 26 dedt fi nicht 
mit der entfprechenden Aufzählung in den Zollvereinsverträgen, welche eine 
größere Zahl von Einzelfällen oder Arten umfaßt, darunter insbeſondere 
die Kanäle und Kanalgebühren, die in $ 26 feinen Pla finden fonnten, 
weil der Art. V ſich nur mit der Flußſchiffahrt beichäftigte. 

Daß der Art. 26 nur örtlihe Sciffahrtsanftalten, im Gegenfag zu 
den Waſſerſtraßen, meint, ijt aud aus dem Wortlaut nicht erfennbar; denn 
abgejehen von den verallgemeinernden Schlugmworten „und dergleichen” find 
auch die Schleufen ihrem Wejen und der Negel nad) keineswegs Baumerfe 
von örtlicher Bedeutung. Ste dienen im allgemeinen der Verbefjerung des 
Fahrwaſſers für den durchgehenden Verkehr ; jedenfalls beeinflufien die in 
Flüffen erbauten Schleufen die Interefien der gefamten Schiffahrt diefer 
Mafferftraßen, nicht etwa Intereſſen des Löſch- und Ladeverkehrs oder 
fonftige örtliche Intereſſen. Die MWeferfchleufe bei Hameln ift nicht ſowohl 
für die Schiffahrt diefer Stadt als für die MWeferfhiffahrt im allgemeinen 
von Bedeutung. 

Gleichwohl geht aus der Entjtehungsgefhichte des Art. V der Reichs- 
verfaffung deutlich hervor, daß man bei Abfafjung des $ 26 nur an Anftalten 
von örtlicher Bedeutung gedacht hat. Es ergibt ſich insbefondere auh aus 
der bei Schumader! abgebrudten Erklärung der deutſchen Regierungs- 
vertreter vom 21. Auguft 1848 gegen die damals vorgefchlagene und fpäter 
in der Verfafjung vom 28. März 1849 durchgeführte radikale Befeitigung 
aller Flußſchiffahrtsabgaben; denn es heißt dort zu 4: 


ı ©. 130, 131. 
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„Unter den nach Ziffer 2 aufzuhebenden Abgaben find weder die in 
den einzelnen Drten für die Benugung gewiſſer Anftalten zur 
Erhehung fommenden Gebühren, wie Hafen-, Schleufen- und dergleichen 
Gelder, begriffen ufm.“ ! 

Daß man die Scleufen in diefe Aufzählung von Beifpielen einreihte 
und fie mit Kranen, Wagen und Lagerplätzen gleich behandelte, ift eine der 
feltfamen Unjtimmigfeiten, die fi) in der Rechtsgeſchichte und dem Nechts- 
zuftande binfichtlich der Schiffahrtsabgaben leider mehrfach zeigen. Jedenfalls 
berubte aber ihre Unterfheidung von Buhnen, Baggerungen und allen 
fonftigen Strombaumerfen anf der Vorausfegung ihres örtlichen Charakters. 
Im Sinne der Berfafjung von 1849 war „örtlich“ foviel wie „bejonder“. 
Der Ausdrud „befondere Anftalten” wird aud in den Borverhandlungen 
über diefe Berfaffung für die Aufzählung des $ 26 gelegentlid gebraudt. 

Die grundfäglich verfchiedene Behandlung der See- und Binnenmwafjer- 
ftraßen Hinfichtlih der Finanzierung von Wafjerbauten nötigte — oder 
hätte im Falle der praftifhen Durhführung genötigt — zur Beitimmung 
der Grenzen beider Verfehrögebiete. Diefe Abgrenzung hätte man entweder 
nad Sciffätypen und Betriebsformen in der Weife vornehmen fünnen, daß 
man auf den von Seeſchiffen und Binnenfahrzeugen nebeneinander benutten 
Baflerftraßen nur die erfteren mit Abgaben belaftete, oder auch örtlich durch 
Bezeichnung von geeigneten Punkten, unterhalb deren die einzelnen Ströme 
ald Seewafjerftraßen gelten jollten. 

In der preußifchen Staatsregierung tft auch dieje Frage damals erwogen 
und im Sinne der zweiten Alternative beantwortet worden, wobei bejonders 
hervorgehoben wurde, daß aud die Binnenfahrzeuge auf den unteren Strom- 
itteden abgabepflichtig fein müßten, foweit fie von ben dort ausgeführten 
Sahrwafjerverbefjerungen und fonftigen Schiffahrtsanftalten Gebraud; machen 
jollten ?. 

* 
* * 

Aus den auf zwei Artikel verteilten 8 Paragraphen der Verfafjung von 
1849 mit ihrer zweifahen und völlig heterogenen Löfung der Abgabenfrage 





! In dem Antrage zur NReihöverfafiung, auf melden die Erflärung vom 
21. Auquft 1848 ſich bezog, lautete die entfprechende Borfchrift: „Die Hafen-, Kranz, 
Bag-, Lager», Schleufen« u. dgl. Gebühren in den an dieſen Flüffen ge- 
legenen Orten uſw.“ 

? Am 7. April 1849 fand in Berlin eine Minifterialfonferenz ftatt, in welcher 
der in Frankfurt aufgeftelte Entwurf eines Reichsgeſetzes über die Aufhebung der 
Flußzölfe beraten wurde. Hierbei fam auch die Frage der Abgrenzung von See- 
und Flußfchiffahrt zur Sprache; fie wurde in der dargelegten; Weiſe beantwortet. 
das Protokoll über diefe Konferenz ift von Delbrüds Hand. 
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ift in der Bundesverfaffung von 1867 der eine, verhältnismäßig kurze 
Art. 54 entitanden, der, wie [don an anderer Stelle im allgemeinen dargelegt 
wurde, eine gleihmäßige Regelung für beide Schiffahrtsgruppen, für alle 
Gewäſſer, Verkehrsmöglichkeiten, Schiffahrtsanftalten, Waſſerſtraßen und 
Häfen enthält. 

Die Auslegung des dritten Abſatzes in Art. 54, daß in ihm der 
Inhalt des Art. IV der alten Verfafjung zufammengedrängt und eine der 
damaligen Löſung entjprechende erfchöpfende Beantwortung der Frage für 
das Gebiet der Seejhiffahrt gegeben fei, erfcheint nad) Zage der Verhältniffe 
ausgeſchloſſen. Denn während die alte Verfaſſung ausdrüdlih von Waſſer— 
ftraßen und Häfen ſprach, erwähnt die neue nur die Seehäfen. Das Fahr— 
wafjer zwifchen den Seehäfen und dem offenen Meere fann man unmöglich 
als Beftandteil oder Zubehör der Hafenanlagen betradten!. Die Entfernungen 
von Königsberg, Stettin, Roftod, Lübeck, Hamburg, Bremen zum Meere 
find viel zu groß, um ein ſolches Pertinenzverhältnis zu geftatten — dem 
in einigen Fällen übrigens aud der Umftand entgegenjteht, daß die Häfen 
und Zugangswaflerftraßen in verſchiedenen Händen fich befinden. In anderen 
Fällen ift die Konftruftion dieſes Verhältniffes deshalb unmöglich, weil eine 
größere Anzahl von Häfen an derjelben Zugangswaflerftraße liegt und fich 
ihrer bedient; an der Unterelbe hat nicht nur Hamburg ein Intereſſe, fondern 
auch Altona, Harburg, Stade, Glückſtadt und Brunsbüttel, an der Untermwefer 
außer Bremen auch Elsfleth, Begefad, Brafe, Nordenhamm, Geeftemünde 
und Bremerhaven, um nur diefe beiden Ströme und an ihnen die wichtigſten 
Uferpläe bier zu erwähnen. 

Wollte man fo lange Stromftreden dem am weiteften binnenmwärts belegenen 
oder dem beveutenditen anliegenden Hafen hinzurechnen und als ihm zugehörige 
„Schiffahrtsanftalt” behandeln, jo könnte man ſchließlich auch auf den 
Gedanken fommen, den preußifchen Niederrhein als Zubehör des Duisburg- 
Ruhrorter oder des Cölner Hafens zu behandeln, die Strombaufoften anteilig 
zu den Hafenkoſten zu ſchlagen und die Dedung der erjteren in einem Zufchlage 
zum Hafengelde zu ſuchen. Diefe Kombination wäre, da die Seefhiffahrt 
auf dem Rhein befanntlich bis Cöln geht, nicht oder doch nicht viel feltfamer 
als die entjprechende für den Unterlauf der Weſer und Elbe. 

Der Gedanke an die Möglichkeit, daß der Gefegeber in Art. 54 Abf. 3 
Schiffahrtsanftalten gemeint haben fünnte, die nit in den Seehäfen liegen 
und nicht zu ihnen gehören, für deren Benugung aber in den Häfen 
die Abgaben zu zahlen wären, iſt jo gegen die Mahrfcheinlichkeit und 


ı Bel. unter II $ 3 Seite 26, 27, 28. 
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würde zu jo feltfamen Konfequenzen führen, daß er ebenfalls ausfcheiden 
muß. Hätte man im dritten Abſatze die Verhältniffe der Seewafferftraßen 
nad dem Mufter der alten Verfaſſung mit regeln wollen, jo hätte es doch 
mehr al3 nahegelegen, im vierten Abſatze ftatt „Waflerftraßen“ den Ausdrud 
Sinnenwaſſerſtraßen“ zu gebrauden. 

Daß man im vierten Abfag auch den Seeverfehr und die Seewege 
gemeint bat, läßt fi aber auch pofitiv beweifen. Denn die in anderem 
Zufammenhange ſchon wiederholt erwähnte Neuerung, wonach bei nicht 
helalifhen künſtlichen Wafferftraßen ein Neingewinn gejtattet werben follte, 
it mit Rüdfiht auf die damals ermogene Möglichkeit der Erbauung des 
Nordoftfeefanald durch Private, alfo im Intereſſe des Zuſtandekommens 
einer Seewaſſerſtraße, beſchloſſen und dur eine entſprechende Einfhaltung 
im vierten Abfage zum Ausdrud gebracht worden. 

Derfelben Anfiht war der Bundesrat, ald er den Entwurf eines 
Gefeges über die Abgabenerhebung auf der Unterwefer im Jahre 1886 dem 
Reihötag vorlegte. Denn er fagte in der Begründung: 

„Auh aus den einjchlagenden Beftimmungen der Reichsverfaſſung (vergl. 
Art, 54 derfelben) werden begründete Einwendungen gegen die Zulaffung 
einer Abgabenerhebung im vorliegenden Falle nicht herzuleiten fein. — 
Der leitende Gedanke ift augenfcheinlich der geweſen, daß für die bloße 
Nachhilfe, welche erforderlih ift, um die natürliden Wafferläufe 
in fahrbarem Zuftande zu erhalten, der Verkehr nicht belaftet werden ſollte.“ 

Auch jonft iſt mehrfah in der Begründung von der „Berbefjerung des 
Fahrwaſſers“ als dem Anlafje der Abgabenerhebung die Rebe. 

Der Bundesrat fah alfo in dem Ausbau des Seeweged nad Bremen 
die Regulierung einer natürlichen Waſſerſtraße im Sinne des vierten, nicht 
den Bau einer Schiffahrtsanftalt in einem oder für einen Hafen im Sinne 
des dritten Abſatzes des Art. 54 der Verfafjung. 

Aber auch wenn man fih in der Sade ſelbſt auf den Standpunft 
fellen wollte, der Verfaſſer des Art. 54 habe die Abficht gehabt, die heterogene 
fung der Abgabenfrage in der Verfafjung von 1849 auf die Bundes- 
verfafjung zu übertragen, fo wäre doc die Annahme geradezu unftatthaft, 
dab er einen Gedanten von fo fundamentaler Bedeutung, von fo großer 
Richtigkeit für die Intereſſen des Verkehrs und für die Finanzen ber be- 
taligten Staaten fo undeutlich zum Ausdruck gebracht hätte. 

Die Möglichkeit, daß Delbrüd bei Aufjtelung des Entwurfs für den 
Art. 54 den heterogenen Charakter jener Löfung überfehen haben könnte, ift 
völlig ausgefchlofieen. Denn abgefehen davon, daß diefer Charakter dem 
Leſer der Verfaffung von 1849 ohne weiteres entgegentritt, war Delbrüd 
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über den inhalt der lehteren ganz befonders gut unterrichtet, weil er im 
Jahre 1848 bei den Verhandlungen über ihre Entjtehung — foweit das 
preußifche Handelsminifterium dabei beteiligt war — hervorragend mitgewirkt 
hatte. Die Akten enthalten fehr umfangreiche und forgfältig durchgearbeitete, 
von feiner eigenen Hand gefchriebene Schriftftüde aus dem Sommer des 
Jahres 1848 über die fünftige Regelung der Abgabenfrage für das Reid). 

E3 muß hiernad) als feſtſtehend angefehen werden, daß der Rechts— 
zuftand für Seewege und Binnenmwafferftraßen — nur um Wafferftraßen 
und nicht um Häfen, deren Abgabefähigkeit niemals zweifelhaft war, bejteht 
überhaupt ein Streit — heute der gleihe ift. Da ferner au die Ab- 
leitung der heutigen Reichöverfafjung aus dem Entwurf von 1849 feinem 
Zweifel unterligt, jo ergibt ſich die zwingende Schlußfolgerung, daß von 
den beiden divergierenden Grundſätzen, welche der legtere für die Finanzierung 
von Sciffahrtöverbefjerungen dur Abgaben aufgeftellt hatte, in der erjteren 
der eine verallgemeinert fein muß. 

Die Frage, welder von beiden zum allgemein maßgebenden gemacht 
werden follte, ift von entfcheidender Bedeutung für die Auslegung des 
Art. 54. 

Für ihre Beantwortung fommen drei Momente in Betradt. 

Das erjte ergibt ſich aus dem organischen Zufammenhange der maß- 
gebenden Vorjchriften beider Verfaſſungen, das zweite aus der Vergleihung 
derjenigen wirtfchaftlid-politifhen Erwägungen, welde die Rechtsbildung 
einerfeit3 in den Sahren 1848 und 1849, anderfeit3 im Sahre 1867 
beeinfluffen fonnten und beeinflußt haben, das dritte aus der Praris, info- 
weit fie als Spiegelbild und Erfenntnisquelle des geſetzgeberiſchen Willens 
in Betracht fommt. 

* * 

a. Beide Verfaffungen haben Borforge getroffen für den Fall, daß die 
deutihe Schiffahrt durch die Geſetzgebung oder Verwaltung fremder Staaten 
benachteiligt und Deutſchland hierdurch genötigt werden fünnte, die Macht- 
mittel der völferrehtlichen Netorfion ſolchen Staaten gegenüber anzuwenden. 
Diefe Vorforge verkörperte fih in der Verfaſſung von 1849, entfpredend 
der damals beſchloſſenen grundfäglich verfchiedenen Behandlung der See- 
und Binnenfhiffahrt, in zwei völlig abweichenden Beitimmungen, welde in 
der gleihmäßigen Dispofition des Stoffes den Abfchluß der beiden in Be- 
tracht fommenden Artikel bilden. Nach dem Schlußparagraphen des Art. 4 
darf „eine Höhere Belegung fremder Schiffahrt nur von der Reichs— 
gewalt ausgehen”, und nad) dem des Art. 5 dürfen „Slußzölle und Fluß- 
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ihiffahrtsabgaben auf fremde Schiffe und deren Labungen nur durch die 
Reihögewalt gelegt werden“. Der Mehrertrag im erfteren und ber 
Gefamtertrag im lehteren Falle follte der Reichskaſſe zufließen. 

Rollte die Verfaffung von 1867 die differentielle Behandlung der 
See- und Binnenfhiffahrt beibehalten, fo mußte fie folgerichtig auch die 
Retorfionsflaufel in beiverlei Geftalt übernehmen. Wer dies zugibt, wird 
zugleich anerkennen müfjen, daß die Faflung der entiprechenden Klaufel im 
Art. 54 einen Rückſchluß auf die diefem Artikel zu Grunde liegende geſetz— 
geberiſche MWillensmeinung geftattet. 

Nun heißt es in dem Schlußſatze des Art. 54: 

„Auf fremde Schiffe oder deren Ladungen andere oder höhere Ab- 
gaben zu legen, als von den Schiffen der Bundesftaaten oder deren 
Ladungen zu entrichten find, fteht feinem Einzeljtaate, fondern nur dem 
Reihe zu.“ 

Diefe Ausdrucksweiſe ift nur verftändlih unter der Vorausfegung, daß 
die Abgabenerhebung auf allen deutjchen Waflerftragen grundfäglich geftattet 
ft. Denn in den vorhergehenden Sätzen ift zwiſchen den deutfchen Waſſer— 
ftraßen fein Unterfhied nah ihrer Zwedbeitimmung und überwiegenden 
Benugung für See- und Binnenſchiffahrt gemadt. Daß jener Schlußſatz 
etwa nur auf die Seehäfen bezogen werden fünnte, erjcheint ausgefchlofjen, 
weil dann der Gebraud des allgemeinen Ausdruds „Abgaben“ ftatt „See- 
bafenabgaben“ ein unerflärliches Verſehen gewejen wäre und weil in folchem 
Falle ferner unterjtellt werden müßte, der Gefetsgeber habe an den damals 
im Vordergrunde der Erörterung ftehenden Norbdoftjeefanal nicht gedacht. 
Ebenſowenig wäre die Annahme zuläffig, der Schlußfat gelte im Bereich 
der Binnenfchiffahrt nur für die örtlichen Anftalten und Gebühren, alfo 
namentlich für Hafengelder; denn abgefehen davon, daß eine derartige An- 
wendung der Retorfion die größten Unzuträglichfeiten und Ungleihmäßigfeiten 
hervorrufen würde — manche Binnenhäfen, wie Frankfurt a. M. und 
Mannheim haben überhaupt feine Schiffahrtsabgaben —, läge hierin aud) 
eine unmotivierte und deshalb unmahrfcheinliche Abweichung von dem Vor: 
bilde der Verfaffung von 1849, die auch ſolche örtlihen Gebühren zuließ 
und dennoch die Erhebung von Befahrungsabgaben auf Binnenwaſſerſtraßen 
ald Retorfiongmittel vorfah. 

Wil man dennoch an der Auffafjung feithalten, der Gefehgeber habe 
Abgaben für die Befahrung von natürlichen, gleichviel wie fehr im Schiff: 
fabrtäinterefje verbefjerten Waſſerſtraßen grundfäglid verbieten wollen, fo 
wird man diefen Standpunkt gegenüber dem klaren Wortlaut der die Mög- 
lihleit der Abgabenerhebung vorausfegenden Retorfionsklaufel kaum anders 
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als mit der Behauptung verteidigen fünnen, die bei dem gefebgeberifchen 
Verfuche des Jahres 1849 für notwendig und nützlich befundene Retorfion 
dur Flußfhiffahrtsabgaben fei von dem Gejeßgeber des Jahres 1867 für 
entbehrlih erachtet worden. Eine ſolche Behauptung würde jedoch alle 
MWahrfcheinlichkeit gegen fi haben. Denn wenn im Jahre 1849 Beranlafjung 
vorlag, die Möglichkeit von Verationen der deutfhen Binnenſchiffahrt durch 
Nachbarſtaaten ins Auge zu faffen und für ſolche Fälle die Waffe der Retor- 
fion bereitzuhalten!, fo war diefe Veranlaſſung im Jahre 1867 nicht ge- 
ringer, fondern größer geworden, weil die Elbe, welde im Sinne des 
Entwurf3 von 1849 ein ganz deutſcher Strom war, nunmehr mit ihrem 
Dberlauf außerhalb der Reichögrenze lag: aber auch auf dem Rhein, der Warthe, 
der Meichfel und dem Niemen war die Möglichkeit von Differenzen mit dem 
Auslande hinfichtlich der Binnenſchiffahrt vorhanden, zumal für die drei legteren 
Flüffe preußiſch-ruſſiſche Schiffahrtsverträge nicht beſtanden. Tatjählih find 
auch derartige Differenzen und Reibungen mehrfah vorgefommen. 

Nimmt man an, daß der Gefehgeber die Faſſung der auf den mirt- 
ſchaftlichen Kriegszuftand berechneten Retorfionsflaufel in Art. 54 dem 
vorausgefegten normalen Rechtszuſtande Hinfihtlih der Schiffahrts— 
abgaben finngemäß angepaßt hat — und an diefer Annahme wird man 
fefthalten müffen, weil die Vermutung für fie ſpricht —, fo ift auch der 
Rückſchluß aus jener Klaufel auf die Zuläffigfeit der Erhebung von Schiff- 
fahrtsabgaben auf regulierten Strömen zuläffig und notwendig. Sonft hätte 
das Retorfionsfyftem eine empfindliche Lücke; es wäre gegenüber dem Ent- 
wurf von 1849 ohne erfihtlihen Grund verfchlehtert und geſchwächt. 

Wären durh Art. 54 Binnenfdiffahrtsabgaben — in Geftalt von 
Fahrwaſſergeldern — nur auf fünftlihen, nicht aber auf natürlihen, das 
heißt in hiftorifhem Sinn natürlihen Wafferftraßen zugelaffen, fo wäre auch 
die Maffe der Netorfion nur für die Kanalfchiffahrt anwendbar. Mit einer 
ſolchen Beſchränkung wäre fie aber jtumpf und wirkungslos, weil Deutjch- 
land mit den Nadbarftaaten nit durch Kanäle zufammenhängt, ſonderr 


I Der Gegenfland wurde damals nicht etwa nur obenhin geftreift, fondern — 
namentlich in der Beratung feitens des Plenums der Nationalverfammlung — vor 
mehreren Rebnern zum Gegenftand bejonderer Ausführungen gemadt. Vgl. Sigun, 
der Verfammi. vom 10. November 1848 ©, 3233 Schultze-Liebau, S. 335 voı 
Binde-dagen, 8.3239 Mori Mohl und über Retorfion durch Sciffahrtdabgabe:ı 
in England: Motive des volfswirtihaftlihen Ausſchuſſes S. 3208 Stenograpt 
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nur duch Flüſſe. Die unbedeutenden Ausnahmen an der franzöſiſchen und 
holländischen Grenze fallen praftifch nicht ins Gewicht gegenüber dem großen 
Verkehr an den Stromgrenzen bei Emmerich, Schandau, Paſſau, Schillno 
und einigen anderen Punkten. 

* r * 

b. Wenn die Ableitung der Reichsverfaſſung aus dem Entwurf von 
1849 feſtſteht, ſo liegt es nahe, das Augenmerk auf die politiſchen Trieb— 
fräfte und Beweggründe zu richten, welche bei dem Zuſtandekommen oder 
vielmehr Nicht zuftandefommen des Ietteren maßgebend waren, und auf dieſer 
Grundlage in eine Unterfuhung der Frage einzutreten, ob dieſelben Intereſſen 
und Tendenzen noch im Jahre 1867 lebendig und politifch wirkſam waren, 
oder ob fie etwa in ihrer Art, ihrem Grade und ihrer Richtung fi ge- 
ändert hatten. Eine folde Unterfuhung fünnte möglicherweife weitere An— 
haltspunfte dafür liefern, welche Abfichten der Geſetzgeber mit der ziemlich 
dunklen Fafjung des Art. 54 verbunden hat. 

Bei dem revolutionären Verſuch der Jahre 1848/49 zur Neubildung 
des öffentlichen Nechtes in Deutfchland fpielte die Frage der Schiffahrtsab- 
gaben eine nicht unmefentlihe Role. Zwei Strömungen belämpften ſich 
damald. Die eine war, dem Zuge der Zeit entjprechend, auf radikale Be- 
feitigung diefer Abgaben gerichtet, während die andere ihre Modernifierung 
und teilmeife Beibehaltung anftrebte. Gegenftand des Streites war lediglich 
die Erhebung von Schiffahrsabgaben im Rahmen des Gebührenprinzips auf 
ſolchen natürlihen Waflerftraßen, deren Sciffbarfeit auf andere Weife als 
durch Kanalifierung erhalten oder erhöht worden war; in der folgenden Dar- 
ftellung jollen diefe Abgaben der Kürze halber als „Fahrwaſſergelder“ be- 
zeichnet werden. — Die Forterhebung der alten, auf dem Befteuerungs- 
prinzip beruhenden Flußzölle wurde von feiner Seite ernftlih verteidigt 
und ebenfomwenig die Erhebung von Scleufengeldern und örtlichen Schiffahrts— 
abgaben ernftlich beftritten. 

Der Verlauf der Dinge ift bei Schumader!, infoweit es jih um das 
von ihm behandelte Thema der Binnenſchiffahrtsabgaben handelte, mit 
großer Anſchaulichkeit gefchildert worden. Auf feine Darftellung fann bier 
im allgemeinen Bezug genommen werben ; fie bedarf einer Erweiterung nur 
infofern, als dies durch die Einbeziehung der Seefchiffahrtsabgaben in den 
Kreis der Erörterung bedingt wird. 

Der volfewirtfchaftliche Ausschuß, welder den die Schiffahrtsverhältnifie 
betreffenden Abfchnitt der Neichsverfaffung in Verbindung mit dem Ver— 
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fafjungsausfchuffe vorzubereiten hatte, teilte im Sommer 1848, bevor er ber 
Nationalverfammlung feine Borfchläge machte, den in Frankfurt verfammelten 
Vertretern der deutfchen Regierungen die binfichtlih der Schiffahrtsabgaben 
geftellten beiden Anträge zur Äußerung mit. Der eine Antrag enthielt die 
Beftimmung: 
„Die mehrere Staaten durchſtrömenden oder begrenzenden Flüſſe find auf 
deutfhem Gebiet und bis ins Meer für deutfhe Schiffahrt und 
Flößerei frei von Wafferzöllen und anderen, die Ware oder das Schiff 
betreffenden Abgaben, wogegen die Erhaltung und Verbefjerung diefer 
Ströme dem Weich obliegt“. 
während der Gegenantrag vorſchlug: 
„Die von den Einzelftaaten oder dem Reich zu erhebenden Waſſerwege— 
zölle dürfen nicht mehr betragen, als die Unterhaltung und Verbeſſerung 
des Fahrwaſſers erfordert.“ 

Die Vertreter der deutſchen Staaten erflärten ſich fat einftimmig gegen 
die Übernahme der Strombaulaft durch das Reich und für die Zulafjung 
von „Wafjerwegegeldern“ im Nahmen des Gebührenprinzips bei gleichzeitiger 
Abſchaffung der Flußzölle. Sie fagten in der ſchon früher erwähnten gemein- 
famen Erklärung vom 21. Auguft 1848 unter Nr. 2: 

„Ale Sciffahrtsabgaben und Flußzölle, welche gegenwärtig durch die 
Uferftaaten von Flößen, Fahrzeugen und deren Ladungen erhoben werden, 
follen wegfallen; jedoch find die Uferftaaten berechtigt, Waſſerwegegelder 
zu erheben, welche von der Reichsgewalt, und zwar in der Art fetgefeßt 
werden, daß jeder Uferjtaat nicht mehr erhebt, als zum Erfat der regel: 
mäßigen Verwendung erforderlich ift”. 

Unter letzterem Ausdrud war nah Nr. 1 der Erflärung verftanden 
„die regelmäßige Inftandfegung, Unterhaltung und Verbeſſerung der Fahr- 
bahn in den Flüffen ſowie des Leinpfades“ ; dieſe Arbeiten follten „unter 
Oberauffiht der Reichsgewalt den Uferftaaten obliegen“. 

Ferner enthielt jene Erflärung noch einen bejonderen Vorbehalt Hin- 
fichtlih „derjenigen Abgaben, welche in den Seeftaaten von Seefdiffen und 
deren Ladungen als Erjag für die zum Nußen der Seefhiffahrt auf- 
gewendeten Kojten erhoben werben.” Der Iettere Vorbehalt bezog fich 
lediglih auf Seewafferftraßen; denn die Abgabefähigfeit der örtlichen 
Schiffahrtsanftalten war für den ganzen Bereich der See- und Binnen: 
ſchiffahrt ſchon anderweit feitgeftellt und aud gar nicht ftreitig, während 
die Erklärung unter Nr. 2 die Binnenwafjerftraßen betraf. 

1. Hinfihtlih der Binnenwafjerftraßen wurde eine abweichende Er- 
Härung nur von den Pertretern Württembergs und Badens abgegeben, 
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welche fih — aber nur unter der Borausfegung der Übernahme aller Strom- 
baulaften auf das Reich — für die radifale Befeitigung aller Sciffahrts- 
abgaben ausfpraden. Von den übrigen Regierungsvertretern haben mehrere 
bei Unterzeichnung der gemeinfamen Kundgebung ihren Standpunft durch 
Beifügung befonderer Erklärungen begründet; diefe Erklärungen, welde teil- 
weile bei Schumader! abgedrudt find, geben einen interefjanten Einblid 
in den Gedankengang der damaligen Regierungskreife, der fih mit dem 
heutigen Standpunkte der preußifchen Regierung und des preußifchen Zand- 
taged im allgemeinen bedt. 

Der preußifche Vertreter, Camphaufen, hatte, ald er die gemeinfame 
Kundgebung vom 21. Auguft unterzeichnete, fich lediglih im Rahmen feiner 
damaligen Inſtruktion gehalten. Im Frühjahr 1848 waren im preußijchen 
Handeläminifterium „Gefihtspunfte für die Errichtung eines deutfchen Zoll-, 
Handels- und Sciffahrtövereins” ausgearbeitet und dur das Minifterium 
der auswärtigen Angelegenheiten ſowohl dem preußifchen Bundesgefandten 
ald auch dem befonderen in Frankfurt beftellten Bevollmächtigten für die 
Reihsangelegenheiten zugefandt worden. Diefe „Gefichtspunfte” vom 3. Mai 
1848, welche die Richtfchnur für die Behandlung der ———— 
Fragen bilden ſollten, beſagten: 

„S 8. Der Verkehr im Inneren iſt völlig frei und darf durch 
keinerlei Hebungen beläftigt werden, mit Ausnahme folder, deren Ertrag 
auf die Unterhaltung der Kommunifationsmittel verwendet wird.” 

„Ss 9. Me Strom: oder Wafjerzölle find aufzuheben oder für ge- 
meinfame Rechnung abzulöfen, ſoweit fie nicht al Kommunifationsabgabe 
($ 8) forterhoben werben können.“ 

Es follte aljo, bei aller Xiberalität in der Behandlung der Verkehrs— 
fragen, doch an dem Gebührenprinzip feftgehalten werben. 

In den nächſten Monaten änderte die preußifche Regierung indefjen 
ihre Haltung, indem fie die mwürttembergifch-badifhe Auffafjung fih im 
weientlihen aneignete. Zur Begründung dieſes Gtellungsmechjeld wurde 
in Frankfurt eine Drudichrift verbreitet, welche im preußiſchen Handels- 
minifterium, und zwar von Delbrüd verfaßt war?. Es ift diefelbe Drud- 
qrift, die von Schumacher? als eine „anſcheinend halbamtliche“ bezeichnet 

S. 166—171. 
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und durch die zutreffende Bemerkung charakterifiert wird, fie lafje den über- 
wiegenden Einfluß von Gründen, welche nicht rein fahlicher Natur waren, 
auf die Behandlung des Gegenftandes erfennen ; diefelbe, auf welche Morit 
Mohl bei Beratung des Art. 4 der PVerfaffung dur die Nationalverfamm- 
lung am 10. November 1848 in feiner Rede anfpielte!. Sie ift nicht nur 
wegen der Perfon des Verfaſſers, jondern aud ſachlich, infofern fie einen 
intimen Einblid in die damaligen Auffafjungen ber preußifchen Regierung 
gewährt, von Intereſſe; es foll daher ihr Inhalt und Gedanfengang in 
feinen weſentlichſten Bejtandteilen hier furz wiedergegeben werden. 

Es follte zunächſt der Nachweis dafür erbracht werden, daf der Vor— 
wurf der „‚slußfreibeuterei”, der Vorwurf fisfalifher Ausbeutung der 
Binnenihiffahrt zugunften allgemeiner Staatszwecke, welcher den deutſchen 
Regierungen in den Minderheitsgutachten des Verfaffungsausfhufjes zu 
8 26 des Verfafjungsentwurfs gemadht worden war, auf Preußen nicht 
oder doch nur in fehr befchränftem Sinne anwendbar fei. Zu diefem 
Zwede werden auf S. 1—8 die beftehenden Verhältniffe hinſichtlich ver 
Erhebung von Flußzölen und Sciffahrtsabgaben auf preußifchen Waffer- 
ftraßen dargelegt. Auf diefe Darlegung wird ©. 13 das Urteil gegründet: 

„Oben ift nachgemwiefen worden, daß der Binnenverfehr auf den preußifchen 
Waſſerſtraßen von allen nicht für die Benugung befonderer Anftalten zu 
entrichtenden Abgaben frei ijt.“ 

Ein ſolches Urteil kann freilih bei näherer Prüfung nur in be- 
dingter Weife als richtig anerkannt werden. Es war nur dann zutreffend, 
wenn man auch Fahrmwaflervertiefungen in offenen Strömen, Seen und 
Meeresarmen als befondere Anjtalten anſah; denn aud von der foldhe 
Fahrrinnen benugenden Schiffahrt wurden Abgaben im Rahmen des Ge- 
bührenprinzips erhoben. Und wenn auf ©. 5 und 6 die Deime als 
kanalifierter Fluß, die Schiffahrtsabgaben auf der Peene, Smwine und 
Dievenow ſowie auf dem Großen und Kleinen Haff als bloßes „Feuer-, 
Tonnen: und Balengeld“, die Abgaben auf der Ruhr und Lippe als 
Scleufengeld bezeichnet wurden, fo entjprad das nicht der Sadlage. Die 
Deime war nicht „fanalifiert” und ift es auch heute nit in dem Sinne, 
wie man das Wort gewöhnlich verfteht. Sie ift nicht durch Wehre und 
Schleuſen geftaut, fondern nur teilmeife begradigt und vertieft? ; das leßtere 


! Stenogr. Berichte Wigard, Band V ©. 3238. 

2 Vgl. dad im Auftrage des Preußifhen Waflerausihuffes verfafte Wert 
„Memel-, Pregel- und Weidjelitrom“ von H. Keller. Berlin 1899. Band I 
©. 333, Band II S. 454, 469, 473-475, 529, 530, 
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Verfahren bezeichnet man aber fonft als Regulierung. Daß die Schiffahrts— 
abgaben im Mündungsgebiet der Oder in erfter Neihe Fahrwaſſergelder 
waren, geht aus dem Immediatbericht vom 13. Mai 1862, welder auf 
&.126 in anderem Zufammenhange angeführt ift, zweifellos hervor. Daß 
die Ruhr- und Lippefhiffahrtsabgaben niemals Schleufengelver waren, wird 
auf Seite 176—182 bei der Schilderung der preußifchen Verwaltungspraris 
unter den Zollvereinsverträgen noch nachgewiefen werben. 

Daß der preußifche Binnenverfehr auf dem Rhein und der Elbe feine 
Flußzölle zu entrichten hatte, war richtig. Schiffe und Waren, welche von 
Weſel nach Coblenz geführt wurden, waren abgabenfrei; dasfelbe galt auch 
für Fahrten von Rotterdam nad) Coblenz oder von Hamburg nad Torgau. 
Aber von Hamburg nad Dresden und von Rotterdam nad Mainz mußten 
die Flußzölle allerdings auf der preußifchen Strede gezahlt werben, und 
wenn man für die damals legale und altüberlieferte Befteuerung des 
Verkehr durch derartige Binnenzölle den Ausdrud „Flußfreibeuterei” ge- 
brauhen wollte, fo fonnte man ihn vom allgemein deutfchen Standpunfte 
aus auch auf Preußen anwenden, da es die Rheinfciffahrtsabgaben tat- 
ſächlich in Tranfitzölle umgewandelt hatte. 

Die Schrift wendet fih dann zur Erörterung der Frage, ob der Vor- 
Ihlag des Verfaſſungsausſchuſſes, die Unterhaltung der gemeinfamen Flüffe 
bei gleichzeitiger Unterfagung aller Schiffahrtsabgaben auf das Neich zu 
übernehmen, vom preußijchen Standpunkte aus annehmbar fei. Sie hebt 
die großen Bebenfen, welche ſich gegen eine folhe Maßregel vom praftifchen 
Berwaltungsftandpunfte aus ergeben würden, mit Klarheit und Schärfe 
bevor. Sie weiſt auf die Nachteile einer übermäßigen Zentralifierung 
hin, die entftehen würden, wenn die Reichsgewalt in Frankfurt entfcheiden 
fol, „ob ein Badehaus im Pregel angelegt werden darf”, und fhildert die 
vorausfichtlichen Reibungen zwifchen den Strombauverwaltungen des Reiches 
und dem VBerwaltungsapparat der Einzeljtaaten. 

„Die Anlagen zum Schuge der Uferbemohner würden dem Reſſort der 
einzelnen Staaten verbleiben; diefe würden aber ſolche Anlagen, wegen 
deren enger Verbindung mit dem Sciffahrtsinterefje, nicht ohne vorherige 
Verftändigung mit der Reichsgewalt ausführen oder zulafjen können, und 
ein jeder, der Gelegenheit gehabt hat, über den Gang derartiger Ver— 
handlungen Erfahrungen zu fammeln, wird den Grab von Wahrſchein— 
lichfeit berechnen können, mit weldem, namentlid bei Fragen technifcher 
Natur, auf eine BVerftändigung zwifchen zwei felbjtändigen Gemalten zu 
hoffen ift, welche entgegengefette Intereſſen vertreten. — 

Die Übertragung der Flußhoheit an die Reichsgewalt würde die 
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Einwirkung der letzteren auf die innerjten Berhältniffe der Iofalen Ver— 
waltung in der ganzen Monarchie zur Folge haben und nicht nur die 
Wirkfamkeit der Staatsgewalt in einem fehr wichtigen und in das Leben 
eingreifenden Zweige vernichten, fondern aud notwendiger Weiſe die 
Duelle von fortdauernden Konfliften beider Gemwalten werden. Gewiß 
liegt es aber im gemeinfchaftlicen Intereſſe beider, daß diefe Konflikte 
nicht in den Kreis der Fragen gezogen werden, welche die laufende Ver— 
waltung mit fi bringt. Daß die Bermwalteten dabei am meijten zu 
furz fommen würden, bedarf feines Bemeifes.“ 

Man folte annehmen, daß diefe überzeugenden Darlegungen zur Ab- 
lehnung des von dem volfswirtichaftlihen Ausſchuſſe gemachten Vorfchlages 
führen mußten. Die Schrift fommt gleihwohl zu feiner Annahme, welche 
mit dem überwiegenden und ausfchlaagebenden Intereſſe des Verkehrs an 
der einheitlichen Leitung des Strombaues und der Strompolizei auf ©. 12 
fehr furz begründet wird. Der wirkliche Grund ift mohl in der Stellung 
zu fuchen, welche die Schrift zur politifchen Seite der Abgabenfrage einnimmt. 
Die Erhebung folder Abgaben im Rahmen der Selbitloftendefung wird 
an ſich als billig und vernünftig anerfannt. Sie wird nur deshalb wider— 
raten und abgelehnt, weil Preußen eine gebührenmäßige Schiffahrtsabgabe — 
im Gegenfag zu Flußzöllen — nidt nur vom Durchgangsverkehr, fondern 
auh vom Berfehr feiner eigenen Binnenhäfen erheben müßte. Hierdurch 
würde fich die Regierung bei den jeit längerer Zeit an Abgabenfreiheit 
gewöhnten inländiſchen Bevölferungsfreifen fehr unpopulär maden, und 
diefer Unpopularität dürfe fie fi nicht ausfegen. Da man anderfeit3 aber 
auch die Strombaulaft unter feinen Umftänden auf allgemeine Staatömittel 
übernehmen mwollte, fo blieb nichts weiter übrig, als fie dem Neiche zu 
übertragen, fo unzwedmäßig diefe Löfung auch aus anderen, namentlich aus 
praftifchen Gefichtspunften erfcheinen mochte. 

Mit großer Schärfe wird auf ©. 17 der Grundfat aufgeftellt: 

„Es kann nur wiederholt werden: Die Flußzölle aufzuheben und den 
Uferjtaaten die Unterhaltungsverbindlichkeit zu belafjen, ift ein Ding der 
Unmöglichkeit.“ 

In diefem Grundfa waren alle deutichen Staaten einig; der Unter- 
fhied der beiden Gruppen beftand nur in den Wegen, auf welden fie die 
übereinftimmend abgelehnte Löſung vermeiden mwollten. Die einen wollten 
es durch Beibehaltung der territorialen Baulaft mit Befugnis zur Abgaben- 
erhebung, die anderen durch Übernahme der Baulaft auf das Neid). 

Die Nationalverfammlung trug, im Gegenfaß zu radifaleren Strömungen, 
dem Standpuntte der Regierungen infofern Rechnung, als fie bei der eriten 
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Lefung des Verfafjungsentwurfs am 16. und 17. November 1848 zwar bie 
Aufhebung der Zölle ohne Übernahme der Strombaulaft auf das Reich, 
gleichzeitig aber eine Schadloshaltung der Bundesftaaten wegen der entgangenen 
Einnahmen beſchloß. Hierdurch waren die von den beiden Staatengruppen 
abgegebenen Erklärungen zwar nicht angebracdhtermaßen, aber doch fachlich 
im wejentlichen berüdfichtigt, indem das für beide gleichmäßig ins Gewicht 
fallende finanzielle Intereſſe gewahrt blieb. Hierbei ging ſogar die National- 
verfammlung infofern über die Anfprüche der Regierungen noch etwas hinaus, 
ala fie die Schadloshaltung oder „billige Ausgleihung“ in Art. 26 der 
Verfaffung nicht auf die Strombaufoften, deren Dedung durch Sciffahrts- 
abgaben die Regierungen nur noch erftrebten, fondern auf die den Betrag 
diefer Koften der Regel nah — in einigen Staaten fehr bedeutend — über- 
fteigenden Zolleinnahmen bezog. Es war mit diefer Verfafjungsvorfchrift 
freilich zunächjt nur ein Prinzip oder Programm aufgeftellt; es kam praftifch 
alles darauf an, wie fie ausgeführt wurde, und das von der Zentralgewalt 
aufgeitellte Ausführungägefeg ift dann im Entwurfsftadium fteden geblieben. 
Im Prinzip wurde die von der Nationalverfammlung bejchloffene Löfung 
der Frage von Preußen und der Mehrzahl der anderen Staaten angenommen !; 
die Regierungen wichen damit von ihrem früheren Standpunkte etwas, aber 
nicht ſehr weſentlich zurüd; daß fie es taten, fann bei der Schwäche ihrer 
damaligen Stellung nit wundernehmen. 

Betrachtet man den Wortlaut des Art. 54 im Lichte diefer gefchicht- 
lichen Entwidlung und der politifhen Konftellation des Jahres 1867, fo 
ergibt ſich zunächſt mit zweifellofer Gemwißheit, daß man damals diejenige 
fung, auf welche die Regierungen und die Nationalverfammlung fi in 
den Jahren 1848 und 1849 im Kompromißwege verftändigt hatten, nicht 
gemolt Hat. Sonft hätte die Entfhädigungsfrage, welche den Kern des 
Kompromifjes bildete, notwendig im Art. 54 — ebenfo oder ähnlich wie in 
Art. 5 der Berfaffung von 1849 — Erwähnung finden müflen?. Es 
Iommen aljo als möglicherweife gewollt, infomweit der hiſtoriſche Zufammen- 
hang mit den Vorgängen der Nevolutionszeit für die Auslegung verwertet 
werden Tann, nur die anderen damals angeftrebten Regelungen noch in Frage. 
Entweder radikale Befeitigung der Zölle, Verbot der Schiffahrtsabgaben und 
Belaſſung der Strombauten zu Laften der Einzelftaaten oder fonditionale 





I Bol. Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes. Vorlage für die zweite Leſung bes 
Verfaffungsentwurfs, März 1849. Wigard, Verhandlungen der Nationalverfamm- 
lung. Band VII ©. 5749—5751. 

? Die Frage ift fpäter geftreift worden in der Begründung zum Gejegentwurf 
über die Aufhebung der Elbzölle, Reichstagsdruckſachen 1870 Nr. 136, 
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Verfnüpfung von Strombaulaft und Schiffahrtsabgaben — ſei es dur 
Übernahme der eriteren auf das Reich bei gleichzeitigem Verzicht der Staaten 
auf die letteren, jei e8 durch Belafjung beider bei den Einzeljtaaten. 

Im Rahmen diefer Möglichkeiten entjteht die Frage, ob die größere 
MWahrfcheinlichfeit dafür vorhanden ift, daß die norddeutſchen Staaten im 
Jahre 1867 und die deutfhen im Jahre 1871 die von einer radikalen 
Gruppe der früheren revolutionären Volksvertretung erftrebte, von ben 
Regierungen einftimmig befämpfte und von der Nationalverfammlung felbit 
abgelehnte Löſung nachträglich verwirfliden wollten — ober ob über: 
wiegende Gründe dafür ſprechen, daß die Regierungen eine derjenigen Löfungen 
in ihr Verfaſſungswerk übernehmen wollten, welche fie im Jahre 1848 vor- 
geſchlagen und vertreten hatten. 

Die letztere Annahme erſcheint deshalb als näherliegend und geredht- 
fertigt, weil fein fachlicher Anlaß für eine Anderung in der Stellungnahme 
der Regierungen erkennbar if. Die gleichen Erwägungen verkehrs- und 
finangpolitifcher Art, welche in den Jahren 1848 und 1849 die Fahrwaſſer— 
gelder ala billig und die verfafjungsmäßige Unterfagung folder Abgaben 
ohne Übernahme der Strombaulaft auf das Reich als unzuläffig erfcheinen 
ließen, trafen auch in den Jahren der Reichsgründung noh zu. Die 
politifhen Vorausfegungen für die Geltendmahung und Vermirklichung 
diefer rein fahlihen Erwägungen lagen aber für die Regierungen damals 
fehr viel günftiger ala früher. Im Jahre 1848 wollte die Revolution den 
Nationalftaat ſchaffen; die Regierungen hatten ihr gegenüber eine ſchwache 
Stellung und waren zum Nachgeben in fehr weitem Umfange bereit; die 
Reihsgründung in den Jahren 1866 und 1871 ging von den Dynaftien 
und Regierungen aus, melde damals — in Preußen wenigſtens — ſehr 
ftart waren. Und wenn die Regierungen früher troß ihrer prefären Lage 
in ber hier zur Crörterung ftehenden Frage fih der in der National- 
verjammlung vorhandenen radikalen Strömung widerfegen zu müfjen glaubten, 
fo ift es zum mindeften nicht wahrfcheinlih, daß fie diefen Widerftand 
fpäter aufgeben und das radikale Verbot jeglicher Sciffahrtsabgaben aus- 
fprehen wollten, zumal fie in der Zwifchenzeit an dem Grundfage der Ab- 
gabenerhebung im Rahmen des Gebührenprinzips feitgehalten hatten. Jenes 
radifale Verbot hätte, wenn es beabfichtigt gewejen wäre, in eine ganz 
andere, flarere und beftimmtere Form gebracht werden fönnen und müffen, 
ald die des Art. 54 der Bundes: und Reichsverfaſſung, zumal für ein 
ſolches Verbot der Tert des Verfaſſungsentwurfs von 1849 ein fehr nahe- 
liegende Vorbild darbot. Der mejentlih andere, in Art. 54 gewählte 
Wortlaut fließt aber, wenn die Ausführungen über die grammatifhe Aus- 
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legung des Anftaltsbegriffs richtig find, die Erhebung von Fahrwaflergeldern 
niht aus; er läßt vielmehr die rechtliche Möglichkeit hierfür beftehen. Der 
Zwang zur Nichterhebung folder Abgaben ift nicht ausgefproden. Die 
Vermutung ftreitet für die Erhaltung der einzelftaatlihen Selbftändigfeit 
und Bewegungsfreiheit auch auf diefem Gebiete. 

Wenn Schumader feine abweichende Auslegung des Art. 54! auf die 
Annahme gründet, die Regierungen hätten durch die Befreiung des Strom- 
verfehrs von drüdenden Laften dem deutſchen Volke einen Ianggehegten 
Wunſch erfüllen, die Reichsgründung mit der Aureole der Popularität um- 
geben und bem neuen Nationalftaate eine politiſche Morgengabe darbringen 
wollen, die ihrer Bedeutung nad; mit der liberalen Errungenfhaft des 
allgemeinen Wahlrechts vergleichbar geweſen fei, fo ift gegen diefe Beurteilung 
der Lage zunächft der Einwand zu erheben, daß die Frage der Schiffahrts- 
abgaben unter den politifchen Idealen des deutſchen Volkes doch nicht ent- 
fernt eine ſolche Rolle gejpielt hat, wie die des allgemeinen Wahlrechts ; 
entiprehend dem Grundzuge ded damaligen politifhen Lebens, welches den 
ein politifchen Problemen eine viel größere Wichtigkeit beimaß und ein weit 
lebhafteres Intereſſe widmete ald den wirtſchaftlichen — bekanntlich hat fi 
das inzwischen fehr geändert. Aber auch ganz abgefehen hiervon, war hin— 
ſichtlich der Schiffahrtsabgaben eine einheitlihe und geſchloſſene Stellung- 
nahme der öffentlichen Meinung garnicht vorhanden. Nicht einmal in der 
politiich erregten und radikalen Löfungen nur zu fehr geneigten Zeit von 
1848 hatte eine ſolche communis opinio fich gebildet. Einig war man nur 
darüber, daß die Flußzölle eine rüdftändige, läftige, und vom Standpunkte 
der wirtfchaftlichen Gerechtigkeit unhaltbare Einrichtung feien; hinfihtli der 
Fahrwaſſergelder oder — wie man fi in Frankfurt damals ausdrüdte — 
Waſſerwegegelder waren aber die Meinungen fehr geteilt. Es ftanden ſich 
in den Kreifen der proviforifchen Zentralgewalt und der Nationalver- 
ſammlung zwei faft gleich ftarfe Gruppen gegenüber, von welden die eine 
der Anfiht war, es fei ein Mißgriff, bei Abfhaffung der Flußzölle das 
Kind mit dem Bade auszufchütten und an die Stelle des alten Unrechts, 
welhes der Binnenfhiffahrt durch ihre finanzielle Ausbeutung für allgemeine 
Staatszwecke gefchehen fei, das neue Unrecht der Belaftung der Steuerzahler 
mit allen Strombaufoften zugunften der Schiffahrt zu ſetzen. Es war fehr 
weifelhaft, melde von beiden Strömungen den Sieg davon tragen mwürbe, 
Noch 5 Wochen vor der Annahme der Verfaffung war, wie Schumader 
ausführt?, im Schoße der Nationalverfammlung die Stimmung gegen die 
16. 133. 
2S. 128. 





156 III. Gegenftand der Abgabenerhebung. 


Flußfreiheit fo ftark, daß der Reihshandeläminifter Dudwig die Anſicht 
äußerte, die zweite Lefung der Verfaſſung könnte leicht einzelne Änderungen, 
3. B. Beibehaltung der Rekognitionsgebühren (Schiffahrtsabgaben von der 
Tragfähigkeit) nötig maden. 

Die von der PVerfammlung fchlieglid angenommene Berfafjungsvor- 
fchrift war alfo nicht? weniger als eine einheitliche Kundgebung des Volks— 
millens, dem gegenüber die Regierungen befonderen Anlaß zur Nachgiebigfeit 
gehabt hätten und deſſen endliche Befriedigung ald eine populäre Errungen- 
fchaft aufgefaßt werden konnte. Das galt insbefondere auch für bie 
preußifchen Verhältnifje. In Preußen war man feit Menjchengevenfen an 
Schiffahrtsabgaben gewöhnt. Die Bolksvertretung hatte fih nad 1848 
wiederholt für ihre Beibehaltung im Rahmen der Selbſtkoſtendeckung aus- 
gefproden. In einem befonders wichtigen Falle hatten fich fogar die Nächſt— 
beteiligten, Provinziallandtage und Handelsfammern, für ihre Einführung 
auf einem bisher abgabenfreien Strome im nterefje der Förderung des Ver: 
kehrs dringend ausgefproden. Es konnte nicht davon die Nede fein, daß 
der Drud einer populären Strömung die preußifche Regierung bei der Auf- 
ftelung des Entwurfs zur Bundesverfafjung im Jahre 1867 dazu genötigt 
oder auch nur veranlaßt hätte, Fahrwaſſergelder zur bloßen Aufbringung der 
Strombaufoften nicht nur zu befeitigen, fondern fogar die rechtliche Möglich- 
feit der Einführung folder Abgaben für alle Zukunft verfafjungsmäßig aus 
zufchließen. 

Der politifche Effekt, ven Preußen und der unter feiner Ägide neu er- 
ftandene - Nationalftaat zur Einführung der letteren bei der öffentlichen 
Meinung brauchte und erjtrebte, wurde — ſoweit das Gebiet der Verkehrs— 
politit überhaupt hierfür in Betracht fam — dur die Abfhaffung der 
allerdings jehr unpopulären Flußzölle erzielt. Nur von ihnen, nit von 
den eigentlihen Sciffahrtsabgaben fonnte das im Jahre 1848 geprägte, 
gehäffige Wort von der „Flußfreibeuterei“ mit einigem Schein von Recht 
gebraucht werden. Mit der Aufhebung jener Zölle war aber die rechtliche 
Zuläffigkeit von Fahrwaſſergeldern nicht befeitigt. Die erftere fonnte der 
letzteren nicht präjudizieren, weil die Fahrwaſſergelder nicht etwa einen 
latenten, integrierenden Bejtandteil der Zölle bildeten, fondern von ihnen 
ihrem inneren Wefen, ihrer wirtfchaftlihen und ftaatsrechtlichen Struktur 
nad verſchieden waren. Es war eine praftiiche Unmöglichkeit, die Rhein- 
zöle im Jahre 1866 und die Elbzölle im Jahre 1870 in Fahrwafjergelder 
nach dem Gebührenprinzip umzuwandeln. Die wirtfchaftlichen und finanziellen 
Unterlagen für die Bildung eines entſprechenden Tarif3 waren nicht vor- 
handen, weil der Betrag der Selbitfoften nicht befannt war. Man hatte 
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über diefe Koften nicht, wie bei den nad dem Gebührenprinzip behandelten 
privaten Wafferftraßen, Buch und Rechnung geführt, weil die Höhe der Ab- 
gaben und die Art ihrer Erhebung zu den Aufwendungen des Staates und 
dem Grade der Benutung der Schiffahrtsanftalten in feiner inneren Be- 
ziehung ftand. Die Aufmachung einer ſolchen Berechnung hat jetzt eine 
jahrelange mühevolle Arbeit erfordert; dieſe Arbeit wäre vor 38 und 
35 Jahren wohl etwas, aber nicht fehr viel leichter gemefen. Es mußte 
dann aber noch für die Anftellung ſymmetriſcher, auf gleichen allgemeinen 
Geſichtspunkten beruhender und nad gleichen Methoden durdhgeführter Be- 
rechnungen für die nichtpreußifchen Uferftaaten geforgt werden, was nur im 
Bege der Vereinbarung zu erreihen war. Endlich mußte die Erhebungs- 
weife, wenn die Beziehung von Leiftung und Gegenleiftung bei der Ent» 
richtung von Fahrwaſſergeldern in finngemäßer Anwendung des Gebühren- 
prinzip hergeftellt werben follte, von Grund aus geändert oder vielmehr 
neu erfonnen werden. Das alte Syitem der Erhebung von Rhein- und 
Elbzöllen war vom Gebührenjtandpuntt aus völlig unbrauchbar. Wie bereits 
erwähnt, wurden die alten Rheinzölle in Preußen vom preußifchen Verkehr 
überhaupt nicht erhoben, fondern nur dem Durchgangsverkehr nad Süd— 
deutihland auferlegt; die fübdeutfhen Staaten refaktierten wiederum die 
preußiſchen Zölle ıhren Staatsangehörigen aus allgemeinen Staatsmitteln. 
Diefe Zölle konnte man alfo nicht durch einfahe Drehung der Tariffchraube 
in Gebühren verwandeln, auch wenn man das Gefamtergebnis der Ein- 
nahmen auf die Höhe der — erft zu ermittelnden — Selbſtkoſten herab- 

e. 

Da eine Reform nicht möglich war, ſo blieb nichts übrig, als die 
Zölle abzuſchaffen und dann, wenn man wollte, Gebühren auf ganz neuer, 
jelbftändiger Grundlage einzuführen. 

Das letztere wollte man in den Sahren 1867 und 1871 aber nicht, 
man wollte ed wenigſtens nicht am Rhein und an der Elbe. E3 fragt fi) 
nur, ob man auch auf die rechtliche Möglichkeit verzichten wollte, und dieſe 
Frage ift zu verneinen, weil weder die Abficht des Verzichtes aus dem 
Vortlaut der Verfaffung noch ein Anlaß hierzu aus der Entftehungsgefchichte 
und der politifchen Lage erkennbar ift. 

In den öftlichen Provinzen, dem alten Kern der preußifchen Monarchie, 
bat man die Fahrwaſſergelder damals nicht abgefchafft; man hat fie big 
beute beibehalten und durch neue vermehrt, ohne irgend melde Zeichen der 
Erregung oder des Widerſpruchs der öffentlichen Meinung. 

2. Die Hiftorifche Entwidlung der Abgabenfrage auf dem Gebiete der 
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Seeſchiffahrt ift von derjenigen, welche fih im Bereich der Binnenfiffahrt 
vollzogen hat, nicht unmejentlich verjchieden. 

Wie bereits erwähnt, hatten die Vertreter der deutfchen Regierungen 
in ihrer gemeinfamen Erklärung vom 21. Auguft 1848 die Forderung er- 
hoben, daß im Bereich der Seefhiffahrt die Finanzierung aller Schiffahrts- 
anftalten, namentlih auch der Yahrmwafjerverbefjerungen, dur Gebühren- 
erhebung geftattet fein müſſe. 

Der im volkswirtſchaftlichen Ausſchuſſe geftellte Antrag, die Erhebung 
von Fahrwafjergeldern auf den Flüffen bis zum Meere zu verbieten und 
die Unterhaltung der gemeinfamen Ströme in derfelben Begrenzung auf das 
Reich zu übernehmen, hatte ebenfo wie der fpäter von diefem Ausfchufie 
gefaßte Beihluß, den Bau und die Unterhaltung der Seemwaflerftraßen und 
fonftigen Seefchiffahrtsanftalten zur NReichsfache zu machen und demgemäf 
auch dem Reiche das alleinige Recht zur Erhebung von Schiffahrtsabgaben 
vorzubehalten, bei den Hanfeftädten, welche ſchon damals für die Beurteilung 
der deutſchen Seefchiffahrtsintereffen ausfchlaggebend waren, die allerernteften 
Bedenken erregt. 

Diefem Bedenfen wurde von den bremifchen Bertretern jchon bei der 
Unterzeihnung der gemeinfamen Kundgebung durch eine bejondere Zujag- 
erflärung Ausdrud gegeben, in welcher es heißt: 

„Einen ferneren Widerſpruch find wir wegen der Lage der Hauptſeeſtädte 
Norddeutfchlands verpflichtet, gegen den S 1 des Entwurf zu erheben, 
infofern derfelbe eine Aufhebung aller Abgaben auf den Flüffen bis ins 
Meer ausfpridt. Bremen und Hamburg liegen tiefer im Lande, da wo 
Seeſchiffahrt von Flußſchiffahrt fich ſcheidet. Verhältniffe jehr verſchiedener 
Art finden auf der Wefer oberhalb und auf der Wefer unterhalb Bremen 
ftatt. Jene fällt in das Gebiet der eigentlihen Flußfchiffahrt und in 
den Bereich der durch die Weferfchiffahrtsafte feſtgeſetzten Flußzölle, welche 
auf der ganzen Mefer 2361/4 Pfennig für 300 Pfund betragen, von 
denen Bremen 45 Pfennig zu erheben beredhtigt iſt. Zur Erleichterung 
des durch die frühere Bernadhläffigung der Oberweſer ſehr behelligten 
Schiffahrtsverkehrs bat Bremen von diefer Berechtigung feinen Gebraud 
gemacht, und fie nur in den feltenen Fällen eintreten lafjen, daß Güter 
unter Befreiung von jeder andern Abgabe, auf dem Waſſer tranfitierent 
direft aus dem Flußverkehr in den Seeverfehr oder umgefehrt übergingen. 
Ganz anders find die Verhältniffe auf der untern Wefer. Den Hanfe- 
ftädten lag bisher die Laft ob, alle diejenigen Eoftfpieligen Anftalten zu 
errichten und zu unterhalten, welche Deutſchlands Seefchiffahrt und Hande) 
erheiihen, und die in andern Ländern nicht die betreffende Handels: 
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ftadt, jondern das ganze Land zu errichten und zu erhalten hat. Es galt 
dabei in Bremen der Grundſatz, daß eine Entfhädigung dafür von den 
diefe Anftalten Benutenden geleiftet werden müſſe und verfchiedene Er- 
bebungen fanden unter verſchiedenen Benennungen, ald Tonnen-, Balen-, 
Convoye⸗, Schlachtgeld ufw. ftatt. Nach der franzöfifchen Gewaltherrfchaft 
wurde die Einrichtung getroffen, daß alle von verfchievenen Verwaltungen 
erhobenen Abgaben in eine Generalfafle flofien und aus derſelben die 
Verwendungen beftritten wurden. Man fand nun auch zwedmäßiger, die 
vorgedachten verfchiedenen, zugleih den Erfag für nicht erhobenen Wefer- 
zoll gemwährenden, durh Handel und Schiffahrt zu erlegenden Abgaben 
zu vereinigen, unter der gemeinfchaftlihen Benennung von eingehenden 
und ausgehenden Rechten, weil fie bei Gelegenheit des Imports und 
Erport? erhoben wurden. Diefe geringen Abgaben von refp. */s und 
's pro Gent von allen Bremen felbft betreffenden Importen und Exporten 
überfteigen nicht das Maß der für Handel und Schiffahrt zu machenden 
Verwendungen, Bremen ift in deren unvorbenklihem und unbeftrittenem 
Erhebungsrechte, und hat auf diefes Recht hin die nötigen Anftalten er- 
rihtet und für diefelben Staatsanleihen gemacht, zu deren beziehungs- 
weifer Erhaltung und VBerzinfung die aus den eingehenden und ausgehenden 
Rechten fließenden Einnahmen um fo weniger entbehrt werben fünnen, 
ald andere Mittel dazu nicht vorhanden find. Am einfachiten wird dieſes 
aus der folgenden Zufammenftellung der betreffenden Einnahmen und Aus- 
gaben hervorgehen.“ 

Es folgt hier eine Aufzählung der auf die Seefchiffahrtsanftalten be— 
züglihen Einnahmen und Ausgaben des bremifchen Staates. Sodann heißt 
es weiter: 

„Die fernere Verpflichtung Bremens zu auch nur vorſchußweiſer Erhaltung 
der Schiffahrtsanftalten unter Aufhebung der Abgaben ift unmöglich, da 
die Mittel dazu nicht auf andere Weiſe zu befchaffen find. Wollte aber 
die Reichskaſſe auch ſchon jet die bedeutenden Ausgaben felbit bejtreiten, 
jo würde noch die Befriedigung der gewiffermaßen auf jene Einnahmen 
angewiejenen Staatögläubiger diefer Übernahme vorangehen müfjen. 

Wie demnach die Aufhebung der Abgaben am 1. Januar 18491, 
abgejehen von den dur den preußiſchen Herrn Bevollmächtigten megen 
der Verhältnifje zu fremden Staaten geltend gemachten Schwierigkeiten, 
nicht minder erheblihe in finanzieller Hinficht für die Heineren Staaten 
darbietet, jo Liegt in der beabfichtigten Zentralifation, wenn fie dag Maß 


! Bu diefem Zeitpunkte follen fie nad den geitellten Anträgen eintreten. 
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einer ftarfen und wirffamen Oberaufficht überfteigt, ein ferneres zwiefaches Be- 
denfen. Bis jet fonnte der einzelne Staat für fi oder in Berbindung 
mit anderen, die für feine Angehörigen zuvörderft und am meiften wichtigen 
Anftalten befchließen und ausführen, jo fchnell es die Umftände er- 
forderten. In der Folge wird diefe Befugnis von der Genehmigung der 
Zentralgewalt in jedem Falle abhängig fein, da nur, wie aud ganz 
natürlih, für die gebilligten Ausgaben eine Erftattung in Ausficht 
ſteht. Am fchwerften wird man foldes in den fleinen Republifen 
empfinden, wo der Grundjag der Selbitverwaltung in alle Berhältnifie 
gedrungen ift, und der Erkenntnis eines Bebürfnifjes für Handels- und 
Schiffahrtszwecke in der Regel die Befriedigung desfelben auf dem Fuße 
zu folgen pflegte, nun aber der Genehmigung einer Zentralbehörbe unter- 
geordnet werden fol, von der man faum vorausfegen wird, daß fie 
unfere Bebürfnifje beſſer fenne, als wir jelbft. Hier wird alfo der Reiche: 
gewalt eine Befugnis beigelegt, die und über das Münfchenswerte und 
Zweckmäßige hinauszugehen fcheint, bejonders wenn erſt der Zeitpunft 
gefommen fein wird, wo die Zentralgewalt die Ausführung der Arbeiten 
felbft in die Hand nehmen wird. Alle Vorteile, welche die Einzelitaaten 
in der Ausführung dur ihre mit den Lokal- und Perfonalverhältniffen 
vertrauten und gleichzeitig bei anderen Arbeiten verwandten Beamten in 
technischer und öfonomifcher Hinfiht finden, werden dann unnötig ver- 
loren gehen, um auf meniger zwedmäßige Weife dem größeren Aufmwande 
von Reichsbauten Pla zu machen.“ 

Es handelte fih alſo bei den Seewaflerftraßen nit, wie bei den 
Binnenjchiffahrtswegen, um die fonditionale Verknüpfung der Abgaben- 
freiheit — oder vielmehr vom hanfeatifhden Standpunkte aus des Zmanges 
zur Nichterhebung von Schiffahrtsabgaben — mit der Reichsbaulaſt; für 
die Heineren Bundesfeejtaaten war weder das eine noch das andere an: 
nehmbar, fie fonnten die Abgabenfreiheit unter feinen Umftänden gebrauchen 
und die felbjtändige Verfügung über ihre Seewege unter feinen Umftänden 
mifjen !. 

Von der ftarfen Zentralifation, welche die Folge der Übernahme der 
Seewafjerftraßen in die unmittelbare Verwaltung des Reiches gewefen wäre, 
wurden übrigens auch in Preußen nachteilige Folgen befürdtet. Der 
preußifche Abgeordnete Graf Wartensleben-Swirßen warnte in der Situng 





I Der Hamburger Merk fprad bei der Beratung in der Nationalverfamm- 
lung am 10. November 1848 mit Entfchiedenheit gegen den Berfaffungsantrag des 
voll3wirtihaftlihen Ausſchuſſes, der bauptiählih duch ſüddeutſche — Morik 
Mohl aus Stuttgart — und fähfifhe Unitarier verteidigt wurde. Wigard, 
Stenograph. Berichte V ©. 3229. 
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der Nationalverfammlung vom 10. November 1848 eindringlich vor einer 
Organifation, melde dazu führen müßte, daß „wegen eines Pfahles in 
Memel Kommifjare des Reiches geſchickt werden müßten.“ 

Schließlih fiel die Entſcheidung im Sinne des aus dem volfswirt- 
ſchaftlichen Ausfchuffe vorgelegten „Minoritätserachtens”, welches davon 
ausging, 

„daß den einzelnen Uferftaaten die Fürforge und nähere Überwachung 
der für den Seehandel und die Schiffahrt nötigen Verfügungen, Ein- 
richtungen und Anlagen überlafjen bleiben muß. Die Sache begreift fo 
viele verfchiedene Teile in fih, als Häfen, Seetonnen, Leuchttürme und 
Leuchtſchiffe, Baken, Lotfenweien, Regulierung des Fahrwaſſers, 
Duarantäneanftalten ufw., zu deren richtiger und zweckmäßiger Hand- 
habung eine genaue Kenntnis dur langjährige Erfahrung erforderlich ift, 
daß, wenn die Neichögewalt allerdings die Oberaufficht zur Sicherftellung 
des allgemeinen Intereſſes darüber ausüben fol, fie doch nicht die Aus— 
führung felbft in die Hand nehmen fann, ohne dadurch höchſt wahr: 
Iheinlih das Sciffahrtsinterefje ſehr mwefentlich zu beeinträchtigen und fo 
auf den ganzen, fi unter den feitherigen Berhältniffen fo großartig auf- 
geihwungenen Seeverfehr nachteilig einzumirfen. Der Paragraph des 
volfewirtfchaftlichen Ausfchuffes erklärt dagegen die Sciffahrtsanftalten 
am Meere ohne weiteres für Reichsſache ufm.“ !. 

Gleichzeitig wurde das Recht zur Erhebung von Fahrwaſſergeldern den 
Bunbesfeeftaaten zugeftanden. 

Um die Nusanmwendung aus den damaligen Vorgängen auf die Aus- 
legung der heutigen Verfaſſung im Wege des Wahrſcheinlichkeitsſchluſſes 
sehen zu fönnen, ift e8 notwendig, ſich die politifche Lage der Hanfeftädte 
jenem Antrage des volf3wirtfchaftlichen Ausfchuffes gegenüber klar zu machen. 
Wenn Delbrüd in feiner Druckſchrift von 1848 ſchon für Preußen gejagt 
hatte, die „Übertragung der Flußhoheit an die Neichögewalt” würde „bie 
Rirffamkeit der Staatögewalt in einem fehr wichtigen und in das Leben 
eingreifenden Zweige vernichten”, jo bedeutete diefe Maßregel für die Heinen 
Seeſtadtſtaaten, deren Lebensinterefje in der Unterhaltung und Verbeſſerung 
des Fahrwaſſers nach dem Meere und ihrer fonftigen Sciffahrtsanftalten 
beruht, nicht viel weniger als die praftifhe Mediatifierung, den Verluft 
ihrer Selbftändigfeit. Sie hätten aufgehört, Herr ihrer Geſchicke zu fein, 
wenn fie hinfichtlih der Frage, ob und was und wann e3 an der unteren 
Beier, Elbe und Trave gefchehen follte, abhängig geworden wären von den 


I Der Anfang diejes Zitats ift ſchon auf S. 103 unter III. B. 2. a. in 7 
in anderem Zufammenhange erwähnt. 
Schriften OXV. -—— Erfter Zeil. 11 
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Entſchließungen einer weit entfernten Zentralregierung und den Abftimmungen 
eines Reichsparlaments. 

Sie waren alfo durch zwingende Gründe genötigt, die Übernahme ihrer 
Seewaflerftraßen auf das Reich als Danaergefchent abzulehnen ; fie waren 
ebenfo ftarf darauf angemwiefen, mit der Verwaltung diejer Waflerftraßen 
auch die Befugnis zur Abgabenerhebung zu behalten. Ohne die leßtere 
wäre die erftere auch ein Danaergefchenf geweſen, weil diefe Fleinen Staats— 
gebilde troß aller Kapitalfraft, troß aller faufmännifhen Tüchtigfeit und 
Opferbereitfchaft für große mwirtfhaftliche Ziele, die Koften der verhältnis- 
mäßig weiten, nicht von den Uferjtaaten, fondern von ihnen allein zu unter- 
haltenden Schiffahrtsmege bis zur offenen See ohne gebührenmäßige Heran- 
ziehung der Schiffahrt nicht aufbringen konnten und fünnen!. Wenn aud 
in den Hanſeſtädten die Schiffahrtöintereffen in viel höherem Maße fich den 
allgemeinen Staatsinterefjien annähern und viel weniger von ihnen ver: 
fchieden find, wie in den anderen Bundesftaaten, fo ift es dennoch auch bei 
ihnen nit möglih, alle Koften für Schiffahrtsverbefjerungen auf die 
Schultern der Steuerzahler zu legen. Hierbei fpielt ferner der Umſtand 
eine fehr wichtige Rolle, daß die Schiffahrtsabgaben zum großen Teil von 
den Reedern ohne Möglichkeit der Überwälzung auf andere, alfo auch von 
Nichthanſeaten und Nichtdeutfchen, aufgebracht werden. 

Für die Seeftaaten war die Lage gegenüber dem Verfaſſungswerk von 
1848/49 infofern eine andere als für die Binnenftaaten, als leßteren im 
Rahmen ihres gemeinfamen Entjchlufjes: keinesfalls territoriale Strombau- 
laft ohne Sciffahrtsabgaben: die Alternative: entweder Reichsſtrombaulaſt 
ohne oder territoriale Baulaft mit Schiffahrtsabgaben: offen blieb, während 
die Seeftaaten oder wenigſtens die Hanfeftädte nur die zweite Möglich: 
feit hatten. 

Das hat ſelbſt die zu doftrinären und radikalen Mafregeln ſtart hin⸗ 
neigende Nationalverſammlung von 1848/49 eingeſehen und den Seeſtaaten 
ihre Waſſerſtraßen ſamt den Schiffahrtsabgaben gelaſſen. 

Die Intereſſen dieſer Staaten in der Abgabenfrage hatten ſich zur Zeit 
der Reichsgründung gegen das Jahr 1849 in keiner Weiſe verſchoben; die 
Erhaltung der partikularen Hoheitsrechte hinſichtlich der Waſſerſtraßen und 
— ————— Korrelats in Geſtalt der rechtlichen Zuläſſigkeit von Fahr: 


2 In der anonymen hamburgifchen Broſchüre, welche unter III. B.2,a.$ 7 auf 
S. 102 Anm. 2 zitiert ift, wird ſchon die Tatjache, daf die Hanfeftädte bei ihren Auf- 
wendungen für die Seeidiffahrt nur die Selbjtkoften durch Abgaben deden, als eine 
Art Ruhmestitel hingeftellt, wenn aud die Bemerkung gemacht wirb: „Es foll 
damit dad Verfahren Hamburgs keineswegs ald eine befondere Freigebigteit hin- 
gejtellt werben; man verfährt jo im mwohlveritandenen eigenen Antereffe uſw.“ 
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mafjergeldern war für die hinſichtlich der deutſchen Seefhiffahrt ausfchlag- 
gebenden Hanfeftädte nad) wie vor die einzig mögliche Löfung. Daß diefe 
Lage der Dinge den mafgebenden Kreifen der preußischen Regierung bei 
Aufftellung des Entwurfs zur Bundesverfaffung entgangen fein fönnte, ift 
völlig ausgeſchloſſen; es ift am menigften denkbar bei dem mit den Ver— 
bandlungen und Vorgängen der Jahre 1848 und 1849 auf das genauefte 
vertrauten Delbrüd. Man mußte, daß die Finanzierung von Sciffahrts- 
verbefierungen durch Abgaben für die Hanfeftädte eine ftaatliche Notwendigkeit 
war und man hatte gar feinen Anlaß, diefer fchon von der Frankfurter 
Nationalverfammlung anerkannten Notwendigkeit jet die verfafjungsmäßige 
Berüdfihtigung zu verfagen. Hätte man das gemollt, jo wäre es nicht nur 
angezeigt, ſondern geradezu geboten geweſen, ſolche Willensmeinung in 
deutlich erfennbare Form zu kleiden. Daß der Art. 54 in deutlich erfenn- 
barer Weiſe die Erhebung von Abgaben für Seemwafjerftraßen unterfagt, 
wird aber jelbft der eifrigfte Gegner folcher Abgaben nicht behaupten. Die 
Vermutung fpricht hier für die Kontinuität der gefeßgeberifchen Willens- 
meinung. Diefe Millensmeinung ift in ber Verfaſſung von 1849, dem 
anerkannten Borbilde der heutigen, durch die ausdrüdlihe Zulaffung von 
Fahrwafjergeldern klar ausgedrückt. Es muß alfo angenommen werden, daß 
Fahrwafjergelder auch mit dem Art. 54 vereinbar find. 

Die Hanfeaten haben ihn jedenfall® bona fide fo veritanden. Das 
geht nicht nur aus ihrer unangefochtenen Verwaltungspraxis — die fi in 
diefer Hinficht von derjenigen der anderen Bundesfeeftaaten nicht unterfcheidet 
—, fondern aud aus den Erörterungen hervor, die im Eonjtituierenden 
Reichstage 1867, im Neichstage von 1869 und in fpäteren Neichstagen 
über Sciffahrtsanftalten ftattgefunden haben. 

Im Efonftituierenden Neichstage wurde zu Art. 4 Nr. 9 der Bundes- 
verfaffung von dem Abgeorbneten Grumbrecht beantragt, die Zuftändigfeit 
des Reiches auszudehnen auf „die Anftalten für Seejhiffahrt, Häfen, See— 
tonnen, Zeuchttürme, das Lotfenwefen, das Fahrwafjer“. Über diefen An- 
trag, der im Jahre 1869 mit einer nicht ſehr erheblichen Änderung wieder— 
holt wurde und fchließlich zu einer Ergänzung der Verfafjung dur Reiche: 
gejeh vom 3. März 1873! führte, entfpann fih in den Jahren 1867 und 
1869 eine längere Erörterung, melde an die entiprechenden Verhandlungen 
der Nationalverfammlung von 1848 anfnüpfte; au die Faſſung des An- 
ftages war, wie der lübedifche Abgeordnete Görk zutreffend” bemerkte, dem 
| 20 des damaligen Verfafjungsentwurfs entlehnt. 


1R.Geſ. Bl. S. 47. 
Reichstagsverhandl. vom 20. März 1867 Stenogr. Ber. S. 281. 
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Obwohl es fich bei dem Antrage nur um die Gefeßgebung und Auf: 
ficht des Neiches, nicht um deſſen unmittelbare Zuftändigfeit für die Ver— 
waltung des Seeweſens handelte, fo lebte doch bei den Hanſeaten die alte 
Bejorgnis vor ſchädlicher Zentralifierung wieder auf, und die Erörterung 
wurde von ihnen in dem Sinne geführt, ala ob es darauf anfäme, bie 
Autonomie der Bundesftaaten hinfihtlih der Anftalten für die Seeſchiff— 
fahrt zu verteidigen. Gleich der erfte Redner, ein hamburgifcher Ab- 
geordneter, konnte in der Reichstagsverhandlung vom 20. März 1867 
„die Furcht nicht unterdrüden, daß, wenn 3. B. eine Sandbanf fi 
verichieben follte, und dadurch eine neue Tonnenlegung erforderlich gemacht 
würde, eine geraume Zeit vergehen würde, bis zu diefer neuen Sandbank 
der entfprechende Aktenhaufen gefchrieben wäre“. Auch konnte er ſich „der 
Befürchtung nicht entfchlagen, daß, wenn in richtiger Konſequenz bejchlofjen 
würde, daß, was Bundesſache ift, auch aus der Bundeskaſſe zu bezahlen ift, 
ed fpäter äußert ſchwer halten würde, die nötigen Bewilligungen zu er- 
halten” ufm. Es wurde alſo die — zunädft millfürliche und in dem An- 
trage nicht begründete — Vorausfegung gemadt, daß die Seeidiffahrts- 
anftalten vom Reiche in eigene, unmittelbare Verwaltung übernommen werben 
follten oder würden. 

Bei den Erörterungen über diefen Gegenftand lag es nahe, auch die 
Frage der Finanzierung von Schiffahrtsverbefferungen durch Fahrwaſſergelder 
zu berühren. Das iſt auch in ausgiebiger Weiſe gefchehen. Der Ab— 
geordnete Meier aus Bremen, welcher fich ebenfo wie die übrigen Hanfeaten 
für die Belafjung der Schiffahrtsanſtalten in der Hand der Seeftaaten aus- 
ſprach, verwies in der Verhandlung vom 20. März 1867! auf das Bei— 
fpiel Englands, wo die Unterhaltung der Seewaflerftraßen aud nidt 
Reichsſache, fondern den Nächftbeteiligten unter gleichzeitiger Zulafjung von 
Sciffahrtsabgaben anheimgeftellt fei. 

Im Jahre 1869 wurde diefe Seite der Sache noch eingehender behandelt. 
Der Antragfteller Grumbrecht erwähnte in der Reichstagsverhandlung vom 
6. April 1869 ausdrüdlid die hamburgiſche Schiffahrtsabgabe für Die 
Befahrung der Unterelbe, das jogenannte „Lotsgeld“, unter Anführung der 
finanziellen Erträge. Der Abgeordnete Walde ſprach ebenfalld von dieſer 
Abgabe in dem Sinne, daß man fie wohl nicht entbehren fünne; und nad)- 
dem ein hamburgifcher Abgeordneter darauf hingemwiefen hatte, daß Hamburg 
troß der Abgaben „eine Unterbilanzs von 300000 Talen aus den 
Stromeinridtungen” habe, erklärte Waldeck nochmals: 


Stenogr. Berichte S. 283. 
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„sm Eonftituierenden Reichsſtage fagte ein anderer Abgeordneter für 
Hamburg, dab für diefe Sade: Leuchttürme, Tonnen ufw. auf ihrem 
Yudget 500 000 Taler ftänden !; der jetige Herr Abgeordnete fagt, die 
Stromregulierung überhaupt gebe ihnen eine Unterbilanz von 
300000 Talern. Das fann ja immer fo fein, das widerlegt aber nicht, 
was ich gefagt habe, nämlich, daß jene 500000 Taler keineswegs durch 
Hamburgs Abgaben allein, fondern durh die Abgaben, die fievon 
den Schiffen — und ja ganz mit Recht — erheben, beitritten 
werden uſw.“ 

Schlieflid wurde von Grumbrecht nochmals eine genauere Rechnung 
über die hamburgifchen Koften „für die Fahrbarmahung der Elbe" — 
gemeint ift natürlich die Verbefjerung des Fahrwaſſers — und über die aus 
dem Fahrwaſſergelde fließenden Einnahmen aufgemadt. Er bezifferte den 
Ertrag diefer Abgabe auf 106000 und die Ausgabe für das eigentliche 
Lotſenweſen auf 40000 Mark banco jährlich, ſodaß für die Unterhaltung 
der Fahrrinne und Verzinfung der Strombaufoften 66 000 Marf banco zur 
Verfügung ftänden ?. 

Grumbrecht war damald mie auch ſchon in der Frankfurter National- 
verjammlung Vertreter für Harburg, wo man Grund zur Klage über die 
hamburgiſche Verwaltung des Schiffahrtsweſens auf der Unterelbe zu haben 
glaubte. Das gab ihm BVeranlaffung , immer wieder diefe Verwaltung im 
Reichstage zu Fritifieren. Am 5. Juni 1872 ſagte er über die hamburgifche 
Elbſchiffahrtsabgabe: 

„Es iſt tatſächlich und faktiſch das ganze Lotſengeld eine Schiffahrts— 
abgabe, wie die Herren, die mit jenen Verhältniſſen nicht vertraut ſind, 
daraus erkennen werden, daß die Lotſen bezahlt werden nicht nach ihrer 
Arbeit, ſondern nach dem Tiefgange der Schiffe. — Es ergibt ſich daraus 
ſehr klar, daß das Lotſengeld, welches gezwungenermaßen bezahlt 
werden muß, eine Schiffahrtsabgabe iſts.“ 

Auch fpäter noch, am 16. November 1876*, hat Grumbrecht im Reichs 
tage über diefe Schiffahrtsabgabe geſprochen. 

Die hier erwänten parlamentarifchen Vorgänge gehören, auch fomweit fie 
kb in den Jahren 1869 und 1872 abgefpielt haben, zur Entjtehungs- 





! €3 war der Abgeordnete de Chapeaurouge am 20. März 1867. 

? Stenograph. Berichte I S. 211—216. 

3 Val. Stenograph. Berichte S. 749. Die Bemerkung über den von ham— 
burgifhen Staate geübten Zwang bezieht fi darauf, dab auch diejenigen Schiffe 
das jogenannte Lotsgeld bezahlen müffen, welche feine Lotſen an Bord nehmen. 
€ ift tatfächlih ein Fahrwaſſergeld. 

* Stenograph. Berichte S. 138. 
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gefhichte der Verfaſſung vom 16. Aprıl 1871 und des obenerwähnten Ber: 
faffungsnadtrages vom 3. März 1873. Die Regierung hat fih an den 
Verhandlungen — auch Delbrüd perfönlih durd Abgabe einer Erflärung 
in der Reihstagsfigung am 6. April 1869 — beteiligt, ohne die von den 
Hanfeaten und anderen Reichstagsabgeordneten befundete Auffaffung, dab 
Schiffahrtsabgaben für die Benugung verbefjerter natürlicher MWafjerftraßen 
zu Net erhoben würden, zu beftreiten. Freilich wurde die Erörterung von 
allen Beteiligten gar nicht in dem Sinne geführt, ald ob die Befugnis der 
Bundesfeeftaten zur Erhebung folcher Abgaben zweifelhaft oder ftreitig wäre 
und befonders feftgeftellt werden müſſe; diefe Befugnis wurde vielmehr ftill- 
ſchweigend als vorhanden vorausgefegt. Das galt auch für den Abgeordneten 
Grumbredt, der troß feiner wenig freundlichen Auffafjung der hamburgifchen 
Verkehrspolitik die rechtlihe Zuläffigkeit der Elbſchiffahrtsabgabe nicht in 
Abrede ftellen wollte. 

Es märe zu weit gegangen, wenn man aus jenen Reichätagsverhand- 
lungen eine Willensfundgebung der gefeßgebenden Faktoren für die Zuläffigkeit 
der Schiffahrtsabgaben Eonftruieren wollte. Denn der Reichstag hat feinen 
Beihluß nad diefer Richtung gefaßt und auch das Schweigen der Bundes: 
ratövertreter fann als eine ſolche Kundgebung nicht aufgefaßt werden. 

Wohl aber find dieſe wiederholten und ausführlichen Verhandlungen 
ein unanfechtbares Zeugnis für die Rechtsauffaffung der beteiligten Kreife. 
Es war hiermit reichstagsnotoriſch und der Offentlichfeit befannt — vor 
der Emanation der Reichsverfaffung von 1871 auch in Süddeutſchland 
befannt —, daß die Geeftaaten bona fide den Art. 54 als inhaltlich 
übereinftimmend mit dem die Seefdhiffahrsanftalten behandelnden Art. IV 
des Berfafjungsentwurfs von 1849 anfahen. Mit diefer Auffafjung mußte 
politifch gerechnet werden; wenn man fie nicht teilte, hatte man ficherlich 
Veranlafjung, fie ausdrüdlih und rechtzeitig zu beftreiten. 

Daß aud das Rechtsbewußtſein der handel- und jciffahrttreibenden 
Kreife an der Forterhebung der Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Seewafjer- 
ftraßen feinen Anftoß nahm, geht aus dem Umſtande deutlich hervor, daß 
im Sabre 1885 fünfzehn Handesfammern und Kaufmannfcaften des deutfchen 
Küftengebietes und feines nächſten Hinterlandes in einer gemeinfamen Eingabe 
den Reichsfanzler baten, er möge dahin wirken, daß die Schiffahrt s— 
abgaben für die Küftenfahrt „in den Häfen und auf den natürliden 
MWafferftraßen des Reichsgebietes“ ermäßigt würden. 


x 
* * 


Wenn man die hier behandelten parlamentariſchen Vorgänge aus der Zeit 
der Reichsgründung lieft, jo begreift man, daß der Abgeorbnete von Zedlig, 
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Das Ergebnis diefer Erörterungen ift dahin zufammenzufafjen: es fehlt 
an einem hinreichen Grunde für die Annahme, die verbündeten Regierungen 
und die Volfsvertretung hätten diejenige Nüdfichtnahme auf die politifchen 
und finanziellen Intereſſen der Eleineren Bundesfeeftanten, welche fie im 
Jahre 1848 durch Zulafjung von Fahrwaſſergeldern betätigten, in den 
Jahren 1867 und 1871 verweigern wollen. Im Gegenteil fpricht der 
Verlauf der Dinge und der Vergleich der politifchen Konftellation dafür, 
dab ſolche Rückſichtnahme mindejtens in gleihem Maße mie früher ob- 
gewaltet hat. 

Iſt das richtig, jo bleibt nur die Schlußfolgerung übrig, daß von den 
beiden innerlich verſchiedenen Löfungen der Abgabenfrage, die der Ber- 
faflungsentwurf von 1849 für See- und Binnenfdiffahrt in Art. IV und V 
gebracht hatte, die erftere, die Zuläffigfeit von Fahrwaſſergeldern in fi 
ihließende, in der jehigen Reichsverfafjung verallgemeinert worden ift. Die 
Verallgemeinerung der anderen Löſung ift aus den hier ausführlich dar- 
gelegten Gründen unwahrſcheinlich. Sie wäre gerade im Seeverfehr großenteils 
ausländifhen Intereſſen zugute gefommen, während die Steuerzahler der 
Seeftaaten den Ausfall zu tragen gehabt hätten; denn jeder Sachkenner 
weiß, daß die Schiffahrtsabgaben, foweit fie vom Naumgehalt gezahlt 
werden müfjen, in der Regel von der Reederei endgültig getragen werben. 
Diefe Wirkung der radikalen Abfchaffung aller Fahrwaſſergelder werben die 
verbündeten Regierungen fich ficherlich klar gemacht und deshalb von einer 
ſolchen Maßregel abgejehen haben. 

Die Abftammung des Art. 54 aus dem Entwurf von 1849 iſt bisher 
nur von Schumacher näher unterfucht und als Auslegungsmittel herangezogen 
worden. Indeſſen hat Schumacher nur über Binnenfhiffahrt gefchrieben und 
deshalb nur den Art. V jenes Entwurfs mit dem Art. 54 der Verfafjung 
in a Berehung geſetzt. 


der * konſtituierenden NReichdtage angehört Hatte, in der Sitzung des ad ai 

Abgeorbnetenhaufes vom 4. Februar 1905 erklären konnte: 
‚Da kann ich bezeugen, daß es damals (1867) niemandem eingefallen ift, das 
Verbot der Abgabenerhebung in Art. 54 der ReichSverfaflung fo aufzufaffen, daf 
damit etwas anderes gefhügt werden follte, als den Berfehr auf denjenigen 
natürlihen Wafferfiraßen in demjenigen Zuftande, welchen der preußifche Staat 
infolge feiner öffentlichrechtlichen Berpflihtung gemäß Tit. 15 Teil II des All- 
gemeinen Landrechts erhalten muB, dab nur die Befahrung der natürlichen 
Waſſerſtraßen in diefem Zuftande frei gewährleiftet werden jollte, daß aber 
niht im mindeften ausgefchloffen werden follte, eine Gebühr zu erheben als 
Entgelt für diejenigen Koften, die der Staat aufwendet, um die natürlichen 
Bafferftraßen mit fünftlihen Mitteln über das Maß ihrer natürlichen Sciff- 
barkeit hinaus zu verbeſſern uſwp.“ gl. Stenogr. Berichte S. 9466. 
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Die vorftehenden Erörterungen unterfcheiden fi” von denjenigen Des 
Schumaderfhen Werkes darin, daß fie auf der breiteren Grundlage der ge- 
famten Schiffahrt fich bewegen, alle Arten von Waflerftraßen und Scdiff- 
fahrtsabgaben berüdjichtigen und demgemäß auf die Duplizität der Ab- 
ftammung des Art. 54 ein erhebliches Gewicht legen. Von diefem Standpunfte 
aus ift es notwendig, den Verbleib des finanzpolitifchen Gedankens, welcher 
im fünften Artifel des Verfafjungsentwurfs von 1849 verförpert war, in 
der weiteren Nechtöentwidlung zu verfolgen. Es muß eine Antwort gefunden 
werden auf die Frage, ob die früher gewährte Möglichkeit der Finanzierung 
von Berbefjerungen für Seewaſſerſtraßen durch Schiffahrtsabgaben ſpäter 
ausgefchaltet und aus mwelden Gründen etwa diefe Ausfchaltung erfolgt ift. 

Die eritere diefer Fragen ift zu verneinen!. 


ec) Die Praxis. 


81. 
Allgemeine Bemerkungen. 

Diefelben politifhen und wirtfchaftlihen Kräfte und Beweggründe, 
welche bei der Rechtsbildung wirkſam waren und durd die Erforfhung der 
Entftehungsgefhichte des Gefeges erfennbar werden, pflegen auch in feiner 
praftifhen Anmwendung fi) zu betätigen; fie können fogar rechtsbildend 
mweiterarbeiten, infomeit der Praris die Aufgabe zufällt, Lüden in der 
Gefetgebung oder doc in dem Ausdrud des gefeßgeberiihen Willens finn- 
gemäß zu ergänzen. Die pdentität der Prari® und des gefeßgeberifchen 
Willens ift für die Zeit des abfoluten Staates, alfo in Preußen für Die 
Zeit vor 1848, beinahe jelbftverftändlih, weil die gefetgebende Gewalt 
zugleich die ausführende war; nur wo die letztere ihre Befugniffe auf nach— 
geordnete VBerwaltungsorgane übertragen hatte, fonnten Abweichungen infolge 
mangelhafter Überwahung vortommen. Aber auch für die Zeit des Ver- 
fafjungsitaates muß bis zum pofitiven Bemeife des Gegenteild angenommen 
werden, daß die zwiſchen den geſetzgebenden Faktoren vereinbarten Geſetze 
von der vollziehenden Gewalt loyal und finngemäß ausgeführt wurden?, 
Die Praris ift alfo der Regel nad das Spiegelbild der gefeßgeberifchen 
! Die Vorgänge im Erfurter Parlament find wegen ihres allzu epifodenhaften 
Charakters, und weil dem damaligen Verſuch einer Reihsgründung ein großer Teil 
des heutigen Deutſchen Reiches von vornherein fernblieb, nicht berückſichtigt. 

® In Preußen wurden bis zum Jahre 1832 alle Tarife für Sciffahrts- 
abgaben im Wege der Königlihen Verordnung feitgeftellt; es war alfo in der 
vormärzlichen Zeit ein Unterfchied zwiſchen Gejeggebung und Praris rechtlich nicht 
möglid). 
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Willensmeinung, die reale Verkörperung des Rechtsgedankens. Die Ver— 
mutung ſpricht dafür, daß fie im Rahmen und auf den Spuren biejes 
Gedantens fi bewegt. Die Feitftellung der Praxis hat gewifjermaßen die 
Bedeutung einer Probe auf das Erempel der Rechtsauslegung ; fie tft infofern 
jelbit ein Auslegungsmittel von großer Bedeutung. 

Freilich ift bei der Anwendung dieſes Mittels Fritifche Vorficht geboten, 
weil verfchiedene Momente die Brauchbarkeit der Praris als Erfenntnis- 
quelle des geltenden Rechtes beeinträchtigen fünnen und gerade bei demjenigen 
Rehtögebiete, um deſſen Erforſchung es fich hier handelt, tatfächlich be- 
einträchtigen. 

Eines dieſer Momente ergibt ſich aus dem Umſtande, daß die in 
Bettacht kommenden Geſetze in der Hauptſache nicht jus cogens, ſondern 
jus dispositivum geben; ſie verleihen Befugniſſe, aber ſie nötigen im all— 
gemeinen nicht zu beſtimmten Handlungen und Unterlaſſungen. Ein Zwang 
zur Ethebung von Schiffahrtsabgaben beſteht in gewiſſem Umfange zwar 
für Preußen hinſichtlich der kommunalen Schiffahrtsanſtalten nah $ 4 des 
Kommunalabgabengejeges vom 14. Juli 1893, welcher anorbnet: 

„Die Erhebung von Gebühren hat zu erfolgen, wenn die Veranftaltung 

(e8 ift die Nede von den „im öffentlichen Intereſſe unterhaltenen Ver- 
anftaltungen, Anlagen, Anftalten und Einrichtungen”) einzelnen Gemeinde- 
angehörigen oder einzelnen Klafjen von ſolchen vorzugsmeife zum Vorteile 
gereicht.” ! 

Die Ausübung diefes Zwanges liegt in der Hand der Gemeindeauf- 
ſichtsbehörden. Nach Reichs- und internationalem Vertragsrecht gibt es 
aber feine Verpflichtung zur Erhebung von Fahrwaſſergeldern oder ſonſtigen 
Schiffahrtsabgaben. Zwingenves Recht enthalten hier nur die Vorſchriften 
über die Vorausfegungen, unter welden die Abgabenpfliht im Einzelfalle 
eintritt, und über die für die Tarifbildung mafgebende Höchſtgrenze des 
Gefamtertrages. 

Die tatfählihe Entwidlung hat in Deutfhland und ganz bejonders 
ın Preußen dahin geführt, daß von den vertrags- und verfafjungsmäßigen 
Befugniffen von der Mitte bis zum Ende des vorigen Jahrhunderts ein 
äußerft ſparſamer Gebrauh gemacht wurde. Diefe Entwidlung beruhte 
einerſeits auf der, im preußifchen Handelaminifterium hauptſächlich durch 
Velbrüf vertretenen wirtfchaftspolitifchen Anſchauung, welcher Schiffahrts- 
abgaben ebenfo wie jede andere, wenn auch im Rahmen des Gebührenprinzips 
gehaltene Belaftung des Verkehrs grundſätzlich als unerwünſcht galten, 
anderſeits in den Jahren 1866 bis 1871 auf allgemein politiſchen Motiven 
und Popularitätsrückſichten. Man ſchaffte in jener Zeit die Schiffahrts— 


! Diefe Vorausiegung wird bei fommunalen Schiffahrtsanftalten immer zutreffen. 
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abgaben ſoviel als möglih ab und führte fie fo wenig wie möglich ein. 
Sn den neuerworbenen Provinzen wurde damals bei der Neuregelung des 
Abgabenweſens für die Schiffahrt mit mweitgehender Liberalität vorgegangen ; 
in Schleswig-Holftein wurden beifpieläweife im Jahre 1867 die in dänifcher 
Zeit allgemein erhobenen LZeuchtfeuer-, Tonnen» und Bafengelver aufgehoben 
und die ziemlich beträchtlichen Ausgaben für die Bezeichnung der Seewaſſer— 
ftraßen auf allgemeine Staatsmittel übernommen, obwohl die Tages: und 
Nachtmarken immer ald befondere Anftalten im Sinne der Verfaffung an- 
gefehen worden find. Es kann alfo die Aufhebung einer Schiffahrtsabgabe 
in Schleswig-Holftein! und in anderen, vor 1867 zum Bollauslande gehörigen 
Ländern nicht ohne weiteres als Beweis dafür geltend gemacht werden, daß 
man diefe Abgabe für unvereinbar mit dem Bollvereinsvertrage und der 
Bundesverfafjung erachtet habe; vielmehr fommt es wefentlih auf die Be- 
gründung an, welche ver Aufhebung in dem nach preußifchem Staatöreht an 
den König zu richtenden Antrage gegeben wurde. Wenn die Begründung 
nur aus wirtfchaftlihen und fonftigen Zmedmäßigfeitserwägungen entnommen 
ift, fo wird man die rechtliche Zuläffigfeit oder den Glauben der Minifter 
an die rechtliche Zuläffigkeit der Abgabe ſchon deshalb als dargetan anfehen 
fönnen, weil die Begründung dur die Vertrags: und Verfafjungswidrigkeit 
einer Abgabe jehr viel einfacher gegeben werben fonnte. 

Allgemeine politifche Erwägungen haben ficherlih zu dem Entjchlufie 
beigetragen, nad Befeitigung der Flußzölle auf dem Rhein und der Elbe 
feine Fahrmwafjergelder im Rahmen der Selbſtkoſtendeckung einzuführen. 

Die ſtarke Abneigung, welche bei der preußifchen Regierung in den 
60er Jahren des vorigen Jahrhunderts und auch fpäter noch gegen Die 
Einführung derartiger Abgaben beftand, erfchwert die Erfennung des Rechts- 
zuftandes aus der Praris; es ift nicht immer ohne weiteres klar, ob man 
damals eine Abgabe ablehnte, weil man fie nit wollte, oder weil man ſich 
zu ihrer Erhebung nicht für befugt eradhtete. Die Fälle der negativen Praris, 
der nicht erhobenen Sciffahrtsabgaben, fünnen aber bei der durch die Lage 
der Verhältniſſe gebotenen forgfältigen Unterfuhung des Gegenftandes nicht 
außer acht gelafjen werden; es ift notwendig, fie neben der pofitiven Praris 
für die Auslegung zu verwerten. Ein all der erfteren Art wird im 
folgenden näher dargelegt werden; er läßt den grundfäglichen, man könnte 
faft jagen theoretifhen Standpunkt der Regierung, welde, um die von den 
Beteiligten lebhaft gewünfchte Einführung von Fahrwaſſergeldern zu hindern, 





! Mad) Einverleibung des Landes wurden ſämtliche Tarife für Sciffahrts- 
abgaben in Schleswig. Holftein einer Prüfung aus dem Gefichtspunfte der Zuläjfig- 
feit und Zwedmäßigfeit unterzogen und größtenteild aufgehoben oder ermäßigt. 


$ 1. Allgemeine Bemerkungen. 171 


erſt ihre eigene Erhebungsbefugnis und dann die wirtſchaftliche Zweckmäßigkeit 
in Abrede ſtellte, deutlich erfennen. Während kaum ein Menfchenalter ſpäter 
die Regierung den Ausbau des Wafferftraßenneges von Beiträgen der Pro- 
vinzen und der Erhebung von Sciffahrtsabgaben abhängig machte, hatte in 
den 60er Fahren eine Provinz einen hohen Koftenbeitrag für Zmwede der 
Stromverbejjerung angeboten und im Verein mit den Handelöfammern um 
Schiffahrtsabgaben gebeten. Im Gegenjat zu den Nächftbeteiligten, welche auch 
von dem mit Sciffahrtsabgaben belegten verbefjerten Strome noch mejent- 
lie Verfehrsvorteile erwarteten und in der Abgabenerhebung ein zweck— 
mäßiges Mittel zur Finanzierung von Strombauten fahen, hielt damals der 
Staat Fahrwafjergelder für nachteilig und lehnte alle von der Provinzial- 
vertretung geftellten Anträge lediglih aus allgemeinen Erwägungen ab. 

Ein weiteres Moment der Unficherheit ergibt fi aus der wenig klaren 
und jharfen Faſſung der mafgebenden Beftimmungen. Bei öffentlid- 
rechtlichen Vorfchriften über wirtfchaftliche Fragen findet fich diefe Erſcheinung 
niht felten, weil die anzumendenden wirtſchaftlichen Begriffe — man denke 
nur an denjenigen der Unterhaltungs- und Herftelungsfoften — oft eine 
gewiffe Unbeftimmtheit aufmeifen. Auch die Vorſchriften über Schiffahrts- 
abgaben haben einen mehr programmatiſchen Charakter, fie enthalten weniger 
pofitive Rechtsnormen von unmittelbarer Übertragbarkeit in die Praris als 
vielmehr Rechtsgrundfäße ohne ftarre Umgrenzung, welche einen gemifjen 
Spielraum einerjeit3 für fubjeftive Auffaffungen und anderfeits für praftifche 
Rüdfihten und Erwägungen gemähren. 

Innerhalb diefes Spielraumes hat der Strom der Entwidlung zuweilen 
jerpentiniert. Der Gang der Verwaltungsmafchine war nicht immer gleich: 
mäßig. Nicht immer hat man fich bei der Entſcheidung des Einzelfalles 
die ganze Vergangenheit gegenwärtig gehalten; man handelte nicht durchweg 
nad einheitlichen Geſichtspunkten. E3 find infolgedefjen zuweilen Schwanfungen 
im Rurfe eingetreten, aber fie bewegten fi doch im großen und ganzen um 
ane fefte Linie. 

In einigen, wenn aud jeltenen Fällen, find freilich entgegengejegte 
Auffaffungen zu verzeichnen. Es ging eben bei diefen, ebenfo wie auch 
bei vielen anderen Staatsgefhäften nicht ohne gelegentlihe Jrrungen und 
Nikverftändniffe ab, die zu Trübungen des urſprünglichen Rechtsgedankens 
führten. Viele Köpfe und Federn haben jeit dem Inkrafttreten der erjten 
Zollvereinsverträge in der Praxis hinfihtlih der Sciffahrtsabgaben fich 
betätigt und zuweilen auch Spuren fubjeltiver Meinungen in wechſelnder 
Anwendung des Rechtes binterlaffen. Schließlich bleibt nichts anderes übrig, 
als die Totalität der Wahrnehmungen, den jchließlihen Gejamteindrud, 
bei Bewertung der Praris für den Auslegungszwed entfheiden zu laſſen. 
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Auch die Judifatur des Vermaltungs-, Zivil:, Straf: und Prozekrechts 
ift befanntlih von derartigen Schwanfungen und gelegentlihen Wider— 
fprüchen feineswegs frei!. Ihr Vorlommen ift auf demjenigen Gebiete des 
öffentlihen Rechts, um welches es fich hier handelt, vielleicht noch erflärlicher 
und entfchuldbarer. Die verhältnismäßig geringe Zahl der Anwendungsfälle 
bei den Rechtövorfchriften über Schiffahrtsabgaben ift für ihre Auslegung 
und praftifhe Handhabung fein Vorteil, fondern eher ein Nachteil, weil 
hierdurch die Bildung einer gleichmäßigen Redtsanfhauung und feiten 
Überlieferung fehr erſchwert wird. Die große Zahl der Anmwendungsfälle 
auf anderen Rechtsgebieten führt nicht nur fachlich zu mweitgehender Klärung 
der einzelnen ragen, fondern auch äußerlih zur Entftehung von Auf: 
zeichnungen und Zufammenftellungen, welche dem Praktiker die Information 
erleichtern. Die nicht der Judikatur, fondern lediglich der Verwaltung zu— 
ftehende und feltener eintretende Anwendung von öffentlichreditlihen Be— 
ftimmungen mit befchränftem Geltungsgebiet ift infofern wefentlich ſchwieriger, 
als die Feftitellung der früher vorgefommenen gleichen oder ähnlichen Fälle 
für eine Vergangenheit von einigen Jahrzehnten oft nur durch zeitraubendes 
und muühevolles Studium in Akten und Archiven möglid if. Die 
Scwierigfeiten eines folden Studiums werden von Fernftehenden Teicht 
unterſchätzt. 

Die Gefahr einer gelegentlichen Entgleiſung aus den Bahnen der 
Tradition ift infolgedefjen bier größer als auf den einer Judikatur unter: 
jtehenden Rechtsgebieten ?. 

Die Praris foll hier zunächſt für die Zeit vor der Reihsgründung 
dargeftellt werden. Die dann folgende Unterfuhung der Praris nah 1867 
müßte, wenn unter „bejonderen Anftalten” in Art. 54 der Verfaſſung ein 
engerer Kreis von Wafjerbauten und fonftigen Schiffahrtseinrichtungen verftanden 
wäre, wie unter den Anftalten zur Erleichterung des Verkehrs im Sinne 





! Da bier von Waflerftraßen die Rede ift, ſo mag nur daran erinnert werden, 
daß das preußifche Obertribunal früher entichieden hat, ein auf einer Strede feines 
Laufes fchiffbarer Fluß babe die Eigenichaft eines „öffentlihen” im Rechtsſinne für 
feine ganze Erftredung, während e8 fpäter erfannte, daß dieſe Eigenfhaft auf die 
ſchiffbaren Teile des Fluſſes beſchränkt ſei. 

® In Preußen iſt über die Verpflichtung zur Entrichtung von Schiffahrts— 
abgaben im allgemeinen der Rechtsgang nicht zugelaffen. Dagegen ift bezüglich der 
fommunalen Schiffahrtsabgaben die Zuftändigkeit der Berwaltungsgerichte be» 
gründet; der Natur der Sache nad fommt diefe Zuftändigkeit nur bei Abgaben für 
die Benugung örtlicher Schiffahrtsanftalten in Frage. Die Wafferftraßen gehören 
in Preußen faft jämtlih dem Staate. Die wenigen nichtfisfalifhen gehören Zweck— 
verbänden; der Teltomfanal wird die erfte fommunale Waflerftraße fein. 
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der Zollvereinsverträge, diefe Begriffseinfhnürung erkennen laſſen. Da eine 
rein hronologifhe Schilderung im Intereſſe der Überfiht und aud aus 
anderen Gründen unzwedmäßig wäre, fo mwird fie für das Neih, für 
Preußen und für die anderen Bundesftaaten gefondert gegeben. Außerdem 
wird die Praris binfichtlih der Wafferftraßen und der Häfen auseinander: 
gehalten werben. 


Ss 2. 


Die Praxis bei den Waflerftraßen in Preußen vor der Reichs— 
gründung. 


Die Darjtellung der Praris der preußifchen Regierung bei der Erhebung 
von Sciffahrtsabgaben auf natürlichen Wafferftraßen ift aus den unter II $ 2 
S. 17 dargelegten Gründen von der größten Wichtigkeit für die Beurteilung des 
heutigen Rechtözuftandes. Das gilt auch von der Praxis unter der Herrſchaft 
der älteren SZollvereinsverträge vor 1867, da nad) den früheren Ausführungen 
der damalige Rechtszuftand mit dem heutigen im mefentlichen fich dedte. 
Eine Verſchiedenheit liegt nur vor hinfichtlich des zuläffigen Höchſtbetrages 
für Schiffahrtsabgaben auf nicht fisfalifchen fünftlihen Wafferftraßen ; aber 
diefes Moment ift ohne Bedeutung für die folgenden Darftellungen, melde 
ſich faſt ausschließlich mit fisfalifhen Waflerftraßen und bei den nicht: 
fislaliſchen nur mit der Feftftellung des Subjtrat3 der Abgabenerhebung, 
niht mit der Frage des Höchftbetrages befchäftigen werden. Die lettere 
Frage foll erft in Abfchnitt V zur Erörterung kommen. 

Die befondere Beweiskraft der preußifchen Praxis bedarf in Anbetracht 
des Umftandes, daß die Zollvereinsverträge auf preußifcher Jnitiative be- 
rubten und die Verkörperung derjenigen wirtfchaftlihen Gedanken waren, für 
melhe die preußifche Regierung in Deutjchland wirkte und warb, feiner be- 
jonderen Begründung. 

Natürlich iſt dieſe Praxis — fonft würde fie der Beweiskraft für das 
thema probandum ermangeln — nur hinfichtlich der eigentlichen Befahrungs- 
abgaben auf natürlichen Wafjerftraßen, nicht Hinfichtlich der Hafengelver und 
Ionftiger örtliher Schiffahrtsgebühren, auch nicht bezüglich der Schleufen- 
gelder, und ferner nur infomweit dargeftellt worden, als es fih um die nad) 
dem Gebührenprinzip gebildeten Abgabentarife handelte. Die nad dem 
Steuerprinzip erhobenen Flußzölle mußten als infommenfurable Erſcheinungen 
außer Betracht bleiben. 

Die Anwendung des letzteren Prinzips bei der Erhebung von Schiff: 
fahrtsabgaben war feitens der preußifchen Regierung ſchon vor der Be- 
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gründung des Zollvereins im Wege der autonomen Entſchließung ſehr ſtark 
bejchränft worden. 

Sie hatte im Jahre 1816 die Wafjerzölle auf einer großen Zahl von 
oftelbifchen Flüſſen, namentlihd auf der Havel, Spree und Oder befeitigt, 
während fie die eigentlihen Sciffahrtsabgaben vielfach beibehielt, namentlid 
auf der Havel und Spree, und zwar nit nur ala Schleufengebühr, fondern 
zur Dedung der fämtlichen im Sciffahrtsinterefje aufgewendeten Selbitkoften. 
Bei denjenigen deutſchen Strömen, an welden außer Preußen nod andere 
Staaten beteiligt waren, erhielten die Flußzölle fich weit länger, weil die 
auf ihre Abſchaffung gerichteten Beftrebungen des erjteren Staates an den 
Finanzinterefjen der letzteren Widerftand fanden. Schlieflih waren in 
Preußen nah Befeitigung der Flußzölle auf der Wefer im Jahre 1857 nur 
no die Elb- und Rheinzölle übrig geblieben. 

Aber auch gegenüber der Rheinſchiffahrt befchränkte Preußen die An- 
wendung des Steuerprinzips auf die durchgehende Hauptverfehrsitraße; bie 
Nebenwaſſerſtraßen des Rheins, welche ausschließlich auf preußifchem Gebiete 
lagen, wurden von vornherein hinfichtlid der Schiffahrtsabgaben nad) dem 
Gebührenprinzip behandelt. 

Schon auf ©. 50 war in anderem Zufammenhange von denjenigen Waſſer— 
ftraßen die Nede, welche den jegigen Hauptitrom mit Neuß, Rheinberg und 
Gleve verbinden. Es handelt fih um frühere Rheinarme, die durch jpontane 
oder fünftliche Änderungen der Stromrichtung zu toten Wafjern geworben, 
aber jchiffbar geblieben und durch Baggerungen offengehalten worden find. 
Die Unterhaltung der Wafjerftraße nah Neuß hat diefe Stadt übernommen, 
ebenfo hat früher die Stabt Nheinberg ihre Anſchlußwaſſerſtraße inftand 
gehalten, während der Rheinarm von Brienen unweit Cleve bis Schenfenfchanz 
oder Bimmen am fließenden Rhein eine ftaatliche Waſſerſtraße geblieben: ift. 
Auf diefen drei natürlichen Waſſerſtraßen wurden Sciffahrtsabgaben eingeführt, 
welche die Kojten der Offenhaltung des Fahrwaſſers deden follten und gededt 
haben. Die erften Tarife wurden für die Wafferftraße nah Neuß am 
19. Oftober 1836, für diejenige nad Rheinberg am 25. Auguft 1843 und 
für den die Stadt Cleve mit dem Rhein verbindenden Spoyfanal am 
11. Dftober 1847 erlafjen. Hinfichtlich des letzteren war und iſt noch heute 
der Sprahgebrauh etwas ſchwankend; man bezeichnet zumeilen Die ganze 
Waſſerſtraße von Cleve bis zum fließenden Rhein, zumeilen nur den Teil 
zwiſchen Cleve und ber fogenannten Spoyjchleufe bei Brienen als Spoyfanal. 
Der Tarif vom 11. Dftober 1847 gilt nach feiner Überfchrift! „für die 
Benutzung des Spoykanals zu Cleve und des regulierten alten Rheins 


I Breuß. Gef.S. 1847 ©. 357. 
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zwischen den Drten Keeken und Griethaufen“. Der alte Rhein wurde alfo, 
weil feine Fahrbarfeit nur durch Baggerungen aufrechterhalten werden fonnte, 
ald Gegenftand der Abgabenerhebung nad dem Gebührenprinzip unter der 
Herrſchaft der Zollvereinäverträge angefehen. Auch diejenigen Schiffe, welche 
die Schleufe bei Brienen nicht durchfuhren, jondern nur auf dem Altrhein 
verkehrten, wurden ber Abgabenpflicht unterworfen; weil man die im Schiff: 
fahrtsinterefje erforderlihen Baggerungen als „Anftalten zur Erleichterung 
des Verkehrs“ behandelte und in der Befahrung der vertieften Wafferftraße 
einen Benutzungsakt erblidte; in diefer Hinficht hat fich bis zur Gegenwart 
nichts geändert. Daß bei der Bildung des erſten Abgabentarifs und aller 
folgenden nur die Deckung der Selbftloften des Waſſerweges einſchließlich 
der Zinfen des Anlagefapitals für zuläffig und zweckmäßig erachtet wurde, 
geht aus den Verhandlungen mit zmweifellofer Klarheit hervor. Der heute 
geltende Tarif vom 31. Dezember 1874! bezeichnet ſich ebenfo wie der erfte 
ald maßgebend für die Benugung des Spoyfanald „und des regulierten 
alten Rheins”. Es war und ift alfo eine Verkehrsabgabe für die Benußung 
einer regulierten natürlihen Wafferftraße. 

Die Überfchrift der in der preufifchen Gefegfammlung abgevrudten 
Tarife für die Schiffahrtsabgaben auf den Waflerftraßen nah Neuß und 
Rheinberg fönnte mit Nüdfiht auf den darin gebrauchten Ausdrud „ſchiff— 
bar gemacht“ zu dem Mifverftändnis führen, ald ob es fich hier um eigent- 
liche Kanäle handelte. Das ift aber in Wirklichkeit nicht der Fall; vielmehr 
find jene beiden Waflerftraßen von jeher dem Sciffäverfehr zugänglich 
geweſen, wenn auch in geringerem oder vielmehr in allmählich abnehmendem 
Maße. 

Der Gebraud des Ausdruds „ſchiffbar machen“ oder ähnlicher Wend- 
ungen für eine auf Verbeſſerung der Sciffbarkeit gerichtete Bautätigkeit 
findet fich in den Urkunden jener Zeit häufig ?. 

Die Sciffahrtsabgaben waren hier ebenfo wie auf dem die Verbindung 
mit Cleve vermittelnden Rheinarm das Entgelt nicht für die Befahrung 
fünftlicher Wafferftraßen?, fondern für die Benutzung der Baggerrinnen in 

! Breuf. Gef.S. 1875 ©. 86. 

23. B. in dem Allerhöchſten Erlafie vom 14. Mai 1866, Preuß. Geſ.S. S. 323 
über die Erbauung des fogenannten Emfterfanals in der Provinz Brandenburg, mo 
von „Herftellung einer öffentlihen Sciffahrtäftraße* in der Emfterniederung ge» 
Iprochen wird, obwohl eine folhe in Geftalt des Emfterfluffes dort feit unvordenf- 
lider Zeit vorhanden war und lediglih eine Regulierung dieſes Waflerlaufes 
bevorftand. 

: MWenn man diefen Begriff im hiftorifhen Sinne auffafien und ihm einen 
character indelebilis gegenüber allen fünftlihen Sciffahrtöverbeflerungen bei- 
legen will. 
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natürlichen Gewäſſern; diefe Fahrrinnen wurden als Anftalten im Sinne 
der die maßgebenden Rechtsvorfchriften enthaltenden Zollvereinsverträge an- 
gejehen. 

Bon den größeren Nebenwafjerftraßen des Rheins war damals die Ruhr 
die weitaus wichtigſte. Sie ift hinſichtlich der Schiffahrtsabgaben von jeher 
nah dem Gebührenprinzip behandelt worden. Cine beſondere Bürgſchaft 
für die Durchführung diefes Prinzips und gegen die fisfalifche Belaftung 
der Schiffahrt wurde hier durch die Einrichtung einer felbjtändigen Verwaltung 
gefhaffen, welche die Einnahmen zu einer eigenen Kaſſe vereinnahmte und 
hieraus nicht nur die laufende Unterhaltung der Wafjerftraße, fondern auch 
die Ausgaben für den Neubau von Schleufen und Stromregulierungswerfen 
beftritt. Die Ruhr war und ift nur teilweife angeftaut, auf langen Streden 
aber dur Buhnen und fonftige Wafjerbauten reguliert. Die ſchon unter 
Friedrih dem Großen begründete fogenannte Ruhrichiffahrtsverwaltung Hat 
bis heute alle Aufwendungen für den Fluß und den an feiner Mündung in 
den Rhein erbauten Umfchlagshafen Ruhrort aus eigenen, wiederholt im 
Anleihewege verftärkten Mitteln beftritten und niemals irgend melde Rein- 
einnahmen für allgemeine Staatszwede abgeliefert. 

Nur vorübergehend wurde im Jahre 1839 die Ruhrfchiffahrtsverwaltung 
mit der Lippefchiffahrtsverwaltung vereinigt, und zwar auf Grund der Er- 
wägung, daß beide MWafferftraßen in Anbetracht der zwifchen ihren Berfehrs- 
gebieten vorhandenen engen Beziehungen als eine zufammenhängende Schiff: 
fahrtsanlage gelten könnten. 

Für die Lippe, deren durchgreifende Verbefjerung für die Schiffahrt in 
den 20er Jahren des vorigen Jahrhunderts durh Aufnahme von Darlehen 
ermöglicht wurde, beftand feitvem eine ganz ähnliche Organifation der Ver— 
kehrsintereſſen. Auch die Lippefchiffahrtsverwaltung hatte ihre eigene Kaſſe 
und verwandte die von ihr erhobenen Abgaben nur zur Verzinfung und 
Tilgung der Baufchulden ſowie zu Neubauten und Unterhaltungsarbeiten. 

Ein Erlaf des Finanzminifterd an den Oberpräfidenten von Binde in 
Münfter vom 26. Juni 1839, welcher die Frage der Umgeltaltung des 
damaligen Abgabentarifs für die Lippefchiffahrtsabgaben behandelt, jagt 
ausdrüdlih, daß die in Ausführung der Zollvereinsverträge ergangene, das 
Gebührenprinzip vermwirflichende Verordnung über die Kommunifationsab- 
gaben! „auch auf MWafferfommunifationsabgaben der Natur der Sache nad 
anmenbbar fei. Man könnte hiernadh die auf die Unterhaltung und Wieder- 
berftelung der Baumerfe an und in der Lippe zu verwendenden Koften, 
einschließlich Iandesüblicher Zinfen von dem früher aufgemendeten Anlage- 


! Königl. Berorbnung vom 16. Juni 1838 Preuß. Gef.S. S. 353. 
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fapital, alö diejenige Summe betrachten, melde dur die Einnahme an 
Shiffahrtsabgaben zu deden wäre.“ 

In einer fpäteren auf diefelbe Frage bezüglichen Außerung des Finanz: 
minifteriums vom 11. Juni 1842 wird der Grundſatz aufgeftellt, „daß die 
Venutzung des Stromes in feinem natürlihen Zuftande frei fei und die 
Abgabe nur als ein Aquivalent für die Schleufen- und Uferbauten 
angefehen werden müſſe“. 

Ende der 40er Jahre war die Lippefchiffahrt dur den Wettbewerb 
der Eifenbahn notleidend geworden. Infolge der ſtarken Verminderung des 
Schiffsverlehrs waren die Einnahmen aus den Schiffahrtsabgaben von 
113417 Mark im Jahre 1847 auf 39110 Mark im Jahre 1849 gefallen. 
Die Beteiligten baten um Befeitigung diefer Abgaben und ihr Gefuh vom 
21. Dezember 1850 wurde von dem Provinzialfteuerdireftor zu Münfter 
am 4. Januar 1851 dem Finanzminiſterium vorgelegt mit dem Bemerfen, 
die Entſcheidung hierüber müfje „weſentlich von den Grundfäten abhängen, 
welde in bezug auf Flußzölle überhaupt maßgebend werden”. Zum Ber- 
ſtändnis diefes Satzes ift daran zu erinnern, daß damals das Scheitern der 
Frankfurter Reichsverfaffung ſowohl als auch des Erfurter Verfafjungsent- 
wurfes feftjtand, während die jeßige preußifche Verfaſſungsurkunde noch nicht 
veröffentlicht war. Im Finanzminifterium wurde zu jener Äußerung bemerft: 

„die Lippefchiffahrtsabgabe ift der Sache nad fein Zoll wie der Ahein- 
sol, fondern eine Rommunifationsabgabe wie die Schleufengelder 
in der Mark, Hafengelver uſw“. 

Es wurde dann im Februar 1851 zwar nicht die Aufhebung der Schiff: 
fahrtsabgabe, aber doch ihre Ermäßiguug für den hauptfählid in Betracht 
Iommenden Artikel Salz verfügt. 

Bald darauf wurde jedoh der Antrag auf „Erlaß oder Ermäßigung 
der Ruhr⸗ und Lippefhiffahrtsabgaben" von 17 Abgeordneten mit dem 
Staatäminifter a. D. von Bodelſchwingh an der Spite in einer Vorftellung 
vom 30. April 1851 wiederholt. Sie beginnt mit den Worten: „Es ift 
Grundfag der preußifchen Verwaltung, die dem Staate gehörenden natür- 
lihen Wafferjtraßen im Intereſſe des Verkehrs ohne befonvere Abgaben auf 
öffentliche Koften zu erhalten und nur für einzelne Bauwerke, befonders 
für Schleufen, eine mäßige zur Dedung der Verwaltungsfoften beftimmte Gebühr 
zu erheben“: und zieht aus diefem Grundſatze praftifche Folgerungen für 
die finanzielle Behandlung jener beiden Waflerftraßen, von welden behauptet 
wird, daß fie allein unter allen nicht konventionellen Flüffen in Preußen 
nicht nach jenem Grundſatze verwaltet worden jeien. 

Dieſe Vorſtellung gab in den beteiligten Miniſterien zu einer ausführ— 

Sſchriften CXV. — Erſter Zeil. 12 
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lihen Erörterung der Rechtslage und der maßgebenden Vermaltungsgrund- 
fäge Veranlafjung. 

Zunädft ftellte fi der Finanzminiſter in einer Erflärung vom 
30. Juni 1851 auf den ablehnenden Standpunkt, indem er unter anderm 
ausführte: 

„Die Erhebung der Ruhrfhiffahrtsabgabe ift dem Prinzip nad 
gerechtfertigt, weil, wie ſchon oben bemerkt, die Schiffbarfeit des Fluſſes 
nur duch fünftlide Anlagen erhalten werden kann. Daß die Ab- 
gabe im Tarife vom 23. März 1839 auf die beförderten Gegenftände, 
nicht auf die Schiffsgefäße gelegt und verfchieden normiert ift, je nad 
dem Steinfohlen oder andere Waren befördert werben, ift nur von 
formeller Bedeutung; der Sahe nah nimmt die Abgabe dadurch nicht 
die Natur eines Binnenzolles an, fondern ift, wie das Chaufjeegeld, eine 
Kommunifationsabgabe!. Die Einnahme davon wird allerdings jetzt zur 
Staatökaffe eingezogen ?, ift jedoch lediglich zur Erhaltung der Sciffbar- 
feit der Ruhr beftimmt. Dagegen, daß der Ertrag der Ruhrſchiffahrts- 
abgaben nicht allein zur Unterhaltung ufw. der Scleufen, fondern aud 
für andere Anlagen, Uferbaumerfe uſw. verwendet wird, 
deren Zwed die Erhaltung oder VBervollftändigung ber 
Schiffbarkeit ift, läßt fi wohl mit Grund nichts erinnern. Die 
Koften diefer fonftigen Anlagen find nicht etwa nur bei Ab- 
meffung der Ruhrſchiffahrtsabgaben in Betracht ge: 
fommen, fondern werden aud bei den Abgaben auf an- 
deren Wafferftraßen als maßgebend betrachtet, fo namentlich 
bei den Wafjerftraßen in der Mark Brandenburg. Die Ermäßigung des 
Tarifs vom 24. Juli 1828? ift Allerhöchften Orts im Jahre 1845 
wiederholt zurüdgewiefen worden, weil fich dabei ein Ausfall der Ein- 
nahmen gegen den Gejamtbedarf an Koften für die Unterhaltung der 
gedachten Wafferftraßen, einfhließlih derer für Uferbauten, 
Baggerungen ufw. ergeben haben würde uſw.“ 

Der Handelsminifter trat am 2. Dftober 1851 dem Finanzminiſter 
darin bei, daß die Aufhebung der Sciffahrtsabgaben nicht zugeftanden 
werden könne, und bemerkte hierbei: 


1Bgl. die allgemeinen Ausführungen über Binnenzölle und Verkehrsabgaben 
Seite 133—138 diefer Arbeit; inäbefondere auh Anm. 1 auf &. 136. 

2 Das jollte heißen, daß die biöherige jelbftändige Verwaltungseinrichtung 
aufgehoben ſei. Die etatörechtlihe Sonderftellung des Ruhrſchiffahrtsfonds war ge- 
blieben und befteht bis heute fort. 

’ Für die Wafferftraßen zwiihen Elbe und Oder, die fogenannten „Märkifchen 
Waſſerſtraßen“. 


52. Die Praxis bei den Waflerftraßen in Preußen vor der Reihdgründung. 179 


„sn betreff der Höhe diefer Kommunifationsabgaben wird, wie bei allen 
nit fonventionellen Wafjerftraßen, in Gemäßheit des 8 21 des Zoll- 
gejeged von 23. Januar 1838, der Grundfah anerkannt werden müffen, 
daß die Höhe der Schiffahrtsabgaben nad dem Mafe der zur Unter- 
haltung der Stromfdiffahrt erforberlihen Koften bemeffen 
werden muß.“ 

Der Hinweis auf jene Gefegesftelle ift, da fie den Grundſatz der 
Selbſtkoſten deckung nicht ausfpricht, nicht ganz zutreffend; er läßt aber die 
Anſicht des Minifters, daß hier die Beftimmungen der Zollvereinäverträge 
anwendbar jeien, mit hinreichender Deutlichkeit erkennen. Das Zollgeſetz 
von 1838 war nämlich zwifchen den Bollvereinsftaaten vereinbart und zur 
Ausführung der Zollvereinsverträge beftimmt, welche — damals galt für 
die Verfehrsabgaben auf Waflerftraßen der Art. 17 des Vertrages vom 
12. Mai 1835 — die Grenze der „gewöhnlichen Herftellungs- und Unter- 
haltungskoſten“ vorfchrieben für 

„Kanal-, Schleufen-, Brüden-, Fähr-, Hafen, Wage-, Kranen- und 
Nieverlagegebühren und Leiftungen für Anftalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find“. 
Auf diefe Vertragsvorſchrift ftügte fi die Stellungnahme des Handels— 
miniſters. 

Von den hier beſonders bezeichneten Verkehrsanſtalten kommen bei der 
Ruhr und Lippe nur Schleuſen und Häfen als Subſtrate der Abgaben— 
erhebung in Betradt. Außer ihnen wurden aber au, wie die mit- 
geteilte Erklärung des Finanzminifters zeigt, alle anderen Bauten und 
Mafregeln zur Erhaltung und Verbeſſerung der Schiffahrt ala Gegenftände 
der Abgabenerhebung behandelt, insbefondere Buhnen, Parallelwerke, Ufer: 
bauten und Baggerungen. Der inanzminifter bezeugt ausdrücklich, daß 
diefe Nechtsauffafjung und Verwaltungsübung allgemein, nicht nur für Die 
Ruhr und Lippe, beftehe. An der Lippe gab es damals und gibt es noch 
heute zwar Schleufen, aber auch lange Flußftreden, die nicht im Stau liegen, 
Iondern mit Buhnen und fonftigen Regulierungswerken ausgebaut find; 
insbefondere ift die 72 km lange untere Strede von Vogelfang abwärts 
ohne Schleufen und Wehre. Ähnlich ift die Sachlage bei der Ruhr, nur 
it dort die regulierte Mündungsitrede bedeutend kürzer. Die Abgaben- 
erhebung bejtand nit nur an den Schleufen, fondern auch an anderen 
Punkten und betraf auch den Verkehr, der feine Schleufe benußte. An der 
Lippe gab es unterhalb Vogelfang bis 1852 zwei Hebeitellen, bei Fuftern- 
berg und Haltern, von diefem Jahre nur noch eine in Dorften. 


Hieraus ergibt fih, daß man damals Buhnen, Parallelwerfe und 
12* 
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fonftige Bauten fowie Baggerungen als „Anftalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find“, in Preußen angefehen hat. 

Die beiden beteiligten Minifter beantworteten ſchließlich die Borftellung 
vom 30. April 1851 mit einem an den Herrn von Bodelſchwingh gerichteten 
ablehnenden Befcheid vom 14. Dftober 1851, in weldem es heißt: 

„Auf das Schreiben vom 30. April e., betreffend die Ruhr und 
Lippefchiffahrtsabgaben, welches Eure Erzellenz; in Gemeinfhaft mit 
mehreren Abgeordneten an uns gerichtet haben, erwidern wir Eurer 
Erzellenz, daß wir bedauern, dem Antrage, die Ruhr- und Lippe— 
Ihiffahrtsabgaben ganz aufzuheben, oder doch auf den Betrag der Ver— 
waltungsfoften zu ermäßigen, die Koften der Strom- und Uferbauten 
aber auf allgemeine Staatsfonds zu übernehmen, nit Folge geben 
zu fönnen. 

Wo für die Herftellung oder Erhaltung der Sciffbarfeit natürlicher 
Waſſerſtraßen fünftlihe Anlagen erforderlich geworden find, werden auch 
auf den nichtlonventionellen Flüffen innerhalb der Monardie vielfach 
Schiffahrtsabgaben erhoben. Nah dem Tarife für die Erhebung der 
Schiffahrtsabgaben auf den Wafjerftraßen zwifchen Elbe und Oder vom 
24. Zuli 1828 — Gej.-Samml. von 1828 ©. 107 — werden derartige 
Abgaben von der Schiffahrt auf der Spree und Havel; nah dem Tarife 
vom 21. Dezember 1819 — Gef.-Samml. von 1820 S. 29 — für den 
fanalifterten Klodnisfluß, nah dem Tarife vom 15. Dezember 1843 — 
Gei.-Samml. pro 1844 ©. 57 — von der Schiffahrt auf der Oder, nad 
dem Tarife vom 24. Dftober 1840 — Gef.-Samml. pro 1840 ©. 324 — 
für die Befahrung der Swine und Dievenow, nad dem Tarife vom 
1. März 1828 — Geſ.Samml. von 1828 ©. 41 — für die er 
fahrt auf der Deime erhoben. 

In der Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf der Ruhr und Lippe 
liegt hiernadh feine Ausnahme, da die Sciffbarfeit beider Flüffe nur 
durch zahlreihe Fünftlide Werke begründet ift, und nur durch 
deren foftfpielige Unterhaltung ferner gewahrt werden fann. Nur in betreff 
der Form ift bei der Regulierung diefer Abgaben für die Ruhr und 
Lippe von dem allgemeinen Prinzipe abgewichen, indem biefelben fich 
einem Warenzoll nähern, während auf andern Flüffen derartige Abgaben 
ala Schiffsgefäßgelder normiert find. Es ift dies indeffen nit von 
materieller Bedeutung, da auch für die Ruhr und Lippe die Koften 
der Unterhaltung der Fahrbarkeit den Titel für die Abgaben- 
erhebung bilden, und die Abgabe ſelbſt die Natur einer Kommunifationg- 
abgabe hat.“ 
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As im nächſten Jahre der Oberpräfident der Provinz Weſtfalen einen 
Antrag auf Abänderung des Tarifs ftellte, wurde von den Miniftern des 
Handeld und der Finanzen dur Erlaß vom 14. Juli 1852 „die Um- 
wandlung der Abgabe in ein Schleufengeld“ ausbrüdlich abgelehnt. 

Anläßlih der auf Befeitigung der Lippefhiffahrtsabgaben gerichteten 
Petitionen eines Kaufmanns aus Dorften, welde vom Abgeordnetenhaufe 
im Januar 1867 der Staatöregierung „ald Material bei der beabfichtigten 
Reform der Lippe- und Ruhrſchiffahrtsabgaben zur Erwägung“ überwiefen 
war, erwirkten dann bie beteiligten Minifter die Befeitigung der Schiffahrts- 
abgaben auf der Lippe durch den wörtlich folgenden Immediatbericht vom 
13. September 1867: 

„Rahdem die Nheinfhiffahrtsabgaben in Gemäßheit des Geſetzes 
vom 24. Dezember v. J. (Gefetfammlung Seite 873) mit dem 1. Januar 
d. J. in Wegfall gefommen find, ift von felbjt die Frage wegen Be- 
feitigung der auf der Nuhr und Lippe noch beftehenden Schiffahrtsabgaben 
entftanden. Auch wurde im Beginn dieſes Jahres eine die Aufhebung 
der Lippefchiffahrtsabgaben betreffende, bei dem Abgeorbnetenhaufe ein- 
gegangene Petition des Kaufmanns A. Reifchel zu Dorften der Staats— 
regierung als Material für die beabfichtigte Reform der Lippe- und 
Ruhrfchiffahrtsabgaben zur Erwägung überwieſen. 

Abgeſehen von Salz und Steinfohlen, für welche ermäßigte Säte 
beitehen, beläuft ſich die LZippefchiffahrtsabgabe für die ganze Strede von 
Weſel bis Lippftadt nad dem Allerhöchften Erlaß vom 24. Februar 1862 
(Gef.:Samml. ©. 79) pro Zentner auf 3 Pfennig. 

Diefe Abgabe fommt jedod nur ftredenmweife, und zwar bergeitalt 
zur Erhebung, daß für die Stromftrede von Dorjten bis Wefel ein Pfennig, 
für jede der übrigen vier in dem Tarife vom 21. September 1848 (Gef.- 
Samml. ©. 269) benannten Stromjtreden je ein halber Pfennig zu ent- 
richten ift. 

Wenngleih die Abgabe hiernah als eine hohe fich keineswegs be- 
zeichnen läßt, jo hat fich doch der Verkehr von dem Lippefluß immer mehr 
abgewendet und ift auf die konkurrierenden Eifenbahnen übergegangen. 

Die Einnahmen aus der Abgabenerhebung, welche im Jahre 1851 
noh 10450 Rtl. betrugen, find im jtetigen Sinfen begriffen und beliefen 
fih im Jahre 1862 auf 4076 Rtl., im Jahre 1866 auf nur 3233 Rtl. 

Es wird allerdings aud die völlige Befeitigung der Abgabe die 
frühere Blüte der Lippefchiffahrt nicht wieder herbeiführen, indefjen wird 
fie doch unzweifelhaft mejentlich dazu beitragen, den Verkehr auf dem 
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‚Rippefluß gegenüber dem auf den benachbarten Eifenbahnen fonfurrenz- 
fähiger zu machen. 

Indem mir alleruntertänigft bemerken, daß auch die wegen Er- 
mäßigung beziehentlich Befeitigung der Ruhrfchiffahrtsgefälle ſchwebenden 
Erörterungen ihrem Abſchluß nahe find und den Gegenftand eines be- 
ſonderen Bortrages bilden werben, bitten wir Eure Königlide Majeftät 
ehrerbietigjt 

durch Vollziehung des anliegenden Allerhöchſten Erlafjes huldreichſt 

genehmigen zu wollen, daß die Erhebung der Lippefchiffahrtsabgaben 

vom 15. Oftober d. J. ab eingeftellt werde. 

gez. von der Heydt. Graf Itzenplitz.“ 

Der Bericht ift hier wörtlich abgebrudt, weil er als ein Beweismittel 
dafür gelten fol, daß die preußifche Regierung nicht der Meinung war, fie 
fei durh Art. 54 der Bunbesverfaffung und Art. 25 des Sollvereing- 
vertrageö von 1867 genötigt, diejenigen Schiffahrtsabgaben aufzuheben, welche 
für Benugung regulierter Ströme erhoben wurden. Sie nahm offenbar an, 
daß der Begriff der „Anftalten“, welche zur Erleichterung des Verkehrs be- 
ftimmt und deshalb ala Subftrat der Abgabenerhebung geeignet find, fein 
anderer, insbeſondere fein engerer geworden fei, ald er unter der Herrfchaft der 
älteren Sollvereinsverträge war. Anderenfalla hätte fie auf eine wirtſchaft— 
lihe Begründung in dem Immediatbericht vom 13. September 1867 ver- 
zihten und ſich mit einer verfaffungsrechtlichen begnügen fünnen. Wenn 
fie die legtere auch nicht fumulativ verwendet, fondern diefe Seite der An— 
gelegenheit ganz mit Stillſchweigen übergangen bat, fo kann daraus nur die 
Schlußfolgerung gezogen werden, daß man die Rechtslage als unverändert 
anfah. Dieje Folgerung dedt fih aud mit der protofollarifchen Erklärung 
Delbrücks vom 28, Juni 1867 über die Jdentität des Inhalts der Zollvereing- 
und Verfaſſungsvorſchriften !. 


ı In Delbrüds „Lebenserinnerungen”, Leipzig 1905, Bd. II S. 192 wird 
von der Nuhr und Lippe mit Bezug auf das Jahr 1863 gejagt: 
„Es waren diefe beiden Flüffe die einzigen rein preußiihen Waflerjtraßen, 
auf welchen die Abgaben für die Benugung ber zur Erleichterung der Schiffahrt 
beftimmten Anlagen (Schleujen) in Form eined Warenzolles erhoben wurden.“ 
Delbrück beftätigt bier, daß die Ruhr und Lippe zu denjenigen Wafferftraßen 
gehörten, welche Hinfihtlih der Schiffahrtsabgaben nad) dem durch die Zollvereing- 
verträge fejtgelegten Gebührenprinzip, nit nad) dem Steuerprinzip behandelt wurden. 
Seine Erinnerung ift im übrigen aber nicht ganz zutreffend geweſen. Nicht nur 
auf der Ruhr und Lippe, fondern auch auf den Wafferftrafen nad Neuß und 
Rheinberg wurden damals die Schiffahrtsabgaben nad dem Gewicht der Ladung 
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Die vorerwähnte minifterielle Entſcheidung über die Lippeſchiffahrts— 
abgaben vom 14. Dftober 1851 ift infofern von befonderem Intereſſe, als 
fte eine authentifche Kundgebung derjenigen Rechtsauffafjung und Verwaltungs- 
übung enthält, welche innerhalb der preußifhen Regierung in bezug auf die 
Bildung von Tarifen für Schiffahrtsabgaben auf natürlichen Wafjerftraßen 
beftand. Bon den in Betraht kommenden Waflerftraßen find einige in 
jener Kundgebung ausdrüdlicd genannt worden. Die Spree und die Havel 
find ebenfo wie die Lippe unvollftändig fanalifiert; auf langen Streden — 
unter anderem auf der 63 km langen Havelftrede unterhalb Rathenow — 
find fie nicht geftaut, fondern durch Buhnen und fonftige Strombaumwerfe 
für die Schiffahrt verbefjert. 

Gleichwohl find die Anlage- und Unterhaltungskoften diefes Gefamt- 
netzes, ohne Unterſcheidung der einzelnen Wafjerbauten nah Klaffen und 
Arten, damals der Tarifbildung zu Grunde gelegt, und in derſelben Weife 
it bi3 heute verfahren worden. 

Der Beſcheid vom 14. Dftober 1851 nennt ferner die Abgaben für 
die Befahrung der Swine, Dievenow und Deime; er hätte noch die auf 
der Peene, auf dem Pregel unterhalb Königsberg, ſowie auch dem Stettiner 
und dem Frifchen Haff erhobenen hinzufügen fönnen. Die Tätigfeit der 
Staatsbauverwaltung für die Verbefjerung und Unterhaltung der Schiffbarkeit 
diefer Gewäſſer beftand hauptfählid in Baggerungen fowie in der Be- 
jeihnung des Fahrwaſſers durch Bojen, Baken und Leuchtfeuer. Man be- 
trachtete dieſe Maßregeln und Einrichtungen in Preußen als „Anftalten zur 
Grleihterung der Schiffahrt” im Sinne der Zollvereindverträge, indem man 





erhoben; dies geht aus den in der preußifchen Gejegfammlung veröffentlichten 
Tarifen (Jahrgang 1843 S. 324 und 1853 S. 74) hervor. Ferner waren nad) den 
für Ruhr und Lippe geltenden Tarifen die Abgaben nit nur für die Benutzung 
der Schleufen, fondern für die Benugung aller Schiffahrtseinrichtungen, einſchließ— 
ih der Baggerungen und Stromregulierungsbauten zu zahlen. Die Abgaben 
wurden meift bei den Schleufen eingezogen, weil diefe als Hebeftellen bequem lagen; 
es gab aber auch Hebeftellen an fchleuienlofen Streden und es waren auch die- 
jenigen Schiffe abgabepflichtig, welche feine Schleufe durdfuhren. Ferner waren 
die Abgaben fo berechnet, daß fie nicht nur die Verzinfung des Anlagefapitald und 
die laufenden Koften der Schleufen, fondern den Gefamtaufwand für die ganze 
Baflerftrahe deckten. — Delbrüd gebraudt in dem obigen Zitat dad Wort An- 
lage als gleichbedeutend mit dem in den Zollvereinsverträgen angewendeten Aus» 
drud „Anftalt“ ; daß er den legteren nicht nur für Schleufen — wie es nad) jenem 
itat vielleicht fcheinen könnte —, fondern für alle Wafferbauten während feiner 
amtlichen Tätigkeit gebraucht hat, geht aus dem auf S. 126 auszugsweiſe mit» 
geteilten Schriftftücf hervor. 
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die clausula generalis, welche der Tert der Verträge am Schluffe der Auf- 
zählung einzelner Arten von Anftalten enthielt und heute noch enthält, auf 
jene Baggerungen oder gebaggerten und bezeichneten Rinnen anwandte. 

Im fehlten Jahrzehnt des vorigen Jahrhunderts bejtand bei der 
Regierung das Bejtreben, die Verkehrsabgaben möglichſt herabzufegen oder 
zu befeitigen, fomweit die Finanzlage es irgendwie geftatten mochte. Diefe 
Strömung richtete fich bejonderd auch gegen die bejtehenden Sciffahrts- 
gebühren. Bei einem Teile der abgabepflichtigen Wafjerftraßen fchien aber 
das von der Regierung verfolgte Ziel, die Schiffahrt durch Erleichterung 
der öffentlichen Laften zu fördern, nur unter Mitwirfung derjenigen Städte 
erreichbar, deren Häfen an jenen Waflerftraßen liegen oder durch fie mit dem 
Meere verbunden find. Dies galt insbefondere von dem jtädtifchen Hafen 
in Stettin im PBerhältnis zur Peene, Swine und Divenow und vom 
ftädtifchen Hafen in Königsberg binfichtlid der Pregelwaſſerſtraße. 

Die Regierung machte nun den beteiligten Gemeinden gegenüber die 
Ermäßigung oder Aufhebung der jtaatlihen Abgaben auf den Zugangs- 
waflerftraßen von einer gleichzeitigen Herabſetzung der fommunalen Sciff- 
fahrtsabgaben, welche für die Benugung der Häfen zu zahlen waren, ab= 
bängig. Als dieſe Herabjegung in Königsberg erreiht war, hob die 
Regierung im Frühjahr 1867 zunächſt das fogenannte „Pregelmündungs- 
geld“ auf. Die Verhandlungen mit Stettin zogen fich länger hin, und erft 
im November 1867, nachdem die Stadt endlich fich gefügt hatte, wurden 
die Sciffahrtsabgaben auf den 3 Mündungsarmen der Oder befeitigt. Der 
dieferhalb an den König erjtattete Immediatbericht ift vom 9. November 1867, 
alfo aus einer Zeit, wo die Erinnerung an die geſetzgeberiſche Willens- 
meinung des Art. 54 der im Auguft veröffentlichten Bunbesverfafjung voll- 
fommen zuverläffig und zweifellos fein mußte oder jedenfalls fein fonnte. 
Der Art. 54 war in demfelben Minifterium entworfen, welches jenen Be- 
richt miterftattete. Der letztere enthält feine Hinweifung irgend welcher Art 
auf die Rechtslage, fondern nur Erörterungen über die Zmedmäßigfeit 
weiterer Verfehrserleiherungen für die Oftfeehäfen und über die Einwirkung, 
welche auf die Hafenftädte dadurch geübt worden war, daß man die ftaat- 
lihen Tarifmaßregeln von einem gleichzeitigen Nachlaß an den fommunalen 
Abgaben abhängig machte. 

Der Bericht lautet: 

„Eurer Königlihen Majeftät haben wir bereit8 in unferm aller- 
untertänigiten Berihte vom 3. Mat d. J. vorgetragen, daß die Ermäßigung 
der fisfalifchen Hafenabgaben in den preußifchen Dftfeehäfen im Intereſſe 
der Hebung des Verkehrs und der Gleichitellung mit andern konkurrierenden 
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Hafenpläßen geboten ſei, und daß diefe Wergünftigung den einzelnen See- 
ftädten zuzuwenden fein werde, fobald fie fich entjchliegen, ihrerſeits in 
eine entfprechende Ermäßigung der für ftädtifche Rechnung zur Hebung 
gelangenden Sciffahrtsabgaben zu willigen. 

In Königsberg, Pillau und Memel ift diefe Bebingung bereit3 er- 
füllt, und infolgedeſſen dur die Allerhöchſten Erlaffe vom 13. Mai und 
29. Juli d. 3. die beabfihtigte Ermäßigung eingetreten; jet hat fich 
auh die Stadt Stettin zur Herabfegung der ftädtifchen Sciffahrtsabgaben 
entichloffen. 

In Stettin wird für ftädtifche Rechnung erhoben : 

a) ein Hafengeld auf Grund des Allerhöchſten Erlafjes vom 7. März 
1864 (6.8. ©. 123); 

b) ein Bohlwerksgeld nah Nr. III des Tarif vom 4. Mai 1857 
(6.5. ©. 555). 

Das außerdem noch nah Nr. III des letzterwähnten Tarifs zur Er- 
hebung fommende Brüdenaufzugsgeld und die fonftigen für beftimmte 
Leiftungen zu entrichtenden Gebühren bleiben hier außer Betradit. 

Die ftädtifchen Behörden haben ſich nun bereit erklärt, das Hafen- 
und Bohlwerksgeld auf die Hälfte herabzufegen und es fteht ſomit nichts 
mehr im Wege, auch bezüglich der fisfalifchen Abgaben, die in Ausficht 
genommenen Erleichterungen herbeizuführen. 

Diefe Abgaben find die nad dem Tarif vom 24. Dftober 1840 
(6.5. ©. 324) und dem Allerhöhften Erlaß vom 25. Suni 1863 
(8.8. ©. 442) für die Befahrung der Peene, Swine und Dievenom, 
fowie des großen und Fleinen Haffes zu entrichtenden Schiffahrtsgelder 
und die in dem Hafen von Smwinemünde zur Erhebung fommenden Hafen- 
gelder; die erfteren werden gänzlich zu befeitigen, die letzteren auf die in 
PBilau und Memel eingeführten Sätze von 4 refp. 2 Sgr. herab- 
zufegen fein uſw.“ 

Der Bericht läßt mit zweifellofer Klarheit erfennen, daß man im 
Finanz= und Handelsminifterium die Rechtslage feit Erftattung des Immediat— 
berihts vom 3. Mai 1867 als nicht verändert oder mit anderen Worten 
den Art. 54 der Bundesverfaffung vom 24. Yuni 1867 als eine bloße 
Kodififation der in den Follvereindverträgen enthaltenen Rechtsvorfchriften 
anfah. 

Wäre durh den Art. 54 eine Änderung der Rechtslage dahin ein- 
getreten, daß Baggerungen und Stromregulierungen nicht mehr als „Anſtalten“ 
angefehen werden fonnten und die Erhebung von Abgaben für jede Art 
von technifchen Verbeflerungen an natürlichen Waflerjtraßen nicht mehr zu— 
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läffig war, fo hätte das in dem Immediatbericht notwendig zum Ausdrud 
fommen müſſen. Nicht etwa nur deshalb, weil die Verfafjungswidrigfeit 
der Abgabe eine zutreffendere und fehr viel fürzere Begründung des dem 
Könige unterbreiteten Antrages ermöglicht hätte, fondern insbeſondere auch 
aus dem Grunde, weil die Benugung der ftaatlihen Abgabentarife als 
Drudmittel gegenüber den Stadtgemeinden dann unzuläffig gewefen wäre !. 

Durh den die Dvermündungen entlaftenden Allerhöchſten Erlaß vom 
22. November 1867 wurden damals gleichzeitig die Sciffahrtsabgaben, 
welche für die Benugung der Fahrrinnen nad Straljund, Greifwald und 
Molgaft unter dem Namen Tiefgelder an die Staatskaſſe zu zahlen waren, 
lediglich aus Zwedmäßigfeitsgründen aufgehoben. 

Das Hafengeld in Sminemünde und Pillau wurde beibehalten, aber 
ermäßigt. Es mar und iſt noch heute für die nicht in Smwinemünde und 
Pillau ſich aufhaltenden, fondern nad Stettin und Königsberg weitergehenden 
Schiffe, alfo für den meitaus größten Teil des Verkehrs ein Fahrwaſſer— 
geld, welches die Gegenleiftung für die Bezeichnung und insbefondere für 
die Vertiefung der natürlichen Waſſerſtraßen darftellt. Wäre die preußifche 
Regierung im Jahre 1867 der Meinung gemejen, daß Baggerungen — fie 
waren das hauptſächliche Mittel zur Vertiefung und Unterhaltung der Fahr- 
ftraßen über die Haffe — feine „Anftalten“ im Sinne des Zollvereins- 
vertrage® von 1867 oder „bejondere Anftalten“ im Sinne der Bundes— 
verfaffung feien, fo hätte fie die fogenannten Hafengelder in Smwinemünde 
und Pillau für den Durdgangsverfehr im Jahre 1867 nicht ermäßigen, 
fondern aufheben müffen. Freilich hätte fie dann zugleich einräumen müfjen, 
daß jene Sciffahrtsabgaben ſchon vor 1867, unter der Herrſchaft der älteren 
Zollvereinsverträge, zu Unrecht erhoben worden feien. 

Der Umftand, daß die Abgabe hier eine dem Wefen der Sade nicht 
entjprechende Bezeichnung führt, fommt gerade auf dem Gebiete der Sciff- 
fahrtsabgaben Häufig vor und braucht deshalb nicht wunder zu nehmen. 
Beifpielöweife ift das von Hamburg auf der Unterelbe erhobene fogenannte 
Lotsgeld zugleih eine Fahrwaſſergebühr für die Unterhaltung der Schiff— 
fahrtsrinne; dasfelbe gilt von dem bremifch-preußifch-oldenburgifchen Feuer— 





ı In dem Jmmediatberiht vom 3. Mai 1867 wird ausdrüdlich gejagt: 
„Wefentlihe Borausjegung eines desfalfigen VBortrages bei Eurer Kal. Majeftät 
(d. 5. wegen Ermäßigung der ftaatlihen Schiffahrtsabgaben) ſchien ed uns jedoch 
zu fein, daß diejenigen Städte, in denen neben den zur Staatskaſſe fließenden 
Hafengeldern für ftäbtifhe Rechnung noch andere Schiffahrtsabgaben erhoben 
werden, auf die lekteren ganz oder teilmweife Verzicht zu leiften fich bereit er- 
Härten.” 
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und Bafengelde, aus dem zugleih die Koften der Vertiefung und Unter- 
haltung des Weſerfahrwaſſers unterhalb Bremerhaven bejtritten werden. 

Die Saale gehörte und gehört noch heute zu den unvollftändig fanali- 
Nerten Flüſſen, bei welchen die beiden Verbefjerungsmethoden der Kanalifierung 
und Regulierung nebeneinander — auf verfchiedenen Streden — angewendet 
worden find. Diejenigen Flußftreden, welche nicht unter dem Stau der 
Wehre lagen, wurden dur Buhnen, Baggerungen und fonftige Regulierungs- 
mittel im Schiffahrtöintereffe ausgebaut. Auch hier zeigt fich die Erſcheinung, 
dab in Preußen für die Berechnung des nad den Zollvereinsverträgen zu— 
läffigen Höchſtbetrages der Schiffahrtsabgaben die jämtlihen Aufwendungen, 
niht nur diejenigen für Stauanlagen und Schleufen, ala maßgebend an- 
gejehen wurden. 

Als in den Jahren 1845 und 1846 der Abgabentarif für die Saale 
und Unftrut revidiert werden follte und vom Finanzminifter eine Berechnung 
der Selbftfoften zu diefem Zwecke eingefordert war, legte die Regierung in 
Merfeburg eine Zufammenftellung vor, in welcher nicht nur die Koften der 
Schleufen, fondern aud eine Summe „an Baggern der Schleufen, deren 
Kanäle und feichten Stellen im Fluffe und fonftiger Verbauung im Fluffe“, 
jowie ferner die Koften der Strombefahrungen, kurz alle Aufwendungen im 
Intereſſe der Gefamtwafjerftraße enthalten waren. 

Da die Ausgaben hiernah die Einnahmen überftiegen, fo unterblieb 
damal3 eine Tarifermäßigung. 

Für die Befahrung der ſchon anderweitig erwähnten regulierten Emfter 
wurde im Jahre 1866 einer Gefelihaft das Recht zur Erhebung von 
Sciffahrtsabgaben verliehen. Es handelte fih um eine natürliche Waffer- 
ftraße, Die Durch Baggerungen und Begradigungen auf einen höheren Grad 
von Schiffbarfeit gebracht wurde; man fah in diefen Wafferbauten Anftalten 
im Sinne der Bollvereinäverträge und in der Befahrung der regulierten 
Emfter eine Anftaltöbenugung. Diefelbe Auffafjung wird in der Ver— 
waltungspraris bis heute betätigt. 

Von befonderer Wichtigkeit für die Beurteilung der Frage, ob Sciff- 
fahrtsabgaben auf regulierten Strömen nad) den Zollvereinsverträgen zuläffig 
weren oder — anders ausgedrüdt — ob außer den Scleufen auch andere 
Bauten zur Verbefjerung des Fahrwaſſers als Schiffahrtsanftalten im Sinne 
der Bollvereinsverträge galten, find die Verhandlungen, welde in Preußen 
um die Mitte des vorigen Jahrhunderts über die Regulierung der Oder 
geführt wurden. 

Bei diefen Verhandlungen ergab ſich die eigentümliche Lage, daß die 
Beteiligten, insbefondere die Kaufmannſchaften in Stettin und Breslau und 
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die Provinzialftände von Schleften, fih für Schiffahrtsabgaben ausſprachen, 
weil fie in ihrer Einführung ein Mittel zur Finanzierung großer Regu- 
lierungsbauten erblidten, während die Regierung eine widerftrebende Haltung 
einnahm. 

Die Erörterungen hierüber zogen fich Jahrzehnte lang hin und führten 
zu einer eingehenden Unterfuhung und Klarftellung der Rechtslage. Ihre 
Bedeutung für die Auslegung des Art. 54 der Reichöverfafjung liegt in 
der Identität ded damaligen Rechtözuftandes mit dem heutigen und in dem 
weiteren Umftande, daß fie erit im Jahre 1868, alfo unter der Herrichaft 
jenes Artikels, zum Abſchluß kamen. 

Die Wichtigkeit des Gegenftandes rechtfertigt ein näheres Eingehen auf 
die in Betracht fommenden Vorgänge und die wörtlihe Wiedergabe des 
weſentlichſten Teiles der zur Sache abgegebenen Erklärungen. 

Nahdem die Schlefier ſchon feit den vierziger Jahren immer wieder 
ihre Anträge auf Verbeſſerung der Oderſchiffahrt vorgebradht hatten, beſchloß 
im Sahre 1859 das Abgeordnetenhaus auf Grund eines Berichtes feiner 
Kommiffion für Handel und Gewerbe vom 15. April (Drudfahen 161)!, 
die Staatsregierung zur Vorlage eine® Bau- und Finanzplanes für die 
Dderregulierung aufzufordern, „aus welchem zugleich zu erfehen fein müſſe, 
welche Beiträge von den beteiligten Provinzen und SKorporationen zu 
erwarten find.” 

Als infolgedeffen der Handelsminifter durch die Oberpräfidenten der 
drei Oderprovinzen zur Leiftung folcher Beiträge aufforderte, erflärte fi 
zunächſt die Stettiner Kaufmannſchaft hierzu bereit unter der Vorausſetzung, 
daß ihr die Aufnahme einer Anleihe geftattet würde, deren Verzinfung und 
Tilgung durh eine Schiffahrtsabgabe aufzubringen wäre. Der Minifter 
erwiderte am 10. November 1859, die Erhebung einer ſolchen Abgabe von 
dem Warenverkehr — letzteres Wort ift durh eine Delbrückſche Korrektur 
aus dem urfprünglich gebraudten Ausdrud „Schiffahrtsverkehr“ entjtanden — 
fei nach den Follvereinsverträgen unzuläffig. 

Die nähere Begründung dieſes Standpunftes ergibt fih aus einem 
Schreiben des Handelsminifters an den Finanzminifter vom 22. Dezember 1859, 
in weldem es heißt: 

„Rur die Stettiner Kaufmannfchaft (diejenigen in Breslau und 
Frankfurt a. D. Hatten fih ablehnend verhalten) hat fich dahin erflärt, 
daß fie, obwohl ihr Feine Fonds zur Verfügung ftänden, falls eine allfeitige 


I Aus diefem Bericht ift die ältere Borgefchichte der Angelegenheit, welche den 
Zandtag jeit 1849 befchäftigt hatte, erfichtlidh. 
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Beteiligung der betreffenden Korporationen und Provinzen erforderlich fei, 
hiervon fich nicht ausschließen würde, fobald ihr die Kontrahierung einer 
Anleihe zu diefem Zwede und die Erhebung einer geringen Sciffahrts- 
abgabe, behufs Verzinſung und Amortifation diefer Anleihe, geitattet 
würde. Dies berührt die auch fonft vielfach befprochene Frage nad) der 
Zuläffigfeit einer Belaftung der Oderfchiffahrt mit einer dem in Rebe 
ftehenden Bebürfnis entfprechenden Abgabe. 

Indeſſen ift die Einführung einer folchen, ſoweit fie den Warenverfehr 
auf der Oder betreffen würde, nad den unter den Zollvereinsſtaaten 
zurzeit beftehenden Verträgen (vergl. Art. 4 der Übereinkunft zwischen Preußen, 
Sadien pp. vom 4. April 1853 — Gefet-Sammlung 1853 ©. 432 —) 
jedenfalls folange unzuläffig, ala die Aufhebung der Durdhgangszölle ! 
nicht erfolgt fein wird. Abgeſehen hiervon wird es aber auch dann ber 
ernfteften Erwägung unterliegen müffen, ob, während ſeit langer Zeit 
das Streben der Gefeßgebung und der Staatöverwaltung dahin gerichtet 
geweſen ift, den inneren Verkehr möglichft von allen hemmenden Laſten 
und Abgaben zu befreien, es anrätig fei, auf der einzigen, dem preußifchen 
Staate allein angehörenden, großen Waſſerſtraße eine ſolche jedenfalls 
höchſt Iäftige Abgabe neu einzuführen. Auch würde e8 mißlich fein, den 
Klagen des Scifferftandes über die gegenwärtigen Bejchwerden und 
Hindernifie feines Gemwerbebetriebes damit zu begegnen, daß man damit 
anfinge, ihm eine neue Abgabe aufzulegen, von deren Verwendung die 
jest Schiffahrttreibenden oder ihre Nachfolger im Gewerbebetriebe erit 
nah Ablauf von 10 Jahren Nuten ziehen ſollen. E3 würde daher eine 
folde Abgabe füglich nicht als Mittel, um das Baukapital zu befchaffen, 
jondern erjt nad) ausgeführter Dderregulierung, um das verwendete Kapital 
zu verzinfen und zu amortifieren, in Frage fommen fünnen. ebenfalls 
würde zur Einführung einer folden Abgabe nur gefchritten werben können, 
wenn nach forgfältiger Erforfhung der Anfihten des Handelsjtandes und 
des fonjt beteiligten Publiftums die Dagegen aus allgemeinen Gejichts- 
punkten fich ergebenden Bedenken für erledigt erachtet werden könnten.“ 

Es wurde dann eine Denkſchrift der Staatöregierung über die Ver— 
befierung der Oderſchiffahrtsſtraße ausgearbeitet, welche vom Dezember 1859 
datiert war und dem Landtage im Jahre 1860 zuging (Druckſachen des 
Abgeordnetenhaufes Nr. 26). Diefe Denkfchrift bezeichnet (S. 24 und 25) 
den Gedanken der Einführung einer neuen Abgabe für den Sciffahrtsverfehr 
auf der Oder „ber forgfältigften Prüfung wert“. Indeſſen fünne er, jomeit 


nn 


I Diefe Zölle bezogen fih nur auf die Durdfuhr über die Oder und die öft- 
über liegenden Flüffe. 
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es fih um eine auf den Warenverfehr zu Iegende Abgabe handele, vor Be- 
feitigung der Durchgangszölle nad dem Übereinfommen von 1858 nicht 
verwirklicht werden. 


Sm Jahre 1861 gab eine Petition der Handelsfammer zu Breslau 
dem Abgeordnetenhaufe wiederum Anlaß zu einer Erörterung der Regulierungs- 
und Abgabenfrage. Die Sachlage hatte ſich inzwiſchen infofern geändert 
und zwar zugunften des von der Handelsfammer verfolgten Zieles, als 
jene Durchgangszölle aufgehoben! waren und ein Beihluß des fchlefifchen 
Provinziallandtages vorlag, welcher die Bewilligung von Beiträgen für die 
Negulierungsbauten aus ftändifhen Mitteln der drei Dderprovinzen in 
Ausfiht nahm?. Die Handelskammer machte diefe neuen Momente aus: 
drüdlich geltend. Sie führte aus, daß außer der zu erhoffenden Mitwirkung 
der beteiligten Provinzen fich jetzt au noch auf anderem Wege die Möglichkeit 
darbiete, die Mittel zum rafcheren Ausbau des Dderftromes zu bejchaffen, 
da nad Aufhebung der Durdfuhrzölle das Hindernis befeitigt wäre, welches 
bisher „wiederholt der Einführung einer Schiffahrtsabgabe zur Verzinfung 
und Amortifation eined zum Zweck der Derregulierung aufzunehmenden 
Kapital auf Grund der beitehenden Zollverträge entgegengefegt worden fei.“ 
So menig empfehlenswert im allgemeinen „Stromabgaben“ erſchienen, fo 
müfje man die Einführung einer folden Abgabe von mäßigem Betrage dod 
im Verhältniſſe zu der Größe und Wichtigkeit des Zwedes im vorliegenden 
Falle für einen geringen Preis erachten, welder von jedem Snterefjenten 
gewiß mit Freuden entrichtet werden würde. 

Bei der Beratung diefer Petition in der Kommiffion des Abgeorbneten- 
haufes für Handel und Gewerbe erklärten die Vertreter der Staatsregierung 
(Drudjahen Band 5 Nr. 180. Beridt vom 30. April 1861): 

„Was den eben erwähnten Antrag des Provinziallandtages (gemeint ift 
der ſchleſiſche Provinziallandtag, welcher Verhandlungen zwiſchen dem 
Staat und den drei Oderprovinzen über die Finanzierung durdgreifender 
Stromverbefjerungen vorgefchlagen hatte) betreffe, jo fei die Allerhöchite 
Entjcheivung über denſelben noh nit erfolgt. Es könne daher nur 
vorbehaltlich derfelben bemerkt werden, daß diefer Antrag fich auf den- 


1 Sie traten am 1. März 1861 außer Kraft. 

2 Auf diefen Weg waren die Provinzialftände durch einen Allerhöchſten Land- 
tagsabfchied vom 30. September 1856 Hingewiefen worden, in meldem ihnen 
eröffnet wurde, daß der fchnellere Ausbau der Oderichiffahrtsitraße nur dann in 
Ausficht zu nehmen fei, wenn die Provinz ihr Intereſſe zur Sache durd Koften- 
beiträge betätige. 
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jenigen Weg zur Befchaffung der Mittel für eine befchleunigte Oder—⸗ 
tegulierung beziehe, welcher in der im vergangenen Jahre übergebenen 
Dentihrift ala der dritte bezeichnet fei, der, wenn ber erfte (Gewährung 
der erforderlihen Mittel rein aus Staatsfonds oder durch ein Staats- 
darlehn) und der zweite (Vermehrung der bisherigen Staatsfonds durch 
direfte Beiträge der Provinzen oder fonft beteiligten Korporationen) fich 
verſchließe, der forgfältigften Prüfung wert, und dem, fobald die Durd- 
gangszölle befeitigt fein würden, mit Rüdjicht auf die bisherigen Ten- 
denzen der Gefeßgebung und Staatöverwaltung, ſowie im Hinblid auf 
die Intereſſen der zunächſt Beteiligten, eine eingehende Information zu 
widmen ſei. Diefer Weg meife auf die Einführung einer neuen Abgabe 
für den Schiffahrtsverfehr auf der Oder hin, um hierdurch ein für bie 
Dberregulierung zu verwendendes Darlehn zu verzinfen und zu amortifieren. 
Der Provinziallandtag nehme an, daß ein folches Darlehn, fobald es 
gefihert fei, gute nterefjen trage und amortifiert werde, leicht zu effef- 
tuieren fein werde, daß es hierbei vorzugsmeife auf die Regulierung von 
Garantien anfomme, und behufs derfelben eine Beratung von Mitgliedern 
der Provinzialftände diefer Provinzen unter Zuziehung von Vertretern 
des Handelsftandes herbeizuführen ſei. Auf eine foldhe, die Modalitäten 
der Ausführung betreffende Vorbereitung fönne indejjen feitens der Staats- 
regierung nur eingegangen werden, wenn die frage, ob eine Schiffahrts- 
abgabe einzuführen fei, zuvor bejahend beantwortet worden. Zurzeit fehle 
es noch an einer genügenden Vorbereitung für die Beantwortung diefer 
Hauptfrage. Es könne daher, da auch das letverfloffene Jahr die 
Hoffnung auf die direfte Beſchaffung der zur fchleunigen Ausführung der 
Derregulierung erforderlichen Zuſchüſſe feitens der beteiligten Provinzen 
und Korporationen nicht erfüllt habe, troß der prinzipiellen Bedenken, 
die gerade bei dem Streben der Gegenwart nad Befeitigung der Fluß— 
zölle der Einführung einer Oderfchiffahrtsabgabe entgegenftänden, und 
deren Gewicht ohne Zweifel auch bei den weiteren Beratungen ſich in 
hohem Maße geltend machen werde, der in der gedachten Denkfchrift er: 
Härten Abſicht gemäß jetzt zunächſt nur mit Einziehung der Information 
darüber vorgegangen werben, ob es den Intereſſen der Provinzen Schlejten, 
Brandenburg und Pommern und des beteiligten Handelsitandes in der 
Tat entfpriht, die Einführung einer folden Abgabe in Ausfiht zu 
nehmen. Diefe Information werde die Staatsregierung veranlafjen. 
Da indefjen eine folche Abgabe Feinenfalls vor gänzlicher oder mindeſtens 
abfchnittweifer Beendigung der Regulierung zu erheben fein werde uſw.“ 
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Die Staatsregierung machte alfo nicht mehr rechtliche Einwendungen, 
fondern nur noch wirtfchaftspolitifhe und praftifche Bedenlen geltend. 

Die Kommilfion war indefjen nicht geneigt, auf die Darlegungen ber 
Staatsregierung, welche auf eine dilatorifhe Behandlung des Gegenjtandes 
hinauszulaufen jchienen, einzugehen. Sie erklärte vielmehr, daß ihre Über- 
zeugung von der Notwendigkeit eines nachdrücklichen Vorgehens in der Sache 
nicht erjchüttert fei. 

Im Gegenteil werde diefe Überzeugung noch verftärft durch die in- 
zwifchen erfolgte Aufhebung der Durchfuhrzölle und die hierdurch eingetretene 
Erleichterung für Beſchaffung des erforderlichen Baufapitals. Die fönigliche 
Staatsregierung habe den erleichternden Einfluß diefer Maßregel felbit an- 
erfannt, indem fie am Schluffe ihrer Denkjchrift vom Dezember 1859 die 
Frage der Einführung von Schiffahrtsabgaben auf der Oder als der forg- 
fältigften Prüfung wert erachtet und gleichzeitig zugefagt habe, eine jolde 
Prüfung nad Befeitigung jener Zölle eintreten zu lafjen. 

Es fei alfo nah dem eigenen Anerfenntnis der Staatsregierung jeßt 
der Zeitpunkt gefommen, wo fie unbehindert durch Verträge mit anderen 
Staaten die Frage wegen Einführung einer Schiffahrtsabgabe auf der Oder 
allein aus dem Standpunkte der einheimifchen Staatsinterefjen in Erwägung 
nehmen könne. 

„Wenn nun nach der Erklärung der Negierungsfommiffarien die Staats: 
regierung zwar bereit fei, in diefer Hinſicht informatorifhe Ermittlungen 
anzujtellen, gleichzeitig aber aus den bei diefer Erklärung ausgejprochenen 
Bedenken über die Zwedmäßigfeit einer folden Abgabe eine prinzipielle 
Abgeneigtheit der Staatsregierung gegen die Einführung einer folchen 
Abgabe hervorgehe, fo halte ſich die Kommiffion verpflichtet, diefe Frage 
auch ihrerfeit3 in den Bereih ihrer Erwägungen zu ziehen, und das 
Nefultat derfelben in diefem Berichte auszufprechen. 

Diefes ergab fi dahin, daß ungeachtet der vielfahen Wünfche auf 
Befeitigung beftehender Flußzölle der hier in Frage ftehende Zweck einer 
beſchleunigten und gründlichen Durchführung der Oderregulierung, dod im 
allgemeinen Staatsinterefje, wie im Änterefje der zunächit Beteiligten fo 
überwiegende Vorteile mit aller Sicherheit verfpreche, daß die Einführung 
einer lediglih für dieſen Zweck bemefjenen Schiffahrtsabgabe verhältnis- 
mäßig ald ein geringes Opfer zu betrachten fei. 

Die Kommiffion trat daher aud in diefer Hinficht einftimmig der 
in der Petition der Breslauer Handelskammer ausgefprohenen Überzeugung 
bei, indem fie die genannte Handeläfammer vorzugsweife ala fompetente 
Bertreterin derjenigen Intereſſen anerfannte, welche bei der Verbefjerung 
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der Oderfchiffahrt in Erwägung kommen. Zugleih wurde zur Wider: 
legung prinzipieller Bedenken geltend gemacht, daß eine Schiffahrtsabgabe, 
welche lediglih zu dem angegebenen Zweck eingeführt und verwendet 
werde, feineswegs den Charaftereines Flußzolles, fondern 
vielmehr den eines Wafferwegegeldes! haben werde und 
daher ebenfowenig prinzipiell verworfen werden fünne, wie die Erhebung 
der überall ohne Klage beftehenden Chauffeegelver. 

Wenn ferner von feiten der Regierungslommiffarien Bedenken gegen 
die Zwedmäßigfeit einer ſolchen Abgabe daraus hergeleitet worden jeien, 
daß diefelbe nicht vor gänzlicher oder mindeftens abfchnittweifer Beendigung 
der Regulierung zu erheben fein werde, fo müſſe zwar die Nichtigkeit 
diefer Prämifje anerfannt werden, da es in der Natur der Sache liege, 
daß diefe Abgabe nicht früher gefordert werden fünne, als bis die Vorteile 
der verbefjerten Schiffahrt ing Leben getreten feien, eine Schwierigkeit 
fönne jedoch hierin nicht erblidt werden. Wie ſchon in dem vorjährigen 
Berichte der Kommiffion vom 1. Mai 1860 nachgewiefen fei, reicht das 
bisherige Etatöquantum von 100000 Rtlr. jährlih vollftändig aus, um 
während der zehnjährigen Bauzeit das gefamte Baufapital zu verzinfen, 
falls dasfelbe allmählich nad) Maßgabe des jährlich fortfchreitenden Bedarfs 
befchafft werde, und es bedürfe daher für diefen Zweck nicht der Intraden 
aus einer Schiffahrtsabgabe. Nach vollendeter Regulierung aber werde 
diefelbe den Vorteilen einer regelmäßigen Schiffahrt gegenüber durchaus 
nit als eine drüdende Laſt empfunden werden. Sie werde überdies 
vorzugsmweife die Mittel zur Amortifation des verwendeten Baufapitals 
liefern fönnen, wenn man ermwäge, daß nad) dem Plane der Staatsregierung 
eine 30 jährige Bauzeit mit jährlicher Verwendung von durchſchnittlich 
100000 Rtlr. projeftiert fei, und aljo noch 20 Jahre nach der bei 
bejchleunigter Ausführung in 10 Jahren zu vollendenden Regulierung 
diefelbe Summe jährlich disponibel gemadt werden müſſe, melde aladann 
zur Verzinfung anjtatt zum Bau verwendet werden fünne. 


Trete nun ferner die von dem fchlefifschen Provinziallandtage in 
Ausficht geftellte Beihilfe diefer Provinz, ſowie die nad) ſolchem Vorgange 
faum zu bezweifelnde Beteiligung der Provinzen Brandenburg und 
Pommern Hinzu, fo werde eine rafche Amortifation des ganzen Baus 


! Hier ift das Wort „Wafferwegegeld“ als gebührenmäßige Schiffahrtsabgabe 
und der Ausdrud „Flußzoll* für die fteuerlihe Belaſtung der Schiffahrt zuguniten 
der Staatskaſſe gebraudt. Die Terminologie ift indeffen ſchwankend geweſen. In 
den Bollvereinöverträgen werden beide Ausdüde fynonym gebraudt. Vgl. S. 136. 
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fapitalö gefichert, welche nicht nur die Beihaffung desſelben weſentlich 
erleichtern, jondern auch die Ausficht gewähren würde, die Schiffahrts- 
abgabe nad) verhältnismäßig furzem Bejtehen wieder aufheben oder ferner- 
weiteren Verbefjerungen der Oderſchiffahrt zumeifen zu können.“ 

Die Kommiffion beſchloß, die Petition der Breslauer Handelsfammer 
der Staatsregierung zur Berüdfichtigung zu überweifen, und das Abgeordneten- 
haus trat diefem Beſchluſſe am 22. Mat 1861 mit fehr großer Mehrheit 
bei, nachdem der Berichterftatter noch befonders auf die Möglichfeit der 
Koftendedung durch Schiffahrtsabgaben hingewieſen hatte, obwohl diefe Art 
der Finanzierung von dem Handelöminifter ala „nicht erwünfcht” bezeichnet 
worden war. (Stenographiiche Berichte S. 1319, 1320.) Aber auch Diefer 
Kundgebung gegenüber verblieb die Staatsregierung bei ihrer ablehnenden 
Haltung. 

Demgemäß erklärte der Handeldminifter in einem Erlaß vom 7. Auguft 
1861 an den Oberpräfidenten in Breslau: 

„Wenn die Aufnahme eines Staatsdarlehns für die Zmede der 
Oderregulierung nicht angemefjen erſchien, fo fonnte fich diefer Weg, wenn 
damit die Erhebung einer Schiffahrtsabgabe auf der Oder behufs Ver: 
zinfung und Amortifation eines jolhen Darlehns in Verbindung gefegt 
würde, auch deshalb nicht empfehlen, weil das berechtigte Streben der 
Gegenwart dahin gerichtet ift, dergleichen Abgaben möglichft zu bejeitigen, 
es daher ſchon im Prinzip höchſt bedenklich fein müßte, im Gegenſatz 
hierzu auf der Oder eine neue Abgabe diefer Art einzuführen. 

Die von dem Provinziallandtage in Ausfiht geftellte Garantie 
würde aber zur Vorausjegung fügli nur haben fünnen, daß von einer 
Privatgefellihaft das Baufapital aufgewendet, und derjelben das Recht 
zur Erhebung einer Schiffahrtsabgabe behufs Berzinfung und Amortifation 
des Baufapitald eingeräumt würde.” 

Am 1. November 1862 berichtete der Handelöminifter an den König 
über den bereit3 erwähnten Vorſchlag der fchlefifchen Provinzialftände, deſſen 
Ablehnung er befürmortete, weil die angeregte Art der Finanzierung von 
Strombauten auf grundfägliche Bedenken ftoße. Es heißt darin: 

„Die Einführung einer Schiffahrtsabgabe auf der Oder, auch nad): 
dem die Regulierung vollendet und dadurch etwas MWefentliches für die 
Erleihterung der Schiffahrt gewonnen wäre, würde den bisher fonjequent 
befolgten Grundfägen der preußifchen Verwaltung widerſprechen, welche 
nad freier Schiffahrt auf allen öffentlihen Strömen jtrebt und es ſich 
mit Erfolg hat angelegen fein lafjen, auf eine allmähliche Herabjegung 
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der beitehenden Flußzölle! Hinzumirken, wo der Abfchaffung derfelben 
vertragamäßige Hindernifje entgegenftehen.” 

Die Aufftelung eines zweckmäßigen Abgabentarif3 fei übrigens auch 
ſehr ſchwierig; wenn durch ihn die Verzinfung und Tilgung der Baufoften 
erzielt werden folle, fo müßten die Abgaben fo hoch und infolgebefjen die 
Waſſerfracht fo teuer ſich ftellen, daß die Schiffahrt den Wettbewerb mit 
der Eifenbahn nicht aushalten fünne. 

In diefem Sinne erging dann auch die Entſcheidung dur den Land— 
tagsabſchied vom 15. November 1862. Die Sciffahrtöabgabe wurde ab- 
gelehnt, weil fie den beſtehenden Grundjägen nicht entjpreche und weil durch 
ihre Erhebung der von der Negulierung für die Schiffahrt zu erwartende 
Vorteil erheblich beeinträchtigt werden würde. 

Die Schlefier ließen fi aber auch hierdurch nicht abjchreden. Der 
Provinziallandtag trat nunmehr mit dem pofitiven Anerbieten einer bejtimmten 
Veitragsleiftung hervor. Er beſchloß: 

„Zunächſt und vorbehaltlich weiterer Landtagsbefchlüffe die Summe 
von einer halben Million Talern aus Mitteln der Provinz, behufs 
Regulierung der Oder von Ratibor bis Schwedt Eurer Königlihen Majeftät 
Regierung zur Verfügung zu ftellen und zwar unter folgenden bedingenden 
Vorausfegungen.” 

Unter diefen Bedingungen lautete die zu 8: 

„daß von der Derfchiffahrt eine Abgabe erhoben, und deren Ertrag 
zwifhen dem Staate und den beitragenden Provinzen, nad) dem Ver— 
hältnis ihrer Beiträge, jo lange geteilt werde, bis die Summe dieſer Bei- 
träge durch Amortifation mit 1 Prozent jährlich getilgt ift.“ 

Hierzu wurde die Begründung gegeben, 

„daß es billig erfcheine, daß diejenigen, welchen die Oderregulierung 
zunächft zum Vorteil gereiche, auch an erfter Stelle herangezogen werden, 
daß dadurch die Beitragslaft der entfernter Beteiligten fich wejentlich ver- 
mindern würde, daß gefeglihe Hinderniffe einer Abgabe von 
der Oderſchiffahrt nit entgegenftehen und diefelbe um fo 
weniger bedenklich fei, als fie nur eine vorübergehende fein würde.” 

Diefer Beihluß wurde nebjt Begründung am 18. Oftober 1864 dem 
Könige überreicht mit der Bitte, nunmehr das weiter Erforderliche wegen 
der längft erfehnten Oderregulierung anzuordnen. 


— — — — 


ı Hier zeigt ſich wiederum die Unſicherheit der Terminologie in dem unter- 
ſchiedsloſen Gebraud der Worte „Flußzoll* und Schiffahrtdabgabe". 
13 * 
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Die Erledigung der Angelegenheit, die mit ihrem Für und Wider fehr 
ausführlich erörtert war, fo daß Neues faum noch vorgebracht werben fonnte, 
309 fich einige Jahre lang hin. Schließlich wurde jene Petition beantwortet 
dur den Allerhöchſten Landtagsabichied vom 11. März 1868, in weldem 
es beißt: 

„Die Bedingungen, unter denen Unfere getreuen Stände in der Petition 
vom 18. Dftober 1864 einen Beitrag von 500000 Rtl. aus Mitteln 
der Provinz für die Oderregulierung zur Verfügung geftellt haben, find 
für annehmbar nicht zu erachten. Denn wenn diefe Bedingungen eine 
Vollendung der Regulierung binnen längjtens 10 Jahren nad einem ein- 
beitlihen Prinzip und unter Begründung einer Zentralftelle für dieſen 
Zwei, die Übernahme der nah Abzug der Provinzialbeiträge noch er- 
forderlihen Koften auf die Staatskaffe und die Erhebung einer Abgabe 
von der Oderfdiffahrt, ſowie eine Teilung des Ertrages derſelben 
zwifchen dem Staat und den beteiligten Provinzen nah Verhältnis 
ihrer Beiträge behufs Amortifation der letzteren mit 1 Prozent jährlid) 
in Ausfiht nehmen, jo iſt dabei überfehen, daß die Einführung 
einer Schiffahrtsabgabe auf der Oder, wie Wir dies bereit3 in dem Ab- 
ihied vom 15. November 1862 ausgejprochen haben, mit den allgemeinen 
Bermwaltungsgrundfägen, welche überall auf Befreiung der Schiffahrt von 
folhen Abgaben gerichtet find, nicht vereinbar ift.“ 


Hier ift wiederum, wie in allen Kundgebungen der Staatsregierung 
feit dem Frühjahr 1861, lediglich die Zmedmäßigfeitsfrage, nicht der Rechts— 
ftandpunft als entfcheidend für die Stellungnahme der Krone bezeichnet. Der 
Umftand, daß feit dem Sommer 1867 der Art. 54 der Norbdeutfchen 
Bundesverfaffung in Kraft war, hat zu einer veränderten Beurteilung der 
Rechtslage nicht geführt, wie aus der Bezugnahme auf den Landtagsabſchied 
vom 15. November 1862 deutlich erhellt. Wenn die preußifhe Regierung 
der Meinung gemwejen wäre, daß die bisherige — von ihr ungern an- 
erfannte — Buläffigfeit von Sciffahrtsabgaben auf der requlierten Oder 
durh die Bundesverfafjung bejeitigt worden ſei, jo hätte fie ficherlich 
diefes Ablehnungsgrundes dem Provinziallandtage gegenüber vorzugsmweife 
fi bedient, wie fie es früher — bis zum Ablauf des Vertrages vom 
4. April 1853 — getan hatte. 

Die Erklärungen, Erlafje und Berichte in diefer Sade find, fomweit fie 


aus dem Handelsminiſterium fommen, fajt ausnahmslos von Delbrüd felbft 
unterzeichnet. Der Entwurf des Allerhöchſten Landtagsabſchiedes vom 
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11. März 1868 ift im Handel3minifterium Ende Auguft 1867 aufgeftellt, 
alfo nur wenige Wochen nad dem Erfcheinen der Bundesverfafjung !. 

Im Herbft 1867 wurde dann noch eine „Denkſchrift, betreffend den 
Man zur Fortfegung und Vollendung der Dderregulierung” , entworfen, 
welhe wiederum die Abgabenerhebung nur „als mit den allgemeinen Ber: 
waltungsgrundfägen, melde überall auf die Befreiung der Flußſchiffahrt 
von ſolchen Abgaben gerichtet find, unvereinbar” bezeichnet. Diefe vom 
15. November 1867 datierte Denkſchrift wurde am 15. Januar 1868 den 
beiden Häufern des preußifchen Landtages überfandt. Es ift faum denkbar, 
daß auch bei diefer Gelegenheit die Änderung der Rechtslage, wenn fie ein- 
getreten wäre, lediglich überjehen fein follte. 


* * 
* 


Dieſe Darſtellung der preußiſchen Verwaltungspraxis aus der Zeit vor 
der Reichsgründung dürfte genügen, um die Tatſache außer Zweifel zu 
tellen, daß die Erhebung von Fahrwaſſergeldern auf regulierten Flüſſen 
und fonftigen Waſſerſtraßen im Rahmen der Selbitfoftendedung — alfo auf 
der Grundlage des Gebührenprinzips — damals für zuläffig gehalten wurde. 
Bar fie es damals, fo ift fie e8 auch heute noch; denn der Rechtszuftand 
hat fih nur Hinfichtlich der Flußzölle mit fteuerlihem Charakter, nicht aber 
dinfichtlich der Schiffahrtsabgaben, feitvem geändert. 


8 8, 
Die Praxis bei den Waſſerſtraßen im Reiche. 


Die geſetzgebenden Körperfchaften des Norddeutſchen Bundes und des 
Deutihen Reiches haben jeit 1867 viermal Beranlafjung gehabt, zu ber 
Auslegung des Art. 54 dur Beihlüffe — im Gegenfag zu bloßen Er- 
örterungen ohne Abjtimmung — Stellung zu nehmen. 

1. Im Sabre 1868 hatten Holzhändler aus Kaulsdorf und Gimte die Be- 
laftung der Flößerei auf der oberen Saale und Werra dur Abgaben befchwerbe- 
führend zur Sprache gebracht. Über diefe Angelegenheit wurden von den Bundes- 
tatsausfhüfjen für Zoll- und Steuerwefen und für Suftizwefen zwei Berichte 
erftattet. Der erfte vom 29. Juni 1869 beantragt die Ernennung eines 
Bundesfommifjars, welcher die Verhältniſſe in Gemeinfhaft mit Bevoll- 
mädtigten der beteiligten Regierungen unterſuchen und vor allem feititellen 


! Die Länge der Zwifchenzeit erklärt fi aus den Perioden des Zufanmen- 
trittö der Provinziallandtage. 
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follte, inwieweit der beftehende Zuftand dem Art. 54 und dem Zollvereins— 
vertrage entſpräche. 

Der zweite vom 13. April 1870 erörtert das Ergebnis dieſer Unter: 
fuhungen ; er ift dem Entwurf des Bundesgefehes vom 1. Juni 1870 über 
die Flößereiabgaben ald Begründung beigegeben. 

Sn beiden Berichten mußte die Frage des geltenden Verfaſſungsrechtes 
beantwortet werden, weil es fich bei der Werra um Flößereiabgaben handelte, 
die auf der ſchiffbaren Flußftrede erhoben wurden, alfo unzweifelhaft unter 
die durch Art. 4 Nr. 9 der Verfaſſung begründete Zuftändigfeit des Bundes 
fielen, während bei der Saale diefe Zuftändigfeit zweifelhaft war. Es 
handelte fih zwar um Flößereiabgaben auf der nicht hiffbaren Strede, aber 
e3 war die Meinung vertreten, die Zuftändigfeit des Bundes nad) Art. 4 Nr. 9 
fei für die ganze Saale begründet und Art. 54 für den ganzen Lauf diejes 
Fluſſes deshalb anwendbar, weil er auf feiner unteren Strede zu den 
„Waflerftraßen” gehöre. 

Endlid waren auch Zweifel darüber vorhanden, ob die Beftimmungen 
in Art. 23 des Bollvereinsvertrages noch neben Art. 54 der Verfaſſung 
Geltung hätten. 

Die Waflerzölle werden in den Ausfchußberichten hiſtoriſch begründet 
und aus dem mittelalterlihen Begriff der Negalität hergeleitet, wobei ftets 
der Unterfchied zwiſchen „eigentlichen“ Zöllen und gebührenmäßigen Schiff: 
fahrtsabgaben feitgehalten wird. 

„Eigentlide Flußzölle find Ausfluß eines Hoheitsrechtes, und folches 
wurde nur an größeren öffentlihen Strömen! behauptet; flumina navi- 
gabilia et ex quibus fiunt navigabilia. Abgefehen von der Frage über 
die Richtigkeit der NRegalitätstheorien ift jo viel gewiß, daß auf den als 
öffentliche betrachteten Flüffen die Staaten Abgaben erhoben, teils für 
die Geftattung der Benugung durch Schiffahrt überhaupt, teil® für Ge: 
ftattung einer den gemeinen Gebrauch einfchränfenden Benußung, teils als 
Geleitögeld für gewährten Schuß. Hin und wieder mögen derartige Ab- 
gaben ihren urfprünglichen Charakter dadurd eingebüßt haben, daß 
man fie ald Erjag für die Kojten der Unterhaltung des 
Stromes und die Hinwegräumung von Hinderniffen anfah, 
ähnlich wie bei den Landftraßen.“ 

Der lebte Satz bezieht fi auf die gebührenmäßigen Fahrwaſſergelder; 
er läßt deutlich erkennen, daß man ſich des grundfäßlichen Unterjchiedes 


ı Gemeint ift der Gegenfag zu den nur flößbaren Waflerftraßen. 
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zwifchen foldyen Abgaben und „eigentlichen Flußzöllen“ vollfommen be» 
mußt war. 
Es heißt dann S. 23 des Berichts vom 13. April 1870: 
„Für unrechtmäßig fünnen die in Frage ftehenden (auf der Werra und 
Saale erhobenen) Abgaben alfo auf feine Weife gehalten werden, mohl 
aber ftehen fie mit dem ganzen Entmwidlungsgange und mit den An- 
forderungen, die der Verkehr macht, nicht im Einklange. Flußabgaben 
ohne Gegenleiftung find immer mit Widerwillen betrachtet, weil 
fie für die Benugung einer von der Natur gegebenen Sache gefordert 
find. — In den Vorfohriften der Reichsgeſetze und MWahlfapitulationen 
über die Zölle, der Wiener Kongreßakte über die fonventionellen Flüffe, 
der Bollvereinsverträge, der fpäteren Verfaſſungs— 
entwürfe und endlich der Norbdeutfchen Bundesverfaffung ift deutlich 
die Tendenz zu erkennen, die Erhöhung und Vervielfältigung der Wafjer- 
zölle auszufchließen, fie nad) und nad einzufchränfen und endlich fie da 
ganzabzufhaffen, wo fieohne Entgeltgenommenmwerden!, 
Die Idee ift dabei feine andere, al3 daß die von Natur gegebenen 
öffentlichen Wafjerftraßen dem gemeinen Gebraud ohne Beſchränkung und 
Belaftung überlafjen werben follen.“ 
Ferner wird auf ©. 25 a. a. D. bemerft: 

„Es ift hier noch des Umſtandes zu erwähnen, daß die Flußabgaben oft 
ald Aquivalente für die Erhaltung der Flüfje dargeftellt 
werden ujw. 

Jedenfalls ift nun dur Art. 54 der Berfaffung ſoviel bejtimmt, 
daß Wafjerabgaben nur für die Benugung befonderer Anftalten entrichtet 
werden follen. Die bloße Unterhaltung der Strombahn? ift 
aber feine befondere Anftalt. Wo man daher die Erhebung von 
Waflerzöllen auf den fonventionellen Flüſſen eingeftellt hat, ift dieſes 
ohne alle Rüdfiht auf die Unterhaltungslaft gejchehen. In 
der Tat ift auch das Verhältnis ein anderes als bei den Landſtraßen. 
Die fünftliche Landftraße ift mit baulichem Aufwande angelegt, wird durch 
den Gebrauch abgenugt und eben das Befahren führt die Notwendigfeit 
der Reparaturen herbei. Die natürlihe Waflerjtraße, der Lauf des 

! Diefe Darftellung ift freilich binfichtlich der Wiener Alte und der Berfaffung 
von 1849 nicht richtig. Erftere wollte die Wafferzölle als ſolche keineswegs abichaffen 
und legtere wollte die Schiffahrtdabgaben für die Binnenfhiffahrt aud da 
abihaften, wo fie gegen Entgelt gefordert wurden. Vgl. S. 23—25 u. ©. 139, 140. 

2 Bei Shumader ift ftatt „Strombahn” irrtümlih „Strombauten“ gedrudt 
8. 137. 
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Waſſers wird durch Befahren nicht verfchlehtert, und die Notwendigkeit 
der Unterhaltung der Strombahn folgt aus natürliden Ver— 
bältniffen, die mit der Schiffahrt oder Flößerei in feinem 
Zufammenbange stehen.“ 

Aus dem legten Sate ergibt fih klar, daß der Bericht nur an folche 
Wafleritraßen denkt, welche fi in natürlihem Zuftande befinden, oder nur 
den urfprünglihen Naturzuftand der Wafferftraßen im Auge hat. Denn 
von Fünftlich bergeftellten Fahrrinnen — von den dur Baggerung ber- 
gejtellten Seewegen im Frifhen und Stettiner Haff 3. B. — kann man 
unmöglich fagen, daß ihre Unterhaltung „aus natürlichen Verhältniſſen folge, 
die mit der Schiffahrt in feinem Zufammenhange jtehen“. Cbenfowenig 
läßt fih eine folde Behauptung aufitellen für die Fahrrinne im Rhein, 
welche im Intereſſe der Schiffahrt hergeftellt tft und nur durch Unterhaltung 
zahlreicher Buhnen, Grundfchmwellen und Parallelwerke, hin und wieder auch 
durch Baggerungen, vor Verflahung und Verengung geſchützt werden fann, 
außerdem aber auch dur Tonnen und andere Fahrwaſſerzeichen kenntlich 
gemacht werden muß. Unrichtig ijt ferner die Annahme, die natürliche 
Maflerftraße werde dur Befahren nicht verſchlechtert. Abgejehen von der 
Verſchlechterung durch Wracks, deren Hineingeraten in das Fahrwaſſer doc 
eine Folge der Befahrung tft, und deren Bejeitigung der preußifche Handels— 
minifter und NReichsfanzler mehreren norbdeutfhen Regierungen gegenüber 
ala „befondere Anftalt zur Erleichterung des Verkehrs“ im Jahre 1885 an- 
erkannt hat, erleidet auch die natürlihe Waſſerſtraße dur die Bewegung 
der Fahrzeuge, insbefondere großer und ſchnell fahrender Dampfer, Ver: 
ſchlechterungen. Die Aften find angefüllt mit Klagen, melde in der Zeit 
des Aufkommens der Dampfichiffahrt über die Uferabbrühe und die Hinein- 
fpülung von Erdmaſſen in den Strom infolge des Mellenfchlages der 
Dampfer erhoben wurden. Auch in neuejter Zeit werden Uferdedungen aus 
diefem Anlaß notwendig. 

Im übrigen ftellt fih aber der Bundesrat in jenem Bericht klar 
und deutlih auf den Gebührenftandpuntt; nur „Flußabgaben ohne Aqui- 
valente” werden perhorresziert und im übrigen der Anftaltsbegriff als maß— 
gebend erklärt, aber nicht deklariert oder doch nur negativ dahin begrenzt, 
daß „die bloße Unterhaltung der Strombahn“ nicht dazu gehöre. Diefe 
Bemerkung geftattet e contrario den Schluß, daß Verbefferungen der 
Strombahn befondere Anjtalten feien. Wiedenfeld will allerdings in feinem 
mehrerwähnten Vortrage vor dem Deutfhen Landwirtfchaftsrat das nicht 
zugeben; er glaubt den Ton nicht auf die Worte „bloße Unterhaltung“, 
fondern auf „Strombahn“ legen zu follen. Gegen diefe Auffaffung fpricht 
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aber nicht nur der Zufammenhang, fondern auch die innere Wahrfcheinlich- 
fett. Wäre Wiedenfelds Anfiht zutreffend, fo hätte richtiger das Eigen- 
Ihaftswort „bloße“ vor „Strombahn” geftellt werden müſſen. Außerdem 
müßte dann vorausgeſetzt werden, der Bundesrat hätte den Begriff der be- 
fonderen Anftalt nur im Rahmen der „Unterhaltungstätigfeit“ definieren 
wollen, während e8 doch nicht nur viel näher liegt, fondern geradezu ge- 
boten ift, bei einer folchen Definition den Unterfchied zwifchen der Erhaltung 
des status quo und feiner Berbefjerung in Auge zu faffen. Es gibt An- 
falten, die nach ihrer Herftellung feine oder jo gut wie feine Unterhaltung 
erfordern, und andere, bei melden es mit der bloßen Unterhaltung nicht 
getan ift, fondern daneben der Betrieb eine entfcheidende Bedeutung hat. 

Daß die Erhebung der Flußzölle „ohne Rüdfiht auf die Unterhaltungs: 
often“ der Wafjerftraßen eingeftellt worden mar, ergab fi mit Notwendig- 
feit aus dem Mangel einer Beziehung der erfteren zu den letteren und aus 
der ſchon früher dargelegten technifchen Unmöglichkeit, die Zölle in Fahr: 
waſſergelder — gebührenmäßige Sciffahrt3abgaben — zu mobdernifieren. 

2. In demfelben Sinne wird in einem von Delbrüd vollzogenen Be- 
rihte der vereinigten Bundesratsausfhüffe für Handel und Verkehr und 
für Juſtizweſen vom 18. März 1870 über die Aufhebung des Elbzolles feft- 
geftellt, „daß die Zölle auf den deutfchen Strömen nicht als Erſatz für die 
Unterhaltungsfoften erhoben werden und erhoben worden find.“ Die Be- 
gründung zu dem Entwurfe des Bundesgeſetzes über die Aufhebung der 
Elbzölle vom 11. Juni 1870*° fagt ausdrücklich: 

„Es hatten weder diefe Zölle (die früheren von den einzelnen Ufer- 
ftaaten bejonders erhobenen Elbzölle, im Gegenfa zu der damals für 
gemeinschaftlihe Rechnung und nur noch an einem Orte eingeforderten 
Abgabe), noch Hat folgerecht die jeßt (in Wittenberge) zur Erhebung 
fommende Abgabe die Natur einer Abentrichtung für den Ge- 
braud befonderer, zur Erleichterung des Verkehrs beftimmter An - 
ftalten, ſondern es wird die Abgabe als einfaher Baffagezoll 
erhoben. Sonach aber wird der fraglide Zoll durd das Verbot in der 
Bundesverfaffung direkt betroffen.” 

Man war im Bundesrat nah einigem Schwanfen zum Entſchluß dar- 
über gefommen?, daß Flußzölle trog der Beitimmung in Art. 23 des fpäter 
publizierten und in Kraft getretenen Zollvereinsvertrags verfaſſungsmäßig 
unzuläffig feien. Indem man die Zuläffigfeit des Elbzolls verneinte, nahm 
man feineswegs Stellung zn der Frage, ob befondere Anftalten zur Er- 


B.G. Bl. S. 416, Drudiadhen des NReichdtages Nr. 136. 
® Bol. S. 137 Anm. 2. 
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leichterung des Verkehrs im Sinne de Art. 54 auf der Elbe vorhanden 
fein. Man ließ diefe Frage im Gegenteil offen und begnügte ſich mit der 
Feſtſtellung, daß der Elbzoll keinesfalls eine Gegenleiftung für die Benugung 
folder Anftalten darftelle. 

Das Fehlen jeder rechtlihen und wirtfchaftlihen Verbindung zwifchen 
dem Elbzol und der Unterhaltung oder Berbefjerung des Stromes oder mit 
anderen Worten der rein fisfalifche Charakter jener Abgabe zeigte fi auch 
in der Behandlung der Frage, ob, inwieweit und in welcher Weife den am 
Elbzoll beteiligten Uferjtaaten eine Entjhädigung für den ihnen bevor- 
ftehenden Einnahmeverluft zu gewähren ſei. Die Zubilligung folder Ent- 
fhädigungen wurde vom Bundesrat nur mit der allgemeinen Finanzlage 
jener Staaten begründet. Bei der Bemefjung der Abfindungsfumme wurde 
der volle Ertrag des Elbzolles zu Grunde gelegt; es wurden nur die Er- 
bebungsfoften gefürzt, nicht aber die Aufwendungen für die Unterhaltung 
der Waflerftraße, obwohl fie bei der Berechnung abgezogen werden mußten, 
wenn man in den Zöllen zugleich eine Gegenleiftung für die Strombaulaft 
und in der letteren eine aus allgemeinen Mitteln zu erfüllende Obliegenbheit 
der Uferftaaten erblidt hätte. Endlich wurde die Entfhädigungspflicht nicht 
von der Elbſchiffahrt oder von den die Elbjchiffahrtsinterefien vertretenden 
Bundesitaaten, jondern vom Bunde übernommen. 

Jedes Eingehen auf die Frage, ob nad) Aufhebung der Elbzölle ein 
Fahrwaſſergeld auf der Elbe im Rahmen der gebührenmäßigen Selbftkojten- 
dedung erhoben werden fönnte, oder mit anderen Worten, ob die im Strom: 
bett der Elbe vorgenommenen Verbefjerungen befondere Anftalten im Sinne 
des Art. 54 der Verfafjung feien !, hatte der Bundesrat vermieden. Anders 
der Reichstag, der troß feiner Eigenſchaft als Volfsvertretung damals weniger 
antifisfalifh und der Anmwendung des Gebührenprinzips auf Wafjerftraßen 
günftiger war als die Regierung. 

Am 14. April 1869 hatte die Petitionsfommiffion über Bittfchriften 
wegen Befeitigung des Elbzolles berichtet: 

„Der Elbzoll habe dur den Art. 54 infomweit feine rechtliche Gültig: 
feit verloren, als er die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herftellung 
der zur Erleichterung des Verkehrs beftimmten Anftalten erforderlichen 
Koften überfteige“. 

Sn der Sikung des Reichstages vom 28. April 1869 erläuterte der 
Abgeordnete Freiherr Norded zur Rabenau die Stellungnahme der Kommiffion 
dur folgende Ausführungen: 





1 Man könnte die Frage auch auf den Übergang von der natürlichen zur 
fünftliden Wafferftraße ftellen. 
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„Die Herr Graf Schwerin vorhin jchon erwähnt hat, lautete der Antrag 
der Referententen urfprünglid dahin, die Petition dem Bundeskanzler 
mit der Aufforderung zu übermeifen, die Aufhebung der Elbzölle unver- 
weilt herbeizuführen. 

Erft im Laufe der Diskuffion der Betitionsfommiffion find 
auf meinen Antrag die Worte: auf Grund des Art. 54 der 
Bundesverfaffung: in den Antrag der PBetitionsfommiffion hinein— 
gelommen. Der Art. 54 handelt aber in dem Teile, der uns hier in- 
tereffiert, im mwejentlihen davon, daß auf den natürlichen Wafjerjtraßen 
Abgaben für die Benugung refp. Unterhaltung befonderer Anftalten und 
Anlagen, die zur Erleichterung refp. Unterhaltung des Verkehrs dienen, 
beftehen bleiben; jedoch dürfen fie die zur Unterhaltung und gemöhn- 
lihen Herftelung der Anftalten und Anlagen erforverlihen Selbſtkoſten 
nicht überfteigen. Alfo von reiner Aufhebung fann nicht die Rede 
jein. Der Art. 54 präzifiert genau, unter welchen Verhältnifjen gewiſſe 
Abgaben beftehen bleiben follen. Die Betitionsfommiffion hat 
natürlich gewollt, daß diefer Artifel der Berfafjung auch hier die ihm 
gebührende Berüdfihtigung fände; daß fie das aber wollte, es wollen 
mußte, hat fie einfach dadurch befundet, daß fie dem urfprünglichen An- 
trage der Referenten die ausdrüdliche Bezugnahme auf Art. 54 der Ver- 
faffjung binzufügte“ !. 

Die Ausführungen des Abgeordneten Norded zur Rabenau murden 
von feiner Seite, namentlih auch nicht von dem anweſenden Vertreter der 
verbündeten Regierungen, beanftandet. 

Indem der Reichstag den fo erläuterten Antrag der Kommiffion nad 
längerer Erörterung annahm, ftellte er fi) in unzweideutiger und beftimmter 
Weiſe auf den ihm zu Grunde liegenden Rechtsſtandpunkt, welcher darauf 
hinauslief, daß Befahrungsabgaben auf der Elbe im Rahmen des Gebühren: 
prinzips zuläffig fein. Er mollte ebenfomenig wie die deutſchen Re— 
gierungen einschließlich der preußifchen im Jahre 1848 die Strombaufoften 
den Steuerzahlen in den Uferftaaten zur Laft legen; man wünſchte viel- 
mehr eine Elbichiffahrtsabgabe an Stelle des Zolles und fand in der erfteren 
ebenfowenig ein wirtfchaftliches oder rechtliches Bedenken, wie die ſchleſiſchen 
Provinzialftände und der preußifche Landtag ein folches kurz vorher in der 
Einführung einer Oderfchiffahrtsabgabe gefunden hatten. Es wurde ferner 
in jenem Berichte die Tatjache des Vorhandenſeins befonderer Anftalten im 
Sinne des Art. 54 für die natürliche Waflerftraße der Elbe anerkannt. Die 
Elbe war damals bis zu einem gewiſſen Grade ſchon reguliert und in der 
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Regulierung begriffen. Alfo bat die Kommiffion und der Reichstag felber 
fih bei jenem Anlafje dahin ausgeſprochen, daß Negulierungsbauten oder 
die durch ſolche Bauten gefchaffenen Fahrrinnen befondere Anftalten im 
Sinne der Bundesverfaffung feien. 
Auch in der Literatur wurde damals dieſe Anficht vertreten. In 
Hirths Annalen 1869 war ein Auffag über die Frage der Elbzölle erfchienen, 
in welchem es heißt (©. 430): 
„Der ganze Art. 54 alin. 4 der Bundesverfafjung ift fo deutlich und 
präzis gefaßt, daß es feinem Zweifel unterliegen kann, daß die Elbzölle, 
infomweit fie die zur Unterhaltung und gewöhnliden Her- 
ftellung der zur Erleihterung des Verkehrs dienenden An— 
ftalten überfteigen, mit dem Augenblid der Einführung der Bundes: 
verfaffung ihre rechtliche Grundlage verloren haben“. 
Diefelben Anfhauungen famen wiederum im Reichstage zur Geltung, 
als ihm im Jahre 1870 von den verbündeten Regierungen der Gefegentwurf 
über die Aufhebung des Elbzolls vorgelegt wurde. Bei der Beratung bier: 
über am 19. Mai 1870 vertrat der Abgeordnete Koppe den Standpunft, 
daß der Elbzoll teilmeife allerdings reiner Finanzzoll, teilmeife aber auch 
ein Äquivalent für die Koften der Unterhaltung des Fahrwaſſers 
ſei. Gerechtfertigt jet aber nur die Aufhebung des erfteren Beftandteiles der 
Abgabe; ihre völlige Befeitigung würde eine ftaatlihe Subvention der EIb- 
ſchiffahrt zu Laſten der Steuerzahler bedeuten. In demfelben Sinne erflärte 
der Abgeordnete von Benda, daß die frage, ob man für die Unterhaltung 
des Fahrwaſſers eine mäßige Abgabe erheben dürfe, noch geprüft werben 
müfje, und ver Abgeordnete von Bülom ftellte fchlieglih den Antrag, an 
Stelle des die Abfindung einiger Elbuferftaaten betreffenden $ 2 die Be- 
ftimmung: 
„Dom 1. Juli 1875 an darf nur eine die Koften der Unterhaltung und 
gewöhnlichen Herftellung der Anftalten und Anlagen für die Elbſtrom— 
Schiffahrt nicht überfteigende Schiffahrtsabgabe erhoben werden“ 

zu feßen. 

Diefem Antrage — deſſen Fafjung von neuem die Subjumierung 
der Elbftrombauten unter den Anftaltsbegriff erfennen läßt und infofern 
die Bedeutung eines weiteren Sprachgebrauchszeugniſſes hat — widerſprach 
namens des Bunbesrats der Staatsminiſter Delbrüd, indem er ausführte!: 

„Die Bundesverfaflung ſpricht in Art. 54 ausdrüdlih aus, daß 
Schiffahrtsabgaben, wie fie hier ins Auge gefaßt find, nicht erhoben 
werben follen; fie befchränft die Zuläffigleit von Abgaben für Die 
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Schiffahrt auf folde, melde für die Benußung beftimmter Anftalten 
erhoben werben, melde ein Aquivalent für die Benugung folder An- 
ftalten find, und fie läßt es nicht zu, Abgaben zu erheben, 
welde lediglih den Zweck Haben, die Koften für die 
gewöhnlihe Unterhaltung der Fahrbarfeit der Ströme 
aufzubringen.“ 

Der Minifter unterftellte alfo, daß in dem Antrage nur foldhe Anftalten 
gemeint gemwejen feien, die im Rahmen der „gewöhnlichen Unterhaltung“ 
der Fahrbarfeit der Elbe lägen; und der Abgeordnete von Bülow fcheint 
in der Tat eine folde Meinung gehegt zu haben, da er feinen Antrag an- 
gefihts der Delbrückſchen Erklärung zurückzog. 

Die lebtere trägt zur Klärung der Rechtslage leider wenig bei. Nach— 
dem die Petitionskommiſſion des Reichstages und der Reichstag felbft im 
Jahre 1869 befundet hatten, daß fie die Elbftrombauten als befondere 
Anftalten im Sinne des Art. 54 anfahen, und nachdem diefe Auffaffung 
in der Neichstagsverhandlung vom 19. Mai 1870 wiederum von ver- 
Ihiedenen Seiten vertreten worden war, hätte der Vertreter der verbündeten 
Regierungen wohl Beranlafjung gehabt, fich deutlich darüber auszuſprechen, 
weshalb jenen Bauten gleihmwohl die Anftaltseigenfchaft abzufprechen fei, 
und unter welchen Borausfegungen Wafferbauten an fchiffbaren Flüffen zu 
den abgabefähigen Anftalten gerechnet werden könnten. Zu diefem Zweck 
hätte der Begriff des „befonderen” im Sinne des Art. 54 erläutert werden 
müſſen; Delbrück jpriht aber nicht von „befonderen“, fondern von 
„beitimmten” Anftalten. Er befchränft fi) auf eine negative Begriffe- 
erläuterung, indem er ausfpricht, daß Unterhaltungsfoften nicht durch Schiff: 
tahrtöabgaben eingebracht werden dürften. Aber auch diefe Erflärung wird 
durh die Wahl der Ausdrüde „lediglih” (den Zwed haben) und „gewöhn- 
liche“ (Unterhaltung) ftarf eingefhräntt und geflifjentlih abgeſchwächt. 
Wäre Delbrüd der Meinung gewefen, daß auch für Verbefferungen 
der Fahrbarkeit des Elbſtroms dur; Negulierungsbauten, wie wirkſam und 
wie foftfpielig fie immer fein mögen, niemals eine Schiffahrtsabgabe erhoben 
werden dürfe, weil ſolche Bauten ihrem Wefen nach unter den Begriff der 
„befonderen Anftalt” niemals fubfumiert werden könnten, jo hätte er fi) 
viel fürzer und verftändlider etwa dahin ausvrüden fünnen: Fahrwafler- 
gelder find verfafjungswidrig, nur Schleufengelder find zuläffig, weil nur 
Stauanlagen befondere Anftalten find. Stromverbefjerungen durch Kanali- 
ferung können aus Schiffahrtsabgaben finanziert werden, und Strom- 
verbefierungen durch Regulierungswerfe, mie fie damals an der Elbe ſchon 
erbaut waren, müſſen fünftig zu Laſten der Steuerzahler gehen. Durch 
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eine ſolche Erklärung hätte fih Delbrüd allerdings mit der Praris unter 
der Herrjchaft der Zollvereinsverträge, deren Rechtszuftand nach feiner eigenen 
Erklärung unverändert geblieben war, in Widerſpruch gefett. Er felbft 
hatte noch im Jahre 1862 in einem Immediatbericht die gebaggerten Fahr— 
rinnen in den Odermündungen ald abgabefähige Anftalten behandelt. 

Da Delbrüd bei Abgabe der Erklärung vom 19. Mai 1870 zweifellos 
wußte, daß Fahrwaflerverbefferungen vorhanden waren, fo kann aus 
dem Umftande, daß er ihr Vorhandenfein ignorierte und ſich nur über die 
Koftendedung für Unterhaltungsarbeiten äußerte, faum eine andere 
Schlußfolgerung gezogen werden als die, daß er eine Stellungnahme zu ber 
durh den Gang der Verhandlungen der Regierung nahegelegten Frage: ob 
Fahrwafjerverbejferungen durch Regulierungsbauten im Wege der Ab- 
gabenerhebung finanziert werben könnten: vermeiden wollte. 

Zum Verftändnis jener Delbrüdfchen Erklärung muß man den Geift 
der damaligen Zeit und ihre wirtſchaftliche Grundrichtung mit berüdfichtigen. 
Die Regierungen — vor allem die preußifche, aus welcher Delbrüd hervor: 
gegangen war — hatten eine tiefgehende grundſätzliche Abneigung gegen 
Schiffahrtsabgaben. Man ſuchte ihre Einführung auch bei ſolchen Anläſſen, 
wo die gefegliche und vertragsmäßige Befugnis vorlag, möglichft zu ver- 
meiden. Bielleiht hat diefe wirtfchaftlide Tendenz auch die Fafjung jener 
Delbrüdfhen Erklärung etwas beeinflußt. 

Die Umwandlung des Elbzolles in eine Sciffahrtsabgabe wäre aller- 
dings, wie die Verhältnifje einmal lagen, durch bloße Reduktion der 
Einheitsfäge unmöglich geweſen; ſchon deshalb, weil der Zoll nur an einer 
Stelle, in Wittenberge, erhoben wurde, jo daß insbefondere der ganze 
Verkehr vom Süden nah Berlin und Magdeburg dort nit erfaßt 
werden fonnte. Zu einer gebührenmäßigen Sciffahrtsabgabe hätte eine 
annähernd gleichmäßige Belaftung des Gefamtverkehrs gehört, und diefe war 
im Nahmen der bejtehenden Tarife und Verwaltungseinrichtungen nicht zu 
erreihen. Beides hätte völlig neu gefchaffen werden müfjen. 

Daß man aber eine gebührenmäßige Schiffahrtsabgabe in Geftalt eines 
Fahrwafjergeldes für zuläffig und für vereinbar mit dem Art. 54 ver 
Reichsverfaffung anfah, zeigte fich in dem Fortbeſtehen einer folhen Gebühr 
auf der Unterelbe. Troß der Bejeitigung des Elbzolles durch das Bundes- 
gefeg vom 11. Juni 1870 und troß des mit Ofterreich geſchloſſenen Elb— 
zollvertrages vom 22. Juni 1870 erhob man das hamburgifche fogenannte 
Zotögeld für die 114 km lange Strede unterhalb Hamburg weiter. Die 
Beibehaltung diefer Abgabe ftieß nirgends auf Widerſpruch, obwohl fie — 
wenn aud aus anderen Gefichtspunften — im Reichstage wiederholt aus- 
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vrüdlih zur Sprache gebraht wurde, wie auf ©. 168—166 diefer 
Arbeit näher dargelegt worden if. Aber auch abgefehen von den 
im Reihstage vertretenen politifchen Kreifen war die breite Schicht der 
Schiffahrts- und Handeltreibenden felbitverftändlich über den Anhalt des 
Elbzollvertrages ebenſo wie über das FFortbeftehen der hamburgifchen Elb— 
ſchiffahrtabgabe unterrichtet. 

3. Einige Jahre nad der Bejeitigung der Elbzölle famen die gejeß- 
gebenden Körperfchaften des Reiches wiederum in die Lage, zu der Aus- 
legung des Art. 54 der Verfaffung Stellung nehmen zu müſſen. Die 
Veranlaffung hierzu ergab fih aus den eigentümlichen Verhältniſſen, welche 
binfihtlih der Unterhaltung des Fahrwafjers der Unterwefer zwiſchen 
Bremen und dem Meere beftanden. Diefe Unterhaltung lag feit dem 
Mittelalter allein Bremen ob, ebenfo wie die Unterhaltung der Unterelbe 
lediglich Sache Hamburgs und die der Trave Aufgabe Lübecks war. 


Die Weſerſchiffahrtsakte vom 10./22. November 1823! hatte außer 
dem „MWejerzoll”, der nur für das Gebiet der Binnenjchiffahrt oberhalb 
Bremen erhoben merden durfte, jede andere Befahrungsabgabe für den 
ganzen Zauf der Wefer bis zum Meere unterfagt und in $ 15 Abf. 2 
ausdrüdlih beftimmt: „Bon Bremen bis ins offene Meer und umgekehrt 
indet weder Zoll noch fonjtige Abgabenerhebung ftatt“. Nur örtliche 
Shiffahrtögebühren, „Hafen-, Kıan-, Wage- und Nieverlagegebühren 
in den Handelspläßen“ waren in $ 23 neben dem feit 1856 
juspendierten und fpäter durch die Bundesverfaffung auch de jure befeitigten 
Weſerzoll zugelaffen. Der bremifche Staat konnte aber die für die Unter- 
haltung des Fahrwaflers erforderlichen bedeutenden Aufwendungen nicht aus 
allgemeinen Mitteln beftreiten und führte deshalb gleihmohl — die Ber- 
hältnifje waren eben ftärfer als das gefchriebene Vertragsrecht — im Jahre 
1826 eine Schiffahrtsabgabe ein, von welder er fpäterhin die hannoverfchen, 
oldenburgifchen und preußifchen Schiffe frei lafjen mußte. Die Einführung 
der Bundesverfaffung, welche die gleihmäßige Behandlung aller deutfchen 
Schiffe Hinfichtlih der Schiffahrtsabgaben vorfchrieb, machte diefen Zuftand 
unhaltbar. Die Seeihiffahrtsabgabe wurde tatſächlich nad) 1867 nur nod) 
von den nach bremifchen Weferhäfen gehenden bremifchen und nichtdeutfchen 
Schiffen gezahlt; aber der Ertrag war dementſprechend geringer und bie 
Unzufriedenheit in Bremen über die Benachteiligung der bremifchen gegen- 
über der fonftigen deutjchen Reederei groß. 
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Als im Jahre 1868 von preußifcher Seite die Auslegung eines Feuer— 
Schiffes am Kreuzungspunfte der Seewafjerftraßen nad der Jade und der 
Mefermündung als wünſchenswert erflärt worden war, benußte Bremen 
diefen Anlaß, um ein gemeinfames Borgehen der drei Uferftaaten Preußen, 
Didenburg und Bremen, bei der Unterhaltung der Seezeihen auf der Unter- 
wefer und dem angrenzenden Gebiet der Nordfee anzuregen, und zwar in 
dem Sinne, daß Bremen nad wie vor die Unterhaltung allein übernehmen 
folte, während die Koften dur eine Abgabe aufzubringen wären, welde 
von allen Schiffen ohne Unterfchied des Heimatshafens und des Beitimmungs- 
orte? — alfo aud von den nah nichtbremifchen Weferhäfen gehenden 
Fahrzeugen — zu erheben jei. 

Preußifcherfeit3 wurde im Laufe der Verhandlungen die grundſätzliche 
Berehtigung diefes Vorſchlages anerkannt. Die Minifter des Handels und 
der Finanzen erflärten dem Auswärtigen Amt am 30. April 1872, daß 

„prinzipielle Bedenken der Erhebung einer Vergütung von dem jdiffahrt- 
treibenden Publikum für die Unterhaltung pp. der Seezeichen nicht ent- 
gegenftehen. Belanntli werden auch außer auf der Weſer zurzeit auf 
der Ems Abgaben für Sciffahrtszeichen erhoben, und das altpreußifche 
Hafengeld ift als Entgelt nicht allein für die Benugung der Hafen- 
anftalten, fondern auch für die Lotshilfe und die Schiffahrtszeichen 
aufzufaſſen.“ 

Zu den Schiffahrtszeichen, welche für die Anſegelung der Weſermündung 
— für die Auffindung des richtigen Fahrwaſſers — notwendig waren, ge— 
hörten auch der Kirchturm und der Leuchtturm auf der oldenburgiſchen Inſel 
Wangeroog, die ebenſo wie die ganze Inſel durch den Angriff der Nordſee 
mit Zerſtörung bedroht waren. Um dieſe Schiffahrtszeichen zu erhalten, 
mußte der Strand von Wangeroog mit ſehr koſtſpieligen Uferbauten geſchützt 
werden. Nun hatte an dem Schutze der Inſel und jener Türme gleichzeitig 
die Reichsmarine ein Intereſſe. Die Türme waren und ſind für die Schiffe 
der Marine ebenſo wie für die Kauffahrteiſchiffe als die einzigen weit ſicht— 
baren Seezeihen vor der Wefer- und Jademündung von hervorragender 
Bedeutung. Die Erhaltung der Inſel war aber ferner aud für den Reichs— 
friegshafen an der ade infofern wichtig, als die Zerftörung der erjteren 
das Fahrwaſſer nad dem letteren wahrfcheinlich verfchlechtert haben würde. 
Mit Rüdficht hierauf beteiligte fih das Neih an den Verhandlungen über 
die Segzeihen an der Wefermündung und ſchloß im Jahre 1875 mit den 
Weferuferftaaten Preußen, Oldenburg und Bremen ein Abkommen, wonach 
das Reich die Strandbefeftigungen auf Wangeroog heritellen und fie nebjt 
den Leuchtfeuern unterhalten follte, während die Meferuferjtaaten fich ver: 
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pflihteten, für den Bau der Stranbbefeftigungen einmalig etwas mehr als 
eine halbe Million Mark aufzubringen und einen laufenden Zufhuß zu den 
Unterhaltungsfoften dieſer Befetigungen zu leiften. Gleichzeitig fchloffen die 
drei Uferftaaten einen Vertrag, wonach die Koften aller Seezeihen von 
Vegeiad bis zum Meere, und vor der Weſermündung, einſchließlich eines 
Teiles der von ihnen übernommenen jährlihen Zufhüfje zur Unterhaltung 
der Strandbefeftigungen auf Wangeroog, durch eine als „Feuer: und Balen- 
geld“ bezeichnete Schiffahrtsabgabe vom Raumgehalt der in die Wefermündung 
einlaufenden Fahrzeuge aufgebradht werden follte. 

Diefer Vertrag wurde als mefentlicher Bejtandteil der Finanzierung 
des Gefamtunternehmen? dem Bundesrate am 24. November 1875 vor: 
gelegt. Durch die Genehmigung des vom Reiche mit den Uferftaaten ge- 
Ihloffienen Abkommens wurde auch der BVertragsinhalt vom Bundesrat als 
verfaffungsmäßig unbedenklich anerfannt. Der demnädft von ben gejeß- 
gebenden Körperjchaften der drei Einzeljtaaten angenommene, in der Preußifchen 
Gefeßfammlung ? unter dem Datum des 6. März 1876 veröffentlichte Vertrag 
macht in Art. 3 die Übernahme der Baulaft hinfichtlich der Anlagen auf 
Bangeroog durd das Reich zur ausbrüdlichen Vorausſetzung feiner Geltung. 

Es ift alfo von Reichs wegen bei diefem Anlafje der Standpunft ein- 
genommen worden, daß nicht nur die Seezeichen felbft, die Tonnen, Baken 
und Leuchtfeuer, fondern aud die Strandbefeftigungen auf Wangeroog, in- 
Iofern fie zur Erhaltung des dortigen Kirchturms und Leuchtfeuerd beitragen, 
befondere Anftalten im Sinne der Reichsverfaffung find, deren Herjtellungs- 
und Unterhaltungsfoften aus Sciffahrtsabgaben gededt werden können. 
Das Beifpiel der Strandbefeftigungen zeigt mit befonderer Deutlichfeit, daß 
die von der Berfafjung geforderte Beftimmung oder vielmehr Wirkung der 
„Erleichterung des Verkehrs” feine unmittelbare zu fein braudt. Denn der 
Zufammenhang zwifchen der Unterhaltung der Strandfchugbauten und dem 
Verfehröintereffe derjenigen Schiffe, welche durch Entrichtung des Feuer- und 
Balengeldes zur Unterhaltung diefer Bauten beitragen, ift fo entfernt und 
mittelbar wie möglich). 

Die Frage der Anwendbarkeit des Begriffs der „befonderen Anitalt” 
af jene Strandjchugbauten oder mit anderen Worten die Frage ihrer 
Abgabefähigkeit ift damals nicht etwa unerwähnt geblieben oder obenhin 
behandelt, fondern vielmehr zum Gegenftande einer ſtaatsrechtlichen Er- 
örterung gemacht worden. Einer von den bremifchen Vertretern bei den 
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Vertragsverhandlungen, der Handeldfammerpräfident Mosle, gab am 8. Mai 
1875 ein Separatvotum ab, in welchem er bejtritt oder wenigſtens be- 
zweifelte, daß die Dedung von Koften für die Unterhaltung der Strand- 
befeftigung aus Schiffahrtsabgaben mit Art. 54 der Berfafjung vereinbar 
fei. Die beteiligten Bundesregierungen, einfchließlich des bremijchen Senats, 
und das Reich erachteten jedoch das Bedenken für unbegründet. 

Bon den Folgerungen und Nutzanwendungen, welche aus diefem Falle 
binfichtli des Begriffs der „Benutzung“ zu ziehen find, wird noch an 
anderer Stelle die Rede fein. 

4. Zehn Jahre fpäter famen Bundesrat und Reichstag wiederum in 
die Lage, bei der Finanzierung eines großen Unternehmens zur Förderung 
der Schiffahrtsverhältniffe an der Weſermündung mitzuwirken. 

Um die Befaffung der Neichsgefeggebung mit der Frage der Sciffahrts- 
abgaben auf der Unterwefer im Jahre 1886 ganz zu verftehen, muß man 
fi der Tatſache erinnern, daß die Verbefjerung diefer Waflerftraße für die 
Seeſchiffahrt ſchon ſeit dem Jahre 1870 als Bundes- und fpäter als Reichs— 
angelegenheit im Sinne des Art. 4 Nr. 9 der Berfafjung behandelt worden 
ift, weil mehrere Bundesftaaten territorial beteiligt und die etwa erforder- 
lihen Maßregeln ohne allfeitiges Zufammenmirfen oder wenigftend Einver- 
nehmen nicht möglich waren. Im Jahre 1870 hatten Vertreter der Ufer: 
ftaaten unter Leitung eines Bundestommifjars eine örtliche Prüfung vor: 
genommen; fie waren dabei zu dem Ergebnis gefommen, daß der Zuftand 
des Fahrwaſſers den Sciffahrtsintereffen nicht entfprehe und der Ber: 
befjerung bebürfe. Unter den Weferuferftaaten war jedoch eine Verftändigung 
über das, was in der Sache meiter gejchehen follte, nicht zu erreichen. 
Infolgedeſſen machte das Reich von feinem Auffichtsrechte gegenüber den 
Einzelftaaten hinſichtlich „des Schiffahrtäbetriebes auf den mehreren Staaten 
gemeinfamen Wafjerftraßen und des Zuftandes der letzteren“ Gebrauch, und 
der Bundesrat beſchloß am 15. Februar 1874 auf Grund des Art. 4 
Nr. 9 a. a. O. 

„daß durch techniſche Kommiſſare des Reiches der Zuſtand des Fahrwaſſers 
der Weſer von Vegeſack abwärts einer eingehenden Unterſuchung unter— 
zogen und behufs Abſtellung der etwa vorgefundenen Mängel ein Korrektions— 
plan feſtgeſtellt und letzterer dem Bundesrat zur weiteren Beſchlußnahme 
vorgelegt werde.“ 

Die infolgedeſſen eingeſetzte, aus Vertretern der drei Uferſtaaten ge— 
bildete Reichskommiſſion hatte nochmals fejtgeftellt, daß das Fahrwaſſer 
fih „in einem ſehr mangelhaften, jtellenweife geradezu verwilderten Zuftande 
befinde und eine Korrektion erheifche”, und ferner fi dahin ausgejprochen, 
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„daB diefe Korrektion nur nad einem einheitlichen Plane, welder auf das 
gefamte Flußgebiet der Unterwefer von Bremen bis zur Mündung ſich zu 
eritreden haben werde, erfolgen könne”. 

Es wurden dann durd die Reichskommiſſion umfangreihe technische 
Vorarbeiten angeftellt, deren Koftendedung wiederum ein Eingreifen des 
Bundesrat3 nötig machte, weil die Uferftaaten ſich über die Verpflichtung 
zur Beitragsleiftung nicht verftändigen fonnten. Aus diefen Worarbeiten 
ging fchlieglih der im mefentlihen von dem bremifchen Oberbaubireftor 
Franzius aufgeftellte Bauplan hervor, welcher mit einem veranjchlagten 
Koftenbedarf von 30 Millionen Mark abſchloß. Bremen machte fich feine 
Hoffnung darauf, von den anderen Uferftaaten Beiträge für die Ausführung 
diefes Planes zu erlangen; Preußen hatte ihn als über eine „orbnungs- 
mäßige Inſtandſetzung des bisherigen tatſächlichen Zuftandes“ hinausgehend 
und darum als einen folchen bezeichnet, zu deſſen Ausführung die Einzel- 
ftaaten auf Grund des Art. 4 Nr. 9 der Verfafjung nicht angehalten 
werden fünnten. Anderjeit3 war Bremen auch darüber außer Zweifel, daß 
ein jo großes Unternehmen nicht zu Laften der bremifchen Steuerzahler 
ausgeführt, fondern nur durch Sciffahrtsabgaben finanziert werden fönne. 

Nah der bisherigen Entwidlung der Angelegenheit hatte Bremen alle 
Veranlaffung, fih für die Zufunft auf einen feften und geſicherten Boden 
zu fielen, und ſich namentlich Hinfichtlih der Schiffahrtsabgaben vor jeder 
Möglichkeit einer fpäteren Anfechtung feines Erhebungsrechtes zu ſchützen. 
Ohne fichere Gewähr gegen foldhe Anfechtungen konnte e3 jo große Kapitalien 
nit aufmenden; diefe Gewähr war nad) Lage der Dinge nur von der 
Reihögejeggebung im Wege der authentifhen Auslegung des Art. 54 zu 
erlangen. 

Bremen jelbft war der Meinung, daß es fi nur um eine Auslegung 
handele, da die Erhebung von Sciffahrtsabgaben für eine derartig aus- 
gebaute Waſſerſtraße — wie es in dem Antrage de Senats an den 
Bundesrat vom 29. Mai 1885 heißt — „dem Geifte der Reichsverfaffung 
durhaus entſprechen“ würde. Demgemäß beantragte aud Bremen feine 
Verfafjungsänderung, fondern nur „eine im Wege des Spezialgeſetzes zu 
erlafjende Deklaration“. Der gleihen Anfiht war Preußen, das ja in 
demfelben Jahre die Entfernung von Wrad3 und Baumftämmen aus dem 
Strome für abgabefähige „befondere Anftalten” erklärt hatte, und der 
Bundesrat, welcher in der Begründung zu dem Gefetentwurfe ausſprach: 

„Auch aus den einſchlagenden Bejtimmungen der Reihöverfaflung (vergl. 

Art. 54 Dderfelben) werden begründete Einwendungen gegen die Zulafjung 

einer Abgabenerhebung im vorliegendem Falle nicht herzuleiten fein. — 
14 * 
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Der leitende Gedanke ift augenfcheinlich der geweien, daß für die bloße 
Nachhilfe, welche erforderlih ift, um die natürlichen Wafjerläufe in 
fahrbarem Zuftande zu erhalten, der Berfehr nicht belaftet werden follte, 
daß dagegen da, wo dur Anmendung fünftlicher Mittel eine Fahrbahn 
erft gefchaffen wird, die Dedung der alsdann aufgewandten aufßerorbent- 
lichen Koften durch eine Benutzunggebühr innerhalb gewifjer Grenzen be- 
rechtigt fei.” 

Bei der Beratung des Gefehes im Reichdtage am 12. März 1886 
hatte zunächft der Abgeordnete Gebhard die Frage, ob die Abgabenerhebung 
auf der Unterwefer im Rahmen der PVerfafjung liege, als zweifelhaft be- 
zeichnet; es lafje fih „immerhin die Behauptung hören und begründen, daß 
hier eine Änderung der Verfafjung in Frage fei“. Hierauf erwiderte der 
Staatsfelretär des Innern von Bötticher: 

„Ich möchte nicht unterlafjen, auf die frage, die der Herr Vorrebner 
angeregt hat bezüglich der Stellung des Bundesrats zu der Frage, ob 
eine Berfafjungsänderung im Entwurfe enthalten fei, Auskunft zu aeben. 
Wie ich höre, ift in den Ausfchüffen des Bundesrats, welchen diefe Vor— 
lage vorgelegen hat, ebenfall$ die Frage angeregt, ob in der Vorlage 
nicht eine Anderung gegenüber den Vorfchriften des Art. 54 der Ber- 
faffung zu finden fein mödte. Diefe Frage tft im Plenum nicht meiter 
verfolgt worden, es tft alfo eine Entſcheidung des Bundesrat3 nach diefer 
Richtung Hin nicht abgegeben worden; indefjen ift eine ſolche Entſcheidung 
auch um deswillen entbehrlih, weil bei der Abftimmung über den Ent- 
wurf nicht eine fo große Anzahl von Stimmen im Bundesrat gegen die 
Vorlage fich erklärt hat, daß dadurd eine Verfaffungsänderung gehindert 
wäre. Der Bundesrat hat vielmehr mit einer Majorität, wie fie für 
Verfaffungsänderungen nad der Verfaffung erforderlich ift, die Vorlage 
angenommen. Daraus ergibt fih alfo, daß nad diefer Richtung Hin 
die Vorlage formellen Bedenken nicht unterliegt.“ 

Die Kommiffion, an welche die Sache zunächſt verwiefen wurde, er- 
ftattete am 18. März 1886 mündlichen Bericht, in welchem fie ihre Stellung 
zur Verfafjungsfrage mit den Worten ausdrüdte: 

„Die Kommiſſion erblidt in der Annahme des Geſetzes eine Abweichung 
von den Beftimmungen unter Art. 54 Abf. 4 Alinea 1! der Reichsver- 
fafjung ; nad) den Erklärungen des Herrn Staatsſekretärs von Bötticher 
in der Sitzung des Reichstages vom 12. März, wonach gegen den Gefet- 
entwurf im Bundesrate weniger Stimmen fich erklärt haben, als erforber- 





ı Soll heißen Saf 1. 
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Iih find, um eine Verfafjungsänderung zu verhindern, erachtet die Kom— 
miffion aber die etwa aus dem Art. 54 der Verfaſſung herzuleitenden 
Bedenken bei Annahme des Gejegentwurfs im Reichstage für erledigt.“ 

Bei der dritten Beratung am 19. März 1886 erklärte fih Windthorft 
für die Anficht, daß eine Verfafjungsänderung vorliege, während der Ab- 
geordnete Barth fich zweifelhaft ausbrüdte, indem er von „Schwierigfeiten, 
die etwa aus dem $ 54 erwachſen könnten“, ſprach. Die Vorlage wurde 
nad dem Vorfchlage der Kommifjion unverändert angenommen; eine be- 
fondere Abftimmung über die Frage der Verfaffungsmäßigfeit oder Ber- 
faffungsänderung hat indefjen nicht ftattgefunden. Aber jelbit wenn man 
ala feftftehend anfehen wollte, daß der Reichstag fih auf den Redtsftand- 
punft feiner Kommiffion — der auf die Beichlußfaffung ſelbſt nach Lage 
der tatfählichen Umftände ohne Einfluß war — gejtellt hätte, jo wäre doch 
immer noch feine übereinftimmende Willensäußerung der gejeßgebenden 
Körperfchaften vorhanden geweſen. Denn der Bundesrat hatte den Geje- 
entwurf keineswegs als einen verfaffungsändernden aufgefaßt und vorgelegt, 
wie nit nur aus der Begründung, jondern au aus der Erklärung des 
Staatsſekretärs vom 12. März 1886 hervorgeht. 

Das fo zuftande gelommene Reichögefeg vom 5. April 1886 ermächtigt 
die freie Hanfaftadt Bremen, für den Fall der Korreftion der Wejer zwijchen 
Bremen und Bremerhaven von den „die Waſſerſtraße benugenden” Schiffen 
eine „Abgabe nah Maßgabe der für künſtliche Waſſerſtraßen im Art. 54 
Abſ. 4 der Neichsverfaffung getroffenen Beitimmungen zu erheben.“ 

Hiermit ift durch authentifche Deklaration feitgeftellt, daß die Unter- 
weier nicht etwa Zubehör des bremifchen Seehafens — „Sciffahrts- 
anſtalt“ — im Sinne des dritten, fondern Wafjerftraße im Sinne des 
vierten Abſatzes des Art. 54 ift, und daß der vierte Abſatz nicht etwa nur 
für Binnenwafferftraßen, fondern aud für Seewafjerjtraßen gelten joll. 

Die Nichtigkeit der letzteren Auffafjung war ſchon im Jahre vorher 
durh die Erflärung des Reichskanzlers und preußifchen Handeläminifters, 
daß die Freihaltung der Fahrrinne in der Wefermündung von Wracks und 
Baumftämmen zu den „befonderen Anftalten“ im Sinne des Art. 54 
gehöre, anerkannt worden; denn von den befonderen Anitalten iſt nur 
im vierten, von den Waflerftraßen handelnden Abjage die Rede. it ſchon 
diefe periodifch ausgeübte Freihaltungstätigkeit, die bloße Vorforge gegen 
Verſchlechterungen der natürlichen Fahrrinne, eine „befondere Anftalt“, fo 
muß diefe Eigenfhaft den pofitiven Leiftungen für die Verbefjerung des 
Fahrwaſſers durch Vertiefung, Verbreiterung, Begradigung und Bezeichnung 
des Fahrwaſſers noch weit mehr zuerfannt werden. 
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Sind diefe Leiftungen oder die dur die Bautätigkeit der Staaten 
geichaffenen Anlagen aber fämtlih „befondere Anftalten“ im Sinne bes 
Art. 54 Abf. 2 und ſomit zuläffige Subftrate der Abgabenerhebung, fo 
verſchwindet für ftaatlihe Waſſerbauten — und um folde handelt es fid 
bier — jedes rechtliche und praftifche Intereſſe an der Unterfheidung von 
natürliden und fünftlihen Wafferftraßen; fie wäre nur für nichtftaatliche 
Wafferftraßen von Bedeutung. 

Jene Erklärung des preußifchen Handelsminiftere und Reichskanzlers 
vom Jahre 1885 jteht alfo mit der Fafjung des Neichögefeges vom 5. April 
1886 durchaus im Einflange!. 

Die Auffaffung der preußifchen Regierung von dem nur deflaratorifchen 
Charalter des Geſetzes ift fpäter nochmals im preußifchen Landtage zum 
Ausdrud gefommen. Bei Beratung der Refolution Bandelow über die 
Einführung von Sciffahrtsabgaben auf natürlihden Wafferftraßen in der 
Sitzung des Abgeordnetenhaufes am 23. Mai 1894 fagte der Minifter 
Miquel: ? 

„Aber der Bundesrat fpriht in den Motiven zu diefem Geſetz aus— 
drüdlih aus, daß nach feiner Auffaffung die Gebührenerhebung 
durch die beftehende unveränderte Reichsverfaſſung auh nicht ver- 
hindert fei, und es handelte fi dabei doch nur um eine wirflide 
Regulierung des Fluffes, um eine Vertiefung desfelben, ohne 
daß Schleufen oder fonftige Vorrichtungen befonderer Art zur Erleichterung 
des Verkehrs vorhanden find.“ 

Für die Auslegung der Neichsverfafjung find jedoch die parlamentarifchen 
Vorgänge von 1886 deshalb wenig verwertbar, weil die eigentlich ent- 
fcheidende Frage damals offen bleiben fonnte und offen blieb. Die Reichs— 
tagsfommiffion nahm allerdings einen Standpunft ein, der fi mit dem— 
jenigen des Kommiffionsberihtes vom 14. April und des Reichstags- 
befchlufjes vom 28. April über die Elbzölle nicht dedte. 


g 4, 
Die jpätere Praxis bei den Waflerftraßen in Preußen. 
Wäre die preußische Regierung der Meinung geweſen, daß die Bundes- 
verfaffung in Art. 54 hinſichtlich der Schiffahrtsabgaben neues Recht ſchuf, 


ı Allerdings nicht ganz mit feiner Begründung, fomweit die Abgabefähigkeit der 
Unterhaltungsarbeiten in Betracht kommt. 
2 Stenograph. Berihte S. 2186. 
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und hätte fie insbefondere einen Unterſchied zwifchen den in den früheren 
Sollvereinsverträgen für abgabefähig erllärten „Anftalten” und den in 
Art. 54 Abf. 4 erwähnten „befonderen Anftalten“ anerkannt, fo hätte fie 
Veranlaffung gehabt, die Tarife der preußifchen Waflerftraßen einer allgemeinen 
und grundfäglihen Prüfung aus dem Gefihtspunfte ihrer Vereinbarkeit mit 
dem neu gefchaffenen NRechtszuftande zu unterziehen. Diefe Prüfung hätte 
nur dur eine allgemeine Anmeifung an die Provinzialbehörden eingeleitet 
werden können; hierbei hätte eine Stellungnahme zu der Frage, nach welchen 
Gefihtspunften und in welchem Maße der Kreis der Subftrate der Abgaben- 
erhebung durch die Einfchaltung des Eigenfhaftswortes „befondere” ein- 
geengt worden jei, erfolgen und eine entfprechende Erläuterung gegeben 
werden müſſen. Nach einer folchen Anweifung ſucht man aber vergebens. 
Nur in den damals neu erworbenen Zandesteilen wurde eine ſolche — aus 
anderen Gründen ohnehin notwendige und aud für andere Verwaltungs- 
gebiete durchgeführte — Generalvifitation angeordnet. Was die alten 
Provinzen anbetraf, jo nahm man an, daß der beftehende, auf der Praxis 
der Zollvereinsverträge beruhende Zujtand aud dem Art. 54 der Bundes- 
verfaffung entfprehe; daß diefe Annahme rechtlich begründet war, ift in 
früheren Abjchnitten dargetan. 

Die Berhandlungen über die Prüfung der Tarife für Sciffahrts- 
abgaben in den neuen Provinzen lafjen mehrfach! die grundfägliche Auf- 
fafjung, melde bei den preußifchen Zentralbehörden damals über die Be- 
deutung des Art. 54 beftand, erfennen; für die Auslegung dieſer Ver- 
faffungsporfchrift find fie um fo wichtiger, als die eigentliche gefeßgeberifche 
Willensmeinung damals nod in frifcher Erinnerung und jedenfalld leichter 
feftzuftellen war, als in fpäteren Jahren. 

Über die Schiffahrtsabgaben auf der Krüdau, einem holfteinifchen Neben: 
Muß der Elbe, berichtete der Provinzialfteuerdireftor in Glüdftabt am 
22, Februar 1870 an den Finanzminiſter, daß fie nach Art. 54 der Bundes- 
verfafjung aufgehoben werden müßten, weil die Krüdau eine natürliche 
Waſſerſtraße fei und irgend welche zur Erleichterung des Verkehrs beftimmte 
Anftalten fih an oder in diefem Fluffe nicht befänden. Der Staat tue 
für die Krüdaufchiffahrt nichts weiter, ald daß er die natürliche Fahrwaſſer— 
tiefe durch „Aufmodern und Aufgraben” erhalte. Im Finanzminifterium 
wurde von einer Seite geltend gemadt, auch eine foldhe Unterhaltungs- 
— ki unter den Begriff der „befonderen Anftalt“, wenn und ſoweit 


Es verſteht fi} von felbft, daß nicht jede derartige Verhandlung oder Tarif: 
feftftellung zu grundfäglicen Grörterungen führte. 
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fie zur Ermöglihung oder Sicherung der Schiffahrt notwendig fei. Dieje 
Anfiht drang nicht durch; es wurde jedoch der Provinzalfteuerdireftor am 
22. März zu einer nodmaligen Äußerung darüber aufgefordert: 
„ob die Krüdau, von welder Sie lediglid anführen, daß diefelbe zu 
den natürlihen Waflerftraßen gehöre, etwa durch befondere Anftalten, 
Rektifikation, Vertiefung uſw. zu einer (fchiffbaren) Wafjerftraße (fünftlich) 
hergerichtet ift oder ob die dabei vorgenommenen Arbeiten lediglich die 
Erhaltung einer von jeher bejtehenden natürlichen Straße betroffen haben.“ 

Dieje Frageitelung ift infofern unklar, ala der Begriff der befonderen 
Anftalt nur bei einer natürlichen Wafjerftraße eine Rolle fpielen kann, 
während die fünftlihe Waſſerſtraße ala ſolche — in ihrer Totalität — ein 
zuläffiges Subftrat der Abgabenerhebung wäre; ſie ijt hauptſächlich durch 
die nadträglih erft hineingebradten, im Text eingeflammerten Worte 
„Ihiffbaren“ und „künſtlich“ unklar geworden. Sie läßt aber jedenfalls die 
Tatjache erfennen, daß man auch Begradigungen und Vertiefungen — nicht 
nur Schleufen — als befondere Anftalten im Sinne des Art. 54 anfah. 
Die Ausdrudömweife des Erlafjes vom 22. März 1870 erinnert einiger- 
maßen an den das Fahrwaſſer zu den Sciffahrtsanftalten rechnenden Art. 20 
der Neichöverfaffung vom 28. März 1849. 

Nachdem die angeordneten Ermittelungen ergeben hatten, daß nur auf 
einer ganz furzen Strede des Flußlaufes periodifche Baggerungen überhaupt 
in Frage famen, und daß irgend nennenswerte Berbejjerungen der natürlichen 
Schiffbarkeit des Fluffes nicht ausgeführt feien, wurde die föniglide Er- 
mädtigung zur Aufhebung der Krüdaufhiffahrtsabgabe erwirft. Aus dem 
dieferhalb von den Miniftern für Handel und der Finanzen am 8. Juni 1870 
erftatteten Immediatbericht geht allerdings hervor, daß man damals in der 
bloßen Erhaltung der Fahrrinne durch den Staat eine befondere Anftalt 
nicht ſah. Anderfeits läßt der Verlauf”ver Angelegenheit deutlich erkennen, 
daß man nicht nur Kanalifierungsbauten fondern auch Stromregulierungs- 
werfe zu den „bejonderen Anjtalten” im Sinne des Art. 54 rechnete. 

Für die Befahrung der Schlei wurde feit alter Zeit von der Stadt 
Schleswig eine Schiffahrtsabgabe erhoben. Im Jahre 1869 wurde diefe 
Abgabe zugleich mit der Fürforge für die bisher von der Stadt unterhaltene 
Mafferftraße vom Staate übernommen. Im folgenden Jahre machte der 
Provinzialfteuerdireftor zu Glüdjtadt in einem Bericht vom 29. März 1870 
darauf aufmerffam, daß die Erhebung der verftaatlichten Schleiabgaben mit 
Art. 54 der Bundesverfafjung nicht vereinbar fei. Die Sclei fei un- 
zweifelhaft eine natürliche Waſſerſtraße; die zur Offenhaltung der Fahrrinne 
ftattfindenden Baggerungen feien feine „befonderen Anftalten” im Sinne 
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des Art. 54 Abf. 4, weil fie nur dazu dienten, „einen von jeher fchiffbar 
geweſenen Strom in fhiffbarem Zuftande zu erhalten“!. Als Gegenitand 
der Abgabenerhebung fönnten nur die fogenannten Schleimünder Werke in 
Betraht kommen. Sie dienten zur Offenhaltung der Mündung in bie 
Dftfee und beftänden aus zwei in die See hinausgebauten, die Ber- 
fandung durh den Küftenftrom hindernden Molen. Die jegige Mündung 
fei zum Erfag für eine alte, etwas nördlicher liegende, jet verfandete, 
im 18. Jahrhundert hergeitelt worden. Man habe damals die alte 
Mündung verlaffen, weil ihre DOffenhaltung auf die Dauer foftipieliger 
gewefen fei, als ihre Verlegung an eine der Berfandungsgefahr weniger 
ausgefegte Stelle. Inſofern handele es fih auch bei den „Schleimünder 
Werlen“ nur um die Erhaltung des status quo der natürlichen Schiffbarkeit 
der Schlei. 

Gleihmwohl erwirkten die beteiligten Minifter vom Könige den Erlaß 
eines neuen Tarife, nah welchem Sciffahrtsabgaben für die Befahrung 
der Schlei — menngleih in geringerer Höhe ala früher — erhoben 
werden follten. Der Immediatbericht vom 27. Juli 1870 bezeichnet die 
Abgaben als Gegenleiftung „für die Unterhaltung der Schleimünder Werke 
und des Fahrwaſſers.“ 

Sind die Molen — um nur von diefen zu ſprechen — „befondere 
Anftalten zur Erleichterung des Verkehrs“ im Sinne des Art. 54, und liegt 
in der Einfahrt durch die Molen ein zur Entridtung von Sciffahrtsabgaben 
verpflichtender Benußungsaft, fo kann weder der Begriff der Berfehrserleichte- 
tung noch derjenige der Benugung auf das Maß des Unmittelbaren bejchränft 
fein. Unmittelbar den Verkehr erleichternd wirft nur das zmwifchen den 
Molen liegende Fahrwaſſer und nur das wird unmittelbar benußt. Die 
Molen haben für das Fahrwaſſer nur die Bedeutung, daß fie feine Spülung 
durh den ein- und ausgehenden Strom bei mechjelnden Winden und 
Waſſerſtänden ermöglichen und feine Verfandung dur den Wellenſchlag an 
der Küfte verhindern; eine unmittelbare Benugung der Molen dur die 
Schiffe ift der Natur der Sache nah ausgefchloffen. 

Hinfichtlich ihrer Faufalen Beziehungen zur „Erleichterung des Verkehrs“ 
ind die Molen an der Schleimündung und alle anderen Molen an der Ein- 
mündung von Wafjerftraßen in Meere und Seen nicht anders zu beurteilen 
wie Buhnen und Parallelwerke in den Strömen. Die einen find ebenfomwenig 


! Das letztere Wort ift in dem Berichte vom 29. März 1870 durd Unter» 
ftreihung beſonders hervorgehoben. In Wirklichkeit ift die Schlei fein Strom, 
Iondern ein Meeresarm. 
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wie die anderen einer unmittelbaren Einwirkung auf die Erleichterung des 
Verkehrs und einer unmittelbaren Benutzung durd die Schiffahrt fähig. 
War alfo die im Jahre 1870 hinſichtlich der Schlei getroffene Entſcheidung 
rihtig — man war damals geradezu antifisfalifih in Sachen der Schiff: 
fahrtsabgaben und ging bis an die Grenze des Möglichen in wohlwollender 
Auslegung des Art. 54 —, jo bemeift das für die Richtigkeit der Anſicht, 
daß auch Waſſerbauten von mittelbarer Nugmwirkung für den Sciffsverfeht 
„befondere Anftalten” im Sinne des Art. 54 Abf. 4 fein fönnen. Mindeftend 
ift bewiefen, daß die preußifchen Minifter im Jahre 1870 diefer Meinung 
waren. 

Eine Anzahl von Schiffahrtsabgaben auf natürlihen Wafjerftraßen, 
welche Ilediglih das Entgelt für die Unterhaltung der Fahrrinne waren, 
wurden damals in den neu erworbenen Provinzen aufgehoben, ohne daß in 
den an den König darüber erftatteten Berichten verfaſſungsrechtliche Gründe 
geltend gemacht worden wären; die Minifter befchränften fich bei der Be- 
gründung ihrer Anträge auf wirtfchaftliche Erwägungen. Zu den in biefer 
Art befeitigten Schiffahrtsabgaben gehört unter anderen auch die bei Wanfried 
an der Werra im ehemaligen Kurfürftentum Heſſen erhobene. 

In Altpreußen wurden die Abgaben für die Benugung der Haffrinnen 
nad Königsberg und Stettin, für die Befahrung der Deime?! im Regierungs— 
bezirt Königsberg, der begradigten Üder im Regierungsbezirt Stettin, ber 
regulierten Emjter im Regierungsbezirf Potsdam, der Nheinarme bei Neuß 
und Gleve im Regierungsbezirt Düfjeldorf weiter erhoben. Die Einführung 
neuer Fahrmwafjergelder — nur von foldhen, nicht etwa von Schleufen- und 
Kanalgebühren ift hier die Rede — unterblieb in den beiden erften Jahr— 
zehnten nad) der Bundesverfaſſung, weil Berfehrsabgaben überhaupt als 
Anahronismus angefehen wurden. Aber fchon in den achtziger Jahren des 
vorigen Jahrhundert? trat der Umſchwung ein. Die Stadt Königsberg 
erjtrebte eine mwefentliche Vertiefung der Fahrrinne, welde ihren Hafen über 
Pilau auf einer 40 km langen Linie mit der offenen See verbindet; nur 
hierdurch fonnte die Entwidlung des dortigen Seehandels von den Hemmniffen 
befreit werden, welche fich bei der zunehmenden Größe der Seefdiffe daraus 
ergaben, daß die Überladung der Güter in Pillau auf Leichterfahrzeuge 
Koften, Zeitverluft und Materialihäden verurfahte und die Wettbewerbs— 
fähigfeit mit den wejentlich verbefjerten ruſſiſchen Nachbarhäfen beeinträchtigte. 
Die Koften diefer Fahrmwafjerverbefjerung murden in dem preußifchen 


I Die Deime ift ein Arm des Pregels, welcher bei Taptau vom Hauptftrome 
abzweigt und nördlich von Labiau in das Kuriſche Haff mündet. 
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Staatshaushaltsetat für 1888/9 unter B Kap. 7 Tit. 27 des Etats der 

Bauverwaltung ausgebradht; in der Begründung wurde gejagt: 
„Die Koften der Bauausführung find auf 7300000 ME.? veranfchlagt 
worden. Ein Teil diefer Koften fol dur Erhebung einer Sdiff- 
fahbrtsabgabe gevedt und diefe Abgabe fo bemefjen werden, daß durch 
diefelbe außer den Koften der Unterhaltung der Fahrftraße, fomweit fie den 
gegenwärtig für diefen Zweck zu verwendenden Betrag überfteigen, die 
Baufoften zu einem Viertel verzinft und allmählich getilgt werden. Die 
Kaufmannſchaft zu Königsberg foll die Gewähr dafür übernehmen, daß der 
Ertrag der Abgabe hinreicht, um daraus das Mehr der Unterhaltungskoften 
zu deden ſowie die Verzinfung und Tilgung eines Viertels der tatfächlich 
aufgewendeten Baufoften befchaffen zu können uſw.“ 

Die Kaufmannfhaft übernahm die ihr angefonnene Gemährleiftung. 
Die beiden Häufer des preußifchen Landtags bemilligten die Baufoften mit 
der durch die Staatsregierung aufgeftellten Bedingung der Erhebung von 
Shiffahrtsabgaben, deren Zuläffigfeit davon abhing, daß man die neu her- 
zuitellende Fahrrinne im Haff entweder als fünftlihe Waſſerſtraße oder als 
befondere Anftalt in einer natürlihen Wafferftraße anfah. 

In ganz ähnlicher Weife wurde wenige Jahre fpäter der Ausbau des 
Seeweges zwifhen Stetiin und Sminemünde finanziert; auch hier handelte 
es ih darum, in der natürlichen Waſſerſtraße des Haffs einen Untermwafler- 
fanal durch Ausbaggerung der Fahrrinne auf 7 m herjuftellen. 

Der preußifhe Staatshaushaltsetat enthielt hierfür unter B Kap. 7 
Tit. 28 des Etats der Bauverwaltung für 1895/96 eine Forderung von 
5400000 Mark, und es heißt in der Begründung: 

„Zur möglichſten Dedung der dem Staate erwachjenden Aufwendungen 
it die Einführung einer neuen Schiffahrtsabgabe bezw. die 
Erhöhung der beftehenden geplant. Und zwar erfchien es angemefjen, bie 
Kaufmannſchaft zu Stettin mit NRüdfiht darauf, daß das Unternehmen 
ihr in erfter Linie zugute fommt, an der Sache finanziell zu beteiligen 
— die Garantieleiftung dafür zu fordern, daß durch die Abgabe außer 
den Koften der Unterhaltung der Fahrftraße, ſoweit fie den gegenwärtig 
für diefen Zweck zu verwendenden Betrag überfteigen, die Ausgabe für 
die Vertiefung des Fahrwafler zu rund einem Viertel verzinft und all» 
mählich getilgt wird”. 

‘m Jahre 1899 murden für die Befahrung ber unteren Netze, die 


! Sie wurden bedeutend überfchritten und erreichten ſchließlich den Betrag 
von 12,3 Millionen für eine Fahrtiefe von 6,5 m. 
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durch Begradigungen, Einſchränkungen und fonftige Regulierungsbauten für 
die Schiffahrt verbeffert war, — die gleichzeitig hergejtellten vier Stauan- 
lagen waren für landwirtſchaftliche Zwede und nicht „zur Erleichterung des 
Verkehrs“ beftimmt —, Schiffahrtsabgaben neu eingeführt. 

Dasfelbe geſchah im Jahre 1903 für die Befahrung des Beetz- und 
Riewendtſees und des fie verbindenden MWafferlaufs im Regierungsbezirk 
Potsdam, nachdem an diefen Gemwäflern verſchiedene Bauten ausgeführt 
waren, welche ihre Brauchbarfeit als Waſſerſtraßen mefentlich fteigerten. 

Nah dem preußifchen Staatshaushaltsetat für 1905 fol die ſoge— 
nannte Alte Dder, eine natürliche und feit unvorvenflihen Zeiten befahrene 
Mafferftraße, welche von Wriezen bis zum Finowkanal eine Zängenausdehnung 
von 25 km hat, von Staat? wegen für Schiffahrtszwede verbeflert werben. 
Die Begründung zu B Kap. 5 Tit. 26 des Etats der Bauvermwaltung jagt, 
daß der Ausbau in der Weife geplant tft, 

„daß die vorhandene Fahrrinne, die ſich zurzeit in teilmeife fehr ſcharfen 
Krümmungen innerhalb des Wafjerlaufes hin und her windet, durch ent- 
fprehende Baggerungen mit flacheren Krümmungen verfehen wird. — 

Nah Bollendung der Arbeiten werden auf den verbefierten Schiff- 
fahrtsftraßen! Abgaben nah den Sägen für die Märkifhen Wafjer- 
ftraßen zweiter Ordnung zur Erhebung gelangen. Das nah den 
bisherigen Schägungen für die alte Dder auf rund 16000 Mart — be- 
rechnete Auffommen an BVerkehrseinnahmen fichert neben der Dedung ber 
dem Staate — zufallenden Unterhaltungsfoften eine genügende Verzinfung 
ber ftaatlihen Baugelder“. 

Alle diefe Dinge haben fi nit nur im Rahmen der parlamentarifchen 
Behandlung von Etatsgefegen, jondern auch fonft im vollen Lichte der 
Öffentlichkeit abgefpielt, ohne daß von irgend einer Seite, weder von ben 
politiihen Parteien, welche nad ihrer wirtfchaftlihen Anfhauung zu einer 
einihränfenden Auslegung des Art. 54 der Neichsverfaffung neigen, noch 
auch aus den örtlid unmittelbar beteiligten Kreifen jemals ein Einfprud 
oder auch nur ein Bedenken laut geworden wäre. Diefe Erfcheinung darf 
doch wohl als ein Symptom des öffentlichen Rechtsbewußtſeins hinfichtlich 
der Verfaffungsfrage, um melche es fich hier handelt, gedeutet werden, zumal 
«3 ſich nit um vereinzelte Vorkommniſſe, fondern um eine ganze Reihe 
von foldhen handelt. 

Nur eine einzige Ausnahme ift zu verzeichnen; eine Stettiner Firma 


! €3 handelt fi außerdem noch um den fogenannten „Freienwalder Land⸗ 
graben“, der wahrjcheinlich Feine natürlide Waflerftraße ift. 
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hat fih der Zahlung des Fahrwaſſergeldes, welches nah Vollendung der 
vertieften Haffrinne im Jahre 1901 eingeführt wurde, auf Grund der Be- 
hauptung, eine folde Abgabe fei mit Art. 54 Abf. 4 der Reichsverfaſſung 
nit vereinbar, im Wege des bürgerlichen Rechtsftreites zu entziehen ver- 
ſucht, ohne indefjen hiermit einen Erfolg zu erzielen. 


8 5. 


Die Praxis der anderen Bundesitaaten hinſichtlich der 
Waſſerſtraßen. 


Bei der Darſtellung der Praxis des Reiches iſt auf S. 209 dieſer Arbeit 
die Schiffahrtsabgabe erwähnt worden, die auf Grund des preußiſch-olden— 
burgifch-bremifchen Staatsvertrags vom 6. März 1876 zur Erhaltung der 
Segzeihen zwiſchen Begefad und dem Meere und der Strandbefeftigungen 
von Wangeroog unter dem Namen eines „euer: und Balengeldes” erhoben 
wurde. Wenngleich fie auf einem Abkommen der drei Uferftaaten beruht, 
fol fie doch hier als eine bremifche Sciffahrtsabgabe behandelt werden, weil 
die dabei in Betracht fommenden Interefjen zum weit überwiegenden Teil 
bremifche find und aud die Verwaltung fomohl des Seezeichenwefens als 
auch der Abgabe fait ausfchlieglih in bremifchen Händen liegt. 

Die Einnahmen aus diefer Abgabe flofjen reihlih und ihre Ber- 
wendungszwede wurden allmählich immer weiter ausgebehnt. 

Zunädft verftändigten die 3 Uferftaaten fih in einem Vertrage vom 
20. März 1886! darüber, daß auch die Sciffahrtszeichen auf der Strede 
zwifhen Bremen und Vegeſack aus den Erträgen des Feuer- und Bafen- 
geldes bejtritten werden follten. In Art. 2 des Schlußprotofolls zu dieſem 
Vertrage war ferner bejtimmt: 

„Die Befeitigung von Wraden, Baumftämmen und ähnlichen Gegenftänden, 
melde innerhalb oder an den Grenzen des betonnten Fahrwaſſers auf 
der der gemeinfchaftlihen Betonnung und Bebalung unterliegenden Strom- 
ſtrede der Weſer die Schiffahrt gefährden oder beeinträchtigen, wird un- 
befhadet der Hoheitsrechte der einzelnen Staaten von Bremen veranlaßt. 

Die diesfälligen Koften werden aus dem durch den Ertrag des Feuer- 
und Balengeldes gebildeten gemeinſchaftlichen Fonds beftritten ?.” 

Bei den vorbereitenden Verhandlungen über diefe Vereinbarung hatte 


ı Vreuß. Gef.S. S. 308. 
2 Gefegblatt für das Herzogtum Didendburg Bd. XXVII ©. 506, 507. 
Bremifches Gefegblatt 1886 S. 178/179. 
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der preußifche Handeläminifter, welcher damals zugleich Reichsfanzler und 
preußifcher Minifterpräfident war, mit einer Äußerung, deren Inhalt in 
anderem Zufammenhange ſchon mehrfah erwähnt worden ift, zur Berfaffungs- 
frage Stellung genommen. Er erklärte am 19. Mai 1885: 
„daß es auch mir zweckmäßig erfcheint, wenn die Bejeitigung von Wracken 
und Baumftämmen und ähnlichen die Schiffahrt gefährdenden oder beein- 
trächtigenden Gegenftänden aus dem gemeinjhaftlih von Preußen, Olden— 
burg und Bremen befeuerten und betonnten Meferfahrwafler zur tun: 
lichten Vermeidung von Verzögerungen von dem die Fahrwaſſerbezeichnung 
bejorgenden bremiſchen Staate mit übernommen wird. 

Zur Dedung der Koften find zwar die — dazu vorausfichtlich mit 
ausreichenden — gemeinjchaftlihen Weſer- Feuer- und Balengelver an 
fih nicht beftimmt, indeſſen die drei beteiligten Regierungen nicht ge 
hindert, eine folche erweiterte Verwendung unter ſich zu vereinbaren. 

Auch ſteht die Beitimmung im legten Abjage des Art. 54 der 
Reichsverfaſſung, wonach auf allen natürlichen Waſſerſtraßen Abgaben nur 
für die Benußung befonderer Anftalten, die zur Erleichterung des Ber: 
fehrs bejtimmt find, erhoben werden dürfen, meines Erachtens einer folchen 
erweiterten Verwendung der Feuer- und Bakengelder nicht entgegen, meil 
die ordnungsmäßig geregelte Reinhaltung ſolcher Waflerftraßen von 
Schiffahrtshinderniffen zu den vorausgefegten Anftalten zu rechnen fein 
dürfte.“ 

Der Vertrag vom 20. März 1886 und das zugehörige Protokoll find 
unterzeichnet zu derjelben Zeit, als der Reichstag über das Geſetz, betreffend 
die Erhebung eines Fahrmwafjergeldes für die Weſerſtrecke zwifchen Bremen 
und Bremerhaven beriet. Hieraus geht klar hervor, daß die Regierungen 
der drei Staaten dies Geſetz nur als deklaratoriſch anfahen und ſich nad) 
Art. 54 der Verfafjung zur Erhebung einer Schiffahrtsabgabe ſelbſt dann 
für befugt erachteten, wenn es fi nur um Dedung von Unterhaltungstojten 
handelte. 

Eine neue Verwendung erhielt das Feuer- und Bakengeld durch einen 
Vertrag, den die Weferuferftaaten am 11. März 1891 über die Verbefjerung 
der Schiffahrtöverhältnifje in der fogenannten Außenwefer — der Mündungs- 
jtrede von Bremerhaven bis zum Meere — abſchloſſen. Es heißt in 
diefem Vertrage: 

„sn der Außenweſer wird durd Anwendung fünftlicher Mittel mit einem 
Koftenbetiage bis zu 3000 000 ME. eine neue Fahrbahn hergeftellt. Die 
Ausführung wird auf Grund des von den drei Regierungen im Ein- 
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verftändni® mit der Kaiferlihen Marineverwaltung vereinbarten Planes 
durh Bremen bemirkt,“ 

und in einem folgenden Artifel wird bejtimmt: 
„Die Koften der Ausführung und der Unterhaltung bis zu 3000000 ME. 
zuzüglih einer Berzinfung von 8,5 %/o werden aus dem Aufkommen der 
zufolge Staatsvertrages vom 6. März 1876 zur Hebung gelangenden 
Schiffahrtsabgabe erſt attet.“ 

In der zum Vertrage gehörenden Denkſchrift wird die Selbſtkoſten— 
dedung durch Schiffahrtsabgaben mit den Worten begründet: 

„Schließlich mag noch hervorgehoben werden, daß einer Beſtreitung dieſer 
Koſten aus den Erträgen der Weſerſchiffahrtsabgabe der Art. 54 der 
Reichsverfaſſung nicht entgegenſteht, da es ſich in dem vorliegenden Falle 
nicht um eine gewöhnliche Inſtandſetzung des alten Flußlaufes, 
ſondern darum handelt, durch die Beſeitigung einer ausgebildeten Strom— 
ſpaltung ein neues einheitliches und regelmäßiges Flußbett unter An— 
wendung künſtlicher Mittel, insbeſondere der Erbauung eines großen 
Leitdammes mit Querdämmen herzuſtellen.“ 

Es find dann noch zwei weitere Verträge über den Ausbau der Fahr— 
tinne und die Erhebung von Schiffahrtsabgaben in der Außenwefer mit faft 
gleichem Wortlaute des Tertes und der Begründung zwiſchen den drei 
Staaten am 25. Februar 1896 und 1. März 1900 gefchloffen worden; in 
jedem diefer Verträge wurden weitere 5 Millionen Mt. für Sciffahrts- 
verbefjerungen ausgemorfen. 

Alle diefe Verträge find von den geſetzgebenden Körperfchaften in Preußen, 
Oldenburg und Bremen angenommen worden. Die Reichöverwaltung hat 
von ihnen amtlich Kenntnis erhalten, ohne ihren Inhalt aus dem Gefichts- 
punkte der Verfaffungsmäßigfeit zu beanftanden. 

Die Begründung der Verträge fcheint an den Gedanfengang der Er- 
Närung, welche von Delbrüd bei der Beratung des Elbzollgefeges im Reichs— 
tage am 19. Mai 1870 abgegeben wurde, anzufnüpfen, infofern fie davon 
auszugehen fcheint, daß die Koften der gewöhnlichen Unterhaltung oder ge- 
wöhnlichen Inſtandſetzung des Fahrwaſſers nicht durch Sciffahrtsabgaben 
gededt werden dürfen. Diefe Auffafjung fteht freilih im Widerſpruch mit 
der Beitimmung im Schlußprotofoll des Vertrages vom 20. März 1886, 
wonah ſchon die Befeitigung von Wracks und Baumftämmen aus dem 
Fahrwaſſer eine befondere Anftalt im Sinne des Art. 54 ift. Solde Ar- 
beiten find als Teil der Fahrmwafferunterhaltung anzufehen. 

Anderfeits find aber die Verträge von 1891, 1896 und 1900 meitere 
unanfechtbare Beweismittel dafür, daß die beteiligten Weſeruferſtaaten ſich 
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zur Erhebung von Fahrwaſſergeldern auch ohne autorifierendes Reichsgeſetz 
für befugt hielten. Die nad diefen Verträgen ausgebaute Weſerſtrecke 
ſchließt nördlich an die auf Grund des Reichsgeſetzes vom 5. April 1886 


regulierte unmittelbar an. 


* * 
* 


Die hamburgiſche Praxis zeigte ſich in der Forterhebung der mehr— 
erwähnten, als Lotsgeld bezeichneten, im Reichstage wiederholt zur Sprache 
gebraten Elbfchiffahrtsabgabe. Über die Umgeftaltung diefer Abgabe 
fchweben feit etwa 10 Jahren Verhandlungen zwiſchen Preußen und Hamburg, 
bei welden der Natur der Sache nad aud die Frage zur Erörterung Fam, 
welche Aufwendungen für das Fahrwaſſer der Unterelbe dur eine Schiffahrts- 
abgabe gededt werden dürften. In diefer Beziehung erklärte der Senat zu 
Hamburg am 6. April 1898: 

„gu der Ausscheidung der aus der Befeitigung von Wrads und fonftigen 
Schiffahrtshinderniffen erwachſenden Koſten aus den durch die Fahrwaſſer⸗ 
abgabe zu dedenden Ausgaben gibt der Art. 54 Abſ. 4 der Reichsver— 
faffung nad der Auffaffung des Senats feinen Anlaß, da die erforder: 
lihen beſonderen Anftalten, ſobald das Bedürfnis eintritt, in jedem ein- 
zelnen al, und zwar meiftens infolge Vertragsabfchluffes mit einer 
Bergungsgefelichaft, vom hamburgiſchen Staate hergeftellt werden. Aud) 
erfolgt die Freihaltung des Fahrwaſſers von Sciffahrtshinderniffen ledig— 
lich zur Erleichterung, in manden Fällen fogar zur Aufredhterhaltung des 
Verlehrs, und es entjpricht deshalb dem Art. 54 der Neichsverfaffung, 
wenn die dem Staat hieraus ermwachfenden Koften aus der Fahrmwafler- 
abgabe bejtritten werden.” 

Der Senat jtellt ſich alfo Hinfichtlih der Verfaffungsfrage auf den— 
felben Standpunkt, den Preußen, Oldenburg und Bremen im Jahre 1886 
eingenommen hatten, 

Daß pofitive Berbefjerungen der Fahrrinne — im Gegenfat zur bloßen 
Befeitigung von Schiffahrtshinderniffen — durch Schiffahrtsabgaben finanziert 
werben fönnen, wurde von vornherein als feſtſtehend angeſehen. 

Lübeck bat die Trave auf ihrem 20 km langen Unterlauf bis Trave- 
münde mit einem Kojtenaufmande von mehr als 8,5 Millionen Mark feit 


Die vielfah auf Hiftorifchen Überlieferungen beruhenden Bezeichnungen einer 
Abgabe dürfen bier feine Rolle fpielen und über ihr inneres Weſen nicht täufchen. 
Wie dad hamburgiſche „Lotsgeld“ zugleich Fahrmwaflerabgabe ift, fo ift anderfeits 
das „Hafengelb“ in den ftaatlichen Häfen an der preußifhen Dflfeefüfte zugleich 
2otjengebühr, da es zugleich die Gegenleiftung für die Dienfte der Seelotfen in fih 
ſchließt. 
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1850 bedeutend vertieft und verwendet auf die Unterhaltung diefer Wafler- 
itraße, einfchließlich Betonnung, Bebakung und Befeuerung etwa !/s Million 
Mark jährlihd. Die Gegenleiftung für diefe Aufwendungen befteht in einem 
Hafengeld, deffen Ertrag etwas über 300000 ME. jährlich beträgt. Ufer- 
gelber im Lübeder Hafen werden nicht erhoben; das Hafengeld wird im 
mwefentlihen für die Verbeſſerung und Unterhaltung des Travefahrwaſſers 
gezahlt. Als Beftandteil des Hafens kann leßteres wegen feiner bedeutenden 
Zängenausdehnung und aucd wegen der Art feiner Benußung durch die 
Schiffahrt nicht angejehen werden; denn es dient nicht zum Liegen, Löfchen 
und Laden, fondern als Verkehrsweg für die Bewegungen der Fahrzeuge. 
Nur in der BZwedbeftimmung und Benugungsmweife kann ſchließlich die 
Unterfheidung von Häfen und Wafjerftraßen gefunden werden, nicht in den 
überlieferten örtlichen Bezeichnungen der Gewäſſer und der für ihre Benutung 
zu zahlenden Gebühren. Zum Smwinemünder und Pillauer Hafen gehört 
auh nah ortsübliher Bezeihnung ein weites Revier von Gemäfjern, die 
in Wirflihfeit nicht dem Hafenzwede dienen, fondern dem Durchgangsverkehr 
nah binnenwärts liegenden Hafenpläßen. 

In ähnliher Weife fcheint das Roſtocker Hafengeld nah Zweck— 
beitimmung und Verwendungsart mehr den Charakter eines Fahrwafjergeldes 
für die Benugung der 12 km langen, vertieften, betonnten und befeuerten 
Warnow zwiſchen Warnemünde und Rojtod als den eines eigentlichen Hafen- 
geldes zu Haben. Die Lage der Dinge tft infofern derjenigen in Königs— 
berg — Pillau, Stettin — Sminemünde und Lübel — Travemünde ganz 
äbnlih, als auch hier der Endhafen mit einem Borhafen durch eine See- 
waflerftraße verbunden ift, die nicht zum Liegen, Löſchen und Laden, fondern 
ur Durchfahrt dient. 


S 6. 
Die Praxis bei den Häfen. 

Außer der Praris bei den Waſſerſtraßen fann und muß auch diejenige be= 
züglich der Häfen für die logifche Auslegung des geltenden Rechts herangezogen 
werden. Fahrwaſſergelder und Hafengelver werden in den Tarifen nicht immer 
darf auseinandergehalten und gehen vielfach ineinander über. Beide ftehen 
überdies unter der Herrfchaft gleicher Rechtsſätze. Mie in Abfchnitt IIS3 ©. 30 
bit 33 bereit3 dargelegt worden ift, find die für die Nedtsbildung maßgebenden 
wirtſchaftlichen und technifchen Gefichtspunfte für Wafjerftraßen und Häfen 
diefelben ; insbefondere fpielt die Unterfcheivung von fünftlihen und natür- 
lichen Berfehrsmöglichteiten bei beiden diefelbe Rolle. Die für Seehäfen in 
Art, 54 Abſ. 3 getroffene Regelung ift Hinfichtlih der leitenden Gefichts- 
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punkte gleichbedeutend mit den in Abf. 4 a. a. D. für Waſſerſtraßen auf: 
geitellten Rechtsſätzen; die Binnenhäfen find in Art. 54 überhaupt nicht 
erwähnt, fallen aber unter die allgemeinen, zwifchen See- und Binnen- 
Schiffahrt nicht unterfcheivenden Nechtöregeln des Art. 25 des Bollvereins- 
vertrages. 

* m = 

Der jtädtifhe Hafen in Königsberg befteht nur aus Pregelarmen, alfo 
aus natürlihen Waflerftraßen. Die laufenden Unterhaltungsfoften für dieſe 
Pregelarme betragen etwa 17000 ME. ; dazu fommen noch die Zinfen eines 
für die Fahrmwafjervertiefung aufgewendeten Kapitald von etwa 200 000 Mt., 
jo daß die Stadt ungefähr 25 000 ME. jährlich für die Erhaltung der Fahr: 
tiefe in ihren Hafengewäfjern aufmendet. Da dieſe Gewäſſer von Natur 
ihiffbar find, fo müßte, wenn die ſtädtiſchen Baggerungen oder die durch 
diefe Baggerungen gefchaffenen Fahrrinnen feine „befondere Anftalten” wären, 
jene Summe ohne Anfprud auf gebührenmäßige Gegenleiftungen von der 
Stadt hergegeben werden. Die Stadt ift indefjen keineswegs diefer Anfidt. 
Sie erhebt von den ein- und ausgehenden Schiffen ohne Rüdfiht darauf, 
ob fie anlegen oder auf dem Strome löfchen und laden, eine Raumgebühr 
im geſchätzten Jahresertrage von 67000 ME. Diefe Gebühr würde, wenn 
man den Begriff der „Benutzung“ und der „Erleichterung des Verkehrs“ in 
engerem Sinne auslegen wollte, doch nur auf die Benugung der natürlichen, 
wenn aud künſtlich aufrechterhaltenen und verbefierten Fahrtiefe bezogen 
werden fünnen. 

Die Frage liegt jedenfalls für die zum ftäbtifchen Hafenbezirk gehörige 
Pregelftrede nicht anders, wie für die oberhalb und unterhalb anfchließenden 
Stromftreden, deren Fahrbarfeit vom Staate verbefjert worden ift und 
unterhalten wird. 

Die Stadt Stettin verausgabte im Nechnungsjahre 1899/1900 für die 
„Unterhaltung des Fahrwaſſers“ in ihrem aus Oderarmen, alfo aus natür- 
lihen Wafferftraßen bejtehenden alten Hafen rund 78000 ME., während 
ihre Einnahme aus dem Hafengelde — der von allen einfommenden Schiffen 
zu zahlenden Raumgebühr — 135000 Mi. betrug. Die das Bohlmert 
oder beim Überlaven auf dem Strome die ftädtifchen Haltepfähle benutzenden 
Fahrzeuge haben hierfür noch befondere Abgaben zu zahlen. 

Die Städte MWolgaft, Greifswald, Stralfund, Kiel, Heiligenhafen, 
Kappeln, Burg a. F., Schleswig, Edernförde, Hadersleben und andere, deren 
Hafengewäfler aus Meeresarmen bejtehen, behandeln ebenfallg die Koſten für 
die Baggerung dieſer Gewäſſer als Bejtandteile der durch Schiffahrtsabgaben 
aufzubringenden Geſamtkoſten der Hafenverwaltung; fie erbliden alſo — und 
von Staatsauffihts wegen ift diefe Auffaffung ſtets gebilligt worden — in 
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den Baggerungen oder den gebaggerten Fahrrinnen und Liegeftellen Sciff- 
faßrtöanftalten im Sinne des die Seehäfen behandelnden dritten Abjates 
des Art. 54 der Reichsverfaſſung. Bei einigen diefer Städte erreichen die 
Baggerungstoften eine fehr bedeutende Höhe. 

Ferner haben alle oder fajt alle Hafenjtädte Anteile der allgemeinen 
Berwaltungstoften, insbejondere der Befoldung des Bürgermeifters, der 
Magiftratsmitglieder und des Polizeierefutivperfonal® dem Hafenkonto zur 
Laft geſchrieben und aus Schiffahrtsahgaben gededt, weil fie die Hafen- 
polizei und die fonftige Hafenverwaltung zu den Schiffahrtsanftalten im 
weiteren Sinne rechneten !. 

Auch die Hafenmolen find überall ald abgabefähige Schiffahrtsanftalten 
angefehen worden, ebenfo wie die Molen an der Schleimündung in dem 
vorher dargeftellten Falle. 


* 


Die hier angeführten Beiſpiele ſind lediglich aus der Gruppe der 
lommunalen Schiffahrtsanſtalten entnommen worden; die Verwaltungsübung 
bei den Staatshäfen? war die gleiche, wie es auch inſofern in der Natur der 
Sache liegt, als die kommunalen Hafengeldtarife — in Preußen wenigſtens — 
der Genehmigung durch Staatsbehörden bedürfen. Als im Jahre 1861 das 
Hafengeld für den ftaatlihen Smwinemünder Hafen neu geregelt werden follte, 
ließ der Handelsminifter nad Delbrüds Angaben und auf feine Anregung 
eine Einträglichteitsberehnung aufitellen, melde ſämtliche Baggerungs- 
und Stromregulierungsfoften — zum Hafen gehörte aud das fogenannte 
„Revier“, einfchließlih der Smwine, des Haffs und der Oder bis Stettin — 
umfaßte. Diefe Berechnung wurde den meiteren Verhandlungen zu Grunde 
gelegt. Da die Ausgaben einfchließlich der Zinſen des Anlagefapitald etwa 
208000 Taler betrugen, während die Sciffahrtsabgaben nur etwa 
170000 Taler bradten, jo wurde die von der Stettiner Kaufmannſchaft 
beantragte Ermäßigung des Abgabetarifs zunächſt im März 1862 abgelehnt. 
Hätte man die Baggerungsd- und Stromregulierungsfoften von den Ausgaben 
abgejegt, fo wäre ein nad den Follvereinsverträgen unzuläffiger Einnahme: 
überihuß entjtanden; der Nechtszuftand war damals Hinfichtlic der Sciff- 
fahrtsabgaben derſelbe wie jet. Wenn ein Staatsmann, ber fo eifrig auf 
Ermäßigung und Befeitigung der Schiffahrtsabgaben bedacht war wie Del- 
brüd, fih mit der Anrechnung jener Koften auf die Schiffahrtsabgaben ein- 

I Seite 217, 218. 

2 Im Hamburger Hafen wird ein „Tonnengeld* auch von den Schiffen er- 
hoben, welche nicht an den Kai gehen, fondern auf dem Strome laden oder löſchen, 
alio nur die fünftlich offengehaltene oder vertiefte Wafferftraße a 
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verftanden erflärte, jo kann man fiher fein, daß diefe Anrechnung feiner 
Nechtsüberzeugung entiprad). 

Die praftifhe Notwendigkeit der gleichmäßigen Behandlung von Häfen 
und Wafjerftraßen tritt bier befonders deutlih in die Erfcheinung, weil die 
Smwinemünder Hafengewäfier zugleih die 62 km lange Fahrjtraße von der 
Ditfee nah Stettin umfaßten, das Hafengeld aljo hier mehr den Charakter 
eines Fahrwaſſergeldes als den einer örtlihen Schiffahrtsabgabe hatte. Ein 
ganz analoges Verhältnis bejtand bei dem Pillauer Hafen, zu dem auch die 
gebaggerten Fahırinnen durd das Friſche Haff gehörten. 

Eine nicht unerheblihe Zahl von fommunalen See- und, Binnenhäfen 
verzinft fih aus Sciffahrtsabgaben und fonftigen Einnahmen volftändig 
oder wenigftens teilmeife, jo daß die Ausichaltung der Baggerungen, der 
Hafenpolizei und der allgemeinen Verwaltung aus der Kategorie der 
„Sciffahrtsanftalten“ unmittelbar praftifhe Folgen für die Finanzgebarung 
der beteiligten Gemeinden haben würde. Die hier behandelte Frage ift 
demnah nit nur für ftaatlihe, ſondern aud für wichtige kommunale 
Sinterefjien von großer Bedeutung. Denn darüber wird man faum ver- 
ſchiedener Meinung fein können, daß die logischen, wirtfchaftlichen, technifchen 
und rechtlichen Erwägungen, welde für die Behandlung der Baggerungen 
oder fonftigen Bertiefungsarbeiten oder aud der fo vertieften Gewäſſer 
als abgabefähige Anftalten in Betracht kommen, für die natürlichen See: 
und Flughäfen feine anderen find wie für die natürlichen See- und Binnen- 
waflerjtraßen. Es iſt fein annehmbarer Grund dafür zu finden, daß die 
Baggerungen zur Erhaltung oder Verbefjerung der natürlichen Fahrtiefe in 
demjenigen Teile eines Stromes, der Bejtandteil eines ſtädtiſchen oder auch ftaat- 
lihen Hafens ift, die Eigenſchaft einer „bejonderen Anftalt“, alfo einer durch 
Sciffahrtsabgaben rentbar zu machenden Anlage haben follen, während die- 
jelben Baggerungen an anderen Stellen desjelben Stromes nicht als ſolche An- 
ftalten angefehen werden. Der Umftand, daß die Hafenjtreden vorzugsmeije 
zum Liegen und die anderen Stromjtreden vorzugsweije zum Fahren benugt 
werden, genügt zur Rechtfertigung einer ſolchen Unterfheidung nicht. 

Diefe Erörterungen haben nicht etwa nur de lege ferenda Bedeutung; 
fie dienen vielmehr der Erforihung des in Art. 54 ausgedrüdten geſetz— 
geberifhen Willens, der von den beteiligten Hafenverwaltungen ftändig und 
unangefochten in der hier dargelegten Art und Weiſe ausgelegt worden ift. 

Wenn es richtig ift, daß eine folde Praris die Vermutung der Gefet- 
mäßigfeit für fih hat, und wenn ferner anzuerkennen iſt!, daß die Frage 
der Schiffahrtsabgaben für Häfen und Wafferftraßen gleihmäßig geregelt 


ı Vol. die Ausführungen S. 30-33. 
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werden follte, jo iſt aus der Gejtaltung der Hafengeldtarife ein meiteres 
Beweismittel dafür zu entnehmen, daß die von Menſchenhand hergeitellten 
Vertiefungen in den von Natur fhiffbaren Gemäfjern als zuläffige Subftrate 
der Abgabenerhebung anzufehen find. 


87. 
Abweichungen von dem regelmäßigen Gange der Praxis. 


Die Auslegung und Anwendung des geltenden Nechtes in der Praris 
it auf dem Gebiete der Schiffahrtsabgaben ebenfo wie auf anderen Gebieten 
des öffentlihen Rechtes nicht immer ganz gleihmäßig geweſen. Es find 
Schwankungen und ſelbſt Widerſprüche vorgelommen, die teilmweife ſchon aus 
dem Zufammenhange der bisherigen Darftellung fi ergeben und im übrigen 
hier befonder8 verzeichnet werden ſollen, weil fie zu einer vollftändigen 
Varftellung der Frage gehören. 

Wie Schon früher erwähnt, ift die Ruhr ein unvolljtändig fanalifierter 
Fluß, der auf weiten Streden nicht im Stau liegt, fondern durch Regulierungs- 
bauten, insbefondere Buhnen und Parallelwerfe, auf die erftrebte Fahrtiefe 
aebraht worden ift; das leßtere gilt insbefondere au für die Mündungs- 
itede abwärts Mülheim. Die NRuhrfhiffahrtsabgabe hatte früher alle 
Aufwendungen für die Waſſerſtraße gedeckt; ihr Ertrag war allmählich 
gefunfen, weil die Ruhrſchiffahrt dem Wettbewerbe der Eifenbahn nicht 
mehr gewachſen war. Um ihm möglichft zu begegnen, hatte man die Abgabe 
wiederholt ermäßigt; im Jahre 1867 wurde fie ganz aufgehoben. Der 
damals an den König erjtattete Immediatbericht führt aus, daß die Ruhr— 
ſchiffahrtsabgabe, wenn man fie weiter erheben wollte, mit Rückſicht auf 
den durd Art. 54 der Bundesverfaffung veränderten Rechtszuftand jedenfalls 
eine wefentliche Umgeftaltung erfahren müßte. Es könnte fortan bei der 
Zarifbildung nur noch „der Aufwand für die laufende Unterhaltung der 
öffentlihen Rubrfchleufen! mit Einfluß der Gehälter der Schleufenwärter, 
welher etwa 9000 Taler jährlich beträgt“ und ein Koftenbetrag für Lein- 
piadsverbefferungen in Rechnung geftellt werben; der fchleufenlofe Unterlauf 
der Ruhr müfje abgabenfrei bleiben. 

Der Beriht mußte mit der größten Eile entworfen werden, meil die 
Aufpebung der Ruhrſchiffahrtsabgaben ſchon mit dem 1. Januar 1868 in 


Es gab und gibt noch an der Ruhr 3 Schleufen, welche mit den zugehörigen 
Vehranlagen im Privatbefig find. Das Anlagefapital der ftaatlihen Schleufen war 
getilgt. 
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Kraft treten folltee Der die Aufhebung genehmigende Königliche Erlaf 
erging noch an demfelben Tage, an welchem ber Bericht erftattet wurde, 
am 14. Dezember 1867. 

Die Rehtsausführungen dieſes Berichtes, welche übrigens zu feiner 
Begründung nicht notwendig waren, weil die Abgaben ohnehin in ganzem 
Umfange befeitigt werden follten, beruhen auf der Annahme, daß durd) 
den Art. 54 der Bundesverfafjung eine Anderung in der Lage der Gejeh- 
gebung über Schiffahrtsabgaben eingetreten fei. Diefe Annahme fteht mit 
der mehrfach erwähnten protofollarifchen Erklärung Delbrüds vom 28. Juni 
1867, wonach der aus der Zeit der Zollvereinsverträge überlieferte Rechts— 
zuftand dur den Art. 54 der Verfafjung und den Art. 25 des leßteren 
Vertrages nicht geändert worden ift, in Widerfprud. Die Identität des 
Rechtäzuftandes vor und nad 1867 ift, wie auch hierbei wieder in die 
Erſcheinung tritt, von fundamentaler Bedeutung für die Beurteilung der 
Frage. 

Wenn alfo die Abgabenerhebung für alle Schiffahrtsanftalten an der 
Nuhr, ohne Unterfheidung von Stauanlagen und Regulierungsbauten, vor 
1867 rechtmäßig war — und fie ift niemald von irgendeiner Seite als 
geſetz⸗ und vertragswidrig angefochten worden —, jo war fie es auch jpäter; 
Delbrüd Hat übrigens jenen Beriht vom 14. Dezember 1867 nicht mit- 
gezeichnet. 

Ein zweiter Fal, in welchem eine Abweichung von der regelmäßig be 
fundeten Rechtsauffafiung gefunden werden fann, hat bei der Stör, einem 
boljteinifchen Nebenfluß der unteren Elbe, fich zugetragen. 

Am 16. April 1870 berichtete Die Regierung in Schleswig über die 
Notwendigkeit einer Verbefferung des Fahrwaſſers der Stör zwiſchen Grön- 
hude und Sellinghufen; fie berechnete die erforderlihen Baukoſten auf 
2600 und den jährlihen Unterhaltungsaufwand auf 400 Taler. Zur 
Dedung der Regulierungskoften ſchlug fie die Einführung einer Schiffahrte- 
abgabe vor. Der lettere Vorfchlag wurde von den Miniftern der Finanzen 
und für Handel am 19. Juni 1870 abgelehnt mit den Worten: 

„Die Erhebung einer Sciffahrtsabgabe zur Dedung der Ausgaben 
für die beabjichtigte Verbefjerung des Fahrwaſſers der Stör fünnen wir 
nicht für zuläffig erachten, da derartige Abgaben nur für die Benutzung 
befonderer Anftalten nad Borfchrift des Art. 54 der Bundesverfafjung 
erhoben werben dürfen.“ 

Hierbei muß allerdings berüdfichtigt werden, daß es fih im Grunde 
genommen gar nicht um eine Verbeſſerung, fondern um eine bloße Unter: 
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haltungsarbeit handelte. Denn die Regierung hatte die Sachlage in jenem 
Berihte folgendermaßen dargeftellt: 

„Das Fahrwaſſer ift von Itzehoe bis zur Mündung für die dafelbft 
verfehrenden Schiffe ausreichend, und ebenfo zeigt ſich auch eine genügende 
Waſſertiefe auf der Strede oberhalb Itzehoe bis Grönhude, ſoweit das 
Flußbett durch Deiche eingeengt iſt. Dagegegen ift über die Abnahme 
der Waffertiefe zwiſchen Grönhude und Kellinghufen ſchon feit längerer 
Zeit Klage geführt. Diefer Zuftand hat fi in den leßten Jahren 
derart verfhlimmert, daß die größeren Schiffe jeßt nicht mehr 
den Löfh- und Ladeplatz bei Kellinghufen erreichen können, fondern bei 
Grönhude löſchen und laden müſſen.“ 

Man wird hiernach diefem Falle für die Frage, ob BVerbefjerungen 
des Fahrwaſſers in nicht Fanalifierten natürlichen Wafjerftraßen ala abgabe- 
fähige befondere Anftalten zu behandeln find, eine befonders große Beweis: 
kraft nicht beimefjen können. 


88. 
Die Feſtſtellung des Anſtaltsbegriffs. 


Die im Rahmen der grammatiſchen Auslegung angeſtellten Unter— 
fuhungen S. 65—129 haben ergeben, daß der Ausdruck Anftalt einen 
fehr weiten und allgemeinen Inhalt hat. Der Anftaltsbegriff umfaßt ins- 
befondere alle Bauten und Verwaltungseinrihtungen, die in irgend einer 
Reife dem Sciffahrtsinterefje dienen; erftere ohne Unterſchied der technifchen 
Methode und der Zwedbeftimmung im einzelnen. Das ift nachgewieſen aus 
dem Sprachgebraud des Lebens, der Gefete, der Verwaltung und des 
Minifters Delbrüd. 


* * 
* 


Die Vermutung ſtreitet dafür, daß auch die Sprache des Geſetzgebers 
in der Bundesverfaſſung von 1867 dieſelbe geweſen iſt, daß er keinen 
andern und insbeſondere keinen engeren Sinn mit jenem Worte verbinden 
wollte, als früher von ihm und anderen damit verbunden worden war. 

Dieſe Vermutung könnte freilich durch das Ergebnis der logiſchen Aus— 
legung zerſtört werden: die Zerſtörung wäre aber nur möglich durch einen 
überzeugenden Beweis, nicht etwa durch eine Unterſuchung, welche auf ein 
non liquet hinausliefe. 

Es fragt ſich zunächſt, was die Entſtehungsgeſchichte zur Interpretation 
beitragen kann. 

Der Art. 54 iſt aus den Zollvereinsverträgen hervorgegangen und dem 
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Rechtöinhalte nah mit ihnen identifh. Diefe Verträge enthalten in der 
befannten clausula generalis ebenfall® den Anftaltsbegriff in feiner ganz 
allgemeinen Bedeutung. Sie behandeln alle Sciffahrtsanftalten als abgabe- 
fähig, auch das verbefjerte offene Fahrwaſſer, und find ſtets in dieſer Weiſe 
unangefohten gehandhabt worden. irgend ein vernünftiger Grund zur Ab- 
weihung vom Vertragsmwillen lag für die Regierungen nicht vor; jedenfalls 
nicht für die preußifche, die Urheberin der Verträge war und zugleich den 
größten Teil der deutſchen Wafjerftraßen verwaltete. Wäre je ein praftifcher 
Anlaß zu einer foldhen Abweichung hervorgetreten, jo hätten die in furzen 
Zmwijchenräumen ftattfindenden Vertragserneuerungen mehrfache Gelegenheit 
dazu geboten, die Übereinftimmung zwifchen gefchriebenem und angewandten 
Rechte herzuftellen. 

Sind Fahrmwaffergelder in den Fahrzehnten vor 1867 zuläffig gemefen — 
und die Regierungen waren diefer Meinung — fo find fie es auch heute 
noch. Denn der Nechtszuftand hat fich in diefer Frage nicht geändert. 


* * 
* 


Die Verfaſſung von 1849 regelte die Frage für den Bereich der See— 
ſchiffahrt in einer Weiſe, die mit dem Ergebnis der grammatiſchen Aus— 
legung, mit der clausula generalis der Zollvereinsverträge und ſchließlich 
auch mit den Forderungen ftaatswifjenjchaftlider Logik übereinftimmte. Es 
follte bier feinen Unterfchied geben zwiſchen abgabefähigen und nicht abgabe- 
fähigen, befonderen und fonjtigen Anjtalten. Alles, was menfchliche Arbeit 
zur Verbefjerung der natürlihen Berfehrömöglichfeiten getan hatte oder 
fünftig tun würde, follte einen Anſpruch auf Selbſtkoſtendeckung begründen. 
Die Befteuerung des freien Genußgutes der natürliden Wafferftraßen und 
Häfen follte ebenfo unzuläffig fein, wie die Überfchreitung der durch das 
Gebührenprinzip gezogenen Grenzen in der Tarifbildung. E83 war der ein- 
fache, beinahe felbftverftändliche Standpunkt des wirtfchaftlichen Naturrechts. 


Daß diefer naturgemäße Standpunkt nur für die Seefhiffahrt und 
nit auch für die Binnenfhiffahrt im Texte des Verfaffungsentwurf3 maf- 
gebend wurde, lag nicht etwa in fachlichen Erwägungen begründet. Niemand 
fonnte damals behaupten — und aud heute fann es niemand —, daß 
irgend welche Gründe technifcher oder wirtfchaftlicher Art es rechtfertigen 
fönnten, den Anftaltsbegriff im füßen und falzigen Waſſers anders zu be— 
grenzen und hinfichtlich der Finanzierung von Schiffahrtsverbefjerungen durch 
Abgaben einen Unterfchied zu machen zwifchen den der Seefchiffahrt dienen» 
den Mündunggftreden der Flüffe und ihrem Oberlauf. 
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Die offenfundige Syitemlofigfeit jenes Verfafjungsentwurfs beruhte nur 
auf einem politiihen Vorurteil, aus einer tiefeingewurzelten Abneigung 
gegen die auf den wichtigſten Strömen beftehenden, aus früheren Perioden 
des deutfchen Staatslebens allzulange fonfervierten Flußzölle, oder — mie 
der Bundesrat Jih im Jahre 1870 ausdrüdte — auf „vem Widermillen 
gegen Flußabgaben ohne Gegenleiftung !.“ 

Die heterogenen Löſungen der Abgabenfrage von 1849 wurden im 
Jahre 1867 dur eine homogene erfegt; welche von den erfteren durch die 
letztere verallgemeinert werben follte, das ijt hier die Frage. 

Die unmittelbare Bemweisführung iſt nicht möglich, da die fchriftliche 
Überlieferung feine hinlänglihe Auskunft gibt. Es muß daher eine Art 
Wahrſcheinlichkeitsrechnung aufgejtelt und in den feiten Rahmen ver be- 
dannten politifhen Konftellation die ungefchriebene Begründung des ge- 
Ihriebenen Verfafjungsrehts eingezeichnet werden. Es gilt die Konftruftion 
der inneren Zufammenhänge, die Ausfüllung des Gerippes der Tatjachen 
mit der Muskulatur der politifchen Triebfräfte, die in jener Zeit an ber 
Arbeit waren, als das neue öffentliche Recht für Deutjchland auf diefem 
Gebiete des Verkehrsweſens geſchaffen wurde. 

Es liegt auf der Hand, daß die preußifche Regierung, als fie ihren 
Verfafjungsentwurf für den Norddeutſchen Bund aufftellte, mit zwei ſchwer— 
wiegenden Faktoren zu rechnen Hatte; auf der einen Seite mit der öffent- 
lichen Meinung, deren Kaptivierung ihr am Herzen liegen mußte und am 
Herzen lag, auf der andern Seite mit den Intereſſen der Einzelftaaten und 
den Empfindungen der Dynaftien. 

Sie warb für den neuen Nationalftuat dur) Gewährung von Frei— 
heiten, Rechten und Vorteilen, die in der Vergangenheit vergebens erjtrebt 
und lange Zeit verfagt worden waren. Zu diefen Morgengaben an die 
öffentliche Meinung gehörte auf wirtfchaftlihem Gebiete die Abjchaffung der 
Binnenzölle auf den Wafjerftraßen. Daß die Abfhaffung der Sciffahrts- 
abgaben eine werbende Kraft in diefem Sinne gehabt und die Befriedigung eines 
nationalen Wunfches bedeutet hätte, wird man aber nad den Ausführungen, 
die S. 155— 157 und ©. 187— 197 über den tatfächlichen Verlauf der Dinge 
gegeben find, ſchwerlich behaupten fünnen. Selbit die Nationalverfammlung 


— 





ı Bol. ©. 199. Die Staaten bauten zwar an den Strömen, aber die 
Strombaufoften blieben weit hinter den Einnahmen aus Flußzöllen zurüd und 
fanden mit ihnen in feiner notwendigen Beziehung. Auf den NRheinzöllen lafteten 
B. eine ganze Anzahl Renten an mediatifierte Fürftenhäufer ufw., die mit der 
Kheinſchiffahrt und ihren Verkehrsintereffen nichts zu tun hatten. 
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von 1848 war in diefer Frage fehr zweifelhaft geweſen. Als im Jahre 
1861 der in Stade erhobene hannoverfche Zoll auf der Unterelbe befeitigt 
wurde, erregte das Fortbeſtehen der auf derjelben Flußftrede erhobenen 
hamburgiſchen Elbſchiffahrtsabgabe feinerlei politifches Ärgernis oder aud 
nur Bedenken, obwohl der barburgifche Abgeordnete Grumbredt nicht müde 
wurde, in den Reichätagen von 1867, 1869 und auch fpäter noch auf das 
VBorhandenfein diefer Abgabe aufmerkffam zu machen. Bezeichnend für die 
Beurteilung dieſer Dinge in den feefahrenden hanfeatifchen Gemeinmwefen ift 
eine im Sabre 1857 von dem „Verein für Handbelsfreiheit” in Hamburg 
herausgegebene Flugſchrift „Der Stader Zoll”, in welcher für die Befeitigung 
diefer Verfehrsbefteuerung agitiert wurde. Es heißt dort auf Seite 4: 
„Mit Zug Sprit die Gegenwart allen Zöllen die innere Berechtigung 
ab, welde von der Bewegung der Ware als folder erhoben 
werden, ohne daß dafür von den Erhebenden eine diefer Bewegung 
fördernd oder erleichternd zugute fommende Gegenleiftung geboten werde.“ 
Man fieht, wie fehr die Hamburgifhen Reeder und Kaufleute zwiſchen 
Mafjerzölen und Schiffahrtsabgaben unterfchieden. 

Daß in den legten Jahren vor 1867 die Handelöfammern und Stände 
an der Dder wiederholt und dringend um Einführung von Sciffahrts- 
abgaben gebeten hatten, mag hier außer Betradht bleiben, weil man ihnen 
entgegenhalten fann, daß fie nicht die Stimmung des Volfes, ſondern Ber: 
fehrsinterefjen vertraten. Auch die wiederholte Stellungnahme des preußifchen 
Landtages gegen einfache Befeitigung der Flußzölle und für Oderfchiffahrts- 
abgaben! mag in Anbetracht der Provenienz des Abgeordnetenhaufes aus 
dem dreiflaffigen Wahlſyſtem ala nicht völlig bemweiskräftig gelten. Aber 
der aus dem allgemeinen Stimmredt hervorgegangene Reichstag hatte ſich 
1869 nicht für radifale Aufhebung des Elbzolles, fjondern für feine Um: 
wandlung in Schiffahrtsabgaben ausgeſprochen, und die Verhandlungen 
über denfelben Gegenitand aus dem Jahre 1870 laſſen es mindeftens 
zweifelhaft erfcheinen, ob nicht die Beſchlußfaſſung des Reichstages wiederum 
in diefem Sinne ausgefallen wäre, wenn nicht Delbrüd fich fehr entſchieden 
für die unbedingte Befeitigung jenes Zolles eingeſetzt hätte. 

Nun war aber die grundfägliche Befeitigung der Schiffahrtsabgaben 
oder mit anderen Worten: Die Legalifierung des Grundfages der Gebühren: 
freiheit für Sciffahrtsverbefjerungen, weder damals in Frage, nod iſt fie 
e3 heute. Durch die Aufftellung eines ſolchen Grundfages hätte man viel: 
leicht eine vollstümlihe Wirkung in ziemlich weiten Kreifen erzielen können, 
wenn man zu fo draftiichen Mitteln greifen wollte oder greifen zu müſſen 





ı Bol. Shumader ©. 132, 133 u. S. 187—197 diefer Arbeit. 
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glaubte und fein Bedenken hatte, die entfprechenden Opfer fi) und den ver- 
bündeten Regierungen aufzuerlegen. In Wirklichkeit ift aber nur die Auf: 
bebung einer gemifjen Gruppe von Schiffahrtsabgaben — der in Geftalt 
von Fahrwaflergeldern erhobenen — überhaupt zweifelhaft und ftreitig. 
Die Frage muß alfo in der Weife geftellt und beantwortet werben, ob man 
von der teilweiſen Befeitigung jener Abgaben, von der Aufftelung des 
Unterſchiedes zwiſchen abgabefähigen und nichtabgabefähigen Sciffahrts- 
anftalten, einen politifchen Nugeffelt erwarten fonnte. 

Selbft wenn die Grenze zwifchen beiden Gruppen von Anftalten nicht 
jo unficher und kontrovers wäre, wie fie es ift, Fönnte doch mit hinreichender 
Sicherheit behauptet werden, daß eine derartige, höchſtens halbe Mafregel, 
eine Fafuiftifche Löſung des Problems, eine erheblihe Wirfung auf die 
Stimmungen der Bevölkerung nicht ausüben, gejchweige denn ala Er— 
füllung eine® nationalen Herzenswunſches gelten fonnte. Sie hätte viel 
eher den Eindrud einer bureaufratifhen Erfindung machen fünnen. 

Wäre fih die Bevölkerung der verfchiedenen LZandesteile über die dem 
Art. 54 der Verfafjung heute vielfah imputierte Unterfcheidung von 
fanalifierten und nichtkanalifierten Flüffen und über die daraus folgende, 
jeder inneren Begründung entbehrende, imparitätiihe Behandlung ihrer 
Verlehrsintereſſen damals Har gemwefen, jo hätte diefe einfeitige Neubildung 
des Verfehrörechtes von Bundes wegen in denjenigen Staaten oder Provinzen, 
die zufällig auf Ffanalifierte Flüffe und Kanäle angemiejen waren, mahr- 
fheinlih nidt nur feine Befriedigung, fondern eher eine gemifje Ver— 
ftimmung hervorgerufen. 

Jedenfalls lam eine ſolche Löſung der Abgabenfrage als zugfräftige 
politiihe Parole nicht in Frage, zumal man im Jahre 1867 doc einer 
nüchternen, realpolitifchen Auffafjung der Dinge fehr viel geneigter war als 
im Revolutiongjahre 1848. 

Noch viel weniger ift von den der Schiffahrt naheftehenden und deshalb 
zu fachverftändiger Beurteilung ihrer Intereſſen befähigten Kreifen, zu welchen 
außer den Needern und Schiffern aud die mittelbar am Sciffahrtsbetriebe 
beteiligten Erwerbsgruppen gerechnet werden müflen, anzunehmen, daß ſie in 
jener Löſung eine Förderung der allgemeinen Sciffahrtsinterefjen erblidt 
haben fönnten. Denn dieje Kreife fonnten ſich nicht verhehlen oder hätten 
fich bei Eritifcher Erwägung nicht verhehlen fünnen, daß ceteris paribus 
die Berbefjerung einer Wafjerftraße durch Regulierung wünſchenswerter ift, 
als diejenige durch Kanalifierung. Schleuſen find an fi immer Schiffahrts- 
hindernifje, fozufagen ein pis aller. Sie bringen Zeitverlujte und Havarie- 
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möglichkeiten mit fi, die man auf einer regulierten Waſſerſtraße mit nicht 
allzuftarfer Strömung vermeidet. Vom Standpunkte mohlverftandener 
Schiffahrtsintereſſen wäre e3 geradezu ein Mißgriff, die praftifche Ent- 
fheidung zwifchen Regulierung und Kanalifierung dadurch zugunften der 
legteren Methode zu beeinfluffen, daß man ihr auf Grund juriftifcher 
Diftinktionen befjere Finanzierungsmöglichfeiten verfchafft wie der erfteren. 
Solde Entſcheidungen follten nur nah rein fachlichen, verfehrstechnifchen 
Geſichtspunkten getroffen werden ; die einfeitige Prämiierung einer bejtimmten 
Methode durch die Gefeggebung wäre vom Übel. Das haben fachkundige 
Gefchäftsleute damals wahrjcheinlich ebenfogut gewußt, wie fie es heute 
wiflen. 

Soviel über die Möglichkeit der Einwirkung auf die öffentliche Meinung. 
Mas nun die Nüdfihtnahme auf die Einzeljtaaten, Regierungen und 
Dynaftien anbetraf, jo mar hierzu bei der preußifchen Regierung im Jahre 
1867 ficherlih mehr Beranlafjung und Geneigtheit vorhanden, wie bei ber 
Frankfurter Nationalverfammlung im Jahre 1848. Man wollte der parti- 
fularen Staatshoheit nur das nehmen, was die Zentralgewalt im neuen 
Bunbesftaat notwendig haben mußte. Die Einſchränkung der erfteren hat 
die Vermutung gegen fih. Sie ift auf dem bier zu behandelnden Gebiete 
des Verkehrsrechts und der Finanzhoheit ohne Zweifel infofern gewollt und 
verwirklicht, als die Binnenzölle auf den Wafjerftraßen grundfäglih und für 
immer aufgehoben find. Ein Zwang zur Nichterhebung von Schiffahrts— 
abgaben im Rahmen der Selbſtkoſtendeckung ift aber nicht nachweisbar, auch 
nicht für die befondere Abart der Fahrwaſſergelder. Die letteren find ent: 
weder garnicht oder allgemein verboten. Ein allgemeines Verbot gegen 
Fahrwaſſergelder hätte die Bundesſeeſtaaten in diejelben oder annähernd 
diefelben Kalamitäten gebracht, wie fte ihnen im Jahre 1848 drohten und 
auf nahdrüdliche Remonftration damals erfpart wurden. Es ift gegen alle 
Mahrfcheinlichkeit, daß Preußen den Seeſtaaten und namentlich den Hanje- 
ftädten gegenüber ein geringeres Maß von Verftändnis und Rüdficht gehabt 
haben follte ala das Frankfurter Parlament, und anderfeits ift es ficher, 
daß die Fahrwaffergelder, wenn fie zugunften und im Intereſſe der See- 
ftaaten nad dem Vorbilde der Verfafjung von 1849 zugelaffen worden find, 
für alle deutfhen Wafjerftraßen als jus dispositivum zu Recht beitehen. 


* * 
* 


Die Verwaltungspraris von fieben Jahrzehnten bemweift, daß die Ne- 
gierungen den Anftaltsbegriff faft immer und überall jo ausgelegt und an— 
gewendet haben, wie er aus der grammatifchen und logifchen Interpretation 
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fih ergibt. Sie zeigt namentlih aud, daß eine Einfhnürung des Begriffs 
nad) 1867 bei der Handhabung des Art. 54 der Bundesverfafjung nicht 
eingetreten tft. 

Die Praris war freilich nit immer ganz gleihmäßig und folgerichtig ; 
Unfiherheiten, Schwankungen und Deviationen find vorgefommen. Aber fie 
bilden doch fo fehr die Ausnahme, daß man von ihnen jagen fann, fie be- 
fätigen die Regel. Der Kurs blieb im allgemeinen gleihmäßig und fonftant. 
Der die Praris beherrfchende, deutlich erfennbare Grundzug ift die Rechts— 
überzeugung von der Abgabefähigfeit aller — fonftruftiver und adminiftra- 
twer — Schiffahrtöverbefjerungen. Für die Beurteilung kommen hier der 
Natur der Sahe nah nur diejenigen Fälle vollftändig in Betraht, wo 
Schiffahrtsabgaben für die Benugung von Wafjerftraßen und Häfen wirklich 
erhoben wurden; denn e8 handelt fih um jus dispositivum. Die Fälle 
der Nichterhebung fpielen hier nur infomeit eine Rolle, als die Art ihrer 
Behandlung und Erledigung Rüdjchlüffe auf die zugrunde liegende Rechts— 
überzeugung geftattet. Der wichtigſte Fall diefer negativen Praxis ift die 
mehrerwähnte Dderfchiffahrtsabgabe, deren Einführung die preußifche 
Regierung in den fechziger Jahren ablehnte. Die Fälle der pofitiven Praris 
fönnten noch weit zahlreicher fein, wenn nicht bis 1867 auf den bebeutendften 
Strömen die Binnenzölle beftanden hätten, neben welchen für Fahrmwafjer- 
gelder fein Raum war. 

Es ift mit Bezug auf die Verwaltungspraris in Saden der Sciff- 
fahrt3abgaben gejagt worden !, die Tatſache einer ſolchen Praxis biete allein 
noch feinen Beweis für ihre Gefegmäßigfeit, und das tft an ſich ohne Zweifel 
richtig. Es fommt darauf an, ob ſolche Praris gelegentlich und vereinzelt, 
vielleicht gar beftritten, dem Lichte der Öffentlichkeit unzugänglid und un- 
beachtet, oder ob fie häufig, ftändig, allgemein, unbeftritten und offenkundig 
war. Die letteren Borausfegungen find aber bei der hier dargeftellten 
und für die logische Auslegung herangezogenen Praxis erfüllt. Sie war 
überdies durch öffentliche Verhandlung und Beſchlußfaſſung mehrerer einzel: 
ftaatliher Barlamente, jevenfalld des Preußifchen Landtages und der ent- 
Iprehenden Bertretungsförper in Dlvenburg und Bremen, fanttioniert, 
während aus dem Neichdtage in den Jahren 1869, 1870 und 1886 
Kundgebungen verjchiedener Richtung bei verfchiedenen Anläfjen erfolgt waren. 

Will man eine folhe Art der Rechtsanwendung nicht gelten und als 
unmwejentlih für die Erforfhung des objektiven Rechtszuſtandes bei Seite 

ı Bal. Walther, Sciffahrtsabgaben. Fiſchers Zeitichrift für Praris und 
Gejeggebung der Verwaltung. Band XXX. Heft 1/2. 
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lafien, fo muß man überhaupt auf die Benugung der Praxis für die Ge- 
feßesauslegung verzichten. Das wird aber niemand wollen. 

Gerade bei den öffentlichrechtlichen Vorſchriften, welche die Regelung 
wirtfchaftliher Fragen betreffen und ihrer Natur nad einer fein ausgefeilten, 
Scharf begrenzten juriftiihen Faſſung ſchwer zugänglid find, ift die Praris 
von großer Bedeutung. Hier ift, um das befannte Wort anzuwenden, das 
Wirkliche vernünftig; es hat die Vermutung für fi, die ſachgemäße Ber- 
förperung der gejeßgeberifhen Abficht und Willensmeinung zu fein. Wie 
der Rauch das Feuer, jo zeigt die konſtante, Ioyale, öffentliche, unangefochtene 
Praris das ftille Fortarbeiten des Rechtsgedankens im wirtſchaftlichen Leben. 

Um die Erſcheinungen der Praris in vollem Umfange für die Nechts- 
auslegung nußbar zu machen, muß aber ferner verfucht werben, fie in einen 
fyftematifchen Zufammenhang zu bringen und die einen aus ben anderen 
zu erflären. Es ift dabei von der Annahme auszugehen, daß die Praris 
nicht willfürlich-fafuiftifch, fondern im großen und ganzen nad einheitlichen 
logifhen Gefihtspunften arbeitete, die fie im mwefentlihen aus der Technik 
des Wafjerbaues und der Schiffahrt entnahm. 

Hierbei foll zunächſt das verbefjerte Fahrwaſſer im offenen Strom oder 
Meeresarm, weil feine Subfumierung unter den Anjtaltsbegriff ftreitig 
ift, außer Betracht gelafien und nur von denjenigen Erfcheinungsformen 
ausgegangen werden, deren Eigenſchaft als „Anjtalt zur Erleichterung des 
Verkehrs" allgemein anerfannt wird oder bei befonderem Anlaſſe in autori- 
tativer Weiſe anerfannt worden ift. 

Hierzu gehören zweifellos die Schleufen. Sie dienen aber nur mittelbar 
zur Erleichterung des Verkehrs, nämlich nur infomeit fie Stauanlagen oder 
Beitandteile von Stauanlagen find. Der eigentliche und unmittelbare Vorteil 
für die Schiffahrt liegt in der Erhöhung der Fahrtiefe durch den Stau; die 
Scleufe ift an und für fih ein Sciffahrtshindernig und nur das Mittel, 
um durch die Stauanlage hindurch zu gelangen. 

Demgemäß liegt die von der Verwaltung dargebotene Verfehrserleichte- 
rung nicht in der Schleufenöffnung, jondern in der Stauhaltung. 

Noch weit mittelbarer ift der urfächlihe Zufammenhang zwischen der 
Scleufe und der Erleichterung des Verkehrs in denjenigen Fällen, wo der 
Stau nit eigentlih zur Erhöhung der Fahrtiefe in einer Waflerftraße, 
fondern nur dazu dient, von der lehteren die ſchädlichen Einwirkungen eines 
anderen Gewäſſers fernzuhalten. Beifpiele hierfür find die Schleufen in 
Kiel und Brunsbüttel, melde den Zwed haben, den Waflerftandswechjel 
der Elbe und der Dftfee! und die hierdurch bedingten Strömungen vom 





! In der Elbe durch die Gezeiten und in der Dftjee durch Windwirkung. 
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Kaiſer-Wilhelm-Kanal fernzuhalten. Ein anderes Beifpiel ift die Schleufe 
an der Abzweigung der Elbinger Weichfel vom Hauptſtrom beim fogenannten 
Danziger Haupt. Die Elbinger Weichfel hat fein Gefälle, ihr Wafjerftand 
it der des Frifchen Haffe. Die Schleufe foll verhindern, daß durch teilmeije 
Ablenfung der Wafjermafjen des Hauptjtroms nach der Elbinger Weichjel die 
zur Offenhaltung der Weichfelmündung notwendige Spülfraft des erfteren 
leidet und die leßtere wiederum verfandet, wie es in früheren Jahrzehnten 
infolge der Ablagerung von Sinfftoffen aus der ftrömenden Weichſel tat- 
lählih gefchehen war. 

Eine ähnlide Schleufenanlage beitand früher bei Tapiau, an der Ab- 
zweigung des als Deime bezeichneten nördlichen Mündungsarms des Pregels. 

Die vorftehenden Bemerkungen beziehen fih nur auf Kammerfchleufen ; 
aber auch einfache Flutfchleufen fommen bier in Frage. Sie find ftet3 als 
abgabefähige Anftalten anerfannt worden und noch jetzt mehrfach vorhanden, 
z. B. alö?Hafenjhleufen in Glüdftabt, Hufum und Brafe und als Floß— 
ihleufen in Süddeutfchland. Als Anftalten für Binnenfhiffahrt haben fie 
bis vor wenigen Jahren in der Stedenig und Delvenau, dem jogenannten 
Stedenigfanale, beftanden!. Es war für fie unter der Herrfchaft des Art. 54 
ein Tarif vom 5. Juni 1869 erlaffen mworden?. Won den 17 Schleufen 
diefer Mafjerftraße waren nur 6 Kammerfchleufen; die übrigen 11 wurden 
in der Weife betrieben, daß durch Offnung der Tore des Stauwerks eine 
abwärts jließende Welle erzeugt wurde, melde den Schiffen die zu ihrer 
Fortbewegung erforderlihe Fahrtiefe für den Weg bis zur nächſten Stau- 
ihleufe bot. 

In derſelben Weife werden die Talfperren oder Staubeden, welche 
nad) den neueren Gefegen über den Ausbau der preußifhen Waflerjtraßen 
zur Erhöhung des Niedrigwaſſers der Wefer und der Oder hergeitellt werden 
jolen, der „Erleichterung des Verkehrs“ dienen. Die aus ſolchen Beden 
zu Tal gehende Waſſerwelle wird fehr viel breiter und wirkſamer fein, wie 
die durch die Stedenigfchleufen erzeugte, und die Stauanlage wird nicht im 
Bett des Hauptfiromes liegen, fondern in den von Nebengewäſſern durch: 
ſtrömten Seitentälern; im weſentlichen ift aber der Kaufalnerus zwiſchen 
der Anftalt und den Intereſſen der Schiffahrt derſelbe. Man wird daher 
jene Staubeden ebenfo als abgabefähige Anftalten anzufehen haben, mie 
man die jest befeitigten Stedenigjchleufen als ſolche behandelt hat. 


ı In Rußland gibt ed derartige Schleufen noch jegt in mehreren Strömen 
für Schiffahrtszwecke. 

* Offizielles Wochenblatt für das Herzogtum Lauenburg Nr. 38. Die älteren 
Tarife kommen bier aud deshalb nicht in Betracht, weil die frühere Stedenigabgabe 
ein Wafferzoll war. 
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Wenn der durch menfhliches Zutun erhöhte Waflerftand eine abgabe- 
fähige Anftalt ift, fo läßt fich fein fachlicher Grund dafür anführen, daß 
die gleiche Eigenfchaft nicht auch der durch Baggerung oder Einſchränkung 
vertieften Flußfohle oder erhöhten Flußtiefe zuerfannt werden fol. Der 
tatſächliche Erfolg der aufgewendeten Arbeit, nämlich die Vergrößerung der 
nutzbaren Fahrtiefe, ift in beiden Fällen diejelbe. 

Die unter III. ec. auf ©. 111—129 mitgeteilten Definitionsverfuche 
für den Begriff der „bejonderen Anjtalt“ paſſen freilih auf feinen von 
beiden Fällen. 

Zu den anerfannten Erfheinungsformen des Begriffs der abgabefähigen 
Anftalt gehören ferner die Schiffahrtszeihen, Bojen, Baken, Leuchtfeuer und 
fonftige Tages- oder Nachtmarken. Schon $ 20 des preußifchen Bollgefeges 
vom 26. Mai 1818 bezeichnet fie als „Anftalten für die Erleichterung des 
Verkehrs". Ihre Eigenfchaft ala „bejondere Anftalten“ im Sinne des 
Art. 54 der Neihsverfaffung tft dur die auf ©. 207 bis 214 und ©. 221 
bis 224 erwähnten Unterweferverträge unter Zuftimmung des Reichs feſtgeſtellt 
worden. Sie verhalten fih zum Fahrwaſſer wie der Wegweiſer zum Weg. 
Wenn für die Benugung eines Fahrwaſſers jhon aus dem Grunde eine 
Sciffahrtsabgabe erhoben werden fann, weil es in feiner Breite und Nichtung 
durch derartige Zeichen fenntlich gemacht ift, ſo kann die Abgabenerhebung 
für eine Verbreiterung, Begradigung, Bertiefung oder fonftige Berbeffe- 
rung des Fahrwaſſers unmöglid der Abfiht des Geſetzgebers entgegen 
fein. Buhnen, Baggerrinnen und in Feld geſprengte Unterwaflertanäle find 
ſchließlich doch von viel größerer technischer und wirtſchaftlicher Bedeutung 
wie Bojen und Baken. Die Buhnen erfüllen außer dem Zwecke der Zu— 
fammenfafjung der Wafjermengen und der Heritellung oder Erhaltung größerer 
Fahrtiefen gleichzeitig auch den der Kenntlihmahung der Fahrrinne. Sie 
dienen viel intenfiver, vielfeitiger und unmittelbarer der „Erleichterung des 
Verkehrs" wie bloße Schiffahrtszeichen. 

Die Weferuferftaaten handelten durdaus logifh und im Rahmen der 
präfumtiven gefegeberifhen Willensmeinung, wenn fie die fteigenden Erträge 
des gemeinfamen „Feuer- und Bafengeldes” zum Ausbau der Yahrrinne 
mitverwandten. Von diefem Standpunkte aus ift auch die Erflärung des 
preußifchen Handelsminifters, daß die Befeitigung von Wrads und Baum- 
ftämmen in den Kreis der „bejonderen Anftalten“ falle, vollflommen ver: 
ftändlich, obwohl es fich hierbei nicht eigentlich um die Verbeflerung, fondern 
nur um die Unterhaltung der Fahrſtraße handelt. it die Bezeichnung 
der Fahrrinne ein Subftrat der Abgabenerhebung, jo muß die Unter: 
haltung es audh fein; man kann fogar die Anfiht haben, daß die 
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erftere einen Beftandteil der letteren bilde. Wenn Delbrüd im Jahre 
1870 eine abweichende Äußerung getan hat in dem Sinne, daß für bloße 
Unterhaltung der natürlihen Wafjerftraßen feine Abgaben erhoben werden 
dürften, fo ift das zwar infofern richtig, als die Stromunterhaltung nicht 
lediglich im Interefje der Schiffahrt erfolgt, fondern vielfach anderen, nament- 
ih Iandwirtfchaftlihen Intereſſen mehr oder weniger zu gute fommt. So— 
weit fie aber im Sciffahrtsinterefje ftattfindet, muß fie auch als abgabe- 
fähige PVeranftaltung angefehen mwerden. Sollte hiernah ein Wider— 
ſpruch zwiſchen dem Präfiventen des Bundeskanzleramt von 1870 und 
dem preußifchen Handelsminijter von 1885 noch beftehen bleiben, fo müßte 
die größere Autorität des leßteren den Ausſchlag geben, denn es war 
Bismard. Daß bei der damaligen Entſcheidung etwa fisfalifhe Rüd- 
fihten von Einfluß gemwefen wären, iſt jchon deshalb ausgeſchloſſen, weil 
Preußen bei der Angelegenheit jo gut mie garnicht, jedenfalls nur in 
minimalem Umfange, beteiligt war. 

Wollte man vertiefte Fahrrinnen in natürlichen Gewäſſern als nicht— 
abgabefähig, Stauanlagen hingegen als zuläffige Gegenftände der Abgaben- 
erhebung behandeln, jo fünnte eine Wafferftraße durch intenfivere Verbefjerung 
ihrer Schiffahrtsverhältnifie aus einer abgabefähigen zu einer nichtabgabe- 
fähigen, oder ed fünnte — vom Standpunkte derjenigen, welche fanalifierte 
Flüſſe für fünftlide Waflerftraßen halten — eine fünftlihe Waſſerſtraße zu 
einer natürlichen werden. Derartige Fälle find durchaus feine theoretifchen 
Möglichkeiten, jondern in der Praris vorgefommen. Die Deime war früher 
geftaut und mit Schleufen verfehen,; fpäter wurden dieſe bejeitigt und 
das Flußbett auf der ganzen Strede jo vertieft, daß die Gefälleunterfchieve 
verjhwanden !. 

Die hier gefchilderte rechtliche Folge einer Schiffahrtöverbefjerung wäre 
abfurd, und weil fie abfurd wäre, kann die Vorausſetzung hinſichtlich des 
Rechtszuſtands nicht zutreffen. Denn es kann dem Gefeßgeber nit — 
ohne zwingende Gründe — unterftellt werden, etwas Abjurdes gewollt oder 
die abfurden Konfequenzen feiner Anordnung nicht vorausgefehen zu haben. 

* 
* * 

Bei dem Verfuh, den Anftaltsbegriff von einzelnen feſtſtehenden Tat» 
ſachen aus nad) logisch = fyftematifchen Gefichtspunften zu fonjtruieren und 
in feinen Grenzlinien zu beftimmen, muß freilich daran feitgehalten werben, 

! Val. „Memel-, Pregel- und Weichfelwaflerftraße” im Auftrage des preußifchen 
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daß derartige Verſuche nicht über den durch die erfennbare Willensmeinung 
des Geſetzgebers gezogenen Rahmen hinausgehen dürfen. Diefer Nahmen 
müßte auch dann refpeltiert werden, wenn der gejeßgeberifche Wille fich als 
unfachgemäß erweiſen follte. 

Schumader hat am Sclufje feines Definitionsverfuhs, von welchem 
er jelbjt jagt, daß er auf „rein formalen Gefichtspunften” beruhe, auf die 
Bedenken bingewiefen, welche der Konftruftion des Anftaltsbegriffs auf logifcher 
oder naturrechtlicher Grundlage entgegenftehen. Die grundfägliche Berechtigung 
diefer Bedenken ift nicht zu beftreiten ; hier aber ift der Ausdruck des geſetz— 
geberifhen Willens jo wenig Har und ſcharf, der durch den Wortlaut ge: 
zogene Rahmen jo weit, daß er jenen Konftruftionen den erforderlichen 
legalen Spielraum bietet. 

Wird aber mit Schumader zuunguniten des Gefeßgebers angenommen, 
er habe dieſe mwirtfchaftlihe Frage nah „rein formalen Geſichtspunkten“ 
regeln wollen, jo wäre man doc wohl zu der Erwartung beredtigt, daß 
die gewählte formaliftifche Löfung wenigſtens den äußeren Vorzug befäße, 
um defjen Willen fie der fachlichen mitunter vorgezogen wird, nämlich den 
Vorzug der leichten Erfennbarfeit, der Haren Abgrenzung des Rechtsbegriffs 
nach äußeren Merkmalen. 

Diefen Vorzug fann man aber dem Schumaderfchen Definitionsverfud 
— „Anftalten find gewifje fünftliche, fichtbare Vorrichtungen und Bauten 
an, in oder auf den Flüffen, die einer befonderen Benugung fähig find“ — 
nicht zuerfennen, und noch viel weniger den Gejetesvorfchriften, auf melde 
der Verſuch fich bezieht. Allein der Sat „die einer befonderen Benutung 
fähig find“ enthält eine Fülle von zweifelhaften und fubjeftiven Momenten. 
Außerdem mwiderfpricht jener Verſuch der Praxis. 


* 
* * 


Es iſt ſchon auf S. 109—111 ausgeführt worden, daß der Begriff des 
„Befondern“ eines felbftändigen Dafeins nicht fähig ift und nur durch die 
Beziehung auf einen latenten, im Wege der grammatifchen Auslegung nicht 
auffindbaren Allgemeinbegriff Leben erhalten kann. 

Der Ausdrud „befondere Anftalten” oder vielmehr das darin vor: 
fommende Eigenfhaftswort ift hervorgegangen aus dem Bebürfnis nad) 
ftarfer Betonung und Unterftreihung des Gegenfages zu dem freien Genuß: 
gut der natürlichen Waflerftraßen, — aus demfelben Bedürfnis, welches in 
dem gleihen Zufammenhange die ſeltſam pleonaftifhen Wortbildungen 
„wirklich beftehende Einrichtungen” im Sollvereinsvertrage gezeitigt bat. 
Der letztere Ausdrud ift eine Überfegung der „befonderen Anftalten“ ; eine 
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andere Überfegung gab Delbrüd in der Reichstagsverhandlung vom 19. Mai 1870, 
indem er fie als „beitimmte Anſtalten“ bezeichnete. Um die Gejehgebung 
jener Zeit richtig zu verftehen, muß man fie perjpeftivifch gegen die Ver— 
gangenheit betrachten und auf ihren hiftorifchen Hintergrund projizieren. 
Diefer Hintergrund beftand in den veralteten, läftigen und allerdings fehr 
mißliebigen Binnenzöllen. Die Faſſung der Geſetze ift abfichtlich fo gewählt, 
dab der Lefer den ftarfen Eindrud haben muß, es fei mit der bloßen 
„slußfreibeuterei” — um diefen in der Delbrüdichen Denkſchrift von 1848 
vorlommenden Ausdrud! hier zu wiederholen — ein für allemal zu Ende, 
und jede erbenfliche Bürgschaft gegen ihre Wiederkehr gegeben. Nur hierdurch 
it ed zu erklären, daß man ſich nicht mit „Anftalten“ begnügte, obwohl diefer 
Ausdruf den Gegenſatz des Menfchenwerf3 zur freien Naturgabe an ſich 
hinreichend ausdrüdt, fondern noch die „befonderen“, die „beitehenden“ und 
gar noch die „wirklich beftehenden” Hinzufügte. Ohne jenen hiftorifchen 
Hintergrund hätte der Geſetzgeber fiherlich nicht für nötig erachtet, ein aus- 
drüdliches Verbot der Abgabenerhebung für Anftalten, welche nicht beftehen, 
auszuſprechen; ein logischer Anlaß war jedenfalls nicht vorhanden. 

Dem Wort „befondere“ im vierten Abfat des Art. 54 wohnt aber 
noch eine weitere ftiliftifhe Beziehung und Bedeutung infofern bei, als 
damit der Gegenſatz zu den im nächſten Sate erwähnten fünftlihen Waffer- 
ſtraßen, die in ihrer Gejamtheit Anftalten find, bezeichnet wird. Die An- 
wendung des Anftaltöbegriff3 auf Kanäle ift nad den Darlegungen auf 
2. 65—105 ſprachlich zuläffig, forreft und üblih; es mag hier nur an 
die Zollvereinsverträge und an den preußifchen Tarifgefegentwurf von 1851 ? 
erinnert werden, welcher fogar die Waſſerſtraßen allgemein als Anftalten 
bezeichnet. Im Gegenfag zu den Kanälen find die Korreftions- und Stau- 
werfe in einer natürlichen Wafferftraße, fie mögen noch fo nahe aufeinander 
folgen, doh nur immobile Beftandteile des Strombettes, fie find fein zu- 
lammenhängendes Ganzes, fondern finguläre, wenn aud nad einheitlichen 
Syſtem angelegte und auf einheitliche Geſamtwirkung berechnete Bauwerke. 

Das der Ausdrud „beſondere“ eine weitergehende als die hier dar- 
gelegte Bedeutung gehabt, daß er fachlich eine Einfchränfung des Kreifes 
der abgabefähigen Anftalten bezwedt haben fünnte, — etwa eine Ein- 
Ihräntung auf örtliche Verfehrsanftalten nad dem Vorbilde des Art. 26 
der Verfaſſung von 1849 — ift nad) Lage der Umftände aus zwei Gründen 


ausgeſchloſſen. 


Bgl. S. 150, 151. 


Bgl. S. 87. 
16 * 
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Es ift erftens nicht denkbar, daß der Geſetzgeber, wenn er am 26. Juni 
durch Einfügung jenes Eigenjchaftsmortes den Nechtszuftand ändern wollte, 
diefes wichtige und folgenreihe Eigenjchaftswort am 8. Juli desjelben 
Jahres 1867 im gleihen Zufammenhange, bei Abfafjung einer Rechte: 
vorschrift von zweifellos identifhem Inhalt, wieder fortließ oder vielmehr 
durh „wirklich beftehende“ erjegte. Eine derartige Variation der Wort: 
fafjungen in zwei faft gleichzeitigen Urkunden von fundamentaler Wichtigfeit 
für das neugebildete deutſche Staatsweſen kann unmöglih auf einem bloßen 
Verfehen beruhen und faum anders als in der bier dargelegten Art erflärt 
werden. 

Es würde ferner auch an einem vernünftigen Grunde dafür fehlen, 
daß man im nächſten Jahre beim Abſchluß der Rheinjchiffahrtsafte vom 
17. Oftober 1868 abermald das Wort „bejondere” in der maßgebenden 
Bertragsbeftimmung nicht gebraudte und alle „fünftlihen Anlagen“ als 
abgabefähig bezeichnete. 

Von manden Seiten wird ja die Anficht vertreten, daß die Rhein— 
ſchiffahrtsakte die Möglichkeit der Erhebung von Scdiffahrtsabgaben noch 
über das durch die Verfaſſung geftattete Maß hinaus habe einfchränfen 
wollen. SHinfichtlih der bier erörterten, für die Frage enfcheidenden Vor— 
ſchrift würde der Wortlaut geradezu die entgegengefegte Annahme recht: 
fertigen. Das Eigenſchaftswort fünftlih iſt nichts als ein Pleonasmus; 
natürlihe Anlagen gibt es nidt. Die Akte läßt alfo die Erhebung von 
Abgaben für alle Schiffahrtsanlagen zu und es handelt fih nur noch um 
die Frage, was man unter diefem Ausdrud zu verjtehen hat. 

Nah den Ausführungen S. 66—105 bedeutet das Wort Anlage 
in diefem Zufammenhange fo viel wie bauliche Anftalt. Daß die Akte 
aber auch für untörperlihe Anftalten die Abgabenerhebung zulaffen will, 
fheint aus Art. 27 hervorzugehen; er wird jedenfalld in der Praris jo 
aufgefaßt. 

Die Akte ift allerdings eine Urfunde von ungewöhnlich mangelhafter 
und flüchtiger Faſſung. Aber auf die Wiederholung des viel berufenen 
Eigenfchaftswortes „bejondere” in ihrem Terte hätte man doch ſchwerlich 
verzichtet, wenn man der Meinung geweſen wäre, daß damit der Kreis der 
abgabefähigen Sciffahrtsanftalten verfafjungsmäßig eingeengt worden jei 
und vertragsmäßig nochmals — mit internationaler Wirfung — eingeengt 
werden fönnte und follte, 

Im deutfch-öfterreihifchen Elbzollvertrage vom 22. Juni 1870 erfcheint 
das bewußte Wort von neuem. Das hatte feinen äußeren Grund darin, 
dab die mafgebende Beitimmung des Vertrages mortgetreu dem Art. 54 
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der Verfaffung entlehnt war. Daß materiell fein anderes Net für die 
Elbe ala für den Rhein gejchaffen werden follte, ift bereit unter ILS 2 ©. 19 
dargetan. Wenn Delbrüd der Meinung gewefen wäre, „befondere Anftalten” 
jeien örtliche Verfehrseinrihtungen im Gegenfaß zur durchgehenden Fahrftraße, 
und nur die erjteren follten nad dem Vorbilde der Verfafjung von 1849 
abgabefähig fein, fo wäre es geradezu unbegreiflich, weshalb er bei den 
Reihötagsverhandlungen von 1870 über die Elbzölle diefe flare und ein- 
fahe Erläuterung des unbeftimmten Eigenfhaftswortes nicht gab. Denn 
die Verhandlungen waren in dem Sinne geführt und der von Delbrüd be- 
fümpfte Antrag in der Vorausfegung geftellt worden, daß Fahrwaſſer— 
verbefierungen befondere Anjtalten feien oder doch fein fünnten. Der Elbzoll 
wurde für die Befahrung erhoben; feine damals vorgefchlagene Reduktion 
auf das Maß der Selbftkoftendefung mußte alfo ein Fahrwaſſergeld ergeben. 
Es lag jehr nahe, die Zuläffigfeit eines folchen mit furzen Worten zu ver- 
neinen, wenn e3 verfafjungsmäßig unzuläffig war. 

Der zweite Grund gegen die Annahme, daß die Einfchaltung des Eigen- 
Ihaftswortes „befondere” einen anderen Zwed oder vielmehr Anlaß gehabt 
haben fönnte, als den der Betonung der Gegenſätzlichkeit gegen das freie 
Genußgut und gegen die in ihrer Totalität unter den Anftaltsbegriff 
fallenden Kanäle, tft aus der Vergleihung des dritten und vierten Abfates 
in $ 54 zu entnehmen. Im dritten find die Schiffahrtsabgaben unbedingt 
für abgabefähig erklärt. Der Gegenfag von natürliden und Fünftlichen 
Häfen erjcheint nicht — wie im vierten Abfag bei den Waſſerſtraßen — 
in der Wortfaffung. Der Gegenfag von Zöllen und Verkehrsabgaben hatte 
bei den Hafengeldern niemals eine Rolle gefpielt; es lag alfo aud fein 
Grund dafür vor, den Begriff der Schiffahrtsanftalt durch entfprechende 
Zuſätze, wie „befondere” oder „wirklich beftehende” noch fchärfer von dem 
Hintergrunde des freien Genußgutes abzuheben. 

Jedenfalls fehlt es, wenn man jene beiden Abſätze des Art. 54 mit- 
einander vergleicht, an jeglihem inneren und äußeren Anlaß, welcher den 
Gefehgeber zu dem Entſchluſſe bringen fonnte, Häfen und Wafferjtraßen aus 
dem hier in Betracht fommenden Gefichtspunfte der Finanzierung von Ver— 
fehräverbefjerungen durch Schiffahrtsabgaben verfchieven zu behandeln und 
den Kreis der abgabefähigen Anftalten bei der einen Gruppe anders ab- 
jugtenzen, wie bei der anderen. 

Er hatte fie in den Zollvereinsverträgen feit Jahrzehnten einer gleich— 
mäßigen Regelung unterworfen und wollte an diefer Regelung ſachlich nichts 
andern, 


* * 
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Die Entftehungsgefhidhte des Art. 54 ſpricht alfo für die ſchon vorher 
dur die grammatifche Auslegung begründete Annahme, daß jede im Schiff: 
fahrtsinterefje hergeftellte Anftalt oder Einrichtung der Rentbarmadhung durch 
Abgaben fähig iſt. 

Nur zwei Ausnahmen von dieſem Grundſatze find für Deutſchland 
durch pofitive Bertragsbeftimmungen ftatuiert worden. 

Die eine findet fih in Art. 3 der Rheinfchiffahrtsafte, welcher be- 
ftimmt, daß Bojen- und Bafengelder oberhalb Rotterdam und Dordrecht nicht 
geftattet fein jollen. Danach follen auf dem Rhein Bojen und Balen nicht 
als abgabefähige „bejondere Anftalten“ im Sinne des Art. 54 der Ber: 
fafjung oder „Lünftlide Anlagen” im Sinne des Schlußprotokolls zum 
Art. 3 der Akte — abweichend von dem gemeinen Rechte im ganzen übrigen 
Deutſchland — angefehen werben. 

Die andere ift enthalten in dem Bertrage über die Ablöfung des Stader 
Elbzolles vom 22. Juni 1861, in welchem Hannover gegen eine Ent- 
ſchädigung von beinahe 3 Millionen Talern fih außer zur Nichterhebung 
diefes oder eines Ähnlichen Zolles auch dazu verpflichtete, 

„1. wie bisher und nach Maßgabe feiner bisherigen Verpflichtungen für 
die Unterhaltung derjenigen Werfe, welche für die freie Elbjchiffahrt 
erforderlich find, Sorge zu tragen. 

2. Als Entjhädigung für die aus der Ausführung diefer Verpflichtung 
erwachſenden Ausgaben feine Abgabe irgend welcher Art anftatt des 
Stader oder Brunshäufer Zolld einzuführen.“ 

Da Preußen in die völferrehtlihen Verpflichtungen Hannovers ein- 
getreten ift, fo darf es auf der Unterelbe feine Schiffahrtsabgaben — aud 
nicht im Rahmen der Selbitloftendedung nad) Art. 54 der Reichsverfaffung — 
erheben. Praktiſch hat dieſe Befchränfung freilich nichts zu bedeuten, da die 
Unterhaltung der Sciffahrtäftraße auf der Unterelbe von Hamburg beforgt 
wird, welches dafür die bekannte Elbfchiffahrtsabgabe vereinnahmt. Bei 
Unterzeichnung des Vertrages über die Aufhebung des Stader Zolles gab 
der hamburgifhe Bevollmädhtigte auf Wunſch der englifhen Regierung die 
ausdrüdliche Erklärung ab, 

„daß die Aufhebung des Stader Zolles für Hamburg niemals eine Ver- 

anlafjung abgeben werde, das beftehende Verhältnis in betreff der Er- 

haltung der Sciffbarkeit der Elbe auf feine Koften von Hamburg bis 


! Hannoveriche Gef.S. 1863 ©. 205. In der Preußiſchen Geſetzſammlung 
1862 €. 383 ift der franzöfifche Vertragstert etwas anders ind Deutfche übertragen. 
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zur See zu ändern, welches Verhältnis in jeder Beziehung unverändert 
fortbeftehen werde”. 

Der Vertrag vom 22. Juni 1861 bezog fih nur auf die der See— 
Ihiffahrt dienende Elbftrede. Von der Elbftrede oberhalb Hamburg erhielt 
Hannover nah wie vor feinen Anteil am Elbzoll. Wenn Wittmad in 
feinem Auffate „Wölferretlihe Bedenken gegen die Einführung von Ab- 
gaben auf die Flußfhiffahrt” im Archiv für öffentliches Recht Band 19 
S. 145 ff. fagt, daß „einer Erhebung von Elbzöllen“ in dem ehemals 
bannoverfchen Staatögebiet jener Staatövertrag entgegenftehe, jo geht dies 
in bezug auf den örtlichen Geltungsbereich des Vertrages zu mweit!. 

Daß Elbzölle nicht wieder eingeführt werden dürfen, ift zwar richtig, 
auh für die Strede oberhalb Hamburg, weil fie dort dur die Verfafjung 
und den deutjchöfterreichifchen Vertrag verboten find. Hier handelt es ſich 
aber um die, einen grundfäßlich verfchievenen Gegenftand betreffende und 
deshalb auch in einem befonderen Artikel des Vertrages vom 22. Juni 1861 
ausgeſprochene Berzichtleiftung auf Schiffahrtsabgaben. Sie gilt nur 
für die der Seefchiffahrt dienende Elbſtrecke. 


* E 
* 

Zweifelhaft ift die Anftaltseigenfchaft für diejenigen Einrichtungen und 
Zeiftungen, welche lediglich die Unterhaltung der natürlichen Fahrrinne be- 
zweden. Die Praxis ift, wie die vorftehenden Ausführungen ergeben, nicht ganz 
gleihmäßig gewejen?. Man hat zuweilen die Koften der bloßen Unterhaltung 
ded natürlichen status quo als nicht dedungsfähig durch Schiffahrtsabgaben 
behandelt, zumeilen aber auch zwifchen gewöhnlichen und fonftigen Unter- 
haltungskoſten unterjchieden und nur den erjteren die Anftaltseigenfchaft ab- 


! Bol. über den bannoverfhen Anteil am Elbzoll den Staatövertrag vom 
4. April 1863 Preuß. Gef.S. S. 385. Wittmad fpridt in feinem Auflage von 
denjenigen „Werken“, die Hannover an ber Unterelbe vertragsmäßig ohne Entgelt 
ausführen follte, als von „Anftalten*, und liefert damit einen weiteren Beweis für 
den Sprachgebrauch; hinfichtlich des Anftaltäbegriffs, da jene Werke nur in Ufer- 
ſchutz- und Korrektionsanlagen beftehen. 

Daf es fich bei dem PBertrage über die Aufhebung des Stader Zolld nur um 
folhe Berpflihtungen und Rechte der hannoverfchen Regierung handelte, weldhe die 
der Seejchiffahrt dienende Unterelbe zum Gegenftande hatten, geht aud aus ber 
Dentihrift vom 22. Mai 1862 hervor, mit welcher die preußiiche Regierung jenen 
Vertrag ihrem Landtage vorlegte. Druckſachen des Abgeordnetenhaufes Nr. 48 
Seifion 1862. Bol. aud Bericht der Finanzlommiffion des Herrenhauſes vom 
17. Juli 1862, Drudf. des Herrenhaufes Nr. 45. 

? Ral. S. 240, 241. 
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geſprochen. Grundſätzlich wird auch der Unterhaltungstätigfeit dieſe Eigen» 
Ichaft nicht abgefprochen werden können, infofern ohne fie der Zuſtand der 
Fahrrinne ſich verfchlechtern würde und durd fie ein dem Sciffahrts- 
interefje nüßlicher Beharrungszuftand erhalten wird. Praltiſch wird aller: 
dings diefer Frage — bei den Binnenwajjerftraßen wenigſtens — eine 
verhältnismäßig geringe Bedeutung deshalb beiwohnen, weil die bloße Unter- 
haltung im allgemeinen ſchon im landwirtfaftlihen und im fonjtigen all- 
gemeinen Kulturinterefje notwendig fein wird, und infolgedefjen der entitehende 
Koftenaufwand nicht der Schiffahrt oder doch nicht ihr allein zur Laſt gelegt 
werben fann. | 





IV. 


Die Dorausjeßung für den Eintritt der 
Abgabepflicht. 


81. 
Die grammatiſche Auslegung. 


Nach der Verfaſſung und dem Zollvereinsvertrage iſt für den 
Eintritt der Abgabepflicht maßgebend die Tatſache der „Benutzung“ be— 
ſonderer Anſtalten in natürlichen und die Tatſache der „Befahrung“ von 
künſtlichen Waſſerſtraßen. Es entſteht vorab die Frage, ob dieſe Verſchieden— 
heit des Ausdrucks nur ſtiliſtiſche Bedeutung hat oder die Abſicht einer 
ſachlich verſchiedenen Behandlung von natürlichen und künſtlichen Waſſer— 
ſtraßen erkennen läßt. Die Frage iſt mehrfach im Sinne der letzteren Alter: 
native beantwortet worden; insbeſondere von Schumacher, der es nicht für 
möglich hält, in der Befahrung eines offenen, wenn auch techniſch noch ſo 
ſehr umgeſtalteten Fluſſes die „Benutzung von Anſtalten“ zu finden. Auch 
Löning vertritt einen ähnlichen Standpunkt. 

Wenn es richtig iſt — und in den vorhergehenden Abſchnitten iſt der 
Beweis hierfür angetreten worden —, daß künſtliche Waſſerſtraßen, ins— 
beſondere Kanäle, ebenſo unter den Anſtaltsbegriff fallen, wie Verbeſſerungen 
an natürlichen Waſſerſtraßen, ſo verliert die Kontroverſe über das Verhältnis 
der Begriffe Benutzung und Befahrung dadurch im weſentlichen ihre Be— 
deutung. Gleichwohl ſoll das Verhältnis hier unterſucht werden, und zwar 
zunächſt vom Standpunkte des Sprachgebrauchs. 

Von dieſem Standpunkte aus erſcheint Benutzung als der allgemeine 
Begriff; eine Sache benutzen heißt, ſie ſich zunutze machen, aus ihr Vorteil 
ziehen. Dieſer Vorteil kann ein unmittelbarer oder ein mittelbarer ſein; 
in Ermangelung einſchränkender Beſtimmungen im Einzelfalle muß jede, 
wenn auch entfernte Beziehung zwiſchen der nutzbringenden Anſtalt und dem— 
jenigen, welcher aus ihrem Beſtehen Vorteil zieht, als Benutzung der erſteren 
durch den letzteren gelten. „Befahrung“ iſt ſprachlich nichts weiter als eine 
beſondere Art und Erſcheinungsform der „Benutzung“; man „benutzt“ einen 
Weg, indem man ihn „befährt“. Auch für den Verkehr auf den Waſſer— 
ſtraßen werden beide Worte vollkommen gleichwertig gebraucht. 

Der Reichshandelsminiſter Duckwitz, ein bremiſcher Kaufmann, dem 


252 IV. Die Vorausfegung für den Eintritt der Abgabenpflict. 


ohne Zweifel die Ausdrucksweiſe der fchiffahrttreibenden Kreife geläufig 
war, madte am 15. Auguft 1848 dem Verfafjungsausfchuffe des Reichs- 
tages in Frankfurt eine Vorlage über „Flußzölle und Flußfonventionen“, in 
welcher e3 heißt: 
„Die Uferftaaten unterhalten die Fahrbahn ihrer Flüffe zunächſt zum Be- 
triebe der Schiffahrt ihrer eigenen Staatsgenofjen. Diefe benugen die 
Ströme auch im Gebiete anderer Uferftaaten und die Genoffen diefer 
leßteren tun desgleichen, fo daß eine gegenfeitige Benutzung der Fluß- 
ftreden ftattfindet. Obgleich es nicht genau zutrifft, fann man doch 
wohl annäherungsweife annehmen, daß die Benutzung eines ge— 
meinfamen Fluſſes fih für die Bewohner eines Staate nad der 
Uferlänge desfelben richtet. Somit würde den Uferftaaten fonventioneller 
Flüſſe ebenfomwenig eine Vergütung von feiten des Reichs zulommen, als 
denjenigen der nicht fonventionellen,; denn bei beiden richtet fich die 
Schiffahrtsbenugung nad den Uferftreden.“ 

Die hannoverfhen Vertreter bei der proviforifchen Reichsgewalt zu 

Frankfurt erflärten in derfelben Angelegenheit am 21. Auguft 1848: 
„Wenngleih eine Verminderung der jet die Schiffahrt belajtenden Ab- 
gaben für notwendig erfannt werden mag, fo ift es doch jedenfalls nur 
für billig und angemeſſen zu erachten, daß diejenigen, welche zunächſt den 
Vorteil von den Flüffen als Handelsftragen beziehen und fie zu dieſem 
Zwede benugen, einen mäßigen Beitrag als Waſſerwegegeld zu den 
ſehr bedeutenden Kojten der Unterhaltung der Fahrbarkeit der Flüffe und 
Wafjerftraßen leiften. Wenn diefer Beitrag fo bemefjen wird, daß die 
Flüffe zu Zweden des Handels, im Vergleich zu anderen Straßen, nod 
immer mit Vorteil benutt werden können, fo wird jene Abgabe in den 
‚verhältnismäßig erhöhten Transportfoften regelmäßig die Warenempfänger, 
mithin gerade diejenigen treffen, welche die Transportfoften überhaupt zu 
tragen haben !.“ 

Die im Jahre 1849 vom Reichdtage angenommene Berfafjung fprad 
in $ 22 von den Mögaben, „melde in den Seeuferjtaaten von den Sciffen 
und deren Ladungen für die Benugung der Schiffahrtsanftalten 
erhoben werden“. Schiffahrtsanftalten find nah S 20 a. a. D. fomwohl 
Häfen, Seetonnen, Leuchtſchiffe und das Lotfenweien ald auch das Fahr: 


ı Ähnliche Proben des Sprachgebrauchs ließen fich gerade aus den Verhand— 
lungen der Jahre 1848/49 noch zahlreich anführen. Vgl. au das bi Shumader 
©. 77 abgedrudte Zitat von Ockhart 1818, wo von „Benußung ded Stromes“ 
gefprochen wird. 
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waſſer; dies alles ift nach der Ausdrucksweiſe der Verfaſſung Gegenjtand 
der „Benugung“. Der letztere Ausdrud umfaßt jeden Verkehrsaft, mit 
welhem der Gebrauch irgend einer Sciffahrtseinrichtung Förperlicher oder 
unlörperliher Art und deshalb der Eintritt der Abgabepflict verfnüpft ift. 

Die Nheinfhiffahrtsafte ſpricht, wie bereits in $ 2 erwähnt wurde, 
von der „Benutzung fünftlider Wafferftraßen oder Anlagen, 
wie Schleufen u. dergl.“ ; fie gebraucht alfo das Wort Benugung promiscue 
für die beiden Fälle, welche vermeintlich in Art. 54 dur die verfchievenen 
Ausdrüde „Benugung“ und „Befahrung” auseinandergehalten werden follten. 
In der Verhandlung des fonjtituierenden Reichstags vom 20. März 1867 ! 
fprah der Abgeordnete Baumftarf über die „Abgaben für Benutzung der 
Zlüffe zur Dedung der Unterhaltungskoften”. Ebenfo wird in der Be- 
gründung zu dem Reichsgeſetze vom 5. April 1886 das auf der Untermwefer 
einzuführende Fahrwaſſergeld ald „Benutungsgebühr” bezeichnet ; 
Auch der badifch-fchweizerifche Vertrag über den Rhein zwiſchen Schaffhaufen 
und Bafel erwähnt die „Benutzung“ der Waſſerſtraße. 

Daß Delbrüd gerade in den Jahren, welche der Entjtehung der beiden 
legten Zollvereinsverträge von 1865 und 1867 und ber Bundesverfafjung 
von 1867 unmittelbar vorangingen, den mit „benugen” gleichwertigen Aus- 
drud „Gebrauh machen“ auf die Befahrung gebaggerter Ninnen an- 
gewendet hat, geht aus dem ©. 126 auszugsweife mitgeteilten Immediat— 
beriht vom 13. Mai 1862 hervor. 


8 2. 
Die logiihe Auslegung. 


Auch die Entftehungsgefhichte der Verfafjung und des geltenden Boll- 
vereinsvertrages bemweift, daß ber Gefegeber, indem er die „Befahrung” ala 
maßgebend für den Eintritt der Abgabepflit bei gewiſſen fünftlichen 
Waſſerſtraßen bezeichnete, hiermit feinen Gegenfa zu der „Benugung” ver: 
einzelter Schiffahrtsanftalten ausdrüden und feinen abweichenden Rechts— 
zuftand für die in Betracht fommenden Verkehrswege ſchaffen wollte. 

Die älteren Zollvereinsverträge bis 1865 einjchließlich kannten in diefem 
Zufammenhange nur den Begriff der Benutzung. Jedes Gebrauchmachen 
und Borteilziehen von Sciffahrtsanftalten im meiteften Sinne des Wortes, 
ſowohl von Scleufen, Negulierungswerfen und fonftigen Einbauten in 
natürlichen Waflerftraßen, als auch von fünftlihen Wafjerftraßen wurde als 
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Benutzung bezeichnet. Erft in den Hollvereinsvertrag von 1867 wurde ber 
Zwiſchenſatz eingefchaltet, welcher die Selbftloftengrenze für nichtitaatliche 
fünftlihe Wafjerjtraßen befeitigte, und nur in diefem Zwiſchenſatze 
ift der Ausdruck „Benugung“ durch „Befahrung“ erjfegt. Nun ift aber 
feftgeftellt, daß der Rechtszuſtand Hinfichtlih der Schiffahrtsabgaben — ab- 
gefehen von der Zulaffung eines Neingewinns bei jener befonderen Gruppe 
von fünftlihen Mafferftragen — damals nicht geändert werden follte. Alfo 
fann aud für den Wechſel des Ausdruds zwiſchen Benugung und Befahrung 
die Abficht einer fachlichen Unterſcheidung binfichtlih der Vorausfegungen 
für den Eintritt der Abgabepflicht nicht bejtimmend gewejen fein. Die Ab- 
gabepflicht bei nichtfisfalifchen Kanälen entitand vor 1867 durch „Benugung“ 
und dann durch „Befahrung” ; für die fisfalifhen Kanäle ift der Ausdrud 
„Benußung“ in Art. 25 des Vertrages vom 8. Juli 1867 beibehalten. 
Da der Unterfchied zwifchen beiden Gruppen nur in der Eröffnung einer 
Gemwinnmöglichleit für die erftere bejtehen follte, jo muß Befahrung und 
Benugung bier dasfelbe bedeuten; und wenn beide Ausdrüde in fynonymer 
Anwendung nebeneinander erjcheinen, fo ift das ebenfo wie bei „Anftalt“ 
und „Anlage“ im vierten Abfage des Art. 54 der Berfaffung nur durd 
äußerliche ftiliftifche Beweggründe zu erklären. 

Die Praris hat fih im Rahmen der grammatischen Auslegung bewegt, 
indem fie den Begriff der Benugung im weiteſten und mittelbarften Sinne 
anwendete. 

Es iſt ſchon auf S. 173—229 nachgewieſen worden, daß gebaggerte 
Fahrrinnen in den Odermündungen, im Stettiner und Friſchen Haff, in der 
Außenweſer und in andern See- und Binnengewäffern, Regulierungswerfe 
an der Lippe, Ruhr, Saale, Oder, Deime, Üder, Emfter und Netze, Molen 
an der Mündung der Schlei und an allen See- und Binnenhäfen, See- 
zeichen einjchließlih der Strandbefeftigungen, welche fie vor Zerftörung 
ſchützen, und fchiffahrtsförderliche Berwaltungseinrichtungen, wie insbefondere 
die Hafenpolizei, ald Gegenjtände der „Benutzung“ im Sinne des Art. 54 
der Berfaffung und des Art. 25 des HBollvereinvertrages praftiih an— 
erfannt find. 

Don „Benugung“ der Seetonnen und Leuchttürme wurde aud im 
fonftituierenden Reichötage am 20. März 1867 geſprochen. Entfernter kann 
die Beziehung oder Berührung zwifhen dem Benuger und der benußten 
Anstalt faum in irgend einem Falle fein, als in demjenigen des Sichrichteng 
nah Balen, Tonnen oder Leuchtfeuern zum Zwede der Auffindung des Fahr— 
waſſers. Gleichwohl iſt diefes Vorteilziehen aus der Fahrwaſſerbezeichnung 
ald Benutzungsakt im Sinne der maßgebenden Gejege und Verträge an- 
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gejehen worden. Die Anfichten Schumaders, der das Poftulat einer „be- 
fonderen Benugung” aufftellt, womit doch wohl eine befonders nahe, inten= 
five und unmittelbare Art des Vorteilziehens von der benusten Anſtalt 
gemeint ift, und Wiedenfelds, der eine Buhne der Benutzung deshalb nicht 
für fähig hält, weil der Schiffer an ihnen vorbeifahren muß, find alfo von 
der Praxis und zwar von einer etwa 70jährigen, faft ausnahmsloſen Praris 
nicht rezipiert!.. Auch Bojen benugt man, indem man fie feitwärts 
liegen läßt. 

Im übrigen verfchwinden die Bedenken, welche gegen die Ausdehnung 
des Begriffs der Benugung auf das Gebiet der mittelbaren Berfehrövorteile 
etwa bejtehen können, wenn man den inneren Zufammenhang diefes Begriffs 
mit dem der „Erleichterung des Verkehrs“ und demjenigen der „Anitalt“ 
ind Auge faßt. Der erfte ift ebenfo allgemein und weit wie die beiden 
letzteren; alle drei "beeinfluffen fih gegenfeitig und können ohne ihre Be- 
ziehungen zueinander nicht vollkommen beftimmt werben. 

Da der Anftaltsbegriff nicht nur körperliche und mechanische, jondern 
auh unförperlide und organifatorifhe Einrihtungen umfaßt, jo muß aud 
die Grenze für den Begriff der Benugung fomweit gezogen fein, daß er 
Spielraum bietet für die Möglichkeit des Gebrauchmahens von den Ein- 
richtungen der letteren Gruppe. Da ferner die Abgabefähigfeit der „An- 
falten“ von ihrer Wirkung auf die „Erleichterung des Verkehrs“ abhängt, 
und gerade in diejer Wirkung der durch die Abgaben zu entgeltende Nuten 
liegt, fo fann das Anwendungsgebiet für den Begriff der Benugung im 
einzelnen Falle nicht enger begrenzt fein als der Bereich jener Wirkung. 

Meder die „Erleichterung des Verkehrs“ noch die „Benutzung“ haben 
eine ftrifte Beziehung, einen fonfreten Zufammenhang oder einen unmittel- 
baren Kauſalnexus mit den einzelnen Schiffahrtsanftalten zur notwendigen 
Vorausfegung. Selbſt das bloße zur-Verfügungsftehen genügt unter Um: 
fänden zur Erfüllung jener beiden Tatbejtände. 

Als Beifpiel ſei hier die Schiffahrts- und Hafenpolizei angeführt; fie 
wird in Abgabenform von allen auf den Wafferftraßen over in Häfen ver- 
fehrenden Schiffen und Gütern mitbezahlt, ohne Rüdfiht darauf, ob und 
in welhem Maße der einzelne diefe Verwaltungseinrichtungen beanfprudt, 
weil deren Beitehen an und für fih dem Verkehr förderlich ift und ſolcher— 
geitalt auch dem einzelnen mittelbar nützt. 

Ähnlich fteht es mit den Leuchtfeuern, die der Natur der Sade nad 
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von denjenigen nicht unmittelbar benugt werden, die bei Tage eine Wafler- 
ftraße befahren oder in einen Hafen einlaufen. 

Der Nugen für die Schiffahrt im allgemeinen, der mittelbar auch dem 
einzelnen Schiffe zugute fommt, liegt ın der Sicherung des Verkehrs zu 
allen Tageözeiten, in der für die Entwidlung der Schiffahrt fehr wichtigen 
Ermöglidung oder Erleichterung der ununterbrochenen Fahrt in den Stunden 
der Dunkelheit. Der Tatjahe, daß der Begriff der Benugung bier im 
mweiteften Sinne genommen werden muß, ift man fich übrigens von jeher 
bewußt gemwejen. 

In dem preußifch - öfterreichifchen Handeld- und Zollvertrage vom 
19. Februar 1853! ift das dadurch zum Ausdrud gekommen, daß zwar der 
erite Abſatz des Art. 15 ausdrüdlih von der „Benugung der Bezeichnung 
und Beleuchtung des Fahrwaſſers“ fpricht und fie den Angehörigen beider 
Staaten zu gleihen Bedingungen verbürgt, daß dann aber im zweiten Ab- 
faße bejtimmt worden ift: 

„Gebühren dürfen, vorbehaltlich der beim Seebeleudtungs- 
und Geelotfenwejen zuläffigen abmeichenden Beftimmungen, nur bei 
wirklicher Benugung folder Anlagen oder Anjtalten erhoben werden.“ 

Es wird alſo ein Unterfhied von Benugung und wirklicher oder un- 
mittelbarer Benutzung gemadt; die Bojen und Balken find anſcheinend hier 
als ein Gegenftand der „wirklichen Benutzung“ angefehen worden. Diefelbe 
Regelung findet fi auch im Handels- und Zollvertrage zwiſchen den 
Staaten des Deutfchen Zoll- und Handelsvereind und Üfterreih vom 
11. April 1865?. Der Ausdrud „wirkliche Benußung folcher Anlagen“ be- 
zeichnet ebenfo wie der im leßten Zollvereinsvertrage von 1867 gebraudte 
„Benußung wirklich beftehender Einrichtungen“ und wie die Beftimmung 
in Art. 27 der Rheinfchiffahrtsafte: Es iſt eine Gebühr nur infomweit zu 
entrichten, als von den Anftalten „wirklich Gebrauh gemadt ift“: im 
Grunde genommen etwas Selbftverftändliches, im Weſen des Gebührenprinzips 
Liegendes. Sciffahrtsabgaben, welche ohne Beziehung auf beftimmte An- 
ftalten, Berfehrsvorteile und Benutzungsakte oder Benutungäzuftände etwa 
erhoben werden follten, würden fisfaliiche Verfehrsjteuern fein; und über 
deren Befeitigung war man fi) bei der Entftehung des geltenden Ber- 
fafiungs- und Vertragsrechts einig und Mar. Die Schiffahrtsabgaben im 
eigentlihen Sinne des Wortes beruhen, ebenjo wie alle anderen Gebühren, 
auf dem Prinzip der fpeziellen Entgeltlichkeit. 





ı Breuß. Geſ.S. ©. 357. 
2 Preuß. Gef.S. S. 565. 
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Immerhin fann die Beziehung zwiſchen Leiftung und Gegenleiftung 
nicht überall mit individueller Beftimmtheit hergeftelt werben; fie hat 
zuweilen notgedrungen einen einigermaßen fummarifhen und paufchalen 
Charalter. Bei größeren und vielfeitig ausgejtalteten Schiffahrtsanlagen, 
die einer teilmeifen Benugung fähig find, iſt es oft praftifch unmöglich 
oder nur mit unverhältnismäßigen Schwierigkeiten und Berfehröbeläftigungen 
durchführbar, den Tarif im einzelnen fo zu gejtalten, daß die Höhe der 
Belaftung mit Schiffahrtsabgaben dem Maße der Inanſpruchnahme oder des 
Vorteild genau oder auch nur annähernd genau entjpridt. So werden 
insbefondere bei Wafjerftraßen die Abgaben nicht befonders erhoben für bie 
Benugung des Leinpfades und des eigentlihen Schiffahrtsweges, obwohl 
die Herftellung des erfteren oft jehr bedeutende Kojten erfordert hat, melde 
den nichtgetreidelten Schiffen nicht zugute fommen. Im Falle der Erhöhung 
von Niedrigmwafferftänden in Flüffen durch Ablaffung der in Talfperren an- 
gefammelten Waffermafjen wäre die Talfperre oder die aus ihr herab- 
fommende Flutwelle ald Anftalt oder befondere Anftalt und die Befahrung 
des Fluffes bei dem fünftlih erhöhten Wafjerftande als „Anftaltsbenugung“ 
anzufehen. Wahrjcheinlid würde man aber die Abgaben nicht nur für die 
Zeit der Ablafjung von Taljperren verlangen und fie noch weniger nad) 
der Höhe der fünftliden Steigerung des Waſſerſtandes abjtufen, fondern fie 
während des ganzen Jahres gleichmäßig erheben, weil überall außer den 
Zaljperren noch zahlreihe andere jchiffahrtsförderlihe Anftalten vorhanden 
find, und weil die Gemwährleiftung eines erhöhten Niedrigwafierftandes oder 
einer Verfürzung der Zeit der Schiffahrtsfperre eine während des ganzen 
Jahres wirkſame allgemeine Förderung der Schiffahrtsintereffen bedeutet. 
Die Erhebung von Abgaben oder Abgabenzufchlägen für einzelne Jahres— 
abſchnitte würde für den Verfehr ebenfo läſtig fein wie für die Verwaltung. 

Nicht nur die unmittelbaren technijchen, fondern auch die mittelbaren 
wirtfchaftlihen Vorteile einer den Verkehr erleichternden „Anſtalt“ find 
Gegenitand der „Benutzung“. Aus diefem Gefihtspunfte hat man fehr oft 
auf verbefjerten natürlichen Waſſerſtraßen alle Fahrzeuge, einſchließlich der⸗ 
jenigen, welche auch vor Ausführung der Verbeſſerungsarbeiten verkehren 
konnten, der Abgabepflicht unterworfen, weil die aus ſolchen Bauten ent— 
ftehende Vermehrung der Ermwerbögelegenheit der Schiffahrt im ganzen zus 
gute fomme. In anderen Fällen hat man jene Klafje von Fahrzeugen ab- 
gabefrei gelafjen. Die Praris ift auf diefem Gebiete nicht ganz gleichmäßig 
geweſen; freilich waren auch die Verhältniffe nicht immer diefelben. 

In vielen va wird nur eine pauschale Sn erhoben, 
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welde den Gegenwert für fämtliche oder doch für viele verfchiedene Verlehrs- 
leiftungen der Hafenverwaltung bildet und der Schiffahrt den Anſpruch auf 
alle oder die meiften in Betracht fommenden Benugungsalte — Antern im 
Schutze der Hafenanlagen, Benugung der Kais, Durchſchleuſung, Brücken— 
öffnung ufw. — gibt, während in anderen Häfen die Abgaben mehr oder 
weniger nad der Benugung einzelner Teile der Gefamtanlage, 3. B. der 
Hafengewäfler ohne Anlegen und der Kais, gejondert berechnet werben. 
In den Fällen der letzteren Art ift dann aber die Bemefjung der Einzel: 
abgabe ohne Rüdfiht auf die befonderen Koften der Teilanlage erfolgt, wie 
aus den S. 225—229 in anderem Zufammenhange angeführten Beifpielen 
hervorgeht, weil man den Begriff der Benugung auf die Gejamtanlage 
bezog. Auch hierin zeigt fich der folleftive Charakter und die weite Aus- 
dehnung diefes Begriffs im Sinne der Praris. 


V. 


Die Höchſtgrenze für die Bemeſſung der 
Schiffahrtsabgaben. 


& 1, 
Allgemeine Bemerkungen. 


Die Rechtslage hinfichtlich der Grenze, bis zu welder Schiffahrtsabgaben 
erhoben werden dürfen, iſt weit vermidelter, ald es auf den erften Blid 
der Fall zu fein fcheint. Es ift in Ddiefer Beziehung zunädft zwischen 
ftaatlihen und nidtftaatlihen Sciffahrtsanftalten zu unterfcheiden, außerdem 
aber auch zwifchen Reichsrecht, Landesreht und Völferredt. 

1. Für ftaatlicde Shiffahrtsanftalten und zwar ſowohl für Waſſerſtraßen 
ald auch für Häfen ift reichsrechtlich eine ſolche Grenze feitgelegt. 

Mas die Hafenabgaben anbetrifft, jo ſpricht zwar die Verfaſſung in 
Art. 54 Abf. 3 ausdrüdliih nur von Seehäfen; diefer Mangel in der 
Vortfaffung wird aber durch Art. 25 des Neichsreht gewordenen Zoll- 
vereinävertrages! ausgeglichen, wo diefelbe Grenzfeitfegung für alle Häfen 
ohne Unterfchied getroffen iſt. 

Reihsrechtlic unbegrenzt ift die Höhe der Abgaben für nichtftaatliche 
Schiffahrtsanftalten. Das ijt allerdings in Art. 54 der Verfaffung und 
Art. 25 des Zollvereinsvertrages nur für Wafjerftraßen ausbrüdlich gejagt, 
nicht für Häfen. Es hätte aber feinen Sinn, die legteren in diefem Zu— 
ſammenhange anders zu behandeln als die eriteren. Der leitende Gejicht- 
punkt, das Privatfapital und die Gemeinden — ob man an diefe gedacht 
hat, ift freilich zweifelhaft — für nügliche Verkehrsanlagen zu intereffieren, 
iſt bei Kanälen oder Flußfanalifierungen ganz derfelbe wie bei Häfen; eher 
!önnte man fagen, daß Hafenanlagen nach der ganzen Art ihres Betriebes 
beſſer geeignet find, Gegenftand einer Privatunternehmung zu werden, als 
Waſſerſtraßen. Sie haben viel nähere Beziehungen und Anfnüpfungen mit 
Handeld- und Anduftriebetrieben; es gibt Häfen, die ausſchließlich oder 
vorwiegend induftriellen Zweden dienen und es gibt auch Fälle, wo bie 


! Durch Art. 40 der Reihäverfaffung ift der Zollvereinsvertrag Beftandteil 
diefer Berfaffung geworben. 
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Hafenverwaltung gleichzeitig Spedition betreibt. Beifpiele hierfür find die 
jtädtifchen Häfen in Magdeburg und Breslau. 

Die offenbar vorhandene Züde in der Gefeßgebung ift denn auch durch 
Nechtsauslegung und Berwaltungspraris dahin ergänzt worden, daß für 
nichtftaatliche fünftliche oder durch Sciffahrtsanftalten verbefjerte Häfen die 
Zuläffigfeit eines Unternehmergewinns, ebenjo wie für nichtjtaatliche künſtliche 
Wafferftraßen anerfannt wurde. Gegenüber dem Wortlaut der maßgebenden 
Gefegesvorfchriften ift das allerdings eine fehr weitgehende Betätigung der 
Auslegungsbefugnisg — einer derjenigen Fälle, von melden Windſcheid in 
der auf S. 7 angeführten Bemerkung fagt, daß „die äußere Erfcheinung 
des Geſetzes durchbrochen wird, um feinen Kern zu enthüllen.“ 

2. Zandesrehtlih, in Preußen wenigſtens und wahrſcheinlich aud 
in allen anderen deutſchen Staaten, befteht hinſichtlich aller Sciffahrts- 
abgaben die fogenannte Tarifhoheit. 

Hiernady bedarf die Erhebung von Sciffahrtsabgaben in jevem Falle 
der Genehmigung von Staats wegen. Die reichsrechtliche Sondervorfchrift 
für nichtftaatliche künſtliche Wafferftraßen und Häfen hat nur die Be- 
deutung, daß die partifularen Staatögewalten nicht gehindert find, den 
Eigentümern folder Schiffahrtsanftalten höhere, über die Selbftfoftendedung 
hinausgehende Tarife zu bewilligen; Tariffreiheit, etwa wie fie den Unter- 
nehmern von Kleinbahnen in dem preußifchen Gefete vom 28. Yuli 1892 
für eine Reihe von Jahren geſetzlich gemwährleiftet ift, haben die privaten 
und fommunalen Befiger von Häfen oder Wafjerftraßen nicht. Für fommunale 
Abgaben und Sciffehrtsanftalten der Stadt: und Landgemeinden in Preußen 
ift durch das Kommunalabgabengefeg vom 14. Juli 1893 das Gebühren- 
prinzip als maßgebend erklärt. Die Gemeinden find alfo hier gehindert, 
den durch die Reichöverfaffung ihnen gewährten Spielraum bei der Tarif: 
bildung auszunügen. 

3. Wölferrechtlich ergeben fich eigenartige Verhältniffe aus der infon- 
gruenten Faſſung der maßgebenden Staatsverträge. In dem deutſch-öſter— 
reichiſchen Elbzollvertrage vom 22. Juni 1870 ift eine Beftimmung über 
die Höchjftgrenze der Schiffahrtsabgaben überhaupt nicht enthalten. Es ift 
jein Anhalt gegeben für die Vermutung, daß eine Bindung nad diefer 
Richtung der öfterreihifhen Regierung überhaupt angefonnen ift; es ift 
auch nicht wahrſcheinlich, daß Öfterreih, wenn eine ſolche gegenfeitige Bindung 
verlangt worden wäre, fie abgelehnt hätte, Danach bleibt nur die Annahme 
übrig, daß bier eine Omiffion vorliegt. Jedenfalls ift die tatſächliche Lage 
die, daß Ofterreih und Deutſchland Hinfihtlih der Höhe der Sciffahrts- 
abgaben an und auf der Elbe gegenfeitige Verpflichtungen nicht haben. 
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In der Rheinfchiffahrtsafte ift feltfamer Weife eine Bindung hinfichtlich 
der Höhe der Sciffahrtsabgaben nur in Art. 27 für die „Einrichtungen 
zur Erleihterung der Ein: und Ausladungen und zur Nieberlage ber 
Waren” in den Hafenftäbten, d. h. in den Umfchlagshäfen, verabredet 
worden; nicht aber im Schlußprotofol zu Art. 3 für die „Benußung 
fünftliher Wafjerftraßen oder Anlagen”, obwohl die künſtlichen Waſſerſtraßen 
oder Anlagen an diefer — allerdings unglüdlich gewählten — Stelle aus- 
drüdlih für abgabefähig erflärt worden find. Hieraus würde fi, wenn 
nit Auslegung und Praris hilfreich eingegriffen und den Bertragstert den 
Verfehrsbedürfnifien entjprechend eingerenft hätten, folgendes wunderliche 
Bild ergeben. 

Für künftlihe Wafferftraßen — ſoweit ſolche im Geltungsbereich der 
Rheinfchiffahrtsafte vorfommen fünnen, was als ein Problem für fidh be- 
handelt werden muß — gilt in den Beziehungen zu Niederland feine Höchſt— 
grenze der Abgabenerhebung, auch nicht für künſtliche Waſſerſtraßen und 
Anlagen des Staates, die nad autonomem deutſchen Rechte einer ſolchen 
Grenze unterworfen find. Es fehlt insbefondere an einer internationalen 
Tarifgrenze für Sicherheitshäfen,; denn Art. 27 fann feinem Sinn und 
Wortlaut nah auf diefe Gruppe von Schiffahrtsanftalten nicht bezogen 
werden. Nach deutſchem Reichsrecht dürfen fie nur die Selbftfoften ein- 
bringen, aber die deutfchen Nheinuferftaaten können eine gleichartige 
Tarifierung für niederländifche Sicherheitähäfen nicht verlangen. Bei den 
Umſchlagshäfen beſteht nah der Rheinfchiffahrtsafte eine völferredht- 
liche Bindung Hinfihtlih der Höhe der Sciffahrtsabgaben aus dem Ge— 
ſichtspunkte der Selbftloftendedung. Dieje Bindung ift aber für alle Häfen 
ohne Unterfchied des Eigentums dieſelbe. Auch bei privaten und fonftigen 
nichtſtaatlichen Häfen find die deutſchen Rheinuferftaaten Holland gegenüber 
verpflichtet, die Tarife auf Selbſtkoſtendeckung zu bejchränfen, obwohl das 
finngemäß ausgelegte autonome Reichsrecht hier die Überfchreitung der 
Selbftfoftengrenze geftattet. 

Nah Art. 7 des bayrifch- öfterreihifhen Donaufciffahrtsvertrages 
vom 2. Dezember 1851 dürfen die Abgaben nur „die Zinfen des Anlage: 
fapital3 und die Unterhaltungsfoften” deden. 

Wie die Rechtsauslegung und Praris ſich gegenüber diefem, durch eine 
jehr mangelhafte juriftifche Faſſung entftandenen Wirrfal verhalten hat, wird 
in den beiden folgenden Paragraphen dargelegt werden. Die Ausgleihung 
zwifhen den Bebürfniffen des praftifchen Lebens und dem gejchriebenen 
Recht ift Schließlich in befriedigender Weife gefunden worden. 
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82. 
Stantlihe Schiffahrtsanitalten. 


Der zuläffige Höchjftertrag der Schiffahrtsabgaben für ftaatliche Ver— 
tehrsanftalten ift reichsrechtlih —- in der Verfaſſung und im Bollvereins- 
vertrags — mit den Worten „Unterhaltungs: und gewöhnliche Herftellung8- 
foften“ bezeichnet. Faſt denfelben Ausdrud hat die Donaufdiffahrtäafte, 
die in Art. 386 von den „Herftellungd: und Unterhaltungstoften” ſpricht. 

In der Rheinfhiffahrtsafte werden in entſprechendem Zufammenhange 
die „notwendigen Unterhaltungs: und Beauffidtigungsfoften“ als 
maßgebend hingeftellt. 


Endlih follen nah 8 19 des preußifchen Geſetzes, betreffend die 
Herftellung und den Ausbau von Wafferftraßen vom 1. April 1905 die 
auf den natürlihen Wafferftraßen zu erhebenden Abgaben eine angemefjene 
Verzinfung und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglichen, die der 
Staat zur Verbefferung oder Vertiefung der Flüffe über das natürlihde Maf 
hinaus im Intereſſe der Schiffahrt gemacht hat!. 

Man fieht, daß der Wortlaut fehr ſtark — fogar in auffallender 
Weiſe — abweiht; im Jahre 1868 hat man jtatt der Herftellungstoften 
die Beauffihtigungfoften genannt, während im Jahre 1905 die in den 
beiden früheren Beltimmungen angeführten Unterhaltungstoften unerwähnt 
geblieben find. 


Gleichwohl läßt fi nachweiſen, daß die diefen Vorfchriften zugrunde 
liegende gefeßgeberifhe Willensmeinung immer diefelbe geweſen ift; jene 
Abweichungen beruhen nur auf Mängeln in der Faflung. 


ı Gei.S. S. 179. Der $ 19 lautet vollftändig: 

„Auf den im Intereffe der Schiffahrt regulierten Flüffen find Schiffahrtsabgaben 
zu erheben. 

Die Abgaben find fo zu bemeflen, daß ihr Ertrag eine angemeflene Ber- 
zinfung und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglicht, die der Staat zur 
Berbefferung oder Vertiefung jedes dieſer Flüſſe über dag natürlide Maß 
hinaus im Intereſſe der Schiffahrt gemacht hat. 

Die Erhebung dieſer Abgaben hat jpäteftens mit Inbetriebfegung des Nhein— 
Meferfanals oder eines Teiles desjelben zu beginnen.“ 

Die Nebeneinanderftielung der Ausdrüde „VBerbefferung“ und „Bertiefung” 
zeigt eine ähnliche Verbindung des weiteren Begriffs mit dem engeren, wie fie in 
den Rechtsvorſchriften über Sciffahrtsabgaben bei „den Anftalten und Anlagen” 
fowie bei der „Benußung und Befahrung“ hervortritt. 
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J. 

Was zunächſt den Begriff der Unterhaltungs- und gewöhnlichen Her— 
ſtellungskoſten anbetrifft, ſo iſt dieſer Ausdruck nicht beſonders glücklich 
gewählt. Er läßt an Klarheit zu wünſchen übrig und gibt insbeſondere 
dem Zweifel Raum, ob auch die Verzinſung und Tilgung des Anlagekapitals 
durch Schiffahrtsabgaben gedeckt werden darf. Die grammatiſche Auslegung 
führt hier zu keinem ſicheren Ergebnis. 

Bei Anwendung der logiſchen Auslegung ſpricht für die Bejahung 
jener Zweifelsfrage zunächſt die Konſequenz des Gebührenprinzips, welches 
für die Geſetzgebung über Schiffahrtsabgaben maßgebend geweſen iſt. Das 
Weſen des Gebührenprinzips beruht in der ſpeziellen Entgeltlichkeit im 
Rahmen der Selbſtkoſtendeckung; nicht als ob die Selbſtkoſtendeckung in 
jedem Falle voll beanfprucht werden müßte, aber doch in dem Sinne, daß 
fie grundfäglih zuläffig if. Zu den Selbftkoften gehört ohne Zweifel die 
Verzinfung und nad richtigen wirtfchaftlichen Grundfäßen auch die Tilgung 
des Anlagefapitald. Die Abficht, auf dieſen Beftandteil der Selbitkoften zu 
verzichten oder vielmehr den Zollvereins- und Bundesftaaten einen foldhen 
Verziht vorzufchreiben, hätte ja bei Lereinbarung der Zollvereinsverträge 
und der Bunbesverfafjung beitehen können. Die Vermutung fpricht aber 
gegen die Annahme, daß fie beftanden hat; denn erſtens ift e8 nicht wahr- 
ſcheinlich, daß man die Autonomie der Einzelftaaten auf diefem Gebiete in 
meitergehendem Maße — dur ein Verbot der vollftändigen Selbftfoften- 
dedung — beſchränken wollte, und zweitens hätte bei Erlaß eines ſolchen 
Verbotes eine einigermaßen erkennbare Grenze zwifchen den in Abgabeform 
erftattungsfähigen und nichterftattungsfähigen Selbftloftenanteilen gezogen 
werden müfjen. Daß eine derartige Grenzabftedung in den Worten „Unter- 
haltungs- und gewöhnliche Herftellungsfoften” fichtbar fei, wird man nicht 
fagen fönnen. 

Schumader bat in feinem Buche über Binnenfchiffahrtsabgaben! den 
Beweis für die Zuläſſigkeit der vollen Selbftfoftendedung einfchließlich der 
Rapitalzinfen aus der Entftehungsgefchichte und der Praxis in längerer Unter: 
ſuchung geführt. Der Gebanfengang der Unterfuhung ift etwa folgender. 

Die feit den zwanziger Jahren des vorigen Jahrhunderts von Preußen 
geichlofjenen Handels: und Zollvereinsverträge ftellen den Grundjak auf, 
dab die Abgaben von Verfehrsanftalten feinen Gewinn abmwerfen, fondern 
höchſtens die für folde Anftalten gemachten Aufwendungen beden follen. 
Diefer Grundjag ift in die Worte gekleidet, daß der Abgabenertrag die 
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„gewöhnlihen Herftelungs- und Unterhaltungsfoften“ ! nicht überjteigen 
dürfe. Er wurde zunädft in Art. 6 des Vertrages vom 27. Mai 1829 
und Art. 13 des Vertrages vom 22. März 1833 nur für Landverfehrs- 
anlagen vereinbart, während für Wafferftraßen und Häfen die Vertrags- 
ftaaten fi Bewegungsfreiheit vorbehielten. Bon 1835 an wurde er aber 
auf Wafferftraßen und Häfen ausgedehnt, wobei die Vertragsjtaaten ſich zur 
Bezeihnung der Selbftfoftengrenze des nämlichen Ausdruds bedienten. Aus 
der Gleichheit der Ausdrudsweife ift auf die Gleichheit des Vertragswillens 
zu fchließen; jene Grenze follte alfo für alle Verfehrsanftalten ohne Unter: 
ſchied fortan dieſelbe fein. 

Der Vertragsmwille wird erläutert durch eine in Preußen zur Ausführung 
der Verträge ergangene Verordnung vom 16. Juni 1838 ?, welde die Ver- 
zinfung des Anlagefapitald® als Bejtandteil der Herſtellungs- und Unter: 
baltungsfoften ausdrücklich anführt. Der gegen Schumader angriffsweiſe 
verwendete Umftand, daß die Verordnung vom 16. Juni 1838 fich nur 
auf Landverfehrsabgaben bezieht, läßt ihre Beweiskraft für die hier zu 
beurteilende Frage unberührt. Wer die Schumacherſchen Deduftionen er- 
füttern wollte, müßte dartun, daß die in der Verordnung vom 16. Juni 
1838 authentifh, nämlid von dem führenden Staate im Zollverein, aus: 
gelegten Worte „gewöhnliche Herftellungs- und Unterhaltungsfoften“ in dem 
von Schiffahrtsanjtalten handelnden Art. 17 des Zollvereinsvertrages vom 
12. Mai 1835 etwas anderes zu beveuten hätten, wie in dem die Land» 
verfehrsanitalten betreffenden Art. 13 derſelben Bertragsurfunde. Diejer 
Nachweis ift aber nicht zu erbringen und im übrigen aud das Beſtehen 
einer ſolchen Verſchiedenheit jo unwahrſcheinlich wie möglich. 

Sleihmwohl ift die Anrehnung der Kapitalzinfen als Beftandteil der 
deckungsfähigen Selbitloften für unzuläffig erklärt worden, und zwar mit 
der Behauptung, daß den geltenden Rechtsvorfchriften die Abficht des Ber: 
zichtes auf diefen Beltandteil zugrunde liege. Ein ſolcher Verzicht ſei da- 
mal3 möglich und erflärlich geweſen, weil man bei Vereinbarung der Zoll: 
vereinsverträge und der Bundesverfaflung an Wafferftraßen und Häfen von 
folder Größe, Kojtipieligfeit und Leiftungsfähigfeit, wie fie ſeitdem aus— 
geführt und geplant worden jeien, nicht gedacht habe und auch nicht habe 
denken fönnen. Aus diefem Grunde gelte der von den Vereinsſtaaten und 


ı In den älteren Zollvereindverträgen erfcheinen diefe beiden Beftandteile der 
Selbftfoften in anderer Reihenfolge ald im leften und in der Bundeöverfafjung. 

2 Gej.S. ©. 353. Die Verordnung variiert den Ausdrud „Heritellungstoften“ 
in „Wiederherftellungstoften“. 
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von der Bundesverfafjung gewollte Verzicht auf die Berzinfung durch Schiff: 
fahrtsabgaben auch nur für diejenigen Verfehrsanftalten, welche entweder 
vor der Entſtehung des geltenden Rechts oder fpäter in dem früher gewohnten 
Heineren Maßſtabe ausgeführt feien, nicht aber für die großen Bauten der 
Neuzeit, wie Kaifer-Wilhelm-Kanal, Dortmund— Em3- und Hannover— Nhein- 
Kanal. 

Diefe Auffaffung kann indeffen nicht als zutreffend anerfannt werben. 

Es ift zunächft nicht richtig, dak bei der Vereinbarung der Bundes- 
verfaffung im Jahre 1867 den Regierungen und der Bolfövertretung der 
Gedanfe an den Bau großer und bedeutender Sciffahrtöftraßen nad der 
Art der jet bejtehenden fremd geweſen fei und fern gelegen habe. Der 
Suezkanal war damals fajt vollendet, der Norboftfeefanal in nicht viel ge- 
tingeren als den jpäter ausgeführten Maßen und mit einem Koftenaufmwande 
von etwas mehr oder weniger ald 100 Millionen ME. geplant, der Rhein— 
Elbe-Kanal ebenfalls ſchon für Schiffe von 350 Tonnen Tragfähigkeit pro- 
jeltiert.. Gerade auf die Förderung des Kanalbaues zwifchen Nord- und 
Ditfee war die Einfchaltung hinſichtlich der nichtftaatlihen fünftlihen Waffer- 
ftraßen, melde den Unternehmern folder Bauten Gewinnmöglichfeiten er- 
öffnete und in Art. 54 der Bundesverfafjung die einzige Neuerung gegenüber 
dem früheren Rechtözuftande darftellte, beſonders berechnet. 

Aber ſelbſt wenn der Gefehgeber wirklih im Jahre 1867 fo wenig in 
der Lage geweſen wäre, die Entwidlung der Verhältniffe auf dem Gebiete 
des Wafjerftraßen- und Hafenbaues vorauszufehen, fo würde doc die Schluß- 
folgerung, daß die Beitimmung in Art. 54 nur für ältere und Heine, nicht 
aber für neuere und große Sciffahrtsanftalten gelte, immer noch unzuläjfig 
fein. Denn eine Rechtsvorſchrift fann nicht dadurch unanmwendbar werben, 
daß die wirtfchaftlichen oder fonftigen tatfächlichen Verhältniffe, deren Regelung 
fie bezweckt, in ihren Maßen fi ändern. Wenn der Gegenftand einer gejeß- 
Iihen Anordnung fich derart entwidelt, daß der bisherige Nechtszuftand dem 
neuen Entwidlungsftadium nicht mehr angemefjen ift, fo ift das ficherlich 
ein Grund zur Anderung, nicht aber zur Außeradtlafjung des Geſetzes. 
Jede Abweichung von diefem Grundfage würde unvermeidlich zur Verwirrung, 
Rehtsunficherheit und Willfür führen. Denn wann ift der Zeitpunft ge 





ı Im Jahre 1864 hatte ſich unter dem Borfite des inaltiven Staatöminifters 
von ber Heydt in Berlin ein Komitee zur Begründung einer Aftiengefellichaft 
für diefen Kanalbau gebildet. Das preußiſche Staatöminifterium befaßte ſich mit 
der Angelegenheit in einer Situng vom 23. Dezember 1864, wobei mit einer Baus 
foftenfumme bis zu 40 Millionen Talern gerechnet wurde. Im übrigen gab e3 da- 
mals fhon mehrere Baupläne und Koftenanfchläge. 
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fommen, mit dem das Geſetz aufgehört hat, den bei feiner Entftehung maß— 
gebend geweſenen tatſächlichen Verhältniſſen zu entfprehen und deshalb nicht 
mehr anmwenbbar ift? Und mer foll hierüber die Entſcheidung haben ? 

Es entfällt hiernach die rechtliche Möglichkeit , die Sciffahrtsanftalten 
binfichtlih der Selbftfoftengrenze in zwei Gruppen zu zerlegen. Die Dedung 
der Kapitalzinfen durch Abgaben iſt entweder bei allen zuläfftg, oder über: 
haupt nidt. 

Die Bemweisführung Schumaders ſpricht für die erftere Alternative. 
Wäre die Rechtslage anders, fo würde die mit dem Aufwande gemaltiger 
Geldmittel betriebene Waflerftraßenpolitif der preußifchen Regierung in einer 
fehr wichtigen Frage auf verfafjungsmwidriger Grundlage beruhen, denn 
befanntlih ftüßt fi die Finanzierung nidt nur der großen Kanalbauten 
nach dem Gefeg vom 1. April 1905, fondern aud) der früheren Verbeferungen 
natürlicher Wafferftraßen, insbefondere in der Wefermündung, in den Haffen 
und in der alten Oder! auf die Torausfegung der völligen oder teilmweifen 
Verzinfung der Baufapitalien aus Schiffahrtsabgaben. 

Es würde faum erforderlih fein, auf die Angriffe gegen die von 
Schumacher vertretene richtige Auffaffung hier näher einzugehen, zumal dieſe 
Angriffe und die ihr zugrunde liegende Nechtsauslegung in weiteren Kreifen 
der Öffentlichkeit feinen Widerhall gefunden haben, wenn nicht der Name 
Delbrüds in die Polemik hineingezogen worden wäre. Es ift zum Zmede 
der Beweisführung gegen die Meinung Schumaders mitgeteilt worden, 
Delbrüd habe fih in den neunziger Jahren — alfo in feinem hohen Alter, 
lange nach feinem Ausjcheiden aus dem Amte — dahin ausgeiproden, dab 
die Rapitalverzinfung nah der dem Art. 54 der Verfaffung zugrunde 
liegenden gefeßgeberifchen Abfiht nit zu den Unterhaltungs: und Her: 
ftellungstoften zu rechnen fei. 

Da der Entwurf zu diefer Verfaffungsvorfhrift von Delbrüd herrührt, 
jo mürde fein Zeugnis in der Sade allerdings Anfpruh auf maß— 
gebende Beachtung haben. Die Frage muß deshalb fo gründlich mir 
möglih, unter Zuhilfenahme aller verfügbaren Auslegungsmittel, unterſucht 
werden. Dieje Auslegungsmittel ergeben fih aus der Praris und zwar — 
da nad Delbrüds protofollarifcher Erklärung vom 28. Juni 1867 der 
Rechtszuftand im Fahre 1867 nur Hinfihtlich der nichtjtaatlihen Schiffahrt: 
anftalten geändert worden ift — hauptſächlich aus der Zeit vor der Reiche: 
gründung. Die nachfolgende Darftellung wird ergeben, daß die Berüd 
fihtigung der Kapitalzinjen unter den dedungsfähigen Selbftkoften nicht nu: 


1 Bol. &. 214-221. 
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einer gleihmäßigen Rechtsanſchauung der Zollvereinsftaaten entſprach, ſondern 
daß auch Delbrüd ſelbſt diefe Anſchauung, folange er im preußifchen Handels— 
minifterum tätig war, amtlich vertreten hat. Dabei ijt übrigens zu berüd- 
ichtigen, daß Delbrüd den Begriff der „Unterhaltungs- und Herftellungs- 
often“ ala einen viel früher — in den Gtaatöverträgen von 1828, 1833 
und 1835 — aufgeftellten und in der Praxis angewandten vorgefunden 
hatte. Er war weder der Urheber des durch jene Worte auögedrüdten Ge- 
danken noch der Verfaſſer des dafür gewählten Ausdrucks; er hat beides 
aus einer damals beinahe vierzigjährigen Vergangenheit in die Bundesver- 
fafung übernommen. 


a) Braris in Preußen. 


1. Nach Beendigung der großen Kriegsepoche des ausgehenden 18. und 
beginnenden 19. Jahrhunderts war in Preußen das Bedürfnis vorhanden, 
die Entwidlung des Verkehrs nicht nur mit den damals beichränften Staats- 
mitteln, ſondern auch durch Heranziehung des Privatkapitals zu fördern. 
Es erging daher ein minifterielles Publifandum vom 3. Mai 1816, in 
welhem die Bedingungen für die Zulaſſung von Privaten und Geſellſchaften 
zum Bau von Verfehrsanftalten aller Art — „Chauffee-, Kanal-, Brüden- 
und anderen gemeinnüßigen Anlagen” — aufgezählt wurden. Dies Publi- 
fandum enthält unter anderem über die Verleihung des Rechts zur Erhebung 
von Berfehrsabgaben folgende Beſtimmung: 

„Bei Feftftelung des Tarif3 für Benugung der Anlagen tft der wahr: 
Icheinliche Betrag der erſten Ausführungs- und jährlichen Unterhaltungs- 
foften und der darauf zu erwartende Verkehr zur Grundlage zu nehmen. 

Die Unternehmer find verbunden, der Regierung alle Jahr ihre 
Rechnung zur Einſicht vorzulegen. 

Iſt das Anlagekapital durch Aktien zufammengebradht und es findet 
fh Lünftig, daß der Ertrag den zweifachen Betrag landüblider 
Zinfen überfteigt, fo wird eine Ermäßigung vorbehalten“. 

Diefer Vorgang liegt zwar'vor dem Abſchluß der Hollvereinsverträge, 
aber er zeigt doch die Anfchauungen, welde in der preußtichen Regierung 
zu Anfang des vorigen Jahrhunderts über die Frage der Selbitfoftendedung 
durh Sciffahrtsabgaben beftanden haben. 

2. Über die Schiffahrtsabgaben auf dem fogenannten Erftlanal jagt 
ein Smmediatberiht vom 31. Juli 1835, daß der Tarif: 

„denjenigen, wie er auf den Wafjerftraßen rechts der Elbe in Gebraud 
ift, nachgebildet werden fol. Der Ertrag ift fo zu bemefjen, daß er die 
Unterhaltungstoften det und das Anlagelapital verzinfet wird.“ 
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Daraufhin wurde am 21. Auguft 1835 ein entjprecdhender Tarif vom 
Könige erlaffen. Über diefen Tarif fagt ein weiterer Immediatbericht vom 
26. September 1836: 

„Die Sätze find, dem eigenen Wunſche der Stabtbehörde gemäß, jehr 
niedrig normiert, wenn berüdfichtigt wird, daß es, neben den laufenden 
Unterhaltungsfoften, auf Verzinfung und Amortifation eines von 
der Stadt aufgewendeten Anlagefapitals von 29000 Talern anfommt.“ 
Nah einem Jmmediatberiht vom 12. Januar 1841 haben 
„nad Abzug der Verwaltungsfoften, der Zinfen von den behufs des 
Kanalbaus ufw. aufgenommenen 60000 Talern und der Koften der In— 
ftandfegung des Kanals (in den letten 5 Jahren) die zur Erhebung ge- 
fommenen Schiffahrts-, Kranen- und Hafengebühren einen Überfhuß von 
5820 Talern ergeben.“ 
Der Überfhuß war von der Stadt für einen Straßenbau von Neuß nad 
Nheydt verwendet worden. Das wurde für unzuläffig erklärt, da eine ent- 
fprehende Abfchreibung hätte ftattfinden müſſen; indefjen wurde die unver: 
änderte Fortdauer des Tarifs bewilligt. 

Am 25. Dftober 1851 beantragten die Minifter für Handel und der 
Finanzen beim Könige abermal3 die Verlängerung der Gültigkeit des Tarifs 
mit der Begründung, daß 

„die Gebührenfäge fih aud in der Periode von 1846—1850 als an- 
gemefjen ergeben haben, indem die Einnahmen in diefem Zeitraum 
29487 Tr. 5 Sgr., die Ausgaben dagegen inkl. 11117 Tr. 10 Ser. 
10 Pf. Zinſen der aufgenommenen Sapitalien und 7500 Tr. 
zur Amortifation derjelben 27673 Tr. 15 Ser. 8 Pf. betragen haben, 
fo daß noch 1813 Tir. 14 Sgr. 9 Pf. zu dem leßteren Zwede dis- 
ponibel find.“ 
Der König genehmigte darauf die Beibehaltung des Tarif. 

Im Anfange der fechziger Jahre wurde wiederum die Frage der An- 
gemefjenheit des Tarif erörtert. Nachdem zunächſt ein Schriftwechfel über 
die finanziellen Verhältniffe des Erftkanals vorangegangen war, verfügten 
die zuftändigen Minifter am 12. Mai 1863 an die Regierung in Düffelvorf: 

„Die früheren Berichte der Königlichen Regierung, betreffend die Ver: 
längerung des Tarif3 zur Erhebung der Sciffahrtsabgaben auf dem 
Erftfanal, rechtfertigten die Annahme, daß der Ertrag diefer Abgaben 
im Durchſchnitt über die Summe der Unterhaltungsfoften und einer 
mäßigen Berzinfung des Anlagefapitals nicht hinausgehen. 
Nah den hierbei zurüdgehenden Borlagen des Bericht? vom 28. Februar 
d. J. ift diefe Annahme jedoch eine irrige geweſen, vielmehr ergibt ſich, 


$ 2. Staatliche Schiffahrtsanftalten. ' 271 


daß das Anlagefapital als durch die jährlichen Einnahmen bereits voll: 
ftändig getilgt zu betradjten ift, wenn die mit dem Bau des Erftkanals 
niht zufammenhängenden Anlagefoften ausgefondert, demgemäß auch die 
Ausgaben für die Unterhaltung auf das richtige Maß zurüdgeführt und 
die von der Stabt ohne allen Grund unterlafjene jährlihe Zahlung von 
1200 Talern für den Brüden- und Dammbau in Anfchlag gebracht wird. 

Unter folden Umſtänden iſt es nicht zuläffig, die anderweite Re— 
gulierung des Tarif bis zum Jahre 1864 hinauszufhieben, vielmehr 
hat die Königliche Regierung damit unverzüglich vorzugehen. 

Binfen des bisherigen Anlagelapitald werden unter ben oben an— 
geführten Umftänden nicht ferner in Anrechnung zu bringen fein; es 
lann daher nur auf die Unterhaltungsfoften unter Zutritt einer an- 
gemefjenen Erneuerungsquote anfommen.” 

Demnädft wurde ein ermäßigter Abgabentarif vom Könige erlaffen, 
und zwar auf Grund eines Immediatberiht3 vom 22. Januar 1864, in 
welchem es heißt: 

„Die vorgedachte Ermäßigung der Tarifſätze wird dem Verlkehr ohne 
Zweifel förderlih fein. Die Handelskammer in Neuß hat fi deshalb 
auh damit einverftanden erklärt, zugleich aber aud den Wunſch aus: 
geſprochen, daß aus den fünftigen Überfchüffen der Einnahmen über die 
Ausgaben ein befonderer Fonds gebildet werde, defjen Beftände nur zur 
Unterhaltung und Berbefferung des Erftfanals dienen, nicht aber 
zur Dedung anderer Bebürfnifje der Stadbtlommune Neuß verwendet 
werben follen. Die Handelskammer geht dabei von der VBorausfegung 
aus, daß aud der ermäßigte Tarif noch einen anfehnlihen Überfhuß 
über die laufenden Ausgaben einfchließli einer, zur Erneuerung der 
Anlagen dienenden Referve liefern werde. Nach den BVerfehrsergebniffen 
der legten Jahre erfcheint diefe Annahme allerdings nicht ungerechtfertigt. 
Ob aber fo günftige Verhältniffe andauern werben, ift um jo mehr frag- 
ih, ala die von der Rheinifchen Eifenbahngefelihaft ſchon in nädjiter 
Zukunft zu erbauende Eifenbahn von Dfterrath nah Efjen, welche vor- 
züglih auf Beförderung von Kohlen berechnet ift, vorausfichtlih dem 
Erftlanal einen Teil feines Verkehrs entziehen wird. Wir haben daher 
fein Bedenken gegen die Einführung des vorgelegten Tarifs.“ 

Diefer Immediatbericht ift ebenfo wie der vorangegangene Minijterial- 
erlaf vom 12. Mai 1863, welcher die Verzinfung des Anlagefapital® dur 
Schiffahrtsabgaben als zuläffig anerkennt, von Delbrüd unterzeichnet. In 
dem erfteren ift fogar die Anfammlung von Mitteln für fünftige Schiff: 
fahrtöverbefjerungen aus den Abgaben als legal bezeichnet worden. 
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3. Sn dem Immediatberiht vom 11. Auguft 1843 wurde die Ver- 
leihung des — demnädft durch Allerhöchſten Erlaß vom 25. Auguft 1843 
bewilligten — Rechts zur Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf dem fo- 
genannten Nheinberger Kanal mit den Worten begründet: 
„Da mit der Zeit hoffentlih die Einnahme an Kanalgefällen außer 
der Verzinfung aud die Amortifation des Anlagelapitals mög: 
lich maden wird, fo möchte der Tarif nur mit der Maßgabe zu genehmigen 
fein, daß eine Revifion und Abänderung desſelben von fünf zu fünf 
Yahren vorbehalten werde, und daß die Stabt verpflichtet fei, über die 
Einnahme an Gefällen fowie über die Ausgaben für Unterhaltungsfoften, 
Berzinfung und Amortifation des Anlagelapitals forgfältig 
Rechnung zu führen, diefe Rechnung auch jederzeit auf Verlangen der 
Regierung zu Düffelvorf vorzulegen.“ 
4. Der Immediatbericht vom 12, Januar 1843, dur den die König: 
lihe Ermädtigung für den Ausbau des Spoyfanals und des alten Rheins 
von Schenkenſchanz bis Brienen eingeholt wurde, enthält über die Frage 
der Koftendedung durch Sciffahrtsabgaben folgende Ausführungen: 
„Nah Maßgabe des gegenwärtig zwifchen dem Rhein und Cleve fid 
bewegenden Verfehrs vermutet man, an Schleufen- und Kanalgefällen ufw. 
in den erjten Jahren eine Bruttoeinnahme von 5655 Talern bei mäßigen, 
das Intereſſe des Handels nicht verlegenden Tariffägen erheben zu fönnen, 
fo daß nad) Abzug der Unterhaltungsfoften ein Überfhuß von jährlich 
4755 Talern disponibel werden würde. Da fomit aud) von den Be- 
förderern des Unternehmens zunächſt nur 3,3 0/0 des Anlagefapitals 
an Einnahmen erwartet werden, jo muß dasfelbe in finanzieller Beziehung 
als nicht ganz ficher angejehen werden. „Jedoch hofft man, daß in wenigen 
Jahren die jteigende Frequenz der Schiffahrt ein zur Werzinfung und 
Abtragung jenes bedeutenden Anlagefapitals befjer hinreihendes Er- 
gebnis herbeiführen werde.“ 
Die Stadt Cleve wollte 60000 Tr. in 4V/aP/oigen Obligationen als 
Beitrag zu den Kanalbaufoften aufbringen; zur Zahlung ver Zinfen follten 
„die Überjchüffe der Kanaleinnahmen vorweg verwendet werden.“ Mit diefer 
Maßgabe follte der Staat die Ausführung des Kanalbaues übernehmen. 
„Daß bei einem Unternehmen von foldem Umfange die Zinfen von 
60000 Tr. durd die Scleufen- und Kanalgelder zu deden fein 
würden, läßt fich doch jedenfall erwarten“, 

heißt e8 weiter in jenem Berichte. 

Der König genehmigte durh Erlaß vom 3. März 1843 den Bau auf 
alleinige Koften des Staats, aber mit der ausbrüdlichen Bedingung, daß 
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dann der Staat „auch die zu 5655 Tlr. veranfchlagten Schleufen- und 
Ranalgefälle nebft Hafengelvern” allein vereinnahmen und die Stadt auf 
ale Anſprüche hinſichtlich diefer Gefälle verzichten müſſe. 

Der mmediatberiht vom 29. September 1847, mit welchem der 
Zarifentwurf zur Genehmigung vorgelegt wurde, berechnet die Einnahmen 
wieder auf 5655 Tr. und die Unterhaltungstoften nach neuem Anjchlage 
auf 1860 Tlr., ſodaß „no ein Überfhuß von 3795 Tr. zur Ver: 
jinfung des Anlagefapitals fich ergeben würde.“ Diefer Tarif 
wurde am 11. Dftober 1847 genehmigt. 

5. Die Einnahmen aus den Ruhr: und Lippefchiffahrtsabgaben wurden 
zur Verzinfung und Tilgung von Anleihen, welche für die Verbefferung 
diefer Wafjerftraßen aufgenommen waren, verwendet !. 

6. Bei den märkiſchen Wafjerjtraßen, ven Waſſerſtraßen zmifchen Elbe 
und Ober, find bie Zinfen des Anlagefapitald von jeher — fo lange über- 
haupt die Schiffahrtsabgaben in Preußen nah dem Gebührenprinzip geregelt 
und Einträglichfeitsberechnungen aufgeftellt worden find — als Beftandteile 
der Selbſtkoſten behandelt worden. 

Durch Minijterialerlaß vom 31. Dezember 1837 wird der Provinzial- 
Heuerdireftor in Magdeburg mit der Aufftelung eines Tarifentwurfs be- 
auftragt, bei defjen Einreichung er berichten foll, „inwieweit die nah Maß— 
gabe der gemachten Erfahrungen bei Anwendung der vorzufchlagenden Säte 
ju erwartende reine Einnahme die laufenden Unterhaltungsfojten ſowie 
die Binfen des Anlagefapitals und der auf Neubauten? im Laufe 
der Zeit zu verwendenden Beträge deden würde.“ 

Ein anderer Vlinifterialerlaß vom 27. Juni 1842 fagt: 

„Es wird beabfihtigt, den Tarif zur Erhebung der Sciffahrtsabgaben 
für das Befahren der Wafferftraßen zwifchen der Elbe und Oder vom 
18, Juni 1828 mit Nüdjiht auf die Unterhaltungs- und Herftellungs- 
toften der auf diefen Wafjerftraßen befindlichen Schleufen und fonftigen 
Shiffahrtsanlagen anderweit zu regulieren. Die Minifterial- 
Bau:Kommiffion wird daher angewiefen, den nad den Grundfäten 
der Verordnung über die Kommunilationsabgaben vom 
16. $uni 1838 und der Anmweifung vom 18. März v. J. berechneten Betrag 
jener Koften innerhalb der legten ſechs Jahre für den in ihrem VBerwaltungs- 
bezirt belegenen Teil der in Rede ftehenden Wafjerftraßen pp. anzuzeigen.“ 
Die damals angeftellten Berechnungen ergaben für 1842 eine Kapital- 


— — 


Bgl. ©. 176. 
® E3 wird aljo auch hier, ebenfo wie in dem Falle von Neuß (S. 271), auf 
fünftige Baukoſten bei der Tarifbildung mit gerüdfichtigt. 
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verzinfung von 3,3%0, die im Jahre 1843 fogar auf 5,3 0/0 anwuchs. Der 
Finanzminiſter beantragte mit dem Hinweife auf die günftige Finanzlage der 
märkiſchen Wafjerftraßen und auf die anzuftrebende Förderung der Binnen- 
fhiffahrt eine Ermäßigung der Schiffahrtsabgaben, und zwar im zmei 
Immediatberichten vom 17. Mai und 13. Auguft 1845; der König lehnte 
den Antrag beide Male ab, und zwar mit der Begründung, bei ber 
finanziellen Lage des Staates könne auf die Einnahme aus dem bejtehenden 
Tarife nicht verzichtet werben. 

7. Ein Minifterialerlaß vom 31. Dezember 1838 an den Dber- 
präfidenten in Stettin ordnete die Reviſion des Abgabentarifs für die 
vegulierte Üder an. Dabei werben über die Grundfäge, nad) welchen der 
neue Tarif aufzuftellen fei, folgende Anmeifungen gegeben: 

„HZuvörderft wird es darauf anfommen, denjenigen Betrag feftzuftellen, 
welcher durch die Einnahme nad) Abzug der Hebungskoſten gededt werden 
muß. Diefer Betrag beiteht in den Iandesüblidhen Zinfen des 
Anlagefapitals, in den jährlichen Koften der laufenden Unterhaltung 
der Anlage, für deren Benugung die Abgabe entrichtet wird, und in den 
auf Fahresbeträge zu verteilenden Summen, welde im Laufe der Zeit 
auf größere Reparaturen und Neubauten verwendet werden müfjen. Die 
Vergleihung der bezeichneten jährlihen Koſten mit der bisherigen nad 
Abzug der Hebungsfoften ſich ergebenden jährlihen Einnahme wird fo- 
dann ergeben, ob und inwieweit es zuläffig ift, die Abgabe im ganzen 
zu ermäßigen, indem es nur darauf anfommt, daß die gedachten Koften 
reichlih dur den Ertrag gededt werden.” 

Sodann berichtet der Finanzminifter an den König: 

„Das auf den Kanal verwendete Baufapital beträgt im ganzen 
20245 Tr. 15 Sgr. 8 Pf. Die Herftellungs- und Unterhaltungstoften 
belaufen fih nad den Grundfägen der Verordnung über die Kommuni- 
fationsabgaben vom 16. Juni 1838 berechnet, auf jährlih: 1262 Tr. 
8 Sur. 3 Pf. 
a) nämlid: 5 v. 9. (landesüblide 
Zinfen) vom gedachten Anlagefapital 1012 Tr. 8 Sgr. 3 Pi. 
b) Koſten der gewöhnlichen und der außer: | 
ordentlichen Unterhaltung . . . . Er ee ,0, 
ce) Koften für Beauffichtigung des Kanals 120.0 ,0_, 


Bufammen: 1262 Tir. 8 Ser. 3 Pf. 
Die Einnahme hat in den vier Jahren 
1837/40 durhfchnittlih in jedem Jahre . 1091 „5 „7, 


alſo 171 Tr. 2 Ser. 8 Pf. 
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weniger als die berechneten Koften betragen. Demnach jcheint eine be- 
deutende Ermäßigung des Tarifs dergeftalt, daß auf eine reine Einnahme 
von etms 700—800 Tlrn. gerechnet werben könnte, zuläffig zu fein. Es 
ft nämlich bei Grabung des Kanals gegen die Stadt Üdermünde und 
die Schiffer Kompagnie daſelbſt von der Staatsbehörde ausdrüdlich die 
Abſicht ausgefproden, von dem damals freilich nur zu 12227 Tr. 15 Ser. 
3 Pf. angenommenen Anlagefapital niht mehr als 2% BZinfen 
durh die Kanalabgabe zu erlangen, und der Staat, welcher im Intereſſe 
des Verkehrs unter Umftänden von den Zinfen des Anlagefapitals 
ganz würde abjehen fünnen, wird bei einer reinen Einnahme von 700 
bis 800 Thrn. jährlich außer den oben zu b und e gedachten Koften von 
zufammen 250 Thrn. immer nod 450 Tr. bis 550 Tlr. alfo mehr 
als 20/0 Zinfen des Anlagefapitals, melde fih auf 405 Tlr. 
belaufen, beziehen. Auf die erwähnte reine Einnahme ijt aber bei An- 
wendung des entworfenen neuen Tarif mit Wahrfcheinlichleit zu rechnen.“ 

Der König genehmigte den fo begründeten Tarifentwurf. 

8. Ein Minifterialerlaf an den Dberpräfidenten in Stettin vom 
22. April 1847 über die Umgeftaltung der Abgabentarife für die pommerjchen 
Seehäfen jagt: 

„Als leitender Grundfaß bei den anzuftellenden Erörterungen wollen Eure 
Erzellenz fefthalten, daß es überall nicht in der Abficht liegt, aus den 
Hafen- und Schiffahrtsabgaben einen höheren Ertrag als einen Erfaß für 
die Unterhaltung der vorhandenen Schiffahrtsanftalten, wenn tunlich mit 
Einfluß einer mäßigen Berzinfung der darauf verwendeten An— 
lagekoſten, zu erzielen.“ 

Am 9. Juni 1861 beantragte die Kaufmannſchaft in Stettin eine 
Herabjegung der unter dem Namen des Swinemünder Hafengeldes erhobenen 
ſtaatlichen Sciffahrtsabgaben. Der Handelsminifter erforderte am 2. Juli 
1861 von der Regierung in Stettin „eine Nachweiſung der auf den Swine- 
münder Hafen und deſſen Revier verwendeten Anlage, Unterhaltungs- und 
Beaufſichtigungskoſten“, bei deren Aufftellung diefelben Grundjäge maßgebend 
jein follten, welche ſchon bei einer früheren gleichartigen Nachweiſunng be- 
folgt worden feien. Die Negierung legte am 29. Dftober 1861 eine Be- 
technung vor, welche fehr forgfältig und ins einzelne gehend aufgejtellt war; 
fie ſchloß ab mit einem Gefamtbaufapital von 2281663 Talern, defjen 
Aprogentige Verzinfung mit 91 266 Talern als laufende Ausgabe gebucht war. 

Daraufhin befchied der Hanvelaminifter am 25. März 1862 die. Kauf- 


mannihaft folgendermaßen: 
18* 
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„nfolge der Vorftellung vom 9. Juni 1861, betreffend die Ermäßigung 
der Schiffahrtsabgaben in Stettin und Smwinemünde, find Erörterungen 
über das Verhältnis der zur Staatskafje fließenden Einnahmen an Schiff: 
fahrtsabgaben zu den für die Hafenanlagen zu verwendenden Ausgaben 
angeftellt worden. Dabei hat ſich ergeben, daß, abgefehen von den für 
Berbreiterung der Dder! unterhalb Stettin für das Jahr 1861 be- 
reit3 verausgabten 130 000 Talern, die jährlihen Unterhaltungsfoften und 
fonftigen Ausgaben einjhließlih der Zinfen des Anlage: 
kapitals im Jahre 1860 fi auf 208043 Taler beliefen, wogegen 
an Schiffahrtsabgaben in demfelben Jahre nur auffamen 167804 Taler, 
und im Durchſchnitt der legten fünf Jahre, unter denen ſich das un- 
gewöhnlich günftige Jahr 1857 befindet, nur 177 791 Taler eingenommen 
wurden. Unter diefen Umjtänden kann zurzeit eine Ermäßigung der 
Schiffahrtsabgaben nicht in Ausficht geftellt werden, und zwar namentlic 
fo lange nicht, als die bisher bewilligte Abgabenermäßigung für regel- 
mäßig fahrende Dampfſchiffe in vollem Umfange beibehalten wird,“ 

Nah diefem aus dem Handeldminifterrum — nicht aus dem Finanz— 
minifterrum — ſtammenden, im leßteren nicht einmal mitgezeichneten Be- 
fcheive wird man faum noch daran zweifeln fünnen, daß die Zinfen des 
Anlagefapitald an den maßgebenden Stellen in Preußen als Beftandteile der 
„Herſtellungs⸗ und Unterhaltungsfojten” im Sinne der Zollvereinsverträge 
angejehen worden find. 

Schon die Schlußmworte des Beſcheides vom 25. März 1862 lafjen 
hinreichend erfennen, daß die Regierung, troß ihrer vorläufig ablehnenden 
Haltung im Einzelfalle, doch einer Tarifreform arundfäglich geneigt war. 
Und tatfählih wurde auch nod in demfelben Jahre vom Finanzminiſter 
eine grundfägliche Prüfung aller Tarife für Häfen und Seemwaflerftraßen im 
Oſtſeegebiete aus dem Gefihtspunfte der anzuftrebenden Entlaftung des Ver— 
kehrs eingeleitet. Durch eine allgemeine Verfügung vom 24. September 1862 
wurden die Provinzialfteuerdireftoren unter Hinmweifung auf die geringere Höhe 
der Sciffahrtsabgaben in den Hanfejtädten, ſowie in Frankreich und Italien 
zu einer Nußerung über eine entfprechende Umgeftaltung der Tarife aufgefordert. 

Bei diefen Erörterungen fam, wie e8 der Natur der Sache nad nicht 
anders fein fonnte, aud das Verhältnis der Selbftloften des Staates und 
der fonft beteiligten Korporationen — Gemeinden und Kaufmannſchaften — 
zu den hauptſächlich aus Schiffahrtsabgaben fließenden Einnahmen zur Sprache. 


' Diefe Verbreiterung wurde alfo als „Anftalt zur Erleichterung des Verkehrs“ 
im Sinne der Bollvereinsverträge betradtet. 
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Am 17. April 1863 beauftragte der Handeläminifter die Regierung 
in Danzig mit der Aufftellung einer „Überfiht” der auf den dortigen Hafen 
verwendeten Anlagefojten und der laufenden Ausgaben; der gleihe Auftrag 
erging an die Regierung in Köslin wegen der Häfen in Kolbergermünde, 
Rügenmwaldermünde und Stolpmünde. 

Am 3. Mat desfelben Jahres — nachdem inzwiſchen die verlangten 
Überfihten eingegangen waren — erflärte der Handelsminifter dem Finanz- 
minifter gegenüber: 

„Unter den obmwaltenden Umftänden wird auch jetzt auf die Frage nicht 
näher einzugehen fein, ob ferner nod allgemein die Beſchaffung der auf 
die Hafenanftalten zu verwendenden Mittel als entfcheidendes Moment für 
die Feftitelung der Abgabenfäte zu betrachten ift oder nit. In allen 
Fällen, wo die Rüdfiht auf den Verkehr es geftattet, werde ich feine 
Veranlafjung haben, der Aufrechterhaltung dieſes Grundfages entgegen- 
auftreten.” 

In demfelben Schreiben wird ferner die Bilanz des Smwinemünder 
Hafens und „Sciffahrtsreviers” befprochen und dabei bemerft: 

„Die obige Nachweiſung ergibt aber, daß ein fehr anfehnlicher Teil der 
Gejamtfumme der Koften auf Zinfen des Anlagefapitals fällt, 
nämlih 91266 Taler, fo daß als wirflih zu verausgabende Unter: 
haltungs- und Verwaltungskoſten jährlih nur 116 776 Taler in Betracht 
fommen. Da der Staat weder auf einen Unternehmergewinn, noch auf 
eine verzinsliche Verwendung feiner Einnahmen zu fehen hat, fo würde 
es billig fein, auf eine Anrechnung der Zinfen des Anlagefapitals zu 
verzichten und zunächſt nur die Bejhaffung der mirkli zu veraus- 
gabenden Beträge ins Auge zu fallen.“ 

Da der Finanzminifter dem auf eine beträchtlihe Ermäßigung der 
Schiffahrtsabgaben gerichteten Wunfche des Handelsminifters zuftimmte, fo 
wurde von beiden ein entfprechender Bericht an den König erftattet. Diefer 
vom 19. Juni 1863 datierte Bericht iſt nur mit wirtfchaftlichen Erwägungen 
begründet. Am Schluffe wird über die finanzielle Wirkung der Tarifreform 
gefagt, daß trotz eines allerdings zu gemärtigenden Rückganges der Ein- 
nahmen doch immerhin noch mit hoher Wahrfcheinlichkeit auf eine voll- 
fändige Dedung der laufenden Unterhaltungsfoften zu rechnen ift und daß 
alfo ein Zufhuß aus anderen Einkünften der Staatsfaffe nicht zu leiften 
fein wird. Nur die Verzinfung des auf die Hafenanjtalten verwendeten 
Anlagefapitald würde dur den Ausfall gejchmälert werden, und eine der— 
artige Verzinfung könne weniger in Betracht fommen, ald der aus einer 
Belebung des Seeverkehrs entipringende allgemeine Nugen. 
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Die hier erwähnten Schriftftüde vom 17. April und 3. Mai find von 
Delbrüd gezeichnet; e8 muß alfo angenommen werben, daß auch dieſer 
Staatsmann die Kapitalzinfen de jure als Beftandteil der Herftelungs- und 
Unterhaltungsfoften angefehen bat. 

9. Der Minifterialerlaß vom 12. September 1850 fagt über die 
Schiffahrtsabgaben auf dem Weichſel —Haffkanal, daß fie „wenigftens die 
Unterbaltungsfoften deden jollen“. 

10. Als der Tarif für den Dberländifchen Kanal vorbereitet wurde, 
beftimmte ein Minifterialerlag vom 27. September 1852, daß die Abgaben 
„mindeftens die laufenden Ausgaben“ deden follten, wünſchenswert fei außer: 
dem noch eine „allmählide Verzinfung und Tilgung“ des Baufapitals. 

11. Im Jahre 1870 gab ein in der Provinz Pommern ſich abfpielender 
Einzelfall den Anlaß zu einer grundfäglicden Erörterung der Frage, ob die 
Kapitalzinfen zu denjenigen Selbſtkoſten einer Schiffahrtsanftalt, deren 
Dedung durch Schiffahrsabgaben nad; dem Zollvereinsvertrage von 1867 
zuläffig fei, gerechnet werden fünnten. Die Minifter der Finanzen und des 
Handels entjchieven hierüber in einem an den Provinzialfteuerdireftor in 
Stettin gerichteten Erlafje vom 18. November 1870, im welchem es heißt: 

„Der von Em. Hochmohlgeboren geäuferten Anſicht, daß nad Artikel 25 
des Zollvereinigungs-Vertrages vom 8. Yuli 1867 die Zinfen des An- 
lagefapitald bei Beurteilung der Frage, wie hoch die Kanalgebühren 
normiert werben dürfen, nicht in Betracht zu ziehen jind, fannn nicht bei- 
getreten werden, da nah dem Sprachgebrauche und insbefondere nad) ber 
im 8 3 des Geſetzes vom 16. Juni 1838, die Kommunifationsabgaben 
betreffend, enthaltenen ausbrüdlihen Beſtimmung die landüblichen 
Zinfen des Anlagelapitals zu den SHerftellungsfoften gerechnet 
werden, deren Berüdfichtigung im Art. 25 des erwähnten Vertrages und 
im Art. 54 der Berfafjung des Norddeutſchen Bundes zugelaffen tft.“ 

12. In der Begründung zu dem Entwurfe des Geſetzes vom 6. Juni 1888, 
betreffend die Kanalifierung der oberen Oder, ift gejagt: 

„Sm übrigen wird in Ausficht genommen, für die Benugung der An: 
lagen, melde zum Nuten der Schiffahrt hergerichtet werden follen, eine 
Abgabe in der Bemefjung zu erheben, daß nicht nur die Unterhaltungs: 
foften gededt, fondern aud das aufgemendete Kapital verzinft umd 
nah Möglichkeit amortifiert werde.“ 

Eine Reihe von weiteren Fällen, in welchen die Verzinfung des Anlage: 
fapital3 von Sciffahrtsanftalten durh Abgaben von der preußifcen 
Regierung und Volfsvertretung jowie von preußifchen Gemeindeverwaltungen 
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für zuläffig erachtet worden ift, hat bereits auf S. 214—224 in anderem 
Zufammenhange Erwähnung gefunden !. 

Auh mit Hinzurehnung dieſer Fälle ift die vorjtehende Darftellung der 
Praxis feineswegs vollftändig; fie wird aber im allgemeinen genügen, um 
ein zuverläffiges Bild von dem Geifte, in welchem die Zollvereinsverträge 
und die mit ihnen inhaltlich identische Reihsverfaffung in Preußen auf: 
gefakt und gehandhabt worden find, zu geben. 


b) Die Braris der nihtpreußifhen BZollvereins- und 
Bundesftaaten. 

1. Der Donau—Mainfanal brachte nad dem amtlichen „Bericht über 
die Ergebnifje des Betriebs der Königlich Bayrifchen Eifenbahnen ufw.” 1902 
Anlage 46 in den Jahren 1853 bis 1862/66 Betriebsüberfchüffe von zufammen 
1003120 ME. bei einem Anlagefapital von (1858/59) 27678193 Mt. 

Es hat fi alfo in jener Zeit eine, wenn aud) nur geringe, Verzinfung 
ergeben. Aus dem Umftande, daß die bayrifche Regierung diefe Verzinfung 
nicht befeitigt hat, darf wohl der Schluß gezogen werden, daß fie ihr recht- 
ih zuläffig erſchien. Das ift um fo mwahrfcheinlicher, als in Art. 7 des 
bayrıfch = öfterreihifchen Donaufdiffahrtsvertrages vom 2. Dezember 1851 
(Bayrifches Negierungsblatt 1852 ©. 717) die Berechnung der Kapitalzinfen 
unter den durch Sciffahrtsabgaben zu dedenden Selbftloften ausbedungen 
war. Bayern fonnte damals in feinen Beziehungen zu Vjterreich feine 
andere Regelung der Frage vereinbaren, als die vermöge der Zollvereins- 
verträge für das ganze Vereinsgebiet geltende. 

2. Die feit unvordenklicher Zeit mit Schiffahrtsabgaben belajtete Saale 
liegt teilweife im Gebiet des Herzogtums Anhalt, melches feinerfeits ſolche 
Abgaben an der Schleufe zu Bernburg erhob. Bon den Schiffahrttreibenden 
und fonft Beteiligten war behauptet worden, daß dieje anhaltifchen Abgaben 
über das durch Zollvereinsverträge zugelafjene Maß der Selbſtkoſtendeckung 
binausgingen, und als im Jahre 1853 ein neuer Vertrag zwiſchen Preußen 
und Anhalt „über die Fortdauer des Anfchluffes der Herzogtümer an das 
Zollſyſtem Preußens“ verhandelt wurde, verfuchte Preußen im Intereſſe 
feiner oberhalb und unterhalb Bernburg an der Saale liegenden Gebiets: 
teile unter Hinmweifung auf jene Klagen eine Ermäßigung des Bernburger 
Tarifs zu erzielen. Diefe Ermäßigung wurde aber von Anhalt abgelehnt. 
Es heißt darüber im Schlußprotofoll des Vertrages: 


— 1... 


I Seefdiffahrtäftragen Stettin—Smwinemünde und Königäberg— Pillau, Fahr: 
rinne in der Außenwefer, Ausbau der Fahritraße in der alten Oder von Wriezen 
bis zum Finomkanal. 
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„Von feiten des Anhalt-Bernburgifchen Bevollmädtigten wurde hierauf 
entgegnet, daß bei der Beurteilung der Höhe der Bernburger Schleufen- 
gefälle zunächſt der abgejchlofjene befondere Vertrag vom 17. Mai 1831 
in Betraht fomme, daß aber aud bei Anmendung des allgemeinen 
Grundfages (der Zollvereinsverträge) fi ein Anjprud auf Ermäßigung der 
Scleufengefälle nicht begründen laffen dürfte, da aud das Anlage- 
fapital in Betracht fomme, und wenn diefes mit in Anſatz gebracht 
werde, die Bernburger Schleufengefälle die Herftellungs- und Unterhaltung?- 
foften nicht überfteigen. Hiernach werde es bis zu einer Verftändigung 
über die Abänderung des Vertrages vom 17. Mai 1831 bei den durd 
diefen Vertrag fejtgeftellten Gefällen bewenden müfjen 

Königlich Preußifcher Seits behielt man ſich hiernach vor, den Gegen- 
ftand zum med einer Berftändigung wieder aufzunehmen.“ 

Tatſächlich blieb es vorläufig bei dem Bernburger Tarif. 

Erft in den fechziger Jahren wurde, und zwar auf Delbrüds Anregung, 
ein neuer Verfuh unternommen, um bei Gelegenheit von Verhandlungen 
über die „Ermweiterung der Eifenbahnverbindung zwifchen Preußen und An: 
halt“ ? diefen Staat zur Gleichjtellung feines Tarifs mit dem der preußifchen 
Saale zu bewegen; der erftere mar damals etwa dreimal höher wie der 
legtere. Die Etjenbahnabteilung des Handelsminifteriums wurde in einem 
von Delbrüd unterzeichneten Schreiben der Handelsabteilung vom 27. April 
1863 erfucht, bei den Verhandlungen mit Anhalt eine entfprechende Forderung 
aufzuftellen. In diefem Screiben wird berechnet, 

„daß auch bei Übertragung des preußiſchen Tarif auf die Bernburger 
Schleuſe der anhaltifhen Regierung immer noch eine jährlihe Einnahme 
von etwa 3500 Talern verbleiben würde, bejonders wenn erwogen wird, 
daß die Saalfchiffahrt im Auffchwunge begriffen ift und durch Abgaben- 
ermäßigung gefördert werden wird, Daß eine Einnahme von 3500 Talern 
neben den Zinfen des Anlagefapitals die Unterhaltungs- und 
Wiederherftellungsfoften mindeſtens dedt, kann nad diesjeitigem Dafür: 
halten nicht zmweifelhaft fein. Gegenüber der Bemerkung des bernburgifchen 
Kommiſſars im Schlußprotofoll vom 20. Dezember 1853 verdient über: 
dies hervorgehoben zu werden, daß die Erhebung der übermäßig hohen 
Abgabe während der dreißigjährigen Dauer des jetigen Tarif3 längſt 
zu einer volljtändigen Erjtattung des Anlagefapitals geführt 
haben muß.“ 





ı €8 handelt fih um den in der Preuß. Gef.S. 1864 S. 165 veröffentlichten 
Vertrag vom 30. Januar 1864, der in Art. 15 tatfählih eine Schleufengeld- 
ermäßigung bradte. 
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Hier wird aljo die Zuläffigfeit der Verzinfung des Anlagekapitals aus 
den Schiffahrtsabgaben ausdrüdlic anerkannt. Es gelang damals, die an- 
haltiſchen Säge bis auf den Betrag der preußifchen zu ermäßigen. 

3. Die Nafjauifche Regierung hatte die Mittel für den Ausbau der 
Lahn als Schiffahrtsweg von der Landeskreditbank leihweife entnommen ; 
die Zinfen dieſer Anleihe wurden aus den Schiffahrtsabgaben gedeckt. Im 
Jahre 1867 brachten die Abgaben noch etwa 4000 Gulden Überfhuß über 
die Betriebö- und Unterhaltungsfoften. Durch Immediatbericht vom 
4. März 1868 wurde die Aufhebung der Schiffahrtsabgaben erwirkt, weil 

„in neuerer Zeit aud in den älteren Landesteilen von der Erftattung 
und Verzinfung des Anlagefapitald bei Regelung der Sciffahrsabgaben 
Abftand genommen worden” jei. 

Aus der Fafjung des Berichts ergibt fih, daß nicht Rechtsgründe, 
Iondern Zmedmäßigfeitgermägungen für diefe Tarifpraris maßgebend waren. 

4. Daß die Hanfejtadt Bremen und das Großherzogtum Oldenburg 
die Verzinfung des Baufapital3 für die Fahrrinne der Außenweſer — in 


Übereinftimmung mit der preußifchen Regierung — für zuläffig hielten, 
seht au den S. 221—223 mitgeteilten Verträgen von 1891, 1896 und 
1900 hervor. 


5. Das vom Landesausfhuß und Bundesrat verabfchiedete elſaß— 
lothringiſche Kanalgefeg vom 26. Mai 1892 bejtimmt, daß die auf den 
weiteren Ausbau der Kanäle zu verwendenden Kapitalien durch Schiffahrts- 
abgaben getilgt werden follen. In diefem Falle hat die als gefeßgebender 
Körper organifierte Gefamtheit der deutfchen Regierungen zur Frage Stellung 
genommen und zwar in dem Sinne, daß die Berüdjichtigung des Anlage- 
fapitala bei Berehnung der Selbftloften im Sinne des Art. 54 der Neichs- 
verfafjung zuläſſig tft. 


c) Abweihungen vom regelmäßigen Gange der Praris. 


Auch in diefer Frage ift das geltende Recht nicht ganz gleichmäßig 
und folgerichtig angewendet worden. E3 läßt fi indeſſen nur ein einziger 
Fall nahmweifen, in welchem die Inrechnungſtellung der Kapitalzinfen 
deshalb unterblieben ift, weil man fie für vertrags- und verfafjungs- 
widrig hielt. 

In einem Immediatbericht vom 26. März 1870 heißt es: 

„Nach den aufgeftellten Nachmweifungen hat die Elbfchleufe zu Magdeburg 
im Durchſchnitt der fünf Jahre von 1863—1866 4328 Taler an Ab- 
gaben ertragen, mährend die Unterhaltung nur 863 Taler erforderte. 
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Die Saale- und Unftrutfchleufen lieferten für diefelbe Zeit einen durch— 
Ichnittlihen Abgabenertrag von 17 321 Talern, während die Unterhaltung 
nur 10096 Taler in Anfprud nahm. 

Bei der Revifion der Tarife mußte hbiernach eine erheblide Er- 
mäßigung ind Auge gefaßt werden.“ 

Der Rechtsſtandpunkt tritt zwar aus diefem Wortlaut nicht mit zmeifel- 
lofer Klarheit hervor; die vorhergehenden Verhandlungen laffen aber er: 
fennen, daß man bier die Zinsdeckung durd Abgaben als unzuläffig anfah. 

Im übrigen ift aber die Praris — in Preußen wenigſtens — durch— 
aus konſtant geweſen; man hat es mit einer Irrung zu tun, mie beren 
auch fonft zuweilen vorfommen. 

Allerdings find in den 60er und 70er Jahren zahlreiche Tarife in 
der Art herabgefett worden, daß auf die Berzinfung des Anlagefapitals 
verzichtet wurde. Indeſſen find diefe Mafregeln, von jener einen Aus- 
nahme abgefehen, nur mit mwirtfhaftlihen Erwägungen begründet worden. 
Als Material für die Beurteilung diefer Rechtsfrage fünnen, da es fich hier 
um jus dispositivum handelt, nur diejenigen Fälle in Betracht kommen, 
in welden die Regierungen die Ermäßigung von Abgabentarifen auf den 
Betrag der bloßen Betriebs: und Unterhaltungsfoften deshalb vornahmen, 
weil fie fih nad den Zollvereinsverträgen und der Berfajjung hierzu ver- 
pflichtet erachteten. 


d) Ergebnis der Unterfuhung. 


Der Ausdruck „Herftelungs: und gewöhnliche Unterhaltungskoften“ if, 
wie diefe Darftellung ergibt, faft ausnahmslos — auch von Delbrüd 
felbft — fo verftanden und angemendet worden, daß die Kapitalzinfen 
einen Beitandteil der durch Abgabentarife zu dedenden Selbitfoften bilden. 
Es ift hiernach nicht daran zu zweifeln, daß diefe, gleichzeitig der wirtfchaft- 
lihen Logik de lege ferenda entſprechende Auslegung des geltenden Rechts 
mit der Willensmeinung des Geſetzgebers im Einklange fteht. 

Im übrigen ift die Frage, was zu den Selbftfoften bei der Bildung 
von Abgabentarifen für Wafjerftraßen gerechnet werden fann, nad) praftijd: 
geſchäftlichen Gefihtspunften zu beantworten. Die preußifche Regierung 
hat diefe Frage in einer allgemeinen Verfügung vom 11. Juni 1896 dahın 
geregelt, daß bei der Tarifbildung berüdjichtigt werden dürfen: 

„I. Koften der Abgabenerhebung, Betriebe-, Bermaltungd- und Unter: 
haltungskoſten, 

2. Verzinſung des Anlagekapitals, 
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. Anfammlung eines Fonds für größere Reparaturen. Außerdem 
wird unter Umftänben 

4. die Dedung einer Amortifationsquote, deren Höhe den für die 

Amortifation von Gemeindeanleihen der in Rede ftehenden Art 

üblichen Prozentſatz nicht überfteigen darf, und 

5. die Anfammlung eines je nad der Art der betreffenden Verkehrs— 

anftalt zu bemefjenden Erneuerungsfonds für die feiner Zeit er- 

forderlich werdende Neuherftellung derfelben 
zugeflanden werden fönnen. 

Zu 4 und 5 darf jedoch nicht unberüdfichtigt bleiben, daß bei fogenannten 
ewigen Anlagen, wie 3.8. Kanälen ohne Runjtbauten, ſchon die Inrechnung- 
ftellung einer Amortifationsquote, bei allen übrigen Anlagen aber die An- 
fammlung eines Erneuerungsfonds neben der Amortijation des urfprünglichen 
Anlagelapitals eine Vorausbelaftung der erften Benugungsperiode zugunjten 
fpäterer Zeiten in fich fchließt, welche in der Regel vermieden werden muß. 
Es werden deshalb gegebenenfalls diejenigen befonderen Gründe nachzuweiſen 
fein, welche bei ewigen Anlagen die Tilgung des Anlagefapitals und bei 
den fonftigen Anlagen daneben die Bildung eines Erneuerungsfonds aus- 
nahmsweiſe angezeigt erjcheinen laſſen.“ 

Nah dem Preußifhen Waſſerſtraßengeſetz vom 1. April 1905 ift es 
zuläffig, auch diejenigen Zufchüffe, welche für Unterhaltung und Verzinfung 
einer ihre Selbftkoften nicht vollftändig dedenden Sciffahrtsanftalt aus 
fonftigen Mitteln geleiftet werben mußten, und fogar die für folde Zuſchüſſe 
aufgelaufenen Zinfen demnächſt durch Schiffahrtsabgaben wieder einzubringen. 

In Preußen, Bremen und Oldenburg ift es für unbedenklich erachtet 
worden, aus den durch Sciffahrtsabgaben gewonnenen Einnahmen einen 
Refervefonds für künftig eintretende Bebürfnifje zurüdzulegen. Aus den 
Einnahmen des für gemeinfame Rechnung der drei Staaten auf der Unter- 
und Außenwefer erhobenen Feuer- und Bakengeldes ift allmählih ein 
Refervefonds angefammelt worden, der Ende 1904, obwohl in diefem Fahre 
aus den Mitteln des Fonds rund 780000 ME. auf die Berbefferung 
der Wefer verwendet waren, rund 600 000 ME. enthielt. 

Die auf der Ruhr und im Ruhrorter Hafen erhobenen Schiffahrts- 
abgaben find in großem Umfange zur Anfammlung von Neubau- 
fapitalien verwendet worden, ohne daß von irgend einer Seite Dagegen 
Widerſpruch erhoben worden wäre. Das ift um fo bemerfenswerter, als 
die Ruhrſchiffahrt und der Verkehr des Ruhrorter Hafens nit etwa eine 
interne preufifche Angelegenheit war, ſondern für das ganze rheinifche 
Wirtſchaftsgebiet eine ehr große Bedeutung befaß und noch heute beit. 
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Die Verforgung diefes Gebiets mit Kohlen vollzog fih früher über die 
Ruhrwaſſerſtraße und den Ruhrorter Hafen, während heute nur nod) der 
legtere die Verfhiffung der durch die Eifenbahn angebrachten Kohlen neben 
dem Duisburger Hafen vermittelt. 


1. 


Die Rheinfchiffahrtsakte gejtattet die Abgabendedung nicht für „Unter- 
haltungs- und gewöhnliche Herftellungsfoften“ wie Bundesverfaffung und 
Zollvereindvertrag, fondern nur für Unterhaltungs- und Beauflihtigungs- 
foften“. Als die Akte unterzeichnet wurde, waren die Bundesverfafjung 
und der Zollvereinsvertrag wenig älter als ein Jahr. Für die deutjchen 
Regierungen war es unter diefen Umſtänden nicht nur naheliegend, 
fondern beinahe felbjtverjtändlih, daß fie für den Begriff der Selbft- 
foftendedung den in jenen Urkunden angewandten Ausdruck beibehielten, 
fofern fie den für das übrige Deutichland geltenden Rechtszuſtand auch für 
den Rhein erhalten wollten. Wenn fie einen anderen Ausdrud mählten 
oder annahmen — etwa weil die nichtdeutſchen Nheinuferftaaten in der 
Sade etwas anderes wollten — fo hätte wohl Veranlaſſung vorgelegen, 
die ftarf abweichende Wortfaffung zu erläutern, Es ift eines der vielen 
Kennzeichen für die leider fehr nachläſſige Formulierung der Akte, daß weder 
eine derartige Erläuterung gegeben worden noch die Abſicht einer fachlichen 
Abänderung des autonomen deutſchen Rechtszuſtandes vorhanden gemefen 
ift. Nah den Beichlüffen der duch die Rheinſchiffahrtsakte eingeſetzten 
Bentralfommiffion in Mannheim gehört zu den „Unterhaltungs und Beauf— 
fihtigungsfoften” auch die Verzinfung des Anlagefapitald. Dabei ift zwar 
die Vorausfegung gemacht worden, daß die Baufoften im Anleihemege befchafft 
feien; aber diefe Vorausfegung ift rein formaler Natur und ohne jede 
praktische Bedeutung. Es ift nicht abzufehen, weshalb Staaten oder Städte 
oder fonftige Gemeinwefen, die etwa einen Hafen am Rhein erbauen 
wollten, hinfichtlich der Zuläffigkeit der Selbftfoftendedung durch Schiffahrts- 
abgaben verfchieden geftellt fein follen, jenachdem fie bereite Kapitalmittel 
oder verfügbare Grundftüde dabei benugen oder ihren Bauplan im Anleihe- 
wege finanzieren. Hinge wirflih die Frage der Kapitalverzinfung durd 
Sciffahrtsabgaben von einer fo äußerlihen BVorausfegung ab, fo würde 
es nicht ſchwer fein, ihr durch die Art der Gelvbeihaffung äußerlich 
Rechnung zu tragen!. Bei richtiger Auslegung des geltenden Rechts müffen 





! Die Beihlüffe der Zentralfommiffion find inhaltlich mitgeteilt bei Schenkel, 
„Badifches Waſſerrecht“, Karlsruhe 1902 ©. 112 Anm. 10 zu $ 1 des Gef. vom 
26. Juni 1899. 
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alle für eine Schiffahrtsanftalt verwendeten Vermögenswerte anrehnungsfähig 
jein, ofne Rüdficht auf die Art und Weife ihrer Einbringung. 

Wenn hiernad die Abmweihung des Wortlaut der Alte von dem der 
Bundesverfafjung und des Zollvereinsvertraged nur durch Flüchtigkeit zu 
erklären ift, jo gilt dasfelbe von dem Fehlen jeder die Selbitloftengrenze 
betreffenden Vertragsabreve für fünftlihe Waſſerſtraßen, Sicherheitshäfen 
und fonftige Schiffahrtsanftalten. Gemeint war jelbftverftändlidh die Geltung 
diefer Grenze für alle, der „Erleichterung des Verkehrs dienende“ und durch 
Abgaben rentbar zu machende Anftalten ohne Unterfchied der Zweckbeſtimmung. 
So ift der Inhalt der Akte auch von der preußifhen Regierung aufgefaßt 
worden. Sie ift davon ausgegangen, daß ihr Inkrafttreten feinen Einfluß 
babe auf den durch Zollvereinsvertrag und Bundesverfaflung gefchaffenen 
Rehtszuftand. Wäre fie anderer Anficht geweſen und hätte fie inäbefondere 
die Meinung gehabt, daß Hinfichtlid der für die Tarifbildung bei den 
Schiffahrtsabgaben mafgebenden Selbitloftengrenze irgend eine Anderung 
durch die Akte hervorgerufen werde, fo hätte fie eine allgemeine Nachprüfung 
der Tarife eintreten lafjen müfjen. Sie hatte bisher die Kapitalzinfen 
bei der Tarifbildung mitberüdfichtigt; fie hielt das unter der Herrſchaft 
der Alte nach wie vor für zuläffig und ließ daher die Zarife un— 
verändert. 


II. 


Das preußifhe Wafferftraßengefeß fpricht in $ 19 nur von der Ber- 
jinfung und Tilgung des Anlagefapitals. Diefe Wortfaffung beruht aber 
nur auf Ungenauigfeit der Ausdrudsmeife; gemeint war aud) die Unterhaltung. 
Hierüber kann nad; der Entftehungsgefhichte des $ 19, der bekanntlich aus 
einem Zufatantrage der Mehrheitsparteien hervorgegangen ift, ein Zmeifel 
nicht obmwalten. Diefe Parteien wollten der in Preußen beftenden Ungleid- 
beit — auf zahlreihen Fanalifierten, vegulierten und ſonſt verbefjerten 
natürlichen Wafferftraßen werden jest Sciffahrtsabgaben erhoben, während 
andere abgabenfrei find — ein Ende machen, und zwar durch Verall⸗ 
gemeinerung des Grundſatzes der Abgabenpflicht. Die Abſicht der Verall— 
gemeinerung beſtand der Natur der Sache nach nicht nur für den Grundſatz 
als ſolchen, ſondern auch für ſeine weitere Ausgeſtaltung, insbeſondere 
inbezug auf die wichtige, die Tarifbildung weſentlich beeinfluſſende Frage 
der Selbſtkoſtengrenze. Andernfalls wäre die Imparität, deren Beſeitigung 
erſtrebt wurde, teilweiſe beſtehen geblieben; man hätte die Anlieger — im 
meiteften Sinne des Wortes — der für die Schiffahrt verbefjerten natürlichen 
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Waſſerſtraßen befjer geftellt, als diejenigen der nad dem Gefeh vom 1. Mai 
1905 zu erbauenden Kanäle. Denn die Abgaben auf den Kanälen follen 
nah $ 4 dieſes Geſetzes die Unterhaltungs- und Betriebsfoften neben der 
Verzinfung und Tilgung des Anlagefapitals aufbringen. Die Kanäle hierbei 
anders zu behandeln mie die regulierten Ströme, lag weder ein Grund nod 
die Abficht vor. 
Nach der Neichsverfaffung war die preußifche Regierung — wenn die 
hier vertretene Rechtsauffaffung zutreffend iſt — auch vorher ſchon zur 
Dedung ihrer vollen Selbitloften für die regulierten Ströme befugt. Das 
preußifche Landesgeſetz konnte in dieſer Beziehung eine neue Rechtslage 
nicht Schaffen. Es hat nur die Bedeutung, daß es für die Regierung eine 
fonftitutionelle Verpflichtung begründet, von ihren im Reichsrecht begründeten 
Befugniffen Gebrauch zu mahen. Das jus dispositivum der Reichsverfaſſung 
und des SBollvereinsvertrages iſt infofern für Preußen ein partifulares 
jus cogens geworden. Daß mit diefem jus cogens nicht der Rahmen der 
reichsgefeglichen Befugniffe vollfommen ausgefüllt fein ſollte, ift nach den 
politifhen Zufammenhängen, melde bei der Entftehung des Gefeßes vom 
1. April 1905 wirkſam waren, vollfommen ausgeſchloſſen. 
Diefe Auffafjung tft übrigens aud in den damaligen parlamentarifchen 
Verhandlungen deutlich erfennbar. In der zweiten Beratung des Geſetzes 
vom 4. Februar 1905 ſagte der Abgeorbnete Broemel, ein Gegner der 
Sciffahrtsabgaben: 
„Hier wird die Forderung geftellt, auf regulierten Strömen follen folde 
Abgaben erhoben werden, daß fie die Unterhaltungsfojten, fowie die Ver: 
zinfung und Amortifation des aufgewendeten Kapitals deden“, 

und der Abgeordnete von Pappenheim führte an demfelben Tage mit Bezug 

auf den Wortlaut des $ 9i, des jeßigen S 19 folgendes aus: 
„Selbitverftändlih bin ich der Anfiht, daß die Erhaltung des Rheines 
auf feiner jegigen Fahrtiefe mit unter die Koften fällt, die nach dem 
Art. 54 der Reichsverfaſſung als außerordentlihe Anlage (gemeint find 
die Selbitfoften) zu gelten haben.“ 


Da der Abgeordnete von Pappenheim der Urheber des fonfervativen 
Antragd war, durh den der 8 19 in das Gefeb vom 1. April 1905 
bineingelommen ift, jo hat fein Zeugnis dafür, daß nad der Abſicht diefes 
Antrags aud die Unterhaltungsfoften durch Schiffahrtsabgaben aufgebracht 
werben follten, gewifjermaßen den Wert einer authentifhen Auslegung !, 





I Stenograph. Berihte S. 9436 und 9502, 
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Die Beftimmung der Selbjtfoftengrenze für den einzelnen Anwendungs - 
fall ift nicht nur von der halb wirtfchaftlichen, halb rechtlichen Frage, melde 
Aufwendungen zu den „Unterhaltungs- und gewöhnlichen Herftellungstoften“ 
gerechnet werden können und müſſen, ſondern ebenfo fehr von räumlichen 
und örtlihen Momenten abhängig. Die Koftenberehnung,, deren Ergebnis 
für jene Wertgrenze maßgebend ift, fann fehr verſchieden ausfallen, je nad: 
dem man die „Anftalt” oder „befondere Anftalt”, das Subftrat der Ab- 
gabenerhebung, das Objekt der „Benutzung“, als weitere oder engere Einheit 
auffaßt, und die „Erleichterung des Verkehrs”, für melde die Sciffahrts: 
abgaben den Gegenwert bilden, auf einzelne örtliche Bauwerke oder Ein- 
rihtungen oder auf größere zufammenhängende Gruppen von Sciffahrts- 
anftalten bezieht. Es zeigt fich auch hierbei wieder, daß alle dieje Begriffe 
fih gegenfeitig bedingen und beeinfluffen. Eine „Anftalt“ muß der „Be- 
nutzung“ fähig fein, fonft ift fie feine Anftalt im Sinne deö Geſetzes. Die 
„Erleihterung des Verkehrs" muß binfichtlich der Ausdehnung des Begriffs 
der „Benutzung“ entſprechen, weil der Nuten eben darin befteht, daß die 
natürlihen Hemmnifje der Verlehrsbewegung durch menschliches Eingreifen 
— Bauten oder Vermwaltungseinrihtungen — befeitigt oder vermindert 
werben. Die Abgaben find der Gegenwert für die Verfehrserleichterung und 
Benugung ; fie dürfen deshalb auch grundfäglid nur auf die verfehrs- 
fördernde und benußgte Anftalt bezogen und nad ihren Selbitloften berechnet 
werden. Im Sinne diefes Kaufalzufammenhanges von Leiftung und Gegen: 
leiftung ift der Anftaltsbegriff von der Praris bei Häfen und Waſſerſtraßen 
in fehr weitem Sinne aufgefaßt worden, wobei allerdings nicht immer ſach— 
liche Gründe, fondern zuweilen auch Zufälligfeiten der hiftorifchen Entwidlung 
beitimmend waren. Am einfachften liegen die Verhältniffe im allgemeinen 
bei den Häfen, wo die örtliche Begrenzung der abgabepflichtigen Anftalt 
für die Berechnung der Selbitfoften in der Regel feine Schwierigkeiten madjt. 
Man hat hierbei alle im SHafengebiet vorhandene Bauten und jonftige 
Einrihtungen, Molen, Ufereinfchnitte, Kais, Krane und fonftige Hebezeuge 
oder Ausladevorrichtungen, Hafenfchleufen, Bojen, Bafen, Leuchtfeuer und 
andere Anlagen als wirtſchaftliche Einheit betrachtet. 

E3 fommen aud Fälle vor, wo herfümmlicherweife MWafferftraßen mit 
den an ihrem Endpunfte liegenden Häfen als mirtfchaftlihe Einheiten 
binfihtlih der Koftenberehnung und Tarifbildung behandelt worden find; 
Beifpiele Hierfür find die Häfen Smwinemünde und Pillau mit den an— 
ſchließenden Waſſerſtraßen über das Stettiner und Friſche Haff. 

Im übrigen hat man zufammenhängende Schiffahrtswege, auch ſolche 
von jehr bedeutender Länge, bei der Aufitellung von Einträglichkeitsbe- 
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rehnungen und Abgabentarifen regelmäßig als große Verfehrsanftalten an- 
gejehen. Das ift ſowohl bei eigentlichen Kanälen als auch bei fanalifierten 
und regulierten Flüffen gefhehen, und zwar auch in foldhen Fällen, mo 
einzelne Teile einer Wafjerftraße oder eines Waflerftrafennetes bedeutende 
Verſchiedenheiten Hinfichtlih der Verkehrsverhältniſſe und der Eelbftkoften 
aufwiefen. Das wichtigſte Beispiel hierfür ift das meitverzweigte Net der 
märkiſchen Wafferftraßen zwischen Elbe und Oder mit dem Mittelpunfte 
Berlin, das bei einer Gefamtlänge von faft 1200 km feit beinahe hundert 
Sahren — Solange überhaupt das Gebührenprinzip auf die Schiffahrtsab- 
gaben dort angewendet wird — binfichtlih der Selbitkoftendedung als mwirt- 
fchaftlihe Einheit angefehen worden iſt. Ebenfo iſt die fanalifierte Ober 
von Kofel bis zur Neißemündung mit den Stauanlagen bei Brieg, Ohlau 
und Breslau und dem um die leßtere Stadt herumgeführten Großjchiffahrts- 
wege zufammen als eine einheitliche Verfehrsanlage in tarifarifher Hinficht 
behandelt worden. Dasfelbe gilt für den eigentlihen Dortmund—Ems- 
Kanal mit der Fanalifierten Ems und dem Seitenfanal Olderfum — Emden an 
der Emsmündung. 

Wollte man in äußerlicher Anwendung der Verfafjungsvorfchrift, wo— 
nad) „Abgaben nur für die Benutzung befonderer Anftalten” erhoben werben 
und „die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herjtellung der Anftalten und 
Anlagen erforderlihen Koften nicht überfteigen“ dürfen, die Selbftkoften- 
rehnung für einzelne Stauftufen oder Haltungen eines Kanals oder fanali- 
fierten Fluſſes, für einzelne Abfchnitte eines regulierten Stroms oder für 
einzelne Linien eines zufammenhängenden Wafjerftraßenneties befonders auf: 
maden, fo würde man zu fehr verſchiedenen Ergebnifjen fommen und für 
einzelne Streden Sciffahrtsabgaben von ganz verfchievener Höhe erheben 
müfjen. Für die märfifchen Wafjerftraßen ift diefe Forderung auch von 
ſolchen Kreifen, welde nur an beftimmten Linien mit niedrigem Anlage: 
fapital und geringen laufenden Koften ein Intereſſe haben, erhoben aber 
jtetS abgewiefen worden!. Die individuelle Beitimmung der Selbitkoften- 
grenze für die einzelnen örtlichen Schiffahrtsanftalten, die ſchließlich doch in 
ihrer Aneinanderreihung ein zufammenhängendes Syſtem darjtellen, würde 
nicht nur das jet durch gegenfeitige Übertragung und Ausgleichung vorteil- 

’ Im Jahre 1903 ift bei den märkiſchen Waflerftraßen die bis dahin un- 
befannte Einteilung in Wafjerftraßen erfter und zweiter Ordnung mit verfcdhiedenen 
Tariffägen eingeführt worden. Sie beruht aber nit auf der Verfchiedenheit ber 
Selbſtkoſten, jondern auf einer Abftufung nad der Xeiftungsfähigkeit. Die Selbft- 
fojtengrenze wird nur für das Gejamtne durch Gegenüberftellung der Einnahmen 
und Ausgaben des ganzen Syftems beftinmt. 
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bafter geftaltete Verhältnis der Gejamteinnahmen zu den Gejamtausgaben 
verfhlehtern, fondern aud eine dem Berfehrsinterefje nachteilige Bunt- 
Ihedigfeit der Tarife erzeugen. Dieſe praltiſchen Nachteile würden durch 
den idealen Vorteil einer größeren Annäherung an das Prinzip der wirt: 
ihaftlihen Gerechtigkeit nicht aufgewogen werden. Die Schiffer, welche eine 
— von ihrem Standpunfte aus zufällig — bejonders teuere Stauftufe oder 
Ranaljtrede durchfahren müfjen, würden es fchwerlich verftehen !, wenn man 
ihnen dort höhere Abgaben abforderte, als bei anderen Stauftufen und auf 
anderen Streden derfelben Waflerftraße zu zahlen find; denn ihnen erfcheint 
diefe Waſſerſtraße als das, was fie für den Verkehr auch ift, nämlid als 
zufammenhängende Einheit. 

Ein auffälliges Beiſpiel für die aus äußerlihen Gründen erfolgte 
Trennung einer zufammenhängenden Wafjerftraße in zwei tarifariich ge— 
ihiedene Teile bietet die Unterwefer von Bremen bis zum Meere. Auf der 
Strede von Bremen bis Bremerhaven wird nah dem Neichögefe vom 
5. April 1886 eine Sciffahrtsabgabe erhoben, welche das Entgelt für die 
dort vorgenommene Vertiefung und Begradigung des Fahrwaſſers bildet, 
während durch das von den drei Weferuferftaaten ohne befondere reichs— 
geſetzliche Ermächtigung vereinbarte Feuer- und Balengeld vie Vertiefung 
des Fahrwaſſers von Bremerhaven bis zum Meere, außerdem aber auch die 
Betonnung, Bebakung und Befeuerung des ganzen Schiffahrtäweges der 
unteren Wejer bis Bremen aufwärts bezahlt wird. Die Selbitloftengrenze 
wird für beide Stromabſchnitte und Gruppen von Sciffahrtsanftalten 
befonder8 bejtimmt; für das Fahrwafjergeld oberhalb Bremerhaven von 
Bremen allein, für das Feuer- und Bakengeld durch Berftändigung der 
Uferitaaten. 

Wenn das Preußifhe Gefeg vom 1. April 1905 die Erhebung von 
Schiffahrtsabgaben „auf den im Intereſſe der Schiffahrt regulierten Flüſſen“ 
vorjhreibt und diefe Abgaben jo bemefjen haben will, daß die Auf- 
wendungen des Staates für die „Verbefjerung oder Vertiefung jedes dieſer 
Flüffe“ Dedung finden, fo fann in der hier angewendeten Wortfafjung wohl 
ein Hinweis für die fünftige Ausführung des Gefege in bezug auf die 
Beſtimmung der Selbftoftengrenzen und die Bildung der Abgabentarife 
gefunden werden, Es follen nicht fämtliche Flüſſe des Staates hierbei ala 
fingierte Einheit behandelt, jondern die erforderlichen Berechnungen für 


ı Denfelben Standpunkt würden jedenfalls die beteiligten Städte, Kaufmann- 
ihaften und Induftriellen einnehmen. 
Schriften CXV. — Erſter Zeil. 19 
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jeden Strom — oder jedes Stromgebit — einſchließlich der in gleichem 
Maße ſchiffbaren Nebenflüffe befonders aufgemacht werden. 

Eine folde Berehnungsmweife würde aud der Zmwedmäßigfeit und 
Billigfeit mehr entfprechen, wie die Zufammenfaffung aller Stromgebiete 
mit ihren jehr ſtark abweichenden wirtfchaftlichen Verhältniffen ; zumal die in 
Betraht kommenden, von der Saar bis zur Memel in weiter Entfernung 
auseinanderliegenden, zum großen Teile völlig voneinander getrennten Waſſer— 
ftraßen als einheitliches Net nicht angejehen werden fünnen. 


88, 
Nichtſtaatliche Schiffahrtsanitalten. 


Nah dem Wortlaut der Bundesverfafjung und des Zollvereinävertrages 
fol die Beſchränkung der Schiffahrtsabgaben auf die Selbftfoftengrenze — 
fomweit fünftlihe Wafferftraßen in Betraht fommen — nur für ftaatlide 
Unternehmungen gelten. Es iſt aber mit fehr großer Wahrfcheinlichfeit an: 
zunehmen, daß die Abjicht des Geſetzgebers einerfeitS nicht fo meit reichte, 
wie es nad der Wortfaſſung den Anſchein hat, anderſeits darüber 
binausging. 

Die Abfiht war die Heranziehung des Privatfapitald zum Bau von 
Schiffahrtsanftalten durh Eröffnung einer Gewinnmöglichkeit; zu diefem 
Zwecke braudte aber eine folde Möglichkeit nicht auch den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden gewährt zu werden. Von ihnen fonnte man erwarten 
und verlangen, daß fie öffentliche Verfehrsanlagen, deren Herftellung zugleich 
im fommunalen Intereſſe lag!, aud unter der Vorausfegung der bloßen 
Selbftloftendefung ausführen und "nad dem Gebührenprinzip verwalten 
würden. Diefe Auffafjung hat auch — in Preußen mwenigfteng — durd) 
den Gang der Entwidlung eine gewiſſe Beftätigung gefunden. Denn bort 
ift jenes Prinzip dur das Tarifhoheitsrecht des Staates und fpäter durch 
die Vorfchriften des Kommunalabgabengefeges vom 14. Juli 1893 auch für 
fommunale Sciffahrtsanftalten vollftändig eingebürgert. und durchgeführt. 
Unter der Herrfchaft diefes Prinzips haben insbefondere die Städte Neuß 
und Rheinberg die als Erftlanal und Rheinberger Kanal bezeichneten Rhein 
arme ausgebaut, indem fie aus den Schiffahrtsabgaben ihre Selbſtkoſten 
einbrachten oder einzubringen fuchten, und ganz neuerdings hat der Kommunal: 


! Ohne das Vorliegen eined fommunalen Intereſſes ift der Bau einer Waifer- 
ftraße oder eines Hafens durd einen Gemeindeverband anderfeits nicht gut denkbar. 
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verband des Kreifes Teltow unter gleicher Vorausfegung einen Kanal von 
der Havel zur Oberfpree füblih von Berlin mit großen Mitteln hergeftellt. 

Für Preußen handelt es fich alfo praftifch nicht um den Gegenfaß von 
ftoatlihen und nichtſtaatlichen, ſondern um die Unterfcheidung von privaten 
und öffentlihen Sciffahrtsanftalten, wobei die fommunalen als mittelbar 
faatlihe behandelt und den eigentlich fisfalifchen gleichgeitellt werben. 

Anderfeits fehlt es an jedem erfichtlihen Grunde dafür, das Neiz- 
mitte der Gewährung einer Gemwinnmöglichleit dem Privatlapital gegen- 
über, wenn man deſſen Heranziehung im Intereſſe der Entwidlung der 
deutichen Schiffahrtöinterefjen überhaupt für notwendig oder wünſchenswert 
hielt, auf die Wafjerftraßen zu befchränfen und nicht auch für den Hafen- 
bau nugbar zu machen. Daß man im Jahre 1867 auch das letztere gewollt 
hat, ift troß der zu engen Wortfaffung in den gefeglichen Vorſchriften kaum 
zu bezweifeln. Es läßt fich aber auch aus der Praris nachweiſen. Troß 
der Beſtimmung der älteren Zollvereinsverträge, welche den Grundfah der 
Selbſtkoſtendeckung für alle Waſſerſtraßen und Häfen ohne Unterſchied der 
Eigentumsverhältnifje aufftellten, hatte der einer Aktien-Gefellfchaft gehörige 
Duisburger Rheinhafen in den fünfziger und fechziger Jahren hohe Divi- 
denden gebradt; die Gefellfchaft hatte 1855 bis 1857 je 10, 1858 15, 
1859 und 1860 je 10, 1861 12, 1862 30, 1863 10 und feitvem ftet3 
7 vom Hundert verteilt!. Der Duisburger Hafen — heute der erjte Binnen- 
bafen der Welt — war ſchon damals einer der größten und beveutendjten 
im preußifchen Staate,; feine hohe Verzinfung war, wie fih aud aus 
den Akten jener Zeit nachweisen läßt, bei den Zentralbehörden in Berlin 
volflommen befannt. Niemand fonnte auf den Gedanken fommen, ein 
jolhes für damalige Zeit fehr bedeutendes Privatunternehmen nad dem 
Inkrafttreten des Art. 54 der Bundesverfafjung im Jahre 1867 auf Selbit- 
loſtendeckung zu reduzieren. 

Noch weit auffallender ift die Tatfahe, daß man bei dem Abſchluß 
der Rheinfchiffahrtsafte, die im Gegenfage zur Bundesverfaffung und zum 
Zollvereinsvertrage doch nur einen befchränkten Kreis von verhältnismäßig 
leiht überfehbaren Schiffahrtsanftalten zu berüdjichtigen hatte, ſich des 
Duisburger Hafens und feiner Eigenfhaft ald gemwinnbringende Privat: 
unternehmung nicht erinnerte. Die Akte behandelt alle Häfen gleih und 
beihränft fie alle auf Selbitfoftendedung, fogar noch in einer — ber 
Bundesverfafjung gegenüber — fcheinbar verjchärften Form. 


ı Bgl. „Der Duisburger Hafen 1826— 1888 von Dr. Feodor Göcke.“ Duis- 


burg 1888, 5. 9. Nieten. 
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Die preußifche Regierung hat weder bei der Emanation der Verfaffung 
und des SZollvereinsvertrages von 1867 noch bei der Publikation ber 
Rheinſchiffahrtsakte die Meinung gehabt, daß fich Hinfichtlich der Selbft- 
foftengrenze bei den Häfen etwa ändere. Sonſt hätte fie bei ftaatlichen, 
fommunalen und privaten Häfen eine allgemeine Revifton ber Tarife an- 
ordnen müfjen, was fie aber nicht getan hat. 

In der Folgezeit find in Preußen mehrfach Privathäfen für den öffent- 
lihen Verkehr angelegt und Abgabentarife für folche erlafien worden. In 
einem diefer Fälle — es handelte fih um den Flößereibafen bei Brahe— 
münde an der Weichfel — wurde aud die Rechtöfrage erörtert und in dem 
Sinne entſchieden, daß der Grundfag der bloßen Selbitloftendedung nad 
der richtig verftandenen Willensmeinung des Geſetzgebers nicht nur für 
fünftlihe Waſſerſtraßen, fondern auch für fünftliche oder durch Bauten ver- 
befjerte Häfen unanwendbar fei, ſoweit diefe Anftalten von privaten Unter: 
nehmern bergeftellt und verwaltet würden. 


VI. 
Die Zahlungspflicht. 


Uber die Verpflihtung zur Zahlung der Sciffahrtsabgaben an den 
Erhebungsberechtigten enthält das öffentliche Recht feine Vorfchriften. Die 
Verwaltung hält fich der Negel nah an den Schiffsführer, zieht von ihm 
die Abgaben ein und überläßt ihm den Rüdgriff an Dritte. Das gilt auch 
von denjenigen Schiffahrtsabgaben, die nicht vom Schiff und feiner Tragfähig- 
fett oder feinem Raumgehalt, fondern von der Ladung zu entrichten find !, 
Db man die Abgabe nad dem einen oder dem anderen Maßſtabe berechnet, 
it eine bei der Tarifbildung zu beantwortende praftifhe Frage; für Die 
schtlihe Natur der Abgabe ift fie ohne Bedeutung. In früheren Yahr- 
zehnten dachte man freilich anders; die tief eingemurzelte Abneigung gegen 
die der Regel nad) von der Ladung erhobenen Binnenzölle machte fich viel- 
fah auh nah der Richtung geltend, daß man Sciffahrtsabgaben nad) 
Gewiht und Gattung der beförderten Güter wegen diefer äußeren Ähnlich— 
feit mit jenen Böllen perhorreszierte und möglichft vermied?. Dieje Tendenz 
tritt in den Berhandlungen der Nationalverfammlung zu Frankfurt aus 
den Jahren 1848 und 1849, aber auch in der Stellungnahme der Re- 
oierungen, vielfah hervor. So beantragten die Regierungen in ihrer 
Rolleftionote vom 23. Februar 1849 zum Entwurfe der Reichsverfaſſung aus 
dem die Seefchiffahrtsabgaben betreffenden 5 22: „Die Abgaben, welche — 
von den Schiffen und deren Ladungen für die Benugung der Schiffahrts- 
anftalten erhoben werben” uſw. die Worte „und deren Ladungen“ zu 
ftreichen, weil Abgaben auf die Schiffsladungen Eingangszölle feien. „Es 
wäre ja nicht ausgeſchloſſen, Schiffe mit Ladungen von großem Volumen 
und geringem Werte niedriger zu tarifieren, wie denn bisher ſchon Schiffe 
in Ballaft niedrigere Schiffsabgaben entrichteten. Die Berechnung der Ab- 
gabe müfje aber nad dem Schiffsraume erfolgen.” Der Verfaffungsausfhuß 


I Apgefehen natürlich von denjenigen Abgaben, die erſt im Augenblid der 
Ausladung fällig werben und die Gegenleijtung für die Benutzung der Entlöfchungs- 
einrihtungen darftellen. Diefe Gebühren werben, ebenjo wie diejenigen für die Ein- 
ladung von den Ladungsintereſſenten eingezogen. 

Bol. S. 180 u. 188—190 diefer Arbeit. 
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fprad fi dann aber auf Wunſch von Hamburg und Bremen für die Bei: 
behaltung jener Worte aus, weil die Ausartung folder Abgaben in Zölle 
nicht zu befürdten fei. Die der Reichsgewalt vorbehaltene Genehmigung 
der Tarife biete hiergegen die erforderlichen Bürgfchaften !. 

Auch die Darftellung der älteren preußifchen Bermwaltungspraris S. 168 
bis 197 läßt diefe mißtrauifche Abneigung gegen Schiffahrtsabgaben von der 
Ladung erkennen. Sie war fachlich nicht gerechtfertigt und ift jest längit 
verfhwunden; im Gegenteil ift man gerade auf Betreiben der Sciffahrte- 
beteiligten in letter Zeit immer mehr zu diefer Art der Tarifbildung über- 
gegangen. Das ftaatörechtlihe Weſen der Schiffahrtsabgabe ift von der 
Art der Abgabenberehnung ebenfo unabhängig wie das MWefen des Binmen- 
zolls. Man konnte und kann beide vom Schifföraum oder von der Ladung 
oder auch nad einem kombinierten Syitem erheben; entfcheidend ift nur die 
Fefthaltung oder Außerachtlaſſung der Selbitkoftengrenze. 

Verſchieden von der Frage, wer ſeitens ber Verwaltung wegen Zahlung 
der Schiffahrtsabgaben in Anfpruch genommen wird, tft die der Nerpflichtung 
zur endgültigen Tragung diefer Gebühren. Sie ift durch dispofitives Zivil- 
recht geregelt, und zwar in S 65 bes Neichögefehes, betreffend die privat: 
rechtlichen Berhältnifje der Binnenfhiffahrt, vom 15. Juni 1895 ?, wonach 
in Ermangelung einer befonderen Vereinbarung die Hafen, Schleufen-, 
Kanal- und Brüdengelver ſowie Lotfengebühren dem Frachtführer zur Lait 
fallen, während er Ufer-, Kran: und Wiegegelder im Falle ihrer Ber: 
auslagung von den Trachtbeteiligten zurüdfordern fann. Für die See 
Ihiffahrt beftimmt $ 621 des Handelsgeſetzbuchs, daß Lotfengeld, Hafengeld 
und Leuchtfeuergeld unter der gleichen Vorausfegung vom Berfrachter allein 
getragen werben müljen. 

Dem Staate oder fonftigen Einziehungsberedtigten gegenüber befteht 
fomwohl in der Binnen wie in der Seefhiffahrt eine dinglihe Haftung des 
Schiffes für alle Schiffahrtsabgaben. ($ 102 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes. 
8 754 des Handelsgeſetzbuchs.) 

Die Einziehung fälliger Schiffahrtdabgaben in anderen Bundesftaaten 
ift nad) dem Reichsgefet vom 9. Juni 1895 über den Beiftand bei Ein- 
ziehung von Abgaben und PVollftredung von Vermögensftrafen ® zuläffig. 

Ob es zweckmäßig und ausfichtsvoll wäre, die Verpflichtung nicht nur 
zur Zahlung, fondern auch zur Tragung der Sciffahrtsabgaben durch eine 


ı Bol. Verhandlungen der Nationalverfammlung von Wigard, Band VII 
©. 5446 und Band VIII S. 5748 und 5749. 

2 R.G.Bl. 1898 ©. 868. 

3 Reichsgeſ. Bl.S. 256. 
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öffentlichrechtliche Vorfchrift zu regeln, iſt fehr zweifelhaft. Wer auch zu— 
nächſt durch Gefeßgebung oder Verwaltung hierbei in Anſpruch genommen 
wird; an dem Streben nah Abmälzung der Abgabenlaft auf einen anderen 
fann er nicht gehindert werben. Die fchliefliche Verteilung der Laften wird 
immer eine wirtfchaftlihe Machtfrage bleiben, das Ergebnis eines Inter— 
efienfampfes, der bei der Feſtſtellung der Frachten durch Angebot und 
Nachfrage zmwifhen dem Transportgewerbe einerfeit? und Verbrauchern, 
Hervorbringern oder Kaufleuten anderfeits ausgefochten wird. immerhin 
fönnte der Ausgang diefes Kampfes einigermaßen von der Gefehgebung 
durh Aufſtellung von Grundfägen oder Regeln beeinflußt werden, mie er 
tatfählich auch beeinflußt wird durch Handelsgebräude. Solche beftehen ſchon 
jest, namentlich in der Seefhiffahrt, vielfach in dem Sinne, da Abgaben 
von der Ladung in der Regel den Empfänger und Verſender, Abgaben vom 
Schiff dagegen den Reeder treffen. 


Vo. 
Die ARheinichiffahrtsafte. 


Die allgemeinen Gründe dafür, daß Sciffahrtsabgaben jeder Art, 
aljo auch Fahrwaſſergelder, mit den Borfchriften der Rheinſchiffahrtsakte 
vereinbar find, ergeben ſich aus den hiftorifchen und rechtlichen Ausführungen 
der bisherigen Abfchnitte diefer Arbeit. 

Die Hiftorifhe Unterfuhung ergab die Identität des Rechtsinhaltes 
der Akte mit dem der PVerfafjung und des FZollvereinsvertrages. Bon ent- 
fheidender Bedeutung für diefe Beweisführung war der Mangel eines 
Anlafjes, einerjeits zur Anderung des eben erft gefchaffenen Rechtszuftandes, 
anderfeit3 zu verfchiedener Nechtsbildung für den Rhein und die anderen 
deutihen Ströme. Daß bei Abjchliefung des Elbzollvertrages von 1870 
fein anderes Recht ald das der Rheinſchiffahrtsakte — in bezug auf die 
entfcheidende Frage der Zuläffigfeit von Befahrungsabgaben — gefchaffen 
werden follte, ift auf S. 19 beſonders nachgemwiefen worden. 

Und wenn es troßallevdem irgendwelche Gründe fachlicher oder politifcher 
Art gegeben hätte, welche dazu nötigten, den Rhein und feine Schiffahrt 
einem Sonderredt zu unterftellen, jo wäre die Erwähnung und Erläuterung 
diefer Tatſache bei den Verhandlungen über das Zuftandefommen der Akte 
fiherlih angezeigt, bei ihrer Vorlage an den preußifchen Landtag notwendig 
geweſen. Notwendig auch dann, wenn die Abmweihung von dem für alle 
anderen Flüſſe geltenden Rechtszuftande nur darin beftanden hätte, daß man 
fih in der Ausnutzung des verfafjungsmäßig für Sciffahrtsabgaben ge- 
währten Spielraumes dur den Staatövertrag bejchränfen wollte. 

Die rechtlichen Gefichtspunfte ergeben fi im weſentlichen aus der 
grundfäglichen Verjchiedenheit zwifchen Binnenzöllen und Sciffahrtsabgaben, 
fowie ferner aus dem allgemeinen Charakter des Anſtalts- und Anlage- 
begriffes. 

Die große Wichtigkeit des Gegenftandes und die überragende Bedeutung 
des Rheins für die deutſche Binnenſchiffahrt — feine Verfehröleiftung in 
Tonnenfilometern ift etwa ebenfogroß wie die aller anderen Waſſerſtraßen 
zufammen — maden aber die Beſchränkung auf jene allgemeine Beweis: 
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führung unmöglid. Es ift vielmehr notwendig, außerdem noch die Ent- 
ftehungsgefhidhte der Alte und das innere Gefüge ihrer Borfchriften zum 
Gegenftande einer befonderen Unterfuhung zu machen und jeden irgendwie 
erreichbaren Auslegungsbehelf, der zur Aufflärung der Rechtsfrage geeignet 
erfcheint, mit heranzuziehen. 


* * 
* 


Was zunächſt die Entſtehungsgeſchichte anbetrifft, ſo war für das 
Verhalten der deutſchen Regierungen bei den Vertragsverhandlungen der 
Geſichtspunkt und das Beſtreben, die bisherigen Binnenzölle den Nieber- 
landen gegenüber ala Negoziationsmittel zu benugen, in erfter Reihe 
maßgebend. 

Diefer Gedanke war allerdings nicht nur naheliegend, fondern für den 
Beobachter der hiſtoriſchen Entwidlung geradezu ſelbſtverſtändlich; denn 
fhon in den Jahren 1848 und 1849 hatte er in den Verhandlungen über 
die Befeitigung der Flußzölle eine große Rolle gefpielt. Insbeſondere hatte 
die Minderheit des vollsmwirtfchaftlichen Ausfchufjes der Nationalverfammlung 
in ihrem „Erachten I zu dem Berfafjungsparagraphen 26” ? gegenüber dem 
Drängen der radikalen Mehrheit gewarnt: 

„Es würde unpolitifch fein, diefe Flußzölle mit einem Federſtriche für 
immer und gänzlich aufzuheben, anftatt fie jenen fremden Staaten, 
namentlich den Niederlanden gegenüber, als Unterhandlungsmittel zu ge 
brauchen.“ 

Nun waren zwar die Binnenzölle von der Rheinſchiffahrt infolge der 
Friedensverträge des Jahres 1866 feit dem 1. Januar 1867 de facto be 
feitigt. Der preußifche Unterhändler für den Abſchluß der Rheinſchiffahrts— 
afte erflärte aber nad) dem Protofoll vom 23. Juli 1868, die deutſchen 
Staaten hätten auf diefe Zölle „keineswegs ohne meiteres verzichtet”, wenn 
fie auch deren Erhebung eingeftellt hätten. Die übrigen deutfchen Vertreter 
ſchloſſen ſich dieſer Auffafjung im allgemeinen an. 

Der franzöfiihe Vertreter fcheint, wenn er aud über die Auslegung 
jener riedensverträge feine Meinung haben und noch weniger Rechte aus 
ihnen herleiten fonnte, doch im mwefentlichen den deutfchen Standpunkt unter: 
ftügt zu haben. Diefe Annahme ift um fo wahrfcheinlicher, als die von 
den Niederlanden für den Verzicht auf die Zölle verlangte Gegenleiftung 
der gejamten Oberrheinfchiffahrt, alfo auch der elfähfifschen, zugute gekommen 


ı Abgedrudt mit den ftenographifchen Berichten über die Sigung der Ber: 
fammlung vom 10. November 1848. Wigard, Band V ©. 3220. 
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wäre. Die Gegenleiftung follte nämlich darin beftehen, daß die Nieder- 
lande ebenfo wie alle anderen Rheinuferftaaten eine pofitive Verpflichtung 
übernehmen follten, den Strom den fteigenden Bebürfnifien der Schiffahrt 
entfprechend nicht nur zu unterhalten, fondern auch weiter auszubauen. 

Die Rechtslage erfchien in diefer Beziehung vom deutſchen und mwahr- 
ſcheinlich auch vom franzöſiſchen Standpunkte aus als nicht befriedigend. 

Die damals geltende, für alle Rheinuferftaaten verbindlihe Rhein— 
ſchiffahrtsordnung vom 31. März 1831 kannte eine eigentliche Strombau- 
fight nicht. Nach Art. 67 diefer Urfunde waren die Staaten nur gehalten 

„eine befondere Sorgfalt darauf zu verwenden, daß auf ihrem Gebiete 
der Leinpfad überall in guten Stand gefeßt, darin gehalten und, fo oft 
es nötig fein wird, ohne einigen Aufſchub auf Koften desjenigen, den 
es angeht, wieder hergejtellt werde, damit in diefer Beziehung der Schiff— 
fahrt nie einiges Hindernis im Wege ftehe.“ 

Im übrigen erjtredte fi) die Verpflichtung nur auf die Verhütung von 
Nadteilen, die der Schiffahrt durh Sciffmühlen, Wehre und „fonftige 
Kunftanlagen” entftehen könnten, auf die Fürforge für Öffnung der Sciff- 
brüden, und auf die Hinwegräumung „jedes anderen im Strombette felbft 
vorfommenden Hindernifjes der Schiffahrt, fofern dergleiden Hinder- 
niffe von einem Mangel an der gehörigen Stromauffidt 
und Inſtandhaltung herrühren.“ 

Neben diefen Bertragsfeftfegungen bejtand noch eine beſondere Abrede 
über die Strombaupflidt in Art. 23 des Handels und Schiffahrtsvertrages, 
den Preußen für fi und zugleich für den Zollverein am 31. Dezember 1851 
mit den Niederlanden abgejchlofjen hatte. Dort war in Art. 23 vereinbart: 

„Um fobald als möglich die Hindernifje zu entfernen, welde der Zuftand 
der Ströme, insbefondere zwifchen Köln und Dordrecht und Rotterdam, 
der Schiffahrt in den Weg legt, verpflichten beide Regierungen fich gegen⸗ 
ſeitig, und zwar jede Regierung in betreff desjenigen Teiles des Rheins, 
welcher ihr Gebiet durchſtrömt, den Lauf desſelben berichtigen und 
das Fahrwaſſer vertiefen zu laſſen, um, inſoweit es durch 
künſtliche Arbeiten geſchehen kann, zu allen Jahreszeiten eine 
für beladene Fahrzeuge hinreichende Fahrtiefe zu fichern !.“ 

Nah dem Haren Wortlaut diefer Beftimmung befteht eine fehr meit- 
gehende, nur durch das Maß des technifh Erreichbaren begrenzte inter- 
nationale Verpflichtung zum Ausbau des Rheinftroms zwifchen Deutjchland 
und den Niederlanden für die Strede oberhalb Rotterdam ; eine Verpflichtung, 





Bgl. Preußiſche Gefekfammlung 1852 S. 145. 
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die weder hinſichtlich der Koftenfrage noch hinfichtlih der für fünftige 
Strombaupläne maßgebenden Schiffögefäße und Wafjerjtände an irgendwelche 
Bedingungen und Einfchränfungen gebunden ift. 

Der Handeld- und Schiffahrtövertrag vom 31. Dezember 1851 tft 
fündbar; von dem Kündigungsrecht ift bisher fein Gebrauch gemadt worden. 
Er befteht infolgedeſſen — einfchließlih der hier in Betracht kommenden 
Vorfchrift des Art. 23 — heute noch zu Redt. 

Das Streben der deutſchen Unterhändler im Jahre 1868 war nun 
darauf gerichtet, die in jenem Bertrage ausgeſprochene Strombaupflicht, 
deren praftifhe Bedeutung durch die Kündigungsflaufel ſtark beeinträchtigt 
erſchien, in gleicher oder ähnlicher Wortfaffung in die unfündbare neue 
Nheinshiffahrtsakte zu übernehmen, um hierdurch eine feite Rechtsgrundlage 
für die künftige Entwidlung der größten deutfchen Waflerftraße und eine 
Sicherung dagegen zu erlangen, daß der Ausbau der niederländiſchen Strede 
gegenüber den Berbefjerungsarbeiten in Deutſchland zum Schaden der ge- 
famten Rheinſchiffahrt vernadläffigt oder verlangfamt werden könnte. Für 
das auf diefem Gebiete von den Niederlanden verlangte Entgegentommen 
follte der internationale Verzicht auf die Binnenzölle die Gegenleiftung 
bilden. 

Der preußifche Standpunkt war in dem der niederländijchen Regierung 
mitgeteilten Entwurf zu einer revidierten Rheinfchiffahrtsafte mit den 
Worten: | 

„Les parties contractantes s’engagent chacune pour l’&tendue de 
son territoire & mettre le chenal et le chemin d’halage en bon 
&tat et à les maintenir dans cet &tat“ 
ald Art. 30 zum Ausdrud gebracht worden. Diefer Vorfchlag drang jedoch 
nicht dur, und nach langen, mühevollen Verhandlungen kam es ſchließlich 
* zu einem Kompromiß, wonad die Strombaupflicht der Uferftanten durch die 
Einſchaltung comme pour le pass& oder deutſch: (machen fih) wie bis- 
her (verbindlih) befchränkt werben ſollte. Dieſe Einichaltung madt auf 
den erſten Blick den Eindrud einer contradietio in adjecto. Denn eine 
Verpflichtung, das Fahrwaſſer „in guten Stand zu jeßen“ oder mit anderen 
Worten für die Schiffahrt zu verbefjen, war nad der Rheinſchiffahrts— 
ordnung vom 31. März 1831 nicht vorhanden, und der Art. 23 des Ver— 
trages vom 31. Dezember 1351 fonnte, weil er nicht für alle Rheinufer- 
ftaaten galt, in diefem Zufammenhange — zwifchen den Kontrahenten ver 
„revidierten Rheinſchiffahrtsakte“ — nicht in Betracht fommen. Anderjeits 
ift es nah dem Gange der Verhandlungen ausgeſchloſſen, daß die nicht nur 
mangelhafte, fondern geradezu die Vertragsablicht verdunfelnde Faſſung des 
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jegigen Art. 28 lediglich einem der Flüchtigkeitsfehler, wie fie in der Rhein— 
ihiffahrtsafte leider vielfach vorfommen, ihre Entftehung verdankt. Hätte 
man binfichtlih der Strombaupflidt nur den status quo ante aufredt- 
erhalten wollen, fo hätte man fich jchließlich au die Mühe einer neuen Ber: 
traggabrede und Wortfafjung erfparen können. Außerdem deuten die Be- 
ftimmungen im vorlegten und lebten Satze des Art. 28: 
„Auf Stromftreden, welde noch nit hHinreihend in den Stand 
gefegt find und deshalb ein veränderliches Fahrwaſſer haben, wird 
legtered von der Regierung, in deren Gebiet die Stromftrede belegen ift, 
fenntlich durch Baaken bezeichnet werben. 

Befinden fi ſolche Stromftreden in den Gebieten zweier ſich gegen- 
überliegender Uferftaaten, jo trägt jeder von ihnen die Hälfteder 
Anlage- und Unterhaltungsfoften”, 

doch daraufhin, daß eine gewiſſe Verbindlichkeit hinſichtlich des fünftigen 
Ausbaues der Mafjerftraße übernommen werden follte. 

Es bleibt alfo faum eine andere Erklärung übrig als die, daß man 
eine umflare und mehrbeutige Ausdrudsmweife gerade wegen dieſer Eigen- 
Ichaften gewählt hat, um ſachliche Meinungsverfchiedenheiten zu überwinden 
oder vielmehr zu verdeden; wobei hinfichtlich der Wortfaffung eine Art von 
sacrifieium intelleetus dargebracht wurde. 

Demgegenüber ift der Art. 3 der Afte, welcher die deutfche Gegen- 
leitung in Geftalt des internationalen Verzichtes auf die Binnenzölle ent- 
hält, vollflommen Kar und deutlih. Diefe Gegenleiftung war für bie 
Niederlande von hohem Werte. Sie beftand nicht nur in einer unmittel- 
baren Entlaftung der fehr lebhaften niederländischen Rheinſchiffahrt, fondern 
auch in einer mittelbaren, fehr beveutenden Förderung der Hanbelöinterefjen 
von Roiterdam und Amfterdam — um hier nur die michtigjten nieder: 
ländifchen Seehäfen zu nennen. Die Entwidlung diefer Häfen iſt und 
war fchon damals von dem Umfange ihrer Berfehrsbeziehungen zum deutjchen 
Hinterlande durchaus abhängig. Durch die ſpontane Befeitigung der deutfchen 
Binnenzölle hatten diefe Beziehungen an geographifcher Ausdehnung und 
Intenfität viel gewonnen, ebenfo wie fie heute! viel gewinnen würden, 
wenn etwa die Mainfanalifierung nah Ajchaffenburg, die Nedarfanalifierung 
nah Heilbronn, die Mofelfanalifierung nad Lothringen und die Nhein- 
regulierung nad Bafel zuftande kommen follten, und wie fie durd den 
Rhein— Mefer-Ranal gewinnen werden, wenn nicht bei der Tarifierung der 
Ranalabgaben ein entgegengefegter Einfluß geübt wird. Vom Standpunfte 


’ Bum Teil auf Koften der deutichen Nordfeehäfen. 
Schriften CXV. — Grfter Zeil. 20 
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der heute in gewaltigem Maßſtabe zunehmenden Seehandelsinterejjen ift die ent- 
ſcheidende Frage überall diefelbe; es handelt ſich um die Abgrenzung der merlan- 
tilen Einflußbereihe von Rotterdam und Amfterdam gegenüber den deutſchen 
Nordjeehäfen und Genua. Grenzverfchiebungen, wie fie damals durch Entlaftung 
des Nheinverfehre von Binnenzöllen eintraten, werden heute durch eine 
andere Form der Berfehröverbilligung, nämlih durh den Ausbau der 
Binnenwafjerftraßen, herbeigeführt. Inſofern haben die holländischen See: 
bäfen und mit ihnen das Königreich der Niederlande jchließlich ſelbſt ein 
hohes Intereſſe an der Entwidlung des Wafjerftraßenbaues in ihrem deutfchen 
Hinterlande !. 

Trog alledem gelang es im Jahre 1868 nicht, durd die Konzeffion 
de3 internationalen Verzichtes auf die Binnenzölle den Niederlanden gegen: 
über — vielleicht weil man tatfählich die Zölle vorher außer Hebung geſetzt 
hatte — mehr zu erreichen als jener unklare und ohne Zweifel abfichtlid 
mehrdeutige Kompromiß?. In der Praris erwies ſich diefer Kompromiß 
als völlig wertlos; denn die Niederlande haben fpäter jede Verpflichtung 
zur Verbefjerung des Nheinftroms aus der Akte abgelehnt. Dasfelbe taten 
die deutfhen Staaten in ihren Beziehungen untereinander. 

Ob die deutfchen Regierungen bei Unterzeichnung der Afte ein befjeres 
Ergebnis als das tatfächlich erreichte hinſichtlich der Sicherftellung des Aus- 
baues der Waſſerſtraße erwartet haben und erwarten fonnten, mag dahin— 
geftellt fein. Denn die Enttäufhung folder Erwartungen würde immer nur 
als politifher Faktor in Betracht fommen, nicht aber die Rechtsgültigkeit 
des Inhalts der Akte beeinträchtigen, insbefondere auch nicht die Rechts— 
verbindlichfeit der deutſchen Konzeffion in Geftalt des WVerzichtes auf 
Binnenzölle. 

Hiernach ift die Nechtslage die, daß feine Strombaupflidt auf Grund 
der Alte bejteht. Es befteht nur eine Strombaupflidt aus dem Handels- 
vertrage, defjen Art. 23 durch den Art. 28 der Akte nicht außer Kraft ge: 


! Das analoge ntereffe, welches der Seejtaat Bremen an der Entwidlung 
des Waflerftraßenneges in feinem preußiſchen Hinterlande hat, betätigt er durch 
Übernahme von Zinsgarantien für die neuherzuftellenden Kanäle. 

2 Nah Nr. 206 der „Norddeutfchen Allgemeinen Zeitung” vom 3. September 
1868 Hatte die nieberländifche Regierung nicht einmal eine Vertragsvorſchrift des 
Inhalts: 

„Die niederländifche Regierung wird dafür Sorge Itragen, daß die Schiffahrt 

auf den Wafjerwegen, welche die Verbindung des Rheins mit dem offenen Meere 

über Dordredt, Rotterdam und Hellroetfluis vermitteln, nicht erfchwert werbe“ 
zugeitehen wollen. 
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jegt werden follte und auch — abgejehen von anderen Gründen — ſchon 
deshalb nicht außer Kraft gefegt werben fonnte, weil die Kontrahenten ber 
Alte und jenes Vertrages nicht diejelben waren. Der letztere ift vom Zoll- 
verein! geſchloſſen, deſſen Rechtsnachfolger jetzt das Deutfche Reich ift, 
während die erjtere von den einzelnen deutjchen Rheinuferftaaten als ſolchen 
vereinbart wurde. Jeder Teil, Deutjchland und Niederland, kann fi von 
diefer — in Deutfchland allerdings den Einzelftaat, nicht das Neich treffenden 
— Baulaft einfeitig befreien, aber nur durch das Mittel der Vertrags- 
fündigung. Ob dieſes Mittel zu dem etwa verfolgten Zwede im Berhältnis 
ftehen würde, fann hier unerörtert bleiben. 


* * 
* 


Die Beſtimmungen über Schiffahrtsabgaben ſind in dem logiſchen Auf— 
bau der Alte und des Schlußprotokolls auf zwei Gruppen verteilt; eine 
negative, welche gewiſſe Erhebungen verbietet, und eine zweite mit pofitivem 
Inhalt, welche — verteilt auf den Tert der Akte und des Schlußprotokolls — 
gewifje andere Abgaben zuläßt. 

Die negative Regelung ift in dem furzen Satze des Art, 3 enthalten, 
welcher eine „lediglich auf die Tatfache der Beſchiffung“ begründete Abgabe 
unterfagt. Im franzöfifhen Terte ift der Gegenjtand des Verbots bezeichnet 
als „aucun droit bas& uniquement sur le fait de la navigation“. Dieſer 
Tert muß der weiteren Erörterung zugrunde gelegt werden, weil die MWort- 
faſſung einem franzöfifhen Vorbilde, dem Parifer Vertrage vom 30. März 
1856, entlehnt ift. Wie die Vergleihung mit dem auf S. 20 mitgeteilten 
Terte des letzteren ergibt, iſt der entſcheidende Wortlaut — die Ausdrüde 
droit und peage find ſynonym gebraucht — in beiden Urfunden völlig 
übereinjtimmend. Diefe Übereinftimmung enthält nit nur eine Recht— 
fertigung , fondern geradezu eine Nötigung für die Annahme, daß auch der 
Einn in beiden internationalen Vereinbarungen derjelbe fein follte. Das 
um jo mehr, als die Gleichheit des MWortlautes nicht etwa auf Zufälligkeit, 
jondern, wie aus der Entftehungsgefhichte der Akte nachzumeifen ift, 
auf Abjicht beruht. 

In dem urfprünglichen preußifchen Entwurf vom Jahre 1867 lautete 
die entfprechende Beftimmung, damals Art. 2, wejentli einfacher: 

„Pour la navigation du Rhin aucun droit ne doit ötre percu ni sur 
les bätiments ou leurs chargements ni sur les radeaux ou trains de 


I Das Intereſſe an der befleren Schiffbarmahung der Rheinwaſſerſtraße be- 
fteht auch bei anderen Zollvereinäftaaten, die nicht Rheinuferftaaten und deshalb 
nit Signatarmächte der Rheinſchiffahrtsakte find, 3. B. bei Württemberg. 
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bois.* — „Für die Bejahrung! des Rheins darf eine Abgabe weder von 
den Schiffen oder deren Ladungen noch von den Flößen erhoben werden.“ 

BVergleiht man mit diefem Wortlaut die jchließlih, anfcheinend auf Be— 
treiben des franzöfifchen Vertreters, gewählte, aus dem Parifer Vertrage 
entlehnte Faflung, fo jpringt Die der legteren zugrunde liegende Abficht, das 
Verbot feines allgemeinen Charakter zu entkleiden und in feiner fachlichen 
Wirkung einzufchränten, ohne weiteres in die Augen. 

Der Gegenftand des Verbots ift nit mehr aucun droit pour la 
navigation, fondern aucun droit base uniquement sur le fait de la 
navigation. Wenn die Zufäße bass uniquement und sur le fait über- 
haupt irgendeinen Sinn haben ſollen — anderenfalld hätte man fie doch 
wohl nicht gemacht, fondern den preußifchen Entwurf einfad angenommen —, 
fo fann er nur darin liegen, daß Befahrungsabgaben nicht unter allen Um— 
ftänden unzuläffig fein follen. Wollte man fie unter feinen Formen und 
Borausfegungen jemals gejtatten, dann wäre diefer Gedanke durch den 
preußifchen Vorfchlag mit feiner kurzen, peremptorifchen Fafjung ohne Zweifel 
weit zutreffender zum Ausdrud gekommen. 

Aus den Wandlungen, welche hiernach der Tert des jeßigen Art. 3 im 
Laufe der Verhandlungen erlitten hat, geht hervor, daß feine Anpaffung an 
Art. 15 des Parifer Vertrages gewollt und beabfidhtigt war. Demgemäß 
erfcheint das Auslegungsmaterial, welches in bezug auf diefen Art. 15 
damals vorlag, und die Auslegung, die er auf Grund diefes Materials 
damals ſchon erfahren hatte, auch auf die gleichlautende Vorfchrift der Rhein— 
chiffahrtsafte anwendbar. Die näheren Ausführungen hierüber follen in 
dem die Donaufciffahrtsakte betreffenden folgenden Abjchnitt gegeben werden; 
es ſei hier aber furz vorweg bemerkt, daß für die Donau von den beteiligten 
Mächten die Auffafjung vertreten und betätigt worden war, daß Fahrwaſſer— 
gelder als Gegenleijtung für Stromverbefferungen feine droits bas6s unique- 
ment sur le fait de la navigation und deshalb mit dem Art. 15 des 
Pariſer Vertrages vereinbar feien. 

Übrigens deutet auch der zweite Sab des Art. 3 der Rheinfgiff- 
fahrtsakte, 

„Ebenſowenig ift auf dieſen Gewäſſern oberhalb Rotterdam und Dordrecht 
die Erhebung von Bojen- und Bakengeldern gejtattet“, 
und feine Beziehung auf das im erften Sate ausgefprochene Verbot von 
Abgaben für die bloße Tatfahe der Befahrung darauf hin, daß die Be 

Dieſer Ausdrud ift ohne Zmeifel befier wie der im vollzogenen Bertrage ge 

wählte, „Beichiffung“ ; zumal der letztere nicht auf die Floßfahrt paßt. 
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nugung von Anftalten, Borfehrungen und Einrichtungen, melde die Be- 
fahrung erleichtern, grundfäglich die Erhebung von Gebühren rechtfertigen, 
und daß eine folche Erhebung nicht als bas6 uniquement sur le fait de 
la navigation angejehen werden jol. Denn wenn die Meinung die ge: 
weien wäre, daß die Unzuläffigfeit der Bojen- und Balengelder eine Konfequenz 
des im erften Satze ausgefprochenen Verbot darftelle, fo hätte die An- 
fnüpfung des zweiten Satzes nit mit „ebenfowenig”, fondern etwa mit 
„insbefondere” erfolgen müfjen. Der Gebraud des erfteren Ausdrucks läßt 
erfennen, daß man Gebühren als Gegenleiftung für Schiffahrtöverbefjerungen 
grundfäglich nicht verwerfen, aber in bezug auf Bojen- und Bakengelder 
eine befondere Regelung eintreten lajjen wollte’. 

* 

* 

Die zweite, poſitive Gruppe von Vorſchriften über Schiffahrtsabgaben 
findet ſich einerſeits in Art. 27 der Akte, anderſeits im Schlußprotokoll zu 
Art. 3. Auch dieſe Vorſchriften ſind gegenüber dem preußiſchen Entwurf 
weſentlich verändert. Er hatte nur örtliche Gebühren, welche für die Be— 
nugung von Umfchlags- und Lagereinrihtungen in den Freihäfen ſowie in 
den übrigen Hafenftäbten entrichtet werden follten, vorgefchlagen, während 
der Entwurf des Schlußprotofolls Beftimmungen über die Schiffahrtsabgaben 
überhaupt nicht enthielt. Auch bier traten im Laufe der Verhandlungen 
weientlihe Änderungen ein, und zwar ebenfalls im Sinne der Eröffnung 
eines größeren Spielraums für die Erhebung von Schiffahrtsabgaben. Der 
Einihränfung des in Art. 3 auögefprochenen Verbot? von Befahrungs- 
abgaben entſprach eine Ermeiterung der pofitiven Vorfchriften über die 
Erhebung von Gebühren ald Entgelt für Verbefjerungen und Verfehrs- 
leiftungen. Demgemäß wurden in dem jeßigen Art. 27 die urfprünglich 
vorgejehenen Höchſtſätze für Hafenabgaben befeitigt, und es wurde ferner in 
das Schlußprotofoll zu Art. 3 ein ausbrüdlicher, nah Form und inhalt 
ſehr weitgehender Vorbehalt Hinfichtlih der „für die Benugung fünftlicher 
Vafferftraßen oder Anlagen, wie Schleufen und dergl., zu entrichtenden 
Gebühren” aufgenommen. Ein folder Vorbehalt war angefichts der un- 
zulänglichen, viel zu engen Faffung des Art. 27 allerdings notwendig. Denn 
die Hafenftänte wollten und mußten nit nur die Koften ihrer Umfchlags- 
und Zagereinrichtungen, fondern fämtlihe Aufwendungen für ihre Sciff- 
fahrtsanlagen durch Gebühren deden, und dasſelbe Beftreben hatten felbit- 
verftändlich alle anderen Befiger von Häfen, namentlih auch die Duisburger 
Hafenaktiengefellfchaft, von der bereit3 auf S. 291 die Rede war. Aber 
auch die Staaten waren nicht gefonnen, ihre Sicherheitshäfen dem Verkehr 
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gebührenfrei zur Verfügung zu ftellen. Ihre Benugung war etwas von der 
bloßen Tatjahe der Befahrung durchaus Verſchiedenes. 

Wollte man nur für diefe Schiffahrtsanlagen die Möglichkeit der Selbit- 
foftendedung durd Abgaben wahren, fo hätte man das durch eine verhältnis- 
mäßig geringfügige Anderung des Art. 27 oder durch eine mwefentlich Fürzere, 
auf örtliche Verkehrsanftalten beſchränkte Bemerfung im Schlußprotofol 
erreichen fünnen. Wenn man fi damit nicht begnügte, fondern dem Vor— 
behalte im Schlußprotofoll zu Art. 3 eine fo weitgehende und allgemeine 
Faffung gab — die Bezeichnung aller „Lünftlihen Anlagen“ als abgabe- 
fähig erinnert an die clausula generalis der Zollvereinsverträge von den 
„Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs beftimmt find“ —, fo ift 
dies faum anders zu erklären als durch die Abficht, hinfichtlic der Zulaffung 
von Schiffahrtsabgaben denjelben Nechtszuftand zu fchaffen oder vielmehr 
zu erhalten, wie er in Art. 54 Abf. 4 der Bundesverfafjung beftand. Die 
Zulafjung von Abgaben für die Benugung von Sciffahrtsverbefferungen 
jeder Art entſprach zugleidh der Analogie des Parifer Vertrages von 1856 
und der Donaufdiffahrtsafte von 1858; die Fefthaltung und Durchführung 
diefer Analogie im Schlußprotofol war, nachdem man fie einmal für die 
grundfägliche Regelung der Frage im Art. 3 der Rheinfchiffahrtsafte ge— 
wählt hatte, nicht nur naheliegend, ſondern gewiſſermaßen ſelbſtverſtändlich. 

Auffallend ift die Erwähnung der fünftlihen Waſſerſtraßen an diefer 
Stelle des Schlußprotofols. Denn die Beſchränkung des Geltungsgebiets 
der Rheinſchiffahrtsalte auf natürlihe Wafferftraßen liegt gewifjermaßen 
fhon in ihrem Namen und ift überdies in Art. 1 bis 4 noch ausdrücklich 
fejtgeftellt, und zwar dahin, daß außer dem Rhein und feinen Nebenflüfien 
noh die Waal, der Led und die Verbindungen nad) dem Meere über 
Dordrecht, Rotterdam, Hellvvetfluis und Brielle den Vorfchriften der Alte 
unterliegen. Alle diefe Waflerftraßen find im hiftorifhen Sinne natürlid, 
und da nad Art. 2 und 3 aud etwaige fünftlihe Schiffahrtswege, melde 
als Erfah für einen der vier letterwähnten dem Verkehr eröffnet werden 
follten, abgabenfrei bleiben würden, fo fann die Bemerkung im Schluß: 
protofoll zu Art. 3 auch auf folde Erſatzwaſſerſtraßen ſich nicht beziehen. 
Ebenfowenig fann an Ffünftig zu bauende, in den Nhein oder in Neben- 
flüffe des Nheins einmündende Kanäle gedacht fein; denn daß ſolche Wafler- 
ftraßen, etwa der Rhein— Wefer- oder Rhein— Schelve-Kanal, nicht unter die 
Akte fallen können, iſt doch wohl felbjtverjtändlih. Anderfeits ift es aber 
auch ausgefchloffen, daß die Erwähnung der künftlihen Waflerftraßen an 
jener Stelle auf einem Lapſus beruhte; die Wahrfcheinlichkeit fpricht dafür, 
daß man dabei an Erfheinungen date, die ſchon vorhanden waren, und 
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deren Miederholung oder Erneuerung im Bereih der Möglichkeit lag. Als 
folge Erfcheinungen kommen, auf preußifchem Gebiete wenigſtens, nur die 
bei niedrigen und mittleren Wafjerftänden nicht mehr durchſtrömten, in 
anderem Zufammenhange! mehrfach erwähnten Altarme des Rheins in 
Betracht, welche jetzt und fchon feit längerer Zeit nur noch ald Zugangs- 
wafjerfiraßen zu ehemaligen Uferplägen dienen, durch fünftlihe Mittel offen 
gehalten, vielfach auch geradezu ald Kanäle bezeichnet und feit langer Zeit 
ald Gegenftände der Abgabenerhebung behandelt werden. Daß fie Beitand- 
teile der Rheinmwaflerftraße find, unterliegt weder vom hiftorifhen noch vom 
bydrographifchen Standpunkte aus irgendeinem Zweifel; fie fallen alfo 
au unter den Geltungsbereich der Rheinfchiffahrtsafte. Daß jedenfalls die 
preußifche Regierung bei Unterzeihnung der Alte an diefe Waſſerſtraßen 
— an den fogenannten Erftfanal, den NRheinberger Altarm und den alten 
Rhein von Brienen bis Schenkenſchanz — gedacht hat, ift wohl mit einiger 
Sicherheit daraus zu fchließen, daß fie die Schiffahrtsabgaben dort weiter: 
erhob oder ihre Weitererhebung geftattete. Eine Rechtsgrundlage für dieſes 
Verfahren läßt fih nur aus der Beitimmung im Schlußprotofofl zu Art. 3 
der Akte, fomweit deren Inhalt neben dem der Reichsverfafjung und des 
Zollvereinsvertrages hierbei in Betracht fommt, entnehmen. Sind aber 
jene fünftlich offen gehaltenen Altarme „Lünftlihe Waſſerſtraßen“, fo ift 
damit im Grundfage anerfannt, daß natürlide Waſſerſtraßen zu fünftlichen, 
im Sinne jenes Schlußprotofolls, werden können. Freilih fommt hierauf 
wenig oder gar nichts an, wenn man dem Begriff der abgabefähigen „künſt— 
Iihen Anlage” denjenigen weiten Sinn und Umfang zuerfennt, den er 
offenbar haben follte. 

Eine eigentümlihe Erfcheinung bietet der erite Sat unter B des 
Schlußprotokolls zu Art. 3, in meldem der preußifche Bevollmädtigte 
bemerft : 

„daß auf der Ruhr noch eine geringfügige Schiffahrtsabgabe erhoben 
werde, daß es im der Abficht liege, diefe binnen kurzem in Wegfall zu 
bringen, daß er aber die Beitimmung des Zeitpunftes feiner Regierung 
vorbehalten müfje.“ 

Es ift nicht recht erfichtlih, weshalb hier die Befeitigung der Ruhr— 
Ihiffahrtsabgaben verheißen wird. Die Meinung, daß diefe Abgaben gegen 
die Beftimmungen der Akte veritießen, fann dafür nicht beftimmend geweſen 
fein; denn die Nuhr war fanalifiert und die Abgaben waren — mit einer 
praftifch ganz unmwichtigen Ausnahme für die furze Mündungsitrede unter- 
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halb Mülheim — Schleufengebühren. Solche Gebühren waren aber in der 
Alte ausdrüdlich für zuläffig erklärt. 

Nun gab es auf der Ruhr neben fieben ftaatlichen noch drei im Privat- 
eigentum ftehende Scleujen. Die Abgaben an den ftaatliden Schleuſen 
waren, als die Nheinfchiffahrtsafte am 17. Oktober 1868 unterzeihnet 
wurde, ſchon feit drei Vierteljahren, nämlich feit dem 1. Januar 1868, 
dur Königlihen Erlaß vom 14. Dezember 1867! aufgehoben. Die Ver— 
mutung ſpricht zunädft dafür, daß dies dem preußifchen Bevollmädtigten 
befannt war, daß er alfo die für Staatsrechnung erhobenen Abgaben nicht 
gemeint hat. Die Aufhebung der privaten Schleufenabgaben konnte er aber 
nit „binnen kurzem“ verſprechen; denn fie war nur gegen Entfhädigung 
möglih und damals noch gar nit in Angriff genommen oder au nur 
angeregt. Sie ift auch nah dem Abſchluß der Afte nicht angeregt oder in 
Angriff genommen worden ; vielmehr bejtehen jene privaten Schleufengelv- 
berechtigungen de jure bis auf den heutigen Tag, wenn fie auch durch Den 
Rückgang der Ruhrfhiffahrt inzwifchen ihre praktiſche Bedeutung allmählich 
verloren haben. 

In der Denkſchrift, mit mwelder die Rheinfhiffahrtsafte im November 
1868 dem preußifchen Landtage zur Genehmigung vorgelegt wurde, findet 
fih hierüber der Satz: 

„Sum Schlußprotofol unter Nr. IIB wird bemerkt, daß die Ruhrſchiff— 
fahrtsabgabe durch den Allerhöchſten Erlaß vom 12. Dezember 1867 
vom 1. Januar d. 3. ab aufgehoben worden ijt.“ 
Demnah muß gleihwohl angenommen werden, daß jene Bemerfung des 
preußischen Bevollmächtigten ſich auf die ftaatlichen Abgaben bezog und einem — 
allerdings jehr auffälligen — Flüchtigleitsfehler ihre Entftehung verdantt. 
* 


* 
Über den die Schiffahrtsabgaben betreffenden Inhalt der Rheinſchiff— 
fahrtöakte ift in Nr. XVII des Jahrgangs XXVI des preußifchen Ver- 
waltungsblatte® vom 21. Januar 1905 ein Auffag von Küfter veröffent- 
liht worden, welcher hinfichtlih der Rechtsfrage zu ganz anderen Ergeb- 
nifjen fommt. 
Küfter ftellt feit, daß die Alte ein völferrehtlicher Vertrag fei, und 
fährt dann fort: 
„Eine Kündigungsfrift iſt nicht vorgejehen, jo daß einer jeden der ver- 
tragsſchließenden Parteien das Recht zufteht, von dem Vertrage jeden 
Augenblid zurüdzutreten.” 

Wäre diefe Schlußfolgerung richtig, fo ftünde der Einführung von Schiff: 


1 Vgl. S. 229, 230. 
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fahrtsabgaben ein rechtliches Hindernis nicht im Wege. Die Alte wäre im 
Grunde genommen fein Vertrag, denn ein von jedem Kontrahenten jeder: 
zeit beliebig lösbares Verhältnis würde den Namen eines Vertrages kaum 
noch verdienen, und es würde nicht der Mühe lohnen, fi auf mühevolle 
Unterfuhungen über den Redtsinhalt der Akte einzulafien. Jene Schluß: 
folgerung ift aber unrichtig. Ihr fteht nicht nur die Meinung der Völker: 
rechtslehrer (vergl. von Holgendorff, Handbuch des Völkerrechts 1887, 
». II ©. 79 ff.; Heffter, Völferredt 1888, ©. 216 ff.; von Martens, 
Völferreht 1883, Bd. I ©. 425 ff.; Bonfils-Fauchille, Droit international 
public 1901, ©. 474 ff.; von Lifzt, Völferreht 1906, ©. 179—180), 
fondern auch die Praris der Großmächte entgegen; denn als Rußland wäh— 
rend des deutſch-franzöſiſchen Krieges fi von der im Parifer Frieden von 
1856 ihm auferlegten Neutralifierung des Schwarzen Meeres einfeitig los: 
fagte, erflärten die auf der Londoner Konferenz im Jahre 1871 verfammelten 
Mähte diefes Vorgehen ausdrücklich für völferrehtswidrig. Und wenn 
Biömard in feinen „Gedanken und Erinnerungen“ II ©. 258, 259 fagt: 
„Die elausula rebus sie stantibus wird bei Staatöverträgen, die Leitungen 
bedingen, ftillfehmweigend angenommen“ und „Emige Dauer ift feinem Ber- 
trage zwifchen Großmächten gefichert“, jo hat er damit ficherlich nicht die 
juriftifche, fondern die politifche Seite der Frage erörtern wollen. 

Im vorlegenden Falle fommt noch hinzu, daß aus den Verhandlungen 
über die Entjtehung der Alte die Abficht der vertragfchließenden Teile, zu 
einer dauernden und unmwiberruflichen Regelung der Angelegenheit zu fommen, 
mit zweifellofer Klarheit hervorgeht!. Es ift deshalb auch nicht nötig, in 
eine nähere Prüfung der Anfiht Küſters, daß die einfeitige Auflöfung der 
Rheinichiffahrtsafte unabjehbare Schäden oder „verderbenbringende Folgen” für 
das wirtjhaftliche Leben im Rheingebiete herbeiführen würde, hier einzutreten. 

Im übrigen ift gegen die Ausführungen Küfter® der Einwand zu er- 
heben, daß fie zwei wejentlihe Momente nicht berüdfichtigen, nämlich erſtens 
das Hiftorifche, welches aus der Anlehnung des Art. 3 an den Parifer 
Vertrag von 1856 und aus der nterpretation dieſes Vertrages in ber 
Donaufhiffahrtsakte ſich ergibt, und zweitens das ſtaatsrechtlich-wirtſchaftliche, 
defien Bedeutung in der fundamentalen Verſchiedenheit von Binnenzöllen 
und Schiffahrtsabgaben beruht. Daß neben den früheren Binnenzöllen, die 
ohne Rüdficht auf die Höhe der Wafferbaufoften erhoben wurden, zur 
Dedung von allerlei fernliegenden Rentenanſprüchen dienten und eine wichtige 
Finanzquelle darftellten, nicht nody Gebühren für die Benugung von Durch— 
ſtichen und anderen Stromverbefferungen erhoben werden fonnten, war 
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allerdings nicht nur Rechtens, fondern aud in der Natur der Dinge be- 
gründet; daraus folgt aber nicht, daß nah Abſchaffung diefer Binnenzölle 
auch Schiffahrtsabgaben im Rahmen der Selbftkoftendedung unzuläffig fein 
follten. Eine dahingehende Abficht der Geſetzgeber und der vertragfchließenden 
Mächte verfteht fih nicht von felbit, fondern bedarf des pofitiven Beweiſes. 
Es war fein befonderer Vorbehalt notwendig, um den Signatarmächten der 
Alte nah Abſchaffung der Binnenzölle das Recht auf Sciffahrtsabgaben für 
Fahrwafjerverbefjerungen — vorhandene oder Fünftig auszuführende — zu 
erhalten, fo wenig ein foldher Vorbehalt bei Unterzeihnung des Pariſer 
Vertrages von 1856 für notwendig erachtet worden war. Die Vermutung 
Ipricht für die Erhaltung der Bewegungsfreiheit der Staaten; ihre Autonomie 
auf allen Gebieten, auch auf dem der Erhebung von Sciffahrtsabgaben, 
wird dur den Vertrag nur infomweit befchränft, als die Abficht der Ein- 
fchränfung Kar nachzuweiſen ift. 

Da nad der Alte nur eine Xeinpfadsbaulaft, aber feine eigentliche 
Strombaulaft befteht, fo find alle Fahrwafjerverbefjerungen im Sinne der 
Akte freiwillig. Sie geben einen Anſpruch auf Erhebung von Schiffahrt: 
abgaben auch dann, wenn man die auf Grund vertragsmäßiger Verpflichtung 
auszuführenden Anftalten als nicht abgabefähig anjehen will!; ob man 
dabei einen Übergang von der natürlichen zur fünftlihen Wafferftraße bei 
fehr jtarfer Verbefjerung der erfteren annehmen will oder nicht, ift für das 
praftiihe Ergebnis gleichgültig. 

Um die Unmöglichkeit oder doch hohe Unmwahrfcheinlichleit der von ihm 
beftrittenen Rechtslage zu demonftrieren, zieht Küfter aus ihr gewiſſe Schluß— 
folgerungen, deren Berfehrtheit die Unrichtigfeit der Prämiffen dartun foll. 
Er fagt zunädft: „wenn ein Uferftaat ohne Vertragsverpflichtung Ber- 
befjerungen des Fahrwaſſers vornähme, fo fei das eine einfeitige Handlung. 
Diefe einfeitige Handlung könne nit die Wirfung haben, die Rechte der 
Mitlontrahenten aus dem Bertrage aufzuheben und die Abgabenfreiheit in 
eine Abgabenpflicht zu verwandeln“. Das ift natürlih richtig, wenn bie 
Mitkontrahenten nad dem PVertrage die Abgabenfreiheit nicht nur für die 
bloße Tatfache der Befahrung, fondern aud für die Benugung von Scdiff- 
fahrtsanftalten beanſpruchen können; aber hierüber befteht ja gerade die 
Meinungsverfchiedenheit. 

Eine weitere Folge wäre nad) Küfter „die Vernichtung der durchgehenden 
Schiffahrt für alle Uferftaaten, welche fich der Abgabenerhebung nicht unter- 

! Die Richtigkeit diefer Anficht ift Übrigens jehr zweifelhaft; dagegen fpricht 
inöbefondere der Inhalt des Art. 27. 
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werfen wollen.“ Mit demfelben Rechte fünnte von der Königlichen Ber: 
ordnung vom 6. Juni 1904", melde für Kraftwagen die Chauffeegelvpflicht 
einführte, gejagt werden, daß hiermit der durchgehende Verkehr für alle 
Nahbarftaaten Preußens, welche fich der Abgabe nicht unterwerfen wollen, 
vernichtet wird. Der ganze Eifenbahn: und Sciffäverfehr wäre für die— 
jenigen, welche die jest geplanten Fahrkarten- und Quittungsftempel zu ent- 
rihten fich weigern follten, unmöglid. In diefem Zufammenhange kann 
es, wenn die mit derartigen Betrachtungen nicht zu löfende Rechtsfrage bei- 
jeite gelaffen wird, doch nur darauf anfommen, ob der Berfehr die ihm 
angefonnene Belajtung tragen fann oder nicht. 

Die Folge der hier vertretenen Rechtsanſchauung tft allerdings „die 
Zuerfennung des Nechts zur Abgabenerhebung an jeden Uferftaat, der eine 
nah feiner Anfiht als Verbefjerung anzufehende Anderung vomimmt“ ; 
aber daraus ergibt fich nicht, wie Küfter meint, „die Bereitelung des durch 
die Rheinfchiffahrtsakte angeftrebten Zweckes“. Diefer Zweck beſteht — ſo— 
weit die Abgabenfrage in Betracht kommt — in der Fernhaltung fisfalifcher 
Feſſeln nach Art der früheren Binnenzölle von der Rheinfchiffahrt, nicht in 
der Behinderung der Staaten an der Selbitkoftendedung für Sciffahrts- 
verbefjerungen. In dem Schuß vor jenen Zöllen und in der Beichränfung 
des Hoheitsrechts der Uferftaaten auf die Erhebung von gebührenmäßigen 
Schiffahrtsabgaben lag ein großer Fortfchritt in völferrehtlicher Beziehung 
und eine fehr wertvolle Errungenschaft für die rheinifhe Binnenſchiffahrt. 
Es war derfelbe Fortfchritt und diefelbe Errungenschaft, die den von Preußen 
allein beherrfchten öftlihen Binnenſchiffahrtswegen, insbefondere dem wichtigen 
und weitverzweigten Netze der märkiſchen Wafferftraßen?, fon im Jahre 
1816 zuteil geworden war, nur mit dem Unterfchied, daß dort nach Be- 
jeitigung der Zöle die Schiffahrtsabgaben geblieben find, während man am 
Rhein die letteren nicht eingeführt hat. Daß die Erhebung der Sciffahrts- 
abgaben nad verſchiedenen Tarifen in den einzelnen Uferjtaaten unbequem 
jein könnte, ift zuzugeben; es müßte im gegebenen Falle eine Verftändigung 
hierüber angeftrebt werden, die jedenfall3 viel leichter zu erreichen wäre als 
in früheren Jahren unter der Herrfchaft der Binnenzölle, weil damals fisfalifche 
Intereſſen der Einzelftaaten beteiligt waren, während jet diefe Intereſſen 
jurüdtreten würden. Übrigens haben auf der Saale bis vor 3 Jahren 
noch verfchiedene Abgabentarife für den preußischen und anhaltifchen Anteil 
des Fluſſes beſtanden. 





I Breuß. Geſ.S. S. 139. 
2 Zegt faft 1200 km Wafjerftragen mit 3 Millionen Mark Jahreseinnahmen 
aus Schiffahrtsabgaben. 
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Ebenfo muß die Bemerfung Küfters: 
„Wäre die Nheinfchiffahrtsafte von der Anfiht, daß der Rhein eine 
fünftlihe Wafjerftraße geworden ſei, ausgegangen, dann wäre der ganze 
Vertrag gegenftandslos, und der wichtigſte Artifel (Artikel 3) verlöre 
jede Bedeutung“ 
beftritten werben. Es handelt fih hier um den prinzipiellen Gegenfaß des 
freien Genußgutes und feiner fisfalifhen Ausbeutung zur jciffahrtsförder- 
lihen Anftalt oder — um die Ausdrudsweife der Afte zu gebrauhen — zur 
„Lünftlihen Anlage“ und Sciffahrtögebühr. Das gegen jene Ausbeutung 
gerichtete Verbot hatte eine fehr große praftifhe und ftaatsrechtliche Be— 
deutung. 

Wenn Küfter auf die Praris bei Bachlorreftionen Bezug nimmt, um 
die Unzuläffigfeit der Erhebung von Fahrwaſſergeldern für Nheindurchftiche 
darzutun, fo ift die Anwendung einer foldhen Analogie doch wohl anfechtbar. 

Küfter will anfcheinend den Beftimmungen des Schlußprotofoll® nicht 
gleiche Wirkung mit denjenigen des offenen Vertrages beilegen; er bezweifelt, 
daß dies Protofol „neue Beitimmungen über die Abgabenpflidt einzelner 
forrigierter oder zu forrigierender Streden des Rheins und feiner Nebenflüffe 
hat treffen wollen, Beftimmungen, welche von einer fo eminenten Bedeutung 
find, daß gerade fie als ein Hauptgegenftand der Verhandlungen in den 
Vertrag und nicht in die erläuternden Bemerfungen hätten aufgenommen 
werden müſſen“. Indeſſen haben die Beftimmungen des Schlußprotofolls 
ganz diejelbe Rechtswirkung mie die des offenen Vertrages; ihr gegenfeitiges 
Verhältnis kann nur nad fachlichen Erwägungen beurteilt werden. Die 
Gründe für die Verteilung des Stoffes auf Vertrag und Sclußprotofoll 
find zuweilen ganz äußerlicher Natur. Im vorliegenden Falle laſſen fie 
aus der Entjtehung der Alte fich mit einiger Wahrjcheinlichfeit entnehmen. 
Wie ſchon dargelegt worden ift, find die Beftimmungen des erften Entwurfs 
über Schiffahrtsabgaben im Laufe der Beratungen ftarf verändert und im 
Sinne einer weitgehenden Befugnis der Vertragsftaaten zur Gebühren- 
erhebung ausgeftaltet worden. Es liegt einigermaßen nahe, daß man aus 
Rüdfichten der Courtoifie für die wichtigfte Abänderung, die jegt im Schluß: 
protofol zu $ 3 enthaltene, die äußere Form der „Erklärungen, Verab- 
vedungen und erläuternden Bemerkungen“ wählte und auf die Einfügung 
diefer Beftimmung in den eigentlichen PVertragstert verzichtete, um ben 
Schein zu wahren, als wenn von vornherein feine weſentlichen Meinungs- 
verjchiedenheiten beftanden hätten und von feiner Geite ein Nachgeben 
erforderlich gewefen wäre. Daf jene Anderung, wenn lediglich nach fachlichen 
Gefihtspunften zu entfcheiden wäre, nicht in das Schlußprotofoll, ſondern 
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in den Vertrag jelbit gehören würde, ift vollflommen zutreffend. Aber es 
muß dabei auch berüdfichtigt werben, daß ſchon der erfte Entwurf der Alte, 
defjen Rahmen man bei den Verhandlungen möglichſt fejthielt, die Materie 
der Schiffahrtsabgaben nicht im Zufammenhange, fondern an zwei ver- 
ſchiedenen Stellen, nämlich in Art. 2 (jet 3) und 30 (jet 27) behandelte, 
au von vornherein ein Schlußprotofoll vorfah. Die neu binzulommende 
Beſtimmung über Sciffahrtsabgaben paßte in feinen jener Artikel recht 
hinein; fo lag es vielleicht auch deshalb nahe, fie im Schlußprotofoll unter- 
zubringen. Es darf ſchließlich hierbei nicht außer acht gelafjen werden, daß 
die Rheinjchiffahrtsafte ein mangelhaft abgefaßtes Bertragsinjtrument tft; 
man muß den bei der Snterpretation anzulegenden Maßſtab nach diejer 
Tatſache einrichten. 

Küfter ift der Anficht, daß in dem Artikel 29, der die Verftändigung 
der Nachbarftaaten über die Ausführung von Strombauten vorjchreibt, aud) 
eine Vereinbarung über Schiffahrtsabgaben hätte vorgefehen werden müfjen, 
wenn die Erhebung folder Abgaben überhaupt für zuläffig erachtet worden 
wäre, Die entgegengefeste Willensmeinung der Bertragsjtaaten fei ferner 
auch daraus zu entnehmen, daß jegliche Verabredung über die Erhebungs- 
meife, Berteilungsmaßftab und Höhe einer etwaigen Schiffahrtsabgabe fehle. 
„Am beften aber“ wird nah Küſter die Annahme von einer foldhen Er- 
hebungsbefugnis der Uferftanten „dur die Tatſache widerlegt, daß bis 
heute fein Uferftaat eine ſolche (Schiffahrtsabgabe) erhoben hat.“ Dem- 
gegenüber muß bejtritten werden, daß der Nichtgebraud das Nichtvorhanden- 
jein eines Rechtes beweiſt. Die Uferftaaten wollten, als fie die Afte ver- 
einbarten, tatfächlich feine Fahrwaſſergelder einführen, und deshalb haben fie 
auch feine Beftimmungen über die Erhebungsweife und Tarifbildung getroffen. 
Notwendig wären folde Beftimmungen nicht einmal dann gemwejen, wenn 
Preußen damald an die Einführung von Fahrmwafjergelvern in abjehbarer 
Zeit gedacht hätte; denn man hätte ohne befondere Schwierigfeit die Abgaben 
am Grenzübergange in Emmerich oder in den preußifchen Ein- und Aus- 
Iadehäfen — gegebenenfalls auf Grund eines die Hafenftänte zur Übernahme 
des Erhebungsdienftes verpflichtenden Geſetzes — nad) der durd Deklaration 
der Schiffsführer zu ermittelnden tonnenfilometrifchen Leiftung für die preußische 
Stromftrede allein einziehen fünnen. 

Ein prattifches Beifpiel dafür, daß Uferftaaten in Staatsverträgen 
über Schiffahrtöverbefferungen an einer gemeinjamen Wafjerftraße die Ver- 
tragsabreden nicht auf die Schiffahrtsabgaben miterftreden, obwohl fie von 
der Zuläffigkeit der Erhebung folcher Abgaben volllommen überzeugt find, 
bietet der zum Verkehrsgebiet der Rheinſchiffahrt und zum Geltungsbereich 
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der Rheinihiffahrtsafte gehörige Main. In dem von den vier Uferftaaten 
geſchloſſenen Staatsvertrage vom 1. Februar 1883! über die Kanalifierung 
des Mains von Guftavsburg bis Frankfurt werden die Schiffahrtsabgaben 
nur ganz gelegentlich erwähnt, und zwar in der Beſtimmung des Art. 13, 
wonach derartige Gebühren oberhalb Frankfurt fo lange nicht erhoben werben 
follen, als für die Strede unterhalb Frankfurt eine Erhebung nicht ftattfindet. 
Auch in dem zweiten, die Stauftufe Offenbach betreffenden Kanalifierungs- 
vertrage vom 15. Februar 1897? iſt über die Sciffahrtsabgaben nichts 
weiter gejagt, ald daß gewiſſe Fahrzeuge von geringer Tragfähigkeit, welche 
fhon vor der Kanalifierung auf dem Main verkehren konnten, abgabenfrei 
gelafjen werden follen. Im übrigen haben die Mainuferftaaten in bezug 
auf Tarifbildung und Erhebungsmweife nichts verabredet, ſondern ihre Auto- 
nomie gewahrt. Preußen hat von ihr durch Einführung von Sciffahrts- 
abgaben Gebrauch gemacht, während Heffen feine Strede dem Verkehr 
abgabenfrei zur Verfügung ftellt. 

Wittmad, mwelder in einem Aufſatze „Völkerrechtliche Bedenken gegen 
die Einführung von Abgaben auf die Flußſchiffahrt“ im Archiv für öffent- 
liches Reht 1905 Band XIX ©. 145 ff. auch die maßgebenven Bejtimmungen 
der Rheinſchiffahrtsakte einer juriftifchen Prüfung unterzogen hat, fommt zu 
einem ähnlihen Ergebnis wie Küfter, weil er ebenfalls die Vertragsabrede 
des Art. 3 auf jegliche etwa aufzuerlegende Geldleiftung, ohne Unterfchied 
der ſtaatsrechtlichen und finanzwirtichaftlihen Grundlagen, bezieht. Auf die 
Unterfuhung der Rechtswirkung, welche dem Schlußprotofoll zu Art. 3 in 
diefem Zufammenhange beizumefjen ift, geht er nicht ein. Ebenjomwenig auf 
die Bedeutung, welche die Auslegung der Worte „bass uniquement sur le 
fait de la navigation du fleuve“ durch die Donaufciffahrtsafte vom 
7. November 1857 für die Interpretation der Nheinfchiffahrtsafte hat. 


* * 
* 


Man hat aus dem limjtande, daß der die Zuftändigfeit der Nhein- 
ihiffahrtsgerichte vegelnde Art. 34 der Akte nur „Klagen wegen Zahlung 
der Xotfen = Kran= Wage- Hafen» und Bohlwerfögebühren” aufzählt und 
fonftige Abgaben unerwähnt läßt, die Folgerung ziehen wollen, daß 
andere als die dort erwähnten Abgaben ausgeſchloſſen fein follten. 
Diefe Folgerung iſt aber unzuläffig. Die Akte felbft geftattet in Art. 27 
Lagergelder, ohne fie in Art. 32 zu nennen; überdies würde die PVer- 
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pflihtung zu Zahlung von Sciffahrtsabgaben in Preußen dem Rechtswege 
entzogen fein. Dieſer Rechtszuftand beftand fchon im Jahre 1868. 
* * 
* 
Auf der Jahresverſammlung des Vereins für Socialpolitik zu Mann— 
heim am 25. September 1905 hat Profeſſor Gothein ſich in einer Rede 
über Schiffahrtsabgaben auch zur Rheinſchiffahrtsakte geäußert. Er ſagte!: 


„Es find gerade die internationalen Verhältniſſe von allergrößter 
Wichtigkeit. Die Geſchichte des Nheins zeigt ung, wie verhängnisvoll es 
mar, daß die internationalen Verhältniffe nicht genügend geregelt waren. 
Wir haben nun jest eine muftergültige Regelung; denn in juriftifcher 
Beziehung bleibt fie mufterhaft, und wir geben die geficherte Pofition, die 
wir haben, aus der Hand?“ 


Man wird nach den vielfachen Kontroverfen, welche bei der Auslegung 
einzelner Vorfchriften der Akte entftanden find, die Meinung des Profefjors 
Gothein von der juriftifchen Muftergültigfeit der Akte nicht unmwiderfprochen 
lafien können. Ob fie muftergültig ift vom Standpunkte derjenigen, melde 
durch ihre wirtfchaftlihen Intereſſen auf die Erhaltung der Abgabenfreiheit 
der Ströme — auf Erhaltung des jetigen Zuſtandes der Ungleichheit 
wiihen regulierten und fanalifierten Flüffen — angemiefen find oder an- 
gewiejen zu fein glauben, fann man doch fehr bezweifeln, da eine unflare 
und zmweideutige Wortfaſſung feinen fiheren Schu für folde Intereſſen 
darbietet. Vom wiſſenſchaftlichen und vom praktiſch-legislativen Standpunft 
it fie ficherlich nicht muftergültig. An vielen Stellen diefer Arbeit mufite 
darauf hingewieſen werden, daß gerade der Tert der Rheinſchiffahrtsakte 
die fichere Erkenntnis des geltenden Rechtäzuftandes außerordentlich erſchwert. 
Um nur an eine Frage zu erinnern: man bezeichnete die Selbitkoftengrenze 
angeſichts des von Unterhaltungs- und Herftellungsfoften fprechenden Tertes 
der Verfaffung und des Zollvereinsvertrages als „Unterhaltungs- und 
Veauffihtigungstoften" und meinte — wie aus dem Verhalten der 
Regierungen bei Ausführung der Akte hervorgeht — doch dasjelbe. Man 
dergaß die Feſtſtellung der Selbitfoftengrenze bei den im Schlußprotofoll für 
abgabefähig erklärten Schiffahrtsanftalten, und man vergaß ihre Ausfchaltung 
für die mit Privatfapital betriebenen Umfchlagshäfen, von welden felbit- 


nn, 
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verftändlih aud nad dem Inkrafttreten der Alte meiter Geld verdient 
mwurbe!. 

Die Regelung wichtiger Verkehrsfragen durch einen Tert, der fo viel 
Lüden und Unklarheiten enthält, daß die verftändige Praris der Vertrags- 
ftaaten ihn in vielen Punkten nachträglich ergänzen und berichtigen muß, 
ift — milde ausgedrüdt — feine Mufterleiftung. 





! Auch der franzöfifhe Tert der Alte zeigt Abweichungen vom Deutſchen. 
Bol. von Traut, Die Zentraltommiffion für die Rheinihiffahrt und ihre Recht- 
fpredung. Frankfurt a. M. 1902, Providentia, &. 55-57. 


VIII. 
Die Donauſchiffahrtsakte. 


Schriften OXV. — Erſter Zeit, 


Wenn hier auf die Verhältniſſe der Donau aus dem Geſichtspunkte 
der Schiffahrtsabgaben noch beſonders eingegangen wird, ſo erklärt ſich das 
einerſeits aus den nahen Beziehungen, welche zwiſchen Form und Inhalt 
der maßgebenden Vorſchriften für Donau und Rhein beſtehen, anderſeits 
aber auch aus wirtſchaftlichen Erwägungen. Der verhältnismäßig geringe 
Anteil, den Deutſchland bisher an der Donauſchiffahrt genommen hat, 
würde eine Unterſchätzung ihrer Wichtigkeit für große deutſche Zukunfs— 
interefjen nicht rechtfertigen. 

Das meift fehr fruchtbare, durch widriges Gefchid in feiner wirtfchaft- 
liden Entwidlung zurüdgehaltene Tal der unteren Donau bietet noch Raum 
für eine außerordentliche Vermehrung der Bevölferung, ihres Verbrauchs und 
ihrer Hervorbringung. Die jteigenden Kulturbedürfnifje der Bewohner er- 
öffnen der deutfchen Induſtrie die Ausficht auf ein lohnendes Abfatgebiet, 
und die dortigen Bodenerzeugniffe werden fchon jeßt in ziemlich beträchtlichen 
Mengen auf der Donau zu Berg befördert. Die deutfchen Eifenbahnen 
haben erft fürzlih die MWichtigfeit diefer Schiffahrtöinterefjen dadurch an- 
erfannt, daß fie der ſüddeutſchen Donaudampffchiffahrtsgefellfchaft ermäßigte 
Umfchlagstarife nad Regensburg, Deggendorf und Paſſau gewährten. Wenn 
auch gegenmwärtig die Seefhiffahrt zwifchen dem Schwarzen Meere und den 
Nordfeehäfen den Güterverfehr des unteren Donaugebietes mit Deutfchland 
zu fehr billigen Frachtſätzen vermittelt, fo ift anderſeits doch nicht außer 
aht zu laſſen, daß die fortfchreitende Verbefjerung des Fahrwaſſers der 
Donau die natürlichen Vorzüge der Binnenfchiffahrt: geringeres Anlage: 
fopital für den Sciffsförper und niedrigere Perſonalkoſten: mit der Zeit 
zur Geltung bringen und die Güterbeförderung auf der Donau entjprechend 
verbilligen wird. Dann wird aud die Donau eine immer größere Bedeutung 
für die deutfche Volkswirtſchaft gewinnen. 

Der ſchon auf S. 20— 22 mitgeteilte Wortlaut der maßgebenden Beſtim— 
mungen des Parifer Friedens vom 30. März 1856 und der Donaufdiffahrts- 


alte vom 7. November 1858 läßt erfennen, daß bei Vereinbarung der legteren 
21* 
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die Werbotsvorfchrift des erfteren gegen „aucun peage base uniquement 
sur le fait de la navigation du fleuve“ von den Uferftaaten nit als 
ein rechtliche Hindernis für Korreftiongabgaben irgendwelder Art — ohne 
Unterfcheidung der für eine Stromverbefjerung gemählten technifchen Me— 
thoden — insbefondere auch nicht ald ein Hindernis für Fahrwaſſergelder 
angefehen worden ift. Diefe Frage ift damals nicht etwa leichten Herzens 
und furzerhand entfchieven, fondern fehr gründlich und forgfältig unterfucht 
worden. 

Der bayrifche Bevollmächtigte war zunächſt feineswegs geneigt, fich der 
in der Afte fchlieglih zum Ausdrud gelangten, von Ofterreih und der 
Türkei mit Entfchiedenheit vertretenen interpretation des Barifer Ver— 
trages anzufchliegen. Seine Negierung war, und zwar vom Standpunfte 
der Intereſſen des Oberliegers fehr begreiflicherweife, auf die Geltendmachung 
des Standpunftes bedaht, daß am Unterlauf der Donau nicht nur die 
Binnenzölle befeitigt, fondern auch alle Kahrwafjerverbefferungen unentgeltlid) 
dem Verkehr zur Verfügung geftellt werden müßten. Nachdem über die 
Frage viel hin und her verhandelt worden war, entfchloß Bayern ſich 
fchlieglih zum Nachgeben. Der bayrifhe Vertreter, Minifterialrat von 
Darenberger, hatte aus Wien am 30. Auguft 1857 berichtet: 

„Bei dem gegebenen Anlaß erlaube ich mir übrigens zur Sache ſelbſt zu 

bemerfen, daß doch aud der franzöſiſche Botfchaiter Baron Bourquenay 

— mie ich perfönlid aus defien Munde vernommen — fein Bebdenten 

trug, die Erhebung von Gebühren für außerordentliche Arbeiten auf der 

Donau ‚zuzulafjen‘ ; und Baron Bourquenay war ſelbſt an der Abfafjung 

des Pariſer Traftats beteiligt." 

E3 mußte hiernadh mit der Wahrfcheinlichfeit oder mindeſtens mit der 
Möglichkeit gerechnet werben, daß Frankreich in diefer Auslegungsfrage den 
öſterreichiſch-türliſchen Standpunkt teilte, was dann fpäter auch tatſächlich 
eintraf. 

Nach erfolgter Unterzeihnung der Donaufdiffahrtsatte erſchien ein 
öſterreichiſches „Memoire” mit der ferneren Überfchrift „Beleuchtung und 
Begründung des Inhalts der Donaufgiffahrtsafte”. Hierin wurde über bie 
Frage der Flußzölle und Shiffahrtsabgaben folgendes ausgeführt: 

„Insbeſondere glauben mir aber die Konzeffion der Gebührenfreiheit 

hervorheben zu müſſen, vermöge welcher die Uferftaaten auf die in ihren 

Hoheitsrechten begründete Befteuerung des zu ihren Gebieten gehörigen 

Stromes, auf die Einhebung irgendeiner Schiffahrtögebühr für die Be- 

nusung des Fahrwaſſers ganz verzichten. 


VIII. Die Donaufdiffahrtsalte. 325 


Nenn durch den Art. 21 neben der ſchon durd den Parifer Traftat 
ftipulierten Gebühr für die Stromarbeiten an den Mündungen auch nod) die 
Einführung von ähnlichen Schiffahrtsgebühren für andere ald notwendig 
fih herausftellende Stromarbeiten für zuläffig erklärt werden, fo gehört das 
mwejentlih zu denjenigen ganz im eigentümlihen Intereſſe der 
Schiffahrt ſelbſt gelegenen Vorforgen, melde die Verbefferung der 
Schiffbarkeit des Stromes zum Zwede haben, und welde bei größeren Ob- 
jeften — wie 3. B. das Eiferne Tor und die Stromfchnellen zwischen Orſowa 
und Baftafch find — nur dadurch gejichert werden fonnten, daß auch die 
Möglichkeit zur Dedung der Ausführungsfoften geöffnet blieb. Es ift aber 
ausdrücklich durch die ſorgfältigſten Klaufeln diefer Beftimmung dafür geforgt, 
daß eine folhe Bergütungsgebühr nie diefen jpeziellen Charakter 
verlieren, nie in eine reine Staatsrevenue übergehen, nie einfeitig und 
willfürlich eingeführt oder beibehalten werden könne. Die obige Konzeffion 
der Gebührenfreiheit ſteht ſomit ungefährdet aufreht und ift als eine 
allgemeine und unwiderrufliche Stipulation für den ganzen Lauf eines 
jo bedeutenden Stromes wie die Donau um fo höher in Anjchlag zu 
bringen, wenn man damit den diesfälligen Zuſtand auf den anderen 
fonventionellen Flüſſen auch nur oberflächlich vergleiht. Es ift befannt, 
daß auf dem Nhein und auf der Elbe die dort bejtehenden, höchſt läſtigen 
Schiffahrtsgebühren der vorzüglichite, ja fait der einzige Gegenjtand jener 
lauten , immer fich fteigernden und wohlbegründeten Beſchwerden und Klagen 
find, welche man überall ertönen hört, und welche ſich bisher fruchtlos von 
einer Nevifionsfommiffion zur anderen fortjchleppen, ohne eine gründliche 
Abhilfe zu finden. In der Tat ıjt das dortige Gebührenſyſtem fo Läftig, 
den dermaligen entwidelten Kommuntfationsverhältniffen fo wenig ent- 
Iprehend, daß es nicht nur die übrigen Freiheiten des Schiffahrtsbetriebes 
eines großen Teiles ihres praftiihen Wertes beraubt, fondern auch den 
Handel wefentlich bevrüdt und in der Benugung der natürlichen Mafjer- 
ftraßen beirrt. Don jeder foldhen Belaftung, ja von der Möglichkeit einer 
folhen Belaftung ift der Donauftrom durch die neue Schiffahrtsafte frei 
erflärt und dagegen für ewige Zeiten fichergeitellt.“ 

Gegen die Donaufdiffahrtsafte wurde nad) ihrem Bekanntwerden von 
den Signatarmädhten des Parifer Vertrages eine Neihe von Einwendungen 
erhoben. Die Mächte waren der Anficht, daß die Donauuferftaaten die Afte 
niht ohne meitered aus eigener Machtvolllommenheit hätten abſchließen 
dürfen, fondern vielmehr verpflichtet gewefen feien, den Entwurf vorher 
ihnen — den Signatarmädten — zur Prüfung und Gutheißung vorzulegen. 
Außerdem erhoben fie Widerfpruch gegen verfchiedene Vorſchriften der Afte 
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als dem Geiſte des Parifer Vertrages nicht entfprechend. Diefe fachlichen 
Einwendungen richteten ſich hauptfählic dagegen, daß die Donauſchiffahrt 
nach der Akte nicht völlig für alle Flaggen freigegeben, fondern in gewiſſem 
Umfange den Angehörigen der Uferftaaten vorbehalten fein jollte; fie be- 
trafen aber außerdem noch eine ganze Reihe von anderen Gegenjtänden. 
Es wurden aud nicht von allen Mächten die gleichen Beanftandungen erhoben. 
Eine an der Donaufciffahrt praftifch nicht intereffierte Macht Hatte — übrigend 
ohne eingehendere Begründung — die Zuläfligkeit von Fahrwaſſergeldern 
oder Korreftionsabgaben auf der Donau in Anbetracht des Verbots gegen 
aucun péage basé uniquement sur le fait de la navigation bezweifelt. 

Diefe Kontroverfen über die formelle und fachliche Korreftheit der 
Donaufdiffahrtsafte gaben der franzöfiihen Regierung Anlaß zu einer im 
Februar 1858 der bayrischen Regierung zugeftellten Note, in welcher über 
die Frage der Schiffahrtsabgaben gejagt wird: 

„L’article XV du trait€E de Paris porte, que la navigation pourra 
ötre assujettie A aucune entrave ni redevance, qui ne serait pas 
prevue dans les articles suivants; or les seuls droits, dont il soit 
question, ulterieurement sont ceux, qui, en vertu de l’art. XVI pourront 
stre fixes par la commission Europ6eenne pour V'entretien de la navi- 
gabilitE aux embouchures du Danube. Faut il en conclure, qu'il 
n'en pourrait ötre 6tabli d’autres, comme lart. XXI de l’acte de 
Vienne en implique la facult6? L’esprit du Trait& ne saurait 
avoir cette port6e restrictive, Il s’est préoccupé speciale- 
ment de faires disparaitre les obstacles existants à l’embouchure du 
Danube, et les droits, qu'il a stipule A cet eflet, ne peuvent ötre 
detournds de leur destinations. Mais si la navigation maritime est 
particuliörement interessdce à Ja navigabilit& du bas Danube, la navi- 
gation fluviale ne l’est pas moins A la destruction des obstacles 
qu’elle rencontre notamment aux Portes de fer, — Il serait, ce 
semble, naturel, qu’elle fit les frais des travaux, qui seront jugés 
necessaires sur ce point, et cette consideration pourrait 
permettre de concilier les articles XV et XVI du 
trait& du 30 Mars 1856 avec l’art. XXI de l'acte de navi- 
gation,“ 

Die Stellungnahme der franzöfifchen Negierung in biefer Frage war 
befonders bemerfenswert und für die objektive Auslegung des Vertrags: 
willend widtig, weil Frankreich einerfeitS den maßgebenden Einfluß auf die 
GSeftaltung des LVertragsinftruments vom 30. März 1856 geübt hatte und 
anderſeits vom nterefjenitandpunft aus eher Anlaß zur Vertretung der 
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entgegengefegten Auffaſſung gehabt hätte. Denn es gab damals eine 
franzöfifhe Dampfergefelichaft!, weldhe von Belgrad aus Donaufdiffahrt 
beirieb oder betreiben wollte Für diefe Geſellſchaft wäre es, zunächit 
wenigſtens, vielleicht erwünfchter gewefen, wenn Korreftionsabgaben grund- 
fäglih für unzuläffig erklärt wurden. Es ift ferner zu berüdfichtigen, daf 
die franzöfifche Regierung im übrigen fehr ernfte Einwendungen gegen den 
Inhalt der Akte und gegen das hierbei von ſterreich eingefchlagene Ver: 
fahren erhob. Sie hatte feinen anderen Grund bei ihrem Eintreten für die 
Zuläffigleit der Korreftionsobgaben als den ihrer aufrichtigen Rechts— 
überzeugung. 

Von öfterreihifcher Seite ftellte man fich bei den weiteren Erörterungen 
auf denfelben Standpunft. Die maßgebenden Beftimmungen der Donau— 
Ihiffahrtsafte feien völlig forreft und dem Geifte des Parifer Vertrages 
ntfprechend, weil fie jede eigentlihe Steuer oder jeden Binnenzoll für die 
bloße Benugung des freien Genußgutes der natürlichen Wafjerftraße aus- 
Ihlöffen. Die Zulafjung von Korreftionsabgaben fei eine Betätigung der 
ihiffahrtsfreundlichen und fchiffahrtsförderlichen Beftrebungen, welche in jenem 
Vertrage dur die Beitimmungen über die Korreftion der Mündungsitrede 
und die Dedung der Koften aus Sciffahrtsabgaben ſchon einen pofitiven 
Ausdruf gefunden hätten. Ohne die Möglichkeit folder Koftendedung 
fönnten Stromverbefferungen nicht zuftande fommen. Der wahre Sinn und 
Zweck des Vertrages werde aljo durch die Akte nicht nur nicht durchkreuzt, 
fondern im Gegenteil erfüllt und gefördert. Es hätte feinen vernünftigen 
Sinn gehabt, der Uferftantenfommiffion in Art. 17 Nr. 3 des Vertrages 
die Anordnung der notwendigen Korreftionsarbeiten ald Aufgabe zu ftellen 
wenn man gleichzeitig in Art. 15 die praftifche Möglichkeit zur Finanzierung 
jolher Wafjerbauten grundfäglich abſchneiden mwollte?. 

Da die einzelnen Mächte in ihren Einwendungen gegen die Donau— 
ſchiffahrtsalte nicht ganz übereinftimmten, fo traten fie in Paris zu einer 
Konferenz zufammen und verftändigten fih am 16. Auguft 1858 über eine 
Zufammenftellung derjenigen Beftimmungen der Akte, welche als dem Geijte des 
Vertrages von 1856 nicht entiprechend und deshalb der Abänderung bedürftig 
zu bezeichnen feien. In diefes Progrumm der Beanftandungen wurden die 


—_ 





ı Matthis, Magnau, Parrot u. Co. mit dent Site in Straßburg. 

? Die Argumente, mit welchen die öfterreihifhe Regierung damals ihren 
Standpunkt in fehr geihidter und wirfungsvoller Weiſe vertrat, deden ſich faft voll- 
Händig mit den Gedankengängen der modernen Befürworter von Schiffahrtsabgaben 
auf den natürlihen Wafferftraßen. 
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Fahrwafjergelder für Stromverbefjerungen, die durch Art. 21 der Alte aus- 
drücklich zugelaſſen waren, nicht aufgenommen !. Der franzöfifch-öfterreihiiche 
Standpunft, wonach ſolche Abgaben nicht bas6 uniquement sur le fait de 
la navigation jeien, war aljo durdgebrungen und offenbar von dem Areopag 
der Großmächte fanktioniert worden; in der Tat find fie auch nicht auf die 
Zatfahe der Befahrung allein, fondern auf die Tatſache der Benugung von 
Schiffahrtsanftalten begründet, wenn man Anftalt und Benußgung in dem 
weiteren Sinn auffaßt, der in diefer Arbeit als dem Spracdgebraud und 
dem Rechtsgedanken entfprechend nachgewieſen iſt?. 

Von den Mächten, welche den Pariſer Vertrag von 1856 unterzeichnet 
hatten, waren zwei, nämlich Frankreich und Preußen, auch Signatarmächte 
der Rheinſchiffahrtsalte von 1868. Zu den letzteren gehörte auch Bayern, 
das zwar an jenem Vertrage nicht beteiligt war, ihn aber doch mittelbar 
inſofern anerkannt hatte, als es die durch den Pariſer Vertrag den Ufer— 
ſtaaten zugewieſene völkerrechtliche Aufgabe übernommen und die Donau— 
ſchiffahrtsakte vom 7. November 1857 unterzeichnet hatte. In letzterem 
Dokument hatte jedenfalls Bayern anerkannt, daß Fahrwaſſergelder für Strom— 
verbeſſerungen mit der Verbotsvorſchrift gegen „aucun péage base unique- 
ment sur le fait de la navigation — dieſe Vorſchrift iſt in Art. 19 der 
Akte übernommen und wörtlich wiederholt — vereinbar feien. 

Es entfteht nun die Frage, ob Bayern, Frankreich und Preußen bei 
Unterzeihnung der Nheinfhiffahrtsafte jener Borfchrift etwa eine andere 
Bedeutung beigemefjen haben, fie in anderer Weiſe verftanden wiſſen wollten, 
als fie im Jahre 1858 von den Traktatmächten verjtanden worden war. 
Diefe Frage ift zu vermeinen, weil zu ihrer Bejahung fein Anlaß vorliegt. 

Da der Elbzollvertrag vom 22. Juni 1870 mit der Rheinfdiffahrts- 
afte nad) den Ausführungen auf ©. 18 und 19 inhaltlich iventifch ift, jo dedt 
fich die hier vertretene Auslegung des erjteren vollkommen mit der in den Jahren 
1857 und 1858 von Oſterreich in Übereinftimmung mit Frankreich und 
ſchließlich mit allen Großmächten verteidigten Rechtsanſchauung, daß Fahr- 
wafjergelder im Intereſſe der Entwidlung des Strombaues vernünftigerweife 
zugelafjen werden müßten und wegen ihrer Eigenfchaft als Gegenleiftungen 





ı Miener Preffe vom 30. Dftober 1858, Journal de St. P£tersbourg. 

2 Die Donauuferftaaten waren angefihtS der Haltung der Traltatmächte 
Schließlich zum Nachgeben bi zu einem gewiflen Grabe bereit. Sie unterzeichneten 
am 1. März 1859 in Wien eine Aoditionalafte, welde den Wünfhen der Mächte 
Rehnung tragen follte; zur Ratififation diefer Mdditionalafte ift es aber nicht 
gelommen, weil die wachſende Spannung zwifchen Öfterreih und Frankreich bald 
darauf zum Kriege führte. 
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für Schiffahrtserleichterungen dur das Verbot bloßer Befahrungsabgaben 
nicht getroffen würden. Oder, wenn man diefen Gedanfengang in die Aus- 
drucksweiſe des Elbzollvertrages und der Bundesverfafjung überträgt: Fahr: 
wafferverbefjerungen jeder Art find „bejondere Anitalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find“. 

Sowohl in Dfterreich als auch in Bayern ift die Donauſchiffahrtsakte 
ala Gefeg veröffentliht. Sie ift alfo im heutigen Deutfchen Reiche geltendes 
Recht. Hiernach können Fahrwaffergelder auf der deutſchen Donau eingeführt 
werden, wenn die übrigen Uferjtaaten ihre Zuftimmung geben; lettere Be- 
dingung ift freilich nicht beachtet worden, ald Ungarn vor einigen Jahren 
feinen Tarif für die Schiffahrtsabgaben am Eifernen Tore erließ ?, 


! Diefer Abgabentarif gilt ebenjo wie derjenige für die Donaumündungen 
niht in Deutfchland, wenn er auch für deutfche Schiffahrtsintereffen von Bedeutung 
iſt. Mit Rückſicht auf diefe Sachlage find die dabei in Betracht kommenden Rechts— 
verhältniffe hier nicht in den Kreis der Erörterung gezogen worden. E3 mag jedoch 
auf eine ſchwer erflärliche Unftimmigfeit hingewiefen werden, die fi in den maß- 
gebenden Bertragsbejtimmungen hinfichtlich der Selbftloftengrenze findet; fie ift für 
die Mündungöftrede einfach mit (pour couvrir) les frais, fir das Eiferne Tor 
aber mit den Worten jusqu’& l’extinction de la dette contractee bezeichnet. 
biernach würden — bei wörtliher Auslegung wenigftens — im letzteren Falle die 
Unterhaltungs- und Betriebskoften nicht deckungsfähig fein; nad) erfolgter Schulden- 
tilgung müßte die Abgabenerhebung eingeftellt werben. | 


IX. 
Schlußwort. 


Das in den vorhergehenden Paragraphen gezeichnete Bild der Rechts— 
lage zeigt nicht überall klare und fcharf gezogene Linien. Die Umriffe find 
vielfah undeutlih und verſchwommen; man erkennt fie nicht auf den erften 
Blid, fondern nur nad; längerer, forgfältiger Betrahtung!. Das liegt teil- 
weiſe daran, daß den Begriffen, mit welchen die Gefetgebung gearbeitet hat 
und arbeiten mußte, eine gewifje Unbeftimmtheit immanent tft. Es beruht zum 
anderen, und zwar zum größten Teile aber auch darauf, daß die Form oder 
vielmehr die Formen, in welchen der gefeßgeberifche Gedanke feinen Aus- 
drud fand, nicht immer glüdlich gewählt waren. Der Gedanke war, daß 
für die Benugung derjenigen Verfehrämöglichkeiten, welche die Natur ala 
freies Genußgut darbietet, fein Entgelt und für die Benugung der von 
Menſchenhand gejchaffenen ein Entgelt nur im Rahmen der Selbftfoften- 
dedung gefordert werden darf. Bon diefem Standpunkte aus ift die Streit- 
frage, ob natürliche Waſſerſtraßen zu fünftlihen werden können, faft gegen- 
ſtandslos?, weil die Bedeutung des Menſchenwerls ald Grundlage für den 
Anſpruch auf Gegenleiftung diefelbe ift bei Kanalbauten, Flußlanalifterungen, 
Stromregulierungen, Hafenanlagen und allen anderen Bauten und Ein- 
tihtungen, die den Intereffen der Schiffahrt dienen. Jede Trennung diefer 
Bauten in folde mit und ohne Anſpruch auf Entgelt würde eine Unbillig= 
feit bedeuten. Von einer formalen Rechtsbildung, welche eine folde Trennung 
aus irgendwelchen äußerlichen Gründen vornähme, würde das Wort gelten: 
summum jus, summa injuria. In der Tat ijt weder die Abficht diefer 
Trennung noch ein leitender Gefichtspunft für die Abgrenzung der beiden 
Gruppen deutlich erfennbar; hier müßte aber ein klarer Nachweis erbracht 
werben, weil die Vermutung gegen eine derartig fyftemlofe und formaliftijche 
fung fpridt. 

' Anderer Meinung ift die „Frankfurter Zeitung“, die am 22. Februar 1906 
ſchrieb: „Der Wortfaut des Art. 54 der Neichöverfaffung ift völlig Har.* 

2 Sie behält Bedeutung nur noch für nichtftaatlihe fünftlihe Wafferftraßen, 
deren es aber in Deutſchland fehr wenige gibt; diefe wenigen haben für den Verkehr 
überdied eine geringe Wichtigfeit. 
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So Klar und einfach hiernach der gefegeberifche Gedanke, jo infongruent 
und unfymmetrifch ift die Art feiner VBerförperung in den maßgebenden poſi— 
tiven Rechtsvorfchriften. Diefe find in einer Mehrzahl von Terten enthalten, 
die teil gleichzeitig, teild nacheinander bei verſchiedenen Anläffen entftanden 
find. Dabei ift es oft in Haft und Eile zugegangen; es find offenbare 
Dmiffionen vorgefommen, und man hat fich vielleicht nicht immer den Zu- 
ſammenhang mit entfprechenden Beitimmungen in anderen Gefegen und Ver— 
trägen ganz flar gemadt. in verhältnismäßig unbedeutendes Novum, die 
Einſchaltung einer Sondervorfchrift für nichtftaatliche fünftlihe Wafferftraßen, 
gab im Jahre 1867 Anlaß zu einer Änderung des aus den Zollvereins- 
verträgen überlieferten Tertes, wobei das fchwer erflärbare Wort „befondere“ 
vor „Anjtalten” in den Wortlaut hineinfam, während es in dem faft gleid- 
zeitig entjtandenen, inhaltlich identifchen, im Satzgefüge allerdings fehr ver- 
fchiedenen Tert des Zollvereinsvertrages fortblieb. 

Bei einem fo fchwierigen und unüberſichtlichen Rechtsſtoffe kann es 
nicht wundernehmen, daß fehr verfchiedene Anfichten über feine Auslegung 
laut geworden find, auch von Negierungstifchen in deutichen Volfsvertretungen. 
Die beteiligten Staatsmänner und NRegierungävertreter find bei der Er- 
örterung folder Fragen nicht immer in der Zage, ſich durch forgfältiges 
Studium des Gegenjtandes vorzubereiten ; fie find im Laufe parlamentarifcher 
Verhandlungen nicht felten genötigt, zu improvifieren. Man darf deshalb 
an derartige Kundgebungen zu einer verwidelten Nechtsfrage nicht ohne 
weiteres den Maßjtab anlegen, daß fie ex cathedra erfolgt feien!. Eine 
wejentlih größere Bedeutung hat die Stellungnahme einer Regierung als 
folder. In diefer Beziehung fann man vielleicht darüber zweifeln, welches 
Gewicht der Stellungnahme des Bundesrat und der Neichsverwaltung zu 
den Fahrwaſſerverbeſſerungen und Fahrmwafferabgaben auf der Unter- und 
Außenmejer beizulegen ift. Die preußifche Staatsregierung hat jedenfalls 
für die rechtliche Zuläjfigfeit von Fahrwaſſergeldern ſich ausgefproden. 
Sie hat es getan nicht nur bei einer ganzen Reihe von praktiſchen Anläffen 
durch Abſchluß von Verträgen über Fahrwaſſergelder und durd Einbringung 
von Etatöforderungen für Yahrwafjerverbefferungen, deren Unkoſten durch 
Abgaben gededt werden follten, fondern auch durch eine ausbrüdliche 
Kundgebung ihres grundfäglichen Rechtsſtandpunktes. Sie hat im Februar 


Sie follen deshalb auch hier nit zufammengeftellt und wiedergegeben 
werden. Einzelne Außerungen im preußiihen Abgeordnetenhaufe find gefallen von 
Diiquel 23. März 1898, (Stenogr. Berichte III. 1919), 14. April 1899 (ITI. 1783), 
18. April 1899 (III. 1883/4), Thielen 13. Yebruar 1902 (II. 1717). 
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1904 im preußifchen Abgeordnetenhaus durh den Minifter der öffent: 
lihen Arbeiten fi dahin ausgefproden : 
Die Erhebung von Schiffahrtsabgaben ift, wie ber Herr Reichskanzler 
bereits im Neichötage am 10. Dezember v. %. erklärt hat, durch die 
Neihsverfaffung geregelt. Der Artifel 54 bejtimmt befanntlich in feinem 
vierten Abſatze: 

„Auf allen natürlihen Wafferftraßen dürfen Abgaben nur für die 
Benugung befonderer Anftalten, die zur Erleichterung des Verfehrs be: 
ftimmt find, erhoben werden. Dieſe Abgaben jowie die Abgaben für die 
Befahrung folder künftlihen Waſſerſtraßen, welche Staatseigentum find, 
dürfen die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herjtellung der Anjtalten 
und Anlagen erforderlihen Koften nicht überfteigen.“ 

Der hierin liegende Grundgedanfe, daß die Befahrung der Flußläufe 
frei, und daß auch für deren gemöhnliche Unterhaltung eine Abgabe nicht 
zu erheben fei, daß dagegen für die Benußung einer fünftlich erft ge- 
Ihaffenen Fahrbahn zur Dedung der Herftellungd- und Unterhaltungsfojten 
Gebühren gefordert werben dürfen, wird von der Königlichen Staats- 
tegierung, wie bisher, fo auch jet noch als gerecht und billig anerkannt. 
Ein Aufgeben dieſes Grundgedanfeng bei den geſetzgebenden Faktoren des 
Reichs anzuregen, ift im Schoße der Königlichen Staatsregierung niemals 
erwogen worden. Alle gegenteiligen in der Öffentlichkeit verbreiteten 
Nachrichten find falſch. 

Dagegen liegt es nach der Auffaſſung der Königlichen Staatsregierung 
durchaus im Rahmen jenes Grundſatzes, auch auf den 
natürlichen Waſſerläufen für die Benutzung der erſt künſtlich 
geſchaffenen Fahrtiefe Gebühren zur Deckung der für deren Herſtellung 
und Unterhaltung aufgewendeten Koſten zu erheben. Dieſer Stand: 
punkt ift auch von dem Bundesrate bei Einbringung des NReichsgefehes 
vom 5. April 1886 über die Wejer-Schiffahrtsabgaben vertreten worden. 
Und wenn auch bei der Beratung jener Vorlage im Neichötage das Be- 
denfen einer formellen Abmweihung von der erwähnten Borfchrift der 
Neichsverfaffung zum Ausdrud gefommen ift, fo ift doch von ſämtlichen 
Rednern, welche über die volfswirtichaftliche Seite der Frage ſich geäußert 
haben, es als ein gefundes und die Verbefjerung der Fahrwaſſerverhältniſſe 
unferer deutfchen Ströme erleichterndes Prinzip anerkannt worden, daß 
die Benuger künſtlicher Fahrwafjerverbefjerungen auch zur Dedung der 
damit verbundenen Kojten herangezogen werben. 

Im gleihen Sinne hat die Königliche Staatsregierung bereitd im 
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Februar 1896 in der Budgetfommiffion durch den Vertreter des Minifters 
der Öffentlichen Arbeiten ihre Auffafjung fundgegeben. 

Der Beweis dafür, daß die Rechtsanſchauung der preußifhen Staats: 
regierung dem Geifte der Verfaffungen und Verträge entſpricht, mag aus 
den Unterfuhungen diefer Arbeit entnommen werden. Die Bemweisführung 
ift zwar fhwierig und mühevoll, in manden Teilen auf Wahrjcheinlichkeits- 
ſchlüſſe und, kriminaliſtiſch geſprochen, Indizien angemwiefen. Aber wenn 
das Gefamturteil aus dem großen bier ausgebreiteten Material gezogen 
werden muß — und ed muß gezogen werben, weil eine Stellungnahme zur 
Sade durch die wirtfchaftspolitifche Entwidlung der letzten Jahre unum- 
gänglid geworden ift —, fo neigt fih die MWagfchale auf die Seite derer, 
die den einfachen und naturgemäßen Gedanfen der allgemeinen Anwendbar— 
feit des Gebührenprinzips bei allen Schiffahrtöverbefjerungen aus der Mannig- 
faltigfeit der Wortfafjungen herauslejen. 

Mer in einer fo fchwierigen und überdies politifch affizierten Frage 
zu einem bejtimmten Ergebnis gelangt, tut gut daran, ſich noch einmal 
Rechenſchaft darüber zu geben, von welchen Seiten und mit welden Waffen 
der Hauptangriff gegen dies Ergebnis zu gemwärtigen if. Da fcheint die 
größte Wahrfcheinlichfeit dafür zu fprechen, daß verfucht werden wird, 
den Art. 54 Abf. 4 nur auf Binnenmwafferftraßen zu beziehen und hier— 
durh die auffallende, praktiſch wichtige, für den Vertreter der gegne- 
‚rifhen Anfiht unbequeme Tatfahe des unangefochtenen Fortbeitehens 
und Neuentftehens von Fahrwaſſergeldern auf Seewaſſerſtraßen zu erklären. 
Indeſſen wird diefer Angriff faum viel Ausfiht auf Erfolg haben; die 
Gründe hierfür find oben ausführlich dargelegt. Der Art. 54 Abf. 4 hat 
eine völlig allgemeine Faſſung, ift au in der Praris immer allgemein ver- 
ftanden worden; gälte er nur für Binnenwafferftraßen, fo hätte die Ver— 
fafjung bezüglid der Seewaſſerſtraßen eine empfindlihe Lüde. Es liegt 
einer der recht zahlreichen Fälle vor!, in welchen die Neichöverfaffung der 


I Man braucht nur meinen Kommentar der Reichäverfaffung oder ein jyftematifches 
Werk über Reichäftaatsreht zur Hand zu nehmen, um ſich davon zu überzeugen, 
wie groß die Zahl derjenigen Berfaffungsvorfhriften ift, die in der Praris zu 
Zweifel Anlaß gegeben haben und einer oft recht weitgehenden Interpretation 
bedürfen. Es foll Hier nur an einige Fragen erinnert werden, bie in letter Zeit 
befonders hervorgetreten find: 
Zu Art. 7. Die Dauer der Befugnis des Bundesrats, Beſchlüſſe des Reihstags 
durch feine nahträgliche Befugnis zu Geſetzen zu maden. 
Zu Art. 36. Die PVerfaffungsmäßigkeit einer neutralen Spruchbehörde in Zoll 
tarifſachen. 
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Interpretation bedarf. Ob man fie in authentifcher Weife durch Reichsgeſetz 
vornehmen will, wie e8 im Jahre 1886 auf befonderen Wunſch der Hanfe- 
ftadt Bremen in einem Einzelfalle gefhah, oder ob man ſich mit einer Be- 
ſchlußfaſſung des Bundesrats begnügt, ift eine Frage, die lediglih nad 
Zwedmäßigfeitsrüdfichten zu beurteilen wäre. 

Wenn die bier vertretene Rechtsauffaflung zutrifft, jo ift — um mit 
einem kurzen Ausblid auf das Thema des zweiten Teild diejer Arbeit zu 
Ihließen und zu den weiteren Darlegungen überzuleiten — die Bahn frei 
für diejenige Löfung der Abgabenfrage, welche der wirtfchaftlihen Zwed- 
mäßigfeit am meiften entjpriht. Das Feld der praftifchen Erwägungen, 
auf welchem diefe Löſung geſucht und gefunden werden muß, ift nicht in 
läftiger Weife eingezäunt dur ftarre, formaliftifche Rechtsbildung. Das 
liegt ficherlid im allgemeinen Intereſſe und aud im wohlverftandenen 
Intereffe der Schiffahrt jelbit. 

In vergangenen Jahrzehnten richtete ſich das politiiche Ddium gegen 
die Binnenzölle auf den Wafjerftraßen, weil fie mehr einbrachten, uls die 
Staaten im Sciffahrtsintereffe ausgaben, aljo die Natur einer fisfalifchen 
Berkehrsfteuer hatten. Dagegen, daß die wettbewerbenden Eifenbahnen mehr 
einbrachten als ihre Betriebsfoften, hatte niemand etwas einzuwenden; denn 
es handelte fih um Privatfapital. Heute gehören die Eifenbafnen dem 
Staate, und der Überfhuß der Staatsbahnen wird von denjenigen, melden 
niedrigere Frachtſätze wünjchenswert oder notwendig zu fein fcheinen, als 
eine ganz ähnliche Verkehrsſteuer empfunden; die Parteirollen im Inter— 
effenftreit find geradezu vertaufht. Daß die Sciffahrtsbeteiligten dabei 
ihre privilegierte Stellung der gänzliden Befreiung von jeglicher Gegen: 
leiftung für die Verbefferung der natürliden Waflerftraßen auf die Dauer 
halten können, ift — namentlih in der jeßigen Zeit der ftärferen An- 
fpannung aller finanziellen Kräfte des Staates — unwahrſcheinlich. Wenn 
der preußifche Landtag in $ 19 des Geſetzes vom 1. April 1905 den 
natürlichen Wafjerftraßen nichts weiter auferlegt hat als Selbitfoftendedung, 
fo ift das eine für die beteiligten Erwerbsfreife günftige Löſung; wenn— 
gleich zugegeben werden muß, daß der Landtag im Rahmen des Art. 54 
der Berfafjung über diefe Grenze nicht hinausgehen fonnte. 





Zu Art. 45. Das Berorbnungsreht des Bundesrats in Eifenbahniaden. 
Zu Art. 76. Die Zuftändigfeit de Bundesrats für Thronftreitigfeiten zwiſchen 
den Herriherhäufern mehrerer Bundesftaaten. 

Es handelt fih dabei teilweife um Fragen, deren politiihe und praftijche 
Wichtigkeit mindeftens ebenfo groß, wenn nicht größer ift wie diejenige der Aus— 
legung des Art. 54. 

Schriften OXV. — Grfter Teil. 22 
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Iſt die Bahn frei für die Finanzierung aller Schiffahrtöverbeflerungen, 
ohne Unterfchied der techniſchen Methoden, durch Sciffahrtsabgaben, 
fo eröffnet fi eine weite Ausfiht auf die Fünftige Entwidlung bes 
deutichen Wafjerftraßenneges in großem Maßftabe. Bei unferen wichtigjten 
Waſſerſtraßen, dem Rhein und der Elbe, wird diefe Entwidlung gehemmt — 
je teurer die Strombauten mit den zunehmenden Anfprücen des Verkehrs 
werden, um fo mehr gehemmt — dur die partifulare Zerfplitterung der 
Strombaulaft unter einer größeren Anzahl von Uferftaaten mit fehr ver- 
fchiedenen Finanzen, PBarlamentsmehrheiten, Eifenbahn- und Sciffahrts- 
intereffen. Wie fehr die einheitliche, fyftematifche Behandlung der Ströme 
darunter leidet, wie ftarf dadurch unter Umftänden ihr Ausbau verzögert 
und die fonft mögliche Verkehrsentwidlung verlangjamt wird, das haben 
die Erfahrungen der Vergangenheit gelehrt. Das mechaniſche, primitive 
Prinzip der Adjagentenbaulaft ift nicht geeignet, ſolche Schwierigkeiten und 
Reibungsmiderftände zu überwinden. Es gibt Uferftaaten, deren Baulajt 
Schon jegt außer Verhältnis fteht zu ihrem mwirtfchaftlichen Interefje an ber 
Schiffahrt und ihrer Ffünftigen Entwidlung. Diejenigen Staaten, deren 
Umfdlagspläge an den Schiffahrtsendpunften liegen, entfchließen ſich ungern 
oder überhaupt nicht, Geldopfer für die Verlängerung der Sciffahrtäftraßen 
über diefe Punkte hinaus mit der mehr oder weniger fiheren Ausficht auf 
Depofjedierung jener Pläße zu bringen. Diefe ftillen und offenen, fubjeftiv 
ganz berechtigten oder doch begreiflihen Widerftände fann man nur dadurch 
befeitigen, daß man mit dem veralteten Prinzip der Uferbaulaft bricht und 
die Waflerftraßen mit ihrer Schiffahrt finanziell auf eigene Füße jtellt. 
Wenn das mit angemefjenen Opfern zu erreichen ift, wenn den Uferftaaten 
das finanzielle Intereſſe am Ausbau oder vielmehr gegen den Ausbau der 
Waflerftraßen genommen wird, wenn es gelingt, die Schiffahrtsinterefjen der 
einzelnen Stromgebiete zu einer großen Organtjation für die Entwidlung 
ihrer Verkehrsnetze zufammenzufcließen, dann fann diefe Entwidlung fünftig 
vielleiht in einem ganz anderen Maßſtabe und Zeitmaße jtattfinden, als 
man bisher geglaubt bat. Die Organifation müßte freilih auf einer 
genügend breiten und tragfähigen Grundlage, etwa für den ganzen Rhein 
und feine Nebenflüffe!, aufgebaut werden, und zwar in ber Weife, daß den 


' Die Zufammenfafiung des Hauptftromes und feiner Nebenflüffe zu einer 
finanziellen und tarifarifchen Einheit würde in den märfifhen Waflerftraßen ein 
Vorbild haben; dort find Havel, Spree, Dahme und viele andere natürliche und 
fünftliche Nebengewäſſer von jeher als einheitliches Objekt der Verkehrsbenutzung 
und Tarifierung behandelt worden. 


IX. Schlußwort. 339 


Schiffahrttreibenden und Sciffahrtbeteiligten eine entfprehende Mitwirkung 
und PVerantwortlichkeit einzuräumen wäre. Eine ſolche Organifation würde 
wahrfcheinlih in der Lage fein, mit einer verhältnismäßig fehr geringen 
tonnenfilometrifchen Belaftung des gewaltigen rheinifchen Geſamtverkehrs — 
um bei diefem wichtigften Beifpiel zu bleiben — das Net der weftbeutichen 
Binnenwafferftraßen nicht nur in der Linie des Rheinjtroms, fondern auch 
in den Nebenlinien, namentlih ded Maind und Nedars, zum großen 
Nuten der Schiffahrt und der auf ihre Dienfte angemwiefenen Hervorbringer 
und Verbrauder auszubauen. Was insbefondere die Schiffahrt anbetrifft, 
fo würde es auf die Frage ankommen, ob fie nicht in einer ſolchen Er- 
meiterung ihres Aftionsradius ein mehr als ausreihendes Äquivalent für die 
ihr angefonnenen Laſten erbliden könnte. 

Für die Drganifationen, mie fie hier gedacht find, mit Schiffahrtsämtern 
zur Pflege und Wahrnehmung der beteiligten Verkehrsintereſſen und vor 
allen Dingen auch mit eigener Finanzverwaltung, find Vorbilder fon jeßt 
vorhanden ; insbefondere für die Mündungsftreden der Donau und der Weſer. 

Es ift das Wort geſprochen worden, in einer Proteftverfammlung gegen 
Schiffahrtsabgaben, vom „freien Deutſchen Rhein“. Das gehört in das 
leiht zu beadernde Gebiet der politiichen Phraſe. Wer nicht finanziell 
jelbftändig ift, der ift nicht frei. 
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Dormwort. 


Der wirtfchaftlihe und verfehrspolitifche Teil diefer Arbeit ift in den 
Jahren 1906 und 1907 entjtanden. Es liegt in der Natur der Sache, 
daß die wirtſchaftlichen Unterfuhungen fih auf ein großes ftatiftifches 
Material fügen müſſen. Im allgemeinen find die ftatiftifchen Zahlen für 
dad Kalenderjahr 1905 zugrunde gelegt worden, namentlich aud für den 
Verkehr von Wafferftraßen und Häfen und für die finanziellen Ergebniffe 
bei denjenigen Schiffahrtsanftalten, welche jetzt ſchon der Abgabepflicht unter- 
liegen. Ausnahmen greifen nur infoweit Bla, als durch befondere Ver- 
hältnifje die Beziehung auf ein anderes Jahr oder auf größere Zeitabfchnitte 
bedingt ift. 

Die Wahl des Jahres 1905 rechtfertigt fih dur den Umftand, daß 
die ſeitdem verflofjenen Jahre, von melden 1907 ftatiftifch noch nicht ab» 
geihloffen ift, für die deutſche Binnenfchiffahrt nicht normal gemefen find. Das 
Jahr 1906 brachte insbefondere für den Rhein einen Waffermangel von 
folder Größe und Zeitdauer, wie er feit vielen Jahrzehnten nicht beobachtet 
worden ift. Leider hat diefe Erjcheinung ſich 1907 in ähnlicher Weife 
wiederholt. Dagegen wird 1905 als ein ungefähr normales Schiffahrtsjahr 
angefehen werden dürfen. 

Wenn das Rheingebiet mit feinem Verkehr in der Darftellung eine 
befonder3 große Rolle fpielt, jo erklärt fich das durd) den Umftand, daß der 
Rhein die bei weitem wichtigſte und verkehrreichſte Waſſerſtraße in Deutſch— 
land iſt. Es fommt hinzu, daß die Verkehrs: und Frachtverhältniffe im 
theinifchen Wirtfchaftögebiete feit längerer Zeit Gegenftand der öffentlichen 
Aufmerkſamkeit gewefen und infolgevefien beſſer befannt find, als diejenigen 
anderer Teile von Deutfchland, 

Die Unterfuchungen, in welchen das hiftorifche und empirifch-praftifche 
Moment die theoretifchen Gefichtspunfte überwiegt, befchränten fi in der 
Hauptfache auf Preußen und Norddeutſchland. Das lag in der Natur der 
Sade, weil die deutſchen Wafjerftraßen zum weit überwiegenden Teile unter 


VI Borwort. 


preußifcher Hoheit ftehen, und weil ferner die Erhebung von Sdiffahrts- 
abgaben faſt ausfchließlidh in Preußen und Norbdeutichland ftattfindet. Dort 
werden feit langer Zeit auf Taufenden von Kilometern Waflerjtraßen und 
in Hunderten von Häfen derartige Abgaben erhoben; man ift an dieſen 
Zuftand gewöhnt. In Süddeutſchland gibt ed, abgefehen vom Donau— 
Mainkanal und den reihsländifhen Kanälen, nur abgabefreie Schiffahrtswege, 
und auch die großen Binnenhäfen ftehen dem Verkehr unentgeltlih zur Ver: 
fügung; es können infolgeveffen dort wenig praltifhe Erfahrungen über 
die in diefem Buche behandelten ragen vorhanden fein. Der Mangel an 
Belanntichaft mit der Sade erfchwert die Bildung eines Urteile. 

Geœwiſſe Wiederholungen in dem Sinne, daß die gleiche Frage oder 
diefelbe wirtfchaftliche Erfcheinung mehrfad an verfhiedenen Stellen behandelt 
worden ift, haben fih in der nachfolgenden Erörterung nicht vermeiden 
lafien. Wenn der Verſuch einer fyftematifchen Darftellung unternommen 
und die Gruppierung des vorhandenen Stoffes nad allgemeinen Gefichts- 
punkten nicht aufgegeben werden follte, war e8 von vornherein unvermeidlich, 
daß eine Reihe von Phänomenen der Verkehrsentwidlung, eine Anzahl von 
Problemen des Wirtſchaftslebens, unter verfchiedener Beleuchtung in ver- 
ſchiedenen Zufammenhängen wiederfehren und als Beweismaterial nach mehr 
als einer Richtung, für mehr als eine Theje dienen mußte. Denn jene 
Phänomene pflegen nun einmal fomplizierter Natur zu fein. Als Beifpiele 
mögen bier das rheinifche Kohlenfontor, die Organifation des Frachtenmarktes 
in der Elbihiffahrt und die Frage der Berüdfichtigung früherer Strombau- 
foften bei der Bildung von Schiffahrtätarifen genannt werden. Es lass das 
eben Dinge, die fehr viel mehr als eine Seite haben. 

Einige Fragen find, obwohl fie mit dem Gegenftande dieſer Arbeit nur 
in entfernter Beziehung ftehen, deshalb in die Erörterung hineingezogen 
worden, meil ed von gegnerifcher Seite ſchon vorher gefchehen war. Das 
gilt 3. B. von der Wegegelberhebung auf den ehemaligen preußifchen Staats: 
ftraßen. Sie ift, obwohl fie jeit einem Menfchenalter der Geſchichte an- 
gehört, doch bei Befämpfung der preußifchen Pläne hinſichtlich der Schiffahrt: 
abgaben von Profefior Gothein polemifch verwertet worden, und feine 
Ausführungen fonnten nicht ohne Widerlegung bleiben. 


Berlin, im März 1908. 


Max Xelers. 
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I. 
Begriff der Schiffahrtsabgaben. 


Nicht jede öffentliche Abgabe, welche der Schiffahrt zur Laſt fällt, ift 
eine Sciffahrtsabgabe im Sinne der Erörterungen des die Rechtslage 
behandelnden erften Teiles diefer Arbeit und der nachfolgenden Ausführungen. 
Es handelt fi hier nur um Gebühren, und zwar um diejenigen Gebühren, 
welche die Schiffahrt als folde treffen, um Schiffahrtsabgaben im Sinne 
des Art. 54 der Neichöverfafjung, melde vom Staate oder anderen öffent- 
Iihen Verbänden und ausnahmsweife mit ftaatliher Ermächtigung auch von 
Privaten als Gegenleiftung für die im Sciffahrtsinterefje gefchaffenen Ver— 
fehröverbefjerungen gefordert werden. Nur in bezug auf Schiffahrtsabgaben 
in diefem eigentlihen Sinne, nicht hinfichtlic der fonftigen Heranziehung 
des Schifföverfehrs zu den öffentlichen Laſten, hat die Reichsverfaſſung in 
Art. 4 Nr. 9 und Art. 54 die Autonomie der Einzeljtaaten beſchränkt. 

Die in Preußen bis 1893 von der Binnenfhiffahrt erhobene Abgabe, 
welhe nach der Pferdekraft der Dampfer und der Tragfähigfeit aller anderen 
Schiffe auf Grund feiter Einheitsſätze bemefjen war, iſt troß ihrer unmittel- 
baren Beziehung auf die mefentlihen Betriebömerfmale der Fahrzeuge 
niemals als Sciffahrtsabgabe im Sinne des Art. 54 der Reichsverfafjung 
angefehen worden. Sie war nichts anderes als eine den befonderen Ver- 
hältnifjen der Schiffahrt angepaßte Art der Gemwerbefteuer. Ihre tatfächliche 
große Ähnlichkeit mit einer Schiffahrtsabgabe ift allerdings vor der Bundes- 
und Neichsverfafjung gelegentlih im preußiichen Landtage zur Sprade 
gefommen. Bei einer Beratung über den Rheinzoll im Herrenhauje am 
17. März 1860 bezeichnete der Oberbürgermeifter Hammers das Nebeneinander- 
beitehen der Gemwerbefteuer und der einen Beftandteil des NRheinzolles 
bildenden Rekognitionsgebühr als „Doppelbeiteuerung“, weil „nah ein- 
und demſelben Modus, nad der Tragfähigkeit der Schiffe, zweimal eine 
Steuer erhoben werde“ !. 


! Stenogr. Berichte S. 240. 
1 * 
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Der Unterfchied lag darin, daß die Gewerbefteuer nad einem feiten 
Sahresfage, die Nekognitionsgebühr bei jedesmaliger Vorbeifahrt an ber 
Hebeftelle zu zahlen war. 

Ebenfowenig ift die im Seeverfehr feit 1900 beftehende und für die 
Binnenfhiffahrt im Jahre 1906 eingeführte, zur Reichskaſſe fließende Stempel- 
abgabe von Fradtbriefen eine Schiffahrtsabgabe, weil fie nicht die Schiffahrt 
als folche, fondern das gefamte Transportgewerbe auf Waſſerſtraßen und 
Eifenbahnen trifft. Zwar ift bei der Beratung der Reichafteuergejege im 
Reichdtage verfucht worden, der Stempelabgabe von Schiffsfrachtbriefen 
und Schiffskarten im Perfonenverfehr den Charakter einer verfafjungs- 
widrigen Schiffahrtsabgabe im Sinne des Art. 54 beizulegen ; diefe Auf: 
faffung hat aber weder bei der Mehrheit des Haufes, noch bei der Regierung 
Zuftimmung gefunden !. Tatſächlich fteht die neue Stempelabgabe in einer 
viel entfernteren und loferen Beziehung zu den Betriebsleiftungen ver 
Schiffahrt ald jene ältere Schiffögewerbefteuer. Sie ift weder dem Nuten 
der Schiffahrt von den Wafferjtraßen, noch der Beanſpruchung der Ießteren 
durch die erftere angepaßt, fondern vom Gefeßgeber als Umfat- und Auf: 
wandſteuer gedacht. 

Die Grenze zwiſchen Schiffahrtsabgaben und Steuern kann unter 
Umſtänden allerdings zweifelhaft fein und iſt auch tatſächlich zuweilen ſtreitig 
geworden. Im Jahre 1875 wurde von den rheiniſchen Handelskammern 
darüber Beſchwerde geführt, daß die deutſchen Schiffe in Niederland, wenn 
fie Güter zwiſchen niederländiſchen Häfen beförderten, zu der dortigen Patent— 
fteuer nad) Art. 21 des mit dem Zollverein gefchloffenen Handels- und 
Sciffahrtsvertrages vom 31. Dezember 1851 herangezogen wurden. Man 
hielt diefe Heranziehung für unvereinbar mit dem die Erhebung von Be: 
fahrungsabgaben verbietenden Art. 3 der Rheinfchiffahrtsafte vom 17. DE: 
tober 1868, während von der anderen Ceite geltend gemacht wurde, daß 
die Steuerpflicht nicht lediglich durch die Befahrung des Stromes entitehe, 
fondern von der weiteren Tatfahe der Ein- und Ausladung auf nieder: 
ländifchem Gebiete abhängig ſei. Ein ähnlicher Fall ift bei der Donau: 


1 MNede des Abgeordneten Gothein in der Sigung vom 7. Mai 1906. Neuer- 
dings hat der Reichsgerichtsrat a. D. Wittmaad in der „Zeitihrift für die gefamte 
Staatswiſſenſchaft“, 63. Jahrgang 1907, 3. Heft S. 527 ff. die Anficht vertreten, 
daß die Stempelabgabe mit der Reichsverfaffung und den maßgebenden Staatd- 
verträgen in Widerfprud ſtehe. Praktiih ift die Frage in völferrechtlicher Be- 
ziehung bisher nicht geworden und wird ed aud) öſterreich gegenüber faum werden, 
da diejer Staat auf feinen internationalen Strönten, der Elbe und der dem gleichen 
Rechtszuſtande unterftehenden Donau, jelbit ähnliche Stempelabgaben erhebt. 
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ſchiffahrt zu verzeichnen, welche in Ungarn durch eine hohe Transportiteuer 
belaftet wurde. Die nichtungariihe Schiffahrt behauptet, daß dieſe in 
Progenten der Fracht- und Perfonenfahrpreife berechnete, alſo den Betriebs- 
leiftungen der Schiffahrt und ihrem Bruttogewinn eng angepaßte Steuer 
fh nur in der Form, aber nicht in der Sade von einer Sciffahrtsabgabe 
unterſcheide und mit der Borfchrift in der Donaufcdiffahrtsafte, wonach 
Abgaben für die bloße Tatſache der Befahrung nicht erhoben werden dürfen, 
unvereinbar jei. 

Ohne Zweifel ift das finanzielle Ziel einer Schiffahrtsabgabe auch durch 
eine Betriebs- oder Gewerbe- oder ‚srachtenfteuer zu erreihen. Es ift auch 
in Deutfchland Schon, und zwar von jhiffahrtsfreundlicher Seite!, der Vor- 
ihlag gemacht worden, die für einzelne Schiffsreifen an beftimmten Hebe- 
tellen zu entrichtenden Gebühren aufzuheben und fie durch eine Schiffahrts- 
fteuer zu erfegen, melde nad) den weſentlichen Cigenfhaften der Fahrzeuge 
berechnet werden, in gewiſſen Beitabjhnitten fällig fein und die Befugnis 
zur freien Benutzung des ganzen Wafferftraßenneges verleihen follte. 

Demgegenüber liegt das mejentliche Begriffsmerfmal der Schiffahrts- 
abgaben in ihrem Gebührendarafter ?, in ihrer Bemefjung nad dem Grade 
der Inanſpruchnahme von Sciffahrtsanftalten. 

Unter den eigentlihen Schiffahrtsabgaben, welche hiernach als Gegenitand 
der folgenden Unterfuhungen übrig bleiben, find ferner zwei Gruppen zu 
unterfheiden. Zu der erjten gehören diejenigen Gebühren, melde für die 
Befahrung von Wafjerftraßen, für den Aufenthalt in Häfen und für die 
Benugung derjenigen Einrichtungen gezahlt werden, welche das Löſchen und 
Laden ermöglichen oder erleichtern. Daneben werden in Häfen noch andere 
Gebühren erhoben als Entgelt für ſolche Verkehrsleiftungen, welche mittelbar 
mit der Schiffahrt zufammenhängen, aber aud ohne diefen Zufammenhang 
eine ſelbſtändige Bedeutung für die Güterbemegung haben können. Diefe 
Gebühren, welche in den Hafengeldtarifen regelmäßig unter den Hafen- 
abgaben aufgeführt, alfo den Schiffahrtsabgaben im weiteren Sinne zu- 
gezählt werden, ruhen auf den vom Schiffe geladenen oder gelöfchten 
Gütern; fie werden insbefondere als Lagergeld für die im Umfchlagsverfehr 
häufig vorfommende vorübergehende Niederlegung, ale Wiegegeld oder Mef- 


! Bon dem Bromberger Dberbürgermeifter Bräfide im Bentralverein für 
Binnenfhiffahrt, Sigung am 23. Januar 1895. 

2 Auf die in der Literatur mehrfach berührte Frage, ob Schiffahrtsabgaben 
„eigentlihe* oder „echte Gebühren im Sinne der finanzmwiffenichaftlidhen Theorie 
feien, joll Hier nicht eingegangen werden. Im allgemeinen ift ihr Gebührencharakter 
nicht bezweifelt worden. 
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geld für die Feftftellung der Gütermengen und als Hafenbahngeld für die 
Beförderung der Güter zwiſchen dem Hafen und der Eifenbahn erhoben. 
Die Schiffahrt hat ein mefentliches Intereſſe daran, daß diefe Gebühren 
ihren Verhältniſſen entfprehend und in äußerer Anpafjung an die eigentlichen 
Sciffahrtsabgaben geregelt werden. Es ift auch hierbei den wirtſchaft 
lihen Vorausſetzungen des Sciffahrtsbetriebes Rechnung zu tragen und 
zugleih im Intereſſe der Überfichtlichkeit auf die Zufammenftellung aller 
Plagkoften in einem Tarife ein äußerer Wert zu legen. Demgemäß 
find jene Nebengebühren in den maßgebenden Geſetzes- und Vertragsvor: 
ſchriften — 3. B. in Art. 25 des Bollvereinsvertraged vom 8. Juli 1867 
die Wage- und Niederlagegebühren und in Art. 27 der Rheinfchiffahrtsatte 
vom 18. Oktober 1868 die Niederlagegebühren — als Sciffahrtsabgaben 
im Rechtsſinne behandelt worden. 

Sie nehmen allerdings in mirtfchaftliher Beziehung infofern eine 
Sonderftellung ein, als die für ihre Regelung maßgebenden Gefichtspunfte 
nicht aus eigenartigen Verhältniffen des Schiffahrtöbetriebes, fondern aus 
anderen Zmwedmäßigfeitsermägungen allgemeiner und befonderer Art fi 
ergeben. Mit Rüdfiht hierauf follen die Nebengebühren in dieſer Dar- 
ftellung nicht erfhöpfend behandelt, fondern nur infofern berüdfichtigt werden, 
als der Zufammenhang mit den eigentlihen Sciffahrtsabgaben es not- 
wendig madt. 

Mit einbezogen find dagegen die Flößereiabgaben, die überall als 
Shiffahrtsabgaben im weiteren Sinne behandelt werden und auch wegen 
des nahen wirtichaftlihen Zufammenhanges zwiſchen Schiffahrt und Flößerei 
hier nicht außer acht gelafjen werden können. 

Endlih find als Schiffahrtsabgaben hier nur diejenigen behandelt, 
welche die ftaatsrechtliche Eigenfhaft von öffentlihen Abgaben haben und 
auf Grund öffentlihen Rechtes — wenn auch unter Umftänden für Private — 
erhoben werden. Demgemäß jcheiden insbefondere die Lotfengebühren, welche 
die Natur gemwerbliher Taren haben und im übrigen auf privatrechtlicher 
Grundlage beruhen, hier aus !. 


ı Der Aniprud auf Lotjengebühren fann nur im Wege des Zivilprozeſſes 
verfolgt werben, während für die eigentliden Schiffahrtsabgaben der Rechtsweg in 
Preußen autgefchloffen und das VBerwaltungsverfahren — für fommunale Abgaben 
das Berwaltungsftreitverfahren — gegeben ift. 


II. 


Stantswirtichaftlihe Berechtigung der Schiffahrts- 
abgaben, 


8 1. Allgemeine Geſichtspunkte. 

Die finanzielle Behandlung der Waſſerſtraßen und Häfen ergibt ſich 
aus der Anwendung allgemeiner Grundſätze, die mehr oder weniger auch 
gegenüber den Schienenwegen und Landſtraßen Geltung haben. Es handelt 
ſich um die Grundſätze der Gemeinwirtſchaft, des Einzelentgelts und des 
Erwerbes. Eine Verkehrsanſtalt kann der Allgemeinheit als freies Genußgut 
derart zur Verfügung ſtehen, daß die Koſten vollſtändig aus den Beiträgen 
der Staats- oder Gemeindeſteuerzahler gedeckt, den Benutzern alſo keine 
beſonderen Gegenleiſtungen abverlangt werden. Es kann aber auch die Be— 
nutzung der Anſtalt von der Zahlung eines entſprechenden Beitrages zu 
zu ihren Selbſtkoſten abhängig ſein. Im erſten Falle bildet die Leiſtungs— 
fähigkeit, im zweiten die Gegenleiſtung den Maßſtab für die Heranziehung 
der Angehörigen eines Gemeinweſens zu den im Intereſſe des öffentlichen 
Verlehrs erforderlichen Ausgaben. 

Endlih kann die Anftalt mit der Abfiht und dem Erfolge verwaltet 
werden, daß fie über die Selbftloften hinaus ihrem Eigentümer ein für 
fonftige Zwecke verwenbbares Reineinkommen liefert. 

Es liegt in der Natur der Sade, daß die Behandlung einer Verkehrs— 
anftalt als freied Genußgut in irgend einem Gemeinweſen ftaatswirtichaftlich 
nur dann gerechtfertigt ift, wenn die Bevölkerung an den Vorteilen diefer 
Anftalt annähernd ebenfo allgemein und gleichmäßig teilnimmt, mie an 
der Steuerlaft. Eine folde Ausgleihung zwiſchen Vorteilen und Xaften 
fann nur unter beſonders günftigen Vorausfeßungen eintreten. Zunächſt 
muß die Anftalt fich einigermaßen gleihmäßig über das Gebiet des beteiligten 
Staates oder Gemeindeverbandes erftreden, oder fie muß fo günſtig gelegen 
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fein, daß der von ihr ausgehende wirtſchaftliche Nuten dem ganzen Gebiete 
ungefähr in gleihem Maße zugute fommt. Der legtere Fall kann bei Häfen 
unter Umftänden praktiſch merben. 

Aber die gleichmäßige räumliche Verteilung und die günftige geographifche 
Lage allein können auch nicht entſcheiden. Es muß außerdem eine gemifle 
Gleichheit vorhanden fein in bezug auf das mwirtfchaftlihe Intereſſe der Be- 
völferung an der Verfehrsanftalt. Es dürfen feine allzugroßen Verſchieden— 
heiten beftehen in bezug auf die Zugänglichkeit und Benußbarkeit einer 
folden Anftalt für Bewohner verfchiedener Gebietsteile und verfchiebene 
Klafjen der Bevölkerung. 

Eine felbftverftändliche Vorbedingung für die Verwirklichung bes 
gemeinwirtſchaftlichen Prinzips ift ferner die Identität des Eigentümers oder 
Unternehmers der Verkehrsanftalt mit dem Träger des Bejteuerungsrechtes. 

Menn diefe Vorausfegungen nicht erfüllt find, fo ift die finanzpolitifche 
Behandlung nad dem Grundfage der befonderen Entgeltlichkeit, die Erhebung 
von Gebühren für die Benugung der Verfehrsanftalt gerechtfertigt oder ge 
boten. 

Den in der Wirklichkeit fehr häufigen Übergangserfcheinungen Tann 
dur eine Verbindung und Verſchmelzung des Grundfages der Gemein- 
wirtfchaft mit dem der befonderen Entgeltlichfeit — Leiſtung nad) Leiftungs- 
fähigkeit und Leiftung nad Gegenleiftung — Rechnung getragen werben. 
Der Staat und die ihm untergeordneten öffentlihen Verbände haben ein 
allgemeines Intereſſe an der Förderung des Verkehrs, an der Löſung des 
großen wirtſchaftlichen Problems der Überwindung von Entfernungs- 
unterfchieven. Diejes allgemeine Intereſſe kann auch bei folhen Verkehrs— 
anftalten, welche den logifhen Borausfegungen für die Anwendung des 
gemeinwirtfchaflichen Syftems nicht ganz entipredhen, durch Übernahme eines 
Teiles der Selbitfoften zu Laften der Steuerzahler bewertet werben. 

Hiernach ift auch bei den neueren preußifchen Gefegen über den Bau 
von Wafjerftraßen, insbefondere bei Erlaffung des Gefeges vom 1. April 
1905 infofern verfahren worden, als der Staat einen großen Teil des 
finanziellen Rififos von vornherein übernahm und feine Anſprüche hinſichtlich 
der Bürgfchaitsleiftung den Gemeindeverbänden gegenüber auf breiprozentige 
Verzinfung — bei erheblich höherem Stande des Zinsfußes für Staats- 
anleihen — bejchränfte. 

Unabhängig von jenen Borausfegungen ift Die Behandlung der Verfehrs- 
anftalten nad dem Grundfage der Erwerbswirtſchaft. Ste läuft, wenn bie 
erjtrebten Überfchüffe über die Selbftkoften tatfächlich erzielt werben, auf 
eine Befteuerung des Verkehrs Hinaus. Die Frage, ob eine folde Be 


$ 2. Die gefhichtlihe Entwidlung. 9 


feuerung zuläffig, und zwedmäßig ift, kann nicht allgemein entſchieden, 
jedenfalls nicht grundfäglic verneint werden. Es liegt insbefondere fein 
hinreichender Anlaß vor, die Beiteuerung derjenigen Werte oder Wert: 
fteigerungen, welche aus der durch öffentliche Einrichtungen ermöglichten oder 
erleihterten Güterbewegung der Regel nad entjtehen, unter allen Umftänden 
abzulehnen; wenigitens folange nicht, als Verkehröfteuern erhoben werben 
von der Wertfteigerung , melde im Falle des Beſitzwechſels ohne Orts— 
veränderung der Güter der Vermutung nad eintritt. 

Die in der Anwendung des Ermwerböprinzips auf Verkehrsanſtalten 
liegende Steuer wirkt um fo gleichmäßiger, je mehr auf eine ſolche Anftalt 
die Vorausfegungen des gemeinwirtichaftlihen Syftems zutreffen, und dieſe 
Gleihmäßigkeit ift ohne Zweifel erwünſcht. Indeſſen kann hieraus nicht 
gefolgert werden, daß in Ermangelung der Vorausfegungen, welde für die 
gemeinmwirtfchaftlihe Behandlung der Verfehrsanftalten maßgebend find, das 
Erwerböprinzgip unanmendbar oder mirtfchaftlih unzuläffig wäre. Auch 
iſolierten oder befchräntten Gebietsteilen zugute fommende Verfehrsanftalten 
fönnen, wie die praftifhe Erfahrung nicht nur bei Eifenbahnen, fondern 
auh bei Sciffahrtsanlagen gezeigt hat, ihren Eigentümern Gewinne und 
gleichzeitig dem öffentlichen Verkehr Vorteile bringen. In der Verkürzung 
der letzteren durch die erjteren ift unter folchen Umjtänden ein entjcheidender 
Einwand gegen die Anwendung des Ermwerbsprinzips nicht zu erbliden. 
Die Zulafjung des Ermwerböprinzips kann außerdem injofern, als hiermit 
dem Privatfapital ein Anreiz zur Schaffung neuer Verfehrsanftalten gegeben 
wird, verfehrsfördernd wirken. Diefe Wirkung ift, wie die Gefchichte des 
preußifchen Verkehrsweſens zeigt, tatfählih in großem Maße erreicht worden. 


$ 2. Die geihihtlihe Entwidlung. 

Der Ausbau der Verfehrsanftalten hat fi überall allmählich vollzogen. 
Im allgemeinen find diejenigen Gegenden, welde wirtſchaftlich am weiteften 
vorgefchritten waren und den jtärfiten Güterumlauf hatten, zuerft in den 
Befig guter Verkehrswege gelommen. Im Laufe der Zeit entftanden zu— 
fammenhängende Verkehrsnetze, deren Mafchen fi immer dichter und gleich- 
mäßiger über das Land ausbreiteten. Ein fyftematifcher, alle Gebietäteile 
gleichmäßig berüdfichtigender Ausbau war weder finanziell noch wirtfchaftlic) 
möglih; nicht einmal für Gemeindeverbände, geſchweige denn für einen 
ganzen Staat. 

Hieraus ergibt fi, daß in den früheren Stadien der Entwidlung des 
Verlehrsweſens nur die Vorausfegungen für die Anwendung des Gebühren- 
und Erwerbsprinzips vorlagen. Auf diefen Grundlagen ift denn aud in 
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Preußen der Ausbau der Landſtraßen, der See- und Binnenſchiffahrtswege, 
der Häfen und Eifenbahnen begonnen worden. Der Staat erhob auf feinen 
KRunftftraßen Wegegeld bis zum Jahre 1874. Die finanzielle Selbfterhaltung 
des Wegeweſens durch Gebühren war ihm in ber erften Hälfte des vorigen 
Sahrhunderts von folder Bedeutung, daß unter den Gründen, melde im 
Jahre 1833 den Entſchluß der Staatöregierung zur Nichtbeteiligung am 
Eifenbahnbau herbeiführten, die Gefährdung der MWegegeldeinnahmen durch 
Schienenwege eine große Nolle fpieltee Auch Gemeindeverbände höherer 
und niederer Drbnung haben zahlreihe Kunftitraßen erbaut, für deren Be: 
nugung Wegegeld erhoben wurde, und deren Finanzierung nur unter biejer 
Vorausfegung möglich war. 

Auf dem Gebiete des Waſſerſtraßenbaues hatte das Gebührenprinzip 
ſich ganz befonders fruchtbar erwiefen. Das glänzendite, bis in die Gegen 
wart fortwirfende Beifpiel hierfür ift die in friederizianifcher Zeit begonnene 
Schiffbarmahung der Ruhr mit Anleihemitteln, weldhe aus Schiffahrtsabgaben 
verzinft und getilgt wurden. Die Einnahmen aus diefen Abgaben flofien 
fo reichlich, daß fie nicht nur für den Dienft der Anleihen und die Unter 
haltungsfoften, fondern aud zur Beftreitung des Aufwandes für fehr be 
deutende, immer weitergehende Berbefferungen der Wafferftraße und des an 
ihrem unteren Endpunkte gelegenen Ruhrorter Hafens ausreichten. Obwohl 
man zweifelhaft fein fann, ob diefe Neubaufojten noch zu den „gewöhnlichen 
Unterhaltungs: und Herftellungsfoften“ gehören, deren Dedung durch Ab- 
gaben die Zollvereinsverträge geftatteten, fühlte fi doch niemand durd die 
Art der Verwendung der ruhrfisfalifhen Einnahmen und durch die Höhe 
der Abgaben beſchwert, weil die durch Abgabenzahlung erfauften Vorteile 
weſentlich größer als die Belaftung und ohne diefe nicht zu haben waren. 
Aus allgemeinen Staatsmitteln hätte der Ausbau der Ruhr im 18. Jahr— 
hundert ſchon deshalb ſchwerlich finanziert werden können, weil die beteiligten 
preußifchen Gebiete — Grafſchaft Mark und Herzogtum Cleve — in der 
Diafpora lagen und der Gefamtftant damals eine einheitlihe Finanz- 
verfafjung nicht befaß !. 

Das Beispiel der Ruhr wurde nad 1815 dur den Dberpräftdenten 
von Binde auf die Lippe übertragen. Allerdings war der Erfolg meniger 


! Die von Friedrih dem Großen erbauten Wafferftraßen des Finow- und des 
Plauerkanals lagen im geichlofjenen öftlihen Hauptteil ded Staatögebietes. Sie 
machten ſich wahrjcheinlih durch die auf ihnen erhobenen Binnenzölle bezahlt. Auf 
dem Bromberger Kanal wurden zwar feine Zölle, fondern nur Gebühren erhoben, 
weldhe die Unterhaltungsfoften deden jollten; indeffen handelte e8 fih bier um ein 
Stüd friederizianiiher Oſtmarkenpolitik. 
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günftig, da die Selbftkoftendedung durch die Lippeſchiffahrtsabgaben nur 
vorübergehend erreicht wurde, während fonjt für diefe Wafjerftraße Zuſchüſſe 
aus allgemeinen Staatsmitteln geleiftet werden mußten. 

Dagegen zeigten in dem oftelbifchen Teile des Staatögebietes die 
märfifchen Wafjerftraßen, von den gebührenmäßig behandelten die weitaus 
bebeutendften, eine günftige Entwidlung. Sie lieferten aus den Schiffahrte- 
abgaben, welche feit 1816 an die Stelle der früheren Binnenzölle traten, 
fteigende Einnahmen und verzinften ihr Anlagefapital in den 40er Jahren 
jeitweife mit 5,3 v. H.!. Diefe finanziellen Erfolge ermutigten die 
Regierung zu lebhafter Bautätigkeit. Trog der finanziellen Schwierigfeiten, 
in welden der Staat nad Beendigung der Freiheitskriege ſich befand, 
wurden auf Die Verbefierung der Binnenſchiffahrtswege zwiſchen Elbe und 
Der große Summen verwendet. Von 1820 bis 1825 wurde der Voß— 
fanal, von 1827 bis 1828 der Malzerfanal, von 1831 bis 1838 der 
Dranienburger Ranal, von 1845 bis 1850 der Landwehr- und Luifen- 
tädtiihe Kanal in Berlin und von 1849 bis 1859 der Berlin-Spandauer 
Schiffahrtskanal hergeftellt; außerdem wurde der Finowfanal von 1815 bis 
1845 mit einem Aufwande von 530 000 Talern verbefjert. 

Der Bromberger Kanal begann in den 40er Jahren einen Zeil feines 
Anlagefapitals zu verzinfen, und dasjelbe galt von den altpreußifchen Seehäfen ?. 

Diefe Praris der Regierung entſprach den Lehren der Wirtfhafts- 
tbeoretifer, welche mit Adam Smith die Erhebung von Gebühren für 
Verlehrsverbeſſerungen jeder Art nicht nur zuließen, ſondern ald ein Gebot 
der Gerechtigkeit hinftellten. 

Um die Mitte des vorigen Jahrhundert? machte fich indeffen ein Um: 
ſchwung bemerkbar, welcher teild auf grundfäßlichen Erwägungen, teild auf 
praftifchen NRüdfichten beruhte. Er wurde weſentlich veranlaßt durd bie 
freihändleriichen Anfhauungen, welche damals, von England ausgehend, die 
Wirtfhaftspolitit der Feftlandftaaten beeinflußten. Die Freihandelslehre 
richtete fich zwar zunächſt nur gegen die Erſchwerung des Außenhandels 
durch Grenzzölle; fie wurde aber in weiterem Sinne aud) gegen jede Be- 
loftung des Binnenhandeld angewendet. Das war nur infofern folgerichtig, 
ala es ſich um die Befteuerung des inneren Verkehrs durch Flußzölle oder 
andere fisfalifche Auflagen handelte, während die Aufbringung von Selbit- 
toften für Verkehrsverbeſſerungen durch Gebühren einigermaßen außerhalb des- 
jenigen Gedantenganges lag, welcher zur freihändlerifchen Doftrin geführt 


I Bol. Bd. I ©. 273, 274. 
2 Bgl. den Smwinemünder Hafen Bd. I S. 277. 
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hatte. In der englifchen Heimat diefer Lehre wurden auch aus ihr feinerlei 
Nusanmendungen oder Folgerungen in bezug auf die Erhebung von Verkehrs— 
abgaben gezogen; wohl aber geſchah es in Deutjchland und insbejondere in 
Preußen durch ftarfe Zurüddrängung des Gebührenmwejens bei den Verfehre- 
anftalten. Auch in folchen Fällen, wo die Laſt der Abgabe durch den wirt- 
Schaftlichen Nuten der BVerfehrsanftalt anerfanntermaßen übermogen wurde, 
gab die grundfäglicde Abneigung gegen diefe Gebühren den Ausfchlag, weil 
man die Förderung der vollswirtſchaftlichen Entwidlung durch unentgeltliche 
Überlafjung von Verkehrsverbeſſerungen höher einſchätzte als den finanziellen 
Ertrag der Abgabe. Man ging von der Annahme aus, daß der Staat 
aud in finanzieller Beziehung dur die Hebung der allgemeinen Steuerkraft 
auf feine Koften kommen werde, man legte deshalb auf die Erleichterung des 
Ausbaues der Verfehrsanftalten durch Erzielung unmittelbarer Einnahmen fein 
Gewicht und fah über die Tatſache der ungleihmäßigen örtlichen Verteilung 
diefer Anftalten hinweg. Die Differenzierung des Nutens der Verkehrs— 
anftalten für die verfchiedenen Gruppen der Bevölferung war damals, 
namentlich infolge der geringen Tragfähigfeit der Transportmittel, bei weiten 
nicht fo ſtark wie heute. 

Diefe allgemeinen Erwägungen wurden in bezug auf einen Teil der 
Binnenwaſſerſtraßen wirkſam unterftügt dur die Wahrnehmung, daß der 
Mettbewerb der Eifenbahnen die Schiffahrt bedrängte. Ihre Erhaltung und 
Förderung erfhien nicht nur aus fozialpolitifhen Gründen, fondern 
auch aus verfehrspolitiihen Rüdfihten umfomehr geboten, als die Schienen- 
wege damals faft ausjhlieglih in den Händen des Privatfapitals fich 
befanden. Der Schiffahrt fonnte in diefer Lage nur durch Herabfeßung 
ihrer Selbitkoften geholfen werden. Das hätte zwar auch gejchehen fünnen 
dur einen meiteren Ausbau der Waſſerſtraßen, der die Verbilligung der 
Frachten durch Herabfegung der Betriebsfoften ermögliht haben würde. 
Andefjen wäre auf diefen Wege die Hilfe vielleicht zu fpät gefommen. Es 
blieb daher nichts anderes übrig, ald das raſch wirkende Hilfsmittel der 
Aufhebung oder Ermäßigung der Abgaben, die für den Schiffer ebenfalls 
einen Beftandteil der Beförderungskoſten bilden, oder mit anderen Worten: 
ein weitgehender Verzicht auf die ftaatlihen Selbitfoften für Waſſerſtraßen 
und Häfen. 

Der eigentlihe Ausgangspunkt, der ausfchlaggebende Beweggrund für 
die Verkehrspolitik der preußifchen Regierung lag indefjen weniger in dieſen 
praftifhen Erwägungen, als vielmehr in dem grundfäglichen Anſchluſſe an 
die volfswirtfchaftlihe Zeititrömung. Das zeigte fich deutlich in dem Um- 
ftande, daß aud bei den durd den Wettbewerb der Eifenbahnen nicht 
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berührten Schiffahrtsanftalten, Binnenfchiffahrtswegen, Seewaflerftraßen und 
Seehäfen, der Grundſatz der Selbitfoftendedung durch Abgaben weniger zur 
Geltung fam, und ein teilmeifer Übergang zur gemeinwirtfchaftlichen Be- 
handlung der Verfehrsanftalten ftattfand. 

Diefe Abgabenpolitif ftand ohne Zweifel im Einklang mit den Wünſchen 
der unmittelbar Beteiligten, der Schiffahrttreibenden und der die Schiffahrts» 
anftalten mittelbar benugenden Erwerbsgruppen. Sie entſprach im übrigen 
aber mehr den Anfichten der Negierenden als der öffentlihen Meinung. 
In Norddeutfchland wenigſtens ftellten fih die Volfsvertetungen, von welchen 
angenommen werben muß, daß fie in derartigen ragen die Anficht der 
Bevölferung richtig wiedergeben, auf einen gebührenfreundlichen Standpunft. 
Das preußifhe Abgeorbnetenhaus erklärte fih 1856 gegen die gänzliche 
Abfhaffung der Nheinschiffahrtsabgaben, weil „die Unterhaltung und Ber- 
befferung der Rheinſtraße Koften in Anfprud nehme und es gerechtfertigt 
erfcheine, daß die Schiffahrt an der Aufbringung diefer Koften beteiligt 
bleibe“. In ähnlicher Weife nahm es 1859 und 1863 zu den Elbidiffahrts- 
abgaben Stellung; es wollte die Flußzölle nicht aufheben, fondern fie in 
Schiffahrtögebühren umwandeln !. 

Im Jahre 1861 befürwortete es, in Übereinjtimmung mit den Handels- 
fammern in Stettin und Breslau fomwie mit dem fchlefifchen Provinzial- 
Iandtage, die Einführung einer neuen Schiffahrtsabgabe auf der Oder, meil 
es eine folhe Gebühr als wirtſchaftlich möglich und als ein geeignetes 
Mittel für die Finanzierung einer großen Stromverbefjerung anfah. Es 
ftellte fich alfo auf den praftifchen Standpunkt, während die Regierung ihre 
ablehnende Haltung mit prinzipiellen Erwägungen begründete: die Ein- 
führung einer folden Abgabe „entſpreche nicht den beftehenden Grund- 
ſätzen“ ?, 

Der Reichstag des Norbdeutichen Bundes beſchloß am 28. April 1869 
über Bittfchriften wegen Befeitigung des Elbzolles nad dem Antrage feiner 
Kommiffion im Sinne der Ummandlung diefer Abgabe in eine Schiffahrts- 
gebühr, und auch im Jahre 1870 wurde bei der Beratung des Geſetzes 
über die Aufhebung des Elbzolles ein ähnliher Antrag geftellt, deſſen 
Annahme anfcheinend nur durch die vom Regierungstiſche abgegebene Er- 


I Berichte der Kommiffion für Handel und Gewerbe fowie für Finanzen und 
Zölle vom 18. April 1856 Nr. 151. Drudjahen des Abgeordnetenhaufes, vom 
30. März 1859. Drudi. Nr. 126 und vom 30. April 1863 Nr. 113 Drudf. Diefe 
Berichte wurden durd) die Vollverhandlungen gutgeheiken. 

2 Bd. 168. 190-197. 
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Härung, Abgaben zur Dedung der Koften für die „gewöhnliche Unterhaltung 
der Fahrbarfeit der Ströme” feien verfaffungswidrig, abgewendet wurde!. 

Der Abgeorbnete Köppe war in der Reichstagsfigung vom 12. Mai 1870 
in fehr nadhdrüdlicher Weife für das Gebührenprinzip de lege ferenda ein- 
getreten, indem er ausführte: 

„Die befte Steuer, die ideale Steuer, möchte ich jagen, ift ja befanntlid 
jene, die vollftändig auch denjenigen zugute fommt, von denen fie erhoben 
wird. Eine folde Steuer würde aber gerade der Elbzol in bezug auf den 
zweiten von mir bezeichneten Beftandteil fein. Der Zol würde darin 
beftehen, daß die Koften der Unterhaltung des Fahrwaſſers von den Elb— 
fchiffahrtsintereffenten aufgebraht würden, mährend die Koften niemand 
anders als den Elbidhiffahrtsinterefjenten zugute fommen.“ 

Menn alſo die preußifhe Regierung in den eriten Jahrzehnten des 
Verfaffungsftaates bei der Behandlung der Verfehrsanftalten das Gebühren: 
prinzip zugunften des gemeinwirtfchaftlichen ftarf zurüdtreten ließ, jo war 
fie jedenfall® nicht von der PVolfsvertretung dazu gedrängt, fondern von 
allgemeinen volkswirtſchaftlichen Erwägungen geleitet. 

Die Vollsvertretung war auch nad formalem Staatörecht für die 
Berfehrspolitif der Regierung auf diefem Gebiete nit unmittelbar ver- 
antwortlich; denn eine Mitbeftimmung hatte fie verfafjungsmäßig nur bei 
den Abgaben mit Steuercharafter, den Mafferzöllen, nicht aber bei ben 
eigentlichen, gebührenmäßigen Sciffahrtsabgaben, deren Einführung, Ber: 
änderung und Aufhebung ein ausjchließliches Hoheitsreht der Krone war 
und noch heute ift. 

Die neue Wendung in der preußifchen Verkehrspolitik zeigte fi darin, 
daß bei der Einführung von Sciffahrtsabgaben auf neuen Waflerftraßen 
nicht mehr die volle Selbftloftendedung, jondern nur noch die Aufbringung 
der Unterhaltungs: und Betriebsfoften duch Sciffahrtsabgaben erjtrebt 
wurde, daß bei vorhandenen Waflerftraßen und Häfen eine Ermäßigung der 
Tarife nach demfelben Gefihtspunfte ftattfand, daß auf anderen preußijchen 
Waſſerſtraßen die Abgaben völlig befeitigt und auf den fonventionellen 
Flüffen die aufgehobenen Wafjerzölle nicht durch Schiffahrtsabgaben erfegt 
wurden. Des Zujammenhanges megen follen die wichtigften diefer Zölle 
in der nachfolgenden Darftellung des Ganges der Ereigniffe mit erwähnt 
werden; fie wurden bejeitigt 1856 für die Weſer, 1862 für die Mofel, 
1866 für den Rhein, und die Lahn, 1861 für die Elbe unterhalb Hamburg 
und 1870 für die obere Elbe. 





ı 8. 1 ©. 202--205. 
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Im Rheingebiet wurden die Schiffahrtsabgaben, welche auf dem Saar- 
fohlenfanal und der fanalifierten Saar im Jahre 1867 zur Dedung der 
Unterhaltungstoften eingeführt morden waren, ſchon im Jahre 1873 wieder 
aufgehoben ; die Einnahmen hatten zulegt rund 20000 ME. betragen. Im 
Jahre 1867 murden die Abgaben auf der Ruhr mit 105000 Mi. und 
auf der Lippe mit 9700 ME. befeitigt. Dasjelbe gefhah im folgenden 
Jahre auf der Lahn, wo zulegt 26000 ME. auffamen. Im Wefergebiet 
fielen 1868 Schleufengelder im Betrage von 2300 Mk., welche bis dahin auf 
dem Hauptjtrom fomwie auf der Fulda und Werra erhoben worden waren. 
Im Yahre 1870 murden die Sciffahrtsabgaben auf der Unftrut und 
Saale ſowie an der Magdeburger Elbfchleufe auf die Hälfte, um etwa 
30000 ME., herabgefegt. Auf den märkiſchen Waſſerſtraßen erfolgte 1862 
eine Tarifermäßigung, welche einen Einnahmeausfal von 410000 Mt. 
jährlich herbeiführte. Obwohl der Verkehr in den nächſten Jahren eine fehr 
bedeutende Zunahme aufwies — die Einnahmen überftiegen im Durch— 
Ihnitt der Jahre 1862 bis 1865 die nah dem neuen Tarif berechneten 
Einnahmen von 1861 um etwa 55 v. H. — erfuhren die Abgaben 
im Jahre 1867 nochmals eine Herabjegung um ein Viertel, mit einem 
vehnungsmäßigen Nachlaß von 156000 Mi. In derfelben Weife wurden 
die Abgaben auf dem Bromberger Kanal 1862 um etwa 53000 ME. und 
im Jahre 1867 nochmals um etwa 50000 Mk., beivemale auf die 
Hälfte, ermäßigt. Für den 1852 vollendeten Weichjel-Haff- Kanal und den 
1860 in Betrieb genommenen Dberländifhen Kanal wurden Sciffahrts- 
abgaben eingeführt, welche, obwohl bei der legteren Waſſerſtraße ein Eifenbahn- 
wettbewerb nicht in Betracht fommen fonnte, nur auf Dedung der Unter- 
haltungskoſten berechnet waren. Der die Stadt Memel mit dem Memeldelta 
verbindende König Wilhelm-Kanal wurde im Jahre 1866 auf einer damals 
vollendeten Teilitrede unter Schiffahrtsabgaben geftellt, die aber nach zwei 
Jahren wieder aufgehoben wurden, weil fie einen unverhältnismäßig geringen 
Ertrag braten. Die Waflerftrafe wurde dann bis zum Jahre 1904 
abgabenfrei gelafjen. 

Die Beweggründe diefer Tarifmaßnahmen famen in den Berichten, 
welhe damals an den König wegen der Genehmigung jedes Abgabentarifs 
erftattet werden mußten, zum Ausdrud. Sie lagen bei vielen Wafferftraßen, 
namentlich bei der Ruhr, Lippe, Mefer, Werra und Fulda, bei den Märfifchen 
Waſſerſtraßen und dem Bromberger Kanal zunädft in dem Wettbewerb der 
Eifenbahnen; im übrigen war die Nüdficht auf das Gewerbe der Binnen- 


ıD. 5. diejenigen Einnahmen, weldhe im Jahre 1861 aufgelommen wären, 
wenn ber ermäßigte Tarif damals fchon in Geltung geweſen wäre. 
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Schiffahrt und die Erwartung, daß der Verluft an Einnahme aus den 
Sciffahrtsabgaben durch die Hebung der Steuerfraft des Landes feinen 
Ausgleich finden werde, allgemein maßgebend. Außerdem wurde mehrfach 
der Grundfaß ausgefproden, daß man ſich bei der Erhebung von Schiffahrte- 
abgaben mit der Einbringung des Aufwandes für Betrieb und Unterhaltung 
begnügen und auf die Verzinfung der Anlagekoften verzichten folle. Die 
Beſchränkung der Schiffahrtsabgaben auf das zur Dedung der Unterhaltungs- 
foften notwendige Maß entſpricht — fo heißt es in dem Smmediatbericht 
vom 7. September 1867, welcher die legte Ermäßigung des Tarifs für 
die märkiſchen Waſſerſtraßen herbeiführte — „den preußifchen Berwaltung®- 
grundfägen, und die gegenwärtigen Verhältnifje der Schiffahrt auf ven 
Binnengewäſſern laſſen die Gewährung jeder grundfäglich ftatthaften Er- 
leihterung der Schiffahrtsabgaben geboten erfheinen. Unter der Konkurrenz 
der Eifenbahnen, melde die Frachten durch billige Tariffäge an ſich zu 
ziehen jtreben, find die Frachtſätze der Schiffer in den legten fünf Jahren 
wiederum erheblich geſunken, während bie notwendigen Ausgaben des Schiffers 
eher im Steigen begriffen find.“ 

Ähnliche Gefichtspunfte, — abgejehen von dem Wettbewerbe der Eifen- 
bahnen, der damals für die Küftenfchiffahrt noch feine Bedeutung hatte — 
waren für die Tarifpolitif auf dem Gebiete ber Seeſchiffahrtsabgaben 
beſtimmend. 

Es wurde geltend gemacht, daß die Frachten in den letzten Jahrzehnten 
ſehr ſtark zurückgegangen ſeien und daß infolgedeſſen die Seeſchiffahrtsabgaben 
einen weit größeren Anteil der auf den Gütern ruhenden Beförderungs⸗ 
unfoften ausmachten, weshalb bei ihrer Bemeſſung mehr als früher auf den 
Wettbewerb zwiſchen preußiſchen und nichtpreußiſchen Häfen Rückſicht ge⸗ 
nommen werden müſſe. Beſonders ſei auf die Wettbewerbsſtellung des 
Stettiner Hafens zu Hamburg und Bremen das Augenmerk zu richten. Die 
Seeſchiffahrtsabgaben für Hamburg wurden auf etwa s der in Stettin zu 
entrichtenden angenommen !. 


! Die Stettiner Kaufmannſchaft Hagte fehr lebhaft über die Höhe der See: 
ihiffahrtsabgaben, in welcher fie die Haupturſache für die Iangfame Entwidlung 
ihred Handels erblidte. Zwar hatte ſich in der Zeit von 1840 bis 1861 die Zahl 
der inforporierten Kaufleute von 286 auf 537, der Wert der Wareneinfuhr von 
11200 000 auf 45673 597 und der Ausfuhr von 8000000 auf 29174397 Taler 
vermehrt, und die Aufhebung des Sundzolles im Jahre 1857 hatte dem Stettiner 
Handel einen erheblihen Aufſchwung gebracht, aber inzwifchen fhien der ham— 
burgifche Wettbewerb wieder durch die jtarfe Ermäßigung der Elbzölle im Jahre 
1863 einen neuen Borjprung erlangt zu haben. 
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Demgemäß wurde im Jahre 1863 mit einer bedeutenden Ermäßigung 
der Abgaben für die preußifchen Oftfeehäfen vorgegangen. Es waren damals 
von den einlaufenden und ausgehenden Fahrzeugen für jede Schiffslait von 
4000 Pfund Tragfähigkeit zu entrichten (in heutiger Währung berechnet) 
in Swinemünde 127, in den drei hinterpommerſchen Häfen 100, in Neu- 
fahrwafjer- Danzig 110, in Pillau 150 und in Memel 90 Pfa.! Außer 
dem Swinemünder Hafengeld hatten die mit Stettin verfehrenden Schiffe 
noch ein Fahrwaſſergeld von 13 Pfa. und die mit Königsberg verfehrenden 
ein folhes® von 55 Pfg. zu entrichten. Im Jahre 1863 wurde zunädhjit 
der Abgabenfa für Smwinemünde, Kolbergermünde, Rügenwaldermünde, 
Stolpmünde und Neufahrwafjer-Danzig einheitlich auf 80 Pfg. herabgefett, 
was für Smwinemünde etwa 190 000 M., für die hinterpommerfchen Häfen 
etwa 7000 ME. und für Neufahrwafler etwa 100000 Mt. Ausfall 
rehnungsmäßig ergab. Der Einheitsfag von 80 Pfg. wurde dann 1865 
auf Pillau ausgedehnt und in den Sahren 1867 und 1868 für fämtliche 
Häfen, einjchlieklich des bis dahin Feiner Ermäßigung teilhaftig gewordenen 
Memeler, auf 40 Pig. verringert, „um den Sciffahrtsverfehr zu heben, 
und die Konkurrenzfähigfeit der diesfeitigen Ditfeehäfen gegenüber den 
anderen Dftfeeplägen ſowohl als aud den Norbfeehäfen zu fördern“. Ferner 
wurden die an den Mündungen der Over und an der Pregelmündung 
erhobenen Fahrwaflergelder in den Jahren 1863 und 1865 ermäßigt und 
1867 ganz befeitigt. Ebenfo fielen im Jahre 1867 die fisfalifchen Abgaben 
für die Benutzung der Fahrrinne nad den ftädtifchen Häfen Stralfund, 
Greifswald und MWolgaft. Die Tarifmaßregeln von 1867 und 1868 wurden 
abhängig gemacht von gleichzeitigen Herabfegungen der ftäbtifchen Abgaben- 
tarife in denjenigen Häfen, deren Verlehr durch jene Mafregeln eine Er- 
leihterung erfuhr, fo daß die Entlaftung der Schiffahrt im ganzen ſich nod) 
mwefentlich höher ftellte. Die damalige Regelung der Schiffahrtsabgaben für 
die ſtaatlichen Dftfeehäfen ijt bi8 zum Ende des Jahrhunderts, abgefehen 
von der Umrechnung der Zragfähigfeitslaft in 4 chm Nettoraumgehalt, 
wefentlich unverändert geblieben. Die Höhe des durch die Ermäßigungen 
von 1865, 1867 und 1868 entitandenen Ausfalles an Staatseinnahmen 
ift in Ermangelung der notwendigen Unterlagen nicht vollſtändig zu ermitteln. 

In Schleswig: Holftein wurde die als Gegenleiftung für Leuchtfeuer, 


ı Diefe Zahlen galten für beladene Schiffe als Normalſätze. Für leere, be- 
ſonders ſchwach beladene, im Ballaft gehende oder mit gewiſſen Maffengütern 
befrachtete Fahrzeuge wurden damals, ebenjo wie heute, Ermäßigungen gewährt. 
In Memel war 1855 der Einheitsjag vorübergehend auf 150 PBiennig worden. 

Schriften CXV. — Zweiter und dritter Zeil. 
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Bojen und Baken erhobene Abgabe, deren Ertrag fih auf 240000 Mt. 
belief und die Selbftloften jener Schiffahrtsanftalten erheblich überftieg, im 
Jahre 1867 befeitigt.. Außerdem wurden die Abgaben auf dem Eiderfanal 
neu geregelt und, „um den Verkehr auf diefer wichtigen Verbindungsitraße 
zwifchen der Nord: und Oſtſee möglichft zu befördern und die Schiffe 
tunlihft in den Stand zu fegen, den gefahrvollen Weg um das Vorgebirge 
Stagen zu vermeiden“, in ihrem Ergebnis um 42000 ME. ermäßigt. 

Diefe Darftellung ift weder für die Binnenſchiffahrtswege noch für die 
Seewafjerftraßen und Seehäfen vollftändig ; fie beichräntt fih vielmehr auf 
die mwichtigeren Fälle der Herabfegung oder Aufhebung von Sciffahrts- 
abgaben. Sie erjcheint aber ausreichend, um zu zeigen, wie nachdrücklich 
damals die Staatsregierung mit der Entlaftung der Schiffahrt vorging. 
Die Gefamtheit der Zölle und Abgaben, um melde die Schiffahrt in dem 
jeßigen preußifchen Staatsgebiet während der Zeit von 1860 bis 1875 
erleichtert worden ift, fann auf etwa 2'/s Millionen Mark für Binnen- 
waſſerſtraßen und auf etwa 1. Millionen Mark für Seewaflerftraßen und 
Seehäfen, einjchließlich des Stader Zolles auf der Unterelbe, angeſchlagen 
werben !. 

Während für die Entlaftung der Schiffahrtömege von fisfalifchen Ge- 
bühren in fo ausgiebiger Weife Sorge getragen wurde, blieb hinſichtlich 
der Abgaben von dem Landftraßenverfehr einftweilen alles unverändert. 
Erft im Jahre 1874 wurden durch Gefe die Wegegelder auf den Staate- 
ftraßen befeitigt und fodann im nädften Jahre diefe Straßen in das 
Eigentum der Provinzial- und Kommunalverbände übertragen. Die erftere 
Mafregel wurde nicht, wie die Aufhebung und Ermäßigung der Schiffahrte- 
abgaben in den vorangegangenen Jahren, mit der Unfähigkeit des Verkehrs 
zur Tragung der bisherigen Gebührenlaft und der von ihrer Befeitigung 

! Der Rheinzoll hatte für das damalige Preußen, ohne Naffau, im Jahres: 
durchſchnift 1857—1859 — 1091688 ME,, der Mofelzoll 1860 nur nod 2800 Mt. 
erbradt. Der Elbzoll war — troß der Ermäßigungen ded Jahres 1863 — im 
preußifchen Etat für 1870 noch mit 431190 Mi. und im lauenburgifchen mit 
135 000 Mt. veranichlagt. 

Der Ertrag des Stader Zolled war im Ablöfungsvertrage vom 22. Juni 1861 
auf 600 000 ME. angenommen, eine Summe, die hinter dem tatſächlichen Aufkommen 
der legten fieben Jahre zurückblieb. Aktenſtück Nr. 15 des Abgeordnetenhaufes 
1862. Nicht berüdfichtigt in der Zahl von 1a Millionen ift der Sundzoll, von 
welhem nad den bei der Ablöfung angeftellten Berehnungen die Summe von 
433 000 Mt. jährlich dem preußifchen Seeverfehr zur Laft fiel. Aktenſtück Nr. 75 


des Abgeordnnetenhaufes 1856/57. Preußen hatte für den Stader Zoll 103467 Mt. 
und für den Sundzoll 9 990 060 Mt. Ablöfungsfapital gezahlt. 
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zu erwartenden Entwicklung der Steuerkraft, ſondern mit dem Hinweiſe 
darauf begründet!, daß in Heſſen-Naſſau kein Wegegeld und in Hannover, 
in Scleswig-Holftein und in den alten Provinzen Megegelder nad) ab- 
mweichenden Tarifen erhoben würden. Es fei das „eine ungleihmäßige 
Belaftung der Staatsangehörigen, welche aus allgemeinen Gründen dauernd 
nicht aufrecht erhalten werden dürfe”. Abgejehen von dieſem allgemeinen 
Gefihtspunfte wurden nur praftifche Erwägungen geltend gemadt, die aus 
den befonderen Berhältnifjen des Landverkehrs fih ergaben; die Hemmung 
des Verfehrd durch das häufige Anhalten auf kurze Streden, um verhältnis- 
mäßig Heine Beträge zu zahlen, die Leichtigkeit der Hinterziehung und die 
Schwierigkeit der Kontrolle, und vor allem das ungünftige Verhältnis 
zwiſchen Erhebungsfoften und Reinertrag. Die erjteren betrugen annähernd 
4 des letzteren. 

Es ift neuerdings die Meinung aufgeftellt worden ?, die Aufhebung 
der Chaufjeegelder fei eine agrarifche Mafregel geweſen, zu der Preußen 
fih erft entfchloffen habe, „in einer Zeit, al3 der Handel gar fein Intereſſe 
an den Chauffeen hatte, wohl aber eine Subvention dieſer Art für die 
Landwirtfchaft fih als nötig erwies”. Eine ſolche Auffaffung entfpricht 
keineswegs den Tatjahen; denn agrarifche Tendenzen lagen der damaligen 
Regierung und Volfävertretung völlig fern. Agrarier im heutigen Sinne 
gab es nicht, weil die wirtfchaftlihe Entwidlung noch nicht eingetreten war, 
aus welcher eine politifhe Organifation der landwirtſchaftlichen Intereſſen 
jpäter hervorging. Die Landwirte waren damals befanntlih Freihändler. 
Bei der Beratung des Gefehentwurfs im Landtage? wurde von feiner Seite 
Widerfpruch gegen die Abſchaffung des Chauffeegelves erhoben; der Abge— 
ordnete Lasker bezeichnete es als eine „Eulturmwidrige Abgabe”. Die etwaige 
Rückwirkung jener Mafregel auf landwirtfchaftliche Intereffen fam überhaupt 
niht zur Sprade. Eine agrarifchen Tendenzen zuneigende Regierung hätte 
nicht die Abjchaffung eines großen Teiles der Schiffahrtsabgaben und die 
Herabfegung des Neftes der Aufhebung des Chauffeegeldes vorangehen 
laſſen. Jene Auffaffung ift alfo durchaus unhiſtoriſch. 

Die finanzielle Entlaſtung des Landverkehrs ſtellte ſich, nach dem 


1Druckſ. des Abgeordnetenhauſes 1873/74 Nr. 355. 

® Profefior Gothein in feinem Vortrage zu Mannheim am 16. Februar 1907; 
ftenogr. Protokoll, herausgegeben von der Handeläfammer Mannheim, S. 37. 

3 Bal. ftenogr. Berichte ded3 Abgeorbnetenhaufes vom 11. Mai 1874 ©. 1629, 
1630; vgl. auch Verhandl. vom 10. Mai 1873, ftenogr. Berichte S. 1879—1831; 
die damald von der Kommiffion des Abgeordnetenhaufes vorgebradten Gefichts- 
punkte find in der Begründung zur Gefegvorlage des nächſten Jahres verwertet. 
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durchfchnittlihen Rohertrage an Chauffeegeld für die Jahre 1868 bis 1870 
auf 4382664 ME.!; fie entſprach alfo ungefähr derjenigen, die in der 
Zeit feit 1860 der Schiffahrt zuteil geworden war. 

Der Umftand, daß der Verkehr auf den Lanpftrafen allgemein von 
ftaatlichen Vertehrsabgaben befreit wurde, während bei ben Häfen und 
Waflerftraßen diefe Abgaben nur teilmeife aufgehoben worden waren, findet 
feine Rechtfertigung in dem Gegenfage zwiſchen dem einheitlichen, gleichmäßig 
ausgebauten, zujammenhängenden Straßennege und ben fehr verſchieden 
eingerichteten, in ihrer Leiftungsfähigfeit ungleihen, unzufammenhängenden 
Schiffahrtöanftalten. Bei den legteren fonnte aus der Verfchievenheit der 
Tarife nit die in der Begründung des Gejeges vom 27. Mai 1874 
beflagte „ungleihmäßige Belaftung der Staatsangehörigen“ hergeleitet werben; 
denn diefe Verſchiedenheit ergab fi) notwendig aus den tatſächlichen Ver— 
hältniffen. Die Einbeziehung der Hafenabgaben in die Vergleihung 
gründet fi) auf die Erwägung, daß diefe Gebühren für die Gefamtuntoften 
der Güterbeförderung diefelbe Bedeutung haben und infofern unter denfelben 
voltswirtfchaftlihen Gefihtspunften zu beurteilen find mie die Strecken— 
abgaben auf Land- und Wafjerftraßen. Sie gehören in demfelben Sinne 
zu den Transportfoften auf Wafjerftraßen, wie die Abfertigungsgebühren neben 
den Streckenſätzen einen notwendigen Bejtandteil der Eifenbahntransport- 
koſten bilden. 

Mährend bis zum Anfang der 70er Jahre die preußifche Verkehrs: 
politif mit Entjchievenheit gegen jede gebührenmäßige oder gebührenähnlice 
Belaftung des Güterumlaufs gerichtet war, traten noch in demjelben Jahr: 
zehnt die erften Anzeichen eines Umſchwunges in die Erfcheinung. Diefe 
Bewegung, die hauptfählih bei den Waſſerſtraßen, in geringerem Maße 
auch bei den Landwegen hervortrat, ift bis zur Gegenwart in fteigendem 
Maße wirkſam gewejen und hat in der Praris der Gefehgebung und Ver— 
waltung die Grenzlinie zwiſchen dem Gebührenprinzip und dem Prinzip 
der Gemeinmwirtfchaft oder des freien Genußgutes wieder zugunften des 
erfteren verjchoben. Den unmittelbaren Anftoß hierzu gab auf dem Gebiete 
der Schiffahrtsintereſſen die Erkenntnis der Notmendigfeit, das in feiner 
Entwidlung zurüdgeblichene Ne der preußiſchen Waſſerſtraßen in großem 
Maßſtabe und mit Aufwendung bebeutender Mittel auszubauen. Ohne 
folhen Ausbau war die Gefahr vorhanden, daß die Schiffahrt mit den 
immer weiter ſich verzweigenden, überdies durch die Verftaatlichung leiſtungs— 
fähiger gewordenen Eifenbahnen nidt Schritt halten und von ihnen in 


ı Val. Drudi. des Abgeordnetenhauſes 1873/1874 Nr. 355. 
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ähnlicher Weife überflügelt werden würde, wie es um die Mitte des Jahr— 
bundert3, vor Befeitigung der Flußzölle und eines großen Teiles der 
Schiffahrtsabgaben, angeblih ſchon einmal gefhehen war. Es fonnte ſich 
jeßt nicht mehr um die weitere Entlaftung der Schiffahrt handeln, jondern 
nur um die Steigerung ihrer Leiftungsfähigfeit. Die für den Waffer- 
ftraßenbau benötigten bebeutenden Summen maren aber ohne gebühren- 
mäßige Gegenleiftung, lediglihd aus den Mitteln der Steuerzahler, nad) 
übereinftimmender Anfiht von Regierung und PVolfsvertretung nicht zu be- 
ſchaffen. 

Man entſchloß ſich deshalb, bei der Vorlage des erſten Anleihegeſetzes 
für die Verbeſſerung der Märkiſchen Waſſerſtraßen im Jahre 1878 den 
Weg der gebührenmäßigen Selbſtkoſtendeckung wieder zu beſchreiten. In 
der Begründung des Geſetzes vom 12. März 1879, Gef. ©. ©. 135, durch 
welhes 5227000 ME, für jenen Zmwed zur Verfügung gejtellt wurden, 
ift das nachftehende finanzpolitifche Programm aufgeftellt !: 

„Bei den, die Hebung der Binnenfhiffahrt bezwedenden Anregungen 
ift vielfach darauf hingemwiefen worden, daß eine entjprechend verbefjerte 
Waſſerſtraße dem Verkehr jo erhebliche Vorteile biete, daß derjelbe 
Schiffahrtsabgaben in der Höhe zu tragen imftande fei, um nicht nur 
die Koften der Unterhaltung zu deden, ſondern aud um die landesübliche 
Verzinfung des Anlagefapitald zu ermöglichen. Trifft diefe Auffaffung 
irgendwo zu, fo muß dies für eine Wafjerverbindung der Fall fein, 
welche der Hauptjtabt den größten Teil ihres Bedarfs an Brenn- und 
Baumaterialien und außerdem auch verfchievene andere Verfehrsgegenitände 
bereit3 jeßt zuführt und die Verbindung derfelben mit der Elbe und der 
Der in großem Umfange vermittelt. Handelt es fi mithin darum, 
dem Verkehr auf einer folden bereits bejtehenden Wafferverbindung Er- 
leihterung zu verfchaffen, indem die Bejchleunigung der Fahrt, die voll- 
fändige Ausnugung der Tragfähigkeit der Schiffe ufw. ermöglicht wird, 
fteht alfo nicht die erfte, durch eine Waflerjtraße überhaupt mögliche 
Auffchließung des betreffenden Landesteils, jondern die Ermäßigung ber 
Koften für Verfrahtung der Produkte und zwar in einem Umfange in 
Frage, wie ſolche bisher einem Landesteile durch Schaffung künſtlicher 
Wafferftraßen nicht geboten ift, fo ericheint es billig, daß eine folche 
Mafnahme nit auf Koften der übrigen Teile der Monarchie, fondern 
unter entſprechender Heranziehung der Intereſſenten durchgeführt wird; 
andernteil® würde diefelbe auch überhaupt nur dann gerechtfertigt werden 


ı Aftenftüd Nr. 94 des Abgeordnetenhauſes 1878/79. 
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fönnnen, wenn dem Verkehr mindeitens ſolche Vorteile aus der Anlage 
entftehen, daß diefelben den zu deren Herftellung erforderlihen Aufwand 
deden. Iſt letzteres aber der Fall, jo ift die Erhebung einer entfprechenden 
Abgabe, bzw. die angemefjene Erhöhung der beftehenden Verfehrsabgaben 
zugleich unbedenflih. Dies gilt insbefondere aud in bezug auf die hier 
in Rebe ftehenden Schiffahrtsanlagen.“ 

Und weiterhin wird gefagt: 

„Die Erhöhung der Abgaben würde für die fämtlichen hier in Betracht 
fommenden Wafferftraßen gleihmäßig um ein Drittel der biöherigen 
Sätze zu erfolgen haben, fo daß die Einheitlichkeit des zulegt gedachten 
Tarif für die Wafjerftraßen zwifchen der Elbe und Oder erhalten bliebe 
und daran eine Erhöhung des Tarifs für die Waſſerſtraße von Berlin 
nad Nüdersdorfer Kalkſee zu gleihem Prozentfage fih anzufchließen 
hätte.“ 

„Die Einführung der Erhöhung würde bis nah Vollendung ber 
projeftierten Bauanlagen auszufegen jein.“ 

„Da nad) dem vorftehenden erwartet werden darf, daß teils dur 
die beabfichtigte Erhöhung der Schiffahrtsabgaben, teils durch eine Steigerung 
des Verkehrs auf den Märkiſchen Waflerftraßen infolge der Berbefjerung 
ihres Zuftandes eine Dedung der Zinfen des Anlagefapitald menigjtens 
annähernd erreicht werde, jo jtehen der Ausführung des Unternehmens 
auch diejenigen Bedenken nicht entgegen, welche fonft aus der augenblid: 
lichen finanziellen Lage des Staates fid ergeben würden. Unterliegt 
dasſelbe hiernady aber einer mwejentli anderen Beurteilung wie ander: 
weitige Bauprojekte, für welde die Mittel dur den Stantshaushaltsetat 
bereitgeftellt werden follen, jo empfiehlt es ſich, die Angelegenheit durch 
eine bejondere Gejetesvorlage und zwar in dem Sinne zu ordnen, daß 
das Anlagefapital im Wege einer Anleihe befchafft wird.” 

Die neue Verfehrspolitit der Regierung fand bei der Volksvertretung 


bereitwillige Zuftimmung. In der Kommiffion des Abgeorbnetenhaufes 
wurde noch auf eine weitere Folgerung hingemwiefen, die aus dem Grundfaße 
der befonderen Entgeltlichleit zu ziehen fei, nämlih auf die Belaftung 
der in erfter Reihe durh den Waſſerſtraßenbau bevorteilten Ufer- 


an 


lieger. 
Es heißt hierüber in dem Kommiffionsberidt ': 
„Bei der Beſprechung der einzelnen in der Vorlage genannten Streden 


wurde in bezug auf die Befjerung der Rübdersdorfer Gewäſſer von dem 


ı Aftenftüd Nr. 201 des Abgeorbnetenhaufes Seffion 1878/79. 


8 2. Die geihihtlihe Entwidlung. 28 


Kaltjee bis zum Dämerigfee bemerkt, daß Kanäle der vorliegenden Art 
den Adjazenten unmittelbare Vorteile brächten; insbefondere werde durch 
die Vertiefung des Rüdersdorfer Kanals das Kalkfteingefhäft viel Iufra- 
tiver gemadt. Es fei deshalb eine Forderung der Geredtigfeit, daß die 
Meltorationsinterefjenten zu den Koften der Ranalarbeiten herangezogen, 
oder daß die Tarife für die Benutzung des Kanals erhöht würden. Die 
Regierung wolle den leßteren Weg wählen. Man fünne darüber ftreiten, 
ob die Wahl richtig getroffen fei. Jetzt müſſe aber auch daran feſt 
gehalten werden, daß die Tariferhöhung dauernd in Kraft trete“. 

Bei der Vorlage des Gefeges über den Bau des Dortmund-Ems- und 
des Oder-Spree-fanald vom 9. Juli 1886 Gef. ©. S. 207 wurde für 
die erftere Waſſerſtraße die Erhebung einer Sciffahrtsabgabe von 50 Pfg. 
für die Tonne vorgefehen, welche nicht nur zur Dedung des Unterhaltungs- 
aufwandes, fondern auch zu einer angemefjenen Verzinſung und Tilgung 
der Anlagefoften dienen follte!. Für den Oder-Spreefanal war dieſe Art 
der Finanzierung felbftverftändlich, weil er einen Bejtandteil des von jeher 
abgabepflichtigen Nebes der Märkifchen Wafjerftraßen bildete. 

In demfelben Jahre fam die Reichsgejehgebung zweimal in die Lage, 
zu der Frage Stellung zu nehmen, ob die Erhebung von Schiffahrtsabgaben 
zur Dedung der Selbftloften von Waſſerſtraßen wirtfchaftlic gerechtfertigt 
fei. Den erften Anlaß bot das Reichsgeſetz über den Norboftfeefanal vom 
16. März 1886, in welchem die Erhebung von Schiffahrtsabgaben wie 
etwas Selbftverftändliches erwähnt wird, und zwar mit den Worten: „Für 
die tarifmäßig von den Schiffen für Rechnung des Reichs zu erhebenden 
Abgaben ijt auf Grund angeftellter Berechnungen der durchſchnittliche Sag 
von 75 Pfg.? pro Negiftertonne, vorbehaltlih einer Spezialifierung, in 
Ausfiht genommen.” 

Eine weitere Veranlaffung ergab fi aus dem Wunfche Bremens, die 
Einführung folcher Abgaben auf der zu Forrigierenden Unterweſer entweder — 
die Anfichten hierüber find geteilt — rechtlich zu ermöglichen ober gegen recht- 
lihe Anfehtungen ſicherzuſtellen. Der Bundesrat jtellte fi in der Be- 
gründung zum Geſetz vom 5. April 1886 rüdhaltlos auf den Standpunkt 
des Gebührenprinzips, defjen Anwendung auf den vorliegenden Fall einer 


1 Tatfächlich ftellte fich die Durdichnittseinnahme aus Schiffahrtsabgaben 1905 
nur auf rund 20 Pfg. pro Tonne. Aftenftüd Nr. 192 des Abgeorbnetenhaufes 
1886 &. 1702. 

2 Im Jahre 1905 wurden tatfählidh nur rund 46 Pig. von der Regiftertonne 
durchfchnittli erhoben. 
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Stromverbefjerung „dem Geifte der Reichsverfaſſung durchaus entjpreche !”, 
und der Reichstag war jedenfalld in der wirtjchaftlichen Frage ganz ein- 
verftanden. Die finanz- und verfehröpolitiihen Anfchauungen, auf welchen 
diefe Haltung des Reichötages beruhte, famen insbejondere zum Ausdrud 
in einer namens der freifinnigen Partei am 12. März 1886 gehaltenen 
Rede des Abgeordneten Dr. Barth. Er fagte: 

„Meine politifchen Freunde ſowohl mie ich ftehen diefer Vorlage 
ſehr günftig gegenüber, und zwar zuächſt aus einem wirtſchaftlichen Ge— 
fihtspuntte. Wir finden hier in diefer Vorlage einen Gedanken, ben 
wir zu unferem Bedauern bei fehr vielen wirtſchaftlichen Vorlagen der 
legten Jahre vermißt haben, nämlich den Gedanken, daß, wo es fih um 
Verfehrserleihterungen handelt, nicht die Koſten ohne weiteres auf die 
Steuerzahler abgemwälzt werden, fondern daß auf Grund des Prinzips 
von Leiftung und Gegenleiftung diejenigen Verkehrsintereſſen, welche erſt 
durch ſolche Verfehrserleichterungen hervorgerufen werden, aud) herangezogen 
werden zur Dedung der Koften. Das ift ein jo richtiger und gejunder 
Gedanke, daß wir es nur warm begrüßen fünnen, wenn einmal durd 
eine Vorlage, wie fie uns jet bejchäftigt, ganz klar dieſer Grundgebante 
zum Ausdrud gebraht wird. Dieſer Umjtand madt uns die Vorlage 
jhon von vornherein empfehlenswert. ch hoffe, es wird durch dieſe 
Vorlage zugleih ein Präzedenzfall gejhaffen, und es werden ähnliche 
Unternehmungen in Zukunft aus dem nämlihen Prinzip heraus ver« 
wirfliht werden. Auf die bier vorgejehene Weife würden meines 
Erachtens die Fahrwafjerverhältniffe faſt aller deutſchen Ströme uſw. 
mejentlich verbefjert werden fünnen zugunften des Schiffahrtäverfehrs und 
ohne eine Belaftung der Steuerzahler.” 

E3 fpringt in die Augen, wie ſtark das bier von einer entjchieden 
liberalen Partei aufgeftellte verfehrspolitiide Programm fi von denjenigen 
Anschauungen unterfcheidet, welche in Preußen für die finanzielle Behandlung 
der Waflerftraßen vor faum zwei Jahrzehnten maßgebend geweſen waren. 
Der Gedanke, daß man auf Sciffahrtsabgaben verzichten fünne, weil die 
von dem abgabenfreien Verkehr zu erwartende Hebung der allgemeinen 
Steuerfraft dem Staat und feinen Finanzen zugute fommen werde, iſt 
verſchwunden. Es wird vielmehr davon ausgegangen, daß die Behandlung 
der Wafjerftraßen als freies Genußgut, nah dem gemeinmwirtfchaftlichen 
Prinzipe, nicht zu rechtfertigen fei, weil feine Identität zwifchen den Steuer- 
zahlern und den Nußnießern der Schiffahrtswege beſtehe. Die Einführung 
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von Schiffahrtsabgaben auf den deutfchen Strömen wird als der richtige 
Weg zur nahdrüdlichen Förderung der Schiffahrtsintereffen empfohlen. 

Die Begründung des preußiſchen Anleihegejeges für die Verbefferung 
der Oder und Spree vom 6. juni 1888 Gej.S. ©. 238 beſchränkt ſich 
auf eine Furze Bemerkung, wonach Sciffahrtsabgaben eingeführt werden 
jollen, um die Selbitfojten der Schiffahrtsanlagen, wenn möglich in vollem 
Maße, zu deden. 

In der Folgezeit find in Preußen im allgemeinen — die Ausnahmen 
find verhältnismäßig felten — Staatsmittel für die Herftellung von Kanälen, 
für die Kanalifierung von Flüffen, für fonftige Verbefjerungen natürlicher 
Baflerftraßen und die Erbauung von Häfen nur noch unter der Bedingung 
der Erhebung von Schiffahrtöabgaben bewilligt worden. Das geſchah ins- 
bejondere dur den Staatöhaushaltsetat 1888 für die Verbefferung der 
Seewafjeritraße zwiſchen Königöberg und dem Meere, durch Genehmigung 
des preußiſch-lübeckiſchen Staatsvertraged vom 4. Juli 1893 für den Bau 
des Elbe— Trave-Kanals, durch den Staatshaushaltsetat 1895 für die Ver- 
tiefung des Seeweges zwifchen Stettin und Smwinemünde, durch den Staats- 
haushaltsetat 1905 für die Negulierung der alten Oder zwifchen Wriezen 
und dem Finowkanal und durch das Gefeg vom 1. April 1905 für die 
darin erwähnten zahlreihen Wafferjtraßen. 

Bei den Verhandlungen über diefe und andere Bewilligungen für Schiff- 
fahrtsanlagen — die vorftehende Darjtellung ift feineswegs erfchöpfend — 
wurde die ſtaatswirtſchaftliche Berechtigung des Gebührenprinzips, fomeit es 
ich um geplante Neubauten oder Verbefferungen handelte, von feiner Seite 
ernſtlich beſtritten. Auch von liberaler Seite wurde, ganz im Sinne der 
Erklärung des Reichstagsabgeordneten Dr. Bart vom 12. März 1886, die 
Unanmwendbarfeit des gemeinwirtfhaftlihen Prinzips auf die Waflerftraßen 
im preußifhen Landtage ausdrüdlich anerkannt, und die dem Gebühren- 
prinzip abgeneigte Berwaltungspraris der Vergangenheit getadelt. Bei der 
Beratung über den preußifhen Staatöbeitrag für den Elbe— Trave-Kanal 
fagte der Abgeordnete Eugen Richter am 4. April 1894: 

„Ih meine überhaupt, daß man bisher zu fehr die Frage der 
Rentabilität der Waſſerſtraßen vernadjläffigt hat. Meine Herren, früher, 
im vorigen Jahrhundert, hat man den ertrem entgegengejegten Stand- 
punft innegehalten, man hat in rüdfjichtölofefter Weiſe die Waſſerſtraßen 
fistalifch ausgebeutet, ohne entjprechende Gegenleiftung feiteng der Gemein- 
wefen zu maden. Namentlich ift dies dort der Fall geweien, wo die 
Waſſerſtraßen mehrere Territorien durchſchnitten; infolgedefjen metteiferte 
man dort in der Auferlegung der Gebühren. Jegt ift man in Gegen- 
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wirkung dieſer früheren Perioden zu dem anderen Ertrem in den letten 
Hahrzehnten gelommen, fo daß man gewiſſermaßen geneigt ift, es als 
jelbftverftändlih anzufehen, daß das Gemeinweſen, der Staat, Auf- 
wendungen für Wafferftraßen ohne entſprechende Gegenleiftung mad. 
Ich bin der Meinung, daß das Prinzip der Zeiftung und Gegenleiftung 
auch in bezug auf die Waſſerſtraßen eine gewiſſe Berechtigung in be- 
jtimmten Grenzen hat, daß das Prinzip der Leiftung und Gegenleiftung 
angewendet werden muß ſowohl in bezug auf den Nutzen der Adjazenten, 
al3 auch in bezug auf den Nuten derjenigen, die die Waſſerſtraßen benutzen. 
Sch kann es dem Herrn Abgeorbneten Bachem zugeben, daß es fehr 
ſchwierig ift bei bereits vorhandenen Waflerftraßen, gewöhnlichen Strömen, 
in Rüdfiht auf Verhältniffe, die fih unter der bisherigen Abgabenfreiheit 
gebildet haben, aber umfo ſchärfer muß man zufehen, wenn es fi um 
die Bildung neuer Waflerftraßen handelt. Ich bin auch der Meinung, 
daß wir uns um fo mehr dazu gedrungen fühlen müfjen als Befiter des 
gefamten Eiſenbahnnetzes. Wenn man auf der einen Seite Zuſchüſſe 
leiftet zur Verzinfung und Unterhaltung der Wafjerftraßen, jo wird dies 
doppelt bedenklich, wenn fi durch dieſelben Wafferftraßen die mäßigen 
Überfchüffe der Eifenbahnen vermindern.“ 

In demfelben Jahre 1894 wurde dann aber, bei der Beratung über 
den Gefegentwurf für den Dortmund— Rhein-Kanal, ein fonfervativer Antrag 
Behr-Bandelom eingebraht, welcher ein viel weitergehendes Ziel verfolgte, 
nämlich die allgemeine Verwirklihung des Gebührenprinzips für das ganze 
vorhandene MWafjerftraßenneg. Demgemäß jollten nicht nur die fünftlichen 
Waſſerſtraßen zur Selbftloftendedung bis zur wirtſchaftlich möglichen Grenze 
herangezogen und die beftehenden Abgabentarife in dieſem Sinne nachgeprüft, 
fondern es follte auch „die Einführung von Gebühren zum Ausgleich für 
die Koften, melde für die Verbeſſerung der natürlihen Wafjerftrafen auf- 
gewandt find oder werben“, Gegenftand weiterer Erwägung fein. Das 
Mefentlihe lag in dem zweiten, die natürlihen Wafjerftraßen betreffenden 
Teile des Antrages, und zwar weniger in dem Grundſatze der Gebühren- 
erhebung für künftige Verbefferungen, als in der Forderung der nachträg— 
lichen Einführung von Schiffahrtsabgaben für die in der Vergangenheit 
gemachten Aufwendungen. jener Grundfah konnte verhältnismäßig leicht 
in der Weife verwirklicht werden, daß man Geldmittel nur noch für bie- 
jenigen Waſſerſtraßen bewilligt, welde gleichzeitig unter Abgabentarife ge- 
itellt wurden. Tatjählih haben Regierung und Landtag auch diefen Weg 
vor und nad 1894 mehrfach beſchritten. Sehr viel größere Hinderniffe 
itanden aber der Vermwirflihung des Programms bezüglich der früheren 
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Aufwendungen — der nadträglihen Durchführung des Gebührenprinzips 
für ſchon ausgeführte Strombauten — entgegen. 

Der, auch von der nationalliberalen Partei unterftügte Antrag Behr- 
Bandelom wurde damals, nachdem der Finanzminiſter Miquel eine entgegen- 
fommende Erklärung abgegeben hatte, zurüdgezogen. Die Forderung der 
Wiedereinführung von Schiffahrtsabgaben auf allen natürlihen Waflerftraßen 
und unter Berüdfihtigung aller bisherigen Sciffahrtöverbefjerungen wurde 
aber bei den Verhandlungen über die großen preußifchen Kanalvorlagen von 
1899, 1901 und 1904 weiter verfolgt und nachdrücklich zur Geltung 
gebracht, mit dem Endergebnis, daß fie in dem befannten $ 19 des Mafler- 
ſtraßengeſetzes vom 1. April 1905: 

„Auf den im Intereſſe der Schiffahrt regulierten Flüffen find 
Schiffahrtsabgaben zu erheben. Die Abgaben find fo zu bemefien, daß 
ihr Ertrag eine angemefjene Berzinfung und Tilgung derjenigen Auf- 
wendungen ermöglicht, die der Staat zur Verbefjerung oder Vertiefung 
jedes dieſer Flüffe über das natürlide Maß hinaus im nterefje der 
Schiffahrt gemacht hat.” 

nunmehr für Preußen zur gefeglichen Anerkennung gelangt ift. 

Seitdem find alle großen Parteien im preußifchen Landtage für die 
Durhführung diefer Forderung eingetreten. Bei einer Erörterung des Gegen- 
itandes am 18. April 1907 fagte der nationalliberale Abgeordnete Kraufe 
— im Anfhluß an längere Ausführungen über die Berfafjungsfrage: 

„Sn wirtfchaftlicher Beziehung ftehen meine freunde hier der König— 
lihen Staatöregierung zurfeite. Es mögen Bedenken beftehen und 
namentlich in früherer Zeit bejtanden haben, ob Schiffahrtsabgaben den 
allgemeinen Intereſſen des Landes entjprehen. Wenn man fi aber ver- 
gegenwärtigt, daß Regulierungen und Verbefferungen der Flußläufe nad 
den heutigen Berhältnifjen meift mit ganz ungeheuren Koften verknüpft 
find, dann muß man allerdings auch ſchon vom Standpunft der Billigkeit 
und Geredtigfeit jagen, daß es zum minbeften recht zweifelhaft ift, ob 
es richtig ift, lediglich aus der allgemeinen Kafje der Steuerzahler ſolche 
Aufwendungen zu machen.” 

Im weiteren Berlaufe feiner Rede wendete der Abgeorbnete Kraufe ſich 
nur dagegen, daß bei der Bemefjung der Abgaben die Aufwendungen der 
Vergangenheit mitberüdfichtigt würden. 

Bei demfelben Anlafje erklärte der Redner des Zentrums: 

„Wirtfchaftlih ift die Einführung von Schiffahrtsabgaben, d. h. von 
Abgaben, dur die eine Verzinfung des für die Verbefferung der Flüſſe 
aufgewendeten Kapitals herbeigeführt wird, durchaus gerechtfertigt.“ 
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und bie beiden fonfervativen Parteien traten, ebenjo wie ſchon feit langer 
Zeit, nahdrüdlih für die Verallgemeinerung der Schiffahrtsabgaben ein. 

Bon den übrigen deutfchen Staaten hatten die Hanfeftädte, alfo gerade 
diejenigen, welde am ftärfjten auf die Pflege der Schiffahrtsintereſſen an- 
gewiefen waren und die größte Sachkenntnis auf diefem Gebiete bejaßen, 
die in Preußen um die Mitte des vorigen Jahrhunderts betätigte doftrinäre 
Zurüddrängung des Gebührenprinzips nicht mitgemadt. Sie erhoben und 
erheben noch heute Schiffahrtsabgaben in fehr beträchtliher Höhe; die 
bremifchen find bei weitem die höchſten in Deutfchland. 

In Süddeutſchland fannte man vor 1867 faſt nur die Flußzölle und 
fo gut wie gar feine Schiffahrtsabgaben im eigentlihen Sinne. Das 
Herzogtum Naffau und dad Großherzogtum Heffen waren im allgemeinen 
entfchiedene Anhänger der Zölle, während Bayern und Baden der Regel 
nah für ihre Abfchaffung oder doch Ermäßigung eintraten. Aber auf 
diefe Regel war nicht ohne Ausnahme; bei der im Fahre 1861 unter den 
NRheinuferftaaten vereinbarten Herabfegung der Aheinzölle wurde das Bau: 
und Nutzholz auf Verlangen Badens, melches hier ein Intereſſe an 
der Beibehaltung einer höheren Sciffahrtsabgabe hatte, nicht berüd- 
ſichtigt!. Auf dem Nedar hat Baden die Flußzölle, welche von Württem— 
berg für den Oberlauf jhon 1835 aufgehoben worden waren, für bie 
115 km lange untere Strede bis 1862 und die Flußzölle auf mwürttem- 
bergifches Holz fogar bis 1867 aufrechterhalten. Die Sciffahrtsabgaben auf 
dem Donau— Mainkanal wurden in Bayern beibehalten, und zwar in einer 
Höhe, wie fie fonft auf deutihen Wafferftraßen nur felten vorkommt. 
Auch ın Baden ift der Gedanke der Anwendung des Gebührenprinzips auf 
Schiffahrtöverbefferungen noch neuerdings erwogen worden, ala es fih um 
den von Elſaß-Lothringen angeregten Ausbau des Rheinfahrwafjers zwifchen 
Mannheim und Straßburg handelte. Der badifhe Minifter Schenkel hat 
hierüber in der zweiten Kammer zu Karlöruhe am 17. Januar 1906 folgende 
Mitteilungen gemadt: 

„sch kann hier ganz offen befennen, daß jchon feiner Zeit, als die 
Großherzogliche Regierung Anfang der Mer Jahre erſtmals Beranlafjung 
hatte, die Frage der Rheinregulierung bis hinauf nad Straßburg näher 
zu erwägen, die Erwägungen der Regierung ſich ganz naturgemäß aud 
auf die Frage erftredt haben, ob man es dem Landtag nicht erjparen 
fünnte, aus allgemeinen Staatsmitteln die erheblihen Ausgaben für die 


I Dentichrift zu dem Entwurfe des preußifchen Geſetzes wegen Ermäßigung 
der Rheinzölle vom 26. Februar 1861, Aktenftüd 19 des Abgeordnetenhaufes 1861. 
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Rheinregulierung zu bemwilligen, ob man vielleicht einen Weg finden 
fönnte, auf dem die unmittelbar Beteiligten zur ganzen oder teilweifen 
Dedung diefer großen Koften heranzuziehen wären. Die beteiligten 
Minifterien find aber damals zu einem negativen Ergebnis gelangt; fie 
mußten fich vor allem jagen, daß ohne eine Änderung der Reichsverfaffung 
eine folhe Schiffahrtsabgabe auch für den Oberrhein nicht eingeführt werden 
fönne. Und zum zweiten fagte man ji: wenn ein neuer, noch in den 
Anfängen befindliche, in den erſten Kindheitszuſtand eintretender Verkehr 
bis hinauf nah Karlsruhe und Straßburg entwidelt werden fol, jo dürfe 
man nicht für diejenigen, die das Riſiko eines folhen neuen Verfehrs 
übernehmen follen, ald hemmendes Angebinde eine ſolche Sciffahrtsab- 
gabe in die Wiege Hineinlegen '.” 

Man fieht hieraus, daß die badiſche Regierung die Frage der Ein— 
führung von Rheinſchiffahrtsabgaben nit ala eine ſolche angejehen hat, 
deren Erörterung von vornherein ausgefchloffen und gegenjtandslos wäre. 

Aber auch außerhalb der Regierungen und Volfsvertretungen hat der 
Gedanke, daß die Wafjerftraßen ihre Selbitfoften oder doch einen angemefjenen, 
dem Vorteil der Schiffahrt und ihrer Reiftungsfähigfeit entiprechenden 
Teil der Selbitloften im Gebührenform aufbringen müßten, in den leßten 
Jahrzehnten große Fortfchritte gemadt: nicht nur in denjenigen Gruppen 
der Bevölferung, welche der Schiffahrt und ihren Intereſſen fern oder fremd 
gegenüberftehen, fondern gerade aud in den Sciffahrtskreifen felbft und den 
mit der Schiffahrt zufammenhängenden Kreifen des Handels und der 
Induftrie. Für die Stellungnahme diefer Gruppen ift im allgemeinen 
die Erwägung beftimmend gemefen, daß ohne ein Entgegenfommen in der 
Frage der Sciffahrtsabgaben an den im wirtſchaftlichen Intereſſe dringend 
wünfchensmwerten weiteren Ausbau des deutſchen Wafjerftraßenneges nad 
Sage der Umftände für abfehbare Zeit nicht zu denken ſei. Auf dieſen 
Standpunft haben fich nicht nur Männer wie Bellingrath, Philippi und Soetbeer, 
fondern auch angefehene wirtfchaftliche Körperfchaften, wie die Handelsfanmern 


I! Amtliche Berichte über die Verhandlungen der Badiihen Ständeverfammlung 
1906 S. 61. Die Fürforge für die Entwidlung des Verkehrs nah Straßburg in 
der ichwierigen Anfangszeit hätte fich vielleicht audh nah preußiſchem Vorgange 
dadurch betätigen laffen, daß man, wie beim fanalifierten Main und der fanalifierten 
Fulda, der Schiffahrt zunäch ſt eine Neihe von Freijahren bewilligte, oder wie beim 
Dortmund— Emd-Hanal, für die erjten Jahre einen fehr niedrigen Übergangstarif 
einführte. Anderſeits war aber die Einführung von Schiffahrtsabgaben auf dem 
Khein oberhalb Mannheim kaum denkbar ohne gleichzeitige Eröffnung der Möglichkeit, 
ſolche Abgaben auch unterhalb der badiſchen Grenze einzuführen. 
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Cöln, Hannover, Görlig und die Vereinigung der niederrheinifch-weftfälifchen 
Handelstammern in Efjen, die Kaufmanfhaft in Hamburg und die Älteſten 
der Kaufmannfhaft in Berlin, fhon vor längerer Zeit geftellt!. Schon die 
Schriften von Graf „die Rheinſeeſchiffahrt“ aus dem Nahre 1890, von 
van der Borght über die wirtjchaftliche Bedeutung der Rheinfhiffahrt von 
1892 — erftere auf Veranlaffung eines rheinifchen Großkaufmanns erfchienen, 
leßtere im Anfrage der Cölner Handelskammer gefchrieben — nehmen über- 
einftimmend die Erhebung von NhHeinfchiffahrtsabgaben als Entgelt für 
weitere Berbefjerung des Fahrmafjerd in Ausficht. 

Die feit den 70er Jahren eingetretene entfchievene Abkehr von 
dem Grundfate des freien Genußgutes zeigte ſich übrigens nicht nur in der 
immer ftärferen Betonung des Gebührenprinzips, fondern auch in der Vor- 
ausbelaftung derjenigen, welchen die Vorteile einer neuen oder verbefjerten 
MWaflerftraße unmittelbar zu gute lommen. Die Gegenftrömung gegen die 
Lehrmeinung, daß die finanzielle Mehrbelaftung in Folge der Nichteinführung, 
Aufhebung oder Ermäßigung von Sciffahrtsabgaben in der dur die 
billigeren Wafferfrachten veranlaßten Hebung der allgemeinen Steuerkraft 
ihren Ausgleich finde, ift in dem Syftem der Vorausbelaftung fajt nod 
ichärfer als in der Nüdfehr zum Gebührenprinzip zum Ausdrud gefommen. 
Denn da die Vorausbelaftungen regelmäßig durch Sonderfteuer oder Gteuer- 
zufchläge aufgebracht werden müfjen, jo wird in derartigen Fällen die Un- 
richtigleit des gemeinmirtfchaftlihen Prinzips dur die Verſchiedenheit in 
der Befteuerung ganz bejonders veranfhaulicht. Übrigens ift das Syſtem ber 
Borausbelaftung tatfählich ftets in Verbindung mit dem der Erhebung von 
Gebühren angewendet worden, jo insbefondere bei dem Ems— Jade-Kanal, 
bei der Kanalifierung der oberen Nete, bei dem Dortmund—Ems3- Kanal, 
bei der Kanalifierung der oberen Dder, bei der Verbeſſerung der Spree- 
waflerftraße im Weichbilde von Berlin, bei der Kanalifierung der Fulda, 


! Vergleiche hierüber die Darftellung bei Shumader, Zur frage der 
Binnenſchiffahrtsabgaben, Berlin 1901, Julius Springer, S. 258—262. 
Wenn der voltswirtfchaftliche Beirat der Älteften der Kaufmannſchaft zu Berlin 
auf der Dresdner Verhandlung am 18. Januar 1907 mitteilte: 
„dab die Älteften, im Einllange mit ihrer Mijährigen Geſchichte, feit auf dem 
Standpunkte ftehen, dab in jedem Falle die SchiffahrtSabgaben zu vermwerfen find,” 
fo fcheint er den Jahresbericht diefer Korporation für 1892 nicht aefannt zu haben, 
wo die Älteften S. 59 vorbehaltlos erklären: 
„Als Freunde eines rationellen Ausbaues unjeres Netes von Binnenwafler- 
ftraßen haben wir ſtets zugeftanden, daß die Koſten desjelben vom Verkehr ſelbſt 
getragen werden können und follen.“ 
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bei dem Ausbau der Seewaflerftraßen nad Stettin und Königsberg, bei 
den Waflerftraßen des Geſetzes vom 1. April 1905 und bei dem Spoykanal 
Das gleiche Verfahren wird bei den Verhandlungen über die Kanalifierung 
der oberen Aller und über den Bau des mafurifhen Kanals angewendet ; 
es würde jedenfall auch im Falle der Mofel—Saarkanalifierung zur An- 
wendung kommen. 

Die BVorausleiftung wurde zunädft regelmäßig in Geftalt von Kapital: 
beiträgen beanfprudt. Man forderte entweder die Übernahme der Gründ- 
erwerbafoften ! oder die Zahlung beftimmter Beitragsfummen. Der erftere Weg 
wurde bei dem Ems —Jade-Kanal, bei der Kanalifierung der oberen Nete 
und Oder und beim Dortmund—Ems-fanal, der lettere bei der Kanali- 
fierung der Fulda, bei der Verbefferung der Spreewaflerftraße in Berlin 
und bei dem Elbe—Trave-Kanal befchritten — um hier einige Beifpiele an- 
zuführen?. Die Inanſpruchnahme mit beftimmten Summen hat im all- 
gemeinen den Vorzug, daß fie auf alle Schiffahrtsverbefferungen anwendbar 
it, während die Forderung der Grunderwerbskoſten nur für Kanäle und 
unter Umftänden für Flußfanalifierungen paßt; außerdem ift es vom Stand- 
punkte der in Anfpruch genommenen Verbände ein Vorzug, daß die Höhe 
ihrer Belaftung vollftändig zu überjehen ift. 

Bom Jahre 1888 ab fam ein neues Syſtem der Vorausbelaftung, das- 
jenige der Bürgjchaftsleiftung für gewiſſe Mindefterträge aus den Schif— 
tahrtsabgaben, zur Anwendung; zum erjtenmale bei dem Seemege nad) 
Königsberg, jpäter bei der Seewafjerftraße nad Stettin und dann in großem 
Maßſtabe bei den Waſſerſtraßen des Geſetzes vom 1. April 1905. Die 
Bürgichaftsforderung richtete fih bei den Kanälen auf die gefamten Koften 
des Betriebes und der Unterhaltung, bei den verbefjerten natürlihen Wafjer- 
ftraßen auf die Mehrloften und bei allen Wafferftraßen auf die Verzinfung 
eines Kapitalanteiles, der für jene beiden Seewafjerftraßen 1888 und 1895 
auf 1/4, für die Sciffahrtöwege des Geſetzes vom 1. April 1905 auf Ya 
und für den Spoyfanal nad dem außrrordenliden Etat der Bauverwaltung 
für 1907 fogar auf °%ss bemeſſen wurde. Mit derartigen Bürgjchaften 
belaftet find für die Seewege nad Königsberg und Stettin die dortigen 


ı Die Eifenbahnverwaltung ftellt feit einiger Zeit bei Nebenbahnen die alter- 
native Forderung auf Überweifung der Grundftüde oder ihres eifenbahnjeitig be- 
Himmten Geldwertes. Im leßteren Falle trägt die Eifenbahn das Niftfo der 
Überjchreitung des geſchätzten Preifes. 

2 Für die Fulda hatte die Stadt Caſſel 730 000 ME., für die Spree Berlin 
3200 000 Mf. und für den Elbe—Trave-fanal der Kreis Herzogtum Lauenburg 
60 000 ME. beizutragen. 


32 11. Staatswirtſchaftliche Berechtigung der Schiffahrtsahgaben. 


faufmännifchen Korporationen, im übrigen die beteiligten Provinzial- und 
Kommunalverbände, für den Hannover— Rhein⸗Kanal auch die Freie und Hanfe- 
itadt Bremen. Bei dem Stettiner Seewege liegt übrigens nicht nur ver Fall 
der Abgabenerhebung und der Bürgfchaft für einen Mindeftertrag, fondern 
außerdem noch der der baren Worausleiftung vor, da die Provinz Pommern 
fih mit 400000 ME. an den Baufoften beteiligt hat. 

Auf dem Gebiete des Wegeweſens war durch die Aufhebung des 
Shaufjeegeldes auf den Kunftitraßen des Staates das Prinzip des freien 
Genußgutes feiner Verwirklichung näher gefommen, zumal in der Folge aud) 
zahlreiche nicht jtaatlihe Straßen abgabefrei geſtellt wurden. Aber von 
ausschließlicher Geltung ift es doch noch ziemlich weit entfernt, und es ift 
aud hier eine gewiſſe Gegenftrömung, wenn auch in geringerer Stärfe ale 
bei den Schiffahrtswegen, erkennbar. Die Anregung, auch auf den nidt 
ftaatlihen Kunftftraßen das Wegegeld durch ein Verbotsgeſetz zu bejeitigen, 
fand fon bei der Beratung des Geletes vom 27. Mai 1874 und im 
nächſten Jahre bei der Verhandlung über den Entwurf einer Wegeordnung 
im Abgeorbnetenhaufe lebhaften Widerſtand. Es mar inäbefondere der 
damalige Abgeoronete Miquel, welcher den praftifchen Standpunft in der 
Frage zur Geltung bradte, indem er zuguniten des Gebührenprinzips am 
18. Februar 1875 ausführte: 

„Ih ſprach einmal mit einem engliihen Staatsmann tiber die Frage 
wegen des Brüdengeldes und verwunderte mich darüber, daß in England 
no jo regelmäßig Brüdengeld erhoben wird, Mein Mann erwiderte: 
was wollen Sie, wir Engländer find praftifhe Leute; wir wollen lieber 
Brüden haben und nicht gezwungen fein, durchs Waſſer zu waten, als das 
legtere mit dem Bewußtſein, daß wir nad) den neueren volfswirtfchaftlichen 
Theorien uns nicht mehr die verkehrten indireften Abgaben auferlegen. 
Wenn ih die Wahl Habe, ob ich eine Chaufjee bekommen fann 
mit Chaufjeegeld, jo nehme ich die Chauſſee mit Chaufjeegeld ; natürlich 
führe ich fein Chaufjeegeld neu ein, wo es nicht notwendig ift. Aber 
wenn ich es vermeiden fann, ift mir eine Chaufjee lieber mit einer folchen 
geringen Belaftung, ald daß ich gezwungen bin, durch tiefen Sand, durch 
Moor und Dred zu fahren.“ 

Tatſächlich ift denn auch ein nicht unbeträchtlicher Teil des preußifchen 
Chaufjeeneges noch heute abgabepflichtig. Im Jahre 1903 waren es 
11364 km mit 1808400 Mk. Reineinnahmen bei einer Gefamtlänge der 
preußifchen Kunſtſtraßen von etwa 100000 km. Bon den abgabenpflichtigen 
Straßen entfielen mehr als °/s, nämlid 8179 km mit 1511568 Mt. 
Cinnahmen auf die oftelbifchen Provinzen. In diefen Zahlen find die 
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oftelbiihen Teile der Regierungsbezirfe Merfeburg und Magdeburg nicht 
einbegriffen ; vielmehr find die dortigen Straßen dem meftelbifchen Gebiete 
hinzugerechnet. Won 1904 bis 1906 haben meitere 38 Verleihungen des 
Chauffeegeloheberechtes für rund 340 km ftattgefunden, die bis auf drei 
Verleifungen für 22 km fämtlid auf Kunftftraßen in der Dfthälfte des 
Stantögebietes ſich beziehen. Diefe Zahlen laſſen deutlich erkennen, daß 
der Often mit feinen landwirtſchaftlichen Jnterefien, feiner geringeren Be- 
völferung und Wohlhabenheit und feinem weniger engmajchigen Straßennet 
in höherem Maße auf Verkehrsabgaben angewieſen oder von ihrer Berechtigung 
in höherem Maße überzeugt ijt, als der Weiten. 

Eine Rückkehr zum Gebührenprinzip lag in den Beflimmungen, melde 
von 1876 an in eimer Reihe von Provinzialgefegen! mit mehrfach ab- 
weihendem Inhalte und ſchließlich durch das Gefeg vom 18. Auguft 1902 
einheitlich für das ganze Stautögebiet über die Heranziehung gewiſſer Betriebe 
zur Tragung der Wegebaulajten erlafjen worden find. Dies Geſetz berechtigt 
allgemein den Wegebaupflichtigen, die Unternehmer von Fabriken, Bergwerken, 
Steinbrücen, Ziegeleien oder ähnlichen Betrieben, deren Verkehr eine ftarfe 
Abnugung des Wegelörpers mit fi bringt, nah Mafgabe der hierdurch) 
eintretenden Erhöhung der Wegebaulaft mit Beiträgen zu den Unterhaltungs- 
toften zu belegen. Man hätte das gleiche finanzielle Ziel auch dadurd 
erreihen Zünnen, daß man auf fonft abgabenfreien Straßen eine befondere 
Wegegelderhebung für die Transporte der beteiligten Betriebe einrichtete; 
ſchon jegt ijt bei Wegen und Brüden nicht felten die Abgabenerhebung auf 
örtlih abgegrenzte Verkehrsgruppen oder Verkehrsarten befchränft?. Ein 
ſolches Verfahren hätte jedoch unverhältnismäßig hohe Erhebungskoſten ver- 
urfaht; es war deshalb zwedmäßiger, die Beteiligten mit entjprechend 
abgeihätten feiten Jahresbeiträgen heranzuziehen. Daß die auf Grund des 
Gefeges von 1902 für intenfive Straßenbenugung erhobenen Unterhaltungs- 
toftenbeiträge die Natur paufchalierter Gebühren haben, zeigt fi in ihrer 
Bemefjung nad) dem Grade der nanfpruchnahme, nad dem Grundſatze 
von Leiſtung und Gegenleiſtung. 

Aber auch die feiner Verlehrsabgabe irgend welcher Art unterworfenen 
Wege find keineswegs ohne weiteres ein freies Genußgut für diejenigen 
Benuger, welde zugleih Straßenanlieger jind. In dieſer letzteren Eigen- 


1 Sie find in $ 9 deö Gefeges vom 18. Auguft 1902 6.5.5. 315 zufammen- 
geftellt. 
® Dft ift der Verkehr gewiſſer Ortichaften befreit, oder es find Fuhren zu 
gewifien Zweden und unter gewiſſen Vorausſetzungen begünftigt. 
Schriften CGXV. — Zweiter und britter Zeil. 3 
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Schaft werden fie in großem Umfange zu Vorausleiftungen herangezogen, 
welche ein Entgelt für ihre befonderen Vorteile aus dem Vorhandenfein der 
Straßen bilden. nsbefondere fann den Anliegern ftädtifcher Straßen nad 
dem preußifchen Gefeg vom 2. Juli 1875 ein entfprechender Teil der 
Etraßenbaufoften und für einen fünfjährigen Zeitraum auch des Unterhaltungs- 
aufwandes auferlegt werden. Aber auch bei nicht ftädtifchen Straßen ift 
eine Vorausbelaftung der Anlieger oder, bei den Straßenbauten größerer 
Gemeindeverbände, der Anliegergemeinden zuläſſig. Von diefen Befugniffen 
machen die Gemeinden und Gemeindeverbände tatfächlich ausgiebigen Gebraud. 
E3 handelt fi hier zwar nicht um Gebühren, aber doh um Abftufungen 
der Steuerlaft, welche mit dem gemeinmirtfchaftlihen Prinzip nicht im 
Einklange ftehen und defjen beſchränkte Anwendbarkeit auf dem Gebiete des 
Wegeweſens dartun. 

Während fo die Grenzen zwifchen der praftiichen Geltung des gemein: 
wirtfchaftlihen und Gebührenprinzips im Laufe der Zeit fich mehrfach ſtark 
verfchoben haben, ift die Grenzlinie für das Anwendungsgebiet des Ermwerbs- 
prinzips im weſentlichen unverändert geblieben. 

Das wichtigfte Verkehrsmittel der Neuzeit, die Eifenbahn, ift in Preußen 
von vornherein nad diefem Prinzip behandelt worden. Es fonnte aud 
nicht anders fein, nahdem der Staat einmal den Entſchluß gefaßt hatte, 
das Eifenbahnmefen der privaten Unternehmung zu überlafien. Die Gründe 
hierfür lagen in dem Zmeifel an der Zukunft der Eifenbahnen, an ver 
Möglichkeit ihrer Entwidlung zu einer allgemeinen, das ganze Staatögebiet 
überjpannenden Verkehrsanſtalt. Bei den erften Eifenbahnplänen hatte 
man Bebenfen gegen die Ausführung durch den Staat, weil es ſich natur- 
gemäß bei diefen Anfängen nur um örtliche Intereſſen handeln konnte, 
während eine Staatsfhuld — ein anderer Weg der Geldbeſchaffung kam 
nicht in frage — nur „zur Förderung des allgemeinen Beften“ aufgenommen 
werden dürfe. Man nahm an, daß durch das vorhandene und nocd zu 
erweiternde Kunſtſtraßennetz dem allgemeinen Verkehrsbedürfnis hinreichend 
gedient werde, während von dem Eifenbahnbau eine Schmälerung der Ein: 
nahmen an Wegegelvern ohne gleichzeitige Ermäßigung des Aufwandes für 
die Straßenunterhaltung zu befürdten fei. Außerdem fönnten die durch 
die Eifenbahnen eintretenden Verfhiebungen der gewerblichen Verhältniſſe 
zahlreiche Anfprüde gegen den Staat hervorrufen !. 

Daß Privatbahnen nur nah dem Grundfage der Erwerbswirtſchaft 


ı Val. den Auffag: „Zum 3. November 1833* von Gleim im Archiv für 
Eiſenbahnweſen 1888, S. 797 ff. 
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verwaltet werden fonnten, verjtand fih von jelbit, und aud der Staat 
fonnte, als er fpäter am Eifenbahnbau fich beteiligte, nicht anders handeln. 
Die Möglichkeit hierzu bot fich erjt bei der Verftaatlihung der Privatbahnen, 
und man hat damals in der Tat an die Anwendung des Gebührenprinzips 
auf die Staatsbahnen gedaht!. Der Verwirklihung dieſes Gedanken 
ftand bisher die Finanzlage entgegen. Daß die preußifchen Staatsbahnen 
auch unter der Herrfhaft des Erwerbsprinzips fi ſehr günftig entmwidelt 
und die wirtfchaftlichen Intereffen des Landes in hohem Maße gefördert 
haben, wird als feftitehend angefehen werben Fünnen. 

Eine fehr viel geringere Bedeutung hat das Ermwerbsprinzip auf dem 
Gebiete des Wegeweſens und der Schiffahrtsanftalten in Preußen erlangt. 
Es wurde zwar eine Anzahl von Kunftitraßen, namentlih in der erften 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts, von Aftiengefellihaften gebaut, welche 
aus den auflommenden Wegegeldern Dividenden verteilten ; indeſſen ift die 
Bildung diefer Geſellſchaften in zahlreihen, vielleiht in den meiften Fällen 
nicht eigentlih unter dem Gefihtspunfte der Betätigung des Erwerbsſinnes, 
fondern mehr unter dem der organifierten Selbſthilfe aufzufaffen. 

Im Bau von Wafferftraßen hat fih das Privatfapital, wenn man 
von dem Nhein— Ruhr-Kanal abjieht, der im Grunde genommen nur einen 
Beftandteil ded alten Duisburger Hafens bildete, in zwei Fällen betätigt, 
welche beide im Bereich der Märkiſchen MWafferftraßen Liegen; es handelte 
fih um den Ausbau der Emiter, eines linksſeitigen Nebenflufjes der Havel?, 
und der in die Dahme mündenden Notte. Im erften Falle wurde ein 
ichiffbarer Fluß durch eine Gefellfhaft von beteiligten Grundeigentümern, 
insbefondere Ziegeleibefigern, für größere Fahrzeuge zugängig gemacht, wobei 
auch abgefehen von fonftigen Vorteilen ein guter finanzieller Erfolg aus 
den Schiffahrtsabgaben erzielt wurde. Im zweiten Falle wurde eine im land- 
wirtfchaftlihen Intereſſe ausgeführte Borflutverbefjerung mit dem Ausbau 
einer bis dahin wenig ſchiffbaren Waſſerſtraße verbunden und die anteilige 
Koſtendeckung durch Sciffahrtsabgaben angeftrebt. 

In nicht ganz unbedeutendem Umfange hat das Privatfapital im Bau 
und Betriebe von Häfen und fonjtigen Umfchlagsanlagen fich betätigt. In 
einigen Fällen find dabei glänzende Ergebnifje erzielt worden, namentlich 
bei den dur Aktiengefelfichaften gebauten und verwalteten Häfen in Duis- 





1 Bal. die Erklärungen des Minifterd Maybah im Abgeorbnetenhaufe am 
23. November 1882, 19. Februar 1883, 28. November 1883, 21. Januar 1834 und 
14. Februar 1885. 
2 Bol. Bd. I S. 50, 187, 218. 
3* 


36 II. Staatöwirtihaftlihe Berechtigung der Schiffahrtsabgaben. 


burg und Brahemünde, von welchen der erſtere Dividenden bis zu 30 v. H. 
gebracht hat!. Es gibt, namentlihd im Dften des Staatögebietes, eine 
Anzahl von Häfen und Ladeftellen für den öffentlichen Verkehr, welche Ge 
fellfihaften oder auch Einzelperfonen gehören und ihren Eigentümern eine 
mehr oder weniger hohe Rente aus Sdhiffahrtsabgaben bringen. hr 
Beftehen fcheint einen Beweis dafür zu liefern, daß unter günftigen Um: 
ftänden auch die Anwendung des Erwerbsprinzips auf Schiffahrtsanftalten 
ohne Nachteil für die Verfehröinterefjen möglich iſt?. 

Ähnlich wie in Deutfchland ift auch in Frankreich bei der Finanzierung 
von Wafferftraßen- und Hafenbauten das früher herrfchenne gemeinmwirt- 
ſchaftliche Prinzip in neuerer Zeit ſtark durchbrochen worden. Die fran- 
zöſiſchen Gefege vom 22., 23. und 24. Dezember 1903 über den Ausbau 
der Edhiffahrtsanftalten fordern fehr bedeutende Beiträge der Handeläfammern, 
Gemeinden und Departements; fie enthalten ferner die Rüdfehr zum Ge 
bührenprinzip, infofern fie für die weitaus wichtigſte franzöfifche Binnen: 
mafjerftraße, den Canal du Nord, die Erhebung von Schiffahrtsabgaben 
für Rechnung der Handeldfammer in Douay zulafien. 


8 3. Die Notwendigkeit des Bergleihes zwiſchen Schiffahrts- 
anftalten, Landſtraßen und Eifenbahnen Hinfichtlich ihrer finan- 
ziellen Behandlung. 


Es wäre denkbar, die Frage der ſtaatswirtſchaftlichen Berechtigung 
von Schiffahrtsabgaben in Preußen als ein abgeſchloſſenes, für ſich beſtehendes 
Problem zu behandeln. Man könnte ſich auf einen Vergleich der tatſächlichen 
Verhältniſſe bei Waſſerſtraßen und Häfen mit den oben entwickelten Grund» 
fägen über die Anwendung des gemeinmirtfchaftlihen und Gebührenprinzips 
bejchränten. Es würde dann nur darauf ankommen, ob die räumliche 
Verteilung der Waflerftraßen und Häfen über das Staatsgebiet fo gleich— 


! Der Hafen Duisburg wurde fpäter von der Stadt erworben und 1905 in 
ftaatlihe Verwaltung genommen; der Hafen Brahemünde wurde 1899 Eigentum 
des Staates. 

2 Nach dem Wortlaut ded Art. 54 der Reichdverfaffung und des Art. 25 des 
Bollvereinsvertrags ift die Überfchreitung der Selbftloftengrenze allerdings nur für 
private Wafferftraßen, nicht aber für private Häfen und Ladeftellen mit Abgaben- 
erhebung erlaubt. Indeſſen ift diefe Beftimmung tatfächlich nicht angewendet worden: 
wollte man fie anwenden, jo würde eine ganze Anzahl von Unternehmungen, melde 
dem Sciffahrtsintereffe dienen, unterdbrüdt und für die Zukunft verhindert 
werben. Vgl. Bd. I S. 20— 29. 
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mäßig, ihre Einrihtung und Leiftungsfähigkeit fo gleichartig und ihr Nußen 
für die Gefamtheit der Steuerzahler jo allgemein ift, daß ihre Behandlung 
nad; dem Grundfage des freien Genußgutes gerechtfertigt wäre. Im Falle 
der Verneinung diefer ragen müßte weiter unterfudht werden, ob die 
Anwendung des erwerbsmwirticaftlihen oder des Gebührenprinzips auf die 
Waflerftraßen und Häfen den Verhältniffen mehr entfpridt. 

Eine ſolche Beihränfung des Themas ift jedoch nicht möglich, weil 
die Erwägungen der Gerechtigkeit und Billigfeit, welche für die Frage der 
finanziellen Behandlung der Wafferftraßen und Häfen ausfchlaggebend find, 
den Vergleich mit den anderen großen Verkehrsanftalten nit nur nahelegen, 
fondern notwendig machen. Diefe Notwendigkeit ergibt ſich aus der Tatfache, 
daß Landftraßen, Eifenbahnen, Schiffahrtswege und Häfen troß aller zwifchen 
ihnen beftehenden Verſchiedenheiten fchließlich doch Beftandteile "eines großen 
volfswirtichaftlichen Organismus find. Sie dienen alle dem gleichen Zwede, 
der Löfung des Problems der Überwindung von Entfernungsunterfchieben. 
In Erfüllung diefes Zweckes arbeiten fie nicht nur nebeneinander, fondern 
auh miteinander. Ihre Tätigfeit greift vielfah in einander über, in 
wechſelſeitiger Unterftügung und zumeilen auch im Wettbewerbe. Cs bejteht 
inöbefondere eine ftarfe gegenfeitige Abhängigkeit und Bebingtheit zwiſchen 
Eifenbahnen und Wafferftraßen. Mit vollem Recht fagt der Arbeitsausfhuß 
der Rheinjchiffahrtsinterefjenten in feiner Denkjchrift aus dem Jahre 1904 
©. 44, daß die Entwidlung der Rheinfhiffahrt troß des Herabgehens der 
Eifenbahntarife deshalb möglih war, weil die Stromverbefjerungen eine 
gleichzeitige Ermäßigung der Wafjerfrachten zuließen. In der VBerfammlung 
dee Vereins für Socialpolitit am 25. September 1905 zu Mannheim 
verlangte der dortige Oberbürgermeifter, die Staatseifenbahnen follten zuerft 
ihre Tarife herunterfegen; dann wollten „die Intereſſenten des Handels 
und der Induſtrie die Rheinfchiffahrtsabgabe akzeptieren“. In der Tat 
würde eine fräftige Frachtermäßigung auf den Schienenftraßen wahrfcheinlich 
die Stellung Mannheims ala Umfchlagsplag beeinträchtigen, weil für viele 
Sendungen in das Hinterland von Mannheim der unmittelbare Eifenbahnmweg 
fih billiger ftellen würde, wie der fombinierte Eifenbahn- und Waſſerweg 
— es fer denn, daß die Rheinſchiffahrt in der Frachtverbilligung Schritt 
halten fann. Das wird fie ſchwerlich fönnen ohne eine weitere Verbefjerung 
des Fahrwaſſers von St. Goar bis Mainz, und dieſe Verbefferung wird 
ohne Sciffahrtsabgaben faum erreichbar fein. Die Herabjegung der Eifen- 
bahntarife würde hiernach allerdings die Löfung der Abgabenfrage mwejentlich 
fördern. 

Auch der Ausbau des Wegenetzes kann zur Entwidlung des Eifenbahn- 
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verfehrs beitragen und die Erbauung einer Eifenbahn fann einer Landſtraße 
Verkehr entziehen '. 

Der hierin zutage tretende, auf wechjelfeitige Beeinfluffung gegründete 
organische Zufammenhang der Verfehrsanftalten hat dahin geführt, daß die 
Frage der Schiffahrtsabgaben ftetS im Rahmen der allgemeinen Frage nad 
der Berechtigung des Gebührenprinzips im Verkehrsweſen erörtert worden 
ift. Es ift mit Recht der Standpunft vertreten worden, daß das natürliche 
Verhältnis der Verkehrsanftalten zueinander nicht durd eine fachlich unge 
rechtfertigte Verfchiedenheit in der finanziellen Behandlung geftört werden 
dürfe, und daß die Forderungen der Gerechtigkeit nicht einfeitig für eine 
Gruppe von Verfehrsanftalten, jondern gleihmäßig für alle durchzuführen 
feien, fofern der beftehende Zuftand fih bei näherer Unterfuchung als 
unvereinbar *mit diefen Forderungen ermweifen ſollte. Dabei find in der 
Regel die Waflerftraßen von den Gegnern der Schiffahrtsabgaben mit den 
Landftraßen, von ihren Anhängern mit den Eifenbahnen verglichen worden, 
und jeder Teil hat die Zuläffigfeit des von der Gegenfeite angeftellten 
Vergleiches beftritten. Tatfählih hat in Parlamenten, Handelöfammern 
und fonftigen Körperfchaften, in Verfammlungen, in der Prefje und in ber 
Literatur faum jemald eine Erörterung der Abgabenfrage ftattgefunden, in 
welcher nicht diefer Paritätsftandpunft eine wefentlihe Rolle gefpielt hätte?. 
Mit Rüdficht hierauf ift oben auch die geſchichtliche Entwidlung für alle 
drei Verkehrsanftalten in ihren Grundzügen dargejtellt worden. 

Vereinzelt ift in dem Streit über die Abgabenfrage ſogar die Forderung 
erhoben worden, es müfje die Einführung oder vielmehr die Verallgemeinerung 
der Sciffahrtsabgaben davon abhängig gemacht werben, daß zugleich auf 
allen anderen Gebieten des Staatslebens oder doch des Finanzweſens das 
Gerechtigkeitsideal verwirklicht und jegliche Ungleichheit befeitigt werde. 
Lotz hat diefe weitergehende Auffafjung in der Einleitung zum 89. Bande 
der Schriften des Vereins für Socialpolitif ©. XIII mit folgenden Worten 
begründet: 

„Würde aber, was zweifelhaft ift, der Gebanfe der Gerechtigkeit als 
fittliches Poftulat im Wirtfchaftsleben im vorliegenden Falle zur fpeziellen 


! Der umgefehrte Fal, dab ber Verlehr der Eijenbahn durd den Bau von 
Yandftraßen eine Entlaftung erfährt, wird allerdings felten oder niemals vorfommen. 

? Bgl. u. a. Verhandlungen des Deutichen Handelstages am 15. Februar 
1905, der Badiſchen zweiten Kammer vom 16. Januar 1906, des Bayriſchen Ab- 
geordnetenhaufes vom 19. Juni 1906, des Deutjchen Reichsſtages vom 6. Februar 
1905, der Mannheimer Verfammlung vom 16. Februar 1907; ferner Lotz, Einleitung 
zu Band 89 der Schriften des Bereins für Socialpolitit, S. XI. 
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KRoftendedung durch Schiffahrtsabgaben zwingen, fo würde die notwendige 
Konjequenz fein, daß dann auch fünftig vor feiner anderen Sonderbevorzugung 
Halt gemadt wird. In einem Zuftande der Wirtfchaftspolitif, in welchem 
alles andere eher durchgeführt ift, als der Gedanke, feinen Sonderinterefjen 
Zumendungen auf Koften der Gejamtheit zu maden, in einem Stadium 
der Entwidlung, in mweldem die Zuderinduftrie und die Branntwein- 
brennerei Liebeögaben empfangen, in mweldem den Getreideproduzenten 
Schutz und Prämiterung der Ausfuhr auf Koften der Gefamtheit zuge- 
wendet wird, den bodenzinepflidtigen Grundbefitern Millionen auf Koften 
der Geſamtheit zugejchoffen werden, für die Viehzucht Unterftühungen 
gewährt find, die einheimifchen Lieferanten, durch Zol geſchützt, von 
Staat und Gemeinde aus Steuermitteln in Deutſchland fi vielfach 
höhere Preife zahlen lafjen, ala bei Freihandel zu zahlen wären: in 
einem ſolchen Zuftande würde die alleinige Befeitigung der Abgaben- 
freiheit nichtd anderes bedeuten, al daß im Namen der Gerecdhtigfeit 
ein Moment befeitigt wird, welches bisher gegenüber Sonderbegünftigungen 
einen billigen Ausgleich ſchuf.“ 

Eine folde Auffaffung würde der gejonderten Inangriffnahme jedes 
Reformwerkes auf dem Gebiete der Wirtfchaftspolitit entgegenjtehen, und 
die praktifche Folge haben, daß aller Fortjchritt unterbunden wird. Die 
Zahl der Staatseinrihtungen, bei welchen das Ideal der wirtichaftlichen 
Gerechtigkeit nad; der Meinung der einen oder der andern Gruppe von 
Beteiligten nicht erfüllt ift, wird zu allen Zeiten fo groß fein, daß eine 
Verftändigung über die gleichzeitige Verwirklichung diefes Ideals auf allen 
Gebieten niemals erhofft werden fann. Wenn einmal die allgemeine Er- 
fülung des Gerechtigkeitsideals die Bedingung für feine Verwirklichung in 
der Frage der Schiffahrtsabgaben fein follte, jo könnte fi die von Lotz 
verlangte univerfale Reformtätigfeit auch nit auf die Neichsjteuern be- 
Ihränfen. Sie müßte auf das Finanzweſen der beteiligten Einzelftaaten — 
denn ihnen und nicht dem Reihe würden die Schiffahrtsabgaben zufließen 
— und der Gemeinden ausgedehnt werden. Auch da beftehen mande 
Einrihtungen, von melden mit Recht oder mit Unrecht behauptet mird, 
daß fie jenen Idealen nicht entſprächen; es mag nur auf die Bejteuerung 
des Befigmwechfeld bei Grundftüden durch die Staaten und auf die fteuer- 
artige Belaftung von Gas, Waſſer, Elektrizität und Straßenbahnverfehr 
durch die Erwerbswirtfchaft der Gemeinden hingewieſen werden. Die Ber- 
fnüpfung einer fo großen Anzahl von ftaatswirtfchaftlihen Problemen der 
verfchiedenften Art wäre weder notwendig noch zwedmäßig. Das Abhängig- 
machen der einen Reform von der andern läßt fi nur dann rechtfertigen, 
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wenn es fih um folde Fragen handelt, die durch nahe innere Beziehungen 
miteinander verknüpft find, Zur Begründung einer folden Konnerität 
reicht aber das gemeinfame Moment der unerfüllten Gerechtigkeit nicht aus. 
Und abgefehen von diefem allgemeinen Gefichtspunft ift auch die Frage 
der Schiffahrtsabgaben wirtfchaftlih und finanziell viel zu unbedeutend, um 
mit fo großen Dingen wie Branntwein--und Zuderbefteuerung oder Getreide: 
und PViehzöllen verglichen und in ein Verhältnis gegenfeitiger Abhängigfeit 
gebracht zu werden. Wenn einmal ein Vergleih mit Reichsfteuern gezogen 
werden joll, fo wäre er allenfalls zuläjfig zwifhen dem mahrjcheinlichen 
Ergebnis der Schiffahrtsabgaben und dem Ertrage der Reichöfteuern von 
Kraftwagen oder von Schaummeinen. Die erfteren follen nad; dem Reichs— 
haushaltsetat für 1907 einen Nohertrag von 3000 000, die leßteren einen 
folhen von 5436000 ME. bringen, Schon der auf 10000000 Mt. 
veranfchlagte Rohertrag der Stempelabgabe von Auffichtsratsbezügen geht 
weit hinaus über die wahrjcheinliche Gejamtbelajtung der deutſchen Binnen: 
ſchiffahrt. Die Frage der Schiffahrtsabgaben ift politifch fehr aufgebaufcht 
worden. Hier fol fie zunächſt nur nad) ihrer wirtfchaftlihen und finanziellen 
Bedeutung beurteilt werden. Unter diefem Gefichtspunfte betrachtet ift fie 
in der Neihenfolge derjenigen Steuer: und Finanzfragen, welde in ben 
letzten Jahren die Öffentlichkeit beſchäftigt haben, auf einen der letzten 
Plätze zu jtellen. 


$ 4. Die Verjchiedenheit der Landitragen von Waſſerſtraßen und 
Gijenbahnen unter dem Gefichtspunfte der finanziellen Behandlung. 


Wenn hiernad) die weitere Unterfudung auf die finanzielle Behandlung 
von Schiffahrtsanftalten, Landſtraßen und Eifenbahnen bejchränft bleiben 
fann, fo iſt zunächſt auf zwei Umftände hinzumeifen, welche wejentliche 
Berfchiedenheiten zwifchen den Landſtraßen und den beiden anderen Arten 
von Verkehrsanlagen begründen. Die eine dieſer Verfchiedenheiten ergibt 
ſich aus den Refisverhältniffen und der Unterhaltungslaft, die andere aus 
wirtihaftlihen Aufgaben und Xeiftungen. 

Die Landftraßen jtehen in Preußen jämtlih im Eigentum und in der 
Unterhaltung von Kommunalverbänden. Infolgedeſſen ift die Frage, ob 
die Nutznießer der Yandftraßen mit den Steuerträgern derart identiſch find, 
daß die Behandlung diefer Verkehrsanlagen als freies Genußgut fich recht— 
fertigt, nicht für den Umfang der Staatsgemeinfchaft, fondern im Rahmen 
der einzelnen Gemeindeverbände, der Provinzen, Kreife, Stadt: und Land— 
gemeinden, zu entjcheiden. Der Umftand, daß der Staat früher Runftftraßen 
beſaß und den Kommunalverbänden für deren Unterhaltung noch jegt eine 
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Abfindungsfumme zahlt, kann den kommunalen Charakter des preußifchen 
Straßenneges weder in rechtlicher no in tatfächlicher Beziehung mwefentlich 
beeinträchtigen. Denn die ehemaligen Staatäftraßen bilden nur einen fleinen 
Teil diefes Netzes. Es find nur 22103 km bei einer Gefamtlänge der 
Chaufjeen von etwa 100000 km!. Die Länge der kunſtmäßig ausgebauten, 
befeftigten Straßen ift aber noch ſehr viel größer. Bei der Gegenüber: 
ftellung von Landftraßen und anderen Verfehrsanitalten im Sinne diefer 
Erörterung muß das gejamte Straßenneß, nit nur das Chauffeeneg, in 
Betracht gezogen werben. 

Die Waſſerſtraßen und Eifenbahnen ftehen dagegen fajt ausnahmslos 
im Eigentum des Staates?; an ihrer finanziellen Behandlung hat die 
Gefamtheit der Steuerzahler ein Intereſſe. Die Überfchüffe der Staats- 
bahnen vermindern, die Unterbilanzen der Waſſerſtraßen erhöhen die Steuerlaft. 
Die Borausfegungen für die Anwendung des gemeinwirtfchaftlichen Prinzips 
find hier nur dann gegeben, wenn allen Staatsbürgern, den Steuerzahlern 
im ganzen Staatögebiet, die Vorteile der BVerfehrsanftalten annähernd 
gleihmäßig, in einem ihrer Steuerlaft annähernd entjprechenden Maße, 
zugute fommen. 

Die finanzielle Behandlung der Verkehrsanftalten iſt alfo bei den Land— 
Itraßen eine fommunale, bei den Wafjerftraßen und Eifenbahnen eine ftaat- 
liche Angelegenheit. Die territoriale Grundlage für die Interefjengemeinfchaft 
der Nusnießer und Steuerträger ift in beiden Gruppen mwefentlich verfchieden. 
Bezüglih des Straßenmwefens liegt die Entſcheidung grundfäglich nicht beim 
Staate, fondern bei den Organen der Selbftverwaltung, welche in der Regel 
dad gemeinmwirtfchaftliche, zumeilen aber auch das Gebührenprinzip als 
maßgebend erklärt haben. Nur für einen kleinen Beftandteil des gefamten 
Wegenetzes, für die ehemaligen Staatsftraßen, ift die Gebührenfreiheit ge- 
feglih feftgelegt. Aber auch für diefe Straßen hat die Geſetzgebung die 
Erhebung von Abgaben in Gejtalt von Beiträgen in Fällen der bejonders 
ftarfen Wegeabnutzung nachträglich geftattet?. Käme der Gefeßgeber in 


! Bol. die ſtatiſtiſchen Zufammenftellungen im Zentralblatt der Bauverwaltung 
1905, ©. 361, und im ftatiftiihen Jahrbuch für den preußifchen Staat (ftatiftifches 
Yandesamt) 1907, ©. 111. Nach der letzteren Quelle betrug die Gejamtlänge der 
Kunſtſtraßen am 1. April 1905 — 109618 km und der Zuwachs ſeit 1900 — 
3318 km. Indeſſen enthalten diefe Zahlen aud einen Teil derjenigen befeftigten 
Bege, welche nicht zu den Chauffeen im gefeglihen Sinne gehören. 

® Auch an den verhältnismäßig unbedeutenden Privateifenbahnen und Klein- 
bahnen ift der Staat finanziell ftarf beteiliat. 

’ Dal. ©. 33. 
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Preußen zu der Überzeugung, daß die Einführung oder vielmehr Verallge 
meinerung des Gebührenprinzips für die Waflerftraßen die gleihe Maßregel 
für die Landwege aus Gründen der mwirtfchaftlichen Gerechtigkeit nad ſich 
ziehen müfje, fo Zönnte ein foldhes Programm nur dur einen ſcharfen 
Eingriff in die Selbftvermaltung der Gemeinden verwirklicht werben. Es 
ift praftifh ausgefhlofien, daß ein derartiger Zwang jemald ausgeübt 
werden würde. 

Ein weiterer wefentliher Unterfchied ergibt fi aus der Eigenart der 
Verfehrsleiftungen. Die Landftraßen dienen heute lediglich dem Naheverkehr, 
während die Eifenbahnen und Waflerftraßen, bejonders die letzteren, bie 
Beförderung auf größere Entfernungen vermitteln. Die durdfchnittliche 
Beförderungslänge für eine Tonne im Güterverlehr — im Perſonenverkehr 
läßt der Vergleich fich nicht gut durchführen, weil diefer auf den Waſſer— 
ftraßen eine zu unbedeutende Nolle ſpielt — war im Jahre 1904 auf den 
deutfchen Eifenbahnen 100 km, auf den preußifc-heffiihen Staatsbahnen 
113 km! und auf den deutfchen Waſſerſtraßen nad der Begründung zur 
preußifchen Kanalvorlage 350 km. In derfeben Begründung find gewiſſe 
Mindeitentfernungen angegeben, welde vorhanden fein müſſen, wenn der 
Waſſerweg für den Wettbewerb mit der Eifenbahn bei der Beförderung von 
Gütern überhaupt in Betraht kommen fol. Diefe Entfernungen betragen 
40 km, wenn Abgangs- und Beitimmungsort, 70 km mwenn einer von 
beiden, und 160 km menn feiner von beiden Orten unmittelbar an der 
Waſſerſtraße Liegt?. Die diefen Annahmen zugrundeliegende Erfahrungs: 
tatfache, daß die Waſſerſtraße noch mehr ald die Eifenbahn die Verkehrs: 
anftalt für große Transportweiten ift, fommt im Rheingebiet u. a. dadurch 
zum Ausdrud, daß die Verforgung der Rheinuferftädte bis Bingen aufwärts 
mit deutfchen Kohlen faft gar nicht auf der das Ruhrkohlengebiet durd- 
fchneidenden Nheinmwafjerftraße, fondern jo gut wie ausfchließlih mit der 
Eifenbahn bewerfftelligt wird, Erft von Bingen aufwärt3, mindejtens 
250 km von den Kohlenhäfen entfernt, werden Kohlen in größeren Mengen 
zu Waſſer bezogen ®. 


! Zeitung bes Bereind deutfcher Eifenbahnvermwaltungen vom 19. Juni 1907 
No. 46. 

® ©. 22 der Begründung Anlage A zu Nr. 96 der Altenftüde des Abgeorbneten- 
hauſes 1904. 

3 Es ift von Intereſſe, daß die Dinge in früheren Jahrzehnten ſich weſentlich 
anders verhielten. Nach dem Bericht der Zentralkommiſſion für die Rheinfchiffahrt 
von 1869 wurden damals zu Schiff angebradt von Duisburg und Ruhrort aufwärts 
nad) Orten bis ausschließlich Düffeldorf 120546, Cöln 15030 und Eoblenz 148328 t. 
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Für die durchſchnittliche Transportlänge einer Gütertonne auf Land— 
wegen gibt es feine jtatiftifche Angabe, aber es ift auch ohne folche feinem 
Zweifel unterworfen, daß fie hinter den entſprechenden Entfernungen auf 
Eifenbahnen und Waſſerſtraßen ſehr weit zurüdbleibt. Die Landitraßen 
haben aufgehört, für die Güterbeförderung eine jelbjtändige Bedeutung zu 
haben; fie find Hilfsanftalten, Zu- und Abfuhrwege für die Schienen- und 
Waflerftraßen geworden. Sie vermitteln faft nur noch Anjchlußtransporte. 
Diefe immerhin fehr wichtige Funktion wird von ftädtifhen Straßen wahr- 
ſcheinlich in nicht geringerem Umfange ausgeübt, als von denjenigen Kunft- 
itraßen, melde zu den Chaufjeen im Sinne des preußifchen Wegerechts 
gehören. Die erjteren haben beiſpielsweiſe in Berlin— Charlottenburg ben 
gewaltigen Berfehr der zu Waſſer anfommenden und abgehenden Güter — 
im Jahre 1905 rund 10,1 Million t — in Ermangelung entjprechender 
Eifenbahnanfhlüffe fajt ausschließlich zu bewältigen. Bei der Engmafchigfeit 
des preufifchen Eifenbahnnetes, welchem in diefem Zufammenhange mindeſtens 
noch die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen hinzugezählt werden müfjen, wird 
die weitejte Entfernung von einer Eifenbahnftation faum noch auf 30 km 
anzunehmen fein. Die durhfchnittlice Länge der Güterbeförderung auf 
Landſtraßen iſt natürlih jehr viel geringer, zumal aud dad Net der 
Schienenſtraßen in denjenigen Yandesteilen, welche die dichtefte Befiedelung 
und die meiften Adhstrangporte aufmweifen, bei weitem engmajchiger ift und 
viel geringere Marimalentfernungen zur nächſten Station aufweiſt. Außer— 
dem wird eine zunehmende Menge von Gütertransporten den Landftraßen 
durh Privatanfchlußgleife abgenommen. Das Syſtem der befonderen 
Beiträge für intenfive Wegeabnugung durch gewerbliche Betriebe ift vielleicht 
geeignet, den Antrieb zur Herftellung von Privatanfchlußgleifen noch zu 
verftärfen. 

Berhältnismäßig fehr unweſentlich find diejenigen Gütertransporte auf 
Zandmwegen, melde nicht von oder zu Eifenbahnen und Waſſerſtraßen fich 
bewegen, fondern dem Wirtfchaftsbetriebe oder dem engſten Nachbarverkehr 
dienen. Vielfach werden die Landwege felbit von den Transporten für den 
inneren Wirtfchaftsbetrieb großer Landgüter oder Forjten durch Gleisanlagen 
entlajtet. 

Die Landftraßen unterfcheiden fi aljo von den Eijenbahnen und 
Waſſerſtraßen grundſätzlich, nicht nur durch die ſehr viel geringeren Zeiftungen 
fondern auch durch die Eigenart ihrer Funktionen im Organismus des 
Verkehrsweſens. Sie haben einen ausgeſprochen vizinalen Charakter und 
die bejondere Aufgabe von Zubringern und WVerteilern für den Güter- 
verfehr der beiden anderen Verkehrsanſtalten; fie find für diefen Verkehr 
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im allgemeinen nur noch Pertinenz- und Hilfsanlagen. Mit Rüdfict 
hierauf und die fommunale Grundlage des preußifchen Wegeweſens ift ein 
Vergleih aus dem Gefihtspunkte der finanziellen Behandlung faum noch 
möglih; es handelt fih um Verhältniffe, die im mefentlichen nicht fom- 
menfurabel find. 

Aber auch wenn man über die beftehende Wefensverfchiedenheit hinweg— 
fieht und den Vergleich zuläßt, jo führt deſſen Anftellung unter Benugung der 
Mahftäbe, welche den allgemeinen Vorausfegungen des gemeinwirtſchaft— 
lichen und Gebührenprinzips entfprehen, doc wieder zu dem Ergebnis, 
daß die Landſtraßen eine Sonderjtellung den Eifenbahnen und Wafjerftraßen 
gegenüber einnehmen und nicht derfelben finanziellen Behandlung unterworfen 
werben fönnen. 


Mas zunächſt den Gefihtspunft der örtlichen Verteilung anbetrifft, fo 
ift das Net der Landſtraßen bei weitem das engmaſchigſte. Es ift ziemlich 
gleichmäßig über das ganze Staatögebiet und noch gleihmäßiger — worauf 
e3 mwefentlih anfommt — über die Gebiete der einzelnen wegebaupflichtigen 
Gemeinwefen ausgebreitet. innerhalb diefer Gemeinweſen deckt fich der 
Nutzen, welchen die Einwohner aus dem Straßenneh ziehen, im großen und 
ganzen mit ihrer Beteiligung an der Steuerlaft!. Der praftifche Beweis 
für die Richtigkeit diefer Annahme wird aus der Tatfache zu entnehmen 
fein, daß nur ein fleiner Bruchteil der Gemeinden und Gemeindeverbände 
Verkehrsabgaben für die Benugung von Landwegen erhebt. Alle übrigen 
behandeln ihre Wege als freies Genußgut, und zwar hauptſächlich deshalb, 
weil fie die Vorausfegungen für die Anmendung des gemeinwirtfchaftlichen 
Prinzips als gegeben anfehen, wenn auch ın gewiſſem Maße die Schwierigkeit 
und Koitjpieligfeit der Erhebung mitbejtimmend fein mögen. Und allerdings 
fönnen diefe VBorausfegungen in dem engeren Rahmen einer Ortögemeinde, 
eines Kreifes und ſelbſt eines Bezirksverbandes oder einer Provinz viel eher 
erfüllt fein ald in den Grenzen des meitausgedehnten Staatsgebietes mit 
feinen großen orographifchen, geologifhen und fonftigen, die Höhe ber 
Wegebaulaft beeinfluffenden Verfchiedenheiten?. Gerade hierin zeigt fich das 
Mißliche einer Vergleichung zwifchen ftaatlihen, dem Fernverkehr dienenden 


’ Bumal dieje Beteiligung vielfad nad der Lage des Wohnorted zur Straße 
abgeituft iſt. Bgl. $ 5 u. 10 des Kreis- und Provinzialabgabengejeged vom 
23. April 1906, 8.8.5. 159. 

2 Der Unterichied von Flahland, Hügelland und Gebirgsland, der Reichtum 
oder die Armut an Wegebaumaterial ift naturgemäß von fehr ftarfem Einfluß auf 
die Wegebaulaft. 
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und fommunalen, das nadhbarlihe Verkehrsbedürfnis befriedigenden Ver— 
fehrsanftalten. 

Es fommt hinzu, daß die Landwege ein Gegenftand unmittelbarer und 
allgemeiner Benutzung für alle Schichten der Bevölkerung find, weil jeder 
ih zum Gehen, Reiten‘ oder Fahren ihrer bedient, und weil die fleinen 
Mengeneinheiten, melde auf Landwegen mit menfchlicher oder tierifcher 
Zugkraft bewegt werben fönnen, dem unmittelbaren Bedarf breiter Schichten 
der Bevölferung entipreden. In ländlichen Gemeinden find die gefpann- 
haltenden Einwohner verhältnismäßig zahlreih und mit den Trägern bes 
größeren Teiles der Steuerlaft einigermaßen identiſch. Sie können die für 
ihre wirtfchaftlichen Zwede erforderlichen Transportleiftungen im mefentlichen 
jelbft ausführen. Die Güterbeförderung auf Landmwegen dient in großem 
Umfange dem Kleinbetriebe. 

Die Unterfhiede hinſichtlich der Leiſtungsfähigkeit der verfchiedenen 
Klaſſen von Landmwegen find nicht größer, fondern eher geringer als die 
entiprechenden Unterſchiede unter den Waſſerſtraßen des preußifchen Staats- 
gebietes. Zwiſchen den Chaufjeen oder den ſtädtiſchen Kunftitraßen und 
den unbefeftigten Landwegen, welche abgejehen von Brüdenbauten nur 
Unterhaltungsaufwand erfordern, gibt es eine große Anzahl von Zmwifchen- 
itufen. Zahlreiche Wege find von Gemeinden und Kreifen mit erheblichen Koften 
in einer folchen Weife auögebaut worden, daß zwar die formellen Borbedingungen 
für die ftaatliche Anerkennung als Kunftitraße in bezug auf Breite, Gefälle, 
Krümmungshalbmefjer oder fonftige Verhältnifje nicht erfüllt find, daß aber 
do der Verkehr eine ſehr beträchtliche Erleichterung erfährt. 

Gothein hat zur Frage der finanziellen Behandlung der Yandftraßen 
in feiner Mannheimer Rede vom 16. Februar 1907 fih in einer Weife 
geäußert, die — fomweit die preußifchen Verhältniffe in Betracht fommen 
— nicht unmiderfprochen bleiben kann. Er jagte: 

„Eine vollitändige Unentgeltlichfeit einer Leiſtung des Staates läßt 
fih felbftverftändlih nur dann rechtfertigen, wenn die Gemeinnüßigfeit 
des Dienfte® Har und ficher bewiefen wird. Denn eine vollftändig 
nnentgeltlihe Benugung bedeutet in jeglihem Falle, daß die Koften aus 
dem allgemeinen Steuerfonds aufgebraht werden müſſen. Vollftändig 
unentgeltlich find befanntermaßen die Chaufjeen. Hier ift der Volkswirt— 
haft ein völlig freies Genußgut übergeben worden.” 

Diefen Säten wird man mit der Einfchränfung zuftimmen fönnen, 
daß in Preußen die Chauffeen keineswegs „volftändig unentgeltlih” find, 
nicht einmal die ehemaligen Staatschauffeen, und daß die Erörterung nicht 
auf den verwaltungsrechtlichen Begriff der Chaufjee beſchränkt bleiben darf. 
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Gothein erflärt weiter, daß nah dem an die Spitze geftellten Grund: 

fage: 
„die vollftändige Aufhebung der Chauffeegelder ganz berechtigt geweſen 
if. Gewiß, meine Herren, fie war berechtigt, aber wie fteht es mit ber 
hohen Gemeinnügigfeit? Die Chaufjeen hatten unzweifelhaft diefe er- 
forderlihe Gemeinnüßigfeit, ald es noch feine Eifenbahn gab, als der 
gefamte Handel und Verkehr fich auf ihnen bewegte. Damals hat aber 
Preußen fi wohl gehütet, diefe Abgaben aufzuheben, folange fie noch 
etwas einbringen konnten.“ 

Diefe Ausführungen beruhen auf unrihtigen Vorausſetzungen. 

Zu der Zeit, „ald es noch Feine Eijenbahnen gab”, brachten die 
Chaufjeen brutto und netto viel weniger ein!, als zu der Zeit der Auf- 
bebung des Chauffeegeldes. Sie hatten vor der Eifenbahnära nicht im 
entfernteften denjenigen Grab von Gemeinnüßigfeit, der ihre finanzielle 
Behandlung ala freies Genußgut rechtfertigen konnte. Preußen hatte im 
Jahre 1833 nur 6990 und im Jahre 1841 nur 9600 km Staats- 
Haufjeen. Es ift nicht richtig, daß fi damals „der gefamte Handel und 
Verkehr“ auf ihnen bewegte. Das Ne der Staatschauſſeen war noch viel 
zu mweitmafchig und vor allen Dingen zu ungleich über das Staatsgebiet 
verteilt. Geeignet für die Anwendung des gemeinwirtfchaftlihen Prinzips 
war es nicht einmal im Jahre 1874; es hat diefe Eigenfchaft erſt fpäter 
durch jeine Verbindung mit den fommunalen Landſtraßen und durch feinen 
fortgefegten weiteren Ausbau aus Gemeindemitteln erlangt. Tatſächlich 
bat man aud die Aufhebung des Chaufjeegeldes im Jahre 1874 nicht etwa 
deshalb, weil man die Vorausfegungen des gemeinwirtſchaftlichen Prinzips 
als gegeben anſah, fondern aus ganz anderen, überwiegend praftifchen 


ı Im Jahre 1825 roh 2822713, rein 2167181; 1826 roh 2761 604, rein 
2135395 Mt. Im Jahre 1828 wurde der Chauffeegeldtarif bedeutend ermäßigt, 
was zunädhft einen Einnabmeausfall berbeiführte; die Roheinnahme fiel von 
2747493 Mt. im Jahre 1327 auf 2223814 Mt. im Jahre 1829, 2302626 Mt. 
1830, 2 100 678 Mt. 1831 und 2302291 Mt. 1532. Allmählich ftieg die Einnahme 
wieder und betrug 1841 roh 3329600 ME. Im Etatsvoranichlag für 1844 erfcheint 
fie (Minifterialblatt der inneren Verwaltung 1844, S. 109) mit roh 3678 815 und 
rein 3340 551 Mk. Bon 1549 bis 1867 hat die Roheinnahme nur wenig geſchwankt. 
Sie betrug im erfteren Jahre 4,083 und im lekteren 3,951 Mil. ME. für die alten 
Provinzen; dazu treten noch 0,778 Mill. ME. für die neuen Provinzen. Im Durd- 
ſchnitt 1868—1870 famen roh 4,370 Mill. und rein 4,017 Mil. ME. auf. Bal. 
Schwartz und Strug, Staatöhaushalt und Finanzen Preußens I, 9. Anlage LXXI 
S. 285, Berlin 1902, Guttentag. Für die VBergleihung mit der Zeit vor der 
Wirkfamkeit der Eifendbahnen kann man das Jahr 1841 zugrunde legen, meil zu 


85. Die finanzielle Behandlung der Eifenbahnen und Waflerftrafen. 47 


Gründen befhlofien!. Die von Gothein betonte Eigenfchaft der „Gemein- 
nügigfeit” kann hier allein nicht ausfchlaggebend fein; denn fie haftet allen 
öffentlihen Verkehrsanſtalten an, auch denjenigen, die nur ein ifoliertes 
Dafein führen, nur einzelnen Teilen des Staatd- oder Gemeindegebietes 
zugute fommen, und nad dem Gebühren oder Erwerböprinzip bewirtichaftet 
werben. 


55. Die finanzielle Behandlung der Eijenbahnen und Waſſer— 
ftraßen. 


Die Eifenbahnen find den Landwegen injofern ähnlich, ala fie ebenfalls 
ein zufammenhängendes, ziemlich gleichmäßig über das Staatsgebiet verteiltes 
Verfehröneg bilden. Es ift zwar nicht fo engmaſchig wie das Wegenetz, 
aber es verdichtet fi in rafcher Entwidlung von Jahr zu Jahr. Der 
durchſchnittliche Jahreszuwachs an Betriebslänge infolge von Neubauten ? 
betrug in dem Zeitraum 1892 bis 1906 in Preußen und Heffen 452 km 
Staatsbahnen und 527 km nebenbahnähnliche Kleinbahnen. Die legteren müfjen 
hier jedenfall mit berüdfichtigt werden, da es fih um Schienenjtraßen 
als ſolche im Gegenfag zu den andern Verfehrsanftalten handelt, während 
die übrigen Kleinbahnen, die eigentlihen Straßenbahnen für den örtlichen 
Verkehr, außer Betracht bleiben follen. 

Das Scienennet hat alfo im ganzen um 979 km jährlich zugenommen. 
Seine Gefamtlänge erreihte am 1. April 1906 41108 km, wovon 30 774 
auf Staatsbahnen, 2745 km auf Privatbahnen und 7589 km auf neben- 
bahnähnliche Kleinbahnen entfielen. Dabei find die fehr zahlreihen Privat- 
anſchluß⸗ und Grubenbahnen außer Betracht geblieben. Die preußiſch-heſſiſchen 
Staatsbahnen hatten im Jahre 1906 ſchon 5453 Privatanfchlüffe Der: 
jenige Teil diefer Anfchlüffe, welcher von der Staatseifenbahnverwaltung 
unterhalten wurde, hatte eine Länge von 2136 km. Die Gejamtlänge der 





Beginn dieſes Jahres nur zwei kurze Eifenbahnen, Berlin— Potsdam feit dem 
3. Ditober 1838 und Magdeburg— Leipzig ſeit dem 18. August 1840, in Betrieb 
waren. Im Laufe des Jahres 1841 kamen am 3. September die Strede Düffeldorf— 
Elberfeld und am 10. September Berlin—Eöthen in Betrieb. Die NRoheinnahme 
itieg von 1841—1870 um 30 v. H., das finanzielle Opfer für den Staat war alfo 
jur Zeit der Nufhebung des Chaufjeegeldes größer, wenn auch die Filometrifche 
Einnahme geringer geworden war, weil der Ausbau des Chauffeeneges ftärker zu— 
genommen hätte, wie die Einnahmen. Die vorftehenden Angaben entitammen den 
Alten des Minifteriums der öffentlihen Arbeiten, ſoweit nicht andere Quellen be- 
ionders genannt find. Gothein fcheint andere Zahlen im Auge gehabt zu haben. 

I Bol. ©. 16. 

2 Zum Unterfhied von Erwerbungen. 
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Privatanfhlüffe an Staatd- und Privatbahnen ift fehr viel größer. Neben 
ihnen fpielen aud die auf Grund bes Berggeſetzes vom 24. Juni 1865 
zugelafjenen Grubenbahnen eine wichtige Rolle; fie vermitteln insbefondere 
die Verbindung fehr großer Bergwerks- und Hüttenbetriebe mit der Waſſer— 
ftraße des Rheines. 

Bom Standpunkte der örtlichen Verteilung fünnte man hiernach die 
Vorausfegungen für die Behandlung der Schienenftraßen als freies Genußgut 
in Preußen und Hefjen wohl ale erfüllt anjehen. Wenn auch das Net 
diefer Straßen an Dichtigkeit und Gejamtlänge hinter dem Wegenetz be- 
deutend zurüdfteht, jo hat es dafür den Vorzug der gleihmäßigeren Ein- 
richtung und Leiftungsfähigfeit, abgefehen von den verhältnismäßig wenigen 
Schmalfpurbahnen. Da ferner die Scienenftraßen mit unbedeutenden Aus- 
nahmen dem Staate gehören, fo ift aud die Identität ihrer Benußer mit 
den Trägern der Steuerlaften im wefentlihen vorhanden, zumal die nicht 
ftaatlihen Anſchlußbahnen und nebenbahnähnlichen Kleinbahnen die Funktion 
von Zubringern und Verteilen haben. 

Ein entfchievenes Hindernis für die Anwendung des gemeinmwirtfchaft- 
lichen Prinzips ergibt ji aber aus dem Umftande, daß der Staat nidt 
nur Eigentümer der Schienenftraßen ift, jondern auch der Unternehmer des 
Transportgewerbes, des Eifenbahnbetriebes. Die Betriebäleiftungen aber 
werben in den einzelnen Landesteilen, je nad) dem Stande ihrer wirtſchaft— 
lichen Entwidlung, in fo verfchiedenem Maße in Anſpruch genommen, daf 
von einer Identität der ntereffen im Sinne jenes Prinzips nicht mehr 
gefprochen werben fann. Die Unentgeltlichleit des Eifenbahnbetriebes würde 
einen wirtſchaftlich und finanziell gleih nachteiligen Verkehrsluxus, die 
Inanſpruchnahme des Betriebes ohne entjprechenden volfsmwirtichaftlichen 
Nuten, hervorrufen. Es kommt ferner in Betracht, daß die Möglichkeit 
zur unmittelbaren Benugung der Verfehrsanftalt bet den Eifenbahnen dod 
ſchon ziemlich beichränft iſt, jedenfalls weit beſchränkter als bei den Landwegen. 
Die Transporteinheiten für Mafjengüter im Eifenbahnverkehr, die Wagen— 
Iadungen von 5 und 10 t?, find fehr viel größer wie die Transporteinheiten 
für tierifche Zugkraft auf Landwegen. Nur eine Minderzahl von Per: 
brauchern ift in der Lage, ſich die aus dem Bezuge einer Eijenbahnladung 
entfpringenden Frachtvorteile unmittelbar zu verſchaffen. Der Bezug von 
Rohſtoffen für den eigenen Bedarf des Empfängers ift ſchwieriger und 
die Tätigfeit eines Vermittlers oder Verteiler8 weniger entbehrlih. In 


1 Die tatſächliche Tragfähigkeit der Eiſenbahnwagen in der preußifch-heififchen 
Betriebögemeinjchaft geht befanntlih bis zu 20 t. 
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manden Tarifen ift übrigens auch eine Frachtermäßigung an den gleich— 
zeitigen Bezug mehrerer Wagenladungen gefnüpft. Es gibt 3. B. einen 
Ausnahmetarif, der nur für Gemwichtämengen von 45 t, und einen andern, 
der nur bei gleichzeitiger Beförderung von 200 t Anwendung findet. 

Der Umftand, daß bei dem Eifenbahnneg an fich die örtlichen Voraus— 
jegungen des-gemeinmwirtfchaftlichen Prinzips vorliegen, und daß feiner Ver— 
wirflihung das Betrieb3moment entgegenfteht, hat zu dem Vermittlungs- 
vorschlage geführt, e8 möge der Eifenbahnkörper, die Fahrbahn, als freies 
Genußgut behandelt und bei der Bildung der Eifenbahntarife nur das 
Anlagefapital des rollenden Materiald und der Aufwand für Betrieb und 
Unterhaltung berüdfihtigt werden. In diefem Sinne hat auch Gothein 
fh in feiner Mannheimer Rede vom 16. Februar 1907 ausgefproden !. 
Indeſſen ift mit einer folden Unterfheidung praktiſch nichts gewonnen, 
wenn man nit auch — was Gothein unterläft — für den Betrieb das 
Gebührenprinzip aufftellt. Denn folange für den Betrieb das Ermwerbsprinzip 
in Geltung bleibt, ift e8 gleichgültig, ob man die erzielten Überſchüſſe 
über die Betriebs- und Unterhaltungsfoften in Prozenten des ganzen An— 
lagefapitald oder des Anlagefapitals der Betriebsmittel ausdrüdt. Außer: 
dem würde durch jene Unterfcheivung wohl dem regionalen Momente der 
annährend gleichmäßigen Verteilung des Bahnneges im Staatögebiete, aber 
keineswegs dem fozialen Momente Rechnung getragen werben, welches in 
der Schwierigkeit der unmittelbaren Benußung der Eifenbahn durch die 
breiten Volksmaſſen, in ihrer beſchränkten Zugänglichkeit für die Allgemein- 
heit liegt. Dies foziale Moment in Verbindung mit der ungleichmäßigen 
Beanfpruhung der Betriebsleiftungen läßt die Eifenbahnen in ihrer Gefamt- 





! Die darin vorfommende Angabe, dab man bei ber erften Anlage oder Zu- 
laſſung von Eifenbahnen in Deutihland davon ausgegangen fei, der Schienenmweg 
als folder folle „freie8 Genußgut fein, und nur der Betrieb folle dauernde 
Überſchüſſe abwerfen“, ift allerdings unrichtig, wenigitens für Preußen. Der $ 29 
des preußischen Gefehed vom 3. November 1838 befagt ausdrücklich das Gegenteil. — 
Bon dem Anlagefapital der preußifch-hefliihen Staatsbahnen fommen 833 Mill. Mt. 
auf Grunderwerb und 2118,4 Mill. ME. auf die Heritellung des Bahnkörpers mit 
den Einfriedigungen, Wegeunter- und Überführungen, Brüden, Tunnels und Durch⸗ 
läſſen. Wenn man nun dieſe beiden Summen in Betracht zieht und die Anlagekoſten 
des Diberbaued, der Stationen, Sicherheitdanlagen und Werkftätten mit zufammen 
359 Mill. ME. dem Betriebe zurechnet, jo würde der Berzicht auf die Dedung der 
Selbftloften des Verkehrsweges immerhin jchon einen Nachlaß von etwa 130 Mil. 
Mark Jahreseinnahme bedeuten und Tarifermäßigungen in Höhe diefer Summe 
ermöglichen. 

Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil. 4 
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beit, au in ihren immobilen Bejtandteilen, ald ungeeignet für die Be 
handlung als freies Genußgut erſcheinen. 

Im Gegenfat zu den Landſtraßen und Eifenbahnen fann man bei den 

Waſſerſtraßen von einem Verkehrsnetz im eigentlihen Sinne überhaupt nicht 
ſprechen. Schon deshalb nicht, weil ein Zufammenhang zwifchen allen 
preußifchen Sciffahrtswegen nicht befteht und auch nah Erbauung des 
Rhein — Hannover-Kanals nicht beftehen wird. Sie werden aud dann noch 
in eine öftliche und eine weftlihe Gruppe zerfallen !. Die örtliche Verteilung 
der Waflerftraßen über das Staatsgebiet ift in beiden Gruppen ſehr un- 
gleihmäßig. Es gibt in Preußen mehrere Regierungsbezirfe ohne Schiffahrts- 
wege. Zwifchen den einzelnen Mafferftraßen liegen oft weite Gebiete, die 
für die Befriedigung ihrer Verkehrsbedürfniſſe nur auf Landftraßen und 
Scienenwege angewiefen find. Man trifft auf den langen Wegen von 
Cöln nah Cafjel, von Cafjel nah Hanau, von Hanau nad Halle, von 
Halle nah Hannover, von Hannover nad) Magdeburg, von Stettin nad 
Graudenz, von Bromberg nad Stolpmünde — aud nah Ausführung des 
preußiihen Kanalgefeges vom 1. April 1905 — auf feine Wafferjtraße; 
nur in dem verhältnigmäßig Heinen Mittelgebiet zwiſchen Elbe und Oder 
findet fi ein wirkliches Netz von Binnenfchiffahrtswegen. Diefe Lage der 
Dinge wird ſich aud fpäter faum mejentlid ändern. Man mag über die 
fünftige Entwidlung des Kanalbaues noch fo optimiftifh denken — die 
Möglichkeit, daß jemals ein Syſtem von Wafferftragen auch nur annährend 
jo gleihmäßig wie das der Landſtraßen oder Eifenbahnen das Staatsgebiet 
überfpannen könnte, muß als völlig ausgefchloffen gelten. Dem fteht fchon 
die gebirgige Natur großer Gebietsteile hindernd entgegen. 
Es kommt ferner in Betracht, daß die Verkehrsbrauchbarkeit der ein- 
zelnen Wafjerftraßen außerordentlich verſchieden iſt. Während die Transport: 
einheiten, die Gemwichtömengen, welche in einem Transportgefäß befördert 
werden fönnen, auf Schtenenwegen und Landftraßen verhältnismäßig wenig 
ſchwanken, beftehen für die Waſſerſtraßen ſehr große Abmweihungen. Die 
größte Tragfähigkeit der auf den einzelnen Binnenjchiffahrtsmegen verwendbaren 
und tatfächlich verfehrenden Fahrzeuge ſchwankt von rd. 2600 t auf dem 
Rhein bis zu 8 t auf den hannoverſchen Moorkanälen ?. 


! Die zwiſchen Unterwejer und Unterelbe beftehende, nur für Boote von 8 t 
Tragfähigkeit fahrbare Verbindung durch die Geefte, den Bederkeſa —Geeſte-Kanal 
und dem Hadelner Kanal fpielt praktiſch Feine Rolle. 

2 Vgl. den amtlichen Führer auf den deutſchen Schiffahrtsftragen 1893, Zeil I 
©. 36, 37. Die Mehrzahl diefer Moorkanäle geftattet die Benugung mit Schiffen 
von D—50 t. 


85. Die finanzielle Behandlung der Eifenbahnen und Waflerftraßen. 51 


Die Ungleichwertigfeit der Wafjerftraßen zeigt fih ferner in den fehr 
bedeutenden Berfchiedenheiten, welche für ihre Ausnutzung aus den flimatifchen 
und hydrographiſchen Berhältniffen der einzelnen Landesteile ſich ergeben. 
Die Behinderung der Schiffahrt durch Froſt dauert in Oftpreußen etwa 
fiebenmal länger ald im Rheinland. Auch die Unterbredung und Ein— 
ſchränkung durch Niedrigwafjer macht fich bei den Flüſſen in ſehr verſchiedenem 
Maße fühlbar: der Rhein ift in diefer Hinfiht am beften geftellt, weil er 
aus den Eis, und Schneemafjen der Alpen im Sommer geſpeiſt wird. 

Die Wafjerftraßen können alfo nicht als eine homogene, einheitlich und 
gleihmäßig wirkende Verlehrsanſtalt anerkannt werden, während den Kunft- 
ſtraßen und den Eifenbahnen diefe Eigenfhaft im großen und ganzen beimohnt. 

Die Vergleihung ber erjteren Verfehrsanftalt mit den beiden Ießteren 
aus dem Gefichtspunfte der territorialen und fozialen Gemeinnüsigfeit 
erfordert zunächſt die Feſtſtellung der Gefamtlänge der preußifchen Wafjer- 
ftraßen. Hierbei können die ftatiftifchen Angaben nicht ohne weiteres zugrunde 
gelegt werden, weil fie bei den Schiffahrtswegen eine andere Bedeutung 
haben wie bei den Landftraßen und Eifenbahnen. Die ftatiftifch nachgewieſenen 
Kunftftraßen und Eifenbahnen dienen tatfählih dem Verkehr; wenn fie es 
nicht mehr tun, werden jie eingezogen und die von ihnen bededten Flächen 
für fonftige Zwede nutzbar gemadt. Dagegen bleiben die Wafjerftraßen mit 
Rückſicht auf ihre gleichzeitige Bedeutung für die Vorflut ! beftehen und werben 
in der Statiftif weitergeführt, aud) wenn fie völlig verkehrslos geworben find oder 
nur noch fo geringe Schiffahrt haben, daß fie im Organismus der Verfehre- 
anftalten praftifch feine Rolle ſpielen. Zu der erjten Klafje von Wafjerftraßen 
gehören insbefondere die Sauer, die Ruhr, der größte Teil der Lippe und Lahn, 
die Fulda oberhalb Caſſel, die Werra und die Leine; zu der lehteren die 
übrigen Streden der Lippe und Zahn, die Saar unterhalb Ensdorf, die Mofel 
und die Unftrut. Es befinden ſich hierunter Waſſerſtraßen, melde die Schiffahrt 
mit Fahrzeugen von 200 bis 300 t zulaffen, aber ihre Brauchbarkeit für 
für den Verkehr durch den übermädtigen Wettbewerb der Eijenbahnen ver: 
loren haben; ihre Gefamtlänge ift ſehr beträhtlih. jedenfalls ift diejenige 
der wirffamen und verkehrsbrauchbaren Waſſerſtraßen außerordentlich viel 
geringer als die der Schienen- und Landjtraßen. Sie ift in Preußen für das 
Jahr 1905 auf höchſtens 660) km oder auf 100 qkm 1,894 km gegenüber 
11,75 km Schienenftraßen, ohne Privatanfhluß- und Grubenbahnen, und 
28,7 km Chaufjeen, ohne die fonftigen Stadt- und Landwege, anzunehmen. 

Die territoriale Gemeinnügigfeit würde aljo bei den Waſſerſtraßen, 


ı Auch gegrabene Kanäle erlangen diefe Bedeutung. 
4* 
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felbft wenn fie gleihmäßig über das Staatsgebiet verteilt wären, was fie 
tatſächlich nicht find, viel geringer fein, als die der beiden andern Verfehrs- 
anftalten. Es kommt hinzu, daß diefes Mifverhältnis in der Zukunft nicht 
geringer, fondern im Gegenteil immer ftärfer werben wird. Der Bau von 
Land» und Scienenftraßen ift im allgemeinen viel billiger, als der von 
Kanälen! und er fohreitet tatſächlich viel rafcher vorwärts. Selbſt durch 
das Kanalgefeg vom 1. April 1905 werden nur 464 km neuer Waſſerſtraßen 
geihaffen, wobei die zu Fanalifierende, 182 km lange Lippe nicht als 
aktive Wafjerftraße behandelt und deshalb als Zuwachs gerechnet ift. Das 
ift aber nur die Hälfte desjenigen Zumachfes, den das Schienennet alljährlich feit 
1892 erfahren hat. Es ift nicht daran zu denken, daß jährlich 900 bis 1000 km 
Kanäle gebaut werden. Die Waſſerſtraßen werden alfo in bezug auf territoria 
Ausbreitung immer mehr von den beiden anderen Verkehrsanftalten überflügelt. 
Ebenfowenig kann den Waſſerſtraßen diejenige ſoziale Gemeinnügigfeit 
zuerfannt werben, welche vorhanden fein müßte, um ihre Behandlung als 
freies Genußgut zu rechtfertigen. Die Eigenſchaft der annährend gleich— 
mäßigen und unmittelbaren Nugbarkeit für alle Schichten der Bevölterung 
ift bei den Waſſerſtraßen deshalb in viel geringerem Maße vorhanden wie 
bei den Eifenbahnen, weil fie bedeutend größere Transportgefäße und Trans- 
porteinheiten haben. Gerade diefer Umftand, welcher eine wefentliche Urfache 
ihrer wirtfhaftlihen Überlegenheit über die Landwege und Eifenbahnen 
bildet, macht fie für den Bezug in fleinen Mengen, für die Zwecke des 
fleinen Verbrauchers ungeeignet. Nur derjenige fann die Vorteile der billigen 
Waflerfracht voll ausnutzen, der die in ganzen Sciffsladungen anfommenden 
großen Gütermengen zu verbrauchen in der Lage ift. Die andern müffen 
fi) des Zwifchenhändlers bedienen, der die auf der Waſſerſtraße bezogenen 
ganzen Ladungen verteilt. Damit ift nicht gejagt, daß der Bezug folcher 
Teilladungen auf der Waſſerſtraße nicht nod einen Vorteil gegenüber dem 
Eifenbahnbezuge auch dem Kleinverbrauder gewährt. Aber dieſer Worteil 
ift geringer wie der des Großverbrauchers, während im Eifenbahnverfehr 
die wirtfchaftlihe Übermadt der Grofbetriebe fehr viel weniger zur Geltung 
fommt, weil Ladungen von 5 bis 10 t immerhin von einer ganzen Anzahl mittlerer 
und kleinerer Betriebe nod aufgenommen werden können. Deshalb wird 
die Differenzierung in der wirtfchaftlihen Lage der Groß- und Kleinbetriebe 
dur die Waſſerſtraßen gefteigert, während das durch die Eifenbahnen ent- 
weder überhaupt nicht oder doch nur in fehr viel geringerem Maße gefchieht. 





ı Bal. Tollmitt, Schiffahrtögebühren auf den Binnenmwafleritraßen, Zeit. 
fchrift für Binnenfdiffahrt 1895, S. 10. 
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Das liegt in der Natur der Dinge; denn man baut Wafjerftraßen im all- 
gemeinen nur ber billigeren Frachten willen und die Verbilligung der 
Frachten ift hauptſächlich bedingt durch die Vergrößerung der Transportmittel. 

Schumader hat diefe Sachlage gekennzeichnet mit den Worten: 

„se größer das Transportgefäß, um fo einfeitigere Förderung des 
Großbetriebes. Das heißt aber: je größer das Transportgefäß, umfo 
enger der Kreis der unmittelbaren Intereſſenten, der Benuger des Verfehrs- 
weges. Und das bedeutet wiederum nichts anderes als: für je größere 
Transportgefäße eine Wafferjtraße beftimmt ift, umfo mehr fommen die 
Aufwendungen, die der Staat zu ihren Gunften madt, den leiitungs- 
fähigften Gliedern in einer Volfswirtfhaft, den Großunternehmern in 
Handel und Jnduftrie, zu gute!,“ 

Hieraus ergibt fi, daß in der Reihenfolge der fozialen Gemeinnügigfeit 
unter den Berfehrsanftalten die Landwege an erfter, die Eifenbahnen an 
mittlerer und die Waſſerſtraßen an letzter Stelle ftehen. Die letzteren 
find freilich hinfichtlid der Größe der Transportmittel fehr verfchieden; aber 
auch die unbebeutenditen unter ihnen geftatten, wenn man von einem Teil 
der hannoverſchen Moorkanäle abfieht, immer noch die Verwendung von 
Fahrzeugen mit der vielfahen Tragfähigkeit eines Eijenbahnmagens. 

Menn der aus Kleinbetrieben zufammengefegte deutſche Miüllerbund 
fih in feiner Tagung zu Halle am 15. und 16. Juni 1907 für die Ein- 
führung von Schiffahrtsabgaben auf natürlihen Waſſerſtraßen ausgefprochen 
bat, jo lag diejer Stellungnahme die Erwägung zugrunde, daß die Vorteile 
der abgabenfreien Binnenſchiffahrt in der Hauptfache nur den Großbetrieben — 
oder doch ihnen weit mehr ald den Kleinmüllern — zugute fommt ?, 


8 6. Bedenken gegen die Anwendung des gemeinwirtichaftlichen 
Prinzips auf Schiffahrtsanftalten. 


Von den Gegnern der Schiffahrtsabgaben wird gegenüber der hier 
entwidelten Auffafjung der Standpunkt vertreten, daß die territoriale und 
foziale Ungleichheit des wirtſchaftlichen Nutzens der Waſſerſtraßen aufge- 
hoben werde durch zwei andere Momente, welche dahin wirkſam feien, daß die 


! Referat aus den Verhandlungen des Vereins für Socialpolitit in Mann- 
heim vom 25. September 1905. 

2 Die von der Hauptverfammlung angenommene Refolution lautet: „Die Ber: 
fammlung erachtet die Einführung von Schiffahrtsabgaben auf den deutfchen Flüffen 
und Kanälen für notwendig, damit die erheblihen Koften der Inftandhaltung der 
Bafjerläufe und Häfen, die heute von der Gefamtheit der Steuerzahler getragen 
werden müflen, gerechterweife auf diejenigen ſtarken Schultern abgemälzt werden, 
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zur Anwendung des gemeinwirtjchaftlihen Prinzips erforderliche Identität 
zwifchen den Trägern der Steuerlaft und den Nußnießern der Wafjerftraßen 
gleihwohl im großen und ganzen vorliege. Das erfte diefer Momente ergebe 
fih aus dem Umſtande, daß der Vorteil der billigeren Waſſerfrachten nicht 
auf die unmittelbaren Anlieger der Wafferftraßen befchränft fei, fondern über 
das ganze Hinterland mittel des Umfchlagsverfehrs auf weite Entfernungen 
fi ausbreite. Das zweite liege in der Erfahrungstatfahe, daß die durch 
die Wafferftraßen berbeigeführte Entwidlung des MWohlitandes von einer 
ebenfo ſtarlen Entwidlung der Steuerfraft in den beteiligten Gebieten be- 
gleitet fer, daß durch die höhere Eteuerleiftung der größere Verlehrsnutzen 
diefer Gebiete entgolten und der Staatsaufwand für Sciffahrtäzwede 
finanziell gededt werde, mit anderen Worten, daß eine Begünftigung einzelner 
Yandesteile durch Verbeſſerung natürlicher und Ausbau fünftliher Waſſer— 
ftraßen deshalb nicht vorliege, weil der regionalen Bevorzugung durch billigere 
Frachten eine ebenſo oder annährend ebenjo ftarfe Erhöhung der regionalen 
Steuerleiftungen entſpreche. 

Im Grunde genommen fönnen diefe beiden Argumente nicht neben- 
einander, fondern nur mahlweife vorgebradt werden. Denn wenn bie 
Annahme richtig wäre, daß der Umſchlagsverlehr die Fähigkeit beſitzt, die wirt: 
Ichaftlihe Wirkung der Wafjerftraßen zu verallgemeinern, fo fönnte der Ge: 
fichtspunft des regionalen Ausgleiches zwifchen Verfehrsvorteilen und erhöhter 
Steuerleiftung nicht mehr zur Geltung fommen. Dieſer Gefihtspunft würde 
alfo nur in dem Falle noch von praftifcher Bedeutung fein, wenn jene 
Annahme fi als unrichtig erweifen follte. 

Was zunädft die verallgemeinernde Wirkung des Umſchlagsverkehrs an- 
belangt, fo ift die Tatſache unbeftreitbar, daß die Verbilligung der Frachten 
durd die Schiffahrt nit nur an den Ufern der Waſſerſtraße, fondern aud 
in einer größeren oder geringeren Entfernung von ihr fih fühlbar mad). 
Daß die volllommenere, in diefem Zufammenhange die billiger befördernde, 
Verkehrsanftalt ihr von einer weniger vollfommenen Berfehrsanftalt durch— 
zogenes Hinterland beeinflußt und den Verkehr an ſich zieht, liegt in ver 
Natur der Sache. Diefe Beeinfluffung wird umfo ftärfer fein und umfo 
weiter reichen, je größer der Unterfchied in den Beförberungsfelbftfoften und 
den tatfächlichen Frachten beider DVerfehrsanftalten ift. Es ift das eine 
allgemeine Erſcheinung, die ihren praltiſchen Ausdrud findet in einem Syſtem 


die den Nußen des billigen Waflerverfehrs vorwiegend genießen: die Großbetriebe. 
Die Schiffahrtsabgaben bedeuten ſonach feine neue Belaftung der Gejamtbheit, 
jondern vielmehr eine Entlaftung derjelben.” 


$ 6. Bedenken gegen die Anwendung des gemeinwirtfchaftl. Prinzips ufw. 55 


von Ablenfungen und Ummegen. Bis zu gewiſſen Entfernungsunterfchieden 
bevorzugt man den längeren Weg auf der Kunſtſtraße vor dem kürzeren, 
aber unbefeftigten Landwege, den längeren Bahnmweg vor der fürzeren Kunit- 
ftraße und den längeren Waſſerweg vor der fürzeren Eifenbahn, aud wenn 
man zunächſt eine Anjchlußftrede auf der weniger billigen Berkehrsanftalt 
zurüdlegen muß, um auf die billigere zu fommen. Über die Mahl des 
Ummege3 oder der geraden Linie entjcheiden außer dem Entfernungsunter- 
ſchiede und den eigentlichen Beförderungsfoften auch noch diejenigen Koften, 
die durch den Wechſel des Transportmittel, durch die Umladung zwifchen 
Landfuhrwerk, Eifenbahnwagen und Schiff, entftehen. Je engmafchiger eine 
Verkehrsanftalt fi über das Staatsgebiet ausbreitet, umfo ftärfer wird 
fie den Verfehr auf der weniger billigen Anjtalt beherrfchen, umfo weniger 
wird die legtere eine felbftändige Rolle in der Bewältigung des Güter- 
umlaufs fpielen fönnen. Diefe Borausjegungen find verwirklicht und werben 
noch immer weiter verwirkliht in dem Verhältnis von Eifenbahnen und 
Landftraßen. Die legteren find im mefentlichen, wie bereits in anderem Zu— 
fammenhange erwähnt, nur noch Zubringer und Verteiler für die erjteren. 
Es frägt ſich, ob auch die Eifenbahnen zu den Waſſerſtraßen etwa in einem 
ähnlichen Verhältnifje ftehen. Nur wenn das der Fall wäre, fünnte die 
Behauptung von der dur den Umſchlagsverkehr vermittelten univerjalen 
Verfehrsmwirlung der Waflerftragen in gewiffen, wenn auch eingeſchränktem 
Sinne zutreffen. 

Um die richtige Antwort auf diefe Frage zu finden, muß man zunächſt 
einen Blick auf die Karte der deutfchen Waſſerſtraßen merfen. 

Unfere großen Ströme, Rhein, Wefer, Elbe, Dder und Weichfel, haben 
die Grundridtung von Süden nah Norden; infolgebejlen bewegt fich 
ihr Umfchlagsverfehr in Preußen im allgemeinen nah Oſten und Weſten. 
Eine Ausnahme findet ftatt bei demjenigen Umfchlagsverfehr, der an die 
binnenländifchen Endpunkte diefer Waſſerſtraßen ſich anſchließt. Er bemegt 
fih zum Teil in ihrer Berlängerung, alfo nah Süden. Die Endpuntte 
liegen aber nur bei der Weſer und Oder, nicht bei den viel wichtigeren 
Wafleritraßen des Rheines und der Elbe und auch nicht bei der Meichjel 
auf preußifhem Gebiete. Der Wefer und Oder fteht der Dortmund— Ems3- 
Kanal in diefem Zufammenhange gleih. Zwiſchen den ſüd—nördlichen 
Wafferftraßen laufen, wenn man die Nebenflüffe und die Uuerverbindungen 
der öftlichen Ströme einftweilen außer Betracht läßt, Grenzlinien, melde 
die Einflußgebiete des Umfchlagverfehrs umfchließen und trennen und im all: 
gemeinen ebenfalls fübd— nördlich verlaufen. Diefe, übrigens nicht für alle 
Güter und Verfehrörichtungen gleichen Grenzlinien verfchieben fih mit der 
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Entwidlung der einzelnen Waſſerſtraßen, mit der Bewegung der Schiffs- 
frachten und mit der Gejtaltung der Eifenbahntarife, welche für die Ber- 
bindung mit den Umfchlagsplägen gelten!. 

Troß der unregelmäßigen Verteilung der Binnenwaſſerſtraßen über 
Preußen und Deutfchland und troß der großen Entfernungen vieler Gebiets- 
teile nach dem nächſten Binnenhafen wird e8 doch nur wenige Orte oder 
Gegenden geben, die nicht für irgend welche Güter und Verlehrsbeziehungen 
im Einflußbereihe einer Waſſerſtraße liegen und irgend melde Güter — 
unmittelbar oder mittelbar — im Umſchlagsverkehr tatfächlich empfangen 
oder verjenden. 

Aus diefem Umftande hat u. a. Gothein Folgerungen für die finanzielle 
Behandlung der Wafjerftragen nah dem gemeinwirtſchaftlichen Prinzip ziehen 
wollen. Er hat in Mannheim am 16. Februar 1907 ausgeführt, 

„daß an den Vorteilen der Flüffe das ganze Hinterland Anteil genommen 
hat, daß die Gefamtheit dur diefen billigen Verkehr gehoben worden ift. 
Denn die großen Städte — zugegeben daß ihre Konzentration etwas durch 
die Mafjeritraße gefördert wird — find doch felbjt wieder die Vororte, 
die Sammelpläge des Hinterlandes. Tatſächlich erklärt fih der Auf: 
ſchwung unferer Zandwirtfchaft, wie fie troß der internationalen Getreide: 
konkurrenz namentlid; aus den gefteigerten Viehpreifen hervorgeht, ganz 
unzweifelhaft durch die Eriftenz diefer Konjumtionszentren. Und mas 
die gerühmte Dezentralifation der Volkswirtſchaft durch die Bahnen anbe- 
langt, fo erreihen fie diefe Wirkung doch erft dadurch, daß fie um- 
Schlagen. Denn die direfte Eifenbahnverbindung ift ja doch überall viel 
zu teuer, um allein auf weite Streden der nduftrie ihre geringmwertigen 
Rohmaterialien zu liefern. — Mag bei einigen Jnduftrien, befonders 
bei der Müllerei, die ſowieſo notwendige Konzentration dur die Waſſer— 
ftraßen noch gefördert worden fein, jo fteht dem auf der andern Seite 
das ungeheure Verdienſt gegenüber, melcdes die Schiffahrt durch den 
Sammelverfehr der Eleineren Induſtrie und einem über das ganze Land 
verteilten Handel leiftet, aber auch nur unter der Vorausjegung voller 
Abgabenfreiheit leiften fann. — Will man alfo in einen Nangjtreit der 


! Unterfuchungen über die Begrenzung einzelner Umfchlagsgebiete mit graphi- 
fhen Darftellungen find veröffentlihdt von Sympher für den früher geplanten 
Stihfanal vom Mittellandfanal nad Braunfchweig, für den Dortmund— Rhein- Kanal 
und die Lippe im Berfehr mit Unter: und Oberrhein und für die Weſer. Bal. 
Sympher, Waflerwirtihaftlihe Vorarbeiten, Leipzig 1901, Wilhelm Engelmann. 
Emjcdertallinie und Kanalifierung der Lippe, Berlin 1901, Mittler. Zentralblatt 
ber Bauverwaltung 1903, S. 345—349. 
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einzelnen Verkehrsmittel eintreten, fo fteht die allgemeine Nütlichkeit der 
Wafferftraßen, wie fie hiftorifch die ältere ift, auch noch in der Gegenwart 
eher höher ala die der Eifenbahnen und in jedem Falle höher als bie 
der Chauffeen.“ 

Hiernad wäre alfo die Allgemeinheit, einschließlich der entfernteren Orte des 
Hinterlandes, durd den Umſchlagsverkehr an den Vorteilen der Wafferftraße 
nicht nur beteiligt, fondern auch fo gleichmäßig beteiligt, daß die Voraus: 
jegungen für die Anmendung des gemeinmwirtfchaftlihen Prinzips erfüllt 
find, und die finanzielle Behandlung der Waflerftraße als freies Genußgut 
ftaatsrirtfchaftlich gerechtfertigt ift. Die Harmonie der Intereſſen zwifchen 
Umfchlagshafen und Hinterland wäre eine volllommene; ſelbſt das der 
Landwirtſchaft fürderlihe Steigen der PViehpreife wäre nicht ſowohl auf 
Zollſchutz und Veterinärpolizet, jondern mittelbar auf Umfchlag und Schiffahrt 
zurüdzuführen, weil diefe das Anwachſen der fleifchverbrauchenden Großſtädte 
beruorriefen oder ermöglichten. 

Diefe Auffaffung kann aber nicht als richtig anerfannt werden; fie be- 
ruht auf einer aufßerordentlichen Überfhäguug der Bedeutung, welde der 
Umfchlag zwischen Eifenbahn und Waſſerſtraße für die Güterbewegung im 
deutfhen Wirtfchaftögebiete hat. Sie tft erftens deshalb unrichtig, weil nur 
ein Heiner Teil der auf deutjchen Eifenbahnen und Waſſerſtraßen gefahrenen 
Güter umgefchlagen wird, und zweitens deshalb, weil der Vorteil des Um— 
ſchlagsverlehrs dem Einflußgebiete der Waflerftraße nicht? meniger ala 
gleihmäßig zugute fommt, fondern mit der Entfernung vom Umſchlagsplatze 
abnimmt. 

Bei den meiften Gütertransporten ift Die den Verſand- und Empfangs- 
ort verbindende Linie fo gelegen, daß die Benugung einer Waſſerſtraße aus- 
geſchloſſen iſt. Das gilt zunächſt von denjenigen Sendungen, die ungefähr 
parallel zu den ſüd — nördlich verlaufenden Strömen, etwa auf der Grenz- 
linie der beiden benachbarten Umfchlagsgebiete, fih bewegen und durch 
Einfhlagung des Ummeges über eine Wafjerftraße feine Verbilligung, 
unter Umftänden fogar eine Berteuerung erfahren würden. Ye weiter 
die Emfangs- und Verfandorte von der nächſten Wafferftraße entfernt find, 
defto weniger fünnen — unter ſonſt gleihen Umſtänden — die Beteiligten 
fh der Vorteile des Umfchlages bedienen. Ferner tft diefe Möglichkeit 
ausgefchloffen bei denjenigen Gütertransporten, melde eine Wafjerjtraße 
in ungefähr weſt—öſtlicher Richtung kreuzen. Beijpiele der erjten Gruppe 
wären Eifen von Osnabrück oder Peine oder aus dem Siegerlande nad) 
Bayern, bayrifher Granit und bayriſches Bier nad Norddeutichland, Bei- 
ipiele der zweiten Gruppe Steinfohle von Rheinland und Weftfalen nad 


- 
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Hamburg, Koks von Rheinland und Weftfalen nah Lothringen, Minerale 
von Lothringen nad Rheinland— Weftfalen, und Saartohlen nah Württem: 
berg und Bayern. Im erften alle der zweiten Gruppe merben 
Dortmund— Ems-Kanal und Wefer, in den drei andern Fällen wird ber 
Rhein gefreuzt, der in füdmweftlicher Richtung feinen Waſſerſtraßenanſchluß 
hat, weil die Mofel und die untere Saar nicht funktionieren. Übrigens 
würden die nah Süddeutſchland gehendenden Saarfohlen dieſe Flüffe aud 
nad ihrer Kanalifierung vielleicht nicht benugen. Es handelt fich hier um 
außerordentlih große Gütermengen und um jehr wichtige wirtjchaftlide 
Interefjen !, immerhin find e8 nur vereinzelte Beijpiele, welche die Sachlage 
veranfhaulichen follen. Es mag das in Regensburg umgefchlagene Donau: 
Getreide in Nürnberg auf das von Mannheim kommende, rheinaufmwärts 
verſchiffte ftoßen und das von erfterem Orte fommende rumänifche Petroleum 
in Ingolſtadt mit dem über Mannheim importierten amerifanifchen zu— 
fammentreffen — die große Mafje des Nürnberger und Ingolftädter Verkehrs 
ift demnach nicht Umſchlags- fondern reiner Gifenbahnverfehr. Eine fehr 
große Zahl von Plägen in Deutſchland hat eine Eifenbahnentfernung bis 
zum nächſten Binnenumfchlagshafen, die erheblich länger ift als die durch 
ſchnittliche Beförderungslänge für eine Tonne Gut auf deutſchen Eifenbahnen?, 
die Durdfchnittsentfernung für Umfchlagsgüter iſt aber bedeutend geringer 
anzunehmen, und zwar ſchon aus dem Grunde, weil wichtige Eifenbahntarife 
dem ausfchlieglihen Bahnmege günftiger find, wie dem Umfchlagsverfehr. 
Biele Güter find aber aud, unabhängig von der Lage der Empfangs- 
und Verfandorte zur Wafjerftraße, aus andern Gründen für den Umfchlag nicht 


! Im Jahre 1905 wurden auf der Eifenbahn gefahren von Rheinland-Wejtfalen 
nah Hamburg 2317003 t Kohlen, nah Lothringen und Luxemburg 4273 855 t 
Koks, während in der umgekehrten Rihtung von Lothringen-Zuremburg 2091 591 t 
Erze und 364 241 t Roheifen befördert worden find. In der Zahl für Kofs find 
539653 t einbegriffen, welche über Joeuf und Billerupt nad) Frankreich weitergingen. 
Bon der Saar gingen in demielben Jahre 1077911 t Kohlen nah Württemberg 
und dem redtörheiniihen Bayern. Im ganzen bejog das rechtörheiniihe Bayern 
1905 1641 817 t Kohlen auf dem ausschließlichen und unmittelbaren Eifenbahnmege, 
während es nur 609519 t über den Rhein mit Umfchlag in Rhein- und Mainhäfen 
erhielt. Württemberg hatte 1905 einen Kohlenempfang von 837144 t ohne und 
715080 t mit Umſchlag. Selbft die Stadt Berlin, welde auf vier Waflerftraßen 
ihre Brennftoffe erhält — englifhe und weftfälifche Kohle von Hamburg, engliſche 
Kohle von Stettin, ferner ſchleſiſche und öfterreihiich-fähfiihe Kohle — bezog 1905 
neben 1770745 t Scifisfohle beinahe das Doppelte, nämlid 3338489 t Kohle 
auf dem Eifenbahnmege. 

2 100 km. al. &. 42. 
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geeignet. Da von Gothein auf den Zufammenhang zwifchen dem Aufblühen 
der Viehzucht und der Entwidlung der Schiffahrt hingewiefen worden ift, 
jet hier vorab bemerkt, daß der große und mirtjchaftlih fehr wichtige 
Viehverfehr an dem Umfchlag zwifchen Eifenbahn und Wafferftraße feinen 
Anteil hat. Im diefem Verkehr fommt es vor allem auf Schnelligkeit der 
Beförderung an, weil die Bejchaffenheit der Tiere durch langes Unterwegs— 
fein leidet. Derfelbe Gefichtspunft findet auf viele andere Güter Anwendung, 
unter anderem auf die Verſendung der Fifche. Aber auch nicht verderblidhe 
Güter können oft den Ummeg über die Wafjerftraße deshalb nicht wählen, 
weil im Einzelfalle die rafche und pünftliche Ankunft am Bejtimmungsorte 
wichtiger ift, wie eine Erjparnis an Beförberungstoften. Der Eildampfer- 
verfehr auf der Waflerftraße, namentlid auf dem Rhein, mag in der 
Schnelligkeit der Beförderung den Wettbewerb mit der Eifenbahn an und 
für fi aufnehmen können. Sobald aber ein Umſchlag notwendig wird, 
erhält der gerade Bahnmweg einen erhebliden Vorſprung in bezug auf 
Zeitverbraud). 

Zahlreihe Güter leiden zwar nit durch die Dauer der Beförderung, 
aber durch das Umladen zwifhen Schiff und Eifenbahn. Eine gemijje 
Wertverminderung durh den Umjchlag tritt bei fehr vielen ein, und bei 
einigen wird fie jo ftark, daß der Nußen der billigeren Schiffsfracht dadurch 
aufgezehrt oder beinahe aufgezehrt wird. Das gilt insbejondere von Erzeug- 
nifjen des Kohlenbergbaues!. Bei den Verhandlungen über die Kanalifierung 
der Mofel und Saar hat die Frage, inwieweit der Wert der Hochofenkoks 
dur; die Umladung leidet, eine wejentliche Rolle gefpielt. Die Wirtjchaft: 
lichkeit eines ſolchen Umfchlagsverfehrs ift bezweifelt worden. 

Hätte der Umfchlagsverfehr mwirklih eine jo univerfelle Bedeutung 
für die Güterbewegung im deutfchen Wirtfchaftögebiete, jo könnte die Menge 
der zwiſchen Eifenbahn und Waſſerſtraßen umgefchlagenen Güter ſich nicht 
allzufehr von der Gefamtmenge der überhaupt beförderten unterfcheiden. In 
Wirklichkeit ftellt die erftere aber nur einen Kleinen Bruchteil der letteren dar. 
Im Jahre 1905 murben auf den deutfhen Eifenbahnen — nad Aus- 
ſcheidung der in der GStatiftif ſich befindenden Doppelzählungen — rund 
316 Millionen, und auf deutfchen Binnenwaflerftraße rund 66,8 Millionen 


I Bei Hausbrandfohlen 3. B. ift die Möglichkeit des Umſchlags ſehr befchränft. 
Die Koſten des Nachſiebens ausgeladener Schiffskohlen find nah den Mitteilungen 
der Handelsfammer Hanau Nr. 4 vom Juli 1907 von einem Bertreter des Kohlen. 
fontord auf 2 Mt. für 1 t angegeben worden. Der Arbeitsausfhuß der Rhein» 
Ihiffahrtöinterefienten veranschlagt die Wertverminderung der Kohle bei zweimaligem 
Umſchlage auf 10 vom Hundert. ©. 43. 
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Tonnen gefahren. Unter den legteren befinden fih 20 Millionen t Einfuhr 
und 10,6 Millionen t Ausfuhr, alfo 36,6 Millionen t, bei melden in 
Deutfhland nur ein Umfchlag ftattgefunden haben kann, während bei den 
übrigen 36,2 Millionen t diefe Möglichkeit zweimal vorhanden war. In 
Wirklichkeit ift die Menge der zwiſchen Schiff und Bahn umgeladenen 
Güter fehr viel geringer. Es fcheiden insbefondere aus der große öfterreichifche 
Durchgangsverkehr auf der Elbe und der etwa 10,1 Millionen t betragende 
Drtsverfehr von Berlin— Charlottenburg. Aber auch die auf dem Nhein 
gefahrenen Güter werden zum großen Teil unmittelbar am Ufer des Stromes 
hervorgebracht und verbraucht; es fei nur an die von Rotterdam nad) den 
niederrheinifchen Hochöfen gebrachten Erzfendungen erinnert. Man wird unter 
diefen Umftänden den Umfchlagsverkehr faum auf ben zehnten Teil des 
gefamten Güterverkehr in Deutſchland ſchätzen dürfen!. 

Aber auch bei denjenigen Gütern, welche ihrer Beſchaffenheit nad 
umfchlagsfähig find und tatfächlic zwiſchen Eifenbahn und Schiff umge 
fchlagen werden, ift der Vorteil des Umfchlagsverfehrs für die verſchiedenen 
Zonen des Einflußgebietes einer Wafjerftraße fehr ungleih. Einerſeits ift 
die Entfernung, bis zu welcher ein Umfchlagsverfehr ftattfinden fann, nicht 
für alle Güter glei; fie iſt umfo geringer, je Eoftfpieliger die Umladung 
ift, und fie ift im übrigen verſchieden nach der Geftaltung der Eifenbahn- 
tarife für die einzelnen Güter und Verfehrsbeziehungen. Anderſeits beftehen 
große Berfchiedenheiten ſowohl zwiſchen den unmittelbaren Anliegern ver 
Waſſerſtraße umd den Bewohnern ihres Hinterlandes, ald auch unter den 
legteren in bezug auf die Höhe des durch die Benußung der Waſſerſtraße 
erreichbaren wirtſchaftlichen Nutzens. Diefer Nuten ift bei weitem am 
größten für diejenigen, welhe unmittelbar an der Waflerjtraße wohnen und 
feiner Zroifchentransporte auf einem Schienenwege bedürfen. Nur an den 
Umfclagsorten ſelbſt fommt der volle Gewinn aus den billigen Waſſer— 
fradten zur Geltung; außerdem haben dieje Pläge nod den Vorteil der: 
jenigen Arbeit3- und Gejchäftsgelegenheiten, welde durd den Wechſel des 
Transportmitteld naturgemäß entftehen?. Für die Empfänger und Verfender 


! In der Einfuhr waren 1905 enthalten 2100815 t böhmiicher Braunkohle, 
die auf der Elbe über Schandau einfamen, von welchen aber nur 220363 t in 
preußifhen Häfen, einihließlid Hamburg-Altona, auf die Eifenbahn übergingen. 
In demfelben Jahre bezogen die niederrheiniichen Hüttenwerfe in Rheinhaufen, 
Duisburg, Ruhrort, Alfum und Walfum zu Schiff 2430433 t Erze, die faft aus— 
fchließlih von Seehäfen famen und am Ufer des Stromes, alfo ohne Umſchlag 
vom Schiff auf die Bahn, verbraudt wurden. 

2 Des Beilpiels halber mag auf die Anftalten zur Herftellung von Preßkohlen 
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des Hinterlandes vermindert ſich ſchon durch die Notwendigkeit der Um- 
ladung der Frachtvorteil fehr bedeutend und er wird dann allmählich mit 
der zunehmenden Eifenbahnentfernung vom Umſchlagsplatze immer geringer. 
Die Wirfung des Umfchlagsverfehrd auf das gefamte Einflußgebiet einer 
Wafferftraße ift vergleihbar der Überriefelung oder Überftauung eines 
Flußtales mit allmählih anfteigendem Gelände; die befruchtende Wirkung 
ift in der Nähe des Fluffes am größten und wird nad den Talrändern 
hin immer fchwächer, weil die nugbare Waſſerſchicht in feitlicher Richtung 
an Stärke abnimmt. Diefe Erfcheinung wird für das oberrheinifche 
Kohlengefhäft anfhaulich dargeftellt dur eine Fraditenzufammenftellung in 
der Denkſchrift des Arbeitsausfchuffes der Rheinfchiffahrtäinterefjenten „Die 
Erhebung von Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein“, wo die Umfchlags- 
foiten in Mannheim für nicht nadhgefiebte, alfo durch Umladung ver: 
ſchlechterte Kohlen auf 40 Pfg. für die Tonne und die Frachtvorteile 
des Umſchlagsverkehrs gegenüber der unmittelbaren Bahnbeförderung an— 
gegeben werden auf 2,55 ME. für Brudfal, 2,35 ME. für Karlsruhe 
und Heilbronn, 2,15 Mf. für Pforzheim, 1,85 Mk. für Stuttgart und 
Freiburg, 1,55 ME. für Göppingen und Bafel, 1,45 ME, für Konftanz 
und 1,05 ME. für Um Man fieht hieraus die rafhe Abnahme des 
Frachtgewinnes nad der Grenze des Umfchlagägebietes hin und die fehr 
große Werfchiedenheit des Vorteil, welcher den Bewohnern dieſes Ge- 
bietes aus der teilmeifen Benugung der Waſſerſtraße erwächſt. hnliche 
Veifpiele könnten für viele andere Umfchlagspläte gegeben werden, aber 
das hier Angeführte dürfte genügen zur Klarftellung der — im Grunde 
genommen jelbjtverftändlichen, aber doch oft überfehenen und nicht hinreichend 
berüdfichtigten — Tatſache, daß der Umfchlagsverfehr feineswegs geeignet 
ift, den ſehr ungleich über das Land verteilten und teilmeife fehr weit 
auseinanderliegenden Wafjerftraßen eine jo gleihmäßige Nüglichkeit für die 
gefamte Bevölkerung zu verleihen, daß die Anwendung bes gemeinmwirt- 
Ihaftlihen Prinzips auf diefe Verkehrsanftalten ftaatswirtfchaftlich gerecht- 
fertigt wäre. 

E3 muß daher weiter unterſucht werden, ob wirklich die vielfach be: 
hauptete Wechſelwirkung zwifchen abgabefreien Wafferftraßen und Zunahme 
der Steuerfraft derart nachzumeifen tft, dab gejagt werden fönnte, die Nuß- 
nießer der Waſſerſtraßen, die Bewohner der dur abgabenfreie Wafjerftraßen 
begünftigten Zandesteile, erjegten der Gefamtheit die für Schiffahrtszwede 


bingewiefen werden, melde in den Kohleausladehäfen zur Verwertung des Abriebs 


entftanden find. 
ı Mainz 1905, I. Diener, S. 103, 104. 
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gemachten Aufwendungen zwar nicht in Gebührenform, aber durch gefteigerte 
Steuerleiftungen. Es handelt fih hier um diefelbe Annahme, welche für 
die preußifche Regierung um die Mitte des vorigen Jahrhunderts eine 
Beitlang bei der verfehrspolitifchen Behandlung der Wafferftraßen und Häfen 
beftimmend gemejen, dann aber, von ihr und namentlich auch von der 
Bolfsvertretung aufgegeben worden ift!. Eine erafte Bemeisführung ift in 
derartigen Fragen der Natur der Sache nad faum möglich, weil die Unter- 
fheidung des post hoc und propter hoc große Schwierigfeiten bereitet. 
Wenn die tatfächliche Steuerleiftung der von einer Waſſerſtraße durchzogenen 
Gegend ſteigt, jo ift e8 ſchon nicht leicht, den urſächlichen Zufammenhang 
diefer Erfcheinung mit dem Bejtehen oder der Verbefjerung des Sciffahrts- 
mweges in einigermaßen fonfreter Form zu beweifen. Im vorliegenden Falle 
fommt aber als Urfahe nicht die Waſſerſtraße an fi, ſondern ihr abgaben- 
freier Zuftand, und als Wirkung nicht jede und nicht die ganze tatſächlich 
eingetretene, jondern eine dem jtaatlihen Koſtenaufwand entſprechende 
Steigerung der Steuerleiftung in Betracht. Es handelt fih alfo, umgekehrt 
betrachtet, um die Frage, wieviel geringer oder langfamer die Aufwärts- 
bewegung des Mohlitandes und der Steuerfraft geweſen fein würde, wenn bie 
in Betraht fommende Wafjerjtraße nicht gebaut oder nicht verbefjert worden 
wäre, und nicht als freies Genußgut zur Verfügung geitanden, fondern eine 
— für den Zmwed diefer Unterfuhung konkret zu bewertende — Schiffahrts- 
abgabe zu tragen gehabt hätte. Die fo ermittelte Differenz der Steuerfraft 
und der Steuerleitung wäre dann mit den Aufwendungen des Staates für 
jene Wafferftraße in fompenfatorifche Beziehung zu ſetzen. Eine folde 
Berechnung wäre in jehr hohem Maße theoretiſch; fie könnte nur dann zu 
irgend welchen zahlenmäßigen Ergebniffen führen, wenn fie auf einer großen 
Zahl von mehr oder weniger willfürlihen Annahmen aufgebaut würde. Es 
fommt hinzu, daß nur felten — es gibt allerdings Ausnahmen, von welchen 
no in anderem Zufammenhange die Rede fein wird — die wirtfchaftliche 
Entwidlung eine® Landes oder Landesteiles ausfchließlih auf die durd 
Waſſerſtraßen und Häfen ermöglichte Frachtverbilligung zurüdgeführt werben 
fann. In der Regel fpielen dabei andere Momente mit, welche von fon- 
furrierender, zuweilen fogar von übermwiegender Bedeutung find; insbejondere 
das Vorhandenfein von Bodenfhägen und die verfehröpolitifchen Ver— 
hältniſſe. Es gibt Gegenden, die von jeher natürlihe Wafferftraßen zur 
Verfügung hatten oder früh in den Befig künſtlicher Waſſerſtraßen ge 
fommen find, ohne einer befonders günftigen mirtjchaftlihen Entwidlung 


Vgl. ©. I ff. 


3 6. Bedenken gegen die Anwendung des gemeinwirtfchaftl. Prinzips uſw. 63 


teilhaftig geworden zu fein, weil hierfür die fonftigen Vorausſetzungen 
fehlten, und es gibt andernteils wichtige Induſtriebezirke, welche aud) 
ohne Wafjerftraßen es zu großer Blüte gebracht haben. In der Dfthälfte 
de3 preußifchen Staates find die natürlichen Waſſerſtraßen zahlreicher als 
im Weften, und die Hohenzollern haben feit Jahrhunderten für ihre Ver— 
bindung durch Kanäle geforgt; ſowohl zwifchen Elbe und Oder, ala auch 
zwiſchen Oder und Weichfel und zwiſchen Pregel und Memel. Gleich— 
wohl find dieſe Gebiete zu allen Zeiten wirtfchaftlih im Rückſtande ge- 
weſen gegenüber dem von der Natur reicher ausgeftatteten und durch eine 
ältere Kulturentwidlung begünftigten Weiten. Die Eifeninduftrie in Beine 
und Dönabrüd ift aud ohne Wafjerftraßen zu hoher Blüte gelangt, meil 
der Boden die ihr notwendigen Nohftoffe darbot; dasfelbe fann von der 
oberſchleſiſchen Bergwerks- und Hütteninduftrie gejagt werden, welche vor 
der im Jahre 1898 vollendeten Oderfanalifierung eine wirkſame Schiffahrts⸗ 
verbindung mit ihrem Abſatzgebiete nicht befaß !. 

Der Hinweis auf die gejteigerte Steuerleiftung der mit Wafferftraßen 
ausgeftatteten Gebiete hat in dem langen Streit über die Schiffahrtsabgaben 
eine große Rolle gefpielt, und zwar der Regel nad in Geftalt allgemeiner 
Ausführungen, zuweilen aber auch in Verbindung mit dem Verſuche der 
zahlenmäßigen Darftelung oder wenigjtens Erläuterung. Unter anderem 
hat Eberhard Gothein behauptet, das von Preußen durd Aufhebung von 
Sciffahrtsabgaben und Flußzöllen gebrachte Opfer habe fi „bald durd) 
Hebung der Vollswirtſchaft auch finanziell aufs befte bezahlt gemadt“. 
Ausführlicher ift die Frage behandelt in der Denkſchrift des Arbeitsaus- 
ſchuſſes der Rheinfhiffahrtsinterefjenten vom Jahre 1905, wo «8 auf 
Seite 106 heißt: 

„Zwiſchen der ungeheuren Entwidlung und Steigerung der Ermerba- 
tätigfeit in unferem deutſchen Vaterlande und der Verbilligung der Fracht— 
often befteht unleugbar ein großer volfswirtfchaftliher Zufammenhang. 
Es hieße diefen Zufammenhang leugnen, wollte man behaupten, daß die 
Stromverbefjerung und die Abgabenfreiheit der Schiffahrt auf dem 
Rheine leidiglih den Verfrachtern, Spediteuren und Sciffern zugute 
gefommen ſei.“ 

Im Anschluß hieran werden ftatiftifche Vergleiche angeftellt zwiſchen den 


! Im Jahre 1905 verfandte ber Regierungsbezirt Oppeln (Verkehrsbezirk 13) 
mit der Eifenbahn 15093 015 t Kohlen, Brifetts und Koks und 678786 t Eifen; 
auf der Oderwaſſerſtraße aber nur 1598202 t Kohlen uſw. und 44103 t Eiſen. 
Dabei ift der ganze Abgang und Durchgang in Breslau zu Tal als Ausfuhr des 
Verkehrsbezirks 13 gerechnet. 
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Provinzen Rheinland, Weftfalen und Heſſen — Naſſau einerfeit3 und dem 
Gefamtgebiet des preußifchen Staates anderfeits in bezug auf Fläche, Be— 
völferung, fteuerpflichtiges Einfommen, Steuerleiftungen, Zolleinnahmen, 
Sparlafjeneinlagen, Dampfpferdefräfte, Eijenbahngleislänge und Eifenbahn- 
güterverfehr. Es heißt dann meiter ©. 108: 

„sn Rüdfiht darauf, daß der in obigen Nacmeifungen zutage 
tretende Hochſtand der Ermwerbtstätigfeit in den vom Rheine durchftrömten, 
zum mindeften von ihm wirtfchaftlich befruchteten Landesteilen in erjter 
Linie auf den belebenden Einfluß der ebenfo leiftungsfähigen wie billigen 
Rheinſchiffahrt zurüdzuführen ift, kann man aus gutem Grunde fagen, 
daß die Rheinfchiffahrt Schon hierdurh den auf ihr Konto entfallenden 
Teil der früheren Aufwendungen für Stromverbejlerungen mehr als hin- 
länglich verzinft und dem Staate wieder eingebracht hat,“ 

und ©. 116/117 wird nochmals betont: 

„Es wäre unbillig, zu verfennen, daß die Träger diefer (der Schiffahrts-) 
Abgaben, feien es welche Intereffenten im Gebiete des Rheines immer, 
in Geftalt ihrer durd die freie Schiffahrt gehobenen allgemeinen Steuer: 
leiftungsfähigfeit und Leiftung den Uferftaaten fchon heute einen wertvollen 
Erſatz der ftaatlihen Aufwendungen für den Strom gewähren. — Die 
Aufwendungen für den Strom find allefamt zum Nuten und zur Förderung 
des wirtſchaftlichen Aufihmwunges des ganzen Rheingebietes angelegt, und 
diefe Anlage trägt fortdauernd reiche Zinſen.“ 

E3 wird alfo die Entwidlung des Mohljtandes und der Steuerfraft in den 
MWeftprovinzen in eine fompenfatorifche Beziehung zu den Leiſtungen bes 
Staates für den abgabenfreien Rhein gebracht !. 

Eine nähere Unterfuhung führt indefjen zu dem Ergebnis, daß eine 
folhe Beziehung für einen ſehr großen Teil jener drei Provinzen ausge: 
Schlofjen, für den Reſt nur in bejchränftem Maße vorhanden und feinesfalls 
zahlenmäßig auch nur annähernd bejtimmbar ift. Die Bergwerks- und 
Eifeninduftrie des Siegerlandes, an der Lahn, an der Saar, an der Wurm 
und Inde können die Rheinwafjerjtraße gar nicht oder nur für einen ver- 
fhwindenden Bruchteil ihrer Rohmaterialien und Erzeugniffe benugen ?. 

ı In ähnlicher Weile Log, Kritif der neueften Argumente für Abgaben auf 
den natürlihen Waflerftraßen in den Schriften des Deutſch-öſterreichiſch-ungariſchen 
Verbandes für Binnenfdiffahbrt XI, S. 15, 16, wo die Rheinprovinz mit den 
Regierungsbezirten Wiesbaden und Magdeburg, „die fiher an der Entwidlung der 
Rhein- und Elbfchiffahrt mitintereffiert find“, und „das an der Binnenidiffahrt 
hervorragend intereffierte Berlin” für die Vergleiche zugrunde gelegt werden. 

2 In Oberlahnftein wurden 1905 in Rheinjchiffe verladen 145803 t Erze und 
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Übrigens find diefe Induftrien auch weit älter als die Nheinregulierung. 
Selbjt die hart am Rhein belegenen oder von ihm durchſchnittenen Produftions- 
gebiete find für den weitaus größten Teil ihrer Transporte auf die Eifen- 
bahn angemwiefen. Das Cölner Braunfohlenrevier hatte, obwohl wenige 
Kilometer vom Rhein entfernt, im Jahre 1906 bei 7960000 t Förderung 
nur einen Abſatz von etwa 70000 t Prehfohlen auf der Waſſerſtraße. 
In demfelben Jahre wurden mit der Eifenbahn aus jenem Revier 237 584 t 
Braunfohlen einfhlieglih der Preßkohlen verfandt und 740028 t innerhalb 
des Verkehrsbezirls (Rheinprovinz linksrheiniſch) befördert. Der Nieder: 
theinifch- Weftfälifche Induſtriebezirk, welcher in der Statiftif der Giüter- 
bewegung auf deutſchen Eifenbahnen die Bezirfe 22 und 23 umfaßt, ver- 
ſandte 1905 an Steinfohlen und Kofs etwa 26 000 000 t mit der Eifenbahn!, 
10731 931 t auf dem Rhein und 203268 t auf dem Dortmund — Ems— 
Kanal. Selbft nad; den Niederlanden, welche durch die große Waſſerſtraße 
des Rheins mit jenem deutſchen Kohlenbeden auf das günftigfte verbunden 
und mit einem ungewöhnlich weit verzweigten inneren Wafjerftraßennes, dem 
engmafchigften der Welt, ausgeftattet find, gingen 1905 aus den beiden 
Rubrrevieren 3426974 t mit der Eifenbahn. Von dem Eifenerzbevarf 
diefes Revierd kamen 1905 — 1064844 t mit der Eiſenbahn und 
4516658 t zu Waſſer an. ' 


8960 t Eifen, während der Verkehrsbezirk Heffen-Naffau einen Bahnveriand von 
ITTTBl t Erzen und 334194 t Eifen hatte; der Empfang betrug auf der 
Waſſerſtraße in Dberlahnftein 668 t Eifenerz und 2212 t Eifen gegen 31991 t 
und 480 942 t auf der Bahn. Die Saarinduftrie ift faft ausfchlieglih auf die 
Eifenbahn angewieien, namentlich auch für die Verbindung mit ihrem Ausfuhrhafen 
Antwerpen. Die Binnenfhiffahrt fpielt für fie eine ganz unbedeutende Rolle. Im 
Jahre 1905 verfandten die ftaatlihen Saargruben 7134166 t Kohlen auf der Eifen- 
bahn und nur 481 121 t auf der fanalifierten Saar. Unbebeutende Eijenjendungen 
gehen nad Ludwigshafen, um dort ind Rheinfchiff umgefchlagen zu werden. Im 
Jahre 1905 empfing die Saar an Eifenerz 2125 124 t mit der Bahn und 93861 t 
zu Waſſer. Sie verfandte an Eifen 1119972 t mit der Bahn, wovon 137500 t 
in Ludwigshafen umgejchlagen find, und 4873 t auf der Saar. Die Saarinduftrie 
it alfo faft ausschließlich auf die Eifenbahn angemwiefen. 

ı In diefer Zahl find nur die Sendungen enthalten, welche aus dem ver- 
einigten Bezirk 22/23 herausgegangen find; es find alfo die Sendungen zwifchen 
den beiden Bezirken und innerhalb eines jeden von ihnen außer Anja geblieben. 
Außerdem find die zu Wafler aus den Ruhrhäfen verfandten Kohlen abgezogen. 
Ohne dieſen Abzug ſtellt fih die Berfandziffer auf etwas über 36 000 000 t; der 
darin enthaltene Berfand nad) Rheinhafenitationen (Bezirk 28) ift größer wie bie 
Menge der aus den Häfen verſchifften Kohlen. Die Zahlen enthalten außer Kohlen 
auch Briketts und Koks. 
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Diefe Zahlen follen dartun oder wenigſtens andeuten — denn eine 
erſchöpfende Klarſtellung der wirtfchaftlihen Zufammenhänge würde hier zu 
weit führen —, daß der erfreulihe Aufſchwung des wirtfhaftlichen Lebens 
und die ihm entfpredhende Steigerung der Steuerkraft im Verkehrsgebiet 
des Rheins zwar zum großen Teile auf den billigen Frachten der Waſſer— 
ſtraße beruhen, daß es aber auf der anderen Seite eine gewaltige Über- 
treibung fein würde, wenn man die dortige Entwidlung ausfchließlich oder 
auch nur überwiegend auf diefes eine Moment zurüdführen wollte. Es iſt 
weit davon entfernt, das allein ausfchlaggebende zu fein; die Ausftattung 
der nächſten Umgebung des Stromes mit Bodenfhäten ſpielt eine mindeitens 
ebenfo große Rolle. Die Kohlenlager am rechten Rheinufer wurden lange 
vor dem Beginn der Rheinregulierung ausgebeutet, und ſchon vor dieſem 
Zeitpunfte wurden große Mengen von Ruhrkohlen auf dem Rhein verſchifft. 
Die Kohlenausfuhr nah Nieverland erreichte ſchon 1840 — bis zu Anfang 
der 40er Jahre war der Zuftand der Fahrrinne durch Strombauten nicht 
wefentlich verbefjert — die für jene Zeit bedeutende Menge von 140 909 t!. 

E3 müßte nun ferner aus den irgendwie bewerteten Vorteilen, melde 
der Rhein feinem BVerfehrögebiete tatfählih gebraht hat, dasjenige Maß 
von Vorteilen wieder ausgejchievden werben, welches er auch ohne Regulierung 
und ohne Aufhebung aller Schiffahrtsabgaben hätte bringen fünnen. Daß 
derartig hypothetiſche Erwägungen zu einem brauchbaren Ergebnifje nicht 
führen können, bedarf feiner weiteren Erörterung. Es mag aber doch darauf 
hingewieſen werben, daß der preußifch-niederländifche Unterlauf des Rheins 
von Ruhrort abwärts ſchon vor dem Beginn der Fahrwaſſerverbeſſerung bie 
Verwendung von Schiffen mit 300 t Tragfähigfeit geftattete und daß bie 
fpäteren Fortfchritte der Schiffahrt nicht ausschließlih auf den Strombauten, 
fondern zum Teil auch auf Verbeſſerungen der Sciffbautehnif und der 
Betriebseinrihtungen beruht haben. Insbeſondere wurde durch Erbauung 
eiferner Schiffe und dur die Verwendung der Dampffraft zum Schleppen 
die Leiftungsfähigfeit der Betriebsmittel außerordentlich gefteigert ; bekanntlich 
haben eiferne Schiffe einen geringeren Leertiefgang als hölzerne von gleicher 
Tragfähigkeit und fie erfordern geringere Schleppfraft, während durd die 
Verwendung von Schleppvampfern die Reiſedauer wefentlih verkürzt und 
die Ausnutzung der Fahrzeuge entjprechend verbefjert worden ift. Diele 

! Nach der Statiftif von Lobith im Jahresbericht der Zentraltommiffion für 
Rheinichiffahet von 1841; vgl. auh Naſſe, Der Rhein ald Wafferftraße, in den 
Schriften des Vereins für Socialpolitif CII, 3. Bd. 1905, S. 31. In den erften 
Jahrzehnten nah 1815 lag der Schwerpunkt der Strombautätigfeit in der Her- 
ftellung der Leinpfade. 


— —— 


$ 6. Bedenken gegen die Anwendung des gemeinwirtichaftl. Prinzips ufm. 67 


Fortfchritte und Verbeſſerungen wären aud der Schiffahrt auf dem unregu- 
lierten Rheine zugute gelommen, Daß man mit Fahrzeugen von etwa 
300 t Tragfähigkeit bedeutende Verfehrsleiftungen erzielen fann, bemeift das 
Berjpiel der Märkiſchen Waſſerſtraßen, von welchen drei PVierteile nur mit 
Fahrzeugen von höchſtens 170 t Tragfähigkeit benugt merben fönnen, 
während der Reft mit Schiffen mit 400 bis 600 t befahren wird. Die 
jehr wichtige Verbindung zmwifchen Berlin und Stettin durch den Finow— 
fanal ift nur für den fleineren Schiffstypus eingerichtet und gleichwohl bis 
zur Grenze ihrer Zeiltungsfähigfeit beanſprucht; fie hat einen PVerfehr von 
etwa 2° Millionen Gütertonnen. Es iſt alfo anzunehmen, daß auch 
auf dem unregulierten Rhein der Verkehr ſich entwidelt hätte, wenn auch in 
geringerem Maße. 

Noch meniger hätte die Erhebung einer mäßigen Sciffahrtsabgabe in 
Anbetracht der gleichzeitig ausgeführten bedeutenden Schiffahrtsverbefjerungen 
einer fräftigen Entwidlung des Verkehrs auf dem Strome und des Mohl- 
itandes in feinem Einflußgebiete im Wege geftanden. Der Wahrfcheinlich- 
teitöbeweis hierfür ift zu entnehmen aus der Tatjache, daß mährend des 
Beftehens der Nheinzölle, die hinfichtlih ihrer Höhe mit den jest geplanten 
Shiffahrtsabgaben kaum vergleihbar find, dennoch der Verkehr an der 
Zollgrenze bei Emmerich von 328908 t im Jahre 18321 auf 1609901 t 
im Jahre 1866, alfo auf das Fünffache gejtiegen ift. Wenn die Steigerung 
von 1866 bie 1905, alfo einem annähernd ebenfo langen Zeitraume, bis 
20673189 t gelangt ift und etwa das Zwölffache betragen hat, jo darf 
diefer Fortſchritt in der Entwidlung feinesmegs allein dem Wegfall der 
Rheinzölle zugefchrieben werden. Die ftärfere Zunahme erflärt ſich haupt- 
lählih dur den rafcheren Auffhwung, melden das wirtſchaftliche Leben 
Deutichlands überhaupt in der Zeit nah 1866, verglichen mit den voran- 
gegangenen drei Jahrzehnten, aufzumeifen hat, und durch den Umftand, daß 
die wichtigften Verbefjerungen der Fahrftraße zwifchen Mannheim und der 
miederländifchen Grenze in das letzte Dritteil des vorigen Yahrhunderts 
fielen. 

Daß aud auf abgabepflichtigen Waſſerſtraßen eine jtarfe Entwidlung der 
Schiffahrt möglich ift, ergibt fich aus einer Vergleihung zwiſchen der Verfehrs- 
zunahme in Berlin— Charlottenburg und in Duisburg— Ruhrort. Der Verkehr 
von Duisburg — Ruhrort tft in dem Zeitraum von 1860 bis 1905 von 
1995 438 t auf 15517103 t, alfo um das 7,7 fache geitiegen, während er in 


— een 


! Nah den Anfchreibungen des niederländiichen Zollamtes in Lobith, Bericht 
der Rheinichiffahrt3-Zentralfommiffion 1841. 
5 * 
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Berlin-- Charlottenburg gleichzeitig von 1885 605 t! auf 10102237 t, alfo um 
etwa das 5,3 fache angewachſen ift. Hierbei ift aber zu berüdfichtigen, daß 
die Ruhrhäfen den größten deutfchen Kohlenbezirt als Hinterland haben, an 
einem für Schiffe bie zu 2600 t benugbaren Strome, der leiftungsfähigften 
Waflerftraße Europas, liegen und ausgedehnte Umſchlagsvorrichtungen mit vor- 
züglichen Eifenbahnanihlüffen befigen, während Berlin in einer mit Boben- 
ſchätzen dürftig ausgeftatteten Provinz belegen, nur mit Fahrzeugen von 
170 bis höchſtens 600 t erreichbar, faft ohne jeden Anſchluß zwiſchen Eifen- 
bahn und Schiffahrt und auch für den Drtöverfehr mit Löſch- und Lade— 
vorrichtungen fehr mangelhaft verjehen iſt. Die Schiffahrtsabgaben betragen 
im Durdfchnitt auf der Verbindung Magdeburg— Berlin 0,22, Stettin— 
Berlin und Eofel— Berlin 0,12 und Hamburg— Berlin 0,06 Pf. auf das tkm, 
wobei die zwifchen Elbe und Oder und auf der Oder zwifchen Cofel und Breslau 
erhobenen Abgaben auf die abgabenfreien Elb- und Oderſtrecken jener 4 
Verbindungslinien mit verteilt find. Die tatfächliche Belaftung des Schiffs— 
verfehrs mit Berlin auf diefen Hauptlinien ift alfo etwa fünfmal, dreimal 
und einhalbmal höher als die für den Rhein in Ausficht genommene von 0,04 für 
das tkm. Endlich kommt in Betracht, daß ein bebeutender Teil der 
Berlin— Charlottenburger Großinduftrie fich feit 1860 in Vorortsgemeinden 
an der Waſſerſtraße angefiedelt hat und mit feinem Scifföverfehr in der 
für 1905 angegebenen ftatiftifchen Zahl nicht vertreten ift. 

Man wird hiernach der Abgabenfreiheit des Rheins unter den Urſachen, 
welde den wirtſchaftlichen Aufſchwung der weftlihen Provinzen und das 
Anwachſen ihrer Steuerfraft herbeigeführt haben, eine entfcheidende Bedeutung 
faum beilegen fönnen. 

Aber au wenn die Annahme ermeislich richtig wäre, daß der Staats- 
aufwand für Wafjerftraßen fih aus erhöhten Steuerleiftungen bezahlt 
mache, jo würde doch hierin eine befriedigende Löſung nur bezüglich der- 
jenigen Wafjerftraßen ohne weiteres zu finden fein, deren Verfehrögebiet 
ganz oder in der Hauptfahe einem Staate angehört, weil nur dann ber 
Nutzen aus den Sciffahrtöverbefferungen in vollen Umfange ihrem Uhrheber 
ficher ift. Diefe Vorausfegung trifft in Preußen annährend zu bei der Der, 
die mit ihrem jchiffbaren Laufe ganz in Preußen liegt, und deren Umfchlags- 
verkehr aud nur wenig nad) Ofterreih und Rußland übergreift.?. 


I Statiftif des Deutſchen Reiches, herausgegeben vom Kaiſerlichen ftatiftifchen 
Amt, Bd. VII: Verfehr auf den deutfchen Waflerftraßen, Berlin 1874, V 42. 

2 In Breslau—Böpelwig, Oppeln und Cofel betrug 1905 der Umfchlagsvertehr 
mit Rußland 16038 und mit Öfterreih-Ungarn 182477 t bei einem Geſamtumſchlage 
von 2346 870 t. 
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Bei den gemeinfamen Waſſerſtraßen ift der Ausgleih zwiſchen dem 
Roftenaufwande und den höheren Steuereinnahmen ſchon deshalb ſehr zweifel- 
haft für den einzelnen Staat, weil fein wirtfchaftlihes Intereſſe an der Waſſer— 
ftraße, fein Anteil an dem dur den Ausbau eines Stromes entſtehenden 
Gefamtnugen durchaus nit immer feinem Anteil an der finanziellen Belaftung 
entſpricht. Die letztere ergibt ſich in Deutſchland gegenwärtig aus der Ufer— 
länge innerhalb des einzelnen Staatsgebietes in Verbindung mit den die 
Strombautätigfeit beeinfluffenden natürlihen Berhältniffen der Waflerftraße. 
Der Vorteil aus den Schiffahrtöverbefjerungen verteilt fi unter Umftänden 
nad ganz anderem Verhältnis auf die Uferftaaten. Ein bemerfensmwertes 
Beifpiel hierfür bietet der Rhein mit feinen Nebenflüffen. Den bei weitem 
größten Anteil der Koften für den Ausbau des Fahrwaſſers zwifhen Mann: 
heim und der nieberländifchen Grenze hat Preußen getragen!, welches in 
Deutfchland mit 690 km Uferlänge beteiligt ijt, während auf Heſſen nur 
156 km und unterhalb Mannheim Ludwigshafen auf Bayern nur 9, auf 
Baden nur 8 km entfallen. überdies liegen auf preußiſchem Gebiete be- 
ſonders fchwierige und für den Strombau koſtſpielige Streden, vor allem 
dad Binger Loch und der anſchließende Stromlauf im Gebirge bis Goblenz. 
Die Vorteile der Rheinregulierung ‚find aber den preußifchen Uferftädten in 
weit geringerem Maße zugute gefommen, ala den nichtpreußiichen. Die 
Strombauten auf der preußifhen Strede machten das oberrheinifche Gebiet 
überhaupt erft der Großſchiffahrt zugänglih und ermöglichten die glänzende 
wirtſchaftliche Entwidlung, melde es jeitvem genommen hat. Eine Beit- 
lang geſchah dies fogar auf Koften der preußifchen Plätze des Mittel- und 


Y Beftimmte Bergleichdzahlen follen hier nicht genannt werden, weil es fehr 
unfiher ift, ob die für Preußen berechneten mit denjenigen Koftenfummen kom— 
menfurabel find, welde als Aufwand der übrigen Staaten in der Preffe und 
Literatur ſowie in den Jahresberichten der Rheinichiffahrtszentrallommiffion genannt 
werden. Die Tatfache der überwiegenden Belaftung Preußens wird auch fchwerlich 
beitritten werben. Die Rheinftrede oberhalb Mannheim ift hier nicht in Betracht 
gezogen worden, weil fie erft feit einiger Zeit wieder eine Bedeutung als Waſſer— 
ſtraße gewonnen hat, und weil die dortigen Strombauten der Schiffahrt feinen 
wefentlihen Nuten gebracht, nad) anderer Meinung ihr fogar geichadet haben. Val. 
Arbeitsausſchuß der Rheinfchiffahrtintereffenten S. 56, 57 und „Der Rheinftrom pp.“ 
im Auftrage der Reichskommiſſion zur Unterfuhung der Rheinftromverhältniffe, 
herausgegeben vom badiſchen Zentralbureau für Meteorologie und Hydrographie, 
€. 240, Berlin 1889, Ernft & Dorn. Troß der Neuanlage von Häfen in Karls— 
rube, Kehl und Straßburg ift Mannheim bis heute noch der Hauptendpunkt der 
oberrheiniihen Schiffahrt und der Brennpunkt nicht nur der Schiffahrtö-, fondern 
auh der Handelsintereffen Badens. 
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Niederrheins, die früher als Umfchlagspläge eine größere Bedeutung hatten. 
Der Bericht der Zentralflommiffion für die Rheinſchiffahrt für 1871 enthält 
hierüber die intereffante Betrachtung: bei einer Prüfung des Warenverfchrs 
der Nheinifchen Häfen während der legten drei Jahrzehnte ergebe ſich im 
großen Ganzen eine faft ununterbrochen (aljo auch zur Zeit der Aheinzölle) 
iortfchreitende Vermehrung der Gefamtbewegung und zugleich eine zunehmende 
„Berteilung“ des Verkehrs auf alle ſchiffbaren Streden des Rheinftromes. 
Der Verkehr fei in MWefel von 107429 t im Jahre 1846 auf 74457 t, 
in Cöln von 379972 t im Jahre 1856 auf 242790 t, in Coblenz von 
116181 t im Jahre 1843 auf 54277 t gefallen, dagegen in Mannheim 
von 86875 t im Jahre 1845 auf 401806 t und in Lubmwigshafen von 
18 719 t im Jahre 1843 auf 156041 t geitiegen; außerdem feien ganz 
neue Hafenpläße, Marau, Guftavsburg und Oberlahnſtein, entſtanden!. 
Der in mehreren niederrheinifchen Häfen entitandene Ausfall werde 
demnad durch die in anderen, beſonders oberrheinifchen Häfen eingetretene 
Berfehrszunahme mehr denn ausgeglichen. Übrigens feien nicht alle preußifchen 
Nheinhäfen in ihrem Wafferverfehr zurüdgegangen, wie der mit dem Rhein 
in Verbindung ftehende Duisburger Hafen bemeije. 

| Wenn aud in der Zeit nad 1871 der abſolute Rüdgang im Berfehr 
jener preußiſchen NRheinftädte aufgehört und ein neues Anwachſen jtattgefunden 
hat, fo ift doch die relative Überflügelung durch die oberrheinifchen Plätze 
nicht nur beftehen geblieben fondern immer jchärfer hervorgetreten. Diefe 
Überflügelung zeigt fich felbft gegenüber dem wichtigften preußifchen Rhein— 
hafen Duisburg—Ruhrort, der fi zu allen Zeiten einer ziemlich fonftanten 
Entwidlung erfreute, in augenfälliger Weife. 

Vergleiht man für den Zeitraum von 1860 bis 1905 die Berfehrs- 
zunahme in Cöln, in Tuisburg— Rubrort, in Mannheim— Ludwigshafen und 
in dem für die Verbindnng zwifchen Rhein- und Seeſchiffahrt wichtigften 
nieberländifchen Seehafen Rotterdam, jo ergibt fich für Cöln eine Zunahme 
um etwa das vierfache, von 248143 t auf 1194983 t und für Duis- 
burg— Ruhrort, wie ſchon erwähnt, um das 7,7 fache, von 1995 438 auf 
15 518103 t; dagegen für Mannheim— Ludwigshafen eine 17 fache Steigerung 


! Die Kommiffion war aljo damals, vier Jahre nad) Befeitigung der Rhein- 
zölle, durchaus anderer Anfiht wie Eberhard Gothein, der am 16. Februar 1907 in 
Mannheim behauptete: „Erft infolge diefer Freigebung des Waflerweges hat am 
Rhein eine ftarfe Dezentralifation der Bolfswirtichaft ftattfinden können.“ Die Un- 
richtigfeit diefer Darftellung wird durch die mitgeteilten Zahlen bewiejen. Der 
Prozeß der Verteilung vollzog fih fon vor der Aufhebung der Flußzölle; er war 
die Folge des beginnenden Ausbaues der Waſſerſtraße. 
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von 410439 t auf 7117921 t und für Rotterdam eine 14,3 fahe von 
583330 auf 8379922 Nettoregiftertong!. 

Das Mifverhältnis in der Verfehrszunahme der preußifchen Häfen zu 
derjenigen an dem oberen und unteren Binnenfchiffahrtsendpunft ift um fo 
bemerfenswerter, ala Köln, Duisburg und Ruhrort feit Jahrhunderten 
Handelspläge waren und die beiden leßteren vermöge ihrer Lage am Rande 
bes Ruhrkohlenreviers eine bodenjtändige Induſtrie befaßen, während Mann 
heim zunächſt eine fünftliche Schöpfung geweſen iſt und feine außerorventlichen 
Fortſchritte — abgefehen von der Tüchtigfeit feiner Bewohner — nur dem 
Ausbau der Rheinwafjerftraße verdankt; denn die induftriellen Rohſtoffe 
mußten in der Hauptſache zu Schiff dorthin gebracht werden. In Mannheim 
und Ludwigshafen liegt allerdings der Fall vor, daß die mirtfchaftliche 
Enmwidlung jund die aus ihr refultierende Steigerung der Steuerfraft mit 
Sicherheit auf die Verbefjerung einer natürlihen Wafferftraße zurüdzuführen 
ift; im Gegenfag zu Duisburg und Nuhrort, wo dies Moment nur neben 
anderen mwirffam war. Ebenſo fann von Rotterdam gejagt werden, daß 
fein gewaltiger Verfehrsaufihmwung die Folge der Strombauten geweſen ift, 
welche am Rhein und feinen Nebenflüffen im Sciffahrtsintereffe ausgeführt 
wurden. Ohne dieſe Schiffahrtsverbefjerungen wäre die Vermittelung zwifchen 
dem weftbeutfchen Wirtfchaftsgebiete und dem Weltmarkte in viel höherem 
Make den preußifchen Staatsbahnen und den deutfchen Nordfeehäfen zuge- 
fallen. Rotterdam war im Jahre 1860 nod ein ziemlich unbedeutender Ort. 

Die vorzugsweife Begünftigung der Endpuntte der Binnenfgiffahrt 
durch die Stromverbefjerungen ift an fih naturgemäß. In Rotterdam ver: 
einigt fi der gefamte Berfehr des großen deutfchen NRheingebietes mit dem 
Weltmarkte, foweit er ſich der Binnenmwafjerftraßen bedient, abgejehen von 
den verhältnismäßig geringen Verfehrsmengen, welche auf Amjterdam und 
Antwerpen entfallen. In Mannheim— Ludwigshafen anderjeit3 vereinigt 





ı Bei Rotterdam find einklarierte Seeihiffsräume verglichen, val. die Angaben 
im Preußifchen Handelsarhiv 1861 und Deutfchen Handelsarchiv 1906, ſowie wegen 
der Umrechnung in britifche Regiftertonnen für 1860 die Bemerkung bei Wiedenfeld, 
Die nordwefteuropäiichen Welthäfen in ihrer Verkehrs- und Handeläbedeutung in 
den Beröffentlihungen des nitituts für Meeresfunde und des geographiichen 
Inftituts, S. 361, Berlin 1903, Mittler. Für die Binnenhäfen find Gewichtstonnen 
zu 1000 kg angegeben; bei Mannheim ift Rheinau, weil nicht zum Gemeindebezirk 
gehörig, außer Berechnung gelafjen. Bei Duisburg ift der Hochfelder Hafen und 
der Induftrieverfehr am Hochfelder Rheinufer mitberedhnet. — In Mainz war die 
Verkehrszunahme von 1860-1905 etwas größer wie in Cöln, nämlich von 205568 t 
auf 1075467 t ohne Guftausburg. 

2 Nah dem Jahresberichte der Rheinſchiffahrtszentralkommiſſion für 1905 
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fi der gefamte Verkehr des ſüdweſtdeutſchen und fchweizerifchen Hinterlandes 
diefer Plätze. Der Umſchlag ift hier befonders vorteilhaft, weil er fih un- 
gefähr in der Verlängerung der Wafferftraße vollzieht und deshalb dem 
Mettbewerbe des reinen Eijenbahnverfehrs viel meniger unterliegt wie der 
Umſchlag eines nit am Sciffsendpunfte liegenden Platzes; denn dort bewegt 
fih der Umfchlagsverfehr annähernd im rechten Winkel zur Waflerftraße, alfo 
auf einem Ummege, dem gegenüber der Eifenbahnverfehr auf der fürzeren Linie 
leichter fonfurrieren kann !, 

Vergleiht man die gefamte Entwidlung aller deutſchen und nieder: 
ländifhen Rheinhäfen, fo ergibt fih bei den letzteren ein weſentlich 
günftigeres Bild. Der Verlehr ftieg in den Jahren 1895 bis 1904 in 
Deutichland von 15 816573 auf 35314239 t, alfo um 123 vom Hundert, 
in Niederland dagegen von 7617641 auf 17773645 t zu 1000 kg alfo 
um 133 vom Hundert?. Diefe Erſcheinung ift um fo bemerfenswerter, als 
in jenem Sahrzehnt auf der viel längeren deutſchen Rheinjtrede zahlreiche 
Häfen — ed mag nur auf Straßburg, Kehl, Karlsruhe, Cöln, Düffeldorf, 
Duisburg und Rheinhaufen hingemwiefen werden — teild neu entftanden, 
teild in großem Maße erweitert worden find, mährend in Niederland eine 
Vermehrung und WBerbefjerung der Binnenhäfen aud nicht annährend in 
gleihem Maße ftattgefunden hat. Hiernach jcheinen die Verfehrsvorteile aus 
der Verbeſſerung der Rheinwaſſerſtraße den Niederlanden im höheren Maße 
zu Gute zu fommen als den deutſchen Staaten. 

Ähnliche Ungleichheiten zeigen fi auch bei den anderen gemeinfamen 
Strömen. Ron der Elbjtrede oberhalb Entenwärder — unterhalb diefes 
Punktes ift der Fluß Seewaſſerſtraße — entfallen beifpielgweife auf Hambura 
30 km und auf Anhalt 108 km Uferlänge. Die Strombaulaft ift für 
Anhalt größer als für Hamburg, während umgelehrt das ntereffe an 
der MWafferftraße und der Nutzen von ihr für Hamburg ungleich bedeutender 
ift als für Anhalt. Der erjtere Staat hat nur Handels- und Schiffahrts- 
interefjen, während diefe Intereſſen in dem letzteren doch nur eine Nebenrolle 
jpielen. Bei Anhalt fällt ferner das Mißverhältnig zwifchen Fläche und 


betrug in diefem Jahre der durch die Rheinjchiffahrt vermittelte Güterverkehr mit 
Deutichland in Rotterdam 12771307 t, in Amiterdam 478320 t und in den 
belgiihen Häfen 4435 580 t. 

' Selbftverftändlih haben hiermit nur die Grundridtungen des Verkehrs 
bezeichnet werden follen. Der Umichlagsverfehr geht in Wirklichkeit fächerförmig 
auseinander. Er ift einem Streufegel vergleihbar, deſſen Achſe in einem Falle 
rechtwinklig zur Waflerftraße, im anderen Falle in ihrer Verlängerung liegt. 

® Bol. Zeitfchrift für Binnenfdiffahrt 1906 S. 377. 
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Uferlänge in die Augen; e8 bat bei 2347 qkm an der Elbe 108 und 
an der Saale 49 km Uferlänge zu unterhalten. in näheres Eingehen auf 
die Verkehrsentwidlung würde auch für das Elbgebiet zu dem Ergebnis 
führen, daß die Borteile der Stromverbefjerung, die ganz überwiegend, 
nämlih für 816 km Uferlänge, dem preußifchen Staate zur Laſt fiel, mehr 
den nichtpreußifchen Elbhäfen an den oberen und unteren Schiffahrtsend- 
punkten zu Gute gefommen find, als den in der Mitte gelegenen preußifchen 
Plätzen, insbefondere der Stadt Magdeburg. 

Die Vorteile aus der Verbefferung einer gemeinfamen natürlichen Wafler- 
ftraße kommen alfo den einzelnen Staaten in fehr verjchievdenem, im voraus 
nicht immer zu berechnendem Maße, und keineswegs immer in dem Maße 
der Beteiligung an den Strombaulaften zugute; jie erfireden fich auch über 
Staaten, die zwar im Verfehrögebiete des Stromes liegen und ihn durch 
Umſchlag mittelbar benußen, aber nit an ihn grenzen und deshalb Feine 
Strombaufoften tragen. Nun kann allerdings derjenige Staat, welder einen 
im Verhältnis zu feinen Aufwendungen geringeren Nuten aus der Strom- 
verbefjerung zieht, hieraus feinen Anlaß zur Klage entnehmen, fofern er nur 
eine annährende Sicherheit dafür hat, daß fein Koftenanteil in entiprechend 
gefteigerten Steuerleiftungen feiner Staatsangehörigen Dedung findet; er 
fann jih in diefem Falle über das Mißverhältnis zwischen Laften und 
Vorteilen hinmwegjegen und braucht anderen Uferftaaten oder Nichtuferftaaten 
ihren etwaigen höheren Nutzen nicht zu mißgönnen. Aber jene Sicherheit 
wird faum jemals vorhanden fein; es handelt fih hier um wirtſchaftliche 
Werte und Zufammenhänge, die der exakten Feſiſtellung unzugänglich find, 
um Meinungsfahen. Jedenfalls ift die Tatſache zu verzeichnen, daß die 
Verbefierung gemeinfamer Wafjerftraßen zum Schaden der nationalen Ver— 
fehrsintereffen auf außerordentliche Schwierigkeiten ftößt, bie nicht vorhanden 
fein könnten, wenn jeder der beteiligten Staaten die Überzeugung hätte, daß 
er für feinen Anteil an den Bauloften dur eine entjprechende Steigerung 
des Wohlſtandes, der Steuerleiftungen und der fonftigen Staatseinnahmen 
auf feinem Gebiete ſchadlos gehalten würde. Es braudt nur an die Rhein— 
regulierung zwischen Sondernheim und Straßburg, an die Kanalifierung des 
Mains zwifchen Difenbad und Afchaffenburg und an die Kanalifierung des 
Nedars von Heilbronn abwärts erinnert zu werden. Ym legtern Falle ift dem 
Vernehmen nad von Baden die Bedingung geftelt worden, dag Württemberg 
die Koften der Kanalifierung aud auf badifchem Gebiete tragen folle — mas 
darauf hindeuten würde, daß Baden die Theorie von dem finanziellen Aus- 
gleich der Waflerbaufoften durch Steigerung der Steuerleiftungen und fonftigen 
Staatseinnahmen hier nit als anwendbar erachtet. Noch größere Schwierig- 
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feiten werden ſich wahrfcheinlich der Anwendung diefer Theorie entgegenftellen, 
wenn es fih einmal um die Edhiffbarmahung oder die MWiederherftellung 
der Sciffbarfeit des Rheins zwifchen Straßburg und Baſel und zwiſchen 
Bafel und dem Bodenfee handeln wird. Auch bei dem Ausbau der Saale 
von Greypau abwärts, welcher wahrfheinlihd im Falle des Anjchlufjes von 
Leipzig an diefe Wafjerftraße notwendig werden wird, könnte jene Theorie 
in MWiderftreit mit der Wirklichkeit geraten. 

Das Ergebnis diefer Unterfuchungen ift dahin zufammenzufaffen, dab 
die Ungleihmäßigfeit in der Verteilung der Waſſerſtraßen und Häfen über 
das Staatögebiet weder durch die angeblich univerfale Wirkung des Um- 
ſchlagsverkehrs noch durd die vermeintliche kompenſatoriſche Beziehung 
zwischen Wafferbautoften und Steigerung der Staatseinnahmen ausgeglichen 
wird, daß alfo die Vorausfegungen für die Anwendung des gemeinmirt- 
ſchaftlichen Prinzips auf Waſſerſtraßen und Häfen nicht gegeben find, 

Ihre Behandlung als freies Genußgut kann auch durd die Vergleichung 
mit anderen Verfehrsanftalten nicht gerechtfertigt werden. Wenn es richtig 
wäre, daß die Behandlung der Wafjerjtraßen als freied Genußgut ſich durd 
Anwachſen der Steuerkraft und der Staatseinnahmen bezahlt madt, fo 
fönnten die finanzpolitifchen Schlußfolgerungen aus dieſer Erfahrungstatfade 
gerechterweife nicht auf die Schiffahrtswege befchränft bleiben. Die günſtige 
Wirkung, welche die Abgabenfreiheit der Waſſerſtraßen auf die wirtjchaftliche 
Entwidlung der beteiligten Gebiete ausübt, beruht auf nichts anderem als 
auf der Verbilligung der Frachten um diejenigen Summen, welche der Staat 
zur Verzinfung der Wafjerbaufoften und zur Dedung des Unterhaltungs: 
aufwandes ausgiebt und von den Benußern der Schiffahrtäwege nicht 
wieder einzieht. Die gleihe günjtige Wirfung ließe fi innerhalb des 
ganzen Schienenftraßenneges dadurd erzielen, daß der Staat darauf ver: 
zichtet, die Bau- und Unterhaltungsfoften des Bahnkörpers herauszumirt- 


! In den bisherigen Ausführungen find nur ſolche Fälle erwähnt worden, wo durch 
die Verlängerung der Wafferftraße in der Richtung nach oben der den Mittel» und 
Unterlauf befigende Staat einen Teil der bisherigen Verkehrsvorteile verliert oder 
zu verlieren fürdtet. Es fommt aber auch der umgekehrte Fall vor, wo das Unter: 
bleiben dieſer Verlängerung den Unterlieger hindert, die wirtfchaftlihden und 
finanziellen Früchte feiner Strombautätigfeit zu ernten. Beijpiele hierfür find die 
Weichſel und die Memel, deren Verkehr ſich folange nicht entjprechend entfalten 
fann, bis die auf ruffiihem Gebiete liegenden oberen Flußftreden ebenfalls für bie 
Schiffahrt ausgebaut worden find. Die preußiſchen Teile des Unterlaufes dieſer 
Ströme find zu furz, um einen bedeutenden Berfehr entwideln zu können, und 
ermangeln der geeigneten Sciffahrtsendpunfte, wie fie etwa in Warfdau und 
Komwno fi darbieten würden; 
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fhaften, und nur die Dedung der Betriebsfojten der Tarifbildung zugrunde 
legt. Die Fradtverbilligung auf den Eijenbahnen würde ebenfo die Ent- 
widlung des Wohlſtandes und der Steuerfraft befchleunigen, nur in einer 
viel umfaffenderen und gleihmäßigeren Weife!. Es wird freilih nit 
leicht eine Regierung und eine Volfövertretung geben, welche das Vertrauen 
dazu hat, daß die einer folchen Frachtermäßigung zu opfernden Teile der 
Eifenbafnrente wirklich durd das Medium der Wohlfahrtsfteigerung und 
einer tadellofen Steuerverfaffung wieder als Mehreinnahme an einer anderen 
Stelle des Staatöhaushaltes zum Vorfcheine Tommen wird — ganz abge» 
fehen davon, daß dieſer Umbildungsprozeß von Eifenbahnrente in Steuer- 
leiftung ficherlich erhebliche Zeit erfordert, während welcher eine fehr em- 
pfindlihe finanzielle Lücke beftehen bliebe. Die Scheidung zwiſchen den 
Selbftloften des Eifenbahnkörpers und den Betriebsfoften würde, wenn auch 
bei der praftifhen Durchführung einige Zweifel auftauchen können, doch 
auf unüberwindlide Schmwierigfeiten nicht ftoßen. Die einmalige, wahr: 
icheinlich jehr bedeutende Tarifermäßigung würde für die Eifenbahnfracdht- 
interefjenten einen dauernden Gewinn jelbjt in dem Falle bedeuten, wenn 
für den Betrieb nicht das Gebührenprinzip aufgeftellt, fondern das Erwerbs- 
prinzip beibehalten werden follte.e Denn das Anwachſen der Einnahmen 
dur Tariferhöhungen wäre auch für die Zukunft fehr unmwahrfcheinlich ; 
Überfchüffe über die Betriebsloften würden nur durd Zunahme des Verkehrs 
und Berbefjerungen im Betriebe zu erwarten fein ?, 

Im Grunde genommen ijt die Nutzanwendung des Gedantens, daß 
die der wirtſchaftlichen Entwidlung dienende Staatstätigkeit ſich mittelbar 
durh Hebung der Steuerfraft bezahlt macht, nicht auf Waflerftraßen und 
Eifenbahnen befchräntt. Man könnte mit ungefähr der gleihen Begündung 
auh für andere Staatsanftalten mit volfswirtfchaftlihen Aufgaben — 


ı Menn der Arbeitsausſchuß der NRheiniciffahrtsintereffenten S. 108 fagt: 
„In ihrer direften Wirkung auf die Staatsfinanzen laffen fih Eifenbahn und 
Schiffahrt miteinander nicht vergleichen”, fo kann das ald richtig zugegeben werden. 
Bier handelt es fi aber um die indirekte, auf dem Umwege über die Steuerfraft 
eintretende Wirkung, und binfichtlid ihrer ift der Bergleih nicht nur zuläffig, 
iondern unausweidlid. Es beftehen da höchſtens graduelle Unterfchiede, injofern 
Wafferftraßen in der Regel eine ftärfere Förderung des Wirtfchaftslebens bringen. 
Daraus kann aber feine Folgerung in der Richtung gezogen werden, dab man bie 
Steigerung der Steuerkraft durch Eifenbahnen bei der finanziellen Behandlung 
diefer Verkehrsanſtalt außer Betraht ließe und nur bei den Waflerftraßen be— 
rüdfichtigte. 

2 Bol. die Ausführungen S. 80 und die Andeutung einer Berehnung in 
der Tabelle ©. 31. . 
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etwa für Poſt und Telegraph — die teilmeife oder gänzliche Gebührenfreiheit 
verlangen. 

Die Zuläffigfeit des Vergleichs zwifchen Eifenbahnen und Waſſerſtraßen 
in bezug auf die finanzielle Behandlung beider ift allerdings vielfad be» 
ftritten, und zwar gerade mit dem Hinweiſe auf das Betriebsmoment, 
welches einem folhen Vergleiche hindernd entgegegenftehe. Bei den Eijen- 
bahnen dürfe und müfle der Staat auf die Erzielung von Einnahmen 
Bedacht nehmen, weil er das „Rifito des Betriebes“ zu tragen habe; bei 
den Wafferftraßen ftehe ihm eine folche Rechtfertigung nicht zur Seite, denn 
die von ihm geforderten Schiffahrtsabgaben feien „eine rifilofreie Verkehrs: 
fteuer” !, 

Diefe Begründung hat zunädhft den Mangel, daß fie nur auf Eifen- 
bahnen mit Reinüberfhüffen, nicht aber auf ſolche Eifenbahnen paßt, die 
nur die Selbftloften einfchließlih der Kapitalverzinfung deden oder einen 
noch geringeren Ertrag abmwerfen, alſo tatjählih, wenn aud unfreimillig, 
nah dem Gebührenfyftem bemwirtichaftet werden. Denn als Rififoprämie 
würden doch feinesfalld alle Eifenbahneinnahmen, fondern nur die über 
volle Selbitlojtendedung hinaus erzielten Gewinne aufgefaßt werben fönnen. 
Der Hinweis auf das Betriebsrififo würde alfo keinesfalls gegen Schiffahrts- 
abgaben an fi zu verwerten fei; er würde nur für die Anwendung des 
Ermwerböprinzips auf Eifenbahnen und gegen defjen Übertragung auf Maffer- 
ftraßen ſprechen, ohne die Behandlung der leßteren nad) dem Gebührenprinzip 
auszufhließen. Aber abgefehen hiervon find auch die tatjächlihen Voraus— 
feßungen jenes Gedanfenganges nicht oder doch nur in fehr befchränftem 
Sinne zutreffend. In Deutſchland ift das Cifenbahnbetriebsrifito unter 
der Herrichaft des Staatsbahnſyſtems, in Anbetracht des damit verbundenen 
Betriebsmonopols, in Ermangelung jedes inländischen Eifenbahnwettbemerbes 
und mit Nüdficht auf das Staatseigentum an den Wafferjtraßen ein ver- 
hältnismäßig eng begrenztes. Die Einnahmen der Staatseifenbahnen — der 
preußifchen wenigſtens? — find in der Hauptfahe nur von der wirtichaftlichen 
Entwidlung des Landes abhängig; fie werden beeinflußt durch die Bewegung 
der Löhne und Materialpreife in den Ausgaben, des Handeld und der 
Produktion in den Einnahmen. Die in diejer Entwidlung eintretenden 
Schwankungen maden fi bei den Reinerträgen der Eifenbahn fühlbar, aber 
nicht mehr als bei anderen Einnahmequellen des Staates, bei Domänen, 





! Vgl. u. a. Bortrag des Dr. Behrend in der Dreddener Proteftverfammiung 
am 18. Januar 1907. 

® Die Heinen Eifenbahniyiteme fünnen freilich durch Tarif» und fonftige Ber 
waltungsmaßregeln der größeren in ihren finanziellen Ergebnifjen beeinflußt werden. 


— 
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Forften und Steuern. Bei den Wafjerftraßen und Häfen fallen die Schwan- 
fungen in den Löhnen und Materialpreifen zwar meniger ind Gewicht, 
weil hier der Betrieb und die Unterhaltung eine geringere Rolle fpielen. 
Aber die Einnahmen aus den Sciffahrtsabgaben richten ſich ebenfalls nad 
dem Verkehr, und diefer iſt auf den Wafjerftraßen Störungen dur Natur- 
ereignifjie — Niedrigwafler, Hochwaſſer und Eisgang —, durd Unfälle und 
Inftandfegungsarbeiten viel mehr ausgelegt wie auf der Eifenbahn. Hieraus 
ergeben fich bedeutende Schwankungen im Verkehr und in den Einnahmen, Das 
Rifito bezüglich der Einnahmen ift alfo bei den Wafjerftraßen und Häfen faum 
geringer fondern eher größer als bei den Eifenbahnen. Die Erfahrung hat be- 
wieſen, daß derjenige, welcher eine Waflerftraße oder einen Hafen baut mit 
der Abficht, feine Unkoſten durch Sciffahrtsabgaben zu deden, ein großes 
Wagnis übernimmt, Im den fechziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts 
hat man fich vergebens bemüht, das Privatfapital für den Bau des Norbd- 
oftfeefanals heranzuziehen ; auch die Zulafjung eines Geminnes aus Sciffahrts- 
abgaben in Art. 54 der Verfaffung für Privatfanäle bot feinen genügenden 
Anreiz. Bei faft allen Wafferftraßen- und Hafenprojeften der letzten 25 Jahre 
haben Regierung und Wolfvertretung die Abficht der Selbftkoftendedung 
durh Abgaben ausgefproden; das Ziel ift aber in feinem einzigen Falle 
erreicht worden. Die finanzielle Bedeutung der Enttäufhungen, welche auf 
diefem Gebiete eingetreten find, ift aus der noch mitzuteilenden Überficht 
der Einnahmen und Ausgaben von Wafjerftraßen und Häfen erkennbar. 
Auch bei den Gemeindeverbänden, welche dem preußiſchen Staate gewiſſe 
Mindefterträge an Schiffahrtsabgaben aus den durch Gefeg vom 1. April 1905 
bewilligten Wafjerftraßen gemwährleiftet haben, ift diefe Bürgſchaft keineswegs 
als eine „rififofreie” angefehen worden; die entgegengefegte Auffaſſung ift 
in den damaligen Verhandlungen deutlich zum Ausdrud gefommen!, Übrigens 
bat auch der Abgabengegner Lob das Vorhandenfein eines MWagnifjes bei 
der Selbftfoftendedung durch Schiffahrtsabgaben anerkannt ?. 

Unrichtig ift Schließlich aber aud) die Annahme, daß das Betriebamoment 
bei den Mafjerftraßen und Häfen feine Rolle fpiele und nur bei den Eifen- 
bahnen in Betraht komme. Betrieben werben nit nur Häfen mit ihren 
zahlreichen Löſch- und Ladevorrichtungen, Zagerhäufern und Gleisanlagen, 
fondern auch Kanäle und Fanalifierte Flüffe mit Hebewerken, Schleufen und 


I Val. Hannoverſcher Provinziallandtag, Sitzung vom 23. Februar 1906, 
Abe. Tramm. Rheiniſcher Provinziallandtag, Sitzung vom 14. Februar 1906, 
Ag. Krawinkel. 

® Einleitung zu Bd. LXXXIX der Schrift des Vereins für Socialpolitit 
S. XIV. 
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Mehren!. Auf einer ganzen Reihe von Waflerftraßen, auf dem Teltom- 
fanal, dem Elbe—Traves, dem Kaiſer-Wilhelmkanal und dem oberen Main, 
wird aber ſchon jet die Schleppfraft von der Verwaltung geftellt; für 
den im Bau begriffenen Kanal zwifchen Hannover und dem Rhein, für die 
zu fanalifierende Lippe ſowie für die zugehörigen Anſchlußkanäle ift das 
Scleppmonopol des Staates gefeglich begründet?. Inſoweit alfo aus einer 
ftaatlihen Betriebstätigleit und aus dem damit verbundenen Wagnis eine 
Rechtfertigung für die Anwendung des Erwerbsprinzips auf Verfehrsanftalten 
berzuleiten ift, würde diefes Brinzip auch für einen großen Teil der Wafler: 
ftraßen und Häfen begründet fein. 

Nur der Vollftändigleit halber fei hier noch erwähnt, daß man als 
Grund für die Abaabenfreiheit der Wafjerftraßen auch ihren angeblichen 
Beruf, die Tarifpolitit der Eifenbahnen regulierend und mäßigend zu 
beeinfluffen, geltend gemacht hat. Es ift ohne weiteres Har, daß in diefem 
Gefichtspunfte ein Anachronismus liegt. Er mag in Deutfchland zur Zeit der 
Privatbahnen eine praftifhe Bedeutung gehabt haben und für Länder wie 
Frankreich oder Niederland noch heute befigen. In Deutfchland, wo Eifen- 
bahnen und Wafferftraßen Staatseigentum find, ift er gegenftanbslos. 


S 7. Berechtigung des Gebühren und Grwerbsprinzips für 
Schiffahrtsanftalten und Gifenbahnen. 


Menn biernady entfcheidende Gründe für die differenzielle Behandlung 
von Eisenbahnen und Wafferftraßen nicht vorliegen, jo entiteht weiter die 
- Frage, ob die Gleihjtellung beider auf der Grundlage des Gebühren: oder 
Ermwerböprinzips ftattfinden fol. Da die Anmendung des letteren eine 
Berfehrsbefteuerung in fich ſchließt, jo handelt es fi am legten Ende darum, 
ob der Verfehr auf Eifenbahnen und Waſſerſtraßen nad ftaatswirtfchaftlichen 
Grundjägen ald geeignetes Steuerobjeft anzufehen ift oder nidt. Bezüglich 
der Waſſerſtraßen hat die Neichsverfaffung erklärt, daß ihr Verkehr für 
privates, oder, genauer gejagt, für nicht ftaatliches, Kapital ein Gegenjtand 
erwerbswirtfchaftlicher, auf Gewinn gerichteter Tätigfeit fein darf. Darin 
liegt die Anerkennung der Tatfahe, daß die öffentlichen Verkehrsintereſſen, 


ı In manden Häfen, 3. B. in Frankfurt, betreibt die Hafenverwaltung jelbit 
Lagerhäufer, in anderen, 3. B. Duisburg und Cöln, die Gleisanlagen; in Hamburg 
beforgt fie das Löſch- und Ladegefchäft mit ſtädtiſchen Arbeitern. Seehäfen haben 
oft auh Schleuſen. 

2 Mo, wie auf dem Main und dem Kaifer Wilhelmkanal, fein Schleppzwang 
befteht, ift das Riſiko der Verwaltung natürlich noch größer wie auf den Wafler- 
ftraßen mit Schleppmonopol. 
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welche der Gefegeber in erjter Reihe wabrzunehmen hatte, mit einer ſolchen 
Gewinnerzielung nicht grundfäglid unvereinbar find. ft fie aber zuläffig 
für private Unternehmungen, fo kann fie für den Staat ala Eigentümer 
und Verwalter von Wafferftraßen und Häfen und als hödjiten Vertreter 
aller öffentlichen Intereſſen, welchen aud die erzielten Reinerträge aus 
Sciffahrtsabgaben nutzbar gemadt werden würden, nicht durchaus un- 
zuläffig fein. 

Indefjen ift die Frage der Anwendung des Ermwerbsprinzips auf die 
Waſſerſtraßen und Häfen ded Staates für Deutfchland infofern ohne praf- 
tiſche Bedeutung, als eine dahin gehende Forderung bisher von feiner 
politiſchen Partei, auch nicht von dem äußerften Flügel der agrarifchen 
Rechten, aufgeftellt worden ift. Im Gegenteil hat der preußiſche Landtag 
in Z 19 des Waflerftraßengefeßed vom 1. April 1905, welcher die Abgaben- 
erhebung für natürlihe Waſſerſtraßen verallgemeinert, das Gebührenprinzip 
mit den Worten: 

„Die Abgaben find fo zu bemefjen, daß ihr Ertrag eine angemeffene 
Verzinfung und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglicht, die der 
Staat zur Verbefjerung oder PVertiefung jedes dieſer Flüffe über das 
natürliche Maß hinaus im Intereſſe der Schiffahrt gemacht hat.“ 
im Rahmen der Vorfchriften des Art. 54 der Reichöverfafjung ausdrücklich 
anerkannt. 

Eine Unterfußung darüber, ob das Erwerbsprinzip bei den Eifenbahnen 
ſtaatswirtſchaftlich berechtigt ijt oder nicht, würde hier zu weit führen !, 
Es genügt die Feitftellung der Tatſache, daß die Parität zwifchen Eifen- 
bahnen und Waſſerſtraßen aud nad Durchführung des in jenem preußifchen 
Geſetze aufgeftellten verkehrspolitiſchen Programms noch keineswegs hergeitellt 
fein würde — menigftens nicht in Preußen, wo die Staatsbahnen einen 
Reingewinn für allgemeine Staatözwede liefern, der fich feit langer Zeit 
aljährlih auf Hunderte von Millionen beläuft und im Staatshaushalt für 
abfehbare Zeit nicht emtbehrlih ift. Deshalb ift au die Frage, melche 
Folgen fi aus der Verwirklichung des Gebührenprinzips für alle Staats- 
verfehrsanftalten, Eifenbahnen und Wafferftraßen, hinfichtlich ihrer Beteiligung 





! Beiläufig mag darauf bingewiefen werden, daß die großen Gemeinde- 
verwaltungen vielfah die örtlichen Verkehrsunternefmungen ebenfalls als Finanz 
quellen behandeln und durch Erzielung von Reingewinnen den Verkehr für ihre 
Zwecke befteuern. Frankfurt a. M. z. B. hatte aus den felbjtbetriebenen jtädtifchen 
Straßenbahnen 1904 einen Reinüberfhuß von 983 156 Mt. und Berlin erhob von 
der Großen Berliner Straßenbahngeiellihaft 1905 an Abgaben 3339 349 Mt. Man 
fieht hieraus, daß die kommunale und ftaatlihe Verkehrspolitit fi in der frage 
der Berkehröbefteuerung faum unterfcheiden. 
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an den PVerfehröaufgaben des deutſchen Wirtſchaftslebens ergeben würden, 
ohne praftifches Intereſſe. Aber foviel ift ohme weiteres Far, daß die von 
dem Oberbürgermeifter in Mannheim erftrebte energiſche Ermäßigung der 
Eifenbahntarife, mit oder ohne gleichzeitige Einführung der Sciffahrts- 
abgaben auf den bisher abgabefreien Waflerftraßen, die Einflußzone der 
legteren, ihr Umfchlagsgebiet, ſtark einfhränfen würde. Die Sciffahrts: 
abgaben fpielen dabei feine wefentliche Rolle, weil fie abfolut und im Ber- 
glei mit der Fracht zu unbedeutend fein würden !. 

Schumader hat in feinem Referat vor dem Verein für Socialpolitif 
in Mannheim am 25. Septeinber 1905 den Verſuch gemacht, die Wirkungen 
zahlenmäßig zu veranfchaulihen, mwelde die paritätifche Behandlung von 
Eijenbahnen und Wafjerftraßen nad dem Gebührenprinzip auf die Geitaltung 
der Eifenbahntarife haben könnte. Er hat berechnet, daß die Durchſchnitts— 
fraht für das tkm von 3,55 Pig. auf faft 2 Pfg. und die Wagenladungs- 
fradht von 2,61 Pfg. auf etwa 1,1 Pfg. herabgefegt werden fünnte. Wenn 
man den Schumaderfchhen Gedankengang alzeptiert, würde man nad den 
Ergebnifjen des Betriebsjahres 1905 für die preußifch-heffiihen Staats- 
bahnen dahin gelangen, daß die Frachtbelaftung für ein tkm der Güter- 
beförderung des öffentlihen Verkehrs fi von 3,55 Pfg. auf 1,73 Pfg., 
aljo etwa auf die Hälfte verringern ließe. Diefe Zahlen ändern fi in 
3,67 Pig. und 1,90 Pfg., wenn man die gefamte Güterbeförderung, ein- 
fchließlih der Beförderung von Tieren, Poftgut, Militärgut und fonftigen 
Gegenftänden in Betracht zieht ?. 

Derartige Berehnungen können freilich nur eine ungefähre Anſchauung 
geben; einen praftifchen Wert können fie nit beanfpruchen, weil fie zum 
Teil auf zweifelhaften und tatfächlich beftrittenen Annahmen fi aufbauen, 
namentlich hinfichtlich der Höhe des Reinüberfchuffes, feiner Entftehung aus 
dem Güterverkehr und der Dedung des Aufmandes für den Perfonenverfehr 
aus deſſen Einnahmen. Außer Betradht gelaffen ift bei jener arithmetifchen 
Ermittelung ferner die Einwirkung, die eine fo bedeutende Tarifermäßigung 
auf den Eifenbahnverfehr haben würde. Er würde ficherlich fehr erheblich 
fteigen, teil& aus fich heraus, teils auf Koften der Wafferftraßen, und ent- 


! Dal. oben S. 37. Die Rheinihiffahrisabgaben für Kohlen von Duisburg 
nah Mannheim würden etwa 7—8 Pfg. auf die Tonne ausmachen. Es ift Har, 
dak eine Anderung des Rohſtofftarifes der Eifenbahnen wegen eines fo geringen 
Frahtunterfchiedes überhaupt nicht vorgenommen werden würde. Wenn es bier zu 
einer Tarifermäßigung kommt, fo würde fie wahrfheinlich viel ftärfer ſich fühlbar 
machen. 

2 ©. umftehende Tabelle. 
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fprechend höhere Einnahmen bringen, von welchen es fraglich bleibt, inwieweit 
fie dur das Anwachſen des Betriebsaufmandes und notwendig werdende 
Ermweiterungd- oder Neubauten abforbiert werden würden. Es ift alfo 
unfiher, ob jene Tarifermäßigung wirklich die Selbſtkoſtendeckung zur 
Folge hätte. 

Aber auch wenn für die Eifenbahnen das Erwerbsprinzip beibehalten 
und nur für die Waſſerſtraßen das Gebührenprinzip verwirklicht oder viel- 
mehr verallgemeinert wird, muß mit der Möglichkeit gerechnet werden, 
daß auf den in Betracht fommenden Waſſerſtraßen und innerhalb ihres 
Umjchlagsgebietes das gegenfeitige Verhältnis beider Verkehrsanitalten ſich 
zuunqunften der Waſſerſtraße verfchiebt, wenn aud vielleicht in einer 
prattifch faum fühlbaren Weife — es fei denn, daß der Ertrag der Schiffahrts: 
abgabe zur Ausführung neuer Verbeſſerungen dient, deren mwirtfchaftlicher 
Nutzen den Wert der Belaftung erreicht oder überfteigt. 

Vom Standpunkte der wirtſchaftlichen Gerechtigkeit müßten ſolche Ber- 
ſchiebungen eben ertragen werden, und die Unterfcheidung zwiſchen Schiffahrts- 
abgaben für Waflerbauten der Vergangenheit und der Zukunft ift von diefem 
Standpunkte aus grundfäglih nicht zuläffig, fo fehr fie auch politifch ins 
Geficht fallen mag. 

Übrigens ift eine derartige Trennung aus verfchievenen Gründen häufia 
undurhführbar. Man fann den Tag bejtimmen, von weldem ab ein neuer 
Kanal dem Verkehr zur Verfügung gejtellt und hiermit volkswirtſchaftlich 
nugbar gemacht wird; obwohl aud dabei Übergänge und Zwifchenphafen 
vortommen!. Aber die Vorteile, melde aus dem Ausbau natitrlicher 
Waflerftraßen und Häfen entfpringen, treten im Verlaufe einer oft lana- 
jährigen Bauzeit ganz allmählih in die Erſcheinung. Die Berhältnifie 
fönnen beifpieläweife fo liegen, daß eine Mehrtiefe gefchaffen werden foll, die 
nach und nach ſtufenweiſe eintritt, oder e8 handelt fich um einen längeren Strom: 
lauf, dejjen Fahrwaſſer nur auf einzelnen Streden verbefjerungsbedürftig ift 
und verbeflert wird; die einzelnen Streden haben unter Umftänden, nament- 
lich auch am Rhein, eine felbftändige Verkehrsbedeutung. Die Ausführung 
des Bauprogramms, welches für die PVerbefjerung der 330 km langen 
preußifchen Rheinftrede unterhalb Bingen im Jahre 1879 mit einem Koſten— 
anſchlage von 22 Millionen Mark aufgeftellt worden war, hat etwa 30 Jahre 
erfordert. Die Verbeflerungen der märkiſchen Wafferftraßen, für melde 
durch die Anleihegefete vom 12. März 1879, vom 9. Juli 1886 und vom 


! Der Dortmund—Emsd-Sanal hatte im eriten Jahre nach feiner Betriebt- 
eröffnung nicht die volle Fahrtiefe. 
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6. Juni 1888 zufammen 21027000 ME. flüffig gemacht wurden !, find in 
den einzelnen Teilen des weit verzweigten Netes von faſt 1200 km Ge- 
famtlänge nah und nach ausgeführt worden und waren teilweife längjt 
vollendet, ald im Jahre 1891 die Erhöhung der Sciffahrtsabgaben, 
welhe nad einem im Jahre 1879 gefaßten Beichluffe die Gegenleiftung 
für jene Verbeſſerungen bilden follte, gleichzeitig für das Gefamtneg in 
Kraft trat. 

Die partielle Einführung von Abgaben oder — mas in diefem Zus 
Jammenhange dasjelbe bedeutet — von Abgabenzufchlägen für einzelne bereits 
verbefjerte Teiljtreden eines im Ausbau begriffenen Schiffahrtsweges oder 
Wafferftraßenneges würde zu großen praftifchen Unzuträglichfeiten für den 
Verkehr ſowohl als aud für die Verwaltung führen und fann deshalb nicht 
ernftlih in Betracht fommen. nfolgedefjen haftet der Charakter des Nach— 
träglihen denjenigen Schiffahrtsabgaben, welche für die Verbefjerung natür- 
licher Wafierftraßen erhoben werden follen, bis zu einem gemifjen Grabe 
Immer an, inſofern die durch Abgaben zu entgeltenden Vorteile mehr oder 
weniger ſchon vorher der Schiffahrt zugute gelommen waren. 

In Preußen hat man vielfah nad) der Verbefjerung natürlicher und 
nad) der Erbauung fünftliher Wafferftraßen für eine Reihe von Jahren 
feine oder ermäßigte Abgaben erhoben, um dem Verfehr zunächſt eine gemiffe 
Zeit für feine erfte Entwidlung und Erftarfung zu lafjen. Das eritere 
Syitem murde bei den Kanalifierungen des Mains und der Fulda, das 
[eßtere bei dem Dortmund— Eme-fanal angewandt. Es wäre offenbar 
unbillig, bier die Abgabenerhebung deshalb zu bekämpfen, weil fie das 
Entgelt für Aufwendungen der Vergangenheit bildet. In derartigen mwirt- 
Ihaftlich-praftifchen Fragen läßt die Scheidung zwifchen Vergangenheit und 
Zukunft fich mit logischer Schärfe überhaupt nicht durchführen. Wenn daher 
diefe Unterfheidung ſich ald geeignete Grundlage für die Fünftige Löfung 
der Abgabenfrage erweiſen follte, jo würde ein befriedigendes Ergebnis doc 
nur im Kompromißwege gefunden werden können. 

Wenn aud) theoretifch die Spannung zwischen Eifenbahn- und Wafferfrachten 
durh Sciffahrtsabgaben zur Dedung früherer Wafjerbaufojten möglicherweife 
vermindert werden würde, jo beruht doch die mehrfach aufgejtellte Behauptung, 
es ſei bei der Einführung von Schiffahrtsabgaben darauf abaefehen, die 
Eifenbahnen vor dem Wettbewerbe der Schiffahrt zu ſchützen und ihnen die 


I Bal. die dem preußifchen Landtage vorgelegte Regierungsdenkſchrift über bie 
Berbeflerung der großen Ströme vom Dftober 1579 Drudi. des Abgeordn.-Hauſes 
Seffion 1879/80 Nr. 24; inäbejondere ©. 58, 59. 

6* 
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Hohhaltung ihrer Tarife zu ermöglichen !, auf einer Verfennung der Sach— 
lage. Diefe Behauptung fteht im Widerſpruch mit der gefhichtlihen Ent- 
widlung der Abgabenfrage, deren Ausgangspunkt feineswegs in finanziellen 
Intereſſen der Eifenbahnverwaltung berubte, und fie zeugt von unzu— 
treffender Beurteilung der maßgebenden mwirtfchaftlihen Momente. Wenn 
die Eifenbahn in einen Wettbewerböfampf mit der Schiffahrt eintreten 
wollte, wären die Schiffahrtsabgaben ein recht ungeeignetes Mittel; fie 
fchlagen viel zu wenig zu Bud, als daß fie einen merklihen Einfluß auf 
die Verteilung der Transporte zwifchen beiden Berfehrsanftalten üben 
könnten. Ein folder Kampf würde in wirkſamer Weife nicht durch Hoch— 
halten der Eifenbahntarife, fondern durch ihre Herabfegung zu führen fein, 
wie er tatfächlih auch zur Zeit der Privatbahnen geführt worden ift. Daß 
derartige Tarifmaßregeln nicht notwendigerweife mit finanziellen Opfern für 
die Eifenbahnen verknüpft find, fondern unter Umfjtänden bedeutende Mehr- 
einnahmen bringen fönnen, ift eine befannte Binjenwahrheit; es fei bier 
nur an die finanziellen Erfolge des in den neunziger Jahren eingeführten 
und dann wiederaufgehobenen Getreideftaffeltarif erinnert. Die Eifenbahnen 
haben oft ein größeres nterefje an der Ermäßigung als an der Hochhaltung 
der Tarife. 

Aber auch ganz abgefehen von der Frage des finanziellen Ergebnifjes 
ſcheint doch die Pſychologie der Eifenbahnverwaltungen von demjenigen jehr 
verfannt zu werden, welche ihnen ein grundfägliches Streben nad Fefthaltung 
hoher Tariffäge unterjtellen. Man wird im allgemeinen viel eher das 
Gegenteil vorausfegen dürfen, weil e8 in der Natur der Verhältnifje liegt, 
daß jede große Betriebsleitung — nicht nur diejenige einer Verlehrsanftalt — 
auf Erweiterung ihres Wirfungsfreijes, ihres Tätigfeitäbereiches, ihrer Pro- 
duktion bedadt ift, ſchon um die Generalunfoften möglichft zu vermindern. 
Dies jedem Großbetriebe innewohnende, mit feiner wirtfchaftlichen Eigenart 
untrennbar verbundene erpanfive Streben ift auch bei den Staatseifenbahnen 
in einer Reihe von Tarifermäßigungen zum Ausdrud gefommen und wird 
in Zukunft weiter wirffam fein. Daß die Entwidlung der Eifenbahnen 
zu höheren Verfehröleiftungen auf die Verhältniffe der MWafferftraßen einen 
wejentlihen Einfluß üben muß, ift richtig; die Aufgabe beiteht eben darin, 
das Gleichgewicht beider Verkehrsanftalten durch entſprechende Steigerung 
der Leiſtungsfähigkeit der Wafjerftraßen aufrecht zu halten und zu diefem 
Zwecke neue Grundlagen für die Finanzierung fünftiger Sciffahrtsver- 
befierungen zu finden. 

Die tatfächliche Wettbewerbsftellung von Eifenbahnen und Wafferftraßen 





! Gothein in der Mannheimer Berfammlung vom 16. Februar 1907 u. a. m. 


en 


8 7. Beredtigung des Gebühren. und Erwerbsprinzips uſw. 85 


braucht alfo durch die Einführung von Schiffahrtsabgaben nicht notwendig 
geändert zu werden!. 

Im übrigen hat der Streit über die Schiffahrtsabgaben von neuem ge- 
zeigt, wie unridhtig die gegenfeitigen Beziehungen der beiden großen Ver— 
fehröanftalten in weiten Kreifen beurteilt werben. 

In Dresden hat am 18. Januar 1907 der öfterreihifche Regierungsrat 
Rofhe im Eingange feiner Rede, melde der Agitation gegen die Ver— 
fehröpolitif des größten deutfchen Bunbesftaates dienen follte, darauf hin- 
gewiefen, die Tatſache feiner Anmejenheit ala Vertreter der Reichenberger 
Handeld- und Gemwerbefammer fei „ein Beweis dafür, daß Eifenbahn und 
Schiffahrt nicht notwendigermweife einander gegenüberftehen müſſen.“ Brofeflor 
Lotz hat in der Einleitung zum 89. Bande der Schriften des Vereins für 
Socialpolitit Seite XIX gegenüber der preußiſchen Eifenbahntarifpolitif, 
welde nur mit der Eeefchiffahrt zufammenarbeite, die Binnenſchiffahrt aber 
vernachläffige oder gar befämpfe, das Beifpiel der ganz anders benfenden 
badiſchen Staatsbahn rühmend hervorgehoben: 

„Hingegen ift e8 die PVolitif der badiſchen Staatsbahnen, welche zeigt, 
wie fehr gegenfeitig Bahn und Binnenſchiffahrt einander unterftühen können. 
Die Bahn zeigt dort der Schiffahrt ein Entgegenfommen, welches doch 
auch für die Bahn nicht verluftbringend fein muß; fonft würde die badische 
Regierung, welche aud die Finanzintereſſen gewiſſenhaft berüdfichtigt, 
faum fortdauernd daran fejtgehalten haben“ 
und Zöpfel hat in feiner Schrift „Die Finanzpolitif der Verfehrsanftalten ?“ 
Seite 30 die ſüddeutſchen Staaten mit den Worten: | 
„Es fehlt ihnen infolge der Konkurrenz der norbdeutfchen und öfterreichifchen 
Bahnen vielfah am großen Verkehr; auch fehlen leiftungsfähige Waſſer— 

! Der preußiihe Minifter der öffentlichen Arbeiten ſagte am 18. April 1907 
im Abgeordnetenhaufe über dad Berhältnis von Eifenbahnen und Waflerftraßen: 
„Es ift eine Legende, daß die preußiiche Regierung der Einführung von Sciffahrts- 
abgaben in der Abficht zugeftimmt bat, die Einnahme ihrer Staatsbahnen auf- 
zubefiern. Das haben die preußifhen Bahnen nicht notwendig. Es miderfpricht 
auh durchaus der Bolitif der preußiihen Staatsbahnen, ihre Tarife auf die 
Konkurrenz der Schiffahrtsftraßen zuzufchneiden. Was die preußiſchen Staats— 
bahnen auf dem Gebiete der Gütertarife tun, das tun fie unter Berüdfichtigung 
der Gefamtintereffen des Landed. Wenn die Regierung die Frage der Schiffahrts— 
abgaben von dem Geſichtspunkte einer eifenbahnfisfalifchen, engberzigen Politik hätte 
behandeln wollen, dann hätte fie der Einführung entgegentreten müflen. Denn es 
fann gar feinem Zweifel unterliegen, daß die Einführung von Schiffahrtsabgaben 
einen jehr lebhaften Anftoß zur Verbefferung unferer Schiffahrtäftraßen geben wird 
und muß, und aus der Verbeſſerung der Schiffahrtöftraßen folgt unzweifelhaft eine 
Verbilligung der Fradt. 

2 Berlin 1898, Siemenroth & Trofcel. 
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ftraßen, welche diefen großen Verkehr, wie in Norbdeutfchland, löfen, heran- 
ziehen und den Eifenbahnen zuführen.“ 
wegen ihrer ſchwierigen verfehrspolitiihen Lage beflagt, deren weitere Ver- 
fchlimmerung durch Sciffahrtsabgaben unzuläffig fei. 

In Wirklichkeit ift gerade die verlehrspolitifche Lage der an den 
Dberläufen der großen Ströme liegenden, die Schiffahrtsendpunfte be- 
herrfchenden Staaten infofern überaus günftig, als fie die auf Koften Preußens 
ausgebauten langen Zufuhrlinien der Elbe und des Rheines ausnügen und 
mit dem auf der Wafferftraße zugeführten Verkehr ihre Eifenbahnnete be- 
fruchten. Daß die öfterreihifhen und ſächſichen, die badischen, pfälziſchen 
und Reihsbahnen mit der Wafferjtraße bisher harmonisch zufammenarbeiten, 
ift bei der Abmefenheit ernfthafter Intereſſengegenſätze nichts weniger ale 
wunderbar. Die Schienenftraße liegt hier mehr oder weniger in der 
Richtung der Verlängerung des Waſſerweges, ein Wettbewerb zwifchen beiden 
ift ausgeſchloſſen, und fein Umfchlagsverkehr iſt jiherer vor der vermeintlichen 
Schädigung durch Schiffahrtsabgaben als gerade der Verkehr jener ober- 
elbifchen und oberrheinifchen Endhäfen!. Berfehrspolitiihe Probleme, wie 
fie für die preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen vorliegen, werden den badischen 
dann erwachsen, wenn der Großſchiffahrtsweg auf dem Rhein bis Bafel und 
Konftanz und auf dem Nedar bis Heilbronn durchgeführt fein wird. Dann 
wird man vielleicht auch in Baden die Aufrechterhaltung der von Lotz 


1 En: Dreöben hat der oben genannte öfterreihifche Regierungsrat Rofche, 
Generaldirektor der Auffig—Tepliger Eiſenbahn in Wahrnehmung der fubjektiv 
berechtigten Interefien feiner Aftionäre fich ſehr energiſch — unter dem Beifall der 
Berfammlung — gegen jede Berteuerung des Elbverfehrs durch Sciffahrtsabgaben 
gewendet und von der öfterreihiichen Induſtrie gejagt, daß fie „feinen Anlaß habe, 
etwa dem preußiichen Staate Abgaben zu bezahlen für überjeeiihe Güter, die fie 
zur See ſende“. Auch der preußifche Staat hat feinen Anlaß, mehr für die Elbe 
im Intereſſe der öſterreichiſchen Induſtrie zu tun, als ihm feine Bertragspflicht aus 
der Additionalakte vom 13. April 1844 in Art. XXVII 8 53 vorfchreibt. 

Wenn Herr Rofhe auch in der Donauſchiffahrtsakte eine Verbriefung der 
Adgabenfreiheit des Schiffsverkehrs erblidt, jo hat er wohl den Art. 21 Abi. 2 
dieſes Bertragsinftruments überjehen. Er läht Korreftionsabgaben ausdrüdlich zu 
und verdankt feine Entftehung dem fehr energifchen Eintreten ſterreichs für die 
Rechtsauslegung, daß jolde Abgaben mit dem Berbote gegen „aucun peage base 
uniquement sur le fait de la navigation“ wohl vereinbar feien; vgl. Bo. I 
S. 20-22 und 323— 329. Außerdem ftand die Donaufgiffahrtsatte der ungarifchen 
Schiffätransportiteuer nicht entgegen. 

Nach einer Zeitungsnachricht vom August 1907 erftrebt die von Roſche geleitete 
Eijenbahngeiellihaft im Intereſſe ihrer Aktionäre eine Erhöhung der Gütertarife. 

Als grundfäglider Gegner von Transportverteuerungen wäre biernadh Herr 
Noiche keineswegs anzufehen. 
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bewunderten Harmonie zwiſchen Eifenbahn und Wafjerftraße ſchwieriger 
finden, und ähnlichen Schwierigkeiten fünnte der öfterreihifche Eifenbahn- 
direftor dereinft begegnen, wenn das längjt befchlofjene öfterreihifche Kanal- 
neh mit den böhmiſchen Eifenbahnen in Wettbewerb treten ſollte. Vielleicht 
finden ! fi dann auch in Böhmen Vertreter des agrarifhen Standpunftes 
und des Gedantens, daß Waſſerſtraßen nicht geeignet find, als „freies Genuß— 
gut“ auf Koften der Steuerzahler behandelt zu werden. Bekanntlich ift die 
Moldau» und Elbfanalifierung fhon im Bau; es ſollen aber noch Sciffahrts- 
verbindungen bis zur Donau hergeitellt werben. 

Zu den jeltfamen Erſcheinungen, welche der Streit um die Sciffahrts- 
abgaben in den legten Jahren gezeitigt hat, gehört ferner die gegen bie 
Verfehröpolitit der preußifch-heffiichen Staatsbahnen gerichtete Behauptung, 
dad Verhältnis zwifchen Eifenbahnen und Waſſerſtraßen habe fich durch die 
Verjtaatlihung der erfteren zuungunften ber letteren verfchoben. Bon dem 
Handelöfammerfyndifus Dr. Behrend aus Magdeburg konnte man in Dresden 
am 18. Sanuar 1907 hierüber folgendes hören: 

„Es war ein ſehr unglüdliches Moment für die deutſchen Waflerftraßen, 
daß fie abweichend von den Wafferftraßen anderer Länder — id) erinnere 
an Frankreich — nicht mehr Privatbahnen, jondern Staatsbahnen gegen- 
überftanden; denn zu den mwirtfchaftspolitifchen Faktoren, die für die Be- 
handlung der Wafferftraßen wirkſam murben, gejellten ſich zu ihrem Unheil 
noch finanzielle Erwägungen, Erwägungen ded Staates Preußen, ob nicht 
die abgabenfreien Ströme etwa die Rente feiner Staatsbahnen ſchmälerten.“ 

Der diefen Ausführungen zugrunde liegende Gedanke, daß die „unheil- 
vollen finanziellen Erwägungen“ nicht für die Borftände und Auffichtsräte 
der früheren Privatbahngefellfichaften wirkſam geweſen jeien, jteht mit der 
Wirflichleit in einem ungewöhnlich fcharfen Widerfprud. Die Berichte der 

ı fiber das Verhältnis der badischen Eifenbahnen zur oberrheiniihen Schiffahrt 
um die Mitte des vorigen Jahrhunderts vgl. Friedrih Schulte, Die Rhein- 
ſchiffahrt und die Eifenbahnen, in den Schriften des Vereins für Socialpolitit CI, 
1905, S. 329, 330: 

„Die billigen Frachtſätze der badifhen Bahn zwangen die Schiffer zu folch weit— 
gehenden Fradıtermäßigungen, daß zunächſt im Jahre 1851 die regelmäßige Rang- 
fahrt ſich auflöfte.“ 

Schließlich fah die Schiffahrt ſich zur völligen Betriebseinftellung genötigt. 
„Die Berwaltung der badiihen Staatöbahnen, die dank der ungünftigen Schiffahrts- 
verhältniffe den Güterverkehr der Oberrheinftrede für ihre Linie gewonnen hatte, 
mußte ihr Augenmert nunmehr darauf richten, mit allen Mitteln den Rhein- 
ſchiffahrtsverkehr unterhalb Mannheim zu heben. 

Bordem war alfo auch in Baden feine vollftändige Harmonie zwifchen Eiſenbahn 

und Waſſerſtraße. 
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Rheinſchiffahrtszentrallommiſſion find angefüllt mit Klagen über die „unbeil- 
volle“ Konkurrenz der Privatbahnen, welche nur inſoweit den Umfchlagäver- 
fehr begünftigten, als dies ihren Ermwerbsinterefjen entſprach, im übrigen aber 
rüdfihtslos allen Verkehr — auch auf Koften der Waſſerſtraßen — an fid 
zu ziehen fuchten, von dem fie glaubten, daß fie ihn mit Nugen aufnehmen 
fönnten. Sie taten das nicht nur, fondern fie waren dazu auch den Aftionären 
gegenüber verpflichtet. 

Dagegen haben die Staatsbahnen fi nicht auf den reinen Erwerbs— 
ftandpunft geftellt, fondern den Intereſſen der Schiffahrt ein Maß von 
Rückſicht angedeihen laſſen, mweldhes Privatbahnen weder genommen haben 
noch nehmen fonnten. Eine Staatsbahnverwaltung hat felbftverftändlich der 
öffentlichen Meinung und der parlamentarifchen Kritif in ganz anderem 
Maße Rechnung zu tragen wie die Leitung eines Priatunternehmens; fte fann 
fchon deshalb einen felbftfüchtigen Wettbewerbsfampf gegen die Waſſerſtraßen 
und die Privatſchiffahrt gar nicht führen. 

Die verſchiedene Stellung von Privat- und Staatsbahnen zur Schiffahrt 
zeigt fich bei dem Erzverfehr von Rotterdam in der Stellung der preußifchen 
Staatsbahn und der niederländifchen Eifenbahnverwaltungen. Während die 
legteren bemüht waren, der Rheinwafjerftraße ven Verkehr durch Gewährung von 
Nefaktien zu entziehen, haben die preußifhen Staatsbahnen von und 
nad der Grenze ftet8 die normalen Sätze eingerechnet und jegt den Verfehr 
von den Rheinumfchlagsplägen nad dem Hinterlande durch Einführung des 
Ausnahmetarif3, der früher nur für die ununterbrocdhdene Beförderung von 
der Grube nad der Hütte galt, begünftigt. Ganz bejonders unglücklich ift 
der Hinweis des Dr. Behrend auf das in Frankreich beftehende Verhältnis 
zwifchen Privatbahnen und Waſſerſtraßen; denn dieſes Verhältnis ift fo ſchlecht, 
wie nur irgend möglich, fo Schlecht, daß ſchließlich die Gefeßgebung angerufen 
wurde, um den Miderftand der Eifenbahnen gegen die Herftellung von An- 
ſchlüſſen mit den Wafjerftraßen einigermaßen zu überwinden. Die franzöfifchen 
Bahnen führen nämlih den Kampf gegen die Wafjerftraßen nicht nur mit 
den Tarifen, fondern auch dur Berfagung oder ungenügende Ausrüftung 
der Anfchlüffe, alſo dur eine Art von Verkehröifolierung!. Die Abgaben: 


I Bel. „L’Organisation Commerciale de notre Réseau de voies navigables“, 
Louis Lafitte, Paris-Durny 1901. Es beißt dort nad) Erwähnung einiger Gebiets— 
teile, welche genügend mit Anfchlüffen ausgeſtattet ſeien: Partout ailleurs, en 
dehors de ces regions privilegiees, notre reseau navigable souffre d’un isole- 
ment invraisemblable. 

In höchſt charakteriftifcher Weife äußert fih über diejen Kampf ber Eijen: 
bahnen und Waflerftraßen ein auf feine Milderung und Unfhädlihmahung ab: 
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freiheit der Staatswaſſerſtraßen, welche bisher der Binnenſchiffahrt zugute 
fam, iſt durch die franzöfifchen Gefeße vom 22., 23. und 24. Dezember 1903 
auch durchbrochen. 

Der rückſichtsloſe Kampf, den in England die Privateiſenbahnen aus 
den „unheilvollen finanziellen Erwägungen“ gegen die Waſſerſtraßen geführt 
haben, und ſein für die letzteren nachteiliger Verlauf ſind zu bekannt, als 
daß es nötig erſcheinen könnte, hier auf die Einzelheiten dieſer Entwicklung 
einzugehen. 

Durch die Einführung der Schiffahrtsabgaben wird ferner der wichtige 
Unterſchied, welcher zwiſchen Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen hinſichtlich der 
Frachtbildung beſteht, zwar nicht im entfernteſten beſeitigt, aber doch in be— 
ſcheidenem Umfange abgeſchwächt und inſofern eine gewiſſe Annäherung in 
den Verhältniſſen beider Verkehrsanſtalten herbeigeführt. Bekanntlich werden 
die Eiſenbahnfrachten vom Staate feſtgeſetzt, während die Schiffsfrachten ſich 
grundſätzlich — der Grundſatz hat freilich durch Ringbildungen und Syndikate 
bedeutende Durchbrechungen in der Praxis erfahren — nach Angebot und 
Nachfrage auf dem freien Markte richten. Die für die Eiſenbahnfrachten 
maßgebenden Tarife find in der Weiſe gebildet, daß fie der allgemeinen 


jielender Gejegentwurf der franzöfifhen Regierung vom Jahre 1903: „Projet de 
loi sur les ports de raccordement entre les voies de fer et les voies d’eau“, 
in defien Begründung — nad) rühmender Hervorhebung des verftändnisvollen Zu- 
fammenmwirfens der Eifenbahnen und Wafferftraßen in Deutihland — die Lage der 
Dinge in Frankreich folgendermaßen geſchildert wird: 

Tout autre est la situation en France. Ainsi que le faisait remarquer 
le ministre des travaux publics en 1902, il existe entre les voies de fer et 
les voies d’eau une separation presque absolue, et il est extrömement rare, 
qu’une marchandise emprunte un parcours mixte: alors que, dans toute la 
France, plus de 32 millions de tonnes eirculent sur les voies navigables et 
plus de 114 millions de tonnes sur les chemins de fer, le tonnage transbord@ 
est insignifiant. Il ne depasse pas 750000 tonnes, soit 5. per 1000 pour 
36 ports de transbordement, dont une vingtaine seulement peuvent ätre con- 
siderds comme 6tant reellement en activite. 

Cette situation desavantageuse pour le commerce et pour l'industrie du 
pays a pour cause la rivalit6 de la voie de fer et de la voie d’eau. Les 
grandes compagnies de chemins de fer craignaut la concurrence des trans- 
ports par eau, se montrent peu disposdes A multiplier les points de contact 
entre ces deux voies et ä accepter une reforme qu’elles considerent comme 
nuisible à leurs interets. 

Documents parlamentaires — Chambre. Annexe 1235. Scdance du 
26. Octobre 19083. 

Der Gefegentwurf ift, hauptſächlich infolge feiner fehr nachdrücklichen Be- 
fämpfung durch die Eifenbahngefellfchaften, in einer Kommiſſion begraben worden. 
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Wirtfhafts-, Handels: und Zollpolitit ſich anpafjen und ihr dienjtbar find 
oder ihr wenigſtens nicht zumiderlaufen. Bei den Waſſerfrachten auf abgabe- 
freien Schiffahrtöwegen ift das nicht der Fall, weil fie leviglid durch das 
freie Spiel der wirtfchaftlihen Kräfte beeinflußt find. Die Möglichkeit der 
itaatlihen Einwirkung auf das Wirtfchaftsleben, insbefondere durch plan- 
mäßige Begünftigung unerwünjchter Einfuhr oder durd Gewährung billiger 
Frachten für vorläufig ſchwache, ausſichtsreiche Produktionszweige des Inlandes 
wird durch die Einführung von Schiffahrtsabgaben auch für die bisher ab— 
gabenfreien Waſſerſtraßen geſchaffen. Dieſe Möglichkeit iſt freilich eine ſehr 
beſchränkte, weil die ſtaatliche Tarifierung ſich der Schiffahrt gegenüber nur 
auf einen Frachtzuſchlag, nicht wie bei der Eiſenbahn, auf die Geſamtheit 
der Transportkoſten erſtreckt. Der Zuſchlag kann ſich, wenn für die finanzielle 
Behandlung der Wafjerftraßen nicht das Erwerbs- jondem das Gebühren- 
prinzip maßgebend ift, nur in fehr beſcheidenen Grenzen halten; für den 
Rhein würde er wahrfcheinlicdy bei der großen Mehrzahl der Güter 3 bis 5 
vom Hundert der jegigen Frachten nicht überfteigen. Das Rüſtzeug an 
verfehrspolitiichen Machtmitteln, welches den Regierungen vermöge der Eifen- 
bahntarifhoheit zur Verfügung fteht, wird alfo durch gebührenmäßig tarifierte 
Schiffahrtsabgaben eine auch nur annährend gleichwertige Ergänzung für die 
Waflerftraßen nicht erfahren. Zur Veranſchaulichung diefer Tatſache mag 
ein den Verhältniffen der Rheinſchiffahrt entnommenes praftifches Beifpiel hier 
angeführt werden. Die Selbitkoften der Nheinwaflerftraße werden wahrſchein— 
lih mit einer Durdjchnittsabgabe von 0,04 vom tkm des Gefamtverfehrs 
für abfehbare Zeit gededt werden können. Diefer Berfehr hat im Jahre 
1905 rund 6,5 Milliarden tkm ! innerhalb der deutſchen Grenzen betragen; 
davon entfielen rund 1038000000 tkm auf Getreide. Mit Nüdficht auf die 
immer wieder aufgeftellte, tatfächlich unrichtige Behauptung, daß die Schiffahrts: 
abgaben ausjchließlich oder hauptfählich als eine Handhabe zur Fernhaltung der 
GSetreideeinfuhr gedacht feien, ſoll hier der ertreme, praktiſch ausgeſchloſſene Fall 
gefegt werden, daf die ganze Laſt der Schiffahrtsabgaben auf das Getreide gelegt 
würde. Dann füme man zu einem Abgabenfage von etwa 0,25 Pf. für 
das tkm. Don der relativen Geringfügigfeit diefes Sabes erhält man eine 
Vorftellung durch den Vergleich mit denjenigen Abgaben, welche das Getreide 
auf anderen deutſchen Wafjerftraßen zahlt. Es find das auf dem Dortmund— 
Emskanal 0,35, auf dem Ffanalifierten Main 0,6, auf der fanalifierten 
Fulda 0,7, auf der Waſſerſtraße Hohenfaathen (Stettin)—Berlin 0,35, 


! Der Arbeitsausſchuß der Rheinihiffahrtsintereffenten rechnet irrtümlich — an 
mehreren Stellen — mit 70 Milliarden tkm. 
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Zürftenberg (Breslau)— Berlin 0,38, Waren (Medlenburg)— Berlin 0,42, 
Magdeburg— Berlin 0,30, auf den Waſſerſtraßen zwifhen Pregel und 
Memel 0,23, zwijchen Warthe und Weichſel 0,33, zwifchen der Weichjel 
und dem Frifchen Haff 1 Pf., auf dem Oberländifhen Kanal 0,37 und auf 
dem bayrifchen Donau—Maintanal 1 Pf. Bon feiner der hier genannten 
preußifchen Waſſerſtraßen ift jemals eine Klage darüber befannt geworben, 
daß die Höhe des Abgabenfates fih dem Getreideverfehr hinderlich ermiejen 
babe. Und wenn auch zu berüdfichtigten ift, daß diefe Wafferftraßen kürzer, 
zum Theil weſentlich fürzer find als der Weg, den das ausländifche Ge- 
treide auf dem Rhein nah Mannheim zurüdlegt, jo muß anderſeits doch 
daran erinnert werden, daß die Aufbringung der ſämtlichen Rheinſchiffahrts— 
foiten dur das Einfuhrgetreive ein fingierter, in Wirklichkeit nicht möglicher 
Fall ift. 

Die in den Kreifen der Abgabengegner bejtehende oder zur Schau 
getragene Beforgnis, daß die Staatsomnipotenz dur Ausdehnung auf das 
bisher unberührte Gebiet der Schiffsfrachten eine .vom Standpunfte der 
wirtfchaftlichen Freiheit unerwünſchte Steigerung erfahren fönnte, ift fchon 
deshalb unbegründet, weil die durch Abgabentarife erreihbare Beeinflufjung 
der Transportfoften zu gering ift. Aber aud wenn fie größer wäre und 
eine weſentliche praftifche Bedeutung hätte, fo würde doch feine Veranlafjung 
vorliegen, die Verſtärkung der ftaatlihen Machtmittel nur deshalb abzu— 
[ehnen, mweil die Möglichkeit ungeeigneter Anwendung diefer Mittel vorliegt. 
Es gibt feine Einrichtung des ftaatlichen Lebens, die nicht eines Mißbrauches 
fähig wäre; man kann eine Mafregel alfo nicht aus diefem Grunde fchon ver: 
werfen. Die Benugung der Eifenbahntarife zur Verfolgung derjenigen Biele, 
welche ſich aus der wirtfchaftlichen Lage als erftrebenswert ergeben, iſt eine 
feftftehende und von niemandem angefochtene Überlieferung; es ift nicht 
abzufehen, weshalb die Schiffahrtötarife nicht den gleihen Zwecken dienftbar 
gemacht werben follen. Gerade jet wird von vielen Seiten die Forderung 
erhoben, der Staat folle die Mittel der ZTarifpolitif dazu benugen, die 
wirtfchaftlihe Machtſtellung des Kohlenfyndifats zu breden. Als im 
Jahre 1900 die Verforgung des Kohlenmarktes mit inländifchem Brennftoff 
nicht ausreichte, haben die preußifchen Staatsbahnen durch zeitweilige Be— 
willigung des Rohjftofftarifes von den Seehäfen nad dem Binnenlande 
einen Eingriff in das freie Spiel von Angebot und Nachfrage unternommen 
oder die Grundlage für die Betätigung diefes Spiele verſchoben. Der 
Gedanke lag damals vielleiht nahe, eine ſolche verfehrspolitifche Aktion 
durch gleichzeitige Ermäßigung der Schiffahrtsabgaben auf den die Seehäfen 
mit ihrem Hinterlande verbindenden Waſſerſtraßen zu unterftügen. Er lag 
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beſonders nahe für den Dortmund — Ems-Kanal und die den Zugang nad 
Berlin vermittelnden märfifchen Waſſerſtraßen, deren Belaftung mit Schiffahrt: 
abgaben viel höher ift als die der mächtigen Rheinwaſſerſtraße zugemutete'. 
Wenn gleihwohl niemand eine folde Maßregel, die grundfätlich ebenſo 
berechtigt gewejen wäre, wie die vorübergehende Inkraftſetzung des Rohſtoff⸗ 
tarifes, angeregt hat, fo tft das nur dur die Annahme zu erklären, daß 
die Ermäßigung der Schiffahrtsabgaben einen allzu geringen, praftifch nicht 
ing Gewicht fallenden Einfluß auf die Geftaltung der Frachten und ber 
Kohlenpreife in den binnenlänbifhen Verbrauhsorten gehabt hätte. Diele 
Annahme ift au durchaus zutreffend. 

Schon jeht find die Tarife der preußifhen Sciffahrtsabgaben feines: 
wegs lediglich nad dem Verhältnis von Leiftung und Gegenleiftung, jondern 
auch nad verfehrspolitiihen Gefichtspunften gebildet. Hätte man bie 
legteren ausfchalten wollen, jo hätte man einer Güterflaffififation mit abge: 
ftuften Einheitsfägen faum bedurft. Tatſächlich hat man aber diefe Klaſſi— 
fifation in der Binnenfhiffahrt faft überall und in der Seeſchiffahrt für 
eine Anzahl wichtiger Waflerftraßen und Häfen durchgeführt; übrigens nicht 
nur in ftaatlihen, fondern au in fommunalen Tarifen. Vielfach werden 
Unterſchiede gemacht zwiſchen der Berfehrsrichtung oder zwiſchen Durchgangs-, 
Umfclags- und Drtsverfehr. Die großen ftädtifhen Nheinhäfen Cöln und 
Düfjeldorf begünftigen die mit der Eifenbahn anfommenden und zu Schiff 
weitergehenden Güter durch Befreiung vom Ufergeld?. In anderen Tarifen 
wird unterfchieden zwifchen Berg- und Talverlehr. 

Die Klage eines Redners auf der Dresdener Verfammlung vom 
18. Januar 1907, es „beitehe die Gefaht, daß die Schiffahrtsabgaben 
nicht nur vom finanziellen Standpunkte bemefjen werden, fondern zur Regu— 
fierung der Ein- und Ausfuhr dienen fönnten“, beruht auf einer ftarfen 
Verkennung oder Nichtbeachtung des beftehenden Zuftandes im Eifenbahn: 
und Schiffahrtstarifwefen. Auch die Tarife für Sciffahrtsabgaben find 
von nicht finanziellen Erwägungen, insbefondere von der Rüdfiht auf Ein- 
und Ausfuhr ftark beeinflußt, ohne daß jemals nadteilige Wirkungen dieſes 
Zuftandes erfennbar geworden wären. 


! Die Tonne Kohlen, welde von Duisburg nad; Mannheim auf 350 km etwa 
7 Pa. zu zahlen haben würde, zahlt jegt Schon von Hamburg nad Berlin au’ 
380 km 15 Pfg. und von Stettin nad) Berlin auf 1 km 16 Pfg. Sciffahrtsabgaben. 

? Die Einnahmen der Rheinhäfen find jehr viel Höher als diejenigen der ge 
planten Rheinfchiffahrtstafle es fein werden; es handelt fich deshalb auch tarifariich 
um ein bedeutenderes Gejamtobjelt. 
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Die fozialpolitifhe Bedeutung der Schiffahrtsabgaben liegt in der 
Befeitigung des unbegründeten Vorzuges, den die Anwohner — im weitelten 
Sinne des Wortes — der abgabefreien Wafleritraßen vor denjenigen der 
abgabepflichtigen zur Zeit geniefen. Dafür, daß die verfchievene Be- 
handlung diefer beiden Gruppen gerechtfertigt fei und dauernd aufrecht 
erhalten werden dürfe, hat fi in dem langen Streite um die Schiffahrts- 
abgaben auch nicht eine einzige ernfthafte Stimme erhoben. Der beftehende 
Zuftand, bei dem eine Gruppe von Staatsangehörigen Verkehrsverbefjerungen 
entgeltlich, die andere unentgeltlich genießt, verftößt gegen den Grundſatz 
von der möglichft gleihmäßigen Beteiligung aller Bevölferungsfreife bei den 
Laften und Borteilen des Staates. Wenn die märkifhen Wafferftraßen 
jährlich an Sciffahrtsabgaben 3,7 Millionen Markt aufbringen, während 
der ihnen an Leiftungsfähigfeit unendlich überlegene Rhein nichts zu zahlen 
hat, fo ijt das eine regionale Ungerechtigkeit, eine Verletzung des suum 
euique, Die unmöglich verteidigt werden fann und durchaus befeitigt werben 
muß. Streit befteht im Grunde genommen auch nur über die Art der 
Befeitigung, infofern die einen die Erhebung der Schiffahrtsabgaben, die 
anderen den Zuftand der Abgabefreiheit verallgemeinern mollen. Nur der 
eritere Weg ift gangbar; der lettere iſt praktiſch ausgefchloffen und aud 
theoretifch unrichtig, weil für die Wafferftraßen in Preußen und Deutfchland 
niht die Vorausfegungen des gemeinmwirtfchaftlihen, jondern die des Ge- 
bührenprinzips gegeben find, 

Der Vorzug der Abgabefreiheit fommt zur Geltung nidt nur un— 
mittelbar in dem Stande der Waſſerfrachten, melde um den Betrag der 
Abgaben niedriger find als fie andernfalld fein fönnten, fondern auch 
mittelbar in der Wertfteigerung der Grundjtüde an der Mafferftraße. Diefe 
Srundftüde find um fo viel wertvoller gegenüber gleichartigen Grundftüden mit 
blofem Eifenbahnanfhluß, als die Wafjerfrachten hinter den Eifenbahn- 
frachten zurüdftehen. hr höherer Wert ift bedingt durch Die billigere 
Frachtgelegenheit. Diefe Grundftüdsmehrmwerte entitehen ebenfo durch Neubau 
von künſtlichen, wie auch durch Verbefjerung von natürlihen Wafjerftraßen ; 
denn auch hierbei werden Frachtermäßigungen erjtrebt und herbeigeführt. 
Die Frachtermäßigung und die aus ihr folgende Steigerung der Grund— 
ſtüdswerte ift natürlich größer bei abgabefreien wie bei abgabepflichtigen 
Bafjerftraßen. In den Sciffahrtöabgaben liegt alfo gleichzeitig ein Mittel 
zur Beiteuerung jener Mehrwerte. Und zwar hat dies Mittel eine felb- 
Händige Bedeutung deshalb, weil die Befiger der Grundftüde an der MWafjer- 
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ftraße neben den Transportunternehmern und den Wareninterefjenten eine 
dritte, jelbjtändige Gruppe bilden. Sie brauden feiner der erften beiden 
Gruppen gleichzeitig anzugehören, und auch fofern fie es tun, kann ihr 
Intereſſe ald Grundbefiser an der Waflerftraße graduell fehr verfchieden 
jein von ihrem Intereſſe aus jenen anderen Beziehungen. Das Vorhandenfein 
diefer dritten Gruppe als eines wiberftrebenden Elements ift bei den Ver: 
bandlungen über die Einführung von Sciffahrtsabgaben zuweilen deutlich 
erfennbar gemwefen. 

Diejenige Ungleichheit in der Heranziehung der Steuerzahler zu den 
Steuerlaften, welche in der Aufbringung einer fehr erheblichen Verkehräfteuer 
durch die Eifenbahnfrachtinterefjenten und in ber Nichteinziehung einer der- 
artigen Steuer von den Sciffahrtebeteiligten liegt, wird freilih aud nad) 
der PVerallgemeinerung der Schiffahrtsabgaben beftehen bleiben, weil die 
Reichsverfafjung für die finanzielle Behandlung der Eifenbahnen und Waſſer— 
ftraßen das Gebührenprinzip pofitiv vorfchreibt und eine Verfafiungsänderung 
nach dieſer Richtung von feiner Seite erjtrebt wird. 

Es ift behauptet worden, daß die Wirkung der Sciffahrtsabgaben auf 
das Transportgewerbe mwefentlich verfchieden fei, je nachdem es ſich um fapita- 
liſtiſche Großbetriebe oder handmwerlsmäßige Kleinbetriebe handele. Die 
legteren würden von der Einführung von Sciffahrtsabgaben auf abgabe: 
freien Strömen viel ſchwerer betroffen, wie die erfteren; infofern feien die 
Schiffahrtsabgaben auch vom fozialpolitifchen Geſichtspunkte aus ein Übel. 

In unferer fozialpolitifch durchdrungenen Zeit ift diefer Gefihtspunlt 
von ftändig wachſender Bedeutung, und das Intereſſe für den „Eleinen“ 
oder „armen“ Mann findet in der Polemik für oder gegen ftaatlihe Maß— 
regeln jeder Art überreihe Betätigung — in der an fid richtigen Erwägung, 
daß die öffentliche Meinung denjenigen Mafregeln die ftaatswirtjchaftlice 
Berehtigung abfprehen werde, welche irgendwie geeignet erfcheinen, die 
Stellung der arbeitenden Klafje oder des Mittelftandes gegenüber dem 
Großfapital zu erſchweren. Es ift deshalb beareiflih, da man verfudt 
hat, die Schiifahrtsabgaben ald einen Nagel zum Sarge der Kleinfchiffahrt 
darzuſtellen. 

Der Syndikus der Handelskammer Dresden prophezeihte in der Ver— 
jammlung vom 18. Sanuar 1907: 

„jobald die Schiffahrtsabgaben eingeführt werden, ift die Heine Schiffahrt 
dem Untergange geweiht. Das zeigt fih vielleiht am allerbeften darin, 
daß einige Handelsfammern und induftrielle Vereine am Niederrhein, mo 
das Kohlenfyndifat und das damit verbundene Kohlenfontor ihren Sit 
haben, alsbald den Schiffahrtsabgaben zugeftiimmt haben. Warum? 


— 


F 


ee 
8 8. Die fozialpdtttifche Bedeutung der Schiffahrtöabgaben. 95 


Weil die Syndifate und Kartelle die Macht haben, die Schiffahrtsabgaben 
auf ihre Abnehmer abzumälzen. — Das fann der Hleine Schiffer nidt; 
der kleine Schiffer wird paftieren müfjen und wird von feinen Ab— 
nehmern gezwungen werben, die Sciffahrtsabgaben gang oder teilmeife 
zu tragen.” 

In Mannheim am 16. Februar 1907 beflagte Herr Gothein den 
„Heinen Schiffer”, dem es angeblih „gleichgültig ift, ob das Yahrmafler 
verbefjert wird“, der „feinen unzmeifelhaften Vorteil vom niedrigen Wafjer 
hat“, weil er „befanntermaßen am meiften gebraudt wird, wenn er zum 
Leichtern nötig iſt“, deſſen Frachteinnahmen dann „aufs höchſte fteigen, 
während zugleich große Geſellſchaften ihren Kahnraum nicht ausnutzen können, 
lo daß ihnen infolge deſſen die hohe Fracht gar nichts nutzt“. Deshalb 
hätten „alle die Kleinen Leute, die Partilulierfchiffer, feinen Vorteil, eher 
einen Nachteil von den Stromverbefjerungen“. 

Was zunächſt die legteren Ausführungen anbelangt, fo beruhen fie auf 
einer Reihe von entjcheidenden Irrtümern. Irrtümlich ift zunächſt die 
Identifizierung der rheinischen „Bartifulierfchiffer" mit den Befigern kleiner 
Schiffe. Die Annahme, daß auf dem Rhein die Großbetriebe die großen 
und die Bartifulierfchiffer die Kleinen Kähne hätten, widerfpricht durchaus 
den Tatfahen und ift in der Fachliteratur längit widerlegt!. Man 
brauht nur einen Blid in das die Namen der Eigentümer enthaltende 
Rheinschiffäregifter der Providentia zu werfen, um die Unrichtigfeit diefer 
Annahme zu erkennen; zufällig gehört aud das größte Rheinſchiff von 
2614 t Tragfähigkeit einem Partikulierſchiffer. Man kann fagen, daß der 
Neubau ganz großer Fahrzeuge mehr von Partikulierſchiffern als von 





ı In der alten Scifferftant Mülheim a. d. Ruhr find 375 Rheinſchiffe 
beheimatet. Darunter befinden fi 136 Partifulierfchiffe mit 109876 t Trag- 
fähigkeit. Die Durchſchnittstragfähigkeit ift 800 t, und fie ſinkt nur bei 34 Schiffen 
unter 700 t. Die übrigen 239 Fahrzeuge, welche Reedereien gehören, haben eine 
Sefamttragfähigkeit von 235452 t und eine Durdichnittätragfäbigfeit von 980 t. Man 
wird nach diejer Statiftif, welche fih nur auf Schleppfähne bezieht, nicht behaupten 
fönnen, daß der Bartikulierfchiffer der „Schiffer mit dem Heinen Kahne“ jei. 

Walter Naſſe jagt in der Arbeit „Der Rhein als Waſſerſtraße“, Schriften 
des Vereins für Socialpolitit CII, 1905, S. 110, 111: „Unridtig ift die vielfach 
verbreitete Annahme, ald wären die Partifuliere lediglich im Befit Hleinerer Kähne; 
fie verfügen ebenjo auch über größere.“ 

Auh Walter Log wendet fih in der Einleitung zu Bd. LAÄXXIX ber 
Bereinsjchriften gegen die Auffaffung, ald wenn die Mittelftandspolitif und der 
Unterſchied zwiſchen Groß- und Kleinfhiffahrt von weſentlicher Bedeutung für die 
Frage der Schiffahrtsabgaben fein könnten. Bal. ©. XXVII der Einleitung, An- 
merfung. 
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Geſellſchaften ausgeht. Es ift nit richtig, daß der „Heine Mann“ aud 
den „tleinen Kahn“ und der große den großen hätte; ber erftere wird 
deshalb jehr verwundert jein über die Unterftellung, daß ihm die Fahr: 
mwafjerverbefjerungen weniger nüglih und notwendig feien, wie ben mit 
Großlapital betriebenen Reedereien. Es iſt ferner unerfindlih, mweshalb 
„Große Geſellſchaften“ in der Ausnüßung ihres Kahnraums bei Niedrig: 
waſſer ſchlechter geftellt fein follen, wie „Eleine Leute”. Selbſt wenn „fleine 
Leute“ ftet3 oder regelmäßig Heine Schiffe hätten, fo wären fie als deren 
Befiser bei niedrigen Waſſerſtänden nit günftiger, fondern ungünftiger 
geftelt wie die Eigentümer großer Fahrzeuge, denn große Schiffe find 
gerade bei niedrigem Wafler und geringer Eintauchung befjer verwendbar 
als Eleine Fahrzeuge, weil bei den erjteren das Verhältnis von Tragfähigkeit 
und 2eertiefgang vorteilhafter ift. Diefelbe Gemwichtsmenge, auf den Boden 
eines großen Schiffes verteilt, bedingt eine geringere QTauchtiefe als in 
einem kleineren Fahrzeuge. Viele Partikulierfchiffer verdingen übrigens 
ihre Fahrzeuge und Tranzportleiftungen an Gefellihaften auf Jahresmiete 
und find dann ſchon aus diefem Grunde unabhängig von Wafjerftands- 
ſchwankungen. 

Dieſe Ausführungen gelten nicht nur für den Rhein, ſondern auch für 
andere Waſſerſtraßen, ſoweit auf ihnen der Unterſchied von Großbetrieben 
und Kleinſchiffahrt überhaupt eine Rolle fpielt!. Bei Waſſerſtraßen mit 
Scleufen ift durch deren Abmefjungen die Größe der Fahrzeuge beftimmt; 
es befteht in diefer Beziehung keine Berfchiedenheit zwifchen den im Eigentum 
des Schiffsführers oder eines anderen Kleinbefigers ftehenden und den einer 
Gefellfhaft oder einem Groffapitaliften gehörigen Fahrzeugen. Das gilt 
namentlid aud von dem wichtigen Gebiete der märfifchen Wafferftraßen. 

Der von Gothein irrtümlich vorausgejegte Unterfchied in der Größe der 
Betriebsmittel iſt alfo fozialpolitiih ohne Bedeutung. Es kann fih nur 
darum handeln, ob etwa aus anderen Gründen den Sciffahrtdabgaben eine 
differenzierende Wirfung auf Groß- und Kleinjchiffahrt zuungunften der 
leßteren beizumefjen iſt. 

Aber auch diefe Frage ift zu verneinen. Der Kleinbetrieb mag in der 
Schiffahrt dem Großbetriebe Hinfichtli der gefhäftlichen Organifation, ähnlich 
wie auf anderen Gebieten der wirtjchaftlihen Tätigkeit, unterlegen jein ; 
vielleicht tjt er in der Lage, diefen Nachteil in gewifjem Grade durch geringere 
Betrieböfoften auszugleihen. Für den Schiffer, der mit feiner Familie auf 


! Auf der Elbe ift der Tragfähigkeitsdurchſchnitt der Schleppfähne ungefähr 
bei den Gefellichaften 640 und bei den Einzelichiffern 510. 
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dem Kahne Wohnung und Unterhalt findet, find nad mehrfach angeftellten 
Berehnungen! die perfönligen Betriebsfoften verhältnismäßig niedrig. 
Jedenfalls werden durd die Sciffahrtsabgaben Groß- und Kleinbetriebe 
gleihmäßig belaftet, und ihre Ausfichten im Wettbewerbe auf dem Frachten- 
marfte bleiben die gleichen, fie werden nicht zugunften des einen oder 
anderen Teiles beeinflußt. Das gilt auch für die Möglichkeit der Über- 
wälzung der Abgabenlaft auf die Wareninterefjenten,; denn die Abgaben 
bilden im allgemeinen einen Beftandteil der Frachten?, und es ift nicht 
abzufehen , weshalb ihr Einfluß auf die Bildung der Frachtpreife je nad) 
den Eigentumsverhältnifien der Fahrzeuge ſich verfchiedenartig geltend 
machen fol. Wenn die Partifulierfchiffer ihre Frachtforderungen um den 
Betrag der Schiffahrtsabgaben niedriger ftellen follten als die Groß: 
veedereien, jo würden fie auf die Dauer die Transporte an fich ziehen und 
ihre Befchäftigung entſprechend jteigern. Die Reedereien würden hierdurch 
genötigt werden, ihre Frachtpreiſe denjenigen der Geſellſchaften anzupafjen. 
Die Ausfihten auf Erzielung eines den Frachtſätzen der Örofreedereien 
aleihen Rohgewinnes werden für die Partikulierfchiffer dadurch nicht ver- 
Ihledhtert, daß in den fünftigen Frachten für beide Teile die Schiffahrts- 
abgaben als integrierende Beitandteile enthalten fein werden. Wenn die 
Reedereien in der Lage find, fich günftigere Frachtpreiſe zu verfchaffen als 
fie Einzelfchiffern bewilligt werden, fo werden fie von diefer Möglichkeit 
fiherlih Gebrauch machen, gleichviel ob die Frachtbildung durch Schiffahrts- 
abgaben beeinflußt ift oder nicht. 

Schließlich müßte doch die angeblich differenzierende, für die Klein- 
ſchiffahrt nachteilige Wirkung der Schiffahrtsabgaben, wenn fie wirklich vor- 
handen wäre, in der tatfählichen Entwidlung der Verhältnifje auf den 
abgabefreien und abgabepflichtigen preußiihen Wafjeritraßen längit praftifch 
zum Ausdruck gefommen fein. In Wirklichkeit fpielt aber die handwerks— 
mäßig betriebene Kleinfhiffahrt gerade auf den abgabepflihtigen Waffer- 
itraßen zwiſchen Elbe und Oder und weiter öftlih eine ausfchlaggebende 
Rolle, während fie beifpielsweife auf der feit 50 Fahren abgabefreien Weſer 


Bgl. Heft 6 der „Sübmweftdeutichen Wirtichaftsfragen“, herausgegeben von 
Dr. Alexander Tille, Denkſchrift über die Rentabilität der Saarfanalifierung von 
®. Werneburg, ©. 5, 6. Saarbrüden, Heckerſche Buchhandlung 1906. 

2 Pol. Reichägefeg vom 15. Juni 1895 $ 65, wonad in Ermangelung einer 
beionderen Bereinbarung die Unkoften der Schiffahrt, insbefondere die Hafen-, 
Schleufen-, Kanals und Brücengelder, alfo die eigentlihen Befahrungsabgaben, dem 
Frachtführer oder Schiffer zur Laft fallen, alfo in ber vereinbarten Fracht begriffen 
find. Diefer Geſetzesvorſchrift entipricht auch die Praxis mit wenigen Ausnahmen. 

Schriften CXV. — Zweiter und dritter Zeil. 7 
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faſt ganz verſchwunden iſt. Die Erfahrung des Lebens ſpricht alſo durchaus 
gegen jene Theorie. Auf der Elbe, wo die Großreedereien und die Einzel— 
Schiffer in annähernd gleicher Stärke vertreten find, haben beide Gruppen 
fi zu einer Organiſation zuſammengeſchloſſen, um den Frachtenmarkt ihren 
gemeinfamen Intereſſen entſprechend zu regeln. Es ift nicht abzufehen, 
weshalb diefe Regelung des Frachtenmarktes nicht auh nah Einführung 
der Schiffahrtsabgaben möglih und für die übereinjtimmende Yöfung der 
Abwälzungsfrage maßgebend fein follte. Der jegt vorhandene Antrieb zur 
Truftbildung würde uuverändert fortbeitehen. 

Nah Gothein hätte „der Partikulierfhifferftand, der vorher außer: 
ordentlih Not litt, ſich tatſächlich erſt wieder durch die vollftändige Freiheit 
von Abgaben erholt” und es wäre fogar „in höherem Maße, als man 
damals annehmen konnte, eine wirkliche Jnterefjengemeinfchaft zwiſchen den 
großen Geſellſchaften und den Einzeljhiffern zu Tage getreten“ !. Im: 
wiefern lettere Erfcheinung, wenn fie vorhanden wäre, auf der Abgaben: 
freiheit beruhen ſoll, iſt nicht einzufehen. Aber fie ift auch gar nicht vor- 
handen. Wenigſtens ift am Rhein von einer Intereſſengemeinſchaft zwiſchen 
den Einzelfiffern und den im Kohlenfontor organifierten Großreedereien 
nicht das entferntefte Anzeichen erkennbar. Und wenn die Abgabenfreiheit 
zur „Erholung“ des Standes der Einzelfchiffer geführt hätte, wäre fein 
Verſchwinden auf der Wefer feit der Aufhebung der Meferzölle im Jahre 1856 
nicht begreiflid. 

Man könnte vielleicht mit einigem Schein von Recht darauf hinmeifen, 
daß im Falle der Einfchränfung der Ermwerbögelegenheiten für die Schiffahrt 
dur die Einführung von Schiffahrtsabgaben auch die Verbienftmöglichkeiten 
fih verringern müßten, die fih aus den Hilfsdienjten am Lande, namentlich 
beim Ein- und Ausladen ergeben, und daß die Verkleinerung der Fradt- 
mengen mehr den unorganifierten Kleinfchiffer als den kaufmänniſch geleiteten 
Großbetrieb treffen würde. Aber auch hierbei ift eine Vorausſetzung gemacht 
worden, deren Berechtigung mindeſtens zweifelhaft ift; nämlich die Annahme, 
daß die Einführung der Abgaben wirflih eine dauernde Frachtverteuerung 
— vorübergehende Frachtſchwankungen find immer vorgefommen und aud 
in Zufunft unvermeidlid — zur Folge haben müſſe. Bei Ein- 
führung von Sciffahrtsabgaben für künftige Verbefjerungen wäre das von 
vornherein ausgefchloffen?. Übrigens hat aud eine Frachtverteuerung, wie 


! Vrotofoli der Mannheimer Berjammlung vom 16. Februar 1907, S. 38. 
2 Im allgemeinen übt das in Handel und Induftrie tätige Großlapital, welches 
fih der Schiffahrt für feine Transportzwede bedient, eine jorgfältige Kontrolle über 
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die Erfahrung zeigt, keineswegs mit Notwendigkeit eine Verfehrseinfchräntung 
zur Folge. 


$ 9. Berhältnis der jtaatswirtichaftlihen Theorien zur 
Wirklichkeit. 

E3 bleibt fchließlich noch zu unterfuchen, wie die Wirflichfeit zu den 
hier erörterten jtaatswirtfchaftlichen Grundſätzen fi) verhält, inwieweit diefe 
Grundfäge von der Verwaltung der Waſſerſtraßen und Häfen tatſächlich 
angewendet worden find. 

Sn Preußen find von etwa 6600 km Wafferftraßen — wenn man 
annimmt, daß eine natürlihe Wafjerjtraße durch feine Art der wafjerbau- 
technischen Behandlung zu einer fünjtlihen werden fann — etwa 5500 km 
natürlih und 1100 km fünftlih. Die legteren find fämtlid, und von 
den erjteren find 1600 km abgabepflichtig. Der preußiiche Staat behandelt 
alfo ungefähr drei Fünftel feiner Waflerftraßen nah dem gemeinwirtjchaft- 
lien und °/s nad) dem Gebührenprinzip. In der Anwendung des legteren 
macht er feinen Unterfchied zwifchen natürlichen und künſtlichen Wafferjtraßen. 

Ebenfowenig hat er die finanzielle Behandlung feiner natürlichen 
Schiffahrtömege davon abhängig gemacht, ob ihre Verbefjerung für den 
Verkehr durch Kanalifierung oder auf andere Weiſe erfolgt ift. Unter den 
1600 km natürlicher Wafjerftraßen befinden fi etwa 450 km, melde nicht 
fanalifiert find. Auch die Unterfcheidung zwiſchen See: und Binnenwaſſer— 
itraßen aus dem Gefichtspunfte der finanziellen Behandlung hat der preu: 
ßiſchen Geſetzgebung und Verwaltung von jeher ferngelegen. 

Im allgemeinen liegen die abgabepflichtigen Waſſerſtraßen öftlih und 
die abgabefreien weftlich der Elbe. Die eigentlichen Binnenfhiffahrtsabgaben 
— ohne Hafengelder — find zu etwa adt neuntel ojtelbifcher Herkunft ; 
von der 5254104 Mi. betragenden Gefamteinnahme des Jahres 1905 
wurden nur 569000 ME. von der Saar, dem Spoyfanal und Altrhein bei 
Cleve, dem Main, dem Dortmund—Ems-fanal, der Saale und Unftrut 
und einigen kleineren Wafjerftraßen der Provinz Hannover! aufgebradt. 


die Bewegung der Schiffäfrahten aus und hindert deren Steigerung über eine 
feinen Interefjen entiprehende Grenze hinaus. Als auf der Elbe die auf Fradt: 
erhöhung abzielende Organifation der Reedereien und Kleinfhiifer im Jahre 1907 
endlich zuftande gefommen war, fand ſich fogleicd das nötige Kapital zur Bildung 
einer neuen Gelellfchaft, um die Frachten herabzudrüden. — Anders liegt der Fall 
bei dem rheinifchen Kohlenkontor, deffen Bedeutung auf der gleichzeitigen Herrichaft 
über das Transportobjeft und auf einem großen Park von Transportmitteln beruht. 

1 Der Ems— Jade-Kanal mit 6700 ME. Einnahme ift hier ald Seewaflerftraße 
behandelt, weil er vorwiegend von Küftenfahrern benugt wird. 

7* 
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Auch bei den Seefdhiffahrtsabgaben liegt der Schwerpunft weitaus im Dften; 
indefjen ijt bei dieſen ein Vergleich weniger zuläffig, weil die preußiſche 
Küftenentwidlung an der Dftfee weit größer ift und die mwidhtigeren preu- 
ßiſchen Seehäfen dort liegen. Dagegen ift in der Binnenfhiffahrt umgekehrt 
die Leiftungsfähigfeit und die tatfächliche Leitung in Tonnenfilometern auf 
den weftlichen preußifchen Waſſerſtraßen, einfhließlih der Elbe aber ohne 
deren rechtsfeitige Nebenflüfje, ungleich viel größer mie auf den öftlichen; 
das Verhältnis ftellt fi ungefähr wie 2 zu 1. 

Ein folder Zuftand ift ſachwidrig und fyftemlos; er entfpricht feinem 
derjenigen wirtfchaftlihen Grundfäße, welche für die finanzielle Behandlung 
der Wafjerftraßen in Betracht lommen fönnen, und feiner derjenigen Rechts- 
meinungen, melde in der Frage der Sciffahrtdabgaben bisher aufgeftellt 
worden find. Er bedarf alfo in jedem Falle der Regulierung, die nad 
dem Ergebnifje diefer Unterfuchungen nur im Sinne der Berallgemeinerung 
des Gebührenprinzips erfolgen fann. Die Anwendung des gemeinmwirtjchaft- 
lichen Prinzips für einen Teil — und gerade für den leiftungsfähigften 
Teil der preußifhen Schiffahrtswege — iſt eine Ungerechtigkeit gegenüber den 
Benugern der übrigen Wafjerftraßen und gegenüber den Steuerzahlern, eine 
Ungerechtigkeit, die fih auf die Dauer nicht aufrecht erhalten läßt. 

Ebenfowenig wäre die Unterfcheidung zwiſchen Kanälen, fanalifierten 
Flüffen und nicht Fanalifierten, aber auf andere Weiſe für die Schiffahrt 
verbefierten natürlihen Wafferftraßen ftaatswirtfchaftlih zu rechtfertigen. 
Eine ſolche Rechtfertigung ift auch von denjenigen, welche diefe Unterfcheidung 
ala eine rechtlich gewollte hinitellen, nicht verſucht worden. 

Es ift in der Tat nicht einzufehen, weshalb die Anwendung oder die 
volle Durchführung des Gebührenprinzips bei Sciffahrtsanftalten davon 
abhängen foll, ob es fih um Häfen oder Waſſerſtraßen handelt, ob die 
legteren neu gejhaffen oder nur durch Kunftbauten auf einen höheren Grad 
von 2eiftungsfähigfeit gebraht, und welche Methoden hierbei angewendet 
worden find. Der Anfpruh des Staates auf gebührenmäßiges Entgelt für 
jeine dem Verkehr dargebotenen Leiſtungen ift in allen Fällen grundfäglic 
derjelbe; es fann ſich nur um grabuelle Unterfchieve handeln, die fi aus ber 
Befonderheit des einzelnen Falles ergeben. Insbeſondere wäre ein mirt- 
ihaftliher Grund dafür, das Gebührenprinzip bei Stromverbefjerungen für 
den Fall der Kanalifierung zuzulaffen und für den Fall der Regulierung 
auszuſchließen, oder feine Anwendung zu befchränfen, nicht vorhanden. Nach 
wirtſchaftlichen und fachlichen Erwägungen wäre, wenn einmal eine Unter: 
ſcheidung gemacht werben follte, die umgekehrte Löfung richtiger gemefen. 
Eine requlierte natürlide Waſſerſtraße ift unter fonft gleichen Umftänden, 
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namentlich unter der Vorausfegung der Erzielung gleicher Fahrwaſſertiefen, 
der Schiffahrt viel nüsliher und ermwünfchter als eine Fanalifierte, weil 
durh die Schleufen die Fortbewegung verlangfamt und aud eine gewiſſe 
Gefahr der Beichädigung bei der Durdfahrt herbeigeführt wird. Wenn 
alfo der Geſetzgeber jene von mehreren Rechtslehrern behauptete Unter- 
ſcheidung wirklich gemacht haben follte, jo hätte er fich dabei jedenfalls 
nicht von ftaatswirtfchaftlihen und praftiihen Gefichtspunften leiten 
laſſen !. 

Ebenfo unberechtigt in mwirtfchaftlicher Beziehung wäre die angeblich zu 
Recht beftehende Unterfcheidung zwifchen See: und Binnenwafjerftraßen, wo— 
nad bei den erfteren das Gebührenprinzip uneingefchräntt, bei letzteren aber 
nur für gemiffe Arten von Waſſerbauten oder Vorrichtungen — dem Auge 
ſichtbare oder äußerlich abgetrennte oder befonders foftfpielige oder befonders 
wirffame — gelten fol. 

Bon den Nechtögelehrten, welche diefe Anficht vertreten, hat einer den 
Verfuh einer wirtfchaftlihen Erklärung oder wenigſtens Erläuterung unter- 
nommen. Es mar 2aband, der in feinem Mannheimer Vortrage am 
16. Februar 1907 hierüber fagte: 

„Nun fann es gerechtfertigt erfcheinen, daß man die Abgaben von der 
Seefhiffahrt anders als die von der Flußſchiffahrt beftimmt megen der 
großen Labefähigfeit der Schiffe, ihres großen Tiefganges, des großen 
Kapitals, des großen Ertrages, der großen Koften der zu ihrem Gebraud 
erforderlihen Anftalten.“ 

Es ift nicht recht abzufehen, melden Einfluß alle diefe Momente auf 
die Frage haben können, ob Seewaſſerſtraßen — zwiſchen See- und Binnen- 
häfen befteht unbeftrittene Rechtsgleichheit — den Binnenmwaflerftraßen gleich- 
geftellt oder einer höheren Belaftung mit Sciffahrtsabgaben ausgefeht fein 
folen. Aber aud wenn man der Seefghiffahrt Eigenfchaften beimefjen wollte, 
welhe ihre Differenzierung binfichtlih der finanziellen Behandlung der 
Binnenſchiffahrt gegenüber rechtfertigen könnten, jo müßte diefe Differenzierung 
doch gegenüber der ganzen Binmenfciffahrt und gegenüber allen ihr dienenden 
Verfehrsanftalten in die Erfcheinung treten. Die Binnenjdiffahrt auf Kanälen 
und fanalifierten Flüffen ſoll aber in bezug auf die Zuläffigfeit von Schiffahrs- 
abgaben der Seefhiffahrt gleichgeftellt fein; nur die Schiffahrt auf regulierten 
Binnengewäffern joll fich derjenigen milderen Behandlung erfreuen, deren Be- 





ı &3 bleibt dann nur noch die Annahme übrig, man babe durch das Verbot 
der Abgaben für regulierte und ihre Beibehaltung für Fanalifierte Flüſſe eine 
politiiche Wirkung, einen günftigen Eindrud auf die Stimmung der deutſchen Nation 
erzielen wollen — eine Annahme, die fiherlih mandes gegen fich hat. 
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rechtigung aus der Verfchiedenheit der technischen und wirtfchaftlichen Verhältnifie 
bei See- und Binnenfhiffahrt hergeleitet wird. 

Einer ſolchen Regelung kann aber die ſtaatswirtſchaftliche Berechtigung 
nicht zuerfannt werben. 

Wenn für die Behandlung der Verkehrsanftalten als freie Genußgüter 
oder nad dem Gebührenprinzip die bier entwidelten allgemeinen Gefichts- 
punkte mafigebend find, fo hätten umgefehrt die Seehäfen und Seemafjer- 
ftraßen einen größeren Anfpruh auf Abgabefreiheit oder auf befchränfte 
Anwendung des Gebührenprinzips als die Binnenmwafjerftraßen. Der Ver- 
fehr, den die Seeſchiffahrt dem deutſchen Wirtjchaftägebiete in Ein- und 
Ausfuhr bringt, verbreitet fich mweit über das Hinterland, ſogar über die 
Reichögrenze hinaus, insbefondere nad Ofterreih und der Schweiz. Er be 
fruchtet das ganze deutfche Schienen- und Waflerftraßenneg mit Transporten, 
die ohne ihn überhaupt nicht geleiftet werden würden. Sein Aftionsradius 
ift unvergleichlich viel weiter als derjenige irgend eines, auch des mächtigſten 
und blühendften, Binnenumfchlagsplages!. Seine Zufuhrlinien find das freie 
Meer; er fteht nicht, wie der Binnenfchiffsverfehr, unter dem Wettbewerb der 
in finanzieller Beziehung nad) dem Erwerbsprinzip behandelten Eifenbahnen. 
Bei Anftalten und Aufwendungen für den Seeverfehr, insbefondere bei 
Herftellung und Berbefierung von Seewaflerftraßen, melde den Zugang zum 
Binnenlande bilden ?, braudt die — zumeilen doch zmeifelhafte — Frage 
! Im die univerfale Bedeutung des Seeverkehrs für die deutfchen Eifenbahnen 
und Waflerftraßen an einem Beifpiele zu erläutern, möge hier der Baummollenabfak 
von Bremen angeführt werben. Es wurben 1905 von Bremen verfandt nad Preußen 
95985, Sachſen 32 074, Baden 16785, Württemberg 19327, Bayern 52 97, Elijah 
21486, Schweiz 13392, Öfterreih 68 992 und Rufland 69 964 t Baummolle. Bon 
der dur die Seeihiffahrt angebradten Baummolle wurden mit der Binnenſchiffahrt 
weiter befördert 14538 t auf dem Rhein, 59361 t auf der Elbe und ganz un: 
bedeutende, offenbar nur Zufalläverfehr bedeutende Sendungen auf den öſtlicher 
gelegenen Waflerftraben. 

Die Befruchtung des deutihen Eifenbahnnekes durch die Seehäfen ergibt fib 
aus der Güterbewegungsitatiftit des Bereind deuticher Eifenbahnverwaltungen. 
Hiernach betrug im Jahre 1905 der Empfang und Verſand aller Seehäfen 
19 529 873 t, wovon 1452427 t auf den Verkehr diefer Häfen mit dem Auslande, 
alſo auf Durchfuhr, der Regel nad) auf große Entfernungen, entfielen. Die Fradt- 
einnahmen ber preußifch-heifiihen Staatsbahnen aus dem der Menge nad un— 
bedeutenden Fifchverfandt des Geeftemünder Hafens betragen rund 2,5 Mill. Mt. 
Der gefamte Binnenfhiffsverfehr der deutfchen Seehäfen belief fih im Jahre 1905 
nah der Neichöftatiftiit und dem Berichte der Stettiner Kaufmannfchaft auf 
14 949123 t, alfo erbeblih weniger als der Eifenbahnverfehr. Der Stettiner 
Binnenſchiffsverkehr ift in der Reichsftatiftif nicht verzeichnet. 

2 Der Kaifer—Wilhelm-Kanal, der ja auch feine Entftehung weſentlich 
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nicht aufgeworfen zu werden, ob die Förderung der nationalen Verkehrs— 
interefjen etwa bejjer und billiger durch Eifenbahnbauten oder Eifenbahn- 
tarifmaßregeln zu erreichen wäre. Die Güterbemegung im Seeverkehr iſt vom 
Standpunkte der inländischen Verkehrsintereſſen ein zweifellofer wirtfchaftlicher 
Reingewinn. Eine Einfchränfung könnte diefer Saß nur bezüglich der 
verhältnismäßig unbebeutenden Küjtenfchiffahrt erfahren, die indeffen aud) 
mit der Eifenbahn viel weniger ald die Binnenfgiffahrt in Wettbewerb fteht. 

Es ift deshalb fehr begreiflih und vollflommen berechtigt, daß bie 
Eifenbahnen dem Seevertehr in die Hände ‚arbeiten und ihn mit allen 
Mitteln fördern. Er ift in viel höherem Grade — vom Standpunkt der 
Ausbreitung der Hinterlandszone über das Staatsgebiet — gemeinnüßig 
ala der Verkehr der Binnenmwafjerftraßen. Wenn die Anwendung des 
Gebührenprinzips eine graduele Abſchwächung erfahren joll, wie fie nad 
Anfiht mander Rechtslehrer zugunften der Binnenwafjeritraßen oder eines 
Teiles der Binnenmwafjerftraßen durch die Reichsverfaflung vorgefchrieben ift, 
jo wäre diefe Abſchwächung ftaatsmwirtichaftlih viel berechtigter zugunſten 
der Eeewafjerftraßen, der Zubringer und Ausfallspforten des gefamtdeutfchen 
Rirtfchaftsgebietes. 

Was die Seewaſſerſtraßen und Seehäfen für Deutfchland find, das 
find für das badifhe Eifenbahnneg der Rhein und der Mannheimer, für 
das jähfifhe die Elbe und der Riefaer Hafen. Deshalb werden auch in 
Mannheim feine Abgaben und in Riefa nur geringe Gebühren für den Orts- 
verfehr erhoben, während der Umſchlag zwifchen Schiff und Bahn aud dort 
abgabenfrei ift. 

Unter den deutfchen Staaten haben nächſt Preußen die drei Hanfeftäte 
die bedeutendften, verhältnismäßig fogar meit bedeutendere Sciffahrts- 
intereffen. In feinem deutjchen Staate, auch nicht in Baden und Sadjen, 
find die allgemeinen Staatdinterefjen in fo hohem Grade identifch mit den 
Intereſſen der Schiffahrt und des durd die Schiffahrt vermittelten Handels. 
Als im Jahre 1906 Lübeck feine Seeihiffahrtsabgaben auf der Trave er- 
mäßigte, benugte ein Teil ber Prefje diefen Anlaß, um die verfehrs- 
freundlihe und weitſchauende Wirtjchaftspolitif dieſes Staates mit der 
angeblich engherzigen und rüdfchrittlihen, die Verallgemeinerung der Binnen- 
Ihiffahrtsabgaben vorfchreibenden preußifchen Gefeßgebung zu vergleichen ! 


militärifchen, nicht wirtfchaftlichen Erwägungen verdankt, ift hauptfählih Durd- 
gangswaflerftraße und kommt deshalb hier nicht in Frage. 

I Die „Kölniihe Zeitung“ ſchrieb in Nr. 1906 vom 21. Juli 1906: „In 
welhem Gegenſatz fteht diefe gefunde, dem Verkehr freie Bahn fchaffende Politif zu 
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und leßtere fcharf zu tadeln. Die Unzuläffigfeit dieſes Vergleiches liegt auf 
der Hand. Ein Großjtaat wie Preußen hat nicht lediglih Handels- und 
Schiffahrtsinterefjen wahrzunehmen, wie ein Heiner Stadtjtaat, dejjen ganze 
Erijtenz feit Jahrhunderten auf diefen Intereſſen beruht. Das politische 
Leben und die in ihm wirffamen Kräfte find vielgeftaltiger und geftatten auf 
die Dauer nicht eine weitgehende Berüdfichtigung örtlicher oder regionaler 
Verkehrsintereſſen, die in Lübeck freilich mit ven Staatsinterefjen ſich deden!. 
Aber auch Lübe hat ja die Seeidhiffahrtsabgaben auf der Trave nur ermäßigt. 
Wenn irgendwo in Deutſchland die Vorausfegungen für die Behandlung 
der Schiffahrtsanftalten als freie Genußgüter vorhanden wären, jo müßte 
es bei den Hanfeftädten der Fall fein; und doch erheben fie alle Schiffahrts- 
abgaben, nicht nur in ihren Seehäfen, jondern auch auf den Verbindungswaſſer⸗ 
jtraßen mit dem Meere, Kübel außerdem auf feiner Binnenwafferftraße zur 
Elbe — und zwar in fehr bedeutender Höhe. Die ftaatswirtichaftliche 
Rechtfertigung dafür, daß fie es tun, ergibt fih aus dem bundesftaatlichen 
Charakter des deutſchen Wirtfchaftsgebietes und aus dem Umftande, daß bie 
Hanfeftädte die Unterläufe der Trave, der Elbe und der Wefer und die an 
der Grenze der Seejchiffahrt liegenden Häfen nicht nur für fi, fondern für 
Deutjchland, für das ganze deutſche, nicht nur für das preußiſch-heſſiſche 
Eifenbahnneg und für einen großen Teil der deutfchen Waſſerſtraßen aus» 
gebaut haben und unterhalten. In ähnlicher Lage ift Preußen mit ben 
von ihm unterhaltenen, der Binnenjdiffahrt dienenden Hauptftreden des 
Rheins und der Elbe gegenüber den Dberliegern. 

Bon den ausländischen Staaten hat feiner ein größeres Intereffe an Handel 
und Schiffahrt ald England und nirgends iſt das Gebührenprinzip gegen: 
über den Wafferftraßen und Häfen jchärfer durchgeführt worden als gerade 
dort. Schiffahrtsabgaben werden in England in einer Allgemeinheit und 
in einer Höhe erhoben, die über preußifche Verhältniffe und auch über das 
verfehrspolitifhe Programm der neueren preußifchen Gefeßgebung weit hin- 
ausgeht. Das findet zum Teil feine Erklärung darin, daß der Staat in 


ber preußiichen, die zu derjelben Zeit durd Einführung von Schiffahrtdabgaben ein 
Verfehrähindernis aufzurichten beftrebt ift.“ 

! Das Zufammenfallen der Seehandels: und Staatsinterefien in den Hanfe- 
ftädten hat fich als ein jehr wertvolles Moment für die Entwidlung der deutſchen 
Seeihiffahrt erwieſen. Nur felbitändige Kaufmannsftaaten diefer Art konnten mit 
fo rafhem Entfchluffe, mit jo jahverftändigem Urteil und fo weitem Blicke jo große 
Mittel für den Ausbau der Seeihiffahrtsanftalten aufmenden. Ein großer Staat 
mit mannigfaltigen und vielleiht heterogenen Wirtichaftsintereffen hätte kaum das— 
jelbe Ieiften fünnen. Die Selbftändigfeit der Hanfeftädte und der bundesftaatliche 
Charakter des deutjchen Nationalftaates haben ſich hier als fegendreich erwieien. 
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England die Fürforge für das Verkehrsweſen, für Häfen und Waſſer— 
firaßen ebenfo wie für Eifenbahnen und KLandftraßen, den Kommunen, 
Korporationen und Privaten überlaffen hat. Die letteren hatten feine 
Veranlafjung, auf ein Entgelt zu verzichten und die beiden erjten haben 
e3 tatfächlich nicht getan. Immerhin hätte die öffentlihe Meinung, wenn 
fie in den Wafferftraßen ein geeignetes Objeft für die Behandlung als freies 
Genußgut erblidt hätte, die Verwirklichung diefes Ideals dur das Mittel 
der Verftaatlihung der Wafjerftraßen anbahnen können. In der Tat denkt 
man aud in England an die Berftaatlidung — „nationalisation* — der 
Schiffahrtsanftalten oder wenigſtens der Binnenfchiffahrtswege, nicht aber 
an den Verzicht auf Schiffahrtsabgaber. Die Canals Trust Bill von 1905, 
welche die Bildung einer befonderen Behörde für den Erwerb der wichtigften 
Durhgangswaflerftraßen vorfah, enthielt zugleih Beftimmungen über Die 
Weitererhebung von Schiffahrtsabgaben, obwohl ein mwefentlicher Zwed der 
Verftaatlihung des Kanalneges in der Gewinnung von Einfluß auf die 
Eifenbahntarife erblidt wird !. 

An Großbritannien und Irrland fommen auf 100 qkm 2,13 km 
Waflerftraßen, deren Gefamtlänge 6 608 km beträgt. Das Neb ift infofern 
ungleich verteilt, ala es in England und Wales fehr viel dichter iſt als in 
Irland und Schottland. 

In Frankreich beftand bis vor furzem Abgabenfreiheit zwar nicht auf 
allen Wafferftraßen, aber auf denjenigen des Staates, wo fie gegenüber den 
Privateifenbahnen verfehrspolitiih von Bedeutung war. Durch die Geſetze 
vom 22., 23. und 24. Dezember 1903 ift diefer Rechtszuſtand durchbrochen. 
Insbeſondere ift auf der wichtigsten und verkehrsreichſten Staatämafjerftraße, 
dem Canal du Nord, der Handeläfammer in Douai die Erhebung von 
Schiffahrtsabgaben zur VBerzinfung und Tilgung ihres Anteild an den Koften 
der Kanalerweiterung gejtattet worden. Das franzöfifhe Waſſerſtraßennetz 





2 ®gl. Forbes and Ashford, Our waterways, London, John Murray 
Albemarle Street W. 1906, Chapter XII; insbefondere ©. 258—260. Zu den 
Aufgaben der Royal Commission on Canals and Waterways, melde unter 
Führung des Lord Shuttleworth unlängst Deutichland bereifte, gehört auch die 
Unterfuhung der Fragen, ob öffentliche Berwaltungen oder Trufts Kanäle bauen 
oder erwerben follen, auf welche Weife die Mittel hierfür aufgebradt werden fünnen, 
und wie diefe Verwaltungen oder Trufts zu leiten und zu beauffichtigen wären. 
Bol. au den Auffag von Quinette de Rochemont, Voies navigables de 
la Grande Bretagne et d’Irlande in den Annales des Ponts et chaussdes, 
Partie technique 197, III ©. 17. 

2 Der aus Schiffahrtsabgaben zu verzinfende Anteil der Handeldfammern an 
den Baufoften beträgt 30 Mill. Fr., deren höchſtens vierprozentige Verzinfung und 
Tilgung bei der Tarifbildung berüdfichtigt werden fol. 
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hat eine Gefamtlänge von 13304 km, darunter 8546 km Flüffe und 
4758 km Sanäle oder 2,56 km auf 100 qkm; nad) einer Darftellung von 
Lafitte in der Zeitfchrift für Binnenſchiffahrt 1907 Seite 325 beträgt aller- 
dings jebt Die Länge der tatfählih nutzbaren Wafferftraßen nur nod 
12070 km, fodaß von ihnen auf 100 qkm nur 2,26 km entfallen würden. 

Sehr viel engmafchiger und auch meit gleichmäßiger über das Land 
verteilt find die 2061 km langen, aus 1157 km Flüffen und 904 km 
Kanälen bejtehenden belgifhen Waflerjtraßen, die gleichwohl ſämtlich nad) 
dem Gebührenprinzip behandelt werden. Sie ftehen ebenfo wie die franzöfifchen 
faft ausfchlieglid im Eigentum des Staates, fo daß ihre Behandlung als 
freied Genußgut auf feine Schwierigfeiten ftoßen würde, ſofern man in 
Belgien die Abgabefreiheit der Schiffahrt grundfäglich als gerechtfertigt anfähe. 
Die belaifhen Bahnen find befanntlih Staatsbahnen, während die fran- 
zöfifchen überwiegend im Privatbefit fich befinden. Auf 100 qkm kommen 
in Belgien 6,99 km Wafferitraßen. 

Kein Staat hat ein auch nur annährend fo dichtes und gleihmäßig 
verteiltes MWafjerftraßennet wie Niederland, wo auf 100 qkm 16 km Wafjer: 
itraßen fommen. Dieje haben eine Gejamtlänge von 5172 km, von melden 
der dem Staate gehörige Teil — ungefähr die Hälfte — abgabenfrei ift, 
während die übrigen, den Provinzen, Gemeinden, Genofjenichaften und 
Privaten gehörigen Schiffahrtswege im allgemeinen nad dem Gebührenprinzip 
behandelt werben!. Die Eifenbahnen find im Privatbefit. Wenn der Staat 
die Behandlung der Wafjerftraßen nah dem Grundfate des freien Genuß: 
gutes als eine ftaatswirtfchaftlihe Notwendigkeit oder auch nur als eine 
befonders zwedmäßige Maßregel anfähe, fo würde er fie vielleicht im Wege 
der PVerftaatlihung der fommunalen und privaten Waflerftraßen verwirklicht 
haben. Die VBorausfegungen für die Behandlung der Waſſerſtraßen als 
freies Genußgut find jedenfalls in Niederland in viel höherem Maße gegeben 
als in Preußen mit etwa 1,894 km Wafferftraßen auf 100 qkm und einem 
großen Staatöbahnbefite. 

Die augenblidlihen Befigverhältnifje der Waflerftraßen können diefer 
auf grundfäglihde Erwägungen geftügten Vergleihung nit hindernd im 
Wege ftehen. 

Bei den Häfen ift, abweichend von den Waflerftraßen, das Gebühren- 
prinzip faft allgemein verwirklicht; zu den feltenen und durch befondere 


ı Den Staate gehören etwa 2000 km Flüffe und 569 km Kanäle. Bon den 
übrigen Kanälen gehören 954 den Provinzen — namentlid Groningen, Friesland und 
Overyſſel, 1232 Gemeinden und Genoſſenſchaften und 417 Privaten. Auf den Wafjer- 
ftraßen des Staates find die Schiffahrtsabgaben feit dem 1. Mai 1900 aufgehoben. 
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Verhältnifje bedingten Ausnahmen gehört die fchon erwähnte Abgabenfreiheit 
des Mannheimer Hafens. 

Sin feinem fremden Staate wird der in Deutjchland angeblich zu Recht 
beitehenden Unterfheidung von Fanalifierten und regulierten Strömen, ſowie 
von See- und Binnenmwafferftraßen irgend mwelder Einfluß auf die finanzielle 
Behandlung der Wafjerftraßen eingeräumt. Namentlih wird in England 
auf allen natürlichen Waſſerſtraßen, deren Sciffbarfeit dur irgend melde 
Mafregeln verbefjert worden ift. ohne Rüdfiht auf die bei der Verbefferung 
angewandten technifchen Methoden und ohne Unterſcheidung zwiſchen See 
und Binnenſchiffahrt die Erhebung von Abgaben für felbitverftändlich erachtet. 


II. 
Die wirtichaftlihe Möglichkeit der Schiffahrt3abgaben. 


$ 1. Die allgemeinen Geſichtspunkte. 

Sehr verſchieden von der Frage der ftaatswirtfchaftlihen Berechtigung 
der Schiffahrtsabgaben iſt die Frage ihrer mirtfchaftlihen Möglichkeit. 
Beide verhalten ſich zu einander ungefähr wie Theorie und Praris. Wenn 
auch die MWiedereinbringung der Koften, melde Staat und Gemeinden für 
Wafjerftraßen und Häfen aufgemwendet haben, dur Erhebung von Gebühren 
grundfäglich berechtigt ift, jo muß doch noch unterjucht werden, ob und mie 
weit diefer Grundfag praktiſch verwirklicht werden fann, ohne den auf 
Hebung des Verkehrs gerichteten Zwed jener Sciffahrtsanftalten zu gefährden. 

Die große Wichtigkeit diefer Frage iſt augenfällig, augenfälliger als 
die Schwierigkeit ihrer Beantwortung. 

Auf den eriten Blid könnte es als felbjtverjtändlich erfcheinen, daß 
Schiffahrtsabgaben mwirtfhaftlih möglih find. Man fönnte den Beweis 
für ihre Möglichkeit einfah aus der Tatfache entnehmen, daß fie auf zahl: 
reihen Wafferftraßen und in beinahe allen Häfen vorhanden find, und daf 
ein großer Teil der abgabepflictigen Sciffahrisanftalten eine glänzende 
Verfehrsentwidlung aufweist, während umgefehrt die abgabefreien Schiffahrts- 
anftalten, namentlich Wafferjtraßen, teilmeife eine ſchwache, jtagnierende oder 
gar rücdläufige Schiffahrt haben. Die märkifhen Waſſerſtraßen, von welchen 
Log im Jahre 1898 fagte!, daß fie befonderd hohe Gebühren hätten, haben 
troß abermaliger Erhöhung der Schiffahrtsabgaben im Jahre 1902 eine 
fo ſtarke und andauernde Verkehrszunahme, daß die Verwaltung mit dem 
Ausbau der Schiffahrtsanftalten faum nachkommen kann. Ein ähnlich er: 
freulihes Bild zeigt die von Bremen ausgebaute und mit ſehr hohen 


I Kritit der neueften Argumente für Abgaben auf den natürlichen Wafler- 
ftraßen. Verbandsſchriften des deutfch-üfterreichifch »ungarifhen Berbandes für 
Binnenfdiffahrt Nr. XL ©. 6. 
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Schiffahrtsabgaben belegte Seewafjerftraße der Untermefr. Die Gejamt- 
lage binfichtlih der abgabepflichtigen Wafjerftraßen und Häfen ergibt fi 
aus den fpäter folgenden Nachweiſungen. Selbſt von einem abgabenfeindlichen 
Theoretifer ift die wirtfchaftlihe Möglichkeit der Sciffahrtsabgaben, wenn 
aud mit einer gewifjen Einfchränfung, anerfannt worden. Profefjor Gothein, 
den die Handelsfammer in Mannheim unlängft als den beiten Kenner des 
oberrheinifchen Wirtfchaftslebens bezeichnete !, hat bezüglich der Rheinſchiffahrts— 
abgaben ausgeſprochen?: 
„Das fönnen wir ja ohne weiteres zugeben: zu Grunde gehen würde 
die Schiffahrt nicht, zu Grunde gehen würde wahrhaftig dieſe gemaltige 
fommerzielle Entwidlung auf dem Rhein nicht. Ganz gewiß hat die 
Schiffahrt Schon fchlimmere Zeiten erlebt, und wenn es fein müßte, würde 
fie fih den Verhältnifjen auch anpafjen. Aber der Wirkungsfreis, ben 
der Waſſertransport bisher gehabt hat, der Aftionsradius der Schiffahrt 
würde allerdings alteriert werden uſw.“ 

Das preußifhe Waflerftraßengejeg vom 1. 4. 1905 hätte die Be- 
mwiligung der Baukoſten für die neuen Kanäle nit an die Bedingung der 
Erhebung von Sciffahrtsabgaben fnüpfen dürfen, wenn die gefeßgebenden 
Faktoren nicht von der wirtfchaftlihen Möglichkeit folder Abgaben überzeugt 
gewejen wären. 

Der ſelbſtverſtändlich erfcheinenden Sclußfolgerung aus dem Neben- 
einanderbeftehen von Sciffahrtsabgaben und kräftiger Verkehrsentwidlung 
auf die wirtfchaftliche Möglichkeit der erfteren fteht nun aber eine andere 
Iheinbar felbftverftändlide Tatfahe gegenüber: die Tatfahe der Ver— 
teuerung der Schiffahrtsfelbitkojten durch die Abgaben. Die Schiffahrts- 
ſelbſtkoſten beſtehen auf abgabefreien Wafjerftraßen nur in der Berzinfung 
und Abfchreibung des Anlagefapitalg der Transportmittel, in dem Auf: 
wande für Betrieb und Unterhaltung der Fahrzeuge und in einem ange- 
mefjenen Unternehmergemwinne, der allerdings nicht nur in den Dividenden 
der Schiffahrtsgeſellſchaften, ſondern unter Umftänden auch in niebrigen 
Frachten zum Ausdrud fommen fann — nämlid dann, wenn die Gefell- 
Ihafter im weſentlichen zugleih Frachtinterefjenten find. Es fehlt Dagegen 
derjenige Beitandteil der natürlichen Selbitkoften, welcher in der Berzinfung 
und Tilgung des Anlagefapitald, ſowie in der Unterhaltung der immobilen 
öffentlihen Sciffahrtsanftalten, befteht. Dieſer Bejtandteil der Selbitfoften 
fommt erft durch Sciffahrtsabgaben zur Geltung. Durch Einführung der 


— 





! In der Einleitung zum Handelskammerbericht für 1906 ©. 4. 
2 Berhandlungen des Vereins für Socialpolitif 1905 ©. 66. 
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Abgaben erfcheint eine neue, bei den Eijenbahnen von jeher vorhandene 
und in, der Tarifbildung berüdfichtigte Bofition in der Selbſtkoſtenrechnung 
für die Schiffahrt. Es bedarf feiner Begründung, daß die Selbitfoften der 
Schiffahrt bei freiem Wettbewerbe die dauernd möglichen Mindeftfrachten 
und die lehteren den Verkehr beeinfluffen. Auf diefem Gedankengange 
beruht die Erklärung des Vereins rheinifher Binnenfiffahrtsintereffenten 
vom 16. April 1904, daß jede Schiffahrtsabgabe „den Ruin der Rheinfchiffahrt“ 
herbeiführen müfje und ber Befchluß der Mannheimer Proteftverfammlung 
vom 16. Februar 1907, wonach „jede auch noch fo geringe Abgabe eine ſchwere 
Schädigung der Schiffahrt auf den natürlihen Binnenmwaflerftraßen zur 
Folge haben würde“. 

Die Löfung des Widerftreites jener beiden GSelbftverftändlichkeiten 
ergibt ſich zunächſt aus der Tatſache, daß der Einfluß der Sciffahrts- 
abgaben auf die Selbitloften nit der allein maßgebende if. Er kann 
abgefhwäht oder aufgehoben oder aud überwogen werden durch Er- 
mäßigung anderer Selbftfoftenteile. Diefe Ermäßigung wird herbeigeführt 
durch Verbefferungen in den immobilen Sciffahrtsanitalten, in Ver 
waltungseinrichtungen, in den Transportmitteln und in der Organifation 
des Betriebes. 

Die Berbefjerungen an den immobilen Anlagen, den MWafferftraßen und 
Häfen, haben die Wirkung, daß fie die Verwendung größerer Fahrzeuge, 
die vorteilhaftere und länger dauernde Ausnugung der vorhandenen, die 
Beichleunigung der Reifen, die Verminderung der Unfallgefahr und damit 
auch der Verfiherungsprämien ermöglichen. 

Wenn im NRheingebiet — um diefe Zufammenhänge an einigen praf- 
tiſchen Beifpielen zu veranſchaulichen — die feit Jahrzehnten geplante Ber- 
tiefung des Fahrwaſſers zwifchen St. Goar und Mainz ausgeführt wird, 
fo fönnen die von Duisburg nah Frankfurt a. M. beftimmten Kohlenſchiffe, 
da der Main fchon jet die unterhalb St. Goar hergeftellte Fahrtiefe befitt, 
um 50 cm tiefer abladen und ihren Raum entfprechend vorteilhafter aus- 
nugen oder, anders ausgebrüdt, fie erjparen das jetzt oft erforderliche 
Leichtern bei St. Goar oder Bingen überhaupt oder doch für einen größeren 
Teil des Jahres. Wenn ferner die von Bayern und Württemberg geplanten 
Kanalifierungen des Main und Nedars ausgeführt werben, fo erfährt die 
Rheinshiffahrt eine Erweiterung ihres Erwerbsfeldes um 165 km Strom: 
länge, und die Fahrtlänge für die Kohlenfchiffe von Duisburg nad) Heilbronn 
und Ajchaffenburg wird entſprechend vergrößert. Hierdurch fommt die Fahr: 
zeit in ein günſtigeres Verhältnis zur Liegezeit in den Häfen, und die 
Ausnugung der Betriebsmittel wird vorteilhafter. Noch weit mehr würde 
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dieg Moment zur Geltung fommen, wenn die Verbefjerung des Fahrwaſſers 
nah Straßburg ausgeführt und fpäterhin vielleicht die Großfdiffahrt bis 
Bajel oder gar bis Konftanz ermöglicht fein wird. 

Ähnliche Vorteile würden der MWefer und Elbfhiffahrt erwachfen durch 
den Ausbau der Werra und Aller und der Saale bis zur Einmündung des 
von Leipzig nah Kreypau geplanten Kanales. 

Überall wirkt die Vertiefung, Verbreiterung, Begradigung und Be- 
zeichnung des Fahrwaſſers auf die Befchleunigung der Fortbewegung, weil 
in einem flachen, fchmalen, gekrümmten und ſchwer erkennbaren Fahrwaſſer 
langfam und vorfichtig gefahren werden muß. Infolgedeſſen fünnen mehr 
Fahrten ausgeführt und die Fahrzeuge entfprechend befjer ausgenutzt werden, 
während gleichzeitig die Unfallgefahr ſich verringert. Außerdem trägt jede 
Verbeſſerung der Hafenanlagen, insbejondere ihre vollfommenere Ausrüftung 
mit Löſch- und Labevorrichtungen, zur Verkürzung der Liegezeiten und zur 
Verminderung der Schiffahrtsfelbitkoften ſehr mwefentlich bei, 

Aber auch ganz abgefehen von dem Zuftande der Waſſerſtraßen und 
Häfen fann dur Vervollommnung der Strompolizei unter Umftänden eine 
erheblihe Verminderung der Sciffahrtsunfoften im weiteren Sinne bes 
Wortes herbeigeführt werden. Es ift befannt, daß dur Beraubung der 
Schiffsladungen überall erhebliche Verlufte entjtehen; fie find amfcheinend 
befonders aroß im Hafen von Rotterdam und auf der Waal, wo die foge- 
nannten Parlevinfer® und Zoetelaers einen organifierten Diebftahl betreiben. 
Nah den Protofollen über die elfte Tagung des Zentralverbandes von 
Vereinen Deutſcher Holzhändler zu Nürnberg am 27. September 1906 ift der 
Fall vorgefommen, daß bei einer einzigen Schiffsladung Holz ein Berluft von 
2000 ME. dur Entwendungen eintrat. Wie in der Verfammlung durch 
den Vorſitzenden mitgeteilt wurde, hat die Handelsfammer Duisburg in der 
Angelegenheit mit dem Bräfidenten der Handelsfammer Rotterdam verhandelt, 
wobei feftgeitellt wurde, „daß die Beraubungen über Holland am Rhein 
allein für Holz auf wenigſtens 200000 ME. zu veranſchlagen find“. (S. 69 
des Protokolls). Wenn in Betracht gezogen wird, daß der Holzverkehr 


1 Bei dem Ausbau der Wafferftraße zwiſchen Paris und dem nordfranzöftfchen 
Kohlenbezirk handelt es fih darum, bie beffere Ausnutzung des vorhandenen Schiffs— 
parkes durch Verkürzung der Neifedauer und Vermehrung der Zahl der Jahres 
reifen zu ermöglichen. Nach dem Rapport general von Rabier, Chambre des 
deputes Nr. 1263 ©. 32, 1903, maden die Schiffe auf jener Kanallinie jet drei 
bi vier Reifen, während man annimmt, dab fie deren fünftig fünf bis ſechs aus- 
führen können. Man erwartet infolgedeflen eine Verbilligung der Frachten von jet 
5 bis 7,25 auf 3,50 bis 4 Fir. 
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noch nicht den zmwanzigften Teil derjenigen Gütermenge ausmacht, welde die 
deutfch « niederländifche Grenze auf der Waſſerſtraße paffiert, fo muß mit 
der Möglichkeit gerechnet werben, daß der Geldwert jener Diebftahläverlufte 
die Belaftung mit etwaigen Schiffahrtsabgaben überfteigt. Eine Holzladung 
von 1000 t zu 1000 kg hätte für die 215 km lange Strede von Rotterdam 
nad Duisburg bei einem Abgabenfage von 0,04 Pfg. für das tkm nur 
86 ME. zu zahlen. Die Einführung der Schiffahrtsabgaben würde alfo, 
wenn ihr Ertrag zur Unterbrüdung der Sciffspiebftähle durch Verbeſſerung 
der polizeilihen Aufficht verwendet werden follte, immerhin eine Verminderung 
jener Verlufte herbeiführen und fich hierdurch ganz oder teilmeife bezahlt 
madhen. 

Die mwirtfchaftlihe Möglichkeit von Sciffahrtsabgaben dürfte hiermit 
im allgemein bewiejen fein für den Fall, daß ihre Einführung die Gegen- 
leiftung ift für Verbeſſerungen bei den immobilen und abminiftrativen 
Schiffahrtsanftalten, zu welchen letzteren auch die Strom- und Sciffahrtö- 
polizei gehört. Denn diefe Verbefferungen führen zu einer Ermäßigung der 
Betriebsunfoften, nämlich der von den Schiffahrtsunternehmern zu madjenden 
Aufwendungen und der von ihnen zu tragenden Verluſte. Hierdurch wird 
für die Einziehung entjprechender Beiträge zu den Koften der Fahrbahn, 
der zugehörigen Häfen und der Schiffahrtspolizei der erforderliche Spielraum 
freigemadht. 

Es wäre denkbar, daß die Belaftung durch Schiffahrtsabgaben, melde 
die Gegenleiftung für Stromverbefferungen, Kanal- und Hafenbauten bilden, 
fih mit den durch diefe Bauten entjtehenden Betriebsvorteilen gerade aus— 
gliche. In Wirklichkeit wird diefer Fall aber faum jemals eintreten, weil 
die in Betracht fommenden Staaten, Gemeinden und öffentlihen Verbände 
die Abgaben für Sciffahrtäverbefjerungen nur fo bemeffen werden, daß 
ein Vorteil für den Verfehr, eine Erjparnis an den Beförderungsfelbftfoften 
gegenüber den früheren Sciffahrtöverhältniffen oder gegenüber dem durch 
eine Wafjerftraße erjegten Eifenbahnmwege, verbleibt. Der Grundfag der 
gebührenmäßigen Selbjtloftendedung hat zur praftifhen Vorausſetzung, daß 
der Nutzen der Schiffahrt die Laft der Abgaben überwiegt. Nur unter 
diefer Borausfegung wird man Kanäle oder Häfen bauen und künftliche 
Waflerftraßen verbefjern wollen. Das gilt von Privatfapitaliften, welche 
ihr Geld in Sciffahrtsanftalten anlegen und aus Schiffahrtsabgaben ver- 
zinfen wollen, natürlich ebenfo oder in noch höherem Maße wie von öffent- 
lihen Verbänden. 

Tatſächlich werden in Deutihland Schiffahrtsabgaben als Gegenleiftung 
für Verbefferungen — andere Shiffahrtsabgaben gibt es nidt — nur in 
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Höhe eines geringen Bruchteiled der durch die Verbefjerungen erzielten Fracht⸗ 
vorteile erhoben, wie weiter unten noch näher dargelegt werben wird. Auch 
für die Zufunft fann nur die Einführung derartiger Abgaben in Frage 
fommen. 

Dabei ift allerdings der Kaufalzufammenhang zwifchen Abgabenerhebung 
und Sciffahrtöverbefferung, zwifchen Xeiftung und Gegenleiftung nicht 
mehanifch in der Weife aufzufaffen, daß beides Zug um Zug und völlig 
gleichzeitig in Erfcheinung treten müßte. Diefe mechanifche Gleichzeitigkeit 
würde fi” bei der Verbefjerung natürlicher Waſſerſtraßen, insbejondere 
bei dem Ausbau unferer großen Ströme, wie bereits früher angedeutet ’, 
praftifh gar nit durchführen lafjen. Denn der Ausbau erfolgt nicht 
mit einem Male und ift nicht mit einem beftimmten Zeitpunfte als 
abgeſchloſſen zu bezeichnen. Er vollzieht fih auf einem Stromlauf von 
mehreren hundert Kilometern, der ſich aus zahlreichen der Schiffahrt genügenden 
und nicht genügenden Teilftreden in bunter Reihenfolge zufammenjeßt, tat- 
jählih in der Weife, daß hier ein fogenannter Übergang verbefjert, eine 
Schwelle befeitigt, dort ein Durdftih ausgeführt, eine Krümmung abge- 
flaht, eine Konkave mit übermäßigen Tiefen verbaut, eine Engjtelle im 
Fahrwaſſer verbreitert, ein hinderliches Steinriff dur Sprengung befeitigt, 
das Buhnenfyitem durch Einfügung neuer Werke ergänzt oder durch Vor— 
legung von Grundjchwellen im Intereſſe der Zufammenhaltung des Niedrig: 
waſſers vervollftändigt wird — um nur einige Beijpiele bier anzuführen. 
So hat die Arbeit der Strombauverwaltungen an vielen Einzelftellen 
gleichzeitig, an vielen anderen aber aud nicht gleichzeitig angejegt, fie ift 
in einem nicht überall gleichmäßigen, fondern der Natur der Sache nad) 
itredenmweife verfchievenen Maße vorgejchritten, und fie nähert fi allmählich 
immer mehr dem Endziele einer joldhen Geftaltung des Strombettes für 
alle Waflerftände, welche der Gefamtheit aller beteiligten Intereſſen — 
niht nur der Schiffahrtsintereffien — am beiten entipridt. An der Er- 
reihung dieſes Zieles wird unabläfjig weitergearbeitet, nicht etwa nur, wie 
eö Fernerſtehenden vielleicht fcheinen fönnte, mit den im preußifchen Staats- 
haushaltsetat außerordentlich bewilligten Geldjummen, fondern auch mit den 
laufenden Mitteln des ordentlichen Etate. Denn diefe Mittel find nad 
der Überfchrift zu Kap. 65 Tit. 16 des preußifchen Staatshaushaltsetats 
außer für die Unterhaltung der Ströme im engeren Sinne aud für kleinere 
Neubauten fowie „zur Gewährung von Beihilfen zur Förderung von ber 


punkte, erörtert worden ift. 
Schriften CXV, — Zweiter unb britter Zeil, 3 
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Binnenſchiffahrt nüglihen wie von Entjchädigungen für die Befeitigung 
von der Binnenſchiffahrt hinderlihen Anlagen“ beftimmt. Tatſächlich wird 
aus diefen Mitteln die Verbefjerung der Ströme, wenn auch in entfprechend 
geringerem Umfange und in langjamerem Zeitmaße, fortgejet betrieben. 

Den Nuten, den die Schiffahrt eines in der Regulierung begriffenen 
Stromes aus den zahlreichen über die lange Strede verteilten Einzelbauten 
zieht, fett fich zufammen aus einer Summe von fleineren und größeren 
Vertehrsvorteilen, die örtlich nicht überall gleich find, mit dem Fortjchreiten 
der Strombautätigfeit allmählich wachſen und in der Regel nicht unmittelbar 
nad Beendigung der urſächlichen Wafjerbauten, fondern erjt etwas jpäter 
zur Geltung fommen. Wollte man verfuchen, einzelne Abfchnitte der Strom- 
bautätigfeit, nach zeitlicher oder räumlicher Trennung als Verkehrsleiftung zu 
behandeln und auf diefer Grundlage die als Gegenleiftung zu fordernde 
Abgabe zu berechnen, jo würde man in unabfehbare praftifhe Schwierig: 
feiten geraten und den Verfehr durch Erftellung von örtlich verfchiedenen 
und zeitli wechſelnden Tarifen ernſtlich beläftigen. 

Man kann nicht — unter fcharfer chronologifcher Trennung von Ber: 
gangenheit und Gegenwart und mit Vernachläſſigung der urſächlichen Zu: 
fammenhänge, welde beide mit einander verbinden — bei natürlichen 
Waſſerſtraßen einer heute einzuführenden Sciffahrtsabgabe den Charafter 
der Gegenleiftung für ſolche Berbefjerungen, welche ein Jahrzehnt oder aud 
noch weiter zurüdliegen, bejtreiten und diefer Abgabe die Eigenfchaft des 
Nahträglihen im Sinne der Unzuläffigfeit beilegen. Die Strombautätigfeit 
ift ein in fich zufammenhängender, für abjehbare Zeit nicht endender Prozeß, 
ein organifcher Beltandteil der Kulturaufgaben des Staates. Man kann 
fie nicht durch eine willfürliche Zäfur zeitlich auseinanderreißen. 

Deshalb find Schiffahrtsabgaben, welche auf den natürlihen Wafler: 
ftraßen Deutſchlands eingeführt werden, Gegenleiftungen für alle Berkehrs- 
vorteile, welche durch die Waflerbauten des Staates den Beteiligten ent: 
ftanden find. Dieſe Borteile finden ihren Ausdruck in fehr bedeutenden 
Ermäßigungen, welche den Betrag an Abgaben weit überfteigen und durch 
diefe nur zum Heinen Teile abjorbiert werden. Der verbleibende Überſchuß 
an Kojtenerfparnis bildet die wirtfchaftlihe Rechtfertigung der Schiffahrts— 
abgaben; er beweiſt die Möglichkeit ihrer Einführung. Bei der Erbrinaung 
diejes Nahmeifes kann und muß in die Vergangenheit zurüdgegriffen werden 
durh Bergleihung der Selbjtfoften, der Frachten und des Verfehrs vor 
dem Beginn der Regulierungen oder Kanalifierungen, in den verjchiedenen 
Stadien des FFortfchreitens der Wafferbauten und in der Gegenwart. Die 
fo ermittelten Differenzwerte geben ein ungefähre Bild von den durd 
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die Anftalten des Staates und der Gemeinden geſchaffenen Verkehrsvorteilen 
und ermöglichen infomeit eine Vergleihung diefer Vorteile mit den als 
Gegenleiftung beanfpruchten oder noch zu beanſpruchenden Abgaben. 

Völig zutreffend ift das Bild allerdings deshalb nicht, weil das 
Sinfen der Selbftloften und die hieran fi fnüpfenden FFolgeerfcheinungen 
inbezug auf Frachtenftand und Verfehrsentwidlung nicht lediglich durch 
Verbefjerungen an den immobilen Berfehrsanitalten, fondern zum Teil auch 
durh andere Urfachen, inöbefondere durch Fortfchritte in der Technik des 
Schiffs- und Mafchinenbaues und in den Betriebseinrichtungen herbeigeführt 
iſti. Die Benugung der Dampffraft für die Fortbewegung hatte zur 
Folge, daß die Schiffahrt vom Leinpfade unabhängig wurde und die eigent- 
lihe Fahrrinne befjer ausnugen fonnte. Die Anwendung von Schlepp- 
dampfern ermöglichte ferner den Bau größerer Schiffe, derdn Fortbewegung 
durh Pferde nicht ausführbar gewejen wäre; außerdem verbilligte fie den 
Schiffszug, und zwar mit der fortfchreitenden Vervolllommnung der Sciffe- 
mafhinen in jteigendem Maße. Endlich befchleunigte fie aber aud die 
Fortbewegung und trug fo zur Vermehrung der Fahrten, zur Steigerung 
der Leiſtungsfähigkeit und der Leiſtungen eine® Schiffes weſentlich bei. 
Weitere Vorteile wurden erreicht dur den Bau eiferner Schiffe, deren 
Überlegenheit gegenüber den Holzichiffen insbejondere darauf beruht, daß 
fie einen geringern 2eertiefgang haben und einen geringern Reibungswider— 
itand im Waſſer erzeugen, alfo weniger Scleppfraft erfordern?. Ferner 
wurden durch die Wahl zwedmäßiger Schiffsformen und Betriebseinrichtungen 
wirtſchaftliche Fortſchritte ermöglicht. Es foll in diefem Zufammenhange 
nur auf die neue Erjcheinung der Seeleichter hingemwiefen werden, die den 
Rhein bis Köln und den Dortmund —Ems-Kanal in feiner ganzen Länge 


I Die zumeilen auftretende Behauptung, die Ermäßigung der Schiffäfrachten 
fei nicht in erfter Reihe der Fahrwaflerverbefferung, fondern vielmehr hauptſächlich 
den Fortihritten der Schiffbautechnit zu verbanten, ift eine einfeitige Übertreibung. 
Bgl. den Vortrag von Perutz, Zur Frage der Einführung von Schiffahrtsabgaben, 
Zeitfchrift für Binnenſchiffahrt 1905, S. 399. 

2 In einer Verfammlung zu Hameln am 18. Dezember 1898 fchilderte bei 
Erörterung des damaligen Planes der Weierfanalifierung dur Bremen ein hervor- 
tagender Sachkenner, der Mühlen- und Reebereibefiger Meyer, die Fortſchritte der 
Schiffahrt, indem er ausführte, die jegigen Fahrzeuge aus dünnem Stahlblech hätten 
ein Drittel Leertiefgang weniger als die früheren Holzidiffe, und die Schlepper 
hätten die doppelte Leiftungsfähigfeit bei geringerem Kohlenverbrauch, jo daß bie 
Frachten in den legten 25 Jahren auf faum ein Drittel der früheren zurüdgegangen 


feien. 
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befahren!. Endlich fpielen auch VBerbefjerungen des Gefchäftsbetriebes der 
Schiffahrt, im Sinne der möglichft zwedmäßtgen Ausnugung von Material 
und Perfonal, eine Rolle. Diefe Entwidlung wäre teilweife auch ohne 
Verbefferung der Wafferftraßen und Häfen möglich geweſen. hr wirt: 
fchaftlicher Erfolg zeigt fich unter anderem in der Verfürzung der Fahrzeiten 
und Vermehrung der Fahrten. Während in der Kohlenbeförberung von 
Duisburg nah dem Oberrhein vor 20 Jahren jährlih 9 bis 10 Reifen 
ausgeführt wurden, werben jet 14 bis 15 gemadt. Nah dein Jahres: 
berichte der Rheinfhiffahrtszentrallommiffion für 1870 betrug die kürzeſte 
Lieferfrift in der Rheinfhiffahrt für die Beförderung von Rotterdam nad 
Mannheim 7 Tage, und ein Schlepper mit 3 bis 4 Anhängen von 1000 
bis 1250 t Gefamtladung brauchte für diefe Fahrt 10 bis 12 Tage. 
Heute ift jene Frift auf 5 bis 6 Tage? verkürzt und die Fahrtdauer eines 
Schleppzuges von etwa 5000 t Gejamtladung beträgt nur 9 bis 10 Tage. 
Der ſtärkſte Schleppdampfer befördert heute 6800 t in 17 Stunden von 
Duisburg nah Cöln. Man fieht aus diefen Zahlen den durch die Fort: 
Schritte der Technik ermöglichten Übergang zum Großbetriebe im Schiffahrts- 
gewerbe mit entiprechend vorteilhafterer Ausnutung der Betriebsmittel und 
Verminderung der Generalunfojten. Sehr bedeutende Erſparniſſe an Be 
triebsfoften, namentlihd an Heizmaterial find ferner erzielt durch beflere 
Ausnugung des Dampfes in Verbundmaſchinen und neuerdings durch An- 
wendung des überhigten Dampfes. 

Man muß alfo, wenn man nicht die Möglichkeit weiterer Erfparnifie 
an den Selbitkoften durch Betrieböverbefjerungen grundfäglich verneinen 
will, wozu fein Anlaß vorliegt, auch die Möglichkeit zugeben, daß die 
Vermehrung der Betriebsfoften durch Schiffahrtsabgaben — jelbjt ohne 
Verbefjerung der immobilen Sciffahrtsanftalten — durch Ermäßigung anderer 
Koftenbeftandteile ausgeglichen wird. 

Es darf freili nicht vergeffen werden, daß gewiſſe Beltandteile der 
reinen Selbftfoften auf abgabefreien Waſſerſtraßen ſchon jet eine Neigung 
zum Anmwachfen haben. Das gilt namentlid von den Löhnen, welde in 
diefer Richtung durd die ftarfe Nachfrage nach Arbeitskräften, dur die 
Kranten-, Unfalle, Invaliditäts- und Altersverſicherung beeinflußt find und 


! Die Selbftloftenerfparnis liegt bier inöbefondere in dem Wegfall der Um— 
ladung zwiihen See- und Binnenfahrzeug und in dem für die Seeſchiffahrt neuen 
Umftande, dab mwährend der Liegezeit des Transportgefäßes die außerhalb besfelben 
tätige Schleppfraft zu anderweiter Verwendung freibleibt. 

? Die Erhebung von Sciffahrtsabgaben auf dem Rhein, Denkfchrift des 
Arbeitsausschuffes der Rheinfhiffahrtsintereffenten, Mainz 1905, J. Diemer, S. 100. 


$ 1. Die allgemeinen Gefihtspuntte. 117 


fünftig vielleicht eine weitere Beeinflufjung durdh Sonntags: und Mindeit- 
nachtruhe erfahren werden. Indeſſen ift diefer Einfluß bisher nicht von 
ausfchlaggebender Bedeutung für die Geftaltung der Selbitloften gewefen, 
joweit die Entwidlung der Frachten einen Rüdjhluß hierauf geftattet. Die 
Fortſchritte der Technik und der Betriebsorganifation haben die Berteuerung 
der Verfonalfoften mehr als ausgeglichen. 

Für die Frage der wirtſchaftlichen Möglichkeit der Sciffahrtsabgaben 
fommt es nicht nur auf die Selbftloften an, die dem Schiffahrtsunternehmer 
erwachſen, jondern auch auf die Frachten, die der Hervorbringer oder Ber- 
brauher — der Wareninterefjent — für die Beförderung von Gütern auf 
dem Wafjerwege zu zahlen hat. Für ihn handelt es ſich nicht darum, ob 
die Selbſtkoſten, jondern vielmehr ob die Frachten durch die Schiffahrts- 
abgaben verteuert werden. Nun verläuft allerdings die Entwidlung ber 
Frachten und Selbftfoften bei freiem Mettbewerbe in parallelen Linien, deren 
Abftand durch das Eriftenzminimum des Sciffahrtäunternehmers beftimmt 
wird. Der Wettbewerb ift es, mwelder dafür forgt, daß der Gewinn bes 
Sciffahrtsunternehmers fi im allgemeinen in den Grenzen jenes Minimums 
hält. In diefem Falle, dem urfprünglichen Normalfalle, bewegt fi die 
Entwidlung der Frachten in der Diagonale der die Selbſtkoſten verbilligenvden 
und verteuernden mirtfchaftlihen Kräfte. Sie gibt ein annähernd zuver- 
läffiges Bild von der Bewegung der Selbitfoften, und zwar eben deshalb, 
weil fie ihr im allgemeinen parallel bleibt. Die Selbitfojten werden 
mehr individuelle Verfchievenheiten aufweifen ald die durch Angebot und 
Nahfrage beftimmten und deshalb mehr ausgeglidenen Frachten, und bie 
leßteren werden mehr dur die höchſten ala durch die niedrigiten Selbit- 
foften des vom Verkehr benötigten Sciffsparfes bejtimmt fein. An dem 
dur die Natur der Verhältnifje bedingten Barallelismus der Erfcheinungen, 
namentlich für größere Zeiträume, wird hierdurch aber nichts geändert. In 
diefem Sinne foll die Entwidlung der Schiffsfrachten, deren Ermittelung 
zwar vielfach mit großen Schwierigkeiten verfnüpft, aber doch leichter und 
zuverläffiger iſt als die Feſtſtellung der Selbſtkoſten, in der nachfolgenden 
Darftellung verwendet werben. 

Der Grundfag vom Parallelismus der Schiffsfrachten und Sciffahrts- 
jelbftkoften ift freilich in der Praris zumeilen durchbrochen worden und 
zwar durch Ausichaltung des freien MWettbewerbes. Ein folder Fall ift 
innerhalb der Rheinfchiffahrt im Jahre 1905 eingetreten dur die Bildung 
des Kohlenkontors, welches dur die gleichzeitige Verfügung über das 
Frachtgut und einen großen Sciffsparf in die Lage geſetzt ift, für Die 
Verfhiffung von Kohlen den Frachtpreis über dem durch Angebot und Nadj- 
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frage früher gebildeten Stande zu halten. Es handelt ſich hier um eine 
Ausnahme von der wirtfchaftlichen Regel, welche praftifch jehr ins Gewicht 
fällt, weil die Kohlenbeförderung nad) Tonnentilometern beinahe die Hälfte 
der ganzen Rheinſchiffahrt ausmacht. Die Kohlenfrahten von Duisburg 
nah Mannheim ftellten fih am freien Markte, den das Kohlenkontor für 
die über die Leiſtungsfähigkeit des eigenen Schiffsparkes hinausgehenden 
Transportmengen noch in Anfpruh nimmt, in den Sahren 1901 bis 
1905 auf 1,06 ME, 1 ME, 1,20 ME., 1,24 und 1,09 ME., während 
das Kontor feinen eigenen Needereien eine Fracht von 1,40 Mtk. ohne 
Schlepplohn aus dem Berfaufspreife der Kohlen am Empfangsorte bemilligt. 
Im Jahre 1906 ftieg die Durchſchnittsfracht amar auf 1,45 ME. am freien 
Markte, aber nur dur den im Herbft eingetretenen,, feit einem halben 
Jahrhundert nicht dageweſenen Nieverwafjerftand, wie überhaupt 1906 ein 
abnormes Schiffahrtsjahr geweien if. Der durchſchnittliche Frachtenftand 
in den erjten 8 Monaten diefes Jahres war nur 1,06 ME. !. 

Das Beifpiel des Rheins hat an der Elbe infofern Nahahmung ge 
funden, als hier die maßgebenden Schiffahrtögefellfhaften und die „Privat- 
ſchiffer- Transportgenoſſenſchaft“ fich zu einer Organifation zuſammengeſchloſſen 
haben, um den Frachtenſtand für alle Güter — nicht nur für einen einzelnen 
Güterort — auf einer den bisherigen Marltpreis überfteigenden Höhe 
zu halten ?. 

In diefen beiden Fällen ift alfo der Abftand der Parallelen über das 
dem Eriftenzminimum des Unternehmers entfprehende Maß hinaus vergrößert, 
und eine Steigerung der Selbitloften würde deshalb nicht notwendig durch 
eine entjprechende Bewegung der Frachten zum Ausdruck fommen. 

Auf der anderen Seite wäre es möglih, daß die für die Elbe neu: 
gebildete Schiffahrtsgeſellſchaft, um die auf Frachterhöhung gerichteten Be 
ftrebungen jener Organifation wirffam zu befämpfen, vorübergehend die 
Frachtſätze unter demjenigen Stande hält, welcher jih aus Angebot und 
Nahfrage am freien Marfte ergeben würde. Eine folde Bemefjung der 
Frachtſätze könnte bei einer Gefelihaft, deren Teilhaber aus Maren: 
interefjenten beftehen, jogar dauernd ftattfinden. Daß fie aus Waren: 
intereffenten und nicht aus eigentlihen Schiffahrtsinterefienten beftehen, iſt 


1 Die Koblenfrachten am freien Markte werden in dem Jahresberichte der 
Rheinichiffahrtsgentralfommiffion von 1905 für die Strede Duisburg — Mannheim 
auf 1,94 ME. mit Schlepplohn angegeben, alfo 0,66 ME. weniger als die Kontor: 
fracht. 

2 Bol. ©. 98. 
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deshalb einigermaßen wahrſcheinlich, weil die erfteren ein größeres Intereſſe 
an niedrigen als an hohen Frachten haben. 

Abgefehen von folden Ausnahmefällen bleibt aber die Tatſache 
der parallelen Entwidlung von Sciffahrtsfelbitloften und Frachten im 
großen und ganzen beftehen, und man fann aus dem Fallen ver lehteren, 
einer feit Jahrzehnten beobachteten und zahlenmäßig nachweisbaren Er- 
fheinung, mit binreichender Sicherheit auf eine ungefähr gleichmäßige 
Verbilligung der viel ſchwerer feftzuftellenden Selbftkoften ſchließen. 

Die andauernde und ſtarle Abwärtsbewegung der Frachten hat für die 
Prüfung der Frage, ob die Erhebung von Schiffahrtsabgaben wirtſchaftlich 
möglich und mit den Gefamtinterefjen der deutſchen Volkswirtſchaft vereinbar 
ift, eine fehr große, noch näher darzulegende Bedeutung, zumal in Ber- 
bindung mit der Tatfache, daß vielfah von den Sciffahrtsbeteiligten 
eine Erhöhung der Frachten für zuläffig erachtet und mit größerem ober 
geringerem Grfolge angeftrebt wird‘. 

Bon beinahe ebenfo großem nterefje ift in diefem Zufammenhange die 
Entwidlung des Verkehrs, weil fie wefentlih, wenn aud nicht ausschließlich, 
von der Höhe der Frachten beeinflußt wird. 

Eine dauernde und Fräftige Zunahme des Verkehrs auf einer Waſſer— 
ſtraße ift nur unter der Vorausſetzung angemefjener EC chiffsfrachten möglich. 
Angemeſſene Schiffsfrachten find ſolche, welche bei Vergleihung mit den 
Frachtſätzen wettbewerbender Wafjer- und Schienenftraßen und bei Vergleichung 
der Taufchwerte des Frachtgutes am Verſand- und Empfangsorte einen 
guten Nuten lafjen und deshalb den erforberlihen Anreiz zur Benußung 
eines Schiffahrtsweges bieten, Von einer Frachterhöhung, welche feine 
Hemmung der Verfehrsentwidlung zur Folge hat, wird man im allgemeinen 
annehmen fönnen, daß fie wirtfchaftlich möglich und vom Standpunfte der all» 
gemeinen Intereſſen zuläffig war. Zwar beweiſt die Fortſetzung der Verfehrs- 
zunahme bei erhöhten Frachten unmittelbar nur foviel, daß der Beſchäftigungs— 
grad der Transportunternehmer feine Einbuße erlitten hat. Der Ausgleich könnte 


! Man findet dieſe Auffaffung in der Fadliteratur oft vertreten. So findet 
fih 3. B. im „NRheinfhiff* vom 13. November 1904 ein Eingefandt, in welchem es 
heißt: „Sicher aber ift, daß heute mande Transporte höhere Frachten ertragen können, 
ald fie bezahlen“, und im „Niederrhein* vom 4. Januar 1906 wird in einer 
Zufhrift vom Main mitgeteilt, „daß die beförderten Güter jelbft bei um 30% 
erhöhten Frachtſätzen dem Wafferwege erhalten bleiben, da die Bahnfrachten felbft 
in diefem Falle nicht konkurrieren können‘. Wenn diefe aus Fachkreiien abgegebenen 
Urteile richtig find, fo find auch Schiffahrtsabgaben in mäßiger Höhe zuläffig, d. 5. 
ohne Beeinträchtigung des Verkehrs und bes Beichäftigungsgrades der Schiffahrt 
möglich. 
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eingetreten fein durch eine Minderung des Verdienftes der Transportunter 
nehmer. oder der Wareninterefjenten oder durch Mehrbelaftung der Verbrauder. 
Diefe Erklärung ift aber doch, fomweit es ſich um Erſcheinungen von längerer 
Dauer handelt, nicht als zuläffig zu erachten. Denn jede Minderung des 
Nugens einer Verkehröjtraße oder Verkehrsgelegenheit muß ſchließlich doch 
einmal dazu führen und darin zum Ausdruck fommen, dab eine gemifle 
Gruppe, die Gruppe der bisher wenigſt verdienenden Beteiligten, auf die 
Benugung der verteuerten Verlehrsgelegenheit verzichtet, und hierdurch die 
Frequenz ſich vermindert. 

Die praftifche Erfahrung lehrt nun aber, daß feineswegs eine Erhöhung 
der Frachten immer einen Rüdgang des Verkehrs zur Folge hat — 
übrigens eine Erfcheinung, die nit nur bei Waflerftraßen, fondern aud) 
bei Eifenbahnen beobadtet worden ift!. Wenn diefer Rüdgang ausbleibt, 
und der Verkehr fich fortgefegt in auffteigender Richtung bewegt, fo wird 
daraus im allgemeinen der Schluß gezogen werden dürfen, daß die Fradt- 
erhöhung das Maß des mwirtfchaftlih Möglichen nicht überftiegen hat. Dem- 
gemäß Lönnte die Erhebung von Sciffahrtsabgaben, felbft wenn fie zu 
einer Verteuerung der Frachten führen follte — mas bei Abgaben für in 
der Ausführung begriffene oder noch auszuführende Verbefjerungen von 
vornherein ausgeſchloſſen iſt —, doch nicht lediglih um dieſes Umſtandes 
willen als wirtfchaftli unmöglich und verwerflich hingeſtellt werben. 

Es ift von hohem Intereſſe, die Entwidlung des Verkehrs mit ber: 
jenigen der Schiffsfrachten und — auf abgabepflidtigen Wafjerftraßen — der 
Schiffahrtabgaben zu vergleihen, wie dies nachſtehend gefchehen fol. Es 
zeigt fich hierbei die bemerfensmwerte Erſcheinung, daß auf ben michtigeren 
und leiftungsfähigeren Waflerftraßen, auf denjenigen Waflerftraßen, melde 
für den Wettbewerb mit der Eifenbahn hauptfählih in Betracht fommen, 
die Frachten gefallen und die Verkehrsmengen geſtiegen find, daß die Ver: 
fehrsentwidlung auf abgabefreien und abgabepflidtigen Wafjerftraßen feine 
wefentlihen Unterfchiede aufweift, und daß weder die Einführung neuer noch 
die Erhöhung beftehender Sciffahrtsabgaben die Wirkung hatte, die Ab- 
mwärtsbewegung der Frachten und Aufwärtöbewegung des Verlehrs zu hemmen. 


’ Die am 1. Januar 1905 auf den bayrifhen Pizinal- und Lokalbahnen für 
den Güter- und Tierverfehr eingeführten 20 progentigen Entfernungszuſchläge haben, 
wie der Minifter von Frauendorfer am 9. Mai 1906 in der Kammer der Ab- 
geordneten zu Münden erklärte „nach feiner Richtung eine hemmende Wirfung für 
den Güter- und Tierverfehr gehabt“. Der Verkehr ftieg in einem Jahre von 64 auf 
653 Mill. tkm (1905) und die Einnahme von 8 auf 8,6 Mill. Mi. Stenogr. 
Berichte 198 ©. 4. 
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$2. Spielraum für Erhebung von Schiffahrtsabgaben. Eifenbahne 
und Waſſerfrachten. 


Der Spielraum für die Erhebung von Schiffahrtsabgaben ergibt ſich 
aus dem Unterfchiede des Taufchwertes derjenigen Güter, welde zu Waſſer 
befördert werden, am Verfand- oder Hervorbringungs- und am Empfangs- 
oder Verbrauchsorte. Die zwifchenzeitlich aufgewandten, auf die Überwindung 
der Entfernungsunterfchiede gerichteten Leiftungen find — abgejehen von 
Follbelaftungen im Auslandsverfehr und etwaigen Konjunkturänderungen, die 
in diefem Zufammenhange ausfheiden — die Urfahen und Grundlagen 
der MWertjteigerung. Sie ſetzen fih zufammen aus den unmittelbar ber 
Fortbewegung gemwidmeten Leiftungen der Schiffahrt und den diefe Fort— 
bewegung mittelbar ermöglichenden oder erleichternden Leiftungen der Staaten, 
Gemeinden oder auch Privaten, melde Waſſerſtraßen oder Häfen gebaut 
oder verbefiert haben und unterhalten. 

Bei denjenigen Gütern, welche zu Wafjer bewegt werden, weil fie auf 
anderem Wege nicht befördert werden fünnen, ift der Preis diefer unmittelbaren 
und mittelbaren Transportleijtungen der ausfchlaggebende Faktor für die Er: 
böhung des Taufchwertes am Empfangsorte. Das ift der Fall bei der 
weit überwiegenden Zahl der Seetransporte, — Ausnahmen fönnen nur bei 
der Küftenfchiffahrt eine gewiffe Nolle jpielen —, und bei fehr wenigen 
Güterfendungen auf Binnenwaflerftraßen. Im Seeverfehr ift feit jeher in 
Deutfchland ebenfo wie in anderen Staaten der Kofjtenaufwand für Fahr— 
wege und Häfen durch Erhebung von Sciffahrtsabgaben in Rechnung ge- 
itellt worden und deshalb für die Beitimmung des Wertunterfchiedes am 
Abgangd- und Anfunftsorte wirkſam gewejen. Der Umijtand, daß ein Gee- 
weg oder Seehafen jtarfem Wettbewerbe durch inländifhe oder aus- 
ländiſche Sciffahrtsanftalten gleicher Art ausgeſetzt war, ift wohl auf die 
Höhe der Abgaben, aber nicht auf die grundfäglihe Feithaltung der Ab- 
gabenpflicht von Einfluß gemejen. 

Für die innerhalb des deutjchen Zollgebiet? auf Wafferftraßen ftatt- 
findende Güterbewegung fteht aber fait immer aud ein Schienenweg zur 
Verfügung. Der leere wird tatfählih für die weitaus größere Menge 
der beförderten Güter benußt. Infolge deſſen haben die Eifenbahnfrachten 
im ganzen einen fehr viel größeren Einfluß auf die Breisbildung der Güter 
am Gebrauchsorte ald die Waſſerfrachten, und fie bilden den Maßſtab für 
Beurteilung des wirtfhaftlihen Vorteil, mwelder aus der Benugung von 
Binnenwaſſerſtraßen entjpringt. 

Die Überlegenheit der Wafjerftraßen gegenüber den Eifenbahnen hin- 
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fichtlih der Frachtpreiſe beruht einerfeit? auf technischen, anderſeits auf 
organifatorifhen Momenten. 

Die erfteren ergeben fich hauptſächlich aus den geringeren Beſchaffungs— 
foften der Transportgefäße, aus dem befjeren Verhältnis von toter Laſt 
und Nuslaft, aus dem geringeren Perjonalbevarf und aus dem geringeren 
Aufwande für die bewegende Kraft. 

Ein eifernes Rheinfchiff von 1500 t Tragfähigkeit hat einen Anfchaffungs- 
wert von 90 000 Mk., während 100 Eifenbahnwagen zu 15 t für Kohlenbeförderung 
heute mit Bremfe 304000 und ohne Bremfe 247000, alfo im Mittel 
275 200 Mt. koſten. Der Preis für 100 gededte Güterwagen zu 15 t ftellt ſich 
aber jchon auf 391 700 und 322 700 Mt., alfo im Mittel 357 200 Mi. Das 
Eigengewicht beträgt für den 15 t Magen 8,3 t mit und 7,3 t ohne Bremfe, 
alfo im Durdfchnitt etwa die Hälfte und bei den gededten Güterwagen 
etwa zwei Drittel der Nutlaft, während das Eigengewicht des 1500 t 
Schiffs nur etwa 320 t oder wenig mehr als ein Fünftel ausmaht!. Das 
Schiff braucht auf der Fahrt nur drei Mann und einen Schiffsjungen Be- 
fagung, während die auf zwei Züge verteilten 100 Güterwagen — ohne 
Lokomotive — ein Fahrperfonal von 16 Köpfen erfordern. Die Lofomotive 
braucht zwar nur zwei Mann zur Bedienung, während ein großer Dampfer, 
der vier Kähne zu je 1500 t ſchleppt, bei Tag: und Nachtdienſt etwa 
16 Mann erfordert. Dafür würden die gejchleppten 6000 t aber aud 
8 Züge mit je einer Lofomotive gebrauchen. Die Koften des Perfonals 
find in der Schiffahrt wahrfcheinlich niedriger ala für die Staatseifenbahn- 
verwaltung. 

Die Schleppiraft jtellt fi im übrigen für die Fortbewegung auf dem 
Wafjer billiger, einesteild deshalb, weil der zu überwindende Reibungsmiber: 
itand geringer ift als auf ber Schienenftraße?, und anderteild aus dem 
Grunde, weil man im Schleppfciff größere und vorteilhafter arbeitende 
Mafchinen bauen fann ala in ber kleinen Lokomotive; man fann in‘ 
befondere den Dampf mehrfah ausnugen und mit Kondenfation arbeiten, 
was in der Lokomotive nicht möglich ift®, 

! Bei fleineren Schiffen ift das Verhältnis von Nuglaft und Eigengewidt 
ungünftiger ald bei größeren. Das Eigengewidt eines eifernen Rheinfchiffes beträgt 
bei einer Tragfähigkeit von 500 t = 130 t, 100 t = 35 t, 1500 t = 3% t und 
2000 t = 425 t; das find 26, 23,5, 21,4 und 21,25 vom Hundert. Bei größeren 
Schiffen ändert ſich die letztere Verhältniszahl nicht mehr weſentlich. 

® Nach einer Angabe von Meiten in dem Auflage „Die Frage des Kanal: 
baues in Preußen“, Schmoller8 Jahrbuch 1884, S. 26 ff., bewegt ein Pferd auf 
einer Landſtraße 15, auf Schienen 30 und auf dem Wafler 1000 Sentner. 

3 Meuerdingd werden durch Anwendung von überhigtem Dampfe weitere 
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Dagegen hat die Schiffahrt allerdings mit anderen Nachteilen zu fämpfen, 
die bei der Eifenbahn nicht oder dod nur in geringerem Maße vorliegen; 
ſie ergeben ſich aus der weit langfameren Fortbewegung, aus der nächtlichen 
Fahrtunterbrehung und den periodifchen Betriebsftörungen durch die Witter- 
ungsverhältnifje. Als Beripiel mag hier angeführt werden, daß die — aller- 
dings bejonders günjtig fahrenden — geichlofjenen Kohlenzüge vom Ruhrbezirk 
nad Lothringen ab Dfterfeld bei Oberhaufen bis Diedenhofen nur etwa 20 
Stunden brauchen, während für den Fall der Mofelfanalifierung eine Fahrzeit 
auf der Mafferftraße von Duisburg bis Dievenhofen von 19 Tagen ange- 
nommen wird ; wobei allerdings auch der Umftand nicht unweſentlich ing Gemicht 
fällt, daß hier wie faft in allen Fällen der Wafferweg meiter ift ald die Eifen- 
bahn!. Im allgemeinen wird der Geſchwindigkeitsvorſprung der Eifenbahn 
durch die Notmwendigfeit des Rangierens an Aufenthaltsftationen, des Liegen- 
bleibend an Überholungsftationen und des Umladens im Stüdgutverfehr 
bedeutend eingejchränft. 

Der Verkehrsweg — der Wegeförper — ift bei der Eijenbahn zwar billiger 
als bei einem neuzeitlihen Kanal ?, aber weit teurer als bei einer verbefjerten 
natürlichen Waflerftraße, deren Ausbau wenig oder gar feine Grunderwerbsfoften 
verurſacht. Der Ausbau des Rheins hat etwa 150 000 Mi. für den Kilometer 
auf der preußifchen Strede geloftet, während die Kanalifierung der Mofel 
zu etwa 250000 Mk., der Kanal von Hannover nad Bevergern unter be- 
ſonders günftigen Geländeverhältniffen, aber ohne Seitenfanäle und ohne 
die zur Speifung erforderlihen Neubauten, zu 480 000 Mf. und der Kanal 
von Herne nad dem Rhein zu 1365000 ME. für das Kilometer veranschlagt 
ft. Die tatfählihen durchſchnittlichen Baufoften der preußifch » heffiichen 
Staatsbahnen betrugen im Jahre 1905 für einen Kilometer 264 000 Mk.; 
eine heute zu erbauende Vollbahn in dem gebirgigen Gelände längs ber 
Mofel würde aber erheblich teurer werden. 

Neben diefen technifhen Momenten fommen ferner die organifatorifchen 


Betrieböverbefferungen erzielt und Berfuhe mit Sauggasdmotoren gemadt, von 
welhen behauptet wird, daß fie eine weit vorteilhaftere Ausnutzung der Kohlen 
ermöglichen, vgl. Zeitfchrift für Binnenfhiffahrt 1907 S. 70, 309, 457, „Der Rhein” 
1907, Nr. 45 und 46, „Das Rheinschiff* vom 10. November 1907 und „Das Schiff” 
vom 11. Oktober 1907. Angeblich arbeitet die Gasmaſchine um mehr als die Hälfte 
billiger. 

I Bu den feltenen Ausnahmen gehört der Waflermeg zwifhen Danzig und 
Königöberg durch den Weichſel-Haffkanal oder die Elbinger Weichſel. 

= Nah Tollmitt, Zeitichrift für Binnenfhiffahrt 1895, S. 10 find Kanäle 
nit nur an fi, fondern auch im Verhältnis zur Xeiftungsfähigfeit teurer ala 
Eifenbahnen. Beim Betriebe liegt ed aber umgefehrt. 
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in Betracht, die fi daraus ergeben, daß der Betrieb auf den Eifenbahnen 
in den Händen des Staats liegt, während er auf den Wafferftraßen der 
privaten Ermwerbstätigfeit überlaffen ift. Hieraus ergeben fi für die Eifen- 
bahn beträchtliche Vorteile, die namentlih in der planmäßigen Dispofition 
über die Betriebsmittel liegen. Diefen Vorteilen jtehen gewiſſe Nachteile 
gegenüber, die dem Staatöbetriebe injofern anhaften, ala er feinem inneren 
Weſen nach nicht in fo kaufmänniſchem Sinne, nicht mit der freien Beweg— 
lichfeit verwaltet werden kann wie ein privates Schiffahrtsunternehmen. 
Das letztere wird vielleicht fein Perfonal im Verhältnis zur Bezahlung 
höher ausnugen mie der Staat, der als Arbeitgeber an mandherlei Rüdfichten 
gebunden ift, die einem Privatmann nicht in gleihem Maße obliegen. So— 
dann aber kann die Schiffahrt ihre Preife von Fall zu Fall regulieren, fie 
den Umftänden anpafien, bei guter Konjunktur höhere Frachten fordern und bei 
Schlechter fi mit geringeren Sätzen begnügen, während der Staat an ftarre 
Tarife gebunden ift. Es würde ihm ſehr verdacht werden, wenn er feine Tarife 
auf den Mann maden und feine Wettbewerbsinterefien im Rahmen feiner 
wirtfchaftlihen Machtftellung Dritten gegenüber rüdfichtslos verfolgen wollte. 
Durd die freie Beweglichkeit ihrer Frachtfäge ift die Binnenſchiff— 
fahrt in der Lage, in Seiten des mirtichaftlihen Nüdganges ver- 
hältnismäßig größere Gütermengen zu billigeren Preifen an ſich zu ziehen 
und hierdurch ihre Generalunfoften zu verringern, während die Eifen- 
bahn vorübergehenden Frachtſchwankungen mit ihren Tarifen nicht folgen 
fann. Infolgedeſſen zeigt fih die Erſcheinung, daß der Beihäftigungs- 
grad der Binnenfhiffahrt durch wirtſchaftliche Kriſen weit weniger leidet 
als derjenige der Eijenbahn. Im Jahre 1901 hatten die preußifch- 
heffiichen Staatsbahnen troß einer Zunahme von 550 km Betriebslänge ! 
einen NRüdgang um 4,1 vom Hundert ſowohl in der tonnenfilometrifchen 
Leiftung ald auch in den Einnahmen gegen dad Vorjahr zu verzeichnen, 
und der auswärtige Handel Deutfchlande ging in verjelben Zeit von 
85809500 auf 83625900 t, alfo um 2,5 vom Hundert zurüd, 
während der Binnenfchiffsverfehr bei unveränderter Länge der Waſſerſtraßen 
und nicht weſentlich verſchiedenen Wafferftandsverhältnifien faſt glei 
geblieben ift. Er betrug an 30 der michtigften Binnenhäfen? und Durchgangs— 
! Im Jahresdurchſchnitt. 
* Königsbera, Einlage, Thorn, Küftrin, Schwerin, Fürſtenberg (Ober), Breslau, 
Glau, Harburg, Hamburg —Entenwärber, Rathenow, Charlottenburg, Berlin, Wolters- 
dorf, Eberäwalde, Blauer Schleufe, Magdeburg, Dresden, Schandau, Bremen, Hameln, 
Emden, Emmerich, Duisburg, Ruhrort, Mannheim, Rheinau, Ludwigshafen, Straf: 
burg Elſ., Paſſau. 
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ftellen zufammen im jahre 1900 — 70167 512t und 1901 — 69881419 t, 
hatte alfo nur um 0,4 vom Hundert abgenommen. 

Einen jehr tiefgreifenden Einfluß auf die Höhe der Wafferfrachten hat 
ferner die Organifation und der Zuſtand des Frachtenmarltes, infofern das 
Verhältnis von Hin- und Rückfracht in Betracht fommt. Gelingt es, in 
irgend einer Verkehrsbeziehung dieſes Berhältnis durch größere Annäherung 
der in beiden Fahrtrichtungen zu beförberden Gütermengen zu verbeflern, fo 
fönnen fih daraus bedeutende Frachtermäßigungen ergeben. Solange die 
Güterbewegung ſich ausfchließlih oder überwiegend in einer Richtung voll- 
zieht, müfjen in den Frachten die Koften der leeren Rüdfahrt mit verdient 
werden. Wenn z.B. in Hamburg die Dftfeefradhten die in Lübeck gezahlten 
troß des Entfernungsunterfchiedes und der Abgaben auf dem Kaifer Wilhelm- 
fanal wenig oder garnicht überftiegen,, jo beruht das lediglich auf der in 
erfterem Hafen vorhandenen befjeren Rüdfrachtgelegenheit. Auch hierin liegt 
eine wefentlihe Möglichkeit künftiger Frachtverbilligungen !. 

Wenn man die Gefamtheit der in Betracht fommenden technifchen und 
organifatorifchen Momente gegeneinander abwägt, fo zeigt fi im Ergebnis 
eine ſehr ftarfe Überlegenheit der Waſſerſtraßen über die Eifenbahnen, eine 
Überlegenheit, die auch in der tatfählihen Geftaltung der Frachten zum Aus- 
drud fommt und eines der wichtigſten Beweismittel für die mwirtfchaftliche 
Möglichkeit der Schiffahrtsabgaben in fi ſchließt. Denn es ift nicht abzu- 
jehen, mweshalb die überlegene, mit geringeren Selbjtfojten und niedrigeren 
Frachten ausgeftattete Verlehrsanſtalt von Beiträgen zur Verzinfung ihrer 
Immobiliarfoften befreit fein fol, während die teuerer arbeitende Eiſenbahn 
jolhe Beiträge aufbringen muß. 


8 3. Waſſerfrachten und Schiffahrtsabgaben im allgemeinen, 


Die zuverläffige Ermittelung der Waſſerfrachten und ihrer Bewegung 
ın den letzten Jahrzehnten begegnet großen Schwierigkeiten, die indeffen jo 
aut ald möglich überwunden merden müfjen, wenn die Frage nad der 
wirtfhaftlihen Möglichkeit von Schiffahrtsabgaben beantwortet werden fol. 
Diefe Schwierigkeiten ergeben fi daraus, daß die Wafjerfrachten im allge: 
meinen nicht, wie die Eifenbahnfrachten, einheitlich geregelt und öffentlich 
befannt gemadjt find. Ausnahmsweiſe find auf einigen Waflerftraßen, 


ı Das Verhältnis von Hin» und Rückfracht hat fi im Lauf der Zeiten nicht 
felten ſtark verfchoben. Auf dem Rhein, wo jeht die Bergfracht entfchieden über- 
wiegt, war früher das Gegenteil der Fall. 
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dem Teltomwfanal und dem Kaifer Wilhelmfanal, die in den Frachten ent- 
baltenen Schlepplöhne ftaatlih tarifiert, und für die Kohlenverſchiffungen 
im Nheingebiet hat das fjogenannte Kohlenfontor feinen Mitgliedern feſte 
Frachtſätze bemilligt. Auch im überfeeifchen Güterverfehr fpielen Fradt- 
fonventionen mettbewerbender Unternehmungen eine große Rolle. m 
übrigen vollzieht fih aber die Produktion von Transportleiftungen auf 
See- und Binnenmwafferftraßen grundfäglid in der Form des regellofen 
Wettbewerbs der Schiffahrttreibenden, und die Waſſerfrachten richten id 
nad dem wechſelnden Spiel von Angebot und Nachfrage. Sie fchwanlen 
aufwärts und abwärts, je nahdem das eritere oder die leßtere übermiegt. 
Die Nachfrage nah Schiffsraum wird beftimmt durch den Andrang trans- 
portbedürftiger Güter, das Angebot dur die Tragfähigkeit der vorhandenen 
Fahrzeuge und — für die Binnenſchiffahrt auf regulierten Strömen — durd) 
die Wafjerftände, weil deren Bewegung die Möglichkeit der Ausnugung des 
Schiffsraumes zeitweilig vermindert oder fteigert. Man fann deshalb, wenn 
man den zeitweiligen Stand der Wafferfradhten auf den großen Strömen 
feftitellen und ihre Entwidlung rüdwärts verfolgen will, nicht auf beliebig 
ausgewählte oder auf die Zufammentellung weniger aufeinanderfolgender Jahre 
fich befchränfen, fondern man muf Jahre mit möglichſt normalen Waſſer— 
ftänden zugrunde legen und die Frachten für größere Zeiträume zufammen: 
ſtellen. 

Die Waſſerfrachten ſind im übrigen verſchieden nach Entfernungen, 
Verkehrsbeziehungen, Güterarten und Gütermengen. Sie ſind regelmäßig 
für größere Entfernungen verhältnismäßig niedriger als für kleinere und 
nach Orten mit Rückfrachtgelegenheit niedriger als nach anderen Plätzen, 
für Maſſengüter niedriger als für Stückgüter, für größere Gütermengen 
niedriger als für kleinere, für ganze Ladungen geringer als für Teilladungen. 
Es ſind das allerdings Verſchiedenheiten, die bei allen Frachten, nicht nur 
bei den Waſſerfrachten hervortreten, weil ſie auf gleichen Urſachen, insbe— 
ſondere auf der Geſtaltung der Selbſtkoſten beruhen; ſie finden ſich zum Teil 
auch bei den Eiſenbahnfrachten. Indeſſen iſt bei den Eiſenbahnen die Ver— 
ringerung der Frachten mit zunehmender Entfernung nur in einigen Tarifen 
durchgeführt, während bei den Waſſerſtraßen dieſe Erſcheinung als notwendige 
Folge der abnehmenden Selbſtkoſten und des freien Wettbewerbes allgemein 
hervortritt. Anderſeits kommen die Unterſchiede nach der Menge und Art 
der Güter in den Waſſerfrachten weniger ſtark zur Geltung als in den 
Eiſenbahntarifen. 

Man kann demnach hinlänglich ſichere Zahlen für Waſſerfrachten nur 
in der Weiſe geben, daß man die zu einer beſtimmten Zeit, für ein beſtimmtes Gut, 


———— 
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in einer beftimmten Menge und in einer beftimmten Verfehröbeziehung gezahlten 
Frachten feſtſtellt. Diefe Feſtſtellung ift in Ermangelung organifierter Frachten— 
märfte nicht leicht. Öffentliche Einrichtungen zur Ermittelung von Marktpreifen 
für Shiffsfradhten beftehen nur an wenigen Orten und aud nur in unvoll- 
fommener Weife. Die bedeutendſte ift die Schifferbörfe in Duisburg — Ruhrort ; 
andere Organijationen ähnliher Art find in Auffig, Rotterdam und Ant- 
werpen vorhanden. Die Unvollfommenheit der öffentlichen Frachtenmärkte und 
der von ihnen befannt gegebenen Notierungen beruht zum großen Teile darauf, 
daß die in der Güterbewegung auf Waſſerſtraßen eine fehr wichtige Rolle 
fpielenden Frachtabjchlüffe für lange Zeiträume und zahlreiche künftige 
Transporte, die fogenannten Jahreskontrakte — im Gegenfah zu den Fradt- 
übernahmen für Einzeltransporte — in jenen Marktnotizen nicht zum Aus- 
drud fommen. Die von größeren Schifföreedereien befannt gegebenen FFradit- 
tarife, enthaltend diejenigen Frachtpreife, zu melden die Güterbeförderung 
auf der MWaflerftraße angeboten wird, geben aud nur ungefähre Anhalts- 
punfte, weil fie bei größeren Frachtenmengen und regelmäßigen Frachtfendungen 
meift unterfchritten werden. Ebenfo fönnen die regelmäßigen Frachtmit— 
teilungen in der Fachpreſſe, namentlih in den Zeitfchriften „Das Schiff", 
„Das Rheinſchiff' und „Der Rhein“, nur als annährend richtig angejehen 
werden; fie haben insbefondere den Mangel, daß fie die Gütermengen nicht 
erfennen lafjen, welche zu jedem der verzeichneten, wochen: und monatmweife 
ſchwankenden Frachtſätze tatfächlih befördert worden find. Cine einwand- 
freie Fradhtenftatiftif müßte diefe Gütermengen mit berüdfichtigen und den 
Jahresdurchſchnitt hiernach beftimmen. Eine ſolche Statiftit gibt es bisher 
faum irgendwo: auc die Angaben der Hanbelsfammern über Monats- und 
Jahrespurhfchnittsfrachten find, fomweit befannt, nicht in dieſer Meife auf: 
geftellt worden. immerhin wird man von den Fradhtmitteilungen der mwirt- 
Ihaftlihen Körperfchaften, der Handelskammern, Kaufmannſchaften und 
jonftigen freien Vereinigungen , annehmen fünnen, daß fie im großen und 
ganzen der Wirflichleit ent|prechen, weil fie von unmittelbar beteiligter und 
gleichzeitig fachkundiger Seite ftammen. Einige Handelsktörperfchaften, nament: 
li die Handeldfammer der für die deutiche Binnenſchiffahrt außerordentlich 
wichtigen Stadt Mannheim, bringen regelmäßig Mitteilungen über den 
Stand der Frachten für gewiſſe Güter und Verkehröbeziehungen!. Außerdem 


ı In Mannheim werden die angegebenen Monatsdurdichnittäfrachten zur Be— 
ftimmung der Jahresdurchſchnitte ohne Berüdfihtigung der Gütermengen durch 
12 geteilt. Die Gütermengen find zwar nicht für Monate aber wenigſtens für 
Vierteljahre in den vom ftädtifchen ftatiftifchen Büreau herausgegebenen „Statiftifchen 
Monatsberichten“ erfihtlihd. Multipliziert man die Vierteljahrsdurchſchnittsfrachten 
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find bei befonderen Anläfjen derartige Mitteilungen von beteiligten Körper. 
fchaften gemacht worden. Ein folder Fall trat im Jahre 1904 ein, ale 
bei dem lang anhaltenden Niedrigwafler der Elbe die preußiſche Gtaate- 
eifenbahnverwaltung von preußischen, ſächſiſchen, anhaltifchen und thüringifchen 
Einzelbeteiligten und Handelskammern um vorübergehende Ermäßigung der 
Eifenbahntarife auf den Stand normaler Waſſerfrachten angegangen wurde. 
Bei diefer Veranlafjung wurden über die Höhe diefer Frachten interefjante 
Angaben gemadt, von melden nicht bezweifelt werden kann, daß fie ein 
zutreffendes Bild der wirklihen Sachlage geben. 

Eine amtliche Fradtitatiftif wird von der elſaß-lothringiſchen Kanalver- 
waltung feit 1880 herausgegeben. Die darin enthaltenen Zahlen haben 
eine ftarfe Vermutung der Richtigkeit für fi, weil es fih um verhältnie- 
mäßig einfache Verhältniffe, um Sciffahrtswege mit gleichbleibendem Wafler- 
ftande, um Fahrzeuge von ungefähr gleicher Tragfähigkeit und um menige, 
in den Frachtmengen ziemlich gleichbleibende Mafjengüter insbejondere um 
das ausfchlaggebende Frachtgut Kohlen handelt. 

Im übrigen werden die Schwierigfeiten der zuverläffigen Ermittelung 
von Wafjerfrachten für den befonderen Zweck diejer Unterfuchung, melde 
auf die Feſtſtellung des Frachtvorteild der Wafferftraßen gegenüber den Eifen- 
bahnen gerichtet ift, einigermaßen dadurch gemildert, daß zumeilen gemifie 
Frachten für gewiſſe Entfernungen oder BVerfehrsbeziehungen und Güterarten 
als typifch für den Stand der Waſſerfrachten überhaupt auf einer Waſſer 
ftraße gelten fönnen. Diefe Bedeutung haben für den Rhein nad dem 
maßgebenden Zeugnis der Handelsfammer Mainz! — abgejehen von den 
für Kohle neuerdings feitgeftellten Kontorfradhten — die Frachten für Getreide. 
Jedenfalls müfjen jene Schwierigfeiten überwunden werden, wenn man nicht 
darauf verzichten will, fih ein Bild von der wirtjchaftlihen Möglichkeit 
der Shiffahrtsabgaben zu maden, da diefe Möglichkeit weſentlich bedingt 
it durch die Größe der Spannung, melde zmwifchen Eijenbahn- und 
Waſſerfrachten bejteht. Site find bisher auch tatfächlicd überwunden worden 
bei jedem Gejeßentwurfe, welchen die Regierungen über den Neubau oder die 
Berbefjerung von Wafjerftraßen vorgelegt haben, weil man eben derartige 


mit diefen Mengen und teilt dann durch die Tonnenzahl, jo findet man andere 
Frachtzahlen als die von der Handeläfammer angegebenen Durchſchnitte; fo z. B. 
für Getreide von Rotterdam 3,24 Mt. ftatt 3,04 ME. für 1905. 

Es ift eine bedauerlihe Lüde, daß die Älteften der Kaufmannicaft in Berlin 
für das fo außerordentlich wichtige Gebiet der märkiſchen Waſſerſtraßen Fradt- 
angaben in ihren Jahresberichten nicht gebracht haben. 

ı Jahresbericht 1897 ©. 140. 
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Vorlagen nur machen fann auf Grund der Feititellung, daß die geplanten 
Bauausführungen einen Frachtvorteil von einer gewiſſen Höhe in Ausficht 
ftellen, und daß diefer Frachtvorteil um den Betrag der etwa in Ausficht 
genommenen Schiffahrtsabgaben ohne Schaden für den Verkehr vermindert 
werden fann. 

Die Frahtangaben für die Vergangenheit finden fich hauptſächlich in 
älteren Handelsfammerberichten, in amtlihen Denkfchriften, in Begründungen 
zu Gefegentwürfen über Wafferzöle, Strom: und Kanalbauten, ſowie in 
den Jahresberichten der internationalen Zentraltommiffion für die Rhein- 
ſchiffahrt. 

Da die Waſſerfrachten, entſprechend der ſehr ungleichen Leiſtungsfähig 
feit der einzelnen Schiffahrtswege und dem ungleichen Stande der wirtſchaft— 
lichen Gefamtentwidlung in den einzelnen Landesteilen fehr verjchieven 
find, und früher aud) die Eifenbahnfrachten keineswegs einheitlich geregelt waren, 
fo empfiehlt es fih, die Unterfuhung der Fragen, auf welche es in dieſem 
Zufammenhange anfommt, für jedes einzelne Flußgebiet und für das eine 
jelbftändige Verkehrsbedeutung befitende Netz der märkiſchen Wafferftraßen 
gefondert zu führen. Es handelt fih um die Fragen, wie die Wafjerfrachten 
fih zu den Eifenbahnfradhten verhalten haben und noch verhalten, melde 
Vorteile den Anwohnern — im weiteften Sinne des Mortes — der MWaffer- 
itraßen durch deren Herftelung oder Verbeſſerung zufielen, welchen Anteil 
diefer Vorteile die Waſſerzölle und fpäter die Schiffahrtsabgaben abjorbierten, 
wie diefe Belaftung auf die Sciffahrtsfelbitloften, die Frachten und den 
Verkehr gewirkt hat und welche Folgerungen hieraus für die wirtjchaftliche 
Möglichkeit von Schiffahrtsabgaben ſich ergeben. 

Dabei ift im allgemeinen die praftifch-empirifhe Methode zu befolgen 
und aus den Erfahrungen der Vergangenheit ein Wahrſcheinlichkeitsſchluß 
aur die fünftige Geftaltung der Werhältniffe unter der Herrfchaft des 
Gebührenprinzips, oder vielmehr für den Fall feiner Werallgemeinerung, 
herauleiten. 

Für die Unterfuhung erfcheinen vier Wege vorzugsmeife geeignet. Man 
fann erftend den Gefamtvorteil ermitteln, den eine Gegend oder eine Stadt 
von der Herftellung oder Berbefjerung einer Wafleritraße hat, unter Gegen- 
überjtellung diefes Vorteild mit der Belaftung durch tatfählih vorhandene 
oder noch einzuführende Abgaben. Derartige Berechnungen find im Stadium 
der vorbereitenden Erörterung über neue Wafjerftraßenbauten zuweilen ange- 
ftellt worden. Da fie jedoch nicht fo ficher fein können, wie diejenigen 
Berechnungen, welche nach Vollendung folder Bauten auf Grund der Be- 


obahtung des wirklichen Verlaufes der Entwidlung . worden 
Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil. 
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find, fo follen nur die leßteren hier verwendet werden, und zwar aud nur 
infoweit, als fie aus den Kreifen der nterefjenten ſelbſt herrühren. Der- 
artige Aufftellungen find nicht häufig, aber dod in einigen charalteriftiichen 
Fällen gemacht worden. 

Man kann ferner die Verkehrsentwidlung abgabenfreier und abgaben- 
pflichtiger Wafferftraßen miteinander vergleihen, um daraus Anhaltspunkte 
zu gewinnen für die Beurteilung der Frage, in wie weit die Schiffahrt: 
abgaben diefe Entwidlung beeinflußt haben und beeinfluffen fönnen. Solde Bar: 
gleihungen erfcheinen um fo bemweisträftiger, je gleichartiger und verwandter 
die Verhältniffe der in Betraht kommenden Waflerftraßen find; fie follen 
deshalb hier bejchränft bleiben auf Schiffahrtsmege, welche einem und dem: 
felben Verfehrsgebiete angehören und in naher Mechjelbeziehung mit einander 
jtehen. 

Man lann aber auch für die einzelne Waſſerſtraße unterfuchen, wie die 
Ermäßigung, die Aufhebung, die Einführung oder Erhöhung der Abgaben 
auf den Verkehr gewirkt hat. Die Erhöhung fteht in diefem Zufammen- 
hange der erjtmaligen Einführung glei, weil beide gleichmäßig geeignet 
find, die Sciffahrtsfelbftloften und durch diefe die Frachten gegenüber dem 
früheren Stande zu fteigern. Es wird fich hierbei zeigen, daß die Beziehungen 
zwijchen Abgaben, Selbſtkoſten, Frachten und Verkehr ſehr elaftifcher Natur 
find. Der Verkehr kann auch bei neuhingutretenden oder jteigenden Laſten 
gleichwohl zunehmen; die inneren Gründe dieſer Erfcheinung find bereits 
oben erörtert. Es liegt in der Natur der Sade, daß für eine ſolche Unter: 
ſuchung außer den eigentlichen Sciffahrtsabgaben aud andere öffentlichen 
Zaften, welche in neuerer Zeit der Schiffahrt auferlegt worden find, ins 
befondere die Laſten aus der fozialpolitifchen Gefeßgebung, ald Bemeismaterial 
verwendbar find. 

Endlih fann man die Entwidlung der Wafferfradten verfolgen und 
fie mit derjenigen der Eifenbahnfradhten vergleichen, wobei fich herausftellen 
wird, daß die zmwifchen beiden beftehende Spannung, der den Benußern der 
Wafjerftraßen zufallende Frachtvorteil, aus welchem die Staaten einen ihrem 
Kojtenaufwande entſprechenden Anteil in Geftalt von Sciffahrtsabgaben 
beanjpruden könnten, im Laufe der legten Jahrzehnte, insbeſondere aud 
jeit Aufhebung der früheren Flußzölle, bedeutend größer geworden ift. Die 
Waſſerfrachten find — hauptfählih infolge der ftaatlihen Leiftungen für 
die Verbeiferung unferer Mafjerftraßen — viel ftärter gefallen wie die durd 
finanzielle Erwägungen in der Abwärtsbewegung gehemmten aber aud aus 
inneren Gründen weniger ermäßigungsfähigen Eifenbahntarife. 

Die in der folgenden Darftellung genannten Zahlen für Waſſerfrachten 


—— 
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beziehen fi) auf fogenannte „reine“ Frachten, alfo lediglih auf das dem 
Schiffer oder Reeder gezahlte Entgelt für die Beförderung von Gütern auf 
dem Waſſerwege einjhließlich des Schlepplohnes, aber ohne Abgaben, Ber- 
fiherung und ſonſtige Nebenaufmwendungen, inöbefondere aud ohne bie 
Platzloſten, melde in Geftalt von Hafengeld, Koften der Ein- und Aus— 
ladung und anderen Aufwendungen entitehen. Zuweilen wird der Ausdrud 
Waſſerfracht auch für den bei Benugung des Wafjerweges entitehenden 
Gefamtaufmand mit Einfhluß jener Nebenkoften, oft auch für die eigentliche 
Schiffsmiete im Gegenfag zum Sclepplohn gebraudt, wodurch Irrungen 
und Mifverftändnifje entjtehen fünnen. 

Den reinen Waſſerfrachten find im allgemeinen vergleichbar und deshalb 
bier gegemübergejtellt die nach der Entfernung berechneten Eifenbahnfrachten 
ohne die den Hafenunfoften analogen Abfertigungsgebühren. 


54 Waflerfradten, Abgaben und Verkehr im Rheingebiet. 

Bekanntlich haben feit undenflichen Zeiten bis zum 1. Januar 1867 
auf dem Rhein Sciffahrtsabgaben im weiteren Sinne beftanden, die foge- 
nannten Rheinzölle, eine Berfehräfteuer, deren Ertrag in Preußen und aud) 
in füddeutfchen Rheinuferitaaten den Aufwand für die Mafferftrake meit 
überftiegen und nicht nur zur Dedung des allgemeinen Finanzbedarfs der 
Uferftaaten, fondern auch zu anderen, der Rheinfchiffahrt ganz fernliegenden 
Zwecken, insbefondere zu Abfindungsrenten an mebiatifierte Fürftenhäufer, 
gedient hat. 

Wenn diefe Abgabe auch von derjenigen, um deren Einführung es fi 
heute handelt, fomohl nad ihrem ftaatsrehtlihen Weſen ald auch nad 
ihrer wirtfchaftlichen Bedeutung und vor allen Dingen aud nad ihrer Höhe 
ſtark verfchieden ift, fo erfcheint e3 doch zweckmäßig und für die Beurteilung 
der wirtſchaftlichen Möglichkeit von Schiffahrtsabgaben nüglih, den Wirkungen 
der früheren Rheinzölle auf die Entwidlung der Rheinfhiffahrt nachzugehen. 
Als Mapftäbe und Kennzeichen diefer Entwidlung würden — da eine hinreichend 
genaue Ermittelung der tonnenfilometrifchen Gejamtleiftung für die weiter zurüd- 
liegende Bergangenheit in Ermangelung ausreichender Anhaltspunkte nicht mehr 
möglich ift — an fi die noch vorhandenen Zahlen für den Verkehr an 
der deutjch-niederländifhen Grenze und in den Ruhrhäfen feit 1832 benußt 
werden fünnen, weil die am Oberrhein ausgeladenen Güter zum meitaus 
überwiegenden Teile entweder von Niederland oder von den Ruhrhäfen und 
die nach Niederland zu Tal gegangenen Güter ebenjo vom Oberrhein oder 
den Ruhrhäfen ftammten., 

Für die Unterfuhung der Frage, welchen Einfluß die Zölle auf die 

9% 
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Rheinihiffahrt ausgeübt haben, wird man aber befjer tun, ſich auf den 
Grenzverfehr zu befchränten, weil der Berfehr der Ruhrhäfen nad dem 
Oberrhein auf der langen preußifchen Rheinftrede bis Koblenz abgabenfrei war. 
Die nachfolgenden, die Entwidlung des Grenzverfehrs für 50 Jahre, 
von 1832 bis 1881, darftellenden Zahlen find im weſentlichen den Jahres- 
berichten der Rheinfchiffahrtszentraltommiffion entnommen und nur foweit nötig 
aus anderen Quellen, insbefondere aus Angaben der preußifchen Zollver: 
waltung ergänzt. Sie find freilich infofern nicht ganz gleichwertig, als fie 
teild die Anfchreibungen des niederländiſchen Zollamtes Lobith, teild die bes 
einige Kilometer oberhalb liegenden preußifchen Amtes Emmerich wiedergeben. 
Es ift aus den Berichten nicht erfichtlih, weshalb die Kommiffton lange 
Zeit auf die Angaben des erfteren Amtes ſich geftügt hat; große Ber- 
fchiedenheiten, welhe das Verkehrsbild wefentlih ändern fünnten, werben 
jedoch ſchwerlich in den Anjchreibungen beider Amter gelegen haben. 


Der Grenzverfehr bei Lobith Emmerich betrug in Tonnen zu 1000 kg 


1832 328 909 1857 771 203 
1833 354 622 1858 907 281 
1834 381 133 1859 852 812 
1835 396 776 1860 1045 442 
1836 411 488 1861 1121 328 
1837 470142 1862 1248 760 
1838 489 661 1863 1276 505 
1839 485 452 1864 1218 120 
1840 501 732 1865 1372510 
1841 482519 1866 1609 901 
1842 465 351 1867 1825 842 
1843 509581 1868 1917705 
1844 393 056 1869 1946 214 
1845 423 286 1870 1737 436 
1846 533 508 1871 1842 650 
1847 564108 1872 2354 212 
1848 399 177 1873 2559150 
1849 472172 1874 2082 537 
1850 573170 1875 2471657 
1851 576 219 1876 2706 595 
1852 714578 1877 2790 424 
1853 662 379 1878 3123 860 
1854 775 886 1879 3384 417 
1855 808 209 1880 3683 837 


1856 890 253 1881 3977 218 
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Die Spracde, melde diefe Zahlen reven, ift freilich nicht ohne weiteres 
verftändlich, fie bedarf — namentlih für die Vergleihung kurzer Zeiträume 
— des erläuternden Kommentars. Die Entwidlung der Rheinfhiffahrt 
war naturgemäß bedingt durch eine ganze Reihe von Urſachen, von welchen 
einige, wie Aufftände, Kriege, Wirtſchaftskriſen und Anderungen der Zollver- 
bältniffe, den Verkehr überhaupt beeinflußten, während andere nur die 
Schiffahrt berührten. Zu den leßteren gehören die Schwankungen der 
Waflerftände, die Fortfchritte der Stromverbefferungen, die Betriebsver- 
befferungen durh die Dampfichiffahrt, der Wettbewerb der Eifenbahnen, 
die fchrittweife Ermäßigung der Rheinzölle und ihre ſchließliche Aufhebung. 
Die vorübergehenden Einwirkungen find aus den Zahlenreihen im allgemeinen 
leiht erfennbar. Das Aufftandsjahr 1848 und das Kriegsjahr 1870 zeigen 
ſcharfe Verfehrsrüdgänge; ebenfo das durh Wärme, Trodenheit, niedrigen 
Waflerftand und guten Wein befannte Jahr 1857, während der raſch 
entfhiedene Krieg von 1866 fih in der Verfehrsentwidlung nit fühlbar 
gemadht hat. Daß man die Wirkung der die Schiffahrt dauernd beein- 
fluſſenden Faktoren nicht ohne weiteres aus den Zahlen ablefen fann, liegt 
in der Natur der Sade; diefe Wirkung ift nur in längeren Zeiträumen 
und für Durchſchnitte von Yahresgruppen feitzuftellen. Hier betätigten ſich 
gleichzeitig zwei der Rheinſchiffahrt förderliche Kräfte, die Stromverbefferung 
und die Dampfſchiffahrt, und zwei ihre Entwidlung hemmende, nämlich die 
Zölle und der Eifenbahnmettbewerb. Die Refultante diefer vier Kräfte zeigt 
fih in der tatſächlichen Entwidlung des Verkehrs bis 1866 einfchlieklid; 
von da ab fommen die Zölle nicht mehr in Betradt. 

Die Zeit vorher wird regelmäßig fo dargeftellt, ald wenn fie eine 
ununterbrochene Leidensgefhichte des fisfalifh ausgebeuteten Verkehrs ge- 
weſen ſei. Daß ein folches Urteil unrichtig, einfeitig und ftarf übertrieben 
ift, ergibt ein Blid auf die vorftehende Zahlenreihe. Troß der Flußzölle 
hat fih der Verkehr in 35 Jahren von 1832 bis 1866 annähernd ver- 
fünffaht, und in dem letzten Jahrzehnt der Abgabepfliht von 1857 bis 
1866 ift der Verkehr viel raſcher geftiegen — um 109 vom Hundert — 
als in dem erften Jahrzehnt der Abgabenfreiheit von 1867 bis 1876, wo 
nur eine Zunahme von 48 vom Hundert zu verzeichnen war!. Erft in 
den fpäteren Jahrzehnten zeigen fich wieder ftärfere Aufwärtsbemegungen. 

Nahdem die holländischen Rheinzölle 1850 gefallen waren, haben 


— — 


1Selbſt wenn man aus dem erſteren Jahrzehnt das durch ſchlechten Waſſer—⸗ 
fand ungünftige Jahr 1857 fortläßt, ergibt fih für die neun „Jahre von 1858 
bis 1866 immer nod eine Zunabme von 77 vom Hundert. 
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erhebliche Ermäßigungen der deutſchen Rheinzölle in den Jahren 1851 und 
1861 ftattgefunden, während eine minder bedeutende, im wefentlichen auf 
die Rekognitionsgebühr befchränkte, im Jahre 1864 beſchloſſen wurde. Mit 
Rückſicht hierauf empfiehlt es fi, die Durchſchnitte 5 jähriger Perioden mit 
einander zu vergleihen und die Zeiteinteilung derart vorzunehmen, daß auf 
einen vierjährigen Abſchnitt 1832 bis 1835 fieben fünfjährige folgen, 
woburd die Jahre 1851 und 1861 die Anfangsjahre je einer Periode 
werden. Die Jahresdurchſchnitte diefer 8 Perioden mit den Maßen der 
Steigerung oder Abnahme gegen die jeweilig vorhergehende find aus der 
nachftehenden Zufammenftellung erfichtlid. 
Unterfchieb gegen 
ben bergangenen 
Beitabichnitt, 
Durdichn. 365 360 t. 
5 471695 t = 29% + 
n 454 759 t 4 — 
— 508 427 t = 12% 
a 70748 t = 39% 


1832—1835 — 1461440 : 
1836—1840 = 2358 475 : 
1841—1845 = 227379 : 
18461850 — 2542135 : 
1851—1855 = 3537 241 : 
1856—1860 = 4466 991 : 
1861--1865 = 6 237223 : 1247445 t = 40% 
1866—1870 = 903709 : 1807419 t = 45° 
Man fieht an diefen Zahlengruppen, daß nad jeder Tarifermäßigung 
die Verkehrsentwidlung einen ftärferen Impuls erhalten hat, und es ift 
mit großer Wahrfcheinlichleit anzunehmen, daß diefe Erfcheinungen nidt 
nur post hoc, fondern aud propter hoc eingetreten find. Aber man 
erfennt gleichzeitig, daß auch in denjenigen Zeiträumen, welche durch Boll: 
berabfegungen nicht oder nicht wejentlich beeinflußt waren, das Anmadjien 
des Verkehrs — mit einer einzigen Ausnahme in der erften Hälfte der 
vierziger Jahre — keineswegs unbefriedigend gemwejen ift. Hierbei darf 
nicht vergefjen werden, daß die ftarfen und raſchen Entwidlungen, an welde 
man heute gewöhnt ift, dem damaligen Stande des Wirtfchaftslebeng und 
der Verlehrötechnif nicht entſprachen; man darf den neuzeitlihen Maßſtab 
nicht auf die beiden erjten Drittel des vorigen Jahrhunderts übertragen. 
Wie man früher darüber dachte, zeigt der Bericht der Zentralklommiſſion 
für 1841, wo es von der Zeit der urjprünglichen, nicht ermäßigten Rhein: 
zölle heißt: „Der Nheinverfehr ift fortwährend auf erfreulihe Weife im 
Steigen“. 
Es wäre eine Verkennung der Mannigfaltigkeit des Wirtfchaftslebens 
und der in ihm vorhandenen treibenden Kräfte, wenn man den rajcheren 


893398 t = 26% 


or on Or on m 
11111161 


424444 


I Tarifänderung vom 1. Oftober 1851 ab. 
? Tarifänderung vom 1. März 1861 ab. 
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Aufſchwung des Verkehrs nach den verfchiedenen Zollermäßigungen lediglich 
auf deren Rechnung fegen wollte. Nebenher machten fich die fortfchreitenden 
Verbefjerungen des Fahrwafjers und des Schiffahrtöbetriebes in der gleichen 
Richtung geltend, und nicht zum wenigſtens der allmählihe Aufſchwung 
des Handels und der Induſtrie in den Staaten des Zollvereins. 

Die Klagen über die verfehrshemmende Wirkung der Zölle haben eine 
befondere Schärfe eigentlich erft zu der Zeit angenommen, ald der Wett- 
bewerb der Eifenbahnen das Ermwerböfeld für die Schiffahrt mehr und mehr 
betritt und einengte. Man fah in den Zöllen einen Hemmfhuh für den 
Wettlauf der beiden großen Verkehrsanftalten, eine unbillige Vorausbelaftung 
der Schiffahrt gegenüber der Eifenbahn. Aber auch hierbei machten fi 
wefentliche Irrtümer und Übertreibungen geltend. Es war die Zeit mangelnder 
Erfahrung und unfertiger Urteile über das Mefen des machtvoll aufftrebenden 
neuen Beförberungsmittels, die Zeit, wo man den Schlüffel für die Arbeits: 
teilung zwifchen Eifenbahn und Wafferftraßen in der Collignon’fchen Formel: 
le chemin de fer pour les marchands et la voie navigable pour les 
marchandises: gefunden zu haben glaubte. Von diefem Standpunkte aus 
mußte freilih die Eifenbahn nur als unberedtigter Wettbewerber der 
Schiffahrt im Güterverkehr erfcheinen, während ihre wichtige Funktion ala 
Zubringer der Waflerftraße meift verfannt und vergeffen wurde!. Man 
war fich nicht Far darüber, daß die Waflerftraßen — mit oder ohne Ab- 
gaben — einen gewifjen Teil ihres Güterverfehre an die Eifenbahn ver- 
möge der dem Schienenwege eigentümlichen Vorzüge der Schnelligkeit und 
Regelmäßigfeit unter allen Umftänden verlieren mußten; und weil man ſich 
darüber nicht klar war, ſchob man die Schuld auf die Rheinzölle. Ein 
interefjantes Beijpiel hierfür ift der Baummollenverfehr, deſſen Übergang 
auf die Eifenbahnen man in den fünfziger und fechziger Jahren mit 
wachjender Bejorgnis mahrnahm. ine badifhe Denkſchrift aus dem 
Jahre 1855 ſucht die Notwendigkeit der Zollherabfegung oder Aufhebung 
hiermit zu begründen. Heute zeigt die Erfahrung, daß Bremen, der größte 


Ausnahmsweiſe wurde fie anerfannt in dem Sjahresberichte der Zentral- 
fommiffion für die Rheinfchiffahrt für 1847, mo es heikt; 
„Auch in dem Anfchluffe an die Eifenbahnen lag ein Grund vermehrten Verkehrs. 
Wenn fie auch auf der einen Seite mit der Waſſerſtraße teilmeife in Konkurrenz 
treten, fo führen fie auf der anderen Seite dem Rhein auch Güter zu, welche 
auf demfelben weiter befördert werben.“ 
Dal. auch Friedrih Schulte, Die Rheinſchiffahrt und die Eifenbahnen, in den 
Schriften des Vereins für Sorialpolitit CII. Die Schiffahrt der deutfchen Ströme, 
Dritter Band 1905 ©. 329 und Bericht der Zentralkommiſſion 1842. 
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Baummollhandelsplag des Feſtlandes auch nicht eine Tonne dieſes Gutes 
auf der ihm zur Verfügung ftehenden, leiftungsfähigen und völlig abgabe: 
freien MWafferftraße der Weſer binnenwärts verjendet, wohl aber 361 083 t 
im Jahre 1905 mit der Eifenbahn, Es liegen zwar an der Weſer und 
in der Nähe des Stromes feine Spinnereien; wohl aber ift das im Elb— 
gebiete der Fall, wo trogdem die Waflerftraße verhältnismäßig wenig 
benußt wird. Von den Elbhäfen wurden 1905 — 59361 t Baummolle auf 
der Binnenmwaflerftraße verfandt, während mit der Eifenbahn 56 782 t ge: 
fahren wurden, von welchen 33201 t nad ſolchen Induſtriebezirken gingen, 
welche von Waſſerſtraßen durchſchnitten oder in ihrer geraden Verlängerung 
belegen find; insbefondere wurden 19584 t nad dem Königreih Sadjen 
und 9122 t nad Böhmen mit der Eifenbahn verfradhtet. Dabei beträgt die 
Eifenbahnfraht für Baummolle von den Seehäfen nad) Sachſen 3 Big. für 
das Tonnenfilometer, während die Waflerfrahten auf der Elbe vor 20 Jahren 
etwa den dritten Teil ausmadhten !, 

Bor 50 Jahren glaubte man irriger Weife, daß die Frachtfrage beim 
Wettbewerbe zmwifchen Eifenbahn und Waflerftrafe allen den Ausſchlag 
gebe, oder man überjhäßte mwenigitens die Bedeutung diefer frage jehr 
ftart. Die Mehrzahl der Handelsförperfchaften und ein Teil ber Ne 
gierungen hatte oder vertrat menigjtens die Meinung, daß die Binnen: 
Ihiffahrt völliger Abgabefreiheit bebürfe, um nicht von den Eifenbahnen er: 
drüdt zu werben. Indeſſen war diefe Auffafjung von jeher beftritten. Die 
Großherzoglich heſſiſche Regierung jtellte fih fon 1860 auf den heute von 
Preußen eingenommenen Standpunft, daß die Rheinſchiffahrt troß der Be 
laftung mit mäßigen VBefahrungsabgaben „ein entſchiedenes Übergewicht vor 
den fonfurrierenden Eifenbahnen behaupten werde“. 

Daß die Eifenbahnen felbft den Rheinzöllen und ihrem Einfluß auf 
die Frachten feine befondere Wichtigkeit für die Geftaltung dieſes Wettbe- 
werbäöverhältnifjes beilegten, feheint aus ihrem Verhalten bei der Aufhebung 
der Zölle hervorzugehen. Es hat nicht feftgeftellt werben können, daß fie 
damals irgend welche Gegenmaßregeln in ihrer Tarifbemeffung für notwendig 
erachtet hätten. 

Bon Intereſſe für die Frage, ob und in welchem Maße die Aufhebung 


! In den Jahren 1885 bis 1888 betrugen die Baumwollfrachten durchſchnittlich 
630 Mt. für 1885, 1886 und 1888, und 5,80 ME. 1837; alfo im vierjährigen 
Durchſchnitt 6,17 ME. bei 568 km Waſſerweg. Die Waſſerfrachten wurden damals 
von den Elbihiffahrtögefellichaften der Verwaltung mitgeteilt, was feitdem bebauer- 
liherweife — vielleiht auch zum Nachteil der Schiffahrt — aufgehört hat. 
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der Rheinzölle etwa einen Einfluß auf den Beichäftigungsgrad der Rhein— 
ſchiffahrt und der wettbewerbenden Eifenbahnen geübt und die Arbeits- 
teilung zwifchen beiden beeinflußt hat, ift eine die Fritifhen Jahre 1864 
bis 1870 umfafjende Zufammenftellung, melde fih in dem Jahresberichte 
der Zentralfommiffion für die Jahre 1869 und 1870 findet und den Ver— 
fehr von Amfterdam! mit Deutfchland auf der Wafferjtraße und Eifenbahn 
zum Gegenftand hat. 
Hiernach famen in Amfterdam aus Deutfhland an: 


Tonnen 
zu Schiff vom Rhein mit der Eifenbahn 
1864 66 241 103 266 
1865 57 566 136 026 
1866 65 089 141 374 
1867 64 710 162 307 
1868 83 326 173 007 
1869 (Angabe fehlt) 179 983 
1870 62 819 164 332 


Von Amjterdam gingen ab nah Deutſchland: 


auf dem Rhein mit der Eijenbahn 
1864 24 741 22 383 
1865 29 242 26 088 
1866 25 453 24 456 
1867 28 751 27 224 
1868 24 953 27 955 
1869 26 185 26 062 
1870 34 655 34 129 


—— 


I Eine ähnlihe Zufammenftellung für Rotterdam findet ſich leider nicht. 
Die Zentraltommiffion hielt den Amfterbamer Verkehr für den charakteriſtiſchen; 
denn fie jagt in dem Bericht für 186970: 

„Die nördlichite Endftation der Rheinjchiffe, Amfterdam, empfängt und verſendet 
feit den legten Jahren auf der mit dem Waflerwege in Konkurrenz getretenen 
Eifenbahn einen Teil ihrer Güter von und nad Deutidhland. Da das Ber- 
bältnig, in weldem der Verkehr auf diefer Bahn zu dem Berkehr auf dem alten 
Waſſerwege fteht, von Intereſſe ift, fo find die von und nad dem Rhein zu 
Schiff bemirkten Amfterdamer Transporte und diejenigen, welche mitteld der 
Eifenbahn von und nad Deutihland befördert werden, in einer diefen Bericht 
beigefügten Anlage VII nad) den Angaben der Amfterdamer Handeläfammer 
sufammengeftellt worden.“ 
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Diefe Zahlen laffen erfennen, daß die Aufhebung der Rheinzölle die 
Stellung der Schiffahrt in ihrem Wettbewerbe mit der Eifenbahn feineswegs 
verbefjert hat. Erft in dem Berichte der Zentralfommiffion für 1871 findet 
fih die Bemerkung, daß 

die hohen Schiffsfrahten für Kaufmannsgüter — vielleicht dazu beitrügen, 
mande Transporte dem Waſſerwege zu entziehen und den Eifenbahnen 
zuzumenden. — Hierbei jeien auch die zwifchen den nieberländifchen, 
öfterreichifchen, nord» und fübdeutfchen Eifenbahnvermwaltungen für den 
direften Verkehr vereinbarten niedrigen Frachtfäte „nit ohne Einfluß“. 
Die Schiffsfrachten waren damals gegen die Vorjahre ftarf geftiegen. 

Es ift überflüffig, zu bemerken, daß mit diefen Erörterungen feine 
Apologie der Rheinzölle gegeben werden fol. Sie ſchloſſen in fi eine 
Verfehröbefteuerung, welche aus mehr ald einem Grunde wirtſchaftlich un- 
zwedmäßig war und in ihrer Höhe diejenige Verkehrsſteuer, melde in 
Geftalt der heutigen Eifenbahntarife erhoben wird, bis zu den Boll 
ermäßigungen der fechziger Jahre übertraf. Es fol nur den unhiftorifchen 
Übertreibungen entgegengetreten werben, melde fi an die Gefchichte dieſer 
Zölle und ihrer Einwirkung auf die wirklihe Verfehrsentwidlung her— 
fömmlich gefnüpft haben. 

Die Abgaben betrugen vor 1851 für die zum vollen Sate abgefertigte 
große Mehrzahl aller Güter auf der Strede Emmerich — Mannheim 5,5 Pfe. 
vom Tonnenfilometer; das ift beinahe der Stredenfeß, zu welchem heute 
die deuten Eifenbahnen Wagenladungen von 10 Tonnen befördern. jür 
die Talfahrt betrug die Abgabe 3,7 Pfg. für das Tonnenfilometer, alfo 
0,2 Pfg. mehr als heute die Eiſenbahnfracht nach Spezialtarif IL!; die 
geringere Belaftung der Talfahrt beruhte auf der Berüdfihtigung des Um- 
ftandes, daß ftromab der Leinpfad, auf welchen früher die Hauptausgaben 
der Wafjerbauverwaltung entfielen, während er heute faft unbenugt ift, nicht 
in Anspruch genommen wurde. Bon 1851 bis 1861 betrugen die Abgaben 
nur noch 3,7 Pfg. zu Berg und 2,3 Pfg. zu Tal, um dann auf 0,75 Bfe- 
und 1864 nochmals auf 0,59 Pfg. ohne Unterfhied von Berg und Tal: 
fracht ermäßigt zu werden. Es ijt das etwas mehr als die Hälfte der 
heute no auf dem Donau—Main-Kanal gezahlten Abgabe. Für eine 
Reihe von Mafjengütern war aber auch diefer lette Reſt von Rheinzöllen 
noh auf 5, alfo auf ungefähr 0,15 im Sahre 1861 und 0,12 im 


! Dabei ift, foweit die Refognitionsgebühr in Betracht kommt, ein vollgeladenes 
200 t Schiff angenommen, fo daß die Tonne Ladung mit 48 Pig. für die ganze Strede 
belaftet wäre. 
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Jahre 1864 herabgefegt worden; gewiffe Güter und Berfehröbeziehungen 
waren überhaupt abgabenfrei. Die Belaftung war feineswegs allgemein, 
und namentlich war in Preußen der weitaus größte Teil des Verkehrs befreit?!. 

Es ift von Intereſſe, einen gewifjen Überblit über die Höhe der 
Durchſchnittsbelaſtung zu gewinnen, die ſich bei gleihmäßiger Erhebung der 
Abgaben vom Tonnenkilometer ergeben hätte. 

Die Rheinzölle erbrachten 1864 in Deutfchland brutto 953901 ME. 
Die Zahl der gefahrenen Tonnenfilometer ift nicht genau zu berechnen, 
fondern nur ſchätzungsweiſe zu ermitteln, und zwar fann dad mit einiger 
Wahrjcheinlichkeit in der Weife gefchehen, daß bie in Emmerich durchge- 
gangenen und in Duisburg—Ruhrort ein» und ausgeladenen Gütermengen 
für die Jahre 1864 und 1905 verglichen werben. Es fann dann ange: 
nommen werden, daß die Zahlen der Tonnenfilometer für beide Jahre fich 
ungefähr verhalten wie die für Emmerih und Duisburg—Ruhrort er: 
mittelten Zahlen. 


Der Verkehr betrug in Tonnen 


1864 1905 
Emmeid . . . 1218120 20 673 189 
Ruhort . . . 1239015 7 418 065 
Duisburg . . . 812 345 7 899 038 
3 269 470 35 990 292 


Hiernach hat der Rheinverkehr von 1864 zu 1905 fich etwa verelffadht. 
In dem legteren Jahre wurden auf dem Rhein etwa 6,4 Milliarden tkm 
ohne Floßholz gefahren. Der Verkehr für 1864 wäre alfo auf 580 000 000 tkm ? 
anzunehmen, und er wäre dur das tatfächlihe Auffommen an Rhein— 
Ihiffahrtsabgaben mit 0,16 Pig. vom Tonnenkilometer im Durchſchnitt 
belaftet worden. Die jegt in Ausfiht genommene Schiffahrt3abgabe beträgt 
befanntlih 0,04 Pfg. vom Tonnenfilometer. 

Was die Frachten auf dem Rhein anbetrifft, fo wird in der unter 
den Drudfahen des preußifchen Abgeordnetenhaufes Seffion 1879/1880 
Nr. 24 veröffentlichten Denkſchrift des Minifters der öffentlichen Arbeiten 
und Finanzminifters vom 3, November 1879 mitgeteilt, daß fie für eine 


! Im Jahre 1860 betrug in Preußen die Menge der rheinzollpflicgtigen Güter 
an den Hebeftellen etwa 150000 t, während etwa 2000000 t abgabefrei durchgeführt 
wurden. Bal. Denkichrift zum Geſetzentwurf wegen Ermäßigung der Rheinzölle. 
Drudiahen des Abgeorbnetenhaufes 1861 Nr. 19. 

2 Für 1875 ift die Zahl der Tonnentilometer auf 882000 000 ermittelt. 
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Gütertonne von Rotterdam nah Mannheim im Jahre 1840 — 27,20 Mt. 
und 1877 — 14,45 Mk. betragen hätten. In einer Petition der Handelö- 
fammer Cöln vom 15. März 1856 wird diefelbe Fracht auf „nur“ 16,80 ME. 
bis 20,— Mi. angegeben’. Die Art der Ermittelung und der Frachtgüter 
ift aus diefen Angaben nicht erfihtlid. Der Bericht der Zentralfommiffion 
für die Jahre 1869 und 1870 enthält genauere Frachtangaben für diejelbe 
Verkehrsbeziehung, die durch vergleichende Hinmweife auf die entfprechenden 
Eifenbahnfradhten ein befonderes Intereſſe darbieten. Danach betrug die 
Eifenbahnfracht für Getreide, Baummolle, Kaffee, Zuder, Krapp und Ol 
12,92 ME., während die Schiffsfracht für Kaffee, Zuder und Krapp 12,24 Mt., 
für Baummwolle 10,20 Mf., für Getreide und ÖI 10,20 ME. bis 12,24 Mt. 
foftete. Die Fracht für Noheifen — ebenfalld von Rotterdam nah Mann: 
heim — war auf der Eifenbahn 7,80 ME, und auf der Waſſerſtraße 
9,18 Mt. Diefes Gut fam alfo unter gewöhnlichen Verhältnifien für die 
Schiffahrt nicht in Betracht; aber auch bei den übrigen beſonders genannten 
Maren war der Preisunterfhied zugunften der Waſſerſtraße, 0,68 bis 
1,72 Mt., nicht bedeutend ?. 

Wie man damals, unmittelbar nah der Aufhebung der Rheinzölle, 
die Lage beurteilte, geht aus dem Jahresberichte der Zentralfommiffion für 
1867/1868 hervor, wo es heißt: 

„Die Vorteile, deren fi die Rheinfhiffahrt infolge gänzlicher Abgaben: 
freiheit erfreut, dienten ihr in der Konkurrenz mit den Eifenbahnen zu nicht 
geringer Erleichterung, und trugen weſentlich dazu bei, den Waſſerverkehr 
im großen Ganzen wiederum bedeutender als in den vorhergehenden 
Jahren erjcheinen zu laſſen.“ 

Der hierdurch erreichte Status der Eifenbahn gegenüber wird meiter 
als ein vom Standpunft der Schiffahrt befriedigender anerfannt mit den 
Morten: 

„In der Teilung der Arbeit, welche ſich jeit den letzten Dezennien zwifchen 
der Flußichiffahrt des Rheins und den Schienenftraßen zu beiden Seiten 
diefes Waſſerweges vollzieht, ift ein gewiſſes Gleihgewidt ein- 
getreten, von welchem angenommen werden darf, daß es von Dauer fein 
und fih nicht zum Nachteil der Schiffahrt ändern werde.“ 
Im Jahre 1877 gibt die Zentraltommiffion die Fradten von Rotterdam 
nah Mannheim auf 11,20 ME. für Stüdgut und 7,20 Mt. für Getreide 


! Rommiffionsbericht de preußifchen Abgeorbnetenhaufes vom 18. April 1856 
Aktenftüd 151. 

? Die obigen Zahlen beziehen fih auf gewöhnliche Frachten. Die Eilfrachten 
werden für Schiffahrt allgemein auf 34 und für Bahn auf 95 ME. angegeben. 
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an; im nächften Jahre für Getreide und Roheifen auf 7,14 ME. bis 7,56 ME., 
im Mittel 7,35 Mk., und für Stüdgut auf 16,50 Mt. 

Im Durdfchnitt der Jahre 1901 bis 1905 betrug die Getreidefradht 
nah den. Mitteilungen der Mannheimer Handelfammer 3,05 Mk. oder 
0,53 Pfg. für das Tonnenkfilometer; fie war feit 1878 um 58 vom Hundert 
gefallen!. Dagegen beträgt die Eifenbahnfradht für Getreide in Deutfchland 
4,5 Pfg, vom Tonnenkilometer, alfo ungefähr das neunfadhe. Die Gefamt- 
fragt von Rotterdam nad Mannheim beträgt für Getreide heute nicht mehr 
12,92 ME., fondern 18.40 ME.?; es befteht alfo eine Spannung von etwa 
15,35 Mk. Es tft ohne weiteres klar und bedarf feines meiteren Beweifes, 
daß eine Schiffahrtsabgabe von 50 bis 70 Pfg. hier ohne jeglichen Einfluß 
auf die Arbeitsteilung zwiſchen Eifenbahn und Waſſerſtraße — in Anbetracht 
des gewaltigen Frachtvorſprunges der letzteren — fein würde. Ein Nachteil 
für das Schiffahrtsgewerbe könnte nur unter der Vorausfegung entftehen, 
daß die Aufnahmefähigfeit des deutichen Wirtfchaftsgebietes für das mit 
einer folchen Abgabe belaftete Getreide und infolgeveffen die zu befördernde 
Sütermenge geringer werben follte; ob dieſe Vorausfegung zutrifft, wird 
noch zu unterfuchen fein. Someit die wirtfchaftliche Möglichkeit der Schiffahrt3- 
abgaben von der Spannung zwifchen Eifenbahn- und Waſſerfrachten abhängt, 
it fie hier ficherlih in ausgiebigem Maße vorhanden. 

Ein der Menge nad; noch wichtigere Mafjengut als Getreide ift für 
die Rheinſchiffahrt Kohle. Die Kohlenfrahten von den Ruhrhäfen nad) 
Mannheim betrugen nad) dem „Schiff“ im Durchſchnitt der Jahre 1885/18837, 
1892/1894 und 1900/1902 — 3,28, 2,79 und 2,24 Mt. In dem Aufjag 
von Tod „Der Güterverkehr auf den Deutfhen Waſſerſtraßen“ (Archiv für 
Eifenbahnmwefen 1887 ©. 153ff.) wird die Fracht für Mafjengüter von 
Duisburg nah Mannheim auf 3,60 ME. mit Schlepplohn angegeben. Die 
Frachten des Kohlenkontors betragen feit 1905 2,60 Mk. Sie find alfo 
ſeit zwei Jahrzehnten um 30 vom Hundert gefallen und ftehen auch nad 
der durch das Kohlenfontor bemirkten Erhöhung immer noch 20 bis 27 
vom Hundert unter der früheren Höhe. Die Schiffahrtsabgabe auf Kohlen 
würde wahrjcheinlic etwa 7 Pig. — 2,7 vom Hundert der Kontorfrachten 
— betragen. Bon der Geringfügigfeit diefer Abgabe gibt ein Vergleich 
mit den Hafenfrachten, welche in Duisburg—Ruhrort für die Benutzung 
der die Eifenbahngleife mit den Labeftellen verbindenden Hafengleife zu 


— 





1Im Durchſchnitt 1885/87, 1892/94 und 1900/02 betrug fie 4,80, 3,62 und 
3,12 Mt. nach den Beröffentlihungen im „Schiff“. 
2 Die Abfertigungsgebühr ift hier beide Male eingerechnet. 
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zahlen find, eine ungefähre Vorftelung. Diefe Hafenfrachten betragen von 
alteröher für den Eifenbahnwagen Kohle 3 Mk., für Getreide dagegen 
1,50 Mt. Die Gleidjftellung der in die Eifenbahntarife eingerechneten Hafen: 
fradhten im Sinne der Verallgemeinerung des niedrigeren Satzes würde für 
Kohle bei Annahme einer durchſchnittlichen Ladefähigfeit der Wagen von 
15 t eine Ermäßigung von 10 Pfg. für die Tonne zur Folge haben, alfo 
die Gejamtbeförderungsfoften viel ftärfer beeinfluffen, ald die Sciffahrte- 
abgabe ed tun könnte. 

Die Kontorfraht Duisburg— Mannheim verhält fih zur Eifenbahnfradt 
wie 2,60 zu 7,90 und der tonnenfilometrifhe Einheitsſatz mie 0,74 zu 
2,2; man wird von einer wirtfchaftlichen Unmöglichleit, den erfteren burd 
eine Sciffahrtsabgabe von 0,02 auf 0,76 zu fteigern, hiernach faum reden 
fönnen. Der für Kohlen geltende Rohſtofftarif ift freilich von 350 km ab 
— das entfpricht ungefähr der Entfernung Duisburg— Mannheim — auf 
1,4 Pfg. von den anftoßenden Tonnentilometern geftaffelt. Dank vieler 
Staffelung hat Mannheim einen erheblichen Vorzug als Kohlenbezugs: und 
Umfchlagsplag gegenüber den weiter ftromauf liegenden Häfen, die dem 
Wettbewerbe der Eifenbahn wieder ſtärker ausgefegt find. Außerdem gemährt 
die badifche Staatsbahn den umgefchlagenen Kohlen einen befonderen Staffel: 
tarif, der von 100 km ab auf 1,7 Pfg. fällt. Aber auch die Sätze der 
zweiten Staffel, in Preußen 1,4 Pfg. und in Baden 1,7 Pfg. vom Tonnen 
filometer, find immer noch beinahe zweimal und zmweieinhalbmal fo hoch mie 
die Waſſerfrachtſätze. Diefe Frachtunterfchiede find fo groß, daß fie aus 
dur die Vorfrachten aus dem rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlenbeden nad den 
Ruhrhäfen in ungefährem Betrage von 1,50 ME. für die Tonne nidt 
wefentlich beeinträchtigt und abgefhwädt werden. Es fommt hinzu, daß 
die Auffchließung des linksrheiniſchen Kohlenbezirks die Zahl der unmittelbar 
in Rheinfchiffe ladenden Zechen bedeutend vermehren wird. 

Was die Talfrachten für Kohle anbetrifft, fo find fie von 2,26 Mt. 
auf der Fahrt von Duisburg nad Rotterdam im Jahre 1878 und 1,70 ME. 
im Jahre 1887 auf 1,05 ME. im Durdfchnitt der Jahre 1896 bis 1905 
alfo um 53 vom Hundert in 30 Jahren gefallen!. Nach den Beröffent- 
lihungen im „Schiff“ betrugen fie im Durdfchnitt 1885/1887 — 1.54 M,, 
1892/1894 — 1,44 Mt. und 1900/1902 — 1,28 M. Die Fradtziffer 
1,05 Mi. ergibt einen tonnenfilometrifhen Sat von 0,48 Pfg. Die Eifen- 


' Die erfte Zahl entftammt dem Jahresbericht der Rheinſchiffahrtskommiſſion, 
die zweite dem obenermähnten Auffage von Tod, die dritte beruht auf amtlichen 
Ermittelungen in Duisburg. Die Jabresziffern find von 1896 bis 1W5 — 1,8, 
1,18, 1,01, 1,23, 1,24, 0,95, 0,89, 0,99, 0,99 und 0,98 Mt. 


— 
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bahnfracht beträgt für die Strede Gelſenkirchen — Rotterdam — bei Aufgabe 
mindeftens einer gefchloffenen Sendung von 200 bis 300 t wöchentlich — 
4,80 ME. und unter Berüdfihtigung der auf den niederländiihen Bahnen 
gewährten Refaftien 3,60 Mk., das ift vom Tonnenfilometer 1,6 Pfg. Sie 
betrug im Jahre 1878 4,90 Mt., nad) den preußifhen Tariffägen. Die 
Höhe der damals von niederländifcher Seite etwa gewährten Nefaltien tft 
niht mehr feitzuftellen; fie follen feit 1905 etwas verringert worden 
fein, fo daß die wirklichen Eifenbahnfrachtfoften ſich heute entiprechend 
teurer ftellen würden. Übrigens find die hier in Rechnung geftellten 
billigen Sonderzugtarife der Eifenbahn naturgemäß nur anwendbar für 
Mafjenbeförderungen nah ganz großen Verbrauhsplägen wie Rotterdam, 
nicht nad ben zahlreihen Eleineren Plägen, die nicht imftande find, ganze 
Kohlenzüge wöchentlich in regelmäßiger Folge aufzunehmen. Hier hat die 
Schiffahrt, welche dank des weitverzweigten nieberländifchen Wafjerftraßen- 
netzes faſt überall hingelangt, einen noch weit größeren Frachtvorſprung vor 
der Eifenbahn. 

Für Erz von Rotterdam nah Duisburg betrugen die Sciffsfradhten 
1880 im Durchſchnitt 1,61 ME, und 1905 nad den Angaben im „Rhein“ 
I ME, 0,08 ME. mehr wie im Jahre 1904. Die Fraht ift alfo in 
25 Jahren um 38 vom Hundert gefallen. Die Bahnfradt von Rotterdam 
nad Oberhaufen betrug 1905 — 5 Mf. und mit der höchſten, bei Ver— 
frahtung von 100000 t jährlich eintretenden, niederländiſchen Refaktie 
2,27 Mt. Die tonnenkilometrifhen Sätze jtellen fih alfo etwa wie 0,47 
zu 1,1 Pfg. Da ein fehr großer Teil der nieverrheinifchen Hütten un- 
mittelbar an die Waſſerſtraße angeſchloſſen ift, jo haben hier die Schiffs— 
fradhtfäge eine befonder8 maßgebende Bedeutung. Die Eijenbahnfradhtjäge 
für 1880 find wegen der Unficherheit, weldhe inbezug auf die damalige 
Höhe etwaiger Refaktien befteht, nicht mit genügender Beftimmtheit feft- 
zuftellen. 

Talfrachten für andere Güter, außer Kohle, find aus dem Jahre 1878 
durch den Bericht der Zentralfommijfion noch befannt. 

a) von Mannheim nad) Rotterdam für nicht benannte Güter — Kohle 
fann nit in Betradht fommen — 3,15 bis 3,36 ME., alſo im Mittel 
3,25 ME. gleih 0,5 Pf. für das tkm. 

Heute koſtet Halbzeug von Ludwigshafen nad; Rotterdam 1,60 ME. 
oder 0,28 Pf., für dad tkm. Die Fracht ift alfjo um 44 von Hundert 


1 Bol. Denkſchrift des Arbeitsausfchuffes der Rheinichiffahrtsinterefjenten S. 39. 
Die Frachtangabe 1,55 ME. (1,30 bis 1,80 Mt.) in den Drudfahen des Landes- 
eifenbahnrats 1907 Nr. 11 S. 194—195 bezieht fich nicht auf die reine Schiffsfracht. 
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gefallen. Derſelbe Sat von 1,60 ME. gilt für die Eifenverfchiffung von 
Duisburg nah Antwerpen. Die lehtere Fracht ftand im Jahre 1878 auf 
3,36 Mk., tft alfo in 30 Jahren um 52 vom Hundert gefunfen. Eiſen 
von Duisburg nad) Rotterdam wurde 1878 für 1,99 ME. im Mittel und 
wird heute für 1 ME, verfchifft, alfo für einen um 50 vom Hunbert 
geringeren Fradhtpreis!, 

Die Rheinfraht von Oberlahnftein nah Duisburg betrug im Jahre 
1872 für Erze 1,50 Mt., und heute nur nod etwa 0,75 Mf., ift alfo 
ebenfalld auf die Hälfte geſunken. 

Man fieht aus diefen Zahlen den außerordentlihen Unterfchied in ber 
Höhe der Berg: und Talfrachten auf dem Rhein, eine Erfcheinung, melde 
durch das ftarfe Überwiegen der Güterbemegung vom Niederrhein nah Mann- 
heim über den Frachverkehr in umgekehrter Richtung herbeigeführt wird. 
Da die große Mehrzahl der vom Niederrhein zu Berg beförderten Fahrzeuge 
leer heruntergeht, ift das Angebot von Kahnraum in Mannheim — Ludwigs— 
hafen für die Ausfuhr der oberrheinifhen Induſtrie ein fehr großes. Der 
Einfluß dieſes Umftandes auf die Frachtbildung zeigt fih in der Tatſache, 
daß Mannheim— Ludwigshafen in Rotterdam ungefähr ebenfo billig an den 
Weltmarkt fommt und den Anſchluß an die Seefhiffahrt findet, wie Duisburg 
in Rotterdam. Die hier mitgeteilten, zuverläffig befannt gewordenen Fradhten 
beziehen fich zwar nur auf Eifen, aber es ift anzunehmen, daß das Ver: 
hältnis der Beförderungskoſten für andere Mafjengüter nicht weſentlich ab: 
weichend, fondern ungefähr das gleiche ift. 

Nachdem in den fechziger und fiebziger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
die Mofel- Lahn: und Rheinzölle, demnächſt auch die Schiffahrtsabgaben 
auf der Lippe, Nuhr und Saar, ſowie auf den elſaß —lothringiſchen Wafler- 
ftraßen aufgehoben worden waren ?, ereignete ſich ber erſte Fall der Wieder: 
einführung folder Abgaben innerhalb des Nheingebiets im Jahre 1896 
bei den reichäländifchen Kanälen. 

Im Jahre 1886 waren auf diefen Wafjerftraßen 147751664 tkm 


! Die Zahlen für 1878 find durch die Zentrallommiffion mitgeteilt, die heutigen 
dur die Handelskammer Duisburg. Die lehteren find allerdings in Heft 8 der 
„Südmweftdeutfhen Wirtihaftsfragen” — Die Mofel- und Saarfanalifierung — 
S. 50 von Dr. Alexander Tille beftritten. Es beißt dort: „Für Duisburg—Rotter- 
dam ift der gewöhnliche Frachtſatz 50 Pig. und nicht 1 Mf., und für Duisburg— Ant- 
mwerpen 80 Pfg. und nicht 1,60 ME.“ Vielleicht beziehen fi die Angaben der 
Handeldfammer Duisburg nicht auf reine Waflerfradhten. In diefem Falle würden 
fie allerdings für die obige Darftellung nicht geeignet und, weil zu hoch, mit den 
Stredenfägen der Eifenbahn nicht vergleichbar fein. 

® Bol. ©. 14 und 15. 
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gefahren worden. Die Fracht für das weitaus überwiegende Gut — Kohlen 
— hatte für die hauptfählih in Betracht fommende Verkehrsrichtung von 
Saarbrüden nah Mülhaufen im Durchſchnitt der Jahre 1886 bis 1890 
bei abgabenfreier Schiffahrt 1,22 Pf. für das Tonnenlilometer betragen. 
In den Jahren 1893 bis 1896 wurden die Kanäle derart ausgebaut, daf 
die Ladefähigfeit der Fahrzeuge von bisher 197 auf 296 t gefteigert werben 
fonnte. Seit 1896 wird eine Schiffahrtsabgabe von 0,2 Pf. für das Tonnen- 
filometer, alfo in fünffacher Höhe der für den Rhein in Ausficht genommenen, 
erhoben. Gleihmwohl jtieg der Verkehr bis 1905 auf 197392845 tkm, 
und die Fracht ftellte fih im Durdfchnitt der Jahre 1901 bis 1905 auf 
1,11 Pfg. für das Tonnentilometer einfhlieflih der Abgabe. Die reine 
Fracht ift aljo um 25 vom Hundert und die Fracht mit Abgabe um 9 
vom Hundert gefallen, während der Verkehr um 33 vom Hundert geftiegen 
iſt; die Abgabe jtellte ji auf 2,2 vom Hundert der Fraditen !. 

Bon hohem Anterefje für die Beurteilung der Frage, in wie meit 
Schiffahrtsabgaben ala wirtfchaftlihd möglih angefehen werden können, ift 
fodann die Entwidlung der Verhältniffe am Fanalifierten Main gemordent 
zumal bier von unmittelbar beteiligter und zweifellos fjachverjtändiger Seite 
der mwirtfchaftlihe Nuten der Schiffahrtsverbefjerung wiederholt berechnet 
worden ift, ſodaß dieſer Nuten zahlenmäßig mit der Höhe der Abgabenlaft ver: 
alien werden fann. Nachdem im Herbit 1886 der Verkehr auf dem Fanali- 
fierten Main eröffnet war, wurde die erzielte Frachterfparnis für Frankfurt 
und die übrigen Mainpläge für das Jahr 1887 von dem Handelsfammer- 
iynditus Puls? auf 1141502 ME. und für das folgende Jahr von der 
Handelskammer Frankfurt ſelbſt? auf 1692754 Mi. berechnet. Diefer 
dem Handel, der Induſtrie und den Verbrauchern zu Teil gewordene Fradht- 
geminn wäre, wenn die am 1. Oftober 1899 eingeführte Schiffahrtsabgabe 
damals ſchon beftanden hätte, um etwa 49000 ME., alfo um etwa 3 vom 
Hundert, zugunften der Staatsfafje verkürzt worden. Die Abgabe trifft 
jwar nur ben Ortöverfehr, während der Umfchlagsverfehr über Frankfurt und 
u Ei über Offenbach frei bleibt, indeſſen ift der örtliche Verkehr mehr 


! Bal. Statiftit über den Verkehr auf den Kanälen und der Mofel in Elſaß— 

an Aufgeftelt im Minifterium für Elfaß-Lothringen. Straßburg 1886 ff. 
6. Fiſchbach. 

® Der wirtihaftlihe Wert der Mainfanalifierung und ber Güterverfehr von 
Frankfurt a. M. von Otto Puls, Syndikus der Handelsfammer und Konjul, Mitglied 
ded Bezirkseifenbahnrat3 zu Hannover uſw. Frankfurt a. M., Alfred Neumannfche 
Buchhandlung 1888. 

% Jahresbericht 1888 S. 321. 

Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil, 10 
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als zwei Drittel des gefamten. Wenn man das im Jahre 1905 tatfädhlih 
beobachtete Verhältnis zwifchen Orts- und Umfchlagsverfehr auf das Jahr 
1888 überträgt und die Abgabenfreiheit des leßteren ala nicht bejtehend 
annimmt, jo fommt man auf eine gefamte Abgabenlaft von rnd. 67 800 MI. 
oder 4 vom Hundert des durch die Handelsfammer berechneten Borteile. 

Wertvoll find aud die Angaben, melde die Kammer über die Fradt: 
gewinne bei den einzelnen Gütern gemadt bat. Sie betragen für die Tonne 
unter anderem bei Getreide 1,65 Mf., bei Petroleum 8 Mk., bei Kaffee 
4,50 Mk., bei Eifenerzeugnifien 5 ME. und bei Kohlen 3 Mt. Hiervon 
find durd die im Jahre 1899 eingeführte Abgabe für den Staat beanjprudt 
worden bei Kohlen 11,5 und bei den vier anderen Frachtgegenſtänden 23 Pf. 
vorausgefeht, daß es fih um Güterjendungen handelt, die bis Frankfurt 
gehen und alle 5 preußifchen Stauftufen durchfahren. Der Abgeordnete 
Öfer bezifferte am 21. Januar 1905 im preußifchen Abgeordnetenhaufe den 
Frachtvorteil des Waſſerweges gegenüber dem Bahnbezuge bei Kohle auf 
2,70 ME. für Frankfurt und 2 Mi. für Offenbach bis zur Gründung des 
Kohlenkontors !. 

Die Shiffsfrahten betrugen für Kohlen von Ruhrort nad Frankfurt 
im Jahre 1888 nah Puls? 3,20 ME. einjchlielih des Schlepplohns. Sie 
fielen dann bis 1904 — in der Zwifchenzeit wurde die Mainmwafjerftrafe 
durh den Anbau von Schleppzugsicleufen weiter verbeſſer — um 28 
vom Hundert auf 2,30 ME?, Das Kohlentontor erhöhte die Fracht im 
Jahre 1905 auf 2,60 ME., alfo um beinahe das Dreifadhe der Mainfdif: 
fahrtsabgaben, welche legteren nad Handelsgebrauch neben der Fracht dem 
Empfänger zur Laft gelegt werden. Aber auch die Kontorfracht mit Abgabt 
— für Frankfurt 2,71 ME. — bleibt immer nod um 0,49 ME. hinter 
derjenigen Fracht zurüd, welche die Handelsfammer Frankfurt im Jahre 1888 
ihrer Berechnung der Frachtvorteile zu Grunde legte. Die Schiffsfradht von 
2,60 Mi. beträgt bei einem Wafjerwege von 313 km 0,83 Pf. für das 
Tonnentilometer, während die Bahnfradt für Kohle von Gelſenkirchen nad 
Frankfurt bei 290 km Länge einen Stredenfat von 2,2 Pf. hat. Die 
Gejamtkoften ftellen fih für den Eifenbahn- und Wafjermeg auf 4,31 Mt. 
— 1,50 Mi. Bahn, 0,10 Hafenkoſten und 2,71 Schiffsfracht nebft Ab- 
gaben — gegen 7,10 ME. einfchließlich der Abfertigungsgebühr von 0,70 Mt. 
auf dem geraden Bahnwege. 


! Stenograph. Berichte S. 8715. 
2 Puls ©. 44. 
® Mitteilungen der Handelskammer Hanau Nr. 4 vom Juli 1907. 
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Daß die am 1. Dftober 1899 eingeführten Mainfhiffahrtsabgaben die 
Entwidlung des Verkehrs nicht gehemmt haben, ergibt fi aus der Tatſache, 
daß die Menge der in Franffurt bergwärts angefommenen und talmärts 
abgegangenen Schiffägüter in den nädjften 5 Jahren von 1900 bis 1905 
von 1138465 auf 1433497 t, alfo um 26 vom Hundert, anwuchs, während 
in Mannheim während des gleichen Zeitraums der Rheinfchiffsverfehr nur von 
4922465 auf 4988173 t, alfo nur um 1 vom Hundert ſtieg. Mannheim, 
Ludwigshafen und Rheinau zufammen hatten im Jahre 1900: 7256 661 
und 1905: 8475300 t Verkehr, alfo einen Zuwachs von 16 vom Hundert. 

Sn den 6 Jahren von 1894 bis 1899 hatte der Verkehrszuwachs 
in Frankfurt 30 und in dem entfprechenden Zeitraum von 1888 bis 1898 
jogar 63 vom Hundert betragen. Die Verlangfamung des Zuwachſes ergibt 
ich einerfeit3 aus der Wergrößerung der Grundzahlen und anderfeits aus 
dem Umftande, daß in der erften Zeit nad der im Herbft 1886 erfolgten 
Eröffnung des” neuen Verkehrsweges die Aufwärtsbemegung naturgemäß 
befonders ftarf war. 

Die Bergleihung zwifchen Frankfurt und Mannheim ift zuläffig und 
zweckmäßig, mweil beive Plätze wichtige Endpunfte für die rheinifche Groß— 
Ihiffahrt find, in einem gewiſſen Wettbewerbe hinſichtlich des Umfchlages 
ftehen und übrigens auch ungefähr gleihe — für das Kohlenfontor iventifche 
— Frachtſätze haben. 

Daß die Stadt Frankfurt troß der fie belajtenden Sciffahrtsabgaben 
einen weiteren, und zwar einen fehr bedeutenden Auffhwung ihres Main- 
und Rheinverfehrs für wahrſcheinlich hält, hat fie dadurch bemiefen, daß fie 
neuerdings den Bau eines zweiten Hafens begonnen hat, defjen Koften auf 
58 Millionen ME. veranichlagt find. 

Ahnliche Wahrnehmungen wie bei Frankfurt a. M. find bezüglich des 
unmittelbar oberhalb gelegenen heſſiſchen Hafens Offenbach gemacht worden. 
Im Sommer 1907 hat die Handelskammer oder eine Gruppe von Vertretern 
der Kammer den Jahreönugen der dortigen „VBerbrauder“ von der abgaben- 
pflihtigen Mainwaſſerſtraße auf annährend 300000 Mk. beziffert?. Der 
rohe Gefamtnugen ift alfo no um den Betrag der Abgaben höher gemwefen. 





! Die Zahlen find für Frankfurt 1888: 386712 t, 1893: 631453 t, 189: 
142556 t und 1899: 968683 t. Der DObermainverfehr von und nah Frankfurt ift 
überall nicht mitgezählt, weil er dur die Einführung der Schiffahrtdabgaben im 
Jahre 1899 nicht beeinflußt wurde. Ebenfo ift für Mannheim die auf dem Nedar 
angelommene und abgegangene Gütermenge außer Anjag gelaffen; fie betrug 1900: 
405790 und 1905: 308254 t. 

® Pol. Mitteilungen der Handeldlammer Hanau vom Juli 1907 Nr. 4. 
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Die Abgabenlaft betrug 1906 — da die Angabe des Jahresnutzens auf 
diefes Jahr bezogen werden muß, fo ift es auch hinſichtlich der Abgaben 
ausnahmsmeife hier feitgehalten — für Dffenbah 13370 Mi. oder etwa 
4,2 vom Hundert des Vorteils. Mit dem für Umfchlag rüdvergüteten Ab: 
gabenbetrage von 46 30 Mt. hätte fi die Belaftung auf 18000 Mi. und 
der Anteil an der rohen Frachterſparnis auf 5,7 vom Hundert geftellt. 

Die bezüglich der Abgaben auf dem Fanalifierten Main gemachten Er: 
fahrungen haben infofern eine befondere Bedeutung, als fie eine gemifie 
Grundlage bieten für die Beurteilung der Wirkungen, welche die von Preußen 
vorgefchlagenen Rheinfiffahrtsabgaben auf den Verkehr haben künnen. Die 
Schlußfolgerung aus jenen Erfahrungen auf die fünftige Entwidlung der 
Rheinhäfen unter der Herrfchaft diefer Abgaben hat ein hohes Maß ven 
Wahrfcheinlichkeit für ih. Denn Frankfurt ift tatfächlich auch nichts anderes 
als ein Rheinhafen und die in Frankfurt zu entrichtenden Abgaben find — 
wirtfchaftlich betrachtet — ſchon jet Rheinſchiffahrtsabgaben, weil fie gezahlt 
werden von Schiffen und Gütern, welche ganz überwiegend auf dem Haupt- 
ftrom fich bewegen und den fanalifierten Nebenfluß eigentlih nur als langen 
Zugangsfanal zum Endhafen befahren. Nun betragen die Abgaben auf 
der 35 km langen Mainftraße für Kohle und andere; geringmertige Mafien- 
güter 0,3 Pfg., für fonftige Güter, insbefondere für Getreide 0,6 Pfg. vom 
tkm. Das ift für Kohle das 15 fache desjenigen Gates, der wahr- 
ſcheinlich als Rheinſchiffahrtsabgabe in Betraht kommen würde. Ein mit 
Kohlen nad Frankfurt fahrendes Schiff würde alfo in Zufunft das 15 fade 
der Entfernung zwiſchen Franffurt und Mainz — 525 km — auf dem 
Rhein und Main zurüdlegen können, ohne eine Erhöhung feiner Abgaben: 
laft zu erfahren. Diefe Entfernung reicht aber von Frankfurt über Main; 
abwärts gemefjen, bi8 wenige Kilometer vor Rotterdam. Für die ber 
Gütermenge nad wichtigſte Verfehrsbeziehung von Ruhrort nah Frankfurt 
ift die Entfernung mit 313 km mefentlid fürzer, jodaß eine Verminderung 
der jeigen Abgabenlaft für Frankfurt und Offenbad eintreten würde, Die 
Verbilligung würde gerade der für die Induftrie des Maintales befonders 
wichtigen Ruhrkohle zuftatten fommen. 

Für die auf dem Main jegt mit 0,6 Pfg. vom tkm tarifierten Güter 
würde allerdings wahrfcheinlich feine Verbilligung, teilmeife auch — namentlid - 
für ausländiiches Getreide — eine geringfügige Erhöhung der Abgaben 
eintreten. 

Bei den Erwägungen über die Kanalıfierung des Nedars von Heilbronn 
abwärts hat man die Erhebung einer Sciffahrtsabgabe von durchſchnittlich 
0,42 Pig. für das tkm auf der 115 km langen Stromftrede vorläufig ins 
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Auge gefaht!. Das ift das 101,efahe des für den Rhein in Betracht 
fommenden Durchſchnittsſatzes; man Fönnte alfo für die nad) jener Annahme 
auf dem Nedar allein zu entrichtende Gefamtabgabe im Falle der Errichtung 
eineö gemeinfamen Tariffyftems für den Rhein, Main und Nedar 1207,5 km 
zurüdlegen. Cine ſolche Entfernung fommt im Stromgebiet des Rheins 
nit vor. 

Wenn auch die eigentliche Rheinfchiffahrt feit 1867 frei war von Ver— 
fehrsabgaben, fo find ihr doch feit 1884 dur die fozialpolitifche Geſetz— 
gebung andere öffentliche Laſten erwachlen, die allmählich eine fehr bedeutende 
Höhe erreicht haben. Sie verteuern den Betrieb in derfelben Weiſe, wie 
eine Schiffahrsabgabe von entfprechender Höhe es getan haben würde, und 
bieten jedenfalls für die Unterfuhung der Kaufalzufammenhänge zmwifchen 
öffentlichen Zaften, Selbftkoften, Frachten und Verkehr eine geeignete empirische 
Grundlage. 

Sm Jahre 1905 betrugen die für die Unfallverfiherung anrechnungs— 
fähigen Löhne in der Rheinfhiffahrt 10 973139 ME, wovon 311040 Mt. 
oder 2,8 vom Hundert an die Weſtdeutſche Binnenfchiffahrsberufsgenofjen- 
Ihaft beizutragen waren. Die Kranfenverficherungsbeiträge der Unternehmer 
find mit 1 vom Hundert, alfo mit 109731 ME. und ihre Beiträge zur Invaliden- 
verfiherung mit 0,75 vom Hundert der Löhne zu ſchätzen. Dabei ift das 
durchſchnittliche Lohneinkommen auf 1000 Mk., der Wochenbeitrag des 
Arbeitgebers auf 0,15 ME. und die verfiherungspflichtige Befhäftigung auf 
50 Wochen angenommen. Hiernach beträgt die Ausgabe für Invaliden— 
verfiherung 82 298 ME., und die Gefamtbelaftung der Rheinfhiffahrt in 
Deutfhland durch die fozialpolitifche Gefeßgebung rund eine halbe Million 
Mt. Diefe bedeutende Laft hat eine ftarfe Abwärtsbewegung der Frachten 
in den beiden legen Jahrzehnten nicht gehindert. 

Die Beiträge zur Kranken», Unfall-e und Invalidenverſicherung fpielen 
jelbftverftändlih die gleiche Nolle für die Binnenfhiffahrt auf allen andern 
Wafferftraßen und für die Seeſchiffahrt. Die Berehnung des Gejamt- 
betrages diefer Beiträge ift hier nur deshalb für die Rheinſchiffahrt auf: 
gemacht worden, um die Höhe der fozialpolitifchen Belaftung zu zeigen und 
darauf hinzumeifen, daß fie durch Ermäßigung der Sciffahrtsfelbitoften bei 
anderen Pofitionen weit mehr ald auögeglichen worden ift. 


! Bol. Entwurf des Württembergifchen Hauptfinanzetats für 1905 und 1906 
amt Anlagen Heft XIV, Zweiter Nachtrag. Begründung unter X. Das badiſche 
Minifterium des Innern bat allerdings, wie aus der Anlage zur Begründung 
hervorgeht, die Möglichkeit der Erhebung „einer nennenswerten Schiffahrtdabgabe* 
bezweifelt. 
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8 5. Wajlerfrahten, Abgaben und Verkehr auf den übrigen 
Schiffahrtöwegen. 


Der Dortmund—Ems-Kanal ift eine fo neue Wafferftraße, daß ein 
bedeutendes Material für die Beobadhtung der Fradtentwidlung und des 
Einfluffes der Abgaben nit zur Verfügung ftehen fann. immerhin bat 
fi eine finfende Bewegung in den Fradten ſchon bemerkbar gemadt; fie 
find für die beiden widtigften Maffengüter Kohlen und Erze zwifchen 
Dortmund und Emden feit der Eröffnung des Kanals fon um 15 bis 
30 Pfg. für die Tonne heruntergegangen. Die reinen Frachten betragen 
für Kohlen von Dortmund nad Emden und Erze von Emden nad) Dortmund 
etwa 1,60 bis 1,70 Mk. oder 0,6 Pfg. vom Tonnenlilometer. Daneben 
werden Abgaben erhoben, welche für diefe beiden, in die niebrigjte Klafie 
eingereihten Güter 0,05 :Pfg., für die drei anderen Klafjen 0,15, 0,25 
und 0,35 Pig. vom Tonnenfilometer betragen. Das der Menge nad 
widhtigfte Gut der höchſten Tarifflaffe ijt Getreide, deſſen Frachtſatz von 
Emden nad Dortmund 2,70 bis 3 ME. beträgt. Die Eijenbahnfrachtfäge 
betragen für Kohle Dortmund--Emden 3,65 ME,, für Erze Emden— Dort- 
mund 3,80 ME., und für Getreide in derfelben Verfehrsbeziehung 11,40 ME. !. 
Bei diefen Fracht- und Abgabefägen und diefer Spannung zwiſchen Eifen- 
bahn- und Waſſerfracht — troß des Wettbewerbes der nahebelegenen, abgabe- 
freien Rheinmwaflerftrage — hat der Dortmund — Ems-Kanal in den adt 
Jahren feines Betriebes von 1898 bis 1905 immerhin einen Berfehr von 
237 667 058 tkm erreicht ?, einen Berfehr, der im rafchen Wachstum begriffen 
ift und nad Inbetriebnahme von Anfchlußbahnen, wie fie insbefondere von 
der Stadt Dortmund nad) Hörde und Aplerbed gebaut worden find, noch ftärfer 
zunehmen wird. Dieje Entwidlung hat fi als möglich erwiefen unter der 
Herrfchaft eines vierflaffigen Abgabentarifs, defjen niedrigfter Sat noch um 
25 vom Hundert höher ift ala der für den Rhein, eine unvergleichlich 


ı Die Bahnfraht von 11,40 ME. gilt für Roggen, Weizen und Gerfte; für 
Hafer und Mais beträgt jie nur 8 ME, 

Die Fradtfäge auf der Wafferftraße beziehen fich auf die 270 km lange Ent- 
fernung zwifchen Dortmund und Emden, die Abgabenjäte nur auf die 215 km 
lange Strede zwifhen Dortmund und Herbrum, da die Strede zwifhen Herbrum 
und Emden nicht abgabepflihtig ift; die Eifenbahnfradtfäge enthalten nur die 
Streckenſätze, ohne Abfertigungsgebühr, wie alle hier genannten Eifenbahnfrachten, 
abgejehen von befonderen Ausnahmefällen, die als folche erfennbar find. 

? Seitdem geitiegen auf 294051529 tkm im Jahre 1906 und 343242 906 tkm 
im Jahre 1907. 
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leiftungsfähigere, größere und tiefer in das Binnenland hineinreihende Maffer- 
ftraße, in Ausficht genommene Durchſchnittsſatz. 

Für die Wejer find wenig Nadridten über Waflerfrachten öffentlich 
befannt geworden, abgefehen von den in der verbienftlichen Schrift des 
Eyndifus Dr. Metterhaufen in Kaffel. „Die Oberweferfhiffahrt im legten 
Jahrzehnt” 1892-—1902° enthaltenen, und abgefehen von gelegentlichen 
Mitteilungen in Handeläfammerberichten und Kundgebungen einzelner Sad): 
verftändiger. 

Nach der erfterwähnten Schrift betragen die Frachten zu Berg für 
Stüdgüter 2,7 bis 3 Pfg., für Güter der Eifenbahnipezialtarife 1,8 bis 
2,5 Pfg. und für billigere Maffengüter 1,8 bis 2 Pfg. für das Tonnen- 
filometer, während die Talfradten auf durchſchnittlich 1 bis 1,3 Pfg., 
gelegentlih aud 0,6 bis 0,67 Pig. angegeben werden. Die Eifenbahn: 
frachtſätze ſind befanntlih für Stüdgut 11 Pfg. und in Wagenladungen 
6,7 und 6 Pfg., für die Spezialtarife 4,5, 3,5 und 2,6 Pfg. in der dritten 
Spezialtarifflaffe mit Staffelung auf 2,2 Pfg. nad 100 km. Nach einem 
Handeläfammerberichte von 1898 betrugen damals die Getreidefradhten von 
Bremen nah Minden auf der Weſer 2,93 bis 4,08 ME. und die Reis— 
frachten 2,70 ME. gegen 7,70 ME. auf der Bahn. Die Frachten find alfo 
beträchtlich höher wie auf dem Rhein, aber doch noch foviel unter den Bahn- 
frachten, daß jie einen hinreichend ftarfen Anreiz zur Benugung des Waffer- 
meged gewähren. Bei den Berhandlungen zwifhen Preußen und Bremen 
über die von letzterem Staate damals für Fahrzeuge von 600 t Tragfähigkeit 
geplante Kanalifierung der Wefer war eine Schiffahrtsabgabe in 3 Tarif: 
Hafen von 0,25, 0,50 und 0,75 Pfg. für das Tonnentilometer in Ausficht 
genommen. Der Mitteljag follte alſo — auf einer Ffanalifierten Wafjer- 
itraße, die gegenüber einer regulierten bei gleicher Fahrtiefe immer gewiſſe 
Nachteile Hat — das zwölfundeinhalbfache des für den Rhein vorgefchlagenen 
Durchſchnittsſatzes betragen. 

Nah einer lefenswerten Druckſchrift des hervorragend fachfundigen 
Schiffsreeders und Senators F. W. Meyer in Hameln „Der Rhein — Leine: 
Kanal und das Projekt des Ems — Huntelanals“ ? müfjen aber die Talfrachten 
für die Gegenwart noch niedriger angenommen werden ala es in der Arbeit 
von Metterhaufen für die Vergangenheit bis 1902 geichehen ift; denn er 
fagt dort: „Die jehigen Wafjerfrachten find nicht mefentlih höher als bie 
feiner Zeit in Ausficht genommenen Kanalifierungsabgaben“. Die Talgüter 





ı Kaflel 1902, Gebrüder Gotthelft, S. 81/2. 
? Hameln 1907, Buchdruderei L. Behrmann. 
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haben auf der Mejer — im Gegenfag zum Rhein, wo die Berggüter über: 
wiegen — eine weitaus größere Bedeutung. 

Die Entwidlung der Weferfrahten in den legten Jahrzehnten wird 
durch die nachftehenden, auf zuverläffiger Auskunft beruhenden Zahlenangaben 
für die Verfehrsbeziehung Bremen— Hameln, veranfhaulidt. Hiernach betrug 
die Bergfracht für wertvollere Maffengüter, wie Getreide und Reis 1879 
— 6,50 Mt., 1882 — 5,50 Mt., 1888 — 4,50 Mt., 1907 — 4,30 Mt. 
bei einer Bahnfraht von 7,10 Mi. Der Rüdgang beträgt gegen 1879 
33 vom Hundert; die tonnenfilometrifhe Fraht auf dem Waſſer 1,8 Pfg., 
auf der Eijenbahn 4,5 Pfg. 

Die Talfrachten ftanden 1879 für Getreide, Mehl, Futterartifel auf 
4 Mt., für Steine und Holz 2,80 bis 3,50 ME., im Mittel 3,15 Mt. 
Später fam ala Fradtgut zum Sate von 4 ME. Rohzuder hinzu. m 
Jahre 1897 ftand die Fracht für Zuder auf 3 bis 3,30 Mk., Mehl 3 Mt. 
und Steine 1,70 Mk.; heute betragen die Talfrachten für Mafjengüter aller 
Art 1,50 bis 2 ME., oder 0,7 Pfg. für das Tonnenfilometer. Auf der 
Eifenbahn fojtet Diehl von Hameln nad) Bremen 7,10 Mk., Rohzuder zur 
Ausfuhr 3,50 ME., oder für das Tonnenfilometer 4,5 und 2,2 Pfg. 

Die Spannung zwiſchen Eijenbahn: und Waſſerfrachten iſt hiernach, 
wenn auch bei meitem nicht fo groß mie im Nheingebiet, fo doc groß 
genug, um eine Binnenfhiffahrtsabgabe möglih zu maden. Diefe Mög- 
lichfeit ift auch von den an der Meferfchiffahrt beteiligten Handelskörper— 
ſchaften dadurch anerfannt worden, daß fie ſich mit einer Schiffahrtsabgabe 
von durdfchnittlih 0,05 Pfg. für das Tonnenfilometer, ein Viertel mehr 
ald die für den Rhein in Ausfiht genommene Abgabe, unter gemiffen 
Borausfegungen einverjtanden erflärt haben !. 

Zur Beobadtung des Einfluffes, den die Erhebung von Schiffahrt: 
abgaben auf die Entwidlung einer Binnenmwafjerftraße üben kann, bot fid 
im Mefergebiet eine günftige Gelegenheit, nahdem die Anfang der neunziger 
Jahre fanalifierte und 1895 dem Verkehr übergebene Fulda zwiſchen 
Münden und Kafjel vom 1. Januar 1900 ab unter Abgaben geftellt worden 
war, die im Durchſchnitt 0,5 Pig. vom Tonnenfilometer betragen. Es ift 
von Intereſſe, die Entwidlung des abgabepflichtigen Verkehrs im neuen 
Endhafen Kaſſel und des nicht abgabepflichtigen bei der Schleufe in Hameln 
zu vergleichen. In den jehs Jahren von 1900 bis 1905 ftieg der erjtere 
Verkehr von 38987 auf 66692 t, alfo um 71 vom Hundert, der lefteren 
von 328228 auf 443120 t, alfo nur um 35 vom Hundert. Man wird 


! Bat. Handelöfammerberichte für 1906 Bremen ©. 91 und Minden ©. 65. 
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hieraus wohl mit einiger Sicherheit jchließen dürfen, daß jene Abgabe 
wirtfhaftlid möglih ift und nicht verfehrshemmend gewirkt hat. Die 
Entwidlung des Verkehrs nach Kaffel ift um fo bemerfenswerter, wenn man 
den oft mangelhaften Wafjerftand der Oberweſer und den wenig günjtigen 
Eiſenbahnanſchluß des Kafjeler Hafens in Betracht zieht. 

Auf dem Unterlauf der Wefer werden zwei Seefchiffahrtsabgaben er- 
hoben, nämlich erftens die vom Ladungsgewicht berechnete Korreftionsgebühr 
für die Strede Bremen— Bremerhaven und das nah dem Raumgehalt 
bemefjene Feuer: und Bafengeld für die ganze Strede zwifchen Bremen 
und der See. 

Die Korreftionsgebühr belaftete im Jahre 1896 einen Verfehr von 
682773 t mit 540764 Mi. und 1905 einen Verkehr von 1368 314 t 
mit 924 642 Mf.!. Die Belaftung der Tonne betrug alſo durchſchnittlich 
8,18 Pfg. und 6,76 Pfg. und die des Tonnenfilometers 1,25 und 1Pfg. 
Daß diefe Abgabe nicht zu hoch gegriffen war, daß fie feinen unverhältnis- 
mäßigen Teil desjenigen Nutzens abjorbiert, welcher der Güterbeförderung 
auf der Seewafjerftrafe durh Wegfall der Leichterung im Bremerhaven 
oder des Bahntransports von dort nad; Bremen erwädit, jcheint aus dem 
rafhen und jtändigen Anwachſen des bremifchen Seeverfehrs hervorzugehen. 
Auch der Umftand, daß der Stadt Bremen fein nennen&werter Wettbewerb 
in den olvenburgifchen Weferhäfen Nordenhamm und Brake erwachſen ift, 
obwohl diefe den Borteil der Wejerregulierung vertragamäßig abgabenfrei 
genießen, beweift die wirtfchaftliche Möglichkeit der bremifchen Schiffahrts- 
abgabe und den überwiegenden Einfluß der jonjtigen, die Entwidlung der 
Schiffahrt beeinfluffenden Momente. 

Das außer der SKorreftionsgebühr erhobene, den Seeverkehr aller 
Weferhäfen, auch der oldenburgifhen und preußifchen, treffende Feuer- und 
Balengeld ertrug im Jahre 1896 — 578000 und 1905 — 1252911 ME. 
brutto. 

Für das Elbgebiet finden ſich aus älterer Zeit intereffante Mitteilungen 
über Wafjerfrachten in einem Kommiffionsberichte des preußifchen Abge- 
orbnetenhaufes® vom Jahre 1863 ?, wo die Frachten Hamburg— Dresden 
auf 13,30 ME. und in umgekehrter Richtung auf 10 Mk., Hamburg — Magde- 


! Das NRehnungsjahr läuft vom 1. April bis zum 31. März des nächſten 
Jahres. Es handelt ſich nur um den Verlehr von und nad Bremen und Begefad 
— [egterer Ort ift nur ganz unbedeutend beteiligt — in Seeſchiffen von mehr als 
300 cbm. Im Jahre 1906 betrug der Verkehr 1585538 t und die Einnahme 
1044823 t. 

2 Anlage 113 zu den ſtenographiſchen Berichten S. 807. 
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burg auf 8,30 und 5 Mk., Hamburg— Berlin auf 8,30 und 5,80 M. 
ohne Zol angegeben und mit den Eifenbahnfradhten verglichen find, melde 
damals zwifhen Hamburg und Dresden 45 Mi. mit und 38 Mi. ohne 
Tranfitzol, und zwifchen Hamburg und Berlin 26,60 Mt. betrugen. An: 
fcheinend find hierbei die Abfertigungsgebühren mit eingerechnet; die in 
Betraht fommenden Güter find nicht näher bezeichnet. 

Eine Berehnung der durch die Elbzölle entftandenen Belajtung des 
Verkehrs ift, für die letzte Zeit der Zollerhebung wenigſtens, ungeeignet ale 
Grundlage für wirtfchaftlihe Erwägungen, weil diefer Zoll nicht, mwie der 
Rheinzoll, an einer größeren Anzahl von Erhebungsftellen in gewiſſen Ent- 
fernungsabftänden, fondern nur noch an einem Punkte, nämlih in Witten 
berge an der Zollvereinägrenze erhoben wurde. Cr hatte dadurch jede 
Ähnlichkeit mit einer Schiffahrtsabgabe im weiteren Wortfinne eingebüßt. 

Die Entwidlung des Elbverfehrd und des mit ihm in Wettbewerb 
tretenden Verkehrs auf den Eifenbahnen wird dur die nachftehenden Zahlen: 
reihen veranfchaulicht, welche aus dem Werke von Dr. Kurt Fiſcher „Eine Studie 
über die Elbjhiffahrt in den legten hundert Jahren unter fpezieller Berüd: 
fihtigung der Frage der Erhebung von Sciffahrtsabgaben” entnommen find !. 

Hiernad betrug der Güterverfehr von Hamburg auf der Berlin— Ham: 
burger Eifenbahn von und nad Preußen, Sachſen, Bayern, Dfterreich ufm. 
und der Durchgangsverkehr auf der Elbe bei Wittenberge im Januar zu 
1000 kg 
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151 583 
1848 184 058 12 193 IB | 4612 
1849 169 511 15 715 187 420 64.016 
1850 191 982 19 857 a | 704 
1851 135 433 24 203 266519 | 77739 
1852 1649 | 38332 311 943 93 233 
1853 1734 | 41716 264 339 85 485 
1854 228059 | 55898 263 937 95459 
1855 19510 | 41745 317 572 117 052 
1856 21369 | 69940 390 208 121 332 
1857 252957 | 8438 300 333 117 559 
1858 150999 | 52.988 412381 | 114247 
1859 180 041 68 016 3318538 | 97809 
1860 ? 173584 ? 107 765 
1861 ? 65 981 ? | 108548 
1862 244 836 70 765 305965 | 108018 
1863 25245 | 66501 324879 | 113420 





s Jena, G. Fiſcher 1907. 
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Zu Tal Bu Berg 
im Jahre — — — — 
auf der Elbe | Eifenbahn 





1864 346 353 117 893 

1865 270 861 143 339 

1866 285 687 132 857 

1867 350 328 156 966 

1868 366 006 174 785 

1869 41843 | 295132 
l 


Fiſcher knüpft zwar an dieſe Zahlenreihen die Bemerkung: 

„Die ſchädliche Wirkung der Elbzölle und der dadurch geförderten ruinöfen 
Konkurrenz der Eifenbahn geht hieraus ar hervor. Es wird aber noch 
deutlicher, wenn man bedenkt, daß, mie wir oben gefehen haben, die 
geringe Zunahme des Elbverfehrs keineswegs eine erfreuliche war, meil 
fie allein auf einer Steigerung des Verkehrs der mindermwertiger Güter 
der unterften Zollklaſſen beruhte, demgegenüber der der höherwertigen 
der oberſten Zollklaſſen erheblich zurüdgegangen war.” 

Der Elbverkehr im Ganzen und demgemäß der Beihäftigungsgrad ber 
Schiffahrt iſt aber doch trog Zöllen und Eifenbahnen — der Bahnverkehr 
war übrigen® auch mit Tranfitzöllen belajtet — in den breiundzmwanzig 
Jahren von 1847 bis 1869 bedeutend geftiegen. Für die Höhe der Frachten 
und demgemäß für den Verdienſt der Schiffahrt ift der Unterfchied im 
Werte der Güter nicht von fehr großem Einflufje, jedenfalls von viel 
geringerem Einflufje ala im Eifenbahngüterverfehr. Daß die höherwertigen 
Güter, bei welchen die Schnelligkeit und Sicherheit der Beförderung nicht 
nur wegen der Zinöverlufte, fondern auch aus fonftigen gefchäftliden Gründen 
eine hervorragende Bedeutung haben, nah Eröffnung der neuen, raſch und 
pünktlih liefernden Berfehrsanftalt diefer großenteils zufielen, war durch 
die Natur der Dinge gegeben. Diefelbe Erfcheinung wäre mwahrfcheinlich 
auh ohne das Vorhandenfein von Elbzöllen in annähernd gleidhem oder 
doch in fehr beveutendem Umfange eingetreten; fie ift auch in den Wechſel— 
beziehungen zwiſchen Eifenbahnen und abgabefreien Wafjerftraßen oft be- 
obachtet worden!. Dabei ift ferner zu berüdjichtigen, daß in jener Zeit des 
noch ſehr unvollflommenen Zuftandes unferer Wafferftraßen der Unterfchied 
in der Schnelligkeit und Pünttlichkeit der Beförderung zwiſchen Wafferftraßen 
und Eifenbahnen wahrfcheinlich bedeutend größer war als heute. 


’ Vgl. Seite 135. 
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Die Bewegung der Elbfrachten in den letzten zwanzig Jahren mird 
veranschaulicht dur die nachſtehende, aus den Veröffentlichungen im 
„Schiff“ zufammengeftellte Überficht. 


Es koſteten: 

A. Kohlen. 
1885/87 1892/94 
Durdichnitt Durchſchnitt 








1900/02 
Durchſchnitt 
































1. von Auſſig nad Rt. Bi. nt. | Br. Mit, vi 
Magdeburg. . 408 | 1,12 2,80 0,77 2,63 | 0,72 
2. von Auffig nach dam- 
burg! . 4,06 0,62 3,51 | 0,53 8,11 | 0,47 
B. Getreide, 
1. von Bamburg nad | | 
Magdeburg - 296 324 ! 1,09 3,06 1,03 2,70 | 0,91 
2. von Hamburg nad | | 
Dresden . . 568 6,13 | 1,08 5,99 | 1,05 5,53 0,97 


3. von Hamburg nad | | 
Zaube-Tetihen . .| 634 5,36 ı 0,85 513 | 081 4712 0,4 


Die Bahnfrachten betragen in den Fällen A 1 — 7,52 Mi, A2 — 
12,72 Mt, B1 — 11,30 Mf., B2 — 20,40 Mt. und B 3 — 23,80 Mt. 
Der Frachtvorſprung der Mafferftraße beträgt alfo 4,91, 9,61, 8,60, 4,87 
und 19,08 ME; er hat fih im fechzehn Jahren um 1,47, 0,95, 0,54, 
0,60 und 0,64 ME. vergrößert. 

Michtige und offenbar ganz zuverläffige Auskünfte über die zwifchen 
Eifenbahn- und Elbfrachten beftehende Spannung ergaben die an bie 
preußiſche Staatseifenbahnverwaltung gerichteten Eingaben der Handels— 
tammern des Elbgebietes aus dem Jahre 1904. Wegen der damaligen durd 
außergemwöhnliches Niedrigwafler veranlaßten Sciffahrtsiperre beantragten 
zahlreiche Kammern, es follten vorübergehend auf den preußifchen Staate- 
bahnen ermäßigte, dem normalen Stande der Elbfrachten entjprechende Sätze 
eingeführt werden, um hierdurd die aus dem Verſagen der Waſſerſtraße 
entjtandene Kalamität zu überwinden. In demfelben Sinne wurden aud 
fehr viele Einzelbeteiligte vorſtellig. Es bedarf Feiner Erläuterung, daß 
diefe aus Preußen, Sachſen und Anhalt zahlreih eingelaufenen Anträge 
einen ER wertvollen Einblid in das fonft ſchwer zugängliche Gebiet 


1 68 Handelt fi) zwar nit um große Mengen, aber untatfächlich fortlaufende 
notierte und zur Charafteriftit geeignete Frachten. 
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der Frachten gewähren; man hatte alle Beranlafjung, damals der Staats- 
eifenbahnverwaltung gegenüber möglichft genaue und zuverläffige Zahlen zu 
nennen. Aus der Begründung jener Anträge follen bier einige charalte— 
riftifche Frachtangaben mitgeteilt werden: 


1. DI von Hamburg nad Cottbus. 
a) Gerader Bahnmeg . » 2 2 202. 25,80 Mt. 
b) Mit Umfchlag über Riefa. 
Maflerfraht bis Niefa. . 4,— Mt. 
Berfiherun -. » » ». 1 „ 
Umſchlag . . . 0,80 ,„ 
Bahnfracht nach Cottbus 780; 


Bufammen 13,10 Mt. 
Borfprung des Umfchlagsmegde . . . 12,20 Mk. 


2. Getreide von Hamburg nad Cottbus. 


a) Gerader Bahnweg . . . 2.1920 ME. 
b) Mit Umfchlag über Rieſa. 

Waſſerfracht nah Riefa . 3,— Mk. 

Berfiberung . » » .» ..080 , 

Umfdlag . . . . . 0,70 , 

Bahnfracht nach Coitbus —670 


Zuſammen 9,70 ME. 


Vorfprung des Umfchlagswegd . . . 9,50 ME. 
3. Hohlglas von Cottbus nah Hamburg. 
a) Gerader Bahnweg . . 500 18,20 Me. 


b) Mit Umfchlag über Niefa, 
Bahnmweg nah Riefa . . 4,70 ME. 
Verfiherung . -. » » . 0,80 „ 
Umidlag - ». » 2» ...080 „ 
Wefafradt . » » » 4— u 
Zufammen 9,80 ME. 
Vorfprung des Umfchlagsweges . . . 5,40 ME! 


1 HI und Getreide werden, wie aus dem Jahresbericht der Cottbufer Hanbels- 
fammer für 1904 Seite 25 bis 31 hervorgeht, von Hamburg nad Cottbus aud 
über Goyab am Schwielochſee gefahren. Diefe Verkehrslinie tritt alfo mit dem 
Elbwege über Riefa in Wettbewerb. Zwar ift der Bahnmweg von Rieja etwas 
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Eine Fabrik in Halle bezifferte die Waſſerfracht für Mais von Hamburg 
auf 3,50 ME. gegen 16,40 ME, Eifenbahnfradht; in dem erfteren Betrage 
find die Saalefhiffahrtsabgaben mit 15 Pfg. bereits enthalten. In einer 
Eingabe aus Harburg wird der Frachtvorſprung der Wafferftraße bei Ver— 
fendung von amerikaniſchem Harz nah Sachſen auf 15 ME. für die Tonne 
angegeben. . 

Andere Handelsfammern verlangten die vorübergehende Bemilligung 
des Speialtarifs III für die Güter des Spezialtarifs I, alfo für die hier 
in Betracht fommenden Entfernungen eine Ermäßigung von etwa 50 vom 
Hundert. Die Handeläfammer zu Dresden ! erjtrebte eine Herabfegung der 
Eifenbahnfradten in dem Maße der für Futtermittel nad Schlefien damals 
vorübergehend gewährten Notjtandstarife, das heißt eine Ermäßigung um 
50 vom Hundert, nicht nur bei den Wagenladungsflaffen A und B fomie 
bei den Spezialtarifen I, II und II, fondern aud bei dem Holz: und 
Nohftofftarif. Diefe Tarifermäßigung wurde nit nur von den fächfifchen, 
fondern auch von den preußifhen Staatsbahnen gewünſcht. Hieraus ift zu 
erjehen, daß man bei normalen Elbidhiffahrtsverhältniffen zum halben Sage 
der Eiſenbahnfrachten empfängt und verfendet. Da aber die große Mehrzahl 
der Empfänger und ®Berfender in gewöhnlichen Zeiten den Umſchlagsweg 
benußt und in den Gejamtbeförbderungsfoften einen Anteil für Eifenbahn- 
fradten und Umladekoſten mitbezahlt, jo fann das Verhältnis von 1 zu 2 
für Umſchlagsfrachten und reine Eiſenbahnfrachten fih nur dann ergeben, 
wenn die eigentlihen Wafjerfrahten um mehr ala 50 vom Hundert hinter 
den Tarifen der Eifenbahnen zurüdbleiben. Das wird auch beftätigt durd 
Angaben, welche damals im Dresdener „Vaterland“ vom 27. Auguft 1904 
veröffentliht wurden. Hiernach verhält fih die Waſſerfracht zur Bahnfradt 
für Hola von Dresden nah Hamburg wie 2 zu 8, für „Nutzſteine“ von 
Pirna nah Hamburg wie 8 zu 20 und von Pirna nah Berlin wie 
3 zu 12 Mi. In der Dresdener Proteftverfammlung gegen Schiffahrte- 
abgaben vom 18. Januar 1907 wurde von einem Sciffahrtöbeteiligten 
aus Wallwighafen der Sag von 2 ME. für die Verfehrsbeziehung Ham- 
burg— Dresden als zumeilen vorlommend genannt, und von dem Dresdener 


weiter ald von Goyak und der Waflermeg etwa gleich lang; aber dafür Fönnen 
auf dem Waflerwege nah Goyak nur Meine Kähne, deren Ladefähigkeit fehr weit 
hinter derjenigen von Elbſchiffen zurüdbleibt, benugt, ed müflen 9 Schleufen dburd- 
fahren und an Schiffahrtsabgaben 77 Pig. für die Tonne entrichtet werden. Es 
ift danach wohl anzunehmen, dab die Abgabepflicht der Waflerftraße nah Gonat 
für ihre Wettbewerböfähigfeit mit der Elbe feine allaugroße Role fpielt. 

! Bat. Handelsbericht 1904 S. 54-57. 
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Handelölammerfyndifus wurde eine Berechnung der prozentualen Frachter— 
höhung durch Schiffahrtsabgaben fogar auf der Grundlage eines Frachtſatzes 
von 1.60 Mi. aufgemacht, eines Satzes, der ſowohl für Schlußfracdhten von 
Hamburg nad Dresden, ald auch für Ziegelfteinfendungen von Dresden nad) 
Hamburg vorfomme. 

Die Beweiskraft der hier angeführten Elbfrachtfäge ift jpäter von 
Fidejuftus Walter! angefochten worden mit der Behauptung, fie ftellten 
nidt die mittleren Jahresfrachten, fondern die niedrigen — unterburd)- 
Ihnittlihen — Frühjahrsfradhtfäge dar. Wenn in der Tat ein folder 
Irrtum vorläge, jo wäre er dur die Handeläfammern verfhuldet. Er wäre 
dadurch entjtanden, daß zur Begründung der Anträge auf Eifenbahntarif- 
vergünftigungen Waſſerfrachtſätze genannt wurden, von melden teild aus- 
drüdlich erklärt wurde, teild den Umftänden und dem Zufammenhange nad 
geglaubt werden mußte, daß ed normale Säße feien. Ein derartiger Her: 
gang erjcheint aus einer ganzen Reihe von Gründen völlig ausgeſchloſſen, 
Der Unterfchied zmijchen den normalen und unterdurdichnittlihen Sätzen 
muß den Beteiligten geläufig geweſen fein, und es darf nit angenommen 
werben, daß fie diefen Unterfhied bei den damaligen Eingaben abfichtlic) 
oder unabjichtlic außer acht gelaſſen hätten. 

Wie aus diefem Material, namentlich aus dem durch die Handeldfammern 
und fonftigen Sciffahrtsbeteiligten ſelbſt beigebrachten hervorgeht, ift die 
Unterbietung der reinen Eifenbahnfradten dur die Waſſerfrachten auf der 
Elbe und auch dur die im Umfchlagsverfehr verbundenen Eifenbahn: und 
Waſſerfrachten jo groß, daf die Erhebung einer mäßigen Elbſchiffahrtsabgabe 
faum eine verfehrshinderliche Wirkung haben könnte, felbjt wenn fie nicht 
lediglih ala Gegenleiftung für fünftige Berbefjerungen eingeführt werben 
folte. Wenn insbefondere der oben nadhgemiejene, von der Handelsfammer 
Cottbus felbit berechnete Frachtvorteil des Wafjerweged von 12,20, 9,50 
und 5,40 ME. durch eine Sciffahrtdabgabe von 0,08 Pfg. vom Tonnen- 
filometer um etwa 40 Pfg. verringert werden follte, jo würde er immer 
noch fo groß bleiben, daß er einen genügenden Anreiz zur Benußung der 
Elbwafjeritraße darböte. Die Elbſchiffahrt als Transportgewerbe hätte alfo 
von einer ſolchen Mafregel eine Veränderung ihres Bejchäftigungsgrades 
nicht zu bejorgen. 

Die Elbihiffahrt ſelbſt fteht übrigens offenfichtlih gar nicht auf dem 
Standpuntte, daß eine Erhöhung der Waſſerfrachten von bevenklichen Folgen 


! Sciffahrtdabgaben auf ben deutihen Strömen von Fidejuftus Walter, 
Bezirksamtsafſeſſor. Leipzig 1906, Roßbergſche Verlagsbuchhandlung S. 33—35. 
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für ihren Beihäftigungsgrad fowie für Handel und Induſtrie im Elbgebiete 
begleitet fein würde. Denn fonft hätte fie fih wohl nicht, wie es jeit drei 
Jahren geichehen tft, zur Erhöhung und Hochhaltung der Frachtſätze zu: 
ſammengeſchloſſen. Sie fcheint diefes Ziel auch erreicht zu haben, denn 
tatfähli find die Elbfrachten fett 1904 gegen früher recht erheblich geftiegen 
und der Verkehr hat diefe Aufwärtsbemegung mitgemadt!. Man kann 
danad wohl annehmen, daß aud eine Fradterhöhung durch Einführung 
von Schiffahrtsabgaben, wenn fie infolge diefer Mafregel überhaupt ein- 
treten follte, wirtfchaftlih möglich wäre. Und diejenigen Kapitaliften, welde 
die Mittel zur Begründung eines neuen, den Wettbewerb mit der organi- 
fierten Elbſchiffahrt aufnehmenden Schiffahrtöunternehmend zur Verfügung 
ftellten, müfjen dody wohl der Meinung fein, daß diefe Gelder aud bei 
niedrigeren Frachtpreifen fi verzinfen werden. Zwiſchen den höheren 
Frachten der organifierten Schiffahrt und den niedrigeren des Wettbewerbe 
liegt anfcheinend die wirtfhaftlihe Möglichkeit der Schiffahrtsabgaben. Denn 
daß die Frachtpreiſe der Organifation durd) den Wettbewerb gedrückt werden, 
ift faum zu bezweifeln. Wenn die Annahme, daß das neue Wettbewerbs: 
unternehmen auch bei niebrigeren Frachten noch verdienen will, nicht zutreffen 
follte, jo würde nur die andere Annahme übrig bleiben, daß es gegründet 
wäre von foldhen Kreifen, die ein größeres nterefje an niedrigen Fradten 
haben als an hohen ?®. 


fellfchaft vereinigter Elb- und Gaalefchiffer“ zu den „Vereinigten Eibefchiffahrtt- 
geſellſchaften“ zufammen, welde dann die „Öfterreihiiche Norbweftdampfichifiahrtt- 
geſellſchaft“ durch eine Art von Pachtverhältnis ſich angliederten und mit ber 
„Deutich- Öfterreichiihen Dampfichiffahrtägefelichaft“, mit der Dampfichiffahrti- 
Altiengefellihaft „Elbe“ fowie ferner mit der Privatichiffer Transportgenoffenicaft 
eine Sinterefiengemeinfchaft eingingen. Diefe Gemeinfchaft beherricht 1652 Fahrzeuge 
mit 994000 t Tragfähigfeit, während 748 Fahrzeuge mit 306000 t Tragfähigkeit 
außerhalb ftehen; fie ift aljo in der Lage, einen ſehr maßgebenden Einfluß auf den 
Frachtenmarkt zu üben. 

Diefer Einfluß ift aus der nebenftehenden, den Angaben im „Sciff* ent 
nommenen Fradtitatiftif bereits erfennbar. 

Die Jahre 1900 und 1904 find audgefchaltet weil fie — das erftere wegen 
des Sohlenarbeiterausitandes in Böhmen und das letztere wegen langer, ganz unge 
wöhnlicher Niederwaiieritände — anormal find. 

Im Magdeburger Generalanzeiger vom 3. November 1907 wird die Fradt- 
fteigerung durch den Sciffahrtstruft noch weit höher beziffert. Der langjähriae 
Frahtdurhichnitt jei für Maflengüter von Böhmen nad Magdeburg 2,40 ME. und 
von Hamburg nah Magdeburg 2 Mt gewejen; dieſe Säge feien jet von Böhmen 
auf 4 bis 5 Mk. und von Hamburg auf 3 bis 4 ME. gefteigert. 

2 Bol. S. 98 Anm. 2. 
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A. Fracht für 1 Tonne Brauntohlen von Auffig nah Magdeburg. 













Mittlerer 
Frachtſatz — 









Nied⸗ berechnet aus 
Höchſter ei i 
: igfter | den einzelnen 
Im Jahre Frachtſatz Frachtſatz Wochen⸗ 
notierungen. 








1897 












1898 308 73 
1899 159 82 

1900 (fällt aus) — — 
1901 260 160 
1902 320 160 
1903 





Mittel aus den — 
Jahren . . 






1904 (fällt aus) 


| 


1905 290 200 

1906 380 200 

1907 300 240 
(bid Ende September) 





Mittel aus ben * 


| 
ahren 213 | 


B. Fracht für 1 






Magdeburg. 
1897 180 267 
18% 145 270 
1899 160 236 






1900 een aus) 









Mittel aus den — 
ahren 


1904 (fällt aus) 
1905 


290 200 235 
1906 380 200 256 
1907 300 240 276 
(bis Ende September) 





Mittel aus den brei 
Jahren . 









Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil. 











m 1. Januar 1904 
onen &luß ber es 

ellſchafien. Wafler- 
mangel. 
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Tonne Maſſengut oder Getreide von Hamburg nach 


u; re erung bei 
Bat um runb 
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Weitere Anhaltspunkte für die Beurteilung der Frage, ob Binnen: 
Ichiffahrtsabgaben im Elbgebiete wirtfhaftlih möglih find, laſſen jih ge 
winnen durch einen Vergleich zwiſchen der Verfehrsentwidlung auf dem 
abgabenfreien Hauptftrom und feinen feit unvordenfliher Zeit abgabe- 
pflichtigen Nebenflüfjen Saale und Havel. Der Bergleihung foll bier zu: 
grunde gelegt werben ber zufammengezählte Elbverfehr bei Schandau und 
Entenwerder, der Saaleverfehr bei Kalbe und der Havelverfehr bei Rathenow 
nah der Binnenfiffahrtsjtatiftif für die Jahre 1900 und 1905. Danad) 
ftieg der Elbverfehr von 8495 766 t um 15 vom Hundert auf 9 739 135 t!, 
der Saaleverfehr von 396 638 t um 45 vom Hundert auf 573640 t und 
der Havelverkehr von 2109223 t um 18 vom Hundert auf 2496 215 t. 
Es zeigt fih alfo hier dasſelbe Bild wie im Rheingebiet beim Fanalifierten 
Main und im Mefergebiet bei der fanalifierten Fulda; die Schiffahrtsabgaben 
find dem Verkehrsaufſchwunge nicht hinderlich gemefen. 

Auf der Unterelbe wird von Hamburg feit undenfliden Zeiten unter 
der Bezeichnung „Lootögeld“ eine Seeihiffahrtsabgabe erhoben, welche fomohl 
die Aufwendungen für das Lootsweſen ald auch diejenigen für die Unter- 
haltung des Fahrwaſſers dedt. 

Das Haffifhe Land für Scdiffahrtsabgaben im Deutſchen Reiche find 
von jeher die zwifchen Elbe und Oder belegenen, von den märkiſchen Waſſer— 
ftraßen durchzogenen preußifchen Zandesteile gegewefen. Hier wurben nidt, 
wie 1866 für den Rhein und 1870 für die Elbe, die alten Verkehrszölle 
einfach aufgehoben, fondern vielmehr 1816 in Schiffahrsabgaben umgemwanbelt. 
Der Rohertrag der Sciffahrtsabgaben ift von 599983 im Jahre 1880? 
auf 3722899 im Jahre 1905, alfo um mehr ald das fechsfache geftiegen. 
Diefe Steigerung ift nicht Iediglih durch die Zunahme des Verkehrs, 
fondern auch durch Erhöhung der Abgaben eingetreten. Am 1. Oktober 
1891 trat eine allgemeine Erhöhung der Säge um Ns in Kraft, am 
1. Sanuar 1901 eine partielle Erhöhung der Abgaben auf der Linie Berlin 
bi8 Hamburg, durch Einjhaltung einer neuen Hebeftelle an der Charlotten- 
burger Scleufe, um die Hälfte, und am 1. Januar 1903 eine neue 
allgemeine Erhöhung, deren Maß fich rehnungsmäßig ſchwer beftimmen läßt, 
weil fie mit einer grundfäglichen Änderung des Tariffyftems und mit ber 





a: ' Die für Entenwerder in der Binnenfchiffahrtsftatiftif veröffentlichten Zahlen 
umfaflen allerdings nicht den ganzen Berkehr, fondern nur den Verkehr von und 
zum Freihafen. Es fehlt namentlich der Verkehr mit Hamburg durch den Zollfanal 
und der Berfehr mit weftfälifcher Kohle aus dem Oberhafenfanal. Für den Zwed 
der obigen Bergleihung genügen aber die Zahlen der Reichsitatiftik. 

2 Aktenſtück 192 des Preußifchen Abgeordnetenhaufes 1886 S. 1702. 
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Einführung des Schiffseihverfahrens verbunden war. Sie war berechnet auf 
etwa Yıo und fcheint tatfächlich etwas höher ausgefallen zu fein!. Einige 
weniger erhebliche und mehr örtliche Bedeutung befigende Tariferhöhungen 
jollen hier außer Betracht bleiben. 

Für die Verfehrsentwidlung auf den märkiſcher Waflerftraßen kann 
diejenige von Berlin als ungefährer Gradmeſſer angefehen werben, weil die 
Stadt in der Mitte des Geſamtnetzes, im Anotenpunfte der wichtigften Linien, 
belegen ift und nit nur den weitaus bedeutendften Empfang und Verſand 
hat, fondern aud von dem Durchgangsverkehr von und nah Schlefien und 
der Zaufig berührt wird. Der Berliner Sciffahrtäverfehr betrug 1880 — 
3783887 und erreichte im Jahre 1905 — 11735634 Gütertonnen ?. 

Die Abgabenerhöhung von 1891 mar die Gegenleiftung der feit 1880 
ausgeführten, zum großen Teil aber lange vorher in Wirkfamfeit getretenen 
Sciffahrtsverbefjerungen ?, während die Erhöhung von 1903 nicht mit der— 
artigen Berbeflerungen im Zufammenhang ftand. Daß diefe Tarifmaßregeln 
ven Verkehr nicht benachteiligt haben, ergibt fih aus den nachfolgenden 
Zahlenreihen und den für ihr Verftändnis in Betracht zu ziehenden Be- 


gleitumftänden. 
Der Berliner Verkehr betrug in Gütertonnen: 


1890 4 994 742 1900 7438119 
1891 5623 739 1901 7265 321 
1892 5 010 682 1902 8571778 
1893 5404 106 1903 10 554 057 
1894 5 706 066 1904 10314 498 


1905 11 735 634 


Die vorübergehenden Verminderungen erflären ſich durch befonders trodene 
Jahre und niedrige Wafjerftände; das gilt befonders von den Jahren 1892, 
1893 und 1904. Im Sahre 1892 waren außerdem noch die Cholera- 
epibemie in Hamburg und die damit zufammenehängenden Polizgeimaßregeln 
auf den Wafjerftraßen der Schiffahrt in hohem Maße hinderlich *. 





ı Die nad verſchiedenen Methoden ausgeführten Unterfuhungen haben zu 
Ergebniffen geführt, die zwiſchen 5 und 20 vom Hundert ſchwaänken. 

® Mit Charlottenburg, aber ohne den fehr bedeutenden Waflerverfehr der 
induftriellen Bororte, welche in fommunaler Beziehung nicht zu Berlin—Charlotten- 
burg gehören, wohl aber in wirtfhaftliher Hinfiht. Das gilt namentlih von ben 
Drten an der Überfpree. Im Jahre 1906 war der Verkehr wiederum bedeutend 
geftiegen, und zwar auf 12231675 t. 

® Bal. Seite 83. 

* Bol. Denkſchrift vom 16. Januar 1894 S. 20 und vom 20. Januar 1896 
©. 13 und 19, Drudfahen des Abgeorbnetenhaufes‘1894 Nr. 26 und 1896 Nr. 22. 
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Die tonnenkilometrifche Leiftung der märfifhen Wafferftraßen betrug 
im Jahre 
1885 456 000 000 tkm 
1900 1162 000 000 „ 
1903 1 442 000 000 „ 
1904 1 290 000 000 , 
1905 1590 000 000 „ 


und die durchſchnittliche Belaftung des Tonnentilometer mit Sciffahrts- 
abgaben 

18855 0,15 Pfg. 

1900 18, ;, 

1908 021 „ 

1905 023 „ 


Hiernach fann man annhmen, daß der am 1. Januar 1903 in Kraft ge 
tretene, neue Abgabentarif eine Mehrbelaftung von 12,2 vom Hundert gebradt 
bat, wenn das Verhältnis der verfchieden belafteten Güterklaffen zu einander 
von 1900 zu 1903 feine oder doch feine wesentliche Verfchiebung erfahren haben 
follte, was fehr wahrſcheinlich, aber nicht ganz ficher nachweisbar ift. Die 
Steigerung der Durdfchnittsbelaftung von 1903 zu 1905 ift nur dadurch 
zu erflären, daß die Güter der höheren Tarifflaffen in ftärferem Verhältnis 
zugenommen haben, wie die niedriger tarifierten!. Jedenfalls fcheint die 
Zunahme des Verkehrs von 1900 zu 1905 um 36 vom Hundert den Beweis 
dafür zu enthalten, daß die inzwifchen vorgenommene Erhöhung der Abgaben 
wirtfchaftlih möglih und zuläſſig war. 

Daß diefe Erhöhung ebenfo wie die vom Jahre 1891 auch an den 
Waſſerfrachten fpurlos vorübergegangen ift, oder mit anderen Worten, daß 
die auf Verbilligung der Schiffsfrachten wirkenden wirtſchaftlichen Kräfte 
den verteuernden Einfluß der Tariferhöhung übermwogen, ergibt fih aus den 
über die Bewegung der Frachten auf den märkifchen Waſſerſtraßen vorliegenden 
Nachrichten. 

Nah den Angaben im „Schiff“ betrugen die Getreidefracdhten Ham: 
burg— Berlin im Durdfchnitt 1885/7— 4,65 ME. und 1900/2— 3,47 MM. 
Die Tarijerhöhung von 1891 um 33 vom Hundert hat aljo das Sinten 

' Wenn die Tariferhöhung um "/s vom Jahre 1891 in ber Höhe der Durd- 
fhnittsbelaftung aus den Jahren 1885 und 1900 nidht voll zum Ausdrud kommt, 
fo berubt das mwahrfcheinlich ebenfalls darauf, daß das Berhältnis der Gütermengen 


in den damaligen beiden Tarifflaffen in jenen beiden Bergleihsjahren nicht das 
felbe war. . 
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der Frachtſätze um 25 vom Hundert nicht verhindert. Der Einfluß des am 
1. Sanuar 1903 in Kraft getretenen neuen Tarifd — oder vielmehr fein 
Nichtvorhandenſein — ift erfichtlich aus den ebenfalld dem „Schiff“ entnommenen 
Durchſchnittszahlen für die ſechs Jahre 1900 bis 1905. Die Getreidefracht 
von Hamburg nah Berlin Foftete im Jahresdurchſchnitt. 


1900 4,00 Mt. 
1901 3,77 „ im dreijährigen Durchſchnitt 8,47 ME. 
1902 2,63 „ 


1903 2,85 „ 
1904 4,78 , im dreijährigen Durchſchnitt 3,67 ME. 
1905 3,38 „ 


In diefen Fractziffern find die Schiffahrtsabgaben, melde im Jahre 
1900 ungefähr 16 Pfg., 1901 und 1902 ungefähr 24 Pfg. und von da 
ab 33 Pfg. für die Tonne betrugen, bereits enthalten. Das Jahr 1904 
war aber für die Schiffahrt auf der Elbe und Havel ein abnorm ungünftiges, 
und fann deshalb hier nicht in die Rechnnng eingeftellt werden; wenn man 
e8 herausläßt, fommt man für 1903 und 1905 zu einen Durchſchnitt von 
3,12 Mt. Der Eifenbahnfradhtiag beträgt 12,60 Mt. 

Auch die fonft angeftellten Ermittelungen haben zu dem Ergebnis ge- 
führt, daß die Schiffsfradhten zwifhen Berlin und den Elb- und Oder— 
plägen feit 25 Jahren im allgemeinen um etwa 30 vom Hundert ger 
fallen find. 

Ein ähnliches Bild geben die Frachten für Kohlen in ganzen Kahnladungen 
von Breslau und Kofel nad; Berlin—Oberfpree und für Zuder in Mengen 
von mindeftens 50 t von Breslau nah Hamburg; in den beiden erjten 
Fällen haben die Kohlen je 4, im dritten Falle hat der Zuder 8 Hebeftellen 
auf den märkiſchen Wafferftraßen durchfahren. Die nadftehenden Zahlen 
beruhen auf Angabe des Schffahrtövereind in Breslau. Aus den hödjften 
und niedrigiten Frachten find die Durdfchnitte berechnet. (Siehe umftehende 
Tabelle.) 

In diefer Tabelle find, weil die Frachtnotierungen tatfächlich in diefer 
Weife ftattgefunden haben, ebenfo wie in den Getreidefrachten von Hamburg 
nah Berlin die Schiffahrtsabgaben eingefchlofjen. Sie betrugen für Kohlen 
von Breslau nad Berlin von 1897 bis 1902 etwa 16 Pfg., dann 20 Pfg. 
Dasjelbe gilt für Kohlen von Kofel nad Berlin, foweit die märfifchen 
Waflerftraßen in Betracht fommen; bei den Abgaben auf der fanalifierten 
oberen Oder ift im Jahre 1903 eine Veränderung gegen früher wahrſcheinlich 


m 
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1. Breslau— Berlin 2. Koſel Berlin 3. Breslau— Hamburg 





Kohlen Koblen Zucker 
Mt. Mt. Mt. 
1897 3,65 5,35 9,25 
1898 3,95 5,90 5,60 
1899 3,35 5,75 5,80 
1900 3,80 5,65 6,70 
1901 3,90 5,80 6,20 
1902 3,20 5,20 5,10 
1903 3,10 5,35 5,55 
1904 3,80 5,70 5,50 
1905 3,35 5,45 9,35 
1906 3,10 5,20 5,85 
Durchſchnitt 3,62 5,54 5,69 
für das tkm 0,85 Pig. 0,98 Pfg. 0,72 Pfo. 


nicht eingetreten!. Für Zuder von Breslau nad) Hamburg betrugen die 
Abgaben bis 1900 etwa 56 Pfg., 1901 und 1902 etwa 64 Pfg. und von 
1903 ab 72 Pfg. Dagegen beträgt die Eifenbahnfraht von Breslau nad 
Hamburg für Ausfuhrzuder 14,60 ME., für anderen Zuder in Mengen von 
10 t 28,60 Mt. 

Die Eifenbahnfradt für Kohlen von Königshütte nach Berlin beläuft jih 
auf 10,52 ME. mit Abfertigungsgebühr. Die Benugung des vereinigten 
Eifenbahn- und Wafjerweges über Kofel nad) Berlin ift um etwa 2,50 bie 3 M. 
billiger. 

Vergleiht man die Durchſchnitte der ſechs Jahre vor und der 4 Jahre 
nad) der Abgabenerhöhung von 1903, fo ergibt ſich — troß des fehr un- 
günftigen Jahres 1904 — für Kohlen von Breslau nad Berlin ein Rüd- 
gang von 3,64 ME. auf 3,34 ME., für Kohle von Kofel nad Berlin von 
5,61 ME. auf 5,42 ME. und für Zuder von Breslau nad Hamburg von 
5,77 Di. auf 5,56 ME. 

Hiermit ftimmen die aus dem „Schiff“ entnommenen Frachtangaben 
überein, wonach Kohlen von Breslau nad Berlin in den Jahren 1900 bie 
1902—3,39, 3,73 und 2,86 ME., im Durchſchnitt 3,33 ME. und in den Jahren 
1903 bis 1905—3,00, 3,55 und 3,16 ME., alfo im Durchſchnitt 3,24 M. 
Fracht geloſtet haben. 


! Megen der Verſchiedenheit in den Berechnungsgrundlagen und der Unſicherheit 
des ftatiftifchen Materiald ift bier eine ganz beftimmte Feftftelung nicht möglid- 
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Es ift von nterefje, mit diefen Zahlenreihen die Frachtentwidlung auf 
der abgabenfreien Oder zwifchen Breslau und Stettin zu vergleichen. Es 
fofteten nad Mitteilungen des Sciffahrtsvereins in Breslau 


von Breslau nad Stettin 


Kohle Zuder 
ganze Ladungen 50 t 

1897 2,55 Mt. 3,20 ME. 
1898 3,00 „ — ,„ 
1899 2,56 „ 4,25 „ 
1900 2,35 „ 5,00 „ 
1901 3,20 „ — „ 
1902 2,30 „ — „ 
1908 2,35 „ 460 „ 
1904 2,20 „ 3,65 „ 
1905 — „a — „ 
1906 2,25 „ 3,20 „ 

Durchſchnitt 2,53 Mt. 3,98 ME. 

für 1 tkm 0,52 Pig. 0,81 Pfg. 


Es mag fchließlih noch für eine Binnenwafferftraße aus dem Außerften 
Dften eine jtatiftifche Nachmeifung von der Entwidlung des Verkehrs und ber 
Einnahme hier gegeben werden. Als im Jahre 1903 ein neuer auf dem 
Zabungsprinzip aufgebauter Abgabentarif für die Waſſerſtraße zwischen Pregel 
und Memel verlafjen wurbe, war eine Steigerung der Einnahmen um etwa 
10 vom Hundert gleichzeitig angeftrebt. Die tatfächlihe Entwidlung wird 
veranfhaulicht durch die umftehende Überficht. 


$ 6. Ergebnifje der Unterfuhung bezüglich der Befahrungs- 
abgaben. 

Die hier gegebene Statiftil von Waſſerfrachten, Schiffahrsabgaben und 
Verkehr ift freilih unvolftändig; ſowohl zeitlih als örtlih. Zuver— 
läffige Angaben aus der Vergangenheit über den Stand der Frachten find 
nur ausnahmsweiſe und gelegentlid; vorhanden, und auch in der Gegen- 
wart fehlt es für viele Waſſerſtraßen, Verfehröbeziehungen und Güter an 
entfprehendem Material. Die für die wirtfhaftlihe Möglichkeit der Schiffahrts- 
abgaben jo wejentlihe Spannung zwifhen Eifenbahn- und Wafferfracht oder 
zwifchen einer Eifenbahn- und fombinierter Eifenbahn- und Waſſerfracht ift 
naturgemäß von außerordentlicher Berfchiedenheit, je nad der Lage ber 
Empfangs- und Berfandorte und der Bildung der Eifenbahn- und Wafjer- 
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frachten. Alle dieſe Verſchiedenheiten zu erfaſſen, wäre keine Statiſtik im 
ſtande, ſelbſt wenn die Beteiligten bereitwillig die erforderlichen Angaben 
über Waſſerfrachten machten, was ſie bekanntlich der Regel nach — vielleicht 
mehr zu ihrem Nachteil als zu ihrem Nutzen — ablehnen. 

Aber wie lückenhaft das beigebrachte ſtatiſtiſche Material auch ſein mag, 
es läßt immerhin drei Tatſachen von ausſchlaggebender Bedeutung mit voller 
Sicherheit erkennen. Die Waſſerfrachten find in den letzten Jahrzehnten 
viel ftärfer gefallen als die Eiſenbahnfrachten. Zwiſchen beiden ift ein ſehr 
bedeutender Spielraum vorhanden. Es beiteht zwifchen Sciffahrtsabgaben, 
Waſſerfrachten und Verkehr Fein mechaniſches Kaufalitätsverhältnis in dem 
Sinne, daß die Einführung oder Erhöhung der Abgaben notwendig eine 
Erhöhung der Frachten und die Erhöhung der Frachten notwendig eine 
Verminderung des Verkehrs herbeiführen müßte. 


Wie die mitgeteilten Zahlen ergeben, find feit etwa 30 Jahren die 


Rheinfrahten um 40 bis 60, die Meferfradten um 30 bis 50 und bie 
Frachten auf den märfifhen Wafferftraßen um etwa 30 vom Hundert ge- 
fallen, während bei den übrigen Wafjerftraßen die Entwidlung der Frachten 
für einen gleichlangen Zeitraum nicht mit entfprechender Sicherheit verfolgt 
werden fann. Dagegen find die Eifenbahnfradten, wenn man die durch— 
ſchnittliche Frachtbelaſtung eines Tonnenfilometers für entjprechende Zeit- 
abftände vergleicht, auf allen jetzt das preußiſch-heſſiſche Staatseifenbahnneg 
bildenden Bahnen feit 1879 bis 1905 von 4,25 Mi. auf 3,55 ME, alfo 
um 16 vom Hundert und auf allen deuten Bahnen von 4,36 auf 3,52 ME., 
alfo um 19 vom Hundert gefallen. Die Zahlen der Frachtbelaſtung für das 
Jahrzehnt 1870 bis 1879 find 4,19, 4,61, 4,34, 4,28, 4,24, 3,99, 4,50, 
4,39, 4,34 und 4,36 Pfg.; es madt alfo nicht viel aus, ob man in der 
Vergleichung einige Jahre weiter, über 1879 hinaus, zurückgeht. Auch diejenigen 
Eifenbahntarife, welche für die Verteilung des Verkehrs zwifchen Schienenmweg 
und Maflerftraßen befonders in Betracht kommen, find im allgemeinen nicht 
jo ftarf ermäßigt worden, wie die Schiffsfrachten: abgejehen vielleiht von 
einigen Ausnahmetarifen nad und von beutfchen Seehäfen!. Wenn alfo die 


ı Ein Beifpiel hierfür ift die Gewährung des Seehafen-Ausnahmetarifö für 
ſchleſiſche Kohlen mit 1,34 Pig. Stredenfag für den Ortsverbrauch von Stettin im 
Jahre 1896. Immerhin hat die Verkehrsentwicklung gezeigt, daß die Oderſchiffahrt 
auch mit diefem niedrigen Sate den Wettbewerb aufnehmen fann. Denn es find in 
Stettin fchlefiihe Kohlen zu Wafler angefommen 1901 — 25191, 1902 — 59874, 
1903 — 101596, 1904 (aufergewöhnlih niedriger Waflerftand) — 59761, 1905 
— 89893 und 1906 — 99191 t. Indeſſen wird in diefem Falle die Frage der 
Schiffahrtsabgaben mit befonderer Vorficht zu behandeln fein. 
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Zentrallommiffion für Rheinfchiffahrt im Jahre 1868 meinte, daß die 
Arbeitsteilung zwiſchen Eifenbahn- und Wafjerftraße in befriedigender Weile 
geregelt fei, fo hat fich diefer Zuftand inzwiſchen fehr ſtark zugunften der 
MWafjerftraße verfchoben. 

In wie hohem Maße dies der Fall gemwefen ift, foll bier, da das Ein- 
gehen auf alle einzelnen Frachtgüter und Verfehröbeziehungen zu weit führen 
würde, an einigen charakteriſtiſchen Beifpielen gezeigt werben. 

Die Kohlenfradht betrug für Eſſen — Mannheim im Jahre 1887 — 8,60 ME.; 
fie ift feitvem auf 7,80 ME. alfo um 9 vom Hundert gefunfen, während 
die Schiffsfracht gleichzeitig um 28 vom Hundert gefallen ift. Die Staffelung 
der Rohftofftariffäge beginnt erjt hinter Mannheim und von diefem abgaben- 
freien Hafen aus gewährt Baden ebenfall® einen geftaffelten Tarif. 

Nach Frankfurt betrug die Bahnfracht 1887 von Gelſenkirchen 7,80 Mt.’ 
und heute 7,10 Mk., fie ift alfo um 9 vom Hundert gefallen. Gleichzeitig 
fiel die Waſſerfracht troß ihrer Verteuerung durch eine Abgabe, melde höher 
iſt als die fünftig zu erhebende, um 15 vom Hundert. 

In beiden Fällen find für heutige Waſſerfrachten die Kontorſätze zu 
Grunde gelegt, welche die am freien Markte gezahlten überfteigen; die 
Sciffahrtsabgaben würden nur 2,6 vom Hundert der Kontorfrachten 
betragen. 

Die Bahnfrachten für Getreide von Rotterdam nah Mannheim find 
feit 1870 von 12,92 ME. auf 18,40 Mk., alfo um 42 vom Hundert 
geftiegen, während die Schiffsfrachten von 10,20 Mi. auf 3,04 Mt, 
aljo um 70 vom Hundert gefallen find. Es ift alfo ein bedeutender Spiel: 
raum für die Erhebung von Rheinfhiffahrtsabgaben entftanden — ganz ab: 
gefehen von dem gewaltigen Preisfturz des Getreides felbit. 

Die Größe des jegigen Frachtvorfprunges der Waflerftraßen wird durd 
die angeführten Beifpiele veranfhaulidt. Wenn auch die befannt gewordenen 
Frachfäte nur auf verhältnismäßig wenige Maffengüter fich beziehen, jo 
gelten fie doc für einen fehr großen Teil der gefahrenen Tonnenkilometer, eben 
weil es fi um die der Menge nach wichtigften Frachtgegenſtände handelt. Für 
die frage der wirtſchaftlichen Möglichkeit der Erhebung von Sciffahrte- 
abgaben auf dem Rhein find Kohlen und Getreide ausschlaggebend, da das 
eritere Gut 2673100000 und das legtere 1037800000 von insgeſamt 
6 493 300 000 tkm im Jahre 1905 repräfentiren. Diefe Maffengüter haben 
eine tnpifhe Bedeutung, umſomehr, als fih bei den Wafferftraßen die 
drachſate bei weitem nicht ſo ſehr nach Guterarten abſtufen wie bei den 


! Buls, Der wirtſchaftliche Wert der Mainkanaliſierung 1888. 
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Eiſenbahnen; die Frachterfparung ift deshalb für die Waſſerſtraße bei den 
auf der Eifenbahn hoc tarifierten Gütern noch viel größer ala bei Mafien- 
gütern !. 

Wie gewaltig der Vorteil ift, den eine an der Waſſerſtraße belegene 
Snduftrieftabt durch ihre billigen Frachten vor anderen Plätzen voraus hat, 
möge bier an einem Vergleich zwifhen Mannheim und Hannover gezeigt 
werden. Die Kohlenfraht beträgt ab Efjen. für Hannover bei 242 km 
6 ME,, für Mannheim bei 350 km Entfernung auf der Waſſerſtraße mit 
Umſchlag in Duisburg felbft bei den jeßigen Kontorfrachten mit 1,50 ME. 
Eifenbahnverfraht etwa 4,25 ME. anftatt einer Eifenbahnfradt von 7,80 Mt. 
In beiden Fällen ift die Abfertigungsgebühr eingerechnet. Ebenfo fommt 
Mannheim auf dem Rhein mit feinen Induſtrieerzeugniſſen wahrscheinlich zu 
viel billigeren Frachten an das Meer und den Weltmarkt ala Hannover. 
Die Frachten zmwifchen Hannover und den Norbfeehäfen ftellen fi 








_ Bremen Bremerhaven Hamburg 





Mt. Mt. Mt. 
ür aaa Spezialtarif I 4,00 5,20 Ausfuhr 
eögl. 5 1 2,40 3,20 3 
Baummolle 5,80 8,00 Einfuhr 
Buder 4,00 4,20 Ausfuhr 
Glas? . 6,% 7,20 L 
Zement . 4,00 5,20 J 





Die Frachten Ludwigshafen — Rotterdam betragen nach der Mitteilung 
S. 142 für Halbzeug 1,60 Mk., für andere Güter find fie nicht mit Sicher— 
heit befannt geworben. Bekanntlich find aber in der Binnenſchiffahrt die 
Frachten nicht fehr verfchieden für bie einzelnen Güterarten; fie find lange 
nicht fo differenziert wie bei der Eifenbahn. Wenn man berüdfichtigt, daß 
die — von Rotterdam nah Mannheim zu Berg nur etwa 3 Mk. 


! Das gilt jeldft für die durh Eifenbahnausnahmetarife begünftigten Waren 
wie 3. B. Petroleum, das von den Weſerhäfen nah Franffurt a. M. für 14 ME, 
einfchließlih 1,20 Mk. Abfertigungsgebühr, gefahren wird. Cine zuverläffige Angabe 
für die Waflerfraht von Rotterdam nad Frankfurt ift nicht befannt; aber ſelbſt 
wenn fie doppelt jo hoch wäre wie die Getreidefradt, würde fie erit 6 bis 7 ME. 
betragen und etwa halb jn teuer fein wie die Eifenbahnfradt. Tatfählich find 
auch von den Weferhäfen 1905 nur 57833 t Petroleum mit der Bahn verfandt 
worden, wovon nur 8000 bis 9000 t in das Rheingebiet famen, während gleichzeitig 
284418 t über Emmerid) quf dem Rhein. eingeführt wurden. 

2 Bol. S. 157 die Mitteilung der Handeldfammer Cottbus, wonach Hohlglas 
von Riefa bi8 Hamburg nur 4 ME. Fracht koſtet. 
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beträgt, daß die Talfahrt geringere Selbjtfoften verurfadht und auch wegen 
geringeren Güterangebots — etwa ein Drittel bis ein Viertel der Berg: 
frachten — weſentlich billiger fein muß, jo wird man fchwerlich fehlgehen 
in der Annahme, daß die Mannheimer Induſtrie erheblich geringere Frachten 
von und nad) dem Meere hat ald die hannoverfce. 

Nah Erbauung des Hannover — Rheinfanald wird Hannover zwar 
feinen Bedarf an Ruhrkohlen etwas billiger deden fönnen als jet, aber 
es wird immer noch in den Waſſerfrachten eine Schiffahrsabgabe von 
1,45 ME. für etwa 290 km zu entrichten haben, während der Mannheimer 
Induſtrie nur eine jolde von 7 Pfg. für eine Tonne Kohlen zuge- 
mutet wird. 

Für den Verkehr mit den deutfchen Seehäfen ift der Vorteil ver 
Maflerftraße gegenüber dem Bahnwege aber noch erheblich größer, ala es bei 
der Vergleihung zwifchen den eigentlihen Frachten der Fall zu fein fcheint. 
Denn die Koften des Umfchlages zwiſchen Seeſchiff und Eifenbahn — 
beftehend aus SKaigebühren, Überführungsgebühren und unter Umftänden 
auch Lagergelvdern — pflegen fehr viel höher zu fein, als die Koften bes 
Umjchlags zwifchen See- und Binnenfhiff, zumal das lettere vielfach ald 
Lagerraum für eine gewiffe Zeit benugt wird, wenn das zur Ausfuhr be 
ftimmte Seeſchiff nicht fogleich zur Stelle ift. Als Beifpiel hierfür mögen 
die Getreidetransporte von Hamburg nad Berlin dienen, die nad) einer im 
Fahre 1903 abgegebenen Auskunft der Handelätammer zu Berlin auf der 
Waſſerſtraße 2,50 bis 3,50 Mk., auf der Eifenbahn aber 16,60 bis 
16,80 ME. foften, wovon nur 13,80 ME. auf die eigentliche Eifenbahnfradt 
einfhließlih der Abfertigungsgebühr entfielen, während der Reſt aus den 
Koften des Umfchlags fih ergab. Für den Umfchlag zwifchen See- und 
Binnenfhiff ift in Hamburg von dem auf dem Strome liegenden Seeſchiff 
nur ein geringfügiges Tonnengeld, vom Binnenfahrzeug überhaupt feine Ab: 
gabe zu entrichten. 

Die Tatfache, daß gerade für die Seehäfen die Billigfeitsvorzüge der 
Binnenwaflerftraßen befonders in die Erfcheinung treten, findet ihren 
zutreffenden Ausdrud in dem Jahresbericht der Stettiner Kaufmanfchaft für 
1906, wo es heißt (S. 83): 

„Jeder Seehandelsplatz auf dem Kontiment entwickelt ſich deſto kräftiger 
und ſchneller, je leiſtungsfähiger feine Binnenſchiffahrt ausgebildet ift.“ 

Die Frachtvorteile des Wafjerweges find jo außerordentlich groß, daß das 
Riſiko — nur um ein foldes kann es fih handeln — ihrer Verminderung 
durh eine mäßige Schiffahrtsabgabe fehr wenig bedeutet. Die praftiide 
Erfahrung hat aber bewiefen, daß eine folde Abgabe keineswegs 
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regelmäßig eine Verteuerung der Frachten im Gefolge hat und daß die Ver: 
teuerung der Frachten keineswegs mit zu einer Beeinträchtigung des Verkehrs 
führen muß. 
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Als Beweismaterial für die Beurteilung der Frage, ob und in welchem 
Umfange Sciffahrtsabgaben wirtfchaftlih möglih find, kommen neben den 
tatfählich erhobenen Befahrungsabgaben auch die örtlihen Schiffahrtsabgaben, 
die Hafengelver, in Betradt. Sie bilden neben den eigentlichen Fahrtkoften 
einen notwendigen Beitandteil des Gefamtaufwandes für den Gütertransport 
auf der Waflerftraße, fie fteigern die Beförberungsfelbftfoften eben fo fehr 
oder noch ſtärker als die Befahrungsabgaben, fie beeinfluffen ebenfalls 
die Größe der Spannung zwiſchen Eifenbahn: und Waſſerfrachten und ben 
Gewinn de3 Transportunternehmer® aus der einzelnen Sciffereife. Als 
im Jahre 1860 von Baden die Ermäßigung der Rheinfchiffahrtsabgaben 
gefordert und mit dem Bebürfnis nad Erleichterung des Stromverfehrs be- 
gründet wurde, mies die nafjauifche Regierung darauf hin, daß dieſe Er- 
leihterung vielmehr durch Ermäßigung der örtlihen Schiffahrtsabgaben an- 
geftrebt werden möge. Auch für die Gegenwart ift die Gefamtbelaftung der 
Rheinshiffahrt mit Hafenabgaben keinesfalls geringer anzufchlagen als die 
geplante Belaftung mit einer durcdfchnittlihen Befahrungsabgabe von 
0,04 Pfg. vom Tonnenfilometer. Die Berbefjerungen der natürlichen 
Häfen — faft alle Häfen find natürlih, und nur durch menſchliche 
Arbeit auögeftaltet — find der Schiffahrt im ganzen ebenfo nüßli und 
ihrer Entwidlung ebenfo förberlihd wie die Verbefjerungen der natür- 
lichen Wafferftraßen. Die wirtſchaftlichen Erwägungen, welde für die ent- 
geltliche oder unentgeltliche Überlaffung der Schiffahrtsanftalten an den Ver- 
fehr in Betracht fommen, find annährend die gleichen für Waſſerſtraßen und 
Häfen. Der Nutzen der Abgabenfreiheit oder der niedrigen Gebührenbemeflung 
ift in beiden Fällen derfelbe; der hemmende Einfluß hoher Hafenabgaben 
auf die Verkehrsentwicklung tft oft genug von den beteiligten Kreifen geltend 
gemacht worden. Der Umftand, daß die Binnenhäfen meift den Gemeinden, 
die MWafjerftraßen aber den Staaten gehören, fünnte die Anlegung eines 
verſchiedenen Maßftabes höchſtens in dem Sinne rechtfertigen, daß auf Hafen- 
gelver oder auf hohe Hafengelder eher verzichtet werben fann, als auf 
Fahrwafjergelver; denn die Identität der Intereſſen zwifchen den Gemeinde- 
fteuerzahlern und den unmittelbaren oder mittelbaren Benugern von Häfen 
ift viel größer ald — namentlich bei internationalen Strömen — bie 
Identität zwifchen den Staatöfteuerzahlern und den Benugern der Waſſer— 
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ftraße. Tatfächlich erhebt auch eine große Zahl von Gemeinden Hafenabgaben 
nur in foldher Höhe, daß ein Teil der für die örtlihen Sciffahrtsanftalten 
verwendeten Koften daraus gebedt wird. 
Aus allen diefen Gründen erfcheinen die örtlichen Sciffahrsabgaben 
ebenfo geeignet wie die Befahrungsabgaben, ald Grundlage für eine praktiſch 
empirifche Unterfuhung über die wirtfchaftlide Möglichkeit von Schiffahrte: 
abgaben überhaupt zu dienen. Die Erfahrung zeigt, daß tatfächlich der 
Spielraum zwifhen Eifenbahn- und Waſſerfrachten für die Erhebung von 
Hafengelvern in fehr erheblihem Umfange beanfprudt wird. So beträgt 
3. B. nad dem „Gebührentarif für die Benugung der ftädtifchen Hafen— 
anftalten in Mainz“ vom 5. Juni 1902 die Werftgebühr von anfommenden 
Gütern 20 Pfg. für eine Tonne und ebenfoviel in Worms!, während die 
der Rheinſchiffahrt zugemutete Befahrungsabgabe im Verkehr mit den Ruhr: 
bäfen nur 11,2 Pfg. für Mainz und 13,4 Pfg. für Worms im Durchſchnitt, 
für Kohlen aber wahrfcheinlich nur 6 und 6,7 Pfg. ausmachen würde. Bingen 
erhob für Steinfohlen, je nahdem fie an der unteren Böfhungsmauer ohne 
Kran oder an anderen Stellen mit Kran Tauögeladen werden, 20 oder 5 Pig. 
Ufergeld, während die Befahrungsabgaben von Duisburg dorthin nur 5 Pfe- 
betragen würde. Nach dem Jahresbericht der Handellammer Bingen für 
1906? ift der dortige Hafenverfehr in erfreulihem Steigen begriffen. 
Gleichwohl 
„bat fi die Notwendigkeit einer Erhöhung der Ufergebühren für mit dem 
ftäbtifchen Kran zu verladende Kohlen dadurd geltend gemadt, daß die 
Kohlenhändler — mit einer Ausnahme — zu einer Kohlenverfaufögefell- 
fchaft fi) vereinigt haben, und ſeitdem die ankommenden Steinfohlen fait 
durchweg mit dem Kran verladen werden. Es hätte ſonach für die ge- 
famten Kohlenverladungen nad dem alten Tarif das Ufergelb mit \/, Pfg. 
für 100 kg zur Verrechnung zu fommen, während früher von den Einzel- 
händlern das Meifte per Fuhre ausgeladen wurde, wobei 2 Pfg. per 
100 kg zur Erhebung gelangten. Um den Einnahmeausfall zu deden, 
beſchloß die Stabtverorbnetenverfammlung die Erhöhung des Ufergelves 
der mit ftäbtifchem Kran zu verladenden Kohlen auf 1 Pfg. Denjelben 
Sa zahlen auch nad dem alten Tarif andere Artikel, die einen geringeren 
Wert ald Kohle befigen, 3. B. Steine, Erze, Eifen und Feldſpat.“ 

In ihrem Berichte vom 27. Juni 1906 äußerte fi die Kammer dahin, 


ı Nah dem Handelsfammerberiht für 1906 S. 141 ift eine Ermäßigung 
dieſer Gebühr zwar erftrebt, aber nur für Umfchlagägüter zu erhoffen. 
2 6, 2, 146, 147. 
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„fie erahte die Begründung des Stabtverorbnetenbefchluffes für zu— 
treffend, da den Aufwendungen der Stadt zur Erleidterung 
des Verkehrs die entfprehenden Einnahmen gegenüber: 
ftehen müßten. Die Kohlen, welche früher zum großen Teil von einem 
höheren Tarif betroffen waren, würden durch den neuen Tarif 
nicht übermäßig belajtet.“ 

Die Mehrbelaftung durd) den neuen Tarif beträgt eben fo viel, wie an 
Rheinfhiffahrtsabgaben — als Gegenleiftung fürdie durch Fahrwaſſerverbeſſerung 
bewirkte „Erleichterung des Verkehrs" — in die Kafje der Finanzgemein— 
haft zu zahlen wäre. Der Umftand, daß die in Bingen für zuläffig 
eradhtete und beſchloſſene Mehrbelaftung der Kohle der Stadt und nicht den 
Rheinftaaten zugute kommen foll, entkleivet diefen charakteriftifchen Vorgang 
feineswegs feiner Beweiskraft für die Frage der wirtfhaftlihen Möglichkeit 
von Schiffahrtsabgaben überhaupt. Denn er zeigt, in weldem Umfange 
der Spielraum zwifchen Eifenbahn- und Wafjerfrachten zugunften der Selbit- 
foftendedung für Schiffahrtsanftalten irgend welcher Art beanſprucht werben 
fann und tatfächlih beanfprudt wird. Profeſſor Gothein in Heidelberg, 
der größte Kenner des oberrheinifhen Wirtfchaftslebens, hat überigens in 
feiner Rede auf der Mannheimer Protejtverfammlung vom 16. Februar 1907 
feftgeftellt, „bis nad) Bingen made die Abgabe ſich überhaupt nicht geltend.“ 

In Duisburg— Ruhrort find Kohlen mit Hafen und Ufergeld in Höhe 
von 4 Pfg., Getreide in Duisburg mit 12 Pf. belaftet, während die Be: 
fahrungsabgaben für Kohle von Duisburg nah Mannheim auf 7 Pfg. und 
nad Emmerih auf 1,6 Pfg., für Getreide von Emmerich nah Duisburg 
auf 8,4 Pfg. anzunehmen find. Zur Veranſchaulichung und Vergleichung der 
Werte, die hier in Betracht fommen, mögen noch einige andere Ufergeldſätze 
aus rheinifchen Hafenftädten hier angeführt werden. Die Belaftung beträgt: 
in Goblenz normal 20 Pfg., für Sand, Kies und Steine 6 Pfe., in Bonn 
normal 40 Pfg., für Sand, Kies und Bafalt 20 Pf., in Cöln normal 
40 Pfg., für Sand und Kies 10 Pf., für Steine- 20 Pf., in Düfjelvorf 
normal 50 Pf., für Holz 15 Pfg-, für Getreide 10 Pfg., in Wefel normal 
20 Pig., für Kohlen und Steine 10 Pig. Die Zahlen find hauptſächlich 
danah ausgewählt, um die Belaftung der geringwertigiten Güter zu 
zeigen. 

In diefen Beifpielen find nur diejenigen Abgaben berüdfichtigt, welche 
lediglich für das Liegen der Schiffe auf der Wafferfläche der Häfen und für 
die Tatfache des Löſchens oder Ladens am befeftigten Ufer zu zahlen find, 
nicht aber foldhe Gebühren, welche die Gegenleiftung für die Bewegung der 
Güter oder für irgend welche fonftige pofitive Tätigkeit der Hafenverwaltung 
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bilden, alfo namentlich nit die Kran- und NKippgebühren. Wollte man 
die fämtlichen, für die Benugung der Hafenanftalten durch Schiff und 
Ladung entftehenden Gebühren den Befahrungsabgaben gegenüberftellen , fo 
würde das zwijchen beiden beftehende Mifverhältnis noch viel ſchärfer in 
die Erfcheinung treten. 

Man wird nad) Lage der Umftände, znmal in Anbetracht der großen 
Spannung zwifhen Eifenbahn: und Wafjerfradhten, zu der Annahme be- 
rechtigt fein, daß die gleiche wirtfchaftliche Möglichkeit, wie bei den örtlichen 
Schiffahrtögebühren, auch hinfichtli der Befahrungsabgaben vorhanden ift. 


8 8. Die Folgen der Einführung von Schiffahrtsabgaben auf Dem 
bisher abgabefreien Teile der natürlichen Wafleritraßen. 


In den Erörterungen der Abgabenfrage hat die Prognofe der Wir: 
fungen, welche die Einführung von Sciffahrtsabgaben auf den biäher 
abgabenfreien Wafjerftraßen haben werde, einen breiten Raum eingenommen; 
und fie ift in der Tat von großer Wichtigkeit. Es ift in Diefer Hinficht 
viel prophezeit worden. Die einen jehen den Ruin der Schiffahrt vor 
Augen — diefer Ausdrudsmeife bediente ſich der Verein rheinifcher Binnen: 
hiffahrtsinterefjenten in einem Beichluffe vom 16. April 1904 —, während 
die anderen feine Gefährdung der deutſchen WVerfehrsinterefjen durch die 
Shiffahrtsabgaben annehmen. Vor jeder Neueinführung oder Erhöhung 
folder Abgaben jind von den Beteiligten nachteilige Rüdmwirkungen auf bie 
Entwidlung der Schiffahrt und des gefamten Wirtfchaftslebens im Einfluß: 
gebiet der Waflerftraße vorausgefagt worden. Das geſchah insbejondere aud 
bezüglich der Mainfhiffahrtsabgaben und der Abgaben für die Fanalifierte 
obere Oder am Ende des vergangenen und bezüglich der allgemeinen Neu: 
regelung der preußifhen Binnenfhiffahrtsabgaben zu Anfang diefes Jahr: 
zehnte. Die Erfahrung hat inzwiſchen bewiefen, daß alle diefe Prophezeiungen 
irrig waren. Der Verkehr hat fi überall Fräftig entwidelt. 

Im Jahre 1855 erflärte der badifche Bevollmädtigte bei der Rhein— 
ichiffahrtszentrallommiffion zur Begründung eines Antrages auf Ermäßigung 
der Schiffahrtsabgaben unter Hervorhebung der Tatfache, daß die reinen Wafler- 
frachten von Rotterdam nad) Mannheim feit 1818 von 76,60 auf 20 Mt. 
gefallen jeien: | 

„Die Rheinfrachten find auf der legten Stufe, über melde ihnen ein 
weiteres Herabgehen unmöglich ift, angefommen”, 
und im Sahre 1860 berichtete der Provinzialiteuerdireftor in Cöln an ben 
preußifchen Finanzminiſter: 
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„Die Waflerfrahtfäge find durch die Konkurrenz der Eifenbahnen ſchon 

gegenwärtig in einem faum haltbaren Grade herabgedrüdt und gewiß 

einer weiteren Verminderung um den Betrag des hinzutretenden Wege- 

geldes“ — ed handelte jih damald um die von Baden vorgeichlagene 

Schiffahrtsabgabe von 10 Pig. für die deutſche Stromftrede — „nicht fähig.“ 
Seitdem find die Frachten etwa auf den ſechſten Teil der damaligen Säte 
gefallen. 

Bei den Verhandlungen über die Bildung des Abgabentarifs für die obere 
Oder waren in einer Mafjenpetition der Schiffahrtstreibenden aus dem Jahre 
1898 die. Säge von 0,25 und 0,50 Pig. für die Tragfähigfeitstonne 
und Schleufe als Grenze der zuläſſigen Belajtung bezeichnet worden, während 
tatfählich 1 und 2 Pig. eingeführt wurden und der Verkehr fi unter der 
Herrſchaft diefes Tarifes Fräftig entwidelte!. Bei derfelben Gelegenheit 
wurde die Höhe der Schiffsfrachten von beteiligter Seite, um das Nidt- 
vorhandenfein eines mejentlihen Spielraums zwiſchen Eijenbahn- und 
Wafjerfraht für Erhebung von Abgaben nacdhzumeifen, für die neu eröffnete 
Strede Koſel — Berlin auf 6,41 Mk. ohne Oderſchiffahrtsabgaben berechnet, 
während die Frachten fih in Wirklichkeit auf 5,50 ME. mit oder 5,14 Mt. 
ohne Abgaben ftellten. 

Im übrigen ijt bezüglich der Wirkungen der Abgaben zu unterjcheiden 
zwifhen denjenigen, welche die Gegenleijtung für mindeſtens gleichwertige 
Schiffagrtöverbefferungen find, und allen anderen. 

Bei den erfteren fann die Wirkung überhaupt nur in einem lucrum 
cessans zum Ausdrud fommen, nit in einen damnum emergens, in einer 
Verfchlehterung der Lebensbedingungen für die Schiffahrt. Bei Schiffahrts- 
abgaben ohne gleichzeitige oder vorgängige Verbeſſerung der Waſſerſtraße ift 
eine ſolche VBerfchlechterung möglich, aber keineswegs ficher, weil die Schiffahrtö- 
abgaben nur einen fleinen Teil der Selbitloften ausmachen, deſſen Wirkung 
durh Veränderungen bei anderen Bejtandteilen der Selbitloften fompenfiert 
oder überwogen werben fann, jedenfalls diefen anderen Dlomenten gegenüber 
von feiner ausfchlaggebenden und praktiſch entfcheidenden Bedeutung ift. Wie 
aus den früher angeführten Zahlen hervorgeht, beträgt die gegenwärtige 
Abgabe für Kohle in Frankfurt a. M. nur 4 vom Hundert und bie ge- 
plante Rheinjchiffahrtsabgabe für diefes Gut in Mannheim nur 2,7 vom 
Hundert der Fracht; die Abgabe für Getreide von Hamburg nad Berlin 


ı Der Berfehr ftieg in den Jahren 1897, 1898 und 1899 von 508000 auf 
794000 und 973000 t und hat jest 1,5 Mill. Tonnen (in Kojel) überichritten. 
Schriften CXV. — Zweiter unb dritter Zeil. 12 


—— — MEI 
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ftellt fich zur Fracht wie 10 vom Hundert!. Der Einfluß neuer Sciffahrts- 
abgaben auf die Frachten würde alfo, wenn überhaupt fühlbar, jehr gering: 
fügig fein und gegenüber den Schwankungen in den Löhnen, in den Preijen 
der Betriebsmaterialien und in den Frachten praftifh faum ins Gemidt 
fallen. Nach den Berichten der Mannheimer Handelsfammer ſchwankten in 
den vier Jahren von 1902 bis 1905 die Kohlenfrachten um den fünffachen 
Betrag der vorausfihtlihen Abgabe; fie betrugen ohne Sclepplohn 0,98, 
1,21, 1,33 und 1,10 ME. In derfelben Zeit ftanden die Getreidefradten 
auf 2,73, 3,86, 8,78 und 3,04 Mk.; fie ſchwankten alfo um 1,13 Mt. 
oder ungefähr um das Doppelte derjenigen Abgabe, die für Getreide in 
Frage fommen würde. Die Fradtihwanfungen in der Elbſchiffahrt werden 
durch die nachftehende, auf den Angaben im „Schiff“ berubende Zahlen: 
zufammenftellung veranfhaulidt. 
Es foftete die Beförderung von Maffengütern: 











1900 ° 1901 | 1902 : 1903 | 1804 








| 

| 
2) Bon Hamburg nad) Magdeburg . 341 | 284 | 185 1,78 | 3,52 
b) „ — Dresden . . 5,86 | 5,06 | 3,27 3,05 |, 5,64 
6) » . r Laube —Zetfchen .673 | 586 | 401 | 369 | 622 
d) „ r «„ 8Belin. . . 4,00 | 3,17 | 2,63 287 4,68 
BG » Breslau - . .]| 719 | 7,45 5,43 | 508 | 8,4 
#5 Auffig nah Hamburg . . . .| 4,10 | 2,70 | 2,52 239 | 4,08 





Die Differenzen zwifhen Höchſt- und Mindeftfägen betragen hiernach 
1,74, 2,59, 3,04, 2,05, 3,41 und 1,71 Mi. Die Belaftung mit Abgaben 
würde ohne Zweifel hinter diefen Differenzen erheblich zurüdbleiben. 

Bon ebenfo geringer Bedeutung ift die Abgabe gegenüber den Preiſen 
ver auf den Waflerftraßen beförderten Güter und den Schwankungen, welde 
diefe Preife erfahren. Für die auf dem Rhein beförberten Kohlen find im 
Jahre 1907 neue Preisfeftfegungen durch das Kohlenfontor getroffen worden, 
welche Erhöhungen von 1 bis 2,5 ME. für die Tonne mit fih bradten — 
gegenüber einer an die Staatöregierungen zu zahlenden Sciffahrtsabgabe 
von 7 Pfg. für die Entfernung von Duisburg nad Mannheim. Nach dem 
Bericht der Handelsfammer Worms 1904 S. 95 ff. wäre durch das Kohlen- 
fontor dort eine Preiserhöhung von 2,20 ME. und eine Mehrbelaftung der 
Kohlenverbrauder um 300000 bis 400000 ME. herbeigeführt worden. 
Es find das Zahlenwerte, denen gegenüber die in den Schiffahrtsabgaben 


! Die Zahlen find 2,60 Mt. zu 11,5 Pig. in Frankfurt, 2,60 ME. zu 7 Bin. 
in Mannheim, 3,17 ME. zu 33 Pig. in Berlin. Bol. S. 141, 146. 
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enthaltenen Beträge völlig verſchwinden. Da durch das Kohlenkontor Feine 
Verminderung des oberrheinifchen Kohlenverbrauchs und feine Beeinträchtigung 
des gewaltigen Aufſchwunges der oberrheinifchen Induſtrie eingetreten ift, 
jo erfcheint die Annahme gerechtfertigt, daß die Abgaben ebenfowenig von 
nadteiligen folgen begleitet fein werben. 

Noch weniger find derartige ‘Folgen von den Abgaben für das durch 
die deutſche Binnenſchiffahrt beförderte, faft ausſchließlich fremde Getreide 
zu befürchten. Bei der großen Spannung zwifchen Eifenbahn- und Wafler- 
frachten ift es ausgeſchloſſen, daß durch eine verhältnismäßig unbedeutende 
Abgabe — für die deutſche Rheinſtrecke bis Mannheim aufwärts kann ſie 
auf 40 bis 50 Pfg. geſchätzt werden — ein Teil der Beförderungsmenge 
von der Waflerftraße auf den Schienenweg verdrängt werden könnte. Aber 
aud eine Verminderung der ausländifchen Einfuhr kann dur die Abgabe 
nicht veranlaßt werden. Cine ſolche Verminderung wäre nur möglich) durd 
eine, mit der Bevölferungszunahme mindeftens Schritt haltende Vermehrung 
der inländifchen Getreibeerzeugung. Bei einem Weizenpreife in Mannheim 
von 196,25 Mi. im Jahre 1906, der in den einzelnen Monaten um 
3,79 ME., zwifchen einem Höchftbetrage von 198,09 ME. und einem Mindeft- 
betrage von 194,30 ME. ſchwankte!, würde jedod eine Abgabe von 40 bis 
50 Pfg., ſelbſt wenn fie eine entfprechende Preiserhöhung zur Folge hätte, 
eine Steigerung des inländiſchen Weizenbaues — defjen technische Möglichkeit 
in entfprechendem Umfange vorausgefegt — ſchwerlich zur Folge haben. 
Sie würde etwa den achten Teil der Jahresſchwankungen abforbieren. 

Es find den Schiffahrtsabgaben ferner zwei ſchädliche Wirkungen 
nachgeſagt worden, welche darin bejtehen follen, da fie den Aktionsradius 
der Binnenſchiffahrt zugunften der Eifenbahn verkürzen, oder mit anderen 
Worten, das durch den Umfchlagsverfehr bediente Einflußgebiet der Waſſer— 
ftraßen einengen und die bisherigen Schwankungen der Waflerfradhten noch 
vergrößern würden. 

Die erfte Behauptung, melde fi insbefondere in der Denkichrift des 
Arbeitsausfchufjes der Rheinfhiffahrtsintereffenten von 1904 (S. 44) findet, 
iſt nur im Falle der Nichtlompenfation der Abgabe durch Stromverbefjerungen 
oder durch fonftige Veränderungen in den Selbitloften, und aud dann nur 
theoretifch richtig. Denn die ganz unbedeutenden, praktiſch kaum fühlbaren 
Transportverteuerungen braudten nit und würden wahrſcheinlich nicht 
den Verbrauchern, Empfängern und Verfendern an der Peripherie des Ver- 
fehrögebietes auferlegt zu werden. Man fünnte fie auf das ganze große Gebiet 





! Handeldfammerberiht 1906 ©. 10. 
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verteifen, das für die Bedienung durch die Schiffahrt unbejtritten und 
unbejtreitbar ift, weil es einen außerordentlich viel größeren Vorteil aus 
der Waflerftraße zieht. Die Preispolitif der großen induftriellen Syndikate, 
welche die Preife ihrer Erzeugnifje in den ftrittigen Grenzgebieten verhältnis: 
mäßig niedrig und in den ſicheren Abfagregionen entiprechend höher halten, 
wird vorausfichtlih auch von denjenigen Organifationen befolgt werben 
fönnen und befolgt werden, welde die Produktion von Transportleijtungen 
regeln. 

Die Prognofe auf Verftärkung der Frachtſchwankungen durch Schiffahrts 
abgaben iſt durch Profeſſor Gothein mehrfach? geſtellt worden. Sie erſcheint 
aber durch die Lage der Verhältniſſe keineswegs gerechtfertigt. Der Spiel- 
raum, innerhalb deſſen die Waſſerfrachten ſchwanken fönnen, wird — 
wenigftens in einem Lande mit dem dichten und immer weiter fich ver- 
dichtenden Eifenbahnnege des Deutfhen Reiches — nad) oben hin durd die 
Eiſenbahnfrachten und nach unten durd die Schiffahrtsfelbftloften feſt-begrenzt. 
Den erjteren dürfen die Waſſerfrachten nicht einmal gleih kommen und 
unter die leteren können fie felbftverjtändlih nit dauernd jinfen. Wer 
aljo von der durch Gothein vertretenen Anficht ausgeht, daß die Abgaben 
die Selbftloften und Frachten erhöhen, muß aud eine entſprechende Ein- 
engung des für die Frachtſchwankungen in Betraht fommenden Spielraumes 
annehmen. Selbjt wenn man mit der Möglichkeit rechnet, daß die Abgaben 
zeitweife auf die Frachten gefchlagen, aljo vom Abfender oder Empfänger 
übernommen, und zeitweife von der Schiffahrt getragen werben, jo würde 
immer noch feine Verftärtung jener Schwanfungen fid ergeben. 

Eine andere Wirkung, freilid mehr theoretiicher Art, tritt durch die 
Einführung von Schiffahrtsabgaben nad) der Richtung ein, daß das Moment 
der Entfernung in den Beförderungsjelbftfoften und in der Frachtbildung 
mehr zur Geltung fommt. Bekanntlich ift dieſes Moment an fi keineswege 
allein maßgebend; die Frachten ftufen fih nicht nad den Entfernungen ab, 
und fie find für näher gelegene Pläge unter Umftänden ebenſo hoch over 
höher als für weiter entfernte, weil die Hin- und Rückreiſe für ben 
Schiffahrtsunternehmer eine wirtichaftliche Einheit darftellt und die Nüd- 
frachtgelegenheit von größerer Wichtigkeit fein kann als die Reiſedauer und 
der ihr entfprechende Aufwand an Betriebsfoften. Der überwiegende Einfluß 
dieſes Momentes fann auch durd die Einführung von Befahrungabgaben 


! Vgl. die Verhandlungen des Vereins für Sorialpolitif von 1905 ©. 67. 
Gothein fagte damals: „Mir ſcheint, dab, wenn dauernd auf eine Wagſchale ein 
Gewicht gelegt wird, das auch dauernd auf der einen Seite wirkt, und daß die 
Schwankungen dadurd noch vergrößert werden uſw. 
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feine weſentliche Abſchwächung erfahren. Immerhin bleibt die Tatjache 
theoretifch beftehen, daß die Bedeutung der Entfernungsunterfchiede unter 
den frachtbildenden Faktoren etwas gejteigert wird, 

Vielerörtert ift Schließlich auch die Frage, ob neueingeführte Schiffahrts- 
abgaben dem Transportgewerbe oder den Wareninterefjenten, den Empfängern 
und PVerfendern, zur Laft fallen. Diefe Frage läßt ſich nicht ohne meiteres 
beantworten auf Grund der vorliegenden Erfahrungen darüber, wer die 
Zahlung an den Staat oder den fonftigen Hebungsberechtigten tatfächlich 
leiftet. Die Befahrungsabgaben auf Binnenwafferftraßen find der Regel 
nach in der Fracht enthalten; die Frachten werden in der Regel einſchließlich 
der Abgaben vereinbart, und lettere im Einklange mit der bispofitiven Vor— 
ſchrift des Binnenfhiffahrtsgefebes vom 15. Juni 1895 ! tatfächli vom Schiffer 
entrichtet. Eine Ausnahme findet fich bei den Befahrungsabgaben für den 
fanalifierten Main, die dem Empfänger neben der Fracht nad) Handels- 
gebrauch befonders in Rechnung geftellt werden. Dasjelbe gilt von den 
jogenannten Liegegeldern in den Berlin—Charlottenburger Gewäſſern, die 
allerdings mehr Ähnlichkeit mit einer Hafengebühr als mit einer Befahrungs- 
abgabe haben?. Im Seeverfehr pflegen die auf den Raumgehalt des 
Schiffes gelegten Abgaben vom Reeder, die auf der Ladung ruhenden ein- 
fommend vom Empfänger und ausgehend vom Ablader gezahlt zu werden. 
Für Königsberg iſt ein entſprechender Handelsgebrauch durch die Ältejten 
der Kaufmannſchaft ausdrüdlih feftgeftellt, während in Bremen durch Geſetz 
beftimmt ift, daß die von der Schiffsladung zu zahlende Meferforreftions- 
abgabe für einfommende Güter vom Empfänger und für ausgehende vom 
Ablader eingezogen wird. Diefe Gebräudhe und Beitimmungen find jedoch 
für die Frage, wer die Lajt der Abgabe endgültig übernehmen muß, nicht 
entfheidend. Denn der Frachtintereſſent ift möglicherweife in der Lage, fidh 
für die von ihm zu leiftende Abgabenzahlung durd Vereinbarung eines 
entjprechend niedrigeren Frachtpreiſes ſchadlos zu halten, ebenfo wie der die 
Abgabe zahlende Schiffer beftrebt fein wird, die Fracht um einen entiprechenden 
Betrag zu erhöhen. Es handelt fich hierbei lediglih um wirtſchaftliche 
Geſichtspunkte und Machtverhältnifje, die übrigens für alle Abgaben, gleich: 
viel ob fie durch Schiffahrtöverbefferungen aufgemogen werden oder nicht, 
von derfelben Bedeutung find; denn auch im erjteren alle wird jede ber 
beteiligten Gruppen, weldje fich mit divergierenden Intereſſen gegenüberftehen, 


I Vgl. Band I ©. 295/6. 
2 Gutachten über Handelsgebräude. Erftattet von der Handelskammer Berlin. 
Dove und Meyerftein, Berlin, Heymanns Verlag 1907 S. 136. 
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den Vorteil der Verbefjerungen für fi zu erlangen und die Laſt der Ab- 
gaben auf andere abzumälzen bejtrebt fein. 

Die von den Schiffern verdienten Frachten richten fich regelmäßig nad) 
Angebot und Nachfrage, und fie werden es nad Einführung von Sciffahrts- 
abgaben auf bisher abgabefreien Wafferftraßen ebenſo tun, wie nad ihrer 
Aufhebung auf bisher abgabepflichtigen. Die Tatfahe, daß neben ben 
Frachten aud noch eine Schiffahrtsabgabe zu den Koften der Güterbeförderung 
auf der Wafjerftrage gehört, kann die Ausfichten der Schiffer auf Erlangung 
angemefjener Frachtpreiſe an fich nicht verfchlechtern. Diefe Verſchlechterung 
fönnte nur dann eintreten, wenn die Erhöhung der MWaflertransportfoften 
dur eine Abgabe einen Teil der bisher verfchifften Güter der Waſſerſtraße 
fernhalten und hierdurch die Nachfrage nah Kahnraum vermindern follte. 
Denn diefe Verminderung der Nachfrage würde allerdings die Frachtpreiſe 
drüden. Umgekehrt würde die Aufhebung oder Ermäßigung beftehender 
Abgaben den Sciffern die Ausfiht auf höhere Frachten nit an und für 
fih, fondern nur unter der Vorausfegung eröffnen, daß durch die Ver— 
minderung der Gefamtbeförberungsfoften das Angebot von Gütern, die 
Nachfrage nah Schiffsräumen wächſt!. Nur diejenige Abgabe verftärkt die 
Rofition der Frachtgeber gegenüber den Schiffern im wirtfchaftlichen Macht- 
fampfe, welche eine Verminderung der Spannung zwiſchen Eifenbahn- und 
Wafferfraht und eine Verminderung der Frequenz der Waflerftraße zur 
Folge hat. Denn nur in diefen Fällen findet.eine Schwächung des Angebots 
von Schiffsgütern ftatt, melde die Schiffer zur Übernahme der Abgaben 
ober zur Ermäßigung der Frachten zwingen fönnte. Ein folder Zwang ift 
aber der Natur der Sade nad ausgeſchloſſen bei jolden Abgaben, welche 
die Gegenleiftung für mindeſtens gleichwertige Berbefjerungen der Fahrſtraßen 
oder Häfen darftellen oder durch Berbefjerungen und Berbilligungen im 
Betriebe tatfächlich fompenfiert werden. 


! Der Verfaffer hatte vor Jahren eine Befprehung mit Schiffern, welde die 
Herabfegung der Sciffahrtsabgaben auf den märkiſchen Waflerftraßen erftrebten. 
Es wurde ihnen die Frage vorgeleat, ob fie glaubten, die Verlader würden ihnen 
nad) Ermäßigung oder gar völliger Aufhebung der Abgaben die bisherigen Frachten 
weiter bewilligen und die durch foldhe Tarifmahregeln entftehende Koftenermäßigung 
nicht für ſich beanſpruchen. Die Frage wurde verneint. 

Die Nr. 1 des „Niederrhein“ vom 4. Januar 1906 enthält eine Zuichrift vom 
Main, in weldher ausgeführt wird, eine Ermäßigung der Gebühren für die Ketten— 
ichleppichiffahrt des bayrischen Staates würde den Schiffern nichts nüßen, fondern 
doch nur den Empfängern durch entiprehende Ermäßigung der Frachten zugute 
fommen. 
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Wenn übrigens bei freiem Wettbewerbe, deſſen Aufredhterhaltung in 
der See- und Binnenfhiffahrt ja von den Frachtgebern gewünſcht und mit 
allen Mitteln erftrebt wird, der Stand der Frachten ſich nicht mefentlich 
über den Betrag der Schiffahrtöfelbitloften, einfchlielich eines zum Lebens— 
unterhalte des Schiffer8 gerade noch ausreichenden Unternehmergewinnes, 
erheben fann, fo folgt ſchon aus diefer in den Berichten über die Lage des 
Schiffergewerbes immer von neuem betonten Tatfache, daß die Belaftung 
der Transportunternehmer mit einer neu einzuführenden Sciffahrtsabgabe 
wirtfchaftlich nicht möglich ift. Sie würde infolge der Unterfchreitung bes 
Eriftenzminimums eine Berminderung des Angebots an Kahnraum zur Folge 
haben, die ihrerfeit8 dann die Frachtgeber nachträglih zur Übernahme ver 
Abgaben oder zur Bemilligung entjprechend höherer Frachten veranlaffen 
müßte. Tatſächlich geht übrigens die meitübermwiegende Meinung dahin, 
daß die etwa neu einzuführenden Sciffahrtsabgaben ebenjo mie die bereits 
beftehenden nicht den Schiffer, jondern den Frachtgeber und durch defjen 
Bermittelung den Empfänger belaften würden. 

Als Vertreterin diefer Auffafjung mag hier die Handelsfammer in 
Heidelberg zitiert werden, weldhe in ihrem Jahresbericht für 1906 ©. 27 fagt: 

„Aus diefen Ziffern ergibt fih, daß eine Reihe von induftriellen 
Werfen unferes Bezirt3 ganz erheblich geſchädigt würde. Hierbei ift 
allerdings die Annahme unterjtellt, daß die betreffenden Firmen bie 
Schiffahrtsabgaben felbft zu tragen haben würden. Man fönnte jedoch 
noch an zwei andere Möglichkeiten denken, nämlih 1. die, daß bie 
Schiffahrtsuntenehmungen die Abgabe auf fih nehmen würden, ober 2. 
die, daß es möglich fein würde, die Abgaben auf den Konfum abzu- 
wälzen. Im erfteren Falle würden in der Hauptjache die fübdeutfchen 
— insbefondere die Mannheimer — Schiffahrtsunternehmungeh die Leid- 
tragenden fein. Diefe Möglichkeit ift jedoch fo gut wie ausgeſchloſſen, 
da die Schiffsfrachten infolge jtarfer Konkurrenz bereits fo billig find, 
daf die Schiffahrtsunternehmungen faum in der Lage find, die Abgaben 
auf fi) zu nehmen. Ebenfo ift die zweite Möglichkeit überall da aus- 
geſchloſſen, wo ala Konkurrenz Werke in Betraht fommen, melde durch 
Schiffahrrsabgaben nicht getroffen würden. Dieſer Fall dürfte jedoch bei 
weitem der häufigere fein. Hiernad hätten alfo in der Hauptſache die 
induftriellen Werke die Schiffahrtsabgaben zu tragen. 

Diefe Berhältniffe treffen naturgemäß nit nur auf den Bezirk 
Heidelberg zu, fondern in gleicher Weife auh auf Mannheim, den 
induftriell am höchſten emtwidelten Bezirk unferes Landes, und in noch 
höherem Maße auf die weiter ſüdlich gelegenen Teile Badens.“ 
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Auffallend ift in diefer Darftellung nur die Annahme, daß im Falle 
der Übernahme der Abgabe auf die Schiffahrt die ſüddeutſchen und ins 
befondere die Mannheimer Transportunternehmungen die Laſt im mefent: 
lihen zu tragen haben würden. Diefe Annahme fteht im Widerfprud zu 
dem geringen Anteil Badens an dem Kahnraum der deutfchen Nheinflotte, 
der zu etwa 7/10 preußifh und nur zu Us babifch ift, während von ben 
1905 in Deutfhland zwifchen Mannheim und Emmerich gefahrenen Tonnen- 
filometern 82 vom Hundert auf preußifches und nur 2,5 vom Hundert auf 
babifches Gebiet entfallen. 

Auch die Handelsfammer in Hannover! hat in ihrem letten Jahres: 
berichte von den Sciffahrtsabgaben gejagt, fie würden „wie die Frachten 
zwar zunächſt von der Schiffahrt erhoben; letzter Träger derfelben find aber 
die Verfehrsinterefjenten, d. 5. zum überwiegenden Teile wieder Handel und 
Induſtrie.“ 

Die gleiche Auffaſſung wie in dem Berichte der Handelskammern Heibel- 
berg und Hannover wird erfennbar in den Klagen, welche über die durch Schiffahrts- 
abgaben eintretende Brot- und Kohlenverteuerung in Süddeutfchland ſowie über 
den „preußifchen Schutzzoll“ erhoben worden find; durch den letzteren foll die 
niederrheinifche Induſtrie angeblih in die Zage gebracht werben, ſich einen 
fonjt nicht erreichbaren Vorfprung vor der oberrheinifhen im Wettbewerbe 
auf dem WMeltmarkte zu verfhaffen. Wer foldhe Klagen erhebt oder als 
berechtigt anerkennt, fann nicht gleichzeitig die Schiffahrt ald das Opfer 
der fisfalifchen Bebrüdung binftellen; denn eine Teilung der Laſt zwiſchen 
beiden Gruppen wäre zwar theoretifh denkbar, aber praftifh äußerſt un- 
wahrfcheinlihd. In manden Fällen wird freilich nicht der Empfänger oder 
Verbrauder, fondern der Abfender, Verkäufer oder Hervorbringer die Ab- 
gabenlaft tragen. Diefe Auffafjung wurde bezüglid des Holzhandels bei 
den Verhandlungen des Sentralverbandes deutjcher Holzintereffenten in 
Nürnberg am 27. September 1906 vertreten. Bei Abgaben, die fein 
Äquivalent in Schiffahrtäverbefjerungen finden, lönnte der Verkäufer genötigt 
fein, die Abgabe zu übernehmen, weil er fie dem Käufer angefichts bes 
Mettbewerbes auf dem Abfagmarkte nicht auferlegen fann. Bei Abgaben 
für Schiffahrtsverbefjerungen, welche jih der Natur der Sade nad in 
Frachtermäßigungen ausdrüden müſſen, ift diefer Fall nicht möglich. 

Es ift freilich von denjenigen, melde in der Schiffahrt den Fünftigen 
endgültigen Träger der Abgabenlaft trog alledem erbliden wollen, der Verfud 
gemaht worden, die leialen Wirkungen diefer Laft auf die Rentabilität 


1 Aahresberiht 1907 ©. 142, 
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beftehender Schiffahrtäunternehmungen dadurch zu veranfchaulidhen, daß die 
auf den beförderten Gütern ruhenden Abgaben von dem bisherigen Rein: 
gewinn abgezogen wurden. Es ift das die Übertragung derjenigen Argu- 
mentation und Berechnungsmeife, welche gegenüber der Befteuerung von 
Verzehrungsgegenftänden für die Neichsfaffe immer mwieder geltend gemacht 
worden ift, auf die gebührenmäßige Belajtung der Produktion von Trans- 
portleiftungen im Rahmen der ftaatlihen Selbitloften. Hier wie dort leidet 
diefe Argumentation und Berechnungsweiſe an dem Fehler, daß fie die 
Möglichkeit der Überwälzung einer zunächſt den Produzenten treffenden Laft 
auf den Konfumenten völlig außer acht läßt. 

Als es fih vor zwei Jahre um die Erhöhung der Braufteuer handelte, 
erſchienen in der Prefje zahlreihe Berechnungen, wonach die Steuerzufchläge 
die bisher verteilte Dividende völlig aufzehren und ſolchergeſtalt den ganzen 
Ertrag des Braugemwerbes fonfiszieren würden. Man gab fi den Anſchein, 
als ob die Abmälzung auf die Verbraucher gar nicht in Frage füme!. Gie 
ift tatfächlich inzwifhen in ganz erheblichem Umfange eingetreten und die 
Brauereien fahren fort, ihren Aftionären Dividenden auszufhütten. In 
ganz derfelben Weife werden die Schiffahrtsunternehmungen die Abgaben - 
auf die Frachten fchlagen, oder den Empfängern befonderö berechnen. Das 
wird ihnen ebenfo gelingen, wie es der Rheinſchiffahrt nah Einführung 
der Mainfhiffahrtsabgaben und der Schiffahrt auf den märkiſchen Wafjer- 
ftraßen nad der wiederholten Erhöhung des dortigen Abgabentarifs gelungen 
ft; eine abfolute Erhöhung der Frachten braudt damit nicht notwendig 
verbunden zu fein. Da die gefamte Schiffahrt gleichzeitig abgabepflichtig 
werden würde, fo ijt faum abzufehen, wie fi) die Empfänger oder Verſender 
der Tibernahme der Abgabenlaft entziehen follten. Die örtlihen Schiffahrts- 
abgaben, namentlich die Ufergelver in den Häfen, die oft erheblich höher 
find als die neueinzuführenden Befahrungsabgaben, werden ſchon jetzt vom 
Empfänger regelmäßig übernommen. 

Die wirtfchaftliche Lage der Schiffahrt kann durch Abgaben für Ver— 
befferung des Fahrwaſſers und der Häfen überhaupt nicht und durch andere 
Abgaben nur dann verfchledhtert werden, wenn fie tatfächlich eine nennens— 
werte Steigerung der Selbjtfojten und Trachten zur Folge haben follten. 

Wenn das Sciffergewerbe nicht jo einträglich ift, wie es von feinen 
Angehörigen und Vertretern gewünſcht wird, fo liegt das nicht an der 
Erhebung von Sciffahrtsabgaben auf einem großen Teile der preußifchen 


Bol. den Artikel der Kölnifchen Zeitung „Zur Kritik der Steuervorlagen“ 
in Rr. 12 vom 5. Januar 1906. 


186 III. Die wirtfchaftliche Möglichkeit der Schiffahrtsabgaben. 


Wafferftraßen, fondern an dem fchrantenlofen Wettbewerbe, der den Verdienſt 
des einzelnen auf ein geringes Maß herabdrüdt. Hierdurch erklärt fi auch 
die Erſcheinung, daß die Frachtvorteile, welche die Staaten durch den foft- 
fpieligen Ausbau von Waflerftraßen und Häfen geſchaffen haben, in der 
Hauptfahe nit den Schiffen, fondern anderen Ermwerbsftänden zugute 
gefommen find. Das fcheint auch der Arbeitsausfhuß der Rheinihiffahrte- 
interefjenten anguerfennen, indem er Seite 40 jagt: 
„Dun kann alfo im ganzen behaupten, daß die ftaatlihen Stromver— 
befferungen des Rheins, auf die fich heute die Befürworter von Schiffahrte- 
abgaben fo gern beziehen, in der Hauptjahe dem fogenannten Verfrachter 
(Handel und Induſtrie) in Form verbilligter Frachten zugute gekommen 
find. Man darf auch nicht annehmen, daß der außerorbentlich geftiegene 
Verkehr durch rentablere Ausnugung des vorhandenen Kahnmaterials 
befiere Gefchäftsergebniffe hervorgerufen haben fünnte. Denn infolge ber 
erhöhten Anforderungen, die an die Rheinfchiffahrt geftellt wurden, und 
infolge der zunehmenden Transporte für die rheinifch-weitfälifche Induſtrie 
vermehrte fih das auf dem Nhein vorhandene Transportmaterial und 
damit der Wettbewerb in ganz aufßerorbentlicher Weife.“ 

Auf Seite 44 ift dieſe Anfiht nochmals zufammengefaßt in den Worten: 

„Die Steigerung der Transporte hatte gleichzeitig zur Folge eine erheb- 
lihe Ermäßigung der Schiffsfradhten, iſt alfo fein eigentlicher Gewinn 
für die Schiffahrt felbit, ala vielmehr ein dauernder Vorteil für den 
Verfrahter (Handel und Induſtrie.)“ 

Eben deshalb erfcheint ed auch fahgemäß und billig, daß die Sciffahrte- 
abgaben von Handel und Induſtrie getragen werben, 

Für die wirtſchaftliche Möglichkeit von Sciffahrtsabgaben ift die 
finanzielle Lage einzelner Rhedereien und die Dividende der Schiffahrtögejfell- 
ſchaften ohne Bedeutung. Es fommt nur auf die Größe der Spannung 
zwijchen Eifenbahn: und Wafferfrahten und auf die frage an, ob dieſe 
Spannung einer Verringerung durd Abgaben oder höhere Frachten ohne Ber: 
kehrsnachteile — ohne Schwähung des Angebots von Fradtgütern — fähig 
if. Im Falle der Bejahung diefer Frage hat die Schiffahrt es fich felbit 
zuzufchreiben, wenn fie infolge übermäßigen Wettbewerbe und ungenügender 
Drganifation nicht auf ihre Nehnung kommt. Die Möglichkeit folcher 
DOrganifationen ift am Rhein und an der Elbe praftijch bemiejen. 

Wenn bei den Erörterungen über die Abgabenfrage häufig Zahlen 
genannt worden find über die Summe, die diefer oder jener Hafenplaß an 
Abgaben aufzubringen haben würde, fo ift eine ſolche Darjtellung, wie Wirming— 
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haus! ſehr zutreffend hervorgehoben hat, offenbar der Sadlage nicht ent- 
ſprechend. Ein Umſchlagshafen wie Mannheim ift ficher nicht gefonnen, 
die Schiffahrtsabgaben für fein Hinterland aufzubringen; er wird biefem 
die Abgaben in Rechnung ftellen. 

Wie die Schiffahrt Schon jett jede durch den Wechjel der Konjunkturen 
fih darbietende Gelegenheit wahrnimmt, um die ihr wünſchenswerten und 
erreichbaren Frachterhöhungen den Berfrachtern aufjuerlegen, jo wird fie es 
auch mit derjenigen Frachterhöhung machen, welche durch die Einführung 
von Ediffahrtsabgaben möglichermeife notwendig werden könnte. Die bei 
den zumeilen fehr bedeutenden Frachtſchwankungen vorhandene Abmwälzungs- 
möglichkeit wird auch bei den Schiffahrtsabgaben, die künftig nichts anderes 
als Beitandteile der Frachtſätze fein werden, ſich als wirkſam erweifen. 

Anders ift die Lage natürlich bei den fyndizierten Schiffahrtsunter- 
nehmungen, welde den Frachtſchwankungen nicht unterworfen und durch 
ihren Zuſammenſchluß imftande find, gemwinnbringende Frachtſätze dauernd 
zu halten. Hier fann die Übernahme der Abgaben auf die Schiffahrt 
allerdings in Frage fommen. Ein Beifpiel hierfür ift das rheinifche Kohlen- 
fontor, von welchem die Handelsfammer Offenbach behauptet, daß es jeden 
für feine wirtfhaftlihe Machtftelung erreichbaren Vorteil aus dem Kohlen- 
und Frachtgeſchäft durch Feſtſetzung entfprechender Preife für die Verbraucher 
für fih in Anjprud nehme. Deshalb iſt die Handelsfammer auch der 
Meinung, daß die Begünftigung von Offenbah infolge der Verminderung 
der Abgabenlaft nad Befeitigung der jetzigen Mainſchiffahrts- und Ein- 
führung der fünftigen Rheinjchiffahrtsabgaben „nur von theoretifcher Be— 
deutung jei”, da das Kohlenkontor nicht ermangeln werde, ſich auch diefen 
fünftigen Vorteil anzueignen. Wenn man fich auf diefen praftifhen Stand- 
punft ftellt, und von der Annahme ausgeht, das Kohlenkontor belafte jchon 
jegt Die Verbraucher bis an die Außerfte Grenze ihrer Zahlungsfähigfeit und 
der Mettbewerbsmöglichfeit anderer Kohlenreviere, jo muß man logifcher 
Weiſe auch annehmen, daß die durch eine Schiffahrtsabgabe etwa eintretende 
Erhöhung der Beförberungsfoften ohne Einfluß auf die den Verbrauchern 
geftellten Preife bleiben werde?. 

Nicht uninterefjant ift in diefem Zufammenhange die Beobachtung der 
Wirkungen, melde in der legten Vergangenheit bei der Einführung von 





! Bol. den Auffag in Conrad's Yahrbüchern 1907 XXXIV Heft 3 „Der 
Rhein und die Sciffahrtsabgaben”. 

2 In diefem Sinne bat auch Heubach in jeinem fehr intereffanten Auffage 
„Die wirtfchaftlihe Bedeutung der Binnenihaffahrtdabgabe‘ in Schmoller8 Yahr- 
buch 1907, 4. Heft S. 227 ff. ſich ausgeiprocden. 


188 III. Die wirtſchaftliche Möglichkeit der Schiffahrtöabgaben. 


Abgaben auf die nah Deutihland verſchifften englifhen Kohlen und auf 
den aus deutfhen Strömen gemonnenen und zu Schiff verfradhteten Kies 
ſich aezeigt haben. Der Umftand, daß es fi in diefen beiden Fällen nid 
um Sciffahrtsabgaben handelte, fchließt die analogifhe Verwertung an fid 
feineswegs aus. Denn das Intereſſe der Schiffahrt, die Transporte troß 
ber Verteuerung des Objekts zu behalten, und zwar möglichſt ohne Kon— 
zeffionen hinſichtlich der Frachtſätze zu behalten, und das entgegenftchende 
Intereſſe der Verbraucher an einer entſprechenden Frachtverbilligung war 
dasfelbe wie bei einer Befahrungsabgabe. Der nah dem Burenfriege ein- 
geführte englifhe Kohlenausfuhrzoll von 1 ME. auf die Tonne murde 
damals auf die Verbraucher abgewälzt, und nach der kürzlich erfolgten Auf: 
hebung dieſes Zolles trat eine Preisermäßigung nicht ein. 

Die Abgabe vor der Kies- und Sandgemwinnung aus den Strömen 
wurde im Sahre 1895 allgemein eingeführt. Es handelt ſich dabei um 
ein nicht unbedeutendes Objelt, da in den Jahren 1901 bis 1905 im 
Rhein, Mefer-, Elbe und Odergebiet 4206 600 cbm von Privaten gegen Ent- 
gelt entnommen wurden. Die Abgabe betrug durdhfchnittlih 10 Pfg. vom 
Kubifmeter oder etwa 0,7 Pfg. von der Tonne zu 1000 kg. Die Durd- 
fchnitte vom Kubikmeter betrugen für den Rhein 9 Pfg, die Wefer 10 Pfa., 
die Elbe 17 Pfg. und die Oder 4,5 Pig. Die Transportentfernung mar 
auf dem Rhein durchſchnittlich 20 km, mwährend auf der Elbe die Ent: 
fernungen mejentlich größer zu fein fcheinen. Beifpieläweife wird Bagger: 
material aus der Gegend von Tangermünde bis Hamburg und Berlin ver: 
fhifft. Eine im Jahre 1906 veranftaltete Umfrage hat ergeben, daß durd 
die Erhebung jener Abgaben weder eine erkennbare Verteuerung der ge- 
mwonnenen Materialien, noch eine Verringerung der entnommenen Mengen, 
noch eine Verkürzung der Abfagentfernungen eingetreten ift. Die Abgaben 
find im Verhältnis zu den Transportentfernungen — tonnenkilometriſch 
berechnet — und auch im Verhältnis zum Werte des Transportgegenftandes 
Höher als diejenigen Abgaben, welche fünftig von Kohlen und ähnlichen 
Nohftoffen zu erheben fein würden. 

In einer badifchen Regierungsvdenkjchrift vom Juni 1885 findet fid 
der Sat: „Die Zölle find offenbar nur geredtfertigt, infofern fie eine 
blühende Schiffahrt nicht hindern“. Diefer den früheren Rheinzöllen 
geltende Ausſpruch ift ohne Zmeifel auch Heute noch, übertragen auf neu- 
zeitliche Befahrungsabgaben, richtig und unanfehtbar. Er enthält fcheinbar 
eine Selbftverftändlichkeit, aber doch infofern eine fehr beveutfame, aud für 
die Gegenwart anwendbare Wahrheit, als in ihm die Tatfache anerkannt 
äft, daß nicht jede Abgabe an fich, gewiſſermaßen mit Naturnotmwendigkeit, 
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das Gedeihen der Schiffahrt hindern müffe. Diejenigen Abgaben find wirt- 
Ihaftlih möglich, welde „das Gedeihen einer blühenden Schiffahrt nicht 
hindern“. Der Beweis dafür, daß es folche Abgaben geben fann und tat» 
fählih gibt, ift durch das Beifpiel zahlreicher preußifcher Waflerftraßen, 
insbefondere der märkifhen, und durh die Zuftimmung der MWejer- 
ihiffahrtsbeteiligten zur Einführung einer Abgabe erbradt. 

Wenn fo geſchäftskundige und fachverftändige Körperfchaften und Einzel- 
beteiligte, wie fie im Gebiete der Weſerſchiffahrt vorhanden find, ſich von 
der wirtfchaftlihen Möglichkeit einer Befahrungsabgabe überzeugt haben, 
jo fann eine folche Abgabe für die ungleich viel leiftungsfähigere Rhein— 
und Weſerſchiffahrt nicht unmöglich fein. 


IV. 
Die Bemefjung der Schiffahrtsabgaben. 


8 1, Die allgemeinen Gefihtspunfte. 


Man hat verſucht, die Möglichkeit der fahgemäßen Anmendung des 
Gebührenprinzips auf die Befahrung natürlicher Wafjerftraßen mit der 
Behauptung in Abrede zu ftellen, daß in diefem Falle das Verhältnis von 
Leiftung und Gegenleiftung nicht mit derjenigen Sicherheit ermittelt oder 
geregelt werben fünne, melde bei der Aufftellung eines Abgabentarifs 
praftifch erforderlich fei und deshalb vorausgefegt werden müſſe. Es fehle 
bei Befahrungsabgaben an einer „klar erkennbaren Gegenleiftung“, mie fie 
bei den Gebühren für die Benutzung „befonderer Anftalten” Kranen, 
Schleuſen und Häfen vorhanden fei!. 

Wenn das richtig wäre, fo müßten die Befahrungsabgaben, melde 
auf deutfhen und ausländifchen nicht fanalifierten natürlichen Wafjerftraßen 
erhoben werden, als willfürlih und fahwidrig gelten. Es gibt tatſächlich 
eine große Zahl folder Abgaben für See- und Binnenfdiffahrt. Der 
Unterfchied diefer beiden Schiffahrtögruppen würde, ſelbſt wenn er rechtlich 
in Betracht fommen follte, doc für die praftifche Frage der Meßbarkeit oder 
Beitimmbarkeit der in Gebührenform zu entgeltenden Berkehrsleiftungen 
feine Bedeutung haben. Die Urheber des Artikel 54 der Reichsverfaflung, 
der unbejtritten Befahrungsabgaben für Seefhiffahrt zuläßt, hätten fid 
demnach über das Nichtvorhandenfein einer „Elar erfennbaren Gegenleiftung“ 
getäufcht oder fi bewußtermaßen über diefen fundamentalen Mangel Hin: 
weggeſetzt. Aber auch in natürlichen Häfen werden feit jeher unbeanjtandet 
Gebühren erhoben für die bloße Ausnugung der künſtlich gefchaffenen Mehr: 
tiefe, insbejondere der Tiefe an den Ufermauern, und für die Benugung 
der leßteren zum Ein» und Ausladen, alſo für Leiftungen und Benugungs: 


! Gothein in der Mannheimer Berfammlung vom 16. Februar 1907. 
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afte, deren Meßbarkeit aus dem Gefichtspuntte der Gebührenfeftftellung nicht 
größer oder geringer ift als die Beftimmbarkeit derjenigen Leiftungen und 
Benutzungsakte, melde in der Herftellung und Unterhaltung vertiefter Fahr: 
tinnen in natürlihen Wafferftraßen und in der Befahrung diefer Rinnen 
beftehen. Die Sache liegt bier ähnlich wie bei der Überlafjung und Be- 
nugung eines Landweges, welcher dur Befeftigung der Fahrbahn jpäter 
in eine Kunftftraße umgewandelt und unter einen Abgabentarif geftellt 
worden ift. Auch bier befteht die Leiftung des Straßenbauers in der Er- 
leihterung des Verkehrs, in der Ermöglihung des Gebraudes größerer 
Fahrzeuge und der Bewegung größerer Laften bei Aufwendung der gleichen 
Zugkraft, nicht in der Schaffung einer Verkehrsmöglichkeit an fi. Gleich— 
wohl hat noch niemand daran gezweifelt, daß dieſe Verfehrserleichterung 
auf Zandwegen durh Erhebung von Bejahrungsabgaben in fachgemäßer 
Weife abgegolten werden fünne. Daß die Bemeffung der Gebühren im 
Einzelfalle häufig auf Grund paufchaler Wertermittelungen und Schäßungen 
vorgenommen werden muß, tft eine Erjcheinung, die nicht nur bei Befahrungs- 
abgaben für die Benugung von Land» und Waflerftraßen, jondern aud in 
vielen anderen Fällen hervortritt. Selbſt bei der Tarifierung von Kran— 
leiftungen fpielt diefes paufchale Moment eine große Rolle, 

Bei der Bemefjung von Sciffahrtsabgaben ift übrigens der Grundfaß, 
daß die Leitung des Abgabepflichtigen der Gegenleiftung des Staates oder 
der Gemeinde oder der fonjtigen Eigentümer von Waflerftraßen und Häfen 
entſprechen fol, zwar in erfter Reihe aber feinesmwegs allein maßgebend; 
er wird vielmehr in der praftifhen Durchführung in meitgehendem Maße 
von anderen Erwägungen, in&befondere von der Rückſichtnahme auf die 
Leiftungsfähigkfeit der Abgabepflichtigen durchbrochen. Die bejtehenden Tarife 
beruhen auf einer Verbindung diefer Gejichtspunfte. 


A. Die Bemeſſung nach dem Grundfaße von FJeiltung 
und Gegenleiltung. 
8 2. Die Schiffahrtöabgaben im engeren Sinne. 
a) Die Schiffsgröße. 

Die Anwendung des aus dem reinem Gebührenprinzip folgenden Maß— 
ftabes der Leiftung und Gegenleiftung auf die Verhältniffe der Schiffahrt 
führt zu dem Ergebnifje, daß in erfter Reihe die Schiffsgröße für die 
Bemeſſung der Abgaben zugrunde zu legen ift. Denn je größer ein Schiff 
ift, defto höhere Anſprüche macht es an die Tiefe, Breite, Erfennbarkeit 
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und Geftredtheit eines Fahrwaſſers fowie an die Tiefe und Fläche eines 
Hafens. je größer die jeweilige Eintauhung eines Fahrzeuges tft, deito 
mehr fommen ihm die Arbeiten zur Vertiefung und Dffenhaltung der Fahr: 
rinne zugute, deſto fchmaler ift bei trapezförmiger oder muldenartiger Be 
ihaffenheit des Fahrwaſſerquerſchnittes die Bahn für feine Fortbewegung 
und deſto mehr ift e8 auf die Bezeichnung des Schiffahrtsweges durch Tag- 
und Nachtmarken angewiefen. Die Inanſpruchnahme der Sciffahrtsanftalten 
erfolgt hauptſächlich durch den eingetauchten Teil des Sciffsförpers, durd 
jeine Wafjerverdrängung. Die Wafjerverdrängung iſt davon abhängig, ob 
das Schiff leer oder beladen ijt, und weldes Gewicht die Ladung hat. 
Schiffe von gleicher MWafjerverdrängung bei höchſter Ausnugung der Trag- 
fähigkeit pflegen hinfichtlich ihrer Abmefjungen — Länge, Breite und Tiefe 
— nit allzufehr von einander abzuweichen. Hiernah fann vom Stand- 
punlte des Gebührenprinzips die Wafjerverdrängung als ein vorzugsweiſe 
geeigneter Maßſtab für die Bemeſſung der Sciffahrtsabgaben angejehen 
werden. Da die Wafjerverdrängung eines beladenen Schiffes befanntlid 
dem Gewicht der Ladung mit Hinzurechnung der ein für allemal feſtſtehenden! 
Verdrängung des Leerfchiffs entjpricht, jo würde man auf diejer Grundlage 
zu einer Tarifbildung fommen, welche eine zujammengejegte Sciffahrts- 
abgabe vorfieht. Der Eleinere Teil der Abgabe müßte von der Ladung 
unabhängig jein, während der größere Teil ſich nach dem jeweiligen Gemidt 
der Zadung zu richten hätte; die leeren Schiffe müßten ebenfalls zur Abgabe 
herangezogen werden. Die legtere Maßregel wäre übrigend auch infofern 
fachlich gerechtfertigt, als der nicht eingetauchte Teil des Schiffskörpers, der 
bei Leerſchiffen verhältnismäßig hoch über Waſſer liegt, auf die Brüden- 
durchfahrtshöhe und infofern auf die Baufoften von Waſſerſtraßen Einfluß 
hat oder wenigjtens haben fann. Außerdem werden die zu einer Wafjer- 
ftraße gehörigen Schleufen oder Schifföhebewerfe durch leere Schiffe ebenio 
beanſprucht wie durch beladene. 

In Wirklichkeit find die Abgabentarife in Deutfchland nirgends nad 
dem reinen Verdrängungsmaßitabe gebildet, wohl aber zum größten Teile 
nah dem ihm nahelommenden Maßſtabe des Ladegewichts, während die 
übrigen Tarife entweder die Schiffegröße oder eine Verbindung von Schiffs: 
größe und Ladung für die Bemefjung der Abgaben zugrunde legen. Ganz 
ausnahmsmeife wird bei der hamburgiſchen Schiffahrtsabgabe auf der Unter: 
elbe die Tauchtiefe des Fahrzeugs ald Mapjtab angewendet, wobei wieder 

ı Nur bei Holzſchiffen ändert fich der Leertiefgang etwas mit dem zunehmenden 
Alter des Fahrzeugs. 
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eine gewiffe, wenn auch nur ungefähre Beziehung zur Wafferverbrängung 
ih geltend madt!. Im übrigen hängt die Benußung diefes Mafitabes 
wohl damit zufammen, daß die in Betracht kommende Abgabe, das ſo— 
genannte Elblotsgeld, zugleich die Gegenleiftung für Fahrwafjerunterhaltung 
und für Lotjendienfte? in fich ſchließt. 

Die Abgabenerhebung nach der Zadung, welche nad dem oben gefagten 
dem Grundfage von Leiſtung und Gegenleiftung am meiften entſpricht, hat 
zur praftifchen Vorausſetzung die Eihung der Schiffe, weil nur an geeichten 
Fahrzeugen mitteld der Eichifalen oder Tiefgangsanzeiger das jeweilige 
Ladungsgewiht aus den Eichicheinen feftgeitellt werden fann. Für das 
Rheingebiet und den Dortmund— Ems-Kanal gelten die zwifchen Deutfchland, 
Frankreich, Niederland und Belgien im Jahre 1898 zu Brüfjel vereinbarten 
Eihoorfchriften, während im übrigen auf allen Waflerftraßen in Norb- 
deutichland diejenigen Beftimmungen in Kraft find, welche zwifchen Deutſch— 
land und Öfterreich für die Elbichiffahrt im Jahre 1899 verabredet wurden ®. 

Alle Tarife für preußifche Binnenwafjerftraßen — abgefehen von dem 
Spoytanal und dem requlierten Altrhein bei Kleve — find Ladungstarife *; 
dasfelbe gilt von den Tarifen für die anhaltifhe Saaleftrede, für den 
Elbe— Travefanal, für die reichsländiihen Wafjerftraßen und für den 
Donau — Mainkanal. Die leeren Schiffe find auf dem fanalifierten Main, 
der fanalifierten Saar und Fulda und auf den eljaß-lothringifchen Waſſer— 
ſtraßen abgabefrei; auf den übrigen preußifchen Binnenmwajlerftraßen, auf 
der anhaltifhen Saale, auf dem Elbe—Trave:- und Donau—Mainfanal 
werden fie zwar nicht nach ihrer Wafjerverdrängung aber nad ihrer Trag- 
fähigfeit zu Sciffahrtsabgaben herangezogen?. Das Verhältnis der von 
der Trugfähigleit des leeren Schiffes erhobenen Abgaben zu den auf der 


ı Infofern Schiffe von gleihem Tiefgange im großen und ganzen auch hin- 
Ächtlih der Waflerverdrängung nicht allzufehr von einander abweichen werben. 

2 Es befteht fein Zwang, einen Lotfen zu nehmen, wohl aber ein Zwang zur 
Zahlung des Lotsgeldes. 

3 Bal. Übereinkunft betreffend die Eihung der Binnenfahrzeuge vom 4. Februar 
1898 Reichögelegblatt 1899 ©. 299 und Belanntmadung des Reichskanzlers betreffend 
die Eihordnung für die Binnenichiffahrt auf der Elbe vom 30. Juni 1899, Zentral» 
blatt für das Deutfhe Reich S. 202. Die letztere Eichordnung ift fodann von 
Preußen und den an der Binneniciffahrt beteiligten Staaten des Elb- und Weier- 
gebietes durch autonome Entſchließung für den ganzen Umfang diefer Länder in 
Kraft geſetzt worden. 

+ Der Emd— Jadelanal ift hier als Seewaflerftraße behandelt, weil die auf 
ihm verkehrenden Fahrzeuge regelmäßig ald Seeſchiffe vermeflen find. 

5 Dasjelbe ift in dem franzöfifchen Gefeg vom 22. Dezember 1903 für den 
Canal du Nord vorgefchrieben. 
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Ladung ruhenden ift bei den preußifchen Waſſerſtraßen verfchieden geregelt; 
es ſchwankt von !/s beim Dortmund—Emsfanal bis zu Yıoo beim Brom- 
beryer Kanal und der fanalıfierten Netze. Es beträgt bei der Saale 3. B. 
!/s und bei den märfifhen Waflerftraßen teild "ss, teils "so. Dabei ift 
ala Abgabe von der Ladung bei mehrklaffigen Tarifen der Durchfchnitt der 
Einheitsfäge zugrunde gelegt worden. Hiernach ift auch die Beziehung 
zwifchen der MWafjerverbrängung eines leeren Schiffes und jener Abgabenlaft 
keineswegs gleihmäßig. Ein 150 t Wafjer im leeren Zuftande verdrängendes 
Schiff von 600 t Tragfähigkeit zahlt auf dem Dortmund— Emsfanal für 
das Tonnenfilometer 30 Pfg., alfo 0,2 Pfg. für die Tonne feiner Ber- 
drängung, während für die Ladungstonnen 0,05, 0,15, 0,25 und 0,35 Pfg. 
erhoben werden. Dasſelbe Schiff bezahlt auf dem Elbe—Travefanal bei 
jeder Hebeſtelle 120 Pig. oder 0,8 Pfg. für die Tonne Verdrängung, 
während die Abgaben für die Tonne der Ladung 5, 7, 9 und 11 Pfe. 
betragen. Diefe Zahlenverhältniffe erklären fih dadurch, daß bei der Tarif: 
bildung die Abgaben vom leeren und beladenen Schiff nicht nad) einheitlichem 
Maßſtabe abgejtuft worden find, und daß überall nicht die Wafferverdrängung, 
fondern nur das Ladungsgewiht und die Tragfähigkeit ald Berehnungs- 
grundlage gedient haben. 

Weit weniger ald die Labungstarife entjprehen dem Gebührenprinzip 
diejenigen Tarife, welche die Schiffegröße bei der Bemefjung der Abgaben 
zugrunde legen; denn wenn man aud im allgemeinen fagen fann, daß große 
Sciffe die Wafjerftraßen und Häfen ftärfer beanipruden und insbefondere 
größere Anfprüce inbezug auf Fahrtiefe machen als FHleine, fo ift dieſer 
Sat doch nur für den großen Durchſchnitt der Schiffsreifen richtig, nicht für 
die einzelne Fahrt und den einzelnen Hafenaufenthalt, weil hierbei der Grad 
der Beladung differenzierend wirkt. Der Maßſtab der Schiffsgröße kann 
immer nur eine paufchale und generelle Bedeutung haben ; er ift zur individuellen 
Erfaffung der einzelnen Berfehrsericheinungen weniger geeignet als der Maßſtab 
des Ladungsgewichts. 

Die Schiffsgröße wird nad) verfchiedenen Methoden fejtgeftellt für die 
See: und Binnenfdiffahrt. Für die legtere gefchieht e8 durch Ermittelung 
der Tragfähigfeit!, und zwar in der Weife, daß die Linie der fchiffahrte- 


! Bei nicht vermeffenen Fahrzeugen begnügt man fih ausnabmsweife mit 
einfacheren Methoden zur Feſtſtellung der Tragfähigkeit. Auf den deutſch-ruſſiſchen 
Maflerftraßen im Memelgebiet, wo ſolche Fahrzeuge zumeilen noch vorkommen, ift 
für fie die Abgabe nah der Sciffslänge zwifchen den beiden äußerten Schotten 
bemefjen, und zwar in folder Höhe, daß ihr Gefamtbetrag bei den dort üblichen 
Schiffsformen mindeftens demjenigen gleichlommt, der im Falle einer Vermeſſung 
nad dem Eichſcheine zu zahlen wäre. 
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tehnifch möglichen tiefften Einſenkung beftimmt, und die zwiſchen dieſer 
Linie und der Linie des Leertiefganges liegende Wafjerverbrängung berechnet 
wird. Die Vermefjung der Binnenfahrzeuge richtet fih alfo nicht auf den 
ganzen Schiffskörper; es bleibt vielmehr der im leeren Zuftande eingetaucdhte 
Teil ebenfo außer Berechnung, mie derjenige oberjte Teil, welcher aus 
Gründen der Sicherheit auch bei voller Ladung über Waſſer bleiben muß. 
Schon hierbei ergeben fih in dem meitausgedehnten Gebiete der preußifchen 
Waſſerſtraßen gewiſſe Schwierigkeiten injofern, als die fehr verjchiedenen 
Verhältnifje der einzelnen Binnengewäfler, der Haffe, Seen, Ströme und 
Kanäle bedeutende Verſchiedenheiten inbezug auf die fogenannte Freiborbhöhe 
— den Abjtand zwifchen der Linie der polizeilich zuläfjigen tiefften Ein- 
fenfung und dem tiefiten Punkte der Borboberfante — bedingen !. 

Auf noch größere Schwierigkeiten jtößt die Feititelung einer höchſten 
Ladefähigkeit bei Seejhiffen, deren Aftionsradius viel länger ift wie ber 
eines Binnenfchiffes. Die Frage der aus Sicherheitärüdfichten züläfjigen 
tiefften Eintauhung oder Abladung ift fo fehr abhängig von den Umjtänden 
des einzelnen Falles, insbejondere von der Jahreszeit, von der Dauer der 
Reife, von der Bauart des Schiffes und von der Beichaffenheit der zu be- 
fahrenden Meere, daß man bisher davon abgefehen hat, die größte Trag- 
fähigfeit der Seefchiffe amtlich feitzuftellen: man beſchränkt fich auf die Ver- 
mefjung des Raumgehalts, der jelbjtverftändlich weit größer ift als die 
Mafferverdrängung. Ein dem Seegange ausgefehtes Schiff muß mit einem 
viel größeren Teile über Wafjer liegen als ein auf Strömen und Kanälen 
oder felbft auf Haffen und Seen verfehrendes Binnenfahrzeug. Die Ber- 
mefjung der Seeſchiffe zeigt im Gegenfage zur Binnenfhiffseihung die volle 
wirkliche Größe der Fahrzeuge in Raummaßen. 

Demnach ift die Vermefjung der See- und Binnenfahrzeuge nicht 
fommenfurabel; die Beftimmung der Schiffsgröße findet bei beiden Gruppen 
nad verfchievenen Gefichtspunften und Methoden ftatt. Man hat zwar für 
die Vergleihung des Raumgehalts der Seeſchiffe mit der Tragfähigkeit der 
Binnenfahrzeuge, fomweit eine Umrechnung zum Zwecke der Erhebung von 


ı Ein von Swinemünde nad Berlin fahrendes Binnenfdiff von 150 t Trag- 
fähigkeit muß für die Fahrt über dad Haff 52 cm, auf der Dder 45 cm, auf dem 
Finowkanal 25 cm Freibord haben. Der Berechnung der Abgaben — joweit jie 
nach der Tragfähigkeit geſchieht — wird aljo eine Schiffsgröße zugrunde gelegt, die 
für einen bedeutenden Teil der Reife nicht ausgenugt werden fann. Die Vermeffung 
muß aber nad der höchſten auf der zufammenhängenden Waſſerſtraße geitatteten 
Tragiähigfeit bewirkt werden, weil ed fonft für einen Teil diefer, Wafferftraße an 
einem Eichmaßitabe fehlen würde. 

13* 
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Schiffahrtsabgaben praftifh unvermeidlich wurde, den Maßftab von 2 cbm 
gleich einer Tonne zu 1000 kg Tragfähigkeit in deutſchen Schiffahrtstarifen 
aufgeftellt ; diefer Mafftab hat aber feinen Anſpruch auf Genauigkeit und 
Zuverläffigfeit im einzelnen !. 

Die Abgabenerhebung nad der Tragfähigkeit war bis zum Jahre 1902 
auf den preußifchen Binnenwaflerftraßen weitaus überwiegend. Sie hatte 
den, dem Spftem anhaftenden und mit der zunehmenden Größe der Schiffe 
immer fühlbarer werdenden Diangel, daß die Abgaben in ſtets gleichbleibender 
Höhe entrichtet werden mußten, gleichviel ob die Schiffe eine volle oder 
unvollftändige Ladung hatten. Infolgedeſſen jtellte fih die Abgabe, auf 
die Gewichtseinheit der Ladung bezogen, um fo höher, je meniger ber 
Schiffer wegen niedrigen Waſſerſtandes, wegen Mangels an Fradhtgütern 
oder aus anderen Gründen die Tragfähigkeit ausnugen fonnte. Ein Schiff 
mit halber Ladung bezahlte von den beförberten Gütern das doppelte, ein 
Schiff mit PViertelladung das Vierfache derjenigen Abgabe, die auf den 
Inhalt eines vollgeladenen Fahrzeugs entfiel. Eine ſolche Regelung der 
Abgabenlaft ftand zwar infofern, als die in der Strombautätigfeit des 
Staated liegende Leiftung bei allen Wafferftänden die gleiche bleibt, mit 
dem Grundfaße von Leiftung und Gegenleiftung nicht in Widerſpruch; aber 
e3 war andernteild vom Standpunkte der Inanſpruchnahme des Sciffahrts: 
weges dur Wafjerverdrängung ein Fehler, die geringere Verdrängung bei 
Niedrigwaſſer höher zu belajten wie die größere bei höheren Wafferftänden. 
Jedenfalls konnte dieje Tarifgeftaltung aus überwiegenden wirtichaftlichen 
Gründen nicht als befriedigend gelten. Sie war nur deshalb einigermaßen 
erträglich, weil die Abgaben an fi) niedrig waren, und weil fich für größere 
Zeiträume die bei den Einzelreifen hervortretenden Verfchiedenheiten in der 
Belaftung der Ladungseinheiten auszugleichen pflegten, ſodaß die Schiffer 
und Frachtintereſſenten mit gemwifjen Durchſchnittsannahmen hinfihtli der 
Transportverteuerung durch Schiffahrtsabgaben rechnen fonnten. Jedenfalls 
war der mit dem Jahre 1903 vollzogene Übergang zum Ladungsprinzip 
bei den ESdiffahrtsabgaben auf den preußiſchen Binnenwafjerftraßen ein 
weſentlicher Fortſchritt ſowohl aus dem Gefichtspunfte der folgerichtigen 
Verwirklihung des Gebührenprinzips, als auch aus dem allgemeinen Ge- 
fihtspunfte der wirtſchaftlichen Zmwedmäßigfeit. In der Binnenfiffahrt 
gibt e8 reine Tragfähigfeitstarife jet nur noch für den Spoyfanal und 


’ Nach der Seefchiffsvermeffungsordnung vom 5. Juli 1872 R.Gef. Bl. S. 270 
follten 2,12 cbm gleich einer Tonne Tragfähigkeit gerechnet werden; fpäter hat man 
die eritere Zahl auf 2, cbm abgerundet. 
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den regulierten Altrhein bei Kleve, wo die Einführung eines Ladungstarifs 
dur äußere Grunde verzögert worden ift, und für eine Anzahl von Häfen, 
befonder® von Sicherheitähäfen, wo feine oder nur wenige Ein- und Aus— 
ladungen vorfommen. Die Tragfähigfeitstarife find hier hauptſächlich der 
einfaheren Handhabung wegen beibehalten worden !, 

Die hier erörterten, in der wechjelnden Belaftung der Ladung liegenden Nach— 
teile, welche bei der Bemeffung von Sciffahrtsabgaben lediglih nad der 
Schiffsgröße in der Binnenfhiffahrt hervorgetreten waren, konnten ſich in 
der Seefhiffahrt nicht in gleichem Maße fühlbar machen, weil die wechfelnde 
Belaftung hauptfählih auf den ſchwankenden Wafferftänden der Binnen- 
waſſerſtraßen, insbejondere der regulierten Flüſſe, beruht, alfo auf einer 
für die Seefchiffahrt nicht in Betracht kommenden Erfcheinung. Die See- 
ſchiffahrt kann im allgemeinen ftet3 mit vollen Ladungen betrieben werben, 
fofern nur die nötigen Frachten zur Verfügung ftehen,; Ausnahmen fommen 
nur bei der Rheinſeeſchiffahrt und in einigen anderen bejonders liegenden 
Fällen vor. Deshalb werden die Seefchiffahrtsabgaben noch heute ganz 
überwiegend nah dem Naumgehalt der Fahrzeuge erhoben. Das gilt 
namentlih von den Abgaben für die Befahrung der Außenweſer, des 
Kaifer-Wilhelmfanald, des Ems — Jadekanals und der Schlei, ſowie ferner 
von fait ſämtlichen Hafengeldern an der deutfchen Küfte, von welchen übrigens 
mehrere nur den Namen nad Hafengelder, der Sache nah aber Abgaben 
für die Befahrung natürlicher Seewafferftraßen find ®. 

Neben den Tarifen nad ver Ladung und nad der — bei Binnen: 


ı Ein praftiih wichtiger Fall der Erhebung von Binnenſchiffahrtsabgaben 
nach der Tragfähigkeit ift das auf den Berliner Waflerftraßen von löfchenden und 
ladenden Schiffen zu entrichtende fogenannte Liegegeld. 

Die einheitliche und gleihmäßige Eihung der Binnenſchiffe bedeutete — ganz 
abgeiehen von dem erft hierdurch ermöglichten Übergang zu Ladungstarifen — aud 
im übrigen eine wefentlihe Förderung ber Schiffahrtsintereffen. Die Feitftellung 
des Ladegewichts durd die Eiche erleichtert zugleich den Abſchluß von Fradt- und 
Schleppverträgen, fie vereinfacht die Zollabfertigung an den Grenzübergängen und 
ift auch fonft geeignet, geichäftlihe Weiterungen im Sciffahrtäbetriebe zu verhüten. 

Durd die Zadungstarife wird eine Reihe von Frachtgelegenheiten erit geihaffen 
oder doc erleichtert, injofern Feine Ladungen durd die Tragfähigfeitstarife zu ſehr 
verteuert wurden. Sie mußten zu Sammelladungen vereinigt werden — was zu— 
weilen unmöglich) oder doch ſchwierig ift — oder fie mußten ganz unterbleiben. 

Der Schiffer ift erft durch die Ladungstarife in die Lage gekommen, dem Ab- 
lader die Abgabe nad feften Sägen in Rechnung zu jtellen, was er früher zumweilen 
nicht fonnte, weil er dad Maß der Ausnugung der Tragfähigkeit bei zulammens 
gefegten Ladungen nicht vorausbeftimmen konnte. 

2 Bal. Br. I ©. 186. 


198 IV. Die Bemefjung der Sciffahrtsabgaben. 


ſchiffen unvollfommen in Tragfähigkeit, bei Seeſchiffen volllommen in Raum- 
gehalt ausgedrüdten — Schiffsgröße fteht eine dritte Gruppe der gemijchten, 
beide Grundlagen oder Syfteme verbindenden Tarife. Zu diefer Gruppe 
gehörten die bis 1866 erhobenen Rheinzölle, deren auf der Sciffslabung 
ruhender Hauptteil das Detroi war, während daneben von der Tragfähigkeit 
die fogenannte Refognitionsgebühr gezahlt wurde; das gleiche Syftem be 
ftand bei den Elbzöllen bis zum Sahre 1844. Heute fommen in ber 
Binnenſchiffahrt diefe kombinierten Tarife nur noch bei Hafenabgaben vor, 
die einesteild für die Inanſpruchnahme der Mafferflähe nah der Trag- 
fähigfeit und andernteils für die Inanſpruchnahme der Hafenufer nad dem 
Gewichte der gelöfchten oder geladenen Güter in einigen Häfen berechnet 
werben. Ein hervorragendes Beispiel hierfür ift der Duisburg —Rubrorter 
Hafen, der größte Binnenhafen der Welt, wo für die Tragfähigfeitstonne der 
einlaufenden Fahrzeuge 2 Pfg. und daneben für die Gemwichtätonne ber 
über Bord bewegten Güter Abgaben in verfchiedener Höhe erhoben mworben. 

Auch in der Seeſchiffahrt gibt es derartig fombinierte Hafentarife. 
Der wichtigſte Fall eines ſolchen tft der Hafentarif von Stettin, und neuer- 
dings hat auch Königsberg feine Hafenabgaben nad diefem Syftem geregelt. 
Ferner fpielt die Verbindung von Schiffsgröße und Ladung ala Tarif: 
grundlage eine nicht unbedeutende Rolle bei den Abgabentarifen für See 
mege. Somohl die Abgaben für die Befahrung der Seeſchiffahrtsſtraßen 
nad Königsberg und Stettin als auch diejenigen für die Befahrung der 
Unterwefer zwifchen Bremerhaven und Bremen werben teild nach Raumgehalt, 
teild nah Ladungsgewicht erhoben. Im lebteren Falle find die beiden 
Abgaben, die nach der Ladung bemefjene jogenannte Korreftionsabgabe und 
das nah dem Naumgehalt berechnete fogenannte Feuer- und Balengeld, 
zwar in verfchiedenen Tarifen geregelt; das ändert aber nichts an der Tat- 
fadhe, daß die gebührenmäßigen Gegenleiftungen für die von Bremen vor: 
genommenen Verbejferungen jener Weferftredfe nad dem fombinierten Syſtem 
bemefjen worden find. 

Inſoweit die fombinierten Tarife auf das Ladungsgewicht Nüdficht 
nehmen, fommt in ihnen aud das Moment der Wafjerverprängung 
als Maßſtab für die Anwendung des Gebührenprinzips zur teilmeifen Geltung. 

Die hier entwidelten Gejihtspuntte über die Art der Bemeffung von 
Schiffahrtsabgaben find allerdings für einen Teil der Schiffe nicht ohne 
weiteres anmenbbar, Sie fönnen nicht ohne Einfchränfung oder Worbehalt 
auf die Dampfer übertragen werden, namentlid nicht auf die in ber 
Binnenfhiffahrt verwendeten. Denn erftens ftehen Raumgehalt und Trag- 
fähigleit bei Dampfern in einem anderen Verhältnis zur Wafferverdrängung 
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als bei Nichtdampfern, und zweitens haben viele Dampfer weder Raumgehalt 
noh Tragfähigkeit oder eines von beiden nur in fo geringem Mafe, daß 
die Vermefjungsergebnifje als geeignete Grundlage für die Berechnung der 
Schiffahrtsabgaben nicht mehr in Betracht fommen können. 

Menn aud der Bruttoraumgehalt ein ebenjo zutreffendes Bild von 
der Größe eine Seedampfers wie von der eines anderen Seeſchiffes gibt, 
fo beanfprucht doch der erftere bei gleicher Größe und Ladung die Wafler- 
ftraßen und Häfen durch feine Wafferverdrängung ftärfer als das letztere. 
Die auf Tragfähigkeit vermefjenen Binnendampfer tauchen ebenfalls infolge 
ihres größeren Eigengewichts im leeren Zuftande viel tiefer ein und haben 
im Verhältnis zu ihrer Wafjerverdrängung bei voller Ladung eine viel 
geringere Tragfähigkeit ala andere Fahrzeuge von gleicher Größe. Die 
Binnendampfer werben alfo, wenn die Eintauchung als der dem Gebühren- 
prinzip am beften entfprechende Maßſtab für die Regelung der Sciffahrts- 
abgaben anzufehen ift, fomohl durch Ladungstarife ald auch durch Trag- 
fähigfeitötarife mit gleichen Einheitsfägen für alle Fahrzeuge tatfächlich vor 
den Nichtdampfern begünftigt. 

Die Mehrzahl der in der Binnenfhiffahrt verwendeten Dampfer iſt 
nun aber nicht unmittelbar zur Güterbeförderung beftimmt, fondern zum 
Schleppen befrachteter Fahrzeuge, und diefe Schleppdampfer haben entweder 
feine oder doc) feine nennenswerte, ihrer Größe aud nur annährend ent- 
Iprechende Tragfähigkeit; bei ihnen fann das Gebührenprinzip weder auf‘ 
Grund der Mefjungsergebnifje noh nah dem Maßſtabe der Yabung ver: 
wirflicht werben. 

Man hat deshalb für Dampfer andere, dem Gebührenprinzip befjer 
entjprechende oder doch weniger widerfprechende Berechnungsgrundlagen in 
einzelnen Fällen angewendet. Bei den Befahrungsabgaben ift zwar ber 
Unterfhied zwiſchen Frachtdampfern und anderen Frachtſchiffen in den 
preußifchen Ladungstarifen nicht zum Ausdrud gebradt worden, wohl aber 
hat man auf den meijten Binnenwajjerftraßen die frei fahrenden, feine 
BZugleiftung ausübenden Schleppdvampfer nad feiten Einheitsfägen zu den 
Abgaben herangezogen. Es ift das ein ziemlich primitives, aber bei richtiger 
Bemefjung der Sätze doch nicht ganz ungeeignetes Syſtem — wenigftend 
für Kanäle und fanalifierte Flüffe, weil auf ſolchen Wafferftraßen die 
Größenverhältnifje der Schlepper und ihre Wafferverdrängung durch den 
Kanalquerfchnitt und die Abmeffungen der Schleufen begrenzt find und nicht 
allzufehr abweichen fünnen. Dies Syſtem der Heranziehung von Schlepp— 
dampfern nad} feiten Sätzen gilt namentlich für das mit zahlreihen Schleufen 
verfehene Ne der märfifhen Wafjerftraßen. 
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Für Verfonendampfer ift auf der Mehrzahl der preußifchen Binnen- 
wafjerftraßen weder die Ladung noch die Tragfähigkeit, noch der Flächen: 
raum, fondern die Höchſtzahl der polizeilich zugelafjenen Fahrgäfte — bei 
niedriger Bemefjung der Einheitsſätze — ald Grundlage für die Bemefjung 
der Sciffahrtsabgaben angenommen. immerhin ift aud dies ein Größen: 
maßjtab. 

In den Tarifen der preußifchen Sicherheitähäfen ift für alle Dampfer 
— Frachtſchiffe und Schlepper — ſtatt der für andere Fahrzeuge maßgebenden 
Berehnung nad der Tragfähigkeit diejenige nad) dem Flächenraum gemäßlt, 
wobei diefer durch Multiplifation der Länge mit der größten Breite, bei Rad— 
dampfern unter Hinzurehnung der Breite eines Radlaftens, ermittelt wird !, 

Die Dampfer nehmen aber auch infofern eine Sonderftellung gegenüber 
anderen Fahrzeugen ein, als ihr Betrieb an den Ausbau und die Unter- 
haltung von Waſſerſtraßen wefentlich höhere Anforderungen jtelt. Die durd 
ihre größere Gefchwindigfeit — das gilt beſonders von Perfonendampfern 
— erzeugte ftärlere MWellenbewegung befhädigt die Ufer und die zum Ufer— 
Ihug oder zur Stromregulierung dienenden Baumerfe; in Kanälen wird 
befonders die Sohle durch das von den Schiffsfhrauben aufgewühlte Waſſer 
angegriffen. Der Verfehr mit Dampfern erfordert deshalb höhere Unter- 
haltungskoſten oder eine entfprechend jtärfere Sicherung der Ufer und ber 
Sohle und deshalb höhere Baufoften wie der Berfehr mit anderen Sciifen. 
Vom Standpunkte des Gebührenprinzips wäre diefe größere Zeiftung des 
die Waſſerſtraßen befigenden Staates durch eine ftärfere Heranziehung der 
Dampfer zu den Sciffahrtsabgaben auszugleihen?, und eine ſolche Unter: 
fheidung zwifchen Dampfern und anderen Fahrzeugen ift in der Tat bei 
der Neuregelung der Sciffahrtsabgaben auf den preußifchen Binnenmwafjer- 
ftraßen im Jahre 1902 erwogen worden. Sie fünnte im Rahmen eines 
Ladungstarifes dur Erhebung höherer Einheitsfäge von den mit Dampfern 
beförderten oder gefchleppten Gütern und von der Tragfähigkeit der durch 
Dampf bewegten Xeerfchiffe verwirklicht merden; dur ſolche Differen- 
zierung fönnte zugleih der größeren Wafjerverdbrängung der Dampfer 
gegenüber den ebenfo tragfähigen Nichtdampfern Rechnung getragen werden. 


I Die fo ermittelte Fläche ift zwar größer als die vom Dampfer wirklich ein- 
genommene; bie Flächendifferenz kann aber für die Unterbringung anderer Fahrzeuge 
nit nutzbar gemacht werden. 

® In demfelben Sinne bat fih van der Borght, Das Berkehrämeien, 
Leipzig 1894, ©. 267 ausgefproden; vgl. auch Deding Dura, Zölle und Gebühren 
auf den holländiſchen Waflerftraßen, Bericht für den Binnenſchiffahrtskongreß in 
Paris 1892. 
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Es ift jedoch von diefer, aus dem Gefichtspunfte des Gebührenprinzips 
theoretifch berechtigten Zarifbildung aus überwiegenden praftifhen Gründen, 
die jpäter noch zu erörtern find, abgefehen worden. 

Aus praftifhen Gründen wird ferner bei fleineren, unter einer gewiſſen 
Raumgehalts- oder Tragfähigfeitsgrenze liegenden und deshalb feinem Ver: 
meſſungszwange unterliegenden Sciffsgefäßen, insbefondere bei Sportbooten 
und FFifchereifahrzeugen, von der Feſtſtellung der Größe im einzelnen abge- 
jehen, und von jedem Fahrzeuge ein gleichbleibender, feſter Abgabenfat erhoben. 

Hiernah wäre — um diefe Ausführungen nochmals furz zufammen- 
zufafien — bei einer lediglih dem Gebührenprinzip Rechnung tragenden 
Tarifbildung davon auszugehen, daß der eingetauchte Teil des Scdiffs- 
förperd den mictigiten und brauchbariten Maßitab für die Bemeffung 
der Abgaben darbietet. Diefem Gefichtspunfte fommt am nächſten die 
Abgabenerhebung nah dem Ladegewicht, weil es, abgefehen von der Waſſer— 
verdrängung des leeren Schiffes, für deffen Eintaudhung maßgebend ift. 
Weſentlich unvolllommener, weil ftarrer und weniger modulationsfähig, find 
die Maßſtäbe des Raumgehalts nad der Seeſchiffsvermeſſung und der durch 
die Eihung ermittelten Tragfähigkeit der Binnenfahrzeuge. Der Unterſchied 
zwifhen Waſſerverdrängung und Ladegewicht ift bei Dampfern jtärfer als 
bei anderen Schiffen; außerdem bringen die erfteren eine jtärfere Abnutzung 
der Waſſerſtraße mit ſich und erforbern höhere Unterhaltungsfoften oder 
foftfpieligere Baumeifen. Ihre jtärkere Heranziehung zu den Abgaben wäre 
deshalb vom Standpunkt des Gebührenprinzips theoretifch gerechtfertigt, ift 
aber tatſächlich in der Binnenfhiffahrt unterblieben und nur in der See- 
Iihiffahrt aus Gründen, melde nicht dem Gebührenprinzip entnommen find, 
verwirklicht. 

Für den Floßverkehr findet das Gebührenprinzip feinen ſachgemäßen 
Ausdrud in der Berechnung der Abgaben nad der Fläche, da die Waffer- 
ftraßen und Häfen von den Flößen, deren Eintaudhung und Wafferverbrängung 
ganz unbedeutend tft, wefentlih nur inbezug auf Flächenraum beanfprucht 
werden. Auf den preußifchen Wafjerftraßen und in preußischen Häfen 
werden Flößereiabgaben faſt ausjchließlih nad diefem Maßſtabe erhoben. 
Der Umftand, daß von Flößen in doppeltem und mehrfahen Verbande 
etwas höhere Abgaben zu zahlen find, ift weniger auf die etwas größere 
Eintauchung zurüdzuführen, als auf andere, nicht im Rahmen des Gebühren- 
prinzips liegende Erwägungen, 

b) Die Entfernung. 

Die Berüdfihigung des Entfernungsmoments bei der Bemefjung der- 

jenigen Sciffahrtsabgaben, welche für die Benugung von Wafferftraßen 
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erhoben werben, ergibt ſich von felbft ald notwendige Folge des Gebühren: 
prinzips, weil die Leiftung des die MWafjerjtraße darbietenden und unter: 
haltenden Staates ebenfo wie die Inanſpruchnahme des Schiffahrtsweges 
durh das ſchwimmende Fahrzeug mit der Länge des zurüdgelegten Weges 
wählt. Tätfählih find auch alle Befahrungsabgaben nad der Entfernung 
abgeftuft. Die in diefer Beziehung vorfommenden Ausnahmen find nur 
fcheinbarer oder unmwefentlicher Art; fie finden ſich bei ſolchen Waflerftraßen, 
welche ausjchliegli oder dDoh ganz überwiegend als Durchgangswege oder 
ale BVerbindungsmwege für einen am Endpunkte belegenen Hafen dienen. 
Durchgangsſtraßen in diefem Sinne find der Kaifer-Wilhelm- und Teltom- 
fanal, während Fälle der letzteren Art bei den Seewegen nad Königsberg 
und Stettin vorliegen, welche tatfählih fat nur von folden Seefdiffen 
benußt werben, welche die ganze Strede durchfahren. Die Abjtufung der 
Abgabe nah der Entfernung würde unter ſolchen Umftänden feine praftifche 
Bedeutung haben}. 

Im übrigen findet die Berüdfichtigung der Entfernungsunterſchiede in 
einer zweifach verſchiedenen Weiſe ftatt. 

Das primitive und unvolllommenere Verfahren hierbei ijt das ber 
Einteilung des Waſſerweges in Hebejtreden mit je einer Hebeftelle, deren 
Durdfahrung die Abgabepflicht für die in Betracht fommende ganze Teiljtrede 
begründet. Es ift dasfelbe Syftem, welches am Rhein für die Erhebung 
des Octroi nad der Konvention vom 15. Auguft 1804, fpäter für bie 
Zollerhebung beftanden Hat und heute noch auf zahlreihen Kunftftraßen 
beiteht. In diefer Weiſe merden heute noch die Sciffahrtsabgaben auf 
der großen Mehrzahl der preußifhen Waſſerſtraßen erhoben, inäbefondere 
aud auf dem Main, der Fulda, der Saale, dem Elb—Travelanal, dem 
Ems— adefanal, den märfifhen Wafjerftraßen und der oberen Oder. Die 
Hebejtellen find in der Regel Schleuſen, an melden die Schiffe ohnehin 
Aufenthalt haben, ſodaß durch ihre Abfertigung fein Aufenthalt entfteht. 
Es fommen aber auch Ausnahmen vor, wo die Schiffe der Abgabenzahlung 
wegen auf freier Strede anhalten müfjen; das gefchieht auf den Waſſer— 
itraßen zwifchen Pregel und Memel, auf der regulierten Emſter und auf 
der Wafjerftraße des Beetz —Riewendtſees. 

Abgefehen von dem letzteren Übelftande hat aber das Hebeftellenfyftem 
no den Mangel, daß die tonnenfilometrifche Belaftung bei dem nicht durch 


’ Für den Königsberger Seelanal befteht eine wenig ind Gewicht fallende 
Ausnahmevorichrift für Yeichterfahrzeuge, welche auf der Fahrt von und nach Königs: 
berg dieſen Kanal nur teilmeife benugen. Kratzwiek ift hier zu Stettin gerechnet, 
obwohl e3 in fommunaler Hinfiht nicht dazu gehört. 
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gehenden, das heißt nicht alle Hebeitellen durchfahrenden Verkehr fehr ver- 
ſchieden ausfällt, je nach dem die vor und hinter der Hebeftelle durchfahrene 
Wegeftrede länger oder kürzer if. Ein Schiff mit 200 t Biegelfteinen zahlt 
beim Durchfahren der Hebeftelle zu Brandenburg a. H. 10 ME.; diefe 10 Mt. 
verteilen fi, wenn die Weglänge 40 km betrug, auf 8000 tkm. Dasſelbe 
Schiff kann aber auf der Havel 112 km zurüdlegen, ohne eine andere 
Hebeftelle zu durchfahren, und dann verteilen fich jene 10 Mk. auf 22 400 tkm; 
die Abgabe ift alfo für die größere Entfernung viel niedriger als für die 
fleinere, obwohl mit der zunehmenden Entfernung die Selbitloften der 
Schiffahrt fallen und die aus ihr entjpringenden Frachtvorteile fteigen. Diefe 
dem Eyftem anhaftenden und auf feiner Unvolltommenheit beruhenden, in 
der ungleihen Belaftung des Teilftredenverfehrs hervortretenden Mängel 
werden der Natur der Sade nad durch zahlreide, in kurzen Abftänden 
aufeinanderfolgende und gleihmäßig über die MWaflerftraße verteilte Hebe- 
ftellen gemildert, durch Konzentration der Abgabenlaft auf menige, weit 
auseinanderliegende Hebeftellen und durch ungleiche Länge der Hebeftreden 
verftärft. Beifpiele find für den erjteren Fall der fanalifierte untere Main, 
für den zweiten Fall die Havel, Der Lofalverkehr auf furze Entferungen 
wird durch das Syſtem der Hebeftellen auf alle Fälle erfchwert. 

Die Schwächen und Fehler diefes Syftems werden vermieden durch 
dad bei weitem vollfommenere der tonnenfilometriichen Erhebung. Die 
folgerichtige und ſachgemäße Durhführung des Gebührenprinzips bei ben 
Befahrungsabgaben nötigt zu ihrer Bemefjung nad der Zahl der zurüd- 
gelegten Tonnenfilometer, weil nur bei diefem Syftem eine hinreichend ge— 
naue Anpafjung der Abgabenleiftung des Schiffers oder Frachtintereſſenten 
an die Verfehrsleiftung des Staates unter gleihmäßiger Berüdfichtigung 
der Entfernungsunterfchiede möglich ift. Das Syftem der tonnentilometrifchen 
Bemeſſung von Sciffahrtsabgaben ift auf den reihsländifchen Waſſerſtraßen, 
auf dem Donau—Mainfanal und auf dem Dortmund—Emsfanal in 
Geltung. 

Nah Entfernung werden aud die Schiffahrtsabgaben in denjenigen 
Fällen bemeſſen, wo eine öffentliche Verwaltung den Schleppdienft organifiert 
und die Schleppgebühren tarifiert hat. Das ift der Fall auf dem Kaifer 
Wilhelmtanal, dem Elbe—Travelanal, dem Teltowfanal und dem bayrischen 
Main. Die drei erjteren Wafjerftraßen haben Durchgangs- und Streden- 
verkehr ; es liegt in der Natur der Sade, daß in den Tarifbejtimmungen 
für den Durchgang das Entfernungsmoment nicht hervortritt. Für die 
jenigen Schiffe, deren Fahrt innerhalb der Kanäle beginnt oder endigt, ift 
die Scleppgebühr auf dem Kaijer Wilhelm- und Teltomfanal für alle 
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Entfernungen filometrifh glei, während fie auf dem Elbe—Travefanal 
mit der zunehmenden Entfernung geringer wird, eine Tarifbildung, welde 
der Geftaltung der Selbitfoften entjpricht und deshalb vom Standpunfte des 
Gebührenprinzips grundfäßlich gerechtfertigt ift. Dasfelbe Syftem gilt aud 
für die Mainfette, deren normale filometrifche Schleppgebühr fih für die 
erftien 32 km einer jeden Schleppleiftung um einen von 40 bis 1 vom 
Hundert fallenden Zuſchlag auf den die Ladung treffenden Hauptanteil des 
Schlepplohnes erhöht. Hieraus ergeben ſich fallende Schlepplohnfäge nicht 
nur für die Fahrten von 32 km, fondern für alle Fahrten, obwohl vom 
33. Kilometer ab nur noch die gleichbleibende Grundgebühr von 1 Pig. 
für das Tonnenfilometer erhoben wird. Im übrigen wird die Schleppleiftung 
bewertet auf dem Kaifer Wilhelmfanal nach dem Raumgehalt des geichleppten 
Fahrzeuges, auf dem Elbe—Travelanal teild nah Tragfähigkeit und teils 
nad Ladung, auf dem Teltowfanal ausfchließlih nah Ladung und nur 
bei leeren Schiffen nah Tragfähigkeit, auf dem Main ähnlih wie auf 
dem Elbe—Travefanal, aber mit ermäßigten Sätzen für den auf die Trag- 
fähigkeit entfallenden Gebührenanteil zuguniten der größeren Schiffe. Infolge: 
deſſen beträgt die Schleppgebühr von der Tragfähigfeitstonne für ein Kilo- 
meter bei einem Schiff von 100 t 0,56, 200 t 0,4 und 400 t 0,23 Pfa. 
Diefe Unterfheidung tft in den Selbſtkoſten begründet, weil ein Schiff von 
400 t einen geringeren Aufwand an Schleppfraft erfordert als 4 Schiffe 
zu je 100 t Tragfähigkeit. Die dur die Schleppgebühr bezahlte Leiftung 
wird tatfählih außer durch die Entfernung und Eintauchung aud nod 
durd Material und Form des Schiffskörpers beftimmt. Indeſſen fönnen 
diefe Unterfchiede in einem Gebührentarif ebenjowenig Berüdfichtigung 
finden, wie die Waſſerverdrängung tatfächlih feine volle Berüdfihtigung 
gefunden hat. 
c) Die Beit. 

Für die Verwirklichung des Gebührenprinzips fpielt da8 Zeitmoment 
bei den Befahrungsabgaben feine Rolle. Die zeitlihe Inanſpruchnahme 
der Wafjerftraße durch das fahrende Schiff möglichjt abzufürzen, hat defien 
Befiser alle Veranlaſſung. Das gleihe nterefje hat der Befiger des 
Schiffahrtsweges, da deffen Verfehrsleiftung und Abgabenertrag von der 
Fahrgeſchwindigkeit abhängt. Die legtere wird durch VBerwaltungsvorfchriften 
nur nad oben hin begrenzt, um die Befhädigung der Ufer und der Sohle 
durh übermäßig rafche Fortbewegung zu verhüten. Ein praftifches Be- 
dürfnis dazu, die Schiffahrtsabgaben auch nad) der Zeit der Inanſpruchnahme 
eines Waſſerweges zu bemefjen, einen aus Entfernung und Zeit zufammen- 
geſetzten Berechnungsmaßjtab einzuführen und durch eine ſolche Tarifbildung 
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auf Einhaltung gewiſſer Mindeftfahrgefhwindigkeiten hinzuwirken, ift bisher 
nicht hervorgetreten. 

Anders liegt die Sache bei den Hafenabgaben. In einem großen Teil 
der Seehäfen werden die Schiffahrtsabgaben für beftimmte Zeiträume er- 
hoben, jodaß bei längerem Aufenthalte die Abgabenlaft fich fteigert. Dasfelbe 
Syſtem gilt in der Binnenfhiffahrt für die Schughäfen und für diejenigen 
Gruppen von Berfehröhäfen, in melden Abgaben nah der Tragfähigkeit 
oder fonft nad) der Sciffsgröße erhoben werden. Die Zeiteinheiten find 
verſchieden bemefjen. Sie betragen in Emden 30, in Bremen, Brafe, 
Nordenhamm und Geejtemünde 15, in Hamburg für die auf dem Raums 
gehalt ruhende Kaigebühr 5 Tage, und zwar für die legtere Gebühr mit 
anfhliegenden eintägigen Zeitabfchnitten, in Rotterdam für Dampfer 3 und 
für Segler 6 Monate, Bon Binnenhäfen haben Duisburg—Ruhrort zwölf: 
wöchentliche, die rheinischen Sicherheitshäfen vierwöchentliche, die Sicherheits= 
häfen an den öftlicheren Strömen regelmäßig fünfzehntägige, die Berliner 
Mafjerftraßen für das hafengelvartige Liegegeld eintägige Beiteinheiten. 

In den meiften Sicherheitshafentarifen ift die Wahl gelaffen, die Ab- 
gaben entweder für Zeitabfchnitte oder für die ganze Winterzeit im voraus 
zu bezahlen. Die Bezahlung der Schutgebühr berechtigt innerhalb des Beit- 
raumes, für welchen fie entrichtet ift, zum Aufenthalt in allen oder doch 
den meijten Sicherheitshäfen des in Betracht fommenden Stromgebietes. Die 
Abgabe hat in der Regel fallende Säge für die nächſtfolgenden Zeiteinheiten ; 
das gilt namentlid für die Seehäfen der Unterwefer — nit für Emden 
und Hamburg — und für die Sicherheitshäfen in der Binnenſchiffahrt. 

Dagegen find für das Berliner Liegegeld fteigende Sätze bei längerem 
Aufenthalt vorgefehen, um hierdurch einen verftärkten Antrieb zu vafcher 
Erledigung des Löſch- und Ladegeſchäfts in ben überfüllten hauptſtädtiſchen 
Waſſerſtraßen zu geben. 

In der Negel wird es freilich eines derartigen Antriebes überhaupt 
nicht bedürfen, weil der Eigentümer eines im Transportgewerbe verwendeten 
Fahrzeuges felbft das größte nterefje daran hat, die Hafenaufenthalte auf 
ein möglichjt geringes Maß zu beſchränken und die für die Schiffahrt ge- 
eignete Jahreszeit zu einer möglichſt großen Zahl von Reifen zu verwenden. 
Das ift aud der Grund, weshalb in einer großen Anzahl von Häfen von 
der Bemeffung der Schiffahrtsabgaben nad Zeiteinheiten abgejehen worden 
it und ohne Nachteil abgejehen werden konnte. Zu diefen Häfen gehören 
insbefondere die preußifchen Dftjeehäfen, wo die Abgaben von dem Raum— 
gehalt zweimal — beim Eingange und Ausgange — im übrigen aber ohne 
Rüdfiht auf die Dauer des Löſchens und Ladens oder des fonftigen Aufent- 
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halts erhoben werden. Für die Freihaltung des Hafens von unbefchäftigten 
Fahrzeugen kann ſchließlich auch verkehrspolizeilich geforgt werben. 

Indeſſen gibt es von der Regel, daß durch das eigene Intereſſe des 
Schiffgeigners für die Einfhränfung der Hafenaufenthalte auf das Maf 
des Unerläßlihen genügend geforgt ift, doch auch Ausnahmen, welche die 
zeitliche Begrenzung der dur einmalige Zahlung von Schiffahrtsabgaben 
erfauften Hafenbenugung zwedmäßig erjcheinen laſſen. Solche Ausnahmen 
fommen namentlih in ſolchen Fällen vor, wo ein Schiff vorübergehend als 
Lagerraum benußt oder wegen mangelnder Beichäftigung oder nicht lohnender 
Betriebsweiſe oder megen bevorftehender Abmwradung ftillgelegt wird. In 
diefen Fällen tft e8 vom Standpunkte des Gebührenprinzips gerechtfertigt 
und zwedmäßig, die Hafenabgaben nad Zeiteinheiten zu bemefjen und bei 
längerem Schiffsaufenthalte mehrfach zu erheben. 


8 3. Die Schiffahrtsabgaben im weiteren Sinne, 


Bei den Schiffdabgaben im weiteren Sinne! handelt es ſich um die- 
jenigen Gebühren, welche für die Behandlung der Schiffsgüter bei der Ein- 
und Ausladung und am Lande innerhalb des Hafenbezirf3 zu entrichten 
find. Die wichtigeren Abgaben diefer Art find die Schleppgelder, Kran: 
gelder, Kippgelder, Lagergelder, Hafenbahngelder und Arbeitögebühren. 

a) Scleppgelder fommen in einigen großen Häfen, deren Verwaltungen 
dem Berkehre Schleppdampfer zur Verfügung ftellen, namentlich in Duisburg— 
Nuhrort vor. Im allgemeinen wird der Schleppdienjt für ein- und aus- 
laufende oder innerhalb des Hafens zu bewegende Schiffe der Privattätigfeit 
überlafjen: die Hafenjchlepper werden hauptjächlich deshalb vorgehalten, um 
den eigenen Bedarf der Verwaltung an Schleppfraft zu deden und ihr 
gleichzeitig einen gewiſſen Einfluß auf den Schleppbetrieb zu wahren. Mit 
Nüdfiht auf die Kürze der in Betracht Tommenden Entfernungen ift bier 
die Abgabe nit nad Tonnenfilometern, wie für den Schleppdienft auf 
Waſſerſtraßen, fondern nad feſten Sätzen für Dampfer und nad) der Schiffs 
größe für andere Fahrzeuge bemefjen. 

b) Die Krangelder find teil3 nad der Zeit der Kranbenugung, teils 
nah dem Gewichte der gefranten Güter, teild nad einem aus Zeit und 
Gewicht fombinierten Syſtem bemejjen. Der Kombination wird in der 
Regel die Gewichtäberechnung zugrunde gelegt mit der Maßgabe, daß ent- 
weder in einer gemwifjen Zeiteinheit — etwa in einer Stunde —- ein be: 
ftimmter Mindeftbetrag an Abgaben auffommen muß, widrigenfalls diefer 
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Mindeftbetrag für die Zeiteinheit erhoben wird, oder bei Überfchreitung 
einer gewifjen Kranleiftung in der Zeiteinheit eine Ermäßigung der nad) 
Gewicht berechneten Abgabe eintritt. Der Zweck diefer Berehnungsmeijen 
ift Darauf gerichtet, einen Antrieb zu möglichjt rationeller Ausnugung der 
Krane zu geben. Es bedarf feiner Erläuterung, daß der auf die einzelne 
Kranleiftung entfallende Selbitfoftenanteil um fo geringer ift, je intenfiver 
eine derartige VBerladungsanftalt ausgenüßgt wird. Schon bei der eigentlichen 
Betriebäleiftung ift die Verwirklichung des Gebührenprinzips eine ziemlich 
Ihwierige Aufgabe; fie wird meiter fompliziert durch die Notwendigkeit der 
angemefjenen Bewertung des auf die einzelne Kranleiſtung entfallenden 
Anteil an dem Aufwande für Verzinfung und Abfchreibung. Das Ver: 
hältnis zwifchen Leiſtung und Gegenleiftung, die Inanſpruchnahme des 
Kranes und die Möglichkeit feiner Ausnugung ift verfchieden, insbefondere 
nah der Beichaffenheit der Güter und nad ihrem Gewicht!. Für Güter 
über ein gewifjes Gewicht hinaus werden die Krangelder in manchen Häfen 
nicht nach gleichen, fondern nad) fteigenden Einheitsfägen erhoben. In Cöln 
fteigen die Einheitsfäge von 2 bis zu 30 Pfg., in Bremerhaven von 5 bis 
65 Pig. für 100 kg; aud in Hamburg find die Kranſätze ähnlich geftaffelt. 
Die Verfuhe zu möglichft ſachgemäßer Durdführung des Gebührenprinzips 
bei den Krangelvern haben zu ſehr verfchtedenen Tarifbildungen geführt, 
deren Mannigfaltigfeit den Beweis dafür liefert, daß es fich hier keineswegs 
um beſonders „far erfennbare” Leiſtungen handelt, wie Gothein in feiner 
Mannheimer Rede vom 16. Februar 1907 annimmt. 

e) Für das Kippen von Kohlenwagen wird in den Ruhrhäfen eine 
nah dem Gewichte der gefippten Ladung berechnete Gebühr mit verfchiedenen 
Sägen für leicht zu fippende Kohlen, ſchwer zu Fippende Kohlen und Kofs 
erhoben. Die Unterfheidung entfpricht der Abftufung in den Selbitfoften, 
alfjo dem Gebührenprinzip. Die Kippleiftung bezieht fich freilich nicht nur 
auf die Ladung, fondern aud auf den Eifenbahnwagen ; indefjen fann diefer 
Umftand unberüdfichtigt bleiben, weil andere als voll geladene Wagen nicht 
vorfommen und der Unterſchied hinfichtlid des Verhältnifjes von toter Laſt 
zur Nuglaft bei den verjchiedenen Wagengattungen nicht ſehr erheblich ift. 

d) Lagergeld wird nah Zeit und Fläche, zumeilen auch nad der 
Menge — Gewicht, Raumgehalt oder Stüdzahl — der gelagerten Güter 
bemefien. Der lettere Maßſtab entjpriht dem Grundfage von Leiftung und 
Gegenleiftung nicht fo volllommen wie derjenige der Fläche; außerdem ent- 


— 





I Ein weiteres Moment von großer praktiſcher Bedeutung liegt in dem Vor— 
Bandenjein oder Nichtvorhandenjein der Möglichkeit, bei der Aranung von lofen 
Mafiengütern felbftentladende Fördergefäße anzuwenden. 
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hält er feinen befonderen Antrieb zur forgfältigen Ausnugung des Flächen— 
raumes, insbefondere durch höheres Auffchichten der zu lagernden Güter. 
Die Tarifierung des Lagergeldes als öffentliche Schiffahrtsabgabe pflegt nur 
infomeit ftattzufinden, als es fi um diejenige vorübergehende Niederlegung 
der Sciffsgüter handelt, welche aus verfehrstechnifchen Gründen, insbefondere 
dur den Wechſel der Transportmittel zwiſchen Schiff und Landfuhrwerk 
oder zwifhen Schiff und Eifenbahn, zumeilen auch zmwifchen zwei ver: 
ſchiedenen Schiffen erforderlih wird. Der Anlaß liegt häufig darin, daß 
das eine der beiden Transportmittel nicht rechtzeitig für die Meiter- 
beförderung zur Verfügung fteht. 

Dagegen wird die Bemefjung des Entgeltes für langfriftige Lagerungen, 
welche nicht durch verfehrstechnifhe Momente, fondern durch gefchäftliche 
Dispofitionen, insbefondere auch fpelulative Zwede, veranlaft find, grund- 
fäglich dem freien Ermefjen der beteiligten Hafenverwaltungen oder Privat: 
unternehmer überlafjen !. 

e) Das Hafenbahngeld wird teild nach dem Gewicht der Güter, teils 
nah der Wagenzahl berechnet; letzteres iſt fchon deshalb notwendig, meil 
auch die Bewequng leerer Wagen innerhalb eines Hafens in Betracht fommt. 
Zumeilen wird allerdings diefe Bewegung gebührenfrei ausgeführt. Von 
weiteren Unterfcheidungen nad der Größe der Wagen und der Güterart wird 
mit Rüdfiht auf die Geringfügigfeit der Transportentfernungen meift ab- 
gejehen. 

f) Bei Arbeitsgebühren handelt e3 fi im weſentlichen um die Er- 
ftattung von Löhnen, melde die Hafenverwaltung für die von ihr über- 
nommenen Arbeitsleiftungen auslegt, unter Hinzurechnung eines entjprechenden 
Anteild an den Generalunfoften der Verwaltung. In Hamburg wird das 
Löſch- und Ladegeſchäft — von gemwifjfen Ausnahmen abgeſehen — durd 
die Hafenverwaltung beforgt gegen Entrichtung einer Abgabe von 1 Mt. 
auf die Tonne, welche in der Hauptfahe wohl als Arbeitsgebühr anzufehen 
ift. Ahnliche Abgaben fommen aber auch in anderen Häfen vor. 


B. Die Bemeſſung nach anderen Grundſätzen. 
$ 4 Die Keiftungsfähigfeit, 
Das Gebührenprinzip ift, wie bereit3 erwähnt, feineswegs allein aus- 
fchlaggebend für die tatfächliche Bemeſſung der Sciffahrtsabgaben. Es gibt 
faum einen einzigen Tarif, defjen Geftaltung nicht durch andere Gefichts: 


I Bol. Preuß. Minifterialblatt der inneren Berwaltung 1896 ©. 129 Runb- 
erlaß vom 11. Juni 1896. 
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punkte mehr oder weniger mitbeftimmt wäre. Die Berechtigung diefes Zu- 
ftandes und feine praftifche Notwendigkeit find auch im allgemeinen un- 
beftritten. 

Bon den Grundfägen, welche neben dem Gebührenprinzip in ber 
Tarifbildung zur Geltung fommen, ift der wichtigjte derjenige, daß bei der 
Bemeffung der Sciffahrtsabgaben aud auf die wirtfchaftlihe Lage der Be- 
nußer von Schiffahrtsanftalten Rüdfiht zu nehmen fei. Die Leiftung des 
Abgabepflichtigen wird in den Tarifen regelmäßig nicht nur nad der 
Gegenleiftung, fondern auch nad der Leiſtungsfähigkeit bemefjen. 

Ausnahmsweife haben die Älteften der Kaufmannſchaft in Berlin bei Be- 
gutachtung der Entwürfe zu den jetigen Zadungstarifen auf den preußifchen 
Binnenwafferftraßen im Jahre 1901 den allgemeinen Grundfaß aufgeitellt: 

„daß mit der Regelung der Gebühren für die Benugung öffentlicher 
Verkehrseinrichtungen die verfchievene mwirtfchaftliche Leiftungsfähigkeit der 
Benutzenden nichts zu tun habe.“ 

Indeſſen iſt diefer ſtarr doftrinäre Standpunkt völlig vereinzelt, im 
praftifchen Leben nirgends durchgeführt und tatfählih undurchführbar. 

Das Moment der Leiftungsfähigfeit wird bewertet nad) der Verdienſt— 
möglichkeit im allgemeinen und im einzelnen alle. 

Die Berüdfihtigung der allgemeinen Verdienſtmöglichkeit zeigt fich 
zunächſt darin, daß tatfählih nit — mie ed dem Gebührenprinzip an 
fih entjprechen würde — die ganze Schiffegröße oder Wafjerverdrängung, 
fondern nur der für das Frachtgeſchäft nutzbare Teil des Schiffsraumes bei 
der Berechnung von Schiffahrtsabgaben regelmäßig in Betracht gezogen wird. 

Im übrigen ift auch die Beichaffenheit des Fahrzeugs von Einfluß auf 
jeine allgemeine DVerdienftmöglichfeit. Diefe Möglichkeit ift für größere 
Fahrzeuge in höherem Make vorhanden als für Fleinere und für Dampfer 
in höherem Maße als für Segler. Die Verdienitmöglichfeit im einzelnen 
Falle ijt insbefondere bedingt durch die Länge der Sciffäreifen ſowie durch 
das Maß und die Art der Beladung; fie ijt für weite Fahrten beffer als 
für furze, fie ift für ein Schiff um fo befjer, je vollftändiger feine Ladung 
it, und fie ift für mande Arten von Ladungen befjer ald für andere. 
Selbftverftändlich find diefe Momente nicht die allein beftimmenden für die 
Einträglichkeit eines Schiffes oder für den Verdienſt aus ben einzelnen 
Schiffsreiſen, und ihr Vorhandenfein hat nicht in jedem Falle die Wirkung, 
welche bei der Aufftellung von Abgabentarifen als die regelmäßig eintretende 
vorausgefegt wird. Nicht immer wird mit größeren Schiffen, mit Dampfern, 
auf weiteren Fahrten, mit größeren und wertvolleren Ladungen mehr ver- 
dient als mit fleineren Schiffen, mit Seglern, auf fürzeren Fahrten, mit 
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fleineren und weniger wertvollen Zadungen; aber in der großen Mehrzahl 
der Fälle und unter fonft gleichen Umftänden geben diefe Momente allerdings 
für den wirtfhaftlihen Erfolg der Sciffahrtsbetriebe den Ausschlag. Sie 
find maßgebend zwar nicht unmittelbar für den Verdienſt, aber für die 
Verdienitmöglichkeit und infofern für die allgemeine und befondere Leiſtungs— 
fähigkeit derjenigen, welche für die Benugung von Wafferftraßen und Häfen 
zu Sciffahrtsabgaben herangezogen werden follen. 

Mas zunädft die allgemeine Verdienftmöglichkeit anbetrifft, jo wird ın 
Deutjchland nirgends die volle Wafjerverdrängung oder Schiffsgröße der 
Abgabenbemeffung zugrunde gelegt, jondern in der Binnenjchiffahrt nur 
die durch die Ladung veranlaßte oder mögliche Verdrängung, unter Außer: 
achtlaſſung der Eintauchung des Leertiefganges, während in der Seeſchiffahrt 
nicht der Bruttoraumgehalt, fondern nur der nach Abzug der Mafchinen-, 
Kohlen: und Mannjchaftsräume übrigbleibende Nettoraumgehalt abgabe- 
pflichtig gemacht wird. Der Unterfchied ift naturgemäß bei Dampfern fehr 
viel größer als bei Segelſchiffen. Im Auslande fommt die der Konfequen; 
des Gebührenprinzips entfprechende Erhebung von Seeſchiffahrtsabgaben 
nah dem Bruttoraumgehalt zuweilen vor; namentlid in dem für den 
deutſchen Handel fehr wichtigen Hafen von Rotterdam. 

In der Nichtberüdfihtigung der Wafjerverdrängung des Leertiefganges 
bei Binnenſchiffen Liegt eine Bevorzugung der Hleineren Fahrzeuge vor den 
größeren, weil die eriteren ein verhältnismäßig größeres Cigengewicht und 
deshalb eine größere Eintauchung im leeren Zustande haben. 

Der Einfluß der Schiffsgröße auf die Verdienitmöglichkeit ergibt fid 
daraus, daß das Anlagefapital und die Betriebskoften der Schiffahrt nidt 
in gleihem Maße zunehmen wie die Tragfähigkeit oder der Raumgehalt 
des Fahrzeuges. Ein großes Schiff ift verhältnismäßig billiger als ein 
kleines, und innerhalb gewiffer Grenzen gilt dasfelbe von den laufenden 
Ausgaben. Es kommt Hinzu, daß ein größeres Fahrzeug ein größeres 
Anlagefapital darftellt als ein fleineres; der Befier des letzteren wird im 
allgemeinen zu den ſchwächeren Faktoren im Wirtfchaftsleben gehören. 

Mit Nüdficht hierauf werden in der See- und Binnenjdiffahrt die 
Hleineren Fahrzeuge vielfach dadurd vor den größeren begünftigt, daß ihnen 
geringere Abgabenſätze für die Tarifeinheit — die Tragfähigfeitstonne oder 
den Kubilmeter-Nettoraumgehalt — auferlegt werden. In der Seejdiffahrt 
werden hierbei im allgemeinen nur zwei Größenklaffen unterfchieden, nämlid 
Fahrzeuge bis zu 200 cbm und darüber. Ausnahmsweiſe liegt nach dem 
Tarif für den Kaifer Wilhelmfanal die Grenze bei 50 britifchen Negifter: 
tonnen oder 141 cbm, in den medlenburgifchen Häfen bei 170 und in 
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Hamburg bei 100 cbm!, Die Ermäßigung für die fleineren Fahrzeuge 
beläuft ſich der Regel nad auf die Hälfte; auf dem Kaifer Wilhelmtanal 
ift fie indefjen geringer. In dem Abgabentarif für die Seewaſſerſtraße 
zwiſchen Stettin und Smwinemünde werden brei Schifföflaffen unterfchieben, 
unter 2000 cbm, von 2000— 2500 cbm und über 2500 cbm, von welchen die 
erite nur eine Raumgebühr entrichtet, während die beiden letzteren außerdem 
noh eine Ladungsabgabe zahlen, welde für die größte Klaffe doppelt fo 
hoch ift wie für die mittlere. Eine weitergehende Staffelung nad der Schiffs— 
größe findet fi in dem Abgabentarif für die Seewege zwijchen Königsberg 
und PBillau, wo für den auf den Raumgehalt entfallenden Teil der Abgabe 
12 Größenklaffen mit jteigenden Einheitsfägen von 1 bis 12 Pfg. vom 
Kubikmeter gebildet find. Die erfte Klafje enthält die Fahrzeuge bis zu 
800 cbm, mährend die übrigen um je 200 cbm in der Obergrenze und 
um je 1 Pfg. im Einheitsſatze fteigen; über die 12 Pfg.-Klaſſe hinaus 
findet eine weitere Steigerung nicht ftatt. Der zunächſt auffallende Umftand, 
dag die Einheitsfäge für die Abgabe auf dem Kaifer Wilhelmfanal um- 
geehrt mit zunehmender Schiffsgröße fallen ?, erklärt fih durch die befonderen 
Verhältniffe dieſes Kanals, der faft ausſchließlich Durchgangswaſſerſtraße 
it und deshalb den Wettbewerb mit dem Seewege um Skagen zu berüdfichtigen 
hat. Die durd Vermeidung diefes Seeweges erreichbare Betriebatoften- 
erſparnis bildet die Grenze, innerhalb deren die Kanalverwaltung mit ihren 
Anfprühen auf Schiffahrtsabgaben fi halten muß. Da nun die Erjparnis 
bei den größeren, vorteilhafter arbeitenden Schiffen verhältnismäßig geringer 
it ala bei den Eleineren, fo find auch die erfteren mit geringeren Einheits- 
lägen für die Regijtertonne belaftet. 

In der Binnenſchiffahrt fommt die Begünjtigung der Fleineren Fahr- 
jeuge weniger zur Geltung. Indeſſen findet in dem Abgabentarif für die 
märfifchen Wafjerftraßen vom 16. Juni 1902 eine folde Begünftigung 
infofern ftatt, als die Einheitsfäge von der Ladung auf den Waſſerſtraßen 
zweiter Ordnung, welde nur Ffleineren Fahrzeugen zugänglich find, hinter 
den Einheitsfägen für die Waſſerſtraßen erjter Ordnung um 9 bis 20 vom 
Hundert zurüdbleiben. 


ı Sm allgemeinen ift der Kubilmeter die Tarifeinheit für Seeſchiffahrts— 
abgaben in Deutichland. Nur in den Tarifen für den Kaifer Wilhelmfanal und 
für die Seewafferitraße Roſtock Warnemünde ſowie für den Roftoder Hafen find 
die Abgaben nah britiſchen Negiftertonnen berechnet. Eine britifche Regiftertonne 
ift gleich 2,83 cbm Raumgehalt nad deutihem Maß. 

? Die Tariffäße find von 60 Pfg. für die erften 400 t geitaffelt auf 40 Pig. 
für die nädhitfolgenden 200 t, 30 Big. für weitere 200 t und 20 Pig. für die dann 


überfchießenden. 
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Die Bemefiung der Abgaben nad der Ladung fteht — wie auch aus 
dem Beifpiel der Seewaſſerſtraße zwifchen Stettin und Swinemünde hervor: 
geht — der Begünftigung Fleinerer Fahrzeuge tariftehniih nicht im Wege; 
man fann die Einheitsfäge von der Ladung verſchieden bemefjen nad) der Größe 
des Fahrzeuges. Indeſſen würde die Erhebung dadurch mwejentlich erfchwert 
werben, zum Nachteil der Schiffahrt ſowohl als aud der Verwaltung. 

In der Seefdiffahrt hat ferner die Erfahrungstatfache, daß die Segel- 
ſchiffahrt weniger einträgli und deshalb hinſichtlich der Schiffahrtsabgaben 
fhonungsbebürftiger ift als die Dampffhiffahrt, faft überall zur Differen- 
zierung der Abgaben geführt. In den preußifchen Häfen der Oftfeefüfte 
bezahlen die Dampfer regelmäßig 12, die Segler 10 Pig. vom Kubifmeter. 
Die entjprechenden Zahlen für das bremifche Feuer: und Bakengeld find 14 
und 10 Pfg., während in Kübel die Dampfer 15 und die Segler 12,5 Pfg. 
regelmäßig entrichten. In Roftod betragen die Säße 50 und 40 Pfg. von 
der Regiftertonne, in den MWeferhäfen 4 und 3 Pfg. vom Kubikmeter. 

Die Überlegenheit der Dampfer über die Segler beruht im mefentlichen 
auf ihrer größeren Fahrgefhmindigfeit und Regelmäßigfeit und der dadurd 
ermöglichten befjeren Ausnugung der Schifferäume. Allerdings ift bei der 
Differenzierung der Abgabenfäge nicht lediglich diefe Überlegenheit, ſondern 
auch der Umftand in Betracht gezogen worden, daß die Dampfer bei der 
neuen Schiffsvermeſſungsordnung vom 1. März 1895 Hinfichtlic der Ab- 
züge für Mafchinenraum begünftigt worden find. Der Abzug ftellt fid 
auf etwa 32 vom Hundert, während der wirkliche Majchinenraum nur etwa 
20 vom Hundert des Bruttoraumgehalts ausmadt. Infolgedeſſen haben 
fih feit 1895 die abgabepflidtigen Schiffsräume bei den Dampfern etwas 
verkleinert. Außerdem repräfentiert der Dampfer ſowohl in der Seeſchiffahrt 
als auch in der Binnenfhiffahrt ein weit höheres Kapital ald ein anderes 
Fahrzeug von gleicher Größe. 

Da die dampfgefchleppten Seeleichter ungefähr die gleichen wirtjchaft- 
lihen Vorzüge haben wie die Seedampfer, find fie ihnen in Preußen hin— 
fihtlih der Sciffahrtsabgaben gleichgeftellt. 

In der Binnenſchiffahrt hat man von einer Mehrbelaftung der Dampfer 
abgejehen, obwohl fie auch dort die leiftungsfähigeren und die Wafjerftraßen 
ftärfer beanjpruchenden Fahrzeuge find, hauptjäckhli aus dem Grunde, weil 
die zunehmende Benugung der Dampfkraft die Gefchwindigfeit der Güter: 
bewegung auf den Waflerftraßen fteigert und damit deren Ausnutzung ent- 
fprechend verbefjert!. Es ift das eine Erwägung, die nicht im Rahmen des 





' Das bier über Dampfer Gefagte gilt in ungefähr gleihem Maße auch von 
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Gebührenprinzips, fondern lediglich auf dem verfehrspolitiihen Gebiete liegt. 
Die Verwendung der Dampfer in der See- und Binnenſchiffahrt ift übrigens 
auch infofern weſentlich verſchieden, als die Seedampfer hauptfächlich zur 
Beförderung von Gütern und Perfonen, die Binnendampfer hauptſächlich 
zum Scleppen von Fahrzeugen dienen, und damit den Leinpfab entlaften 
oder überflüffig machen. 

Um die Dampfer nicht nad dem Gebührenprinzip, fondern nad Maß— 
gabe ihrer Leiftungsfähigkeit zu den Schiffahrtsabgaben heranzuziehen, ift 
auch deren Bemefjung nah der Maſchinenkraft oder nach der Kefjelheizfläche 
in Betracht gekommen; indefjen bat ſich diefer Gedanke nicht als praftifch 
durchführbar ermwiefen. Die wirkſame Maſchinenleiſtung tjt in folder Weife 
nit mit genügender Sicherheit feftzuftellen, und fie gibt überdies feinen 
einwandfreien Maßſtab für die öfonomifche Leiftungsfähigfeit des Dampfers. 

Unter denjenigen Faktoren, welde für die Berdienftmöglichfeit und 
infofern für die Möglichkeit der Auferlegung von Schiffahrtsabgaben im 
einzelnen alle beftimmend find, fpielt die Fahrtlänge eine fehr be- 
deutende Rolle. Das Entfernungsmoment und die hierdurch bedingte Aus- 
dehnung der Transportleiftung ift von erheblihem Einfluß auf die öfono- 
mifche Zeiftungsfähigleit der Schiffahrt. Je weiter die Reifen eines Schiffes 
find, um fo günftiger ift das Verhältnis der Fahrzeit zu der durch das 
Löſchen und Laden bedingten Ruhezeit, um fo höher und günftiger ift bie 
Ausnutzung von Perfonal und Material, um fo geringer find die Selbft- 
foften. Das allgemeine Wirtſchaftsgeſetz, wonach die Selbftfoften im um- 
getehrten Verhältnis mit dem Umfange der Produktion fih entwideln, gilt 
auch von ber Produktion von Transportleiftungen im Sciffsverfehr. Die 
Schiffahrt ijt, wie bereits oben erwähnt!, das eigentlihe Mittel für die 
Güterbeförderung auf größere Entfernungen. Sie ift gerade in dieſer Hin- 
fiht den Eifenbahnen überlegen, während fie mit ihnen auf fürzere Streden 
ihon deshalb im allgemeinen nicht fonfurriert, weil die Beladung und Ent- 
ladung des viel weniger tragfähigen Eifenbahnmwagens weit fehneller ge- 
jhehen fann und geſchieht als die Beladung und Entladung eines Schiffes. 
Der in den längeren Hafenaufenthalten der Schiffe liegende Betriebsnachteil 
wird erft bei den größeren Transportweiten wieder öfonomifch ausgeglichen. 


eleftrifch bewegten Schraubenidiffen, die neuerdings im Güterverkehr auf den 
märkiſchen Wafjerftraßen, und zwar zunächſt für die Biegelbeförderung, eine größere 
Bedeutung zu gewinnen feheinen. Es Handelt fih dabei um Laſtkähne mit 
Attumulatorenbetrieb. 

I Bal. ©. 42. 
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Wenn hiernach die Verdienftmöglichfeit der Schiffahrt mit der Länge ber 
Fahrten wächſt, fo folgt daraus die Zuläffigfeit und Zmwedmäßigfeit höherer 
Belaftung der meiteren Entfernungen und die Angemefjenheit von Tarif: 
ermäßigungen für kürzere Streden. In der Seefchiffahrt ift diefer Gefichtö- 
punft in der Weiſe verwirklicht, daß der Küftenfahrt, welche der Natur der 
Sache nah im allgemeinen weit geringere Transportentfernungen hat als 
die überfeeifhe Schiffahrt, bebeutende Begünftigungen hinſichtlich der 
Schiffahrtsabgaben eingeräumt find. Die Küftenfahrer haben ohne Unter- 
ſchied der Größe in der Regel die Hälfte der für andere Schiffe geltenden 
Abgaben zu entrichten; in den Dftfeehäfen, mo die Abgaben für den Ein: 
gang und Ausgang befonders zu entrichten find, pflegen fie von den Eingangs- 
gebühren befreit zu fein, was im allgemeinen eine Ermäßigung auf die 
Hälfte bedeutet !. 

In der Binnenfhiffahrt fommen Staffelungen der Sätze für Be 
fahrungsabgaben auf Wafjerftraßen nach der Entfernung weder in Deutichland 
noch in einem anderen Staate des europäifchen Feſtlandes vor?. In der 
gegen die preußifchen Abgabenpläne gerichteten Dresdener Proteſtverſammlung 
vom 18. Januar 1907 erklärte einer der heftigiten Gegner, der Kommerzienrat 
Nichter aus Deffau, ein in der Praris ftehender Mann, die gleichmäßige 
filometrifhe Erhebung der Schiffahrtsabgaben ald das vom Standpunfte 
der Gerechtigkeit allein zuläffige Verfahren, wie aus dem von der Dresdener 
Handelsfammer verbreiteten ftenographifchen Protokoll hervorgeht. Diele 
Auffaffung kann jedoch nicht als eine ſolche anerfannt werden, die in den 
wirtfchaftlichen Verhältnifien der Binnenfchiffahrt begründet if. Im all 
gemeinen wird die Schiffsfracht mit der zunehmenden Entfernung — fomeit 
nicht Erfchwernifje im Fahrwaſſer eine Abmweichung bedingen — verhältnis: 
mäßig billiger, und die Erjparnis der Eifenbahnfracht gegenüber entfprechend 
größer. Das gilt ganz befonders gegenüber den nicht gejtaffelten Eiſenbahn— 
tarifen ; diejenigen Mafjengüter, welche auf der Eifenbahn durch Staffeltarife 
begünftigt find, wie namentlich Kohlen, Erze und andere Rohſtoffe, find 


! Diefe Annahme würde nur dann nit zutreffen, wenn die Zufammenfegung 
der Ladung beim Cingange und Ausgange fi) derartig ändert, dab nad den 
mehrere Güterflaffen vorfehenden Tarifen verichiedene Einheitsfäge vom Raumgehalt 
zur Anwendung fommen, was aber nur ausnahmsweiſe gefchehen wird. 

2 Auf den furzen englifhen Binnenwafferftraßen fommen geftaffelte Abgaben- 
tarife mit fallenden Sätzen und auffallend Fleinen Entfernungsabichnitten vor. Die 
wirtichaftlihe und finanzielle Grundlage diefer Tarifbildungen ift nicht hinreichend 
erfennbar. Als Beifpiel mögen die Sciffahrt3abgaben auf der Themje ermähnt 
werden, die ſchon nad 20 engliihen Meilen — 32,18 km -- um ein Fünftel fallen. 
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eben deshalb auf den Waſſerſtraßen mit befonders niedrigen Schiffahrts- 
abgaben, den geringiten überhaupt vorfommenden Sägen, bedacht. Durch 
diefe niedrigen Säge iſt den aus dem Eifenbahnftaffeltarif fich ergebenden 
Durchſchnittsſätzen Rechnung getragen. Hieraus ergibt ſich die Zuläffigfeit 
jteigender Abgabenfäte für weitere Schiffäreifen. 

Jedenfalls fönnen aber wirtfchaftliche, aus dem Moment der Leiftungs- 
fähigkeit und Verdienftmöglichfeit der Schiffahrt hergeleitete Gründe für 
eine Staffelung der Befahrungsabgaben mit fallender Sfala bei zunehmender 
Entfernung nicht geltend gemacht werden. Man wird insbefondere nicht 
nachweiſen können, daß das aus den Seehäfen einfommende Getreide, deſſen 
Frachtkoſten auf der Eifenbahn ein vielfaches derjenigen auf den Binnen- 
wafjerftraßen betragen, einer Ermäßigung der Schiffahrtsabgaben mit zu- 
nehmender Entfernung bedarf, um die Wettbewerbsftellung der Binnen- 
Ihiffahrt gegenüber den Eifenbahnen inbezug auf die Getreidebeförberung 
zu wahren. Das Beifpiel ift infofern von praftifcher Bedeutung, als die 
Getreidebeförderung einen fehr großen Teil der tonnenfilometrifchen Ge- 
famtleiftung unferer Binnenwafferftraßen ausmadt. Auf dem Rhein fam 
im Sabre 1905 von etwa 6,4 Milliarden Tonnenfilometer etwas mehr ala 
eine Milliarde auf Getreidefendungen. 

Es fommt hinzu, daß die Aufwendungen für die Fahrbahn — nur 
um deren Erftattung handelt es fich bei den Schiffahrtsabgaben auf Binnen- 
mwafjerftraßen — feineswegs mit der zunehmenden Entfernung abnehmen, 
fondern vielmehr bei den natürlihen Schiffahrtöwegen die Tendenz zur 
Steigerung haben. Im großen und ganzen werden die Stromregulierungen 
um fo fchmwieriger und fojtjpieliger, je weiter fie in die mit ftärferem Ge- 
fälle verjehenen und megen des kleineren Niederfchlagsgebietes weniger 
wafjerreichen Oberläufe vordringen, fofern dabei das gleiche Regulierunasziel, 
der Ausbau des Fahrwaſſers für eine bejtimmte gleichbleibende Sciffsgröße, 
die Ermöglihung durchgehender Schiffahrt, vorausgejegt wird. Der Nieder: 
rhein mit feiner größeren Wafjermenge und feinem ſchwächeren Gefälle war 
für ein Schiff von gegebener Größe leichter zu regulieren als die Gebirgs- 
itrede oberhalb Koblenz für das gleiche Fahrzeug. Die Fahrftraße wird 
mit ihrer Verlängerung bergwärts im allgemeinen nicht billiger, fondern 
teurer. — Die mwirtjchaftlihe Dafeinsberehtigung der Staffeltarife auf 
den Eifenbahnen beruht darauf, daß die Betriebstoften aus analogen 
Gründen, wie fie bei der Schiffahrt obmwalten, mit der Entfernung finfen. 
Auf die Bildung der Wegegelder für Wafjerftraßen, der Schiffahrtsabgaben, 
fann das Betriebsmoment feine Einwirkung haben; nur bei Schleppgebühren 
fann e8 zur Geltung fommen, wie es auch tatſächlich geichieht. 


216 IV. Die Bemefjung der Schiffahrtsabgaben. 


Selbft bei den Fangen Wafjerftragen, deren Neubau oder Ausbau durd 
das preußifche Gejeg vom 1. April 1905 befchlofien ift — der Kanal von 
Hannover nah dem Rhein ift 310 km und die Waſſerſtraße zwifchen Oder 
und Weichjel 296 km lang —, ift immer nur an die Erhebung kilometriſch 
gleiher Abgabenfäge, niemals an eine Staffelung nad unten mit wachſender 
Fahrtlänge gedacht worden. 

Auch vom nterefjenftandpunfte der beteiligten Hafenpläge kann eine 
ſolche Tarifbildung nicht gerechtfertigt werden. Die Häfen, melden die 
Staffelung der Abgaben am meijten zugute fommen würde, find die an den 
jegigen Sciffahrtsendpunkten belegenen, alfo diejenigen, die ſchon aus der 
natürlichen Staffelung der Waſſerfrachten den größten Nußen ziehen, deren 
Verbindungslinien mit den Seehäfen die längjten find, deren Zugänglid- 
mahung für die Großſchiffahrt den höchſten Gejamtaufwand ftaatlicher 
Mittel erforderte. Je weiter die Großfchiffahrt in das Binnenland vor- 
dringt, um jo vorteilhafter und gewinnbringender geitaltet ſich die Lage des 
Umſchlagshafens, der die Verteilung und Sammlung der anfommenden und 
abgehenden Güter vermittelt. Es ift ſchon in anderem Zujammenhange 
dargelegt worden, wie fehr der Vorteil der oberrheinifhen Häfen Mann- 
heim— Ludwigshafen den Nugen der niederrheiniſchen Hafenpläge aus der 
Rheinregulierung übertrifft. Der Nieverrheiu hat denn aud gegen den 
Gedanken der Staffelung des Waſſerwegegeldes mit fallenden Sätzen nad: 
drüdlihen Widerjprud erhoben !. 

Ein folder Tarif würde übrigens bei denjenigen Waſſerſtraßen, deren 
Verlängerung möglich ift und erftrebt wird, eine Prämie auf die Durd- 
führung folder Pläne bedeuten und die Überholung der jetzigen Schiffahrts- 
endpunfte begünftigen, infofern zwifchen diefen und den Hafenpläten am 
verlängerten Schiffahrtswege nicht mehr der volle Entfernungsunterfchied in 
den Beförderungsfoften zum Ausdrud fommen fann. Wenn etwa auf dem 
Rhein die Großſchiffahrt bis Bafel oder Konftanz durch entſprechende Regu- 
lierungd- oder Kanaliſierungswerke ermöglicht werden follte, würden diefe 
Plätze in ihrem Wettbewerbe mit Mannheim und Straßburg — abgefehen 
von der fürzeren "Eifenbahnverbindung mit einem Teile des bisherigen 
Hinterlandes der beiden legteren Häfen — auch nod durd verhältnismäßig 
billigere Schiffahrtsabgaben begünftigt werden. Die Koften jener Regulierungs- 
und Kanalifierungsbauten müßten alfo hauptſächlich von demjenigen Verkehr 
getragen werben, der ſich auf fürzeren Linien bewegt und nicht in die oberften 
Stromjtreden vorbringt. 


ı Vol. Bericht der Handeldfammer Duisburg für 1906 ©. 13. 
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Ebenſo wie die jeweilige Fahrtlänge ift auch die jeweilige Ausnugung 
der Ladefähigfeit von Einfluß auf den Gewinn der einzelnen Schiffsreiſe 
und ſomit auf die Leijtungsfähigfeit Hinfichtlih der Aufbringung von 
Schiffahrtsabgaben; während die Fahrtlänge auf die Selbitkoften mirkt, 
ift die Größe der Ladung ceteris paribus beftimmend für den Roh— 
gewinn. 

Sn der Binnenidiffahrt wird dies Moment dur die ſchon aus dem 
Gefihtspunfite der Inanſpruchnahme begründeten Ladungstarife tatfächlich 
mit berüdfichtigt ; dasfelbe gilt von dem Teil der Seefdiffahrtstarife, welcher 
dad Gewicht der Ladung für die Bemefjung der Abgaben in Betracht zieht. 
In der nad Raumgehalt gebildeten großen Mehrzahl aller Seeſchiffahrts— 
tarife ift die Anpafjung der Abgabe an die tatſächliche Frachtleiſtung der 
einzelnen Sciffsreife ſehr viel fchmwieriger und nur in ganz ungefährer, 
annähernder Weiſe möglihd. Sie gefchieht meift derart, daß für Sciffe, 
deren Beladung eine beftimmte Grenze nicht erreicht, ermäßigte Einheitsſätze 
vom gejamten Nettoraumgehalt bewilligt werden. Die Beladungsgrenze 
ift in der Regel auf "/s und die Ermäßigung der Raumgehaltsabgabe auf 
Y/a feitgefett. Da für die Beitimmung der Beladungsgrenze ein Zahlen: 
verhältnis zwifchen Ladungsgewicht und Raumgehalt zugrunde gelegt werden 
muß, fo ift in den Tarifen regelmäßig vorgefchrieben, daß als volle Ladung 
eine foldhe gelten foll, deren Gewicht in Tonnen zu 1000 kg die Hälfte 
der Kubifmeterzahl des Nettoraumgehalt3 beträgt. 

Abgefehen von dem Gewicht der Ladung überhaupt ift auch das Ge- 
wicht desjenigen Ladungsteiles, der in dem angelaufenen Seehafen gelöfcht 
oder geladen wird, von praftifcher Bedeutung für den Berdienft einer 
Schiffsreife und deshalb von beredhtigtem Einfluß auf die Bemefjung der 
nah dem ganzen Nettoraumgehalt berechneten Seejchiffahrtsabgaben. Es 
werden zwar in der Regel die Ladungen der Schiffe vollitändig gelöfcht 
oder geladen; aber e8 fommt immerhin aud) vor, daß Schiffe nur einen 
Teil der angebrachten Ladung löſchen und mit dem durch Zuladung ergänzten 
oder nicht ergänzten Reſt wieder ausgehen, oder daß fie lediglich zur Auf- 
nahme einer Teilladung einlaufen. In ſolchen Fällen gibt nicht die Be- 
ladungsgrenze an ich, fondern nur die Menge der aufgenommenen ober 
abgejegten Teilladungen einen Maßſtab für die Verbienftmöglichfeit der 
Sciffsreife, oder vielmehr des durch Aufſuchung eines Zwiſchenhafens ent— 
ftehenden Ummeges. Es ıft deshalb in den preußifchen Häfen, um diefen 
Zwifchenhafenverfehr nicht zu unterbinden durch Auferlegung von Abgaben, 
die mit den Koften des Umweges und dem Gewinn Eleiner Teilladungen 
außer Verhältnis ftehen würden, bei Teilladungen bis zu !/a eine erhebliche 
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Ermäßigung der Raumgehaltsabgabe neuerdings bemilligt worden; im 
Jahre 1906 Hat Lübeck diefer Tarifmaßregel fih angeſchloſſen. 

Eine Befonderheit auf dem Gebiete der Berüdfichtigung der Ladungs— 
menge bei Geefhiffahrtsabgaben enthält der Tarif des ftädtifchen Hafens 
in Kiel, welcher nicht das Gewicht der Ladung in Betradht zieht, fondern 
den tatfächlich beftauten Teil des Schiffsraumes für abgabepflichtig erklärt. 

Ein weiteres Mittel zur Berüdfihtigung der Leiftungsfähigfeit oder 
Verdienſtmöglichkeit bei der Einzelreife Tiegt in der Einteilung der Güter 
nad) Tarifflaffen mit entfprehend abgeftuften Abgabefägen. Die Berechtigung 
der Klafjenbildung ergibt fi aus allgemein wirtichaftlihen und aud aus 
wirtfchaftlic-finanzielen Erwägungen. Die mirtjhaftlihe Tatfadhe, daß 
weber die Steigerung des Wertes der Güter durch ihre Beförderung auf 
der Waſſerſtraße noch der Frachtverdienft des Schiffer aus diefer Beförderung 
bet allen Güterarten gleich tft, nötigt zu unterfchiedlicher Behandlung der 
legteren. Diefe unterfhiedlihe Behandlung ift auch infofern gerechtfertigt 
und zwedmäßig, als der im allgemeinen einträglichere Verkehr mit hoch— 
wertigen Gütern auf manden Waflerftraßen überwiegend in den Händen 
der größeren Reedereien liegt, während die Kleinjchiffer mehr auf die Ver— 
frachtung geringmertiger Mafjengüter in ganzen Schiffsladungen angemiefen 
find. Die faufmännifch betriebenen größeren Reedereien pflegen ihrerjeits 
Frachttarife herauszugeben, welche ebenfalls eine größere Zahl von Güter- 
Hlafjen mit verfchiedenen Frachtfägen enthalten. Da die Abgaben in ihrer 
Eigenfchaft als Beiträge zur Unterhaltung des Verkehrsweges, volfswirt- 
fchaftlich betrachtet, lediglich Bejtandteile der Gefamtaufwendungen für die 
Güterbemegung find, fo ift es nur zmedmäßig und folgerichtig, fie ebenfo 
nad Güterarten zu ftaffeln, wie es mit den eigentlihen Frachten gefchieht!. 

Die praftifhe Bedeutung der Klafjenbildung vom Standpunfte der 
Berüdfichtigung der Leiftungsfähigfeit tritt deutlih in die Erfcheinung, 
wenn man fi die Folgen der gleichmäßigen Bemeſſung der Schiffahrts- 
abgaben für alle Güter vergegenwärtigt. Wenn fie fo niedrig gehalten 
werden, daß fie von jedem Transportgegenftande, auch von dem menigjt 
belajtungsfähigen Mafjengute, getragen werden können, jo muß die ben 
übrigen Güterarten innemohnende größere Belaftungsfähigteit unausgenußt 
bleiben; und wenn an Stelle eines Mindeftfates ein der mittleren Be- 
lajtungsfähigfeit entfprechender Durchfchnittsfa gewählt würde, jo wäre der 


I Der Fradttarif einer Berliner Reedereifirma von 1900 für die Fahrt zwifchen 
Berlin und Hamburg enthält 3. B. acht Normaltarifllaflen au 0,35, 0,40, 0,50, 0,60, 
0,70, 0,80, 0,90 und 1 ME. für 100 kg. 
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Fehler der ungenügenden Ausnugung für einen Teil der Güter nur abge- 
ſchwächt, nicht vermieden, während ein anderer Teil überlaftet werden müßte. 
Die an fih mwünfcenswerte Anpaffung an die individuelle Leiftungsfähigkeit 
und Verbienftmöglichkeit wird natürlih um fo vollfommener fein, je größer 
die Zahl der Güterflaffen it. Nach dem bis 1903 auf den märfifchen 
Waſſerſtraßen geltenden Tarife hatten die Schiffsgüter tatfächlih etwa 8 und 
4 Pfg. an jeder Hebeftelle zu entrihten. Es gab aber unter denjenigen 
Gütern, welde nad diefem Syftem in die 4 Pfennigflafje verwiefen 
werben mußten, weil fie 8 Pfg. nicht tragen fonnten, eine erhebliche Menge 
von ſolchen, die jehr wohl zu einer Belaftung mit 6 Pfg. fi eigneten; 
ebenſo wie unter der 8 Pfennigklaffe ſich zahlreihe Güter befanden, die 
unbedenklich mit einem höheren Sate belegt werben fonnten. Deshalb ift 
auch bei der Einführung von Ladungstarifen für die preußifchen Binnen- 
wafjerftraßen die Zahl der Güterflafien fait überal von 2 auf 4 erhöht 
worden’. Auf nihtpreußifhen Binnenwafjerftraßen ift die Zahl der Tarif: 
klaſſen oft fehr viel größer. In England hat man 8, in Frankreich auf 
dem Sambre—Dife- und dem Durcgfanal 6, auf den Kanälen von St. Denis 
und St. Martin 5, auf dem Kanal von St. Dizier 4 Klaffen. 

Die Abjtufung der Abgaben nad einer entſprechenden Anzahl von 
Güterflafjen bietet die Möglichkeit, diejenige Summe ftaatlicher Aufwendungen 
für eine Wafjerftraße oder einen Hafen, deren Erjtattung in Abgabenform 
von der Schiffahrt verlangt werden foll, in möglichft fchonender Weife 
aufzubringen und in mwirtfchaftlich richtiger Weife auf die einzelnen Ver— 
fehrserfcheinungen zu verteilen. Der Unterfchied zwifchen einer Sciffahrts- 
abgabe mit und ohne Klafjenbildung ift in gewiſſem Sinne vergleichbar 
dem in ber Perfonalbefteuerung bejtehenden Unterfchiede zwiſchen Einfommen- 
und Kopffteuer. Wie weit man bei der Aufftellung der einzelnen Abgabe- 
tarife mit der Zahl der Klaffen gehen will, iſt eine praftifche Frage, deren 
Beantwortung von der Art des Verkehrs und von der Rückſicht auf die 
Geftaltung des Erhebungsdienftes abhängig gemacht werden muß. 

Von den Ladungstarifen für preußiſche Binnenmwafjerjtraßen bat nur 
einer feine Klafjeneinteilung, nämlich der dem reichsländiichen Tarif ange- 
paßte für die fanalifierte Saar, wo tatſächlich faft nur ſolche Mafjengüter 
gefahren werden, die in allen übrigen Tarifen der unterjten Klaſſe angehören. 

Auch die Hafenabgaben für die preußifche Binnenſchiffahrt find, ſoweit 
fie von der Ladung erhoben werden, in der Negel nah Güterflaffen ge— 


ı Das gilt auch für den Dortmund—Emöfanal, der vordem einen dreiklaſſigen 
Tarif hatte, feit 1904. Nur die Fanalifierte Fulda bat vorläufig zwei Güterklaffen. 
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ſtaffelt. Es gibt insbefondere in den Häfen Ruhrort 2, Duisburg 4, 
Cöln 5, Düffeldorf 7 und in den Häfen des Dortmund— Emskanals 4 Güter- 
Hafjen für Ufergeld. 

In der Seeſchiffahrt ift das Güterklaſſenſyſtem faſt allgemein in der 
Weiſe durchgeführt, daß diejenigen Fahrzeuge einen — in der Regel auf 
die Hälfte — ermäßigten Abgabenfag vom Raumgehalt bezahlen, deren 
Ladung aus gemifjen, weniger wertvollen und dem Reeder erfahrungsmäßig 
geringeren Frachtgewinn dringenden Mafjengütern beiteht. Das Verzeichnis 
diefer Maffengüter ift nicht für alle Häfen und Wafferftraßen völlig über- 
einftimmend. Früher bebingte jede, wenn auch noch fo geringfügige Bei- 
ladung von Gütern der Normalflafje oder höheren Tarifflaffe die Anwendung 
der höheren Einheitsfäge auf den ganzen Raumgehalt des Fahrzeuges. Da 
hierdurch unter Umftänden gemifje Härten entftehen fönnen, wurde neuerdings 
eine Beiladung von "/2o an Normalgütern in den preußiichen Häfen ohne 
Anwendung der höheren Tariffäte geftattet; dieſem Borgange hat ſich 
Lübeck angefchlofien. 

Während in den Raumgehaltstarifen für die Seefhiffahrt nur 2 Güter- 
Haffen unterfchieden werden, iſt deren Zahl in den das Labungsgewicht 
berüdjichtigenden Tarifen höher. Sie beträgt für die Seemwafjerftraße 
Königsbere— Pillau 3 und für die Unterwefer zwifchen Bremen und Bremer- 
hafen 7. Es ijt von Änterefje, daß der Kaufmannsſtaat Bremen in der 
Ausbildung des Güterklaſſenſyſtems, alfo in der Individualiſierung der 
Schiffahrtsabgaben nah der Verdienſtmöglichkeit bei den einzelnen Reifen, 
bedeutend meitergegangen ift als die preußifche Regierung. Auch bei einigen 
Seehäfen ift das Syftem der Güterklaffififation in den Tarifen durchgeführt ; 
in befonders weitgehendem Maße für den Stettiner Hafen, wo eine große 
Mannigfaltigfeit der Einheitsfäge für das fogenannte Bohlwerksgeld befteht. 
Nah dem Hafengeldtarif für Königsberg wird ein Ufergeld mit 3 Güter- 
klaſſen erhoben, und dasfelbe gilt für den Hafentarif von Emden. 

Die Gefihtspunfte für die Verteilung der Güter auf die einzelnen 
Tarifklafjen find keineswegs, wie Gothein in feinem Mannheimer Vortrage 
vom 16. Februar 1907 irrtümlid annimmt, aus den Unterſchieden im 
Werte der Ladung zu entnehmen!. Der Wertmaßftab iſt weder bei den 
beitehenden Tarifen ausfchlangebend gewefen, noch wird er es bei fünftigen 
Tarifen fein. Die Gruppierung der Güter fann nur nad dem Grundfage 


ı Gotbein fagt dort (S. 42): „Die Bemeffung der Gebühr, jo wünſcht man 
es ja, fol fih nad dem Werte der Ladung richten.” Er fnüpft daran die jelbit- 
verftändlihe Bemerkung: „Das ift zwar ein Mafftab, der allen Wertzöllen und 
Werttarifen zugrunde gelegt wird” ufm. 
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md mit dem Ziele vorgenommen werben, daß die Güter je nach der Wert: 
fteigerung, die ihnen dur; Überwindung von Entfernungsunterfchieden zuteil 
wird, mit höheren oder niedrigeren Abgabenfäten bedacht werden. Demgemäß 
ift bei Binnenfdiffahrtstarifen in erfter Reihe auf den Mettbewerb der 
Eifenbahnen und die Höhe der Bahnfrachten Rüdficht zu nehmen. Denn bier 
findet der wirtfchaftliche Vorteil des Wafjermeges in dem LZahlenverhältnis 
zwifchen Eifenbahn- und Sciffsfrachten feinen Ausdrud. Wie wenig das 
Wertverhältnis für die Bildung der preußifhen Binnenjgiffahrtötarife 
maßgebend gemwefen ijt, mag an einem Beifpiel erläutert werden: Getreide 
zahlt überall die höchſten Abgabenfäge, weil e8 auf der Eifenbahn nad) 
Spezialtarif I verfrachtet wird und infolgedefjen auf der Wafjerftraße einen 
ſehr großen Frachtvorteil erzielt. Dagegen befindet ſich Chilifalpeter, ein 
wichtiger Hilfsftoff des Getreidvebaues, defjen Wert für die Gemwichtseinheit 
den des Getreides überfteigt, in der niedrigjten Tarifklafje für Sciffahrts- 
abgaben; denn er wird auf der Eifenbahn für Iandwirtfchaftliche Zwecke zu 
einem Satze gefahren, der um 20 vom Hundert hinter Spezialtarif III 
zurüdbleibt. 

Bei den Seewafjerftraßen und Seehäfen liegt der Schwerpunft mehr 
auf der allgemeinen Frachtempfindlichkeit der einzelnen Güter und auf dem 
Mettbewerbe mit anderen, namentlich auch ausländifchen, Wafferftraßen und 
Häfen; diefer Wettbewerb macht fih nicht immer für alle Güter gleichmäßig 
fühlbar. 

Im übrigen lafjen ſich theoretifche Geſichtspunkte für die Einteilung 
der Güter in Tarifllafjen ebenfowenig wie für die entſprechende Staffelung 
der Einheitsfäge aufftellen, weil es fi Hierbei um Fragen handelt, die 
im mejentlihen nach praftifhen Erwägungen von Fall zu Fall entfchieden 
werden müjjen. 

Auf dem Grundfage der Leiftung nad Leiſtungsfähigkeit beruht auch 
die Belaftung der mit dem Borfchleufereht ausgeftatteten Fahrzeuge mit 
höheren Abgaben; auf den märkiſchen Wafjerftraßen haben fie einen Zufchlag 
von 50 vom Hundert zur gewöhnlichen Gebühr zu zahlen. Dieſe Zufchläge 
find dadurch gerechtfertigt, daß die vorfchleufenden Fahrzeuge rafcher befördert 
werden, eine größere Zahl von Reifen im Jahre machen und deshalb mehr 
einbringen al3 andere. 

Eine eigenartige und für den gegebenen Fall fehr wirkſame Methode 
zur möglichſt vollftändigen Anpafjung der Abgabe an die befondere Leiftungs- 
fähigfett — an den Verdienft aus der einzelnen Schiffsreiſe — liegt dem 
Abgabentarif für den Fifchereihafen in Geeftemünde zugrunde. Dort ift 
nämlih die Höhe der Abgabe nicht nah dem Gewicht der, faft aus— 
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ſchließlich aus Fifchen beftehenden, Ladung, fondern in Prozenten bes 
PVerfteigerungserlöfes bemefjen. Es ift das ein Verfahren, das der Natur 
der Sache nad nur für einen Fifchereihafen und auch da nur unter Der 
Vorausfegung möglich ift, daß alle angebrachten Fänge, wie e8 in Geefte- 
münde vorgefchrieben ift, unter öffentlicher Kontrolle verfteigert werben. Die 
Abgabe richtet fich hier alfo nah dem Bruttogewinn einer jeden Fangreife. 

Dasfelbe Syſtem der prozentualen Belaftung der Bruttoeinnahmen 
durch Schiffahrtsabgaben findet fi in Ungarn, wo nad den Gefehen vom 
6. Mai 1875, 23. Dezember 1880 und 2. April 1887 die Güter- und 
Perfonenbeförderung auf Waflerftraßen einer fogenannten „Transportſteuer“ 
unterliegt, die nach wiederholten Erhöhungen jetzt für Perfonen- und Reife- 
gepäd 18, für Eilgüter 7 und für gewöhnliche Frachtgüter 5 vom Hundert 
der Beförderungspreife beträgt und dem ungarifchen Staate im Jahre 1903 
eine Einnahme von 633 000 Kronen bradte!. Die zwifchen dem ungarischen 
Staate und den Schiffahrtsbeteiligten jtreitige Frage, ob es fih dabei um 
eine Sciffahrtsabgabe im eigentlihen Sinne oder um eine gewerbliche Be— 
fteuerung handelt, kann hier, im Zufammenhange einer lediglich wirt— 
fhaftlihen Erörterung, dahin gejtellt bleiben. Jedenfalls hat diefe Art 
der Belaftung der Schiffahrt mit öffentlihen Abgaben den Vorzug, fich der 
Zeiftungsfähigfeit der Schiffahrt befonderd nahe anzupafjen, indem fie — 
ebenfo wie jene Hafenabgabe in Geeftemünde — nicht nur auf die Verdienft- 
möglichkeit, fondern auf den tatſächlichen Verdienft, wenn auch Rohverdienft, 
bezogen ift. Die beiden letten Fälle zeigen demnah das Prinzip der 
Bemeffung von Schiffahrtsabgaben nad der Leiftungsfähigleit — im Gegen- 
fag zum Gebührenprinzip — in feiner weitejten Anwendung. 


ı Außerdem wird noch ein Stempel von Fahrkarten und Fradtbriefen erhoben, 
der 1903 in Ungarn 87000 Kronen abwarf. Bon den Sciffahrtöbeteiligten wurde 
diefe Abgabe feit jeher als gegen den Barifer Frieden vom 30. März 1856 und Die 
Donaufdiffahrtöafte vom 7. November 1858 verftoßend angefochten, während 
Regierung und Bolfävertretung an der völferrehtlihen Zuläffigkeit der „Transport: 
ſteuer“ fefthielten. Die Verbotsvorfchriftjener beiden Bertragsinjtrumente gegen aucun 
peage basé uniquement sur le fait de la navigation ift fajt wörtlich mit der 
entiprechenden Beftimmung der Rheinſchiffahrtsakte und inhaltlih mit dem deutich- 
öfterreichifhen Elbzollvertrage vom 22. Juni 1870 identiih. Die letztere Fdentität 
ift bezeugt durch die Denkichrift zum Entwurf einer revidierten Elbſchiffahrtsakte 
vom 7. März 1880. Altenftüde des Deutichen NReichätages 1880 Nr. 95. Die 
Fafjung der Rheinichiffahrtsafte follte damals in den Tert der neuen Elbſchiffahrts— 
alte ohne Änderung des Rechtsinhalts der letzteren übernommen werden. Dal. 
Br. IS. 19 und Bd. IS. 4 u 5. 

Dem Bernehmen nad jol die ungarische Transportfteuer anläßlich des neueften 
Ausgleiches der beiden Reihshälften aufgehoben werden. 
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Bei den Flößereiabgaben tritt die Durchkreuzung des Gebührenprinzips 
durh das Prinzip der Leiftungsfähigkeit darin zutage, daß Balken und 
vierfantig befchlagene Hölzer auf den preußiſchen Binnenwaſſerſtraßen höher 
belajtet find als Rundholz. 


$ 5. Sonftige Gefihtspunfte für die Bemeſſung der Schiffahrts- 
abgaben. 


Außer den bisher erörterten Grundfägen: Leiftung nad Gegenleiftung 
und Leiſtung nad Xeiftungsfähigfeit: fommen noch eine Reihe von anderen 
wirtfchaftlihen Momenten bei der Geftaltung von Abgabetarifen zur Geltung. 
Sie find jo mannigfaltig und verfchieden, daß ihre vollftändige Darlegung 
zu weit führen würde, zumal es fich dabei vielfach um Berüdfihtigung von 
Iofalen und regionalen Berhältnifjen ohne allgemeineres Intereſſe handelt. 
In einzelnen Fällen find Abgaben auf Waſſerſtraßen und in Häfen nad) 
der Fahrtrichtung verfchieven bemefjen. Der Tarif für die Seeſchiffahrts— 
abgaben auf der Untermwejerftrede zwifchen Bremen und Bremerhaven unter: 
ſcheidet bei gewiſſen Gütern zwijchen Bergfahrt und Talfahrt. Diejelbe 
Unterfcheidung wurde bis 1867 bei den Nheinzöllen gemadht und war da— 
mals mit der Benugung des Xeinpfades bei der Bergfahrt und feiner 
Nichtbenugung bei der Talreife begründet. Die gleiche Tarifbildung beitand 
bis vor nicht langer Zeit noch für Die Saale und den Klodnitzkanal. Die ver- 
ſchiedene Bemefjung der Abgaben für anfommende und abgehende Güter 
fommt ferner in einigen Hafentarifen vor. 

Aus verfehröpolitifchen Rüdfichten find die Schiffahrtöabgaben auf den 
Wafferftraßen Hamburg — Rathenow — Berlin— Fürftenberg— Breslau — Eofel 
und Stettin— Breslau—Cofel für den Durchgangsverkehr zwifchen deutfchen 
Seehäfen und ſterreich — Ungarn auf die Hälfte der normalen Säge er- 
mäßigt, um der fehr viel weniger leiftungsfähigen Oder den Wettbewerb 
mit der überlegenen und überdies abgabefreien Elbwafjerftraße für die 
Bermittelung dieſes Verkehrs nicht allzufehr zu erſchweren. Es find ferner 
nah Analogie der Eifenbahnausfuhrtarife ermäßigte Abgabenfäge auf dem 
Dortmund— Emskanal bewilligt worden, um gemiffen Transporten nad) 
überjeeifchen Beitimmungsorten die Benugung des Kanald und des Emder 
Hafens zu ermöglichen. 

In einigen Fällen find befondere Ermäßigungen bewilligt für folche 
Fahrzeuge oder Schiffahrtöunternehmungen, welche gewiſſe Schiffahrtsanftalten 





1 Bol. S. 92, wo dieſes Moment bereit in anderem Zujammenhange erwähnt 
worden ift. 
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befonbers häufig oder regelmäßig benugen. Beifpiele hierfür finden fih in 
dem Lübeder Hafentarif, welcher ein zweimal ein- und ausgelaufenes Schiff 
in demfelben Kalendermonat vom Hafengelde für weiteres Ein- und Aus- 
laufen befreit, und in dem Abgabentarif für den Emder Hafen, welcher 
die Abgabe für Reedereien mit größeren Schiffsräumen verbilligt. Wenn 
der durch eine Reederei dem Hafen zugeführte Gefamtraumgehalt in einem 
Jahre 50000 cbm überfteigt, fo ermäßigt fih die Abgabe für die über- 
ſchießenden Kubifmeter auf "/s. Für den Verfehr mit europäiſchen und 
Mittelmeerhäfen beginnt diefe Vergünftigung ſchon bei 20000 chm. Es 
fommt bier alfo nicht auf die Identität des Fahrzeuges und auch nicht 
einmal auf deſſen Eigentumsverhältniffe, fondern nur darauf an, daß es 
für Rechnung derfelben Reederei den Hafen anläuft. Der Zweck ift in der 
Lübeder und Emder Tarifvorfhrift der gleihe; es foll ein Anreiz zur 
häufigen Benutung des Hafens gegeben und die Errichtung regelmäßiger 
Scifföverbindungen begünftigt werden. Dem Grundjage von Leiſtung und 
Gegenleiftung entipricht eine folde Bemeſſung der Sciffsabgaben nicht, 
aber ſie ift unter Umſtänden verfehrspolitiich und kaufmänniſch richtig. 

Anderfeit3 fann es unter Umjtänden zwedmäßig oder notwendig fein, 
dur die Bemefjung der Schiffahrtsabgaben den Berfehr in dem Sinne zu 
regeln, daß er die Schiffahrtsanftalten nicht in unzwedmäßiger und unmirt- 
ſchaftlicher Weiſe beanfprudt. Ein Beifpiel hierfür ift die verhältnismäßig 
hohe Tarifierung der Gondeln und Sportboote auf den märfifhen Wafjer- 
ftraßen. Sie ift nicht auf die Erzielung von Einnahmen, fondern lediglich 
darauf berechnet, die durch Frachtſchiffahrt außerordentlich ſtark beanjpruchten 
Scleufen vor weiterer Belaftung durch den, in der Nähe der Hauptitadt 
Berlin ftattfindenden lebhaften PVergnügungsverfehr zu ſchützen. Ohne 
diefen Schu würde die gewerblich betriebene Schiffahrt noch längere Warte— 
zeiten an den Scleufen haben als fie jetzt jchon ertragen muß!. Ein 
anderes Beifpiel ift der auf regelmäßige Evakuierung berechnete Tarif für 
den Holzhafen in Brahemünde. 
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Nicht alle Fahrzeuge und Schiffsgüter werden auf Wafjerftraßen und 
in Häfen zu den Schiffahrtsabgaben herangezogen. Sie genießen zum Teil 
das Privilegium der Abgabenfreiheit. In einer Reihe von Fällen wird 
diefes Privilegium aus dem Gebührenprinzip hergeleitet und gerechtfertigt, 


E Um die berechtigten Sportintereffen zu wahren, find in geeigneten Fällen 
Ausnahmen bewilligt worden. 
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während es in anderen Fällen ihm widerſpricht und durch fonftige Rüdfichten 
wirtfchaftlichen oder ftaatlihen Urfprunges begründet ift. 

Die erftere Gruppe von Fällen umfaßt die Befreiungen Heiner Fahr- 
zeuge, von welchen angenommen wird, daß fie auf natürlichen Wafferftraßen 
auch ohne deren tatfächlich erfolgte Verbefjerung mit genügender Sicherheit 
und Regelmäßigfeit verfehren fönnten, und daß fie für ihre Zwecke und 
Verfehrsbebürfniffe des tatfächlich erfolgten Ausbaues natürlicher Häfen nicht 
bedurft hätten. Hierher gehört die Freilaffung der Schiffe bis zu 200 t 
Tragfähigkeit von der Abgabe auf dem Fanalifierten Main, bis zu 200 ebm 
Nettoraumgehalt von dem Feuer: und Balengelde auf der Außen- und 
Untermwejer, bis zu 300 chm Nettoraumgehalt von der Unterweferforreftions- 
abgabe und von der Abgabe für den Seeweg zwifchen Königsberg und 
Pilau und bis zu 382 chm Nettoraumgehalt von der hamburgifchen Elb— 
Ihiffahrtsabgabe. Cbenfo pflegen die ganz Kleinen Schiffe von Hafenabgaben, 
in den Seehäfen wenigſtens, befreit zu fein !, 

Diefer tarifarifhe Gefihtspunft iſt jedoch keineswegs allgemein und 
folgerichtig durchgeführt. Auf der großen Mehrzahl der verbefferten natür- 
lichen Waſſerſtraßen find alle Schiffe, gleichviel ob fie vor der VBerbefjerung 
verfehren fonnten und verfehrt haben oder nicht, den Schiffahrtsabgaben 
unterworfen. Das gilt in der Binnenfhiffahrt von der fanalifierten Saar, 
Ems, Fulda, Saale, Havel, Spree, Dahme, Oder, Nete und Brahe, fowie 
von den regulierten Waſſerſtraßen des Beetz —Riewendtſees, der Emfter, 
Üder, Netze und Deime; ferner in der Seefhiffahrt von der Schlei? und 
den Wafjerftraßen über das Stettiner und das Frifhe Haff. Auch die 
Abgabenbefreiungen in den natürlichen Häfen erjtreden ſich nicht entfernt 
bis zur Größe derjenigen Fahrzeuge, die auch ohne künſtliche Verbeſſerungen 
ein- und auslaufen Fünnten. 

Die Begründung oder Erklärung diefes Zuftandes ergibt fih aus dem 
Umftande, daß PVerbefjerungen von Wafjerftraßen und Häfen keineswegs 
nur denjenigen Schiffen zugute kommen, welche vorher dort nicht fahren 
oder ſich aufhalten konnten, fondern aud den früher jchon verfehrsfähig 
gemwefenen. Vielfach liegt auf Waſſerſtraßen mit mwechfelnden Waſſerſtänden 
ein Vorteil für diefe kleineren Fahrzeuge darin, daß fie ihre Traafähigfeit 
fortan befjer und gleihmäßiaer, für einen längeren Teil des Jahres oder 





ı Die Befreiungsgrenze ift 3. B. in Gtettin, Smwinemünde, Danzig und 
Elbing 4, in Emden 5, in Königöberg 20 cbm. 

9 Die Beireiungsarenze von 12 cbm für die Schleiwafferftraße iſt zu niedrig, 
ald da fie durch die Annahme erklärt werden könnte, die Schlei wäre erft durch 
die Förforge des Staates für größere Fahrzeuge zugänglich geworden. 

Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil. 15 
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auch ohne alle Unterbrehung ausnugen fünnen. Das größte deutfche Rhein— 
Ihiff Hatte im Fahre 1830 eine Tragfähigkeit von 200 t. Der Durdfchnitt 
der Rheinſchiffe war noch lange Zeit nachher unter diefjem Maße. Die bei 
den Rheinzollämtern geführte, die abgefertigten Schiffe nah 12 Größenklaflen 
unterſcheidende Statiftif ergibt für 1861, daß 

in Mannheim von 5527 Schiffen nur 881 


„ Mainz „18294 „2484 
„ Gaub „ 12955 < „ 2 730 
„ GCoblenn ,„» 29283 „8190 
„ Emmeid „ 14780 R „1944 


eine Tragfähigkeit von 200 t und darüber befaßen. Im Jahre 1872 
betrug die Durchfchnittstragfähigfeit aller in Mainz, Coblenz, Cöln und 
Ruhrort geeihten Schiffe nur 201 t, im nädjften Jahre fogar nur 165 t. 

Das größte, auf einer Wafjerftraße vorfommende Schiff ift keineswegs 
immer dasjenige, welches am zwedmäßigjten und vorteilhafteften ausgenugt 
werden fann. Der Durchſchnitt der Nheinihiffe war im Jahre 1830 bedeutend 
weniger tragfähig als 200 t und deshalb hat die Verbefjerung der Fahrtiefe 
auch einem großen Teile diefer kleineren Schiffe erheblichen Nuten gebracht. 
Dabei iſt ferner auch zu berüdfichtigen, daß die Berbefferung einer natür- 
lihen Waſſerſtraße feineswegs ausfhlieglih in ihrer Vertiefung, jondern zu 
einem jehr mwefentlihen Teile aud in ihrer Begradigung, Gefällausgleihung 
und Bezeichnung — Betonnung, Bebakung und Beleudhtung — befteht; es 
find das Maßregeln, die auch den Eleineren Fahrzeugen in Schiffahrtstechnifcher 
Beziehung zugute fommen. 

Es ift ferner geltend gemacht worden, daß der Nutzen einer Fahrmafjer- 
oder Hafenverbefjerung für die beftehende Schiffahrt nicht nur vom ſchiffahrts— 
gechnifchen, fondern aud vom allgemein wirtfhaftlihen Standpunkte zu 
beurteilen fei. Da die von ſolchen Berbefjerungen zu erwartende Ent- 
widlung des Handels, der Hervorbringung und des Verbrauches die Nach— 
frage nad Schiffsraum im ganzen zu fteigern pflege, jo habe aud der 
früher vorhandene Schiffspark mittelbare Vorteile von den inbetracht 
fommenden Bauten oder jonjtigen Anftalten. Für viele Fälle. ift dieſe 
Auffaſſung ſicherlich zutreffend !. 

ı Als es fih im Jahre 1900 um die Aufitellung des Tarif für die vertiefte 
Seewaflerftrafe zwiſchen Stettin und Smwinemünde handelte, wollten die Älteften 
der Stettiner Kaufmannſchaft alle, auch die Heinften Fahrzeuge, welche der gefchaffenen 
Mehrtiefe nicht bedurft hätten, zur Koftendedung durch Schiffahrtsabgaben beran- 
ziehen, und zwar aus einem zweifachen Grunde. Erſtens deshalb, weil die Vorteile 
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Eine Reihe von weiteren Befreiungen Tennzeichnet ſich ald Durchbrechung 
des Gebührenprinzips. In den meiften Fällen beruht die Befreiung ebenjo 
wie die Ermäßigung auf der Berüdfichtigung des Momentes der Leiftungs- 
fähigfeit oder Verdienſtmöglichkeit. In faft allen fisfalifchen Seehäfen find 
die FFifchereifahrzeuge mit Nüdficht auf die fchwierige Lage des Fifcherei- 
gewerbeö abgabenfrei gelaffen, wobei allerdings aud der Wunjc nad} pofitiver 
Förderung dieſes für den Erſatz der Kriegsmarine bejonders wichtigen Be- 
rufes mitbeftimmend ift. Die fommunalen Häfen gewähren den }Fifcherei- 
fahrzeugen in der Regel feine Abgabenfreiheit. 

Ferner bleiben in Seehäfen allgemein abgabefrei die weder Löfchenden 
noch ladenden Schiffe, welche vergeblih Ladung gefuht haben oder nur 
deshalb in den Hafen eingelaufen find, weil fie Weifungen für die Fort- 
fegungen der Reife erwarteten oder dur Gefahren oder Beihädigungen 
oder fonftige Notfälle an der Erreichung ihres eigentlichen Neifezieled ge- 
bindert waren. Der gemeinfame Grund der Befreiung ift hier der Mangel 
eines Verdienſtes oder einer Verdienſtmöglichkeit aus dem Hafenaufenthalte. 
Der Nothafenfall wird in der Seeſchiffahrt Hinfichtlich der Schiffahrtsabgaben 
mwejentlich anders behandelt wie in der Binnenfciffahrt, wo in den Schuß: 
häfen regelmäßig Abgaben erhoben werden. 

Daß die Fahrzeuge und Güter des Staates auf feinen Wafferftraßen 
und in feinen Häfen abgabefrei bleiben, ift ſelbſtverſtändlich. Dagegen ift 
die Abgabenfreiheit des Königs! und des Reiches bei Benußung der ftaat- 
lichen Sciffahrtsanftalten ebenjo wie die Abgabenfreiheit des Königs, des 
Staates und des Reiches bei der Benutzung nicht ftaatliher Schiffahrts— 
anftalten eine auf ſtaatsrechtlichen Verhältnifjen beruhende Abmweihung von 
dem Grundfage der Leiftung und Gegenleiftung. Die Abgabenfreiheit des 
Staates in fommunalen Häfen ift zumeilen befchränft auf Fahrzeuge und 
Güter, die der Wafjerbauverwaltung gehören oder für deren Rechnung be— 
fürbert werben. 

Der Verkehr von Seeſchiffen unter 200 cbm Nettoraumgehalt mit 
Teilladungen bis zu einem Vierteil ift in preußifhen Häfen abgabenfrei 
gelafjen, um der Kleinjchiffahrt hierdurch eine Unterftügung zuzumenden. 

Unter den fonft vorfommenden Befreiungen von Scdiffahrtsabgaben 
im engeren Sinne bat nur noch diejenige der Schleppbampfer und der 


der Begradigung und Beleuchtung des Fahrwaſſers auch ihnen zugute fämen, und 
zweitens mit Rücdficht darauf, „daß den Heineren Schiffen aus der Gejamtanlage, 
fofern dieſelbe durch Steigerung des Verkehrs unjere Hoffnungen erfüllt, durch 
vermehrte Frachtgelegenheit ein indirefter Nutzen erwächſt.“ 
ı Bol. Preußijches Landrecht Teil II Tit. 15 $ 104. 
15 * 
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Leichterfchiffe ein gewiſſes allgemeines Intereſſe. Die Schlepppampfer mit 
Anhang hat man auf allen Binnenmwafjerftraßen frei gelaffen, weil fie nur 
ald außerhalb des Schiffskörpers tätige Bewegungsmaſchinen angejehen 
wurden; auf dem Main find fie auch ohne Anhang abgabenfrei. Sclepp- 
dampfer in Häfen find befreit, weil fie ald notwendige Hilfsmittel des 
Hafenbetriebes gelten, infofern fte die örtlichen Schiffsbewegungen im Hafen 
gebiet ermöglichen und hier ähnliche Dienfte leiften, wie fie bei einer Eifen- 
bahn durd das Rangieren bedingt find. 

Die Befreiung der Leichter in Seehäfen hat der Natur der Sache nach 
nur Bedeutung für die vom Naumgehalt oder der Tragfähigkeit zu ent- 
richtenden Abgaben. ihre Berechtigung ergibt fi daraus, daß die gleich- 
zeitige Heranziehung des Seeſchiffes und des Leichters, durch den die Ladung 
des erfteren eingenommen oder gelöfcht werden muß, eine doppolte Belaftung 
der Sciffsgüter zur Folge haben und größere Seefahrzeuge von der Be- 
nusung des Hafens abfchreden würde. Auch diefe Befreiung ift eine 
Durchbrechung des Gebührenprinzips, denn offenbar werden durch diejenigen 
Seeſchiffe, welche fich eines Leichters bedienen müſſen, weil fie niit an den 
Kai fommen können, die Hafengemwäfjer ftärfer beanſprucht als durch andere 
Fahrzeuge. 

In den Tarifen für Lagergelder ift die Lagerung für ganz kurze Friften 
zuweilen von Abgaben befreit. 


0. Raäaumtliche und zeitliche Begrenzung des Gegen- 
fkandes der Nögabenerbebung. 
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Gegenftände oder Subjtrate der Erhebung von Sciffahrtsabgaben find 
Mafferftraßen und Häfen. Es fann im einzelnen zweifelhaft fein und ift 
oft ftreitig geworden, welche Schiffahrtöwege oder zufammenhängende Gruppen 
von Schiffahrtswegen ald Einheiten für die Bemefjung von Befahrungs- 
abgaben gelten follen, und melde Wafjerflähen oder Schiffahrtsanftalten 
am Lande als Einheiten für die Bemefjung von Hafengelvern anzufehen 
find. Die Frage ift von erheblicher praftifer Bedeutung ſowohl für die 
finanziellen Interefjen als auch für diejenigen des Verkehrs. Da die Abgaben 
die Selbftkoften nicht überfteigen dürfen und dieſe nit nur für die einzelnen 
Glieder eines zufammenhängenden Waſſerſtraßenſyſtems, fondern aud für 
einzelne Abjchnitte derfelben Waſſerſtraße ſehr verfchieden find, fo werden 
bei enger Begrenzung des Gegenftandes der Abgabenerhebung die Einheits- 
ſätze der Sciffahrtsabgaben häufiger und auf Türzere Entfernung mwedjeln. 
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Es müßten beifpielsweife innerhalb der märkiſchen Wafjerftraßen befondere 
Tarife gelten für Havel, Spree, Dahme, Dver—Spreefanal, Finowfanal 
und eine ganze Weihe von anderen, teil fünftlihen, teild natürlichen 
MWaflerftraßen. Es wäre ein Zufall, wenn bei diefen Sondertarifen oder 
bei einer größeren Zahl von ihnen übereinftimmende Abgabenſätze aus der 
Selbftfoftenrehnung und der Verteilung des Aufwandes auf die Verkehrs— 
menge ſich ergeben ſollten; wahrſcheinlich iſt es nicht. Für den Verkehr 
wäre diefe Mannigfaltigfeit der Tarife in einem zufammenhängenden Nete 
von Wafferftraßen unerwünfdht. Aber auch die finanzielle Ergiebigfeit der 
Sondertarife für einzelne Wafjerftraßen oder Teile von Wafferftraßen wäre 
geringer wie die eines Einheitstarifes für das Geſamtnetz, weil bei der 
Selbftloftenrehnung für das legtere die Foftjpieligeren und mwohlfeileren, bie 
frequenten und weniger frequenten Streden fi ausgleichen. 

Wer als Subftrate der Abgabenerhebung auf fanalifierten Wafferftraßen 
nur die Schleufen anfieht, müßte folgerichtig auch für jede diefer Schiffahrts- 
anftalten einen befonderen, nad Selbitlojten und Verkehr gebildeten Tarif 
verlangen. 

Tatſächlich ift nicht in diefer MWeife vorgegangen worden, fondern man 
hat die Tarife im allgemeinen für größere, zufammenhängende Verfehrslinien 
einheitlich gebildet. Allerdings bat die gefchichtlihe Entwidlung es mit ſich 
gebracht, daß nicht alle natürlichen Wafferftraßen bisher binfichtlich der 
Bemefjung der Schiffahrtsabgaben als Einheiten behandelt worden find. 
Die Nege unterfteht auf drei verfchievenen Abſchnitten, die zu verfchiedenen 
Zeiten nad) und nad) fanalifiert und reguliert find, drei verſchiedenen Tarifen 
mit abweichenden Cinheitsfägen. Der aus mehreren natürlichen Wafjer- 
jtraßen und einem Kanal beftehende Schiffahrtsweg zwiſchen Oder und 
Weichfel fteht ebenfalls unter drei Tarifen, ebenjo wie zwifchen der fana- 
lifierten oberen Oder und dem unmittelbar anſchließenden Klodnitzkanal feine 

"Tarifeinheit befteht. Dagegen find die märfifhen Wafferftraßen feit der 
Aufhebung der Binnenzöle im Jahre 1816 ſtets als einheitliher und 
zufammenhängender Gegenjtand der Abgabenerhebung behandelt worden; 
gelegentliche Verſuche von beteiligter Seite, behufs Erlangung niedrigerer 
Abgabenfäge auf einzelnen Streden mit befonders geringen Selbſtkoſten 
diefe Einheit zu durchbrechen, haben feinen Erfolg gehabt. 

E3 kann hier dahingeftelt bleiben, inwieweit es möglid und zweck— 
mäßig wäre, einen Teil der jegt noch tarifariich felbftändigen Waſſerſtraßen 
unter einander zu größeren Einheiten hinfichtlich der Bemefjung der Schiffahrts- 
abgaben zu verfchmelzen. Es jpielt hierbei außer wirtſchaftlichen Momenten 
auch die Frage des Tarifſyſtems und Erhebungsverfahrens eine weſentliche 
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Rolle; durch den Übergang zur tonnenkilometrifhen Erhebung oder vielmehr 
dur deren Berallgemeinerung würde eine folche Verſchmelzung weſentlich 
erleichtert werben. 

Jedenfalls ift die Behandlung fämtlicher Binnenmwafferftraßen des 
preußifchen Staates als einheitlihe Grundlage für die Bemefjung ber 
Shiffahrtsabgaben kaum in Ausfiht zu nehmen, folange das fogenannte 
Mafjerftraßenneg in feinem gegenwärtigen jehr fragmentarifhen Zujtande 
verbleibt; auch dur den Rhein — Hannoverfanal wird diefer Zuftand nicht 
weſentlich geändert werben. 

Gegen die einheitlihe und gleichmäßige Tarifierung der Abgaben für 
alle Wafjerftraßen hat fchon der Finanzminifter Miquel fih im preußischen 
Adgeordnetenhaufes am 23. Mai 1894! ausgefproden, obwohl vom finan- 
ziellen Standpunkte aus diefe Art der Bemefjung der Schiffahrtsabgaben 
am vorteilhafteften fein würde. Aber auch der befannte $ 19 des preußifchen 
MWafjerftraßengefeges vom 1. April 1905 feheint eine ſolche Regelung nicht 
im Auge zu haben. Sein Wortlaut 

„Die Abgaben find fo zu bemeffen, daß ihr Ertrag eine angemefjene 
Verzinfung und Tilgung derjenigen Aufwendungen ermöglicht, die der 
Staat zur Verbefjerung oder Vertiefung jedes dieſer Flüffe ge 
madt hat.“ 
deutet eher darauf hin, daß eine nah Flüſſen oder Flußgebieten gefonderte 
Bemeffung der Abgaben auf der reihsverfaffungsmäßigen Grundlage der 
Gelbitloftendedung der Willensmeinung des Gefeßgebers entipriht. Die 
Zufammenfafjung derjenigen Nebenflüfje, deren Fahrwaſſer zu der gleichen 
oder annähernd gleichen Yeiftungsfähigkeit wie das des Hauptftromes aus- 
gebaut ift und infolgevefjen den Übergang der Betriebsmittel des Haupt- 
ſtromes geftattet, mit dem le&teren zu einer mwirtfchaftlichen Einheit im Sinne 
der gemeinfamen und ununterfchtedenen Selbſtkoſtendeckung durd Schiffahrts— 
abgaben rechtfertigt fih dur die Natur der Sahe und durd das erprobte 
Vorbild der märkifhen Wafjerftraßen, in melden die Havel mit der Spree 
und Dahme feit langer Zeit zu einer Wirtfchafte- und Tarifgemeinfchaft 
vereinigt find. 
E3 wäre an ſich denkbar, eine ſolche Gemeinschaft zwifchen Hauptitrom 


I Er fagte damals: 
„Weiter habe ich mehrfach hervorgehoben, daß ich es für unmöglich halte, dieſe 
Gebühren jhablonenmäßig für alle Waflerftraßen, welcher Art fie auch feien, nad 
gleihmäßigen Taren und gleichmäßigen Grundfäßen zu normieren.“ 
Stenographifche Berichte S. 2185. 
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und Nebenflüffen au ohne vollftändige Ausgleihung oder Vermifchung der 
Ausgaben und Einnahmen etwa in der Weife zu errichten, daß man ben- 
jenigen Berfehr, den der Nebenfluß dem Hauptjtrom zuführt, und den auf 
diefen Verkehr entfallenden Anteil an dem Ertrage der Schiffahrtsabgaben 
des Hauptjtromes ermittelt, um dann einen entjprechenden Anteil an den 
Einnahmen des Hauptftromes dem Konto des Nebenflufjes gutzubringen. 
Der durch diefe Gutfchrift nicht gededte Teil der Gelbitkoften des Neben: 
flufjes wäre entweder von dem Nebenflufje durch höhere Bemefjung der 
Sciffahrtsabgaben oder von den beteiligten Staaten, Gemeindeverbänden 
oder Korporationen in anderer Weiſe aufzubringen. Der Gedanle einer 
dergeftalt befchränften Finanzgemeinfhaft ift theoretiich beachtenswert und 
interefjant; aber er wird fi faum ohne fehr arbiträre und millfürliche 
Schäßungen, die wegen ihrer Unficherheit zu großen Meinungsverfchieden- 
heiten Anlaß geben müfjen, verwirklichen laffen. Außerdem ift doch auch 
die Frage aufzumerfen, ob verhältnismäßig geringe Verfchiedenheiten in ber 
Bemeflung der Schiffahrtsabgaben, die durch eine ſolche Verfelbjtändigung 
der Konten des Hauptftromes und der Nebenflüffe etwa fich ergeben fünnten, 
und die an diefe Differenzierung fich etwa knüpfenden lofalen oder regio- 
nalen Intereſſen es wirklich wert find, daß um ihretwillen die an fi 
mwünfchenswerte und naturgemäße Einheitlichfeit der Tarifbildung für ein 
großes, im fich zufammenhängendes und durd die Natur der Dinge auf: 
einander angemwiejenes Verkehrsgebiet zerftört wird. 

Im Gegenfa zu den Waflerftraßen, wo es bei der örtlichen Ab- 
grenzung des Gegenftandes der Abgabenerhebung auf die fürzere oder weitere 
Bemeffung von Stredeneinheiten und die Verbindung von Linien zu einem 
Verkehrsnetze anfommt, handelt es fih bei den Häfen um die Zuſammen— 
fafjung von örtli nahe bei einander liegenden Schiffahrtsanftalten, ins- 
befondere von fünftlich hergeftellten oder verbejjerten Sciffsliegepläßen, 
Kais, Kranen, Kippern und fonftigen Vorrichtungen zum Löfchen und Laden, 
Gleisanlagen und Lagerflähen zu einer mirtfcaftlihen Einheit im Sinne 
der kollektiven Selbſtkoſtendeckung durch Schiffahrtsabgaben. In der Praris 
ift diefe Zufammenfaffung tatfächli derart durchgeführt, daß die Selbit- 
foftengrenze nur für die Gefamtheit der Aufwendungen und Erträgnifje des 
Hafens ald maßgebend angefehen wird. Es können alſo beifpielaweife die 
Überſchüſſe aus dem NKranbetriebe zur Ausgleihung einer Unterbilanz bei 
dem Betriebe von Hafengleifen und die Überfhüfle aus dem Lagergelde zur 
Beftreitung der andermeit nicht gededten Koften für die zum Hafen ge- 
hörenden Leuchtfeuer dienen. Den Konten der einzelnen Hafenanftalten 
wird eine felbftändige Bedeutung für die Feſtſtellung der Selbitfojtengrenze 
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nicht zuerkannt; es findet vielmehr eine mwechjeljeitige Ausgleihung zwifchen 
Mehr: und Mindererträgen jtatt, und die räumliche Begrenzung des Gegen- 
ftandes der Abgabenerhebung umfaßt das gejamte Hafengebiet. 

Dabei wird feineswegsd immer zwifchen den im einzelnen Falle benugtn 
und nicht benugten Hafenanftalten bei der Gebührenerhebung unterjchieven. 
Die Abgaben find zumeilen verfchieden bemeffen, je nahdem ein Schiff an 
den Kai geht oder nicht, während fie in anderen Fällen den Charakter eines 
paufchalen Entgeltes für Liegeflähe und Kaibenugung haben. Niemals ift 
ein Unterfchied gemacht zwifchen Schiffen, die bei Tage und bei Nacht ein- 
und auslaufen, obmohl im erjteren Falle die LYeuchtfeuer nicht benußt werden. 
Auch hierin tritt der paufchele Charakter der zwijchen Leiftung und Gegen- 
leiftung beftehenden Beziehung in die Erfcheinung; der Hafen als Gejamt- 
anftalt bildet die Grundlage für die Erhebung und Bemefjung der Abgaben. 


$ 8. Das zeitlihe Moment. 


Ebenfo wie die räumliche Abgrenzung in der Weife vorgenommen 
werden muß, daß eine gewiſſe Gleichmäßigfeit der Tarifbildung für größere 
Verkehrsgebiete und Schiffahrtsanftalten erzielt wird, fo muß auch den zeitlichen 
Schwankungen in der Bemefjung von Sciffahrtsabgaben vorgebeugt werben 
dur eine ſolche Geftaltung der Finanzwirtfchaft, welche die möglichſt lang- 
dauernde Beibehaltung unveränderter Abgabenfäge für Waflerftraßen und 
Häfen ermögliht. Die Sätze müfjen deshalb fo feitgeftellt werden, daß fie 
den Bedürfniffen nicht nur des Augenblid3 oder einer furzen Benutzungs— 
periode, jondern der gefamten Zufunftsentwidlung, foweit fie im Beitpunfte 
der Tarifaufftellung abfehbar und mit hinreichender Wahrfcheinlichkeit ein- 
zuſchätzen ift, finanziell Rechnung tragen. In diefer Weife ift übrigens tat- 
fählich bisher ſchon verfahren worden, und zwar nicht nur von ftaatlichen, 
fondern auch von Gemeindeverwaltungen. Das dabei entjtehende Riſiko der 
vorübergehenden Erhebung von Abgaben über den unmittelbaren Bedarf 
hinaus fällt praftifh nicht ins Gewicht, fofern die angefammelten Mittel 
ihrem Zwecke, zur Förderung der Schiffahrtsintereffen zu dienen, erhalten 
und jchlieglic zugeführt werden. Solche Überfhüffe werden, wenn Anleihen 
aus früheren Bauten noch zu verzinfen find, zur verftärften Tilgung ver- 
wendet, anderenfalld als Rejervefonds für fünftige Neubauten aufbewahrt 
und unter Umftänden auf fpätere Anleihen verrechnet. In diefer Weije 
ift namentlih bei der Ruhrſchiffahrtsverwaltung, welche befanntlih eine 
Drganifation mit in fih abgefchlofjener Finanzwirtfchaft darftellt, ſeit jeher 
verfahren worden. Man hat von Zeit zu Zeit die erforderlihen Bau- 
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fapitalien durch Anleihen beſchafft! und diefe allmählich aus Einnahmeüber- 
ihüffen getilgt, weitere Reineinnahmen zu Verbefjerungen und Ermeiterungen 
verwendet und für große Neubauten, die fih aus laufenden Überfchüffen 
nicht allmählich berftellen liegen, Baufapitalien angejammelt. Ein folder 
Refervefonds war, ala im Jahre 1902 die erjte Anleihe für die im Bau 
befindliche großartige Erweiterung der Hafenanlagen bemilligt wurde, in 
Höhe von etwa 4 Millionen Mark vorhanden. Diefe Art von Finanz— 
wirtfchaft ijt befonders für einen Hafen, im Gegenſatz zu einer Wafler- 
ftraße, deshalb gegeben, weil bei dem erjteren das Berbefjerungs- oder 
Neubaubedürfnis mehr ftoßmweife und zeitlih zufammengedrängt hervortritt 
wie bei der legteren. Man kann eine natürlihe Waſſerſtraße eher durch 
allmähliche, langſam fortfchreitende Verbefjerungen zu einem höheren Grade 
von Leiftungsfähigfeit bringen, wie einen Hafen; fchon deshalb, weil die 
Erweiterung des leßteren große einmalige Grunderwerbsfoften zu erfordern 
pflegt. Auch bei Gemeindehäfen finden fi übrigens ähnliche Verhältnifje 
binfichtlih der Finanzgebarung und der auf ihr beruhenden Bemefjung der 
Schiffahrtsabgaben. 

Von abgabepflichtigen Waſſerſtraßen in Deutſchland ſind die Ruhr — 
bis zur Mitte des vorigen Jahrhunderts einer der ſtärkſt befahrenen Flüſſe 
— und die Außenweſer hinſichtlich des zeitlichen Ausgleiches bei der Be— 
meſſung der Schiffahrtsabgaben nach den hier entwickelten Grundſätzen 
behandelt worden. Die Ruhr iſt ſeit 1867 abgabefrei und jetzt ohne 
Verkehr; dagegen iſt der Fall der Außenweſer noch heute von großer prak— 
tiſcher Bedeutung. Es werden dort die als „Feuer- und Bakengeld“ be— 
zeichneten Schiffahrtsabgaben für gemeinſame Rechnung der drei Uferſtaaten 
Bremen, Oldenburg und Preußen erhoben und zur Unterhaltung und Aus— 
geftaltung der Seezeihen, ſowie ferner zur Verbeſſerung des Fahrwaſſers 
verwendet. Die Einnahmen überjteigen bei weitem die laufenden Ausgaben, 
im Jahre 1905 um etwa 900000 Mk.. Die Überfchüffe werden auch 
hier zu Neubauten verwendet; die Abgaben find alfo augenblidlih höher 
als fie zu fein brauchten, wenn alle Neubauten und Berbefferungen aus 
Anleihen hergejtellt und nur die Zinſen nebſt Tilgungsbeiträgen bei der 
Bemefjung der Abgaben zugrunde gelegt würden. Der Reſervefonds der 
Sinanzgemeinfchaft hatte am 31. Dezember 1905 einen Vermögensbejtand 
von 650000 Mt. | 

Diefe zeitlihe Ausgleihung in der Selbjtkoften- und Einnahmerechnung, 

1 In den legten 100 Jahren ift dies viermal, 1819, 1848, 1902 und 1904 
geihehen. 
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bei der es vorübergedend vorlommen fann, daß die Gegenwart im Intereſſe 
der Zufunft mit höheren Abgaben belaftet wird, als fie bei ftändiger An- 
pafjung an die wachſenden Bebürfnifje kurzer Perioden erforderlich wären, 
ift wirtfchaftlich richtig und praftifch bemährt. Sie ift übrigens auch mit 
der Vorfchrift in Art. 54 der Neichöverfaflung, wonach der Ertrag der 
Abgaben „die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Herjtelung der Anftalten 
und Anlagen erforderlihen Kojten nicht überfteigen darf“, und mit den 
früheren, inhaltlih gleichbedeutenden Vorfchriften der Zollvereinsverträge 
für vereinbar erachtet, jedenfall niemals aus ftaatsrechtlihen Gründen 
beanjtandet worden. 

Eine ganz ähnliche Einrichtung befteht auf völferrechtlicher Grundlage 
in Geftalt der internationalen Schiffahrtötommiffion für die Donaumündungen 
und der durch diefe Kommifjion erhobenen Befahrungsabgaben. Nah dem 
legten Finanzberiht der Kommifjion vom 31. Oftober 1906 betrug die 
Einnahme des damals abgelaufenen Necdhnungsjahres 2 039 722 Fr., darunter 
40754 Fr. Binfen, während die Ausgaben fih auf 1993543 Fr. be 
liefen und ein VBermögensbeftand von 1401220 Fyr. vorhanden war. Aus 
dem Vorhandenfein eines fo bedeutenden Kapitales, welches nur durch An- 
fammlung von Einnahmeüberfchüffen vergangener Jahre entjtanden fein 
fann, fcheint bervorzugehen, daß auch hier im Intereſſe einer gleihmäßigen 
Finanzwirtfhaft und Tarifpolitif eine Vorauserhebung, eine zeitweife Be 
laftung der Vergangenheit zugunften der Gegenwart oder Zukunft, ftatt: 
gefunden bat. Der Grundfag der Selbftfoftendedung war in Art. 16 
des’ Barifer Friedens einfah mit den Worten „pour couvrir les frais“ 
ausgedrüdt. 

Die praftifhen Nachteile, welche von örtlihen und zeitlichen Ber: 
jchiedenheiten in der Geftaltung der Sciffahrtsabgaben für die Verkehrs 
interefien zu befürchten find, haben überall zu dem Beftreben nad) möglichfter 
Ausgleihung und Einheitlichfeit geführt. 


D. Die Söchſtgrenze für die Bemeſſung der Hhiffabrts: 
abgaben. 
59. Das Anlagekapital. 
a) Die urſprünglich aufgewendeten Herſtellungskoſten. 
Bei der Bemeſſung der Schiffahrtsabgaben für die einzelnen Waſſer— 
jtraßen und Häfen handelt es fih zunädft um die Ermittelung der ver- 
faffungsmäßigen Höchſtgrenze, des Betrages der Selbitfoften!. Zu diefem 





I Diefe Ausführungen lehnen fih im allgemeinen an diejenigen an, melde 
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Zwede ift vor allem die Feititellung derjenigen Kapitalien erforderlich, die 
zur Berbefjerung natürlicher Wafferftraßen und Häfen ſowie zur Herftellung 
fünftliher Wafjerftraßen und Häfen bisher verwendet worden find. 

Diefe Feitftelung ift bei den in neuerer Zeit ausgebauten Waſſerſtraßen, 
wie bei dem Dortmund—Emslanal, dem Ffanalifierten Untermain, der 
fanalifierten Oder und der fanalifierten Fulda und bei neu bergeitellten 
fünftlihen Häfen wie Saßnitz oder Hela, auf Grund der vorhandenen Ab- 
rechnungen ohne weiteres möglich. Unſicher und zweifelhaft find aber die 
Ermittelungen bei denjenigen Wafjerftraßen und Häfen, deren erjte Anlage 
oder Verbefjerung viele Jahrzehnte zurüdliegt, deren urfprüngliche Anlage- 
foften nicht mehr befannt find, und deren Zuftand fi) im Laufe der Zeit 
durch zahlreihe Erfagbauten ftarf verändert hat. Zu diefer Gruppe gehören 
vor allem die märkiſchen Wafjerftraßen, deren künftliher Ausbau fchon unter 
den brandenburgifchen Kurfürften vor Jahrhunderten begonnen hat, ferner 
die Saale und einige Binnenſchiffahrtswege in den öftlihen Landesteilen. 
Hier fehlt es vielfah an zuverläffigen Nachrichten über die urfprünglichen 
Baufoften, und es muß daher zur Schätzung gegriffen werden, die dann 
aber nicht auf die jeßigen Herftellungsfoften, jondern auf die zur Zeit der 
Erbauung notwendig gemejenen zu richten if. Aber auch eine folde 
Schätzung ift in Ermangelung der erforderlichen Anhaltspunkte nicht immer 
möglid. 

Es ift oft bei Erörterungen über diefen Gegenftand der Gedanke aus- 
gejprochen worden, es ſei nicht fachgemäß und billig, das Anlagefapital der 
Vergangenheit bis in die fernfte Vergangenheit hinein bei einer Selbitfoften- 
berechnung zu berüdfichtigen; man folle fih vielmehr auf die Anrechnung 
der von einem gewiſſen Zeitpunfte an erwachſenen Baufoften befchränfen. 
Als ſolche Zeitgrenzen find insbefondere die den Beginn der neuen poli— 
tifchen und wirtſchaftlichen Ara und gleichzeitig das Ende der alten Fluß- 
zölle bezeichnenden Jahre 1866 oder 1870, das Jahr 1860 und der Beginn 
des Eifenbahnzeitalter8 in den dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts 
vorgefchlagen worden. Dieſe Vorſchläge haben aber ſämtlich das Bedenken 
gegen ſich, daß fie zu mehr oder weniger willfürlihen Ergebnifjen führen, 
welche fi) von dem Boden der Wirklichkeit entfernen. Eine fachliche Recht— 
fertigung dafür, daß alle vor dem gewählten Stihjahre ausgeführten 
Sciffahrtsverbefjerungen außer Anſatz bleiben follen, würde ſich faum finden 





der Verfafler in dem Auffage „Die finanzielle Entwidlung der preußiichen Binnen» 
waflerftraßen“ im Archiv für Eiſenbahnweſen 1902 ©. 749 ff. gemacht hat. Sie 
haben jedoch erhebliche Ermeiterungen und einige Änderungen erfahren. 
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lafjen. Diefe Art der Berechnung oder vielmehr diefe Nichtanrechnung 
. müßte beifpielöweife bei der Wahl des Stichjahres 1870 für die damals 
ſeit 2 Jahren vollendete Saarkanalifierung und bei Annahme des Stid: 
jahres 1860 für den im Jahre vorher vollendeten Berlin— Spandauer 
Schiffahrtsfanals ftattfinden. Für die Tarifbildung auf den Binnenwajjer- 
ftraßen, die in Preußen fein einheitliches Net bilden und auch hinfichtlid 
der Sciffahrtsabgaben nicht als foldhes behandelt werden, würden ſich aus 
einer jo willkürlichen Kapitalberechnung feltfame Ungleihheiten ergeben, die 
von den Benutzern der nah dem Stichjahre erbauten Schiffahrtswege ohne 
Zweifel nahdrüdlihd befämpft werden würden. Wenn jet oder in den 
nächſten Jahren die Erhebung von Rheinfchiffahrtsabgaben für gemeinjame 
Rechnung der beteiligten Staaten unter Verzigtleiftung auf die Baufojten 
früherer Stromverbefjerungen zuftande kommen follte, würde es ficherlid 
nicht als ſachgemäß und billig angefehen werden, daß der ſchon verausgabte 
Teil der Baufoften für die im Jahre 1906 begonnene Stromregulierung 
zwifhen Mannheim und Straßburg bei der Selbitloftenrehnung geftrichen 
werden follte, weil zufällig die Begründung der Finanzgemeinſchaft und 
der Beginn der Abgabenerhebung mitten in die Bauausführung fällt. 

Übrigens müfjen auch fommunale Schiffahrtsanftalten bei ihrer Finanz- 
gebarung mit der Gefamtjumme des tatjächlich aufgemendeten Anlagefapitald 
rechnen; fie fünnen fi) nit mit der formalen Grenze eines Stichjahres 
begnügen. In derfelben Lage befinden fi die Eifenbahnverwaltungen. Es 
würde daher die Möglichkeit der Vergleihung mit ftaatlihen Wafjerftraßen 
und Häfen verloren gehen, wenn bei diefen allgemein mit beftimmten 
Beitgrenzen für die Berüdfichtigung der Anlagefapitalien gerechnet werben follte. 

Dagegen findet das Streben nad Ermittelung diefer Kapitalien feine 
naturgemäße Schranke in der tatfähhlihen Unmöglichkeit, die finanziellen 
Schickſale der preußifchen Wafjerftraßen und Häfen über einen gewiſſen 
Abſchnitt der Vergangenheit hinaus zu verfolgen, und diefer Abfchnitt ift 
allerdings für faft alle Schiffahrtsanlagen derfelbe. Er ergibt fih aus den 
tiefeingreifenden Veränderungen des Wiener Friedens von 1815, der Preußen 
erſt die Herrfchaft über einen großen Teil feiner Waſſerſtraßen gegeben hat. 
Aufzeihnungen, welche für den Zwed der Kapitalfeftftellungen brauchbar 
wären, find aus früherer Zeit nur ausnahmsmeife vorhanden. In den 
vorangegangenen langjährigen Kriegszeiten war wenig oder nichts für die 
Schiffahrt geichehen ; die früheren Anlagen waren zum großen Teil verfallen, 
fodaß von vorn angefangen werden mußte. In meiten Gebieten war die 
gefamte jtaatlihe Entwidlung durch wechfelnde politifche Ereigniffe, zum 
Teil dur eine längere Fremdherrfchaft, unterbrochen. 
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Snfolgedefjen find nur für wenige Wafferftraßen Baufapitalien aus 
der Zeit vor 1815 feftzuftellen, und es handelt fih dabei um Summen - 
von verhältnismäßig geringfügiger Bedeutung gegenüber dem heute zu Buche 
ftehenden Gefamtaufwande. Sie find deshalb und auch im Intereſſe der 
Gleihmäßigfeit gegenüber anderen Schiffahrtsanftalten, für welche aus mehr 
oder wenigen zufälligen Gründen die älteren Baufoften unbekannt geblieben 
find, in den nachſtehenden Überfihten fortgelaffen. Die demgemäß nicht 
eingejtellten Summen betragen für den Spoylfanal 216 000 ME., für die — 
heute faft verfehrälofe — Unjtrut 1269 000 ME., für die Saale 317250 ME. 
und für die märfifchen Wafferftraßen 5 953 263 ME. 

Die Aufwendungen für die Verbefjerung natürlicher Waflerftraßen find 
volftändig in Rechnung geftellt, ohne Unterfcheidung der technifchen Methoden, 
nad) welchen der Ausbau diefer Wafjerftraßen jtattgefunden hat, insbefondere 
ohne Unterfcheidung von Regulierungs- und Kanalifierungsfoften bei Flüffen. 
Bei urjprünglich regulierten und fpäter fanalifierten Flüffen, wie Main und 
Ems, ift deshalb das ganze wirkliche Baufapital! berüdfichtigt. 

Ale Aufwendungen für Brüden über von Natur fchiffbare Gemwäfler 
find außer Anfat geblieben, und zwar aud diejenigen Koften, welche ver 
Staat bei der DVerbefjerung vorhandener Waflerftraßen aufmwenden mußte, 
um eigene ober anderen gehörige Brüden dem fteigenden Schiffahrtsbedürfnis 
entiprechend umzubauen. Das ergibt fih aus der Erwägung, daß die 
Brüden lediglich dem Wege- und Eifenbahnverfehr dienen, während fie der 
Schiffahrt nicht nützlich, fondern Hinderlich find oder hinderlich fein können. 
Dagegen liegen bei Kanälen und ſchiffbar gemachten Flüſſen die Verhältnifje 
im allgemeinen umgelehrt, weil hier der Bau der Wafjerftraße überhaupt 
erſt die Heritellung der Brücden notwendig gemacht oder doch die Brüden- 
baulaft weſentlich gefteigert hat. Demgemäß find bei den Wafjerftraßen 
der letzteren Gruppe die Brüdenbaufoften nicht abgezogen. 

Außer den dem öffentlichen Verkehr unmittelbar dienenden Anlagen 
find aud die Baugeräte, namentlih Bagger und Dienftfahrzeuge, ferner 
Dienftwohnungen und fonftige Zubehörungen der Wafjerftraßen bei der 
Kapitalfeſtſtellung zu berüdfichtigen. 


b) Frühere Kapitaltilgungen. 
Die rehnungsmäßig oder durch Schätzung ermittelten Anlagefapitalien 
lönnen als getilgt nur infomeit angefehen werden und demgemäß bei einer für 
ı In dem Baufapitel der Waflerftraße de3 Dortmund —Emskanals, die zu 


einem großen Teile in der fanalifierten Ems befteht, ift der frühere Aufwand für 
die letztere miteingeredhnet. 
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die Gegenwart aufgemadten Selbitkoftenrechnung unberüdfichtigt bleiben, als 
der Nachweis dafür zu erbringen ift, daß in vergangenen Jahren Einnahme: 
überſchüſſe erzielt worden find, welche nad) Dedung der Fehlbeträge anderer 
Jahre noch entiprechende Vermögenswerte ergeben. Wo es an folchen 
Einnahmeüberfhüfien gefehlt bat, mußte auch bei Erfagbauten für ältere 
Anlagen, welche abgängig geworden find oder aus fonjtigen Gründen nicht 
beibehalten werden fonnten, der Wert des Neubaues ohne Abjegung ber 
Koften des befeitigten Bauwerks dem Anlagefapital Hinzugefchlagen werden. 
In der Buchführung privater Unternehmungen würde die allmählide oder 
plöglide Entwertung folder Anlagen durch entſprechende Abſchreibungen 
berüdfichtigt werben; diefe Abjchreibungen würden aber, wenn fie nicht aus 
Jahresverdienſten gevedt werden können, Vermögensverlufte bedeuten. Bei 
ftaatlihen Verkehrsanlagen ericheint es jedoch richtiger, die finanzielle Ent— 
widlung dur Vergrößerung des zu verzinfenden Anlagefapitald und nicht 
durh die Erflärung des Verluſtes der früheren Baufoften auszudrüden. 
Die Analogie der Buchführung in Privatunternehmungen läßt ſich in dieſer 
Hinfiht nicht vollſtändig anmenden, was ſchon aus der Erwägung fid 
ergibt, daß Privatunternehmer nur den eine landesüblihe Berzinfung ab- 
werfenden Teil ihres Anlagefapitald auf die Dauer ald noch vorhanden, 
den Reit als verloren anjehen und ihre Buchführung danach einrichten 
würden. Bei den Staatswaſſerſtraßen fommt es aber ebenfo wie bei den 
Staatseifenbahnen — wenn man den Maßftab finanzieller Betradhtung an 
beide anlegt — gerade darauf an, das Verhältnis der tatſächlich inveftierten 
Kapitalien zu den aus der Verkehrsanftalt erzielten Einnahmen und Über— 
ſchüſſen feſtzuſtellen. 

Man hat zuweilen von einer „wirtſchaftlichen Tilgung“ des Anlage— 
kapitals der Waſſerſtraßen und Häfen in dem Sinne geſprochen, daß mit 
Rückſicht auf die Vorteile, welche dieſe Verkehrsanſtalten der Landeswohlfahrt 
im ganzen gebradht hätten, die Anrechnung der vollen Herftellungsfoften 
nicht mehr gerechtfertigt fei. Iindeflen wird man im Zufammenhange einer 
Darftellung des finanziellen Standes der Waflerftraßen und Häfen fi einen 
ſolchen Gedanfengang nicht aneignen können. Denn der Begriff der Tilgung 
ift feinem Weſen nad fein mirtfchaftlicher, fondern ein finanzieller, und 
nur in dem leßteren Sinne ijt er in den neueren Gefegen, welche fih mit 
der Finanzierung des Baues von Binnenmwaflerjtraßen befaffen, inäbejondere 
in dem preußifchen Gefeg über den Bau des Rhein—Hannoverfanal vom 
1. April 1905, angewendet worden. Wenn e3 richtig oder gar geboten 
wäre, mit einer fogenannten wirtfhaftlihen Tilgung zu rechnen, fo müßte 
dies nicht nur bei allen Waſſerſtraßen und Häfen, einfchließlic der fommu- 
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nalen, fondern auch bei allen fonftigen Verfehrsanlagen, namentlich bei den 
Eifenbahnen und Kleinbahnen gefchehen, da diefe ohne Zweifel ebenfalls, 
ganz abgejehen von der Frage ihrer finanziellen Einträglichkeit, der Landes— 
mwohlfahrt in hohem Make gedient haben und noch dienen. Bei zahlreichen 
Scienenwegen — e3 mag hier nur an die aus den Mitteln öffentlicher 
Verbände finanzierten Kleinbahnen erinnert werden — tritt ſogar die finan- 
zielle Seite hinter der wirtfchaftlichen ftarf zurüd. Cine buchmäßige Ver— 
ringerung des Anlagefapital3 unter Aufrehnung mwirtfhaftlicher Vorteile ift 
hier durch die Verhältnifje völlig ausgefchloffen, und es liegt anderſeits 
fein hinreichender Grund dafür vor, zwiſchen Waſſerſtraßen, Schienenwegen 
und fonftigen Berfehrsanlagen hier einen grundfäglichen Unterfchied zu 
maden. Der Umijtand, daß der Staat auf den Wafferftraßen den Trans: 
portbetrieb nicht ausübt, fondern ihn grundfäglid — abgefehen von dem 
Schleppzug auf einigen Schiffahrtsmegen — den Privaten überläßt, kann 
eine derartig differentielle Behandlung nicht rechtfertigen. 

Aber ſelbſt wenn man auf den Gedanken der wirtihaftlihen Tilgung 
eingehen wollte, jo würde doch feine praftifhe Durchführung auf faum zu 
überwindende Schwierigkeiten ftoßen. Denn e3 würde fi alsbald bie 
frage erheben, welche Annahmen bezüglich der jährlichen Tilgungsraten und 
der daraus ſich ergebenden Tilgungsfriften gelten follen? Die Beantwortung 
diefer Frage nötigt zur Willfür, und von irgend melchen Berechnungen 
fönnte hier überhaupt nicht mehr gejprocdhen werden. 

Fehlbeträge aus denjenigen Jahren, welche Feine oder eine geringere 
als die landesübliche Verzinfung des Anlagefapital® gebradt haben, find 
den Anlagefapitalien bei den Berechnungen, deren Ergebnifje weiter unten 
mitgeteilt werden, nicht binzugefchlagen, obwohl aus dem preußifchen Waffer- 
ftraßengefeg vom 1. April 1905 eine gewiſſe Berechtigung hierzu abgeleitet 
werden fünnte, weil hiernah die Sciffahrtsabgaben auch zur Verzinfung 
derjenigen Zubußen dienen follen, welche vom Staate und den bürgſchafts— 
pflihtigen Verbänden zur Dedung von Fehlbeträgen des Kanalhaushalts 
etwa geleiftet jein follten. 

Einer befonderen Erörterung bedarf noch die Frage, inwieweit bei der 
Feitftelung des Anlagefapitals der Staatswaſſerſtraßen bis 1816 rüdmwärts 
die Einnahmen mit zu berüdfichtigen find, melde ein Teil diejer Wafjer- 
ftraßen in Geftalt von Zöllen dem Staate früher gebracht hat. Im Falle 
ihrer Berüdfichtigung würde das finanzielle Bild ſich fehr ſtark verändern, 
da die Zölle auf den beiden größten Binnenmwafferftraßen Deutjchlande, dem 
Rhein und der Elbe, dem preußifchen Staate lange Zeit bedeutende Rein— 
einahmen brachten, deren Gejamtbetrag dem heutigen Baufapitale gemifjer- 
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maßen als ein Guthaben der Stromkonten gegenüberftehen würde und auf 
Tilgung zu verrechnen wäre, 

Es ift verfucht worden, den Stand der Einnahmen und Ausgaben für 
Rhein und Elbe unter Mitberüdfichtigung der Zollerträge für den 1. Januar 
1867 und den 1. Juli 1870, die Zeitpunkte der Befeitigung des Rhein: 
und Elbzolles, feftzuftelen. Dieſe Feitftellung ift nicht ganz leicht, weil 
die Rechnungen aus der langen feit 1816 verftrihenen Zeit nicht mehr 
vollftändig aufzufinden find. Es find Lüden von einigen Jahren bei den 
Einnahmen vorhanden, die dur Einftellung des Durchſchnitts aus einer 
Reihe von nächjtvorhergehenden und nädhjftfolgenden Jahren ergänzt worden 
find. Aus diefen und einigen anderen Gründen find die Ergebniffe nicht 
von unbedingter Zuverläffigfeit und Genauigkeit; aber fie gewähren dod 
einen im ganzen zutreffenden Überblick über den damaligen Stand der 
finanziellen Entwidlung. 

Hiernad waren für den Rhein am 1. Januar 1867 ausgegeben 

a) an Regulierungskoften 

1. im damaligen Bezirk der um 

bauvermaltung . i 12 174 322 Mt. 

2. im Regierungsbezirf Wiesbaden er 700 000 „ 

b) an Unterhaltungsfoften 

1. Rheinftrombauverwaltung » . . . 10429049 , 

2. Regierungsbezirt Wiesbaden . . „ 1891181 „| 
Zufammen 25184552 ME. 
oder rund 25200000 „ 

Diefen Ausgaben ftanden gegenüber an Einnahmen aus den Rheinzöllen 


in Preußen . 2 2 2 2 202...58224403 Mt. 
in Naflau . . . . 7629600 „ 
und an fonftigen Nitzungen, ſoweit 

noch zu ermitteln, etwa . . . . 200 000 „ 


Zufammen rund 66 000 000 Mt. 

alfo damalige Reineinnahme aus Zöllen 40 800 000 
Seitdem find für den preußifchen Rhein etwa 40,1 Millionen Mark 
Neubaufapitalien aufgewendet. Wil man die Rechnung bis zur Gegenwart 
weiterführen, fo müßten außer den Neubaufoften auch die feit 1867 ent- 
ftandenen Ausgaben für die jährliche Unterhaltung berüdfichtigt werden. 
Diefe Ausgaben betragen jest etwa 1,4 Millionen Marf und werben fid 
für Die legten 40 Jahre im ganzen faum auf weniger als 30 Millionen 

Mark belaufen. 


ı In diefer Summe find auch Neubaufoften einbegriffen. 
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Für die Elbe waren am 1. Juli 1870 ausgegeben oder auf Grund 
Verpflichtung noch zu zahlen 
. für Requlierung . . - . .. 11267500 Mt. 
A für Ablöjfung von Eibzofirenten. . ....583213000 „ 
3. für Abfindung an Medlenburg und Anhalt! 4670600 „ 
4. Unterhaltungsaufmand . : 2 2.2....88397800 , 
Zufammen 27548900 Mt. 
Dagegen hatte Preußen mit Hannover und Zauen- 
burg an Zöllen und fonftigen —— erhalten 60 214 000 „ 
fodaß ein Überfhuß von . . . 202 0..82665100 
vorhanden war. Seitdem find für die Elbe rund 30000000 Neubau: 
foften verwendet worden, außerdem fommt der jett etwa 1,9 Millionen 
betragende und für die ganze Zeit feit 1870 auf 30 bis 40 Millionen zu 
ihägende Unterhaltungsaufwand in Betradt. 
Für die Wefer war der Stand der Einnahmen und Ausgaben bei 
Aufhebung der Zölle im Jahre 1856 folgender: 


Einnahme Ausgabe 
Hannover. » 2. 2. 0..2687941 ME. 1050 103 ME, 
Kuchefien -» » . ... 212930 , 475800 _, 
Preußen (Weitfalen) . . 871008 „ 1270335 „ 


Es war alfo bei einer Gejamtausgabe von 2796 238 Mi. eine Gefamt- 
einnahme von 3771879 ME, und ein Überfhuß von 975641 Mi. vor- 
handen; ein Überfchuß, der bei dem heutigen Baufapital von 9,3 Millionen 
und einem Unterhaltungsaufwande von 570000 ME. feine Rolle fpielt. 
Die AZuläffigkeit einer folden Anrehnung früherer Überſchüſſe aus 
Flußzöllen ift indefjen aus verfchiedenen Gründen zweifelhaft. Diefe Zölle 
waren mit den Schiffahrtsabgaben, wie fie heute auf zahlreichen Wafjer- 
itraßen erhoben werden und auf den noch abgabefreien Strömen nad $ 19 
des preußifchen Geſetzes vom 1. April 1905 wieder eingeführt werden 
follen, nit nur ſtaatsrechtlich, ſondern auch wirtſchaftlich infommenfurabel. 
Sie belafteten in Preußen nur einen fleinen Teil des Verkehrs, weil fie in 
der Hauptfahe Durdgangszölle waren. Solde Durdgangszölle wurden 
nicht nur auf dem Rhein und der Elbe, ſondern auch auf anderen Waſſer— 
I Die Abfindungsfummen wurden allerdings nicht von Preußen, ſondern vom 
Norddeutihen Bunde gezahlt, in weldem Preußen aber doch den Hauptanteil zu 
tragen hatte, Es find die im Gejeg vom 11. Juni 1870 genannten Beträge nebft 


aufgelaufenen Binien. 
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Zand- und Schienenftraßen erhoben. Der PVerfuh ihrer nachträglichen 
Miedergutbringung im Konto der beteiligten VBerfehrsanftalten würde zu 
fingierten Berechnungen führen, die großenteild auf millfürlihen Annahmen 
aufgebaut werden müßten und ein einmwandfreies, praftifh brauchbares 
Ergebnis kaum zeitigen könnten. Aud die obigen Zahlengruppen beruhen 
vielfah auf Annahmen, über deren Berechtigung verſchiedene Meinungen 
beftehen fünnen, beifpieläweife hinfichtlih der Frage, ob die Einnahmen 
und Ausgaben der im Jahre 1866 einverleibten Staaten ohne weiteres 
mit zu berüdfichtigen find. In jenen Zahlen ift es tatfächlich gefchehen, 
foweit das Vorhandenfein älterer Rechnungen oder fonftiger Nachrichten es 
geftattete. 


c) Beiträge Dritter zur Herftellung oder Berbefferung 
von Wafferftraßen und Häfen. 


Die von anderer Seite ohne Anfpruh auf Verzinfung oder Nüder- 
ftattung gegebenen Beiträge zu den Baulojten von Wafferftraßen und Häfen 
find in die Berechnung der Anlagelapitalien nicht aufgenommen. 

Derartige Beiträge find beifpielsweife von der Stadt Berlin für die 
Spreeregulierung, von der Stadt Cafjel für die Kanalifierung der Fulda, 
von Provinzen, Kreifen, Gemeinden und fonftigen Beteiligten für den Bau 
des Dortmund—Emsfanals, für die Kanalifierung der oberen Oder und 
der oberen Nege in Geftalt von Grunderwerbungen, Bauleiftungen und 
Geldzufchüflen übernommen worden; das für die Staatsfafje zu Buch ftehende 
Anlagefapital vermindert fih hierdurch um teilweife recht erhebliche Beträge". 
Die Nitberüdfichtigung diefer Beträge ergibt fi aus dem Zwecke ver 
nachfolgenden Berechnungen, welde zunächſt lediglich die Bedeutung der 
abgabepflichtigen Waflerftraßen für die Staatöfinanzen veranfhaulichen follen. 

Die Beteiligung von Gemeinden bei dem Bau von Staatshäfen fommt 
weniger häufig vor; ein bemerfenswertes Beifpiel hierfür ift die Übernahme 
eines Zuſchuſſes von 3,8 Millionen Mark durch die Stadt Emden für die 
Erweiterung der dortigen Hafenanlagen. 

Neben diefen Geldleiftungen von Gemeinden und fonft Beteiligten find 
aber aud die in Geld nicht feitjtellbaren Naturalleiftungen der Uferanlieger 
für den Ausbau der natürlihen Wafjerftraßen von fehr großer Bedeutung 





ı E83 find in dieſer Weife beigefteuert worden zum Bau bed Dortmund— Ems: 
Kanals 4854967 ME., zur Kanalifierung der oberen Dder 1617000 Mk., zum 
Ausbau der oberen Nete 237 250 ME., zur Fuldafanalifierung 730 000 ME., zur 
Spreeregulierung bei Berlin (Begründung zum Gefet vom 6. Juni 1888) 3.200 00 Mt. 
und die Übernahme des Umbaues von Brüden durch die Stadt Berlin. 
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gewejen. Die Gefehgebung des 18. Yahrhunderts hatte die Anlieger der 
Ströme — in ähnlicher Weife wie die Wegeanlieger zur Wegebaulaft — 
zu Waſſerbauten nad Art von Fronden herangezogen. Sie wurden nit 
nur zur Dedung ihrer Ufer, jondern auch zur Erbauung von Buhnen und 
anderen Stromregulierungswerfen in großem Umfange angehalten. Diefe 
Werke dienten zwar dem Uferfchuge, aber fie waren in der Regel oder doch 
in jehr zahlreihen Fällen gleichzeitig Mittel zum Zwecke des Ausbaues der 
Schiffahrtsrinne im Strome. Tatſächlich laſſen dieſe beiden Zwede ſich 
meist nicht in der Bauausführung trennen. Die erjte Bedingung für den 
Ausbau eines Stromes ale Wafferftraße ift die Feftlegung feiner Grundriß- 
form in einer dem Negulierungszwede dienlichen Weiſe. Diefe Feftlegung 
bat aber die Verhinderung der Uferabbrücde durch geeignete Schugbauten 
zur notwendigen Vorausfegung. Inſofern haben die uferbaupflichtigen 
Grundbefiger und Deichverbände feit 100 Jahren jehr wejentlich zum Ausbau 
der preußifchen natürlichen Waflerftraßen beigetragen. Dies iſt auch vom 
Staate fpäter dadurch anerfannt worden, daß er in großem Umfange die 
Strombauwerke der Anlieger in fein Eigentum und feine Unterhaltung 
übernommen hat. 
Am Rhein wurden in der erften Zeit nah 1815 am linken Ufer 
Zufchlagscentimen von den beteiligten Grundbefitern erhoben, um daraus 
die Koften der Wafferbauverwaltung, fomweit fie in Uferfchug beftanden, zu 
defen. Später wurde die Uferbaupfliht der Anlieger am Niederrhein auf 
Grund der Fülih-Bergifhen Verordnung vom 1. Februar 1748 und der 
Kleve-Mörsfhen Waſſer- und Uferorpnung vom 2. Dezember 1774 in 
Anfpruh genommen, obwohl die Geltung diefer Borfchriften zweifelhaft 
erſchien. Eine Minifterialverfügung vom 21. Dezember 1847 beauftragt 
die Regierung Düfjeldorf 
„die Uferbefiger zu einer angemefjenen Mitwirkung bei der Inſtandhaltung 
der Ufer anzuhalten uud dadurch der fortwährenden Zunahme der An— 
forderungen an ertraordinäre Baufonds entgegenzumirfen.“ 

Es je 
„jedesmal vor Einleitung eines Uferbaues in Überlegung zu nehmen, ob 
und inwiefern die Uferbefiter dabei in Mitleivenfchaft heranzuziehen find.“ 

Zufolge diefer Anordnungen wurden im Regierungsbezirk Düfjeldorf 
Ermittelungen darüber angeftellt, welche Summen für Strombauten am 
Rhein von Privaten und Gemeinden aufgemwendet wurden. Hierbei ergab 
fih für die drei Jahre 1846/48 eine Ausgabe von 115 357 ME., die haupt- 
fählih durch Uferwerfe, aber au durch Buhnen- und Coupierungen — 
allein in jenem Bezirk — entitanden war. 

16 * 
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Um diejelbe Zeit begann infolge des zunehmenden Dampferverfehrs 
eine empfindliche Erfchwerung der Uferbaulaft fih fühlbar zu machen. 
Zahlreiche Petitionen gingen ein, welche über die Bejchädigung der Ufer 
Klage führten und Abhilfe verlangten. Im Jahre 1853 hatte das preußifche 
Abgeordnetenhaus fih mit einer foldhen Petition des Franz Klaffen und 
Gen. aus Unkel zu befhäftigen!. Eine Petition des Landgerichtsrats a. D. 
Laug aus Cöln vom 25. Januar 1859 Flagte wiederum über die Zerftörung 
der Ufer durch Dampferwellen, bewertete den Schaden auf 15 Millionen 
Marf und erbat mit Rüdfiht darauf, daß der Staat dur feine Strom- 
bauten die Zunahme des Dampferverfehrs befördert habe, ftaatlihe Hilfe ?. 
Die Kommiffion erfannte das Vorhandenfein eines Schadens durd den 
Dampferverkehr an; dagegen wurde die Verpflichtung des Staates zur 
Dedung der Ufer in Abrede geftellt und ebenfo aud jede Entſchädigung 
abgelehnt. Eine ähnlihe Bittfchrift ging im Fahre 1860 ein. 

Mit dem Fortfchreiten der Stromregulierung wurden die Uferbauten 
der Anlieger allmählich ganz oder wenigſtens teilmeife vom Staate über- 
nommen. Noch im Jahre 1898 gefhah das mit einem größeren, früher 
von der Familie Diergardt angelegten Buhnenfyjtem bei Urdenbad). 

Für die übrigen Stromgebiete bejtand ebenfalls eine Reihe von provinziellen 
Geſetzen und Verordnungen über die Heranziehung der Uferbefiter zu Strom- 
bauleiftungen. Als vereinzeltes Beifpiel mag bier die fchlefifche Ufer-Ward— 
und Hegungsordnung vom 12. Juli 1763 erwähnt werden, welche geradezu 
die Herftellung, Unterhaltung und Bezeichnung der im Sciffahrtsinterefie 
erforderlichen Fahrrinne den Uferbefigern auferlegte. Diefe Verpflichtungen 
wurden fpäter durch Geſetze vom 25. Suni 1855 und 11. April 1872 
gemildert, aber erjt durch Gejeg vom 20. Auguft 1883 aufgehoben. 

Cine ins einzelne gehende, aftenmäßige Darjtellung des Anteils, den 
die Uferbefiger an dem Ausbau der Flüffe durch Erbauung von Uferded: 
werfen, Parallelwerfen, Buhnen und Durdftichen gehabt haben, würde hier 
zu weit führen. Es wird im allgemeinen genügen, auf die gelegentliche 
Erwähnung diefer Vorgänge in den vom Bureau des Waſſerausſchuſſes 
herausgegebenen bejchreibenden Darjtellungen der preußifchen Stromgebiete?, 
abgefehen vom Rhein, hinzumeifen. In dem Werfe über das Wefer- und 
Emsgebiet findet jih Band I ©. 296/301 eine allgemeine Darftellung der 
Strombauten, in welcher auch Angaben über die Mitwirfung der Anlieger 





! Val. fiebenter Bericht der Petitionsfommiffion der zweiten Hammer vom 
27. April 1853 Nr. 330, Drudfadhen Nr. 11. 

? Drudiaden Nr. 12. 

° Berlin 1896, Dietrich) Reimer 1896. 
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bei den Uferwerfen an der Werra (S. 297), Fulda (S. 298), Aller (S. 299), 
Leine (S. 300) und Ems (S. 300 und 301) enthalten find. Eingehendere 
Mitteilungen über diefen Gegenftand find gegeben für die Werra in 
Band II ©. 368—372, für die Fulda in Band II ©. 437—440 und 
443, für die Wefer in Band III ©. 143—186, 188, 191, 198—202, 
208, 216, 249—255, 256, 257, 259 —261, 263, 264, 266—268, 
284-289, 290, 293, 294, 331—334, 337—342 und 443 ff.; für die 
Aller Band IV ©. 325, für die Ems Band IV ©. 419—421 fowie im 
folgenden Abfchnitt über Deihbauten und andere Anlagen für die Boden- 
kultur. Im Wefergebiet haben die Anlieger jehr bedeutende Strombaulaften 
tragen müffen, deren Schwere jchließlich dahin führte, daß jchmale Gelände- 
ftreifen am Ufer leiftungsunfähigen Strohmännern übereignet wurden, nur 
um den Grundbefig von jener Verpflichtung zu befreien. Ganze Buhnen- 
ſyſteme find im Wefergebiet von den Anliegern gebaut. In dem das Elb- 
gebiet betreffenden Werke find die Leiftungen der Uferbefiger in Band I 
Erfte Abteilung S. 137—139, 267, 268, 330, 390 und 430 gefchildert. 
Bis ungefähr zum Jahre 1850 wurden die Bauten am abbrücdigen Ufer 
vom Staat und den Anliegern gemeinfam ausgeführt; fpäter wurden die 
Werke der Uferbejiger vom Staate übernommen. Die entfprechenden Angaben 
für die Jlmenau, Havel, Spree, Saale und Unftrut finden fih Band III 
Zweite Abteilung S. 557 ff., 357, 380, 416, 251 und 276, 

Die Beichreibung des Dvergebietes gibt in Band I ©. 233—238 
eine Überfiht über die Entwidlung der Schiffahrt und erwähnt dabei, daß 
bi3 1844 aus Staatämitteln für den Strombau 5,6 Millionen Mark aus- 
gegeben wurden, „wozu noch fehr bedeutende Leiftungen feitens der Ufer- 
anlieger fommen, die auf den ſchleſiſchen Streden — hinter den Aufwendungen 
des Staates faum zurüdblieben” (S. 235). Der Ausbau de Stromes 
machte troß geringer fisfalifcher Baufonds Fortfchritte durch die Heranziehung 
der Uferbefiger, welche namentlich zahlreiche Durchftiche heritellten.. Band IL 
Abteilung 1 ©. 225/226, ©. 67, 69, 70, 131, 184, 185. Um die 
Mitte des vorigen Yahrhundert3 begann die Heranziehung der Anlieger zu 
den Strombauten nachzulaſſen und hörte allmählih auf, ©. 236. Die 
Buhnenbauten der Uferbefiger wurden fchließlid vom Staate übernommen 
©. 2841, 

Von der Warthe ift in einem Bericht vom Jahre 1819 gejagt, da 
fie ohne große Koſten „ſchiffbar gemacht“ werden könne, wenn die Ufer- 


ı Bol. auch das Protokoll über die Grundfäge für den Ausbau des Stromes 
vom 7. Juli 1819 ©. 242 als Anlage zu S. 235. 


246 IV. Die Bemeffung der Schiffahrtdabgaben. 


befiger entfprechend herangezogen würden. Dieſe Heranziehung bat denn 
auh von 1820 an in großem Umfange ftattgefunden, Band III Dritte 
Abteilung S. 720, 721, 761, 762, 764. Dort finden fih aud ©. 881, 
882 und 907— 909 Angaben über die Strombauleiftungen der Meliorations- 
genofjenfchaften an der oberen und der Uferbefiger an der unteren Neße. 

Hiermit fol feine auch nur annähernd vollftändige Darjtellung gegeben, 
fondern nur im allgemeinen feitgejtelt werben, daß von den Uferanliegern, 
alfo in der Hauptfahe von der Landwirtfchaft, ſehr bedeutende Natural- 
und Geldleiftungen, die weder im einzelnen rechnungsmäßig nachgemiefen 
noch ihrem Gefamtwerte nah mit Hinreichender Sicherheit eingeſchätzt 
werben fönnen, für den Ausbau der natürlihen Waſſerſtraßen beigefteuert 
mworben find !, 

Die zahlenmäßtge Berechnung der Anlagefapitalien für diefe Wafler- 
ftraßen ift alfo auch infofern unvollſtändig; fie bringt nicht den wirklichen 
Gefamtaufwand, fondern die erheblich geringeren baren Aufwendungen des 
Staates zur Darftellung. Die Landwirtſchaft hat zu den Stromregulierungen 
von jeher Beiträge geleiftet, die dem Werte ihres Intereſſes an dieſen 
Regulierungen mehr oder weniger entfprochen, ihn vielleicht auch in einzelnen 
Fällen überftiegen haben. 


$ 10. Laufende Ausgaben und Einnahmen. 


Abgefehen von dem Anlagelapital kommt e3 für die Beftimmung der 
Gelbftfoftengrenze auf die Höhe der laufenden Ausgaben und der ihmen 
gegenüberftehenden Einnahmen an. 

Unter den Ausgaben fommen zunächſt die Kapitalzinfen in Betradt. 
Sie find hier — nad dem Vorgange des preußifhen Waſſerſtraßengeſetzes 
vom 1. April 1905 — mit 3 vom Hundert berechnet und daneben ijt für 
Tilgung ein meiteres halbes vom Hundert in Anſatz gebradit. 

Die Betriebs- und Unterhaltungsfoften find bei Fanalifierten Flüſſen 
mit der vollen, wirklich verausgabten Summe, eingeftellt, einfchließlich ver: 





I Daß aub in anderen deutihen Staaten die Grundbefiger im Flußthal in 
erheblidem Maße zum Ausbau der natürlichen Waflerftraßen herangezogen worden 
find, beweift daS Beifpiel von Baden, wo die anliegenden und im Überſchwemmungs⸗ 
gebiete vorhandenen Gemeinden nach dem Edikt vom 24. Mai 1816 bis zum Jahre 
1876 erhebliche Beiträge in Geſtalt von „Flußbaugeldern“, welche als Zuſchläge zu 
den direkten Steuern erhoben wurden, für die Regulierung des Oberrheins zu 
zahlen hatten. 

Bol. „Der Rheinſtrom“. Herausgegeben im Auftrage der Reichskommiſſion, 
©. 281/2. 
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jenigen Beträge, um melde fie die vor der Kanalifierung aufgemwendeten 
Unterhaltungstoften überfteigen. 

Die Unterhaltungsfoften für Brüden über von Natur jchiffbare Ge- 
wäſſer find nicht berechnet. 

Im übrigen find unter den laufenden Ausgaben für Betrieb und 
Unterhaltung die fählihen Koften und die perfönlichen, abgefehen von den 
etatSmäßigen Gehältern, mit den tatfächlic gezahlten Beträgen eingeftellt, 
die etatsmäßigen Gehälter dagegen nah Durchſchnittsſätzen und mit einem 
Zuſchlage von einem Viertel für die Penfionslaft, die der Staat zugunften 
der Beamten ſelbſt und ihrer Hinterbliebenen übernimmt. Die Berechtigung 
des letzteren Zufchlages ift gelegentlih angefochten worden, aber offenbar 
mit Unredt; denn aud ein privates Verfehröunternehmen bucht die Aus- 
gaben, welche e3 in Gejtalt von Lebensverficherungsprämien, Beiträgen zur 
Invaliditäts- und Altersverfiherung oder in anderer Weife für die Ber- 
forgung feines Perſonals leiftet, zutreffender Weife unter den Betriebs- 
ausgaben, Wo derartige Ausgaben nicht vorfommen, ift das Aquivalent 
meift in der dad Staatsdienergehalt überjteigenden Befoldung zu erbliden. 
Die Parallele zwiſchen Staats: und Privatunternehmung dürfte hier ganz 
am Plage jein. Die Ausgaben für dasjenige PVerfonal, welches nicht aus- 
Schließlih im Intereſſe eines Schiffahrtsweges oder eines Hafens befchäftigt 
wird, find mit angemefjenen Teilbeträgen in Anfat gebradt. 

Die Koften der Zentralverwaltung (des Minifteriums) find bei den 
Waſſerſtraßen ebenfowenig berüdfichtigt, wie dies in den für die Eifenbahnen 
aufgeftellten Einträglichfeitsberechnungen herfömmlich gejchieht. 

Nicht berechnet find ferner die ziemlich bedeutenden Summen, um 
welche die Aufwendungen für die Provinzialbehörden der allgemeinen Landes: 
verwaltung — Oberpräfidien, Regierungen ujm. — aus dem Etat der 
Finanzverwaltung fih dadurd erhöhen, daß die Verwaltung der Waſſer— 
ftraßen von diefen Behörden mit beforgt wird. Abgeſehen von den höheren 
Bermwaltungsbeamten wird aud ein Teil des Subaltern- und Unterbeamten- 
perſonals (Regiftratoren, Erpedienten, Buchhalter, Kanzliften, Boten ufm.) 
durch die Verwaltung der Waflerftraßen beanfprudt; dazu käme nod ein 
entfprechender Anteil der Koften für die Gefchäftsräume und der laufenden 
Aufwendungen für Büreaubedürfnifie. Es find dies alles Aufwendungen, 
welche im Etat der Eifenbahnverwaltung in den Gejamtfoften der Eifen- 
bahndireftionen mitenthalten find, weil diefe die Eigenfchaft von Spezial- 
behörden haben und nur für Cifenbahnzwede arbeiten, während die Be- 
hörden der allgemeinen Landesverwaltung für verſchiedene Verwaltungszweige 
tätig find. 
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Den fo berechneten Ausgaben find ſämtliche Einnahmen der Waſſer— 
ftraße, nicht nur diejenigen aus der Abgabenerhebung, gegenüberzuftellen. 
Die mafgebende Vorſchrift in Artikel 54 der Reichsverfaſſung ift dahin zu 
verftehen, daß durch Sciffahrtsabgaben nur derjenige Teil der Selbtkoften 
aufgebradht werden darf, der nicht ſchon durch fonjtige Einnahmen, ins— 
befondere aus der Nutzung von Grundftüden, gededt ift. 

Die Bodenmwerte, welche bei dem Ausbau der natürlichen Waſſerſtraßen 
durch Landgewinnung entjtanden find, fommen in den Einnahmen diefer 
Waſſerſtraßen mit ihren Jahresnugungen zum Ausdrud; freilich nicht ganz 
vollftändig, weil die in Betracht fommenden Ländereien zum Teil verkauft, 
oder an andere Verwaltungen — am Niederrhein namentlih an die Forſt— 
verwaltung — von der Wafjerbauverwaltung abgetreten find !. 

Einnahmen aus Berkehrsabgaben find auch bei den requlierten Strömen 
ſchon jet vorhanden in Gejtalt der Gebühren für die Benugung der 
Sicherheithäfen und einer Anzahl von Hleineren Löſch- und Ladeſtellen, die 
meift bei den Strombauten durch Anfhüttung von Baggerboden entitanden 
und nad Befeftigung der neuen Uferlinien dem Berfehr gewidmet find. 


’ Der Gelamtertrag der dur Anlandung am preußifchen Rhein entftandenen, 
landwirtfchaftlih genügten Grundftüde ift auf 120 bis 130000 ME. zu ſchätzen: 
der Kapitalwert diefer und der fonft noch — namentlich durch Anfhüttung — dem 
Rhein abgewonnenen Bodenflähen wäre den Strombaukoften gegenüberzuftellen. 
Durch Anfhüttung von Waflerflähen vor Städten und induftriellen Ortſchaften 
entitehen zumeilen fehr bedeutende Bodenmwerte. 

Nah der im Auftrage der Reichskommiſſion herausgegebenen amtlichen Denl- 
ſchrift „Der Rheinftrom“, Berlin 1839, Ernſt & Korn find in Baden durd die 
Rheinregulierung fogar 7000 ha Neuland im Werte von damald 7 Mil. ME. ge 
monnen worden. Man erwartete eine Steigerung dieſes Wertes und die Berlandung 
von weiteren 3000 ha Waflerflähe. Außerdem wurde die Werterhöhung de alten 
Geländes infolge der Regulierung für die badifche Rheinniederung auf 39 Mill. Mi. 
berechnet, S. 237. Es liegt hier eine Flußregulierung vor, deren Koften fi durd 
landmwirtichaftliche Borteile vielleicht vollftändig bezahlt oder mehr als bezahlt ge 
macht haben. Anderfeits fcheint der Nuten für die Schiffahrt zweifelhaft zu fein. 
Das amtliche Werk drüdt fich hierüber etwas unbeftimmt aus, S. 240. Dagegen 
jagt die Denkfchrift des Arbeitsausfchuffes, in welchem die Handeldfammer Mannheim 
und die Bürgermeijterei Straßburg vertreten find, ©. 56: es feien aud für die 
Schiffahrt Kleine Vorteile entftanden, die aber nicht ind Gewicht fielen, und S. 51 
geradezu: „Der Schiffahrt hat die Korreftion in feiner Weife genügt. — Im 
Gegenteil, die Schiffahrt ift nach dem übereinftinmenden Urteil der Sadverftändigen 
und Sciffahrtsinterefienten durch die Korreftion ſchwer gefhädigt worden“ ulm. 
Gothein beftätigte in Mannheim am 16. Februar 1907, „daß die Koften der 
Regulierung (am Oberrhein) durch den Wertzuwachs der Landwirtichaft vollitändia 
gebedt worden find.“ 
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Die Abgaben von fisfalifchen Brüden über von Natur fchiffbare Flüffe 
find nicht eingerechnet. 

Die dur den ſtärker werdenden Berfehr eintretende Erfehwerung der 
Uferbaulaft tritt teilmeife in den laufenden Unterhaltungstoften in die Er- 
ſcheinung. Dagegen fommt die aus der gleihen Urfache entjtehende Ent- 
wertung der Fifchereien finanziell nicht zum Ausdrud. 


8 11. Bedeutung der durch die Waſſerſtraßen geihaffenen Neben 
werte für die Selbitfoftenrehnung. 

Bei den vielfachen Auseinanderjegungen, melde in der Literatur, in 
der Tagesprefje, in Vereinen und PBarlamenten über die finanziellen Ver— 
bältnifje der Waflerftraßen ftattgefunden haben, iſt von den Vertretern der, 
Schiffahrtöinterefjen ftetS darauf hingewieſen worden, daß ein mwefentlicher Teil 
der in den Staatshaushaltsetat3 für den Bau und die Unterhaltung der 
Waſſerſtraßen ausgemorfenen Mittel tatfählih nicht der Schiffahrt, fondern 
anderen wirtfchaftlihen Zweden zugute gefommen fei und demgemäß aud) 
bei einer Ertragsberehnung nit den Schiffahrtöftraßen als ſolchen zur 
Laſt gejchrieben werden könne. Diefe Hinmweifungen find zweifellos berechtigt. 
Es gibt Wafferftraßen, für deren Ausbau ausfchließlih oder beinahe aus- 
Schließlich andere als Sciffahrtsinterefjen bejtimmend waren. Ein klaſſiſches 
Beifpiel hierfür ift die Verlegung der MWeichjelmündung von Plehnendorf 
nad Siedlersfähre durch Herftellung eines gegrabenen Kanals, wobei es fidh 
lediglih darum handelte, die den eingedeichten MWeichjelnieverungen durch 
Hochwaſſer und Eisgang drohenden Gefahren zu vermindern. Auch die 
Regulierung der Weichjel oberhalb diejer gegrabenen Mündungsitrede wird 
weit mehr im Intereſſe des Deichſchutzes — des Schutzes landwirtſchaftlich 
benugter Grundftüde und bewohnter Drtjchaften — ald im Intereſſe der 
verhältnismäßig unbedeutenden Schiffahrt ausgeführt. Der Ausdrud „Neben: 
wert“ iſt Hier auf die Meliorationsmwirkung der Strombauten nur infofern 
pafjend, als es fih um eine Erörterung handelt, die ihren Ausgang 
vom Standpunkte der Schiffahrtsintereffen nimmt. Überall, wenn aud 
nicht immer in demfelben Umfange mie bei der Weichjel, fördern die Arbeiten 
der Wafjerbauverwaltung zur Feithaltung der Ströme innerhalb beftimmter 
zwedmäßig gezogener Uferlinien gleichzeitig die Landeskultur im meiteften 
Sinne des Wortes, indem fie den VBerheerungen ein Ende machen, welde 
dur regulierte und nach größeren Hochwafjern ihren Yauf ändernde Ströme 
in flahen Flußtälern angerichtet worden find; von dem Umfange diefer 
Berheerungen gibt ein Blid auf die in den Landkarten der Flußtäler ein- 
getragenen zahlreihen Altarme eine annähernde Vorſtellung. Es handelt 
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jih dabei keineswegs nur um die Intereſſen der landmwirtfchajtlichen Boden: 
nußsung, fondern oft aud um die Sicherung von Städten und anderen 
Wohnplägen gegen Überfhwemmung und Zerftörung. Fälle diefer Art 
liegen im Rheingebiet bei Düffeldorf und Wefel vor, mo die Stromregulierung 
gleichzeitig ein ftädtifches Intereſſe war. 

Von den Betriebd- und IUnterhaltungstoften werden beiſpielsweiſe die 
für den Eisbrehdienft auf der Weichfel und Elbe aufgewendbeten ficherlid 
nicht im eigentlihen Sciffahrtsinterefje verausgabt. 

Anderfeitd hat die Landmwirtfchaft einen großen Teil, vielleicht aud 
die Gefamtheit und noch darüber hinaus, derjenigen Strombauten felbft 
geleiftet, welche in ihrem nterefje lagen. Das geſchah durd; die Uferan- 
‚ lieger in früherer Zeit und gefchieht auch noch heute; denn es werden grund- 
fäglich feine Strombauten ausgeführt, ohne daß die beteiligten Deichverbände 
nah Maßgabe ihres Vorteiles zur Koftendedung herangezogen werden. Als 
vor einigen Jahren — um ein Beifpiel anzuführen — der Bau einer 
feften Brüde bei MWefel mit gleichzeitiger Erweiterung des Durdflußquer: 
ſchnitts an der Stelle der jegigen Schiffbrüde geplant wurde, war aud 
den oberhalb liegenden Deichverbänden in Anbetradt des Nutzens, der 
ihnen durch Verminderung des Wafjerdrudes auf ihre Banndeiche erwachſen 
follte, ein Koftenbeitrag angefonnen worden, zu deſſen Zeiftung fie ſich aud 
bereit erklärt hatten. Auch zu den laufenden Koften des Eisbrechdienftes 
zahlen die Deichverbände in den Weichjelniederungen Koftenbeiträge. 

Im übrigen ift eine wejentliche Förderung landwirtſchaftlicher Interefjen 
im allgemeinen nur bei der Regulierung natürlicher Waſſerſtraßen eingetreten, 
nicht oder nur in weit geringerem Maße bei ihrer Kanalifierung umd bei 
dem Bau von Kanälen. Bei diefen beiden Arten von Waſſerſtraßen handelt 
e3 fi der Negel nad um Verkehrsintereſſen, während andere waſſerwirt— 
Ichaftlihde Zwede in den Hintergrund zu treten pflegen. Der Umftand, 
daß der Staat zumweilen aud künſtliche Waſſerſtraßen — insbefondere Moor- 
fanäle im Gebiet der unteren Ems — mejentlih im Intereſſe der Bobden- 
verbejferung oder ebenfofehr im Intereſſe der LZandesmelioration wie in 
demjenigen der Schiffahrt erbaut hat, iſt nicht geeignet, jenes allgemeine 
Urteil zu widerlegen; denn diefe Kanäle haben nad Ausdehnung und 
Leiftungsfähigfeit eine jehr geringe Bedeutung für die preußifche Binnen- 
Schiffahrt im ganzen, und find deshalb auch in der unten folgenden Zu: 
fammenjtellung im allgemeinen nit mit berüdfichtigt. 

Immerhin bleibt die Tatſache beitehen, daß nicht nur die Regulierung 
von Flüſſen, fondern aud) deren Kanalifierung und der Bau von Kanälen manche 
Gelegenheit bietet, fonjtige wirtfhaftlihe und vor allem landwirtſchaftliche 
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Intereſſen gleichzeitig, mit oder ohne einen Mehraufwand an Baufoften, zu 
fördern ; diefe Gelegenheit dürfte beim Bau von Wafferftraßen häufiger 
und in größerem Umfange fich ergeben als bei der Ausführung von Kunft- 
ftraßen und Eifenbahnen, obwohl fie auch dort zuweilen vorhanden und 
tatſächlich benutzt worden iſt. 


Es unterliegt im allgemeinen keinem Zweifel, daß der Ausbau 
von natürlichen und die Herſtellung von künſtlichen Waſſerſtraßen derartige 
Nebenvorteile — um dieſen Ausdruck im Gegenſatz zu den in erſter Reihe 
verfolgten Schiffahrtsintereſſen zu gebrauchen — geſchaffen hat. Ob ſolche 
Nebenvorteile ihrem Kapitalwerte nach der Waſſerſtraße gut gebracht, d. h. 
vom Anlagekapital abgerechnet werden müſſen, oder ob die Gutbringung 
und Anrechnung nicht zu beſchränken wäre auf die etwaigen Mehrkoſten, 
welche beim Bau der Waflerftraße zur Förderung von anderen ald Schiffahrt3- 
interefjen aufgemwendet worben find, kann zweifelhaft erfcheinen; es laffen 
ſich manderlei Gründe für die letztere Anficht geltend machen. 

Die Erörterung diefer Zmeifelöfrage hat jedoch Feine mefentliche Be: 
deutung, weil es in der Regel eine praftifche Unmöglichkeit ift, für die in 
Betraht fommenden Waſſerſtraßen mit annähernder Sicherheit zu ermitteln, 
ob Mehrfojten für andere als Schiffahrtszwecke aufgewendet worden find, 
und welche Höhe fie erreicht haben, während die Berechnung des Kapital- 
wertes der etwa erreichten Nebenvorteile noch weit größeren Schwierigfeiten 
begegnen würde. In dem preußifchen Geſetz betreffend die Verbefferung der 
Borflut in der unteren Oder, der Havel, Spree, Laufiger Neiffe und dem 
Bober vom 4. Auguft 1904 iſt für Havel und Spree eine Trennung ber 
veranjhlagten Baufumme nad den auf Landwirtſchaft und Schiffahrt ent- 
fallenden Intereſſen- und Koftenanteilen vorgenommen worden. Bei den 
früher verbefjerten oder neugebauten Wafferjtraßen ift eine foldhe Trennung nad} 
wirtfchaftlihen nterefjengruppen im allgemeinen nicht mehr möglich! und 
nur ausnahmsmweife in einzelnen Fällen — ohne Gewähr für Vollftändigfeit 
und Genauigkeit — durchführbar. Ein derartiger Ausnahmefall ift die 
in dem legten Jahrzehnt ausgeführte Verbefjerung des unteren Spreelaufes, 
welche dem Berliner Stadtgebiet vermittelft Senkung des Hochmwafjerfpiegels 


1 Bei den in ben lehten 25 Jahren bewilligten Kreditgefegen für Kanalbauten 
war fie auch nicht beabficdhtigt. Die geleßgebenden Faktoren haben mehrfach ihre 
Willendmeinung dahin Fundgegeben, daß die vom Staate aufgewandten Bau- 
fapitalien verzinft werden follten, ohne hierbei zwiſchen den im eigentlichen 
Schiffahrtöinterefje und den für Nebenzwede aufgewendeten oder ben letzteren tat- 
fädhlich zugute fommenden Kapitalanteilen zu unterjcheiden. 
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und des Grundmwafjerftandes gemwifje durch einen ftädtifchen Beitrag zu den 
Baufoften anerkannte Vorteile brachte; man fann annehmen, daß der 
Wert diefes Beitrages dem für das Stadtgebiet erlangten Nuten ungefähr 
entfprochen hat. 

Hinfichtlih der vor längerer Zeit ausgebauten Waſſerſtraßen ift, wie 
bereit3 erwähnt, nicht einmal das Anlagefapital in feiner Gejamtheit überall 
fejtzuftellen ; noch weniger läßt fi einigermaßen zuverläjfig ermitteln, ob 
fonftige wirtjchaftliche Vorteile durch den Bau erftrebt und erreicht find, und 
inwieweit um folder Nebenzwede willen etwa das Baufapital erhöht worden 
iſt. Es fehlt im allgemeinen an den erforderlichen Nachrichten über den 
früheren Zuftand derjenigen Landſtriche, welche heute vom Finowlanal, 
Friedrich Wilhelmskanal, Plauefhen Kanal und anderen älteren Kanälen 
durchzogen werden, um ein einigermaßen ficheres Urteil darüber abgeben zu 
fönnen, ob fie in landwirtfchaftlicher Beziehung, d. 5. inbezug auf Ent: und 
Bewäſſerung, durch diefe vor vielen Menfchenaltern ausgeführten Kanal- 
bauten an Wert gewonnen haben. 

Aber auch wenn die Tatfache der Entjtehung von Nebenvorteilen durch 
den Bau eines Schiffahrtsweges an fih außer Zweifel fteht, jo ftößt doch 
deren ziffermäßige Bewertung auf unüberwindlide Hinderniffe. In der 
Regel wird es jich dabei um die Ermittlung des Mehrwertes handeln, den land: 
wirtſchaftlich benugte Grundſtücke durch Entwäfjerung, feltener durch Bewäſſerung, 
oder durch Senkung und Erhöhung des Grundwaflerftandes erlangen. Da- 
neben fpielt aber auch die Wertiteigerung von Hausgrundftüden und ftädtifchen 
Baugelände eine Rolle. 

Derartige Ermittelungen find der Natur der Sache nad immer nur 
durch Schätungen möglid, melde einen mehr oder weniger willkürlichen 
Charakter haben würden. Dieſe Schäßungen könnten nad der in Preußen 
beftehenden Drganifation der landwirtfhaftlihen Intereſſen nur durch bie 
berufenen Vertreter des Standes der Landwirte oder doch unter ihrer maß: 
gebenden Mitwirkung vorgenommen werden, und es iſt nad) Lage der Ver- 
hältniſſe mehr als zweifelhaft, ob alsdann die von der Wafferbauverwaltung 
angenommenen landmwirtjchaftlichen Verbefferungen in allen oder aud nur 
in den meijten Fällen anerfannt oder in nennenswerter Höhe bewertet 
werden würden. | 

Die Bewertung der durch Kanalifierung von Flüffen gewonnenen Waſſer— 
fräfte ift vielleicht etwas weniger unficher; aber auch hier find einigermaßen 
brauchbare Ergebnifje in dem Sinne, daß die ermittelten Zahlen den poft- 
tiven Angaben über die verausgabten Anlagefapitalien gegenübergeitellt 
werden könnten, durch Schäßungen nicht erreichbar. Übrigens hat eine 
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gewerblihe Nutzbarmachung der Wafjerfräfte bei den in neuerer Zeit aus- 
geführten Flußfanalifierungen bisher nicht ftattgefunden. 

Aus diefer Sachlage ergibt fi die Notwendigkeit, hier auf die zahlen: 
mäßige Feititellung des Kapitalmertes der aus dem Waflerftraßenbau ent- 
Ipringenden Nebenvorteile zu verzichten; es können nur gemwiffe allgemeine 
Grundfäge für die Beurteilung der Frage, ob und inwieweit ſolche Neben- 
vorteile im einzelnen Falle als vorhanden anzuerkennen find, aufgejtellt 
werden. Auch eine derartige, auf die Bejtimmung leitender Geſichtspunkte 
fih befchräntende Behandlung des Gegenjtandes ift immerhin infofern nicht 
ohne Nuten, als fie den arbiträren Auffafjungen eine gewiſſe Richtung geben 
und den Spielraum für die an ſich unvermeidlihen Meinungsverfchiedenheiten 
einigermaßen einengen fann. 

Dabei ift zunächſt zu beachten, daß unter landmwirtfchaftlichen Vorteilen 
im Sinne diefer Erörterung nur die durch den Mafferftraßenbau als folchen 
unmittelbar hervorgerufenen oder ermöglichten Bodenverbefjerungen zu vers 
itehen find, während die vorteilhafte Einwirkung des Wafjeritraßenverfehrs 
auf die Hervorbringung und den Verbrauch der Landwirtfchaft nicht befonders 
in Betracht gezogen werden fann, weil hierin lediglich der allen Erwerbs— 
gruppen im Einflußbereich einer Wafjerftraße zufallende Nutzen der billigen 
Waſſerfrachten fih äußert. Die Schaffung dieſes Nutzens tft aber der 
eigentlihe Zweck, welder bei der Heritellung von Binnenfgiffahrtsmegen 
verfolgt wird. Allerdings ift im Einflußbereih mander Wafferftraßen die 
Landwirtfchaft der weitaus bedeutendfte Erwerbszweig, was zur natürlichen 
Folge hat, daß ihr der Hauptanteil an dem dur die billige Schiffe- 
verfrachtung entjtehenden Gefamtnugen zufällt; aleihwohl würde der Fapitali= 
fierte Wert diefes Anteils, auch im Falle der Möglichkeit feiner Berechnung, 
ebenfowenig von dem Anlagefapital der Waſſerſtraße abzufehen fein, mie 
etwa bei einer Waſſerſtraße von überwiegender induftrieller oder montaner 
Bedeutung der Wert des diefen Erwerbsgruppen zuteil werdenden wirtjchaft- 
lihen Nutzens. 

Wenn bei einer Waſſerſtraße befondere Einrichtungen vorhanden find, 
welche nicht den Intereſſen der Schiffahrt, fondern denjenigen der Land— 
wirtfchaft dienen, fo fann aus diefem Umſtande nicht ohne mweiteres die Be- 
rechtigung zur Abjegung der Bau- und Betriebsfoften folder Einrichtungen 
vom Anlagefapital der Wafjerftraße entnommen werden. Es muß vielmehr 
in jedem Einzelfalle unterfuht werden, ob es ſich dabei um eine pofitive 
Förderung landwirtfchaftlicher Intereffen gehandelt hat, oder um die Hintan- 
haltung von Schädigungen, melde andernfalls für die landmwirtfchaftliche 
Benußung der beteiligten Grundftüde durh den Ausbau des Sciffahrts- 
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weges entjtanden wären. in vielen, vielleicht den meiften Fällen, ijt der 
letztere Zweck maßgebend gemwefen; als Beijpiele mögen die Stauanlagen 
an der begrabigten Neße, welche zur fünftlihen Erzeugung der früher jelbit- 
tätig eintretenden winterlichen Überflutungen dienen follten, und die neben 
Kanälen und fanalifierten Flüffen zu Vorflutzwecken ausgeführten Parallel- 
gräben erwähnt fein!. Diejenigen Koften, welche bei dem Bau einer 
Schiffahrtsftraße zur Aufrechterhaltung des status quo hinfichtlich der land— 
wirtfhaftlihen Benugung benachbarter Grundftüde aufgewendet werben 
müſſen, find alfo der Schiffahrt zur Laſt zu legen. 

Es ift zumeilen die Auffaffung vertreten worden, daß bei Ermittlung 
des finanziellen Ergebnifjes einer Mafjerftraße diegenigen Summen außer 
Anja bleiben müfjfen, um melde deren Anlagefapital ſich durch eine den 
Rahmen des eigentlichen Verkehrsbedürfnifjes überfchreitende, aus äjthetifchen 
und fonftigen Nebenrüdfichten beliebte bauliche Ausftattung erhöht habe. 
Diefer Gefihepunft würde hauptfählih für die Berliner Wafferftraßen, 
melde mit Rückſicht auf ihre Lage in der Reſidenzſtadt Eoftfpielige Ufer 
befleidungen erhalten haben, aber in geringerem Maße auch für mandıe 
andere Bauten an Wafferftraßen in arditeftonifh oder landwirtjchaftlic 
hervorragender Umgebung praftifche Bedeutung haben. Er wird jevod als 
berechtigt nicht anzuerkennen fein. Cine derartige theoretifche Unterfcheidung 
zwiſchen dem reinen Verkehrszweck und allen damit zufammenfallenden Inte: 
reſſen iſt — felbft unter dem Gefichtspuntte der finanziellen Beurteilung — 
unzuläffig, außerdem praftifh kaum durdführbar. Es kann wohl nidt 
zum Zwecke einer Einträglichfeitsberechnung fingiert werden, daß eine bie 
vornehmijten Viertel einer Reſidenzſtadt durchſchneidende Schiffahrtsftraße 
ebenjo ausgebaut wäre, wie ein durch einfame Moore und Haiden führender 
Kanal. Den Wafjerftraßen liegt nach diefer Richtung ein gewiſſes Maß von 
baulicher Repräfentation ob; fie befinden fich infofern in ähnlicher Lage 
wie die Eifenbahnen, deren Bauten in vielen Fällen auch mwefentlich Loft: 
fpteliger ausgeführt werden, als fie nach reinen Nützlichkeitserwägungen aus- 
geführt zu werden braudten. 

Zur Vermeidung von Mißverftändniffen und Unflarheiten, welche in 





’ Auf dieſes Beiſpiel bat der Finanzminiſter Miquel in einer Rede vom 
23. Mai 1894 im preußifchen Abgeordnetenhaufe (jtenographifche Berichte S. 2186) 
gelegentlich hingewieſen. 

Auch bei der Regulierung des Rheins zwifchen Main; und Bingen fpielten 
die landwirtichaftlihen Intereſſen infofern eine mwejentlihe Role, als die Strom» 
baufoften weſentlich verteuert wurden durd die Notwendigkeit, im Internſſe dei 
Weinbaues jede Einfchränfung der Strombreite zu vermeiden. 
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diefer Frage leicht entftehen können, muß bier ganz befonders auf den 
Unterfhied zwiſchen der mirtfchaftlihen und der hier zunädft maß— 
gebenden finanziellen Betrachtungsmweife hingemwiejen werden. In wirtfchaft- 
licher Beziehung mögen die Nebenvorteile, die dur den Bau einer Waffer- 
jtraße erzielt worden find, fehr bedeutend ins Gewicht fallen; in finanzieller 
Hinfiht fpielen fie aber nur unter beftimmten — felten oder niemal3 nad: 
weisbaren — Borausjegungen eine Rolle, nämlih nur dann und zwar nur 
infomeit, als fie eine Minderung oder teilweife Erftattung des Anlagefapitals, 
eine Herabfegung der laufenden+Ausgaben oder eine Steigerung der Ein- 
nahmen herbeiführen. Wenn ein Kanalbau gleichzeitig — d. h. ohne Auf: 
wendung von Mehrkoften, melde im Sciffahrtsinterefje nicht erforderlich 
gewejen wären — die Vorflut angrenzender Ländereien verbefjert und hier- 
durch deren vorteilhaftere Bewirtfhaftung ermöglicht, fo tritt zwar eine 
Steigerung der Grundrenten und Bodenmwerte ein; diefe Steigerung fommt 
aber unmittelbar nur den beteiligten Gutsbefigern zugute. Denn die Grund- 
fteuer jteht unveränderlich feft, und ob es gelingt, bei der Veranlagung zur 
Einfommen: und Erzänzungsjteuer die Hebung der landwirtfchaftlichen Er: 
träge zu entiprechendem Ausdrud zu bringen, ift mindeitens zweifelhaft. 
Die finanzielle Wirkung folder Bodenverbefjerungen infolge der Waſſer— 
ftraßen dürfte daher ſchwer feititellbar jein. 

Die durh Kanalifierung von Flüffen gewonnenen Wafjerfräfte können 
nicht, wie dies gelegentlich vorgejchlagen worden tft, mit ihrem jeßigen Geld- 
wert, fondern nur mit denjenigen Summen, welche fie der Staatsfafje feiner: 
zeit eingebracht haben, bei der Berechnnng des Anlagefapitals der Waſſer— 
ftraßen berüdfichigt werden. Someit derartige Waſſerkräfte zur gewerblichen 
Verwertung fich eigneten, find fie in der Regel während der erjten Hälfte 
des vorigen Jahrhunderts an Private verfauft worden. Der Staatslafje 
find nur die damals wirklich gezahlten, meift fehr niedrigen Kaufjummen 
angeflofjen; aber auch diefe Summen fünnen nicht ohne weiteres den Wafler- _ 
ftraßen dur Abjegung von Baufapital gut gebracht werden, mweil fie regel- 
mäßig nidt für die Mafferfräfte als folde, fondern gleichzeitig für zu- 
gehörige Grundftüde und Gebäude bezahlt wurden. Der jegige Wert jener 
Waſſerkräfte mag wirtjchaftlih eine hohe Bedeutung haben, finanziell fann 
er nit in Betracht kommen; die VBermifchung beider Gefichtspunfte wird 
forgfältig zu vermeiden fein. 

Das preußifche Wafjerftraßengefeg vom 1. April 1905 hat fich bei 
der Berehnung des Anlagefapitald ebenfalls auf den rein finanziellen Stand- 
punft gejtellt und von dem Gefamtbetrage der wirklichen Baulojten — ohne 
Abſetzung des Kapitalwertes der aus dem Wafferbau entfpringenden land» 
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wirtſchaftlichen oder fonjtigen Nebenvorteile — angenommen, daß er dur 
Schiffahrtsabgaben zu verzinfen fei. 

Einer Erörterung bedürfen ferner noch in diefem Zufanmenhang die 
aus dem Mittelalter jtammenden oder doch Jahrhunderte alten Stauanlagen 
in fchiffbaren Flüffen, von welden mit mehr oder wenige: MWahrfchein- 
lichkeit anzunehmen ift, daß fie urfprünglid nit im Schiffahrtsintereſſe, 
fondern zur Gewinnung von Waflerfräften für Mühlenwerke angelegt worden 
find. Wenn diefe Annahme zutrifft, jo wären die Bau- und Betriebsfoften 
der Scleufen, welche neben den Mühlenwehren zur Aufrechterhaltung oder 
Miederheritellung der durchgehenden Schiffahrt hergeftellt worten find, vom 
Standpunkt der idealen Gerechtigkeit aus nicht auf das Konto der Waſſer— 
ftraße zu fegen ; die Schleufen würden dann der Schiffahrt nur infofern nügen, 
als fie eine ihr zugefügte Schädigung wieder aufheben, und auch diefen 
Zweck würden fie nur unvolllommen erreichen, weil die Schleufendurdfahrt 
ftet3 mit Beläftigungen und Seitverluften für die Schiffahrt verbunden ift. 
Nod weniger wäre die Tatjache zu rechtfertigen, daß die Schiffahrt für 
die Benugung folder Scleufen Abgaben zahlen muß. Aber abgefehen 
davon, daß die Entſtehungsgeſchichte jener Stauanlagen doch nicht überall 
hinreichend aufgeflärt ift, kann auch eine verfehröpolitifche Unterfuchung, 
welche die Gewinnung pofitiver und für praftifche Zwecke möglichſt braud)- 
barer Ergebnifje bezwedt, nicht wohl fomweit von der Grundlage der ge 
gebenen Tatfahen ſich entfernen, daß fie gejchichtlihe Veränderungen aus 
länaft vergangenen Jahrhunderten als nicht gefchehen behandelt, um eine 
der abftraften Gerechtigkeit und der reinen Logik entiprechende Selbftkoften- 
rechnung der Wafferftraßen zu fonfiruieren. Im übrigen wären, wenn nad 
folden Gejichtspunften das Konto der beteiligten Waſſerſtraßen entlaftet 
werden follte, auch die entjprechenden Einnahmen an Sciffahrtsabgaben ab— 
zufegen; da nun aber diefe Einnahmen vielfah eine beträchtliche Höhe er— 
reihen und zur Dedung der Gelbitfojten jener Schleufen genügen, fo 
würde vermutlich die Bilanz der Waſſerſtraßen fi” wenig oder gar nicht 
ändern, auch wenn der Verſuch zur Ausscheidung der in Betradht fommenden 
Schleuſen aus der Einträglichkeitsberehnung gemacht werden jollte. 


! Bon den Stauanlagen in den Flüffen der Mark Brandenburg bat die in 
Berlin fhon Ende des 13,, die zu Rathenow im Anfang des 14., die zu Branden- 
burg im 16. Jahrhundert nachweislich beitanden. 

Ein ähnlicher Fall fcheint am oberen Main vorzuliegen, wo die Stadt Schwein- 
furt eine Abgabe für den Durchlaß von Flößen dur eine Stauanlage erhebt, die 
übrigens jet vom bayriſchen Staate abgelöft werden fol. Bei Errichtung der 
Stauanlagen am unteren Main hat man die Benugung der Floßrinnen abgabefrei 
geftattet, weil der Floßverkehr durch jene Anlagen cher Nachteil ald Vorteil habe. 
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E3 darf fchlieglih nicht vergefjen werden, daß durch den Bau von 
fünftlihen und durch die Regulierung oder Kanalifierung von natürlichen 
Wafferftraßen der Zuftand angrenzender Ländereien nicht immer günftig 
beeinflußt worden iſt. Zuweilen find auch Bodenverfchlehterungen dur 
folhe Bauten eingetreten; ein wichtiger all diefer Art ift Fürzlich wieder 
im preußifhen Abgeordnetenhaufe am 6. Februar 1908 zur Sprache ge 
fommen. Ob ſolche Bodenverfchledterungen immer durch Geldentſchädigungen 
ausgeglichen und deshalb in der Höhe des Anlagefapital® der einzelnen 
Waflerftraße zum Ausdrude gelangt find, ift aus rechtlichen und praftifchen 
Gründen mindejtens zweifelhaft. Diefe Zweifel beftehen beſonders hinſichtlich 
der in älterer Zeit ausgeführten Wafferbauten. 


512. Zufammenfafiung der Berehnungsgrundjäge und Feititellung 
der Zahlenergebniije. 

Das Ergebnis diefer Unterfuhungen ift dahin zufammenzufaffen, daß 
für die Darftellung der Selbitloften einzelner Wafjerftraßen nur die pofitiven 
Zahlenwerte verwendbar find, melde durh Ermittlung der entftandenen 
Baufoften, der Kapitalzinfen, der laufenden Jahresausgaben und der 
erzielten Einnahmen gewonnen werden. 

Die hiernady aufgemachten Berechnungen geben allerdings fein genaues 
Bild der wirklichen Sadlage, weil gemwifje Faktoren, deren zahlenmäßige 
Bewertung nur durch unfichere Schäßungen zu erreichen ift, unberüdjichtigt 
geblieben find. Die hieraus fi) ergebende Abweichung der rechnungsmäßigen 
Ergebnifje von der Wirklichkeit ift bei den verfchiedenen Wafjerftraßen in 
ungleihem Maße vorhanden; fie tft bei den regulierten natürlichen Waſſer— 
ftraßen weit größer als bei den Fanalifierten Flüffen und den Kanälen. 
Bei den Schiffahrtsmegen der beiden lehteren Katagorien ift die Abweichung 
nicht beſonders hoch zu veranjchlagen und bei einzelnen überhaupt faum 
anzuerfennen. 

Es Tann mwohl die Frage aufgeworfen werben, ob mit Nüdficht auf 
die große Zahl von arbiträren und unjiheren Größen, welde bei einer 
Berehnung der Selbſtkoſten für verbejjerte natürlihe Wafjerftraßen mit 
unterlaufen und niemals ganz ausgejchaltet werden können, die auf foldhe 
Berechnungen angewendete Mühewaltung notwendig und nützlich geweſen ift. 
Man wird aber diefe Frage doch bejahen müfjen. Denn jo bedeutend bei 
einigen jener Wafferftraßen der Spielraum für Schäßungen, für Meinungs- 
verfchiedenheiten und Kompromiffe über die Höhe des anrechungsfähigen Bau— 
fapital3 auch fein mag, die pofitive Zahl der vom Staate baar geleifteten 
Ausgaben ift bei derartigen Erörterungen als Ausgangspunkt und Grund— 
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lage unentbehrlih. Und anderfeits ift der Spielraum nicht jo weit und 
der Mangel an pofitiven Anhaltspunften für eine fachgemäße Bewertung 
derjenigen wirtfchaftlihen Momente, welche hier in Frage fommen, nicht jo 
groß, dab man nicht bei gutem Willen zu einer billigen und jachgemäßen 
Verftändigung gelangen könnte, foweit es auf die Baufapitalien der Ver— 
gangenheit dabei anfommen wird. Wer die deutfchen Ströme fennt, Tann 
fih wohl ein annäherndes Urteil darüber bilden, welchen Anteil die land- 
wirtfchaftlichen nterefjen bei dem Ausbau eines jeden von ihnen ungefähr 
gehabt haben. 

Die Handhabung des privaten und öffentliden Rechtes nötigt in 
zahlveihen Fällen zu pofitiven Entſcheidungen über die Bemefjung mirt- 
Schaftliher Wertgrößen, deren Abgrenzung nicht rechnungsmäßig feftgeftellt, 
fondern nur ex aequo et bono — in allgemeiner Würdigung gemifjer Grund: 
füge und Gefihtspunfte — jchägungsweife von Fall zu Fall bejtimmt 
werden fann. Ein Beifpiel hierfür aus dem Gebiete des öffentlichen Rechtes 
bietet das Verfahren über die Auseinanderfegung bei der Teilung von Ge 
meindeverbänden. Ein anderes Beifpiel enthält der 8 4 des preußifchen 
KRommunalabgabengejeges vom 14. Juli 1893, welcher in Abj. 3 über bie 
Erhebung von Gebühren beftimmt, daß „wenn einzelne Klafjen von Ge: 
meindeangehörigen auf die Benugung einer Veranftaltung angemwiefen find“, 
unter Berüdfihtigung „des öffentlichen Interefjes, welchem die Veranftaltung 
dient, und der den einzelnen gewährten bejonderen Borteile“ eine „ent: 
fprechende Ermäßigung der Gebührenfäge zugelafen tft.“ Dieſe Geſetzes— 
vorfchrift findet namentlid) au auf fommunale Häfen und fonitige Schiff— 
fahrtsanftalten Anwendung. Es muß bier aljo das Allgemeinintereffe und 
das befondere Intereſſe der Sciffahrtäbeteiligten an der Anftalt zahlen 
mäßig bewertet und gegeneinander abgegrenzt werden, um daraufhin die 
Bemefjung der Gebührenfäge vorzunehmen — eine Yufgabı, die an das 
arbiträre Ermefjen vielleicht feine geringeren Anforderungen itellt.. wie die 
andere Aufgabe der anteiligen Bewertung von Schiffahrtd- und Richtſchiff— 
fahrtsintereffen bei dem Ausbau und der Unterhaltung von Wafferftrafen. 

Soweit die finanziellen Ergebnifje der Wafferftraßen nit denjenigen 
der preußiſchen Staatsbahnen verglichen werden follen, und derartige Ver 
gleihungen werden in den öffentlichen Erörterungen über die Verfehräpolitil 
der preußifchen Regierung häufig beliebt, machen fi die in der Bilanı 
der Waſſerſtraßen vorhandenen Ungenauigkeiten deshalb nicht illzu ungünitis 
fühlbar, weil fie durch ähnlihe Ungenauigkeiten in der "inträgli “ .. 
berehnung der Eifenbahnen einigermaßen aufgewogen werd 1. Denn aud 
das Anlagelapital der Staatsbahnen ift nicht lediglich im eig mtlichen Eiſen 
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bahninterefje aufgewendet; es umfaßt vielmehr bedeutende Nebenleiftungen 
für andere Zwecke, namentlich für foldhe der Zandesverteidigung, der Reichs— 
poft und der Steuerverwaltung!. Dasfelbe gilt von den Betriebafoften der 
Staatseifenbahnen, die unter anderem dur einen der Neichspoft zugute 
fommenden Jahresaufwand von etwa 32 Millionen Mark über das an fi 
erforderliche Maß gefteigert werden. 

Es liegt alfo, wenn man die Selbftfoften- oder Einträglichfeitöberehnung 
von Berfehrsanftalten auf die theoretifhe Ausſcheidung aller nicht dem 
eigentliden Zwede des Unternehmens dienenden Aufwendungen gründen 
will, aud in der Bilanz der Eifenbahnen eine Anzahl von Ungenauigteiten, 
welche das finanzielle Ergebnis ungünftig beeinfluffen. 

Es war notwendig, auf die bei der Aufftellung derartiger Berechnungen 
maßgebenden Grundfäße näher einzugehen, weil in dieſer Beziehung mancherlei 
Zweifel und Meinungsverfchievenheiten obmwalten können; die bier mit- 
geteilten Rechnungsergebniffe wären ohne entſprechende Erläuterung nicht hin- 
reichend verftändlih und der fachlichen Prüfung kaum zugänglid. Außerdem 
mußten gewiſſe Vorbehalte Hinfichtlih der Genauigkeit und Bollftändigfeit 
der ermittelten Zahlen gemacht werden, um etwaigen Mißverftändnifien 
über ihre Bedeutung von vornherein zu begegnen. 

In den nachſtehenden drei Überfichten find die Rechnungsergebniſſe zu- 
jammengeftellt 

A. für regulierte natürliche Wafferftraßen, 

B. für fanalijierte Flüffe und Kanäle, 

C. für ftaatlihe Häfen und 

D. für Gemeinvehäfen und dem öffentlichen Verkehr gewidmete Privat: 

bäfen. 

ı In neuerer Zeit werden zuweilen Reichszufchüfle für die im Intereſſe der 
LZandesverteidigung ausgeführten Eifenbahnbauten gegeben, aber ed merben bei 
weiten. nit alle dem Eifenbahnbau aus militärifhen Gefichtspunften gemachten 
Auflagen dur ſolche Zuſchüſſe abgegolten, und in früherer Zeit — aud) noch nad) 
Errichtung des Deutichen Reihe — mußten alle diefe Auflagen von den Eifen- 
bahnen ohne bejonderes Entgelt übernommen werden. 
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110 037 
238 458 


123 874 


2593 800 


9584 
83 852 


47769 | 


36 083 
275 681 
30 630 


8 327 060 





d2 


Perlön» 


liche 


Mt. 


372 541 


353 850 
18 691 
9051 


4 213 
105 623 


20 717 | 
84 906 | 


65 869 


419 296 
2619 
42 869 
32 672 
10 197 
100 151 


25 537 





2 285 179 


43! 


| dl 
| und d 


Mt. 


187904 
1 830 358 
48 61 
28 2% 


14 9% 
454 118 


130 74 
323 36 


189 78 


3 013 0% 
12 28 
126 721 
80 441 
46 28 
375 83 


56 161 
10 612 239 





8 12. Zufammenfaffung der Berehnungsgrundjäße ulm. 








el 


s Der: 
ehrs⸗ 
‚gaben 


Mt. 


12 626 


‚12 626 


282 | 


6140 


5 228 
912 


‚25 805 | 


6489 
3 064 


"389 826 

















jan, Einnahmen 
im Rechnungsjahte 1905 rn age * 
e2 e 3 Jlaufenden Ausgaben 
an Bei- (Spalte d) ergeben fid) 
trägen, Mie: zuſammen 
ten, Bächten | al fl f 2 
und au | € Über: Fehl: 
fonftigen | und e 2 z ) 
| Nußungen ſchüfſe beträge 
Mt. Mt. Mt. Mt. 
| | 
| | | 
| 43267 | 5808| — 1828181 
| | 
| 43207 | 5588| — 1774460 
Er _ 486671 
| — Bl — 28014 
| 
— = — | .14964 
| 10 535 | 16 675 | 437 443 
1365 | 65% 124 161 
| 9170 0082| — | 313 282 
3410 | 229215] 39472 | * 
159 500 | 1469| — | 2 838 397 
128 1838| — 12.075 
1624 1694| — | 185097 
464 44 — | 7997 
1 160 1100| — | 45 120 
15580 | 2200l — | 353818 
2823 58871 — | 50 280 
' 611078 |100094 | — 


9611 335 


63 —* 
zur vollen | Kapital: 
Dedung ber verzinjung 


eek aus 
ein tell Betriebs⸗ 
DR Rap ai giebd* | Bemertungen 
verzinfung ü 
sing ſqifſen 
Zilgung 
Mt. 0/0 
Anlagekoften 
2683 834 — ſeit 1816 
2625 573 — desgl. ſeit 1816 
58 261 — 
32 396 — 
16 788 — 
788 732 
276 952 — 1816 
511 780 — 1888 
229 923 0,51 
6 300 449 — „18331 
14 742 — 183874 
208 984 
121579 — „1840 
87 405 — 18851 
760 191 — 18349 
81 939 — „1845 
19 149 892 — 
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Lid. 
Nr. 


10 


11 
12 


13 


Bezeichnung 


ber Waflerftraße und 
deren Länge 
in Kilometern 


KanalifierteSaar(31km) 


KHanalifierter Main 
(33 km) . 


Spoyfanal (10 km) . 


Gıns— Habe: ia 
(70 km) . . 


Dortmund—Em3: Kanal 
(250 km). , 


ei * 
(23km) .. 
Ilmenau (28 km) 


—— ——— 
(65,5 km) 


Kanalifierte Saale 

(144 km) 

a) Stanalftrede im 
Reg. : Ber. — 
burg - 

b) Kanalftrede im Be: 
zirk der Elbſtrom— 
bauverwaltung . 


mn. ——— 


(il 
a) —22 Waſer⸗ 
ſtraß en 
b) Übri Maͤrtiſch⸗ 
—I 
ückerkanal (0,35 km) 


Kanalifierte obere Oder 
nebſt Großſchiffahrts— 
wg um Breslau 
(149 km)... . . 


ſtlodnitzkanal (46 km) . 


Anlage: 


fapital, ſoweit 


es mit 
binreichender 
Sicherheit 
ermittelt 


werden konnte, 
bis 1. April 
1906 





ME. 


7087 616 


8 964 570 
562 696 


9 095 770 


71248 973 


3139110 
826 624 


843 558 


7350 502 


5 852 223 


1498 279 
90 257 963 
23 608 404 


66 649 559 
65 450 


24 236 625 
1 120 394 


Jahres⸗ 
zinſen des 
Anlage: 
fapitals 


au 30/0 
und "a Po 
Tilgung 





Mt. 


248 067 


313 760 
19 694 


318 352 


2493 714 


109 869 
28 932 


29 525 


257 268 


204 828 


52 440 
3 159 028 
826 294 


2332 735 
2291 


848 282 
39 214 


IV. Die Bemeſſung der Schiffahrtäabgaben. 


B. Kanalifierte Flüfie 


d 








Laufende Ausgaben 
im Rechnungsjahre 1905 


di 


Säch⸗ 
liche 


Mt. 


92 374 


133 459° 
11 971 | 


53 350 
905 274 


55 383 
19 809 


28 705 


86 515 


19 142 
1112412 
257 886 
854 526 


105 657 
| 


642 654 
36 661 | 


d2 


Perjön: 
liche 


Mt. 


35 808 


26 798 
4 170 


26 968 
220 655 


32 326 
12 250 


28 126. 


75 908 


67 957 


7951 
799 449 
161 932 


637 517 
3071 


225 778 
47 985 


I d3 


Spalte 
di 
und d 2 


ME. 


128 18 





160 251 
16 141 


80 318 


1 125 929 


81 714 
32 05° 


56 831 





181 565 


154 47: 


270% 


1911 861 
41901: 


1492 04: 
4 866 


868 48 
84 646 


$ 12. Zuſammenfaſſung der Berehnungsgrundfäge ufw. 


und Kanäle. 





e 


Einnahmen 
im Rechnungsjahre 1905 
el e2 
an Bei: 





an Ber: iträgen, Mie:| zufammen 





Be 


. ten, Pächten) Spalte 
— und aus el 
fonftigen | und e 2 
Nutzungen 

Mt. Mt. ME. 
34 215 5258 39 473 
138 876 4749 143 625 
9 sa 190 9 765 
6 700 1734 14 434 
378 376 49 827 428 203 
20 354 2291 22 645 
768 344 1112 
752 397 1149 
30 161 3 902 34 063 
19 428 3 463 22 891 
10 733 439 11 172 
3729518: 213011 | 3942529 
897 963| 137280 | 1035 243 
28315551 75731 | 2907 286 
11 009 — 11009 
492507) 29478 521 985 
20 707 4 284 24 991 


Durch Bergleich der] Es fehlen 
Einnahmen mit den zur vollen 
laufenden Ausgaben | Dedung der 
(Spalte d) ergeben fich | Selbftfoften, 

u RR einſchließlich 


der Kapital⸗ 
Über: Fehl⸗ — 
ſchüſſe beträge 


ME. 


um 
Tilgung 
ME. 





PER 83 7090| 386 776 

— 16632] 330 392 

* 6376 26 070 

— 65884] 384 286 

— | 697726] 3191440 

= 65 069| 174.938 

= 30 947 59 879 
= 55 682 85 207 

— 147502| 404 770 

* 1315811 386 409 

— 1.1592 68 361 
20068 — 1 128 360 
615 425 = 210 869 
1415 243 = 917492 
6040 — (+ 3749) 

— 346 447| 1194 729 

er 59655 98 869 


265 


Kapital: 
verzinfung 
aus 
— Bemerkungen 


ichüflen 


0%o 


2,29 
2,61 


2,13 
9,23 


266 IV. Die Bemeffung der Schiffahrtsabgaben. 








— — — F T r 




























































































Anlaae: Laufende Ausgaben 
fapital, joweit| Jabres- im Rechnungiahre 1905 
ß es mit zinjen des di i d2 d3 
Bezeichnung binreichender | Anlage: 
gb. ber Waſſerſtraße und Sicherheit tapitals 
Nr. deren Länge — au a „| Eid: Perſon⸗ IE 
in Kilometern pH T April am liche liche und d 2 
1906 
Mt. Dit. Mt. m Mi. 
14 | Bromberger Kanal und 
tanalifierte untere Rebe 
Fe 2 547 468 89 161 188 871 56 273 245 144 
15 |Sanalifierte Brahe 
(13km) . .. .- 2811 000 98 385 42 749 16 885 59 634 
16 |Kanalifierte obere Nebe 
(105 km). . - . . 3 963 329 138 892 54498 , 30306 84 304 
17 Bar Aa hr 
..| 1118200 | 39137 | 55087 | 11606 | 66 673 
18 — — und 
— —— 
(37 km) . 2 764 560 96 760 16715 7310 24 025 
19 a baren Roma 
(134 5 766 667 201 833 114 700 60 2 174 945 
20 






a, : Waffer- 
ftraße (68 km). . . 3 638 580 127 350 60 952 30 ei 91 289 


Se teten 


insgeſamt 2431,85 km 


| 

l 

ber Gruppe B 247414655 1 8659514 | 3733 164 | 1752 254 | 5485 418 
rund 2432,— , 


5 12. Bufammenfafjung der Berehnungsgrundfäße ufm. 


































































Einnahmen 
. j Durch Vergleich der| Es fehlen 
im Rediuungsjaßre 1906 Einnahmen mit den | zur vollen | Kapital: 
el | e2 | e»3 Jlaufenden Ausgaben | Dedung der verzinfung 
| an Bei— (Spalte d) ergeben fich |< aus 
trägen, Mie⸗ zufammen 
on Der em Bächten| Spalte | f 1 | 22 Per Aaplal|” über 
abgaben | und aus el Über: Fehl: ion 8 ſchüſſen 
jonſtigen und e 2 ihüffe | beträge 
Nubungen Tilgung 
ME. ME. ME. ME. Mt. Mt. 0/0 
229 608 7552 237 160 — 7984 97 145 — 
204 148 2 453 206 601] 146 967 — (+ 48 582) 9,23 
18 259 460 18 719 — 66 085 204 977 — 
9854 1934 11 788 — 54 885 94 022 — 
2, 25 | 30 166)1 Ku — 90619 | 0,22 
10 698 7438 18 136 156 809 358 642 — 
91803| 6700 88602) 738 | — 120037 | 0,2 
| 
;465 209) 350946 |5816 155 — 8328777 | 0,13 





330 737 


Bemerkungen 


ad. 
Nr. 


>> 0 10 Or DD — 


268 


Hafenanlagen zu 


Ruhrort . 


MWeibenthurm . 
Braubach 
Emden 
Norderney 
Norddeich 
Geeſtemünde 
Harburg 
Sdulau . 
Brunshauſen 
Glücksſtadte. 
Huſum 
Zönning . : 
yriedrichftabt . 
Muntmarich 
Rendsburg . 
Sapnik . ; 
StetinSiinemünbe 
Eder Beten. mit 
luß ber 
—— in 
münbe . 
Kolberg . : 
Rügenwaldermünbe } 
Stolpmünbe 
Brahemünde 
Danzig Reufahrwafier 
Dela . . -» 
Pillau einſchließlich des 


Königsberger See: 
fanala und der unteren 
Pregelftrede . 5 
Memel . 
Schmelz . 


— 


bis 1. April 
1906 





21 404 267 


58 000 

42 400 

18 104 998 
1358 920 
1838 660 
18 970 074 
6 865 814 
189 002 
283 464 
1590 000 
900 000 
363 394 
378 000 
199 053 
297 374 

1 802 300 


26 708 008 
2 735 626 
4 162 492 
4 770 217 

10 529 076 

195 836 


25 035 700 
11 056 240 
267 947 


und !/e0/o 
Tilgung 


Das Anlage 
fapital war 
bis auf 


2 964 310 
ME, getilgt!, 


2.030 
1484 
633 675 
47 562 
64 353 
663 952 
240 303 
6615 
9921 
59 650 
31500 
12 719 
13 230 
6 367 
10 408 
63 098 


934 780 
95 747 
166 687 
166 958 
368 518 
6 854 


876 250 
386 968 
9 378 


IV. Die Berehnung der Schiffahrtsabgaben. 


C. Staati 


d 





Zaufende Ausgaben 
im Rechnungsjahre 1905 


di 


Sächliche 


376 425 


20412 


449 076 
68 710 
81 628 

130 404 


321 005 


608 556 
328 896 


d2 


Perjönlide 


73 211 


275 604 
22 614 
15 476 
35 870 


mon 


77 749 


174 578 
71134 


— 











d3 


Spalte d 
und di 


449 638 


135 
25% 
439 08! 
2340 
26 17: 
433 76 
301238 
571 
10%: 
4775 
38 10 
1715 
742 
1107 
58 
2341 


724 68 
913 
9710 

166 27 
42 86 

398 75 

44i 


783 13 
400 0 
19 











527263 | 15528 
107013) 5954 
1477| — 


942 791 
112 967 — 
1 477 — 


240 349 
287 063 


4S1 








$ 12. Zufammenfaffung der Berehnungsgrundfäge ufm. 269 
äfen. 
e | f £ | h i 
Einnahmen Durch WVergleih der | €# fehlen 
im Rehnungsjahre 1905 —— mit ben Be gen 
} F laufenden Ausgaben eaung ber itals 
> * * (Spalte d) ergeben [Selöfttoften, — 
en —* | ’ ſich einſchlleß⸗ aut 
rägen, Diie= | zuſammen lid ber 5 
—* ‚ten, Puchten Spalte f1 ft 2 Kapitals überkhnffen tn 
abgaben | und aus | 81 J verzinſung 
ı Tonfttgen und e 2 überihüfle | Fehlbeträge und 
| Augungen Tilgung 
Mt, DE, SE. DE, af, nt. 0/5 
| 
955017 | 386791 |1341808| geeıa | — 4,17 
ı Diefe find aus Ins 
2 em or 2 909 Ar 00 feibemitteln entnoms= 
3 573 — 35 73 2 219 | u (+ 1891 3,82 men und bis jest noch 
3486 880 4 366 1 803 (+ 319) | 4,25 nit verzinit, 
14796 | 81369 236 165 - | 202 016 836 591 — 
19249 | 194 19 443 — 3965 51527 — 
1922 85 2007 — 24 168 88 521 — 
236 685 | 129 986 366 671 — 67094 | 731046 — 
85606 | 157 678 243 284 — 57996 298 299 — 
1135 SS 1 223 4 487 11 102 — 
3084 100 | 3184 J 7758 17679 — 
9940 1 732 11 672 36 085 91 735 - 
6555 388 | 6 943 31 163 62 669 
1852 100 | 1921 — 15 202 27 921 
3524 346 3870 — 3553 16 783 — 
9826 501 10371 — | 744 zul - 
9307 2 365 11 672 3829 | — 4579 1,96 
50 057 1186 !' 51243] 27829 | - 35269] 1,54 
| | 
| 
‚101 987 9736 |1111723]| 3837043 547737) 1,45 
10.589 | 3834 10 973 — 80 351 176 098 = 
5278 | 155 6 028 — 91076 257 763 

24 967 1338 26 305 J ' 139969 | 306 927 — 

56 292 2418 >8 110 15 850 — (+ 15 850 — Die alte Hafen» 
Pete 2. u —— RE : anlane, von ber Bromes 
363 842 43 955 407 800 9046 = 339472] 0,09 berger Hafen » Aftten« 

210 es 210 u 4961 11115 x aetelichaft erbaut, iſt 


toftenlos auf den Staat 
übergegangen. 


I 116 593 
674 031 — 


9859 — 








270 IV. Die Bemeſſung der Sciffahrtsabgaben. 
D. fommunale und 
Überficht über die Rentabilität der fommunalen und privaten 
Bemerkung: Die Angaben in Spalte b enthalte 
a Ir ⸗ a 
Zaufende Ausgaben 
re — im Rechnungsjahre 1904 
binreichender 353. dı I de | ds 
AN Sicherheit Anlage 
Sr. Hafenanlagen gu hg ee tapttals — 
is ort | MT Saquice | Perföntige | aan 
1905 
Mt. Mt. Mt. m. | me 
1 [Duisburg 13.000.000 | 358,276 > | 86694 
2 INDüfleldorf 11 428 774 .. — — 441 6% 
en ’0) 
z Neuß. . ... 2412 613 77 369 er = 9957 
4 (Mülheim a. Rh. . 1 242 301 48 058 — — 9284 
5 Cöln....—. 15 326 290 5336 420 — — 1336 654 
6 Bonn .. 642 000 22 470 — — 10 559 
7 | 2allendar 38 931 : = — — 4 537 
190 
8 Coblenz . 1 200 000 42 000 — — 26 782 
9 Frankfurt a. M.— — Hafen 
und ————— 10060 456 288 205 — — 641 463 
10 JLeer . . 1 794 390 62 304 — — 11 738 
11 | Weener 25613 1024 — — 165 
12 | Papenburg . 695 564 2 750 — — 6 6 
fa da 
1a 0) 
13 Münfter . 1 585 750 59 466 — = 56 879 
(39/4 %0) 
14 | Dortmund . 5 227 554 183 202 — — 184 921 
(3,5+ 
4%) 
15 |[Xebe 28 000 1030 — — 11 
(3,68 %/0) 
16 | Blumenthal 2 395 — — — 24 
17 Rönnebed 18 250 730 — — 105 
(4 90) 
18 | Semelingen . 505 500 2 oe — — 3881 
(4 Wo 
19 | Rinteln, — 138 921 4 862 — — 1905 
20 ISameln . . .. 278 145 10 508 — — 5349 
(3.4 %0) 
21 IStade. 339 120 13 — — 2261 
(t%o 
22 Elmshorn, Privathafen 43 580 1525 — — 10) 
23 Elmshorn, oh Da 197 254 6 960 — — 256 
24 Itzehoe . . 227 119 3443 — — 8 
(3,7 %) 
25 | Pellworm 5581 223 — — 166? 
(4 9%) 
26 | Habersleben 367 862 14 026 — — 778 


(3,81 %o) 
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sivate Häfen. 


ifen, für deren Benugung Abgaben erhoben werden. 
e wirklich inveftierten Anlagefapitalien. 




















Einnahm Durch Bergleih ber Es fehlen 

































im —— 1904 Einnahmen mit ben zur vollen 
41 | e2 e3 laufenden Ausgaben | Dedtung der 
(Spalte di ergeben Selbjt« 
1,08 Beis fig foften 8 
an trägen, Mie⸗ zufammen in *. ſebs⸗ Bemerkungen 
f einſchließ Betriebs 
\ertegrg- |tem, reg Spalte j f2 (ih der | überfhüfien 
ıbgaben und el Rapital- 





en und e 2 
' Nugungen 


Überfhüffe Fehlbeträge yerzinfung 
Mt, | me. | mt, 


mt. 









Mt, 














— 310921 23365 _ — 6,35 


— = 1670638] 803654 — Er 6,18 
— ae 850 915 | 409 228 = Br 3,58 
— = 63 1551 53 188 — 24171 2,20 
AR = 158961| 66 iis — 2 5,32 
= = 1624 984| 88330 — 248 090 1,88 
= — 18 271 1121 — 14 758 1,20 
* = 6.691 214 — = 5,53 
— = 7355 Br — 21 429 171 
= = 731814] 90346 — 197 859 0,90 
= — 18 890 7112| — 55 651 0,39 
ee 3 168 1501 — _ rd! 6,0 
— a 1702] 1042| — 13 308 1,50 
_ — 95 049 38170 — 21 296 2,41 Auferbem 9600 Mt. 
— Erneuerungs⸗ 
= — 310364| 125443 — 57 760 ag ee 
= = 301 290 | — — 1,04 
= = 15 > — 1,07 
= F 383 278 1 — er 1,52 
_ — 4879  — — 0,19 
= = 2.687 2 — 4080 | 0,6 
— — | 878 Baus — 7094 1,22 
_ — 4651 238841 — = 0,70 
— = 1 366 1266 — 259 | 2,90 
_ — 12 017 9422| — na 42 
— * 18 216 94 — er 4,4 
— RR ii — 555 778 — 
1} 
I 





272 IV. Die Bemeffung der Schiffahrtsabgaben. 





& b ce d 
Laufende Ausgaben 
— — Jahres im Rechnungsjahre 1905 
binreihendes | zinien de# 41 d2 | ds 
afenanlagen zu —* 
* — — Saglige verſonliche ine; 
1905 
Mt. Mt. Mt. Mt. Mt. 
27 ISondrburg . .. . 48 277 1810 — 10 113 
(3/4 ®/o) 
28 JDüwg . . 2 2.0. 16 000 720 — — 256 
(41/20/0) 
29 JApenrade . .». ... 121 648 4 562 — — 968 
(3400) 
30 een a a er 433 617 15 586 — — 60 083 
31 appeln...... 33 300 1436 — — 2791 
(8%/4%0) 
32 IGdernförde . . .» . . 32 000 1280 — — 2 983 
(4%) 
33 (Schlewia . :» 2... 189 000 7127 _ — 4692 
(3%/ 49/6) 
34 Rendsburg, Kreishafen 264 594 922 — — 785 
(3/4%/0) 
35 KRREL- 4... 4-8. 1 229 626 49 185 — — 138 486 
(4%o) 
36 INReufed . » 2 2... 11 944 478 — — 268 
37 INeuftadt. . .» 2... 84 632 3385 — — 9220 
(4%0) 
38 a Neuftäbdter * 
7955690 | 318227 a — 436 3% 
39 | Aten, ftädtiiche Ufer: und 
Ladeplätze 40 480 1619 — — 1265 
(40) 
40 Halle, Schaafiche Lade— 
und Umfchlagftelle . 30 000 1500 — — 300 
600) 
41 | Wittenberge, 
a) ftädt sicher Padhof . 37 500 1312 — — 6378 
b) ftädbtiihe Hafen: 
anlagen - . .» . 130 000 4 550 — — 2431 
42 Brandenburg - . .» . 52 270 1828 — — 58 
— — —— — — 
43 IPotdam ....,.. 67 900 2396 Diefe Koften trägt der Pächter 
44 (Spandau . : 710 310 24 860 — — 2458 
45 | Berlin, Urbanhafen . «1 2207 902 77 277 — — 1895 
46 [Charlottenburg . . . 294 037 10 291 — = 8957 
47 Rixdorf. .» 2... 373 650 13 077 — _ 8700 
43 [Stralfund . . .. . 929 520 37180 — — 26 117 
(490) 
49 IHarmen . - 2 2... 49 001 1 764 — — 1626 
(3,6 %o) 
50 [Greifswald . - . . .| 1337302 53 492 — — 10 7% 
(40 0) 


51 Wolgaflt . . . .. . 293 980 10 298 — — 6642 
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Es fehlen 
sur vollen 
Dedung ber Rapital- 


Einnahmen Durh Vergleih ber 
im Rehnungsjahre 1905 &innahmen mit ben 
laufenden Ausgaben 














el e2 | e8 = 
t aan Sie ufammen mn no en “eimalige Br 
ragen, „1; f ⸗ 
—F Pägten| Spalte fı r2 Ropttal- —* ei ne 
abgaben | md aus el verzinfung 
fonftigen und e 2 | Überichüfle | Fehlbeträge und 
Nugungen Tilgung 
Me. Mt. Mt. m. ne, Oo 
_ _ Ti 11.073 60 — 850 1,9 
* = J 14 | — = — 
= = 18308 | 86% | — ar 7,9 
= — 104414 | 44326 | _ _ 9,8 
we = 4264 | 1467 ⸗ er 3,83 
— — 1.963 | 668 | _ — 20,75 
— — J1895] 8200 — * 4,4 
| 
en _ | 7355| 6570 — 3352 2,5 
_ — 199883 | 6137 | — — 5— 
— — 3401 708 = — 6,1 
== _ 16564 | 734 zu a5 8,7 
AR — 512163 | 75 767 | — 11242 460 0,95 
— = 269 | 134 | — 255 3,36 
= — | 0 320 — 1124 1,85 
en _ 7879 | 1501 en — 4,— 
= — 3891 | 1460 — 3.090 1,12 
== — 136 3 — 1745 0,15 
>= = 3200 | 320 | — — 471 
(Bat) | 

* — 6 | A — 20 646 0,59 
— _ 32001 | 13026 | — 64 251 0,59 
en — 37712 | 28755 eu — 9,77 
= — 17700 | 9000 = 4 077 2,4 
— — 45260 | 19143 — 18037 | w.2,— 
= = 5026 | 3400 | = = 7,48 
— —— 241750 | 100 — | 3948| 10 
- — 121800 | 6358| — 3931 2,16 


Schriften OXV. — Zweiter und dritter Zeil. 18 


IV. Die Bemeflung der Sciffahrtdabgaben. 


EN = 


Laufende Ausgaben 





Malagetopita im Redhnungsjahre 1904 
hinreichender ler ha dı ı d2 | ds 
Erb Sicherheit Anlage: 
nr. Hafenanlagen zu a ee tapitals Spalte di 
Bi | | Südliche | Berfönlige | und d 2 
1905 
Mt. ME. Me. Me, Mt. 
52 JÜdermünde . 196 977 7879 — | — 11 129 
(4%) | 
53 Wollin 8 000 260 — | — 3554 
(83V %Yo) 
54 |6Stettin . 21 351 780 | 854 071 — | — 1 224 540 
(4%) 
55 | Greifenhagen 62 000 2480 — — 2313 
(4 00) | 
56 1Schwet a. OD. . . 66 000 2310 — — 611 
57 Küſtrin a. d. Ober . . — — — — 1205 
a. d. Warthe . — — — — 1300 
58 Frankfurt a. O.. 270 800 9478 — — 7025 
59 Fürftenberg a. a Boll 
WER... 3118 109 — — 143 
60 Neuſalz a. ©... . 469350 | 16352 — — 24388 
(3,48 00) 
61 IKübhen . 5 600 196 — — | 193 
62 Breslau . 7217500 | 252612 — — 291 596 
63 Poſen 1 857 000 12% 20 — — | 27480 
(3,89 0/0 
64 | Bromberg, Schle 4 
Dan t. 432200 |- 16 677 — — 80 546 
65 Drag: oe 1 227.000 Der größte Teil des Anlagelapitals ift vom Staat 
66 | Toltem 119 000 
67 


— Siabiſcher 
Aſchhof 


388 500 


13 597 











| — | 7784 
| 
| | 


In den vier Überfichten A bis D find weder die See- und Binnenmwafler- 


ftraßen no die See» und Binnenhäfen als gejonderte Gruppen behandelt, 
entfprechend der im erjten Bande vertretenen Auffafjung, daß ein verfchievener 
Nechtözuftand für See- und Binnenfghiffahrt nicht befteht. Die Längen der 
Wafferftragen find in den Überfihten A und B durch Halbierung der Ufer- 
längen berechnet; das mußte gejchehen, weil vielfah die Grenzen von 
Staaten durch Waſſerſtraßen gebildet werden. 

In der Überfiht B find diejenigen regulierten natürlichen Wafjer- 


el 


an 
Verkehrs⸗ 
abgaben 


ME. 


Bea 


1 


$ 12. Zufammenfaffung der Berehnungsgrundfäße ufm. 


Ginnahmen 
im Recdhnungsjahre 1904 


2 


an Beis 


trägen 


Mie 


ten, Rächten 
unb 


nb aus 


—— 


utzungen 
Mt. 


II 


| 


| 
| 


| 
| 


e3 
zulammen 
palte 
el 
und e 2 
Mt. 
12 093 
3565 
1 625 028 
5314 
3981 
1 107 
1553 
10 398 


141 


21 778 
393 
281 376 
59 736 


67637 









f1 f2 ch ber 
Überfiüffe Fehlbetrãge Kantate 





Mi. 


964 
11 


400 488 
3 001 
3 370 


253 
3373 


200 


32 256 


Durch Vergleich ber 
Einnahmen mit ben 
laufenden Ausgaben 
(Spalte — 


12 909 











40 024 


29 786 


Es fehlen 
ur bollen 
Kapital⸗ 

berginfung 


au 
Betrie bs⸗ 
überſchüſſen 
















o 
0,48 
0,13 
1,87 
4,84 
5,1 


1,24 


3!/a 
1,73 


bergegeben. In —— Hi; * Staat bei ben Unterhaltungskoſten mit jährlich 73000 Mt. 
eteiligt. 


— | 29 788 





22 004 








5,66 
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Bemerkungen 


Im Liegehafen 
Fürftenberger See) 
nd im Jahre 1904 mit 

Afidt auf bie Not⸗ 
lage der Schiffer Ab- 
gaben nicht erhoben 
mworben. 


Die ftäbt. Hafen- 
anlagen finb in ben 
legten Jahren ausge- 
baut worden, ein neuer 
Tarif ift am 1. Zult 
1905 in Kraft getreten. 


jtraßen, melde einen Beftandteil zufammenhängender Wafjerftraßeniyiteme 
bilden, miteinbegriffen. Das gilt insbejondere von der regulierten Deime; 
fie gehört zu der unter B 20 aufgeführten Pregel— Memel-Wafjerftrage, 
welche in ihrer nördlichen Fortfegung aus dem Großen Friedrichsgraben, 
dem Sedenburger Kanal und der begradigten Gilge beiteht. 
Die Überfiht D beruht auf den eigenen Angaben der Gemeinde- 
verwaltungen ; es ift deshalb möglich, daß Hier die Berechnungen nicht überall 
nah ganz gleihmäßigen Grundſätzen durchgeführt worden find. 
18* 
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Die Zufammenftellungen der Waflerftraßen enthalten nicht alle tat- 
fählih vorhandenen Schiffahrtswege und nicht die Gefamtheit der wirklich 
aufgewendeten Wafferbaufojten, wenn aud der unberüdjichtigt gebliebene 
Anteil verhältnismäßig unbedeutend iſt. Es fehlen unter den regulierten 
Flüffen zum Beifpiel die Sauer und die Leine, unter den teilweife fanali- 
fierten die Zahn, Lippe und Ruhr, unter den Kanälen faſt alle norb- 
bannoverfhen Moorkanäle, weil fie für die Schiffahrt im ganzen, für die 
Güterbemegung auf den deutſchen Wafferftraßen, entweder überhaupt nicht 
mehr in Betraht fommen oder nur noch in ganz unbedeutendem Maße 
benußt werden. ‘Ferner find die Küftenfahrwafler in den Bodden, Watten 
und Haffen nicht berüdfichtigt. 

Unter den Seewafferitraßen fehlen diejenigen über das Stettiner und 
frifche Haff, weil die hierfür gemachten Aufwendungen bis vor furzer Zeit 
einen integrierenden Beftandteil der Ausgaben für die Seehäfen Swinemünde 
und Pillau gebildet haben. Erft nad den legten Vertiefungsarbeiten, welche 
unter Ertragsbürgfhaft der Kaufmannſchaften in Stettin und Königsberg 
ausgeführt wurden, ift über die Koften diefer Arbeiten und über die auß 
den vertieften Fahrrinnen erzielten Einnahmen eine befondere Buchführung 
eingerichtet worden. 

Die Fahrrinne über das Stettiner Haff hat feit 1895 einen Kapital- 
aufwand von 5700000 ME. und einen Mehraufwand für Unterhaltung 
von 178000 ME. verurfacht, fo daß einjchlieglich der Verzinfung mit 3/a 
vom Hundert eine Sahresausgabe von 377000 ME. zu deden ift, der 
eine tatfächlihe Einnahme von 362536 Mf. im letzten Jahre gegenüber- 
jtand. 

Die Fahrrinne über das frifhe Haff, der fogenannte Königsberger 
Seefanal, fojtete 11 617 000 ME., die einen Zinfenaufmwand von 406 595 Mt. 
bedingen. Dazu treten die Mehrkoften der Unterhaltung mit 174000 Mk., 
fo daß im ganzen eine Belajtung der Staatskaffe in Höhe von 580 000 ME. 
vorliegt, der eine Einnahme von zulegt 285 000 ME. gegenüberjtand !. 

In der vorftehenden Überficht C find die beiden Seewafferftraßen mit 
den Häfen Smwinemünde und Pillau als mwirtfchaftlihe Einheit behandelt. 

Der Kaifer Wilhelmlanal ift hier wegen feiner gleichzeitigen Wid— 
mung für militärifhe Zwecke nicht mitbehandelt, abgefehen davon, daß 

! Das Anlagekapital beider Waflerftraken ift Hier nur mit 3”/a prozentigen 
Annuitäten berüdfichtigt, um die äußere Vergleichbarkeit der Zahlen mit denjenigen 
in ben vorjtehenden Nachweiſungen A und B zu wahren. Tatlächli haben die 
beiden Kaufmannſchaften in Stettin und Königsberg 3/2 %o Zinfen und Yz%o Tilgung 
für entſprechende Kapitalanteile verbürgt. 
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er auch nicht eigentlih — im Sinne der Finanzierung — als preußifche Waſſer— 
ftraße gelten fann. Dasjelbe gilt von den Seewaflerftraßen ver Unterelbe 
und Unterwejer, von melden die erftere durch Hamburg, die legtere durch 
Bremen ausgebaut und unterhalten wird. Für diefe Zmede hat Hamburg 
feit 1859 etwa 62 und Bremen etwa 61 Millionen ME. ausgegeben. 

Bon Lübed find für die Regulierung der Trave zwifchen der Stadt und 
dem Meere feit 1850 etwa 9 Millionen ME. aufgewendet worden. 

Die Anlagekoften für die preußifchen Wafferftraßen find in der Literatur 
bisher regelmäßig bedeutend höher angenommen worden als fie in den vor: 
ftehenden Zahlenüberjichten berechnet find. Das beruht wahrfcheinlich darauf, 
daß die fämtlichen wirklich geleifteten Ausgaben der Vergangenheit zufammen- 
gezählt wurden, ohne Nüdficht Darauf, ob fie zur Erhaltung des jemweilig 
bejtehenden Zuitandes oder zu feiner Verbefjerung dienten. Die hier an- 
gegebenen Kapitalwerte enthalten nur den letzteren Teil der Baraufwendungen. 
Ein gewiſſes Maß von Unterhaltungsfoften, und zwar ein recht erhebliches, 
hätte auf die großen Ströme auch dann verwendet werden müſſen, wenn 
fie nicht gleichzeitig ald Wafferftraßen gedient hätten; welcher Teil dieſer 
Koften von den Uferbefigern und vom Staate aufgebracht wurde, läßt fich 
freilih nicht mehr feftitellen. Anderſeits müſſen bedeutende Summen 
alljährlih zur Unterhaltung folder Baumwerfe und Anftalten ausgegeben 
werben, welche ausfchließlih dem Sciffahrtöinterefje dienen. 

Die Summe der Unterhaltungsfoften wird in der Regel zu niedrig 
angenommen, weil nur die ſächlichen Ausgaben in Rechnung geftellt zu 
werden pflegen, während die Gehälter, Ruhegehälter, Witwen: und MWaifen- 
verforgungen unberüdjichtigt bleiben. Inſofern find namentlih auch die 
in den Sahreöberichten der Zentrallommiffion für die Rheinſchiffahrt mit- 
geteilten Zahlen für Preußen unvolljtändig. 

Um auf Grund des Zahlenmateriald, welches in den vorjtehenden 
Überfichten zufammengeftellt ift, die wirkliche Selbjtloftengrenze für jede 
Mafferftraße oder Wafferftraßengruppe zu finden, müßten bei dem Anlage- 
fapital und bei den Unterhaltungsfoften derjenigen Waſſerſtraßen, melde 
nicht lediglich dem Schiffahrtsinterefje dienen, entſprechende Abzüge gemacht, 
hiernach die jährlichen Aufwendungen bejtimmt und deren Eumme durch 
die Zahl der gefahrenen Tonnenkilometer geteilt werden; der fo ermittelte 
Einheitsfag wäre im Sinne des Artikel 54 der Reichsverfaſſung rechtlich 
zuläffig. 

Eine derartige Ermittelung iſt im Jahre 1901 auf Wunſch der 
Rommiffion, melde das damals zum zweiten Male vorgelegte Wafferitraßen- 
gejeg zu beraten hatte, nad vorheriger Berftändigung über die ad hoc 
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beliebten Vorausfegungen, Mafftäbe und Grenzen von der Regierung auf: 
geftellt worben. Es wurden die umftehenden Überfichten, melde fpäter zu 
vielen Irrtümern und Mißverftändniffen Anlaß gegeben haben, der Kommilfion 
vorgelegt. 

Diefe Überfichten können, wie bei ihrer Vorlegung ausdrüdlich bemerkt 
wurde, feinen Anfpruh auf Vollftändigkeit und Genauigkeit maden und 
nur ein fehr ungefähres Bild der Sadlage geben. Sie mußten in fehr 
furzer Frift aus dem ummittelbar verfügbaren Marterial, unter Verzicht- 
leiftung auf weitere Nachforſchungen, zum Zwecke einer vorläufigen und an- 
nähernden Unterrichtung aufgeftellt werden. Man war übereingefommen, ſich 
mit diefem Material einftweilen zu begnügen. 

Darüber, daß die Berehnungsgrundlagen der Nachprüfung und Er- 
gänzung bebürften, wenn es fich fpäter einmal um die Aufjtelung von 
Tarifen handeln follte, beitand fein Zweifel. Insbeſondere war es von 
vornherein Kar, daß die paufchale Annahme, wonad bei allen Strömen die 
Hälfte der Baufoften im Sciffahrtsinterefje aufgewendet fein jollte, der Be- 
richtigung bedurfte; denn tatfächlich ift der Anteil der Schiffahrt an diefen 
Aufwendungen individuell fehr verfchieden, teils größer, teild geringer ala 


I. Überfiht der Abgabenfäte, die auf den widtigeren 
um außer Dedung der laufenden Unterhbaltungs- und 
der Anlagefoften 











































Herſtellungs⸗ | Se progentige Unter äbrliche 
und Verzinjung haltungs⸗ eiamt- 
Side Regulierungs: | und Tilgung und ausgabe 
Nr, | Pereihnung ber Wafferftraße toften (1866 er Betriebd- | (Zpalte 4 
® bis einſchl. — koſten für und 5 
1897/98) (Sp. 8 1897/98 








Mt. Mt. Mt. 
Rhein . » » 2 =. .754 17000 000 595 000 11235000] 1830 000 
Moiel . . j 1 250 000 44 000 214 000] 258 000 
Weſer abwärts bie Bremen 4 180 000 146 000 537000] 683 000 
Elbe abwärts bis zur 

Seevemündung . . . | 11015 000 386 000 11514000] 1 900 000 
Oder abwärts bis Schwedt 

ausſchl. der — 11 790 000 413000 [1560 000 | 1 973 000 
Warthe . j 3 150 000 110 000 >42 000] 652 000 
Meichfel und Rogat 1 10990 000 385 000 51991 000] 2376 000 
Memel . . . — 6 310 000 221000 312000] 533 000 


Sumına 65 685 000 2 300 000 17.905 000 |10 205 000 





nn vr OD 


$ 12. BZufamenfafjung der Berehnungsgrundfäge ufw. 279 


die Hälfte. Ebenſowenig follte der Frage, wie weit das Anlagefapital rüd- 
wärts zu berechnen jei, und ob die Unterhaltungsfoften ganz oder teilmeife 
und gegebenenfall® mit melden Anteilen der Schiffahrt zur Laſt gelegt 
werden müßten, irgendwie durch diefe Aufitellung vorgegriffen werden. Sie 
dürfte aber doch für den preußifchen Anteil des Rheines der Wirklichkeit 
im tonnenfilometrifhen Ergebnis ungefähr entſprechen. Es wurden im 
Sahre 1905 auf dieſer Stromftrede 5379000000 t km gefahren, die bei 
einer Durchſchnittsabgabe von 0,04 Pfg. eine Einnahme von 2151600 Mt. 
gebraht hätten. Dazu kommt die ſchon vorhandene Einnahme von 
218000 ME., fo daß im Ganzen 2369600 Mf. auffommen würden, Diefer 
Betrag reicht aus, um reichlich ®/s des Anlagefapital3 von rund 53 Millionen 
Mark zu verzinfen — freilih nicht bei dem heutigen Stande der Staatd- 
anleihen — und einen gleich großen Anteil der laufenden Unterhaltungs- 
foften zu deden. Wenn drei PVierteile der Strombaufoften des Rheins auf 
Scdiffahrtsinterefjen gerechnet werden, fo wird das der Lage des Stromes 
in einem Gebirgstale zwijchen Rüdesheim und Bonn, den früheren Strom- 
bauleiftungen der Grundbefiger und dem Umftande, daß die Landwirtfchaft 
von den Strombauten zwiſchen Biebrih und Rüdesheim menig pofitive 
Förderung gehabt hat, ungefähr entjprechen. 


verbeffjerten natürliden Flußläufen erhoben werden müßten, 
Betriebsfoften eine 3Ueprozgentige Verzinfung und Tilgung 
zu erzielen. 




















7 I: 87 9 | oo | 11 
Sahreseinnahme — 
von Verkehrs⸗ Alſo Mehr: Zur —— 
abgaben (für Bes ausgabe * “ 12 
ei Ale jährlig Tonnen- Spalte 8 if 
Sicerbeitshäfen, (Sp. 6 filometer in | Fire oı ß Bemerkungen 
Schiffbrüden abzüglich 1898 aljo von 
u. dal.) Sp. 7) * I tkm auf» 
file 1897/98 — zubringen 
Mt. Mi. Pfg. 
142 000 1 688 000 | 4 045 000 000 | 0,04 In Spalte 3 find nur 50 % ber 
958000 6 000 000 43 wirtlihen Anlagekoſten jeit 18966 be⸗ 
BI _—, . + rüdftchtigt, von ben anderen 50 %/o 
15 000 668 000 109 000 000 0,6 wirb angenommen, daß fie für 
anbere als Schiffahrtszwecke nüsltch 
95( 205 2 475 N) verwendet find, Dafür find aud 
BR 1 805 000 | 2 475 000 000 04 die Einnahmen aus bem, ber Kegel 
nah burh mwaflerbaulide Maf- 
125 000 1 848 000 751 000 000 0,2 regeln —— —— nicht 
500 347 8 7 von ben Ausgaben abgezogen. 
on 647 000 8 00 DU 4 An Spalte 5 iſt die Penſions— 
37 000 23390001 175 000 000 1,3 ta Tr die Weamten nidt berid- 
— 533000] 1120000001 0,5 fichtigt. 
— —— — — — — — — — — — — 77,11 — — 


419 000 | 9786 000 | 7 761 000 000 | 0,13 | 
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N. Überfidt der Abgabenſätze, die auf den widtigeren Kanälen 
Dedung der laufenden Unterhaltungs: und Betriebsfoften ein: 











—1 2 j 3 4 5 EEE 57 
Herſiellungs-3/2prozentige] Jährliche S566 ' u 
Bezeichnung und Verzinſung Unter: zer —2 
gi | \ Requlierungs|und Tilgung | haltung: — on 
9 z der koſten der und (Spalten Verkehrs 
AL. ve e bis einichl. | Anlagekoften | Betrichs- - i 
y 1 2 r Tu 2 ” D 
Waſfferſtraße 1897.98 | (Spalte 3) | often und ®) | abgaben 
Mit. rund Mt. Me, Due, Mt. 
1 | Main. -» .» 2 2 2.2 .] 8485 000 297 000 185 000] 482000] 112000 
2 | Dortmund —Em3:Stanal .] 77000 000 2 695 000 190 000 | 3 485 000 70 000 
3 1 Saar . . 2 2 2.2.2.4 6750 000 236 000 113 000 | 349 000 28 000 
4 | Stanalifierte Fulda » . .| 2960000 104 000 65 000 | 169 000 12 000 
5 | Waflerftraßen zwiſchen Elbe 
und Oder Märtiſche 
Mafleritrahen). - . .1 52000 000 1820 000 11860 000 | 3 680 000 | 2 370 000 
(bis einſchl 1900) 
6 | Stanalifierte obere Oder. .| 15850 000 6650 000 2740001 9340001 237000 
7 | Kloduiß- Kanal. . » . .| 3058000 107 000 59000 166 000 7000 


3 | Kanalifierte Brahe, Brom: 
berger Stanal und rean: 


lierte Nebe . . 2. .1 15 800 000 553 000 357000] 910000] 516 0% 
3 7 Weihtel—Haft:Hanal . .| 1080 000 38 000 30 000 68 000 13 000 
19 1Elbinger Weichiel. . -» .E 2500 000 87 000 40000] 127 000 20 OO0 


1 Cbrrländifcher Hanal . .| 5700000 200 000 134 000 | 334 000 10 000 
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und fanalifierten Flußläufen erhoben werden müßten, um außer 


Neprozentige Verzinfung und Tilgung der Anlagefojten zu erzielen. 
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Berhältnia 
der 
Ausgabe 
Spalte 6 
zu ber 
tinnahıme 
Spalte 7 





4:1 
49:1 


12:1 


14:1 








Rlaffe I 


Pi. 


—— 39 
Gegenwärtiger Abgabenjat 
Klafie I | Klaffe II 
ee pf. 


4,6 ’ 
für bie t Labung und Haltung 
1,17 | 0,58 


| 
| 
f 
I 
\ 
) 
l 
| 





für t Ladung | für t Sadung 
und 5 km und 5 km 
| — 
für t Labung | 
und 5 km | 
’ | 1,4 
für die t Ladung für bie t Ladung 





und Haltung | und Haltung | 
| 
| 


8 4 
für t Tragfähig- fir t Tragfähig:' 
feit und Schleuſe keit und Schleu . 


2 
für t Tragfähig- für t Tragfäbigs) 
teit und tauftute feitunbStaufufe 





? | 1,4 | 
für t Tragfähig- für t Tragläbig:, 
teit und Schleufe keit und Ehleufe 


fanalijierte Brahe: 


4 | 2 
für t Tragfäbigs für t Tragfähig⸗ 
keit und ganze | keit und ganze | 





Strede Strede | 
Bromberger Hanal: | 
1,7 05 | 


für t Tragfähig- für t Tragfähig: 
keit und Scleufe keit und Schleuſe 


regulierte Neße: 








| 4 
für t a N Da für t Zragfäbig» 
feit und Teils | feit und Teil- 
firede | ftrede 
8 | 4 
für t Tragfähig- für t Tragfähig- 
teit und Schleufe keit und SHleuf | 
18 9 
für t Tragfähig« für t Tragfähig- 
feit und Schleuſe keit und Echleufe 

75 | 
für t zragjähig- 
£eit bei Liebe⸗ 
müuhl, 

12,5 | 
besgl. bei Kleppe 





0,23 


fur t Ladung 


und 5 km 


10 


Künftiger Abgaben: 
ja unter Zugrunde— 
legung der Verhält— 

niszahlen in Spalte 8 





Klaffel 
Pf. 


18,4 
57,3 


12 
39,2 


12 


67,2 


7,2 


3,06 


14,4 


40 
108 


247,5 


Pf. 


19,6 





33,6 


| 3,6 


J 
1,58 


7,2 


20 





412,5 


| 
| 


Klafje II Klafſe III 


Pi. 


11,3 





a 
Bemerkungen 


Das Anlagetapital tit 
für 5 Märkiſche Waſſer— 
ftraßen) nur von 1866 ab, 
im übrigen von Entitehung 
der künftlihen Baflerftraße 
an beredinet, und zwar — 
weil eine ſolche Berechnung 
aus anderer Weranlaflung 
fhon vorher aufgemadt 
worden war — bis J. April 
1898. 

Unter ben laufenden 
Ausgaben tit die Penfions= 
laft nicht aufgeführt. 

Bei den märtiiden 
Waflerftraßen ift das An— 
lagefapital von 1866 bis 
zur Gegenwart (allerbings 
nit ganz vollftändig) bes 
rechnet; aud iſt bei den 
laufenden Ausgaben die 
Penfionslaft berüdfichtigt. 

Das Anlagelapital des 
Dortmund— Emässtanals ift 
bis um 1. April v. 3. bes 
rechnet. 

Die Angaben in Spalte 
5 und 7 beziehen fib auf 
die Gegenwart. 

Die Anlagefapitalien 
find iprem ganzen Umfange 
nad — ohne Abzug für 
andere ald | GSchiffahrts- 
interefien — in Anfag ges 
bradbt. Die aus anderen 
Quellen ald vVerkehrsab— 
gaben fließenden — übri— 
gens verhältnismäßin uns 
bebeutenden — Einnahmen 
find in Spalte 6 nicht ab— 
nezogen. Anderſeits be— 
finden ſich unter ben Ein» 
nahmen in Spalte 7 aud 
— und ähnliche 

ebühren. 
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E. Die wirkliche Höhe der Schiffaßrtsabgaben. 
$ 13. Waſſerſtraßen. 


Die Mifdeutung, welche den Überfichten Seite 278—281 vielfach zuteil ge- 
worden ift, richtete fi auf den Zwed und Sinn der in den vorlegten Spalten 
ausgeworfenen, die Höhe der Abgaben darftellenden Zahlen. Diefe Zahlen 
waren, wie e8 nach der Art der geftellten Aufgabe nicht anders fein fonnte, 
durh Divifion mit den Tonnenkilometern oder in anderer Art berechneten 
Verfehrögrößen in die Summe der jährlihen Selbftloften gefunden worden; 
fie bezeichneten alfo die Höhe der theoretifch möglichen und verfafjungsrecdht- 
lich zuläffigen, nicht der praftifch erreichbaren und tatſächlich zu erhebenden 
Abgaben. Es ift einigermaßen auffallend, daß jenes Mißverſtändnis über- 
haupt entjtehen fonnte; denn die errechneten Zahlen find zum großen Teil 
von einer folden Höhe, — für die Mofel 4 Pfg. für die Weichfel 1,3 Pfg., 
für den Dortmund— Emsfanal 11,5 und 2 Pfg., für die Saar 12 Pfg. 
vom t km —, daf ein den Berhältniffen einigermaßen naheftehenver Leſer 
über ihre Bedeutung nicht im Zweifel fein Fann. 

Noh mehr als die Politif im allgemeinen ift die Verfehröpolitif die 
Kunft des Erreihbaren. Für die Tarifbildung kann es in der Praris in 
eriter Reihe auf die mwirtfchaftlihe Möglichkeit der Abgaben, nicht auf 
jene Divifionsrehnung ankommen. innerhalb der durch das Prinzip der 
Selbitkoftendedung gezogenen Grenzen fönnen nur diejenigen Abgaben erhoben 
werden, welche mit dem öffentlichen Intereſſe verträglih find und von der 
Schiffahrt ohne Nachteil — namentlih ohne Verdrängung des Verkehrs auf 
die Eifenbahnen oder mettbewerbenden Wafjerftraßen — getragen werben 
fönnen. Im allgemeinen ift die Spannung zwifchen der verfaffungsrechtlich 
zuläffigen und ber mwirtfchaftlih möglichen Sciffahrtsabgabe fo groß und 
infolgeveffen die Gefahr der Überſchreitung der Selbftfoftengrenze bei ber 
Tarifbildung für Wafferjtraßen fo fernliegend, daß auf eine Unterfuhung 
der Lage diefer Grenze für jede einzelne natürliche Waſſerſtraße — bei den 
künſtlichen ift fie faum zmeifelhaft — verzichtet werden kann. Eine foldhe 
Unterfuhung würde überdies einen fehr großen Raum einnehmen und zu 
einer ausführliden Erörterung regionaler und lofaler Fragen führen, die 
bei der Gejamtheit der Lefer fein entjprechendes Intereſſe und Verſtändnis 
finden fönnten. 

Für die Mefer ift gegenüber einer theoretifch möglichen Abgabe von 
0,6 Pig. eine Verftändigung darüber erzielt worden, daß die Schiffahrt mit 
0,05 Pig. für das t km im Durdnitt zu belaften fei. 

Tatſächlich werden in Preußen, in Deutfchland und einigen auslänbifchen 


Staaten die folgenden Befahrungsabgaben erhoben, die zwar in Preußen nicht 
überall nah t km berechnet, aber für den Zweck der Vergleihung auf den 
gemeinfamen Nenner der tonnenfilometrifhen Belaftung in der Weiſe ge- 
bradt find, daß bei den nad dem SHebeitelleniyftem behandelten Waffer- 
ftraßen überall deren Gefamtlänge als durchfahren angenommen worden ift !. 


$ 13. BWafferftraßen. 


Es ift hiernach zu zahlen in Pfennigen: 


I. In Preußen: 
preußiſche Saale . 


a —— 


90 


11. 
12. 
13. 
14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 
20, 


11. Im 
2. 


3. 


ı Für Ortsverkehr ift die Belaftung natürlich bei den nad) dem SHebeftellen- 
fyftem behandelten Wafferftraßen verfchieden je nah der Lage des Anfangs- fund 


Dortmund— Emsfanal . 
fanalifierte obere Nete . 


Berlin—Havelmündung. . . 
zwifchen Pregel und Memel (Stöpen) 
obere Dder (Kofel— Breslau) . 
oberländifcher Kanal rauf Deut 


Eylau) . 


Berlin— Niegripp 
Berlin—Hohenfaathen 


. Waſſerſtraßen 


zwiſchen 


Warthe und 


Weichſel (Dragemündung — Brahemünde) 
Berlin —Fürſtenberg (Oder) 
a — 


Saar 


regulierte Emſter 


Teltowkanal 


kanaliſierter Main 
kanaliſierte Fulda 


Klodnigfanal . 


Weihjel—Hafflanal . 
Elbinger— Weichfel 


übrigen Deutſchland. 


. anbaltifhe Saale 
medlenburgifche 


Havel 


preußifche Grenze) 
Elbe—Travefanal 


(Mürig - See— 


Endpunttes einer Fahrt zur Hebeftelle, vgl. IV S 2. 


0,03—0,09 
0,05—0,35 
0,06—0,14 
0,08—0,17 
0,09—0,28 
0,10—0,40 


0,18—0,37 
0,14—0,33 
0,14 — 0,35 


0,15—0,35 
0,17—0,38 
0,17— 0,42 
0,20 

0,26—0,66 
0,27—0,59 
0,30—0,60 
0,35 —0,70 
0,39— 0,97 
0,40— 1,00 
0,44—1,04 


0,08—0,20 


0,13—0,45 
0,15— 0,33 
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4. Stör (Medlenbure) »- » » 2... 0,19—0,65 
5. Elfaß-lothringifche Kanäle. . . . . 0,20 
6. Elde (Medlendburg) - » -» 2 2... 0,23—0,78 
7. Donau—Wiaintanal . -» » > 2.0. .1,00 
II. Nichtdeutſche Kanäle: 
1. Wafferftraßen des belgiſchen Staates . 0,13 tanalifierte Alitfie 


0,4 Kanäle 

2. Niederländifhe Waflerftraßen . . . . 0,2—0,8 
3. Dureglanal . . 0,3—1,6 
4. Sambre—Difelanal (oki * auf 04 

zu ſchätzenden, in die Tariffäge einge: 

rechneten Schlepplofn) . » » 0,8—-32 
5. Kanal von Saint Denis . . . . . 165,6 
6. Kanal von Saint Dürr . . . 2. 2,8—4,8 
7. Kanal von Saint Martin . . . 4,8—32 
8. Für die Wafjerftraße zwifchen Paris * 


dem nordfranzöſiſchen Kohlenbezirk ſind 
durch das franzöſiſche Geſetz vom 22. De— 
zember 1903 — loi relative au Canal 
du Nord — Abgabenſätze von 0,48, 08 
und 0,96 Pfg. vom Tonnenftlometer vor- 
gefchrieben. 

9. In England liegen die gefelihen Höchſt⸗ 
beträge der Abgaben für die unterfte Klaſſe 
des 8 llaffigen Tarifs bei 0,15 und für 
die oberfte bei 1 Pfg. 

Die Reihenfolge ift bei Vorhandenfein mehrerer Güterflafien — die 
preußiichen Tarife find außer bei den Waflerftraßen unter 113 und 17 alle 
vierklaffig — nad der Höhe derjenigen Abgaben, welche für die im Binnen- 
ſchiffahrtsverkehr wichtigſten Mafjengüter in der niebrigiten Klafje zu zahlen 
find, in auffteigender Richtung gewählt worden. 

Die Waflerftraßen unter 114 und 15 ftehen nicht unter Staatäver- 
waltung; fie haben verhältnismäßig hohe Tarife, 

Die höchſten Scdiffahrtsabgaben in Deutjchland find die auf dem 
bayerifhen Ludwigskanal erhobenen. Die preußifchen Wafjerftraßen unter 
119 und 20 erreihen ven feiten Einheitsfag jenes Kanald nur mit der 
erſten Tarifflaffe; außerdem find fie nur 20 und 25 km lang, während 
der Ludwigskanal eine Länge von 172 km hat. 

Zur praktiſchen Veranſchaulichung der Höhe der Befahrungsabgaben 
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erjcheint jchlieglih auch ein Vergleich mit denjenigen Abgaben, melde dem 
Landverfehr ald Entgelt für die Benugung von Straßen und Brüden auf- 
erlegt werden, nicht ungeeignet. Nach dem preußifchen Chauffeegeldtarif 
vom 29. Februar 1840 ift bei jeder Hebeftelle für jedes Pferd 10 Pfg. 
zu zahlen. Bei einer durchſchnittlichen Länge der Hebeftreden von 7,5 km 
ift unter der nur für ebene Straßen zutreffenden Vorausſetzung einer be- 
wegten Laft von 1000 kg ein tonnkilometrifcher Sat von 1,3 Pfg. zu 
entrichten ; ſehr oft wird die tatſächliche Belaftung fich höher jtellen. Gleich— 
wohl unterwerfen fich zahlreiche ländliche Kreife und Gemeinden in Preußen 
diefer Laſt, weil fie auf einer anderen Finanzierungsgrundlage in den Beſitz 
erftrebter Verkehrsverbefferungen nicht gelangen können. Aus demfelben Grunde 
erheben die Gemeinden Duisburg und Homberg für die einmalige 
Überfchreitung ihrer Nheinbrüde von einer erwachfenen Perſon 10 Pfg. 
und von einem zmweifpännigen Fuhrwerk 130 Pfg. Die deutfhen Staaten 
würden nah dem preußischen Vorfchlage für die Benutzung des verbejjerten 
Rheinfahrwaſſers auf 350 km Länge zur Verfendung von 1000 kg Kohle 
von Duisburg nah Mannheim etwa 7 Pig. erheben. Jenes Fuhrwerk 
fönnte über die Duisburger Nheinbrüde etwa 2 Tonnen befördern, ſodaß 
die Tonne mit 65 Pfg. oder mit mehr als dem neunfacdhen der in Ver— 
gleich geftellten Schiffahrtsabgabe belajtet wäre. 


$ 14. Häfen, 


Die tatfählihe Höhe der Hafenabgaben läßt fich viel ſchwerer durch 
zahlenmäßige Zufammenftellungen veranjchaulichen wie die der Befahrungs- 
abgaben, weil ein allen gemeinfamer, für eine Vergleihung geeigneter Maß— 
ftab bei den erfteren fehlt. Der für Befahrungsabgaben angewendete Ent- 
fernungsmaßjtab, die Berechnung nad Tonnkilometern, ift bei den Hafen» 
geldern der Natur der Sache nad ausgefchlofen, weil es ſich um Sciffahrts- 
anjtalten handelt, die durch Stilliegen der Schiffe und durch Löſchen oder 
Laden von Gütern benußt werden. Man kann daher Vergleiche über die Höhe der 
Hafengelver untereinander und der Hafengelder mit Befahrungsabgaben im all» 
gemeinen nur nad) den finanziellen Gefamtergebniffen anjtellen. Dieje find, 
wie die Zufammenftellungen Steite 260— 275 ergeben, für die Häfen viel 
günftiger als für abgabepflichtige Wafjerftraßen. Die erjteren fommen dem 
finanziellen Ideal der vollen Selbitfoftendedung ſehr viel näher wie die 
legteren. Bei den fommunalen Häfen ift die Kapitalverzinfung die faſt 
ausnahmälofe Regel, bei den Waſſerſtraßen ift fie eine Ausnahme. Die 
vereinigten Duisburg— Ruhrorter Häfen haben bedeutend mehr, die Häfen 
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Cöln und Düffeldorf zufammen haben ungefähr ebenfoviel Einnahmen , wie 
die gefamte Rheinftromfafle haben würde. Die in den Häfen geforderten . 
örtlihen Sciffahrtsabgaben pflegen der tonnkilometrifhen Belaftung für 
lange Streden der MWafferftrake zu entſprechen, wie jchon früher angedeutet 
worden ift!. 

Unter den Hafenabgaben find im allgemeinen die fommunalen weit höher 
als die ftaatlihen ; die Gemeinden pflegen der Schiffahrt gegenüber das Ge- 
bührenprinzip ftärfer zu betonen als der Staat. Zur Veranfhaulidung 
diefer Tatfache möge die nachftehende Zufammenftellung derjenigen Abgaben 
dienen, welde ein geeichte® Binnenfahrzeug von 150 t Tragfähigfeit mit 
120 t Kohlen oder Ziegeljteinen — löjchend oder ladend — in 16 preußi=- 
fchen Häfen der pommerſchen Küften- und Binnengemwäfler nad den geltenden 
Tarifen zu zahlen hat. | 

Die Abgaben betragen in 


Swinemünde. 6— Mt. 

NN u a a a ar ER 

WEieWal -; 666 

Üdermüinde . . 2 2 222.975 „ 

MRoln . 2 2 2 2 2 2 02. 9-5, 

BIENEN. 2. 

DIR. 0: 3 5 air 2, au 

Kammin . .» » 2 153, „u 

Wolgaſtt. 63 — 

Stein. 2 2 2 0 000 0. I —— 
6,96 Kohlen vom 
"  Seeichiff iadend 

Barth 2 2 2 2 2 912, 

Stralfiund . . 2. 2 2 2 nn. 5l—6l „ 

Lafon - » » 2» 2» 2 22.2. 5. 

TEE: u. 6 

MO Se ee se re 

ER ne ee — 


Bon diefen Häfen ift nur der in Swinemünde ftaatlih, während alle 
anderen den Gemeinden gehören. 

Allerdings fann, wenn bei einer Anzahl von fommunalen Häfen die Ein- 
nahmen über die Grenze der Selbitkoften hinausgehen, hieraus noch nicht auf 
eine Verlegung des Art. 54 der Reichsverfaffung geſchloſſen werden. Denn 
es handelt fih in der Nahmeifung S. 270—275 nur um den Abjchluf 


! Dal. III $ 7; indbefondere das Beilpiel von Bingen. 
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eines Jahres, und im Intereſſe der Stabilität fomohl der Tarife als auch 
der Gemeindefinanzen wird man eine Neuregelung der Schiffahrtsabgaben 
erft dann verlangen müfjen, wenn ſich herausftellt, daß die Überfchüffe eine 
dauernde Erſcheinung geworben find. 

Eine allgemeine Bergleihung der Hafenabgaben in der beutfchen 
Binnenfhiffahrt ift aus einer Reihe von Gründen nicht möglich; ins- 
befondere auch deshalb nicht, weil die finanzielle Behandlung einiger 
wichtiger Binnenumfchlagspläge von Rüdfichten und Gefichtspunften beftimmt 
ift, melde feineswegs den wirtfchaftlihen Verhältnifjen der Schiffahrt und 
der Schiffahrtsanftalten entlehnt, jondern den Intereſſen partifularer Eifen- 
bahnnete und ihrem gegenfeitigen Wettbewerbe entnommen find. Derartige, 
dem eigentlihen Wejen der Schiffahrt ferner liegende Geſichtspunkte fommen 
bei den Seehäfen der Natur der Sade nah in geringerem Maße zur 
Geltung, was zur Folge hat, daß die Seehafengelder weniger infommenfu- 
rabel find. 

Aber auch hier lafjen ſich Vergleiche zwiſchen der Belaftung des Ber- 
fehrö in den einzelnen Hafenplätzen nur fchwer und nur in fehr bedingter 
Weiſe anftellen. 

Da die Tarife vielfah auf die Größe der Schiffe, auf ihre Eigenschaft 
ala Dampfer oder Segler, auf das Maß der Ausnugung des Laderaumes, 
auf die Art der Ladung und auf andere Begleitumftände Rüdfiht nehmen, 
fo müffen ganz beftimmte Fahrzeuge, Gütermengen und Güterarten der Ver— 
gleihung zu Grunde gelegt werben. Die für diefen Zwed gewählten Sciffs- 
orößen und Güter find aber nicht für alle Seehäfen gleihmäßig typifch 
und praftifh maßgebend. Mit den hieraus fich ergebenden Vorbehalten 
fol nachſtehend eine vergleichende Berechnung der gejamten Belaftung mit 
Schiffahrtsabgaben — einjhließlih der Befahrungsabgaben auf etwaigen 
Zufuhritraßen — für einen Dampfer von 3500 cbm Nettoraumgehalt, 
welcher 2000 t Zuder nad England bringt und mit ebenjoviel Roheifen in 
denfelben Hafen zurüdtehrt, gegeben werden. Dabei jcheiden die Lotſengelder, 
fomweit fie beſonders berechnet werben, und ebenfo die Abgaben und fonftigen 
Untojten für Bejorgung des Löſch- und Ladegefhäfts aus. Es ift nur die 
Raumgehaltsabgabe und das Kaigeld berüdfichtigt ; die Benugung des Kais 
ift vorausgefegt. Hiernach hätte jener Dampfer zu zahlen in: 


Memel . 2 2 2 2 nenne 840,— ME 
Rönigäberg - - - » 2 22. 2590,— „ 
Danzig. ar Be 
Stettin © 2 22 nn nn. 2407,50 „ 


Roftod . 2 2 123237, — 


„" 
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Sübed - >» > 2 00000... 1050,— Mi. 
Damben: .. = Ss 5 3: = 0.5. 1487,50) , 
Harburg. 2380, — 
Bremenn. 28630, — „ 
Emden . . . 2. 250,— 


In Hamburg ijt der Tiefgang und die Liegezeit ſchahungsweife be⸗ 
ſtimmt und nur die Raumgebühr für das Anlegen an dem Kai, nicht die 
Löſch- und Ladegebühr, berechnet. Ebenſo iſt für Hamburg und Harburg 
die hamburgiſche Elbſchifffahrtsabgabe nach geſchätztem Tiefgange in Rechnung 
geſtellt. 

Dieſe Zahlen laſſen immerhin den Unterſchied erkennen, welcher in der 
Belaſtung des Seeverkehrs zwiſchen den hart am Meere oder in ſeiner un— 
mittelbaren Nähe belegenen und den nur durch lange Flußſtrecken oder durch 
Haffe zugänglichen Häfen beſteht und in Anbetracht der hohen Koſten, welche 
durch den Ausbau längerer Zugangsſtraßen erwachſen, auch beſtehen muß. 
Nur Hamburg nimmt unter der legteren Klaffe von Häfen eine befondere 
Stellung ein. 

Freilih muß bei der Vergleihung jener Zahlen aud das Maß von 
Vorteilen, welches der Schiffahrt in den einzelnen Häfen geboten wird, mit 
berüdjichtigt werden. Indeſſen handelt es fi hier um Berhältniffe, welche 
im einzelnen ſehr verichieven liegen und einer zahlenmäßigen Darftellung 
fi entziehen. Die nicht an der Hüfte liegenden, nur durd Ströme oder 
Seekanäle erreichbaren Häfen haben dafür wieder den Vorteil der fürzeren 
Berbindungslinie nah dem Hinterlande und der entfprechend billigeren Eifen- 
bahnfrachten. 

Man kann einen Vergleich zwiſchen der tatſächlichen Höhe der Hafen- 
abgaben auch in der Weife anftellen, daß man die Hafengeldeinnahme eines 
beftimmten Jahres durch die Zahl der ein- und ausgegangenen Gütertonnen 
teilt. Hierdurch ergeben ſich für 14 preußifche Seehäfen folgende Bergleiche- 
zahlen. Es betrug die — ie einer Gütertonne 1905 in 


Emden . . .. 2 PR 
Geeftemünde » - 2 2 2 000. 09 
BPGEDBEIE 5: nd 66 
AIONE. 4. u 669 
Kilelle. 238 
Swinemünde.... 121232 
RAIN 2. ec re ee er 
Kolberg arme ren. rt ED 
Nügenwaldermünde . 2 2 2 222. 14 
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Stolpmünde.. . . Be he Der. en 
Danzig Reufahrmafer a ee a 
Blu . . . re an ee 
Königsberggc. 37 
Memel . . 22 


Noch ſchwieriger iſt naturgemäß ein ; Vergleich — der Höhe der 
Abgaben in inländiſchen und ausländiſchen Häfen, weil dabei die Ver— 
ſchiedenheit der maßgebenden Verhältniſſe noch weſentlich ſtärker ſtch geltend 
macht. Um den Vergleich auf eine etwas breitere und zuverläſſigere Grund- 
lage zu ftellen, find hier in bezug auf die beim Ein- und Ausgange be- 
förderten Güter vier Fälle nebeneinander berüdfichtigt; immerhin fönnen 
die nachftehenden Zahlen feinen unbedingten Anfprud anf zutreffende Dar- 
tellung der Sachlage madhen und nur mit entjprechendem Vorbehalte ge: 
geben werben !. 


ı Ähnliche Bergleihe zwiſchen amerifanifchen und europäifchen Hafenabgaben 
find angeftellt in dem kürzlich erfchienenen Bud des Profeflor der Pennſylvania 
Univerfität Emory R. Johnſon. Ocean and Inland Water Transportation. London 
Sidney Appleton 1906 S. 247 ff. 


Aus den nachfolgenden Zahlenreihen erfieht man, daß die Abgaben 
n den preußifchen Seehäfen, befonders in den unmittelbar an der See ge 
genen, niedriger find als die Abgaben in den meiften ausländifchen Häfen. 


Schriften CXV. — Zweiter und dritter Teil. 19 


IV. Die Bemeflung der Schiffahrtsabgaben. 
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| V. 
Erhebung und Organiſation. 


Für die Einrichtung des Erhebungsdienſtes kommen zwei verſchiedene 
Syſteme in Betracht: die Erhebung an den Durchgangsſtellen und die 
Erhebung an den Löſch- und Labeplägen. Das erftere Verfahren hat 
gewifje Vorzüge für den Fall, daß man nur den die Hebeftellen berührenden 
Verkehr belaften wil. Man braudt dann weiter feine Kontrolle über die 
Weglänge und den Verbleib des Schiffes zu führen, aber man fann das 
wirtſchaftlich richtigſte Syſtem der tonnenfilometrifchen Berechnung der Abgaben 
nicht anwenden und muß auf die Erfafjung des ganzen Verkehrs verzichten. 
Zwiſchen den Hebejtellen entwidelt fih oft eine Schiffahrt auf fürzere Ent- 
fernungen, die tatſächlich abgabenfrei bleibt; die Vermehrung der Zahl der 
Hebeftellen über eine gewiſſe Grenze hinaus ift ohne anderweitige Unzuträg- 
lichleiten nicht möglih. Außerdem kann die Erhebung der Abgaben vom 
Durchgangsverkehr nur an ſolchen Stellen — in größerem Maßjtabe wenigfteng 
— durchgeführt werden, wo die Schiffe ohnehin aus anderer Beranlaffung 
ihre Fahrt unterbrehen müſſen. Tatjählih ift auch die Zahl derjenigen 
Hebeitellen, an welchen die Schiffe nur zum Zmede der Entrichtung von 
Schiffahrtsabgaben halten müffen, fehr gering; es find das überdies Hebe- 
ftelen, die an wenig verfehrreihen Waflerftraßen liegen. Der entjtehende 
Aufenthalt würde auf ftark befahrenen Sciffahrtöwegen den Verkehr allzu- 
jehr erfchweren und ihn in finanzieller Hinficht vielleiht mittelbar ebenſo 
ichwer oder noch fchwerer belaften, als es unmittelbar durd die Höhe der 
Abgaben gefchehen kann!, 

Die beftehenden Hebejtellen befinden fich faſt ausſchließlich an Stau— 
anlagen, wo die Schiffe nicht nur der Durchſchleuſung wegen, ſondern oft 
auch aus dem Grund Aufenthalt haben, weil bei ſtärkeren Schiffsan— 
ſammlungen auf die Durchſchleuſung gewartet werden muß. In dieſer 


Vgl. die Ausführungen unter IV: Die Bemeſſung der Schiffahrtsabgaben, 
$ 2b. Die Entfernung. 
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Zeit kann die Berehnung und Erhebung der Abgaben ohne Nachteil für 
den Verkehr vorgenommen werden. 

Das Syitem der Erhebung an den Löſch- und Ladeplätzen ift zunächſt 
bei Hafenabgaben jelbftverftändlid. 

Für Befahrungsabgaben ift diefe Erhebungsweife die notwendige Vor— 
ausfegung der tonnenkilometrifchen Berehnung und der volljtändigen Erfaſſung 
des ganzen Schiffsverlehrs. Bei denjenigen Waflerjtraßen, welche teilmeije 
außerhalb der Reichögrenzen liegen, muß allerdings die Erhebung vom Durd;- 
gangaverfehr am Grenzübergange hinzutreten. Der Grenzübergang muf 
alfo — im Sinne diefes Erhebungsfyftemd — entweder ale Einladeplat 
oder als Ausladeort behandelt werden, je nachdem die Erhebung vor oder 
nach Beendigung der Reife ftattfinden fol. Ein befonderer Aufenthalt ent 
fteht hierdurch für die Schiffe nicht, da fie beim Eingange wegen der Zoll 
abjertigung und beim Ausgange megen der durd das Neichögefeg vom 
20. Juli 1879 vorgefchriebenen Erklärung ohnehin anhalten müſſen. Daf 
die Erhebung an den Löſch- und Ladeplägen mit Zeitopfern für die Schiff 
fahrt nicht verfnüpft ift, bedarf feiner bejonderen Eröterung. In der 
Negel müfjen an diefen Pläten ohnehin örtlide Schiffahrtsabgaben von 
Schiff oder Ladung oder von beiden entrichtet werden. Auch die Kontrolle 
über den Ladungsinhalt ergibt fich hier, ebenfo wie an den Grenzübergängen, 
von ſelbſt. 

Die Erhebung am Einladeorte und bei der Einfuhr über die Reiche: 
grenze, wie fie auf dem Dortmund-Emsfanal, den reichsländifhen Waſſer— 
firaßen und dem Donau— Mainkanal tatfählih beiteht, verdient für die 
Binnenfhiffahrt aus überwiegenden praltiſchen Gründen den Verzug, ins- 
“ befondere aud deshalb, weil die Erhebung beim Eingange über die Grenze 
fich leichter vollzieht wie beim Ausgange, wo der Aufenthalt zum Zwecke 
der Abgabe der ftatiftifhen Erklärungen im allgemeinen fürzer bemeſſen ift. 
Es fann bei der Erhebung am Einladeorte allerdings vorfommen, daf das 
Reifeziel des Schiffes während der Fahrt fih ändert und infolgedeflen ent- 
weder Nachzahlungen für längere oder Rüderftattungen für fürzere Entfernungen 
notwendig wären, was bei der Erhebung am Ausladeorte vermieden würde; 
indefjen find die hieraus möglicherweife entipringenden Weiterungen nicht 
von ausfchlaggebender Bedeutung. — Unter Umftänden fünnte auch eine 
Kombination der Erhebung am Lade- und Löſchplatze zweckmäßig fein. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß die materielle Regelung des 
Abgabeweſens nad verfchiedenen Tariffyftemen auch auf die Drganifation 
des Erhebungsdienftes zurüdwirft. Die primitive Bemefjung der Schiffahrts- 
abgaben nad der Schiffsgröße ftellt an die Tätigleit des Erhebungsperfonals 
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verhältnismäßig geringe Anforderungen. Die Berehnungsgrundlage im 
Einzelfalle ift der aus dem Meßbrief erfichtlihe Raumgehalt der Seeſchiffe 
und die aus dem Eichichein zu entnehmende Tragfähigkeit der Binnen- 
fahrzeuge. Diefe Berechnungsgrundlage ift unveränderlih und in der Regel 
feiner meiteren Nachprüfung oder Kontrolle bedürftig; eine Erklärung des 
Schiffers über den Ladungsinhalt ift nur inſoweit erforderlich, als diefer 
auf die Höhe des Einheitsfages der Abgabe von Einfluß ift. 

Bei Ladungstarifen muß eine folde Erklärung jtets verlangt und durch 
Ablefung der Eiche, durch Einſichtnahme von Frachtpapieren oder auf andere 
Weiſe geprüft werden. Inſofern fteigert dieje feinere, den wirtjchaftlichen 
Berhältnifien der Schiffer enger angepaßte Art der Bemefjung von Sciffahrts- 
abgaben die Beanfpruchung des VBerwaltungsapparated. In der Regel wird 
die Erflärung durch amtlihe Beglaubigung zu einem Begleit- und Aus» 
mweispapier gemacht, oder es werden bejondere Fahrfcheine, welchen dieſe 
Eigenfhaft beimohnt, auf Grund der Frachterklärungen auögefertigt. 

Für den Stüdgutverfehr, der einen befonders jchleunigen Betrieb vor- 
ausſetzt, ift nachträgliche Angabe des Ladungsinhalts geftattet, weil die Güter 
häufig ohne Frachtpapiere, unmittelbar vor Abgang der nach regelmäßigen 
Fahrplänen verfehrenden Schiffe, verladen und diefe Papiere mit der Boft 
nachgeſchickt werben. 

Gegen die mehrklaffigen Ladungstarife iſt früher oft geltend gemadt 
worden, daß fie zu einer mwejentlichen Erfchwerung des Abfertigungsdienftes 
und gleichzeitig zu entjprechender Beläftigung der Schiffahrt führen müßten, 
weil die Abgabe richtiger Frachterklärungen den Schiffern viel Zeit und 
Mühe koften würde, auch die Eingliederung der mannigfaltigen Frachtgüter 
in eine größere Zahl von Güterflafjen vielfach zweifelhaft fein fünne. Diefe 
Befürchtungen haben fi aber als weit übertrieben und im mefentlichen 
unbegründet erwiefen. Zunächſt fann für einheitliche Ladungen, für die- 
jenigen Ladungen, welche aus derſelben Güterart oder aus Gütern derjelben 
Tarifflafje beftehen, irgend welche Schwierigkeit durch Vermehrung der 
Tarifllafjen nicht erwachſen. Die Erhebung der Abgaben vollzieht fich 
praftifh in der Weife, daß der Erheber aus einem alphabetifchen 
Güterverzeihnis den für die Ladung zu entrichtenden Abgabenſatz feſt— 
ftellt, ſofern er ihm nicht ohne weiteres gegenwärtig ijt, was bei den 
im Verkehr vormwiegenden , tagtäglich beförderten Mafjengütern, wie Steine, 
Kohlen und Getreide unzweifelhaft zutrifft. Ob in jenem Verzeichnis 3, 5 
oder 7 Tarifllafjen ! dur Beifehung entfprechender Zahlen unterſchieden 


ı Schon die DetroisKonvention für die Rheinihiffahrt von 1804 kannte 
7 Güterllafien. 
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werden, ift für die Mühemwaltung des Erheberd ohne Bedeutung. Ebenjo- 
wenig fann die Deklaration des Ladungsinhaltes für den Schiffer ſchwierig 
fein, wenn er einheitlihe Ladung führt. 

Die einheitlichen Ladungen find nun aber in der Schiffahrt weitaus über- 
wiegend. Sie ftellen auf den märfifhen Wafferftraßen — nad) der Zahl der 
Schiffe berechnet — auf den Hauptlinien 91 und auf den Nebenlinien ein- 
jchließlich des Finomfanald 94 vom Hundert dar, während fie nach dem Yadung3- 
gewicht berechnet einen mefentlich höheren Anteil erreichen würden, weil die 
Tragfähigkeit der Mifchladungen befördernden Schiffe, namentlich der Güter- 
dampfer, im allgemeinen geringer tft und weniger ausgenugt wird. Auf 
dem Rhein gehören zu ven Mafjengütern, welche der Regel nad) in einheitlichen, 
gefchlofjenen Schiffsladungen befördert werden, insbefondere Kohlen, Getreide, 
Bafalte, Schwemmſteine und andere Steine, Kies, Erz, Petroleum und Holz; 
diefe repräjentierten 1905 allein 5 549800 000 tkm von 6493 300 000 tkm 
im ganzen. Die aus der Vervielfältigung der Güterflaffen entftehenden Erſchwer— 
niffe fünnen alfo immer nur für einen fehr Heinen Teil des Geſamtverkehrs über- 
haupt fühlbar werden. Anderfeits entiteht aus diefer Vervielfältigung auch 
wieder eine Erleichterung für den Erhebungsdienft infofern, ala die ſchroffen Ülber- 
gänge in der Höhe der Abgabenfäge, wie fie etwa der preußische Zmweiklafjen- 
tarif mit Verdoppelung der Einheitsfäte für die höhere Klaſſe enthielt, vermieden 
werben, und der Anreiz zu Hinterziehungen ſich entſprechend abſchwächt. 

Eine Bereinfahung und Erleichterung des Abfertigungsverfahrens läßt 
fih möglicherweife dadurch erreihen, daß man aus allen Gütern, melde 
in geringen, ein beſtimmtes Gewicht nicht erreichenden Mengen gefahren 
werben, eine befondere Tarifllaffe — gleihjam eine Stüdgutllaffe — mit 
befonderem inheitsfage bildet. Hierfür würde die Erfahrung fprechen, 
daß im allgemeinen nur ſolche Güterarten in kleineren Gewichtsmengen ver- 
Schifft zu werden pflegen, welde auf der Eifenbahn als Stüdgut oder in 
einer der Wagenladungsklaffen tarifieren. Bor fieben Jahren haben die öft- 
lihen Binnenfchiffahrtsbeteiligten ji zwar gegen diefe Anregung ablehnend 
verhalten, und fie ift infolgedeffen nicht weiter verfolgt worden; inzwifchen 
ift aber in dem franzöſiſchen Gejege vom 22. Dezember 1903 bei der FFeit- 
ftellung des Tarif3 für den Canal du Nord derfelbe Gedanke derart ver- 
wirflicht worden, daß alle Güter in Mengen von weniger als 5 t zu einer 
befonderen Tarifflaffe mit höherem Einheitsfage zufammengefaßt find. 

Von großer praftifher Wichtigkeit für die Gejtaltung des Erhebungs- 
dienftes iſt auch die Frage der Heranziehung oder Freilaſſung der leeren 
Schiffe. Im letzteren Falle wird eine fehr bedeutende Zahl von Gelb- 
erhebungen und Abfertigungsaften erfpart und die Inanſpruchnahme des 
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Perfonals entiprechend vermindert. Anf den märkiſchen Waflerftraßen finden 
etwa ®/ıo aller anfommenden Schiffe feine Rüdladung und treten die Nüd- 
reife leer an. Im Rheinverfehr oberhalb Duisburg gilt dasfelbe von */a 
bis ®/4 der zu Tal gehenden Fahrzeuge. Auf der oberen Ober finden */s 
bis ®/s der Schiffe feine Fracht für die Talreife. Es handelt fi alſo um 
große Unterfchiede in der Beanfpruchung des Berwaltungsapparates. Im 
finanziellen Erfolge fommt e3 auf dasfelbe hinaus, wenn man den Ertrag 
der Abgabe von leeren Schiffen auf die in beladenen Fahrzeugen be- 
förberten Güter — unter entjprechender Bemefjung der Einheitsfäge — mit 
verteilt. Auch für die Verteilung der Abgabenlaft auf die einzelnen Schiffe 
und Schiffer ift es ohne mwejentliche Bedeutung, ob man die leeren Schiffe neben 
den beladenen oder die legteren etwas ftärfer belaftet. Denn im Durchſchnitt 
längerer Zeiträume wird die Zahl der Xeerfahrten und der Fahrten mit 
Ladung auf den einzelnen Mafjerftraßen fich ziemlich ausgleihen, wenn auch 
vorübergehend und in geringem Maße Ausnahmen vorflommen mögen. 

Für die praftiiche Löſung der Frage, ob die leeren Schiffe zu den 
Abgaben herangezogen werden follen oder nicht, müfjen diefe Momente — 
neben den aus dem Geftchtspunfte des Gebührenprinzips und der Bean- 
ſpruchung von Sciffahrtsanftalten hergeleiteten Erwägungen — ebenfalls 
berüdfichtigt werben. 

Die Erhebung der Schiffahrtsabgaben erfordert ein fehr geringes Maß 
von perſönlichen und ſächlichen Koften, mweil fie von dem für die Unterhaltung 
und den Betrieb der Sciffahrtsanftalten ohnehin erforderlichen Perfonal 
mitbeforgt wird. An den Scleufen und in den Häfen müſſen Beamte 
vorhanden fein, welche den Betrieb leiten, die Verfehrspolizei handhaben 
und die Bewegung der Schiffe fomohl als auch der Güter aufzeichnen. 
Sole Aufzeihnungen müfjen, gleihviel ob Schiffahrtsabgaben erhoben 
werben oder nicht, Schon zu ftatiftifchen Zmeden und aus allgemeinen Ber- 
waltungsrüdfichten unter allen Umftänden gemacht werden. Die Bermaltung muß 
darüber unterrichtet fein, in welchem Umfange die Wafferftraßen und Häfen durch 
den Verkehr beanſprucht werden, und welche dienftlihen Aufgaben fi) daraus 
für das Perfonal ergeben; ſolche Unterlagen fann fie nur durch eine ent- 
iprechende Liftenführung erlangen. Der Durdgangsverfehr an den Grenz- 
übergängen und der Eingangäverfehr in Seehäfen bedarf überdies jchon 
im Bollinterefie einer genauen Uberwachung, welche ſich leicht mit der Er- 
hebung der Sciffahrtsabgaben vereinigen läßt. Tatjächlich wird dieſe auch 
in ben meiften Seehäfen von den Zollbehörden mitbeforgt. In den Binnen- 
häfen fönnen Befahrungsabgaben ohne Beläftigung der Sciffahrttreibenden 
und ohne wejentlihe Mehrbelaftung der Verwaltung zugleich mit den Hafen- 
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geldern erhoben werben, wie es tatfählih am Dortmund—Emsfanal vielfad, 
namentlih in Emden und Dortmund, gefchieht. Die gefamten Erhebungs- 
foften betrugen für diefe Wafferftraße 1905, einſchließlich der fisfalifchen 
Kanalhäfen 13877 Mi. bei 346584 ME, Einnahmen, alfjo 4 vom 
Hundert, während gleichzeitig die märfifhen Waſſerſtraßen bet 3 730 412 Mt. 
Einnahme 122 616 ME. oder 3,3 vom Hundert Erhebungsfoften verurfachten. 
Zum Vergleiche ſei erwähnt, daß die Erhebungskoiten für die zur Reichs: 
kaſſe fließenden Steuern und Zölle auf 6 vom Hundert veranfchlagt werden. 

Die Erhebung fann unmittelbar von der Verwaltung oder auch mittelbar 
dur; Übertragung an einen Pächter bemerfftelligt werden. Das legtere 
Berfahren war früher bei den Mainfciffahrtsabgaben angewendet worden, 
und zwar durch pachtweife Überlafjung der Hebungsbefugnis an die Stadt 
Frankfurt, welche dem Staate eine jährlid um 5 vom Hundert jteigende 
Summe zahlte, die Gefahr der Nichterreihung des Pachtbetrages übernahm 
und die Einziehung der Abgaben im mefentlihen durch das Berwaltungs- 
perjonal des ftädtifchen Hafens bewirkte. Jetzt beiteht die pachtmeife Er- 
bebung der Sciffahrtsabgaben in Preußen nirgendwo. 

Wie durh die Einfhiebung eines Pächter zwifchen den Hebungs- 
berechtigten und die Zahlungspflichtigen die Einnahme des erfteren aus 
einer ungewiffen und ſchwankenden in eine feite Paufhjumme verwandelt 
wird, jo werden auch zur Erleichterung des Erhebungsdienftes und der 
Gejhäftsführung bei den beteiligten Transportbetrieben zumeilen feitens ber 
Verwaltung unmittelbar einzelnen Schiffahrtstreibenden feite Abfindungsfummen, 
meist in Sahresbeträgen bemilligt. 

Befondere Aufgaben erwachſen bei der Organifation des Erhebung: 
dienftes auf folden Wafferftraßen, welche mehreren Staaten gemeinfam find, 
wie es in Deutichland gerade bei den widtigften Strömen, Rhein und Elbe, 
ſowie ferner bei der Weſer, Saar, Lahn, Saale und Havel, beim Nedar 
und Main und bei einigen Kanälen der Fall ift. 

Zwar ift das Hebeftellenfyftem aucd hier ohne weiteres anwendbar, 
entweder derart, daß jeder Staat die Einnahmen der auf feinem Gebiet 
belegenen Durchgangshebeftellen bezieht, oder in der Weife, daß die Gefamt- 
einnahmen auf gemeinfame Rechnung gehen und nad einem vereinbarten 
Maßſtabe geteilt werden. Die erftere Regelung beftand früher für die Er- 
bebung der Rheinzölle und befteht noch jet für die Schiffahrtsabgaben auf 
der Saale und Havel fowie ferner auf dem Main!; die letere galt auf 
der Mofel und Elbe zur Zeit der Flußzölle. 


! Der lehtere Fluß ift nur auf dem von Preußen Zanalifierten unteren Teile 
abgabenpflihtig. Die der Stadt Frankfurt gewährte Begünftigung ded Umſchlags— 
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Auch bezüglich der nicht an Durchgangspunkten, fondern in den Anfunfts- 
bäfen und fonftigen Löfchplägen erhobenen Sciffahrtsabgaben auf der 
Unter: und Außenmwefer bejteht ein Gemeinfchaftsverhältnis infofern, als 
fämtlihe Einnahmen, einfchließlih der in Preußen und Oldenburg auf- 
gelommenen, an den die Waflerftraße verbefjernden und unterhaltenden 
bremiſchen Staat abgeführt werben. 

Etwas anders liegt jedoch die Sadze bei der Erhebung nad dem tonnen- 
filometrifhen Entfernungsmaßjtabe auf gemeinfamen Wafjerjtraßen. Hier 
würde, wenn lediglich bei der Einladung oder Ausladung erhoben werben 
jollte, ein gefondertes Vorgehen für den Anteil eines Einzelftaates nicht 
möglich fein, meil die Ein- und Ausladungen fi ganz verſchieden über 
die Gefamtausdehnung der Wafjerftraßen verteilen. Am Rhein hat zum 
Beifpiel der untere preußifche Stromteil fehr viel mehr Einladungen als 
der obere ſüddeutſche Teil, wo die Ausladungen bedeutend überwiegen. 
Hier müßte alfo im Falle der Einführung von Befahrungsabgaben auf der 
Stromjtrede eines Cinzelftaates die Erhebung fomohl bei der Einladung 
von abgehenden, ald auch bei der Ausladung von anlommenden Gütern für 
die innerhalb des Staatögebietes zurüdzulegende oder ſchon zurüdgelegte 
Entfernung vorgenommen werden. Sehr viel zweckmäßiger wäre allerdings 
die Erhebung in allen Ausgangshäfen bei gleichzeitiger Einführung von 
Abgaben für das ganze Stromgebiet. 

Die gegenfeitige Unterſtützung der einzelftaatlichen Behörden bei der 
Einziehung von Schiffahrtsabgaben fönnte ſchon jetzt auf Grund des Reichs- 
gefeges vom 9. Juni 1895 in gemwifjem Umfange verlangt werden. 


verfehrs ift durch dad bundesfreundliche Entgegenfommen der preußijchen Regierung 
aud der heſſiſchen Nachbarſtadt Dffenbad gewährt worden. 
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Die verlehrspolitiſche Tage. 


Der Ausgangspunkt für die politifhe Beurteilung der Sciffahrts- 
abgaben liegt in der Bedeutung, welche ihnen für die Fünftige Entwidlung 
unferer Mafjerftraßen, für die Verbefjerung unferer Ströme und ihre Ver— 
bindung zu einem beutfchen Wafjerftraßennege beizumefjen ift. Es handelt 
fh um ein verfehröpolitifches Problem, defjen Löfung nicht ohne wefentliche 
Nachteile hinausgeſchoben werden fann — um die Aufgabe der Finanzierung 
weiterer Stromverbefjerungen und Kanalbauten. 

Zwar wird über das Borhandenftein diefes Problems geftritten. Es 
gibt eine Gruppe von Politikern, welche des Glaubens ijt, oder ſich den 
Anſchein gibt zu glauben, daß die Fortentwidlung unferer Wafferftraßen in 
dem durch die Gefamtinterefjen der deutſchen Volkswirtſchaft und das 
befondere Bedürfnis einzelner Landesteile gebotenen Maße aud ohne den 
Übergang zu einer neuen inanzierungsgrundlage, ohne die praftifhe Ver— 
wirflihung des Gebührenprinzips, hinlänglich gefichert fei. Daneben gibt 
es eine zweite Gruppe, welche die Auffafjung vertritt, man brauche dieſen 
Übergang deshalb nicht mitzumadhen, weil die Wafjerftraßen weiterer Ver— 
bejjerungen nicht bedürfen. 

Wenn eine von beiden Gruppen Recht hätte, wäre allerdings die Vor- 
ausfegung diefer Erwägungen hinfälig. Es würde fih in Sachen Schiffahrts- 
abgaben vom Standpunkte der Staatsfinanzen nur um eine wünſchenswerte 
Mehreinnahme oder um die Abmwälzung fünftiger Mehrausgaben und vom 
Standpunkte der Verkfehrsinterefjen um nichts weiter handeln, als um finan- 
zielle Zumutungen, gegen die man fi möglichft wehrt. Der Wibderftand 
wäre an ſich zwedmäßig und fubjeftiv berechtigt, weil dabei nur gewonnen 
und feinesfalld verloren werden fünnte; es würde lediglih die Wahrſchein— 
lichleit des Erfolges oder Mißerfolges zu erwägen fein. Im umgefehrten 
Falle wäre der Widerftand ein Fehler und geeignet, die Intereſſen der 
Widerftrebenden felbft zu gefährden. 

E3 muß alſo zunächſt die Frage beantwortet werden, ob wirflih auf 


den Ausbau unferer Waſſerſtraßen nur dann gerechnet werden fann, wenn 
Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil. 20 


306 Die verfehröpolitifche Lage. 


das Gebührenprinzip für die deutſchen Schiffahrtsmege grundfäglich anerkannt 
und durchgeführt wird. 

In dem langen politifchen Streit über die Sciffahrisabgaben i ſehr 
oft der Verſuch gemacht worden, die Sachlage jo darzuſtellen, als ob die 
auf Verallgemeinerung der Schiffahrtsabgaben gerichtete Bewegung nur eine 
vorübergehende Zeitftrömung fei, entitanden aus einer Verbindung mirt- 
Schaftlicher Reaktionäre, verfehrsfeindlicher Agrarier und Hleinlicher Fiskaliften. 
Es handele fi um einen Nüdfal in merkantiliftifche, wenn nicht gar 
mittelalterlihe Wirtfchaftsgedanfen, um einen Anachronismus, der an feiner 
eigenen inneren Unmöglichkeit, an feiner Unvereinbarfeit mit dem Weſen 
und den Lebensbedingungen der heutigen Bolfswirtfhaft über furz ober 
lang jcheitern müſſe. Daß der die langen Unterläufe des Rheins, der 
Weſer und der Elbe beherrfchende preußifhe Staat andauernd eine derartige 
Politik treiben und die Berbefjerung der großen Ströme ſowohl als aud 
ihre Verbindung untereinander von der Verallgemeinerung des Gebühren- 
prinzip dauernd abhängig machen fönnte, fei faum zu befürchten. Preußen 
fönne nit nur mit Rüdficht auf feine eigenen nterefjen, fondern auch in 
feiner Eigenfhaft als führender Staat im Deutſchen Reihe fih dieſer 
großen, auch den Oberliegern zugute fommenden Kulturaufgabe ſchließlich 
doch nicht entjchlagen. Ihm erwachſe aus jener Eigenſchaft eine Verpflichtung 
zur Selbftlofigfeit, ein nobile officium, deijen Erfüllung von Bedingungen 
und Gegenkonzeffionen nicht abhängig gemacht werden fünne. Berfuche in 
diefer Richtung würden feine Ausfiht auf Erfolg haben. 

Es iſt bereits in dem die hiftorifche Entwidlung der Abgabenfrac: 
behandelnden Abjchnitt dargelegt worden, daß jeit einer Neihe von Jahr: 
zehnten der Zug der Zeit auf eine immer ftärfere Betonung des Gebühren: 
prinzip überhaupt und namentlich auch auf dem Gebiete des Verkehrsweſens 
gerichtet if. Diefe Strömung geht aus einer idealen Quelle hervor, aus 
dem Gerechtigfeitsempfinden der öffentlichen Meinung, und aus einer jehr 
realen, nämlid aus den wachſenden Schwierigfeiten der Geldbefhaffung für 
die Aufgaben des Staates und der Gemeinden, fowie aus der hierdurch 
bedingten Notwendigkeit, die gebührenmäßige Selbitkoftendedung von den— 
jenigen zu beanjpruden, welde die öffentlihen Einrihtungen unmittelbar 
benugen und deren Vorteile unmittelbar genießen. Die ftarfe Wirkung 
diefer beiden Faktoren zeigt jidh bei den Gemeinden faft noch mehr als bei 
den Staaten. Die Entwidlung der Gefeggebung über Gemeindeabgaben 
und der einzelnen Gemeindehaushalte läßt die entſchiedene Abkehr von dem 
gemeinmwirtfchaftlihen Prinzip und die ftärfere Betonung des Prinzips der 
bejonderen Entgeltlicfeit, insbefondere den Ausbau des Gebührenweſens, 


Die verkehräpolitifche Lage. 807 


deutlich erkennen. Die Gemeinfamfeit der Intereflen, welche innerhalb einer 
Stadtgemeinde an einem Net von Abzugsfanälen beftehen, ift viel ftärfer 
wie die Gemeinfamfeit der Intereſſen an dem preußifchen Wafjerftraßennege 
— menn man von einem foldhen überhaupt fprechen will — innerhalb des 
Staatögebietes; und doch erheben die Stadtgemeinden beſondere Gebühren 
für den Anſchluß an jene Kanäle und für ihre Benußung. 

Die Lehre von der Gemeinnützigkeit der Waſſerſtraßen, von der Aus— 
gleihung zwifchen Wafjerbaufojten und Steuerleiftungen und von der Uni- 
verjalität des Umfchlagsverfehrs findet in der öffentlihen Meinung immer 
weniger Miderhall. Es erfcheint ausfichtslos, die Mafje der Wähler davon 
zu überzeugen, daß es recht und billig fei, den Benußern der Eifenbahn 
die vollen Selbitfoften des Staates und eine bedeutende Verkehrsſteuer für 
allgemeine Staatözwede aufzuerlegen, den Benutern eines Teiles der 
Waſſerſtraßen aber die geringen Beiträge zur Dedung der ftaatlihen Auf- 
wendungen für das Fahrwafjer dauernd zu erlaſſen. Noch unhaltbarer aber 
und mit dem Gerechtigfeitögefühl noch weniger vereinbar tft die bifferenzielle 
Behandlung der Wafjerftraßen untereinander. Ein unbefangener Beurteiler 
wird es nicht verftehen und nicht billigen fönnen, daß der Staat feine 
Zeiftungen für die Verbeſſerung natürliher Waſſerſtraßen entgeltlih oder 
unentgeltlich zur Verfügung jtellen foll, je nachdem die eine oder die andere 
Methode der Verbefjerung von den Technifern bevorzugt worden ift, oder 
je nachdem es fih um See- oder Binnenfchiffahrt handelt. Auch die Unter: 
ſcheidung zwifchen fünjtlichen und verbejjerten natürlichen Waſſerſtraßen hat 
in dem Geredtigfeitöempfinden feine Stütze. Der Reichsfanzler hat dies 
Empfinden in feinem Briefe vom 20. Juli 1907 an den Zentralverein für 
Hebung der deutichen Fluß- und Kanalfiffahrt mit den Worten ausgedrüdt: 

„Die Dienfte, welche fünftlihe und natürliche Wafjerftraßen dem Verkehr 

leiften, find in der Haupſache jo gleichartig, daß eine unterjchiedliche 

Behandlung in der Kojtendedungsirage nicht aufrecht erhalten werden fann.“ 
Eine ſolche Verfehrspolitif wäre, felbft wenn fie dem geltenden Recht ent- 
ſpräche, jedenfalld de lege ferenda nicht zu rechtfertigen. Je länger die 
Erörterung der Abgabenfrage in der breiten Öffentlichkeit andauert, um fo 
ftärfer und allgemeiner wird die Überzeugung von der flaatswirtfchaftlichen 
Berehtigung der Schiffahrtögebühren fi) geltend machen. Wenn man die 
Verhandlungen der deutfchen Parlamente über dieſen Gegenjtand verfolgt, jo 
findet man, daß in allen bürgerlichen Parteien, von der äußerften Rechten 
angefangen bis zur ſüddeutſchen Demokratie, die Sache der Schiffahrts- 
abgaben eine große und ftändig wachjende Zahl von Anhängern hat. Die 
Beltimmung des preußifhen Waſſerſtraßengeſetzes vom 1. April 1905 über 

20 * 
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die Einführung der Sciffahrtsabgaben auf natürlihen Waflerftraßen ift 
mit einer fehr großen, bis tief in die Reihen der Linken Hineinreichenden 
Mehrheit angenommen worden; da die Abjtimmung hierüber vorweg ge 
nommen war, fo fonnten die Gegner der Schiffahrtsabgaben den dafür in 
Betracht fommenden $ 19 ablehnen und fpäter troß dieſer Borfchrift das 
Geſetz im ganzen annehmen. Die großen rheiniſch-weſtfäliſchen Handels— 
fammern, die Handelsfammern im Ems- und Wefergebiet und viele andere 
haben ſich mit dem Gedanken der Verallgemeinerung der Schiffahrtsabgaben 
abgefunden. Die Handelöfammer Görlig hält 3. B. „im Intereſſe einer 
ftetigen Berbefjerung des Fahrwaſſers unferer großen Ströme eine mäßige 
und unter Kontrolle des Landtages ftehende Abgabenerhebung für un- 
entbehrlich”. 

Die Gruppe derjenigen, welche den beftehenden Zujtand und die an 
ihn ji Inüpfenden Intereſſen verteidigen, ift zwar rührig, aber klein. Es 
wird diefer Gruppe faum gelingen, die öffentlihe Meinung davon zu über- 
zeugen, das für die wirtfchaftliche Zukunft eines jeden Landes und namentlich 
auch des Deutſchen Reiches fo überaus wichtige Problem der Überwindung 
der Entfernungsunterjchiede jei nun einmal ohne Verzicht auf die Selbftkoften- 
dedung für einen Teil unferer Wafferftraßen nicht zu löfen. Die Tatface, 
daß die technifh und mirtjchaftlih meniger leiftungsfähigen Eifenbahnen 
dasjelbe Problem ohne Staatszufchüffe gelöft haben, ſpricht allzu deutlich 
gegen jene Darftellung. 

Es ift von Intereſſe, wie ein hervorragender franzöfifher Fachmann, 
der die Wafjerftraßenfrage in Deutjchland zum Gegenftande feines befonderen 
Studiums gemadt hat, die Lage der Verhältniſſe beurteilt. Er fagt hierüber: 

„Le principe des peages a fini par triompher en Allemagne, parce 
qu’il 6tait juste et qu’on ne s’oppose pas impundment au progres 
de la justice. Que chaque commergant et chaque industriel paie le 
transport des articles, au moyen desquels il exerce son commerce 
ou son industrie, il semble, que ce soit assez normal. Pourquoi 
mettre à la charge des contribuables la moitie de ce prix de trans- 
port, alors surtout que d’autres industriels et d’autres commergants. 
desservis seulement par la voie ferr6e, sont forc6s de payer, pour 
les mömes transports, tout ce que cofte le service qui leur est 
rendu, et de verser en plus à l’Etat un impöt &änorme. II ne 
serait jJuste de faire payer par l’Etat les frais de ces transports. 
que si tous ces citoyens en profiteraient ä peu pres dans la m&me 
proportion !, 


° Louis Marlio. Ingenieur des Ponts et Chaussdes. Docteur en droit. 
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Es find das unmiberlegliche Wahrheiten, die man nur mit der nötigen Ent- 
ſchiedenheit und Beharrlichfeit auszufprehen braucht, um ihnen fchließlich 
zum Siege zu verhelfen. 

In Marquardfens Handbuch des öffentlihen Rechts hat Eugen von 
Phillippovih mit folgenden Worten zu diefer Frage Stellung genommen !: 

„Es mwäre ein merfwürbiger Zuftand, wenn der Staat Wafferftraßen 
jubventionierte, damit ihm auf diefen private Transportunternehmungen 
eine den Ertrag feiner Bahnen fehmälernde Konkurrenz bereiten. Es ift 
endlich im Intereſſe einer nationalwirtfchaftlihen Beherrfihung der großen 
Verkehrsmittel unzuläffig, Waflerftraßen zu fubventionieren, auf welchen 
die Tarifpolitif der Bahnen durchkreuzt werden fann.“ 

Die Abgabenfreiheit eines Teiles der Waflerftraßen ift aber nichts 
anderes als eine Subventionierung. 

Am 16. Juni 1900 fchrieb der Königlih Sächſiſche Minifterpräfident 
von Metzſch — der Brief wurde feiner Zeit in der Tagesprefje veröffentlicht 
— an den ſächſiſchen Mühlenverband ?: 

„Den Beftrebungen, die auf Abänderung des Artikels 54 Abſatz 4 der 
Reicheverfaffung und der einfchlagenden Staatsverträge mit Üfterreich 
gerichtet find, und auf Einführung von mäßigen, mindeſtens teilmeife 
Dedung der Selbftkoften der Elbuferftaaten gemährenden Schiffahrtsabgaben 
abzielen, fteht die (Königlih Sächſiſche) Staatsregierung fympathifch gegen- 
über und hat an ihrem Teile bei den Vorarbeiten für den Abſchluß eines 
neuen beutfchen Elbjchiffahrtsvertrages mit Ofterreih in diefem Sinne 
mitgemirft.“ 

Diefer pofitiven Kundgebung eines leitenden Staatsmannes mag ſchließlich 
no der vom Institut de droit international angenommene Entwurf zur 
völferrechtlihen Regelung der Flußſchiffahrt, infofern er als Ausdrud des 
abftraften Rechtsempfindens der Gegenwart gelten darf, angereiht werben. 
€3 heißt dort in Artikel 5: 

„Les droits de navigation preleves sur les fleuves internationaux 
auront pour but exclusif de couvrir les frais destravaux d’ameli- 
oration de ces fleuves — alfo ohne Unterfheidung von befonderen 


La politique allemande et la navigation interieure. Librairie de la societ6 
du recueil. J. B. Sirey. Paris 1907 &. 19213. 

ı $rundriß der politifchen Ökonomie, Einleitungsband, IV. Abteilung. Volks— 
wirtfchaftspolitif ©. 62. Tübingen, Mohr, 1907. 

2 Die Stellung des Müllereigewerbes zu der Frage der Schiffahrtsabgaben 
ift bereit8 im zweiten Zeil unter II: „Die ftaatswirtfchaftliche Berechtigung der 
Schiffahrtdabgaben“ in $ 3 erörtert. 
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und nicht befonderen Anftalten oder von Binnen- und Seeſſchiffahrt — 
et ceux de l’entretien de la navigabilit6 en general.“ 

Alles das und vieles andere! weift darauf hin, daß eine ftarfe und 
andauernde Zeitftrömung gegen die Abgabenfreiheit der Waflerftraßen und 
vollends gegen den fyftemlofen Zuftand, der auf diefem 'Bebiete in Deutfd- 
land tatſächlich befteht, gerichtet ift. Diefe Zeitjtrömung hat auch die 
Geftaltung des preußifhen Staatshaushaltsetats infofern pofitiv beeinflußt, 
ala darin nur no für folde Sciffahrtsanftalten — adgejehen etwa von 
der Fortfegung früher begonnener Bauten — Mittel ausgeworfen worden 
find, deren Benugung von Sciffahrtsabgaben abhängig gemacht wird. 
Völkerrechtliche BVerpflihtungen zur Verbeſſerung natürliher Waſſerſtraßen 
beftehen für Preußen nicht mehr, nachdem das in der Elbſchiffahrtsadditionalakte 
vom 13. April 1844 vereinbarte Regulierungsziel erreiht ift. Für den 
Rhein beftand eine eigentlihe Stromverbefjerungspflicht nah der Rhein: 
ſchiffahrtsakte vom 17. Ditober 1868 niemals, wenigſtens nicht nach der 
Meinung der vertragfchließenden Staaten, welder Meinung gegenüber die 
abweichende Anficht des Arbeitsausfchufjes der Rheinjchiffahrtsintereffenten 
feine praftiiche Bedeutung haben fann?. Die am Rhein ausgeführten Ver— 
befferungsbauten, welche ohne Zweifel weit hinausgehen über das „nguten- 
ftandfegen” des Fahrwaflers, find vom Standpunkte der Rheinjchiffahrtsakte 
freiwillige Zeiftungen. 

Die langjame aber fihere Wirkung jener Zeitftrömung wird mirffam 
unterftügt durch die Eigenart unferer wirtfchaftlich-finanziellen Lage. 

Ein gewaltiger wirtſchaftlicher Aufſchwung, eine außerordentliche, wahr: 
fheinlid in Deutichland niemald dagemefene Zunahme des allgemeinen 
Mohlitandes, fällt zufammen mit peinlihen finanziellen Schwierigfeiten bes 
Reichs und der meiften Bundesjtaaten. Eine folde Zeit, in welcher der 
praftifche Beweis dafür erbradht wird, daß die Entwidlung des Wohlſtandes 
und der Finanzen, der Gteuerfraft und der Steuern, nichts weniger als 
parallel verläuft, eine Zeit, welche fich zur Wiedererhöhung früher ermäßigter 
Pofttarife genötigt ſah, eine Zeit, in welcher aus finanziellen Beweggründen 


ı €8 ſoll bier nur des Beifpiels halber auf die Kundgebungen der württem- 
bergiihen Handelskörperſchaften aus dem Frühjahr 1907, des Aichaffenburger 
Bezirlögremiums für Handel und Gewerbe im Jahresbericht 1906 uſw. hingemieien 
werben. 

® Dal. Dentichrift von 1905 ©. 11. Im übrigen ift es eine bemerkenswerte 
und intereffante Tatjadhe, daß die den Schiffahrtdabgaben ablehnend gegenüber: 
ftehenden nterefienten fi nie auf den Art. 23 des Staatövertrages vom 31. De 
zember 1851, Band I ©. 303, berufen. 
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an einem fo wichtigen Verfafjungsgrundfage gerüttelt wird, wie die Über- 
lafjung der direften Steuern an die Einzelftaaten es ift — eine foldhe Zeit 
tt der Erhaltung des Privilegiums der Abgabenfreiheit gemifjer, bei weiten 
nicht aller, Wafjerftraßen und der Geltendmahung von Verfafjungsbedenfen 
gegen die Abſchaffung dieſes regionalen und Iofalen Privilegiums fehr 
wenig günftig. 

Zwar ift im Jahre 1906 durd die Reichsfteuergefege eine Stempel- 
abgabe von Eifenbahn- und Schiffsfrachtbriefen eingeführt worden, die aber 
den Güterverkehr auf den Binnenwafjerftraßen in viel geringerem Maße 
belaftet wie den Eifenbahnfrachtvertehr. Die Abgabe brachte in dem Jahr 
vom 1. Oftober 1906 bis 30. September 1907 im ganzen 15 048 559 ME. 
für Deutfchland ein. Da der alte, den Seeverkehr treffende Konofjements- 
itempel zulegt! 973568 ME. ertragen hatte, fo ift die Einnahme vom Eifen- 
bahn- und Binnenfchiffsverfehr auf rund 14 Millionen Mark anzunehmen. 

Bei gleihmäßiger Belaftung der frachtpflichtigen Tonnenfilometer, deren 
im Jahre 1905 auf den Eifenbahnen 40,7 und auf den Wajferftraßen 
15 Milliarden gefahren worden find, würden auf die erjteren rund 10 230 000 
und auf die letteren 3770000 Mt. Frachtbriefitempel entfallen. In 
Wirklichkeit find aber vom Eifenbahnverfehr 13 300 000 und von der Binnen- 
Ihiffahrt nur 700000 Mi. aufgebraht morden?. Die tonnenfilometrifche 
Neubelaftung durh die Stempelabgaben beträgt für den Bahnverkehr 
0,0326 Pfg., aljo beinahe ebenfoviel, wie die dem Rheinverfehr zugemutete 
Sciffahrtsabgabe?, während die gefamte deutſche Binnenfhiffahrt nur mit 
0,0046 Pig. vom Tonnentilometer belaftet worden ift. 


ı Im Recdhnungsjahre 1905. 

2 Die Seefhiffahrt muß in diefem Zufammenhange jhon deshalb ausjcheiden, 
weil fie mit der Eifenbahn im allgemeinen nicht in einem Wettbewerbsverhältnis 
fteht. Die obige Rechnung ift in der Weiſe gemadt, daß die wirklich verwendeten 
Stempelbeträge für alle deutfchen Staatöbahnen mit Ausnahme eines der Heineren 
Bahnſyſteme ermittelt und aus der jo gefundenen Wertzahl nad dem Verhältnis 
der Tonnentilometer die Belaftung des gefamten deutichen Eifenbahnneges bejtimmt 
ift. Die 1905 auf der Eifenbahn überhaupt gefahrenen Tonnentilometer betrugen 
44,567 Milliarden; in diefem Zufammenhange fonnten aber nur die fradhtpflichtigen 
Güterbeförderungen berüdfichtigt werden. Der tonnenfilometriiden Xeiftung der 
Eifenbahnen im Rechtsſinne ift diejenige der nebenbahnähnlichen Kleinbahnen mit 
rund 163 146 000 tkm hinzugerechnet. 

3 Die jchweigende Ergebung, mit welder die Eifenbahnfradtintereffenten die 
neue Verkehrsſteuer hingenommen haben, ftehbt in ſeltſamem Gegeniage zu dem 
lauten Zorn einer Gruppe von Schiffahrtöbeteiligten über die ihnen angelonnene 
beſcheidene Selbftloftendedung. 


a. 
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Es herrſcht aljo keineswegs Parität zwifchen Eiſenbahn und Schiffahrt 
auf dem Gebiete der Verkehrsbeſteuerung. Die Eijenbahn ift auch hier 
wieder um etwa 3070000 ME. mehrbelaftet, obwohl fie — mie oben 
dargelegt — mit höheren Betriebsfelbitkoften arbeitet. 

Wenn ferner von den Gegnern der Schiffahrtsabgaben vielfach behauptet 
wird, die jetzt abgabefreien Waſſerſtraßen genügten dem Verkehrsbedürfnis, 
und es fehle an jeder Veranlaſſung, die Ausführung weiterer Stromver— 
beſſerungen durch Annahme einer neuen Finanzierungsgrundlage zu erkaufen, 
ſo ſcheint dieſe Anſchauung auf einer bedenklichen Selbſttäuſchung zu beruhen. 
Die abgabefreien Waſſerſtraßen find nicht in der Lage, eine verkehrs— 
politifche Sondereriftenz zu führen. Sie bilden einen integrierenden Be— 
ftanbteil des großen deutſchen Verkehrsnetzes. Dies ift fein bloßes Aggrenat, 
fondern ein lebendiger Organismus, in welchem fein einzelnes Glied fi 
entwideln fann ohne fühlbare Rüdwirfung auf die anderen. Wenn der 
Verkehr auf den deutſchen Waſſerſtraßen bisher ftärker zugenommen bat ala 
derjenige auf den Eifenbahnen, jo beruht das zwar nicht ausfchlieglid aber 
doch hauptfächlich auf der fortgefegten, bedeutenden Verbefjerung der Schiffahrts- 
wege und ber hierdurch beeinflußten fallenden Entwidlung der Waſſerfrachten. 
Diefe Entwidlung wird auf den abgabefreien Wafjerjtraßen zum Stillftand 
fommen, wenn ihr Ausbau ins Stoden gerät. Ein folder Stillſtand ift 
aber gleihbebeutend mit einem Rüdjchritt, ſofern die Verbefferung benach— 
barter und wettbewerbender Wafjerjtraßen mit Hilfe von Sciffahrtsabgaben 
fräftig voranfchreitet, die Frachten auf diefen Schiffahrtöwegen entfprechend 
finten und außerdem die Eifenbahntarife ihre fallende Bewegung fortfegen. 
Es ijt unausbleiblid, daß hierdurch mit der Zeit bedeutende Verfchiebungen 
eintreten müfjen. Auf dem Gebiete des gegenjeitigen Wettbemwerbes der 
Waſſerſtraßen wird anfcheinend das Wejergebiet den erjten Anmwendungsfall 
bringen, wo durd Einführung von Schiffahrtsabgaben unter Bürgfchafts- 
leiftung beteiligter Verbände die Aller zu einem leiftungsfähigen Schiffahrts- 
wege ausgebaut wird. Infolgedeſſen erhält Bremen eine mefentlich befiere 
Verbindung mit dem rafch aufblühenden Induftriegebiet im öftlichen Hannover, 
insbeſondere mit dem Ol- und Kalibezirk um Gelle, was auf die Begrenzungs- 
linie zwifchen den Umfchlagsgebieten der Weſer— Aller: und Elbſchiffahrt ohne 
Zweifel eine Rüdwirkfung üben wird. 

Die Veränderungen infolge des Stehenbleibens einzelner Binnen: 
wafjerftraßen würden aber noch weit übertroffen werden von den tiefgreifenven 
Wirkungen, welche der Stillftand in der baulichen Entwidlung der großen 
Ströme und in der Abmwärtsbewegung der Waſſerfrachten bei fortgefegter 
Ermäßigung der Eifenbahntarife auf das Wettbewerbsverhältnis zwiſchen 


Die verfehröpolitiihe Lage. 318 


Schienen- und Waſſerſtraßen üben müßte. Der Einheitsfat für das Tonnen- 
filometer hat fih auf den preußifch-heffifchen Staatsbahnen von 1879 bis 
1902 um 16 vom Hundert verbilligt, und es ift wenig wahrſcheinlich, daß 
die Ära der Tarifermäßigungen damit abgefchloffen if. Wenn die große, 
univerfale, über das ganze Staatsgebiet ausgebreitete Mafje der Eifenbahn- 
frachtintereſſenten aud nur einen Teil derjenigen Entſchloſſenheit, welche 
die verhältnismäßig kleine Gruppe der Sciffahrtsintereffenten in der Abwehr 
einer mäßigen Selbftloftendedung andauernd betätigt, auf die Verminderung 
des Überfchuffes über die Eifenbahnfelbftkoften oder überhaupt auf Tarif- 
ermäßigungen verwendet — ſolche Ermäßigungen find befanntlich oft ohne 
finanzielle Opfer möglid — , fo wird eine weitere Berbilligung der Eifen- 
bahnfrachten nicht ausbleiben. Nicht nur ift im preußifchen Landtage ein 
von den fonfervativen und Mittelparteien des Abgeorbnetenhaufes geftellter 
Antrag auf Ermäßigung der Eifenbahntarife im Jahre 1905 mit großer 
Mehrheit angenommen worden!, fondern auch außerhalb Preußens find 
gleihe Wünſche laut geworden. Das weitblidende Stabtoberhaupt von 
Mannheim hat mit bejonderem Nahdrud die Forderung der Berbilligung 
der preußifchen Eifenbahnfrachten erhoben ?, wobei er ſich ficherlich nicht auf den 
partifularen Standpunkt ftellte, da es mindeftens zweifelhaft fein fann, ob 
diefe Maßregel den badifchen Intereſſen in jeder Hinficht entfprechen würde. 

Das hiernah von weiten Kreifen erjtrebte und mit großer Wahr- 
Iheinlichleit zu erwartende Fallen der Eifenbahnfracdhten würde eine fehr 
bedeutende Rückwirkung auf die Sciffahrtsinterefjen haben und viel dazu 





ı €3 war der Antrag Arnim-Friedberg-Zedlit vom 6. März; 1905, welcher 
dahin ging, 
„innerhalb der durch die Rüdfiht auf die Finanzlage des Staates und die 
Konfurrenzverhältniffe gezogenen Grenzen planmäßiger ala bisher auf die Er- 
mäßigung der Tarife, insbefondere für ſolche Güter Bedacht zu nehmen, welde 
ald PBroduftionsmittel oder Produkte der heimifchen Gütererzeugung für deren 
Ertragsfähigkeit, insbefondere für die Ertragsfähigkeit von Handel und Induſtrie, 
von großer Bedeutung find.“ 
In der Hauptfahe wird es fich dabei um die Kohlentarife handeln. Die Regierung 
ließ ermwidern, 
„hie jei darauf bedacht, innerhalb der durch die Finanzlage des Staates und die 
MWettbewerbäverhältnifje gezogenen Grenzen die Tarife, indbefondere für die im 
Befchluffe genannten Güter, weiter herabzuſetzen.“ 
Der Grundgedanke jenes Antrages war der, dab die Wohltat billigerer Transport» 
foften nicht auf die Anwohner der neuen Wafferftraßen — deren Bau gerade damals 
beihloffen wurde — beichräntt bleiben dürfe. 
2 Bei der Tagung des Vereins für Socialpolitif in Mannheim am 25. Sep- 
tember 1905, vgl. S. 76 des Sigungsberiht und ©. 37 diefes Buches. 
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beitragen, daß die Meinung von der Überflüffigleit weiterer Stromver- 
befjerungen als Irrtum erfannt wird. Denn je billiger ein Gut zmifchen 
dem Hervorbringungs- und Verbrauchsorte auf der Eifenbahn gefahren wird, 
um fo geringer wird der Anreiz zur Benugung des Waſſerweges im Um— 
ſchlagsverkehr, um fo kürzer wird der Aktionsradius der Binnenſchiffahrt, 
um fo enger wird die Verfehrözone der einzelnen Binnenwaſſerſtraße. Die 
fortfchreitende Ermäßigung der preußifchen Eijenbahntarife zieht naturgemäß 
den Beihäftigungsgrad der Binnenfhiffahrt, die wirtfchaftliche Entmidlung 
der Umfchlagspläge an den oberen Stromläufen, den Verlehr und die 
Finanzen der nad diefen Umfchlagsplägen gravitierenden kleineren Eifen- 
bahniyfteme ftart in Mitleidenſchaft. Anderſeits wäre es ein volkswirt— 
lih unhaltbarer und nicht zu rechtfertigender Standpunkt, Eifenbahnfradt:- 
ermäßigungen deshalb Hintanhalten zu wollen, weil Berfchiebungen zum 
Nachteil anderer wettbewerbender Verkehrswege, Verkehrsunternehmungen 
oder Verkehrsgruppen eintreten könnten. Es handelt ſich dabei um keine 
Produktions⸗ und Konſumtionsintereſſen, ſondern lediglich um Intereſſen des 
Transportgewerbes und der Umſchlagsplätze. Die Verbraucher und Hervor— 
bringer können von Tarifermäßigungen der Eiſenbahnen nur gewinnen; fie 
nehmen die billigften Frachten, wo fie zu haben find. Es ift nicht bekannt 
geworden, daß jemals ein Bezirks- oder Landeseifenbahnrat eine Tarif: 
berabjegung deshalb abgelehnt hätte, weil der Beihäftigungsgrad der Binnen- 
Ihiffahrt durch eine folde Maßregel berührt oder ihr der Wettbewerb erfchwert 
werden würde, 

Es muß der Binnenfhiffahrt — zumal fie im allgemeinen der Eifen- 
bahn gegenüber mit billigeren Beförderungsjelbitloften arbeitet — die Auf- 
gabe geitellt werden, ihre Stellung durch gleichwertige Frachtermäßigungen 
zu behaupten. Zu diefem Zwede bedarf es aber vor allem eines meiteren 
Ausbaues der Binnenmwafjerftraßen, der feinerfeit3 von der Koftendedung 
durch Schiffahrtsabgaben abhängig if. Wenn früher die Flußzölle auf: 
gehoben wurden, um der Binnenjchiffahrt den Wettbewerb mit der Eifen- 
bahn zu ermöglichen, fo ift heute gerade zu demjelben Zwecke die Einführung 
von Schiffahrtsabgaben praftiih notwendig. 

Eine befondere Bedeutung gewinnt diefe Maßregel auf den gemein: 
famen Wafferftraßen infofern, als fie zu neuen, entwidlungsfähigen wirt: 
Ihaftspolitifchen Organifationen führen kann und — unter der Vorausſetzung 
des Durddringens fachlicher Erwägungen — führen muß. Es liegt in 
der Natur der Sade begründet, daß die Verwirklichung des Gebühren: 
prinzips für diejenigen Flüſſe, welche mehrere Staaten begrenzen oder durch— 
ftrömen, anf eine genofjenfchaftlihe und nationale Regelung der Frage 
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drängt. Die Regelung in partifularem Rahmen, in Beihränfung auf die 
Stromanteile der Uferftaaten, ift für die zwei Staatögebiete trennenden 
Wafferftraßen, alfo der Regel nach für halbe Strombreiten!, fo gut wie 
unmöglich und für alle übrigen Fälle des gemeinfamen Strombefites unzmwed- 
mäßig. Die Nachteile würden fi nad zwei Richtungen geltend machen, 
einerfeitö bei der Tarifbildung und anderſeits bei der Einrichtung des 
Erhebungsdienftes. Die Tarifbildung würde im Falle der partifularen Er- 
hebung von Ediffahrtsabgaben verfhieden ausfallen können und wahrfchein- 
ih aud müfjen. Das gilt insbefondere von der Höhe der Einheitsjäge, 
welche fich nach der Stärke des Verkehrs und der Größe des Aufmandes 
für die MWafferftraße richtet. Es wäre ein merfwürdiger Zufall, wenn das 
Verhältnis diefer beiden Faktoren in allen Uferftaaten dauernd gleich bliebe. 
Außerdem könnte aber auch die autonome Regelung der Frage zu verfchiedenen 
Zariffyjtemen führen und in dieſem Falle wäre die gleichmäßige Bemefjung 
der Sätze von vornherein ausgefchloffen?. Daß die Berfchiedenheit der 
Tarife auf einer Wafferftraße oder auf einer zufammenhängenden Gruppe 
von Binnenſchiffahrtswegen ein wejentlicher Nachteil fein würde, bedarf feiner 
weiteren Darlegung; es braucht nur an den bedeutenden Fortfchritt erinnert zu 
werden, der durch die Vereinheitlichung der Tarife für die Nhein-, Wefer- und 
Elbzölle vor etwa 80 bis 100 Jahren nad der übereinftimmenden Anficht 
aller Zeitgenofjen erreicht wurde. Der Verkehr auf den Waſſerſtraßen drängt, 
weil er auf weite Entfernungen fich erftredt und an feine Staategrenzen fi 
bindet, zu einheitlicher Regelung für möglichſt weite Gebiete; deshalb werden 
ih in einem Bundesftaate die Schiffahrtsangelegenheiten mehr zur zentralen 
ald zur partifularen Behandlung eignen. Das gilt au für die Frage 
der Selbſtkoſtendeckung durch Sciffahrtsabgaben, für die Bildung der Tarife, 
für den Erlaß der Gebührenorvnungen und deren Handhabung. Ins— 
befondere wird die Erhebung der Abgaben nad) dem die zweckmäßigſte 
Löſung darjtellenden tonnenfilometrifhen Syftem bei der Ein- und Aus- 
ladung für die Schiffahrt und die Verwaltung erleichtert durch das Inein— 


— — 





ı Ausnahmäweife kommt es vor, daß einem Uferftaate die ganze Strombreite 
gehört. Dies trifft bei der unteren Trave zu, die ausschließlich lübeckiſch ift, obwohl 
Medlenburg an einem Ufer grenzt. 

? Für die Saale haben fih Preußen und Anhalt vor einigen Jahren auf ein 
übereinftimmendes Tariffyftem verftändigt, während die Einheitsſätze verſchieden 
find. Für die Havel find weder Tariffyftem noch Einheitsjäge für Preußen und 
Medlenburg gemeinfam. Auf der Saale und Havel werden aber die Abgaben nad) 
dem Hebeftellenfyftem erhoben, bei welchem jene Unftimmigfeiten ſich viel weniger 
fühlbar machen als bei der tonnenkilometriſchen Erhebung. 
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andergreifen und Zufammenmirfen der Organe aller Ufer| aaten, während 
im Falle des autonomen Vorgehens der einzelnen Länder der Erhebungs: 
dienft ſich weniger einfach geftalten würde. | 

Die hiernach anzujtrebende Vereinheitlihung der Ta: fe und des Er- 
hebungsdienftes ift nun aber für die Dauer faum err ihbar ohne ein 
gewiſſes Maß von Gemeinfchaftlichkeit im Haushalt der unter Ausgaben 
geftellten Wafferftraßen, ohne eine Art von Yinanzgemeti Schaft der Ufer: 
ftaaten hinfichtlih der für die gemeinfamen Flüffe zu leift nden Ausgaben 
und ihrer Koſtendeckung durch Schiffahrtsabgaben. Ohne ſolche Bergejell- 
fchaftung der materiellen Grundlagen für die Tarifbildung m ürde die formale 
Gleichheit der Tariffyfteme und inheitsfäte ganz verſch edene Ergebnifie 
für den einzelnen Uferftaat herbeiführen oder doch herbiiführen können. 
Derfelbe Tarif würde für einen Staat vielleiht ein die Selbſtkoſten über- 
fteigendes, alfo verfaffungsmäßig unzuläffiges Ergebnis haben, während ein 
anderer möglicherweife bei weitem nicht feine Ausgaben teden fünnte, je 
nachdem das Verhältnis zwijchen der Dichtigfeit des Verkehns und der Koft- 
fpieligfeit des Strombaues innerhalb der einzelnen Flußftreden und Hobheits- 
gebiete wechſelt. Die formale Einheit läßt fi) aber Hier bauernd nur in- 
fomeit aufredht erhalten, als fie der Ausdruck einer Gemeinschaft fachlicher 
Intereſſen tft. 

Diefe Gemeinschaft könnte etwa in der Weiſe begründet werden, daß 
man die Ecdiffahrtsabgaben eines Stromgebietes für gemeinfame Rechnung 
vereinnahmt und unter bie Uferftaaten nad dem aus dem Grundfate der 
Selbſtkoſtendeckung fi ergebenden Maßftabe ihrer wirflihen Aufwendungen 
für Verbefjerung und Unterhaltung der Wafferftraßen verteilt. Die durch das 
Gebührenprinzip gebotene Ausgleihung zwiſchen Einnahmen und Ausgaben 
braucht dann nicht für einzelne Stromteile, fondern nur für ganze Strom: 
gebiete, etwa für den Rhein und feine Nebenflüffe, ſoweit diefe für 
Rheinſchiffe zugänglid find, ftattzufinden. 

Eine ſolche Finanzgemeinfhaft würde für die fünftige Entwidlung der 
Schiffahrtsintereſſen und des Waflerftraßenneges in Deutſchland möglicher: 
weife ſehr bedeutende, tiefeinschneidende Folgen haben. Sie würde e8 ermög- 
lichen, daß die von der ganzen Schiffahrt eines Stromgebietes aufgebrachten 
Mittel angefegt und fruchtbar gemacht werden für den Ausbau des gemein- 
famen Verlehrsfyftemes ohne Rüdfiht darauf, aus welchem Staatögebiete 
die Einnahmen ftammen, und in welchem Staate die verbefferungsbedürftigen 
Stromjtreden liegen. Diefe vereinigten Mittel würden vorausfihtlih — 
felbjt bei verhältnismäßig geringen Einheitsfägen — dazu ausreihen, um 
ſehr bedeutende, bisher für unmöglich gehaltene und vielleicht auch tatſäch— 
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Ih für partifulare Finanzen unmöglihe Aufgaben auf dem Gebiete des 
Wafjerbaues zu löfen. Den Einzelftaaten würde die Strombaulaft abge- 
nommen und auf die organifierte Gefamtheit der Sciffahrtsbeteiligten aller 
Länder innerhalb des Verfehrögebietes übertragen. Das veraltete, überlebte und 
den jteigenden Anforderungen der Neuzeit nicht mehr gewachjene Prinzip 
der Uferbaulaft könnte durch das der Intefjentenbaulaft erfegt werben. Die 
innere Ungerechtigfeit und Unzweckmäßigkeit jenes Prinzips ergibt fi ſchon 
aus ber Erwägung, daß der Flächenraum, die Bevölkerung, die Steuerfraft 
und das Sciffahrtsinterefje eines Uferſtaates zu feiner Uferlänge und 
Strombaulaft in ganz verfchievenem Verhältnis ftehen können und tatfächlich 
auch ftehen. Es kann nicht eingewendet werden, daß das ftaatsrechtliche 
Prinzip der Uferbaulaft bisher feine Schuldigfeit getan habe. Die Regu- 
lierung des Oberrheins nah Straßburg ift nur mit vielen Schwierigkeiten, 
Berftimmungen und Berzögerungen zwiſchen den Uferftaaten zuftande ge- 
fommen und der Gedanke der nterefjentenbaulaft durch Sciffahrtsabgaben 
bat fchon damals recht deutlih an das Tor der Erwägungen gepodt!. 
Aber es find noch mehr gemeinfame Wafjerftraßen auszubauen, wenn ben 
Gefamtinterefjen des deutfchen Verkehrs ausreichende Pflege zuteil werden 
jol; es mag bier nur auf den Oberrhein von Straßburg aufwärts, auf 
den Nedar und den Main hingewieſen werden. Die Verwirklichung diefer 
und mancher anderer Verkehrspläne ftößt nicht nur auf finanzielle Hindernifje, 
ſondern auch auf andere Widerftände, die fi aus divergierenden regionalen 
und lofalen Intereſſen verfchievener Art ergeben. Die Überwindung folder 
MWiderftände wird aber mefentlich erleichtert, wenn wenigſtens die finanziellen 
Hindernifje aus dem Wege geräumt werden, und das kann durd die Ver- 
jelbftändigung der Schiffahrtsinterefjen in befonderen Zwedverbänden, durch 
Bildung von Finanzgemeinfchaften zur gemeinfamen Erhebung und Ber: 
wendung von Schiffahrtsabgaben allerdings erreicht werden. Durch ſolche 
Drganifationen kann vielleicht den deutſchen Waſſerſtraßen dasjenige Maß von 
ftaatlicher Syürforge, diejenige Unabhängigkeit von partifularen Strömungen 
und mehr oder weniger Heinliden — wenn auch fubjeltiv berechtigten — 
Sonderinterefjen zuteil werden, die ihnen von vornherein beſchieden gemwejen 
wären, wenn die gefchichtliche Entwidlung in Deutfchland nicht zur politifchen 
Mannigfaltigfeit, fondern zum Einheitöftaate geführt hätte. 

Die in den einzelnen Stromfafjen zufammenlaufenden Mittel würden 
eine Art von Fideikommiſſum der deutſchen Schiffahrtsinterefjen bilden, deſſen 
Vorhandenjein den Ausbau unferer Waſſerſtraßen unabhängig macht von 


— 


I Bal. S. 28 und 29 die Erklärung bes badiſchen Miniſters Schenkel. 
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den Schwankungen und MWechfelfällen in der finanziellen Intwidlung einer 
großen Zahl von Einzelftaaten, während jegt deren freimi Iiges Zufammen- 
wirken von Fall zu Fall mühjam erjtrebt werben muß, wenn etwas für 
einen Strom oder ein Stromgebiet gejchehen fol. 

Die Verwirllihung des Grundſatzes der Selbftf jtendedung durch 
Bildung von Zwedverbänden hat bemerkenswerte Vorbild r in der Organi— 
fation der englifhen Waflerftraßen. England ift zwar fit Sahrhunderten 
ein Einheitsftaat; aber diefes Staatsweſen hat fih der Fürſorge für das 
Verkehrsweſen — Landwege, Waflerftraßen, Häfen und Eifenbahbnen — 
grundfäglich entfchlagen und fie lofalen oder regionalen Verbänden und 
Unternehmungen öffentlider und privater Art überlafjen, Die beteiligten 
öffentlihen Verbände haben auf wirtichaftlihem Gebiete eir: ſolches Maß von 
Selbfterverwaltung und autonomer Bewegungsfreiheit, daß die Analogie mit 
bundesjtaatlihen Verhältnifjen — unter den bei derartigen Vergleichen un- 
vermeidlichen Beihränfungen und Vorbehalten! — mohl als zuläffig anzu: 
fehen if. Man bat nun in England die einheitliche Behandlung von 
Mafjeritraßen zu fichern gemußt durch Zwedverbände, public trusts oder 
conservancy boards, melde aus Bertretern der beteiligten Gemeinden und 
der fonjtigen, nterefjenten zufammengefegt find. Als Beifpiel mag hier 
da® Thames conservancy board erwähnt werden, welches aus Vertretern 
der Admiralität, des Handelsamts, des Trinity House (der Leuchtfeuer- 
behörde), der Stadt London und einiger anderer Städte, der Grafjchaften 
Gloucester, Wiltshire, Oxford, Berkshire, Buckingham, Surrey, Middlesex. 
Essex und Kent, der Sciffsreever, der Kleinſchiffer (sailing barges, 
lighters and steam tugs), der dock owners und der wharfingers befteht. 
Die Schiffahrttreibenden find alfo aud, und zwar durch gewählte Vertreter, 
an der Berwaltung beteiligt. 

Die Zufammenfaffung der deutichen Sciffahrtsinterefjen in Zweck— 
verbänden für die einzelnen Stromgebiete könnte vielleicht auch in Deutſch— 
land als nüglihe Maßregel fi erweifen und zur Löſung der fehwierigen 
Abgabenfrage beitragen. 

Bon der fehr bedeutenden Finanzkraft derartiger Organifationen mögen 
die folgenden, das Rheingebiet betreffenden Zahlenbeifpiele eine ungefähre Vor- 
jtellung geben. Die deutfche Rheinſchiffahrt zwischen Bafel und Emmerich würde 
bei dem jehr niedrigen Einheitsfage von durchfchnittlih 0,04 Pfg. vom tkm 
im Jahre 1905 — ohne Nebenflüffe — 2 600 000 ME. aufgebracht haben. 





Die englifhen Verbände find nit nur Finanzgemeinihaften, fondern aud 
mit eigenen unmittelbaren Berwaltungsbefugnifien ausgeftattet. 


Die verfehröpolitifche Lage. 319 


Der Rheinverfehr hat nun aber im Durchſchnitt der legten zehn Jahre um 
346 000 000 tkm zugenommen; unter der Vorausfeßung des weiteren 
Anwahfens in gleihem Maßſtabe würden die Einnahmen der Finanz-— 
gemeinschaft um 138000 ME. jährlich fteigen. Es können alfo, wenn diefe 
Einnahmen nur zur Verzinfung und Tilgung von Strombaufapitalien — 
neben der Dedung von Betriebe- und Unterhaltungsfoften — dienen, 
jährlich jehr bedeutende Summen für Verbefjerungen aufgewendet werben. 

Das Rheingebiet hat allerdings dank feines großen Verkehrs bejonders 
günftige Verhältniffe aufzuweiſen; ſchon das Elbgebiet fteht ihm in diefer 
Beziehung nad, und für andere Ströme ift von vornherein Har, daß zu- 
nächſt und in abjehbarer Zeit die Selbftloftendedung aus Schiffahrsabgaben 
nicht erreichbar if. Das Wefergebiet bringt mit einem Einheitsfage von 
0,05 Pig. vom tkm bei feinem jetzigen Verkehr, einfchießlih der Fulda 
und Aller, nur 100 000 Mf, während die Ausgaben um ein viel- 
faches höher find. Die Uferftaaten würden in folden Fällen den durch 
Abgaben nicht gededten Kojtenanteil aus Mitteln der Steuerzahler zu 
leiiten haben. 

Die Berehtigung des Gedankens der Finanzgemeinfchaften wird aber 
durch diefen Umſtand nicht berührt. 

Die innere Selbjtändigfeit der Uferftaaten wird durch eine folche 
Gemeinschaft nicht beeinträchtigt; ihre Hoheitsrehte und Verwaltungs 
befugnifje Hinfichtlih der Ströme bleiben ungefchmälert. Sie müfjen nur 
wegen derjenigen Bauten, deren Finanzierung aus gemeinfamen Mitteln fie 
eritreben, mit den andern Uferftaaten ſich verftändigen und die ihnen über- 
wieſenen Mittel tatfächlic für dieſe Bauten verwenden!. Anderſeits 
werden fie um den Betrag der dur Abgaben aufgebradten Strombaufojften 
finanziell entlajtet. Die Strombaulaft, oder vielmehr die Koftendedung für 
Stromverbefjerungen im befonderen Intereſſe der Schiffahrt und bis zu 
der durch ihre Xeiftungsfähigfeit gezogenen Grenze, wird auf die daraus 
Vorteil ziehenden Sciffahrtsbeteiligten in ähnlicher Weiſe übertragen, 
wie die Laft der im Vorflutinterefje erforderlichen Verbefjerungen nicht— 


! Der zwiſchen den Wejeruferftaaten beftehende Zmwedverband zur Regulierung 
der Außenwejer ift ähnlich organifiert; nur daß dort die Verhältniffe es nicht 
möglich madten, jeden Staat auf feinem Gebiete bauen zu laflen. Infolgedeſſen 
baut Bremen allein, wie ed auch die von allen Staaten vereinnahmten Sciffahrts- 
abgaben allein — mit ber Verpflichtung zur Rechnungslegung — erhält. Oldenburg 
und Preußen find aber für den Fall des Aurüdbleibend der Einnahme aus 
Sciffahrtsabgaben hinter den Baufoften zur anteiligen Dedung der Ausfälle ver- 
pflichtet. 
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ihiffbarer Ströme den beteiligten Grundbefigern, welche zu diefem Zwecke 
in Meliorations-Genofjenfchaften organifiert find, vom Staate auferlegt wird. 
Man könnte die auf gemeinfamer Abgabenerhebung beruhenden Finanz- 
gemeinſchaften oder Zmedverbände auch als große Meliorationsgenofjen- 
ſchaften zur Pflege deutſcher Sciffahrtsinterefjen auffaflen, ala eine Art 
von Gemeinbürgjchaft für die künftige Entwidlung eines deutfhen Wafjer- 
ftraßenneges, das ſchwerlich jemals auf eine andere Art und auf anderen 
Grundlagen entftehen wird. 

Es lafjen fi allerdings gegen die hier angedeuteten, ganze Strom- 
gebiete umfafjenden und die Gefamtheit der Uferjtaaten vereinigenden Ver— 
bände zwei Einwendungem mit einem gemiffen Schein von Recht erheben. 
Man fann zweifeln, ob Laſten und Vorteile innerhalb diefer Gemeinfchaften 
immer gleihmäßig verteilt fein werden, und man fann geltend machen, daß 
der durch die vereinigte Finanzkraft der Stromfgiffahrt ermöglichte Ausbau 
des geſamt⸗deutſchen Waſſerſtraßennetzes — insbefondere die Verlängerung 
der Großſchiffahrtswege über die jegigen Endpunkte hinaus und die Ber- 
befierung der Nebenflüffe — gemwifje Verfchiebungen in den beftehenden 
Verkehrsverhältniſſen hervorbringen und gewiſſe Intereſſen möglichermeife 
nachteilig beeinflufjen werde, 

Mas zunädft das erſtere Bedenken anbetrifft, jo iſt allerdings der Ver— 
fehr und deshalb auch das von ihm zu erwartende Auffommen an Schiff: 
fahrtsabgaben ungleihmäßig über die Hauptitröme und ihre Nebenflüffe 
verteilt. Insbeſondere ift der Rheinſchiffsverkehr an der deutſch-nieder— 
ländifchen Grenze bei Emmerich mit 21 Millionen t am ftärfften, um dann 
in der Richtung zu Berg ftändig abzunehmen; er beträgt — nah Ab. 
zweigung von 2'/s Millionen t an der Mainmündung — in Mannheim: 
Ludwigshafen nur 8 Millionen t und in Straßburg-Kehl nur noch 1 Million t!. 
Infolgedeſſen ift auch das Verhältnis der Verkehrsmengen zu den Uferlängen 
in den einzelnen Staaten jehr verjchieden; es ftellt fi für den Unterrhein 
jehr viel günjtiger al3 für den Oberlauf des Stromes. Es entfielen von 
rund 6,5 Millionen tkm auf Preußen 82,8, auf Heffen 12,1, auf Baden 
2,5, auf Bayern 2 und auf das Neichsland 0,6 v. H., während die Ver— 
hältniszahlen der Uferlängen zwifchen Bafel und der nieberländifchen Grenze 


! In runden Zahlen für 1905. In Mannheim—Lubwigähafen und Straf 
burg— Kehl ift die Zufuhr bergmärtd und die Abfuhr talwärts berechnet; für 
die beiden erjteren Häfen außerdem die Durhfuhr von und nach dem Überrbein 
geſchätzt. 


Die verkehröpolitifche Lage. 321 


ir Preußen 50, für Heflen 11,2, für Baben 19,3, für Bayern 6,2 und 
ir das Reichsland 13,3 v. H. betragen!. 

Diefe Zahlen Iafjen deutlich erfennen, daß die Kaſſe der Finanz: 
meinfchaft hauptfächlih mit den in Preußen auflommenden Abgaben ge- 
eiſt werden wird, während anderjeit3 die Verbefjerungen, deren das rheinifche 
Bafjerftraßenfyftem bedarf, vielleicht überwiegend außerhalb der preußifchen 
oheitägrenzen liegen werden. Als folche Berbefjerungen können neben der Durch— 
ihrung der — jebt bei St. Goar aufhörenden — 2,5 Metertiefe bis zur 
lainmündung oder bi8 Mannheim noch die Kanalifierung des Mains bis 
fchaffenburg und des Nedars bis Heilbronn, die Regulierung des Rheins 
s Straßburg und noch meiter aufwärts für die nächſte Zeit in Frage 
Immen. 

Indeſſen wird hieraus ein durchichlagender Einwand gegen den Ge- 
ınfen der Zweckverbände oder Finanzgemeinſchaften nicht hergeleitet werben 
innen. Diefer Gedante beruht auf der Annahme der Solidarität der 
irtſchaftlichen Intereſſen innerhalb der einzelnen Stromgebiete, insbefondere 
rn ganzen deutſchen Rheingebiet, und eine derartige Solidarität ift 
uch — infoweit es ſich um die Entwidlung der Schiffahrt und um die 
lefruchtung des gejamten Wirtfhaftslebens durch die Verbeſſerung der 
Bafferftraßen handelt — tatfählih im mefentlihen vorhanden. Die Ber: 
ingerung der Großſchiffahrtswege auf dem Rhein nah Süden, auf dem 
edar nah Südoften und auf dem Main nad Dften würde nicht nur dem 
wifchen Oberland, dem Oberelſaß, Württemberg und Bayern, jondern 
ıh großen preußifchen Intereſſen förderlich fein. Die Gemeinfamfeit der 
irtfchaftlihen Vorteile ergibt ſich ſchon aus der Erwägung, daß die für 
e deutichen Eifenbahnen bisher vergeblich erjtrebte Gemeinfchaft der Be— 
iebsmittel für die Schiffahrt von jeher befteht. In der Schiffahrt gibt 
— Dank der privaten Organifation ihres Betriebes — feine Unter: 
heivung nad Staatsgebieten, feine Umladungen, feine unnötigen Leerläufe 
nd feinen Wechfel der Motore an den Xandesgrenzen. Die Betriebsmittel 
erden nach reinen Zwedmäßigfeitsrüdfichten in der Weiſe verwendet, welche 
x jeweiligen Verfehrölage am beften entjpricht; die Schiffe nehmen über- 


ı Die Zahlen find für die Tonnenfilometer und für die Uferlängen 


Preußen 5 379 000 000 691,6 km 
Heſſen 786 000 000 155,4 „ 
Baden 162 000 000 266,7 „ 
Bayern 132 000 000 857 „ 
Reichsland 35 000 000 1838 „ 
Schriften CXV. — Zweiter und britter Zeil. 21 
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all Fracht, wo fie folche finden, und nach jedem auf dem zufammenhängenden 
Wafferftraßenneg erreihbaren Punkte. Deshalb hat die preußifche Rhein 
flotte ein Intereſſe an allen Stromverbejjerungen, nidt nur an den auf 
preußifchem Gebiete vorzunehmenden ; dies Intereſſe tft um jo bedeutender, 
als in der deutſchen NRheinflotte die preußifche mit 68,8 v. H. der Geſamt 
tragfähigfeit weitaus überwiegt‘. Die den Oberrhein, den Nedar und 
Main befahrenden Schiffe werben hauptfächlich die preußifche Flagge führen. 
Aber aud) die mit der Schiffahrt zufammenhängenden wirtfchaftlichen Intereſſen, 
welche durch weitere Ausgeftaltung des rheinifchen Wafjerftraßenneges weſent 
lich gefördert werden würden, haben zum großen, vielleicht überwiegenden Teil: 
ihren Sit am preußifchen Niederrhein. Es ift ſchwer zu fagen, ob der Beitra: 
Preußens, oder vielmehr die Beitragsleiftung der Schiffahrt von den auf preufi- 
ihem Gebiete geleifteten Tonnenfilometern oder auch die Beitragsleiftun: 
preußifcher Schiffe von den in Deutichland ausgeführten Fahrten, in an 
gemefjenem Verhältnis ftehen würde zu den Vorteilen, welche für preußijck 
Intereſſen aus der hier angedeuteten fünftigen Organifation erwachfen können. 
Der Verſuch einer genauen Feitftellung des do ut des für die einzelnen Staaten 
und Intereſſengruppen würde wahrſcheinlich auf unüberwindlihe Schwierig 
feiten ftoßen. Solche Verfuhe würden aber aud dem genoſſenſchaftlichen 
Grundgedanken der Zwedverbände nicht entipreden. Die Verzichtleijtun 
auf rechnungsmäßige Beitimmung der Vorteile und Laſten für jeden einzelnen, 
die Abftandnahme von Vergleichen der Teilnehmer untereinander hinfichtlich ihrei 
verhältnismäßigen Nutzens aus der Gemeinſchaft und das Vertrauen auf 
die mittelbare Förderung der Einzelinterefjen dur die wirtfchaftliche Ent: 
widlung der Gejamtheit find bis zu einem gewiſſen Grade unentbehrlic 
Faktoren für jede genofjenjchaftlihe Drganifation auf dem Gebiete dei 
öffentlichen und jelbjt des privaten Rechtes. Ohne diefe Faktoren mär 
auch der Zollverein nicht zuftande gefommen, und wenn man die Gejchichte 
feiner Entftehung verfolgt bis zu dem legten Abichnitte des Zollanſchluſſes 
der Hanjeftädte, jo findet man mehr als einmal die Erfheinung, daß die 
Beforgnifje einzelner Mitglieder, die Gemeinschaft werde ihnen mehr 
Nachteile ald Vorteile bringen, dur die praktiſche Erfahrung widerlegt 
worden find. 

Der Grundgedante des Follvereins ift in mander Beziehung dem 
hier angebeuteten Gedanken der Zmwedverbände und Stromkaſſen ähnlich 





ı Nah den Angaben der Providentia vom Auguſt 1906 entfielen von einer 
Tragfähigkeit von 1 826 800 t auf Preußen 1 256 800, Baden 367 400, Heflen 102 3. 
Elfaß-Lothringen und Hanfaftädte (Rheinjeedampfer) 55 800, Bayern 41 200 un 
Württemberg 2800 t. 
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In beiden Fällen handelt es fih um bloße Finanzgemeinſchaften, die jeven 
Eingriff in die Autonomie der Einzelftaaten vermeiden, um die Erhebung 
von Abgaben für gemeinfame Rechnung und ihre Verteilung an die Mit- 
glieder nad einem vereinbarten Maßftabe. Wenn im Zollverein jedes 
Mitglied über feinen Anteil verfügen fonnte, während er bier nur 
zu Sciffahrtöverbefjerungen verwendet werben darf, fo ift diefe Bindung 
nicht durd) den Zmwedverband, fondern durch die Reichsverfaſſung gegeben. 
Die Schiffahrtsabgaben find eben ihrem Weſen nah Zweckſteuern, im 
weiteren Sinne des Wortes. 

Der zweite Einwand ift injofern begründet, als durch die Verlängerung 
der Großſchiffahrtsſtraßen in den deutſchen Stromgebieten allerdings Verkehrs— 
verfchiebungen entitehen können und werden, Verkehröverfchiebungen, welche 
die Intereſſen von Umfjchlagplägen und Eifenbahnlinien in Mitleidenſchaft 
ziehen. Man fann nicht den Main nah Aſchaffenburg, den Nedar nad) 
Heilbronn Fanalifieren, den Rhein bis Straßburg oder Bafel regulieren, den 
Oberrhein bis Konftanz ſchiffbar machen oder Leipzig an die Saalewafler- 
itraße anjchließen, ohne Rüdwirfung auf die Intereſſen der Umfchlagspläge 
Frankfurt, Mannheim, Karlsruhe, Kehl, Straßburg, Halle, Riefa und der 
dieſe Umfclagsitellen bedienenden Eifenbahnen. Solde Rüdwirkungen und 
Verſchiebungen find aber mit jedem Ausbau des Verkehrsſyſtems, nicht nur 
der Waſſerſtraßen, notwendig verbunden; um ihretwillen fann ein folcher 
Ausbau nicht unterlafjen oder hintangehalten werden. Kein Umjchlagsplag 
fann für fich beanfpruden, daß der Vorteil der Waflerftraßen und der 
billigen Schiffsfragten gerade bei ihm aufhöre, daß ihm die Bedienung 
eines gewiſſen Hinterlandes und der aus dieſer Verkehrsentwicklung ent- 
Ipringende Nuten dauernd verbleibe. Die, übrigens auch wandelbaren und 
im Laufe der Zeiten wechjelnden, lofalen und regionalen Einzelinterejjen müfjen 
zurüdtreten hinter dem ewigen, großen, nationalen Intereſſe an der Förderung 
des deutſchen Wirtfchaftslebens. Sole Förderung hat aber den Ausbau 
der natürlichen Waſſerſtraßen bis zur Grenze des techniſch und wirtſchaftlich 
Erreihbaren zur mejentlihen — wenn aud nicht alleinigen — Boraus- 
jegung. 

Die Franzoſen nennen ihr Wafjerftraßenneg, nicht nur in der Sprade 
des täglichen Lebens, fondern auch in der Sprache der Geſetze outillage 
national. Mit vollem Rechte wenden fie diefe Bezeichnung an, die ganz 
ebenfo auf die gemeinfamen Ströme in Deutfchland paßt. Auch fie gehören 
zu den midtigiten Werkzeugen der Wohlfahrt des deutfchen Volkes; ihr 
weiterer Ausbau ift nicht mehr als eine partifulare, jondern als eine 
nationale Aufgabe anzufehen — nit nur deshalb, weil er die Kräfte 

21* 
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mancher Einzelftaaten überfteigt, fondern auch aus dem zweiten Grunde, 
weil feine wirtfchaftliden Folgen über die partifularen Hoheitsgrenzen meit 
hinausreihen. Diefe nationale Aufgabe wird fchwerlih auf anderem Wege 
al3 auf demjenigen der gemeinfamen Erhebung mäßiger Schiffahrsabgaben 
durch Zwedverbände der Uferftaaten in abfehbarer Zeit gelöft werden. 

Preußen hat ſich bei dem Ausbau feiner Wafferftraßen von jeher durd 
nationale und nicht durch partifulare Gefihtspunfte leiten laſſen. Man 
mar fih wohl darüber klar, daß der Oder— Spreefanal und der Elbe—Trave: 
fanal mehr den hanfeatifhen Seehäfen Hamburg und Lübeck als dem 
preußifchen Seehafen Stettin zugute fommen würde, und man baute fie 
do, im Intereſſe der deutſchen Verfehrsentwidlung.. Man regulierte die 
Elbe bis zur ſächſiſchen Grenze aufwärts und verfchaffte dadurch Sadjen 
den Anſchluß an einen Großſchiffahrtsweg, obwohl man vom Standpunfte 
der preußifchen Interefjen allein nicht fo weit zu gehen braudite, fondern 
etwa an der Saalemündung hätte aufhören fönnen; denn das preußiſche 
Intereſſe an der Elbſchiffahrt ift — infofern liegen die Berhältniffe wejentlich 
anders als beim Rhein — bei weitem nicht das überwiegende !. Über die 
Entwidlung der Dinge am Rhein fagt eine Denkfchrift der preußischen Regierung 
vom 3. November 1879: 

„Derartige Schiffe (von 400 t Labefähigkeit) gingen erft nad dem 
Jahre 1830 über Cöln hinaus und nur bei günftigem Waflerftande bis 
Mannheim. — Schiffe von 8000 Zentner Tragfähigkeit mit 1,8 bis 2 m 
Tiefgang gehörten zu den Seltenheiten.“ 

Mannheim war alfo für Fahrzeuge, die heute zu den fleinften Rhein- 
ſchiffen gerechnet werden, nicht regelmäßig erreihbar, und Cöln befand ſich 
in der vorteilhaften Lage des Umfchlagsplages. 

Wenn Mannheim feitvem ein Umſchlags-, Handels- und Jnduftrieplat 
erften Ranges geworden ift und die niebderrheinifchen Uferſtädte, vor allem 
das alte Handelsemporium Cöln in fo außerordentlihem Maße überflügelt 
bat, fo ift daS wiederum ein glänzendes Denkmal der nationalen Selbit- 
(ofigfeit des preußifchen Staates, der in feiner Fürſorge für den deutjchen 
Rhein feine partifularen Staatögrenzen kannte. Die Übertragung diefer 
preußifchen Verfehrspolitif auf den Oberrhein, den Nedar und den Main 
unter gleichzeitiger Verbreiterung der finanziellen Grundlagen zum Vorteil 
der kleineren ſüddeutſchen Staaten, ift die Aufgabe unferer Zeit, und es 


I Die Bodenfchäte, welche der Elbſchiffahrt die wichtigsten Mafjengüter liefern, 
finden fih am Rhein auf preußifchem, an ber Elbe aber nit auf preußifchen 
Gebiete. Dies gilt namentlih von Kohlen und Steinen, teilweife auch von Kali. 
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fann wohl darauf gehofft werden, daß diefe große Aufgabe, das zu er- 
itrebende und erreichbare hohe Ziel, der Gedanke des Fortfchrittes und der 
nationalen ntereffengemeinfhaft, im Laufe der Zeit immer mehr Anhänger 
finden wird in den Kreifen derer, die es angeht. Schon jeßt find deutliche 
Anzeichen einer ſolchen Entwidlung in Süddeutſchland zu bemerken. Der 
Plan der Nedarkanalifierung wird nicht nur in Württemberg verfolgt, jondern 
auh von den Handelsfammern in Darmftabt und SHeibelberg! Iebhaft 
befürwortet. 

Zu dem hier erörterten Gemeinſchaftsgedanken hat in der Mannheimer 
Proteftverfammlung vom 16. Februar 1907 der Heidelberger Profeſſor Gothein 
in bemerfenswerter Weife Stellung genommen. Während er die Harmonie 
und Solidarität der Intereſſen zwiſchen den Steuerzahlern und der Binnen- 
Ihiffahrt, zmifchen den Staatöfinanzen und den Hafenpläßen, ja fogar 
zwifchen diefen Pläten und der Landwirtſchaft? mit Entjchievenheit vertritt, 
fann er folde Solidarität zwiſchen der Schiffahrt auf dem Hauptftrom und 
den Nebenflüffen feinesfals anerkennen. 

„Run tft doch gang Har — fagt Gothein —, aud wenn wir biefen 
Seitenftrömen und dem Hinterlande die Berbefjerungen recht von Herzen 
gönnen, daß diejenigen, melde die Abgaben zahlen, fih damit ſelber 
unmittelbar fhädigen. Denn Mannheim allein hätte, wenn man feinen 
bisherigen Verkehr der Berechnung zugrunde legt, 58 Prozent der gefamten 
fünftigen Schiffahrtsabgaben aufzubringen und es ift felbftverftändlich und 
ift auch nie beftritten worden, daß Mannheim nur Nachteile von jenen 
Verbefjerungen, die anderen zugute fommen, haben wird. Es wird aljo 
geradezu verlangt, daß ſich die bisherige Schiffahrt ihr eigenes Grab auf 
ihre eigenen Koften grabe.“ 

Hier fommt lediglih der Lokale Interefjenftandpunft zum Ausdrud. 
Es werden die Nachteile, melde aus der Berlängerung einer Waſſerſtraße 
für den bisherigen Schiffahrtsendpunft und Umſchlagsplatz entjtehen fünnen 
und in manden Fällen tatſächlich entitanden find, in lebhaften Farben 
gefchildert, und zwar mit bejonderer Nuganmwendung auf den württem- 
bergifchen Plan der Nedarlanalifierung; denn ein anderer „Seitenftrom“ 
als der Nedar und ein anderes Hinterland als Württemberg fommt für 
Mannheim in diefem Zufammenhange nit in Frage. Dabei jcheinen aber 
ſehr mefentlihe Irrtümer und Mißverftändnifie dem Redner untergelaufen 
zu fein. 





ı Dal. Jahresberiht Darmftadt 1905 S. 74 und Heidelberg 1905 ©. 30—33. 
2 Stenographifches Protofol S. 38. 
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Sollte die Nedarkanalifierung zuftande fommen, was nicht nur im 
mwürttembergifchen, fondern auch im allgemein deutfchen Intereſſe dringend 
wünſchenswert ift!, fo würde ein Teil der jet in Mannheim zmijchen 
Schiff und Eifenbahn umgefchlagenen Waren in Heilbronn umgejchlagen 
werden. Der württembergifche Empfänger würde dann die Schiffahrtsabgabe 
zahlen, aljo derjenige, der den Vorteil von der Wafleritraße hat, nicht der 
dur den Ausbau des deutfhen Stromfyftens „unmittelbar gejchädigte" 
Mannheimer Spediteur oder Zwifchenhändler. Was den in Mannheim 
verbleibenden Verkehr anbelangt, fo darf wohl im Gegenfat zu Gothein 
angenommen werben, daß die dortigen Gefchäftsleute die Schiffahrtsabgaben 
fünftig ebenfowenig aus eigener Tafche zahlen werden, wie jegt die Frachten. 
Denn die erfteren würden fünftig in den letteren enthalten fein; es ift mit 
großer Wahrfcheinlichfeit anzunehmen, daß beides nah wie vor den Em- 
pfängern der Ware im Umfchlagögebiete in Rechnung geftellt werden mird. 
In eine Kritif der Zahl 58 vom Hundert fol hier nicht eigetreten werden, 
zumal die Art ihrer Berechnung nicht erfichtlih ift. An die Möglichkeit der 
NRüderftattung von Schiffahrtsabgaben für Durchfuhrgüter, welche über Mann- 
heim von und nad der Schweiz und Öfterreich befördert werden, fcheint 
Dabei nicht gedacht zu fein. 

Auf einem Mifverjtändnis beruht ferner wohl das „von der Schiffahrt 
auf ihre eigenen Kojten gegrabene Grab“. Wenn Mannheim angeblich alle 
Abgaben zahlt, einfchließlih derjenigen für die fünftige Schiffahrt nad 
Heilbronn, fo ift doch die Schiffahrt ala Transportgewerbe in der angenehmen 
Lage, die ihr durch den Ausbau des rheinischen Waflerftraßenfyftems zu- 
fallenden großen Vorteile, den Nuten aus einer mwefentlihen Crmeiterung 
ihres Erwerbsfeldes und aus der Steigerung ihres Beſchäftigungsgrades 
laftenfrei zu genießen. Die deutfche Nheinfchiffahrt ift überdies zum meit- 
überwiegenden Teile preußifh und auch der verbleibende Reſt ift keineswegs 
ausſchließlich Mannheimifd. 

Man darf freilich hierbei nicht vergejen, daß es fi in Mannheim 


’ Auch Gothein erfennt das Bedürfnis nad billigeren Transportkoſten für 
Württemberg an. „Wir wiffen alle jehr wohl, dat Württembergd \nduftrie an 
den hohen Transportloften krankt, dat fich deshalb fait nur noch Induſtrien, Die 
hochwertige Waren berftellen, bort halten fönnen, daß dies der Hauptgrund ift, 
weshalb Württemberg an Bevölferungszunahme fo jtarf hinter dem Nadhbarlande 
Baden zurückbleibt.“ S. 36 des Protofolld. Nur fagt Gothein nicht, wie er 
„unierem ſchwäbiſchen Dinterlande, das heute in unferen Reihen fo einmütig ver: 
treten iſt“, — feitdem hat ſich das befanntlich geändert — die nötige Fraditverbilligung 
verihaffen will. 
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um politifhe Agitation gehandelt hat, um eine Agitation gegen Pläne, die 
man nicht hinreichend fannte. Man mußte indefjen diefe Lücke durch Auf- 
ſtellung pofitiver, meift unrichtiger Behauptungen auszufüllen. Man hatte 
„Die unabweisbare Vermutung, daß Preußen fisfalifhe und volfswirtjchaft- 
liche Sonderinterefjen verfolge“, und die Veranftalter der Mannheimer 
Kundgebung glaubten demgegenüber die Intereſſen der Allgemeinheit mit 
befonderem Nachdrucke verteidigen zu jollen. 

Man fonnte in Mannheim hören, daß Preußen ſchon vor 34 Jahren, 
zur Seit der fompalten liberalen Mehrheit, agrarifhe Politik in Saden 
der Chaufjeegelder getrieben habe. Diejenigen, die ed angeht, werden mit 
Erftaunen und vielleiht Bedauern die bejtimmte Mitteilung geleſen haben: 

„Man bat, um die Widerftrebenden zu gewinnen, Ejjen und Umgebung 
eine Verbreiterung und Bertiefung des Kanals über das vorher beftimmte 
Maß hinaus zugefagt.“ 

Es wurde weiter feftgeftellt, daß die Rheinſchiffahrt auch „Für alle Kanäle 
auflommen folle“. Mit der Erwähnung diefer Einzelheiten foll aber feine 
vollftändige Aufzählung, fondern nur eine Kennzeichnung der Agitations- 
weife gegeben werben. 

Die gegen die preufifchen Pläne gerichtete Bewegung, melde zwar nur 
von wenigen Stellen aus, aber mit umfo größerer Heftigfeit und Rückſichts— 
lofigfeit betrieben worden ift, weiſt einige fehr charakterijtiiche Züge auf. 

Es ift font eine Eigentümlichkeit der heutigen Zeitſtrömung, die 
fogenannte bureaufratifche NRegierungsmweife zu verdammen; die Zeitungen 
find angefüllt mit Klagen über den „heiligen Bureaufratius“, über die fteife 
Unzugänglicfeit und Zugelnöpftheit der Beamten, über ihren Mangel an 
Fühlung mit der Bevölkerung, über ihre Fernhaltung vom praftifchem Leben. 
Man verlangt, daß faufmännifh — nad den im Gejchäftsleben wirkſamen 
Gefichtspunften — regiert oder menigftens verwaltet werde. Und man 
flagt über den Formalismus des Rechtes, das man jo anwenden und aus- 
legen müffe, mie e3 einen vernünftigen Sinn habe und in das praftifche 
Leben hineinpaffe. 

Diejelben Kreife, melde in folden Klagen ſich zu ergehen pflegten, 
haben in der Agitation gegen die preußifhen Schiffahrtsabgaben mit um- 
gefehrter Front gefämpft. Man fand es höchſt tadelnsmwert, daß Staats- 
beamte mit Handelsfammern und wirtfchaftlihen Vereinigungen in un— 
mittelbaren perfönlihen Meinungsaustaufh traten, um Irrtümer und 
Mißverftändnifje zu befeitigen, Verftändigungen anzubahnen, Kompromifje 
zu erwägen, praftifhe Möglichkeiten zu erörtern und für neue Gedanken zu 
werben. In der Mannheimer Berfammlung gab ein Vertreter des ſächſiſchen 
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Handelsftandes feinem Verdruſſe über diefen — der bureaufratifchen Über- 
lieferung nicht entjprechenden — modus procedendi dadurch Ausdrud, daß 
er auf die beteiligten, mit Namen genannten Beamten die Ausdrüde 
„Firma“ und „Commis voyageur“ anmwandte, ohne daran zu denken, daß 
er durch diefe Art des tadelnden Vergleiches nicht das preußifhe Beamtentum, 
fondern feinen eigenen Stand verunglimpfte. 

Und diefelben Kreiſe, melde fonft über den Formalismus der Geſetze 
und der Geſetzesanwendung jchelten und eine den praktiſchen Intereſſen 
entſprechende Auslegung zweifelhafter Vorfchriften fordern, traten mit der 
äußerten Entſchiedenheit, mit leidenfchaftlihem Nachdruck dafür ein, daß 
dem die Schiffahrtsabgaben behandelnden Artikel der Neichöverfaffung eine 
Auslegung zu geben fei, die — wenn überhaupt — nur formal juriftifch 
oder Hiftorifch, aber durch feinerlei wirtfchaftlihe Gründe oder praftifche 
Erwägungen geftügt werden kann. 

Für diefen Teil des Kampfes gegen die Schiffahrtsabgaben bedurfte 
man rechtöfundiger Hilfe, und fie ift in ausgiebigem Maße geleiftet worden. 
Es fol hier nicht der Gang des juriftifchen Streites vollftändig dargelegt, 
fondern nur infomweit auf ihn eingegangen werden, als fein Berlauf für 
die fünftige praftifhe Zöfung der Abgabenfrage bedeutungsvoll werden fann. 
Unter diefem Gefichtspunfte intereffieren nur verhältnismäßig wenige Mo- 
mente. 

Es fam vom Standpunkte der Gegner auf drei Ziele an. Erſtens 
darauf, der preußifchen Regierung den Weg der interpretation des geltenden 
Verfaſſungs- und Vertragsrechtes zu verlegen; denn die Anderung bietet 
größere Schwierigkeiten als die Auslegung. Zmweitend auf den Nachweis 
der Geltung verfchiedener Rechtsvorfchriften für See- und Binnenfdiffahrt ; 
denn hierdurch fönnte man die Intereſſen der anderen deutfchen Seeufer: 
ftaaten von denjenigen Preußens trennen. Und drittens darauf, möglichſt 
viel Einfpruchsrechte fremder Staaten gegenüber den preußifhen Plänen zu 
fonftruieren ; denn je mehr folder Rechte beftehen, deſto ſchwieriger geftaltet 
fi die internationale Behandlung der Frage. 

Mas den erjten Punkt anbetrifft, fo hat man früher den Artikel 54 
der Reichöverfafjung für dunkel und unklar gehalten. Profeſſor Log in 
Münden bezeichnete ihn 1898 in der Abhandlung „Kritif der neueften 
Argumente für Abgaben auf den natürlihen Waflerftraßen” und 1900 in 
der Schrift „Werfehrsentwidlung in Deutſchland 1800—1900“ als „feines- 
wegs unzmweideutig” !. Auch in den deutſchen Parlamenten wurde der 


ı Schriften des Deutfh-Öfterreihifgen Verbandes für Binnenſchiffahrt XI 
&. 7. Berlin, Simmeroth und Trofchel 1898 und B. ©. Teubner S. 104. 
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Artikel für zweifelhaft und auslegungsbedürftig oder doch auslegungsfähig 
gehalten, ſowohl von Juriſten ald auch von Nichtjuriften!. Laband fagte 
in Mannheim am 16. Februar 1907 von dieſer Berfaffungsvorfchrift: 
„Mande Sätze bieten befondere Schwierigfeiten, und zu denen, von melden 
die8 am meiften gilt, gehört Abſatz 4 des Artikel 54. Die Theoretifer 
und Nechtslehrer, welche fi in der Frage literarifh geäußert haben, find 
denn auch feineswegs einig; am meiteften gehen wohl die Anfichten von 
Profeffjor Laband in Straßburg und Profefjor Arndt in Königsberg aus- 
einander. Der Reichsgerichtsrat Reinde behandelt in jeinem Kommentar 
zur Reichöverfaffung ? die Frage als zweifelhaft und fommt fchließlich zu einer 
Löfung, welche ſich mit der in $ 19 des Preußifchen Waſſerſtraßengeſetzes 
enthaltenen ungefähr dedt. Trautvetter jagt in der Deutjchen Suriftenzeitung 
vom 15. Dezember 1907 bei Beiprechung der Schriften von Piloty und Arndt 
über das Recht der Schiffahrtsabgaben: „Das Studium der beiden Arbeiten 
führt zu der Überzeugung, daß ein ſicheres Urteil über die beabfichtigte 
Tragweite der Beitimmung (des Artikel 54) aus dem Wortlaute der Reiche- 
verfaffung, aus ihrer Entftehungsgejchichte und aus ihrer Handhabung nicht 
zu gewinnen iſt'. Der Berein Hamburger Reeder bezeichnet in jeinem nad 
den Rechtsgutachten von Mayer und Laband erjchienenen Jahresberichte für 
1906/07 vie Rechtslage als „noch feineswegs flargeftellt“. Der Handels- 
fammer zu Hannover „erſcheint es — im Jahresberiht für 1907 — 
zweifelhaft, ob die Regulierung der Flüffe, alfo die Vertiefung und Be- 
feftigung ihres Strombettes, als befondere Anjtalten, die zur Erleichterung 
des Verkehrs beftimmt find, im Sinne des Art. 54 der Reichsverfaſſung 
angejehen werden fönnen.“ Auch der Umjtand, daß die Praxis der deutfchen 
Bundesftaaten bei der Ausführung des Artikel 54 zumeilen geſchwankt und 
vielfach mit den Lehrmeinungen derjenigen Juriften, auf melde die Gegner 
Preußens fi heute berufen, in Widerſpruch gejtanden hat, fcheint auf die 
Zweifelhaftigfeit des MWortlautes der Verfaſſung hHinzudeuten. Als 1868 
von dem Bundesfanzleramte die Aufhebung des Elbzolles angeregt wurde, 
war die Königlih Sächſiſche Staatsregierung zweifelhaft, ob der Artikel 54 
in der Tat die Abſchaffung des Zolles oder nur feine Ermäßigung not- 
wendig mache. 

Seht, nah 40 Jahren, wurde aber von einer aus Juriften und Laien 
beftehenden Gruppe mit großer Entjchievenheit der Standpunlt vertreten, 
der Artikel 54 fei dur abfolute Klarheit ausgezeichnet und einer Aus- 


— — — — 


2 Bgl. z. B. Verhandlungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes vom 6. Februar 
1905, Abg. Gyßling und vom 30. Mai 1906 Abg. Funk. 
2 Band I ©. 127, 128. 
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legung weder bebürftig noch fähig. Am meiteften ging hierin der ordentliche 
Profefjor der Rechte an der Univerfität Leipzig, Herr Dr. Dito Mayer, der 
von der „Deutlichfeit" des Verfafjungstertes geradezu „überwältigt“ war! 
und fi deshalb das Vorhandenſein einer von der feinigen abweichenden 
Rechtsauslegung nur dur Frivolität und Unaufrichtigkeit erflären konnte. 
Für ihn ift die ganze Auslegungsfrage eine Selbſtverſtändlichkeit. Sein 
Gutachten hat denn auch die Grundlage für eine Anzahl von Entrüftungs- 
fundgebungen gebildet. 

Eine Anzahl von Rechtslehrern und Rechtskennern vertritt die Auf: 
faffung, daß Befahrungsabgaben, wie fie Preußen auf allen natürlichen 
Waſſerſtraßen einführen will, für die Seefchiffahrt nah der Berfafjung 
zuläffig, für die Binnenfhiffahrt aber verboten feien. Auf diefem Stand- 
punft ftehen Zaband, Mayer und Bet. Im übrigen find fie aber in der 
Rechtsauslegung uneinig. Es beiteht zunächſt eine Hauptodifferenz infofern, 
ald Mayer fih die See- und Binnenwafferftraßen örtlich gegeneinander 
abgegrenzt denkt — für den Fall der Verwirflidung des vermeintlichen 
Rechtszuſtandes —, während Laband und Belt die See- und Binnen- 
ſchiffe unterfcheiden wollen. Über die Art der Unterfcheidung find fie 
aber abweichender Anficht; während Beft beide Gruppen nah Sciffstypen, 
alfo nad der Beichaffenheit der Betriebsmittel, trennen will, fol nad 
Laband dasjenige Schiff von Fall zu Fal als Seeſchiff hinſichtlich ber 
Abgabenerhebung behandelt werden, welches jemeilig eine Reife in See ober 
von See ausführt. In feinem Gutachten bejtreitet Laband Seite 11 aus: 
drüdlih, daß e3 „auf die Bauart anfommen“ fönnte, obwohl er Seite 12 
und 13 doch wieder von „zwei Arten von Fahrzeugen” und von der „Ver— 
jchiedenartigfeit der Fahrzeuge" ſpricht. 

Geht man davon aus, dab Laband ſchließlich doch das entjcheidende 
Gewicht nicht auf die „Art der Fahrzeuge”, fondern auf ihre Benutungs- 
weife im Einzelfalle, auf ihren Abfahrts- und Beftimmungsort für die 
einzelne Fahrt legen will, jo fommt man zu dem Ergebnis, daß Laband 
ein unbewußter Anhänger der Mayerfhen Theorie von der örtliden Ab- 
grenzung der See- und Binnengewäfler ift. Denn die von Laband der 
Praris geftellte Aufgabe, in jedem Falle zu beurteilen, ob ein einlaufendes 
oder ausgehendes Schiff auf einer Seefahrt oder Binnenfahrt begriffen ift, 
wäre ohne die Feſtſtellung bejtimmter Seegrenzen unmöglid. Solde Grenzen 
find denn auch für andere Zmwede, insbefondere für diejenigen der Aus- 
führung des Flaggengejetes und der Gtatiftif, tatfächlich gezogen. In den 


ı Schiffahrtsabgaben, Tübingen, 3. C. B. Mohr 1907, S. 38. 


Die verfehrspolitifche Lage. 381 - 


Küftengewäflern ift die Scheidung von See- und Binnenfgiffahrt nichts 
weniger als augenfällig und deutlich; ſehr viele Schiffe werden nad beiden 
Richtungen verwendet. 

Die Seeſchiffahrtsſtatiſtik des Deutfchen Reiches enthält unter der 
Überschrift „Seeverfehr in den einzelnen deutſchen Hafenpläen“ den Ver— 
merf: „Bei Häfen, die an Flüffen, Haffen, Föhrden ufm. gelegen find, 
weichen die Zahlen der Anfunfts- von denen der Abgangsliften zum Teil 
erheblih ab. Dieſe Abweichungen erklären fi daraus, daß ein Teil der 
im Seeverfehr angelommenen oder abgegangenen Schiffe im Binnenfchifföver- 
fehr ab- ober eingegangen ift“. Man kann unmöglich den Erhebungsorganen 
die Entſcheidung darüber, ob ein Schiff als feefahrend anzufehen ift ober 
nicht, ohne nähere Direftive überlafien. Labands Meinung, der Begriff 
des Seeſchiffes fei an fih Mar und verftändlih und braude nicht den 
Steuerbehörden durch befondere Regulative erläutert zu werben, da das 
Handelsgefegbuch die „zum Erwerbe durch die Seefahrt beftimmten Schiffe“ 
in 8 474 als Seeſchiffe bezeichne, ift irrtümlich. Diefe Definition reicht 
aus als Grundlage für die Entſcheidung von Zivilprozeſſen, die über die 
Seeſchiffseigenſchaft eines Fahrzeuges entftehen können, vielleiht in einem 
von hunderttaufend Fällen tatfächlich entftehen und in monate- oder aud) 
jahrelangem Nechtöverfahren zum Austrage kommen, Aber fie ift ganz 
unbrauchbar ald Grundlage für die Auslegung von öffentlihen Rechtsnormen, 
die auf jedes ein» und auslaufende Schiff unverzüglich angewendet werden 
müffen, mie fie auch unbraudbar ift für die bei jeder Schiffsreiſe vor- 
zunehmenden ftatiftiichen Anfchreibungen !. 

Ein weſentliches Hindernis der Auslegung des Artikel 54 in dem Sinne 
eines verjchiedenen Rechtszuftandes auf See- und Binnenwajferftraßen oder 
für See und Binnenfdiffahrt ift die Tatfahe des Weſergeſetzes vom 
5. April 1886. Denn dies Gefeß erteilt dem Bremifchen Staate für die 
Erhebung von Seejhiffahrtsabgaben auf der Unterwefer eine Ermächtigung, 
deren diefer Staat offenbar nicht beburft hätte, wenn der von Zaband, 
Mayer und Bejt behauptete Unterfchied zwiſchen See- und Binnenfdiffahrt 


! Bur Erläuterung des auf diefem Gebiete beftehenden praftiihen Bedürfnifies 
mag bier erwähnt werden, daß die Stadt Königsberg in ihrem Tarif den Begriff 
des Seeſchiffs durch eine bejondere, nachträglich eingefügte Beftimmung 

„als Seeſchiffe gelten alle Fahrzeuge, die ausfchließli oder vorzugsweiſe zur 
Seefahrt im Sinne des $ 1 der Belanntmahung vom 10. November 1899 be- 
treffend Ausführungsbeftimmungen zum $ 25 des Flaggengeſetzes vom 22. Juni 1899 
(Zentralblatt für das Deutfche Reih S. 380) dienen.“ 
erläutert hat. In jenen Ausführungsbeftimmungen find die Seegrenzen örtlich 
feftgeftellt. 
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beftände. Das Geſetz ſpricht ausvrüdlid nur von den Schiffen, die aus 
See nah Bremifhen Häfen oder von dort nach See gehen. Es wäre aljo 
im Sinne der Labandſchen Theorie ein superfluum geweſen; eine Anficht, 
die allerdings von Bundesrat und Reichstag im Jahre 1886 ganz und gar 
nicht geteilt wurde. 

Laband felbft fagt in feinem Gutachten für die Mannheimer Handels- 
fammer Seite 9: 

„Man muß eine Gefegesbejtimmung jo auslegen, daß fie einen vernünftigen 
Sinn hat.“ | 

Es wäre zu wünfhen, daß Laband in diefem Sinne aud noch eine 
Erklärung zum Wefergefeß geben möchte. Wenn Bundesrat und Reichstag 
damals wirklich den Artikel 54 weniger zutreffend ausgelegt haben follten, 
als es heute von Zaband geſchieht, jo wäre das eine ſehr auffallende und 
bemerfenswerte Erfcheinung, die eines Kommentars nicht nur würdig, fondern 
auch bedürftig if. Es genügt nicht, das Gebäude einer Beweisführung 
aus den ineinander pafjenden Konftruftionsteilen aufzubauen und die nid 
pafjenden, die Symmetrie des logischen Aufbaues ftörenden, auf dem Boden 
liegen zu laſſen; aud fie müflen auf irgend eine Weife verwendet und 
erklärt werden. 

Ebenfo wie Laband läßt au Belt das Weſergeſetz unerflärt, während 
Mayer fi diefer Aufgabe in eigenartiger Weife unterzieht, indem er den 
unfymmetrifhen Konftruftionsteil mit gewaltigen Hammerfchlägen für die 
Zwede feiner Beweisführung aptiert. Da nah ihm See- und Binnen: 
waflerftraßen durch territoriale Grenzlinien geſchieden und auf den leßteren 
Befahrungsabgaben verfafjungsmäßig unzuläfltg find, fo muß die Untermwefer 
bei Erlaß des Gefeed vom 5. April 1886 Binnenwafjerjtraße gemefen 
fein. Zu einer folden wird fie von Mayer denn auch geftempelt. Es 
fann Bremen und den anderen Unterweferplägen nichts helfen, daß fie in 
der Seeſchiffahrtsſtatiſtik ſchon 1886 und alle Zeit vorher als Seehäfen 
mit über 300000 Regiftertons Schiffsverkehr erfcheinen, und vergeblich hat 
der Bremifhe Staat bei den Verhandlungen über die Reichsverfaffung 
erklären lafjen, daß die Grenze zwiſchen See- und Binnenjdiffahrt in der 
Stadt Bremen liege. Nah Mayer mündet die Wefer bei Bremerhaven, 
die Außenmefer ift „ Mündungsgemwäfjer”, die Unterwefer war früher „Binnen: 
ftrom” und ift erjt durch die Bremifchen Korreftionsarbeiten in einen „von 
Ebbe und Flut bewegten Meeresteil” verwandelt. Soviel Worte, foviel 
Unridtigfeiten. Und felbft wenn die geographiich-hiftorifche Darſtellung 
Mayers richtig wäre, jo würde doch fein Aptierungsverfuh verfehlt fein. 
Denn zur Zeit des Infrafttretend der Abgabenerhebung war doch der ver- 
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meintlihe „Meeresteil” — in Wahrheit ging die Ebbe und Flut immer 
bis Bremen und die Unterwejer wurde durch die Korreftionsbauten nicht 
verbreitert, jondern eingeengt — jedenfalld vgrhanden. 

Im Gegenfage zu Laband, Mayer und Beft nehmen Piloty und Arndt 
Gleichheit des Rechtszuſtandes für See- und Binnenfdiffahrt an. Diefe 
Auffafjung ift von den deutfchen Seeuferftaaten bisher in allen Verhandlungen 
über Sciffahrtsabgaben feit der Begründung des Norddeutfchen Bundes 
betätigt worden; man hat ftet3 den vierten Abſatz des Artifel 54 aud auf 
die Seewaſſerſtraßen und die Seefhiffahrt angewendet. Wenn das richtig 
ift, find die Intereſſen aller Bundesfeeftaaten an der Löfung der Rechtsfrage 
identifch, während im umgekehrten Falle diejenigen Bunbdesftaaten, welche 
an natürlichen Binnenwafjerjtraßen wenig oder gar nicht beteiligt find, von 
dem Ausgange des Rechtsſtreites unmittelbar wenig berührt werden würden. 

Daß die aus völferrechtlichen Verträgen etwa fich ergebenden Hemmungen 
der preußifchen Pläne eifrig erörtert wurden, und daß von den Gegnern 
diefer Pläne den Nachbarftaaten Ofterreih und Nieverland ein abfolutes 
Widerſpruchsrecht vindiziert worden ift, mar naturgemäß und nur die logiſche 
Folge des bei Auslegung des Artikel 54 eingenommenen Standpunftes. 
Die Identität des Rechtszuſtandes nad der Verfafjung und den Verträgen 
ift im allgemeinen nicht meiter bezweifelt worden !. 

Man-möchte aber gern noch mehr Einfpruchsrechte ausländischer Staaten 
fonftruieren, um das Schiff der preußifchen Verfehrspolitif möglichft ſchwer 
zu belaften und an möglichit vielen Anfern zu halten. In diefer Beziehung 
bot nun der Vertrag über den Stader Zoll vom 22. Juni 1861 ein an- 
ſcheinend ſehr wertvolles Material. Kein geringerer als Laband hat in 
feinem für die Mannheimer Handelskammer ausgearbeiteten Gutachten dar- 
gelegt, daß die Verpflichtung Hannovers aus diefem Vertrage, fortan feinerlei 
Zölle oder Schiffahrtsabgaben auf der Elbe zu erheben, durch völferrechtliche 
Sukzeſſion hinfichtlih der ehemals hannoverſchen Elbftrede auf Preußen 


ı Bet im „Recht“ S. 1244. Jahrgang 1906 meint zwar, daß „wenn die 
verſchiedenen Rechtsquellen gleiches Recht hätten jchaffen wollen, deren Redaktoren 
nit Faffungen gewählt hätten, aus denen das Gegenteil einer ſolchen Abficht ent- 
nommen werden muß’. Das ijt zwar theoretifch zuzugeben, aber praftifch nicht 
richtig. Ein Beweis hierfür ift die gänzlich verjchiedene Faſſung der Rheinſchiffahrts— 
akte und des Elbzollvertrages, deren Rechtsinhalt aber doch nach der unanfechtbaren 
Belundung in der Denkihrift zum Entwurf einer revidierten Elbihiffahrtsafte vom 
7. März 1880 identisch fein jol. Aftenftüde des Reichätages 1880 Nr. 9. Wenn 
Deutihland und Öfterreich darüber einig waren, kann ed von Dritten nicht wohl 
bezweifelt werben. 
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übergegangen jei!. Wäre das richtig, fo könnten die Gegner Preußens 
allerdings einen wefentlichen Erfolg verzeichnen infofern, als die Einführung 
von Elbjchiffahrtsabgaben auf jener Strede an die Zuftimmung aller Signatär- 
mächte des Stader Vertrages, nämlih von Belgien, Brafilien, Dänemarf, 
Spanien, Franfreih, Großbritannien, Niederland, Portugal, Rußland, 
Schweden und Norwegen — außer Öfterreih, Medlendburg und Hamburg — 
gelnüpft wäre. Hieraus würden fi große Schwierigkeiten in den aus- 
wärtigen Beziehungen ergeben ; die beteiligten Auslandsſtaaten würden vielleicht 
wiberftreben ober ihre Zuftimmung von Kompenfationen abhängig machen, 
die nicht gewährt werden fönnen. Die Einführung der Abgaben für die 
anderen Ströme mit Ausnahme der Elbe wäre auch vielleicht nicht möglich. 
Auf diefe Weife könnte die preußifche Aktion überhaupt an dem Stader 
Vertrage fcheitern. 

Es ift zunächſt die Tatſache zu verzeichnen, daß die Signatärmädhte 
diefes Vertrages feinen Inhalt nicht fo verftanden haben, wie Zaband ihn 
heute verjteht und der Mannheimer Berfammlung erläutert hat. Daß 
Preußen die VBertragsabrede nur auf die Elbitrede unterhalb Hamburg bezog, 
geht aus den veröffentlichten Materialien über die parlamentarifche Ge- 
nehmigung des Abkommens zweifellos hervor?. Derfelben Meinung waren 
die Regierungen aller Elbuferftaaten, denn fie erhoben feinen Widerjprud 
gegen die Forterhebung der hannoverſchen Elbzölle oberhalb Hamburg bis 
1870. Sie ſchloſſen fogar am 4. April 1863 einen Vertrag über die 
Forterhebung aller, auch der hannoverjchen, Elbzölle, und im Anſchluß hieran 
erging eine hannoverfche Verordnung vom 14. Juni 1863 über „die Er- 
bebung und Berrechnung unferer oberelbifhen Zölle”, Der Bertrag von 
1863 ift von allen Elbuferftaaten, unter welden Preußen, Ofterreih, Däne- 
mark, Medlenburg und Hamburg zugleich Signatärmädte des Stader Ver— 
trageö waren, unterzeichnet. Sie hatten meijt ein großes Intereſſe an der 
Befeitigung der hannoverfhen Zölle; aber jie haben deren Forterhebung 
ebenfowenig als vertragsmwidrig beanftandet, wie das von irgend einer der 
beteiligten ausländifchen Mächte gefhehen ift. Offenbar glaubten diefe 
Staaten, ein Widerſpruchsrecht gegen die Erhebung oberelbifcher Zölle oder 
Schiffahrtsabgaben nicht zu befigen. Der Stader Vertrag verbietet aud 
nit die Erhebung hannoverfher Elbihiffahrtsabgaben überhaupt, fondern 
nur die Einführung „einer neuen Abgabe anftelle der dur den Wer: 


! Bol. Mannheimer Protofoll ©. 28. 

? Bol. Band I ©. 247. 

° „Verordnung, die Verwaltung der Wafferzöle und Sciffahrtägefäle be 
treffend“ 5 3 Hannoverfche Gefegfammlung 1863 IS. 251. 
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trag aufgehobenen” ; die leßtere wurde aber nur für die Strede unterhalb 
Harburg in Stade geforbert, während oberhalb andere Abgaben an anderen 
hannoverſchen Elbzollftellen zu entrichten waren. 

Wenn Laband, der das hier angeführte, öffentlich zugängliche, meiſt 
in Geſetzſammlungen abgedrudte, übrigens auh in dem Schumaderjchen 
Bud über Binnenjhiffahrtsabgaben teilmeife verwertete Material zmeifellos 
gefannt hat, heute eine Bertragsauslegung vertritt, welche von der eigenen 
Auffafjung der BVertragfchließenden durchaus abweicht, fo tft es bei der 
großen rechtlihen Bedeutung und praftifhen Wichtigfeit der Frage fehr zu 
wünſchen, daß er diefe jeine Auffafjung näher begründet und erläutert. 
Anderenfalls würde nur die Annahme übrig bleiben, daß hier ein Flüchtigfeits- 
fehler vorliegt, wie er allerdings auch fonft bei Laband gelegentlich vorfommt!. 
Wenn in dem Stader Vertrag von Schiffahrtsabgaben fchlechthin gefprocdhen 
worden ift, während tatfählih nur die Abgaben für die Befahrung der 
Unterelbe gemeint waren, fo iſt das ein bemerfenswertes Beifpiel für die 
in Redtsvorfchriften vorfommenden Abmweihungen zwischen Sinn und Wortlaut, 
zugleih eine Mahnung zur Vorfiht in der Auslegung und zur forgfältigen 
Prüfung der Quellen. 

Der Umitand, daß die Abgabenfrage ihrem Weſen nad auf inter- 
nationale Beziehungen übergreift, legte die Gefahr ziemlich nahe, daß die 
gegen Preußen gerichtete Agitation die nicht nur durch die Klugheit, fondern 
auch dur andere Rückſichten vorgezeichneten Grenzen überfchreiten würde. 
Leider ift diefer Fall mehrfach eingetreten; die unglüdliche Ausländerei hat 
den Leitern der Bewegung manden Streich gefpielt. 

Die Handelsfammer in Rotterdam ſah fih mehrfach von deutjchen 
Kolleginnen auf Kooperation in Anſpruch genommen. Sie erhielt zunächſt 
den Beſuch einer rheinifhen Kammer und jpäter die Aufforderung einer 
zweiten, ſich in Deutfchland an einer gegen Preußen gerichteten Kundgebung 
zu beteiligen. Die niederländifhe Kammer hatte den Takt, diefe Einladung 
abzulehnen. „Da es ſich nur darum handeln kann“ — fchrieb fie — „deutfchen 
Bundesftaaten gegenüber einen Einfluß auszuüben, find wir der Anficht, 
daß die Gegenwart unferer Handelskammer auf der geplanten Zufammenfkunft 


I Er verwechſelt 3. B. in feinem Staatsrecht des Deutichen Reiches das 
Reichseifenbahnamt mit dem Reichsamt für die Verwaltung der Reichseiſenbahnen, 
indem er (4. Auflage, Band III S. 128) jagt, dab „der preußifche Minifter 
der öÖffentlihen Arbeiten zugleih zum Chef des Neichdeilenbahnamtes ernannt 
ift. Über den Rekurs gegen Verfügungen des Neichseifenbahnamtes an das durch 
Zuziehung von ridhterlihen Beamten zu verftärfende Reichseiſenbahnamt“ fiehe 
Band I ©. 396 ff.“ 
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nit am Plate wäre.” Die deutfchen Kammern aber hatten einen ſchweren 
Fehler begangen, der ihren Beftrebungen nur ſchädlich werden fann. 

Und ähnlich ging e8 an der Elbe, wo die Handelskammer Dresden, 
wie ihr VBorfitender am 18. Januar 1907 fih ausdrückte „über die deutfche 
Grenze hinüberging“, um öfterreihifche Teilnehmer für die gegen Preußen 
gerichtete Agitation zu’ werben. Die ausländifchen Redner durften unter 
dem Beifall der Dresdener PVerfammlung aus dem Glashaufe ver 
ficher wirfenden — auch auf die deutfhe Ein: und Ausfuhr wirkenden 
— öfterreihifchen Eiſenbahnfrachtverteuerungen die Pfeile ihrer politifchen 
Beredſamkeit richten gegen die preußifchen Abgabenpläne, von denen man 
zwar behauptete, aber nicht beweiſen konnte, daß fie eine Frachtverteuerung 
auf der Elbe herbeiführen würden. Es iſt von nicht geringem Intereſſe, 
die Werte der beiderfeitigen Syrachtverfchiebungen zu vergleihen. Im 
Jahre 1900 wurde durch Tariferhöhungen auf den öfterreihifhen Bahnen 
die Fracht für böhmiſche Kohlen nah München verteuert von Bruch und 
Wiefa—Oberleutensdorf um 7,30, von Litti5 um 6,40 Mi. Am 1. Januar 
1908 wird die Fracht für Mafchinen von Merjeburg nah Wien um 7,30 
bis 11,50 ME., am 1. Februar 1908 die Fracht für Zement von Oppeln 
nah Wien um 1,10 Mk. und für Eifen von Kattowig nah Wien um 
1,70 bis 9,40 ME. erhöht. Diefe auf Tonnen zu 1000 kg bezogenen 
Zahlen haben jedoch nur die Bedeutung von Beifpielen; fie geben feines- 
wegs ein volljtändiges Bild. Anfcheinend ift auch die Periode der Eifen- 
bahntariferhöhungen in Ofterreich noch keineswegs abgefchlofien!. Für den 
Güteraustauſch zwiſchen Deutſchland und Oſterreich fpielt felbitverftändlich 
die Eiſenbahn eine unvergleichlich wichtigere Rolle als die Waſſerſtraße. — 
Verteilt man die hier berechneten Eiſenbahnfrachterhöhungen auf die 660 km 
lange Elbftrede zwiſchen Aufiig und Hamburg, fo ergibt ſich eine tonnen- 
kilometriſche Belaftung für Kohle von 0,9 bis 1,1, für Mafchinen von 
1,1 bis 1,7, für Zement von 0,17 und für Eifen von 0,25 bis 1,4 Pfg. 
Das it für Kohle das 30 bis 40 fache und auch für die anderen Güter 
immer noch ein vielfaches derjenigen Beträge, um welche die Elbfrachten 
dur eine Schiffahrtsabgabe möglicherweife gefteigert werden fünnten. Wenn 
die öfterreihifhen Bahnen ihre Tarife erhöhen, um ihre Einnahmen zu 
verbeſſern, fo iſt das felbftverftändlih ihr gutes Neht. Nur muß man 
angefichts dieſer Tatfache nicht die preußifchen Pläne hinfichtlich der Schiffahrts- 
abgaben als verwerflihe Verlehrserſchwerungen hinftellen. 

Ein öfterreihifcher Redner durfte fogar in feiner agitatorifchen Be— 
ı Bol. Beitichriit des Vereins Deutſcher Eifenbafnverwaltungen 1907 Nr. 82 
&. 1253, Nr. 87 ©. 1332, Nr. 88 S. 1349. 
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tätigung fomweit gehen, die deutfhen Bundesftaaten — mit Bezug auf Die 
preußifche Gejeßgebung über die ftaatlihen Rechte an unverrigten Kohlen— 
feldern — vor „Preußens nicht eben freigebiger Hand” zu warnen, obwohl 
das preußifche Bergrecht mit dem Thema der Agitation eigentlih gar nicht 
mehr zufammenhing. 

Es drängt fih unmillfürlich die Frage auf, was man wohl in Oſterreich 
getan haben würde, wenn etwa die Dresdener Handelsfammer fi in ähn- 
licher Weife in die inneren Streitigkeiten dieſes Reiches durch Beteiligung 
an einer Parteivemonftration eingemifcht hätte ? 

Den bedenklichjten Fall der Ausländerei lieferten aber doc einige 
Zeitungen am Rhein, an der Elbe und in Berlin, welche darauf hinmwiefen, 
daß man in Franfreih mit Mifvergnügen von den gegen bie Nhein- 
Ihiffahrtsakte verftoßenden preußifhen Plänen Kenntnis genommen hätte 
und für eine Anderung diefer Afte nicht zu haben fei!. Als ob nicht 
Frankreich feit 1871 aufgehört hätte, Rheinuferftaat und Signatärmacht der 
Akte zu fein. Ebenfogut könnte man Dänemark nod in die Elbangelegenheiten 
bineinziehen, weil es als früherer Befiter von Holftein und Lauenburg die 
Elbſchiffahrtsakten mit abgeſchloſſen hat. 

Im übrigen arbeitete die Agitation felbjtverjtändlih mit denjenigen 
Übertreibungen und Entftellungen, die in folden Situationen abſichtlich oder 
unabfichtlih vorgebradht zu werden pflegen. 

Nach den Protofollen des „Zentralverbandes deutfcher Holzinterefjenten“ 
vom Elften VBerbandstage zu Nürnberg am 27. Februar 1906 wurde durch 
einen Herrn Mayer-Dinkel aus Mannheim „feftgeftellt, daß die Laften der 
Sciffahrtsabgaben, welche die Mannheimer Handelswelt allein treffen follen, 
nad den in Ausficht genommenen Sätzen auf 6 Millionen ME. fih belaufen 
werden. Herr Mayer-Dinfel hat fi fpäter dahin berichtigt, daß diefe 
Summe auf ganz Baden entfalle, davon eine Million auf Mannheim allein ?, 
Dabei fannte der Redner den Durchſchnittsſatz von 0,04 Pfg. vom tkm. 
Tatfählih hätte der ganze deutſche Rhein nad dieſem Gate nur 2,6 
Millionen ME. zu tragen. Die Badifche Landeszeitung bezifferte am 5. Dft. 








! Die Magdeburger Zeitung fchrieb unter Bezugnahme auf einen die preußifchen 
Pläne ungünftig beurteilenden Artikel des Journal des Debats, „das befanntlich 
Beziehungen zur franzöfifhen Regierung unterhalte”, „die preußifhe Regierung 
habe demnad bei der Änderung der Staatdverträge ganz andere Gegner vor fich 
als bei der gewünſchten Änderung der Reihöverfaffung“ und von der Nationalzeitung 
in Berlin wurde dieſe Auslaffung übernommen. 

® Hier zeigt fich wieder die Anficht oder Abfiht, dad Mannheim die Abgabe 
nit auf das Hinterland abwälzen, fondern ſelbſt zahlen werbe. 

Schriften CXV. — Zweiter und dritter Zeil, 22 
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1906 die Schiffahrtsabgabe, die ihr zufolge nicht von den Umfchlagsplägen, 
fondern von den Verbrauchern getragen werden muß, auf ſtatt auf "/2s Pfg. 

In Dresden erzielte man hohe Prozentverhältniffe zwiſchen Frachten 
und Schiffahrtsabgaben dadurh, daß man die niedrigiten Frachten für 
billige Mafjengüter, die überall nah den geringften Abgabefäßen tarifieren, 
nicht mit diefen, fondern mit den Durdfchnittsfägen verglid. So kam 
man allerdings zu einem Ergebnis, welches fih zur Wirklichkeit verhielt, 
wie die Karikatur zu einem Bilde. 

Man ſuchte den deutſchen Süden gegen den Norden aufzureizen — 
allerdings mit ftändig zunehmendem Mißerfolge — und erfand das häß— 
liche Wort vom „preußifchen Schußzoll”, um Preußen als Träger einfeifiger 
Sonderinterefjen hinzuftellen. 

Und da das fozialpolitifhe Moment heute in feiner Erörterung über 
öffentlihe Angelegenheiten unberührt bleiben fann, fuchte man einen Gegen 
fat zwifchen Großreederei und Kleinfchiffahrt zu fonftuieren, um die legtere 
als befonders gefährdet durch die preußifchen Pläne binzuftellen. 

Hoch über allem diefem Zank und Streit ſchwebt das große, hohe Ziel 
der Entwidlung des nationalen Verkehrs, feiner endlichen Freimachung von 
partifularen Widerftänden und regionalen Eiferfüchteleien, feiner Förderung 
bi8 an die Grenze defjen, was mit techniſchen und finanziellen Mitteln er- 
reihbar ift. Diefem Ziele nachzugehen auf den alten, auögefahrenen, flachen 
Wegen der Vergangenheit, dazu gehört weder Unternehmungsgeift noch 
Mut. Und an feine Erreichbarkeit zu glauben auf der bisherigen Bafıs 
der ewigen Beanfprudung des Steuerzahlers — im eignen oder gar im 
Nachbarſtaate —, dazu gehört eine ftarfe Verkennung der Zeit. Diejenigen, 
welche fih an die alten Überlieferungen Hammern und den beftehenden Zu- 
ftand der kraſſen Imparität zwifchen abgabefreien und abgabepflichtigen Wafler- 
ftraßen verteidigen find, um ein Wort des verftorbenen Minifters von Budde 
zu zitieren, bie wirtfchaftlichen Reaktionäre. Und diejenigen welche 
für Die unpopulären, fo fisfalifch klingenden, fo leicht zu befehdenden 
Schiffahrtsabgaben fih einfegen, find die Männer des Fortfchritts, bie 
wahren Wafjerftraßenfreunde. 

Möge der Streit um die Schiffahrtsabgaben, der ſchon fo lange ſchwebt, 
aber nunmehr durh den $ 19 des preußifchen Wafferftraßengefeges in 
ein afutes Stadium getreten ift, denjenigen Ausgang nehmen, welcher ver 
Wohlfahrt nicht nur Preußens, fondern Deutſchlands entfpricht. 


Nachtrag. 


Während dieſes Buch in der Drucklegung begriffen war, hat der 
preußiſche Miniſter der öffentlichen Arbeiten am 6. Februar 1908 im Ab— 
geordnetenhauſe eine Erklärung abgegeben, welche die Ziele der preußiſchen 
Staatsregierung hinſichtlich der Erhebung von Schiffahrtsabgaben darlegt 
und wegen ihrer programmatiſchen Bedeutung hier einen Platz finden fol. 
Sie lautet: 

Die preußifche Regierung erftrebt eine verfehrsfreundliche, alle be— 
rechtigten Intereſſen fchonende Löſung der Abgabenfrage im Einverftänd- 
niffe mit den verbündeten Regierungen, namentlich infoweit es ſich um 
den Verkehr auf den gemeinfamen Flüffen handelt. 

Sie wird die hinfichtlich der Rechtsfrage beitehenden Zweifel durch eine 
authentifche Auslegung des Artikel 54 der Berfaffungsurfunde im Wege der 
Reichsgeſetzgebung zu löfen ſuchen. Ste wird ferner aber auch durch Be: 
gründung von Stromfafjen für die einzelnen Flußgebiete die Bürgfchaft 
dafür gewähren, daß die Einnahmen aus den Schiffahrtsabgaben ftet3 der 
Berbefjerung derjenigen Wafferftraßen gewidmet bleiben, deren Verkehr diefe 
Einnahmen aufgebradt hat. Um Ungleichmäßigfeiten in der Bemefjung 
und Erhebung von Schiffahrtsabgaben zu verhüten und den gleichmäßigen 
Ausbau des deutſchen Wafjerjtraßenneges zu fördern, wird die Bildung von 
Zweckverbänden unter den beteiligten Uferftaaten in der Weife vorgefchlagen, 
daß die Einnahmen aus den Schiffahrtsabgaben des ganzen Stromgebietes 
ohne Unterfchied der Einzelftaaten zur Befriedigung der gemeinfamen Strom— 
baubedürfnifje verwendet werden. 

Preußen ift bereit, die großen Mittel, welche aus feinen nad} Lauflänge 
und Verkehrsdichtigkeit weitaus bedeutendften Stromanteilen bei tonnen- 
filometrifcher Abgabenerhebung fließen würden, für die gemeinfamen Zmede 
des Fortfchritt der deutſchen Binnenfhiffahrt zur Verfügung zu ftellen. 

Mit ſolchen Abfichten und Vorfchlägen an die Löſung der Frage heran— 
tretend, glaubt es den nationalen Intereſſen, fomweit deren Pflege und 
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Förderung auf dem Gebiete des MWafjerftraßenbaues möglich ift, dienen und 
wefentliche neue Bande der Gemeinfchaft auf dem dafür bejonders geeigneten 
Gebiete des Verkehrsweſens unter den deutfchen Staaten fnüpfen zu können. 
Der diefer Anregung zugrunde liegende Gedanke ift derjenige der genofjen- 
haftlihen Zufammenfafjung der wirtfchaftlihen Kräfte zur gemeinfamen 
Berfolgung großer Ziele, des Ausgleichs diefer Kräfte zwifchen den ſchwächeren 
und den leiftungsfähigeren Verkehrsgebieten. Es ift ein Gedanke, nicht un- 
ähnlich demjenigen, der vor fieben Jahrzehnten zur Bildung des Deutfchen 
Zollvereing geführt hat, gleihfam in neuer Erfcheinungsform und befonderer 
Nutzanwendung auf Verlkehrsabgaben. 

Es iſt zu hoffen, daß der Gedanke der Zweckverbände und der Strom— 
kaſſen in allen beteiligten Kreiſen Deutſchlands vom Standpunkte der großen 
nationalen Intereſſen und des bundesfreundlichen Entgegenlommens gewürdigt 
werden möchte. 


Altenburg 
Piererſche Hofbuchdruckerei 
Stephan Geibel & Go. 
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Erſte Hißung. 
Montag, den 25. September 1905. 


Die Situng wird um 9a Uhr durd den Borfigenden des ftändigen Ausſchuſſes, 
Herrn Profeſſor Dr. Schmoller (Berlin) eröffnet. 


Profeffor Dr. Shmoller (Berlin): Meine Herren, ala bisheriger 
Vorfigender des Ausſchuſſes des Vereins für Socialpolitif liegt es mir ob, 
unfere diesjährige Jahresverfammlung zu eröffnen. 

Unfere erſte Pflicht ift, ein Bureau zu fonftituieren. Sie erlauben mir 
aber vorher, ein einziges Wort zur Begrüßung, Sie erlauben mir, daß ih 
allen Anwefenden danke, daß fie heute hier erfchienen find. Wir bliden 
heute auf eine Tätigkeit des Vereins von 33 Jahren zurüd, und ich glaube, 
wir fönnen zufrieden fein mit den Erfolgen, die wir erzielt haben. Wir 
find em weſentlich wifjenjchaftlicher Verein, der aber zugleich große praftifche 
Ziele verfolgt. Unſere Haupttätigfeit liegt in unferen Schriften, von denen 
114 Bände vorliegen und act gegenwärtig in Vorbereitung find. Aber 
wir haben auch immer großen Wert darauf gelegt, in einer Generalverfamm- 
lung, die wir alle zwei Jahre halten, mit weiteren Kreifen in Fühlung zu 
fommen, vor allem in lebendige Berührung mit der praftifchemirtfchaftlichen 
und fozialen Welt. Und wir haben deshalb unfer früheres Prinzip, unfere 
Generalverfammlungen immer in Eifenad) oder in Frankfurt zu halten, jeit 
Sahren aufgegeben, um eben mit immer weiteren Kreifen der Gejellfhafts- 
welt, der Arbeiterwelt, der Beamtenjchaft in Fühlung zu fommen, Wir 
freuen uns ganz bejonders heute, nun zum erjten Male in diefem jchönen 
badischen Lande zu fein, in diefer großen und außerordentlich tätigen, an 
der Spitze großer Handels- und Induſtriezweige ftehenden Stadt Mannheim, 
weil wir glauben, in der Berührung mit den Herren, die ſich hier ver- 
ſammeln, mit den praftifchen Kräften, die Mannheim zu einer jo glänzenden 
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Diefes badische Land wird vielfach gerühmt als das beftregierte Deutſch— 
lands. Wenige Handelsftädte haben eine folde Entwidlung wie Mannheim, 
und es ift befannt, daß der pfälzifche Vollscharafter vor allen deutſchen 
Stämmen fih durch Aktivität, durch Lebendigkeit, durch Energie und mirt- 
Ichaftlihen Fortſchritt auf allen Gebieten auszeichnet. — 

Darf ih nun zu den Geſchäften fommen, fo ift es unfere erfte Pflicht, 
daß das Bureau fonftituiert wird. Die Generalverfammlung hat die Pflicht, 
den erjten Vorfigenden der Generalverfammlung zu wählen. Diefer erite 
Borfigende hat dann die Bizepräfidenten und Schriftführer zu ernennen. 
Ich erlaube mir vorzufchlagen, daß Seine Erzellenz; Herr Staatsminijter 
Dr. Freiherr von Berlepſch als erſter Vorſitzender unferer Generalverfammlung 
gewählt wird. Sch frage, ob wir dur Afklamation abjtimmen wollen. 
(Zuftimmung.) — Dann bitte ih Seine Erzellenz, hier Pla zu nehmen 
und die Zeitung unferer Öeneralverfammlung zu übernehmen. — 


Dr. Freiherr von Berlepſch, Staatsminifter, Exzellenz: Sch danke 
Ahnen verbindlihft, meine Herren, für die Betätigung Ihrer Wahl und 
werde nad meinem beiten Wiffen und Kräften die Verhandlungen zu leiten 
ſuchen. 

In das Bureau berufe ich als Vizepräſidenten die Herren Profeſſor 
von Philippovich, Herrn Oberbürgermeiſter Beck, Herrn Profeſſor Rathgen 
und Herrn Profeſſor Fuchs, als Schriftführer Herrn Profeſſor Dr. Francke, 
Herrn Dr. Jaffé und Herrn Direktor Dr. Schott. Ich darf annehmen, 
daß die Herren dieſe Berufung annehmen. 

Ich gebe nunmehr das Wort an Seine Erzellenz den Herm großh. bad, 
Minifter des Innern Dr. Schenfel. 


Dr. Schentel, großh. bad. Minifter des Innern, Exzellenz: Meine 
Herren! Namens der großh. Regierung bringe id der heute hier ver- 
jammelten Generalverfjammlung des Vereins für Soctalpolitif herzlichen 
Willlommensgruß. Ein drittel Jahrhundert ift vorüber, feitdem der Verein 
für Socialpolitif zum erftenmal eines feiner grauen Hefte hinaus in das 
deutſche Voll verfandt hat, eines jener Hefte, dem mehr ald hundert nad): 
gefolgt find, und dem, wie ih hoffe, im Laufe der nächſten Jahrzehnte noch 
Hunderte nachfolgen werben. Ein Vierteljahrhundert iſt vorübergeflofien, 
jeit zum erſten Male in einer Verſammlung dieſes Vereind die damals noch 
jelten gehörten und in ihrer Bedeutung für die Zukunft aud damals noch 
nicht recht gewürdigten Worte über die Aufgaben, die dem Staat und den 
öffentlihen Gemeinſchaften im wirtfghaftlihen und gejellfchaftlihen Leben 
zulommen, hinaus in das deutfche Volk ertönt find. Seit diefer Zeit hat 
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fih in den Anfhauungen der Wiffenfhaft und auch in der Praris der Be- 
hörden des Reichs und der Einzeljtaaten eine gewaltige Umwälzung voll- 
zogen. Seit diefer Zeit ıjt es, man kann wohl jagen, zum Gemeingut der 
Anschauungen, fomohl der Wiſſenſchaft ala der Bevölkerung, als auch der 
ftaatlichen und fommunalen Amtsftelen geworden, daß dem Staat und den 
öffentlichen Gemeinfchaften große, wichtige Aufgaben auf dem fozialen Ge- 
biete zulommen, daß der Staat fi der wirtfhaftlid Schwachen durd Ein- 
führung von Schranken und durch Förderung anzunehmen hat, daß der Staat 
und die öffentlichen Gemeinfhaften auf wichtigen wirtfchaftlichen Gebieten 
nicht bloß zufehend, fondern tätig oder doch mittätig zu walten haben. Der 
Verein für Socialpolitif wird ja nicht beanspruchen, daß er fozufagen die 
erſte Urfache und der einzige Träger diejer großen Ummälzung in den fozialen 
Anfhauungen und Beitrebungen geweſen ift; aber deſſen wird er ſich rühmen 
fönnen, daß er vorangeltanden tft, ald es galt, die Gedanken der modernen 
ſozialpolitiſchen Entwidlung zu formulieren, und daß er fie durch feine 
Schriften und feine Berfammlungen in weite Kreije hinausgetragen hat. 

Wenn ed nun dem Berein gelungen ijt, als einer der Hauptträger der 
jegigen jozialpolitifchen Beitrebungen zu wirken, fo hat er dies hauptſächlich 
dem Umjtand zu verdanken, daß er in feinem Kreis eine Anzahl von hervor- 
ragenden, wifjenfchaftlich gebildeten und mit warmem Herzen begabten Perſön— 
Iichfeiten aus den verſchiedenſten Berufsfreifen zufammengefaßt hat. Die 
Urfprungsftätten, aus denen diefe Verfönlichkeiten hervorgegangen find, waren 
hauptſächlich drei: e3 war der Katheder, es mar die Amtsftube und es war 
die Merkftätte im weiteften Sinne des Wortes. 

Wenn der Verein im Kreislaufe feiner öffentlihen Sitzungen die 
Wanderverfammlung in diefem Jahre nach dem Großherzogtum Baden und 
in diefe wirtichaftlihe Hauptftadt unfere® Landes verlegt hat, fo hat er 
dabei wohl mit Recht, wie auch ſchon der Herr Vorredner hervorgehoben 
bat, in Betracht gezogen, daß hier in unferem Lande und in dieſer Stadt 
ein heller Widerflang gegenüber den Beftrebungen des Vereins erfchallen 
werde, dab hier die Anfchauungen, die der Verein pflegt, einer regen Teil- 
nahme begegnen werben. 

Vor allem ift e3 ja unjer gnädigſter Landesherr, Seine Königliche Hoheit 
der Großherzog, welcher von feinem Sommerfit am Bodenfee die Verhand— 
lungen diefes Vereins über eine Anzahl wichtiger Gegenftände der Social» 
politif mit der ihm eigenen Teilnahme verfolgen wird. In einer fünfzig- 
jährigen fegensreihen Regierung tft er in unferem Lande, man kann wohl 
fagen, der hauptfächlichite Vertreter fozialpolitifcher Ydeen geworden. Durch 
feine unabläffige, in alle Berhältniffe und namentlih in die Verhältniffe 
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derer, die der Pflege bedürfen und die wirtjchaftlich ſchwach find, eindringende 
Fürforge ift e8 ihm gelungen, in einer Zeit des unerhörten Aufſchwunges, 
wo die wirtfchaftliche Gütermenge von Jahr zu Fahr fi) vermehrt hat, zu 
bewirten, daß auch derer gedacht wurde, die dabei mitarbeiten und ber 
perfönlichen Pflege bedürfen, damit fie geſchützt werden gegen Mißftände, 
die mit einer derartigen Entwidlung verbunden find. Aber namentlich aus 
den drei Urfprungsftätten, aus denen hauptfählic die Mitglieder des Ber- 
eins hervorgegangen find, find eine große Anzahl Männer in unferem Lande 
vorhanden, die die Verhandlungen diefes Vereins hier in Mannheim mit 
Interefje verfolgen werden, die vielfah auch ſchon Mitglieder dieſes Vereins 
find oder durch diefe Verhandlungen zur Erwerbung der Mitgliedfchaft werden 
angefpornt werden. Vor allem nenne ich hier die Herren vom Katheber. 
Wir im Großherzogtum Baden find ja dasjenige Land in Deutfchland, das 
mit Hochſchulen am reichjten gefegnet ift, wenn man die verhältnismäßig 
geringe Einwohnerzahl von noch nicht ganz zwei Millionen in Betracht zieht. 
Mir haben zwei Univerfitäten, in Heidelberg und in Freiburg, und eine 
techniſche Hochſchule in Karlsruhe, und an allen diefen Hochſchulen befiten 
wir Lehrftühle der Volkswirtſchaftslehre und der Finanzwiſſenſchaft, Lehr: 
ftühle, die mit der wachſenden Bedeutung diefer Wiſſenſchaften im Berlaufe 
der legten dreißig Jahre immer reicher ausgeftattet worden find. Die Herren, 
die auf diefen Lehrjtühlen lehren, gehören zum allergrößten Teil diefem 
Verein an oder find doch im mefentlihen mit den Beftrebungen diefes Ber: 
eins eng verbunden. Sie haben es verjtanden, eine große Reihe von be- 
geifterten Schülern um fi zu fammeln, und zwar nit bloß aus ihrer 
engeren Wiſſenſchaft, fondern aus allen Wifjenfchaften des Geiftes, der 
Naturwiffenihaften und der Technik. Ich freue mich befonders, daß eine 
große Anzahl diefer Herren heute hier verfammelt find. Es find das nicht 
bloß Herren, die jeßt noch uns angehören, jondern e3 find auch eine Anzahl 
von Herren anmwefend, die in dem Kommen und Scheiben, das mit Recht 
unferen Hochſchulen eigen ift, einmal eine fürzere oder längere und hoffent- 
lich auch für fie fehr angenehme Übergangsftation in unferem Lande ge 
macht haben. ch ſelbſt bin als Kollege und durch perſönliche und dienft- 
liche Beziehungen einer Anzahl diefer Herren nahe getreten und habe die 
Freude, fie heute hier perfönlich zu begrüßen. 

Aber auch aus unferer Amtsjtube, des Staates und der Gemeinden, 
ift eine Anzahl von Beamten hervorgegangen und heute hier anweſend, 
welde an den Bejtrebungen dieſes Vereins rege teilnehmen. Ich kann das 
wohl zum Ruhme unferer Beamten jagen, daß fie eine ftrenge Trennung 
von Wiſſenſchaft und Praxis, wie das anderwärts manchmal der Fall fein 
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fol, nicht fennen, jene Trennung, die darin befteht, daß man der Wifjen- 
Schaft auf der Hochſchule mehr oder weniger huldigt, bi8 man feine 
Examina gemadht hat, und dann die Praris und die laufenden Gejchäfte 
eintreten läßt, ohne ji weiter um die Ergebnifje der Wiſſenſchaft zu 
fümmern. Ein großer Teil unferer Beamten, namentlid in der inneren 
Verwaltung, ift gewohnt, auch in ihrem praftifchen Zeben und im Drange 
der laufenden Gejhäfte fih an der Wiſſenſchaft wieder zu erquiden und 
neue Anregungen aus ihr für ihre praftifche Tätigkeit zu faugen, und es 
gibt jogar in unferem Lande, mie übrigend auch anderwärts fonft, eine 
Anzahl von Beamten, die ihrer praftifhen Tätigfeit, die bei dem wachſenden 
Gefchäftsbetrieb fie immer mehr in Anſpruch nimmt, die ihrer Inappen Zeit 
doch noch die Stunden abnötigen können, um fich wiſſenſchaftlich zu be- 
tätigen. Ich erinnere hier nur an zwei leider verftorbene Mitglieder des 
Vereins für Socialpolitif, an meinen verftorbenen Kollegen Buchenberger 
und den hingegangenen Dberregierungsrat und Fabrikinfpeltor MWörtshoffer. 
(Beifall.) 

Endlich die dritte Urfprungsftätte, die Werkſtätte im weiteſten Sinne 
des Wortes, nicht bloß die Fabrik, nicht bloß das Handwerk, hat eine An- 
zahl von Männern in unferem Lande geliefert, die für die Aufgaben der 
Sozialpolitif einen offenen Kopf und ein warmes Herz haben. Wenn man 
vor dreißig Jahren bei uns eine Durhichnittsfabrif eingefehen hat und nun 
betrachtet, wie jet die Einrichtung und der Arbeitsbetrieb in den Fabriken 
geordnet ift, die feit diefer Zeit errichtet worden find, wie -eine Reihe von 
Mohlfahrtseinrichtungen, wie Arbeiterhäufer und dergleichen mehr fi an 
die Fabrik angliedern, jo wird man wohl jagen fönnen, unjere Unternehmer 
haben ſich auch mit dem fozialpolitifchen Geiſt gefättigt und zwar nicht bloß 
unter ftaatlihem Zwang, fondern aus freier Entjchliefung, aus warmer 
Einjfiht in das Notwendige und Wünfchensmwerte. Und auch unfere Arbeiter: 
ichaft hat im Anſchluß an dasjenige, was von den Unternehmern und aus 
den akademischen Kreifen geboten worden ift, diefe Wohltaten fi zunuße 
gemadt, nicht bloß in wirtfchaftlihen Dingen, jondern, wenn ich an die 
Hochſchulkurſe denke, auch im geiftigen Leben, und fie hat auch aus eigener 
freier Entſchließung eine Anzahl von Vereinigungen gebildet, die beftrebt 
find, eine höhere Kultur in die unteren Schichten hineinzutragen, eine höhere 
Kultur nicht bloß wirtſchaftlicher und materieller, ſondern auch geiftiger und 
fittlicher Art. 

Menn der Verein feine heutige Tagung hierher nah Mannheim ver- 
legt hat, jo hat er ja wohl den Boden feiner Verhandlungen nidt etwa 
deshalb hauptjählich gewählt, weil die drei Fragen, die zur Beiprehung 
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gelangen follen, hier ein ganz befondere® und unmittelbares Intereſſe er— 
mweden. Er fpricht ja nicht für eine Stadt und für ein Land, er fpridt 
für ganz Deutfchland. Es hat ſich aber wohl zufällig ergeben, daß wenig— 
ftens einzelne der nunmehr zu behandelnden Fragen hier einen ganz be: 
fonderen Widerhall in den tatfächlichen Berhältniffen finden. Es gilt dies 
nicht von den Riefenbetrieben. Wir haben feine Riefenbetriebe im Grof- 
berzogtum Baden. Unfere Induſtrie iſt ja überhaupt nur wenig fonzentriert, 
fie ift dur das ganze Yand verftreut und im mefentlichen in den Formen 
des Mittelbetriebes ausgebildet. Und auch die Kartele werden hier nicht 
mehr, als dies ja überall anderwärts in Deutjchland der Fall ift, mit Rüd- 
fiht auf befondere Verhältniffe einem Intereſſe begegnen. Wir haben in 
unferem Zande, ſoviel ich weiß, feinen Sit eines der großen deutfchen Haupt: 
fartelle, fondern fie dehnen nur ihre ftile Wirkfamfeit auch in unfer Land 
hinein aus, und wenn man fo da und dort anklopft, wie das infolge ber 
Erhebungen aud den Verwaltungsbeamten geboten tft, da hört man freilich 
da und dort auch über die Kartelle Urteile, und zwar nicht bloß günftige, 
fondern aud Urteile anderer Art, die ich als das zurüdgehaltene Seufzen 
der Kreatur bezeichnen fann. 
(Heiterfeit.) 

Es tönt einem dabei immer entgegen, daß etwas gejchehen müfle. 
Aber die Frage ift nicht die, fondern fie ift eine andere, nämlich ob etwas 
aefchehen könne und gejchehen jolle, und wenn Sie fi, nachdem der Juriſten⸗ 
tag vom rechtlihen Standpunkte aus fi mit diefer Frage und ihrer Löſung 
befchäftigt hat, morgen oder übermorgen mit der Frage beſchäftigen, fo hoffe 
ih, es wird zwar nicht die volle Zöfung herausfommen, wir werden aber 
einen weſentlichen Schritt zur Löſung diefer wichtigen Frage vorwärts tun. 

Uber die eine Frage, die in der Tagesordnung zuerft fteht und heute 
behandelt werben foll, ift eine folche, die ganz befonders in dem Boden der 
hiefigen Mannheimer Verhältnifje wurzelt und deren Behandlung hier einen 
befonders lebhaften Widerhall finden wird; das ift die Frage des Verhält— 
nifjes von Binnenmwaflerftraßen und Eifenbahnen, des Verhältnifjes der 
Frachttarife und endlich der Sciffahrtsabgaben. Hier in Mannheim, wo 
der Nedar fih mit dem Rhein verbindet, ift eine großartige Fülle von 
Einrihtungen zur Lagerung und zum Umfchlag der von der Maflerftraße 
fommenden Ladungen gejchaffen worden, hier ift durch die Wafjerftraße und 
durch die Eifenbahn, zuweilen in feindlidem Wettbewerb, meift aber in 
friedlichem, freundfhaftlidem Zufammenwirfen, Großes zur Hebung der 
Snduftrie und des Handels entitanden. Und fo ift hier in Mannheim 
recht eigentlich die Stelle, wo der jetzt in diefen Fragen noch ſchwebende 
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Kampf, wenn aud nicht zum Austrag gebradht, fo doch immerhin einem 
befriedigenden Ausgang entgegengeleitet werben kann. 

Sch felbit Habe das allergrößte Intereſſe an den Berhandlungen, die 
fih heute darüber abfpielen. Mit dem größten Intereſſe habe ich die aus— 
führlihen Unterfuchungen gelefen, die von verfchiedenen Seiten in Ihren 
Schriften über diefe Fragen ung unterbreitet worden find. ch werde mit 
Spannung zuhören, aber ich werde, wie es die Pflicht mir gebietet, ſchweigen. 

(Heiterfeit.) 
Und fo ift diefes erfte Wort, das der verehrte Herr Vorfigende mir zu er: 
teilen die Freundlichkeit hatte, auch mein legte Wort bei den Verhand- 
lungen. Dem Willkommensgruß vom Anfange erlaube ih mir nur noch 
zum legten Ende einen der Erfüllung wohl ſicheren Wunſch beizufügen, 
nämlih den Wunſch, daß diefe Verhandlungen Aufklärung und Belehrung 
in meite Kreife unferes Volkes tragen werden und daß daraus auch für Die 
Praris wertvolle Frucht gezeitigt werde. 
(Lebhafter Beifall.) 


DOberbürgermeifter Bed (Mannheim): Hocgeehrte Verfammlung! 
Hamburg und Mannheim! Ein in ruhmvoller Gefhichte, altem Reichtum 
und meltjtäbtifcher Machtitellung hervorragendes Emporium des deutjchen 
Stäbdtetumd und dem gegenüber eine jeder Nomantif, Gedichte und 
Naturfhönheit entbehrende nüchterne Provinzialftadt, die nur ſchüchtern 
ihre Schwingen zum großftäbtifchen Fluge allgemad zu regen beginnt. In 
diefer Aufeinanderfolge der legten Kongreßorte allein liegt ſchon Grund 
genug zu einer erheblihen Herabitimmung Ihrer Erwartungen, zur Recht: 
fertigung meiner Bitte, auch in unferen Ffleinen, bejchränften Verhält— 
niffen fi für einige Tage nachſichtsvoll zurecht zu finden, fi zu be 
gnügen mit der Herzlichleit des Willfommsgrußes, den ich Ihnen namens 
unferer ſtädtiſchen Kollegien zu entbieten habe, und mit dem aufrichtigen 
Dante für die befondere Ehrung, die wir in der Wahl unferer Stadt als 
einer der kleinſten unter den bisherigen Kongreßſtädten erbliden müſſen. 

Wenn die Herzlichfeit unferer Begrüßung nicht auch einen adäquaten 
Ausdrud in unferen gaftfreundlichen Darbietungen findet und daburd eine 
meitere Enttäufchung ſich einftellt, jo bitte ich, gütigft Ihre Vorwürfe nicht 
an die Adrefje der ftäbtifchen Behörde, jondern an die Ihres hochverehrten 
Herrn Vorfihenden des Ausfhuffes zu richten, der ein zweiter Cato sapiens 
in asketiſcher Strenge und unter Berufung auf die geheiligte Vereinstradition 
in jedem Überfchreiten der äußerften Grenzlinie ein Capua für feine Ver- 
einsmitglieder mitterte und energifch zurüdmwies. ch bitte Sie aber, aus 
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der Größe unferer Stadt nit etwa auch Sclüffe ziehen zu wollen auf 
das Maß des nterefjes, das unfere Bürgerfhaft Ihrem Vereine und 
feiner diesmaligen Tagung entgegenbringt. Berührt doch fchon der erite 
der Verhandlungsgegenftände geradezu eine Lebensfrage für unfere Stadt, 
deren Handel und Induftrie aufs innigfte mit einer gebeihlichen Weiter- 
entwidlung der Wafjerftraßen verfnüpft ift. 

Sodann aber werden die lebhafteften Sympathien von vielen unferer 
Mitbürger den Grundtendenzen Ihres Vereins, Ihrer Mitarbeit in dem 
gewaltigen Ringen der Geifter bei der grundftürzenden Neuordnung aller 
Faktoren des mwirtfchaftlichen und fulturellen Lebens entgegengebradt. Nicht 
überall hat der fozialpolitifche Geift, der unfere moderne Zeit durchweht, fo 
lebhaften Antlang gefunden, als in vielen Kreifen Mannheims. ch darf 
bier noch anknüpfen an die Worte des Herrn Geheimrat Schmoller. In 
unferem leichtbeweglichen Pfälzer Elemente, das allerdings in unferer Stadt 
feit ihrem Beftehen von einem ſtarken Einſchlage aus allen Richtungen 
der MWindrofe Eingewanderter durchſetzt ift, haben von jeher alle großen 
Geiftesbewegungen — feien fie politifcher, kirchlich-religiöſer oder fozialer 
Art — raſch Einzug gefunden und meiſt tiefe Spuren hinterlafjen; der 
alle Bevölferungsfreife traditionell beherrſchende Unabhängigleitsfinn, der 
Geift des Fortfchritts, der Aufklärung, bemwahrte und auch in wirtjchaft- 
licher Beziehung vor mander Verknöcherung; daher aud erklärt ſich das 
foziale Empfinden, das viele Schichten und damit notwendig auch die Ge- 
meindefollegien durddringt, deren Zufammenfegung aus fünf Fraktionen 
— darunter ein Drittel Vertreter der Arbeiterflaffe — nit etwa einen 
Hemmſchuh, fondern einen gegenfeitigen Anjporn bildet. 

Wir Deutfhe find ja ein nüchtern denfendes Geſchlecht geworden, 
ärmer an patriotifchen Idealen; felbft mit mächtigen nationalen Akkorden 
und wenn fie von der Hand des Meiſters gegriffen werden, läßt fich das 
Leben unferes Volkes nit mehr ausfüllen: die brennenden Fragen des 
Tages bilden die wirtfchaftlichen, find vor allen die jozialen. Zwar find 
die Sozialen Berhältniffe nicht fchlechter geworden, aber gefteigerte An: 
forderungen -ftellen wir heute an das Gejellichaftsideal, jtellen wir an 
Staat, Gemeinde und Gejellfchaft zur wirtſchaftlichen Hebung des vierten 
Standes, zur höheren Teilnahme desfelben an den modernen Kulturgütern. 
Welch gewaltiger Umbildungsprozeß hat fih in der Anfhauung unjerer 
Nation vollzogen? Die foziale Frage — vor faum mehr als drei Jahrzehnten 
noch als Hirngejpinft fanatifcher Agitatoren angejehen — beherrfcht heute 
als wichtigſte die ganze geiftig:ethifche Gedanfenwelt des Volkes. Die 
Sozialreform — verfpottet damals von jo vielen, die in der freien Kon: 
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furrenz die Löſung aller fozialen Rätjel finden — fie fteht heute im 
Vordergrunde aller Erörterungen in der Preffe, in Berfammlungen, in 
geſetzgebenden Körperfchaften. Wenn aber heute alle Verftändigen lächeln 
über das phantaftiihe Wort St. Simons: „Das goldene Zeitalter liegt 
vor uns“, aber auch mit ſichtlichem Ernte zurüdweifen das frivole Wort 
Mirabeaus: „Verachtet das Volf und helfet ihm“, wenn im Gegenfate 
zur Gejellichaft des 18. Jahrhunderts in Franfreih, die erfannte, daß die 
Stüßen und Tragpfeiler des fozialen Gebäudes morfch geworden feien, 
aber fi mit dem Gedanken tröftete: „Apres nous le deluge*, wenn — 
fage ih, heute in Deutfchland eine immer wachſende Zahl einfichtsvoller 
Männer aller Parteien in raftlofer Tagesarbeit bejtrebt ift, den großen 
fozialen Werdeprozeß, die fih umbildende foziale Schichtung der Geſellſchaft 
auf neuen, dauerhaften Grundlagen zu ordnen, wenn diefe Männer — 
unter Verzicht auf jede Popularität, auf umfchmeichelnde Schlagworte, auf 
die Gefolgihaft der Maſſen — weder in einfeitiger Abhängigkeit von eng- 
herzigem egoiftifchen Klafjenintereffe noh unter dem Drude beftimmter 
Formeln der PBarteivoftrin, im Bewußtſein heiliger Pfliht gegen Heimat 
und Vaterland der Verſöhnung das Wort reden im Intereſſe des Friedens 
und der gebeihlichen Fortentwidlung unferes durch die Klafjengegenfäte un- 
heilvoll zerriffenen Volkes — fo ift dies mit ein Verdienſt Ihres Vereins. 

Nicht überwältigende Erfolge in der Überbrüdung der fchroffen Gegen- 
fäge, in dem Austrage des Kampfes zweier feindjelig ſich gegenüberftehenden 
Weltanfhauungen um Erhaltung oder Vernichtung der heutigen Geſellſchafts— 
ordnung dürfen aus diefen alljährlihen Kongreßverhandlungen erwartet 
werden. Aber das Verdienſt, Bauftein um Baujtein warmen Herzens und 
Haren Einblides zu einem edlen und menjchenfreundlichen Ziele gefügt zu 
haben, wird fich troß mander herben Enttäufchungen nicht mindern. 


Auh aus diefen Beratungen wird mand guter Gedanke erwachjen 
und befruchtend über die deutſchen Lande fich ausbreiten und wir werden 
ſtolz darauf fein, wenn fich diefe erjprießlichen Verhandlungen verknüpfen 
mit dem Namen Mannheims, das fo gerne eine gajtlihe Stätte einem 
Vereine gewährt, deffen Aufgabe iſt, für das Wohl der Menſchheit tätig 


zu fein. 
(Lebhafter Beifall.) 


Vorfisender Staatsminifter Freiherr von Berlepfh: Namens des 
Vereins für Socialpolitif ſpreche ih Seiner Erzellenz dem Herrn Miniiter 
des Innern Dr. Schenfel und dem Herrn Oberbürgermeilter Bed den ver- 
bindlichften Dant des Vereins aus für den freundlichen Willlommensgruß, 
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den fie uns bieten. Ich bitte fie, es nicht ald Unbejcheidenheit aus- 
zulegen, wenn ich ausſpreche, daß der Verein einen derartigen freundlichen 
Empfang erwartet hat, in einem Lande, deſſen Regent in feiner hoch— 
berzigen deutſchen Gefinnung, in feiner Weisheit und Gerechtigkeit, in 
feiner Fürforge für das Mohl des deutfchen Baterlandes nad allen Rich— 
tungen bin, in feiner lebendigen Teilnahme aud an den Fragen, die den 
Verein für Socialpolitit befchäftigen und von deren Löſung der innere 
Frieden des Vaterlandes abhängt, der Gegenftand aufrichtigfter Verehrung 
jedes guten Deutſchen ift, in einem Lande, deſſen Beamte nicht nur, deſſen 
ganze Bevölkerung von jeher lebhaften Anteil und Intereſſe an allen Fragen 
der foztalen Reform genommen hat — die Namen, die Seine Exzellenz 
ung genannt haben, Buchenberger und MWörishoffer, werden von dem Verein 
für Socialpolitit dauernd in ehrendem Andenken gehalten werden —, und 
in einer Stadt, deren Xeiter ein gejchäßtes Mitglied unferes Ausſchuſſes 
ift, die in ihrer glänzenden wirtfchaftlihen Entwidlung faft hingedrängt 
wird auf die Beobadtung fozialer Fragen, die fih rühmt, in ihren Mauern 
alle diejenigen Beftrebungen freundlich aufzunehmen, die dem allgemeinen 
Mohle dienen wollen; in einem folden Land, in einer folden Stadt durfte 
der Verein für Socialpolitif auf eine freundliche Aufnahme rechnen. Aber 
ich darf fagen, die Begrüßungsmworte, die ung geworden find, haben unſere 
Erwartungen übertroffen. Wir find, meine verehrten Herrn, nicht verwöhnt 
dur die Teilnahme der Leiter der Minifterien an unferen Verhandlungen 
und noch viel weniger find wir es gewöhnt, aus dem Munde des Ver— 
treter8 der Regierung Worte zu hören, wie die, die wir heute gehört haben, 
die ein fo volles Verſtändnis für die Aufgaben zeigen, die der Verein ſich 
gejtellt hat, für fein Wefen, für fein Streben. Aus allen diefen Gründen 
Iprehe ih Seiner Erzellenz dem Herrn Minifter des Innern fowie dem 
Herrn Oberbürgermeifter Bed nochmals den verbindlichiten Danf des 
Vereins aus. 
(Beifall.) 

Ich gebe nunmehr das Wort an den eriten Referenten Herm Profeſſor 

Dr. Schumadher. 


Aber die finanzielle Behandlung der Binnen- 
waflerfiraßen. 


ir 
Meferat 


Profeffor Dr. Hermann Shumader, Bonn. 


Die Frage, die auf der diesmaligen Tagung uns zuerft zu beſchäftigen 
hat, erfcheint beim erjten flüchtigen Blid enger umgrenzt, höherer Ge- 
fihtspunfte weniger zugänglih, als das regelmäßig bei den Problemen, 
die der Verein für Socialpolitif zum Gegenftand feiner Verhandlungen wählt, 
der Fall zu fein pflegt. Kämen aud nur die Binnenfhiffahrtsabgaben in 
Betradt, die heute auf deutfchen Wafferftraßen erhoben werden, fo handelte 
es fih in der Tat nur um eine Fülle Feiner Fragen, die wohl Iofale 
Sinterefjentenkreife zeitweife erregen fönnen, aber praftifch und theoretifch faum 
bedeutungsvoll genug wären, um das nterefje einer Verfammlung, wie der 
heutigen, zu fefleln. 

Erweitert wurde der Kreis des Intereſſes durch das neue preußifche Gefet 
über die Erbauung eines Kanals zwischen Rhein und Wefer. In ihm heißt 
es befanntlid in $ 9i: 

„Zon der Snbetriebfegung des Kanals vom Rhein zur Wefer an 
find Gebühren zum Ausgleich für die Koften der Verbefferung und Unter- 
haltung der natürlichen Binnenfchiffahrtöftraßen, ſoweit diefe durch ftaat- 
lihe Aufwendungen eine über das natürlide Maß hinausgehende Ver— 
befjerung oder Vertiefung erfahren haben, zu erheben.“ 

Doch auch diefe Beftimmung zeigt noch nicht die volle Tragweite des 
Problems, das uns zu befchäftigen hat. Es handelt fih um mehr, ald das 
unſchöne Wortgebilde „Binnenſchiffahrtsabgaben“ erfennen läßt. Es handelt 
fih im legten Grunde um die wichtige Frage, ob wir in der finangpolitifchen 
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Entwidlung unferes gefamten Binnenverfehrs an einem gewiffen Abſchluß 
angelangt find oder ob wir erft an der Schwelle einer großen neuen Ent- 
widlung ftehen. 

Auf der einen Seite fieht man in der heutigen verfehrs- und finanz- 
politifchen Regelung unferer Binnenfchiffahrt den glüdlichen, unantajtbaren 
Abſchluß einer langen traurigen Entwidlung; auf der anderen Seite mil 
man in dem Streben, auch unfere Verfehrspolitif mit den leitenden Geſichts— 
punften unferer gefamten Wirtfchaftspolitif in Einklang zu fegen, gerade das 
befeitigen, in dem man bisher eine ftolze, fajt heilige Errungenſchaft aus 
der beiten Zeit unferer Vollsentwidlung erblidte. 

Welchen Weg weiſt das Allgemeininterefje zwiſchen diefen widerjtreitenden 
Beftrebungen, dem dankbar und treu am Beltehenden fejthaltenden Kon- 
fervatiömus und dem nad neuen Zielen jtrebenden Reformeifer ? 

Die Beantwortung diejer Frage teilt fih in zwei Aufgaben: 

Erſtens müffen wir uns Klarheit darüber zu verfchaffen juchen, mie 
die heutige verfehrspolitifche Lage unferer Binnenfchiffahrt entftanden iſt und 
wie weit die Gründe, die zu ihr führten, ihre alte Kraft noch heute bewahrt 
haben. Das wird Gelegenheit bieten, die heutige Rechtslage und ihre 
Entjtehung darzulegen. 

Zweitens gilt e3 zu unterfuchen, wie weit mit diefem heutigen Zu- 
ſtand wirtſchaftliche Mißſtände verbunden find und aus neuer Entwidlung 
hervorgewachſene andere Gründe Berüdjichtigung beanfpruden und erfahren 
fünnen. Das wird ung Gelegenheit geben, einerfeits einen kurzen Überblid 
über die tatfächlihe wirtfchaftliche Lage unferer Binnenfdiffahrt zu geben, 
anderfeit3 über die im Verkehrsweſen anzuftrebenden politifhen Ziele 
ung auseinanderzufegen. 


1. Was zunächſt alfo die heutige Nechtslage anlangt, fo kann ich auf 
ihre Entitehungsgefhichte, die ich in meinem Bude über Binnenfiffahrts- 
abgaben !, zum Teil auf Grund bisher verjchollener Materialien, ausführlich 
dargelegt habe, an diefer Stelle im einzelnen natürlich nicht näher eingehen. 
Sch muß mich darauf befchränfen, einiges Wenige, das bisher nicht genügend 
beachtet wurde, hervorzuheben. 

Während zu Beginn des 19. Jahrhunderts noch der Kampf um die 
rechtliche ‚Freiheit der Flußſchiffahrt, d. h. die Aufhebung aller Schiffahrts- 


! Schumader, Zur Frage der Binnenfhiffahrtdabgaben. Berlin. AYulius 
Springer. 1901. Bel. Shumader, Zur Frage der Binnenjhiffahrtsabgaben. 
Entgegnung auf die Auffäke von Herrn Viktor Kurs. Zeitihrift für Binnen 
Schiffahrt. 11. Jahrg., 1904, Heft 2. 
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verbote die Binnenfchiffahrt beherrfchte, tritt der Wunſch nad einer 
finanziellen Befreiung, nad einer Bejeitigung aller Flußzölle befannt- 
lich erft mit den Sollvereinsbeftrebungen ftärfer hervor. 

Entſprachen doch aud die alten Flußzölle, wie fie befonders auf dem 
Rhein und auf der Elbe erhoben wurden, nicht mehr den Zielen, die mit 
dem Zollverein in Deutichland endlih Anerkennung fih errungen hatten. 
Sie ftanden zu den Aufwendungen für Unterhaltung und Ausbau der Wafjer- 
ftraßen in feiner Beziehung, hatten vielmehr — im Gegenfaß zur urfprüng- 
lichen Abſicht und troß einfichtsvoller Reformverfuche Napoleons I. — einen 
ausgefprochen fisfalifchen Charakter angenommen; betrugen fie doch auf dem 
Rhein — ſelbſt nach beträchtlihen Ermäßigungen — noch um die Mitte 
des 19. Jahrhunderts mehr als die Fracht, 3. B. auf der Fahrt von 
Rotterdam nad Mannheim noch 1852 für den Zentner 40 Kreuzer bei einer 
Fracht von nur 36 Kreuzen (Gothein, Geſchichtliche Entwidlung der 
Rheinſchiffahrt im 19. Jahrhundert. Bd. 101 der Schriften des Vereins 
für Socialpolitif, 1903, S. 289). 

Und dazu die anderen alteingerofteten Mißbräuche! Sie machten die 
Abgaben noch mehr als ihre Höhe zu läftigen Feſſeln des feit Anwendung 
des Dampfes jchnell ji entwidelnden Verkehrs und fie machten fie vor 
allem gleichzeitig zu den Haupibollwerfen, hinter denen, ſeit Ausbildung des 
Grenzzollmejens, kleinlicher Bartifularismus im Wirtfchaftsleben fich ver- 
ſchanzte. Die alten Flußzölle waren daher mit Recht verhaft, verhaßt nicht 
nur dem Schiffer und dem die Schiffahrt nugenden Gefhäftsmann, fondern 
ebenfo dem deutſch empfindenden Patrioten, der volle wirtfchaftliche und 
politiihe Einheit für fein Vaterland erwünſchte. 

In allen einfihtsvollen und in allen intereffierten Kreifen war der 
Wunſch deshalb erwacht, es möchten, ebenfo wie die Grenzzölle zwifchen den 
deutfchen Staaten bejeitigt waren, aud) die aus fernen Beiten oft ftammenden 
Flußzölle befeitigt werden. 

Darüber war man einig. Nicht einig jedoch war man darüber, wie 
diefe Befeitigung zu erfolgen habe. 

Daß im allgemeinen die Intereſſenten — die Schiffer, Händler, Ge- 
werbetreibende — von allen Schiffahrtsabgaben befreit zu werden wünfchten, 
ift felbftverjtändlih. Wo aber nicht eigenes Intereſſe dem Streben ein feites 
Ziel ftedte, war man ſchwankend. Das zeigte fich deutlich, als die wichtige 
Frage im Jahre 1848 — zum erftenmal und bis auf die jüngjte Gegen- 
wart auch zum letztenmal — vor neutralen Inftanzen in breitefter Offent- 
lichkeit zur Erörterung fam. Als man damals zuerft begeifterungsvoll jo 
manchen verrotteten Mißftand befeitigen und Deutjchlands Einheit gründen 
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wollte, blieb man doch in weiteſten Kreifen, fo fehr man erfüllt war von 
nationalen und liberalen Ideen, nicht in Unflarheit darüber, daß wirt: 
Ihaftlihe Gründe wohl für eine Reform, nicht aber für volle Be 
feitigung aller Abgaben ſprächen. 

Im Reihshandelsminifterium, das unter der Leitung zweier 
Kaufleute, Arnold Dudwig aus Bremen und Gujtav v. Meviffen aus Cöln 
ftand, noch mehr in der Frankfurter Nationalverfammlung, im volfs- 
wirtfchaftlihen Ausfhuß wie im Plenum, erhoben fid — wie der Ab- 
geordnete Ziegert fagte — „fehr viele Stimmen dafür, daß ein Wafjerwegegelb 
das Mittel fein fol, wodurch die Flüffe in Zukunft erhalten werden follen“; 
es fei eine Ungerechtigkeit, die beträchtlichen Koften der Unterhaltung und 
DVerbeflerung der Wafjerftraßen der Allgemeinheit oder — mie man fidh aus- 
prüdte — der „Mafje des armen Volkes“ aufzubürden. In einer Reihe 
von Brofhüren wurde derfelbe Standpunkt eingenommen; man forderte: 
„Beibehaltung des Rheinzolls, aber eine einfachere und gleichheitlicde Er- 
hebung!“ und erflärte: „der Schiffer wird es ganz natürlich finden, etwas 
für die Korreftion zu zahlen“ uſp. Sogar die Cölner Handels- 
fammer hielt nur eine beträchtliche Herabjegung der Zölle für zuläfftg 
und notwendig. 

Noh wichtiger war der Widerftand, den die deutſchen Re: 
gierungen faft einmütig — nur Baden und Württemberg machten aus 
naheliegenden Gründen eine Ausnahme — gegen die Aufhebung aller Binnen- 
Tchiffahrtsabgaben erhoben und meift eingehend begründeten. Sie wollten 
wohl die beftehenden Flußzölle wegfallen laſſen; doch follten die Uferftaaten 
berechtigt bleiben, „zum Erſatz der regelmäßigen Verwendung” Waſſerwege— 
gelder zu erheben. 

Wo wirtfhaftlide Gründe ausſchließlich in Betracht famen und 
ruhig abgewogen wurden, gelangte man fajt allerfeits nicht zum Ergebnis, 
die natürlichen Waſſerſtraßen müßten gänzlih von allen Abgaben befreit 
werben. 

Trotzdem Hat die Nationalverfammlung im Einverjtändnis mit dem 
„KReihsminifterium” fcehließlih ein Verbot aller Flußzölle in die Reichs— 
verfafiung vom Jahre 1849 (8 25) aufgenommen; nur für befondere An- 
ftalten, wie 3. B. Schleufen und Häfen, follte die Erhebung von Gebühren 
auch fernerhin gejtattet fein. 

Politiſche, nicht wirtichaftlihe Gründe waren ed, die dieſen Ent- 
fhluß in erfter Linie beftimmten. 

Diefe politifchen Gründe wurzeln in den beiden großen Forderungen ber 
Zeit: der Forderung nationaler Einheit und der Forderung des Liberaliämus 
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Im Intereſſe der nationalen Einheit mußte man danach ftreben, alle 
die deutjhen Stämme und Staaten trennenden, einander entfremdenden 
Hemmnifje zu befeitigen. Das glaubte man bier nicht genügend durch die 
durch mwirtfchaftlihe Gründe allein gebotene Reform des Flußzollweſens 
zu erreihen; die radifale Bejeitigung aller Abgaben ſchien zu diefem 
Zwede vielmehr geboten. Dann war e3 ein für alle Mal unmöglich, daß 
auf diefem Gebiet einfeitige partifularijtifche Intereſſen ſich noch betätigten 
und die Einheit gefährdende Neibungen und Berftimmungen entjtanden. 
Dann fam man nicht nur am leichtejten aus dem bisherigen unerquidlichen 
Wirrwarr und Schlendrian heraus, fondern verhinderte e8 auch, daß auf 
dem altverwahrloften Boden Shädliches Unkraut neu emporſchoß. 

Diefer politifch-taftifhen Erwägung ſchloß eine verwaltungstechnifche 
fih an. 

Jede neue DOrganifation ftößt auf um fo größere Schwierigkeiten und 
Gefahren, je fomplizierter fie ift. Es mußte deshalb das neue Reich, das 
man fo fehnlichit zu fchaffen fuchte, mit fo einfachen Pflichten wie nur mög: 
lich bevadjt werden. Ganz befonders dieje erften dilettantifchen Verfuche der 
Neichsgründung nötigten — wie man aud empfand — dazu, dem neuen 
Neichsförper, der auf feine altgefeftete Organifation fi aufbaute, der jede 
feinere Gliederung noch vermiffen ließ und durch jedes pofitive Tun auf 
Widerſtand ftoßen mußte, alle fchwierigere Verwaltungstätigfeit zu erfparen. 
Wohl hoffte man, von der nationalen Volksbewegung getragen, Kraft genug 
zu befiten, den Boden von altem Gerümpel fäubern zu fünnen; aber man 
fühlte unbeftimmt, daß man ſchwächlich verfagen müfje, wenn auf dem ge- 
fäuberten Boden — unter Überwindung zäher paffiver Widerftände — 
Neues, Beſſeres errichtet werden follte. 

Mit einem Federftrih glaubte man alle beftehenden Binnenfhiffahrts- 
abgaben befeitigen zu fünnen und einer fehr einfachen Beauffichtigung be- 
Durfte e3 nur, die Ausführung eines folchen Erhebungsverbotes zu über- 
wachen. Die wirkffame Durhführung des Gebührenprinzipe im Binnen- 
Ichiffahrtsabgabenwefen erforderte Dagegen eine pofitive Drganifationstätigleit, 
eine fortdauernde, weitverzweigte Verwaltung, eine jtetige forgfame Kontrolle ; 
Dazu waren gejchulte Kräfte nötig und fie ftanden damals den Reichsgründern 
nicht zur Verfügung. Ein aud nur inftinftiver Selbfterhaltungstrieb mußte 
deshalb dahin drängen, die durch wirtfchaftlihe Gründe gebotene Reform der 
Flußzöle — wenigftens für den Anfang — zu erſetzen durch ihre radifale 
Befeitigung. 

In derfelben Richtung wirkten endlih die Forderungen des immer 
mächtiger erftarfenden Liberalismus. 
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verbreitete Zweifel an der Konkurrenzfähigkeit der Waflerftraßen gegenüber 
den Eifenbahnen fei ein Jrrtum und als Irrtum heute faſt allgemein auch 
anerfannt. Dieje von den Sanalvereinen ſyſtematiſch großgezogene Über— 
zeugung ift ja auch der Grund, auf dem die jet angenommene große Kanal- 
vorlage der preußifchen Regierung, auf dem ferner die bunte Fülle der 
Forderungen weiterer Kanalbauten fi aufbaut. 

Und doch — der erite, beventlichite der vielen Widerfprühe! — er: 
klärt beijpielöweife der Verein rheinifcher Binnenfchiffahrtsinterefjenten, der 
„Ruin der Rheinjchiffahrt“ werde eintreten, wenn die leiftungsfähigfte Wafler- 
ftraße ganz Europas aud nur mit Abgaben belaftet werde, die etwa *r5 
der Abgaben im Durchſchnitt ausmadhen dürften, die gleichzeitig forglos 
auf Grund der „natürlihen“ Überlegenheit der Waflerftraße für den neu 
zu erbauenden Wafjerweg des Rhein-Herne-Kanals beſchloſſen werden. 

Mer nicht der Meinung ift, daß in Intereſſenkämpfen neben Bathos und 
Beharrlichkeit die Logik feine Rolle zu fpielen braudt, wird zugejtehen 
müffen, daß von Zweien nur Eines richtig fein fann: entweder die 
Binnenſchiffahrt wird wirklich in ihrem Wettbewerb mit der Eifenbahn durch 
eine Abgabe, die für die Fahrt zwiſchen Nuhrort und Mannheim etwa 14 Pia. 
für die Tonne beträgt, ernſtlich gefährdet: dann beruht ihre viel verkündete 
Überlegenheit nicht auf natürlichen Gründen, fondern ausfchlieglih in ver 
Verſchiedenheit der finanziellen Behandlung; oder eine folde Überlegenheit 
it wirflihd — aud ohne jede finanzielle Bevorzugung — vorhanden: dann 
fann ſie durch eine Eleine Annäherung in der finanziellen Behandlung, die 
von einer Gleichftellung beider Beförderungsmittel noch weit entfernt bleibt, 
nicht befeitigt werden. 

Was ſodann den hervorgehobenen zweiten Gefichtspunft anlangt, jo tft 
befanntlic) dadurh eine völlige Veränderung eingetreten, daß die Eifen- 
bahnen in Deutſchland fait allgemein in die Hände des Staates über 
gegangen find. Es braudt alſo der Staat in Deutſchland heute nicht mehr 
— mie in Franfreih — in der Binnenſchiffahrt ein koſtſpieliges Schut- 
und Kampfmittel gegen die Gefahren eines privaten Verkehrsmonopols ſich 
zu fchaffen. 

Alerding3 wird vielfach behauptet, e8 mache feinen Unterſchied, ob 
den Waſſerſtraßen in den Eifenbahnen ein privates oder öffentliches Monopol 
gegenüberjtehe. Hat es doch fogar an Stimmen nicht gefehlt, die für den 
Bau des Rhein-Elbe-Kanals in erjter Linie als Mittel zur Erzwingung von 
Eifenbahntarif- Ermäßigungen eingetreten find. 

Demgegenüber ift es doch mit Recht als „ein Hohn auf die Staat‘: 
einheit” bezeichnet worden, wenn man den Staat, der felbjt nicht nur der 
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Allgemeinheit, fondern auch den Intereffenten Organe, um feine Entfcheidungen 
zu beeinfluffen, zur Verfügung geftellt hat, veranlaffen wollte, die gewaltigiten 
Aufwendungen für das eine Verkehrsmittel zu mahen, um damit beim 
fonfurrierenden anderen Berfehrsmittel Frachtermäßigungen zu erzwingen, 
mögen fie auch noch jo fehr erwünjcht, ja notwendig fein. Der Zmwed, 
wenn er auch noch fo gerechtfertigt ift, kann ein folches unmwirtfchaftliches 
Mittel nicht rechtfertigen! 

Die Fülle des mwunderlid Widerſpruchsvollen ift damit jedoch noch 
lange nicht erfchöpft. 

Diefelben Kreife, die heute eine Begünftigung der Waſſerſtraßen als 
Anreiz zu Eifenbahntarif-Ermäßigungen befürworten, brechen regelmäßig in 
die empörteften Klagen und bitterften Vorwürfe aus, wenn die Eifenbahn- 
vermwaltungen tatſächlich beträchtliche Tarifermäßigungen vornehmen. Dann 
find die Eifenbahnen nicht mehr die Konkurrenten, auf die ein heilfamer 
Drud ausgeübt werden foll; dann find fie die „Initematifchen Bedränger 
der Flußfchiffahrt”, die in erfter Linie die mißliche Lage der Schiffer ver- 
ſchulden ſollen. Das hat ſich wiederholt bei allen bebeutfamen Tarif- 
ermäßigungen: beim Rohftofftarif, Zevante-Tarif, Oftafrifa-Tarif, den Tarif- 
ermäßigungen für Baummolle, Petroleum ufw. gezeigt. 

Alfo auch hier ein fcharfer Widerfpruch: einerfeit3 Befürwortung einer 
ftaatlihen Begünftigung der Binnenſchiffahrt mit der an ſich eigenartigen 
Abfiht, den Staat dadurch fich felbit zu Eifenbahntarifermäßigungen zwingen 
zu laſſen, anderfeits nirgends jchärferer Widerftand gegen faft jede Er- 
niedrigung der Eifenbahnfradhten, als wiederum in den Kreifen der Binnen- 
fchiffahrtsinterefjenten! 

Wer der Anficht ift, daß der Kopf die Aufgabe hat, nicht einfach 
ſolche Widerfprüche zu beherbergen, fondern fie zu löfen, wird zu dem Er- 
gebnis gelangen, daß die aus der Konkurrenz der Waflerjtraßen und Eifen- 
bahnen hervorgehenden wirtfchaftliden Gründe für die völlige Aufhebung 
aller Flußichiffahrtsabgaben heute nicht mehr große Beachtung beanjpruchen 
können. 

Endlich iſt auch in finanziellen Erwägungen eine Änderung ein— 
getreten. 

Denn in den fünfziger und ſechziger Jahren hatte man einerſeits unter 
dem Einfluß der liberalen Forderungen äußerſter Verkehrsfreiheit, ander— 
ſeits unter dem Druck der immer ſtärkeren Eiſenbahnkonkurrenz die Fluß— 
abgaben ſchrittweiſe und im Kleinen ſo ſtark bereits ermäßigt, daß von dem 
einſt finanziell bedeutſamen Syſtem nur kleinliche Reſte übrig geblieben 
waren, Reſte noch dazu, die meiſt auf den engherzigſten Egoismus klein— 

2* 
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ftaatlihen Partikularismus fi ftügten. Sie zu bejeitigen, bedeutete für 
die größeren Staaten, insbeſondere für Preußen, in dem der hartnädigite 
Verfechter hoher Rheinzölle, Naffau, 1866 ja aufgegangen war, eine empfind- 
liche finanzielle Einbuße nicht. 

Mie fo auf feite der Einnahmen fchmerwiegende Bedenken einer 
Aufhebung aller Flußabgaben nicht entgegenftanden, jo aud nicht auf feite 
der Ausgaben. Denn bei der vorherrfchenden, für die Schiffahrt un: 
günftigen Auffafjung von der Konkurrenz zwiſchen Wafjerftraßen und Eijen- 
bahnen war es begreiflih, daß man an einen foftjpieligen weiteren Ausbau 
des Waflerftraßenneges wenig dachte. 

Die Kanalpläne jchliefen völlig, und als 1849 die Bejeitigung aller 
Flußabgaben zuerjt befchlofjen wurde, ahnte man auch noch nicht, daß aud 
die Ausgaben für die Flüffe fo gewaltig anwachſen, beifpieläweife auf 
dem Rhein fchon in den nächſten beiden Jahrzehnten mehr ald das Doppelte, 
feit 1871 etwa das Vierfache betragen würden. 

Auch das ift alfo — wie gefagt — in beiden Beziehungen anders 
geworden. Heute beanſprucht einerfeit3 die Binnenjhiffahrt Summen, an 
die zur Zeit der Reichsgründung ernitlich noch niemand gedacht hat, und 
heute iſt anderſeits der Güterverkehr auf den deutſchen Waſſerſtraßen 
— Sympher berechnete ihn für das Jahr 1900 auf 11X/s Milliarden Tonnen: 
filometer — fo gewaltig angejhwollen, daß ſelbſt die geringite Abgabe be- 
trächtliche Einnahmen ſchon ſchafft. 

Bei der Beantwortung der an erſter Stelle von uns aufgeworfenen 
Fragen ſind wir ſomit zu dem Ergebnis gelangt, daß alle Gründe, die zur 
vollen Beſeitigung aller Flußabgaben geführt haben, die finanziellen und 
wirtſchaftlichen nicht minder als die politiſchen, ihre Bedeutung für uns in 
der Gegenwart im weſentlichen eingebüßt haben. 


II. Es fragt ſich nun — mie geſagt — zweitens: ſind neue Gründe 
für die verkehrs- und finanzpolitiſche Regelung des Binnenſchiffahrtsweſens 
aus der Entwicklung des Reiches hervorgewachſen? 

Bei der Beantwortung dieſer zweiten Frage müſſen wir ausgehen von 
der großen Elementartatſache, die heute unſer ganzes Wirtſchaftsleben be— 
bericht und unferer ganzen Wirtfchaftspolitif Richtung geben follte: dem 
gewaltigen Wahstum unferer Bevölkerung. Die daraus hervorgehenden 
großen neuen Geſichtspunkte laufen zufammen in jener Hauptaufgabe unferer 
Tage, nährende Arbeit zu fchaffen für den noch anhaltenden, unfere politische 
Macht fo gewaltig fteigernden Zuwachs unſeres Voltes. 

Das bedeutet möglichjte Entwidlung aller unferer Produftivfräfte, vor 
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allem alfo auch fyitematifche Förderung unferer Induſtrie; Förderung der 
Induſtrie heißt aber wieder in erfter Linie Minderung der gemwerblichen 
Produktionskoſten, und zu dieſen Produftionskoften nehören auch die Koften 
des Transport3 im Inland. 

So fann man fhon im allgemeinen fagen: fol die Verkehrspolitik 
der durch die Entwidlung vorgefchriebenen allgemeinen Wirtfchaftspolitit unjeres 
Volfes entſprechen, jo muß fie fyitematiih ihr Streben darauf richten, den 
Sinlandstransport jo billig wie möglich zu organifieren. Und das um fo 
mehr, je mehr andere Teile der Produktionskoſten einer Verbilligung wider— 
ftreben, gar einer Erhöhung entgegengehen. Das ijt aber befanntlich bei 
unferen Arbeitslöhnen heute der Fall, Schon allgemein wegen der fortjchreitenden, 
fich verbreitenden Kulturentwidlung und noch im befonderen wegen ber 
durch die internationale Lage unjerer Zandwirtihaft gebotenen Maßnahmen. 
Sozialpolitifhe Gefichtspunfte drängen alfo das Streben der Induſtrie— 
förderung, foweit es auf Verbilligung gerichtet ift, auf andere Ziele. Das 
ift erftens das Problem der denkbar wirkſamſten Organifation unferer 
induftriellen Produktion; mit ihm werden Sie ja noch unter Punkt II der 
Tagesordnung eingehend fich zu bejchäftigen haben. Das ift zweitens das 
Problem der Transportverbilligung,, ein eng verwandtes Problem, da e3 
auch zum großen Teil hinausläuft auf vollflommenere Durchbildung des 
Grofbetriebes. 

Doh auch befondere Gründe fprehen noch für dieſe zweite Auf- 
gabe. Sie find internationaler Art. Sie beruhen in den Berfehröverhält- 
niſſen unferer wichtigsten Konkurrenzländer. In Frankreich, das fein aus- 
gedehntes Kanalnetz zum ſehr großen Teil in der Bor - Eifenbahnzeit nicht nur 
gebaut, fondern auch amortifiert hat, werden befanntlid) die großen Privat- 
bahnnege um die Mitte unferes Jahrhunderts koſtenlos dem Staate anheim- 
fallen. England fann feiner Inſelnatur wegen überall die Berfehrsitraße 
des Meeres, die auch für feinen Binnenhandel von großer Bedeutung it, 
leicht und billig erreihen; und die Bereinigten Staaten find nicht 
nur dadurch ausgezeichnet, daß fih im Norden ihres am dichteften be- 
völferten Gebietes, zwiſchen ihren reichiten Erzlagern und Getreivefeldern 
einerjeitö, ihren größten Kohlenieldem und wichtigſten Seehäfen ander- 
feits, auf eine Entfernung von rund 2000 km der leijtungsfähigfte Trans- 
portweg, den unfere Erde heute aufweiſt, hinzieht, fondern fie haben be- 
fanntlih aud, unter Morgans maßgebendem Einfluß, faft das ganze ge= 
mwaltige Net ihrer Eifenbahnen finanziell einheitlih im mejentlichen zu= 
fammengefaßt: vielleicht die größte wirtſchaftliche Organifationstat aller 
Zeiten (vgl. Wiedenfeld, Die Einheitsbewegung unter den Eiſenbahnen 
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der Vereinigten Staaten von Amerika. Ardhiv für Eiſenbahnweſen. 1908. 
©. 1199 —1224). 

Diefe befonderen internationalen Gründe haben im Verein mit den aus 
der deutſchen Entwidlung hervorgehenden allgemeinen Gründen in unferem 
heutigen Wirtfchaftsleben — neben dem Ausbau der Jnduftrieorganifation — 
es vielleicht zur wichtigften Aufgabe werden lafjen, die Transportfoften jo 
billig als möglich zu geitalten. 

Es gilt aber natürlich, diefe Aufgabe nit nur teilweife, jür einzelne, 
wenn auch vielleicht noch fo wichtige Sonderinterefjen zu löfen, fondern all- 
gemein, einheitlich, für die Gefamtheit. Es wäre kurzſichtig und einfeitig, 
fih mit der Löfung diefer Aufgabe für einzelne Gegenden zu begnügen: 
wie es nötig ift, alle Probuftivfräfte möglichjt zu entwideln, nicht nur 
die einen auf Koften der anderen, jo iſt auch für das ganze deutſche 
Wirtfchaftsgebiet, möglichft gleichmäßig, die größte VBervolllommnung und 
Verbilligung des Berfehrs zu erjtreben. 

So fomme ih zum Schluffe: es gebietet die Zeit, mit der vorwiegend 
lofalen Betrahtung des binnenländifchen Verkehrsweſens, die uns als 
Erbe noh aus der Zeit politifcher Berfplitterung überfommen ift, zu brechen. 
Wie auf anderen Gebieten ijt jeßt auch bier die Konfequenz zu ziehen 
aus der nationalen Einung. Von jeher war das auch geplant. Art. 4 
unferer Neichöverfaffung erklärt ja ausdrüdlih, daß im „Eifenbahnmwefen“, 
in der „Herftellung von Land» und Waflerftraßen“, im „Flößerei- und 
Cchiffahrtöbetrieb“, in den „Fluß- und fonftigen Wafjerzöllen“ ganz ähnlich, 
wie 3. B. im Poſt- und Telegraphenwefen, im Münz-, Maß: und Gemwidts- 
weſen eine Ausgeftaltung unter größeren, allgemeineren, einheitlicheren Ge- 
fichtspunften mit der Begründung des Reiches ftattfinden folle. 

Für das Eifenbahnwefen iſt diefer Art. 4 fein toter Buchſtabe ge- 
blieben. In den einzelnen größeren Bundesjtaaten ift die Vereinheitlichung 
ja erreiht. An die darüber hinausgehenden Pläne Bismards erinnert der 
Torſo des Neichseifenbahnamts; und in anderen, den herangereiften Ver: 
hältnifjen angepaßten, weniger einfchneidenden und befcheideneren Formen 
(der Betriebsmittelgemeinshaft) find jene das Reich umfafjenden Pläne ja 
heute — hoffentlih zu wirklichem und dauerndem Leben — wieder auf- 
erwacht. 

Anders auf dem Gebiet der Waſſerſtraßen. Hier fängt man erſt neuer: 
dings und ſehr vereinzelt, meijt unter vielen Mühen und unter argem Wider: 
jtreben an, zu den umfafjenderen Gefihtspunften, wie fie dem Art. 4 unjerer 
Neichsverfafjung entſprechen, fich emporzuringen. Jede beitehende und jede 
neu geplante Wafjerftraße wird überwiegend noch heute ald unabhängige 
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Einheit — allein für ſich — betradhtet und behandelt; und nur in un- 
flaren Forderungen Elingt ganz felten jener weitergehende Gedanke an, auch 
die beiden Zweige des Binnenverfehrs, Waſſerſtraßen und Eifenbahnen, 
die fo vielfältig ineinandergreifen, al3 Einheit aufzufailen und gemeinfam 
zur größten Leiftungsfähigfeit zu entwideln. Merkwürdig genug in einer 
Zeit, die fonft überall zur Einſicht gereift ift, daß der Großbetrieb im 
größten Maßſtab — trot aller Bedenken — fyftematifch zur Ausgeftaltung 
gebradt werden muß, und nur einigermaßen erflärt dadurch, daß der Be- 
trieb des einen Verfehrämitteld in den Händen des Staates, der des anderen 
in den Händen Privater liegt! 

Tatfächlich finden wir heute — jtatt Einheitlichfeit — die größten Un = 
gleihheiten in ber verfehrs- und finanzpolitifchen Behandlung unferes 
Sinlandverfehrs, und zwar müſſen diefe Ungleichheiten in vier facher Richtung 
hervorgehoben werben, 

Am meiften hervorftehend ijt natürlich die bereitö berührte, oft er: 
örterte Verfchiedenheit in der Finanzgebarung der Eifenbahnen und Waſſer— 
ftraßen, zumal in ‘Preußen. 

Mährend die preußiſch-heſſiſchen Staatsbahnen heute (1903) befannt- 
lich einen Betriebsüberfhuß von rund 600 Millionen Mark gewähren und 
nad 3/2 do Verzinfung und ®4 90 Amortifation rund 400 Millionen Mark 
für die allgemeinen Kulturaufgaben des Staates zur Berfügung ftellen, be- 
anſpruchen die preußiſchen Waſſerſtraßen gleichzeitig aus allgemeinen Staats- 
mitteln einen Jahreszuſchuß von rund 271/s Millionen Marf. 

Da immer wieder behauptet wird, die Konkurrenz zwiſchen Wafjerftraßen 
und Eifenbahnen bejtehe „in nichts anderem als in den verfchiedenen Selbft- 
foften der beiden Beförderungsmittel” (Eingabe der Handelsfammer Düſſel— 
dorf an das Preußifche Haus der Abgeordneten vom 1. Dezember 1904), 
fo muß furz veranfchaulicht werden, was diefe Berfchiedenheit der finanziellen 
Behandlung für den Verkehr bedeutet. 

Da der Perfonenverfehr auf den preußifchen Staatsbahnen nad fach— 
männifchem Urteil befanntlih nur feine Betriebsfojten dedt, jo darf der 
nach Verzinfung und Amortifation! fi ergebende Neinüberfhuß von rund 
400 Millionen Mark allein auf den Güterverfehr, der 1903 auf rund 
27 Millionen Tonnentilometer beziffert wurde, verteilt werben, d. h. es kann 
der Transportfag für jedes Tonnenfilometer um 1'/s Pig. vermindert werden. 
Für die gefamte Güterbeförderung des öffentlichen Verkehrs, einſchließ— 





I Die 4% Amortifation ift fogar von der Grundfumme, d. 5. der um 
Tilgungsquoten nicht verfürgten Summe der Eifenbabnfapitalihuld berechnet. 
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lih Eilgut, hätte alfo der Einheitsfag von 3,55 Pfg. auf falt 2 Pfg., für 
Wagenladungen von mindeſtens 10 t von 2,61 Pfg. auf etwa 1,1 Pia. 
herabgeſetzt werden können. 

Verteilt man ebenſo den Jahreszuſchuß von 271/2 Millionen Mark 
auf den geſamten Güterverkehr der preußiſchen Waſſerſtraßen, der auf 
7—8 Milliarden Tonnenlilometer geſchätzt werden kann, jo würde um— 
gekehrt die Waſſerfracht im Durchſchnitt für jedes Tonnenkilometer um rund 
0,035 —0,04 Pfg. erhöht werden. 

Stellt man auf diefe Weife — mödte ih jagen — die finanzielle 
Parität zwifchen beiden Verkehrsmitteln her, jo verringert fi für alle Güter 
— Mafjengüter wie hochwertigfte Güter — die Frachtdifferenz um 1,85 Pfg. 
pro Tonnenfilometer. 

Dabei ift jedoch ein ftörendes Moment bisher unberüdfichtigt gelafjen 
worden: die Tatfahe, daß bei den Eifenbahnen auch der Betrieb verjtaat- 
licht ift, bei den Waſſerſtraßen nicht. Berüdfichtigen wir bei unferer Ned: 
nung auch diefen Unterfchieb, indem wir für das ganze Betriebsmittelfapital 
der Eifenbahnen, das regelmäßig auf 190 des gejamten Anlagefapitals 
angenommen wird, den erzielten hohen Gewinn unverfürzt in Anja lafien, 
jo ergibt fi noch immer für alle Eifenbahngütertransporte eine Berbilligungs- 
möglichkeit von 1,2 Pfg. für jedes Tonnenfilometer oder eine Verringerung 
der Frachtdifferenz von Land» und Waffertransport in Höhe von 1,55 Pig. 
für jedes Tonnenfilometer. Zum mindeften in diefer Höhe enthält der bis— 
herige Zuftand eine Bevorzugung der Schiffahrtsinterefjenten vor den Eijen- 
bahninterejjenten. 

Die ‚finanzielle Behandlung ift aber nicht nur verfchieden bei den beiden 
Berfehrsmitteln zu Waffer und zu Lande, ſondern aud innerhalb des 
Waſſerſtraßennetzes. Die Einheit fehlt auh bier. Won den preußifchen 
Wafferftraßen find rund 4000 km von Abgaben frei, 2600 km mit Ab- 
gaben belaftet. (Val. „Sciffahrtsabgaben, Reichsverfaffung und Verkehrs— 
politif”. Bon einem Wafjerftraßenfreunde. Preußifche Jahrbücher, Bd. 119, 
Heft 1, 1905.) 

Diefe Verſchiedenheit beruht befanntlih auf Nechtsvorfchriften. Vor 
allem die Reichsverfaſſung ift es, die im Art. 54 der Erhebung von 
Binnendiffahrtsabgaben Schranken zieht, und zwar eine prinzipielle und 
eine techniſch-geographiſche Schranke. 

Die prinzipielle Schranke beſteht darin, daß Abgaben überhaupt 
nur zugelaſſen find, ſoweit fie „die zur Unterhaltung und gewöhnlichen Her— 
ftellung der Anitalten und Anlagen erforderlihen Koften nicht über: 
jteigen“. 
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Mer unbefangen, doch in dem Bejtreben, in Geſetzesworten möglichit 
einen vernünftigen Sinn zu finden, dieſe Beitimmung und ihre ziemlich 
verwidelte Entitehungsgefchichte prüft, wird zu dem Ergebnis kommen, daß 
diefe Beihränfung die Aufitellung des Koftendedungsprinzips bedeuten fol; 
aber e3 ift zuzugeben, daß die Formulierung unglüdlih ift und die Auf: 
faffung nicht zu allen Zeiten ganz die gleihe war. Der hierauf fußende 
Streit über die Auslegung ift der beſte Beweis dafür, wie fehr die Fafjung 
des Art. 54 der Reichöverfafjung einer Nevifion bebürftig ift. 

Dasfelbe gilt aud von der technifch-geographiichen Schranfe, melde 
die Verfaffung zieht. Abgaben in der dargelegten Beichränfung find näm- 
lich nicht überall erlaubt. Sie dürfen wohl erhoben werden „für die Be- 
fahrung künſtlicher Wafjerftraßen“ ; fie find dagegen „auf allen natür- 
lihen Waſſerſtraßen“ zuläffig „nur für die Benugung befonderer Anftalten, 
die zur Erleichterung des Verkehrs beftimmt find“. 

Mit diefer Befchränfung ftimmt wörtlid überein die internationale 
Elbichiffahrtsafte vom 22. Juni 1870, und noch deutlicher bringt den ihr 
zugrunde liegenden Gedanken die internationale Rheinſchiffahrtsakte vom 
17. Dftober 1868 zum Ausdrud, wenn fie im Art. 3 beftimmt, daß „eine 
Abgabe, welche fich lediglich auf die Tatſache der Beichiffung gründet, weder 
von den Schiffen oder ihren Ladungen, noch von den Flößen erhoben 
werben” darf. 

Diefe Beitimmungen haben zunähft — und darüber herrſcht noch fein 
Streit — die allgemeine Folge, daß Kanäle nah dem Prinzip der Koften- 
deckung, Flüſſe regelmäßig als freies Genußgut behandelt werden. Schon 
dieje allgemeine Unterjcheidung ift ungerechtfertigt, ja ungereht. Denn fie 
bedeutet in der großen Mehrzahl der Fälle eine Regelung der Abgaben- 
erhebung nicht nur unter Ignorierung der Leiftungsfähigfeit, fondern ge- 
radezu im Widerſpruch zur Leiftungsfähigfeit. Die glänzendften Waſſer— 
verfehrsmwege Deutfchlands, der Nhein und die Elbe, auf die mehr ala zwei 
Drittel des gefamten deutfchen Binnenſchiffahrtsverlehrs entfallen, find ab- 
gabenfrei; abgabenpflichtig dagegen die fünftlihen Waſſerſtraßen, die meiſt 
ſchon in ihrer abfoluten Leiſtungsfähigkeit zurüditehen, ſtets aber durch 
zeitraubende Schleufungen und mit Nüdficht auf die fünftlichen Ufer und 
die Schmalheit des Bette gebotene Gefchmwindigfeitsbefhränfungen benach— 
teiligt find. 

Diefe verjchievene Behandlung wirkt aber umfomehr als ungerecht, als 
— fo hoch auch im ganzen die nah Hunderten von Millionen zählenden 
Aufwendungen für die Flüffe find — doch bei den Kanälen die Kojten, 
nad deren Dedung man mit peinlichiter Sorgfalt jtrebt, verhältnismäßig 
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ftet3 größer fein müfjen, ſowohl wegen des foftfpieligen Bodenerwerbs ala 
auch wegen der ftärferen Bodenbewegung. 

Genügt auf dem Rhein vorausfichtlih eine Abgabe von 0,04 Pfa. 
für das Tonnentilometer, jo find befanntlih für den Rhein-Herne-Kanal 
Gebühren vorgefehen worden, die diefen Sa im Durchſchnitt um das 
371g fache überjteigen. 

Zu diefer erften Ungereimtheit, die fchon einen grellen Widerfpruch zur 
Forderung der Berüdfichtigung der Leiftungsfähigkeit enthält, gefellt fich eine 
zweite, Es erfahren nämlih aud die Wafjerftraßen, die von Natur vor- 
handen find, nicht die gleiche finanzielle Behandlung: von ihnen find heute 
in Preußen 1600 km abgabenpflichtig, 3900 km abgabenfrei. 

Es hängt das befanntlih damit zufammen, in welder techniſchen 
Art die Ausgeftaltung eines Fluſſes zu einem leiftungsfähigen Verkehrsweg 
vorgenommen wird. Sucht man die nötige größere Fahrmaflertiefe durch 
fogenannte Kanalifierung zu erreichen, d. h. dadurch, daß man in den 
Fluß Mehre mit Schleufen einbaut, durch fie den natürlichen Abfluß hemmt 
und das Waſſer damit in bejtimmten Stufen aufftaut, jo behandelt man 
den fo verbefjerten Fluß finanzpolitiih wie einen Kanal. Wird dagegen 
derfelbe Zwed durch Negulierung ohne folhe Hemmung des Wafjer- 
ablaufs durch den Bau von Buhnen und Parallelwerken, durch Baggerungen 
und Eprengungen erzielt, fo wird der verbefjerte Strom regelmäßig aud) 
weiterhin finanzpolitiſch als natürliche Waflerftraße heute angeſehen. 

Iſt dieſe Unterfcheidung von regulierten und fanalifierten Flüfien 
juriftifch, ift fie zweitens wirtfchaftlich gerechtfertigt ? 

Juriſtiſch fann man das zum mindeſten bezweifeln. 

Zunächſt ift feitzuftellen, daß dieſe folgenſchwere Unterfheidung nicht 
mehr ausreicht. Denn neben Kanalifierung und Regulierung tritt heute eine 
dritte DVerbefferungsmethode der Flüffe: die Ausgleihung ihrer Wafferjtands- 
ſchwankungen durch Talfperren, wie fie heute für die Weſer bereit3 amtlich 
in Vorſchlag gebradt ift und für andere Flüſſe, befanntlih auch für den 
Rhein, wenigſtens zur Erörterung ſteht. Diejem verheigungsvollen neueften 
Problem des Wafjerbaues gegenüber verſagen gleihmäßig Geſetzesvorſchrift 
und Vermwaltungspraris bisher völlig. 

Davon abgefehen fragt es ſich vor allem, was der Gefetgeber unter 
fünftlihen und natürlichen Waſſerſtraßen verftanden hat. Hat er den Unter- 
ſchied als einen relativen oder abfoluten Gegenfag aufgefaßt? Iſt das 
erite der Fall, ift die Überführung einer natürlichen Waſſerſtraße in eine 
fünftliche möglich, fo iſt e3 unbegreiflich, wenn zwifchen einer ſolchen Über: 
führung duch Regulierung und durch Kanalifierung eine ſcharfe Grenzlinie 
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gezogen wird; ijt doch beiſpielsweiſe die Regulierung des Rheins fo tief- 
greifend gemejen, daß nah Gotheins Ausdrud (a. a. D. ©. 306) „der 
natürliche Strom tatfächlich zu einem künſtlichen“ umgewandelt, nah Naffes 
Ausdrud (Der Rhein als Waſſerſtraße, Bd. 102 der Schriften des Vereins 
für Socialpolitit, S. 21) „ver jetige Zuftand des Rheins durchweg ein 
Produkt menfhlicher Arbeit iſt“. 

Bereinzelt jcheint man auf diefen Standpunft fi auch an maß- 
gebender Stelle geftellt zu haben. Wenigjtens haben das Abgeordneten und 
das Herrenhaus in Preußen im Einverftändnis mit der Regierung im Jahre 1889 
für die Fahrſtraße von Königsberg dur den Pregel und das Frifche Haff 
nad Pillau und im Jahre 1895 für den Schiffahrtöweg von Stettin durch 
die Oder, das Haff und die Smwine nad) Smwinemünde Abgaben bejchloffen, 
die jeit Jahren aud) tatfächlich erhoben werden; und ebenfo haben die Hanje- 
ftädte Hamburg und Bremen feit vielen Jahren auf den natürlichen Waſſer— 
ftraßen der Elbe und Weſer, ohne reichggejegliche Genehmigung, Schiffahrts- 
abgaben erhoben. 

Unzweifelhaft richtiger und in der Praris weit häufiger ift aber die 
Annahme, daß der Geſetzgeber den Unterfchied zwiſchen natürlihen und 
fünjtlihen Waſſerſtraßen als abfoluten Gegenfat gedacht hat, daß er 
den Übergang des einen Begriffs zum anderen, die Befeitigung der ur- 
wüchfigen Eigenschaft der Natürlichkeit durch Menfchenhand für ausgefchlofjen 
hielt. Dann ift aber die Scheidung von regulierten und Fanalifierten Flüffen 
nicht minder unbegreiflid. Denn dann ift der von Natur gegebene Wafjerlauf 
für alle Zeiten eine natürliche Wafjerftraße, dann bleibt er eine natürliche 
Waſſerſtraße nicht nur, wenn er reguliert, fondern auch, wenn er fanalifiert 
wird. Niemals dürfte er den fünftlihen Waſſerſtraßen, d. 5. den Waffer- 
ftraßen, die durch die Kunft des Menſchen nicht nur verbefjert, fondern über- 
haupt erſt geichaffen find, gleichgeitellt werden. 

Stellt man ſich auf diefen Standpunkt, fo dürfen auf fanalijierten 
wie auf regulierten Flüſſen Abgaben nur erhoben werden für die „Be— 
nugung befonderer Anftalten, die zur Erleichterung des Verkehrs bejtimmt find“. 
Was find folde „bejondere Anftalten”? Die gefchichtlide Entwidlung 
diefer Beitimmung und das Sprachgefühl jprechen dagegen, in der vertieften 
Fahrbahn eines Fluſſes eine folche „befondere Anftalt“ zu erbliden,; nad 
Geiſt und Wortlaut des Art. 54 follte vielmehr die bloße Befahrung der 
Flüſſe, im Gegenjat zur „Befahrung” fünftliher Waſſerſtraßen, abgabenfrei 
bleiben. Sole „bejondere Anftalten”, für die Abgaben aud auf natür- 
lihen Wafjerftraßen geftattet fein follten, können nur gewiſſe fünftliche ficht- 
bare Vorrichtungen und Bauten an, in oder auf den Flüſſen bedeuten, die 
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eine wirflihe „Benutzung“ geftatten, eine Benugung, die in etwas anderem 
beiteht ald dem bloßen Befahren eines offenen Gewäſſers. 

St das richtig, dann dürfen aber auch auf Ffanalifierten Flüſſen die 
Abgaben nicht für die ganze Kanalifierung , fondern ausſchließlich für die 
nur einen feinen, leicht auszufondernden Teil derfelben darftellenden einzelnen 
Schleufenbauten die Koften der Unterhaltung, VBerzinfung und eventuell 
Amortifation aufbringen. So verfällt aud hier der Charybdis, wer der 
Scylla entgehen will; fo ergibt ſich auch hier die Alternative: Unzuläffig- 
feit der bisherigen Behandlung der fanalifierten Flußftreden oder Ausdehnung 
des Gebührenprinzips auch auf requlierte Ströme. 

Hier, wo mirtfchaftlihe Fragen in erfter Linie intereffieren, ift nicht 
der Drt, in diefem Zwieſpalt und in dem ganzen MWirrwarr eine juriftifche 
Entſcheidung zu treffen. Es genügt mir, die Fülle der heutigen tatfächlichen 
Widerſprüche und der felbft bei mühfamfter Arbeit nie völlig zu bejeitigenden 
Zweifel feftzuftellen. Denn diefe Fülle der Widerfprühe und Zweifel ſpricht 
laut für die Notwendigfeit einer zeitgemäßen Umgeftaltung des Art. 54 
der Neichsverfaffung. 

Um fo wichtiger wird die Frage, mwieweit wirtſchaftlich die bie- 
herige Unterfcheidung von requlierten und kanaliſierten Flüffen fich recht— 
fertigen läßt. 

Um fie zu beantworten, gilt es zunädhjft, fich Elar zu machen, warn das 
eine und wann das andere technifche Flußverbefjerungsverfahren angebradt 
ift und zur Anwendung fommt. 

Bei mandem Flufje oder Flußteile bleibt tehnifch die Frage un- 
entfhieden. Die im Schiffahrtsinterefje gebotene Berbefjerung kann durd 
Kanalifierung wie Regulierung erzielt werden. Nicht nur im Ergebnis, aud 
in den Koſten braucht zwifchen beiden ein nennensmwerter Unterfchied nicht 
zu beſtehen: ungefähr diefelbe Fahrmwafjertiefe fann mit ungefähr demfelben 
Aufwand erreichbar fein. 

Dann werden mwirtfchaftliche und finanzielle Gründe entſcheidend. 

Was zunädhft Die wirtfhaftliden Gründe anlangt, fo ſprechen ſie 
für eine Regulierung und gegen eine Kanalijierung. 

Denn die das Waſſer aufftauenden Wehre, durch die der Verkehr durch 
Schleufungen vermittelt werden muß, haben natürlich die unvermeidliche 
Folge, die Schiffahrt zu verlangfamen und zu verteuern. Sie rauben ihr 
außerdem bei der Talfahrt durh die Zurüdhaltung des Waſſerabfluſſes 
eine koftenfreie Triebfraft und fchaffen doch für die Bergfahrt darum feinen 
vollen Erſatz, weil die Minderung der Flußftrömung fih regelmäßig nidt 
auf den ganzen Flußlauf und die ganze Schiffahrtöperiode erftredt und daher 
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die Majchinenfraft der Schlepper, ſoll fie zeitweife nicht verfagen, nicht 
verringert werden darf. Endlich bringt eine Kanalifierung durch die die 
Grundwafjerverhältnifje beeinflufjenden Aufftauungen des Wafjerd auch für 
die Landwirtſchaft große Nachteile mit ſich, die nur durch foftjpielige Ent— 
wäfjerungsfanäle völlig ausgeglichen werden fünnen. Aus jolhen Gründen 
hat jeinerzeit Oderftrombaudireftor Peſchek eine Kanalifierung der Oder unter- 
halb Breslau für „eigentlich ganz ausgefchlofjen“ erklärt; aus folhen Gründen 
haben der ſächſiſche Wafjerbaudireftor Schmidt und neuerdings der ham: 
burgifche Wafjerbaudireftor Bubendey gegen eine Kanalifierung der Elbe fid) 
ausgeſprochen (vgl. Bubendey, Die Sciffbarkeit ver Oberelbe. Zeitichrift 
für Binnenfdiffahrt, 1905, Heft 7); ſolche Gründe ftreiten auch am Ober- 
rhein für eine Regulierung und gegen eine Kanalijierung. 

Diefe wirtihaftlihen Erwägungen werben jedoch vielfach durchkreuzt 
durh finanzielle Denn wenn man zugunften der Schiffahrt und der 
Zandwirtfchaft für die Regulierung eines Fluſſes ſich entjcheidet, jo muß 
nach der bisherigen Praris das ganze Anlage- und Betriebsfapital à fonds 
perdu aufgebradt, auf jede Berzinfung und Tilgung wie auf jeden Erjaß 
der Unterhaltungsfoften verzichtet werden. it das nicht ratfam oder nicht 
möglich, jo bleibt bei der heutigen Rechtslage — will man fi) nit ein— 
fah, wie es auch gefchehen iſt, über fie hinwegſetzen — nichts übrig, 
als entweder auf jede Flußverbefjerung zu verzichten oder mit der Kanali— 
fierung, troß ihrer wirtfchaftlihen Nachteile, fi zu begnügen. 

Bor ſolcher unerwünfchten Durchfreuzung der wirtfchaftlichen Erwägungen 
durch finanziell-taftifhe Gründe find nur die ganz großen und leiftungs- 
fähigften Waflerftraßen gejichert, für die aus techniſchen Gründen eine Kanali- 
fierung ausgeſchloſſen ift. Und bleiben — mie es fein jollte — auch fonjt 
taktiſche Gefihtspunfte aus dem Spiel und nur fachliche Gründe entjcheidend, 
fo fäme anderjeits eine Kanalifierung nur dort zur Anwendung, mwo jie 
technifch geboten, alſo eine Regulierung ausgefchlofien ift. Das ift nur der 
Fall bei wafjerarmen, deshalb von Natur wenig leistungsfähigen Flüffen, 
die für die Schiffahrt eine Rolle bisher noch nicht jpielen, doch möglichſt 
gewinnen follen. 

Die verfehrsreihe Elbe läßt mwahrfcheinlih durd eine Niedrigwaſſer— 
Regulierung fi noch genügend verbejjern, die verfehrsarme Weſer wahr: 
fcheinlihd nur durch eine Kanaliſierung. Es dürfen aber für die Elb— 
regulierungsfoften, auch wenn fie weit größer find, irgendwelche Entgelte 
von der bereit3 hochentwidelten Elbjchiffahrt nicht beanfprucht werden; auf 
der fanalifierten Weſer dagegen würden von der ſchwachen, unentwidelten 
Weſerſchiffahrt Abgaben gefordert werden, die nicht nur die Unterhaltungs- 
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foften, fondern auch noch eine Berzinfung und Amortifation des Anlage: 
kapitals aufbringen follen. Das eigentümliche Ergebni® wäre dann alfo, 
daß die Mefer in ihrem fchweren Konkurrenzlampf mit der Elbe erſtens 
durch Schleufenbauten, zweitens durch Abgaben benachteiligt würde. Wäre 
man jedod in der glüdlichen Lage, nicht auf die Kanalifierung der Weſer 
aus techniſchen Gründen allein angewieſen zu fein, wäre man aber ander- 
ſeits — wie feinerzeit bei der Unterweferforreftion — nicht imitande, auf 
jede Verzinfung des Anlagefapitals zu verzichten, jo müßte man allein aus 
diefem Grunde — entgegen dem mirtfchaftlichen Intereſſe — doh für die 
Kanalifierung fi entſcheiden, wenn nicht die Beſtimmung der Reichs: 
verfafjung geändert oder anders als bisher ausgelegt würde. 

Aus diefer Sadhlage dürften nun zwei Folgerungen zu ziehen fein. 
Erftens: die bisherige Verknüpfung technischer und mwirtfchaftlicher Verhält- 
nifje ift unzweckmäßig; fie macht wichtige finanzpolitifche Entfcheidungen von 
Zufälligfeiten abhängig ; fie trägt in rein wirtfchaftlihe Erwägungen Fremdes, 
Störendes hinein. Zweitens: auch diefe Unterfcheidung bedeutet wieder eine 
Begünftigung der leiftungsfähigften und eine Benachteiligung der minder 
leiftungsfähigen Mafferftraßen. 

Und damit in engjten Zufammenhang fteht eine dritte Ungleichheit 
und Ungeredtigfeit. Sie ift geographiicher Art: eine Benadteiligung des 
Dftens gegenüber dem Weften. 

Bon Natur ift eine folde, zumal in Preußen, ja ſchon vorhanden. 
Sie befteht befanntlih im allgemeinen — ganz abgefehen von der weiteren 
Entfernung von der Welthandelsftraße des Atlantifhen Ozeans — in der 
größeren Armut an natürlichen Waſſerwegen, fo daß der Dften verhältnis- 
mäßig mehr als der Weſten angemiefen iſt auf das Verfehrsmittel, das 
nicht vom Staate einen Zufhuß erhält, fondern umgelehrt dem Staate einen 
hochbedeutſamen Zufchuß für feine allgemeinen Zwecke liefert. 

Aber auch wenn wir die Wafjerftraße allein betrachten, ergibt ſich ſchon 
von Natur ein Unterfchied zugunften des Weſtens und zu ungunften des 
Dftend. Er tritt zunädft in den Abmeffungen der Wafferftraßen hervor. 
Sit bei der Rheinregulierung eine Tiefe von 2 und 3 m erftrebt und er: 
zielt worden, fo hat man bei Oder und Weichſel mit einer folden von 1 m 
fih begnügt. Und diefen verfchiedenen Abmeffungen der natürlichen Mafler: 
ftraßen im Dften und Weſten find zmwedmäßigermeife auch die fünftlichen 
Waſſerſtraßen angepaßt worden: das Kanalfchiff des Dftens darf über eine 
Tragfähigfeit von 400 t nicht hinausgehen; der Rhein-Weſer-Kanal wird 
ebenfo wie der Dortmund-Ems-Kanal für 600—750 t-Schiffe gebaut. 

Diefer Unterfchied in den Abmefjungen hat noch eine meitergehende, 
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oft verlannte Bedeutung. Sie wird kurz am beiten in dem Satze zum Aus— 
drud gebradht: je größer das normale Transportgefäß ift, um jo mehr dient 
ein Verkehrsweg dem Großbetrieb. it das fchon für die Eifenbahnen aus- 
drüdlich hervorgehoben worden, als hier Preußen im Jahre 1891 probe- 
mweife 100 Wagen mit einem Ladegewicht von 30 t in Dienft jtellte; mie- 
viel mehr gilt das für die Waſſerſtraßen! Wer ijt denn in der Lunge, 
1000 t Getreide oder Kohlen oder Dünger auf einmal zu beziehen oder 
in einer Ladung nah einem Beitimmungsort zu verfchiffen? Kleineren 
Fahrzeugen wird aber — von einigen bejtimmten Güterarten abgefehen — 
durch größere — auf dem Rhein etwa Kähne von 1200—1600 t — die 
Konkurrenz fehr erfchwert, und aud) Teilladungen erwachſen erhebliche Schwierig= 
feiten, da ein großes Schiff fi nur bezahlt macht, wenn es feine Lade— 
fähigfeit voll ausnutzt. 

Ye größer demnadh dad Transportgefäß, um fo einfeitigere Förderung 
des Großbetriebed. Das heißt aber: je größer das Transportgefäß, um jo 
enger der Kreis der unmittelbaren ntereffenten, der Benuger des Berfehrs- 
mweged. Und das bedeutet wiederum nicht3 anderes als: für je größere 
Zransportgefäße eine Waſſerſtraße beftimmt ift, um fo mehr kommen die 
Aufwendungen, die der Staat zu ihren Gunften macht, den leijtungsfähigiten 
Gliedern in einer Vollswirtfchaft, den Großunternehmern in Handel und 
Induſtrie zugute. 

Stehen ſchon, was die Abmeſſungen, inäbefondere die Tiefe anlangt, 
die Wafjerftraßen des Oſtens hinter denen des Weſtens zurüd, jo auch noch 
in mandherlei anderen Beziehungen. Bor allem die Eisverhältniffe und 
Waſſerſtandswechſel find um fo ungünftiger, je weiter man vom Weiten zum 
Dften vorfchreitet. Geht die Schiffahrtsperiode auf dem Nhein und der 
Elbe durdfchnittlih im Jahre über 300 Tage hinaus, jo verkürzt fie ſich 
nad Dften hin beftändig; auf der Oder ift fie 20, auf der Weichjel durch— 
ſchnittlich 43 Tage kürzer als auf dem Rhein, und ihren tiefiten Stand 
erreicht fie in Mafuren mit 210—230 Tagen jährlid. Und es verjtärkt 
fih noch diefer Unterfchied, wenn man die Sciffahrtsperiode für volle, 
a und a Ladung mit in Betracht zieht. 

Am wichtigſten aber find die Unterfchiede in den Krümmungen und 
MWindungen des Flußlaufs, denn fie find für die Konfurrenzverhältnifie 
zwifchen Wafjerftraßen und Schienenwegen. oft von größerer Bedeutung als 
die beiderfeitigen Frachtſätze für das Tonnenfilometer. Denn während 
— nad Berechnungen von Seibt (Die verfehröwirtfchaftliche Bedeutung 
der Binnenwafjerftraßen. Schmollers Jahrbuch XXVI, ©. 929—1014) — 
die Entfernung zwifhen Mannheim und Rotterdam auf der Waſſerſtraße nur 
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10 %;o länger ift als auf der Eijenbahn, ift fie 5. B. zwiſchen Bromberg 
und Danzig 25 *0, zwiſchen Breslau und Stettin gar 39 %o länger. 

In verfchiedener Hinfiht ſtehen jomit die Wafferftraßen des Ditens 
von Natur aus hinter denen des Weftens zurüd; und diefe natürlichen 
Unterfchiede fönnen nicht nur nicht befeitigt werden, ſondern werden aller 
Vorausfiht nach mit weiterem Ausbau unjeres Wafjerjtraßenneges fich eher 
noch vergrößern als verringern. 

Das ift nicht zu ändern, als Naturtatjadhe hinzunehmen. Aber ficher- 
lich dürfte gerade aus dieſer Naturtatfache die ftrenge Forderung der Ge 
rechtigfeit abzuleiten fein, daß die Ungunft der natürlihen Berhältniffe nicht 
finanzpolitifch noch verfchärft werde. Das iſt heute aber der Fall: im 
Dver-Elbe-Gebiet ift die obere Oder, die Netze, das ganze Net märfifcher 
Waſſerſtraßen, das an die Spree und an die Havel jih anſchließt, mit Ab- 
gaben belajtet; im großen Rheingebiet, auf das mehr als die Hälfte des 
ganzen Binnenſchiffahrtsverlehrs Deutichlands entfällt, ift nur die kurze 
Strede des fanalifierten Main abgabenpflichtig. 

Das tft die dritte ungerechte Ungleichmäßigfeit, die die tatfächlichen 
Verhältniffe unferer Binnenſchiffahrt in finangpolitiicher Hinficht, als Frudt 
der früheren partifulariftifhen Zerfplitterung, heute noch aufweifen. 


Der hiermit kurz gefchilderte finangpolitiiche Zuftand unferer Binnen- 
Schiffahrt ift nun in zahllofen Reden, Artikeln, Eingaben gepriefen worden als 
eine unferer größten „nationalen Errungenſchaften“, als die „Grundlage, auf der 
fi das reiche wirtjchaftliche Yeben unferes vaterländiihen Weſtens aufgebaut 
hat” (Beumer); und die dargelegten gefelichen Beftimmungen, die ihm zu: 
grunde liegen, ſollen etwas Unantaftbares fein, ein heiliges Balladium, gar 
ein „Gottesfriede”, den „fein Zöllner antaften fol“, der „ängftliher Obhut 
bedarf” wie „alles, was groß, was großzügig und was einheitlich ift“ 
(Vosberg⸗ Rekow). 

Und alle, die in dieſe Poſaunentöne nicht einſtimmen können, die ſollen 
frevelhaft ſich beteiligen an dem „Offenſivkrieg, der aus den Minengängen 
der Hyperagrarier und Eiſenbahnfanatiker eröffnet wird“ (Beck), ſollen die 
Lebensintereſſen des ganzen Rheingebietes und weiter ſich an dasſelbe an— 
ſchließenden Länderſtrecken“ antaſten, ſollen ſogar, an Franfreihs Stelle, 
heute „die gierigen Raben ſein, die ſich heiſer ſchreien nach dem freien 
deutſchen Rhein“! 

Solche mehr oder minder ergreifende Töne mögen angebracht ſein, wo 
die nicht unberechtigte Aufgabe zu erfüllen iſt, Intereſſenten zur energiſchen 
Wahrnehmung ihrer vermeintlichen Intereſſen aufzurütteln; im Verein für 
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Socialpolitif, wo es gilt, über den natürlichen Wibderftreit der Intereffen fich 
zu erheben und feine Löſung von allgemeinen Gefihtspunften aus zu 
ſuchen, müflen fie durch Gründe erſetzt werden. 

Unjere Aufgabe ift es daher, nicht nur die gefchilderten ungeredht- 
fertigten Ungleichheiten feitzuftellen, fondern ruhig und nüchtern aud die 
Mittel zu erwägen, fie zu befeitigen. 

Zwei Mittel entgegengefegter Art kommen in Betradt. Das eine 
ift: gleihe Abgabenfreiheit für alle Waflerftraßen, für die Waſſer— 
ftraßen im Dften und Weiten, die fünftlihen und die natürlihen Waſſer— 
ftraßen, die fanalifierten und die regulierten Flüſſe. Das andere Mittel 
ift: gleihmäßige finanzielle Belaftung aller Waflerftraßen, ver leiftungs- 
fähigften wie der minder leiftungsfähigen. 

Welcher diefer beiden möglichen Wege zur Befeitigung der ge- 
ſchilderten ungerechten Inkongruenzen ift einzufchlagen ? 

Gründe der Gerechtigkeit und der wirtichaftlihen Zweckmäßigkeit fcheinen 
mir ebenjo fehr gegen die Ausdehnung der Abgabenfreiheit und für die 
Ausdehnung des Gebührenprinzips zu fpreden. 

In der ſonſt fo viel umftrittenen Finanzwiſſenſchaft darf doch wohl als 
allgemein anerfannt die Forderung der Gerehtigfeit bezeichnet werben, 
daß derjenige, der — im Gegenfat zu anderen — von einer ftaatlihen Maß- 
regel oder Veranftaltung bejonderen Vorteil hat, auch möglichſt ihre Koften 
tragen fol, und daß umgefehrt alles, was der einzelne aus feinem Ein- 
fommen oder Vermögen zum allgemeinen Bejten beifteuert, auch wirklich 
möglichft zum allgemeinen Beſten verwendet werde. 

He mehr die Steuerlaft in einem Gemeinwejen anwädft, um fo not- 
wendiger wird es, diefen von der Gerechtigkeit vorgefchriebenen Grundfag 
auch möglichjt durchzuführen. Das ift in Preußen im Kleinen für die Ge- 
meindefinanzen durch die Beitimmungen der Miquelichen Steuerreform über 
Gebühren und Beiträge ja bereits geſchehen, und die Städte pflegen ins- 
bejondere für alle Berfehrsanftalten, vor allem aljo auch für ihre Hafen- 
anlagen, Gebühren zu erheben. Jetzt drängt im Großen das Anfchmwellen 
der Etat3 dazu, auch bei den Staatsfinanzen forgfam alle Poſten unter dem 
Gefihtspunft der Gerechtigkeit zu prüfen, alfo vor allem alle Aufwendungen 
des Staates, die in erfter Linie aus den Intereſſen und Verhältniſſen ein- 
zelner hervorwachfen, beitimmten örtlich und gefchäftlich abgegrenzten Perſonen— 
gruppen nutzen, zur fpeziellen Dedung durch befondere, den Vorteilen ent- 
fprechende Entgelte der Intereſſenten auszufcheiden. 

Eine ſolche Reviſion kann auch hier, wie in den Gemeinden, an den 


Verkehrsmitteln und vor allem an den Waſſerſtraßen nicht vorübergehen. 
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Daß die Wafferftraßen unmittelbar nur einem fleinen reife von 
Perſonen nugen, braucht weiter nicht ausgeführt zu werden. Schmwieriger 
ift die Frage, wie weit die Abgabenfreiheit mittelbar in den Waren- 
preifen, der Allgemeinheit zugute fommt. Das ift örtlih und zeitlich nicht 
immer gleich zu beantworten, hängt vielmehr in jedem einzelnen Fall — wie 
jede Steuerabwälzung — von der jeweiligen Macht der beteiligten Inter— 
eflenten ab. Wie die wirtfchaftlih Stärferen eine Abgabe auf die wirt: 
ſchaftlich Schwächeren abzumwälzen vermögen, fo verftehen fie anderfeits auch 
ihnen zugewandte Vorteile in den eigenen Händen fejtzuhalten. 

Alles was die Stellung der Schiffer gegenüber den Verladern und die 
Stellung der Berlader gegenüber den Konjumenten ftärft, verengt alfo den Kreis 
der mittelbaren Sinterefjenten. Die Stellung der Schiffer verftärft vor 
allem der Großbetrieb und er beginnt ja jetzt auch in der Binnenſchiffahrt ſich 
fieghaft zu entwideln und die Kleinfchiffer zu unfelbjtändigen Hilfisorganen 
herabzudrüden. Und die Stellung der Berlader gegenüber den Konfumenten 
verftärft vor allem das Nebeneinander von Wafjerftraßen und Eifenbahnen. 
Keine Güterart wird in Deutfchland ausfchlieglih auf Waſſerſtraßen ver- 
frachtet; felbft von der Ruhrkohle wird 4! mal fo viel auf der Bahn wie 
auf dem Wafjer befördert. Je mehr aber der Eifenbahntransport überwiegt, 
um fo leichter ift es, die Preife auf einer Höhe feftzuhalten, die den Eiſen— 
bahnfrachten und nicht den Waſſerfrachten entſpricht. Eine wirklide Konfum- 
verbilligung iſt daher regelmäßig höchſtens durch eine Herabſetzung der 
Eifenbahntarife zu erreichen. 

Wenn aber die Abgabenfreiheit der Allgemeinheit , regelmäßig auch 
indirekt, in nennenswerter Weiſe kaum zugute kommt, fo ift eine Befeitigung 
der beitehenden Ungleichheiten vom dargelegten Standpunft der Gerechtigkeit 
aus durch allgemeine Behandlung aller Waflerftraßen als freies Genufaut 
nicht möglid). 

Ebenfomwenig aber auch ijt das wirtfhaftlid zmedmäßig. Denn 
je mehr die Binnenfhiffahrt nur Koften macht, feine Einnahme bringt, um 
fo fchwieriger muß es für jede Finanzverwaltung werben, erheblihe Mittel 
für eine Verbefjerung und einen weiteren Ausbau des Wafjerftraßenneges 
aufzubringen. Schon auf der Grundlage des Koftendedungsprinzips iſt es 
heute befanntlih nicht leicht, größere Kanalprojefte zur Durchführung zu 
bringen. Zum Unüberwindlihen würden die Schwierigkeiten ſich fteigern, 
wenn auf jede Verzinfung der aufgewendeten Kapitalien von vornherein 
prinzipiell verzichtet werden müßte. Cine Ausdehnung der Abgabenfreibeit 
auf alle Waſſerſtraßen würde daher faft gleichbedeutend fein mit dauernden 
Stillſtand im Wafferjtraßenbau. 
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Ebenfo wie gegen den erjten Weg zur Befeitigung der bejtehenden 
Ungleichheiten ſprechen Gründe der Geredtigfeit und mwirtfchaftlichen Zweck— 
mäßigfeit — wie gejagt — für den zweiten: die Ausdehnung des Ge- 
bühren- oder Kojtendedungsprinzips auf alle Wafferftraßen. 

Was ift darunter im einzelnen zu verjtehen ? 

Es ijt felbjtverftändlih, dab es fih nicht — wie auf der Mainzer 
nterefjentenverfjammlung vom 9. April 1904 gejagt wurde — handelt um 
eine „Rüdfehr zu dem Zeitalter der Raubritter”, wo „Schlagbäume und 
Brüdengelderhebeftellen errichtet werden” (Haffner-Dlainz). Niemand denkt 
daran, jene vergangenen Zeiten der Wafjerzölle wieder aufzuleben! 

Niht Einnahmen für allgemeine Staatszwede follen aus den Flüfjen 
und Kanälen gezogen werden, nur die Ausgaben des Staates für die Waſſer— 
jtraßen ſollen gevedt werden. Diefes Gebühren: oder Koftendedungsprinzip, 
das — im fcharfen Gegenfag zum Steuerprinzip — allein in frage fommt, 
bezwedt aber nicht nur Dedung der Unterhaltungs- und Verwaltungstoiten, 
fondern auch Verzinfung und Tilgung des auf die Wafjerjtraßen verwendeten 
Anlagelapitald. Diefe prinzipielle Abgrenzung iſt einfach; erjt mit der 
Ausführung beginnen die Schwierigfeiten. 

Da fragt es fich zunädft, für welches Anlagefapital Verzinfung und 
Tilgung verlangt werben follen. Es ijt Har, daß das nicht für alle Auf- 
mwendungen, die jemals für die Waſſerſtraßen gemacht worden find, der Fall 
fein fann. Zwei Einfchränfungen ergeben ſich vielmehr ohne weiteres: es 
fommt für Sciffahrtsabgaben nur in Betraht das Anlagefapital, das 
erſtens zugunften der Schiffahrt aufgewendet und zweitens nod) nicht bereits 
getilgt ift. 

Mas zunähft die frühere Tilgung anlangt, fo find in früheren 
Zeiten einerfeits verhältnismäßig fo geringe Beträge auf die natürlichen 
Waſſerſtraßen verwendet und anderſeits fo beträchtlihe Einnahmen aus 
ihnen durch die Flußzölle gewonnen worden, daß man annehmen darf, es 
feien, folange Abgaben auf ihnen erhoben wurden, auch die auf fie ver- 
mwendeten Kapitalien im großen und ganzen getilgt worden. Sa, da zuleht 
im Jahre 1870 auf der Elbe die Abgabenerhebung eingeftellt wurde, fünnte 
man von vornherein der Schiffahrt jo weit entgegenfommen — und ein nod) 
weiteres Entgegenfommen fann unter Umftänden geboten erfcheinen —, daß 
man ganz allgemein das Anlagefapital überhaupt erjt von der Zeit der 
Reichsgründung an in Anſatz brädte. Um mas für Summen es fih aud 
dann noch handelt, dafür nur ein Beifpiel: beim Rhein belaufen ſich die ge- 
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wovon 151 Mil. ME. auf deutſche Nheinuferftaaten, 56 Mil. ME. auf 
Preußen, 47 Mil. ME. auf Baden entfallen. 

Auf die zweite Frage, wieviel von diefen bisher nicht getilgten Ge: 
ſamtkoſten zum Beiten der Schiffahrt aufgewendet worden iſt, ein- 
zugehen, verbietet mir bier die Zeit. Vielleicht findet fi in der Debatte 
dazu Gelegenheit. Hier will ich nur hervorheben, daß unter mäßiger Be- 
rechnung des auf Schiffahrtöfonto zu ſetzenden Anlagefapitals, für Rhein 
und Elbe Abgaben von 0,04—0,07 Pig. für das Tonnenfilometer voraus- 
fihtlih in Betracht fommen, und im Anſchluß daran nur noch furz die 
Frage erörtern, ob eine ſolche Belaftung, die beijpielsweife auf der deutjchen 
Strede für Erze bis Ruhrort 3 Pfg., für Kohlen von dort nah Mann— 
beim 14 Pfg., für Getreide ebendahin 17 Pfg. für die Tonne ausmadt, 
für die Schiffahrt bedenklich, ja unerträglich fein könnte. 

Die vier folgenden Tatfahengruppen geben Fingerzeige für die Be- 
antwortung: 

1. Die Kahnmiete für eine Tonne Kohle von Ruhrort nad Mannheim 
fhwanfte in den legten drei Jahren (1902—1904) im Monatsdurdichnitt 
zwifchen 0,59 und 2,20 Mk., aljo um nicht weniger als 1,61 ME. oder 
0,46 Pig. pro Tonnenkilometer. Die Schwanfungen allein der Kahnmiete, 
die noch verjtärft werden durch entjprechende Schwanfungen im Schlepplohn, 
waren alfo fajt zwölfmal fo groß wie die vorausfichtlihe Abgabe. 

2. Diefe Abgabe ift ebenfalls verſchwindend gegenüber der beträdt- 
lihen Minderung, die die Nheinfrachten, 3. B. für Getreide, in den letzten 
zwei Jahrzehnten erfahren haben. Die Getreidefraht von Rotterdam nad 
Mannheim betrug für die Tonne (nah den Angaben der Mannheimer 
Handelöfammer) im Durdfhnitt der Jahre 1886—1888: 4,81 Mf., im 
Durdhfchnitt der Jahre 1901—1903: 3,01 ME., alſo 1,80 Mf. oder ven 
dreizehnfachen Betrag der vorausfichtlihen Abgabe weniger. Danach er- 
fcheint es nicht ausgefhlojfen, daß die Erhöhung der Frachten durch die 
Abgaben tatfächlih ausgeglichen wird durch ihr natürliches weiteres Sinken. 

3. Drittens ift mit Necht darauf hingewieſen worden, daß die ſchleſiſche 
Kohle auf der Strede von Kofel nad Berlin bereits heute die Fracht: 
verteuerung durch Schiffahrtsabgaben erträgt, obwohl der Rhein, auch in der 
Bergfahrt, eine ſehr viel leiftungsfähigere Waſſerſtraße daritellt. 

4. Endlid aber fei vor allem verwiefen auf das’ fogenannte Kohlen: 
fontor, das befanntlih am 1. April 1904 ins Leben gerufen worden ift in 
der Abjicht, „eine Aufbefjerung der Fracht: und Schlepperlohnfäge für die 
Kohlenbeförderung durchzuführen“, und diefe Abficht auch — wie der jüngfte 
Bericht der Handelsfammer in Mühlheim a. d. Ruhr ausdrüdlich hervor: 
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hebt — „im ganzen erreicht” hat; ja, wie fehr das der Fall ift, zeigt der 
erite Gejchäftsbericht, nach dem troß vom Kohlenfontor zu zahlender erhöhter 
Frachten, ein Handeldgewinn von rund 2!’ Mil. Mf., d. h. „30 Pig. für 
die Tonne Beteiligung” , ald Dividende verteilt werden konnte. Wenn 
die damit angedeuteten Verteuerungen bes Rohlenbezugs zugunften des Groß- 
fapitals fogar als Segen, als Fortfchritt gepriefen werden fönnen, fann eine 
Frachtenerhöhung zugunjten des Staates in nur dem halben Betrage jenes 
Handelögewinnes nicht den „Ruin der Schiffahrt” bedeuten. 

Angefichts diefer vierfachen Reihe nur kurz ffizzierter Tatſachen wird 
man den vielen leivenjchaftlichen Klagen über die in Ausfiht genommene 
Höhe der Rheinabgaben den Vorwurf der Übertreibung nicht ganz erfparen 
fönnen. Und das gilt vor allem von der mit befonderem Nachdruck ſtets 
vorgebradhten Behauptung, daß — mie eine gewichtige Stimme auf der 
Mainzer nterefjentenverfjammlung ſich ausgedrüdt hat — „unfer ganzes 
wirtfchaftliches Zeben auf der Grundlage der Abgabenfreiheit auf dem Rhein 
aufgebaut ift” (Bed). Herr Dr. Nafje hat in feiner Arbeit über den „Rhein 
als Waſſerſtraße“ im einzelnen fchon dargelegt und Herr Profeffor Wirminghaus 
wird vorausſichtlich noch darauf zurüdfommen, daß Ddiefe Grundlage des 
Mirtfchaftslebens im Weſten und der rheinifchen Städteblüte in Wirklichkeit 
doch etwas breiter und dauerhafter und mannigfaltiger ift, als daß eine 
Abgabe von wenigen Pfennigen fie ins Schwanken bringen könnte. 

Damit ift allerdings nicht geleugnet, dak die Ausdehnung der Ab- 
gabenerhebung aud Nachteile mit fi bringt, Das ift felbjtverftändlich. 
Bei welder wirtjchaftlihen Maßregel wäre das nicht der Fall? Das liegt 
zumal im Weſen einer jeden neuen Abgabe, fie mag heißen mie fie wolle. 
Das liegt aber auch im Weſen faft jeden mwirtfchaftlichen Fortichritts. Das 
Beflere ift fajt jtetS ein Feind des Guten! Das Gute, das unter Befjerem 
zu leiden hat, darf natürlich ih wehren, aber dem nicht unberechtigten 
Witderſtande nachgeben heißt: verzichten auf jeden Fortfchritt. Wenn die 
alte Wahrheit, daß wo Licht ift, auch Schatten fi vorfindet, ſich auch 
Hier wieder bejtätigt, jo jpricht das nicht gegen die Neformmaßregel an 
fich, fondern begründet nur die Pflicht, diefe Nachteile möglichit zu mildern. 
Im ganzen vermag die geringe Höhe der in Ausficht genommenen Rhein- 
abgabe die geäußerten ſchlimmen Befürchtungen nicht zu rechtfertigen. 

Aus der erjten Poſition vertrieben, pflegt man einen Kampf aber nod) 
nicht aufzugeben, jondern in einer zweiten hinter möglichft vielen Stachel- 
prähten nur um fo hartnädiger fich zu verfchanzen. Für uns heißt das: nicht 
mehr der ‘Plan jeldft, fondern nur noch feine Ausführbarfeit wird angegriffen. 
Fran befürchtet den „Ruin der Schiffahrt” nicht mehr durch die beabfichtigte 
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Durdichnittshöhe der Abgaben, fondern durch die läftige Art ihrer Erhebung, 
ihre ungerechte Verteilung im einzelnen, ihre fisfalifche Entartung trof 
aller anfänglich entgegengejegten guten Abſicht. 

Auf die Art der Erhebung fann hier näher nicht eingegangen 
werden. Es fei nur erwähnt, daß es fehr wohl ſich denken läßt, am Aus: 
ladeort die Abgabenerhebung in Verbindung mit der ftatiftiihen Erhebung 
— unjere Binnenfiffahrtöftatiftit fchreit geradezu nach Reform! — ohne 
jede Störung des Sciffahrtsbetriebes vorzunehmen. 

Auh bei der Abgaben-Berteilung erjcheint eine befriedigende 
Löſung nicht ausgeſchloſſen. Es handelt ſich hier vor allem um drei Fragen: 
fol die Abgabenbemefjung im einzelnen auf die Leiftungsfähigfeit Rüdficht 
nehmen? ſoll fie einheitlih für das ganze Wafferftraßennet oder verjchieden 
für jede einzelne Wafjerftraße erfolgen? fol fie mit handelöpolitifchen Ge- 
fihtspunften verquidt werden ? 


Was den erften Punkt anlangt, fo dürfte faum etwas im Wege 
jtehen, die Abgaben injofern nah der Leiftungsfähtgfeit zu bemefien, 
al8 fie — in etwa drei oder vier Klaffen — abgejtuft werden nach dem 
auch für die Fracht beftimmenden Wert der Maren, jo daß billige Mafjen- 
güter, wie vor allem Kohlen, mit einer niedrigeren, hochwertige Güter mit 
einer höheren Abgabe als 0,04 Pfg. für das Tonnenkfilometer belegt werden. 
Auch könnten Heine Fahrzeuge, die von der Verbefjerung der Waſſerſtraße 
feinen Vorteil haben — mie es auf der Unterwefer und auf dem fanalifierten 
Main geſchieht — von Abgaben ganz freigelafien werden. 

Bei der widhtigeren zweiten Frage ſcheinen mir die tatfächlichen Ver— 
hältnifje felbft auf einen Mittelweg zu weifen: nämlich alle Waſſerſtraßen, 
ſoweit fie tatſächlich durch fchiffbare Verbindungen zu einem zufammen- 
hängenden Neg verfnüpft find, auch in der Abgabenfrage einheitlich zu 
behandeln. Solange eine Kanalverbindung zwiſchen Wejer und Elbe fehlt, 
würden demnach ein öſtliches und ein weſtliches Net getrennt nebeneinander 
jtehen. Eine folde Zufammenfaffung würde im weftlichen Neb die dringend 
gebotene Ermäßigung der befchloffenen hohen Abgaben auf dem Rhein-Mejer- 
Kanal ermöglichen. Und was fie auch ſonſt noch bedeuten fönnte, hat jüngſt 
ein Anonymus, in dem der „Wafferftraßenfreund“ der Preußifchen Jahr: 
bücher wohl mwiederzuerfennen tft, in der Deutſchen Wirtfehaftszeitung vom 
15. September 1905 verdeutliht. Er berechnet 3. B., daß wenn die in 
Ausfiht genommene Abgabe von 0,04 Pfg. pro Tonnenfilometer einheitlich 
auf dem ganzen Waflerftraßenneg des Rheins, alfo auch auf dem heute fchon 
fanalifierten Main, zur Erhebung gelangte, daß dann auf der Fahrt von 
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Ruhrort nah Frankfurt a M. nur 9,6 Pfg. für die ganze Strede, ftatt 
heute 10,5 Pfg. für die nur 35 km lange Mainftrede zu zahlen wären. 

Was endlich die Verquidung der Schiffahrtsabgabe mit der Handels- 
politif anlangt, fo jcheint mir dieſe Frage ſtark überſchätzt zu werden. 
Denn die Schiffahrtsabgabe würde, felbft bei Verdoppelung ihres in Aus- 
fiht genommenen Durchſchnittsſatzes, für die Fahrt von Rotterdam bis 
Mannheim (565 km) nur 45 Pfg. für die Tonne Getreide betragen, d. 5. 
noch nicht "100 des neuen Mindejtzolles für Weizen und Roggen (bei einem 
Weizenpreis in Mannheim von 170—180 ME. für die Tonne). Schon 
wegen dieſer Geringfügigfeit des Erfolges dürfte deshalb eine handels- 
politifche Differenzierung der Abgaben, gegen die gewichtige Bedenken inter- 
nationaler Art geltend gemacht werden können, höchſtens als Vergeltungs— 
maßregel in Betracht fommen. 

Gegen die fo ſehr gefürchteten Einflüfje der „Hyperagrarier”, der „Eifen- 
bahnfanatiker“, des böfen Fiskus und wie die Ausbeuter alle heifen mögen, 
liegen fih aber auch wirkſame Schugmaßregeln jchaffen. Bereit3 während 
der Beratungen der legten Nanalvorlage haben ſich die preußiiche Regierung 
und das preußifche Abgeordnetenhaus für die Einfeßung eines „Wafler- 
ftraßenbeirats“ ausgefprochen, der — außer Regierungsfommifjaren — aus 
Vertretern der ntereffenten, d. h. Vertretern des Handels, der Schiffahrt, 
der Induſtrie und der Landwirtſchaft beftehen fol. Ein folder Beirat fol 
u. a. — ganz ähnlich wie heute ſchon auf dem Elbe-Trave:Kanal — die 
Durhführung des Gebührenprinzips bei der Abgabenerhebung überwachen. 

In dem Streben, ftörender fremder Beeinflufjung vorzubeugen, könnte 
man aber noch einen Schritt weiter gehen. Man könnte — nad dem Vor: 
bild der Nuhrfchiffahrtsfafle und Wünſchen entſprechend, die vor allem Die 
Düffeldorfer Handelsfammer geäußert hat — eine befondere Binnen- 
ſchiffahrtskaſſe oder auch mehrere ſolche Kafjen einrichten und dadurd dafür 
forgen, daß alle Einnahmen aus den Abgaben aud ausſchließlich zum 
Beten der Waſſerſtraßen wieder verwendet werben. 

Würde in diefer flüchtig jfizzierten Art die Abgabenerhebung durch— 
geführt werden, jo würden die Bedenfen der Intereſſenten entfräftet und 
doc die Forderungen der Gerechtigkeit erfüllt werden. 

Zu den Gründen der Gerechtigfeit gejellen fi aber — wie gefagt — 
noch Gründe der wirtfhaftlihden Zweckmäßigkeit und fie find die 
wirffameren. 

Sa, wer weitere Verbefjerungen unjeres Wafjerftraßenneges wünſcht, 
wer aud) auf den Eifenbahnen eine möglichſt billige Frachtengejtaltung für 
nötig hält, wer endlich es als erjtrebenswertes Ziel erfannt hat, Wafjer- 


40 Referat von Prof. Dr. Hermann Schumader. 


ftraßen und Eifenbahnen enger miteinander zu verfnüpfen, den Binnen: 
verkehr zu Waffer und zu Lande als Einheit aufzufafien und zu behandeln, 
den zwingt die Logik, ſich mit der hier befürworteten und — ich darf wohl 
hinzufügen — zuerft auch von mir ausführlih begründeten Reform zu be- 
freunden. 

Daß eine Scheu vor beträchtlichen Aufwendungen für Wafjerftraßen 
beiteht, foweit dieſe A fonds perdu erfolgen follen, iſt ſchon als felbit- 
verjtändlich hervorgehoben worden. Diefe Scheu kann gemildert, ja be- 
feitigt werden, wenn den Ausgaben Einnahmen gegenübergeitellt werden, 
die eine Verzinfung und Amortifation der aufzubringenden Kapitalien er- 
möglichen. Eine ftraffe Durchführung des die Koftendedung bezweckenden 
Gebührenprinzips Liegt aljo im Intereſſe eines meiteren Ausbaues des 
Wafjerftraßenneges. In diefem Sinne fonnte Minifter v. Budde in der 
Kanallommiffion (Kommiffionsberiht S. 174) mit Recht jagen: wer der 
Erhebung widerfpreche, handele verfehrsfeindlich. 

Diefe Erkenntnis hat mehr und mehr begonnen, auch in nterefjenten- 
freifen aufzudämmern. Sie veranlaßte in Franlreih feinen Geringeren als 
den Präfidenten Faure, den ehemaligen Vorfigenden der Handeläfammer von 
Havre und Hauptförderer der franzöfiihen Binnenfgiffahrt, energifh für 
die Wiedereinführung von Binnenjhiffahrtsabgaben einzutreten (vgl. Shu- 
macer, Die finanzielle Entwidlung der franzöſiſchen Waflerftraßen. Archiv 
für Eifenbahnwejen 1899, ©. 421—513; fener Shumader, Das 
Binnenſchiffahrtsweſen Frankreichs und feine neuefte Entwidlung. Zentral— 
blatt der Bauverwaltung 1895, Nr. 8 und 1896, Nr. 7). 

Auch in unferen Kanalvereinen hat die gleiche Erfenntnis inbezug auf 
künſtliche Wafferjtraßen fich längft bereits Durchgerungen. Für die natür- 
lichen Waſſerſtraßen muß und wird das noch gejchehen. Gibt es doc 
gerade hier noch jo große, wichtige Aufgaben, die nur mit fehr erheblichen 
Mitteln fich löfen laſſen; ich weife nur hin auf die weitere Elbe-Regulierung, 
die dur die Wafjerftandsmifere des vorigen Jahres und die öfterreichifche 
Kanalifierung der Strede von Prag bis Auffig fo aktuell geworden ift, und 
ih braude Sie hier nicht noch befonders zu erinnern an die vielen großen 
Aufgaben hier am Rhein: an die Schiffbarmahung des Oberrheins, an die 
Etromverbefjerung des Mittelrheing nicht nur auf der Gebirgsftrede Bingen- 
Koblenz, fondern vielleiht auch im Rheingau und unterhalb Koblenz, an die 
weitere Schiffbarmadhung der Rheinnebenflüffe, des Nedar und Main, der 
Moſel und Saar und Lahn und Lippe, an den weiteren Ausbau des 
Unterrheins für die Seefdiffahrt, ja Schließlich an die noch nicht zu über: 
fehenden Probleme, die auch hier aus dem Taljperrenbau zu erwachſen fcheinen. 
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Aber auch ein anderer Gefidhtspunft — ein Gefichtspunft nicht rein 
wirtihaftlicher, fondern wiederum mehr politifh=-taftifher Art — 
fpriht heute für eine Ausdehnung und Vereinheitlihung der Abgaben- 
erhebung. Die Zeiten wandeln ſich! Konnte einft die Abgabenfreiheit auf 
den deutjchen Strömen vor allem eingeführt werden, um dem Partikularismus 
feine bedenklichſten Schlupfwinfel in unferem Wirtjchaftsleben zu rauben, 
fo ericheint heute im nterefje der Befämpfung partifulariftifcher Beftrebungen 
gerade die entgegengefegte Maßregel geboten. Denn folange die Auf: 
wendungen für die Wafjerftraßen nicht von den Intereſſenten felbft durch 
Abgaben aufgebracht werden, find es die Uferftaaten, die die Rojten auf- 
zubringen haben. Und wie früher ein Uferjtaat die Schiffahrt an feinem 
Ufer dadurch feitzuhalten fuchte, daß er die Weiterfahrt mit hohen Abgaben 
belegte, fo fucht heute ein Uferjtaat dadurch dasjelbe zu erreichen und die 
Vorteile des Umfchlagsverfehrs fich zu fihern, daß er die Mittel für den 
weiteren Ausbau einer Waſſerſtraße nicht bewilligt, jo daß zwar nicht mehr 
zu hohe Abgaben, doch zu niedriges Fahrwaſſer die Weiterfahrt verbieten. 

Solche zwar fehr begreiflihe und feineswegs ganz unbegründete, aber 
doch dem Gefamtwohl und dem Fortfchritt mwiderjtreitende partifulariftiiche 
Beftrebungen machen fich geltend vor allem an den Endpunkten der großen 
Mafjerbauten. Der Uferjtaat, an dem ein folcher bisheriger Endpunft Liegt, 
bat an fich fein Intereſſe an einer Fortfegung der Flußverbeſſerung. Wohl 
aber haben ein foldhes Intereſſe Schiffahrt, Handel und Induſtrie und 
ihr Intereſſe dedt fich hier mit dem Allgemeinintereffe. Schiffahrt, Handel 
und Induſtrie ziehen in ihrer Gejamtheit Vorteil aus jeder tatjächlichen 
Verbeſſerung und Erweiterung des Verkehrs; ihr Gejamtintereffe ragt hinaus 
über bloße Zofalinterefjen. Wo Induftrie, Schiffahrt und Handel in einem 
Stromgebiet am ftärfjten entwidelt find, liegt daher bei jever Ausgeitaltung 
ves Waſſerſtraßennetzes ein natürlicher Schwerpunkt des Intereſſes. Bet der 
Regulierung des Rheins von Mannheim bis Straßburg liegt er nicht aus- 
Schließlich am Oberrhein, fondern mindeitens in gleihem Maße am Niebder- 
rhein, im Ruhrrevier, eine Tatſache, die erkennbar für alle Welt jüngjt 
dadurch ja aud in die Erjcheinung getreten ijt, daß Kohlenfyndifat und 
Kohlenkontor zu dem von der Stadt Straßburg übernommenen Beitrag zur 
Dberrheinregulierung zufammen 700000 ME. beigejteuert haben. 

So erjcheint es — wie in dem bereit erwähnten anonymen Artifel 
der Deutſchen Wirtfchaftszeitung mit Recht gefolgert wurde — aus wirt— 
Schaftlihen und politifch-taftifchen Gründen geboten, das bisherige Prinzip 
aufzugeben, das den Ausbau der Wafjerftraßen finanziell an den Uferbefit 
fnüpft, obwohl deſſen Zänge maßgebend ijt weder für die Koften noch für 
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den Nuten dieſes Ausbaues; und an die Stelle diefes mehr und mehr ver- 
fagenden, altersfhmwachen Prinzips muß das jugendfriich auf fo vielen Ge- 
bieten neu hervortretende Gebührenprinzip gejeßt werden, das den durch 
feine lofale und politifhe Nüdfichten beengten unmittelbaren Intereſſenten 
die Baukoſten zuweiſt. Nur jo fann ein bisher fo oft ſchmerzlich vermißter, 
aus der gefunden Wurzel des eigenen Intereſſes erwachjender vormwärts- 
drängender Wille in das ganze Binnenſchiffahrtsweſen gebracht werden. 
Dadurch aber wird auch erſt eine weitere Ungerechtigkeit, die die Schiff- 
fahrtöinterefjenten felbft trifft, befeitigt. Solange nämlich jeder Kanal 
und jede fanalifierte Flußftrede felbftändig finanziert wird, muß jie regel- 
mäßig überlajtet, jo ſtark belaftet werden, daß die Schiffahrt auf dem neuen 
Verkehrsweg nur mühfam fi entwideln fann. Schiffe auf weiter Fahrt 
fönnen ihrerfeits die nötige Verteilung der Abgaben, gewifjermaßen nach— 
träglich, auf eine große Strede vornehmen und dadurch die tonnenkilometrifche 
Belaftung mindern. Für den Lofalverfehr ift das nicht möglich; ihn drückt 
eine ungerecht konzentrierte Abgabenlaft nieder. 

Werden aber die jtärferen Schultern eines bereit? entwidelten Groß: 
verfehrs in der vorgefchlagenen Weife mit den Kojten einer Verfehrserweiterung 
belajtet, dann fann auch der anfangs naturgemäß noch ſchwache Neuverfehr 
frifcher fi entfalten, um, je mehr er fich entfaltet, um fo mehr aud) den Alt- 
verfehr wieder zu entlaften oder um jo mehr zu neuen Verfehräverbefjerungen 
feinerfeitS mieder beizutragen. Die finanzielle Tragkraft diefes Geſamt— 
verfehrs wird oft nicht richtig erfannt. Man hat berechnet, daß allein auf 
dem Rhein vom Jahre 1902 auf 1903 der Verkehr fih fo gehoben hat, 
daß ſchon diefer Mehrverfehr, jelbjt bei der überaus niedrigen Gebühr von 
0,04 Pfg. für das Tonnenlilometer, die fojtenlofe Aufwendung eines Strom- 
baufapital3 von reihlih 10 Mil. ME. ermöglichen würde. 

Das ift, allein vom Schiffahrtsintereffe aus gefehen, die wahre Ge- 
ftalt des vielverfchrienen „unheilvollen Gejpenjtes der Schiffahrtsabgaben“. 

Doch es gilt den Blick nod höher zu erheben, über den Kreis der 
Intereſſen der Gefamtichiffahrt noch hinaus. Will man das zu erftrebende 
ideale Ziel Ear erkennen, fo darf man das Auge nicht allein auf die Waſſer— 
ſtraßen richten, fondern muß den gejamten Binnenverfehr umfaffen. Für 
Eifenbahnen und Wafferftraßen zufammen fann diejes ideale Ziel, dem man 
wenigſtens möglichft ſich nähern follte, nur fein: billigfte Frachten im ge 
famten weiten Bereich des Inlandsverkehrs. Was ift das niedrigfte Frachten- 
niveau, das allgemein und auf die Dauer fich erreichen läßt? 

Ausgeſchloſſen it das Prinzip des freien Genußgutes, das bisher auf 
den „natürlichen“ Wafjeritraßen in Anwendung ftand. Dauernd den ganzen 
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Binnenverfehr zu Waller und zu Land auf Koften der Gefamtheit, durch) 
allgemeine Steuern, den Transportintereffenten frei zur Verfügung zu ftellen — 
das ift ein fo phantaftifcher Gedanke, daß er meines Wiffens überhaupt 
noch nicht zu einer Forderung ſich verdichtet hat. Das Gebührenprinzip, 
das nad voller Dedung der Selbftkoften, doch nach feiner Einnahme darüber 
hinaus, nach feinem Gewinn ftrebt, bildet die naturgemäß niedrigfte Grenze. 

Ye mehr man diefes deal des möglichen niedrigften Frachtenniveaus 
im gejamten Binnenverfehr verwirkliht, um fo mehr ſchwindet jede un- 
berechtigte Konkurrenz zwiſchen beiden Berfehrsmitteln. Heute erleidet der 
Staat einen Verluft, wenn Transporte von der Eifenbahn, die hohe Ge- 
winne bringt, auf die Wafferftraße, die Zufhüffe fordert, übergehen; das 
ift um fo mehr der Fall, wenn diefer Übergang nur teilweife erfolgt, nur 
eine VBerfürzung eines langen Eifenbahntransports3 bedeutet, denn — im 
Gegenfab zu einer gedanfenlos immer wiederholten irrigen Anfiht — gilt 
der Sat, daß es die weiten Eifenbahntransporte find, die vor allem Ge— 
winn fchaffen und demnah aud die Konkurrenz einer Waſſerſtraße am 
beiten ertragen. 

Je mehr Barität in der finanziellen Behandlung beider Verkehrsmittel 
hergeftellt wird, um fo ſeltener werden irrationelle Verfehrsteilungen, bie 
nicht nur feine Minderung, fondern fogar eine Steigerung der tatfächlichen 
TIransportfoften bedeuten, um jo mehr verliert auch der Staat ein Intereſſe 
an dem Warenübergang von einem Verfehrsmittel zum anderen. Es be- 
zeichnet feine hervorragende Klarheit im Denfen, wenn immer wieber be- 
hauptet wird, man wolle durch ſolche finanzielle Gleichjtellung oder auch nur 
Annäherung beider Transportmittel die natürliche Grundlage unferes Ver- 
kehrsweſens verfchieben, „im Intereſſe einer ‚ausgleichenden Gerechtigkeit‘ Die 
von der Natur gewollte Drbnung der Dinge verfchieben” (Beumer). Das 
Gegenteil ift der Fall! Die Befeitigung der künſtlichen Berfchiedenheit 
läßt erft die natürliche Verfchiedenheit voll zur Geltung fommen! Erſt 
dann fann die Natur als „Korreftor der Verfehrspolitif der Eifenbahnen“ 
wirklich fegensreih wirken! Erft dann fönnen die natürlichen „Wafjeradern 
zu einem Strome immer größerer Fruchtbarkeit und immer wachſenden Volks— 
reichtums umgewandelt“ werden (Beumer). 

Auf folder nicht mehr willfürlih geftörten natürlihen Grundlage läßt 
dann auch eine weitere große und fchwierige Aufgabe der Löſung fi ent- 
gegenführen, die Aufgabe, beide Verkehrsmittel organifh zu einer Einheit 
miteinander zu verfnüpfen, das Syitem der Umfchlagseinrichtungen,, dur 
das wir heute ſchon vor allen anderen großen Völkern uns auszeichnen, zur 
Vollendung auszugeitalten. Dabei fann es vom Standpunft der Volks— 
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wirtſchaft — wie die Interefjenten fo oft überfehen — nidt darauf an- 
fommen, eine bloße mechaniſche Verfnüpfung der beiberfeitigen Tarife vor: 
zunehmen, die einzelnen Unternehmern Zufallsgewinne vielleiht ermöglicht; 
die Aufgabe muß vielmehr fein, den Land» und MWafjerverfehr jo miteinander 
zu verbinden, daß die Selbitfoften des Transport3 aufs niedrigfte Maß 
verringert werden. Je mehr das Gebührenprinzip dann durchgeführt wird, 
um fo mehr werden die Eelbitloften aud mit den Frachtſätzen fi deden. 

Das ift das Ideal, das mir im deutſchen Verkehrsweſen vorſchwebt. 
E3 gehört zum Weſen des Ideals, daß es nicht fo leicht fich verwirklichen 
läßt. Seiner PVerwirklihung ftehen entgegen vor allem finanzielle Be- 
ftrebungen: das private Gewinnftreben auf den Wafferftraßen und auf den 
Eifenbahnen der fogenannte Fiskalismus, der vielverpönte, der doch un- 
vermeidlich ift, folange die Eifenbahneinnahmen nit durch andere Ein- 
nahmen dem Staate erfegt find. Aber troß diefer Widerftände drängen 
unaufhörlih und erfolgreich zur fchrittmeifen Annäherung an das deal die 
flizzierten internationalen Wettbemwerbsverhältniffe. Und deshalb ift ein 
flares ideales Ziel notwendig; befteht doch die praftifche Bedeutung eines 
jeden Ideals darin, dem Streben einen großen Zug und eine feſte, deutliche 
Richtung zu geben. Das auch endlich im Binnenverfehröweien Deutfchlands 
anzubahnen, ift der eigentliche Zwed diefer auf den erften Blid fo Eleinlich 
erfcheinenden Erörterung der Binnenfgiffahrtsabgaben ! 

(Lebhafter Beifall.) 


Der Bortragende faßte feine Ausführungen, um für die Diskuffion 
eine befjere Grundlage zu ſchaffen, zufammen in folgenden 


Theſen. 


1. Die politiſchen, wirtſchaftlichen und finanziellen Gründe, die in den Jahren 
1848— 1871 zur Beſeitigung aller Flußabgaben in Deutſchland geführt haben, haben 
heute ihre Kraft im weſentlichen eingebüßt. 

2. Aus allgemeinen wirtfchaftlihen Gründen ift e8 geboten, das binnenländifche 
Verkehrsweſen möglichit als Einheit aufzufaffen und auszugeftalten mit dem idealen 
Biele, die Transportfoften allgemein auf der Grundlage der bloßen Koftendedung 
feitzufegen. 

3. Gründe der Gerechtigkeit Sprechen dafür, die vom wirtichaftlichen Stand- 
punkt aus willfürlihe und ſchädliche Scheidung zwiſchen natürliden und Fünftlichen 
Waflerftraßen, reqgulierten und Fanalifierten Flüffen zu befeitigen. 

4. Die Abgaben follen die Koften der Unterhaltung und Bermaltung deden, 
fowie die Kapitalaufwendungen für die Waſſerſtraßen, foweit fie für Sciffahrts- 
zwecke gemacht und nicht bereits ald amortifiert anzufehen find, verzinien und 
tilgen. 


Über bie finanzielle Behandlung der Binnenwafferftraßen. 45 


5. Die Abgaben find für diejenigen Wafjerftraßen‘, die zu einem zufammen- 
hängenden Nee miteinander verfnüpft find, einheitlich zu bemeflen und — unter 
Freilaffung fleinfter Fahrzeuge — nad dem Wert der beförderten Waren etwa in 
drei Klaffen abauftufen. 

6. Solche nad dem Brinzip bloßer Koftendedung bemefjene Abgaben fünnen 
nit die Schiffahrt gegenüber den Eifenbahnen weſentlich beeinträchtigen, wenn 
eine natürliche Überlegenheit der Waſſerſtraßen wirklich vorhanden ift. 

7. Wegen der Widerfprühe und Zweifel, die fie hervorgerufen haben, bedürfen 
die geltenden geſetzlichen Beftimmungen über Binnenidiffahrtsabgaben einer 
Revifion. 


BVorfigender Staatsminifter Freiherr von Berlepſch: Ich ſpreche dem 
Herrn Referenten den Dank der Verfammlung für feinen Vortrag aus. Ich 
bin überzeugt, daß der Beifall, den Sie ihm fpenden, ihm zum deutlichen 
Bemwußtfein bringen wird, daß felbjt bei den Gegnern feiner wirtfchaftlichen 
Auffaffung der logifche Aufbau feines Vortrages weitgehende Anerkennung 
gefunden hat. 

[Es folgen gefhäftlihe Mitteilungen über die vorzunehmenden Wahlen 
in den Ausfhuß.] 

SH gebe nunmehr das Wort zum zweiten Referat Herrn Profeſſor 
Dr. Wirminghaus, 


11. 
2ieferat 


von 


Profeſſor Dr. A. Wirminghaus, Köln. 


Meine Herren! Nachdem der erſte Herr Referent Die frage der finanziellen 
Behandlung der Binnenwafjerftraßen im Hinblid auf deren Wettbewerb mit 
den Eijenbahnen vom geichichtlihen und grundfäglichen Standpunfte er- 
örtert hat, liegt e8 mir ob, diefe Ausführungen durch eine furze Beiprechung 
der Frage vom Standpunkte der rheinischen Verhältnifje zu ergänzen. Ich 
werde dabei, wie der Herr Referent, die Abgabenfrage, d. h. alfo hier die 
Frage der Wiedereinführung von Rheinfchiffahrtsabgaben, in den Border: 
gruend ftellen und die Beziehungen der Rheinfchiffahrt zu den Eifenbahnen 
an geeigneter Stelle mit berüdjichtigen. 

Auf die vielfach erörterte rechtliche Seite unjeres Gegenstandes will ich 
hier nicht näher eingehen. ch trete in diefer Hinficht der Auffaffung des 
Herrn Referenten bei, wonach es zum Zwede der Erhebung von Sciffahrts- 
abgaben auf den regulierten Flüffen einer Abänderung der einfchlägigen 
Beftimmung der Reichsverfaſſung bedarf. Überdies ift ja die Abgaben- 
freiheit des Nheines noch durd die Rheinſchiffahrtsakte gefichert. 

Es fragt fih nun, ob die heutigen Verhältniffe eine Änderung des 
rechtlichen Zuftandes, die Einführung von Abgaben auf den regulierten 
Flüffen, und fo aud auf dem Rheine, wünſchenswert oder gar notwendig 
erfcheinen lafjen. 

Bei Beantwortung diefer Frage geht man zwedmäßig davon aus, zu 
prüfen, ob die Gründe, welche feiner Zeit für die Einführung der Abgaben- 
freiheit in erfter Zinie maßgebend waren, noch heute bejtehen. Auch in 
diefem Punkte begegnet ſich meine Auffafjung mit der des Herrn Referenten, 
welcher die Frage verneinte. 

Die alten Rheinzölle waren ihrer Art nach überaus läftig und drüdend, 
teild — als Eingangs- und Tranfitgebühren — rein fisfalifcher Natur, 
teilg — als eigentliche Verfehrsabgaben — ungerecht verteilt, ohne Rück— 
ſicht auf die Leiftungsfähigfeit. 

Ferner drohte der im Rheingebiet ſich befonders lebhaft entwidelnde 
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Privatbahnbau die Schiffahrt gänzlich zum Erliegen zu bringen. Davon iit 
heute feine Rede mehr, nachdem fi der Rheinſchiffahrtsverkehr, dankt aud) 
der maßvollen PVolitif der Staatsbahnen, nicht verringert, fondern gegen 
damals verzehnfaht hat. Dies heißt nun — wie ich kritiſchen Einwänden 
gegenüber gleich hier bemerken möchte — nod lange nit, daß heute eine 
pofitive Stärfung der Staatsbahnen durd Wiedereinführung der Abgaben 
angezeigt erfcheine, fondern die prinzipielle Frage ift die, ob die Schiffahrt, 
insbefondere die Rheinſchiffahrt, auch heute noch die Abgabenfreiheit, d. 5. 
die Vergünftigung der umnentgeltlihen Unterhaltung und Berbeiferung ver 
Fahrſtraße dur den Staat genießen fol. 

Endlih ift noch darauf hinzumeifen, daß nad) damaliger freihändlerifcher 
Anſchauung die Schiffahrtsabgabe als Verkehrshemmnis mit der Forderung 
der wirtfchaftlichen Freiheit im Widerſpruch ſtand. Diefe Auffaffung wird 
man einer nach verjtändigen finanztechnifchen Gefichtspunften ausgeftalteten 
Berfehrsgebühr gegenüber nicht mehr aufrecht erhalten fönnen. Am menigften 
haben m. €. diejenigen Urfahe, mit dem Grundfate der Verkehrsfreiheit 
zu operieren, welche in handelspolitifcher Beziehung den Schutzzoll vertreten, 
der nicht nur den Verbrauh im Inlande belaftet, ſondern aud dem ein- 
heimifhen Verkehr manderlei läftige Verpflichtungen auferlegt, wie jeder 
Kaufmann weiß, der an der Einfuhr fremder Waren beteiligt ift. 

Spraden ehedem befondere wichtige Gründe, namentlih auch noch Die 
vom Herrn Referenten hervorgehobenen nationalen Erwägungen für die Be- 
feitigung der alten Rheinzölle, fo find diefe Gründe zurzeit nicht mehr als 
maßgebend anzuerfennen, und es fragt fich, ob nicht gegenwärtig aus fchwer- 
wiegenden neueren Erwägungen heraus eine andere finanzielle Behandlung 
der Waſſerſtraßen notwendig erfceint. 

Wenn man einjt radikal vorging und die Stromabgaben fallen lieh, 
fo mochte dies ganz unbedenklich fein zu einer Zeit, wo man mit dem plan- 
mäßigen Ausbau des deutfchen Wafjeritraßenneges, wie er gegenwärtig be- 
trieben wird, nicht rechnete. Heute, wo mir der Tatfache gegenüberftehen, 
daß die Wafjerjtraßen der natürlichen Flüffe dur umfangreiche Kanalbauten 
zu einem ausgedehnten Waſſerſtraßenſyſtem ergänzt werden follen, ift es 
m. E. erforderlich, fi über die finanzielle Behandlung der natürlihen und 
fünftlihen Waflerftraßen von neuem flar zu werden, und fi zu fragen, 
ob denn der jegige Zuftand dauernd feitzuhalten, ja gewiſſermaßen zu ver- 
ewigen ift, wonad die natürlichen Flüſſe in der Hauptſache frei, hingegen 
die Kanäle und fanalifierten Flüfje fat durchweg mit Abgaben belaftet find. 

Bei diefer Frage der Fünftigen finanziellen Behandlung der Binnen: 
waſſerſtraßen gehe ih, wie auch der Herr Referent, von der Vorausfegung 
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aus, daß es jih um Abgaben handelt, deren Ertrag ein Entgelt darftellt 
für die im Intereſſe der Schiffahrt aufgewendeten Koften zur Unterhaltung 
und Berbejjerung der Fahrftraße, d. 5. alfo einfchlieglih der Verzinſung 
und Tilgung des Anlagefapitald. In diefem Sinne bedeuten die Abgaben 
au für den Nhein feineswegs, wie man wohl gemeint hat, eine ungerecht- 
fertigte Belaftung eines von der Natur dargebotenen freien Gutes, da ja 
doch die Abgaben ausdrüdlich auf die befonderen Aufwendungen im Interefie 
der Schiffahrt beſchränkt bleiben follen, deren Höhe wenigftens in etwa 
rehnungsmäßig feitzuftellen if. Ob und inwieweit hierbei die in der Ver- 
gangenheit während der Zeit der Abgabenfreiheit gemachten Aufwendungen 
mit berüdjichtigt werden jollen, will ich hier unentſchieden lafjen. Wenn 
auch nicht rechtliche Gründe, jo ſprechen doch wohl ſolche der Billigfeit gegen 
die Einbeziehung der bisherigen Koften, da diefe ohne Vorbehalt aus den 
allgemeinen Staatseinnahmen gedeckt worden find. 

Weiterhin ſetze ich — allerdings entgegen der allgemeinen Forderung 
des Herrn Referenten — voraus, dab die Erträge der Schiffahrtsabgaben 
dem betreffenden Fluſſe allein zugute fommen follen, und nicht etwa für 
fämtlihe Waflerftraßen oder doch für ein zufammenhängendes Ne von 
Waſſerſtraßen eine gemeinfame Finanzierung eintritt. Ich glaube dieſe 
Vorausfegung mahen zu dürfen, einmal weil fie meines Wifjens den bisher 
laut gewordenen Abfichten der preußifchen Regierung entjpricht, Jodann weil 
auch der einfchlägige F 19 des neuen preußifchen Waſſerſtraßengeſetzes dem 
nicht entgegen ift, und weil endlid auch die finanzielle Behandlung der neu 
zu erbauenden preußifchen Kanaljtreden nach diefem Grundfag erfolgen foll. 

Unter diefen VBorausfegungen würden die Nheinabgaben, jelbjt wenn 
man auf frühere Jahrzehnte zurüdgriffe, bei dem gewaltigen Verkehr diejes 
Fluſſes fo niedrig fein, daß fie nur einen mäßigen Bruchteil der Frachten 
ausmachen, wie der Herr Referent vorhin näher dargelegt hat. So erfcheint 
die Sadlage für den Rhein von dem lediglich finanziellen Gefichtspunfte 
der Koftendedung aus. Und nur diefen kann ich als disfutabel anerkennen. 

Ich erfläre mich von vornherein gegen die darüber hinausgehenden Be- 
jtrebungen, wonach auf Grund abfeits liegender Erwägungen die Abgaben 
ausdrüdlich zu einer Transportverteuerung verwertet werben follen. 

Dies gilt zunächſt von den Beitrebungen derjenigen Kreife, welche die 
Abgaben für gewiſſe Handels-, insbefondere agrarpolitiiche Zwede, ala Er- 
gänzung zur Schußzollpolitif, ausnugen möchten, namentlih in der Abficht, 
die Einfuhr überfeeifcher Produkte zu erfchweren. Abgefehen davon, daß 
die nähere Ausführung diefes Planes mit den allgemeinen handelsvertrag- 
lichen Grundjägen der Gleichitellung von In- und Ausland im inneren 
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Verkehr in Widerfprud geraten dürfte, müßten die Abgaben — felbit für 
die Kanäle —, wenn fie überhaupt einen mejentlihen Faktor neben den 
Bollfägen bilden jollen, fo beträdtlih in die Höhe gejchraubt werden, das 
fie ihren finanzpolitifchen Charakter gänzlid einbüßen würden, ohne da 
darum die von agrarifcher Seite beflagten niedrigen und ſchwankenden Fracht— 
fäge aus der Welt gefchafft würden. Eine Befolgung diejer Ideen müßte 
deshalb naturgemäß auf eine Verftaatlihung des Sciffahrtsbetriebes Hin- 
drängen. Einer folden, das gefamte Verkehrsweſen der Gewalt des Staates 
ausliefernden Mafregel vermag ich nicht zuzuftimmen. Sie würde gerade 
das befeitigen, was zurzeit den verfehrspolitifchen Wert der freien Schiffahrt 
ausmacht: den Drud auf die Eifenbahnfrachten im Jnterefje ihrer wünfchens- 
werten allmählichen weiteren Herabſetzung und die Sicherung gegen volfs- 
wirtfchaftlich ungefunde Verfehrsbelaftungen und -erfchwerungen, herbeigeführt 
durch einfeitige Ausnugung der unumſchränkten Tarifhoheit des Staates. 
Kurz, eine derartige Sozialifierung der Verfehrömittel ift in der heutigen 
Zeit der allmädtigen Sonderintereffen gewiß nit am Plate. 

Nicht minder bedenklich als die handelspolitifche Verwertung der Ab- 
gabenfrage erjcheint mir der Gedanke einzelner namhafter Eifenbahnpolitifer, 
die Belaftung der Ströme zu fordern im nterefje der Stärfung des Ver— 
kehrs der Eifenbahnen gegenüber der Schiffahrt. Hiergegen ſpricht zunächſt 
die Erwägung, daß die Abgaben damit ihrem eigentlichen Zweck entfremdet 
würden, daß fie übertrieben hoch fein müßten, ohne daß das Moment der 
billigen Wafferfraht damit ausgefchieden würde, und deshalb ſchließlich auch 
hier, wie bei den handelöpolitifchen Ideen, die Tendenz auf eine Berjtaat- 
lihung des Schiffahrtsbetriebes hinauslaufen müßte. Weiterhin fcheint mir 
auch das bisherige Verhältnis der Wafjerftraßen zu den Eifenbahnen jenes 
Beitreben der Eifenbahnpolitifer nicht zu rechtfertigen. 

Auf diefen letzteren Punkt muß ich mit Beziehung auf den Rhein noch 
etwas näher eingehen. Auch für den Rhein tft gewiß zuzugeben, daß die 
Schiffahrt infolge der Billigfeit ihrer Trachten der Eifenbahn vielfah er- 
heblich überlegen ift. Anderfeits hat aber doch gerade diefer Umſtand des 
billigen Transports namentlich der Mafjengüter zweifellos einen wejentlichen 
Anteil an der Hebung der gewerblihen Tätigfeit im Rheingebiete gehabt, 
die ihrerfeitö wiederum den Eifenbahnen zugute gekommen ift. Daß fich bei 
diefem Verhältnis auch die Eijenbahnen gut ftehen, bemeifen die teilweise 
fajt bis zur Grenze der Xeiftungsfähigfeit der Bahnen heranreichenden, 
jteigenden Transportmengen. Der Gedanle, daß namentlid der Mafjengut: 
verfehr den Eijenbahnen durd die Schiffahrt teilmeife entriffen fei, läßt fich 
doch nur dann vertreten, wenn man die Eifenbahnen und ihre Rentabilität 
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ganz für fich betrachtet, die Eifenbahnen gemwifjermaßen als Selbſtzweck an- 
fteht, während ihre Funktionen doch nur vom Standpunkte der Allgemein- 
heit richtig gemwürbigt werden fünnen. 

Daß jener Vorwurf gegenüber der Rheinſchiffahrt wenig am Plate ift, 
wird auch dadurch in etwa befräftigt, daß die Rheinjchiffahrtsinterefjenten 
umgefehrt ihrerfeits bis in die jüngfte Zeit hinein namentlich der preußifchen 
Staatsbahnverwaltung vorgeworfen haben, daß fie durch ihre Tarifmaßregeln 
die Schiffahrt zu befämpfen, einzuengen ſuche. Auch diefe Auffafjung er- 
Scheint mir unberechtigt. Die Rheinfchiffahrt hat fih im Laufe der letzten 
Jahrzehnte einer ftetigen, fehr ftarlen Verkehrszunahme zu erfreuen gehabt, 
die den Beweis dafür liefert, daß jener Vorwurf zum mindeften über: 
trieben: ift. 

Wenn id das Verhältnis der Eifenbahnen zur Rheinichiffahrt mit 
wenigen Worten charakterijieren fol, jo liegt m. E. die Sache folgender- 
maßen. Sn der eriten Zeit der preußifchen Privatbahnen, als die vor- 
bandenen Linien in der Hauptfahe zum Rhein hinführten, dienten dieje als 
direfte Zubringer und Förderer der Schiffahrt, mohingegen die fpäter im 
Rheintale erbauten Parallellinien allerdings der Schiffahrt erheblih Abbruch 
taten und teilmeife abjichtlich Abbruh tun wollten. Demgegenüber gingen 
die ſüddeutſchen Bahnen und namentlich die badifche Staatsbahn ein engeres 
Verhältnis zur Rheinſchiffahrt ein, wozu diefe freilih, ald am Endpunkte 
der Schiffahrt liegend, auch befonderen Anlaß hatte. Die preußischen Staats- 
bahnen haben, was durch die wiederholten Erklärungen der verantwortlichen 
Leiter der preußifchen Eijenbahnvermwaltung erhärtet wird, nach Eritarfung 
der Rheinſchiffahrt infolge ihrer verbefferten technifhen und wirtfchaftlichen 
Drganifation, einen Kampf gegen die billigen Waſſerſtraßenfrachten nicht 
geführt, allerdings threrfeits niedrige Tarife, namentlih Ausnahmetarife 
eingeführt, welche der Schiffahrt teilmeife ungünftig waren. ch erinnere 
in diefer Beziehung an die Rohftofftarife, an die fogenannten Seehafen- 
Ausnahmetarife. Alle diefe Ausnahmetarife verfolgen jedoch wichtige volf3- 
wirtfchaftlihe Zwecke, fie find weiten nterefjentenfreifen zugute gelommen, 
wenn auch, wie gejagt, nicht zu leugnen tft, daß fie eine gemwifje Be- 
einträchtigung der Schiffahrt, eine gemifje Einengung des Handelsbereichs 
der rheinifchen Städte im Gefolge hatten. Derartige Verſchiebungen werden 
aber immer leicht durch Eifenbahntarif-Herabfegungen eintreten, die doch an 
und für fich durchaus im allgemeinen Intereſſe liegen. Ich bin der Meinung, 
daß die Schiffahrttreibenden,, ftatt zu Hagen, ſich dafür bedanken follten, 
daß die Eifenbahnverwaltung ed unterlaffen hat, die Macht ihrer Tarif- 
hoheit gegen die Schiffahrt auszunugen. Kurz, ich glaube, man wird ber 
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Eifenbahn in ihrem Verhalten gegenüber der Rheinſchiffahrt nicht das Zeugnis 
auszuftellen haben: Betragen unbefriedigend, jondern: Betragen gut. Ach 
will nicht jagen: ſehr gut, denn mancherlei Einzelbejchwerden und Wünfchen 
möchte ic die Berechtigung feineswegs abfprehen. Hierher gehört die 
eifenbahnfeitig beliebte grundfägliche Ablehnung folder Tarifermäßigungen, 
welche die Eifenbahn als Zubringer der Schiffahrt erfcheinen laffen, Er- 
mäßigungen, die aber vielfach beiden Teilen Vorteile bringen würden. Aud) 
ift zweifellos in einzelnen Beziehungen die Bildung von Ausnahmetarifen 
in einer Weife erfolgt, die, ohne dur deren eigentlichen Zweck unbedingt 
geboten zu fein, gewiſſe berechtigte Intereſſen verlegt hat. Aber alles dies 
gibt m. €. feinen Grund, die Haltung der Eifenbahn gegenüber der Rhein— 
Schiffahrt als eine gegenfägliche, ja feindliche hinzuftellen. 

Gegenüber den vorhin kurz charafterifierten Strömungen, welche auf 
eine handelspolitifche und eifenbahnfisfalifche Ausbeutung der Abgaben hinaus: 
laufen, habe ich bereit$ betont, wie m. E. die Abgaben allein betrachtet werden 
dürfen: als Entgelt für die Dedung der im Intereſſe der Schifffahrt auf dem 
betreffenden Strome aufgewandten Verbeſſerungs- und Verwaltungskoſten. 

Sehr beachtenswerte Gründe, welche von diefem finangpolitifchen Stand— 
punfte aus zur Forderung von Abgaben auf den regulierten Flüffen führen, 
find von dem Herrn Referenten ausführlich dargelegt worden. 

Der Ausgangspunkt feiner Beweisführung tft hierbei der, daß Hinficht- 
lich ihrer finanziellen Behandlung zwiſchen den natürlihen und fünftlichen 
Waſſerſtraßen fein grundfäglicher Unterfhied gemadt werden fann. Und 
diefer Auffaffung muß ich allerdings beitreten. Es ift vom grundfäßlichen 
Standpunkte nicht einzufehen, warum fi der Staat die Aufwendungen für 
die Kanäle und Fanalifierten Flüſſe erſetzen laſſen fol, nit aber die 
Zeiftungen im Intereſſe der Schiffahrt auf den natürlichen regulierten Flüffen. 
Erfennt man die Abgabenerhebung im erfteren Falle als grundfäglich be- 
rechtigt und notwendig an, jo ift es m. E. allerdings nur logifch und 
fonjequent, fie aud für die Ströme zu fordern. Und fo läßt ſich aud 
umgefehrt die Abgabenfreiheit für den Rhein, um von diefem wieder allein 
zu |prechen, nur beanfpruden, wenn man grundfäglid für die Abgaben- 
freiheit auf allen Binnenwaſſerſtraßen eintritt. 

Betrachte ich demgegenüber die Einwendungen, welde biöher aus den 
Kreifen der Rheinfchiffahrtsintereffenten gegen die Wiedereinführung der Ab- 
gaben geltend gemacht worden find, jo erjcheinen fie mir gewiß nicht be 
langlos, aber als durchſchlagend vermag ich fie nicht anzuerfennen. Ich 
will die wejentlichen Bedenken nur kurz hier hervorheben; fie werden ja in 
der Debatte noch ausgiebig zur Geltung kommen, 
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Da heißt es, daß die Rheinfchiffahrt die Abgaben nicht tragen könne. 
Sie würden eine wichtige VBorbedingung des blühenden Kulturzuftandes der 
Rheinlande zerftören. Dies ift aber m. E. eine ungeheuere Übertreibung. 
Jene erfreuliche wirtjchaftlihe Blüte ift doch in der Hauptſache eine Folge 
der günftigen natürlichen Bedingungen für die Entwidlung der Induſtrie, 
des Handel3 und der Landwirtſchaft, an der auch die Schiffahrt, wie der 
Verkehr überhaupt, reihlichen Anteil genommen haben, eine Folge des regen 
Unternehmungsgeijtes, der deutichen nationalen Einheit, der modernen 
Handelspolitit und mander anderer Umftände. Eine Schädigung des Aultur- 
zujtandes wäre nur dann zu befürdten, wenn die Abgaben eine drüdende 
Verkehrsbelaſtung daritellten, was, wie früher fchon angedeutet, nicht der 
Fall fein würde. Wenn irgend eine deutſche Schiffahrtäftraße die Abgaben 
als Entgelt für die in ihrem Intereſſe gemachten Aufwendungen tragen 
fann, jo iſt e8 der Rhein mit feinem hochentwidelten Berfehr. 

Allerdings würden ja die Abgaben als Teil der Unfojten der Schiff: 
fahrt die Frachten verteuern, den Aktionsradius der Schiffahrt daher in 
gewiſſem Maße einfchränfen. Nicht nur hierdurch, fondern auch vor der 
Überwälzung der Abgaben auf die Frachten in der erften Übergangszeit 
würden die Abgaben für die Schiffahrttreibenden nachteilig fein. Diefe 
Nachteile würden aber um fo leichter ausgeglichen werden fünnen, je mehr 
die Schiffahrtskreiſe ihre jegigen Organifationsbeftrebungen nad der Richtung 
fortfegen, daß fie den bisherigen Bergrößerungen des Schiffsmateriald ent- 
gegentreten, eine rationellere Ausnugung des vorhandenen Materiald an- 
ftreben und eine. Feltigung und Beſſerung auf dem Frachtenmarfte herbei— 
führen. Schließlid wird aber aud der großenteild von der Schiffahrt ganz 
unabhängige weitere Fortfchritt von Handel und Mandel denjenigen Verluft 
an Frachtmengen erjeßen, welcher durch die zu erwartende, allerdingd un— 
erhebliche Verfehrsverteuerung auf der Wafferftraße zugunften der Eifenbahn 
herbeigeführt wird. 

Meiterhin wird ald Grund für die Beibehaltung der Abgabenfreiheit darauf 
hingewieſen, daß namentlid die Städte im Intereſſe der Schiffahrt umfang- 
reiche, foftfpielige Hafenanlagen gebaut haben, deren Ausnußung unter ber 
Einführung der Abgaben leiden würde. Daß ein dauernder, empfindlicher 
Verfehrsrüdgang eintreten müßte, ift, wie gejagt, unmwahrideinlid. Es ift 
deshalb auch der mehrfach hervorgetretene Gedante einer finanziellen Schadlos— 
haltung der betreffenden Gemeinden von Staatswegen nicht annehmbar, um 
fo weniger, als befanntlich zahlreiche, verfchiedenartige Momente die Ver— 
fehrsentwidlung der Häfen beeinfluffen, weshalb es auch faum möglid fein 
dürfte, die Schädigung durch die Abgaben rechneriich einigermaßen zutreffend 
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feftzuftellen. Überdies würde eine ſolche Entfchädigung ganz ungewöhnlid 
fein, wenigftens habe ich bisher nichts davon gehört, daß etwa Mannheim 
wegen der Benadpteiligung feines Hafenverfehrs durch die Überrheinregulierung 
eine finanzielle Schadloshaltung beanſprucht. 

Schließlih will id noch erwähnen, daß man von den Abaaben eine 
unerträgliche Verfehrsbeläftigung befürchtet, unter Hinweis auf die alten 
Rheinzölle. Ach bin jedoch der Anficht, daß die Erhebungstechnif ſehr leicht 
fo gejtaltet werden fann, daß die Beläftigung, wie ja auch bei den Ein- 
gangszöllen, auf ein durchaus erträgliches Maß herabgemildert werden wird. 

Nah allem kann ich die bisherigen Einwendungen nit für durch— 
ſchlagend anerkennen. Gewiß, die Abgaben bringen der Schiffahrt gemifie 
Nachteile. Aber diefe müßten eben mit in den Kauf genommen werden, 
wenn die Nheinabgaben aus allgemeinen finanzpolitifchen Gründen gefordert 
werben müflen, wenn die Abgabenfreiheit fich darftellt ala ein unberechtigtes 
Privilegium auf Koften der Allgemeinheit. Es fragt fih alfo, ob tatſäch— 
lih von diefem allgemeinen Standpunkte des Staatsinterefjes Die Abgaben 
notwendig find. Dies ift allein für mich das Entfcheidende. Dies allein 
auch der Gefichtspunft, von dem hier an diefer Stelle die Frage beurteilt 
werben follte, nicht aber von dem Standpunfte einer einzelnen Intereſſen— 
gruppe aus. Wie überhaupt mit Rüdfiht auf das Wohl der Allgemeinheit 
und des Staates einzelnen Klafjen Opfer zugemutet werden dürfen , jo ift 
auch die Frage der Wiedereinführung von Nheinfchiffahrtsabgaben damit 
noch nicht in ablehnendem Sinne entſchieden, daß gewiſſe Beeinträchtigungen 
der Sonderinterefjen der Rheinſchiffahrt nahweisbar find, Beeinträhtigungen, 
die überdies feineswegs fchwerwiegende und dauernde fein würden. 

Meines Erachtens läßt fih die Abgabenfreiheit des Rheines nur ver: 
treten, wenn man grundfäglih für die Abgabenfreiheit aller Wafjerftrafen 
eintritt; nicht freilich in dem Sinne, daß fie ſchon in der nächſten Zeit 
verwirklicht werden Fönnte, wohl aber, indem man fie auffaßt als Endziel 
einer längeren Entwidlung. Es würde hierbei zweifellos mit einer Über: 
gangsperiode gerechnet werden müfjen, während deren die befonderen An- 
jtalten, wie Scleufen und Hebewerfe, die Fahrftrafe für Seeſchiffe an den 
Flußmündungen noch lange Zeit abgabenpflicdhtig bleiben. Und es liegt mir 
ferne, etwa die Zweckmäßigkeit der Erhebung von Abgaben für die jegt neu 
zu erbauenden Kanäle von der Hand zu meifen. Cine vorſichtige, all 
mähliche Verwirklichung des Grundfages der Abgabenfreiheit führt auch nicht 
notwendig dahin, daß auf den weiteren Bau fünftlicher Waſſerſtraßen für 
alle Zeiten verzichtet werden müßte, wie ich entgegen den bezüglichen 
Ausführungen des Herrn Referenten bemerfen möchte, da die Abgaben 
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erhebung für neue Anlagen als vorübergehende Maßregel immerhin berechtigt 
bleiben mag. 

Wenn aber jenes. Endziel richtig und erftrebensmwert ift, aber auch nur 
in diefem Falle, würde die Wiedereinführung von Abgaben auf den Flüffen 
und jpeziell auf dem Rheine als eine rückſchrittliche Maßregel nicht zu billigen 
fein, weil dann eben jener endgültige Zuftand in unabfehbare Ferne gerüdt, 
hingegen die gerade entgegengefegte Richtung der allgemeinen Einführung 
des Roftendedungsprinzips für alle Waſſerſtraßen dauernd fanftioniert würde, 
Dieje letere Forderung tft ja vom Herrn Referenten mit wichtigen Gründen 
nad; groß angelegten Gefihtspunften vertreten worden. Ich will nun keines— 
wegs von vornherein behaupten, daß e3 mir gelingen wird, feine Erwägungen 
als beveutungslos erfcheinen zu laſſen gegenüber dem vorhin aufgeftellten 
entgegengejegten Grundfage der allgemeinen Abgabenfreiheit als Endziel. 
Jedenfalls aber ift dies für mich flar, daß die Erwägungen und Ent- 
fchließungen inbetreff der finanziellen Behandlung aller deutſchen Binnen 
waſſerſtraßen maßgebend fein müſſen auch für die Verhältniffe des Rheines, 
und daß deshalb beſonders auch auf dem Boden diefer finanzpolitifchen 
Erörterungen die heutige Debatte fi bewegen follte; um fo befjer dann 
aud für den Rhein, wenn fi die Mage zugunften der Freiheit neigt. 

Die Frage geht alfo dahin: ob der grundfäglichen Forderung der Ab- 
gabenfreiheit für alle Arten von Wajjerftraßen zuzuftimmen ift. Iſt es 
berechtigt, daß die Allgemeinheit im Intereſſe der Verkehrsverbilligung die 
dahinzielenden Opfer bringt? Hierfür läßt ſich zunächſt geltend machen, 
dab eine DVerbilligung und Erleichterung des Verkehrs in hohem Maße 
probuftionsfördernd wirkt, daß fie einen mildernden und ausgleichenden 
Einfluß auf die wirtjchaftlihen Gegenfäge innerhalb des Landes ausübt, 
daß die fteuerlich leiftungsfähigeren Gebiete zugunften der der Verkehrs— 
entwidlung befonders bebürftigen mit herangezogen werden. 

Freilich laſſen fi diefe Erwägungen mehr oder weniger zugunften 
aller Arten von Straßen anführen. Wie jteht e8 damit? Bei den Land- 
jtraßen tft das Prinzip der Gebührenfreiheit bereits anerfannt. Allerdings 
heißt es, daß fie der Allgemeinheit zugute kommen, die Waflerftraßen da- 
gegen nur einem Teile der Bevölferung. Diefer Gegenſatz ift indeſſen fein 
abjoluter. Dort ijt der Begriff der Allgemeinheit im mejentlichen auf die 
ländliche Bevölterung zu befchränfen; hier erweitert ſich der Einfluß mit 
dem Ausbau des Waſſerſtraßennetzes und der Ausdehnung feines Wirfungs- 
bereichedg. Die Freiheit der Waſſerſtraßen ift an fi fein Novum, mie 
namentlich das Berfpiel der franzöſiſchen Staatsfanäle beweist. Der dort 
für die Befeitigung ber Abgaben mit maßgebend geweſene Geſichtspunkt, 
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einen Drud auf die Eifenbahnfradgten auszuüben, ift auch für unfere Ver— 
hältnifje praftifch doch nicht ganz belanglos. Und aud in bezug auf die 
Eifenbahnen läßt ſich der Zufunftsgedanfe einer unentgeltlihen Geftellung 
der Fahrbahn fehr wohl verwerten. Der Herr Referent will das gefamte 
Transportweien als Einheit aufgefaßt ſehen, mit dem idealen Ziele einer 
Bemeffung der Transportlojten auf der Grundlage der bloßen SKoiten- 
dedung aud für die Eifenbahnen. Dies legtere ſcheint mir infofern zu 
weit zu gehen, als auch die Eifenbahnverwaltung in ihrer Eigenfchaft als 
Transportführer nah Gewinn ftreben darf, wie der Fradtfuhrmann und 
der Sciffsreeder. Sch würde es daher für richtiger halten, den durch die 
Tarifermäßigungen berbeigeführten Mindergewinn auf die Fahrbahn allein 
in Anrehnung zu bringen, Dies ift zunächſt ja nur ein rechnungsmäßiger 
Unterfhied, dem aber doch eine grundfägliche Bedeutung innewohnt. 
Abgefehen von diefen allgemeinen Erwägungen zuguniten der Ab- 
gabenfreiheit kommt fpeziell für die Waflerftraßen noch folgendes in Be: 
tracht. Der Grundfag der Koftendedung bei den Waſſerſtraßen Hat den 
großen Mangel, daß er fich praftifch niemals allgemein verwirklichen läßt. 
Zahlreihe Kanäle bringen die zur Koftendedung erforderlihen Gebühren 
nicht auf, weil fein genügender Verkehr vorhanden ift. In ſolchen Fällen 
fann ja nun manches geſchehen durch zwedmäßigere Abjtufung der Gebühren, 
volllommenere Organifation des Schiffahrtöbetriebes und dergleihen. Dies 
alles Führt jedoch jchlielih aud nicht zum Ziele, wenn bei rüdjtändigen 
wirtſchaftlichen Berhältniffen fein hinreichender Verkehr vorliegt. Iſt es 
aber nicht ſehr bedenklich, ein Prinzip, wie das der vollen Kojtendedung 
durch Gebühren für die Mafferjtraßen zum herrfchenden machen zu wollen, 
wenn es ſich tatfählih nicht vollftändig durchführen läßt? Wäre es da 
nicht — im Intereſſe gerade der ſchwach entwidelten Wirtfchaftsgebiete — 
viel richtiger, die Gebühren ganz fallen zu lafjen und die Kojten der 
Unterhaltung der Waſſerſtraßen jtatt deſſen den allgemeinen Staatsmitteln 
zu entnehmen? — ein Schritt, defjen Verwirklihung freilich wefentlich von 
der allgemeinen Finanzlage des Staates abhängen wird. 
Unbegreiflicherweife haben auch die meiften Gegner der Abgaben auf 
den Flüſſen gegen die Kanalgebühren grundfäglid nichts einzumenden. 
Haben aber nicht gerade diefe den Nachteil, dak fie den ohnehin vielfah 
fehr mäßigen Verkehr an der empfindlichiten Stelle treffen, ihn mit einer 
relativ hohen Abgabe belaften, während bei billigeren Transportfoften eine 
verfehrö- und gemwerbefördernde Wirkung und demzufolge ein lebhafterer 
Auffhwung in Handel und Wandel zu erwarten wäre? Sind do aud 
die Kreife, die Provinzen fo ftarf an der Verfehrshebung intereffiert, das 
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ihnen mit Net eine finanzielle Mitwirfung bei dem Waſſerſtraßenbau zu- 
gemutet werden darf. So wird auch heute faum noch eine Nebenbahn 
gebaut, ohne daß die Kreife und Gemeinden fomwie die in der Nähe 
liegenden Fabrifen und dergleihen menigftens zu den Grunderwerbstoften 
beitragen müffen. Und wie wäre es bei neuen Kanälen mit der Aus- 
nußung des Wertzuwachſes der Ländereien auf dem Wege der Befteuerung 
im Sinne der bodenreformerifhen Ideen? (Zuftimmung.) 

Ale diefe Fragen find meine® Erachtens nod nicht genügend zum 
Gegenftande grundfägliher Erörterung gemacht worden und geflärt. Einzig 
und allein mit den Abgaben glaubt man für alle Zufunft die Finan— 
zierungsfrage für die Waſſerſtraßen gelöft zu haben. Troß ihrer Mängel 
macht man diefe Art der Koſtendeckung zu dem allein herrfchenden Prinzip. 

Jene Bedenfen und Schwierigkeiten, melde der allgemeinen An- 
wendung des Kojtendedungsprinzipes vermittelt der Abgaben im Wege 
ftehen — welche übrigens in ähnlicher Weife aud bei den Landſtraßen 
vorhanden waren und dort mit zur Abſchaffung der Wegegelder geführt 
haben — find nun offenbar auch dem Herrn Referenten nicht entgangen. 
Und er jchlägt ein Mittel vor, welches allerdings diefe Schwierigkeiten 
in etwa ausräumen würde, nämlih die einheitliche Bemefjung der 
Gebühren für die zu einem zujammenhängenden Net mit einander ver- 
bundenen Waflerftraßen, d. 5. doc nad weiteren Kanalbauten und wenn 
einmal der ganze preußifche Mittellandfanal vollendet fein wird, mindeſtens 
für alle preußifhen Waſſerſtraßen — ein Gedanfe, der ja auch ſchon jonft 
aufgetreten ift. Hiergegen möchte ich nun aber entfchieven Einfpruch er- 
heben. E3 würden dadurd, entgegen meiner bisherigen VBorausfegung, wo— 
nah jede Waflerftraße für fih auffommen und finanziell felbjtändig be- 
handelt werden foll, den leiftungsfähigen Strömen die Koften der verfehrs- 
ſchwachen Kanäle aufgebürdet werden; e8 würde die Gefahr heraufbeichworen, 
daß man ohne große Sorge Kanäle baut in der Erwartung, daß die Flüffe 
für den Schaden aufflommen. Es würden fi damit aber auch alle jene 
ertremen Wünſche erfüllen, welche von gewifjen agrarifchen und eifenbahn- 
fisfalifchen Kreifen an die Wiedereinführung der Abgaben auf den Flüffen 
gefnüpft werden. Mit dem Trofte, daß derartige reaktionäre und verfehrs- 
feindliche Beftrebungen erfolglos bleiben, kann ich mich bei der heutigen 
Sinterefjenpolitif, die gerade auch in den letten Jahren fo mande fonderbare 
gefetgeberifche Früchte gezeitigt hat, nicht beruhigen, troß des in Ausficht 
genommenen und auch vom Herrn Referenten empfohlenen Wafferitraßen- 
beirates, der mir al3 Sicherung gegen jene Beftrebungen wirflih nit 
imponieren fann. (Sehr richtig!) 
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Wie ih mid für die allgemeine Durchführung des Abgabenprinzipes 
wegen der vorhin entwidelten findnzpolitiichen Bedenken nicht entjcheiden 
fann, ſo muß ich mid auch aus jenen politifchen Gründen gegen die Be- 
feitigung derjenigen rechtlichen Beſtimmungen ausſprechen, welche tatſächlich, 
wenn auch vielleicht nicht nach der Abſicht der damaligen Geſetzgeber, auf 
eine allmähliche Befreiung aller Binnenwaſſerſtraßen von den Abgaben 
hinauslaufen, als ein in der Zukunft zu erreichendes Ziel. 

Die Wiedereinführung der Abgaben und demzufolge die Beſeitigung 
der jetzigen Beſtimmungen hinſichtlich der Abgabenfreiheit des Rheines wäre 
weiterhin noch deshalb ein bedenklicher Schritt, weil gänzlich ungewiß 
bleibt, ob und in welcher Weiſe die beteiligten Uferſtaaten über eine ge— 
meinfame, dem Verkehrsbedürfnis Rechnung tragende Regelung der Frage 
von neuem ſich verjtändigen würden. 

Und aud aus unmittelbar praktiſchen Gründen endlich jehe ich feine 
Notwendigkeit, diefe Abgabenfreiheit zu opfern. Dan hat mohl gejagt, 
daß die preußifche Regierung vom Landtage Feine weiteren allgemeinen 
Staatömittel für die Zwede der Inſtandhaltung des Rheines erhalten 
könne. Demgegenüber ift jedoch auf die Rheinſchiffahrtsakte Hinzumeifen, 
welche die Vertragsitaaten ausdrüdlih zur guten Inſtandhaltung des Fahr: 
wafjerd des Nheines verpflichtet. Unter Berufung auf dieſe vertraglide 
Verpflihtung kann eine preußifhe Regierung von ihrem Landtage die 
nötigen Mittel wohl befiommen, wenn fie nur ernitlich will. 

Wenn ih zum Schluß meine Anſicht no einmal furz zufammenfaffen 
darf, jo geht diefelbe dahin: 

Die Frage einer einheitlichen Neuregelung der finanziellen Behandlung 
fämtlicher Wafjerftraßen Liegt zurzeit an und für fi nahe und zwar aus 
verfchiedenenen Gründen. Es handelt fi dabei materiell um die Frage 
der allgemeinen Einführung von Abgaben ald Entgelt für die Dedung der 
Herftellungs:, Verbeſſerungs- und Unterhaltungsfoften der betreffenden 
Waflerftraßen. Abzumeifen ift hierbei die einfeitige handelspolitifche oder 
eifenbahnpolitifiche Ausbeutung dieſes Gedanfens, und dies um fo mehr, 
als die Eifenbahnen und die Schiffahrt, insbefondere hier am Rhein, aut 
mit einander ausgefommen find und fich gegenfeitig ergänzen. 

Richtig ift, daß bei Annahme des Abgabenprinzips ein Unterjchied 
zwijchen den jegt in der Hauptſache abgabenfreien natürlichen und den abaabe- 
pflichtigen fünftlihen Wafjerftraßen nicht gemacht werden fann, zumal bejonders 
die größeren Ströme, namentlih der Rhein, am eheſten in der Lage find, 
die betreffenden Koften aufzubringen, und eine erheblide Schädigung der 
Schiffahrt durch zwedentfprehend bemefjene Abgaben nicht zu befürchten iſt. 
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Fraglich ift dagegen aus wirtfchaftlihen und finanziellen Gründen, ob 
tatſächlich die Koftendedung durch Abgaben das richtige, für alle Zukunft 
fejtzulegende Prinzip ift, zu deſſen Gunften auch der Rhein ein Opfer 
bringen müßte, oder ob nicht die Abgabenfreiheit ald das, wenn auch erſt 
für eine fernere Zeit zu erftrebende Ziel zu betrachten ift, zu dem hin bie 
freie Rheinfchiffahrt einen wichtigen Schritt bedeutet. Sit dies der Fall, 
und viele Gründe fprehen für diefe Abgabenfreiheit, fo erfcheint die Be— 
feitigung der jetigen gefeglichen und vertraglichen Feſtſetzungen der freien 
Rheinſchiffahrt ſehr bedenklich, um jo bedenklicher, als diefe geltenden Be— 
ftimmungen einen wertvollen Schu gegen zurzeit mächtige, verkehrsfeindliche 
Beitrebungen bedeuten. Dieſe Erwägungen bejtimmen mid, für die Bei- 
behaltung der Abgabenfreiheit des Rheines mich auszusprechen. 

(Lebhafter Beifall.) 


Borfigender: ch danke au dem zweiten Herrn Referenten für 
feinen Vortrag, den wir als eine durchaus wünfchenswerte Ergänzung der 
Ausführungen des erjten Neferenten anfehen dürfen. 

Meine Herren, es ift bald 1 Uhr. ch alaube, es kann nicht in Ihrem 
Wunſche liegen, jetzt noch die Diskuffion zu eröffnen. Ich halte es daher 
für bejjer, jet eine Pauſe eintreten zu laffen. Wenn Sie einverftanden 
find, jchließen wir jegt die Verhandlungen und beginnen fie pünftlid um 
2 Uhr wieder. 

(Baufe.) 


(Nahmittagsfigung.) 

Den Borfig führt Staatsminifter Freiherr von Berlepfd. 

[Das Refultat der inzwifchen vollzogenen Ausſchußwahlen wird befannt 
gegeben. Es find abaegeben 102 Stimmzettel; die meiften Stimmen 
— zwiſchen 77 und 97 — haben erhalten die Herren 

Profeſſor Dr. von Philippovich, 

Profeffor Dr. Wagner, 

Profeffor Dr. Schmoller, 

Profefior Dr. Sombart, 

Miniftertaldireftor Dr Thiel und 

Freiherr Heyl zu Herrnsheim. 
Die übrigen Stimmen find zerfplittert. Es find alfo die ſechs ausſcheidenden 
Herren mit großer Mehrheit wiedergewählt. ] 


Borfigender Staatsminifter Freiherr von Berlepſch: Geſtatten Sie 
mir, voraus zu bemerfen, daß fich bisher 18 Redner gemeldet haben. Es 
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find, ſoweit ih die Sache überjehen fann, weſentlich Gegner der Sciff- 
fahrtsabgaben 
(Bravo!), 

die fih zum Worte gemeldet haben, mit fehr wenigen Ausnahmen. — Es 
ift foeben dazu „Bravo!“ gerufen worden. Meine Herren, ich teile dieſe 
Stimmung nit; ich bedauere lebhaft, daß der gegenteilige Standpunft hier 
fo wenig zur Erörterung gelangt. Das fage ich nicht, weil ich felber eine 
Meinung zum Ausdrud bringen will, fondern weil ich der Anficht bin, daß 
die Debatte nah außen hin jehr viel fruchtbringender wirkt, wenn auch der 
entgegengefegte Standpunkt hier eingehend und nit nur durh den Re- 
ferenten zum Ausbrud fommt. Indeſſen an der Tatfache fünnen wir nun 
einmal nichts ändern. Es liegt wefentlih auch an den örtlichen Verhält— 
nifien, daß die Freunde der freiheit von Sciffahrtsabgaben hier vorwiegend 
zu Worte fommen. Ich möchte aber an diefelben die Bitte richten, fich in 
ihren Ausführungen möglichſt zu befchränfen eben mit NRüdficht auf den 
Umftand, daß fich wejentlih nur Redner, die gleicher Anfchauung inbezug 
auf die Schiffahrtsabgaben find, zu Worte gemeldet haben. Eine Be 
fchränfung der Zeit der Nede werde ich zunächſt nicht vorfchlagen, das muf 
davon abhängen, wie ſich die Debatte geftaltet. 


Profeffor Dr. Gothein (Heidelberg): Meine Herren, ich gehöre der 
quantitativ ftärferen Partei, wie Erzellenz ung foeben hier angedeutet hat, 
an. Wir, die Freunde der Freiheit der Wafjerftraßen, find alfo in einem 
gewiffen Vorteil und trogdem tjt es nicht ſehr leicht, Heute unfere Sache 
zu führen. Wir ftehen unter dem Eindruck des Referats von Herm 
Kollegen Schumader, der uns faſt zwei Stunden lang im höchſten Sinne 
gefeffelt hat. Ich habe wirklich mandmal beinahe geglaubt, daß ich ein 
Freund der Schiffahrtsabgabe geworden wäre (Heiterfeit), wenn ich ven 
glänzenden Ausführungen dieſer bezaubernden Dialektit gelaufcht Habe. 
Allein hinterher haben fich doch Zweifel gemeldet, ob es nicht gar zu 
viel Dialektik geweſen fet. 

(Sehr richtig!) 

Der Herr Kollege Schumader hat ſich die Gegner etwas zurecht gelent, 
er hat polemifiert gegen Übertreibungen, die im Kampfe überall vor- 
fommen, die einem zumal im den ntereffentenzeitjchriften überall be 
gegnen werben. ch glaube, daß die folgende Debatte den Herrin Kollegen 
Schumader überzeugen wird, daß die Freunde der Freiheit der MWafler: 
jtraßen keineswegs derartig übertreiben und auch nicht jo eminent unlogiſche 
Köpfe haben, wie er es dargeitellt hat. 
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Der Herr Kollege Schumader hat fih uns als Idealiſt vorgeftellt, 
und das war aud der hauptſächliche Reiz feiner Ausführungen. Er hat 
ung ein zauberhaftes Bild der Zukunft vorgemalt, einer Zukunft, in 
der alle Intereſſengegenſätze zwifchen Eifenbahn und Waflerftraße aus» 
geglichen find. 

(Heiterfeit.) 

Er hat ja jelber in früheren Werfen ausgezeichnet auseinandergejeßt, daß 
gegenwärtig von einer ſolchen Intereſſenharmonie nicht die Rede fein 
fann. Aber in der Zukunft, wie gejagt, find alle Streitobjefte meg- 
gefallen, da werden fi die beiden Verfehrömittel ganz und gar in die 
Hände arbeiten und ihren Vorteil alö gemeinfam anfehen. Er hat uns 
eine ideale Abgabenerhebung, in der das ariftotelifhe Prinzip der aus- 
gleichenden Gerechtigfeit verwirklicht fein wird, vorgeführt. Nur zum 
Schluß hat er das Belenntnis zu diefem Prinzip etwas abgeſchwächt. 
Namentlih Hat er uns aber einen ganz idealen Staat vor Augen geführt, 
einen Staat, in dem nur ein einheitlicher Wille herrfcht, in dem fo etwas 
wie Refjortpatriotismus, der heutzutage unzweifelhaft eine gewiſſe Rolle, 
namentlich im Verkehrsweſen jpielt, gar nicht mehr vorhanden if. Zu 
diefem idealen Zuftand, daß nämlich die Frachten, die Transportleiftungen 
fo billig wie möglih werden, damit wir im internationalen Wettkampf 
aufs befte gerüftet feien, will er uns führen, und — das ift das erftaun- 
liche — zur Verbilligung will er uns führen, indem er zunädjt eine Ver— 
teuerung einführt (jehr richtig! und Heiterkeit). Denn das ift doch un- 
zweifelhaft: Abgabenerhebung bedeutet etwas einzuführen, was nit da 
war, und dieſes Mittel zum idealen Zweck iſt ed, was mich vor allem in 
hohem Grad bedenklich macht. 

Der Herr Kollege Schumader hat nun zur Begründung feiner 
Forderungen ein finanzwirtfchaftliches Prinzip jehr geiftreich begründet. Er 
hat das Gebührenprinzip eigentlih als das Syſtem des Fortſchritts be— 
zeichnet. Er hat den Standpunkt, daß ein freies Genußgut aus dem all- 
gemeinen Steuerfonds der Volkswirtſchaft zu Gebote gejtellt wird, wenigſtens 
auf unferem Gebiet und noch auf vielen anderen, als überlebt dargeftellt. 
Bis jet bin ich immer der Meinung geweſen, daß die Entwidlung der 
Finanzen den entgegengefegten Weg eingejhlagen hat, und Herr Kollege 
Schumader jelbft hat in jener Schrift, die uns allen fo reiche Belehrung 
gewährt hat, die die ganze Wafjerfrage jo umfichtig behandelt hat, für Die 
Landſtraße eine entjchiedene Ausnahme gemadt. Er hat heute den Namen 
Landſtraße, wenn ich recht gehört habe, überhaupt nicht in den Mund genommen. 

(Sehr ridtig!) 
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Er ift diefer Frage vollftändig ausgewichen. In jeinem Buch hat er aber 
bekanntlich auseinandergefegt, daß es ein großer Fortfchritt gemejen fei, 
daß man zu der unbedingten Abgabenfreiheit der Landitraße gefommen iſt, 
daß man die Landftraße ald allgemeines Genußgut der Volkswirtſchaft zu 
Gebote ftellt, feitdem fie einen allgemeinen gleichartigen Nuten für jeder 
mann hat. Ich glaube übrigens, nebenbei gefagt, daß dem Herrn Kollegen 
Schumader diefer Beweis in feinem Buch nicht gelungen ift. Die Land- 
ftraße ift tatfächlih von viel größerem, allgemeinerem vollswirtfchaftlichen 
Nuten gewefen, als fie aud noch die Eifenbahn erſetzte, und gerade in 
diefer Zeit find Gebühren erhoben worden. Die Abgabenfreiheit der Land— 
ftraße fommt vielmehr jegt einem Teil der Bevölkerung, der landwirtſchaft— 
fihen Bevölkerung zugute (fehr richtig), was ja ſchon an und für fi 
außerordentlich vielſagend ift. 
(Heiterfeit.) 

Nun hat Herr Kollege Wirminghaus nachher zu meiner Freude aegen 
ven Schluß feiner Auseinanderfegungen fi auf einen fehr fortfchrittlichen 
Standpunft geftellt. Er hat theoretifch, aber freilih au nur als ein Zu- 
funftsbild, als einen Wechfel, ver noch lange nicht einzulöfen ift, die Aus— 
dehnung eined derartigen allgemeinen Genußgutes auf alle Arten von 
Transportleiftungen uns vor Augen geführt. Das hat mich einigermaßen 
in Verwunderung geſetzt; denn während der ganzen eriten Hälfte der Aus- 
einanderfegungen des Herrn Kollegen Wirminghaus habe ich durchaus ae 
glaubt, er fpreche für die Einführung von Wafjerftraßenabgaben (Heiterkeit), 
und bin deswegen jehr angenehm enttäufcht gemwejen, ald am Schluſſe eine 
entſchiedene Gegenerflärung fam, ja als ein jo meittragendes Prinzip auf- 
geſtellt wurde, welches uns in ſehr nebelhafter Zukunft eine Ausdehnung 
der Abgabenfreiheit, eine Unentgeltlichfeit der Leitung auf Kanälen, auf 
Flüffen, ja jogar auf Eifenbahnen in Ausſicht ftellte. Ich glaube, die Zeit 
ift heute zu furz bemefjen, als daß wir auf eine derartige prinzipielle Frage 
in der Debatte genau eingehen fönnten. Das ift gelehrte Debatte; wir 
müffen uns aber bier auf die politifche Debatte beſchränken. Mir können 
unmöglich in einer fo furz bemefjenen Zeit auch nur dem geiftreichen 
dialeftifchen Aufbau des Herrn Kollegen Schumader nachgehen und können 
unmöglich diefes Gewebe wieder in feine einzelnen Fäden auflöfen. 

Mas aber das Gebührenprinzip anlangt, jo hat der Herr Kollege 
Schumader es vor allem darauf gegründet, daß die einzelnen Waſſerſtraßen 
eine Einheit bilden und daß die Koften derjelben, die beftändig gewachſen 
find, gededt werden follen durd die Schiffahrt nad Berüdfihtigung be 
ftimmter Abzüge. Was denn aber diefe Abzüge find, die gemacht werden 
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follen, darüber ift er auch wieder etwas leicht hinweggegangen, Wir fönnen 
ja nun zunächſt allerdings immer fein Buch zur Ergänzung beranziehen, 
und daraus ift ohne meitered anzunehmen, daß er nur diejenigen Auf- 
wendungen hierher rechnet, die im Intereſſe der Schiffahrt gemacht worden 
find, jo daß alfo alles, mas im Intereſſe der Yandmwirtichaft aufgewendet 
worden ift, in Wegfall fommt. Das macht nun fhon ganz außerordentlich 
viel aus. Wer rechnet das aber am Rhein überhaupt aus? 
(Sehr richtig!) 

Am Oberrhein — fönnen wir von vornherein jagen — ift durdh den 
landwirtſchaftlichen Gewinn, wie fon oft betont worden ift, der Koiten- 
betrag der Regulation gededt, der Gewinn ift faft größer geweſen als die 
Auslagen. Am Mittelrhein ſteht die Sade anders. Am Niederrhein 
wiederum ift für Schiffahrt und Landwirtſchaft ungefähr gleich viel auf- 
gewendet. Von der Weichſel, für welche, wenn die Abgaben die Ver— 
zinfung und die Amortifation der Regulierung deden follen, wir den un- 
erhörten Sat von 1,10 Pig. für den Tonnenfilometer erreichen müßten, 
fönnen wir doch eigentlih fagen, daß für die Schiffahrt fo gut wie 
gar nichts, für die Borflut dagegen jo gut wie alles dur die Kor- 
reftion geleiftet worden iſt. So jtellen fi denn die allergrößten Ver— 
fchiedenheiten in diefer Beziehung heraus, und eine Berechnung diefer 
Poften iſt überhaupt faum möglid. Eine Berechnung in dieſer Art ift 
ja nun in jüngfter Zeit für die preußifchen Kanäle gemacht worden, und 
zwar von Herrn Peters, den wir das Vergnügen haben, heute in unferer 
Mitte zu fehen. Sch muß aber jagen, daß diefe Rechnung eine folcdhe ift, 
daß man dabei zu all und jeglichen Gebühren gelangen fann. Wenn felbft 
die märfifhen Wafjerftraßen, die bisher ſtets als überlaftet dur Gebühren 
gegolien haben, nur eine leidlich knappe Verzinſung berausbringen, wie 
müßten denn dann die Gebühren im allgemeinen bemefjen werden? Ach 
freue mid, daß der Herr Kollege Schumader ſich auf diefen fisfalifchen 
Standtpunft nicht gejtellt hat. 

Die Rechnungen, welde gewöhnlich für die Koſten des Flußlaufes zu— 
grunde gelegt werden, leiden aud nod an einem großen Mangel, daß 
nämlich die ganz außerordentlich Foftjpieligen Hafenbauten, namentlich bei 
uns am Rhein, überall mit eingerechnet worden find. Wer hat denn die 
Häfen gebaut? Die hat nur zum allerfleinften Teil der Staat gebaut. 

(Sehr richtig!) 
Wenn er den Ruhrorthafen gebaut hat, fo bat er fehr gut gewußt, warum. 
Der Ruhrorthafen ift ein Eifenbahnhafen und außerdem ift der Ruhr— 
orthafen, fo viel ich weiß, gebaut worden aus den Erträgen des alten 
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Ruhr⸗Schiffahrtsfonds. Die anderen Häfen dagegen von Cöln, Düſſeldorf 
bis nah Frankfurt hin — nicht hier in Mannheim, aber in den preußi- 
fhen Städten — haben die Städte gebaut, und diefe Aufwendungen der 
Städte mit hineinzurechnen,, damit fie ſich der Staat nachher verzinfen laſſe 
(Heiterkeit), it denn doch eine feineswegs berechtigte Rechnung. 
(Sehr ridtig!) 
Ber den Gebühren hat Herr Kollege Schumader ja in ehr geiftreicher 
Weiſe, und ich möchte das als den Hauptteil feiner Ausführungen über- 
haupt bezeichnen, dem Prinzip des Ausgleihs das Wort geredet. Es ift 
ja in der Tat ein jchöner Zufunftsgedanfe, daß fämtliche Verkehrswege eine 
große Einheit bilden, alle unter einheitlihen Gefichtspunften behandelt 
werden, alle in gleicher Weife der Volkswirtichaft dienen, und Herr Kollege 
Schumader hat gefagt, erft dann würden die natürlichen Verſchiedenheiten 
auch recht zur Geltung fommen, denn das alles werde gefchehen, nicht zum 
Ausgleich diefer Verfchiedenheiten, nein im Gegenteil, um fie richtig wirken 
zu lafjen. Diefe letztere Schlußfolgerung ift mir einfach unverjtändlid. 
Dieje großen Verfchiedenheiten äußern ſich gegenwärtig in den verfchiedenen 
Koften, welche die einzelnen Mafferftraßen maden. Diefe Verſchiedenheit 
der Kojten, und auf der anderen Seite die Verfchiedenheit der Schiffbarkeit 
der einzelnen Ströme bleibt doch immer beftehen. Die vollfpurige Eijen- 
bahn ift immer diefelbe.. Die Flüfje dagegen find überall verjchieden. 
Sinfolgedefjen fann man auf den Eifenbahnen überall das gleihe Tarif- 
ihema durdhführen, auf den Flüſſen aber ift ein derartiger Ausgleich 
nicht summum jus, fondern summa injuria. Auh Herr Wirminghaus 
hat darauf hingewiefen, daß diefe einheitlihe Zufammenfaffung zur Zeit, 
ih füge Hinzu, aller Wahrjcheinlichfeit nad für immer, eine willfürlice 
Bemefjung bedeuten mwürde, und praftifch angefehen, mas käme dabei 
heraus? Wir Haben aus den Berechnungen gehört, der Rhein jolle 
0,04 Po. pro Tonnenkilometer tragen. Kollege Schumader bat eine fehr 
fanguinifhe Berechnung, jo jchien es mir wenigftens — man Ffann fie 
augenblidlih nicht nadhprüfen —, aufgeftellt, daß tatſächlich die Schiffahrt 
z. B. nah Frankfurt ſich bei diefem Satze billiger ald gegenwärtig ftellen 
würde. Aber wenn er es ausdrüdlich in Ausfiht nahm, daß der Rhein 
für die Wefer auffommen muß — von der MWeichfel ift ja vorhin ſchon 
geſprochen worden, hoffentlich ſchließt er dieſe jelbjt aus —, wenn er für 
alle diejenigen Flüſſe, welche korrigiert werden, mit auffommen muß, wenn 
er Schließlich auch noch für alle Kanäle mit ihren mannigfachen Schleufenbauten 
auffommen muß, jo glaubt Doch feiner von Ihnen, daß es bei den 0,04 Pfg. bleibt. 
(Sehr ridtig!) 
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Dann wird natürlich) diefe Summe, die einftweilen als ein Beruhigungs- 
mittel, als eine weiße Salbe auf die Wunde verwendet wird (Sehr richtig !), 
fih in ganz anderer Weiſe entpuppen, und das ift die große Gefahr; denn 
die Tarifhoheit, wenn einmal Schiffsabgaben bewilligt find, hat nachher 
der Staat. Er fegt nachher die entſprechenden Sätze feit, und deswegen 
vor allem heißt es vorfichtig fein, ihm auch nur diefe Möglichkeit zu ge— 


währen. 
(Sehr richtig!) 

Nun haben allerdings die Herren vom waſſerbautechniſchen Stand- 
punft, in welchem ich nicht mitjprehen kann, auseinandergefegt — und 
Herr Wirminghaus hat zu meinem Bedauern das in vollem Maße aud 
getan —, es jeien Unterfchiede zwijchen den verfchiedenen Formen der 
Waſſerſtraßen heutzutage gar nicht mehr zu machen. Es feien Übergänge 
zwifchen ihnen vorhanden, und die Scheidungen feien deshalb im einzelnen, 
in der Kaufuiftif nicht genau durchzuführen, jo hieß es; und darum — fo 
ichloß man — vernadhläffigen wir fie, darum faflen mir die ganze Sache 
als Einheit! Meine Herren, wo gibt es in der ganzen Melt zwei Er- 
fcheinungen, zwifchen denen nicht Übergänge find? Wo find denn Gegen- 
ſätze fchroff voneinander geſchieden? Keineswegs ift die Scheidung, mie 
fie in der Rheinfchiffahrtsafte und im Artikel 54 der Reichsverfaſſung vor- 
gefommen ift, jo willfürlih und unglüdlih, wie fie von Herrn Kollegen 
Schumader bezeichnet worden ift; denn er hat ja diefe Art der Abfaffung 
der Verträge und der Schiffahrtsafte als piychologifch erflärlich zwar ent— 
Ichuldigt, hat fie aber zugleich aufs entſchiedendſte objektiv verurteilt. Nein, 
damals, im Jahre 1867, find doch die Tatſachen jchon gerade jo gemefen 
wie jet. Ein klein wenig mehr Zwiſchenſtufen find vielleicht hinzu- 
gefommen; aber im mejentlichen war e8 damals gerade wie heute. 

(Sehr richtig!) 
Der Rhein war ja auch ſchon im Jahre 1867 im weſentlichen ein 
„Kunſtwerk“. Auch damals hat es ſchon Kribben und PBarallelbauten und 
Sprengungen im Bingerloh gegeben und ſchon damals find andauernd 
große Mittel aus Staatskoften aufgewendet worden, die, wenn mir den 
damaligen Finanzzuftand mit dem jebigen vergleihen, den Etat mohl 
reichlich fo ſchwer gefallen find, wie die heutigen Ausgaben. 

(Sehr wahr!) 
Die Scheidung tft alfo ſchon damals, im Jahre 1867, nicht aus Gedanten- 
lofigfeit, fondern aus gutem juriftifchen Grundfaß, daß man eine fcharfe 
und präzife Scheidung befigen muß, bei der man eben an einer Stelle das 
Meſſer einjfegen muß, vorgenommen worden, und es hat fi im diejer 
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Beziehung nicht fo viel geändert, daß man diefen Unterfchieb nun ohne 
weiteres vernadhläffigen könnte. 

Ich habe nun von der Höhe der Sciffahrtsabgaben jchon geſprochen 
und gezeigt, daß mit den einftweilen angegebenen niederen Sätzen feines- 
wegs auf die Dauer zu rechnen ift, den niederen Sätzen, die, wie Herr 
Schumader und aud Herr Wirminghaus behaupten, der Schiffahrt gar nidt 
Schaden würden. Meine Herren, das können wir ja ohne weiteres zugeben: 
zugrunde gehen würde die Schiffahrt nicht, zugrunde gehen würde mahr- 
haftig diefe gewaltige fommerzielle Entwidlung auf dem Rhein nit. Ganz 
gewiß hat die Schiffahrt Schon fchlimmere Zeiten erlebt und wenn es fein 
müßte, würde fie fi den Verhältniffen auch anpafjen. Aber der Wirkungs— 
freis, den der Mafjertransport bisher gehabt hat, der Aftionsradius der 
Schiffahrt würde allerdings alteriert werden; eine jofortige Schädigung, die 
aller Wahrfcheinlicheit nach eine andauernde fein würde, würde felbjt die 
Folge fein. Ich kann auf die Einzelheiten nicht eingehen; die Herren 
Schiffahrtöintereffenten, die die Sache beherrſchen, werden ja das Not- 
wendige noch vorbringen. Aber ich will betonen, daß die 18 Pfg. pro 
Tonne von Emmerih nad Mannheim bei einem großen Schleppfahn von 
2000 Tonnen jhon 360 ME. und bei einem Scleppzug eine Abgabe: 
fumme von über 1000 ME. ausmahen auch bei diefem fo gering aus— 
fehenden Satze von 0,04 Pfg. pro Tonnentilometer. Glauben Sie denn, 
daß den Sciffahrtsgefellfhaften für jeden Scleppzug eine derartige Be- 
lajtung fo ganz gleichgültig it? Das fcheint mir doch unwahrfcheinlid. 
Unfere großen Geſellſchaften ebenfo wie unjere Bartikulierfchiffer find fo 
wie fo nicht auf Roſen gebettet. Sehen Sie die Dividenden der letzten 
Jahre nah, um fich zu überzeugen, da harte Arbeit notwendig ift, um 
einen einigermaßen erträglichen Unternehmergewinn, der in manden Jahren 
auch ganz verfchwinden fann, herauszumirtichaften. 

(Sehr richtig!) 
Wir ftehen hier unter einer vollftändig freien Konkurrenz und eine jolde 
hat auf dieſem Gebiete bisher jehr nützlich im allgemeinen volfswirtjchaft- 
lichen Intereſſe gewirkt. Nicht die Konkurrenz der Eifenbahnen, die ja hin 
und wieder durh Staffeltariffe zuungunften der Waſſerſtraßen eine Er: 
mäßtgung allerdings erzwungen hat, hat das Sinfen der Fradttarife auf 
den Wafjerftraßen hervorgerufen, nein, die Senkung, die in den leßten 
Jahren rapide geweſen ift, iſt dadurch zuftande gefommen, daß troß der 
Scifferbörfe in Ruhrort der Bartikulierfchiffer, der feinen Raum verhandeln 
muß an den erjten beiten Abnehmer, in großem Maße zu unterbieten ar 
nötigt ift. Das iſt noch dadurch verfchärft worden, dab die Kohlenſchiffahrt 
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fich bejonders im Kohlenkontor, das uns als ein rühmliches Beiſpiel — 
ich weiß nicht ganz, mit welchem Recht — (Heiterkeit) vor Augen gehalten 
worden ift, abgejondert hat. Jedenfalls wenn ein gutes Jahr vorhanden 
ift, vermehrt fi die Anzahl der Partifulierfchiffer ganz außerordentlich, 
und wenn darauf die ſchwächeren Jahre fommen, ijt der vermehrte Schiffs- 
raum da, ift ein übermäßiges Angebot vorhanden, und es finfen alsbald 
die Frachten. Eine Kartellierung aber ift — und ich von meinem Stand- 
puuft fage gern: zum Glüde in der Schiffahrt — auf die Dauer nicht 
möglih. Borübergehend ift fie, wie gerade Mannheimer Erfahrungen der 
legten Jahre gezeigt haben, einmal möglid. Dann muß fie aber aus 
den eben angeführten Gründen fehr bald wieder aufhören. Aus allem 
dem geht aber hervor, daß bei der Schiffahrt die Unternehmergewinne recht 
geringfügig find. 

Nun hat Herr Schumader befonderen Wert darauf gelegt: die Frachten 
ſchwanken ja fo außerordentlih, und gegenüber diefen Schwankungen, die 
uns unter den gejchilderten Umftänden übrigens nicht in Verwunderung 
ſetzen fünnen, fommt eine derartige Feine Abgabe, die nur einen Bruchteil 
diefer Schwankungen, ein Zmölftel oder ein Dreizehntel ausmachen, gar 
nicht in Frage. Meine Herren, dieje Logik, um aud einmal mit der Logik 
zu fommen, verftehe ich nicht ganz. 

(Sehr gut!) 
Mir ſcheint, daß, wenn dauernd auf eine Wagfchale ein Gewicht gelegt 
wird, das auch dauernd auf der einen Seite wirkt, und daß die Schwankungen 
dDadurd noch vergrößert werben (ſehr richtig!), und zwar, weil alle diefe 
Sciffahrtsabgaben mit ungleicher Stärke drüden, weil fie auf dem Nieder- 
rhein ſich nicht fühlbar machen, dagegen auf dem Oberrhein im höchſten 
Grad. 

Nun hat Herr Schuhmader die Eifenbahnen, feitdem fie in Staats— 
händen find — mohl bemerkt, erjt von diefem Augenblide an — als ein 
Kind der Unschuld, jedenfalls als einen Heros der Entfagung dargeftellt. 

(Heiterkeit.) 
Er hat die Eifenbahnen ala Vorbild für die Schiffahrt hingeftellt. Er hat 
fogar das Reichseifenbahnamt als eine jehr wejentliche Errungenschaft gerühmt 
(Heiterkeit), und ich vermute ftarl, daß die von ihm in Ausficht geitellte 
Auffihtsbehörde der Schiffahrt mit diefem Neichseifenbahnamt, mit defjen 
Wirkſamkeit Sie wohl auch näher vertraut find, eine große Ahnlichkeit haben 
wird. Nun, was die Eifenbahnen anlangt, jo ift mir leider bisher, wenn 
ih unfer Eifenbahntarifwefen anfehe, nichts davon befannt, daß fie in ihren 
Tariffeftfegungen fehr einheitlich verfahren, und es fcheint mir, daß Herr 
5* 


68 Debatte, 


Kollege Schumader auch hier die von ihm fo logisch entwidelte Zufunft 
etwas mit der leider noch nicht fo vollflommenen Gegenwart verwechjelt hat. 
Was die Eifenbahnen anlangt, jo haben ja die früheren Vertreter ähnlicher 
Gedanken, vor allem der um die Entwidlung aller diefer Fragen am meiften 
verdiente Mann, Herr Ulrih, fih auf einen andern Standpunft geftellt, 
nämlih auf den robuft fisfalifchen. Diefer Ulrich tritt in feinem Reflort- 
patriotismus für möglichite Begünftigung der Eifenbahnen in jedem Fall 
ein. Bei Ulrih, von deflen Buch ſchließlich diefe ganze Bewegung aus: 
gegangen ift, die nachher vom Kollegen Schumader nur in ein ftrenger 
wifienfchaftlihes und feineres Gewand gekleidet worden ift, ift e8 unzweifel— 
haft, daß er die Wafjerftraßen belaften will, damit Wind und Sonne in 
diefem großen Gefecht der beiden Berfehrömittel befjer verteilt werden, mit 
anderen Worten, daß die notleivenden Eifenbahnen günjtigere Bedingungen 
erhalten, als fie bei ‚Freiheit der Schiffahrt bisher haben, und es ift doch 
auh Herr Schumader an verichievenen Stellen, namentlih wo er aus: 
gerechnet hat, was der Staat für die Schiffahrt aufwendet und was die 
Eifenbahnen im Gegenfaß hierzu zahlen müfjen, in einen ähnlichen Gedanken— 
gang eingegangen. Nun heutzutage ift — ich glaube, das wird felbjt Herr 
Guftav Cohn zugeben — bei einer ſolchen Überfhußwirtfchaft der Eifen- 
bahnen, wie wir fie fennen, von der Notwendigkeit einer Subventionierung 
diefer, dadurch, daß man die Waſſerſtraßen fchlechter ftellt, jelbit aus dem 
höchſten Prinzip ethifcher Gerechtigkeit, welches ja auch bei dem Herrn 
Kollegen Schumader eine beträchtliche Rolle fpielt, nicht mehr die Rede. 
Sind denn die Eifenbahnen fo unbedingte Freunde der Schiffahrtsabgaben ? 
Sa, fie find es überall, wo fie ihnen nüßen. Aber da, wo fie ihnen 
ihädlih find, ift unter Umſtänden der Eifenbahnfisfus ein eifriger Gegner 
der Schiffahrtsabgaben. Das ſehen wir hier vor der Tür, in Frankfurt. Dort, 
auf dem fanalifierten Main, gilt befanntermaßen eine vollftändige Abgaben: 
freiheit für alle Güter, die auf die Bahn umgefchlagen werben (hört! hört!), 
aus dem einfachen Grunde, weil fein Zentner in Frankfurt umgeſchlagen 
werden würde, jondern alles in Mainz und Mannheim, wenn man von ihm 
die Gebühren für den fanalifierten Main erheben wollte. 
(Sehr ridtig!) 

Ich möchte nun, um nidt in das faljche Licht etwa eines Gegners 
unferer Eifenbahnen zu fommen, betonen, daß ich nicht auf dem Standpunft 
der Schiffahrtsinterefjenten ftehe, namentlih auch der Mannheimer, die den 
Eifenbahnen verübeln, wenn fie für fich felbjt forgen. Ich ftehe in dieſer 
Beziehung ganz auf dem Standpuft der Herren Kollegen Schumadjer und 
Wirminghaus und freue mich über jede Maßregel, welche zur Ermäßigung 
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von Tarifen im geſamten Intereſſe führt. Dabei ift es allerdings nicht 
ausgefchloffen, daß Hin und wieder die Tarifierung fo gemadt wird, daß 
fie eine Heine Spige gegen einen befonderen Platz gewinnt. Aber das ift 
vielleicht menſchlich. In diefem Konkurrenzkampf hat jchliehlich ebenſowohl 
die Eifenbahn gewonnen wie die Schiffahrt. Es ift namentlich von dem 
früheren Minister Thielen öfters betont worden, daß dieje Konkurrenz nützlich 
für die Eifenbahn ſei. Das ift auch eigentlih ein Grundgedanke, der ſich 
durh das Ulrichſche Buch feinerzeit durchzog: er begrüßt die Anwendung 
von Staffeltarifen und die Vervierfahung der Wertklaffen für die Güter- 
frahten auf dem Nhein, weil dadurdh der Gefahr zur Verfumpfung und 
büreaufratifchen Einroftung des Tarifweiens auf den Eifenbahnen vorgebeugt 
werde. Ebenfo find auch umgekehrt die guten Einwirkungen der Eifenbahnen 
auf die Schiffahrt nicht zu leugnen; das ift eben der Segen der freien 
Konkurrenz für die allgemeinen volkswirtſchaftlichen Intereſſen. 

Nun aber fommt die große Frage: werben denn die Schiffahrtsabgaben, 
wenn fie erſt eingeführt werden, bei der Schiffahrt haften bleiben, wie es 
doch offenbar gemeint iſt, oder werden fie abgemälzt werden auf die Weiter: 
verarbeitung, auf die Konjumtion ? Herr Echumacher ift über diefe Frage 
leicht hinweggegangen. Er hat gejagt, fie ließe fich nicht entſcheiden. Das 
iſt auch richtig. Entfcheiden läßt fie ſich nicht, aber man muß ſich trogdem 
bei einer jo einfchneidenden Maßregel nah Möglichkeit klar werden, was die 
praftifchen Folgen fein werden. Ich möchte hier nur hervorheben, daß die 
Verfrahtung wertvoller Stüdgüter mit großen Anftrengungen und teilweife 
auch unter Opfern von der Schiffahrt gewonnen worden it. Man braucht 
bloß in unfere Zagerhäufer zu gehen, um zu fehen, welch eminente Bedeutung 
gerade für die Mannheimer Schiffahrt und für den Tranfit nach dem Hinter: 
lande, namentlid nad der Schweiz, der Zweipfennigtarif für die Stüdgüter 
gewonnen hat. Es iſt nun höchſt wahrfcheinlih, daß bei allen wertvollen 
Frachten diefe Abgaben an der Schiffahrt haften bleiben; in demfelben 
Maße aber wird die Frage, ob noch irgendwelcher Nuten dabei heraus- 
jpringt, zweifelhaft, und ob die Schiffahrt diefe Güter nicht wieder an die 
Bahn abgeben muß. Dagegen halte ich für ebenfo wahrfcheinlich, ja ficher, 
daß in den Kohlenfrachten, welche allein 40% jümtlicher Frachten auf dem 
Rhein ausmadhen, die Abmwälzung auf die Konjumenten jofort jtattfindet. 
Laffen Sie dafür nur das Kohlenfontor forgen. Das wird ſchon den Pfennig 
abzurunden wiſſen, aber nicht nach unten. 


(Heiterfeit.) 
Alfo bei einem derartig wichtigen Artikel, ſchließlich dem widtigiten, 
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den unfere Voltswirtfchaft hat, wird allerdings der Konfument eine Er- 
höhung, einfimeilen eine ſehr niedrige, aber immenhin eine, die den Preis 
mitbeitimmt, zu ertragen haben, und auch bei anderen, bei Maffenartiteln, 
beim Petroleum, wo die Verhältnifje ähnlich liegen, und auch beim Getreide 
iſt eine derartige Abfchiebung nicht jo ganz unwaährſcheinlich. 

Und nun, wenn mwirflid das eintritt, was troß aller gegenteiligen Ber- 
fiherungen des Kollegen Schumacher, der leider nicht an leitender Stellung 
in Preußen fteht, nicht ganz unwahrſcheinlich ift, wenn agrarifche Tendenzen 
fi) einmal bei der Abgabenbemefjung geltend maden, was wird der Erfola 
fein? Schon jest find die Preife des Getreides zwifchen Oberdeutichland 
und Niederdeutichland oder zwijchen den Einfuhrplägen und den am weiteſt 
entlegenen Abſatzplätzen enorm verfchieden, die Spannung zwifchen ihnen ift 
ungefund groß. Sie brauchen bloß durd etliche Fahre die Notierungen, zwifchen 
Duisburg und Lindau, miteinander zu vergleihen. Die Schiffahrtsabgaben 
aber, die fi ja jummieren, je höher hinauf auf dem Rhein es geht, müflen 
diefe Spannung no fortwährend erhöhen. Es liegt in feinem Intereſſe, 
auh nit im agrarifchen, daß diefe ftarfen Unterfchiede in den Getreide- 
preifen Deutſchlands immer weiter gefördert werden. Es liegt außerdem 
nicht im Intereſſe des größten Teild der Landwirtfchaft Oberdeutfchlands, 
daß eine derartige Forcierung des Getreidebaues, wie fie durch Werfehrs- 
bindernifje veranlaßt werden würde, eintritt. Was bemirfen denn die 
Rheinſchiffahrtsabgaben in jedem Fall, ob niedrig oder hoch? Sie find 
eine Belaftung des oberen Deutſchlands und eine Subventionierung des 
niederen Deutfchlande. Kollege Schumader hat immer nur von Dften und 
Meften geſprochen. Nun, die Vertreter des ihm zufolge durch die Abgaben: 
freiheit der Ströme jo mißhandelten Oſtens werden wohl nachher felbit 
ihre Sade führen, ic vermute aber, in anderem Sinne als Kollege 
Schumader. Aber wenn bisher der Welten Deutjchlands in wirtjchaftlicher 
Beziehung immerhin als eine Einheit betrachtet werden fonnte, jo lafjen Sie 
diefe Verkehrsabgaben fommen! Die entfprechende Ermäßigung von Eifen- 
bahntarifen iſt ein Wechſel auf die Zufunft, mit dem mir nicht rechnen 
fönnen, die Erhöhung der Sciffahrtsabgaben aber ift eben eine Tatfache, 
mit der wir jofort rechnen müſſen — laſſen Sie fie fommen, und jedenfalls 
ift der mißhandelte Teil dann der Süden Deutfhlands: Denn das ift 
evident, daß für Ein- und Ausfuhr, für Tal- und Bergfahrt das ganze 
Schwergewicht der Sciffahrtsabgaben einzig und allein auf die Pläge außer- 
halb Preußens fällt. Man kann ſchon jet mit aller Beſtimmtheit be- 
haupten: bis Bingen werden die Schiffahrtsabgaben nicht empfunden, von 
Bingen, von Mainz ab, welches jetzt ſchon etwas höhere Frachten wie Mann: 
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beim hat, aber in erfter Linie, und dann werden fie mit immer verjtärftem 
Gewicht empfunden werden. 
(Sehr richtig!) 


Auf diefe Weife ift ein folder Binnenzoll — etwas anderes ift es nicht — 
ein preußifcher Schußzoll. 
(Sehr richtig!) 


Es tut mir leid, das jagen zu müfjen; denn ich bin felbft Preuße und 
begeifterter Preuße und werde es immer bleiben; aber was recht ift, muß 
recht bleiben. Es bleibt beftehen, daß für die wichtigſten Waren dem fo 
wie fo ſchon durch die natürlichen Verhältniffe eminent begünftigten Nieder- 
thein noch meitere große Subventionen zu Teil werden follen, und für eine 
Stadt wie Mannheim, die eine große induftrielle Entwidlung gewaltiger 
Art hat, eine Entwidlung, von der wir doch jagen können, daß fie ganz 
und gar auf billiger Zufuhr von Rohſtoffen beruht (ſehr richtig!), iſt das 
eine Haupt: und Kardinalfrage.e Nicht unfer Umſchlag nur, nicht unfere 
Schiffahrt nur, fondern unfere Induſtrie iſt hier der Beteiligte, fie würde 
der Notleidende werden. Und mas follte dann gefhehen? Dafür gibt 
in diefem Falle einmal die ſonſt als unpraktiſch berufene Gefchichte ganz 
beftimmte Aufihlüffe. Es ift Schon einmal fo gemwejen, daß Preußen — 
es war in den dreißiger Jahren — in diefer Weife feine Rheinzölle benugte. 
Damals erließ es feinen eigenen indujtriellen Konfumenten die Nheinzölle 
und erhob fie für die Durchfuhr den Rheinzoll, um auf folde Weife die 
Entwidlung im Oberlande unmöglich zu mahen. Was haben damals die 
oberdeutfhen Staaten getan? Recht ungern — denn jie hatten nicht viel 
Geld in der damaligen Zeit, womit ich nicht gejagt haben will, daß fie es 
jest hätten (Heiterfeit) — haben fie die Zölle zurüderftatten und zu Re— 
faftien greifen müffen. In demfelben Augenblid, wo eine ſchwere Schädigung 
von Handel und Induſtrie fich wiederum geltend machen würde, würden 
au die Handelsfammern ganz ficher mit einem derartigen Wunfche wieder 
fommen, und da das Schriftchen, das Sie heut Morgen befommen haben, 
zeigt, daß Mannheim auch in finanzieller Beziehung der wichtigſte Punkt 
für Baden ift, jo würde ſich wahrfcheinlich das hohe Ministerium der Not: 
wendigkeit nicht entziehen können, die ausgelegten Zölle wiederzuerftatten in 
Form von Refattien. Etwas Ähnliches haben wir fogar jet ſchon anläßlich 
der Nohftofftarife, die, ich will nicht jagen, gegen Mannheim gerichtet find, 
die aber Mannheim doc gejchädigt haben. Es beftehen gewiſſermaßen in- 
direfte, verfchleierte Refaktien, die man zum Ausgleich einer Frachtenbenach— 
teiligung durch die preußiſch-heſſiſchen Eifenbahnen Mannheim in Geftalt 
von Frachtnachläſſen hat zu teil werden lafien. Won der berühmten Gleich- 
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heit würde aljo auch fpäter nicht die Rede fein, eö würde im Gegenteil 
demjenigen gegeben werden, der jchon hat, um Herrn Kollegen Schumacher: 
Wort auch einmal zu meinem Nuten anzuwenden, es würde der nieber- 
rheinifchen Induſtrie und dem niederrheinifchen Handel gegeben werden und 
es würde demjenigen genommen werben, der ſichs ſauer genug werden lafjen 
muß, nicht Mannheim allein, fondern aud Württemberg, dem Stieflind des 
deutichen Verkehrs, das auf alle Weiſe zu günftigeren Abſatz- und Trand- 
portverhältnifjen gelangen mödte. Bor allem würde auch unfer Tranfit 
leiden, der fo wichtig ift. Der Tranfit ift wahrhaftig fein ficheres Gut und 
fein Privileg, auf welches man beftändig bauen kann, fondern er unterliegt 
den größten Schwankungen ; hier muß mit Brudteilen von einem Pfennig 
gerechnet werden, und die Tranfite von ranfreih und Genua über bie 
Gotthardbahn nah der Schweiz find Tranfite, mit denen man bei einer 
Verteuerung des NRheintransportes noch ftärker würde rechnen müſſen ala 
ihon bisher. 

Und nun vollends die äußeren VBerhältnifje! Den Tranfit nad) der 
Schweiz habe ich ſchon berührt. Auf der Elbe ift es mit Öfterreich derſelbe 
Fall. Herr Profeffior Schumader hat gemeint, erſt mit dem Bollverein 
hätten all diefe Beftrebungen begonnen. Das, glaube ih, ift hiſtoriſch 
nicht richtig. Sie haben begonnen mit der Rheinſchiffahrtsakte oder ſchon 
früher mit dem Wiener Frieden. Damals ift der Gedanfe des inter- 
nationalen Stromes, deſſen Verhältniſſe völferrechtliher Regelung unter: 
jtehen, ausgebildet worden. Das ift das große Verdienſt von Wilhelm 
von Humboldt gewejen, daß er diefen neuen Weg für die Behandlung der 
internationalen Flüſſe eingefhlagen Hat. Wir haben freilih hierdurch 
früher ſchwere Nachteile gehabt, indem andere Hineingerevet haben. Der 
Rhein ift zwar Deutſchlands Strom, aber nicht auf der ganzen Strede; 
ebenfo ijt es mit der Elbe. Sie mwiflen, wie verhängnisvol die Rolle 
geweſen tft, die Holland gefpielt hat. Dann aber fam feit 1848 mit 
Holland ein volljtändiger Umfhwung aller VBerhältniffe, und das bat der 
Herr Kollege Schumader, mit dem ich bezüglich feiner Behandlung ver 
1848 er Creignifje überhaupt nicht übereinftimme, zu erwähnen vergefjen. 

Damals hat Holland, wie es aud gegenwärtig tut, fih auf den 
Standpunkt unbedingter Verfehrsfreiheit gejtellt, zu feinem eigenen Vorteil. 
Die Holländer wiſſen wohl, was fie an der Abgabenfreiheit haben. In 
dem Augenblid, wo wir den als ewig betrachteten Staatsvertrag fündigen, 
fommen mir in den alten Zuftand. 

(Sehr ridtig !) 
Nicht ale ob die Holländer wieder Tranfitabgaben wie früher aufftellen 
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würden, nein, aber fie fönnen bet der Neuregelung mit hineinreden, gerade 
wie die Öfterreicher in die Elbe wieder mit hineinreden fünnen. Sie fönnen 
ihre Bedingungen ftellen. Die Holländer find meines Wiſſens Leute, die 
fih immer fehr gut auf ihren Vorteil verftehen. Glauben Sie, daß die 
Holländer die günftige Poſition, die Schleufen des Rheins in den Händen 
zu haben, fi entgehen lafjen werden, daß fie ung noch dankbar fein 
würden, wenn man ihnen, was ja nur eine Zodfpeife für Cöln ift, und 
heute noch nicht erwähnt worden ift, auch noch zumuten wollte, den Rhein 
für Seefdiffe zu vertiefen, daß fie auch das noch bloß mit Danf akzeptieren, 
daß man ihnen Sciffahrtsabgaben auferlegt, die ihren zahlreichen Bartikulier- 
ihiffern, die den Niederrhein beinahe beherrfchen, die Fracht verteuert ? 
Nein, die Holländer werden wiffen, was fie zu tun haben. Legen Sie mir 
es nicht als einen latenten Verrat aus, wie ed bin und wieder heutzutage 
Mode ift, daß man derartige Eventualitäten im voraus ſchon befpricht. 
Die Holländer find Flug genug, um fich das allein zu jagen. Da braudt 
fein deutfcher Profeffor zu fommen, um es ihnen bemerflich zu machen. 

Es find gerade die internationalen Verhältniſſe von allergrößter 
Wichtigkeit. Die Gejhichte des Rheins zeigt uns, wie verhängnisvoll es 
war, daß die internationalen Verhältniffe nicht genügend geregelt waren. 
Wir haben nun jeßt eine muftergültige Regelung; denn in juriftifcher 
Beziehung bleibt fie mufterhaft, und wir geben die aeficherte Poſition, die 
wir haben, aus der Hand! Wir geben fie aus einfeitig preußifchen 
Intereſſen, die denen der anderen Staaten ſchnurſtracks zumwiderlaufen, von 
vornherein aus der Hand, und ich glaube nicht, daß das Preußens Popularität 
im Süden Deutjchlands oder im Königreich Sachſen beträdtlih erhöhen 


würde. 
(Sehr richtig!) 

Es wäre aber nicht nur eine Änderung eines Staatsvertrags, fondern 
vor allem eine Änderung der Neichsverfaffung nötig. Kollege Schumacher 
hat mit bemerfengwerter Dialektik, der ich leider nicht in allen ihren Gängen 
habe folgen können, den Gedanken ausgeführt, daß eigentlich eine Änderung 
gar nicht notwendig fei, fondern nur eine andere Auslegung. Und er hat 
auch deshalb zeigen wollen, daß der Rhein jet eben feine natürliche 
Waſſerſtraße fei. Eine ſolche Auslegung kann jedenfall® nur eine ge: 
zwungene fein. Herr Schumader hat fi) fogar zu meiner großen Ver— 
mwunderung auf das Beifpiel der Unterwejer berufen. Wie ift es denn 
zugegangen, als die Unterwejer mit Schiffahrtsabgaben belajtet wurde? 
Zuguniten einer einzelnen Stadt, die einen enormen Aufwand für einen 
furzen Stromlauf gemacht hatte, den man in feiner ganzen Länge ala 
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Hafen betrachten Tann, ift das gefchehen, und auch hierzu ift eine aus- 
drüdliche Anderung der Neichöverfafjung nötig geweſen. Leſen Sie, 
bitte, die Debatten nach, lefen Sie, mas ein Mann wie Windthorft , ver 
ein gewiegter Juriſt war, damals gejagt hat, wie jchwer es ihm geworben 
ift, wie aber von allen Seiten gleichmäßig betont worden ift, eine Anderung 
der Reichsverfafjung jet diesmal nötig. Eines der Vorftandsmitglieder des 
Vereind, das wir heute vermiffen, Herr Löning, hat im Herrenhaufe und 
in der Juriftenzeitung vor furzem juriftifch auseinander geſetzt: es ift eine 
Änderung der Verfafjung nötig, mit einer anderen Auslegung ift nichts 
getan. Meine Herren, eine Änderung der Reichsverfaſſung ift aber etwas 
ſehr bebenfliches. Die Verfaſſung ift eben dazu da, das feite Rückgrat des 
gefamten Reich3 zu fein, und an fie zu taften joll man ſich zehnmal über- 
legen. Um foldher Vorteile willen, die für einen großen Teil des Vollks 
feine Vorteile find, ift eine Änderung doppelt bedenklich. 
(Sehr richtig!) 

An der Reichsverfaſſung zu rütteln, werden ſich hoffentlich die maß— 
gebenden Faktoren nicht fo leicht entfchließen. Vom Bundesrat, von den 
beteiligten Staaten ift das mohl von vornherein, wenigſtens was die 
außerpreußifhen Staaten anlangt, faum anzunehmen. Es handelt fid 
dabei um ein Prinzip, ja, um ein prineipium im doppelten Sinne; um 
einen Anfang ebenfo wie um einen Grundfaß handelt es fih. Einmal mit 
der Abgabenfreiheit der Ströme gebrochen, heißt einen Anfang zu machen, 
und man kann nicht wifjen, wohin der Weg führt. Darum ift und bleibt 
für alle Freunde des biöherigen verfaſſungsmäßigen und international ge- 
fejtigten Zuftandes doch ſchließlich das Schlagwort: prineipiis obsta! 

(Lebhafter Beifall.) 


DOberbürgermeifter Bed (Mannheim). ch erkläre mid auferftande, 
ein bialeftifch fo fünftlerifhes Gebäude Ihnen vorzuführen, wie die Herren 
Profefforen, die bisher das Wort ergriffen haben. Sch fprede nur als 
Praftifer, aber darum umfo fürzer: Sodann ſpreche ih — wie begreiflich — 
nur vom Rheine, fo jehr ih auch die Elbinterefjenten als Schidjalsgenofjen 
anerfenne. 

Mas juriftiiher Scharffinn, dialektiſch gewandte und überzeugungsvolle 
Bufammenftellung aller der durchſchlagenden Gründe gegen die Schiffahrte- 
abgaben, was ehrlide, gerechte Entrüftung gegen eine folde Schädigung 
weiter Ermwerböfreife vorzubringen vermag, tft in Schrift und Wort in fo 
erihöpfender Weife in Berfammlungen und Prefje und in den ſoeben 
vernommenen glänzenden Ausführungen des Herrn Profeſſor Gothein ae 
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heben, daß Neues kaum mehr hinzugefügt werden kann, und doch fah 
nan mit begreiflicher Spannung — mie allen Bereinspublifationen — dem 
Drudberihte und miündliden Vortrage der Herren Referenten entgegen. 
Ich glaube, daß in all den Kreifen, die feit Jahren mit äußerjter Energie, 
ozufagen mit Feuer und Schwert jeden Gedanken an eine Sciffahrtsabgabe 
u befämpfen gewohnt waren, eine gewiſſe Enttäufchung bei aller An- 
rfennung der Gründlichfeit und lichtvollen Darftelung Plag griff. Keine 
Inttäufhung griff Platz bezüglih des Herrn Profeſſor Schumader, in 
yern wir einen der erſten Rufer im Abgabenftreite und zwar als einen der 
vegabteften Bertreter der Abgabe kennen lernen. Anders liegt die Sade 
yinfichtlih des Profeffors Wirminghaus, von dem mir eine energijche 
Befämpfung der Abgaben erwarteten, die wir aber in feiner etwas lauen, 
nit fo vielen „Wenn und aber” bepadten Verfechtung der Abgabenfreiheit 
vicht zu finden vermögen. Und doch muß man dem Herrn Referenten 
yarin zuftimmen, daß man jeit dem letzten preußifchen Landtage mit der 
risherigen Kampfesführung nicht mehr durchkommen fann. Denn: roma 
ocuta est, der preußiſche Staat, die überwältigende Majorität der Landftände 
vill die Abgaben, die Staatäregierung und der oberjte Neichsbeamte mu 
nd wird alles aufbieten, fie bis zur Beendigung der Kanaltorjobauten 
urchzuſetzen. 

Es bleibt ſonach bis dahin für uns nur noch eine Galgenfriſt zum 
horbringen von Einſprachen. Schub gegen die ſchwere Bedrohung des 
Berfehrs, des Handels und der nduftrie ift nicht mehr zu fuchen bei 
ınferer deutfchen Vormacht, bei Preußen, jondern hinſichtlich der Rhein- 
hiffahrtsafte nur noch bei den Regierungen und Landftänden der drei 
yeteiligten Bundesftaaten, deren Nadenfteifheit bisher allerdings eine fo 
chwere Belaftungsprobe — mie diefe — noch nicht beftand, und ferner bei 
ver Regierung der Niederlande, mit der — nad der von dem Abgeorbneten 
Zattmann mitgeteilten Außerung des Minifters — „Preußen ſchon fertig 
verden wird“, 

Über die Änderung des $ 54 der Neichöverfaffung aber kann jeben- 
als nicht die unheimliche nterpretationskunft der Kronjuriften hinüber- 
yelfen, fondern nur der Reichstag entfcheiden; denn hier — wie Herr 
Brofefjor Gothein jo zutreffend ausführte — muß das trefflihe Wort des 
onit leider abgabefreundlichen Herren Profefjor Löning im Herrenhaufe gelten: 
‚Das unerfchütterlihe Vertrauen in die Vertragdtreue des preußifchen 
Staates darf durch feine erzwungene Auslegung im Bolfe erfchüttert werden”. 
Im Reichstage aber haben wir ein ftetes Anwachſen der Zahl der Freunde 
ver Abgabenfreiheit bejtimmt zu erhoffen, 


76 Debatte. 


Zwar führte Herr Profeſſor Schumader aus, die Fülle der von ihm 
fonftruierten Widerſprüche nötige zur Abänderung des 8 54 der Reiche: 
verfafjung. Aber, meine Herren, faft 30 Jahre lang iſt der Artifel 54 
völlig unbeanftandet geblieben; niemand war fi bei Erlafjung und bei 
der Durhführung diefer Beſtimmung unklar über feine Tragweite. Und 
erft feit die Abgabenfreunde mit aller Mühe in diefen Paragraph künſtlich 
die Möglichkeit einer Abgabeerhebung hinein interpretieren wollen, iſt diefe 
Untlarheit und die angeblihe Abänderungsbedürftigfeit entitanden. 

Als ideales Ziel bezeichnet Herr Profefjor Schumader die Tatſache, 
die Transportkoften allgemein auf der Grundlage der bloßen Kojtendedung 
feftzufegen. Da nun nad feiner Meinung die Schiffahrtsfreiheit dieſem 
Ziele widerftrebe, jo müſſe, fo argumentiert er, die Abgabe auf den Flüfjen 
eingeführt werden. Meine Herren! Wir in Süddeutſchland jagen: Hane 
mann, geh’ Du voran; d. h. Du Eifenbahnfisfus, gehe Du voran und 
feße zuerft Deine Tarife auf die Transportfojten zurüd, dann wollen wir, 
d. h. die Interefjenten des Handels und der Induſtrie die Abgabe afzeptieren. 
Aber wir nehmen an, daß ein Staat, der in feiner liberalen Verkehrs— 
politif 400 Millionen opfert, feinen Ruf nicht mehr gefährden wird wegen — 
verzeihen Sie das häßliche Wort — lumpiger 10 Millionen Marf. 

Herr Profeſſor Schumader hat vergebens verfudht, die Kreife, aus denen 
fi der ganze Abgabefrieg entfponnen hat, völlig zu entlajten, indem er nur 
ganz flüchtig in ironifhem Tone von „Efenbahnfanatifern“ und den „böjen 
Agrariern“ ſprach. Es heißt aber, den hiftorifchen Verlauf völlig auf den 
Kopf ftellen bei diefer Darjtellung. Den Ausgangspunft der Abgabenagitation 
hat Here Profeſſor Gothein bereits in der bekannten Ulrichſchen Schrift — 
aljo aus Eijenbahnkreifen fommend — feitgeftellt und dem haben fich aus 
bandelspolitiichen Gründen weitere — namentlih agrariſche Kreife — an- 
gefchloffen und zwar mit Rüdjicht auf den verhaßten Import ausländifchen 
Getreide auf dem Rheine. Der Gegenbeweis, daß nicht aus diefen Kreiſen — 
durhaus nicht von der preußifchen Regierung, die anzuflagen durchaus un- 
billig wäre — die Abgabeerhebung in das Geſetz hineingelangte und daß 
dieſelben fein Wäfjerlein getrübt hätten, ift dem Herrn Profeſſor Schumacher 
nicht gelungen. 

Aber die Argumentationen des Herrn Profeffor Schumader find aud 
noch aus anderen Gründen angreifbar: Somohl in den Ausführungen des— 
felben und teilmeife auch in denen des Herrn Profeffor Wirminghaus als 
auch bei den Verhandlungen im preußifchen Abgeordnetenhaus jcheint mir 
ein grundlegender Irrtum infofern unterlaufen zu fein, al® man fich mit 
der Frage befhäftigte, ob gute Gründe fi dafür geltend machen Lafien, 
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Abgaben für einen Flußlauf einzuführen. Nicht aber darum handelt es 
fih, ob man nidt etwa ſ. 3. bei der Erlaffung der Rheinſchiffahrtsakte 
oder bei einer neu zu eröffnenden Schiffahrtsſtraße eine Abgabe für Her- 
ftellung oder Verbefferungen der Fahrrinne hätte feftfegen können. Nein, 
bei dem Streit um die Rheinabgaben handelt es fih um einen Strom, der 
feit Jahrhunderten ſchiffbar ift, deſſen Fahrrinne nad freier Entſchließung 
der Regierungen mit erheblihen Opfern im Interefje teils der Schiffahrt, 
teils der allgemeinen Landesfultur, namentlih auch der Zandwirtfchaft, ver: 
befjert wurde, ohne jemals auch nur mit einer Silbe der 
Pflicht eines Nüderfabes ausſchließlich auf Koften der 
Schiffahrt zu gedenfen; es handelt fih um eine Schiffahrt, um koſt— 
jpielige Schöpfungen zur Ermöglidung und Erleichterung derfelben, um 
ftaatlihe und jtädtifhe Hafenanlagen, um eine Verkehrs- und Induſtrie— 
entwidlung, die lediglih auf dem feljenfejten Bertrauen der 
völligen Abgabenfreiheit fih aufbauten und deren Schädigung 
unzweifelhaft durch die Abgabe erfolgt, kurz: Nicht um fünftige „Leiftung 
und Gegenleiftung“ bei einem neu zu fchaffenden Unternehmen handelt es 
fih, fondern um finanzielle rüdwirfende Kraft eines nach— 
trägliden, ſchweren, verhbängnisvollen Eingriffes in Jahr: 
zehnte lang blühende Entwidlungsreihen, ein Eingriff, den Niemand 
auch nicht der Weitfidhtigfte, ahnen und bei feinem Talent und 
feiner Rentabilitätsberehnung berüdfichtigen konnte. 

Darin läge meines Erachtens ein Unrecht. Aber find denn die mwirt- 
Ihaftlihen Nachteile diefes Eingriffes fo verhängnisvoll? 

Zunädft die Schiffahrt, fie iſt heute ſchon notleidend. Über alles 
Verhältnis des Anwachſens des Verkehrs hinaus hat ſich aus eigenartigen 
Gründen der disponible Schiffsraum vermehrt. Kömmt zu dem Überangebote 
desjelben nod eine Sciffahrtsabgabe und wenn aud anfänglich eine nicht 
erhebliche, fo ift, da bei der übetgroßen Konkurrenz eine fofortige Über- 
wälzung im vollen Betrage auf die Verfrachter ausgefchloffen, hierdurch, 
jedenfalls aber durch Verminderung der Frachtmengen eine ſchwere Krifis in 
Reedereifreifen unter Bedrohung oder Vernichtung mancher, namentlich kleineren 
Eriftenz die nächſtliegende Folge. Die unvermeidlihe, allmähliche Über- 
wäl;ung der Abgabe auf die Verkehrsinterefjenten — Handel und Induſtrie — 
verteuert nicht nur die Ware, fondern wird zweifellos den heutigen großen 
Aktionsradius der Schiffahrt, den umfafjenden Bereich, innerhalb deſſen die 
Rheinfrachten verbilligend auf Handel und Induftrie einwirken fonnten, ein- 
engen, alfo weite Kreife des bisherigen wirtfchaftlihen Vorteils mit Schädi- 
gung ihrer Erwerbs: und Steuerfraft ſchädigen. 
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Mit der allgemeinen Behauptung, eine niedere Abgabe fünne weder die 
Schiffahrt, no Handel und Induftrie am Rheine „ruinieren“, fommt 
man nicht durch; denn blühender Verlehr und jehr bejcheivener, ja fchlechter 
Berdienft treffen nicht felten zufammen. Und ferner muß denn gerade ein 
fofortiger, totaler Zufammenbruch vieler Verkehrs- und Induftrieunternehmungen 
vor der Türe ftehen, um die Einführung von Abgaben unannehmbar er- 
fcheinen zu lafjen; genügt nicht die unzweifelhafte Gefährdung folcher Unter: 
nehmungen, die als Srgebnis foliden Unternehmungsgeiftes, langjährigen 
Fleißes und loyalen Vertrauens auf ungeftörte Entwidlung des Waſſer— 
ftraßenverfehrs entftanden und groß geworden find ? 

Warum hat man nicht gleichzeitig auch den Rüderfat eines verhältnis- 
mäßigen Anteil8 des Flußbauaufwandes von der rheinländifhen Landwirt- 
Schaft ftipuliert, um den naheliegenden Verdacht abzuwehren, daß die Macht— 
habenden nicht einjeitige Klafjeninterefjen fördern, fondern nur den Grund: 
fat Leiftung und Gegenleiftung — wenn aud mit rüdmirkenden Kraft — 
durchführen wollen ? 

Wurde denn in der blühenden Entwidlung von Verkehr, Handel und 
Snduftrie, in der enormen Steigerung der Steuerfraft ganzer Provinzen, 
ſoweit der Rheinverfehr feine jegengreiche Wirkung entfaltet, nicht eine mehr 
als ausreichende Gegenleiftung für den Millionenaufwand der Rheinkorrektion 
— vor allem auch zur Entlaftung des fteuerfräftigeren Oſtens — dem 
Staate geboten? 

Völlig einer Meinung mit den Abgabefreunden bin ich darin, es jei 
die Abgabe nicht ein Finanzzoll, wenigſtens vorerjt nicht, folange die fiska— 
Iifchen Krallen noch in der fammetweichen Beſchwichtigungspfote zurüdgehalten 
werden. Nicht ein Finanzzoll, aber ein „Neidzoll“ ift es. Propter invidiam 
— ift hinter den ſchönen fogenannten ſtaatsmänniſchen Worten die Parole 
des ganzen Abgabefeldzuges, iſt die Parole manches — jagen wir eifrigen 
Freundes des Eifenbahnfisfus, der fein Verkehrsmonopol, feine Tarifallmadit 
dur die wäſſrige Verkehrsſchweſter befchränkt fieht, noch vielmehr aber dic 
Parole unfrer madhthabenden lieben Freunde, der Agrarier, die endlich ein: 
mal — namentlih durch ad hoc abgejtufte Abgabentarifjäge — Die ver- 
haßte Einfallepforte des ausländifchen Getreides verrammeln zu können 
hoffen. Aber nicht nur die Agrarier werden ein Freudenfeſt feiern, ſondern 
vor allem unsre Handels- und Verlehrörivalen in Genua, Marfeille, denen 
allein der fehr beträchtliche Handel und Transport der Fünftig dem abgab: 
belajteten Rhein entzogenen Getreidemengen zufallen. Aber auch hier trif: 
zum Vorteile franzöfifcher, italienifcher und fchweizerifcher Bahnen der Schade 
in der Hauptſache ja nur die bisweilen unbequeme badiſche Bahn. 
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Wie wird nun das Schidfal der Rheinſchiffahrt fich geftalten? Wird 
der preußifche Staat, der jet in einer von den agrarifchen Fraktionen ge- 
Shaffenen Zwangslage nad widerſpruchsvollem Schwanfen feiner verantwort= 
lihen Leiter fih zur Einführung von Sciffahrtsabgaben bereit erflären 
mußte, fchließlich brechen mit einer jahrhundertalten ruhmvollen Tradition, 
die in fonfequenter Durhführung einer verfehrsfreundlichen Wafferftraßen- 
politif endlich die völlige Aufhebung der läftigen Abgaben vor faum mehr 
denn vier Jahrzehnten erzwang? Gab ihm in diefer 40jährigen Periode 
die glänzende Entwidlung der NRheinlande auch nur einmal Beranlafjung, 
feine damalige befreiende Tat zu bereuen? Wird durch Einführung eines 
unfrer ganzen modernen Berfehrsentwidlung widerftrebenden Wafjerzolles das 
ftolze faiferlihe Wort: „Unfre Zeit fteht im Zeichen des Verkehrs“ Häglich 
zu fchanden werden? Und wird es nötig fallen, den Partifularismus auf- 
zurufen zum Schuße der Reichäverfafjung ? 

Tempora mutantur! Menfchen, fogar Staatsmänner verſchwinden, 
und aud Parteikonſtellationen ſowie Fraftionsverbände find ein gebrechlich 
Ding. Werden nicht vielleicht nad) einem Luftrum, währenddefjen eine befjere 
Einficht wiederfehrt, die raufhenden Fluten des Altvaters Rhein uns er- 
zählen, daß es allen Anfchlägen zum Troge nicht gelang, feinen ftolgen 
Naden nochmals unter das Noch der neuen Abgaben zu beugen? 

Bis dahin aber ſtets unfre Waffen ſcharf und blank allen Wafler- 
zöllnern zum Truß! 

(Zebhafter Beifall.) 


[Der Vorfitende fchlägt nunmehr vor, mit Rückſicht auf die große 
Zahl der nocd angemeldeten Redner — 17 — und die vorgerüdte Zeit 
— 1,4 Uhr — die Redezeit auf 10 Minuten zu befchränfen. In einer 
furzen Gefhäftsordnungsdebatte findet diefer Vorſchlag größeren Widerſpruch. 
Nachdem einige Redner erklärt haben, daß fie bereit feien, ihre MWortmeldung 
zurüdzuziehen, erklärt der Vorfigende: ] 


Borfigender: Meine Herren! Diefer Vorfhlag ift für mich fehr 
afzeptabel. Wenn eine größere Anzahl Herren bereit iſt, ihre Wortmeldung 
zurückzuziehen, würde nicht das mindefte Bedenken vorliegen, die Redezeit 
noch nicht zu bejchränfen. 


Profefior Lot (Münden): Ich möchte bitten, daß wenigſtens einer 
von den Herren, die für die Waſſerſtraßenabgaben jprechen werden, eine 
längere Redezeit bekommt. Ich fage das von fehr unparteiifhem Stand- 
punft aus; denn ic bin nit Anhänger der Flußzölle; aber im Intereſſe 
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der Sache wäre ed nicht ganz gerecht, wenn wir in der Diskuſſion dem 
Herrn Profeſſor Cohn, der nachher das Wort ergreifen wird, die Zeit kürzen 
würden, feinen abgabefreundlicen Standpunkt hier noch zu entwideln. 


[Es wird bejchlofjen, Herren Generaldireftor Knecht und Herrn Profeſſor 
Cohn das Wort zu geben, ehe die Nevebefchränfung zur Abftimmung 
fommen foll.] 


Direftor Aneht (Mannheim): Meine Herren! Wenn ich mich zum 
Wort gemeldet habe, jo geichah es deshalb, weil man es wohl in Mann- 
heim nicht für verftändlich halten würde, wenn die Rheinfchiffahrt nicht 
jelbft zum Wort gefommen wäre. ch werde mich daher auf den Stand- 
punft des NRheinfchiffahrttreibenden jtellen und die andern ragen außer adıt 
laſſen müfjen. Übrigens möchte ih meinen Dank Herm Profeſſor Gothein 
ausfprehen, der die aufgeworfenen Fragen in einer Weije behandelt hat, 
daß ih ihn faſt als meinen Kollegen in der Schiffahrt begrüßen Fönnte. 
Ih möchte nur eins hinzufügen. Bei der Berechnung der Bilanzen der 
Rheinſchiffahrtgeſellſchaften ift ein weſentlicher Umſtand außer acht geblieben. 
Diefe Gefellihaften bliden nicht auf 10 bis 20, fondern auf 40 und mehr 
Jahre zurüd, und Ste fünnen ſich denken, daß in diefer Zeit gemäß der 
Aktiengeſetzgebung die Abfchreibungen einen jehr erheblichen Teil ausmachen, 
und daß das werbende Kapital eine Höhe erreicht hat, die mit dem Aftien- 
fapital felbjt in feinem Verhältnis mehr fteht. Um nun alfo die vorhin 
gefchilderten Verhältnifje in den Dividendenzahlungen der Rheinſchiffahrts— 
geſellſchaften herbeizuführen, die farg genug geweſen ſind — man braudt 
nur die Berichte der legten Jahre zu lefen —, muß ein unverhältnismäßig 
hohes werbendes Kapital da fein, um dem Aftienfapital einigermaßen zu 
einer Nente zu verhelfen. Meine Herren, es ift dies ein fehr mefentlicher 
Punkt, den zu prüfen ich den Freunden der Schiffahrtsabgaben nicht warm 
genug ans Herz legen fann. 

Wir fürdten, daß die Schiffahrtsabgaben ſämtlich den Gefellichaften 
zur Laſt fallen werden; denn fowohl Handel wie Induſtrie werden die 
Möglichkeit finden, fie auf uns abzuladen, und dadurch werden uns, ſelbſt 
bei gutem Verdienſt, mindeſtens zwei Drittel des Verdienſtes entgehen. 
Die Herren, die diefe Frage vorhin behandelt haben, verfennen vollftändig 
die inneren Verhältnifje der gefchäftlihen Ausbeutung der Rheinfhiffahrt. 
Ich muß mich darauf beſchränken, den Herren den Rat zu geben, einmal 
bei einem Praftifer in die Lehre zu gehen; denn dann werden fie ein- 
jehen — ich halte fie für gerecht genug —, daß derartige Theorien nicht: 
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taugen. Als wir in Mannheim zuerjt Nachricht davon befamen, daß man 
Sciffahrtsabgaben auf dem Rhein einführen wolle, glaubte ein großer Teil 
unferer Handelöwelt, die Nachricht nicht ernft nehmen zu müffen; man 
fonnte fich nicht recht denfen, daß wir zu Zuftänden zurüdfehren follten, 
die nicht einmal im Mittelalter entfprechend waren, daß es im 20. Jahr— 
hundert, im Zeichen des großen Verkehrs, ernjthafte Leute geben fönne, die 
dem Verkehr auf den freien Strömen hindernd in den Weg treten wollten. 
Wir fonnten ung ferner nicht vorjtellen, daß derjenige Staat, den die 
Vorjehung zur Führung Deutſchlands berufen hat, der die große Verfehrs- 
aktion in der zweiten Hälfte der fechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts 
unternommen hat, dieſem großen Verkehrsaufſchwung felbft hindernd in den 
Meg treten wolle. So unglaublih uns das fchien, fo müfjen wir heute 
allerdings befennen, daß diefe Frage nun doch, wie es fcheint, akut zu 
werden droht. ch glaube, mich nicht zu wiederholen, wenn ich noch einmal 
hervorhebe, daß die Verhältniffe bezüglich des Verkehrs in Deutfchland in 
den früheren Nahrhunderten überhaupt nicht mit den heutigen verglichen 
werben fünnen. Die wirtfchaftlihe Rüdftändigfeit, das Fehlen jeder über 
die eigenen Landesgrenzen hinausgehenden Initiative und vor allem der 
Mangel jedes Nationalbewußtjeing machte eine großzügige Verkehrspolitik 
überhaupt bedeutungslos; damald war ed ganz gleichgültig, ob man 
Schiffahrtsabgaben erhob oder nicht, der Verkehr wäre mit folchen oder 
ohne folche weder größer noch kleiner geworden. Heute liegen die Ver- 
hältnifje aber andere. Mit der nationalen Einigung und der Freiheit des 
Verkehrs fam ein mwirtfchaftliher Aufſchwung in alle Teile des Reiches, und 
wenn die an fhilfbaren Strömen belegenen Gegenden eine ganz befondere 
Profperität dank jenen zeigten, dann follte man fich doch wahrhaftig darüber 
freuen und nicht fcheel zufehen. 

Mit unendliher Mühe und mit großem Scarffinn hat man verfucht, 
eine Begründung zu fonftruieren, melde die Schiffahrtsabgaben als einen 
Akt der Gerechtigkeit gegenüber denjenigen, welche nicht an ſchiffbaren Strömen 
wohnen fönnen, darjtellen. ch beftreite auf das entſchiedenſte dieſe Theorie. 
Ich halte es für einen verhängnisvollen Irrtum, zu behaupten, daß die 
Verkehrswege eines großen Staates nur denjenigen zu gute fommen, die 
direkte Nubnießer find. Derartige Anlagen laſſen ſich nicht mit einem jo 
einen Maßſtab mefjen. Die Profperität eines LZandesteild und feine ge- 
jteigerte Steuerfähigfeit wirkt unbedingt direft auf die übrigen und mird 
von allen mwohltätig empfunden. Wie fehr dies der Fall ift, zeigt ein 
Scrifthen, das der Verein der Rheinfchiffahrtsinterefienten in Mainz 
feinerzeit herausgegeben hat. Es heißt darin — Sie werden mir geitatten, 
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einen kurzen Sat daraus vorzulefen —: Bon der Gefamtfläche der 
preußifchen Monarchie entfallen 18% auf die Provinzen Rheinland, Wet: 
falen und Hefjen Naſſau, dagegen von der Bevölferung 31,5 %/o, von dem 
gefamten fteuerpflichtigen Einfommen 38 %o, von dem Gejamtguthaben der 
Einleger bei den Sparkaſſen 37,7%. Bon den genannten Provinzen 
wurden früher aufgebraht von der gefamten Grunditeuer der Monarchie 
24,4 %o und von der Gebäudeſteuer 32,6 %0. Ihr Anteil an der Stempel: 
fteuer beträgt 27,2 %0, an der Erbſchaftsſteuer 37,890, an den Verbraud:- 
fteuern (einfchließlih der DVermwaltungsfoftenbeiträge) 26% und an ben 
Zöllen gar 4590. Von den in der Monardie verwendeten Dampfpferde- 
fräften (diejenigen der Lokomotiven, ſowie die in der Verwaltung des 
Landheeres und in der Kaiferlihen Marine benugten PS. find nicht ein- 
gerechnet) entfallen mehr als die Hälfte, nämlih 52,5 %/o auf die erwähnten 
Provinzen. Endlich ſei noch hervorgehoben, daß diefe Provinzen in Ver— 
bindung mit dem Großherzogtum Hefjen vom Güterverlehr der preußiſch— 
heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft 56,890 im Inlands- und 54,3 %/0 im 
Auslandsmechlelverkehr, fowie 42,4 %o im Inlandslokalverkehr ftellen. Am 
gejamten Güterverkehr Deutihlands beträgt ihr Anteil 47,5 0/o im Inlands, 
37,80 im Auslandswechjelverfehr und 31,490 im Inlandslokalverkehr. 
Dabei darf aber nicht überfehen werden, daß fie von der gefamten Geleiie- 
länge der preußifch-heffiihen Eifenbahngemeinfhaft nur 27,1 %o und von 
der des Deutſchen Reiches nur 18,8 %o umfafjen, ſowie daß in jenen Zandes- 
teilen auf je 100 000 Einwohner nur eine Geleifelänge von 81,6 km ent: 
fällt, während im Dften der Monarchie 124,6 km, im Durdfchnitt ver 
Monardie 90,9 km und im Durchſchnitt des Reiches 92,2 km darauf 
entfallen. 

Inbezug auf das rheinifch-weitfälifche Induſtriegebiet erwähnt ver 
Kommiffionsberiht, daß es räumlich den 150. Teil des Deutſchen Reiches 
darjtelle, daß aber fein Eifenbahnverfehr ein Viertel des gefamten Verkehres 
ausmade (S. 53.) An einer anderen Stelle (S. 67) fagt der Kommiffions- 
beriht: „Noch vor einigen Jahren hat das Einfegen einer ungünftigen 
Konjunktur im rheiniſch-weſtfäliſchen Kohlengebiete 100 Millionen Mark 
Mindereinnahme im preußifchen Eifenbahnetat zur unmittelbaren Folge 
gehabt." Der Bericht fügt dann bezeichnenderweife hinzu: „Wer alfo vieles 
Gebiet fördert oder hemmt, der hebt oder drüdt die Staatöfinanzen.“ 

Und nun, meine Herren, was mollen derartige Eleine Mittel wie 
Schiffahrtsabgaben heißen? Glauben Sie denn, daß damit der Dften 
gefördert wird, wenn wir im Weften einige Millionen Schiffahrtsabgaben 
zahlen? Es ift doch die Tendenz in der heutigen Sozialpolitif, die wirt- 
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chaftlich Schwachen zu ſchützen. Haben denn die Freunde der Sciffahrtz- 
ıbgaben gar nicht daran gedacht, daß fie Taufende von Schiffahrts— 
riftenzen gefährden, welche unter harter Arbeit für die Ernährung ihrer 
jamilien im ungleichen Wettbewerb mit den Eifenbahnen kämpfen? Der 
ollte gerade dieſer Wettbewerb ohne Auswahl getroffen werden? Wo bleibt 
yann da die ausgleichende Gerechtigkeit, von der fo viel geiprochen wird ? 
Den Gegenfa, den man zwifchen Eifenbahnen und Sciffahrtmegen fon- 
trutert hat, tft jo gemwalttätig, wie nur möglid. Die Schiffahrt hat einen 
yanz andern Entwidlungsgang gehabt und beruht auf ganz andern Eriftenz: 
vedingungen als die Eifenbahn. Der Waſſerweg des Rheins ift nie Privat- 
igentum gemefen, und das Element, auf dem fi die Rheinfhiffahrt voll- 
ieht, wird von der Natur geliefert. Was haben dem Dften alle dieſe 
Schiffsbauten im vorigen Jahre genüßt, da der Himmel fein Waſſer ſchickte? 
Man konnte die Schiffahrt nicht ausführen, und trogdem wurden die 
Schiffahrtsabgaben erhoben, 

Die frage, ob es wirtfchaftlich richtig iſt, Schiffahrtsgaben auf Kanälen 
u erheben, möchte ich denjenigen überlaffen, die die Kanäle erbauen und 
yarauf fahren. Franfreih mit feinem großen Kanalnet hat die Abgaben 
mfgehoben. Trogdem gilt Franfreih in Europa als einer derjenigen 
Staaten, der am mohlhabendften ift, und es wird faum jemand behaupten 
vollen, daß Frankreich ihrer Wiedereinführung bebürfe. Auf den früher 
ranzöſiſchen, jest elfäffifchen Kanälen hat die Schiffahrtsabgabe für die 
leinen Schiffer ruinös gewirkt. In franzöfifhen Zeiten war der Schiffer 
von Abgaben befreit, heute erzielt er nicht nur geringere Frachten, fondern 
nuß auch noch die Abgabe von feiner Fracht beftreiten, und diefer Vorgang 
vird fi ganz gewiß auch bei uns in Deutfchland wiederholen, wie er fidh 
iuf den deutſchen Kanälen im Elſaß vollzogen hat. Aber, wie gejagt, 
nögen die Leute fih damit abfinden, die auf den Kanälen, die gebaut 
verden, fahren. Meine Herren, das ift eine ganz andere Sade. Hier habe 
ch die freie Wahl, ob ich den Kanal benußen will oder nicht; ich kann 
a einfach von einem Kanal wegbleiben. Etwas anderes ift es mit ber 
veftehenden Schiffahrt auf dem freien Strom; fte hat ſich zum Heile von 
zandel und Induſtrie durch diefe Freiheit hoch entwideln fönnen und fich 
‚en Forderungen des Verkehrs angepaßt. ihre ganze finanzielle Grundlage 
ruht auf dem Beftehenden. Die Abgabenfrage der Kanäle mit den 
Schiffahrtsabgaben auf dem Rhein in der Weife verfchmelzen zu mollen, 
vie es gefchehen ift, ift ein umgeheuerliche® Beginnen, dem nicht fcharf 
jenug entgegengetreten werden fann. Wir würden fonft in Deutjchland 
ahin fommen, daß bei einer ſolchen gewalttätigen Politik fein Gewerbe, 
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fein Erwerbsftand mehr fiher ift, nicht von heute auf morgen in jeinen 
Lebensinterefjen erfchüttert zu werden. Deshalb fage aud ih: Widerjtehe 


dem Anfang! 
(Lebhafter Beifall.) 


Univerfitätsprofefjor Dr. G. Cohn (Göttingen): Meine Herren, id 
hoffe, ich werde mit den 10 Minuten ausfommen. Der Herr Kollege 
Schumader hat mir fat nichts zu jagen übrig gelafjen. Leider ift der- 
jenige Mann nicht hier, der ftatt meiner hier zu reden gehabt hätte, nämlid 
mein alter Freund, der Präfident Ulrich. Er war bereit, zu fommen, ift 
aber im legten Augenblid in Kafjel durch das Verbot des Arztes zurüdgehalten. 
Ich will wenigftens einige Worte jagen, die die Sache vielleicht, wenn Sie mir’s 
nicht übelnehmen, auf ein etwas höheres Niveau heben, etwas profefjoraler machen. 

(Heiterfeit.) 

Sch fpredhe die Wahrheit nur, ohne zu fragen, ob ich Parteien und 
Intereffenverbänden damit ein Vergnügen bereite. 

Der Herr Kollege Gothein hat am Schluffe feiner Nede mit befonderem 
Pathos von der Unantaftbarfeit unferer Reichöverfafjung geſprochen. Hier- 
über möchte ich einige Worte reden. Die Verfaſſungsurkunden!, wie wir fie 
feit hundert Jahren und länger in Europa und Amerika befiten, find aus 
Beitandteilen zufammengefebt, die von fehr verfchtedenem Range find. Sie 
beitehen einerſeits aus fundamentalen Bejtandteilen und anderjeit3 aus 
flüchtigen Niederfhlägen einer Zeitſtrömung. Das ältejte Land dieſer 
modernen Verfafjungen find die Vereinigten Staaten von Nordamerifa. Hier 
find ſchwere Schäden daraus entjtanden, daß diefe Niederfchläge der Strömung 
des 18. Jahrhunderts ſich verjteinert haben, und fi dem Fortſchritt des 
Lebens, der Erkenntnis und der Gejehgebung entgegengeftellt haben. Das, 
was ihre Verfteinerung veranlaßt hat, ift verfafjungspolitiih für eine große 
Demokratie jehr beachtenswert. Es find nämlich dadurch Schranken geſetzt, 
melde dem Flugſande der wechſelnden Majoritäten Dämme entgegenjegen 
follen. Es iſt infolgedeſſen die Gefeßgebung unter die Judikatur des höchſten 
Gerichtshofes gejtellt, der die neuen Geſetze zu mefjen hat an den feflen 
unverrüdbaren Paragraphen alter Berfafjungen, die teilmeife bis in das 
18. Jahrhundert zurüddatieren. So ift es gelommen, daß im Jahre 1894 
ein Einfommenfteuergejeg dur den Kongreß verabjchiedet wurde, das dann 
durh den höchſten Gerichtöhof der Vereinigten Staaten kaſſiert wurde. 
Warum? In der Verfaffung ift ein Grundfag: es fol eine Beiteueruna 





' Eine nähere Ausführung des Obigen vgl. „Art. 54 der NReichäverfaffung“, 
Beitichrift f. d. gef. Staatswifjenfchaft, 1906, S. 1--44. 
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für die Unton nur nach der Kopfzahl jtattfinden, nicht nad) dem Wohlftand. 
Diefer Grundfag, ein Niederſchlag primitiver Anfichten von der Beiteuerung 
bat fih den um ein Jahrhundert fortgefchrittenen Anfichten von der Be- 
fteuerung entgegen geitellt. 

In den Einzelftaaten der Union ift etwas Ähnliches paffiert. Da find 
Geſetze zum Schutze der Frauenarbeit im legten Jahrzehnt gemacht und 
ebenfalls vom höchſten Gerichtshof des Staates als nichtig befeitigt worden, 
weil in deſſen VBerfafjung eine Vorfchrift enthalten iſt, es dürfe niemand im 
freien Gebraude jeiner Perſon und feines Eigentums beſchränkt werden. 
In der Schweiz hat man durd die Bundesverfafjung von 1874 im Intereſſe 
des einheitlichen Charalters der Gemwerbegejeßgebung Verwandtes angeftrebt. 
Der Art. 31 fagt: der Grundjaß der Handeld- und Gemwerbefreiheit ift 
zewährleiftet. Dabei bleiben gewiſſe Einjhränfungen vorbehalten, die den 
Brundſatz der Gemwerbefreiheit nicht verlegen. Die Folge ift gewefen, als 
ie Strömungen der achtziger und neunziger Jahre famen, daß fortwährend 
Ronflifte zwiſchen der Gefeggebung der Kantone und dem Bunde darüber ent- 
tanden: was find erlaubte Einſchränkungen der Gemwerbefreiheit und mas nicht? 

Bei und im Reich tft es anders gegangen, gar nicht im Sinne der be- 
yaupteten Heiligfeit, jener Heiligkeit, von der man in finanziellen Dingen mit 
Borliebe redet, wenn der Staat etwas haben will und man nicht zahlen will. 

(Beifall.) 
Wir haben einen Artifel in der Neichsverfaffung, der ganz im Sinne der 
rrtümlihen Anſchauungen von der angeblich alleinfeligmachenden Konkurrenz 
vefaßt ift, angeblich feligmachend in dem Gebiete, in dem fie am wenigſten 
elig madt, im Eiſenbahnweſen. Das tft der Art. 41. Diefer iſt alsbald 
iach 1871 dur die Wiffenfchaft widerlegt worden und wenige Jahre jpäter 
‚ur einen Mann, der fih um die Wiffenfchaft ſehr wenig gekümmert hat, 
urch Bismard. Das Syſtem der PVerftaatlihung der Eifenbahnen ift das 
‚ollendete Gegenteil jenes Art. 41. Wir haben ferner den Art. 70. Diefer 
rtifel ift gerade im Laufe der legten Zeit, wo von Reichsfinanzreform 
vieder einmal die Rede ift, in feiner Gebrechlichkeit enthüllt worden. Art. 70 — 
die Herren, die diefen Artikel gemacht haben, kennen die Elemente der 
sinanzwifjenfchaft nicht) — Art. 70 fagt: „Solange Neichsfteuern nicht 
ingeführt find, ſollen ufw.“, wie wenn all die Zölle und Verbrauchsabgaben, 
ie aus dem Zollverein dem Reiche in die Wiege gelegt find, feine Reichs» 
teuern wären. Was follen denn Reichsfteuern in dem hier gemeinten engeren 
Sinne fein? Doch wohl nur direfte Neichöfteuern, 3. B. eine Einfommen- 
teuer, die feit der Begründung des Neiches fortwährend gejpuft hat, ohne 
Birklichleit werden zu können aus guten Gründen. Was gejchieht jegt, in 
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einem Augenblid, mo von einer Steuerreform geredet wird, insbejondere 
von der Erbjchaftsjteuer ? die wird ja ebenfall® als direfte Steuer bezeichnet 
und wäre an fi mehr zu einer Neichsfteuer geeignet als die Einfommen- 
fteuer. Es erflärt der preußiiche Finanzminijter gegen diefes Projekt: die 
direkten Steuern gehören den Einzelftaaten. Das erflärt er angeſichts des 
Art. 70 und feiner Heiligkeit! 

(Heiterfeit.) 

Und nun, meine Herren, möchte id von dem Art. 54 fprechen, der una 
hier bejchäftigt. Ich will mich an defjen Interpretation nicht beteiligen, ich 
nehme die herrfchende interpretation an. Diefer Artikel hat zwei Gefichter. 
Das eine Gefiht gehört mit zu den großen ewigen Fundamenten unferer 
Neihsverfaffung, zur Feitlegung der Einheit, der Herjtelung eines einheit- 
lihen deutſchen Wirtfchaftsgebiete®, der Befeitigung aller Miferen und 
Duerelen der alten Zeit. Das ift das, was und nie genommen werden 
fann. Die andere Seite ift durchaus ein Kind jener Strömung, die wir 
mit einem Wort als freihändlerifch im meiteften Sinne bezeichnen können. 
Das war die Strömung, wo man alle Hemmniſſe befeitigen wollte, alle 
Abgaben, Gebühren und indirekten Steuern, fo daß man, wie es in Art. 70 
geſchehen ift, von felber auf direfte Steuern, Einfommenjteuer u. dergl. fam. 
Denn irgendwie müſſen die Kojten doch gededt werden. Es ift bier fo oft 
von Fisfalität gefprochen worden. Meine Herren, von Fiskalität wird 
immer gejprohen, wenn man dem Staate nicht zahlen will, was ihm zu- 
fommt. 

(Heiterfeit.) 
Mer ift denn ber Fisfus? Der Fisfus ift die Gefamtheit. Wenn der eine 
nicht zahlen will, muß der andere zahlen; denn eine Staatswirtjchaft kann 
nicht leben nach dem noblen Grundfage jener beiden Polen: „Und da feiner 
wollte leiden, daß der andre für ihm zahle, zahlte feiner von den beiden!“ 
(Heiterfeit.) 

Nun, meine Herren, diefe Begeifterung für direkte Steuern war in ge 
willen Sinne eine fehr begründete. Gerade der Verein für Socialpolitif 
ift — ich glaube, faum mit einer Ausnahme — dafür eingetreten und mit 
großem Erfolge. Ein Praftifer, der ganz vorzugsmweife in enger Yühlung 
mit unferem Verein gejtanden hat, hat fein gut Stüd geleiftet für die Reform 
des preußifchen Einfommenfteuergefeges. Ich brauche den Namen nicht zu 
nennen. Wie aber, wenn man die Sache übertreibt oder übertreiben will, 
alsbald Hinderniſſe ſich zeigen, habe ich aus nächster Nähe im Kanton Zürich 
erlebt, mo unter eigentümlih günftigen Bedingungen der Verfafjung und 
der Geſellſchaft eine demokratiſche Regierung mit einem Sprunge ein Marimum 
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der Einfommenfteuer erreichte, auf dem fie feit mehr als dreißig Jahren 
jegt feſtſitzt. 

Wie ift e8 bei und nun damit gegangen? E83 find Fortjchritte gemacht 
worden; und ich rede hier von preußifchen Verhältnifjen, die typisch für das 
ganze übrige Deutfchland find. Aus dem Fläglihen Einfommenfteuergejeß, 
das wir bi8 1891 gehabt haben, haben wir ein fehr viel beſſeres gemacht, 
das freilich noch feineswegs auf dem Gipfel der Bolllommenheit angelangt 
ift. Die Schwierigkeiten einer Fortbildung liegen auf der Hand. Miquel 
jelbjt war froh bei dem, was er 1892/93 zuftande bradte und dachte nicht 
an größeres, 

Wenn man fi alſo bei Erlaß der Neicheverfaffung über die Schwierig- 
feiten getäufcht hat, die direften Steuern je nah den wechſelnden Bedürf— 
nifjen des Gemeinmwefend zu vergrößern, fo ift freilih noch ein jehr er- 
fchwerender Umftand hinzugefommen: nämlich das ungeahnte Wachstum der 
Ausgaben von Gemeinden, Staaten und dem Reihe. Im großen und 
ganzen ijt das ja ein glüdliches Zeugnis für das Fortfchreiten der materiellen 
Kultur, neuer großer Bedürfnifje, neuen Wohlftandes. Wie ift es aber mit 
der Geftaltung der Finanzen gegangen? Man ijt reuig zurüdgefehrt zu 
jenen individuellen Entgelten, Gebühren, indireften Steuern, die man in der 
Periode vor 30— 50 Jahren oder gar vor 150 Jahren befämpft hat. Warum? 
Meil der Menſch — und das bemeifen gerade diefe beftändigen Klagen über 
die Fiskalität — das, was er dem Gemeinweſen ſchuldet, lieber in der 
Weiſe des individuellen Entgeltes, Stüd für Stüd bezahlt, als daß er 
Steuern bezahlt allein kraft feiner Leiſtungsfähigleit und feiner jtaatsbürger- 
lichen Verpflichtung. So ift es gelommen, daß in die Lücke des preußifchen 
Staatöhaushalt3 wie im Traum jener Glüdsgewinn der großen Eifenbahn- 
überſchüſſe gefallen ift, der e& uns möglich gemadt hat, mächtig wachſende 
Bedürfnifje (namentlich des Volksunterrichts) zu befriedigen, ohne die Steuern 
zu erhöhen. Diejenigen, die an jenen Überſchüſſen mäfeln, muß man einfad) 
fragen: Seid ihr bereit, dafür zu forgen, daß die Einfommenfteuer und die 
Dermögensfteuer verdoppelt wird? So lange ihr euch für den Staat nicht 
verantwortlich fühlt, fo lange ihr über Fislalität klagt, habt ihr es fehr 
leiht. Nun waren die Illuſionen damals, als wir die Eifenbahnen ver- 
ftaatlihten, fo große, daß ſich felbit Maybach eined Tags hinreifen ließ, 
ald die Oppofition ihm entgegenhielt, durch die Verlufte an den Erträgen 
der Staatseifenbahnen würden die preußifchen Finanzen zerrüttet werden, 
zu entgegnen: „Was fommt es auf die Rentabilität an? fragt man bei 
den Kriegshäfen, bei den Feitungen nad) der Rente?" Die Tatfachen haben 
ja noch unter feinem eigenen Regime ein anderes Wort gefprodhen, und bie 


83 Debatte. 


Notwendigfeit der Dinge hat dazu geführt, daß man fi mit klammernden 
Organen an diefe Überſchüſſe gehalten hat und daß man fie heute erft recht 
feſthält. 

Meine Herren, welches iſt das Verhältnis dieſer Eiſenbahnüberſchüſſe 
zu den Finanzen der Waſſerſtraßen? Wie ſteht es mit der behaupteten 
Überlegenheit der Waſſerſtraßen, ihrer techniſchen Leiſtungsfähigleit gegen- 
über den Eifenbahnen? Da fage ih einfah: die Waſſerſtraßen jollen 
noch höhere Überfchüfje leiften als die Eifenbahnen,; dann ift für mid 
die höhere Zeiftungsfähigfeit der Waflerftraßen bemiefen. 

(Heiterfeit.) 
Solange das nicht der Fall ift, fommt mir das Verhältnis immer fo vor 
— und damit möchte ich ſchließen — wie in jener alten Geſchichte von 
dem Vater, der feinen Sohn auf der Univerfität beſucht; der Sohn offeriert 
ihm allerbefte Zigarren, der Vater raucht die Zigarre mit Befriedigung 
und fagt: Ih fann mir das nicht gönnen, aber du haft einen reichen 
Vater! Der Vater, das find die Eifenbahnen, der Sohn, das find die 
Waſſerſtraßen. 

(Heiterkeit.) 
Dixi. 

(Lebhafter Beifall.) 

Der Vorſitzende erneuert nunmehr ſeinen Vorſchlag, die Redezeit auf 
zehn Minuten zu beſchränken. Die Verſammlung beſchließt ſo nach kurzer 
Geſchäftsordnungsdebatte. 


Profeſſor Lot (Münden): Meine Herren! Ich bin weder Vertreter 
der Elbe, noch der Oder oder des Rheins, fondern der Wiſſenſchaft. Wenn 
ih als folcher das Wort ergreife, gejchieht es mit einer gewiſſen Zurüd- 
haltung; denn meine Stellungnahme zu der Abgabenfreiheit ift in einem 
Punkt, wie ich geftehen muß, gegen früher etwas erfchwert. Ich habe die 
Abgabenfreiheit auf den natürlichen Wafjerftraßen, wie wir fie haben, 
immer als ein Korreftiv gegenüber dem Cifenbahnmonopol befürwortet. 
Diefes Argument ift etwas erfchüttert, infomweit ein großer Teil des Ber: 
fehrs auf dem Nhein heute nicht mehr in freier Konkurrenz ftattfindet, 
fondern in Abhängigkeit von einer monopoliftiichen Unternehmung. Ich 
muß das vorausfhiden. Im übrigen find jedoch die Gefichtspunfte, die 
für die Beibehaltung des bejtehenden Zuftandes jprecdhen, jo zahlreih, und 
die Freude über diejenige Art der Eifenbahnpolitif, wie wir bisher erlebt 
haben, ift bei mir nicht fo uneingefchränft, daß ich etwa eine neue Epoche 
in der ganzen Stellungnahme zu diejer Frage, wie der Herr Referent, 
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Profefjor Schumader, ſeit der Verftaatlihung und insbefondere feit der fchuß- 
zöllnerifchen Zufpigung unſerer Eifenbahntarifpolitif anbrechen lafjen fünnte. 
Ich habe auch nicht die Fähigkeit, mich in der Diskuſſion auf ein Gebiet 
zu begeben, was fo fern liegt, wie das ideale Wunderland, das uns Herr 
Profeſſor Schumacher vorgeführt hat. Ich babe die nüchterne Gegenwart 
vor Augen und die Vorfchläge, die vorliegen. 

Es ift jo viel über Widerſprüche des heutigen Zuftandes gefprochen 
worden, daß ich zunächſt feititellen möchte: die Widerfprüce unter denen, 
die die heutigen Zuſtände verbefjern wollen, erfcheinen mir noch viel größer. 
Der eine von den Abgabenfreunden vertretene Standpunkt lautet: Jeder 
Strom foll feine Koften aufbringen. Dem preußifchen Zandtage ijt eine 
Berehnung vorgelegt worden, wie groß jeit dem Jahre 1866 nah Schägung 
der Negierung der Anteil der Ausgaben fei, der auf die Schiffahrt entfalle; 
diefe Summen find mit Verzinfung und Tilgung in Rechnung geftellt, 
und dem hat man gegenübergeftellt: wie viel Tonnenkilometer werden ge- 
leiftet und mie viel hat jedes aufzubringen? Meine Herren, was heißt 
das? Es wird uns gejagt, im Oſten gibt es Straßen, die mit Abgaben 
ſchon heute belegt werden, und zwar fogar natürliche Waſſerſtraßen, die in 
merfwürdigem Widerſpruch mit unferer Berfaffung bereit3 fo belegt werben ; 
folglich ſchadet es angeblih audh nichts im Weſten, und die Gerechtigkeit 
erfordert angeblih, daß der Reihe die von ihm verurfadhten Laften im 
Weſten und Dften entjprechend bezahlt. Dann wird ausgerechnet, auf dem 
Rhein jeien 0,04 Pfg. zu bezahlen — und Herr Profeffor Schumader hat 
mit diefen 0,04 Pfg. immer wie mit einer bejtimmten Größe operiert —, 
auf der Mofel nicht weniger als 4,3 Pfg., auf der Weler 0,6 Pfg., auf 
der Weichjel vollends 1,3 Pfo., auf der Oder 0,7 Pig. und auf der 
Memel 0,5 Pfg. Seht frage ih: mie fteht es nun mit der Gerechtigkeit ? 
Denn man darf doch nicht die Gerechtigkeit eine halbe Stunde lang an- 
wenden und die andere halbe Stunde lang wieder vergefjen. it das 
überhaupt ein Prinzip, zu fagen: weil einige Wafjerftraßen im Often bisher 
mit Abgaben belajtet find, fol nun der Rhein etwas, etwas weniges, jollen 
ferner die bisher im Oſten nod freien Ströme enorm viel aufbringen. 
Der Rhein hätte, wenn jeder Strom feine Koften aufbringt, nur wenig 
Abgabe pro Kilometer zu tragen. Denn der Rhein hat ſchon viel Verkehr, 
und da verteilt ſichs auf viele Tonnenkilometer; aber die Weichſel, die 
Memel und die Ströme, die ji bisher überhaupt nicht recht entwideln 
fonnten, müfjen nun, obwohl fie bisher gar nichts aufgebracht haben, des 
ihönen Geredhtigfeitsprinzips willen fo viel aufbringen, daß man recht 
zweifeln möchte, ob dabei der Verkehr beftehen fann. Wenn das die Ge- 


90 Debatte. 


rechtigfeit ift, daß jeder Strom feine Koften tragen foll, jo möchte ih mid 
darüber nicht aufregen, denn das ift jo widerſinnig, und dieſe angeblich 
zur Entlaftung des Oſtens gefchaffene Gerechtigkeit wirft gerade für den 
Dften fo drüdend, daß fo das Projekt nicht praftifch werden fann. 

Nun hat uns Herr Profeffor Schumader nicht gefagt, Daß er dies 
Syftem für falſch hielte; denn er hat mit 0,07 Pfg. bei der Elbe und 
0,04 Pig. beim Rhein operiert, und feine ganzen Forderungen gingen von 
diefen Tarifen aus. Aber er hat — ih made ihm daraus feinen Bor- 
mwurf, denn auch in 1?/s Stunden ift immer nur ein Teil der Dinge zu 
behandeln — gejagt, es fei das einzig Richtige, daß für die Abgaben- 
berehnung die Ströme in zwei große Syſteme, ein öftliches und ein weſt— 
liches zufammengefaßt werden follten; er hat aber nicht gefagt, wie viel 
da herausfommt. Für das Syftem von Elbe big Memel fümen wir da 
zu Abgaben von 0,2 Pfg. pro Tonnenfilometer. Dies bedeutet eine enorme 
Belaftung des Oftens, aber auch für das weitlihe Net. Wir fämen aber 
auch wohl dann im Weſten zu höheren Tarifen als 0,04 Pfg. pro Tonnen- 
filometer. 

Ich bin nun ganz mit Herrn Profefjor Cohn einverftanden: wenn «8 
wirklih für die Gefamtheit und um ber Geredtigfeit willen notwendig 
wäre, würde es mir ſelbſt bei der Stromzollfrage nit als Argument 
imponiern, daß der Deutfche überhaupt nicht gern Steuern zahlt. Es 
ift gewiß Pflicht jedes Intereſſenten, daß er ſich bei in Ausficht ftehenden 
Belaftungen eine Zeit lang wehrt, und in Deutfchland wird diefe Pflicht 
jogar furdtbar ernjt genommen. 

(Heiterfeit.) 
Aber was Heißt denn quantitativ dieſe ganze Geredhtigfeit? Preußen 
rechnet aus, daß es noch nit ganz 10 Millionen jährlih aufbringen 
müſſe, um nachträglich die Zinfen und Tilgung der Aufwendungen berein- 
zubringen; hiervon für den Nhein 1? Mil. Mi. Dafür follen wir alfo 
die Verfaffung ändern, dafür das Prinzip proflamieren: das einzig Gerechte 
it, daß Sonderintereffen, für die Aufwendungen gemacht werden, aud 
entfprehend durch Gebühren zahlen, und dieſes alles follen wir zunächſt 
auf den Rhein anwenden. ch will heute nicht unterfuchen, ob es wirklich 
fonft in Deutſchland fo gehalten wird, daß nie für Sonderinterefjen Auf- 
wendungen gemadt werden, ohne daß dieſe entſprechende Laſten tragen. 
Im Lande der Ideale wäre das denkbar, Deutjchland wird zurzeit ein 
wenig anders regiert. Aber wir fönnten ja unterfuhen, ob auf dieſem 
Gebiet der Stromabgabe das Prinzip zuerft zu verwirklichen if. Seit 
wann fteht es aber dann feit, daß die Grundſätze einer gefunden finanz— 
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politifhen Theorie dazu zwingen müffen, in jedem Fall die Koften der 
bisherigen NRegulierungen der Flüffe durch eine neue Abgabe aufzubringen ? 
Das ift entfchieven zu verneinen. Es fehlt leider in unferen theoretifchen 
Unterfuhungen noch Klarheit über die foziale und wirtfhaftlihe Wirkung von 
Verkehrsfortſchritten; es fehlt recht fehr die Feftftelung, wie die allgemeine 
Steuerfähigfeit und der Wohlftand von der Verbilligung des Verkehrs be- 
einflußt wird; aber das weiß jeder aus der praftifhen Routine, daß eine 
ganze Anzahl von anderen Möglichkeiten, für Verkehrsaufwendungen ſich 
bezahlt zu machen, für den Fisfus eriftieren als gerade die fpezielle Deckung 
uch Verkehrsabgaben. Das Problem ift, daß der Fiskus zu feinem Geld 
'ommt, und das fann auch der Fall fein in anderen Mehreinnahmen als 
Stromgebühren, fofern wir nur eine Bejteuerung haben, welche bei 
teigendem Wohlſtande Mehrerträge liefert. Im übrigen vermiffe ich bei 
len Ausführungen den Beweis, daß eine Verteuerung des Verkehrs dur 
Stromzölle nicht eintreten fann. Wenn aber eine Verteuerung eintreten 
ann, fo find die Stromabgaben eine unverhältnismäßig größere Zumutung 
ınd Belaftung der Volkswirtfchaft in den Produftionsfoften, ald dem ent— 
pricht, was für den Fisfus mit den 10 Millionen herausfpringt; und von 
jiefem rein rechnerifchen Standpunkt aus, meine ih, ift bisher die Frage 
richt genügend vom Standpunkt der Gefamtheit gewürdigt worden. 

Ich jehe, daß meine Zeit vorüber ift. Obwohl ich meinen Gedanten- 
jang nicht zu Ende führen kann, möchte ih nicht das üble Beijpiel geben, 
neine Zeit zu überfchreiten, und breche daher ab. 

(Beifall.) 


Bergrat Gothein, Mitglied des Reichsſtags: Meine Herren! Ach 
ann Ihnen nicht verfprechen, die Debatte auf einen höheren Standpunft 
u heben, aber ich fann Ihnen verfprecdhen, wenigſtens zur Sache zu fprechen. 

(Beifall.) 
Ich bin ein Vertreter des mißhandelten Oſtens, der im Intereſſe der 
Herechtigkeit verlangen fol, daß auf den offenen Waſſerſtraßen Sciffahrts- 
ıbgaben erhoben werden. Nun, wer verlangt denn das im Dften? Sind 
‚a3 die wirklichen nterejjenten der Wafjerftraßen ? Sind das die Scdiff- 
ahrttreibenden ? Iſt das Handel und Induftrie? Sind das die Verfrachter? 
) nein, mein Herren, wenn Sie fih die Voten aller diefer Gremien an- 
ehen, werden Sie finden, daß fie alle Gegner der Erhebung von Abgaben 
uf den offenen Wafjeritraßen find, und wenn die oftdeutfche Landwirtſchaft, 
peziell die an der Oder intereffierte, ihre Interefjen richtig verjtände, müßte 
ie fich jagen, daß, wenn auch nicht der Menge der Waren, jo wenigſtens 
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ihrem Wert nad) die Landwirtfhaft die größte Jntereffentin an der Ober: 
Schiffahrt ift, und frühere Vertreter der Landwirtſchaft haben deshalb aud 
mit aller Energie die Forderung der Abgabenfreiheit erhoben. ch glaube, 
e3 ift eine „flüchtige Zeitftrömung“, die jegt in der Landwirtſchaft auf dem 
entgegengefegten Standpunft jteht. 

Meine Herren! Warum find wir denn, obgleich wir mit einem ftillen 
Neid den großartigen Rheinſtrom betradten, der ganz ohne Abgaben ift, 
der ganz andre Mafjen bewegen fann mit ganz anders billigen Frachten, 
trotzdem Vertreter der Abgabenfreiheit auf den offenen Waſſerſtraßen? Der 
Neid wird bei uns nicht dazu führen mie bet jenem Geizhals, dem eine 
gütige ee fagte, er fönne fi wünſchen, was er wolle, es werde ihm er- 
füllt werden, aber gleichzeitig werde feinem Feinde das Doppelte davon zu- 
teil werben, und der fih dann mwünfchte, daß er ein Auge verlieren möge, 
damit fein Feind blind werde. 

(Heiterfeit.) 

Bei ung würde die Sache gerade umgefehrt liegen, wie Profeſſor Lot 
eben zutreffend auseinandergefegt hat: Der Rheinftrom und die nterefjenten 
daran würden ein Auge verlieren, und wir würden blind werben; denn 
wenn mir auch auf der oberen Oder Abgaben zahlen und auf den märkiſchen 
Wafjerftraßen dur Abgaben bevrüdt werden, jo haben wir doch wenigftens 
noch einen Teil ‘Freiheit, nämlich auf der Oder unterhalb Breslaus. Es ift 
das für und allerdings jehr wejentlih; denn wir, die wir unter dem „Siegen“, 
wie Herr Profefjor Schumader annimmt, der Abgaben ſchon leben, miffen, 
was es bedeutet, wenn jahraus jahrein nicht dieje feite Abgabe, die man 
mit 0,04 Pfg. in Ausſicht ftellt, erhoben wird, fondern wenn die Abgaben 
jahraus jahrein gejteigert werden. Ich habe es noch im preußifchen Ab- 
georbnetenhaufe erlebt, daß als dasjenige, was notwendig fei, um die Auf: 
wendungen für die Schiffahrt auf offenen Strömen zu deden, 3 Millionen 
von dem damaligen Chef der Wafjerbauverwaltung bezeichnet wurde. Aber 
wie find diefe Summen gewachſen? Jetzt find es bereits 12 oder find es 
gar 27 Millionen geworden. Das gibt zu denken. 

Nun iſt gejagt worden, man verjtehe nicht, warum wir im Oſten nicht 
verlangten, daß auch für die befondern Veranjtaltungen an offenen Strömen 
Abgaben nicht erhoben würden. Meine Herren! Wir würden das ſehr gem 
verlangen, wir halten e3 bloß bei der gegenwärtigen Zufammenfegung des 
Abgeordnetenhaufes nicht für erreichbar. Wir freuen uns aber außerordentlich, 
in Herrn Profefjor Wirminghaus darin einen Mitftreiter zu finden. Aber 
was hat es denn für einen wirklichen inneren Grund, daß man die offenen 
Waſſerſtraßen, die natürlichen Flußläufe von Abgaben befreien wollte? Der 
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Grund ift ein technifher. Der Mann, der länger als ein Menfchenalter 
hindurch an der Spige des preußifchen Baumwefens geftanden und die gefamte 
Zeitung unter fi gehabt Hat, der Oberbaudireftor Hagen, der Altmeifter 
des deutſchen Wafjerbaus, führt in feinem berühmten Werfe „Der Wafler- 
bau” aus: 

„Bei dem überwiegenden Einfluß, den die Kultur des Bodens 
auf die Bemwohnbarkeit und den Reichtum der Landſchaft ausübt, 
muß man die Beförderung der Borflut oder die Berhinde- 
rung der Berfumpfungen als den michtigften Zweck der Strom- 
regulierungen anfehen.“ 


Meine Herren! Uns Mitgliedern der Oderftromfciffahrtsftommiffion — und 
die befteht auch aus Landwirten — wird jährlich eine Schrift überreicht, 
die von der Öderjtrombaudireftion, alfo von der amtlichen Behörde, heraus: 
gegeben ift, und darin fteht: 

„sn der für die Vorflut gefhaffenen Rinne 
geht die Schiffahrt vor fi. Je mehr die Stromregulierung 
ihren oberiten Zweck erreicht, der Landwirſchaft durch eine orbent- 
liche Vorflutrinne zu dienen, um jo mehr nußt fie aud) der Schiff: 
fahrt. Letztere ift der Prüfftein für die Schaffung einer orbent- 
lihen Borflutrinne.“ 


Ich habe es felbit erlebt, daß, als einmal bei der Beratung der großen 
Kanalvorlage in der auch für die untere Oder eine Vorlage gemacht war, 
wonach der Schiffahrtsweg von dem Vorflutweg getrennt werben jollte, 
gerade von fonfervativer agrarifcher Seite der lebhafteſte Einſpruch dagegen 
erhoben wurde; denn, hieß es da, wenn der Vorflutſtromſchlauch verfandet 
und die Schiffahrt geht durch, merkt fie es jofort und fängt an, zu Hagen 
und zu fchreien und dann wird er geräumt. Wenn die Schiffahrt aber 
durch einen befondern Sciffahrtsfanal geht, kann der Vorflutſchlauch ruhig 
verfanden und dann merkt man es erjt, wenn wir die Überſchwemmungen 
haben; aljo gerade von agrarijcher Seite wurde diejer unlösliche Zuſammen— 
bang zwifchen der Regulierung im Vorflutinterefje und im Schiffahrtintereſſe 
betont. Meine Herren! Das ift eben der innere Grund für dieſe Be- 
ftimmung der Reichsverfaſſung. Das macht es notwendig, daß für das, 
was im Vorflutinterefje gefchaffen worden ift, nit die Schiffahrt be- 
zahlen joll. 

Meine Herren! Wie find denn die Berechnungen über die Aufwendungen 
im Schiffahrtsinterefje gemaht? Noch bei der Kanalvorlage haben wir ge- 
fehen, daß mafjenhaft Anlagen, die tatſächlich lediglich dem Borflutinterefie 
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dienten, auf? Konto der Schiffahrt gefegt wurden. Ich möchte Ihnen cin 
Haffifches Beifpiel von der Oder anführen. Da tft ein fisfalifher Hafen 
gebaut worden aus der Anleihe, welche für die Kanalifierung der oberen 
Diver ausgeworfen wurde. Sämtliche Ausgaben und die Verzinfung für 
das Hafenbeden und Grunderwerb werden aufs Konto der Schiffahrt gefegt; 
aber die Einnahmen aus dem gefamten Hafen, aus der Hafenbahn, ven 
Kranen fommen der Eifenbahn zugute. Und dann wundert man fich, wenn 
die Schiffahrt fein Erträgnis bringt. Es ift eben der Eifenbahn zugeflofjen. 
Meine Herren! Herr Profeffor Cohn hat ausgeführt, die Beitimmung 
ver Neichöverfaffung, melde die Abgabenfreiheit auf den offenen Strömen 
feftlege, ſei ein flüchtiger Niederfchlag einer Zeitftrömung. Ich Habe den 
technifchen Grund diefer Beitimmung auseinandergefegt, und möchte nur nod 
erinnern, daß Diefe Zeitjtrömung eine recht lange gemwefen if. Am Rhein 
hat diefe Zeitftrömung 75 Jahre und länger gedauert, ehe fie den vollen 
Erfolg gezeitigt hat, bei der Elbe auch noch länger. Dieſe Zeitftrömung 
begann bereit3 unter dem Großen Kurfürjten, der auch nicht wollte, daß 
die wirtfchaftlihe Wirkſamkeit der Waſſerſtraßen, die er gebaut hatte, durch 
finanzpolitifhe Mafregeln hintan gehalten werden, ein Wort, das beim 
Bromberger Kanal von Frievrih dem Großen wiederholt worden if. Man 
hat dieje beiden Fürften, die zufammen 100 Jahre regiert haben, troßdem 
fie diefer flüchtigen Zeitftrömung Rechnung trugen, die Großen genannt. 
Nun, meine Herren, wir haben alle den einen Wunſch, unfer Water: 
land zu fördern, und mit Recht hat Herr Profeffor Schumader hervor: 
gehoben, welche Bedeutung billige Frachten für die Entwidlung von Handel 
und Induſtrie Haben. Wir ſprechen fo viel von einer amerikanischen Gefahr. 
Ich Halte fie nicht für fo groß; aber wenn fie vorhanden ift, beruht fie 
zum bei weitem größten Teil in den niedrigen Frachten, mit Denen die 
Amerilaner rechnen. Wenn man aber nun diefe niedrigen Frachten für una 
dadurch herbeiführen will, daß man zuerit die Frachten erhöht, indem man 
neue Schiffahrtsabgaben einführt, jo fommt mir das ungefähr vor, wie 
wenn jemand von Mannheim nad Frankfurt reifen will und fich zu dieſem 
Zweck das Billet erft nad) Bafel nimmt. Das ift doch tatfächlich die Wirkung, 
die allein diefe Vorſchläge haben fünnen. Ich halte den Nieverfchlag, den 
die Abgabenfreiheit in der Deutfchen Reichsverfaffung gefunden hat, nicht 
für das Ergebnis einer flüchtigen Zeitftrömung, fondern für den Niederfchlaa 
einer dur Jahrhunderte ſyſtematiſch geführten großzügigen Berfehrspolitif, 
und ih will hoffen, daß das deutfche Volk über die Notwendigkeit der 
Änderung der Reichsverfaſſung nicht fo leicht hinweg geht, wie das von 
andrer Stelle empfohlen worden ift, fondern daß es auch hierbei eingeden! 
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fein möge des Wortes: Was du ererbt von deinen Vätern haft, erwirb es, 
um es zu befigen! 
(Zebhafter Beifall.) 


Dr. Brandt, Gefhäftsführer der Handeldfammer (Düffeldorf): Meine 
Herren! Ich ftehe mit Ihnen unter dem Eindrud des ausgezeichneten 
Bericht? des Herrn Profeffor Dr. Schumader. Aber bei der außerordent- 
lichen Hochachtung vor ihm oder gerade vielleiht wegen diefer Hochachtung 
muß ich erwähnen, daß er einen alten Vorwurf erhoben hat, der eigentlich 
in diefer Verfammlung nicht auftauden follte. Er hat gefagt: Die Inter— 
eſſenten fchreien, der Verein für Socialpolitit hat die Pflicht, feine Meinung 
zu befunden. Und Herr Profefjor Cohn hat gefagt, er ſei nicht auf das 
Katheder gefommen, um Snterefjentenverbänden ein Vergnügen zu machen. 
Diefe Hußerung kann nur auf ung Gefhäftsführer wirtfchaftlicher Körper- 
Ichaften abzielen. Meine Herren, diefen Kniff muß ih ausbrüdlich 
zurüdmeijen. 

(Bravo!) 
Wenn ich hier das Wort ergreife, fo darf man in mir nicht den Vertreter 
einer Intereſſengruppe erbliden, fondern ich erhebe den Anfprud, genau mit 
derfelben wirtſchaftlichen Gründlichfeit zu arbeiten, wie jeder andre das für 
fih in Anſpruch nimmt. 

(Beifall.) 

Meine Herren, es wird hier bei den Schiffahrtsabgaben immer mit 
außerordentlih großen Zahlen operiert, und id” muß deshalb darauf hin- 
weiſen, daß die Kojtenberechnung, wie fie in dem letzten Band der Schriften 
des Vereins für Socialpolitif von Herrn Dr. Nafje aufgeftellt worden ift, 
deshalb durchaus unrichtig ift, weil fie, wie Herr Profeffor Gothein Schon 
ausführte, die Koften der Häfen einfchließt, für deren Benutung Staat und 
Gemeinde Abgaben befommen, für die fie alfo das Kapital nicht umfonft 
aufwenden. Bei der Sciffahrtsabgabenfrage handelt e3 fich lediglich darum: 
wie befommt der Staat für die Koften, die er ohne Verzinfung, Tilgung ufw. 
aufgewendet hat, nun jet einen Erſatz? Deshalb find die Sätze des Herrn 
Dr. Naffe viel zu hoch. Wenn nun aber ein folder Nechner Ihnen aus- 
rechnet, daß Preußen nur 45/0 der gefamten Aufwendungen für die 
Schiffahrtszwecke gemacht hat, fo fehen Sie ſchon, daß um die Sade ein 
viel zu großes Gefchrei gemacht wird, daß man der Uffentlichfeit immer 
viel zu große Summen vorführt, die in Wirklichkeit gar nicht für die 
Sciffahrt verwandt worden find. 

Herr Profefjor Cohn hat gejagt: wann ſpricht man vom Fiskus? 
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wenn einer nicht zahlen will, aber der andre zahlen fol. Alfo wenn ber 

preußifche Eifenbahnfisfus von 400 Millionen Marf Eifenbahnüberjchüfjen 

nichts herausgeben will, die Schiffahrt aber auf einmal 27 Millionen Mark 

für Wafjerbauten erjegen fol. So liegt die Sade, das ift der Fiskus! 
(Sehr richtig!) 

Nun hat Herr Geheimrat Peters in feiner neueften Arbeit in der 
deutſchen Wirtfchaftszeitung eine ganz überrafchende Entdeckung gemadit. 
Er hat nämlich gefunden, daß das Fahrmwafler zu den Sciffahrts- „An: 
ftalten” gehört. 

(Heiterfeit.) 
Meine Herren, das war ja fchon lange der fehnlichfte Wunfch der preußischen 
Regierung, das endlich einmal einwandfrei begründen zu können; darauf 
gehen ja jeit 1/2 Jahren alle Beitrebungen hinaus, die Reichsverfaſſung, 
die zu bejeitigen man fich fcheut, fo zu interpretieren, daß man gemäß der 
jeßigen Faſſung ſchon Sdiffahrtsabgaben erheben fann. Nun, meine Herren, 
ift der Beweis gelungen? Herr Geheimrat Peters fchreibt: Der Artikel 54 
der Verfafjung des Deutfchen Heihs vom 28. März 1849 gibt eine Legal— 
definition des Begriffs der Sciffahrtsanitalten und erwähnt dabei das 
Fahrwaſſer bei der Seefchiffahrt; für die Flußfchiffahrt ift dieſe ausdrückliche 
Feitftellung an jener Stelle nicht gegeben. Herr Geheimrat Peters fchlieft 
nun folgendermaßen: Im Laufe der Zeit hat man dieſen urfprünglichen 
Artikel 4, 8 20 der alten Verfaſſung zu dem jetigen Artifel 54 der Reichs— 
verfaffung zufammengezogen. Man mußte fi) daher, da jener zwei Be- 
ariffe von Schiffahrtsanftalten aufjtellte, die LXegaldefinition aber nunmehr 
wegfiel, für eine Auslegung des Begriffs entſcheiden. Aus andern Gründen 
ift es mwahrfcheinlih, daß die Entfcheidung für die Definition fiel, die ehe- 
dem für die Seefhiffahrt galt, alſo gehört das Fahrwaſſer zu den Schiffahrts— 
anjtalten. Ich Fann diefem Schlufje nicht beitreten. Wenn vorbedachterweiſe 
die Ausdrüde für See: und Flußſchiffahrt in der Verfaſſung von 1849 
ganz verjchieden definiert werden, jo muß man darauf ein großes Gewicht 
legen und kann nicht jagen, daß, weil zufällig 1849 das Fahrwaſſer bei 
der Seeſchiffahrt als Schiffahrtsanftalt erwähnt ift, nunmehr auch für die 
Flußſchiffahrt dieſes Fahrwaſſer Schiffahrts- Anstalt” ſei. Vor allem aber 
ift darauf hinzumeifen, daß die Trennung zwifchen Flußſchiffahrt und See- 
ſchiffahrt au heute noch im Artikel 54 der Neichsverfafjung beftehen ge- 
blieben tft, alfo die Zufammenziehung der Begriffe, auf der Herr Geheim- 
rat Peterd feinen Schluß aufgebaut bat, gar nicht erfolgt if. Meine 
Herren, aus diefen Gründen fann id mich der Anficht des Herrn Geheim— 
rat Peterd nicht anſchließen und ich glaube auch nicht, daß es ihm gelingen 
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wird, in feiner großen Arbeit über den Artikel 54 feine Auffaffung zu 
begründen. 

Man hat immer gefagt, die Mafregel der Einführung der Schiffahrts- 
abgaben jei nicht jo ſchlimm, weil fie fih gegen großfapitaliftiiche Organi— 
fationen richte, und es ift von Herrn Profeſſor Log gejagt worden, fein 
MWiderjtand gegen die Verfehrsfreiheit der Ströme fei erſchüttert worden, 
ſeitdem das Kohlenkontor feine befannte Frachtpolitik durchgeſetzt habe. 
Meine Herren, ich habe die feite Überzeugung, wenn Sie die Nheinfchiffahrt 
durch Abgaben in eine Krifis bimeintreiben, gibt es fein beſſeres Mittel, 
die Syndifatspolitif in der Rheinſchiffahrt hoch zu bringen, mie gerade 
dieſe Schiffahrtsabgaben ; es gibt fein befjeres Mittel, die fapitaliftiiche Ent- 
mwidlung der Rheinfhiffahrt zu fördern und den Bartifulierfchifferftand ent- 
gültig zugrunde zu richten, ala die Schiffahrtsabgaben. 

(Sehr richtig!) 
Meine Herren, der Verein für Socialpolitif ift doch mwohl die Stelle, wo 
man derartige Bedenken zu allererft einmal in den Vordergrund rüden darf. 

Es ift vorhin von Herrn Profefjor Schumader erwähnt worden, daß 
politifhe Erwägungen bei der Aufhebung der alten Rheinzölle und aud der 
anderen Flußzölle ſehr ſtark mitgefpielt haben, und Herr Profeſſor Wirming- 
haus hat in feiner Schrift darauf hingewieſen, daß es auch politifche Er- 
mwägungen find, welche jet bei der Wiedereinführung der Schiffahrtsabgaben 
nicht die kleinſte Rolle fpielen. Meine Herren, das ift gerade der 
fpringende Punkt der Sache. Man hat uns viele Verfprehungen gemacht 
und madt fie und no, man werde uns loyal behandeln, man werde die 
Sciffahrtsabgaben jo niedrig halten wie möglich, man werde die Güter 
differenzieren, die Mafjengüter nicht jo hoch belaften, wie die anderen Güter. 
Meine Herren, das tft, wie fehr richtig vorhin gefagt wurde, ein Wechſel 
auf die Zukunft und zwar ein Wechfel auf eine ſehr dunkle Zukunft, weil 
man eins dabei ausgejchaltet hat, was auch fein preußifcher Minifter tun 
fann, nämlid den politifchen Einfluß. Wir haben, glaube ich, allen Grund 
Dazu, Mißtrauen gegen eine gewifje reaftionäre Wirtfchaftspolitif zu haben. 
Wir haben, meine Herren, nicht nur das Recht, fondern auch die Pflicht 
zum Widerjtand, in einem folden Augenblid der innerpolitifchen Lage. 
Dover, meine Herren, find Sie der Anfiht, daß die zufünftigen Zeitalter 
das Kanalgeſetz als unter einer verfehräfreundlihen Ara zuftande gelommen 
betrachten werden? Ich glaube das nit. Ich bin mit Herrn Profefjor 
MWirminghaus der Anficht, daß es eine große Übertreibung ift, wenn man 
behauptet, jede Sciffahrtsabgabe ruiniere die Schiffahrt; aber dennoch 
wollen wir die Sciffahrtsabgabe nit. Heute ift die Gebühr mäßig, 
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morgen wird fie vielleicht eine Eleine Verfehrsjteuer werden und übermorgen 
fann fie eine prohibitive Abgabe im agrarifchen Intereſſe jein, die nicht 
nur den Einfuhrhandel hemmt, die auch unferm Ausfuhrhandel fchadet und 
die einen großen Einfluß auf die Spannung zwiſchen den Tarifen der 
Waſſerſtraßen und Eifenbahnen ausübt. 

Meine Herren, Herr Profeſſor Schumader hat gefagt, es gäbe auch 
Gefihtspunfte der Schußzollpolitif, die für Einführung von Sciffahrts- 
abgaben jprehen. Meine Herren, wer hat jemals aus Induſtrie und Handel 
einen derartigen Schuß verlangt? Überlafjen Sie das doch der ſchutz— 
zöllneriſchen Induftrie, oder wollen Sie der Landwirtichaft angefichts ver 
neuen Handelsverträge noch einen weiteren Schuß durch Schiffahrtsabgaben 
geben? ch meine, diefen Mut kann doch niemand befigen. 

Meine Herren, wir haben zu trübe Erfahrungen gemacht, mir dürfen 
feinen Optimismus haben. Es fann niemand den Beweis führen und es 
bat ihn auch heute niemand troß der Thejen des Herrn Profefjor Schumacher 
geliefert, daß wirtſchaftlich die Rheinfchiffahrtsabgabe eine Notwendigkeit ift. 
Man fann nur beweifen, daß die Abgabenfrage eine politifche Frage von 
großer Bedeutung geworden ift, und aus diefem Grunde fürdten wir fie. 
IH würde mich einer wirtchaftlihen Notwendigkeit fügen; politifchen ae 
waltfamen Machtanſprüchen werde ich niemals nachgeben. 

(Lebhafter Beifall.) 


Reichs- und Landtagsabgeordneter Dr. Beumer (Düffeldorf): Meine 
Herren, ih würde auf das Wort verzichtet haben, wenn ich nicht als ein 
im praftifchen Leben ftehender Dann einige Bemerkungen zu den Äußerungen 
de3 Heren Profefjor Schumader und des Herrn Profefjor Cohn zu machen 
hätte. Herr Profefjor Schumader hat von der nterefientenverfammlung 
in Düfjeldorf, die am 17. Dezember v. 8. ftattfand und in der, wie jeder, 
der den ſtenographiſchen Bericht — und den muß Herr Profefior Schu: 
macher Tennen — nadlieft, zugeben wird, fehr fachlich diskutiert wurde, 
lediglich zu erzählen gewußt, daß ein alter jovialer Herr den Nikolaus 
Bederfhen Vers: „Sie follen ihn nicht haben, den freien deutſchen Rhein“ 
vorgetragen hat. Er hat ferner die Schrift, die von wiſſenſchaftlichen 
Männern im Auftrage der Kleinjchiffahrtsinterefjenten herausgegeben worden 
ift und die jo ſchätzenswertes Material enthält, daß der Verein für Social: 
politif nicht hätte zu erröten brauden, wenn fie feiner Schriftenfammluna 
einverleibt worden wäre, feiner Erwähnung würdig gefunden. Das gehört 
alles mit zur Beurteilung der Äußerung des Herrn Profefjor Cohn, dai 
er die Debatte auf einen höheren Standpunkt bringen, d. h. fie etwas 
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‚profefjoraler” gejtalten wolle. Daß das Profefjorale immer das Höhere 
ei (Heiterkeit), fann id von meinem Standpunkte nicht zugeben, die 
Anweſenden natürlih und namentlih Herrn Profefjor Cohn immer aus» 
jenommen. 

| (Heiterfeit.) 

Auch die weitere Äußerung des Herin Profeſſor Cohn, daß die Brofefloren 
verufen feien, die Wahrheit zu fuhen und zu fagen, womit er wohl an- 
veuten will, daß andre das nicht täten, gehört zu den Zeichen unferer Zeit, 
n der man fagt: die Intereſſenten verftehen von der Sache nichts (Heiterkeit), 
sie anderen alles. Das würde wahr fein, wenn die Intereſſenten Scheu- 
lappen anhätten und Kirchturmspolitif trieben. Und doch find es hier die 
Interefjenten im Lande, die gerade die Blüte unferes wirtfchaftlichen Lebens 
yervorgerufen haben, eine Blüte, die nicht vorhanden fein würde, wenn wir 
ediglih Wahrheit fuhende und fagende Profefforen in unferem Deutſchen 
Reiche hätten. 

(Heiterfeit.) 

Nun ift der Vortrag des Herrn Profefjor Schumacher gelobt worden 
ils ein Erzeugnis großer logifher Schärfe. Dem ftimme ih zu, nur 
nöchte ich feine Ausführungen ähnlich kritiſieren, wie mein hochverehrter 
Zehrer, Herr Profeffor Jürgen Bona Meyer:Bonn einmal vom Zedlitzſchen 
Schulgefetentwurf jagte: ein Werk von großer logiſcher Schärfe, das aber 
mf unrichtigen Prämiffen aufgebaut ift! Es war vor allen Dingen un- 
ichtig, Eifenbahn und Schiffahrt nur in dem Gegenfag zu betrachten: 
300 Millionen Überfhuß auf feiten der Eifenbahn, 27 Millionen Zuſchuß 
iuf feiten der Schiffahrt; während der Vortragende von dem Einfluß der 
Flußkorrektion auf unfere Zandesfulturverhältniffe in diefem Zufammenhang 
icht® gejagt, wenigſtens nicht den Verfuh gemadt hat, einmal den Teil 
wmszufcheiden, der auf die preußifche Landwirtſchaft entfallen müßte, wenn 
8 fih um das von Herrn Profefjor Cohn erwähnte Zahlen handelte. 

(Heiterkeit.) 
Daß das die preufifche Staatsregierung nicht tut, begreife ich. 
(Heiterfeit.) 

Daß aber ein deutfcher Profefjor hier verjchweigt, daß die Landwirtſchaft 
uch verpflichtet wäre, einen Teil zu zahlen, das verjtehe ih nicht. Daß 
»3 die preußifche Staatsregierung nicht tut, begreife ich; denn bei der 
yreußifhen Staatöregierung ijt Herr v. Podbielski Refjortminifter, wenn es 
ih um die Schweinenot handelt (Heiterkeit); wenn es fi) aber um die 
Schiffahrt handelt, dann haben fih der Herr Handelsminifter und der 
Minifter der öffentlichen Arbeiten der Mehrheit de Staatöminifteriums 
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unterzuordnen. Diefe Strömung haben wir gegenwärtig, und dieſer 
Strömung ift auch das Verlangen nad Schiffahrtsabgaben einzig und allein 
entjprungen. 

Nun hat Herr Profefior Cohn gejagt: „Mas ift der Fisfus? Das 
ift der Staat.” Das ift an fi richtig. Aber wir reden hier nicht vom 
Fiskus, fondern von der Fisfalität. Das ift ein ganz beftimmter Begriff, 
und FFisfalität werden Sie doch nicht mit Staatöweisheit indentifizieren. 
Der Fiskus handelt jehr häufig dadurch, daß er etwas haben will und in 
die Taſche ſteckt, was er nicht herausgibt, unwirtfhaftlid. Wir haben aud 
in der Zeit des Finanzminiſters Miquel fehr häufig erlebt, daß für produftive 
Ausgaben das Geld nicht vorhanden war. 

Alfo den Fisfus als den Heiligen binzuftellen, der immer für das 
Wohl der Bürger forgt, während die Bürger nicht bezahlen wollen, das 
fann ih nicht für richtig halten. 

Und nun meine Herren, derfelbe Herr Miquel würde, wenn er nod 
lebte und aus jeinem Herzen heraus fprechen wollte, fagen: Kinder, die 
Schiffahrtsabgabe von 0,04 Pfennigen ift eine ungeheuer entwidlungsfähige 
Sache. 

(Große Heiterleit.) 

Der ſelige Miquel ſchwärmte überhaupt für das Entwicklungsfähige. 
Deshalb hat er auch die Vermögensſteuer eingeführt. Meine Herren! Wenn 
der Fiskus beim Entwickeln bleibt, dann kann der Zeitpunkt kommen, wo 
die Schiffahrt ruiniert wird. 

Dann begreife ich nicht, daß Herr Profeſſor Schumacher die inter 
nationalen Verkehrsverhältniſſe, die er mit ſo vollem Recht hervorgehoben 
hat, nicht zum gegenteiligen Schluß benutzt hat. In Frankreich, wo, wie 
Herr Profeſſor Schumacher hervorgehoben hat, die Eiſenbahnen in abſeh— 
barer Zeit zuſchußlos an den Staat fallen, hat man Freiheit der Schiffahrt. 
Der Vortragende hätte alſo gerade zum umgekehrten Schluß kommen müſſen. 

Nun, meine Herren, beneide ich Herrn Profeſſor Schumacher um die 
Naivetät der Anſchauung, die er in bezug auf die Bureaukratie bei der 
Erhebung der Abgaben hat. Er tut das mit einer Handbewegung ab, indem 
er ſagt: das kann mit der ſtatiſtiſchen Anſchreibung geſchehen. Meine 
Herren! Den heiligen Bureaukratius kennen in ſeiner Wirkung nicht die 
Profeſſoren auf dem Katheder und nicht die Gelehrten in den Studierſtuben 
die Wirkungen des heiligen Bureaukratius empfindet der in der Schiffahrt, 
in Induſtrie und Handel tätige Mann an feinem eigenen Yeib, und ich Bin 
feft überzeugt, daß dieſe Erhebung der Schiffahrtsgebühren wenigſtens in 
der erjten Zeit zu bureaufratifhen Ausschreitungen führen würde. 
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Ich will mich hierauf befchränfen und nur noch einem Bedauern 
Ausdrud geben. ch habe gehört, der Verein für Socialpolitif fei ein- 
geladen worden, das hiefige Altertumsmufeum zu beſuchen; Mangel an 
Zeit geftatte aber nicht, das zu tun. In diefem Mufeum würden Sie 
wichtige Alten über die alten Rheinzölle gefunden haben und Sie hätten 
Gelegenheit gehabt, ebendort auch den Plan der neuen Rheinzölle, wie ih 
fie nenne, niederzulegen ; denn dahin gehört eine ſolche Schartefe. 

(Beifall.) 


Dr. Schneider (Dresden): Meine Herren! Ach möchte in der 
Diskuffton einige wenige Worte ſprechen, die ſich vorwiegend auf die Elb— 
Ichiffahrt beziehen. Es werden Tatjachen fein, die allerdings von Intereſſenten 
ftammen, die aber deshalb nicht falſch und nicht widerlegt find, weil fie 
von nterefjenten ftammen. Geplant find Abgaben in Höhe von 0,07 Pfgn. 
für die Elbe. Wenigſtens ift diefer Sat vorläufig unverbindlih, rein 
vechnerifch ermittelt worden. Es iſt jedoch jehr wahrſcheinlich, namentlich 
wenn die Abgaben für die Flußgebiete im Oſten ausgeglichen werden follen, 
daß eine Adgabe in Höhe von 0,1 Pfa. für die Elbe erhoben wird. 

Das klingt fehr wenig, iſt aber ſehr viel, da es fih mit großen 
Faktoren multipliziert. 0,1 Pfg. pro Tonnentilometer, das multipliziert 
ih für die Strede Dresden— Hamburg mit 560 für 560 km und no 
einmal mit 600 für 600 Tonnen bei mittleren Kähnen, d. 5. im ganzen 
mit 336000; die Ladung wird alfo belaftet mit 336 ME. 

Einige Beifpiele! Unſere Elbfandfteinbrücdhe liefern vorwiegend in das 
Gebiet, welches durd die Elbſchiffahrt erreihbar ift. Unſere Sandftein- 
induftriellen find meift notleidend, fie verdienen fehr wenig und müſſen ſich 
mit ganz geringen Profiten begnügen. Wenn die Kahnladung nun nod 
mit über 300 ME. belaftet wird, muß ihr Abfak ohne meiteres zurüd- 
gehen. — Von Dresden find in den legten Jahren zahlreihe Ladungen 
Ziegel nah Hamburg und Berlin gegangen. Diele Ziegeleien der 
Drespner Gegend haben ſich eingerichtet auf das jogenannte Hamburger 
Format, weil man im Dresdner Baugefhäft fehr wenig verdienen fonnte. 
Eine einzige Schiffsladung, 800 t bis Hamburg, wird belaftet mit 448 ME. 
Die Fraht dafür beträgt 1200 bis 1600 Mt. Die Abgaben find alfo 
eine Berteuerung der Fracht bis zu 350. Wenn aud nur Yıo Pig. für 
den Tonnentilometer erhoben wird, dann büßen diefe Leute ohne meiteres 
einen großen Teil ihres Abjages ein. 

Viele Gefchäfte kommen zuftande, an denen nur eine Kleinigkeit verdient 
wird, und wenn dann für jede Sciffsladung noch 200 bis 300 und 
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400 Mt. an Sciffahrtsabgaben zu zahlen find, fo kommen derartige 
Geſchäfte nicht mehr zuftande. Der Schiffahrt entgehen dann gemifie 
Maflengüter, die fich bei fehr billigen Frachten gerade noch an der Grenze 
der mwirtfchaftlihen Transportfähigleit befinden; die Benugung der Lager— 
häuſer ufw. wird infolgedeſſen eingefchränft. 

Es handelt fih hier um einen Eingriff in gewordene Ber: 
hältniſſe. Wir haben bisher die verfafjungsmäßig garantierte Abgaben- 
freiheit und viele Leute haben ſich darauf eingerichtet. Ob es nun geredit 
ift oder nit, Abgaben einzuführen, das ändert an dem Umftande nidts, 
daß die Verhältniffe nun einmal aufgebaut find auf dem Vertrauen auf 
die verfafjungsmäßig garantierte Abgabenfreiheit.. Durch den geplanten 
Eingriff in die gewordenen Verhältnifje werden fo und foviele Eriftenzen 
untergraben. Ferner: Der Elbverfehr wird Fonfurrenziert in Böhmen und 
in Teilen von Mähren und den angrenzenden Gebieten durch den Verkehr 
über Trieft. Hamburg und Trieft führen dort fchweren Wettbewerb. Der 
Verkehr von Trieft wird von der öfterreichifchen Regierung auf die mannig- 
fachſte Weife unterftügt: durch ermäßigte Zölle für die Seeeinfuhr, dur 
die Tarifpolitif der Eifenbahnen in Öfterreich, die ganz darauf zugefchnitten 
ift, Trieft gegenüber Hamburg zu begünfligen; ferner durd die neugebaute 
Tauernbahn, die teilweife ſchon im nädjften Jahre eröffnet wird, ebenſo 
fünftig duch den Donau-Moldausfanal. Durd die preußifhe Schiffahrts- 
abgabenpolitif wird Trieft im Wettbewerb mit Hamburg mehr begünftigt 
werben, als die öfterreihifche Regierung dazu jet in der Lage ift. 

(Sehr richtig!) 

Die Elbe ift durch die jegige preußifche Kanalpolitif ſchon ſchwer benach— 
teiligt: der urfprünglide Mittellandfanal wird nicht gebaut, der Anjchluf 
an die Elbe fehlt, und der nduftrie des Elbegebietes entſtehen neue 
Mettbewerber in der Gegend, die vom neuen Kanal durchzogen wird. 
Mährend aber andere Gebiete bei dem Kanallompromiß mit Erfolg Kom- 
penfationen gefordert haben, werben die Kompenfationen für die Elbe darin 
betehen, daß fie doppelt belaftet wird, denn gerade die Ranalvorlage hat 
den Anlaß zur Planung von Schiffahrtsabgaben gegeben. 

Bon Herrn Profeffor Echumader find die Schlffahrtsabgaben vor- 
wiegend auch unter dem Gejichtspunfte geprüft worden, inwiefern fie die 
Eifenbahnen im Wettbewerb mit der Schiffahrt unterftüben fünnen. Es 
gibt aber noch einen anderen Gefihtspunft: inwiefern wird die Eifenbahn 
durch Schiffahrtsabgaben unterftügt im Wettbewerb mit Eifenbahnen anderer 
Staaten? — Meine Herren, die Schiffahrtsabgaben find ein eminentes 
Mittel, die preußifche partikulariftiihe Eifenbahnpolitif zu fördern gegenüber 
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- Eifenbahnen anderer Bundesftaaten (ſehr richtig!) und ich meine vorwiegend 
Sadjend. Der Umfchlagsverfehr, den die ſächſiſchen Staatseifenbahnen 
durch vielerlei Entgegenlommen fich über Riefa und Dresden erhalten haben, 
der auch ganze Teile von Bayern und Süddeutfchland berührt — viele 
Güter werden durch ermäßigte Tarife dorthin zur Elbe geleitet und von da 
nah Hamburg —, diefer Verkehr wird nur zum fleinen Teil aufrecht zu 
erhalten fein, fobald Preußen feine 500 km lange Elbitrede Hamburg big 
Sadjen mit Schiffahrtsabgaben belajten kann. In diefer Hinficht find 
Schiffahrtsabgaben ein fehr mwejentliches Mittel, partikulariftiihe Eifenbahn- 
politif zu fördern, und ich glaube, das iſt auch ein Gefichtspunft, der im 
preußifchen Eifenbahnminifterium ausjchlaggebend ift. 
(Beifall.) 


Dr. Stein, Syndifus der Handeläfammer Duisburg: Meine Herren! 
Ich will nur noch einmal zurüdfommen auf das Verhältnis des Oſtens zum 
Meften Preußens. Herr Profeffor Schumader hat ausgeführt, daß der arme 
Dften die Kanalgebühren tragen müfje, während der reiche MWeften davon 
befreit fei, er hat es als ein „phantaftifches Gebilde“ bezeichnet, wenn man 
die Forderung erheben wolle, die Kanalgebühren auf den öſtlichen Kanälen 
aufzuheben, um auf diefe Weife die öftlichen Waſſerſtraßen mit den meft- 
lichen gleichzuftellen.. Aber um melde Beträge handelt es ſich denn über- 
haupt bei den Kanalgebühren, die die preußifche Finanzverwaltung ver: 
einnahmt. Nach einer Zufammenjtellung, die anläßlih des Düffeldorfer 
Schiffahrtskongreſſes gemacht worden ift, machen die gefamten Kanalgebühren 
für das Jahr 1902 2,3 Millionen aus. Nun, meine Herren, bei einem 
Etat des preußischen Staates von 3 Milliarden maden 2,3 Millionen Mt. 
Einnahmen aus Kanalgebühren wirklih nichts aus, und es ift fein phan- 
tajtifches Gebilde, wenn man jagt: auf diefe 2,3 Millionen fann die 
Staatöverwaltung verzichten. Der Weſten ift das finanzielle Rüdgrat des 
preußifhen Staate. Wir im Welten würden ung aud nicht einen Augen- 
blid bevenfen, wenn der preußtiche Finanzminiſter den Antrag einbrächte, 
die Gebühren auf fämtlichen Kanälen aufzuheben. Der Welten hat niemals 
einen Widerfpruch dagegen erhoben, wenn man im weſentlichen durch feine 
Hilfsmittel den Dften durch Eijenbahnen wirtfhaftlih aufzuſchließen ver- 
ſuchte. Das geſchah durchaus nit aus einer Art von Noblefje. Im 
Gegenteil, wir wollen, daß der Oſten wirtfchaftlich gehoben werde, damit 
nicht die Hilfsquellen des Weſtens fortgefegt in fo hohem Maße für die 
wirtfchaftliche Hebung des Oſtens notwendig find. Es iſt auch eine gemifje 
Intereſſenpolitik, wenn wir jagen, durch die verfehröpolitifche Auffchließung 
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des Dftens werden dort vielleicht wirtſchaftliche Verhältniffe entjtehen, mie 
fie im Weſten bereits vorhanden find, und dann fann der Djten mehr für 
feine eigenen Bebürfnifje forgen, als es jegt der Fall iſt. Ein Abgeordneter 
aus Weſtfalen hat einmal im Reichstag oder im Landtag gejagt, daß unfere 
Gemeinden im Weften, in NRheinland-Weftfalen an und für fih arm jeien. 
Obwohl die größten Einnahmen aus den Eifenbahnen, aus den Bergwerfen 
uſw. in ihren Grenzen entftehen, haben fie faum die Mittel, ihre wichtigften 
Kulturbedürfnifje zu befriedigen. Schullaften und Straßenbaufoften nehmen 
das meifte in Anſpruch. Wenn wir im Weften nicht mehr fo viel an den 
Diten abzugeben haben, fo würden wir mandes Kulturbedürfnis unferer 
Gemeinden befjer erfüllen können als jet. 


Herr Profefjor Gothein und nah ihm Herr Direktor Knecht haben auf 
die Verhältnifje der Einzelfhiffer Bezug genommen. Ich kann aus meiner 
Praris als Gefchäftsführer der Weſtdeutſchen Binnenjchiffahrts: Berufs: 
genofjenfchaft ein praftifches Beifpiel für ihre Beweisführungen mitteilen. 
Die wirtfchaftlich-fümmerlichite Berufsgruppe unter unjeren Mitgliedern ift 
die elfaß-lothringifhe Kanalſchiffahrt. In Franfreih werden feine Ab- 
gaben auf den Kanälen erhoben; in Elfaß-Lothringen find fie feit ver 
Vertiefung der Schleufen noch in die Höhe gejett worden. Bei feiner 
Unternehmergruppe in der Berufsgenofjenjchaft tft die Einziehung der Bei— 
träge fo fchwierig wie bei den eljaß-lothringifchen Kanalſchiffern, und ich 
trage nach diefen Erfahrungen fein Bedenken, mid den Schlußfolgerungen 
des Herrn Profefjor Gothein über die Wirkung der Schiffahrtsabgaben auf 
den Heinen Einzelfchiffer anzujchließen. Werden Schiffahrtöabgaben auf dem 
Rhein eingeführt, jo entjteht die Gefahr, daß unfer rheinifcher Einzelfchiffer 
in feinen wirtſchaftlichen Berhältnifjen ebenfo geſchwächt wird wie der eljaf- 
lothringifche Kanalſchiffer. Und, meine Herren, ob der Verein für Social: 
politif Veranlafjung hat, fih zum Träger derartiger Tendenzen zu machen, 
jtelle ich dem Urteil der Verfammlung anheim. 

Nun noch ein anderes! Herr Profefjor Schumader hat zu meiner 
großen Genugtuung anerfannt, daß ein innerer Zuſammenhang beſteht 
zwifchen Transportkoſten und Arbeitslöhnen. Meine Herren, in dem Maße, 
in dem mir die Transportfojten erhöhen, vermindern wir den Spielraum 
für die Erhöhungsfähigfeit der Arbeitslöhne. Auch hier made ih Sie auf 
die Aufgaben des Vereins für Socialpolitif aufmerffam und frage Sie, ob Sie 
wirfli eine Veranlafjung haben, Beitrebungen zu unterjtügen, die derartige 
Wirkungen im Gefolge haben müfjen. 


(Lebhafter Beifall.) 
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Bergmeifter Engel (Eſſen): Meine hochverehrten Damen und Herren! 
Die beiden Herren Referenten und die Herren Vorrebner in der Diskuffion 
haben im weſentlichen alle Gefichtspunfte, die in Frage fommen, behandelt. 
Es liegt mir aber als Angehörigen des niederrheinifch: weftfälifchen Bergbaus 
daran, darzujtellen, welche Bedenken der Bergbau gegen die Einführung 
von Schiffahrtsabgaben hat. Auch für ihn gilt das „principiis obsta“, 
und zwar auf Grund der Erfahrungen, melde man jeinerzeit mit der 
Verftaatlihung der Eifenbahnen in Preußen gemadht hat. ch habe noch 
vor menigen Tagen die Denkſchrift in der Hand gehabt, die damals 
dem Zandtage vorgelegt wurde. Darin befinden fich eine Reihe von Aus- 
führungen über ftändige Verbilligung der Tarife, die ih nur ald Sirenen- 
Hänge bezeichnen fann. Die Macht der Berhältniffe hat es mit fich gebracht, 
daß die Bahnüberfchüffe eben nicht zur fteten Herabjegung der Tarife ver- 
wendet werden, wie es in der Denkſchrift in Ausficht geftellt wurde, fondern 
zum erheblichen Teile für allgemeine Staatszwede beanſprucht wurden. Kein 
vernünftig denkender Menſch wird heute in Preußen der Meinung fein, wir 
fönnten diefe Sachen rüdwärts revidieren; es ift eben notwendig, die Über- 
ſchüſſe dem allgemeinen Staatsfädel zur Verfügung zu ftellen. Aber diefe 
Erfahrung warnt uns, denfelben Weg bei den Schiffahrtsabgaben jest noch 
einmal zu gehen. Wiederholt iſt ſchon die Entwidlungsfähigfeit der Schiff: 
fahrtsabgaben betont worden, und die fünnte doch recht bedenklich werden. 
Ich erinnere daran, daß feinerzeit Miquel als Yinanzminifter einem Ab— 
geordneten entgegnete, der die Zufagen wegen der Tarifverbilligung in Er- 
innerung bradte: Sa, mie konnten Sie fo töricht fein, das ernft zu nehmen ? 

(Heiterfeit.) 
Das würde und möglicherweife jpäter auch gejagt werden, wenn wir darauf 
hinmweifen würden, e3 ift ja damals nur von 0,04 Pfg. gefprochen worden: 
Fa, ihr hättet nun doch etwas Flüger fein follen! Deshalb prineipiis obsta! 

Der Herr VBorredner hat Schon auf den Zufammenhang hingemiefen, 
der zwifchen den Arbeitslöhnen und der Entwidlung der Verfehrsverhältniffe 
beiteht. 

Ya, meine Herren, da fommen mir an den fpringenden Punkt. In 
Rheinland und Weitfalen und alle andern großen deutjchen Arbeitgeber be- 
traten es als ihre größte Aufgabe, für unfre in jedem Jahre um 
800 000 Köpfe ſich vermehrende Bevölferung Arbeit zu fchaffen. Das ift 
der Schwerpunkt unfrer Tätigkeit, und das ift außerordentlich ſchwierig. 
Wir haben mit einer Konkurrenz des Auslands zu tun, die ſich auf günftigere 
Verhältniffe, auf ältere Erfahrungen ftüßt, und find gezwungen, wenn mir 
unfern Abfaß erweitern wollen, billiger und befjer zu produzieren als dieſe; 
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denn darin liegt das Geheimnis deſſen, daß wir unfre um 800 000 Köpfe 
jährlich anmwachjende Bevölkerung dem Baterlande erhalten und ernähren. 


Meine Herren! Man hat das Kohlenfyndifat berührt. ch erinnere 
in diefem Zufammenhang an die Tatjahe, daß jeit dem Beftehen des 
Syndikat die Auswanderung auf die Hälfte gefallen ift. Es ijt eine mirt- 
ihaftlihe Kräftigung im Welten unfrer Monarchie eingetreten, die fich auf 
ganz Deutfchland übertragen hat. 

Der Herr Vorredner hat vorhin zu meiner Befriedigung davon gejproden, 
da wir im Weſten befondere Aufwendungen für den Often ohne Empfindlid- 
feit gefchehen jehen. Die Entwidlung des Weſtens muß auch der des Dftens 
zugute kommen; ich halte e8 nicht für richtig, wenn man in diefem Zufammen: 
bang von einer Bevorzugung einzelner Zandesteile ſpricht. Wir jollen alle 
zufammenftehen als ein Bolt. 


Direltor Schäfer (Mannheim): Meine Herren! Ich möchte in meiner 
Eigenfchaft als Vertreter des Partikulierftandes ſprechen, alfo der wirtſchaft⸗ 
lid Schwächeren in der Rheinſchiffahrt. 

E3 wurde heute Vormittag gefagt: „Warum man auf den Kanälen Ab: 
gaben erhebe und auf den Flüffen nicht ; entweder foll alles frei fein oder nichte.“ 
Nun ift aber die Rheinſchiffahrt auf die Abgabenfreiheit aufgebaut, während 
bei der Kanalſchiffahrt die Leute von vornherein mit Abgaben rechnen 
mußten. Der Bartifulierfchifferftand auf dem Rhein, der noh außer: 
ordentlich bedeutend ift — ihm gehören etwa *s von der ftattlichen 
Flotte der Rheinſchiffe an; zirfa "/s fällt auf das Großunternehmertum, dem 
nur von der Dampferflotte das Gros gehört, aber auch an diefer it 
der Bartifulierfchifferitand mit Schraubenfchleppdampfern nicht unmefentlid 
beteiligt —, hat feine und feiner Familie ganze Exiſtenz von vorm: 
herein ausfchließlich auf die Abgabenfreiheit bafiert. Kämen Abgaben, würde 
zwar nicht die Eriftenz der gefamten Rheinſchiffahrt in Frage geftellt, aber 
ganz beftimmt, zum fehr erheblichen Teil, die der Bartifulierfchiffer, was ic 
fpäter des näheren ausführen werde, 

Nun ift gejagt worden: „Die Bahnen brädten dem Staat fo große 
Einnahmen, während die Schiffahrt Zuſchüſſe erforder.” Das ift aud 
nit ganz richtig. Die Schiffahrt hat dem Staat fogar ganz Eolofjale 
Einnahmen gebradt, wenn auch nur zum Teil dire. Direft Hat fie 
fhon dur die Gewerbe- und Einfommenfteuer welche gebradt. Die Bahn 
bezahlt befanntlich feine. Außerdem aber hat die Schiffahrt durch ihre 
billigen Frachten die Induftrie am Rhein derart geftüßt, und den Wohl: 
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ftand der ganzen Rheingegend derart geftärft, daß die Steuerkraft, wie 
eben ſchon Herr Dr. Stein hervorgehoben hat, das Nüdgrat der ganzen 
preußifchen Finanzpolitik bildet, aber nicht nur der preußifchen, fondern auch 
der badifchen und heſſiſchen (Mainz, Offenbach, Darmſtadt, deren Induſtrie 
dur die Nähe des Rheins billige Frachten genießt). Alfo zu behaupten, 
daß die Schiffahrt dem Staat noch nichts gebracht hätte, ift grund» 
verfehrt. 

Nun tft noch gejagt worden: „Was leiftet denn die Schiffahrt? Eine 
Berbilligung des Konfums könnte nur hervorgebracht werden durch die Ver— 
billigung der Eifenbahntarife." Darüber Ausfunft zu geben, was die 
Schiffahrt leiſtet, ift jedenfalls ein Profeffor, der fih auf Statiftifen 
gründet, nicht in der Lage, das können aber die Induſtriellen am Rhein, 
der Handel am Rhein und die Leute, die in der Schiffahrt drin ftehen. 
Die Rheinfhiffahrt hat den Handel an den großen HandelSmetropolen des 
Weſtens gefchaffen, hat tatfächlich den Konfum in feiner Umgebung der- 
art verbilligt, wie die Eifenbahn das zu tun niemals in der Lage 
fein wird. 

Es wurde — allerdings mit ganz andrer Abfiht — darauf hin- 
gedeutet, daß die Frachten in der Schiffahrt ſehr ſchwanken, daß Die 
Schmwanfungen jogar ganz folofjale jeien. Die Schwankungen find fehr groß, 
aber fie werden auch von den betreffenden Induſtriellen ausgenüßt. Es gibt 
eine ganze Menge Produkte, die nur importiert werden fünnen zu Zeiten 
billiger Frachten; fobald die Frachten hoch gehen, werden fie nicht mehr 
importiert. So find 3. B. fehr billige Rohftoffe überhaupt nur zu importieren 
und die Induſtrie ift überhaupt nur entwidlungsfähig, wenn die Fradt 
auf dem niedrigiten Minimum jteht und für gewiſſe Zeiten auf dieſem 
Minimum erhalten bleibt. Das iſt heute den ganzen Tag noch niemals 
hervorgehoben worden, das ift aber gerade das Weſentliche; denn alle die 
Negierungsvertreter und Theoretifer ftügen fih auf die Durchſchnittszahlen 
. von Statiftifen auf Jahre hinaus. Das ift gerade das Verfehrte, da muß 
ver Praftifer eingreifen und zeigen, daß dies fehlerhaft ift. 

Die Nheinihiffahrt bringt alſo ganz bedeutende volfsmwirt- 
ſchaftliche Vorteile, die Induftrie wird gehoben und wird erportfähig 
durch die außerordentlich billigen Frachten für Rohſtoffe. Dadurch bietet 
fie anderjeitS auch wieder Arbeitsgelegenheit. Dur die Leiftungsfähigkeit, 
die die Schiffahrt innerhalb des nduftriegebiets fchafft, wird der Bevölkerung 
Arbeit geboten und dadurd; Ernährung und, was nidyt außer acht zu lafjen 
ift, der Kleinbürgeritand wird durch den Klein- bezw. Zofalhandel und die 
fi dem Handwerkerjtand bietende Arbeit erhalten. 
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Es ift heute früh ausgeführt worden: „Wenn das Kohlenkontor jo und 
foviele Millionen verdient habe, troß der Schwierigkeiten des erften Jahres, 
fo könne doc die Sache mit den Schiffahrtsabgaben nicht jo ſchlimm fein.“ 
Der betreffende Herr bat aber feine Meinung auf die Annahme gegründet, 
daß das Kohlenkontor diejen Verdienſt an der Schiffahrt gemadt habe. Das 
ift aber ganz entfchieden zu beftreiten. Der Verdienſt, den das Kohlenfontor 
erzielt hat, ift nur ein Handelsverdient, denn das Kohlenfontor ift zunächſt 
ein Handelsfontor. Das Kohlenkontor hat den ganzen Handel des Kohlen: 
ſyndikats, nad gewifjen Richtungen, in fi monopolifiert. Dieſer Handel 
bringt den Verdienft, nicht die Schiffahrt. Die Schiffahrt im großen und 
ganzen hat auch dem Kohlenkontor noch feine Vorteile gebradt. Wenn Sie 
aber Abgaben einführen, werden Sie die Beitrebungen des Kohlenkontors 
noh mehr unterftügen. Diefe Konzentrierung der Kapitalmadht und die 
wirtfchaftlihe Macht, die das Kohlenſyndikat und das Kohlenfontor in fidh 
bergen, wird noch verftärft durch Schiffahrtsabgaben ; denn dadurch erfchweren 
Sie den Import englifcher Kohle noch mehr, weil die englifche Kohle größere 
Streden zurüdlegen muß als die Ruhrkohle und daher höhere Abgaben hätte. 
Das ift nicht außer acht zu laſſen. 

Nun fomme ich noch zurüd — und das hängt auch mit den Schiffahrts- 
abgaben zufammen — auf die einfeitige Verbilligung der Bahnfrachten. Die 
Bahn wäre fehr gut in der Lage, dem Often noch helfen zu fönnen und 
gleichzeitig dem Weften. Die Bahn konkurrenziert heute die Schiffahrt ganz 
wefentlih durch ihre Seehäfen - Ausnahmetarife. Warum ann die Bahn 
nicht Ausnahmetarife für den Oſten fchaffen, auf ganz gleicher oder nod 
niederer Baſis? — So billige Ausnahmetarife, wie fie Bremen und Hamburg 
von und nah Süddeutſchland befommen, würden dem DOften für Kartoffeln 
und Getreide jehr zu jtatten fommen. Warum tft denn die Bahn nicht in 
der Lage, diefe Tarife für Produfte nah dem Meften auf fo niedriger Baſis 
aufzubauen? Wenn man der Zandwirtihaft im Oſten helfen will, dann 
follte die Bahn eingreifen. Dagegen wird auch die Rheinſchiffahrt nichts 
einmwenden. 

Es iſt dann heute morgen verfucht worden, fejtzulegen, was eine fünft: 
fihe und was eine natürlide Waflerjtraße ift, und da möchte ih nur ganz 
furz auf Art. 28 Abſ. 1 der Rheinichiffahrtsafte zurüdgreifen, der aus- 
drüdlich fagt: „Die vertragenden Teile machen fi wie bisher verbindlid, 
innerhalb der Grenzen ihres Gebiet? das Fahrwaſſer des Rheins in guten 
Zuftand zu fegen und darin zu erhalten.“ Es iſt hier alfo deutlich 
gejagt, daß eine Verbefjerung des Fahrwaſſers erfolgen fol, troß der Ab- 
gabenfreiheit für die Befahrung; alfo waren die Vertragſchließenden damals 
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doch nicht der Anficht, daß die Verbefjerung, die zur Pflicht gemacht wurde, 
dem Rhein den Charakter einer Anftalt oder einer fünftlihen Waſſerſtraße 
geben fünnte. Wäre dies der Fall geweſen, würde bezüglih Dedung der 
Aufwendungen für die Verbefferung aud) etwas beftimmt worden fein, ala 1868 
auf Grund der revidierten Rheinſchiffahrtsakte die vollftändige Abgaben- 
freiheit für die Befahrung eingeführt wurde, troßdem die beteiligten Staaten 
fhon damals, im Verhältnis der derzeitigen Etats und des damaligen 
MWirtichaftslebense, ganz bedeutende Aufwendungen gemacht hatten und 
weitere wejentliche Aufwendungen aus den gegenfeitig eingegangenen Ver— 
pflichtungen erfolgen mußten. 

Die Reihsverfaffung von 1871 hat diefe Auffafjung refpeftiert und 
die Abgabenfreiheit für die Befahrung aufrechterhalten im vollen Bewußt— 
fein der fortlaufenden und fteigenden Aufwendungen, ohne nur im geringjten 
Daran zu denen, dem Rhein den Charakter einer fünftlihen Waſſerſtraße 
im Sinne der Abgabenpflicht zu geben. 

Die Abfiht kann doch nur gemefen fein, den Verkehr auf dem Rhein 
zu heben durh die Verbefferung der Fahrftraße ohne Ab- 
gabenerhebung und diefer Zweck iſt erreicht worden. 

Somit wollten die Staaten 3. Zt. daß Die verbefjerte Waffer- 
ftraße abgabenfrei fein foll. Wenn wir nun die Abgaben ein- 
führen, fo wird die Wirfung fein, daß gewiffe Transporte dem Rhein ver- 
Ioren gehen, und das fühlen zuerft die Partikulierfchiffer. Sie find ein 
gut Stüd Mittelftand, und diefen Mittelftand wollen wir hüten, und der 
Verein für Socialpolitif follte das in erfter Linie tun. Es ift zunädjt ein 
Ausfall an Transporten nah der Schweiz wahrfcheinlih und zwar im 
mefentlihen Getreidetransporte, die dem Rhein heute ſchon zum Teil 
verloren gehen, weil fie iiber Genua geleitet werden. Dieſe Konkurrenz des 
Auslandes wird ja von der preußifhen Eifenbahnpolitif noch unterjtügt 
durch billige Ausnahmetarife, 

In dem großen atlantiichen Verkehr bejteht befanntlih für Die 
Fahrten von und nad den norbeuropäifchen Häfen, zwiſchen den mächtigen 
Konfurrenzlinien, mehr oder meniger eine Intereſſengemeinſchaft, Kon- 
vention, Pool. 

Die preußifhe Bahn führt diefen großlapitaliftiichen Reedereien — 
deren Bedeutung für Handel und Induſtrie ich ficher nicht unterſchätze — 
die Transporte nah und aus dem Welten und Südweſten Deutſchlands, 
duch ganz ungewöhnlich billige Seehafenausnahmetarife, in Konkurrenz 
zur Nheinroute, zu, weigert aber beharrli den Nheinhafen die gleiche Be— 
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günftigung. Hierin liegt ſchon ein bitteres Unrecht, das durch die Abgaben: 
einführung geradezu fchreiend wird. Diefelben Reedereien, die fich der 
liebenswürdigen zuvorfommenden Unterftügung der preußifhen Bahn er- 
freuen — die ich ihnen gönne aber auch für den Rhein fordere —, fchädigen 
die Rheinſchiffahrt in koloſſaler Weife duch den Dampferparf, den fie, über 
das Maß des Verkehrs, auf die Route Amerifa— Genua geworfen haben. 
Dadurd werden die Waren, durch Unterbietung der Seefracht, dem nordischen 
Verkehr genommen und Genua zugeführt. Diefe Berlufte an Seefracdht zu: 
gunften Genuas gegen den Norden können die norbdeutichen großen Geſell— 
ſchaften leichter ertragen mit der Unterftüßung im nordifchen Verkehr durd 
die preußifche Bahn, in Artikeln, die für Genua ohnehin nicht in Frage 
fommen und für die die Bahn fo niebere Anfchlußfradhten gewährt, 
während die Seefonvention bezw. der Pool feinerfeit3 in feinen Seefradhten 
nicht nachgibt. 

Den Schaden diejer Fradtenpolitit hat ganz Deutjchland, nicht nur 
die Rheinfchiffahrt, fondern auch die badische, bayrifchpfälzifhe und reiche: 
ländifhe Bahn. Den Vorteil haben Genua, Marjeille und die italienischen 
und franzöfifhen Bahnen. Neuerdings tritt auch Trieft in Konkurrenz zur 
Rheinſchiffahrt. Es handelt fich bei alledem um die bedeutenden Transporte 
der Schweiz, vorzugsmeife Getreide. 


Borfigender: Ich muß den Herrn Redner darauf aufmerffam machen, 
daß feine Nedezeit ſchon überfchritten tft. 


Direktor Schäfer: Ich hätte gern noch einige den Partikulierfchiffer- 
ftand betreffende Dinge vorgebradt, bin aber jet daran gehindert !. 

Nur Unkenntnis der tatfächlichen Verhältniffe kann dazu führen, 
jtatt die Rheinſchiffahrt zu unterſtützen, dieſe mit Abgaben zu ſchwächen. 
Auch Unkenntnis ift es, wenn man glaubt, daß man der Rheinſchiffahrt 
durch Bertiefung der Fahrjtraße nügen oder gar helfen könne, oder fei es 
nur, dadurch volfswirtfchaftlihe Borteile zu Schaffen. Die ganze Fracht— 
Schiffahrt Hat fich auf die heutige Fahrſtraße eingerichtet und ift mit dem 
Zuftand derjelben ganz zufrieden. Die Frage, ob noch größere Fahrzeuge, 
denn 1600 oder jelbit 2000 Tons Ladefähigfeit, billiger arbeiten, iſt zu 
verneinen. Die Praxis am Niederrhein, wo man heute ſchon noch größere 
Fahrzeuge fahren laſſen fönnte, hat ergeben, daß die einzelnen ganz großen 





' Die nahfolgenden Ausführungen find von dem Herrn Redner nachträglich 
Hinzugefügt worden. 
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Schiffe unvorteilhaft find und befonders auch in ihrer Manövrierfähigfeit ; 
nit nur während der Fahrt, fondern aud in den Häfen. Die Seefahrt 
— etwa aufwärts bis Cöln — , fann deshalb feinen Frachtvorteil bieten, 
weil die Seedampfer, infolge des viel höheren Kapitalwertes und ihres 
größeren und teueren Perſonals, beträchtlich höhere Tagesunkoften haben 
denn die Rheinfähne. Die Umfchlagskoften an den Seehäfen find mit der 
Zeit fo billig geworden, infolge Vervolllommnung der Einrichtungen, daß 
diefe durch die billigere Kahnfracht weit aufgemogen werden. Die Konkurrenz: 
fähigkeit der heutigen Rheinfchiffe gegenüber den Seeſchiffen auf dem Rhein, 
einerlet bei welchem Waſſerſtand, ift unbeftreitbar und deshalb hat eine 
Vertiefung der Fahrftrafe bis Cöln auch volfswirtfhaftlich feinen Wert. 

Der Ausfall von Transporten, den die eventuelle Abgabeneinführung 
— an die ih immer noch nicht glauben fann, fo abjurd iſt mir der Ge- 
danfe — mit fih führen wird, trifft in verheerender Wirkung ausfchließlich 
den Partikulierſchifferſtand als den mwirtfchaftlih ſchwächern. Die großen 
Kapitalinftitute werden fich Beichäftigung zu jedem Preis ſuchen. Verlufte 
ift das Nefultat. Dadurch werden die Schiffämwerte heruntergefeßt und ber 
Partifulierfchiffer, der faſt ausfchließlich eine Eleinere oder größere Hypothefen- 
ſchuld auf feinem Schiff hat, weil fein und feiner Angehörigen eigenes 
kleines Vermögen nicht ausreicht, geht vollftändig zurüd. Die Schiffe 
werden, weil mangels Berdienft die Abzahlungen und Zinfen nicht be- 
zahlt werden können, verlauft und fallen dem Großfapital anheim und der 
fleine Mann verliert feine und feiner Angehörigen Bermögen und Eriftenz. 
Der Kapitalift hat nie feine Eriftenz auf die Heinen Dividenden der Nhein- 
Ichiffahrtsgefellfchaften gegründet, aber wohl der Partikulierſchifferſtand auf 
die mit jeinem Schiffe, für fi und feine Familie, 

Im Fahre 1903 ftand diefe Kataftrophe nahe bevor infolge des Aus- 
falls an Transporten, - verurfacht dur den Rüdgang im Induſtriegebiet, 
und nur der wirtfchaftlihe Aufſchwung des fommenden Jahres hat die Leute 
vor dem Untergang gerettet. Das war ein vorübergehender Ausfall, während 
die Abgaben einen dauernden Ausfall bringen. Es handelt fi um viele 
Taufende Menſchen, wie ſchon gefagt, um ein gut Stüd vaterlandstreuen, 
religiöfen und lebensfrohen Mittelftandes, den man im Änterefje des Staates 
erhalten muß. Das Großfapital, dem die Schiffe diefer Leute, naturgemäß 
mit deren Vermögen, billig anheimfallen würden, wird naher fchon die 
Mittel in Kartell- oder Syndilatsform finden, mit dem Material Geld zu 
verdienen. Im volfswirtjchaftlichen Intereffe liegt eine ſolche Entwidlung 
nie und nimmer. Wenn man einwenden wollte, daß fich die Schiffe, welche 
durch den Ausfall von Transporten, infolge von Abgaben, auf die neuen 
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Kanäle ziehen könnten, dann made ich darauf aufmerffam, daß die großen 
Rheinkähne, wie jie die Partifulierfchiffer meift beiten, dieſe Kanäle nicht 
befahren können; außerdem aber wird ſich Großfapital finden, das den 
Kanälen angepaßte Schiffe bauen und regelmäßige Verfehre unterhalten wird, 
fo daß der frachtſuchende PBartifulierfchiffer überhaupt feinen Boden finden 
wird, erft recht feinen, auf dem er fich erhalten fann, denn die fapitaliftifchen 
Unternehmungen werden auf den Kanälen in den erjten Jahren ebenſowenig 
von Berluften befreit bleiben wie die rheinifch-weitfälifche Transportgeſellſchaft 
in Dortmund auf dem Dortmund-Ems-Kanal, die noch jedes Jahr mit 
Unterbilanz abgeſchloſſen hat. 

Durch die Abgaben, wenn folde auf die VBerfrachter wirklich abgemälzt 
werden könnten, würde fich die Snduftrie immer mehr aus dem Süden 
nad dem Niederrhein ziehen, menigitens würden für den Erport und die 
Verarbeitung von Rohſtoffen, die Neuanlagen dahin gelegt werden. Er: 
wägen doch jetzt jchon große Jnduftriezweige, die vorzugsmeife in Südweſt— 
deutichland ihre Anlagen haben, die teilmeife Verlegung einzelner Betriebe 
nad dem Niederrhein. Die Frachtfrage ift für viele Fabriken eine ungeheuer 
wichtige und enticheidende. Dieſe Konzentrierung der Induſtrie am Nieder- 
rhein auf Koften Süddeutſchlands Liegt ebenfalls nicht im vaterländifchen 
und volfsmwirtichaftlichen Intereſſe. 

Wenn dergleihen auch noc zu erwarten ift, wird die vorgefchilderte 
Entwidlung zum Untergang des Mittelftandes in der Rheinfchiffahrt noch 
gefördert werden! 

Molte man etwa jagen, die Verfehrszunahme fchaffe einen Ausgleich, 
fo läßt man außer acht, daß die Bildung des Kohlenfyndifats und die 
neuerdings auftauchende Verbindung der Zehen mit den Eifenhütten ſchon 
zum Teil dazu geführt hat und ganz dazu führen wird, daß fich diefe fon- 
zentrierte Kapitalmacht, immer mehr bezüglich feiner Transporte, von dem 
Frachtmarkt losfagt und fich emanziptert ; ferner, daß jeder Bartifulierfchiffer 
fein ganzes Leben Tag und Nacht arbeitet, um feinen Kindern, die mit 
ihm aufwachſen, wenn fich ſolche verheiraten, die gleihe Exiſtenz zu fchaffen, 
wie er fie hat, was aber ſchon heute lange nicht mehr in dem Maße wie 
früher möglich bezw. der Fall if. 

Ich empfehle, die Regierung aufzuklären, dann wird fie notwendiger: 
weife, aus innerem Pflichtbewußtfein, auf die Vermirflihung der Ein- 
führung von Sciffahrtsabgaben auf den Strömen, alfo auch auf dem Rhein, 
verzichten müfjen und es erübrigt fih, die Verfaffung zu ändern und Ber: 
bandlungen mit den an den Rheinfchiffahrtsaften beteiligten Regierungen zu 
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führen, die im Intereſſe ihres eigenen engeren Vaterlandes eigentlih un— 
möglich den Abgaben zuftimmen können. 

Dahin zu wirken, ift, aus den von mir hervorgehobenen Gefichts- 
punften, meines Erachtens unbedingt die Aufgabe eines fozialpolitifchen 
Vereins, der die wirtfhaftlid Schwachen ftügen fol und er wird damit 
'elbjt dem WBaterland einen großen Dienft ermeifen. 

Ich befinde mich feit Beginn der Attade in einer peinlihen Stimmung. 
Sinerjeit3 fürchte ich die preußiſche Regierung, und mein Vertrauen in die 
Standhaftigkeit der Einzelregierungen gegenüber der preußifchen gerät ins 
Wanken, und anderfeits iſt mir der Gedanke, daß es tatſächlich zur Ein- 
rührung der Abgaben fommen follte, fo jchredlich unheimlih, daß ich daran 
wieder nicht glauben fann. Kämpfen wir dagegen fo lange wir fönnen, 
‚affen mir ung begeiftern von den traurigen Folgen für die harmlofen, 
zutdeutfchen Kleinbürgerleute, die Partikulierfchiffer. Hoffen wir das Beſte! 


Borfigender: Das Wort hat nun Herr Dr. Behrend (Magdeburg). 
Derjelbe verzichtet. Dann gebe ich das Wort Herrn Neumann (Danzig). 


Kaufmann Neumann (Danzig): Meine Herren! ch möchte wegen 
3er Weichſel einige Worte an Sie richten. Die Verhältniffe dort find ja 
o außerordentlich unbedeutend, daß fie eigentlich wenig Beachtung verdienen. 
53 ift aber doch notwendig zu betonen, daß mir durchaus gegen die 
Sciffahrtsabgaben find. Die ganze Regulierung der Weichjel hat ſtatt— 
zefunden im Intereſſe der Landesfultur, keinesfalls im Intereſſe der Schiff: 
fahrt; die Schiffahrt ijt niemals dabei gefragt worden. Die Regulierung 
yer Meichfel ift auf einem Niveau von einem Meter eingerichtet worden. 
Diefe Abmeffung hat die Wafjerbauverwaltung ganz freiwillig gewählt, ohne 
emals die Schiffahrtsinterefjenten zu befragen, fo daß die Schiffer ſich jetzt 
vundern, daß nunmehr die Negierung verlangt, die freimillig geleifteten 
Husgaben nachträglich durch Abgaben von den Sciffern zurüdzuerheben. 

Wie liegen nun die Befitverhältniffe der Schiffer auf der Weichjel? 
Hauptfählih gibt es nur Einzelſchiffer, wie wir die Bartifulierfchiffer 
vennen; es gibt wenig Reedereien. Die Einzeljchiffer find durchweg arme 
2eute, die in ihrer Lebensführung auf dem Standpunkt des Tagelöhners 
tehen. Die großen Reedereien verdienen fchon feit Jahren feine Dividende. 
Wenn hohe Abgaben eingeführt werden follten, fo wüßte ich nicht, wie man 
ie von den Leuten eintreiben wollte, die noch im vorigen Jahre und bis 
n Diefes Jahr hinein von der öffentlichen Wohltätigleit Almofen empfangen 
yaben. Kurz und gut, die Schiffer können ſich heute noch gar fein Bild 
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davon machen, wie fie e8 möglich machen follen, die an fie berantretenden 
Aufgaben zu erfüllen. Nur ein Umftand würde alles ändern: wenn 
nämlich der Weichfelichiffahrt die Möglichkeit gegeben würde, in Die Eifen- 
babntarifpolitif ein Wort hineinreden zu dürfen. Wäre das der Fall, dann 
fönnten fie beftehen. Nach unferm Dafürhalten ift es nicht nötig, daß die 
Eifenbahn überall fo billige Frachtſätze anſetzt, daß fie au die Schiffahrt 
zwingt, zu billigen und fogar verlujtbringenden Frachten zu fahren. 


(Beifall.) 


Geheimer Kommerzienrat Michel (Mainz): Meine Herren, ich dar 
wohl als fejtitehend annehmen, daß hinreichend bewieſen tft, daß die ar- 
planten Schiffahrtsabgaben einerfeitS den Staaten im Verhältnis zu ihren 
übrigen Ausgaben und ihren Budgetverhältniffen nur eine Feine Einnahm: 
bringen werben, während fie denjenigen, die fie bezahlen ſollen, eine jchwer 
Belaftung auferlegen. 

Den vielen Worten, die gefallen find, habe ich in fachlicher Beziehung 
nichts beizufügen. Sch wollte nur um die Erlaubnis bitten, ein kurzes 
Wort über die allgemeine Stimmung zu jagen, welde die beabfichtigte 
Wiedereinführung von Schiffahrtsabgaben im Volke erregte. Herr Profeſſot 
Schumader gab zu, daß die Bejeitigung der bis 1868 beftandenen Ab- 
gaben einerfeitd die Bedeutung der Hinmegräumung eines alten Gerümpel: 
hatte und anderſeits die Bedeutung, dem Unmillen des Volkes nad; 
zugeben. ch unterfchreibe dad. Nun wird uns aber angeſonnen, dieſes 
alte Gerümpel wieder einzuführen, und zwar gegen den ausgefprocdenen 
Volkswillen, der heute noch dagegen tft, wie er vor 40 Jahren dagegen 
war, Das halte ich volkswirtſchaftlich und ethiſch nicht für richtig; es iſt 
falfch, gegen die allgemeine Meinung eine Abgabe wieder einzuführen, die 
man bereit8 vor Jahrzehnten als unvernünftig abgefchafft hatte. 

Dies muß erbittern! 


Um fo mehr, wenn die Maßregel lediglih aus fisfalifhem Intereſſe 
und zum Vorteil der ojtelbifchen Agrarier getroffen werden foll, während 
Induftrie und Schiffahrt auf dem oberen Teil des Rheins, um nur bei 
diefem Fluß zu bleiben, damit belajtet werden. Es ift das meiner Meinuns 
nach eine Maßregel, die nicht geeignet ift, die Einheit der Bevölkerung zu 
ftärfen und beftehende Vorurteile zu verſcheuchen. Außerdem aber fteht di: 
Einführung diefer Abgaben im Gegenfat zur Reihsverfaffung ; denn dat 
die Verfafjung die Abgaben befeitigen wollte, ift eigentlich jedem gerad: 
denfenden Mann zweifellos, und wenn man heute etwas anderes herau: 
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lefen will, ift das eine Deutung, die den Reſpekt vor der Verfaſſung nicht 
gerade verjtärft. 
(Sehr ridtig !) 


Aber nicht allein die Verfaſſung würde vergewaltigt, fondern auch die 
Rheinichiffahrtsafte aus dem Jahre 1868, wulche ein abfolutes Hindernis 
für die Einführung diefer Abgaben bildet. Dieſe Rheinſchiffahrtsakte ift 
nit ein Vertrag zwifchen Frankreich, Holland und dem Deutfchen Reich, 
das damals ja noch nicht beitand, fondern fie wurde geſchloſſen zwiſchen 
Frankreich, Holland und den einzelnen Rheinuferftaaten Deutjchlande. Sie 
ift ein Vertrag, der nicht gefündigt werden und nur aufgehoben werden 
fann unter allfeitigem Einverjtändnis der Kontrahenten. Meine Herren, 
das Großherzogtum Heflen hat vom Jahre 1831—1867 aus den Rhein- 
fchiffahrtsabgaben eine Einnahme von rund 10 Mill. ME. gehabt und für 
Die Unterhaltung feiner Rheinftrede nur rund 4/2 Mil. ME. ausgegeben. 
Heften hat auf die beträchtlihen Mehreinnahmen verzichtet nur unter ber 
Vorausſetzung, daß auch die andern Uferftaaten nunmehr von einer Er: 
hebung von Abgaben abjehen und die von ihm erlittene Einbuße dem 
Handel und Verkehr zugute fommt. Meine Herren, ich halte die Wieder: 
einführung von Abgaben für einen unglüdlihen Gedanken. Ich halte fie 
finanziell für zu wenig bedeutend für den Staat und für zu fchmer be- 
laſtend für den, der fie zahlen muß, um fo mehr, da wir wahrſcheinlich 
bald auf das vielfahe des geplanten Sates fommen werben. 
(Beifall.) 


Profeffor Dr. von Zwiedined-Südenhorft (Karlsruhe): Meine 
Herren. Es find von praftifchen Gefihtspunften aus verſchiedene Ein- 
wendungen gegen die Ausführungen der Neferenten gemadht worden. ch 
muß gejtehen, daß mir auch mande theoretifchen Bedenken aufgetaucht find. 
Ich will Sie damit nicht länger behelligen. Sch kann nur andeuten, daß 
mir eine Inkongruenz darin vorzuliegen fcheint, daß auf der einen Seite 
vom Herm Referenten immer der Koitendedungspunft betont wird, aljo 
ausgeſprochen das Gebührenprinzip, während auf der andern Seite immer 
wieder von der Keiftungsfähigfeit der Rheinſchiffahrt gefproden, und 
— namentlih hat das Herr Profeſſor Schumader getan — von einem 
Ausgleich geredet wurde, der durchzuführen ſei bezüglich der Ungleichheit 
in der wirtfchaftlihen Situation des Dftens einerfeit3 und dee Meftens 
anderſeits. Nun, es lag freilich nahe, die Idee einer ſolchen Ausgleichung 
ins Auge zu fafjen, die durch die Abgabe herbeigeführt würde; denn damit 
ftehen wir auf dem Boden der Wirkungsiphäre des Vereins für Social- 
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politif. Aufgabe diejes Vereins ift es ja auch, Ungleichheiten, die im den 
wirtfhaftlihen Verhältniffen auftauhen, ins Auge zu fafjen, zu prüfen 
und zu unterfuchen, wie weit diefelben zu befeitigen find. 

Aber um was für eine Ausgleihung foll es fih da handeln? Doch 
nur um die Ausgleihung eines Zuftandes, der in die Kategorie jener 
ökonomischen Erfcheinungen zu rechnen tft, welche Schäffle ala ausſchließende 
Abſatzverhältniſſe bezeichnet hat. Wenn der Weſten einen Vorzug vor dem 
Dften in wirtfchaftliher Beziehung wirklich voraus hat, jo hat man es mit 
einem ausſchließenden Abjatverhältnifje zu tun, dem jedod auf der anderen 
Seite ein ganz analoges zugunften des Oſtens gegenüberfteht, nämlich die durch 
die Zollpolitif gefteigerte agrarifche Grundrente. Bekämpfen wir zuerft die 
Grundrente, welche vor allem im Dften wirffam ift, dann können wir aud 
diefe natürliche Bevorzugung der weſtlichen Gebiete des Reiches durch die 
Schiffahrt auf dem Rheinſtrom befämpfen. Zudem aber möchte ich meinen, 
daß dieſes ausſchließende Abjagverhältnis doch recht ſtark ſchon vorweg 
esfomtiert ift durch die ungleich teurere Lebensführung, unter der die Kon— 
fumenten in diefem Teile des deutfchen Wirtjchaftsgebiets leiden. 

Ich will mid aber, wie gejagt, auf diefe theoretiihen Fragen nicht 
weiter einlafjen, fondern nur ein paar Ergänzungen zu den Bemerkungen 
des Herrn Profefjor Gothein maden. Er hat darauf hingewiefen, daß ſich 
Holland jedenfalls auch gegen die Einführung einer Erſchwerung des Ver— 
fehr8 auf dem Rhein wehren wird und ebenjo, meine ich, werben auch die 
übrigen Vertragsftaaten, die hierbei mit in Betracht fommen, ihre Stimme 
dagegen erheben, die bei jeder Gefährdung der Rafchheit des Schiffeverfehrs 
durch einen Brüdenbau oder dergleihen Einſpruch erheben, und die Holländer, 
gegen die dad „jusga’ à la mere“ der Wiener Afte in ein „jusque dans 
la möre“ umgewandelt werden mußte, fi ein Hinwegſetzen über verbrieftes 
Neht gewiß nit zu ihrem Schaden bieten laffen. Und die anderm 
Staaten? Oſterreich iſt freilih nicht in foldem Maße an der Frei- 
erhaltung des Rheins intereffiert, aber Ofterreich ift ganz erheblich intereffiert 
an der Freierhaltung der Schiffahrt auf der Elbe. Ich glaube, daß der 
vorhin geltend gemachte Geſichtspunkt, daß der Verkehr nad Trieft abgelentt 
würde, wenn Schiffahrtsabgaben auf der Elbe eingeführt würden, nicht zu: 
treffen dürfte; vielmehr werden ſich die öfterreichifchen Induſtriellen, 
namentlih die nduftriellen von Böhmen und Mähren ganz merklich be 
drüdt fühlen durd eine Abgabe, die den Verkehr auf der Elbe belaitet. 
Aber nicht nur Ofterreih kommt in Betracht, fondern auch die Schweiz, 
freilih — und damit fomme ih auf den eigentlihen Punkt, den ic 
berühren mill — die Schweiz hat weit weniger Grund, fi gegen eine 
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Erjchwerung des Verkehrs auf dem Rhein zu wehren, weil die Schweiz 
immer eine Konkurrenz ausipielen fann für die Befriedigung ihrer Transport= 
bedürfnifje auf deutſchen Verkehrswegen. Es ift in der badiſchen Staats- 
bahnverwaltung nur allzu oft ſchon arg mißlih empfunden morden, daß 
die Schweizer nduftriellen und Konjumenten von Artifeln, melde nad 
dem Umſchlag in Mannheim auf den badifhen Staatsbahnen nad der 
Schweiz verfrachtet werden, immer darauf hinmweifen fönnen, daf fie über 
die elſäſſiſch-franzöſiſchen Kanalſtraßen und auch über die franzöfifchen 
und italienifhen (Genua) Eifenbahnen günftigere und leichtere Einfuhr: 
beziehungen erreichen fünnen, als dies auf den badiſchen Bahnen der Fall 
ift. Ich fomme damit zu der Tatſache, daß da nit nur, wie Herr 
Profeſſor Gothein hervorgehoben hat, Preußen fih gegen den übrigen 
Teil des Reiches, gegen Süddeutſchland durch einen Zoll abſchließt, fondern 
daß diefer Zol zu einem großen Teile auch noch nicht etwa von den Ein- 
mwohnern Preußens, fondern von den Bewohnern Süddeutſchlands wird 
bezahlt werden müflen. Wenn wir die Situation Badens ind Auge faflen, 
fo werden nicht nur die Induſtiellen des Landes an die Regierung heran- 
treten mit dem Berlangen um Gewährung neuer Refaftion, fondern es 
wird durch die fisfaliihe Erfcheinung der Rheinfchiffahrt aufwärts bis 
Mannheim auch eine Abnahme der Verfradhtung auf den badiſchen Staats- 
bahnen eintreten, wodurch diefe vor die Tatſache geitellt jein werden, daß 
fie entweder beveutende Frachtnachläſſe machen oder auf einen großen Teil 
des Transportd verzichten müſſen, weil die Transportmöglichfeit auf den 
fonfurrierenden elſäſſiſch-franzöſiſchen Kanälen (Rhein— Marne und Rhein— 
Nhone), auf den franzöfifchen, jchlieglih aber auch auf den Reichseifenbahnen 
nur zu Sehr von den Schweizern gegenüber den Tarifforderungen der 
badiihen Staatsbahnen ausgefpielt werden fann. Ich glaube nicht, daß 
Hier ein Widerfprudh mit den Bedenfen des Herrn Bürgermeijter Bed 
vorliegt, der bemerkt hat, daß die Schiffahrt die Steuer zu tragen haben 
würde. Es wird zunächft wahrfcheinlih jo gehen, daß eine Erjchwerung 
des Verfehrs, eine Verteuerung der Schiffahrt die kleineren minderleijtungs- 
fähigen Schiffer aus dem Sattel heben wird, dann aber wird die Ver— 
teuerung des NRheinumfchlagsverfehr8 außer den Konfumenten Südmelt- 
deutſchlands auch die badischen Staatsbahnen ganz eminent treffen, weil 
der ftärfere Teil der Verfrachter, das ift 3. B. das Kohlenfyndifat, die 


‘ Steuer wegwälzen wird. Wir ftehen dann vor der Tatjahe einer un 


mittelbaren und mittelbaren Belaftung des badifhen Konjumenten, und die 
Folge davon ift eine Abnahme der Steuerfraft. Diefe mittelbare Wirkung 
wird zweifellos eintreten und fchließlih eine Reduzierung der badiſchen 
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Staateifenbahneinnahmen. Wenn wir badifchen Konfumenten auch nichts 
andere damit in Kauf nehmen müßten als die zur Ausgleihung des 
Einnahmeentganges notwendige Verteuerung der Perfonentarife, insbeſondere 
die Abſchaffung des Kilometerheftes, jo wäre das für die Bewohner Badens 
immerhin Belaftung genug, fo daß fie alle Urſache haben, gegen die Ein- 
führung einer Abgabe auf dem Rhein Stellung zu nehmen, durch die der 
Umjchlagsverfehr erſchwert und damit die vitalften Intereſſen der badifchen 
Staatseifenbahnverwaltung getroffen würden. Die badifhe Staatsbahn hat 
ja nicht bloß mit den elſäſſiſch-franzöſiſchen Kanälen, den franzöfifchen und 
den NReichseifenbahnen zu rechnen. Sie hat auch für mande Artikel — 
ih weiß das aus bejtimmter Quelle — mit dem Umweg über Genua zu 
rechnen. Das fpielt 3. B. in der frage der Verforgung der Schweiz 
mit Getreide eine fehr erhebliche Rolle. 

Sch möchte aljo von diefem Geſichtspunkt aus Herrn Profefior Schu— 
macher die Frage vorlegen, ob er denn nicht glaubt, daß man zunädjft die 
Borausfegung dafür ſchaffen muß, daß eine ſolche Ausgleihung zwiſchen 
Weſt und Dft, mie er fie im Auge hat, überhaupt erſt wirkſam werden 
fann, und die VBorausfegung dafür wäre eine Allgemeinheit der Belaftung 
oder eine Eifenbahnfinanzgemeinfchaft; nicht aber die Belaftung eines Teiles 
des Verkehrs auf Koften derjenigen, melde von den Einnahmen aus der 
Belajtung jo gut wie gar nichts haben. ch bin durchaus nicht prinzipiell 
gegen die Einführung einer Steuer; ich fünnte mich fogar für eine Trans- 
portjteuer jehr wohl erwärmen, zumal die Erfahrung vorliegt, daß 3. B. 
die öſterreichiſche Fahrfartenfteuer nur fehr vorübergehend den Verkehr ge: 
lähmt hat, und zwar für eine Transportfteuer ala Reichsſteuer, nicht aber 
für eine folhe Steuer, die in Preußen vereinnahmt, zum größten Teile 
aber von Württemberg und Baden bezahlt wird. 


Borfigender: ch gebe nun, nachdem die Herren Kommerzienrat 
Richter (Deſſau) und Dr. Harms (Tübingen) verzichtet haben, zunächſt 
Herrn Profefjor MWirminghaus das Schlußwort. 


Profefjor Wirminghbaus (Köln): Meine Herren! Nur einige 
wenige Worte. Wenn ih vom Standpunkt desjenigen, ber fpeziell die 
Rheinſchiffahrt behandeln follte, hier kurz meine Schlußbemerfungen made, 
fo fünnte ih nad) dem Verlauf der Debatte mit dem Ergebnis wohl zu 
frieven fein, infofern man ja durchweg die Abgaben abgelehnt hat. Und 
was das Befondere anbetrifft, jo könnte ich mich noch auf die Einzelheiten | 
meines Vortrags berufen, wo ich mandes nur jtreifen fonnte, was hier 
ausführlich dargelegt worden: ift. 
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Trogdem macht mich das heutige Botum nicht befonders glüdlih. Es 
find zwar die politifhen Momente und die Bedenken der Interefjenten, Die 
gegen die Abgaben hervorzuheben find, vollauf zur Geltung gefommen ; aber 
es ift gerade darum für mich der Eindrud entftanden, daß es fi um eine 
Art Kundgebung gegen die Abgaben handelt, um eine Stimmungsäußerung, 
die man wohl begreifen fann von dem Mannheimer, von dem rheinischen 
Interefjentenftandpunft aus, die ich aber nicht für genügend eradhte, mit 
Rüdfiht darauf, daß wir als Verein für Socialpolitif hier einen allgemeinen 
Standpunft einnehmen müfjen. Sch habe das Gefühl, daß die Herren zum 
großen Teile die politifhe Situation verfannt haben; fie haben Iofale 
Gründe geltend gemacht, aber die allgemeinen Gründe, die fchließlich be- 
ftimmend fein werden für das Schidfal der Rheinfchiffahrtsfreiheit, großen: 
teild vermifjen lafjen, oder, wenn ich mich anders ausbrüden darf, ich bin 
überrafcht über die Dürftigfeit der Gründe 

(lebhafte Rufe: Oho!), 
allerdings die Dürftigkeit der Gründe, wenn man nicht alle diejenigen 
Gründe, die mit „Sehr richtig!” befräftigt worden find, ohne meiteres 
als folche allgemeine Gründe anerkennen will. 

Meine Herren, bei der eigenartigen, Jchmwierigen Zage der preußijchen 
Staatsregierung, bei der Stimmung des preußifchen Abgeordnetenhaufes, 
bei der Stimmung insbefondere auch der aufßenftehenden Kreife, ift meines 
Erachtens die Frage nur zu löſen, wenn man ſich auf einen etwas höheren 
finanzpolitiſchen Standpunft ftellt. ch habe deswegen von vornherein ge- 
'agt, daß nur von diefem Standpunkte aus die ganze Frage gelöjt werden 
fann. Es genügt nicht, ohne weiteres die Abfichten des Staats fozufagen 
‚u disfreditieren. Wenn man einfach alle diejenigen Motive, die von Staats 
vegen angeführt werden, ald „Fiskalismus“ bezeichnet, dann fann man 
iberhaupt nicht mehr ernjthaft über allgemeine Staatsaufgaben ſprechen. 

(Bravo!) 

Es ift nad meinem Dafürhalten gegenüber den Befchwerden der 
Snterefjenten die Aufgabe des Vereins für Socialpolitif, diefen allgemeinen 
Standpunkt innezuhalten. Der das tut, braucht fein Profefjor zu fein, fein 
Sandelsfammerfyndifus, das fünnen wir alle in unferem Kreife. 

Herr Profefjor Gothein hat gejagt, indem er auf den Hauptpunft 
inging, man fönne einen Unterfchied machen zwifchen natürlichen und 
ünftliden Waflerftraßen binfichtlih der Beſteuerung. ch bin aber der 
Neinung, daß er den Beweis fchuldig geblieben ift. Ach babe nach diefer 
tihtung hin gefagt: man fann grundfäglih die Dedung der Staats- 
usgaben durh Abgaben für die natürlihen Flüffe ebenfogut verlangen 
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wie für die Kanäle; und ich habe nicht gehört, daß irgend ein ftichhaltiger 
Grund dagegen geltend gemacht worden ift. 

Dann hat man auf die Praftifer hingewieſen, bei ihnen follten wir 
in die Lehre gehen. ch habe mich redlich bemüht, den Einwänden der 
Intereſſenten gerecht zu werden. Aber jene Mahnung hört man auch ehr 
häufig, wenn man Anfichten vertritt, die den Praftifern unbequem find, 

(Sehr wahr!) 

Meine Herren, es liegt mir perfönlid an meiner Auffaffung in dem 
fpeziellen Punkte der finanzpolitifhen Löfung der Frage gar nichts, aber 
ih bin der Meinung, daß wir nicht weiterflommen, wenn wir nicht die 
Sache mehr von einem höheren Gefichtspunfte aus auffaffen; denn dies 
muß der Standpunkt des preußifchen Staats fein, der fich nicht bloß um 
den Rhein zu befümmern hat und defjen Freiheit, fondern um die Ge- 
famtheit der Fragen in betreff der finanziellen Behandlung der Binnen: 
wafjerftraßen, um die Intereſſen der Landwirtfchaft, um die Tendenzen 
derjenigen, welche im Landtage au fonft noch dabei in Frage fommen — 
ich erinnere an die politifchen Parteien. 

Es ift hier in bewegten Worten von dem Schidjal der Rheinſchiffahrt 
geiprochen worden. Stellen Sie fih doch vor, meine Herren: e8 gibt wohl 
faum ein Gewerbe im Deutfchen Neiche, das fih in den letzten 30 bis 
40 Jahren mit folder Ungehindertheit und Ruhe hat entmwideln fünnen mie 
die Rheinſchiffahrt! Während auf faſt allen anderen Gebieten durch die 
fremde Konkurrenz eine ſcharfe Einwirkung erfolgt ift, hat fi die Schiffahrt 
mit einer gemwiflen Ruhe entwidelt, wenn man nicht behaupten will, daß 
die Eifenbahnen fie mißhandelt haben, was in feiner Weife der Fall geweſen 
iſt. Wenn Mipjtände fich zeigen, die, wie es heißt, geradezu einen fozialen 
Notjtand in die Erfcheinung treten laſſen, fo ift die Schiffahrt felbft für 
diefen Zuftand verantwortlih zu maden. Es ift Sade der Schiffahrts: 
interefjenten, ſich durch vollfommenere Drganifation, durch Zuſammenſchluß 
beſſer einzurichten. Glauben Sie nicht, daß ich verſäumt habe, Intereſſenten 
zu fragen. Ich habe das vorher getan, und die Intereſſenten haben mir 
beftätigt, daß gerade darin der ganze Schwerpunkt der zukünftigen Ent- 
widlung fpeziell der Rheinfhiffahrt liegt. Ich will auf diefen Punkt nicht 
weiter eingehen. Sch refumiere mich dahin, daß die Herren fpeziell vom 
Rhein im eigenen Intereſſe bei der vorliegenden Frage fich mehr nad den 
allgemeinen jtaat3männifhen Erwägungen richten möchten und nicht bloß 
immer ihre eigenen Intereſſen in den Vordergrund ftellen. 


(Beifall.) 
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Profeſſor Dr. Shumader (Bonn): Meine Herren, ich habe den 
meifelhaften Vorzug, daß die Mehrzahl der heutigen Angriffe fih gegen 
nich gerichtet hat. ch hatte gehofft, jedem einzelnen im SKleinbetrieb 
yewifjermaßen entgegentreten zu fünnen. Das ijt mir leider von dem 
deren Vorfigenden nicht geitattet worden. So wird mir eine Rolle auf: 
yenötigt, die wiederum den Schein der Rüdjtändigfeit hat, nämlich die 
Rolle eines altägyptifchen Heldenkfönigs. Sie fennen von ägyptifchen Monu— 
nenten jenes fo oft fich mieberholende Bild von Ramſes II. oder III., 
ver die Gefamtheit feiner Gegner am Schopfe hat und mit einem fühnen 
Schwertgriff fie allefamt zu köpfen trachtet. Als Befürworter des Groß- 
etriebs jchrede ich auch vor dem Großbetrieb in diefer blutigen Form nicht 
urüd, 

Ehe ih, meine Herren, auf die ſachlichen Argumente eingehe, die hier 
orgebracht find, habe ich zunächſt formell eine Reihe von Angriffen zurüd- 
umeifen. Es find hier Ausbrüde gefallen, die, wie ich glaube, nicht dem 
Inhalt und der Art der heutigen Referate entſprachen. Es ift einmal 
jagt worden, ed wären nicht nur in meinem Vortrag, fondern aud in 
en Ausführungen eines von mir hochverehrten älteren nationalöfonomifchen 
Dozenten „Kniffe“ angewendet worden. ch glaube nit, daß der Herr 
tedner fich bewußt geweſen ift, was mit dieſem Ausdrud bezeichnet wird. 

(Sehr richtig!) 

Ich möchte ihm gegenüber nur hervorheben, daß ich nie allgemein von 
Intereſſentenſtandpunkt“ geſprochen habe, ſondern ftet3 ganz bejtimmte 
jitate angeführt habe, und niemald habe ich in diefer Verbindung, mie 
yerr Dr. Brandt fagte, von „Gefchrei” gejprochen, fondern meine große 
ochachtung vor den nterefjenten habe ich auch hier dadurch zum Ausdrud 
ebradt, daß ih von „Poſaunentönen“ fprah, und ich wüßte auch jet 
och feinen Hangvolleren Ausdrud für ſolche Ausführungen zu finden. 

Dann, meine Herren, ift gejagt worden, was von mir ausgeführt worden 
‚äre, fei im mejentlichen Dialektik geweſen. In die Spezialunterfuhung 
ll ich nicht eintreten, auf mwelder Seite, ob auf jeite des Herrn, der 
iejen Vorwurf gegen mich erhoben hat, oder auf meiner Seite in diefer 
jeziehung mehr geleiftet worden ijt. Aber etwas anderes darf ich nicht 
bergehen. Ein Redner hat bier feinen Ehrgeiz darin geſucht, befonders 
hroff fih in Gegenfah zu fehen zu den Profeſſoren. Tatſächlich hat er 
ur mit großem Eifer und unleugbarem Erfolge fih in fcharfen Gegenjag 
efeßt zu dem einen Profefjor: Herrn Profeſſor Cohn, der das Niveau 
er Diskuffion heben wollte. Bon demfelben Herrn Rebner ift fovann — 
h will ihm in feinem Cohn entgegengefegten Bejtreben nicht folgen — 
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hervorgehoben worden, daß aus einer Denkfchrift der Interejjenten von mir 
nur wenig entnommen worden fei. ch muß auch das als einen nidt 
berechtigten Vorwurf zurüdweifen. Denn dem, was ih an Gründen in 
mübhfamer Arbeit aus der Wortfülle diefer Ausführungen herausgefudt 
babe, bin ich im einzelnen in meinem Referat dort, wo es ſyſtematiſch 
geboten war, fachlich entgegengetreten. Aber wenn der Herr Redner in 
diefer Beziehung etwas vermißt hat, jo will ich jegt erklären, was ich bisher 
in nachfichtiger Höflichkeit verfchiwiegen habe: die meiften putriotiich ge 
fürbten Superlative, die ich angeführt habe, fie ftammen wörtlich von Herm 
Dr. Beumer. 
(Beifall.) 

Wenn Herr Profeffor Gothein nun gemeint hat, ich hätte mir mur 
„mindermwertige” Gegner ausgeſucht, fo möchte ich das doch nicht jo unbedingt 
gelten lafjen; ich möchte vielmehr hervorheben, daß faſt alle Herren, gegen 
deren Ausſprüche ich mic gewendet habe, auch heute mir gegenüber auf: 
getreten find. Sch habe deren Qualität niemals gering geachtet; aber wenn 
diefe Qualität, wie Herr Profeſſor Gothein ſich bemühte, noch verbeflert 
wurde, fo bin ih dafür nur dankbar; denn die Qualität der Gegner ift 
bezeihnend auch für die Qualität des Angegriffenen. 

Eine Reihe von Mifverftändniffen habe ich fodann noch richtig: 
zuftellen. Im einzelnen fann ich vollftändig das nicht tun; es hieße das, 
den allzu langen Vortrag von heute Morgen nod einmal bier zu wieder: 
holen. Ich will deshalb z. B. nicht ausführen, daß ich keineswegs die 
Tätigfeit des Neichseifenbahnamts überfhäßt habe; habe ich Doch ausdrücklich 
das Reichseifenbahnamt als einen „Torſo“ bezeichnet; und wenn ich davon 
ſprach, die Beftrebungen, für das ganze Weich eine einheitliche Geftaltung 
des Eifenbahnverfehrsmwefens herzuftellen,, jeien heute wieder aufgemacht, fo 
babe ich natürlich nicht an das Neichseifenbahnamt gedacht, jondern — Sie 
wiſſen e8 — an die Betriebsmittelgemeinihaft. 

Es ift ferner davon gefprochen worden, ich hätte das Kohlenkontor 
verherrliht. Auch da iſt ein gewiſſer Irtum untergelaufen. ch habe das 
Kohlenkontor vor allen Dingen darum angeführt, weil der pſychologiſche 
Moment, der für die Durchführung einer jeden ftaatlichen Mafregel möglichſt 
abgepaßt werben muß, durch die Begründung des Kohlentontors und feine 
Tätigkeit mir gegeben zu fein fcheint. Denn gerade jest in Verbindung 
mit der Ausbildung des Großbetriebs, die eine Verbilligung der Selbitkoften 
des Betriebes bedeutet, find die Schiffahrtsfrachten in die Höhe geſetzt 
worden, und fie follen nad dem ausdrüdlih angeführten Zweck des 
Kohlenkontors meiter in die Höhe gefest werden. Und das wird aud 
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tatfächlich geihehen bis zu einer ganz feft gegebenen Grenze, bis zu ber 
Grenze, die gezogen wird durch die Eifenbahniradten. Da fragt es fi, 
meine Herren, foll diefe ficher bevorftehende Steigerung der Frachtſätze aus- 
ihließli dem Großunternehmertum zugute fommen, oder foll an diefer 
möglichen Steigerung zu einem fleinen, befcheivenen Teile der Staat teil- 
nehmen ? 

Herr Profefjior Gothein hat weiter die Unterwefertorreftion angeführt 
und gejagt, ich hätte es verfäumt, auszuführen, daß diefe Unterwejerforrektion 
herbeigeführt worden wäre durch eine Verfafjungsänderung. Meine Herren, 
ft denn der Art. 54 der Reichöverfaffung geändert worden? Er ift es doch 
:ben nicht und lautet heute wie 1871. Die Untermweferforreftion ift viel» 
mehr durchgeführt worden ohne eine Verfafjungsänderung; und zwar war 
man fi) anfangs gar nicht klar, daß ein notwendiger Fall der Verfaſſungs— 
inderung vorliege; erft nachträglich erkannte man das und beruhigte fich 
yamit, daß man fejtitellte, ver Beichluß, die Unterweferabgaben einzuführen, 
ei im Bundesrat mit einer, folhen Majorität gefaßt worden, wie fie für 
Berfafjungsänderungen vorgefchrieben iſt. Und obwohl Herr Profeſſor 
Sothein nicht ganz forreft behauptete, eine Verfaſſungsänderung fei damals 
yorgenommen worden, fügte er merkwürdigerweiſe hinzu, niemand werde es 
jyeute, wie er hoffe, wagen, eine Verfafjungsänderung vorzunehmen! Mir 
richeint eine Verfaffungsänderung würdiger als eine gefünftelte Auslegung. 

Endlih iſt ausgeführt worden, die Abgabenfreiheit der Flüffe wäre 
yereitd, dank des Verdienftes von Wilhelm v. Humboldt, mit der Wiener 
Rongrefatte erftrebt worden. Meine Herren, das ift ein Irrtum, der immer 
viederholt wird. Die Wiener Kongrefafte hat im Art. 109 ausdrüdlich 
wur beftimmt, der Nhein „sera entierement libre et ne sera pas interdit 
ı personne*, d. h. es follte niemand von der Befahrung des Nheines aus— 
yefchloffen werden, und unmittelbar folgt der Artifel, der ganz genau den 
Sftroi für den Rhein feſtſetzt. 

Meine Herren, ih fomme jest nad allgemeinen formellen Richtig— 
tellungen auf den eigentlihen ſachlichen Inhalt. Zunächſt handelt es 
ih darum, welche Zwecke mit den Binnenfchiffahrtsabgaben verfolgt werden 
ollen. Da ift zunächſt die Frage, ob die Einführung von Binnenſchiffahrts— 
ıbgaben eine „Korrektur der Natur” bebeutet, fo vereinzelt und fchüchtern 
wur bejahend beantwortet worden, daß ich wohl nicht ausführlicher darauf 
urüdzufommen brauche; ich beichränfe mich darauf, zu wiederholen: erjt wenn 
ie fünftliche Differenzierung befeitigt wird, fann die natürliche Differen- 
ierung vol zur Geltung fommen. Zweitens handelt e3 fih um das 
‚andelspolitifhe Ziel. Da bat Herr Dr. Brandt zu meinem Erftaunen 
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behauptet, ich hätte auch handelspolitiſche Motive für die Wiedereinführung 
der Abgaben in meinem Referat hier angeführt. Ich glaube, ich darf jagen, 
daß das Gegenteil der Fal ift. Ich habe ausdrüdlih angeführt, eine 
bandelspolitifche Ausnügung der Rheinzölle, überhaupt der Binnenſchiffahrts— 
abgaben, fei nur in außerordentlich beſchränktem Make möglih, da, jelbjt 
wenn Abgaben von einem doppelt jo hohen Sat, als der in Ausficht ge 
nommene, für Getreide eingeführt würden, fie noch nicht einmal Y/ıoo des 
Zolls, und ich kann hinzufügen, etwa nur "/sso des Mannheimer Meizen- 
preiſes ausmachen würden. 

Dazu kommt noch ein zweiter Grund. Wenn der Betrieb auf den 
Wafjerftraßen nit in den Händen des Staates ruht, jo kann der Staat 
auch diefen außerordentlich befchränften handelspolitiihen Einfluß mit Hilfe 
der Abgaben nur in außerordentlih fragwürdiger Weiſe ausüben; denn es 
fommt, jo lange Sciffahrtsweg und Schiffahrtsbetrieb gefchieven find, nicht 
auf das an, was die Fracht in der Berg: oder Talfahrt beträgt, fondern 
entſcheidend für den einzelnen Privatſchiffer ift das, was Hin- und Rüdfahrt 
zufammen einbringen. Wenn das der Fall tft, dann hat der Schiffer jelbft jehr 
vielfach die Möglichkeit, eine hanvelspolitifche Differenzierung der Abgaben 
dur eine entgegengefehte Differenzierung der Frachtſätze größtenteils zu 
paralyfieren. 

Wenn in Verbindung hiermit hervorgehoben worden ift, daß die ganze 
Bewegung zur Einführung von Schiffahrtsabgaben einen weſentlich agrarifchen 
Urfprung habe, jo will ih das nicht bejtreiten; aber meine Herren, eine 
Sade, die an ſich berechtigt iſt, kann nicht dadurch unberechtigt werden, daß 
ihr Ausgangspunkt vielleicht nicht zu billigen, vielleicht irrtümlich mar. 

(Sehr richtig!) 

Nahdem ich damit nur wenige Worte über die Zwede geäußert habe, 
die mit den Binnenfhiffahrtsabgaben verfolgt werden follen, wende ich mich 
den Fragen der Ausführung des Binnenfchiffahrtsabgabemweiens zu. Da 
habe ich zunächft dem Einwand zu begegnen, den Herr Profefjor Lob gemacht 
bat. Herr Profeffor Lo wies darauf hin, daß im mejentlichen nur ber 
Abgabefag für den Rhein im Betrage von 0,04 Pfg., dagegen nicht die 
anderen Sätze von mir hervorgehoben worden fein. Zum Teil verbot 
das die Zeit, gebot das der Drt diefer Tagung. Aber, meine Herren, bei 
diefem Einwand ſchien mir durchzuſchimmern, daß die Bedeutung dieſer 
Sätze, die von der Regierung berechnet worden find, ganz verfannt worden 
it. Diefe Säge find nicht berechnet worden, um feftzuftellen, wie die Ab- 
gabe auf jedem einzelnen Fluß bemefjen werben fol, fie find vielmehr auf: 
geftellt worden, einem Wunſch der Kanallommiffion entjprechend, um feit- 
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zuftellen, wieviel auf jeder einzelnen Waflerftraße der Staat für jede einzelne 
auf der Wafferftraße transportierte Tonne jet zuzahlt. 

Mas nun, meine Herren, die Durchführung der Binnenfhiffahrtsabgaben 
im einzelnen anlangt, fo lege ih darauf nicht den Wert wie meine 
Herren Gegner. Ich laſſe da auch gern mit mir handeln und verfteife 
mich nicht auf irgendwelche Ausrehnungen. Am allerwenigften habe ih mich 
mit den Ausrehnungen von Herm Dr. Nafje identfiziert; fie erfcheinen 
mir vielmehr unter den verfchiedenften Gejichtspunften fehr anfechtbar. 

Wenn aber Herr Dr. Beumer mir zum Vorwurf gemadt hat, die 
wichtige Frage, wie die Koften jih auf Landwirtſchaft und Schiffahrt ver- 
teilen, fei von mir nicht erörtert worden, und behauptet, ich hätte die 
Anterefjentenfchrift nicht eingehend ftudiert oder nicht genügend hier zitiert, fo 
fann ich darauf, meine Herren, nur erwidern, daß, wenn Herr Dr. Beumer 
mein Bud über die Binnenfhiffahrtsabgaben oder, um bejcheidener zu fein, 
die Veröffentlihungen des Vereins für Soctalpolitif gelefen oder auch nur 
durchgeblättert hätte, daß er dann gejehen haben würde, daß foldhe Berech— 
nungen im ausgiebigjten Maße dort angejtellt worden find, viel gründlicher 
als Herr Dr. Beumer anfcheinend ſich vorzuftellen vermag, jo eingehend und 
gründlih, daß ihre Wiederholung in einem zeitlich beſchränkten Referat aus- 
aeichloffen it. Meine allgemeinen Bemerkungen zu diefem Punkte fcheint 
aber Herr Dr. Beumer überhört zu haben. 

Meine Herren, was die Ausgeftaltung der Abgaben fonjt anlangt, fo 
Scheint mir eine der wichtigſten Fragen — auch gerade hier für Mannheim — 
die zu fein, ob die Abgaben erhoben werden jollen für jede einzelne Waſſer— 
itraße, oder ob fie erhoben werden follen für eine größere Gefamtheit von 
Maflerftraßen. Auch diefe Frage halte ich nicht für entfcheidend ; doch fcheinen 
mir, wie id) bereits ausgeführt habe, prinzipielle Gefichtspuntte dafür zu 
treiten, die Einheit des Sciffahrtöbetriebs möglichſt maßgebend fein zu 
aſſen, d. 5. diejenigen Waflerftraßen, die von denfelben Schiffen benußt 
verden können, auch in bezug auf Abgaben möglichſt als eine Einheit zu 
sehandeln. Aber ich halte es dabei keineswegs für ausgeſchloſſen, eine 
veitergehende Spezialifierung vorzunehmen, eine Spezialifierung beiſpielsweiſe 
ür die einzelnen großen Flußgebiete. - 

Menn dann die fchon in meinem Referate behandelte Befürchtung be- 
onders nahdrüdlich mehrfach ausgefprochen worden ift, es würde fi aus 
rem anfangs vielleicht geringen Abgabenfat eine immer ftärfere finanzielle 
Belaftung der Schiffahrt entwideln, fo möchte ich demgegenüber doc auf 
ine Tatſache hinweifen. Auf dem Dortmund-Ems-Kanal ift tatſächlich eine 
Ybgabe eingeführt worden, die weit, weit zurüdbleibt hinter dem, was vom 
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Abgeordnetenhauſe beſchloſſen worden iſt. Anderſeits kann ich nur mieder- 
holen, daß man in einem Waſſerſtraßenbeirat und in Spezialkaſſen für die Schiff: 
fahrt weitgehende Garantien und Sicherheitämaßregeln zu ſchaffen vermag. 
Es handelt ſich aber überhaupt bei der befürmorteten Reform des Binnen: 
ſchiffahrtsabgabenweſens — aud das möchte id nochmals betonen — nicht 
ausfchließlih um eine Berteuerung der Schiffahrt, fondern vielfadh auch 
um eine Verbilligung. Wenn auf dem Rhein die Abgabe einheitlich ein- 
geführt wird für den Hauptftrom und alle feine Nebenflüfje, mie es Gründen 
der Gerechtigkeit und wirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit entipräcde, dann würde 
die Möglichleit gefchaffen werben, beijpieldweife, wie der ſchon mehrfach 
von mir zitierte Anonymus in der deutfchen Mirtfchaftszeitung ausgeführt . 
bat, auf dem fanalifierten Nedar für die ganze Strede von Emmerich bis 
Heilbronn eine Abgabe von nur 22,6 Pfg. zu erheben, während bisher nur 
für die Strede von Mannheim bis Heilbronn eine Abgabe von 49,3 Pfg., 
alfo mehr ald das Doppelte, in Ausfiht genommen worden ift. 

Ich komme drittens zu der Frage der Konfurrenz von Waffer- 
ftraßen und Eifenbahnen. Ich kann im einzelnen auch auf diefe Frage 
nicht noch einmal eingehen. Es iſt jedoch hervorgehoben worden, ich hätte 
mit dem Rejlortpatriotismus nicht genügend gerechnet. Wie überwindet man 
aber diefen Refjortpatriotismus? Das ift doch die Frage. Überwindet man 
ihn etwa, wenn man die Hände in den Schoß legt und refigniert jagt: 
Alles foll bleiben wie es jet ift? überwindet man ihn nicht beſſer, wenn 
man flare, bejtimmte Ziele aufftelt und den Meg weiſt, zu diefen Zielen 
zu gelangen ? 

Sodann, meine Herren, ijt wiederum hervorgehoben worden, es fei 
wünjchenswert, die Abgabenfreiheit unferer natürlichen Wafferftraßen zu er- 
halten, um einen Drud auf die Eifenbahnen auszuüben, die jetzt zwar nicht 
mehr ein privates, aber ein nicht minder gefährliches öffentliches Monopol 
ſeien. Meine Herren, was zeigen uns denn die Tatfahen? Es war un- 
zweifelhaft vom Standpunkt des gefamten Verkehrs aus ein großer Fort- 
Schritt, ald der Nohjftofftarif im Jahre 1897 auch auf die Brennftoffe aus- 
gedehnt wurde, und niemals vielleicht hat fi in den Kreifen der Binnen- 
Ihiffahrtsinterefjenten eine lebhaftere Oppofition gegen eine Ermäßigung der 
Eifenbahntarife erhoben als gerade damald. Man bezeichnete — wie Herr 
Sdulte uns ja ausgeführt hat — diefe Mafregel ausdrüdlich als „Kenn— 
zeihen einer bewußten allmählichen Erdrofjfelung der Rheinſchiffahrt“, und 
eö wurde behauptet, der Stufenfab von 350 km ſei befonders mit Nüdficht 
darauf eingeführt worden, daß die Entfernung von Ruhrort bis Mannheim 
ungefähr 350 km betrage, was Schulte dadurch mit Recht widerlegt, daß 
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derfelbe Tarif mit derfelben Staffelung bereit? 7 Jahre vorher für Güter, 
die für den Oberrhein eine größere Bedeutung überhaupt nicht hatten, in 
Anwendung gebradht worden war. Troß diefer Erfahrungen ift hier von 
dem hochverehrten Herrn Oberbürgermeiſter diefer gaftlihen Stadt befürmortet 
worden, es follte mit Reformen von jeiten der Eifenbahnverwaltung der 
Anfang gemacht werden; die Eijenbahnen follten zunächſt auf das Koften- 
dedungsprinzip herabgehen. Meine Herren, ein „Gejchrei” würde erhoben, 
„Poſaunentöne“ würden angejtimmt werden, gegen die alle bisherigen Klagen 
der Schiffahrtsinterefjenten veritummen würden, wenn wirklich von den 
Eifenbahnen eine derartige Herabjfegung der Tarife vorgenommen würde. 

Meine Herren, ich habe ausgeführt, daß zwei Mittel eriftieren, die 
verjchiedenen Inkongruenzen und Ungerechtigfeiten, die mir im heutigen 
Binnenſchiffahrtsweſen vorhanden zu fein fcheinen, zu befeitigen. Sch habe 
mid für das eine Mittel ausgefprohen, mein hocverehrter Herr Kor- 
referent für das zweite, für die Abgabenfreiheit auf allen Mafferftraßen. 

Zunächſt einige Einwendungen gegen die Gründe, die für folche völlige 
Abdgabenfreiheit vorgebracht worden find. Es tft, glaube ich, überfehen 
worden — und Herr Dr. Nafje begeht in diefer Beziehung geradezu un— 
begreiflihe Rechenfehler —, daß bei den Binnenfdiffahrtsabgaben regel: 
mäßig der michtigere Poſten nicht die Verzinfung und Amortifation des 
Anlagefapitals ift, ſondern wenigſtens jett die Unterhaltungsfoften. Die Unter- 
haltungsfoften würden ftet3 beftehen bleiben, fie würden niemals verſchwinden, 
amortifiert werden. Wenn daher auch vielleicht die Aufwendungen für 
Zinfen und Amortifationsquoten befeitigt werden fönnten, es müßten doc) 
die Unterhaltungsfoften noch ſtets gededt werben. Aber aud was die 
Amortifation anlangt, fo ift es doch ſehr fraglih, ob eine foldhe ohne 
weitere durchgeführt werden könnte. Herr Prof. Wirminghaus hat fi 
felbft in einen gewiſſen Widerſpruch infofern gefegt, als er nachher — im 
Gegenſatz zu diefer Annahme der Amortifationsmöglichleit — als Argument 
gegen die Durchführung des Gebührenprinzips die Tatfache angeführt hat, 
daß eine ganze Reihe von Wafjerftraßen einjtweilen nicht einmal die Kojten 
der Unterhaltung aufzubringen vermögen. 

Wichtiger ift die Frage: Wie follen denn die Mittel, die notwendig 
find, nicht nur um die Waſſerſtraßen zu unterhalten, fondern auch um fie 
weiter auszugeſtalten, aufgebradt werden? Eine Verpflichtung, folche über 
die Unterhaltung hinausgehende Mittel aufzubringen, ift für die Uferftaaten 
— darüber ift man wohl einig — bisher nicht vorhanden (Widerſpruch) 
— iſt jedenfall niemald von den Staaten, insbejondere von Preußen an- 
erfannt worden. Und mas die politiichen Schwierigkeiten anlangt, jo 
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mögen die Herren hier in Baden in der angenehmeren Lage fein, mit 
folhen nicht zu rechnen zu brauden, aber in Preußen liegen die Berhält- 
niffe doch anders. In Preußen bejteht heute zu Recht der $ 9i der neuen 
Kanalvorlage, der die Einführung von Abgaben auf den natürlichen Wafler: 
ftraßen vorfchreibt. Mit diefer Forderung muß gerechnet werden; es muß 
gerechnet werden mit den nicht unbebeutenden politifchen Kräften, die hinter 
diefer Forderung ftehen. 

Endlih, meine Herren, ift als Argument für die Abgabenfreiheit auf 
allen Waflerftraßen hingewiefen worden auf die Landftraßen. Die Land- 
ftraßen aber unterſcheiden fih von den Waflerftraßen nicht ausſchließlich 
dadurh, daß das Landftraßenneg ungleich viel dichter iſt als das Waſſer— 
ftraßenneg oder auch als das Eifenbahnneg ; viel wichtiger ift ein andrer 
Unterfhied. Ich habe in meinem Referat auszuführen geſucht: je größer 
‚ein Transportgefäß, umfo einfeitiger die Förderung des Großbetriebs! Die 
Kehrfeite heißt: je fleiner ein Transportgefäß, umſo größer der Kreis ber 
Intereſſenten. Gerade die Kleinheit des Transportgefäßes, das auf der 
Landſtraße ausfchlieflih anwendbar tft, macht die Landitraße zu einem un- 
endlich viel allgemeineren Verkehrsmittel, bezeichnet den wichtigften Unter: 
fchied zwifchen den Wafferftraßen und den Landitraßen. 

Gegen das Gebührenprinzip, das ich ald Mittel zur Bejeitigung der 
Ungleichheiten und Ungeredhtigfeiten befürwortet habe, ift ſodann — mie 
ich fchon andeutete — angeführt worden, daß auf manden deutjchen Waſſer— 
ftraßen dur die Abgaben jo wenig eingebradht wird, daß eine Koften- 
dedung überhaupt ausgefchloffen erfcheint. Die Behauptung tft richtig. Es 
ift Tatfahe, daß auf dem Dortmund-Ems-Ranal beijpielsweife nur ein- 
gebracht wird — wenn ich die berechnete Zahl richtig in Erinnerung babe — 
ungefähr "/so von dem, was diejenigen, die den Bau bejchloffen, annahmen, 
und daß der Staat dort für jede einzelne Tonne, die transportiert wird, 
einen reinen Zufhuß von etwa vier Mark zu zahlen hat. Aber, meine 
Herren, als Wafjerftraßen-ntereffent würde ich ſolche Tatſachen nicht vor- 
bringen; denn fie lafjen gemwichtige, ſchwer zu bejeitigende Zweifel auf- 
tauchen, ob überhaupt der Bau derartiger Wafjerftraßen im Zeitalter der 
hohen Entwidlung des Eiſenbahnweſens jo unbedingt gerechtfertigt werden 
fann, wie das von vielen Seiten gewünfcht und behauptet wird, 

Meine Herren, ih muß zum Schluß fommen. Es fonnte nad den 
Ausführungen mancher Gegner jo erſcheinen, als ob die ganze Frage, die 
uns hier heute bejchäftigt hat, leichtfinnig angefchnitten, gewiſſermaßen vom 
Zaun gebrochen fei. Ich glaube, wer fein Auge für die jegige tatjächliche 
Lage — in Preußen wenigſtens — nicht verfchließt, wird das nicht be 
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yaupten fönnen. Eine Reihe tatfähliher Mißſtände — über die Konſe— 
ſuenzen fann man verjchieden denken, die Tatfahen muß man fchließlich 
inerfennen — eine Reihe tatſächlicher Mißſtände, mie ich auszuführen ge- 
udt habe, find vorhanden und außerdem der $ 9i des bereit? erwähnten 
Sejeßed. Und, wie fo die ganze Frage nicht aus LZeichtfertigkeit angefchnitten 
vorden iſt, fo noch viel weniger, zum mindeften heute, propter invidiam, 
Im Gegenteil, es follen die Schwierigfeiten überwunden werden, die dem 
veiteren Ausbau der Wafferftraßen auch gerade in den fleineren deutjchen 
Staaten fi entgegenjtellen; und die Maßregeln, die von mir heute be— 
ürmwortet werden, bedeuten keineswegs ausschließlich eine Benachteiligung 
‚es Südens, Jondern fehr vielfach mehr noch eine Bevorzugung des Südens, 
yeifpieldweife was die Kanalifierung des Mains, die Kanalifierung des 
Redard, ja auch die weitere Ausgeftaltung des Oberrheins zu einer wirk— 
ameren Verkehrsſtraße anlangt. Und wenn endlich das, was ich hier be- 
ürmortet habe, als Zulunftsmufif bezeichnet wurde — nun gut, was die 
derren Zufunftsmufif nennen, erfcheint mir als das notwendige große Ziel, 
as endlich einmal im gejamten Binnenverfehrswefen aufgeftellt und ver- 
ochten werden muß; und, meine Herren, verfennen Sie nit, daß man 
ieſem erjtrebenswerten idealen Ziel in fehr bedeutſamer Weiſe fich bereits 
yenähert hat! Die Eifenbahntarife auf den preußifchen Eifenbahnen haben 
eit der Berftaatlihung in den letzten 30 Jahren eine nicht unerhebliche, 
rielfah unterfchägte Ermäßigung erfahren; die Eifenbahnfrachten find rund 
ım 25/0 ermäßigt worden, d. h. die Sinterefjenten müßten, wenn heute 
ioch die früheren Tarife bejtänden, für die Beförderung ihrer Güter faſt 
in Viertel Milliarde Mark alljährlih mehr aufwenden. Es ift alſo eine 
yedeutende Ermäßigung bereit? eingetreten. Aber noch fchneller muß man 
em von mir aufgejtedten Ziele fi nähern. Man mag diefes Ziel als ein 
deales bezeichnen. ch befenne mich zu ſolchem Idealismus; aber, meine 
derren, ich bin in der glüdlichen Lage, als Idealiſt auch ſehr reale Mächte 
ils Bundesgenofjen zu beſitzen. Als fehr wirffame Bundesgenofjen werben 
ih bewähren die von mir gejchilderten Verfehrsverhältniffe in unferen 
tonfurrenzländern, auch die og. amerikanische Gefahr. Sie zwingen geradezu, 
ven Blid zu erheben über die Lofalintereffen einer einzelnen Verfehrsftraße, 
mſer Verkehrsweſen nicht mehr aus dem Gefichtspunft der Kleinjtaaterei, 
ondern von dem Gefichtspunft der Gefamtinterejjen Deutſchlands anzufehen. 
Wenn dazu die heutigen Verhandlungen des Vereins für Socialpolitif bei- 
ragen, dürfte troß allen Streits und Widerſpruchs doch die heutige Ver— 
ammlung nicht ganz ohne pofitiven Erfolg bleiben. 
(Lebhafter Beifall.) 
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Borfigender: Das Wort zu einer perfönlichen Bemerkung hat Herr 
Profeſſor Gothein. 


Profefior Gothein (Heidelberg). Die fachliche Debatte ift gefchlofien. 
Sch bin Herren Profeſſor Schumader dafür dankbar, daß er auf umfre 
Argumente eingegangen ift, und daß fie ihm wichtig genug erfchienen find, 
um einer fachlichen Widerlegung gewürdigt zu werden. Nicht ganz dasjelbe 
fann id von Heren Profefjor Wirminghaus fagen. 

(Zurufe: Sehr richtig!) 
Er hat geglaubt uns eine Zenfur erteilen zu müflen, und dieſe ift fehr 
ſchlecht ausgefallen, oder wie er gejagt hat: es hat ihn die Dürftigfeit der 
Argumente der Gegner der Wafjerftraßenabgaben in Erftaunen gejegt. Nun, 
meine Herren, mir find ja nicht Richter in eigener Sache, und vor allem 
gilt immer: jeder gibt das, was er hat; ein Schelm, wer mehr gibt, ala 
er fann. Alfo die Dürftigfeit werden wir ung nun einmal ſelber gemäß 
unfrer eignen Befcheidenheit zu Gemüte führen müſſen. Ob Herr Kollege 
Mirminghaus nun gerade ald Schluß-Korreferent uns dieſes Zeugnis aus- 
ftellen fonnte, laſſe ich dahingeftellt. Aber einen Vorfchlag zur Güte 
möchte ih machen. Wie wäre ed, wenn die Herren Referenten in Zukunft, 
um die Debatte reicher zu machen und damit fie nicht über Dürftigfeit zu 
Hagen brauchen, ihre ausführlichen Referate, ihre logiſch und dialektiſch 
forgfältig ausgebauten Vorträge druden ließen (ſehr gut!) und uns das 
Übrige mündlich nur furz mitteilten. 
(Zurufe: In zehn Minuten!) 
Dann würden wir und wohl einem derartigen Vorwurf nicht mehr aus: 
zujegen brauchen. 
(Beifall.) 


Profeffor Dr. Wirminghaus (Köln), perfönlide Bemerkung: Ich 
muß doch Veranlafjung nehmen, mich gegen die legten Bemerkungen meines 
verehrten Kollegen Gothein zu wenden. Wenn ih von Dürftigfeit fprad, 
fo habe ich mich dabei auf einen ganz beftimmten Punkt bezogen. Ich habe 
durchaus nicht geleugnet, daß das, was vom hiefigen, rheinifchen Interefjenten- 
Standpunft gejagt werden fonnte, gefagt worden ift, und an biefen Er 
örterungen hat fih auch mein verehrter Kollege Gothein fehr lebhaft und 
wirkungsvoll beteiligt. Wenn ih von Dürftigfeit ſprach, fo habe ich mic 
lediglih auf die allgemeinen finanzpolitifchen Momente bezogen, auf & 
wägungen vom Standpunkte der preußifchen Finanzpolitif aus, und da habe 
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ich allerdings gejagt, daß diefe Erwägungen über dag Maß der rheinifchen 
Snterefien hinausgehen müflen, und daß die von mir, ganz befonders aber 
auch vom erjten Referenten angebeuteten Gefichtspunfte zu wenig in der 
Debatte hervorgetreten find. Ich muß meine Behauptung volllommen auf: 
vechterhalten. Übrigens werden wir ja nachher aus dem ftenographifchen 
Berichte erfehen, was der Debatte noch fehlt. 


Profefior Dr. Lo (Münden), perfönlihe Bemerkung: Ich glaube, 
daß, wenn die finangpolitifchen Debatten dürftig ausfielen, das feine un- 
erflärlihe Sache für den ift, der ſich bei der Zehnminuten-Redezeit gewiſſer— 
maßen unter der Guillotine gefühlt hat. 

| (Sehr wahr!) 

Ich muß die Kritif energiſch zurüdmweifen, da es mir einfach unmöglich ge- 
weſen tft, in zehn Minuten meine theoretifhen Gedankengänge — fo wie 
ih es wünſchte — zu entwideln. 


(Sehr richtig!) 


Vorfisender, Staatöminifter Freiherr v. Berlepfh: Meine Herren! 
Wir find am Schluffe der Debatte. Für diejenigen, die heute zum erften 
Male unfrer Generalverfammlung beimohnen, möchte ich mir die Bemerkung 
zeftatten, daß im Berein für Socialpolitif über die Thefen und fonftigen 
Vorſchläge nicht abgeftimmt wird. Es ift dagegen Sitte, daß der Vorfigende 
der Verfammlung am Schlufje ver Verhandlung ein Refumee über die Ver- 
handlung gibt. Ich glaube mih aud in diefer Beziehung ſehr beſchränken 
u follen, weil der erfte Herr Referent in feinem Schlußwort die ganze 
Diskuſſion bis in die einzelnen Details hinein verfolgt und refapituliert hat, 
‘o daß ich genötigt fein würde, Ihnen zum zweiten Male zu fagen, was 
Sie bereitö gehört haben. Es erübrigt fich für mich nur, zu fonftatieren, 
daß die weit überwiegende Mehrzahl der Redner, die heute aufgetreten find, 
yem Herrn Referenten in den Vorfchlägen, die er gemacht hat, nicht zu 
'olgen geneigt gemwefen iſt. Herr Profeffor Schumader hat ald Mittel zur 
Befeitigung der Mißftände, die augenblidlih auf dem Gebiete der Schiffahrt 
yorliegen und namentlich in ihrer Verfchiedenheit wurzeln, bezeichnet: entweder 
jleiche Abgabenfreiheit auf den Wafjerftraßen oder gleiche finanzielle Be- 
aftung unter Wahrung des Gebührenprinzips und des Koftendedungsprinzips. 
Der Herr Korreferent ift ihm in feinen Ausführungen bis zu diefer Stelle, 
vo Herkules am Scheidemwege fteht, gefolgt. Dann aber folgte er dem erjten 
Borfchlage des eriten Herrn Referenten, während diefer ſich für den zweiten 
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entfchied. Beide Herren haben ſehr ſcharf betont, daß fie in ihren Aus- 
führungen weſentlich von einem deal bejtimmt find, das fie fi von ber 
Zukunft des Abgabenweſens auf dem gefamten Verfehrsgebiet gebildet haben. 
Der eine ift mit diefem deal zur Forderung einer gleihmäßigen Gebühren- 
erhebung gelangt unter gleichzeitiger Berüdfichtigung des Verkehrs zu Waſſer 
und auf den Eifenbahnen, der andre zu der Forderung einer gleichen Gebühren- 
freiheit, wenn er ſich auch bewußt ift, daß dieſes deal fich erſt in langer 
Zeit wird erreichen laſſen. 

Die Herren Nedner nun haben in ihrer überwiegenden Mehrzahl Leine 
Neigung gezeigt, auf diefen idealen Wegen den beiden Referenten zu folgen; 
fie haben von den Bebürfniffen der Gegenwart aus die Frage beurteilt, ob 
auf den Waſſerwegen die Abgabenfreibeit zu befeitigen oder beizubehalten 
ift. Sie haben diefe Frage im weſentlichen verneint aus wirtjchaftlichen 
Gründen, fie haben fie verneint aus juriftifchen Gründen, fie haben fie 
verneint aus politifch-taftifchen Gründen. Wenn ich genötigt bin, nach einem 
Moment des Übereinftimmens in der Diskuffion über dieſe verfchiedenen 
Standpuntte zu fuchen, fo bin ich in einer außerordentlich großen Verlegenheit. 
Ih kann nur einen Punkt herausfinden, in dem fein Widerfpruch zwifchen 
den Vertretern der verfchiedenen Anfchauungen obmwaltet, das ift das Ver— 
langen, daß die Abgabenerhebung auf den Wafferftraßen in feinem Fall be: 
einflußt fein darf durch irgend welche handelspolitiihen Rückſichten, durch 
irgend welche agrar:politifhe oder fonjt politiſche Rüdfichten, daß unter allen 
Umftänden an dem Verlangen feitgehalten werden muß, daß lediglich eine 
Dedung der Koften, wie der erfte Referent heroorhob unter Berückſichtigung 
der Verzinfung und Amortifation, herbeigeführt werden fol. 

Meine Herren! Daß jo überwiegend fih eine ablehnende Stimmung 
gegen die Erhebung von Sciffahrtsabgaben gezeigt hat, liegt in den ört- 
lihen Berhältniffen unfrer Verfammlung. Wir tagen in Mannheim, einer 
Stadt, für die die Freiheit der Nheinfchiffahrt auch von Abgaben natürlich 
von großer Bedeutung ift. Wir find hier umgeben von einer Induftrie, von 
Handelsplägen, die mwejentlicd auf demfelben Standpunft ftehen. Es ift ganı 
begreiflih, daß ihre Vertreter in der heutigen Verfammlung vorwiegend zu 
Worte gefommen find. Meine Herren! Über diefe Verfhiebung der Rarität, 
wenn ich ed jo nennen darf, fann man aber meines Crachtens getrojten 
Mutes hinwegſehen. Wenn man berüdjichtigt, daß diejenigen politifchen 
Kräfte, die über die Frage der Erhebung von Schiffahrtsabgaben zu ent 
ſcheiden haben werden, jo überaus mädtig find, daß es außerordentlich fchwer 
fein wird, gegen fie anzufämpfen, fo fann man nur jede Gelegenheit be 
grüßen, wo den Gegnern der Erhebung von Abgaben Gelegenheit gegeben 


Über die finanzielle Behandlung der Binnenmwafferftraßen. 138 


ist, zu Worte zu fommen. Bon diefem Standpunkte aus habe ich die 
Überzeugung, daß aud die heutige Verfammlung mwefentlih von Nuten fein 
wird zur Beurteilung der frage, ob man bei der bisher beſtehenden Freiheit 
des Verkehrs auf dem Rhein bleiben foll oder ob fie in Zufunft weg— 
fallen fol. 
Meine Herren! Ich ſchließe hiermit unfre heutige Situng. 
(Schluß der Sigung 6 Uhr 45 Min.) 


Zweite Higung. 
Dienstag den 26. September 1905. 


Die Sikung wird um 9 Uhr dur den Vorfigenden Herrn Dberbürgermeifter 
Bed (Mannheim) eröffnet. 


Vorfigender Oberbürgermeifter Bed (Mannheim): 
Meine Herren, ich eröffne hiermit die Sitzung. 
Ehe wir in die Tagesordnung eintreten, habe ich einige geſchäftliche 
Mitteilungen zu maden. 
Geſchieht.) 


Nunmehr treten wir in die Tagesordnung ein: Das Arbeits— 
verhältnis in den privaten Riefenbetrieben. 

Sch erteile zunäcft das Wort an den Herm Referenten Geh. Rat 
Dr. Brentano. 





Das Arbeitsverhältnis in den privaten 
iefenbetrieben. 


Einleitender Vortrag 
von 


Profeſſor Dr. Brentano (Münden). 


Sehr geehrte Damen und Herren! 


Der Ausſchuß des Vereins für Socialpolitif hat am 6. Januar be- 
ſchloſſen, daß wir heute das Arbeitsverhältnis in den privaten Riefenbetrieben 
erörtern follen. Die Statiftif verfteht unter einem Riefenbetrieb einen Be- 
trieb mit 1000 Arbeitern und mehr. Diefe Begriffsbeftimmung ift für die 
ſozialpolitiſche Betrachtung zu äußerlih. ch veritehe im Folgenden unter 
privaten Riefenbetrieben die ‘Brivatbetriebe, bei denen fchon vermöge ber 
großen Zahl der befhäftigten Arbeiter eine individuelle Regelung der Arbeits- 
bedingungen ausgeſchloſſen it. 

Man könnte meinen, der Ausfhuß habe eine Vorahnung gehabt von 
den Dingen, die da fommen follten. Kaum waren wir von der Berliner 
Sitzung zurüdgelehrt, jo bewies der größte Arbeiterausjtand, den Deutfchland 
jemals erlebt hat, die Dringlichkeit der befchlofjenen Erörterung. 195 000 
Arbeiter legten die Arbeit nieder, und niemand ift in diefem Saale, der 
nicht während drei Wochen mit angftvoller Spannung dem Verlauf dieſes 
erbitterten Kampfes gefolgt wäre. 

Und es blieb in diefem Jahre nicht etwa bloß bei diefem Ausftant 
der Bergleute. Das ganze Jahr 1905 war ein Jahr ununterbrochene 
Arbeitstämpfe. Beſonders bemerkenswert ift die große Zahl Ausfperrungen, 
die fi darunter befanden. Eine auffallende Zahl von Arbeitsftillftänden 
nahm ihren Ausgangspunkt nicht von einem Vorgehen der Arbeiter, fondern 
der Arbeitgeber. 
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Sch fehe die Urſache diefer beflagenswerten Erfheinungen in dem un: 
fertigen Zuftand unferes Arbeitsvertragsrechts. 

Der Gefeggeber hat das Arbeitsverhältnis zu einem Vertragsverhältnis 
gleichberechtigter freier Perfonen gemadt. Er hat in Anerkennung deſſen, 
daß der Arbeiter bei Eingehen dieſes Vertragsverhältnifjes, wo er vereinzelt 
auftritt, fein Intereſſe nur felten zu wahren vermag, den Arbeitern geftattet, 
fi) mit anderen gleich ntereffierten durch weitere Verträge zu organifieren. 
Allein er ift auf halbem Wege ftehen geblieben. Er hat nicht nur allen 
folden Organifationsverträgen die Nechtögültigfeit abgefproden. er hat aud 
das Recht, fich zu organifieren, gegenüber allen Angriffen entgegenjtehender 
Intereſſenten ſchutzlos gelaſſen. Ja noch mehr: er hat diefes Organifationg- 
recht mit ſolchen Fallftriden verfehen, daß, wer davon Gebraudh madt, 
Gefahr Läuft, beftraft zu werden. Durch den 5 153 der G. D. werden 
gewifje Handlungen, welche fonft jtraffrei find, wenn fie in Verbindung 
mit Koalitionen vorlommen, mit Strafe bedroht, und etwa vorfommende 
wirkliche Delilte, wenn aud in Wahrnehmung beredtigter Intereſſen 
vorgenommen, werben, ftatt unter Zubilligung mildernder Umftände, mit 
bejonderer Schärfe behandelt. 

Diefen unfertigen Zuftand unferes Arbeitsvertragsrehts haben fich die 
Arbeitgeber in unferen Riefenbetrieben zu Nuten gemacht. 

Man leugnet zwar nicht, daß das Arbeitsverhältnis lediglich auf Ber- 
trag beruhe. Allein was bedeutet ed, daß diefer oberfte Grundfat unjeres 
Arbeitöreht3 die Magna Charta der perfönliden Freiheit des Arbeiters ift! 
Man darf, fo fagt man, das Arbeitsverhältnis nicht losgelöft vom Unter: 
nehmungsbetrieb, fondern nur als integrierenden Beftandteil desjelben be- 
traten. Daher gebe man es auf, am Arbeitsvertrage herumzudoftern. 
Daß das Arbeitsverhältnis auf Vertrag beruht, ift von verhältnismäßig 
untergeorbneter Bedeutung. Der Kernpunft ijt, daß Arbeitgeber wie Arbeiter 
Drgane der Unternehmung find und daher ein gemeinfames nterefje an 
deren Gedeihen haben. Und nun verfällt man in gleiche Einfeitigfeit wie 
die Sozialdemofraten, nur in die umgefehrte. Wie diefe von der Tatjache, 
daß die Erzeugniffe der Unternehmung von den Arbeitern hergeftellt werden, 
zur Folgerung gelangen, daß der ganze Produftionsertrag den Arbeitern 
zufomme, fo gelangen die Vertreter der Niefenbetriebe von jenem Intereſſe 
des Arbeiter am Gedeihen des Unternehmens zur Ausmerzung jeden Rechtes 
Spesfelben, bei Feſtſetzung der Arbeitsbedingungen mitzureden. Die Ge 
‚meinfamfeit bes Intereſſes von Arbeiter und Arbeitgeber am Unternehmen 
nämlich fei weit wichtiger als die zwifchen ihnen beftehenden Gegenſätze. 
Und indem man überfieht, daß gerade das Gedeihen des Unternehmens am 
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meijten bebroht ift, wo es an einer alljeitig befriedigenden Ordnung zur 
Austragung diefer Gegenfähe fehlt, eilt man zu dem Scluffe: das, was 
das Intereſſe des Unternehmens erheifht, hat der Unternehmer allein zu 
beftimmen. Er muß Herr bleiben im Haufe, fol das Ganze gedeihen. 
Jede Beichränfung feines Willens, ſei e8 durch Gefet, fei es durch vertrags- 
mäßige Abmachung mit den Arbeitern, ift eine betriebsftörende Einmifchung, 
die das Gedeihen des Unternehmens und damit auch das Wohl des Arbeiters 
zu gefährden vermag. Die Autorität des Arbeitgebers, fo fchrieb noch vor 
furzem Herr Bued, hat als Ariom unferer Wirtfchaftsordnung zu gelten, — 
Autorität hier im Sinne, wie der ruffiiche Zar das Wort nimmt, im Sinne 
von Selbſtherrſchaft, nicht im Sinne eines durd die Zuftimmung der Re— 
gierten im Anjehen erhöhten Willens des Herrſchers. 

Es kann fein Zweifel fein, daß diefe Auffaffung mit der beftehenden 
Rechtsordnung in grellem Widerſpruch fteht, mit ihren fittlichen Grundlagen 
wie mit ihren Einzelbeftimmungen. Mit ihren fittliden Grundlagen: denn 
unſere Rechtsordnung geht davon aus, daß jeder Menſch Selbſtzweck fei, 
ur Entfaltung aller feiner Anlagen und Fähigkeiten berufen; nad) diefer 
Auffafjung erfcheint er nur als Mittel zum Zweck, untergeordnet unter den 
Zweck der Unternehmung, der er gerade angehört. Mit ihren Einzel- 
yeftimmungen: denn fie kennt feine andere Pflicht des Arbeiterö gegen den 
Irbeitgeber als die, mwelche er vertragsmäßig übernommen hat, und macht 
hn dafür verantwortlih, wenn er es unterlafjen hat, beim Abjchluß des 
(rbeitövertragd fein nterefje zu wahren. Eben zu dem Zweck hat fie 
hm ja, wenn aud, wie gezeigt, nur erſt unvollfommen, das Recht er- 
eilt, fih mit anderen gleich ntereffierten zur Wahrung feiner Intereſſen zu 
‚rgantjieren. 

Und eben wegen dieſes Widerſpruchs der eigenen Auffafjung mit der 
eute geltenden Rechtsordnung erfcheint denn auch vielen Vertretern unferer 
tiefenbetriebe ſchon die beftehende Rechtsordnung als revolutionär. Denn 
egenüber dem Prinzip der Autorität des Arbeitgebers, mie e3 von diefer 
tichtung verftanden wird, erfcheint als revolutionär die dem $ 105 der 
3. D. zu Grunde liegende Gleichberechtigung des Arbeiter beim Abſchluß 
23 Arbeitsvertrags. Nevolutionär erfcheint vor allem das den Arbeitern 
srliehene Recht, fih zur Wahrung ihrer Intereffen beim Abfchluß des 
rbeitävertrags zu verabreden und zu verbinden. Noch revolutionärer aber, 
enn gemäß diefem Rechte die Erjegung des individuellen Arbeitsvertrags 
sch den folleftiven verlangt wird; denn erft wenn ſich Die Arbeiter zu- 
‚mmentun, um gemeinfam, dur frei gewählte Vertreter, mit den Arbeit- 
bern über die Arbeitsbedingungen zu verhandeln, entfteht die Gefahr, daß 
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jene dem Autoritätsprinzip widerjprechende Gleichberechtigung des Arbeiters 
mwirffam werde. 

Das Mittel, um dies abzuwehren, holt man nun aus dem Arjenal 
der Verteidiger ber Freiheit des Arbeiters. Man argumentiert, als ob 
durch den kollektiven Arbeitsvertrag gerade die individuelle Freiheit des 
Arbeiter empfindlich beeinträchtigt werde. Gerade der ftarfe, der fleifige, 
der fähige Arbeiter werde dadurch auf das Niveau des ſchwächſten und un- 
fähigften herabgebrüdt und verhindert, mehr zu verdienen als diefer. Und 
mit Diefer Argumentation fann man ficher fein, gerade mohlmollenden, 
warmherzigen Menfchen großen Eindrud zu machen. 

Allein niemand laffe ſich hierdurch täuschen! 

Die Arbeitsbedingungen, um deren Regelung es fih im folleftiven 
Arbeitsvertrage handelt, find nämlich weder individuelle, noch auch können 
fie individuelle fein, zumteil aus technifhen, zumteil aus ölonomijchen 
Gründen. Handelt es fih um den Lohn, jo ift diefer entweder Akkord— 
fohn oder Zeitlohn. Die Akkordſätze pflegen für alle Arbeiter gleich zu 
fein, ob fie dem Arbeiter durch individuelle oder folleftive Arbeitsverträge 
auferlegt werden, und es gibt Feine Beltimmung im folleftiven Arbeits- 
vertrag, welche den Arbeiter verhinderte, dabei jo viel als er leiften kann 
zu verdienen; ganz im Gegenteil: durch den folleftiven Arbeitsvertrag wird 
verhindert, daß die Akkordſätze, wenn der Verdienſt eine gewifje Höhe über: 
fchreitet, gefürzt werden. Handelt es fih um Zeitlöhne, jo find es nidt 
Marimal- ſondern Minimallöhne, die im folleftiven Arbeitövertrage verein- 
bart werden, und niemand hindert, befonders leiltungsfähige Arbeiter 
höher zu lohnen. Die Feltjtellung einer Untergrenze der Zöhne durch einen 
Kollektivvertrag heißt alfo nicht, daß alle den gleichen Lohn erhalten follen, 
fondern nur, daß gleiche Bezahlung für gleiche Leiftung erfolgt; fie bedeutet 
nichts als einen Schuß der anftändigen Unternehmer gegen die Schmut- 
konkurrenz anderer. Ober aber es handelt fih um prozentuale Lohn— 
erhöhungen oder Xohnherabfegungen, die gleihmäßig für alle Arbeiter: 
fategorien oder alle Arbeiter einer Kategorie eintreten jollen. Sit es demn 
nicht das ftändige Argument der Arbeitgeber, daß fie die Lohnhöhe nicht 
unabhängig feftfegen Fönnten, daß fie gebunden feien durch die Konkurren; 
der übrigen Arbeitgeber des Diftrift8 oder des ganzen Gewerbes? Und 
wird nicht dasfelbe immer und immer wieder betont, wenn es fich nid 
um Lohnfragen handelt, jondern um die Dauer der Arbeitäzeit, um dic 
Arbeitspaufen oder um ſonſtige Betriebgeinrichtungen, melde die Eriften; 
des Arbeiters tief einfchneidend beeinfluffen ? 

Beraten wir doc die legten Vorkommniſſe im Ruhrrevier. 
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Die Berggejegnovelle hat die Arbeitäzeit an Betriebspunften, an 
yenen die gewöhnliche Temperatur mehr ald + 26 Grad Gelfius beträgt, 
iuf ſechs Stunden täglich befchräntt. Dagegen Bergmeijter Engel: denn e3 
be Gruben, die neben Betriebspunften mit hoher auch ſolche mit einer 
Temperatur unter 26 Grad aufwieſen; befchränfe man die Arbeitäzeit an 
enen, jo werde damit die Arbeitszeit allgemein verkürzt, denn man fünne 
vicht für die verfchiedenen Arbeitergruppen getrennte Geilfahrten einrichten, 
hne die Förberleiftung zu ſchwächen. Hier wird alfo anerfannt, daß die 
Regelung der Seilfahrt eine der Gejamtheit der Arbeiter gemeinfame An- 
‚elegenheit ift, für die aus technifchen Gründen befondere Abmadhungen un— 
nöglid find. Kommt nun aber die Gefamtheit, um gemeinfam über die 
Regelung der Seilfahrt zu verhandeln, fo erflärt man, nur mit den ein- 
elnen Arbeitern verhandeln zu fönnen! 

Oder ein anderes Vorkommnis. 

Am 9. Januar forderte das Dberbergamt Dortmund Herm Hugo 
Stinne auf, er möge, wie die Bergleute ed getan, das Einigungsamt an- 
ufen; Herr Stinnes verweigerte dies, weil alle Streitpunfte nicht nur 
ie Intereſſen der Zeche Bruchſtraße, fondern die allgemeinen Intereſſen 
es ganzen theinifch-weftfälifchen Bergbaus beträfen. Es murbe aljo an— 
rfannt, die ftrittigen Arbeitsbedingungen feien nicht nur nicht individuelle 
ver einzelnen Arbeiter, jondern nicht einmal individuelle des einzelnen 
Werks. Eben deshalb verwies man die eigenen Arbeiter auf die Not- 
vendigfeit, die Gefamtheit der Arbeitgeber vorher zu befragen; der Sinn 
var offenbar, daß man ohne deren Zuftimmung nit handeln fünne Als 
ann aber die Gejamtheit der Arbeiter, die von diefen Arbeitsbedingungen 
wetroffen wurde, an die Gejamtheit der Arbeitgeber ſich wandte, erklärte 
aan, nicht mit ihr verhandeln zu fünnen, denn die Feftftellung der Arbeits- 
edingungen fei Sache der Verhandlung zwifchen dem einzelnen Werk und 
en einzelnen Arbeitern! 

Es erhellt: wenn man im Namen der individuellen freiheit des ein- 
elmen Arbeiter, „nach feinem beiten Ermefjen zu handeln“, gegen den 
olleftiven Arbeitsvertrag proteftiert, ift es nicht die Freiheit des Arbeiters, 
ie man wahren möchte, fondern die Freiheit des Arbeitgeberd, durch Ver— 
‚andeln mit wiberftandsunfähigen einzelnen Arbeitern deren Freiheit zu 
rechen. 

Eine andere Erjcheinungsform dieſes Strebens und diefer Taktik ift 
ie ängftlihe Fürjorge für die Freiheit der fog. Arbeitswilligen. Man 
erfteht darunter jene eigentümliche Spezies von Arbeitern, die fih an- 
eblih danach fehnt, zu ſchlechteren Arbeitsbeningungen ala den von den 
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organifierten Arbeitern verlangten zu arbeiten. Um dieſe ihre Freiheit zu 
ſchützen, bat man vor Jahren auf die Einbringung der ſog. Zuchthaus: 
vorlage gedrungen: fie würde ftatt die Mängel des derzeit geltenden 
Koalitionsrechts zu befeitigen, durch Verfhärfung der bejtehenden Rechtö- 
ungleichheit unfäglihe neue Verbitterung geihaffen haben. Nachdem fie im 
Reichstag geicheitert ift, fucht man vielfach dur; Dehnen und Streden der 
beftehenden Gefeggebung ihten Zwed zu erreichen. 

Mer aber find denn diefe Arbeitswilligen, deren Freiheit, zu fchlechteren 
Arbeitsbedingungen zu arbeiten, für eines jener Menſchenrechte erflärt wird, 
die zu fchügen die heiligfte Pflicht unferer Rechtsordnung ift ? 

Zu einem Teil find e8 fremde Arbeiter, die man erit aus der Ferne 
beranfchleppt. Oft find es fogar Ausländer, die herbeigeführt werben, um, 
nahdem man zum Schuße der nationalen Arbeit hohe Zölle erlangt hat, 
denen den Preis zu drüden, die nichts anderes zu verkaufen haben als ihre 
Arbeit. Häufig mwiffen fie gar nicht, daß in dem Unternehmen, in dem fie 
arbeiten follen, ein Streit über die Arbeitsbedingungen herrſcht, und ver: 
lafien, fobald fie es hören, die Arbeit. Mitunter find fie auch von fo viel 
geringerer Qualität, daß fie alsbald nad Wiederherftellung des Frieden? 
wieder entlafjen werden. Mitunter auch erhalten ſie eben die befieren 
Arbeitsbedingungen, für melde die bisherigen Arbeiter ftreiten, nur um 
diefe durch Not zur Unterwerfung zu bringen. Unter feinen Umftänden 
aber läßt fih jagen, daß fie nicht die befjeren Arbeitsbebvingungen, für 
melde die Organifierten ftreiten, denen vorziehen würden, denen fie, nur 
von Not gezwungen, jich derzeit unterwerfen. So erhellt denn: es Handelt 
fih bei dem Schuß der fog. Arbeitswilligen nicht um den Schuß der Frei— 
heit des Arbeiterd zu arbeiten, fondern um den Schuß des Rechtes des 
Arbeitgebers, dur Streifbrecher feine eigenen Arbeiter zu zwingen. 

Zu einem andern Teil dagegen pflegen die fog. Arbeitswilligen aus 
Arbeitern zu bejtehen, welche durch die Gefahr, die Vorteile gewiſſer Mohl- 
fahrtseinrihtungen zu verlieren, an ein Unternehmen dauernd gefeflelt find. 
Es handelt fi hier nit um Wohlfahrtseinrihtungen von rein faritativem 
Gepräge; fie find über alles Lob erhaben, aber für unfere Frage, eben weil 
fie rein faritativ find, ohne Bedeutung. Es handelt fich vielmehr um Maf- 
nahmen, die fich überwiegend nur auf den Teil des Lebens des Arbeiter: 
beziehen, der fi außerhalb der Unternehmungen abfpielt, wie Wohnungs 
fürforge, Darlehensgewährung u. dgl., deren Wirkung aber darin befteht, 
den Arbeiter innerhalb wie außerhalb der Unternehmungen zu jedweder 
Unterwerfung unter den Willen des Arbeitgebers zu zwingen. Ich brauche 
bei der Schilderung der Wohlfahrtseinrihtungen diefer Art und ihrer 
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Wirkungen nicht zu verweilen, da der Band, den unfer Verein darüber 
veröffentliht hat, in Ihrer aller Hände ift. Wie Sie daraus entnehmen 
fünnen, wird jedwedes Recht, welches die Gefehgebung des Reichs dem 
Arbeiter zum Schuge feiner individuellen Freiheit verliehen hat, durch fie 
volljtändig ausgefchaltet! Die Macht, melde die Riejenbetriebe über die 
von ihnen Beichäftigten erlangen, erftredt fi fogar über das Arbeits- 
verhältnis hinaus; fie erjtredt fih auf ihr geſamtes foziales, religiöjes und 
politifhes Dafein. Ja felbjt die Gefchäftsleute, bei welchen die Arbeiter 
verkehren, fünnen dur fie unter die Botmäßigfeit der Betriebsleiter ge- 
langen. innerhalb des Reiches entjtehen Gebiete, in denen nicht der Wille 
des Geſetzgebers fondern der der Betriebsinhaber Geſetz ift, 

Allein vielleicht hätte mancher unter Ihnen gegen eine folde Ordnung | 
nicht allzuviel einzuwenden, wenn dadurh nur für das Wohlergehen der ' 
Arbeiter wirklich geforgt und dabei der foziale Friede gefichert wird. Man 
denkt dabei an die frühere Hörigfeit, die ja gar nicht jo ſchlimm gemefen 
fei, wie die meiften fich vorftelen. Ich mill das letztere ganz unerörtert 
lafjen und ebenfo die Frage, inmieweit fi ein gemwerbliches Hörigfeits- 
verhältnis mit unferer fittlihen, rechtlichen und politifhen Auffaffung ver: 
tragen würde. Die Hauptjadhe ift, daß das neue Abhängigkeitsverhältnis, 
das durch diefe Art Mohlfahrtseinrichtungen gefchaffen wird, aar nicht das 
leiftet, was der Grundherr früher feinen Hörigen geleiftet hat, und daß 
daher, wie die Erfahrung zeigt, der foziale Friede auch nicht feine Wirkung 
jein fann. Die Leiftungen des früheren Grundherrn erjtredten fih nämlich 
auf alle feine Untertanen. Jene Wohlfahrtseinrichtungen dagegen, welche 
die neue Abhängigkeit begründen, fommen immer nur einem Zeil der be- 
Schäftigten Arbeiter zu gut; der größere Teil derjelben hat daran feinen 
Anteil. „Es darf als befannt vorausgeſetzt werden” , fchreibt Bergmeiſter 
Engel in Nr. 8 des Glüdauf, „daß im Bezirk des Allgemeinen Knapp— 
fchaftövereins durhfchnittlich jedes Knappfchaftsmitglied einmal im Jahre 
die Arbeitsftätte mechfelt, d. h., da natürlich auch eine große Anzahl von 
Bergleuten feßhaft ift, daß einzelne zu wiederholten Malen im Jahr diefen 
Wechſel vornehmen“. Im Bergbau, dem gemerblichen Gebiete, in dem 
diefe Ordnung des Arbeitsverhältniffes ganz bejondere Anwendung findet, 
ift es alfo nur eine relativ geringfügige Minderzahl, welcher die Vorteile 
diefer MWohlfahrtseinrihtungen zu teil werden. Nicht anders iſt ed in 
anderen Erwerbszweigen. Die damit verbundenen Nachteile werden Dagegen 
fämtlichen Arbeitern fühlbar. Denn ift es ſtets auch nur eine Minderzahl, 
welche durch jene Mohlfahrtseinrichtungen in unmittelbare Abhängigfeit ge: 
rät, fo erhält jeder Betrieb damit doch gewiſſermaßen eine Garde, über die 
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er unumſchränkt zu verfügen vermag. Bei den Übrigen dagegen fortwährend 
um fo größerer Unmut, je mehr fie eben durch die Eriftenz diefer Garde 
an der Nutzbarmachung der ihnen von der Geſetzgebung verliehenen Rechte 
verhindert werden. Und dann ab und zu jene Erplofionen, mitunter fogar 
wie im lebten Bergarbeiterausftand, ohne präzis artifulierte Beſchwerden, 
melde unfer gefamtes Wirtfchaftsleben bis in feine Tiefen erfchüttern. Dann 
aber bilden jene durch Wohlfahrtseinrichtungen Gefeflelten den Kern der 
fog. Arbeitswilligen, d. 5. fie müfjen, wollen fie nicht fih und die Ihrigen 
erheblichen VBermögensverluften ausjegen, die Arbeit fortfegen. Wenn es in 
Amerifa ein bejonderer Erwerbszweig geworden ift, als Condottiere eine 
Truppe gewerbömäßiger Streifbreder zu mieten, die man je nad Bedarf 
gegen Entgelt bald diefem bald jenem Unternehmer zur Verfügung ftellt, 
fo hält man ſich in unferen Riefenbetrieben mittels Wohlfahrtseinrichtungen 
alfo eine ftändige Truppe von Streilbredern. Die Wohlfahrtseinrichtungen 
erfcheinen fomit nicht als ein Mittel, das dem fozialen Frieden dient, 
fondern als Kampfmittel, das den fozialen Kampf mit verurfacht und in 
ihm die Übermacht der einen der beiden Parteien verftärft. 

Allein an die Errichtung folder Wohlfahrtseinrichtungen kann doch 
nur von fehr fapitalfräftigen Firmen gedadht werden. Daher denn neuer: 
dings der Vorſchlag gemacht worden ift, die Kartelle follten durch Wohl— 
fahrtseinrichtungen eine feſte wirtfchaftlihe Grundlage zur Sicherung eines 
feften Arbeiterftands ſchaffen. Bis jebt noch ohne Erfolg. Für die Be 
triebe in Großftädten find wegen gejteigerter Koftjpieligfeit die üblichen 
Mohlfahrtseinrichtungen nur in fehr befchränftem Maße anwendbar. Hier 
war denn eine höchſt erfreuliche Entwidlung im Gang, fi dur den Ab: 
ſchluß von Tarifverträgen gegen die Nachteile von Arbeitsftilftänden zu 
fihern. Allein dabei ftieß man bald auf den beftigften Widerftand des 
Zentralverbandes deutfcher Induitrieller. Morgen find es genau 15 Jahre, daf 
defjen Generalfjefretär, Herr Bued, in unferer Bereinsverfammlung in Frankfurt 
die denfwürdigen Worte gefprochen hat: „Die deutfchen Arbeitgeber werben 
der Organifation der Arbeiter, ſoweit ich unterrichtet bin, feinen Widerftand 
entgegenjegen; aber niemals werden fie fich bereit finden, mit Vertretern 
diefer Organifation oder anderen, außerhalb ftehenden Leuten zu verhandeln 
auf dem Fuße der Gleichberechtigung, wie er hier verftanden wird. Niemals 
werden fie das tun — fomweit ‚niemals‘ überhaupt zu jagen ift, — wenn 
niht ein Zwang auf fie ausgeübt wird, der von verjchiedenen 
Seiten ausgehen kann.“ Der Abſchluß von Tarifverträgen ſtand im 
Widerfpruch mit diefem „niemals“. Da ging der Zentralverband an die 
Schaffung von Arbeitgeberverbänden, welche Unterhandlungen mit Vertretern 
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der Arbeiter oder ihrer Drganifation prinzipiell ausjchließen. Das ift das Grund- 
prinzip des dem Bentralverband ungejchlofjenen Gefamtverbands deutfcher 
Metallinduftrieller. Nach Überwindung mannigfadher Schwierigkeiten wurde 
auf Grund der Snitiative des Zentralverbands im April 1904 die Hauptitelle 
deutfcher Arbeitgeber gegründet, und feitvem ein energifches Vorgehen gegen 
Tarifverträge. Die freundlide Stellungnahme des Neichsarbeitsblatts 
gegenüber Tarifverträgen wird heftig angegriffen. Noch dürfte das Be- 
dauern in Ihrer Erinnerung fein, mit welchem fich der Delegiertentag des 
Bentralverbandes am 2. März d. 3. gegen eine Entſchließung der bayrifchen 
Staatsregierung gewandt hat, melde „als eines der erfolgreichften Mittel 
zur Befjerung der Lohn- und Arbeitsverhältniffe und zur Herbeiführung des 
jo wünfchenswerten guten Einvernehmen zwischen Arbeitgebern und Arbeitern“ 
die Tarifverträge bezeichnet hatte. Am verhängnisvolliten aber war, als 
lediglih zur Aufrechthaltung des Prinzips des Nichtverhandelng 195 000 
deutfche Bergleute in einen Ausſtand getrieben wurden, der das gejamte 
deutſche Wirtfchaftsleben aufs tieffte erjchüttert hat. Und man it — 
übrigens ganz fonjequent — nicht bei dem Kampfe gegen das Verhandeln 
auf dem Fuße der Gleichberechtigung geblieben. Im Widerfprud mit dem 
erften Satze der joeben mwiedergegebenen Bueckſchen Erklärung von 1890 iſt 
man aud gegen die Organifationen der Arbeiter vorgegangen. Sch habe 
ſchon zu Anfang der zahllofen Ausfperrungen gedacht, die uns feit Gründung 
der Hauptftelle deutjcher Arbeitgeberverbände heimgefucht haben. Da waren 
Taufende und Taufende von Arbeitswilligen. Wenn in der Fürforge für die 
individuelle Freiheit des einzelnen Arbeiterd, „nach feinem bejten Ermefjen 
zu handeln“ auch nur ein Funke Wahrheit ftedte, warum hat man fie nicht 
in Ruhe gelaffen? Allein fie hatten von dem vom Gejehe ihnen erteilten 
Recht, fi zu organifieren, Gebrauch gemadt, und unerbittlih wurden fie 
zusgefperrt, bis fie ihre Drganifationen abgefchworen hätten. Ein 
Verlangen, das, wenn es erfolgreich ift, nur die Wirkung zu haben pflegt, 
yie Arbeiter zu Lügnern und Heucdlern zu machen, und die beutjche 
Arbeiterbevölferung fomit der Pet geheimer DOrganifationen überantworten 
würde. 

Das deutſche Boll hat gegen diefe Vorgänge wie noch nie vorher 
Stellung genommen, und nichts ift charafteriftifcher ala die Unfähigkeit der 
Rertreter der gefchilderten Arbeitgeberpolitif, diefe Stellungnahme zu be- 
reifen. Hatte man fi) doch bereit erklärt, Mißſtände, die ſich nad} voraus- 
yegangener Unterfuhung herausſtellen follten, zu befeitigen; nur das Ber- 
Jandeln mit DVertretern der Arbeiter hatte man abgelehnt. Als ob es 
yiefer oder jener einzelne Mißſtand märe, der den Kern aller diefer ver- 
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bängnisvollen Kämpfe bildete, und nicht eben die Verneinung des Grund- 
prinzips, auf welchem unfere gefamte Rechtsordnung, unfer gefamtes bürger- 
liches Leben beruht. Und troß aller Sympathie des Publikums, ja trof 
der Stellungnahme der Behörde zugunften des Prinzips des Verhandelns 
haben die Arbeiter deffen Anerkennung weder in dem großen Ausſtand im 
Nuhrrevier noch in dem fpäteren Kampf der bayrifchen Metallinduftrie durch— 
jegen fönnen. Nur die an verſchiedenen Orten des Reichs ausgefochtenen 
Kämpfe im Baugewerbe wurden neuerdings mit dem Abſchluß von Tarif: 
verträgen beendet. 

So ftehen uns denn noch weitere erbitterte Kämpfe bevor lediglich, 
weil die Arbeitgeber ſich mweigern, eine Rechtsordnung anzuerkennen, melde 
wie in allen modernen Ländern fo auch in Deutjchland nun ſchon jeit 
Dezennien Gültigfeit hat. Die Intereſſen des deutſchen Volks am fozialen 
Frieden find aber zu groß, als da es fie periodisch durch den Eigenfinn 
relativ weniger Berfonen in Frage ftellen lafjen könnte. Bon zweien, 
die miteinander Händel haben, hat gewiß ein jeder das 
Recht, fih gegenüber dem anderen zu wehren, nit aber, 
indem er inmitten eines Gedränges mit einem Revolver 
um fih ſchießt, fondern nur, indem er feinen Fall vor Ge- 
riht bringt. Angefihts der geſchilderten Verhältnifje ift aber ein neues 
Programm nötig, um dies herbeizuführen. 

Bisher haben alle Freunde des ſozialen Friedens lediglich ſich bemüht, 
die Anerkennung der Berufsvereine durch die Gefeßgebung herbeizuführen. 
Und gewiß ift diefe unentbehrlih, und es iſt höchſt erfreulih, daß endlich 
auch die Regierung zur Erfüllung diefes Poftulates bereit ift. 

Allein was nützt alle gefeglihe Anerkennung der Berufövereine , fo 
lange jene Ausnahmegejeggebung des $ 153 der G.O. fortbefteht, welche 
diejenigen, welche von ihrem Koalitionsrecht Gebrauch machen, teils wegen 
Handlungen, die fonft jtraffrei find, mit Strafe bedroht, teild wegen Delitten, 
die gelegentlich der Wahrnehmung rechtlich anerfannter Intereſſen begangen 
werden, härter ala gewöhnliche Delinquenten beſtraft? 

Es ift vor allem notwendig, daß der beftehende $ 153 der Gewerbe 
ordnung durch einen neuen erjeßt werde, welcher die gelegentlich des Ge: 
brauches des Koalitionsreht3 vorfommende Anwendung förperlihen Zwangs 
oder Drohung mit Handlungen, zu deren Vornahme der Täter nicht be- 
rechtigt ijt, ftatt mit Ausnahmebeftimmungen zu bedrohen, gemäß den Be 
ftimmungen des deutſchen Strafgefegbuhs über Förperlihen Zwang und 
Drohung beitraft. 

Was nügt ferner alle gefegliche Anerkennung der Berufävereine, wenn 
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die Arbeitgeber diejenigen verfolgen, welche von ihrem Organiſationsrecht 
Gebrauh machen ? 

Soll die gefeglihe Anerkennung der Berufsvereine von Nuten fein, 
jo ıft ein Strafverbot nötig gegen Unternehmer, deren Angeftellte oder Ver- 
bandsangejtellte, welche dur Drohung, 3. B. Arbeitsentlaffung, auf die 
Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigfeit von Arbeitern zu Organifationen ein- 
wirken. Wir brauchen einen Schuß des Sichkoalierens, nicht nur des Sich— 
nichtkoalierens. 

Weiter: was nützt alle geſetzliche Anerkennung der Berufsvereine, wenn 
durch Wohlfahrtseinrichtungen, wie ſie der vom Verein veröffentlichte Band 
vorführt, alle dem Arbeiter von der Reichsgeſetzgebung verliehenen Rechte 
ausgeſchaltet werden? 

Wir brauchen eine Kaſuiſtik der Wohlfahrtseinrichtungen mit zwingenden 
Vorſchriften, welche den Mißbrauch derſelben als Machtmittel abſolut aus— 
Schließen. Profeſſor Mar Weber hat an analoge Vorſchriften der Bauern- 
befreiungs-Gefetgebung erinnert. Vorſchläge diefer Art finden fich bereits 
in der von den Abgeordneten Gothein, Prinz Arenberg, Dove, Erzberger, 
von Gerlah und Genofien, am 30 Januar 1905 im Reichstag eingebrachten 
Refolution und in dem fozialdemofratifchen Antrag zur Bergwerksgeſetzgebung. 

Endlih: mas nübt es, wenn die Gefeßgebung den Berufövereinen eine 
rechtlihe Grundlage verfhafft, aber die Arbeitgeber fie meiter nicht aner- 
fennen ? 

Selbft ein fozialpolitifch fo Fonfervativer Abgeordneter wie Freiherr 
von Heyl hat fich gelegentlih der Reichstagsdebatte über Arbeitöfammern 
für den Verhandlungszwang ausgefproden. Unzählige Stimmen haben ſich 
aus Anlaß des Bergarbeiterausftands und der Ausjperrung der bayrijchen 
Metallarbeiter in gleihem Sinne geäußert. In welchem Mafe haben fich 
nicht die Behörden, bis zu deren oberften Spigen, aus Anlaß diefer die 
geſamte Volkswirtſchaft bedrohenden Kataftrophen zugunften einer Ver— 
ſtändigung zwiſchen den Vertretern von Arbeitgebern und Arbeitern auf 
Grundlage der Gleichberechtigung bemüht! Wenn Kurzſichtigkeit und Leiden— 
ſchaft unſere Unternehmer an der Erkenntnis verhindern, daß ſolche Ver— 
tändigung allein ihrem Intereſſe dauernd zu dienen vermag, ſo iſt das 
Intereſſe der Geſamtheit an der Beſeitigung des heutigen anarchiſchen Zu— 
tandes zu groß, als daß es nicht an der Zeit wäre, daß ſie jenen Zwang 
jeltend made, ohne den, wie Herr Bueck vor 15 Jahren geſagt hat, die 
eutfchen Arbeitgeber niemal3 mit Arbeiterorganifationen auf dem Fuße der 
Sleichberedhtigung verhandeln werden. Auch Täßt ſich diefer Zwang ohne 
Berlegung irgendwelcher Prinzipien unferer Rechtsordnung ie Es 
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genügt dazu, daß fich der Gefeßgeber den Gedanken des Artifels 4 dei 
Gefegentwurfs aneigne, den feinerzeit die Minifter Waldeck-Rouſſeau und 
Millerand in der franzöfifchen Deputiertenfammer eingebradht haben, jenen 
Gedanken, e8 bei Regelung von Staatsaufträgen zur Bedingung zu maden, 
daß der Unternehmer fich verpflichte, alle Arbeitsftreitigfeiten in feinen Be: 
trieben vor Einigungsamt und Schiedsgericht zum Austrag zu bringen, und 
feinerlei Verbindung angehöre, welche die Verhandlung mit Arbeitervertretem 
vor Cinigungsämtern und Schiedsgerichten verweigert. 

Allein es genügt nicht, den Arbeitgebern den Verhandlungszwang auf: 
zuerlegen; man muß auch für Arbeiterorganifationen forgen, mit denen man 
verhandeln fann. An die beitehenden Berufövereine fünnen wir dabei nidt 
einfach anfnüpfen, denn wir haben faſt in jedem Gewerbe neben einander 
beftehende Berufsvereine verfchiedener Richtung. |Den Ausweg zeigt der 
Erfolg, den die Siebenerlommiffion der Bergleute im Ruhrrevier während, 
des lebten Ausftandes in der Vertretung der Arbeiterinterefjen gehabt hat. 
Es muß eine Organifation gejhaffen werden, melde unter Wahrung des 
Fortbeſtandes diefer Berufsvereine fämtliche Arbeiter des Gewerbes umfaft. 
Eine ſolche Drganifation kann nur gefchaffen werden, wenn die Gefeggebuna 
anordnet, daß alljährlih auf einer Berfammlung fämtlicher Arbeiter eines 
Gewerbes in einem Gebiete eine Vertretung diefer Arbeiter zu wählen fei. 
Findet dabei das Proportionalwahliyitem Anwendung, jo gelangen natur: 
gemäß die einzelnen Berufsvereine nah Maßgabe ihrer Bedeutung in dieſer 
Vertretung zur Geltung. Dabei muß es den Arbeitern geftattet fein, als 
ihre Vertreter auch ſolche Perfonen zu wählen, welde nicht mehr aftive 
Arbeiter in dem Gewerbe find oder dies fogar niemals geweſen find. 

Dieje Vertreter der Arbeiter haben zujammen mit der Vertretung der 
Arbeitgeber unter dem Vorſitz eines Unparteiiſchen alle Streitfragen über 
abzuſchließende Verträge zu regeln. Selbjtverftändlih müſſen auch die 
Arbeitgeber ihre Sekretäre, Gefhäftsführer oder gleichviel weldhe andere 
Perſonen, die fie zur Vertretung ihrer Intereſſen für die geeignetften halten, 
als ihre Vertreter zu mählen berechtigt fein. Der Unparteiifche wäre zu 
Beginn jeven Jahres dur beide Parteien gemeinfam zu wählen, eventuell 
hätte der Borfigende des Gemwerbegericht3 deö Bezirks ald Unparteiifcher zu 
fungieren. 

Auf diefe Weife würden wir zu einer forporativen Organifation der 
Arbeitgeber und Arbeiter, die alle auf beiden Seiten umfafjen würde, ge— 
langen. Ich unterlafje es, auf weitere Einzelheiten der Organifation ein 
zugehen, denn es gilt heute nur, das Prinzip zu ftatuieren. Nur das ir 
noch bemerkt, daß, was hier vereinbart würde, für alle an dem betreffende 
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Gewerbe beteiligten Arbeitgeber und Arbeiter gleiche rechtliche Gültigkeit 
haben müßte, wie die Bedingungen des individuellen Arbeitsvertrag heute 
für die beteiligten individuellen Kontrahenten Geltung haben. Damit wäre 
das Recht der Arbeitseinftellung und Ausfperrung zwar nicht aufgehoben, 
aber beträchtlich ausgefchaltet und ebenfo fiele damit der Schuß der Arbeits- 
willigen, deſſen wahren Charakter wir oben fennen gelernt haben. Gelbft 
dem Ideale fonfervativer Sozialpolitifer, der Wiederherftellung von Drdnung 
an Stelle Jahrzehnte währender Deforganifation des Arbeitsverhältnifieg, 
würde damit Genüge geleiftet. Bor allem aber müßte das deutſche Unter- 
nehmertum felbjt, das fich heute in Kartellen organifiert hat und meiter zu 
organifieren bejtrebt ift, mit den hier ausgeführten Gedanken einverftanden 
fein, wenn es irgend das von ihm proflamierte Ideal einer Neuorganifation 
der Induſtrie konſequent durchführen mill. - Al3 in der Kartellenquete die 
Werke der mweiterverarbeitenden Induſtrie ſich über die Tyrannei befchwerten, 
mit der die übermäcdhtigen Kartelle in den vorausgehenden Stadien der 
Produktion ihnen die Verfaufsbedingungen diftierten, lautete Die Antwort: 
mögen doch aud die meiterverarbeitenden Induſtriezweige fich zufammen- 
finden und über eine Organifation ſich verftändigen; die beſtehenden Syndi- 
fate fönnen doch nicht mit jedem der unzähligen Werfe der Fertigfabrifation 
gefondert verhandeln und mit ihm in freiem Vertrage befondere Bedingungen 
vereinbaren; da bleibt nichts anders, als diefe nad) dem einfeitigen Er- 
mefjen der Syndikate feitzuftellen. Anders, wenn die verfchievenen Zmeige 
der SFertigfabrifation, in Verbänden organifiert, ihnen gegenübertreten. 
Dann fönnte in gemeinfamer Verhandlung ein Ausgleih der entgegen- 
ftehenden Interefjen gefunden werden. An der Spite diefer Neuorganifation 
der Induſtrie denkt man ſich das Kartell der Kartelle. 

Alles was hier über das Verhältnis der Kohlen und Eifenfyndifate 
zu den Merken der Fertigfabrifation gejagt ift, gilt in verftärftem Maße 
für das Verhältnis der Riejenbetriebe zu ihren Arbeitern. Noch weniger 
wie mit jedem der Werke der Fertigfabrifation fönnen fie mit jedem einzelnen 
Arbeiter gefondert verhandeln und mit ihm in freiem Vertrage befondere 
Bedingungen vereinbaren. Diefelbe Unzufriedenheit über das einfeitige 
Diktieren der Bedingungen wie bei der Fertigfabrifation aud bei den 
Arbeitern. Und wenn man den Fertigfabrifanten den Rat gibt, fih doch 
uch zu organifieren, damit man fich mit. ihnen verjtändigen könne, dann 
rheifchen e3 Konfequenz und Gerechtigkeit, daß auch die Kartelle derjenigen 
n die geplante Neuorganifation aufgenommen werden, welche ihre Arbeits- 
eiftung als felbjtändiges Gut an die Betriebsunternehmer verlaufen. Sie 
ind es, welde feit dem Untergang der alten gewerblichen Orbnung das 
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Drganifationsprinzip gegenüber dem Konfurrenzprinzip unentwegt aufrecht 
erhalten haben, und von denen die Kartelle der Betriebsunternehmer die 
Anpaffung des Angebots an die Nachfrage erft wieder gelernt haben; die 
beftehende gefellfchaftlihe und ftaatlihe Ordnung gibt ihnen ein Recht, daß 
ihre Verbände genau fo wie die aller übrigen Berfäufer von Produftions- 
elementen in die Organifation aufgenommen werden, und aud die bloße 
Klugheit empfiehlt es, der Forderung der Gerechtigkeit zu genügen, denn die 
Alternative befteht in der ewigen Wiederkehr privatwirtfchaftlih wie volf3- 
wirtſchaftlich gleich verderbliher, an Umfang ftet3 zunehmender Ausftände. 
Eventuell droht die Feitfegung der Arbeitsbedingungen durch ftaatlihe Be 
hörden. (Lebhafter Beifall). 


Leitlätze. 


I. Das heutige Arbeitsverhältnis beruht auf einem Vertrage zwiſchen 
gleihberectigten, freien Perfonen. Doc kennt das Recht nur erſt den 
individuellen, noch nit den folleftiven Arbeitsvertrag. Diefer unfertige 
Zuftand des Rechts ift die Haupturfache der heutigen Arbeitsftreitigfeiten. 

11. Das Arbeitöverhältnis in den NRiefenbetrieben beruht auf ein- 
feitiger Feitfegung der Arbeitsbedingungen dur den Arbeitgeber. Bon 
diefem Standpunft aus erfcheint ſchon das beitehende Recht als revolutionär, 
noch revolutionärer das Streben, das Grundprinzip des heutigen Arbeits- 
vertragsrecht3 durch Einführung des kollektiven Arbeitävertrags zur Wahrheit 
zu machen. 

II. Teils aus technifhen, teils aus öfonomifchen Gründen find die 
Arbeitsbedingungen, um deren Feitfegung es ſich im folleftiven Arbeits- 
vertrage handelt, weder individuelle, noch fönnen fie individuelle fein. Bei 
Ablehnung des kollektiven Arbeitsvertrags ift e8 daher nicht die Freiheit 
des Arbeiters, nad feinem beiten Ermefjen zu handeln, die man wahren 
möchte, fondern die Freiheit des Arbeitgebers, durch Verhandeln mit einzelnen 
Arbeitern deren Gefamtheit feinen Willen aufzuzwingen. 

IV. Nicht anders verhält es fih mit dem Schuß ber fog. Arbeits: 
willigen. Dieſe pflegen entweder fremde Arbeiter zu fein, die meift ohne 
Kenntnis der Streitfrage während einer Arbeitsftreitigfeit erft herangezogen 
werden, um die eigenen Arbeiter zum Nachgeben zu nötigen, oder jene 
Minderheit von Arbeitern, die, durch Wohlfahrtseinrichtungen bejtimmter 
Art gefefjelt, außerftand gejegt find, von den ihnen von der beitehenden 
Gefeggebung eingeräumten Rechten Gebrauch zu machen. 
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V. Die Abneigung der Vertreter der Riefenbetriebe gegen den follef- 


tiven Arbeitövertrag hat ferner zur Organifation der Hauptftelle deutſcher 
Arbeitgeberverbände durch den Zentralverband deutjcher Induſtrieller geführt. 
Seitdem ein energifches Auftreten der Arbeitgeberverbände gegen Tarif- 
verträge und zahlreiche Ausfperrungen wirklich Arbeitswilliger, weil dieje 
von ihrem Organiſationsrecht Gebrauch gemacht haben. 


VI. Gegenüber ſolchen Beltrebungen erfcheint die geſetzliche An- 


erfennung der Berufövereine als unzureichend, um den erwünfchten fozialen 
Frieden zu fihern. Als notwendig erjcheint außerdem: 


l. 


Erfegung der Ausnahmegefeggebung des 8 153 der G.D. durd die 
Beitimmungen des deutfchen Strafgeſetzbuchs über förperlichen Zwang 
und Drohung. 


. Gefegliher Schuß des Sich-Koalierens, nicht nur des Sichnicht— 


Koalierens. 


. Der Erlaf von fafuiftifchen, zwingenden Borjchriften, Durch welche der Miß— 


brauch der Wohlfahrtseinrichtungen ala Machtmittel ausgefchlofjen wird. 


. Die Statuierung eines Zwangs für Arbeitgeber und Arbeiter, mit 


Vertretern der Organijationen der Gegenpartei über die Arbeits- 
bedingungen zu verhandeln. 


. Zur Durchführung des Verhandlungszwangs die Beitimmung, daß 


Staatsaufträge und Arbeiten anderer öffentlicher Korporationen nur 
an Unternehmer vergeben werden dürfen, die fich verpflichten, alle 
AUrbeitsitreitigfeiten in ihren Betrieben vor Einigungsamt und Schieds- 
gericht zum Austrag zu bringen, und die feinerlei Verbindung an- 
gehören, weldhe das Verhandeln mit Arbeitervertretern vermeigert. 


. Zu dem gleihen Zwed muß für jedes Gewerbe eine Drganifation 


der Arbeiter gefchaffen werden, die unter Wahrung des Fortbeſtands 
der beftehenden Berufsvereine fämtliche Arbeiter des betreffenden Ge- 
werbes umfaßt. 


. Die freigewählten Vertreter beider Parteien, als welche auch Perſonen, 


die weder ald Arbeitgeber noch als Arbeiter dem Gewerbe angehören, 
gewählt werden fönnen, haben unter Vorſitz eines Unparteiifchen alle 
Streitfragen über abzufchließende Arbeitsverträge zu regeln. Als 
Unparteiifcher hat, wo eine Wahl desſelben durch die ‘Parteien ſelbſt 
nicht zuitande fommt, der Vorfigende des Gewerbegerichts des Be- 
zirks zu fungieren. 


. Was im folleftiven Arbeitsvertrage vereinbart wird, muß für alle an 


dem betreffenden Gewerbe Beteiligten die gleiche rechtliche Gültigkeit 
haben wie die Bedingungen des individuellen Arbeitsvertrags. 





150 Debatte. 


VBorfigender: Meine Herren! Ich danke dem Herrn Referenten — 
und ich glaube hier der Zuftimmung der VBerfammlung zu begegnen — für 
die außerordentlich lichtvolle Behandlung des Gegenjtands, defjen einzelne 
Leitfäge nunmehr zur Verteilung gelangen. 

Das Wort erhält nun der zweite Referent Herr Regierungsrat Dr. Zeidig. 


Regierungsrat Leidig (Berlin): Meine geehrten Damen und Herren: 
An der Ankündigung über die heutige Verfammlung ftehe ich nicht, wie der 
Herr Vorfitende eben fo gütig mar, zu bemerken, als zweiter Referent, 
fondern nur als erjter Diskuffionsredner bemerkt. Von vornherein muß ich 
auch hervorheben, daß mir die Leitſätze des Herrin Referenten auch erft in 
diefem Augenblid zur Kenntnis gefommen find, ich muß deshalb um Shre 
Entfhuldigung bitten, wenn ich nicht ganz regelmäßig und ſyſtematiſch 
aufbaue, fondern mich den Ausführungen anſchließe, die der Herr Referent 
in feinen Leitſätzen und in feinem Referat gemacht hat. 

Meine fehr geehrten Damen und Herren, geftatten Sie mir vorweg, 
einige Berichtigungen tatfächlicher Art vorzunehmen, Berichtigungen, die mir 
perfönlich nahe liegen, weil ich in dem mehrfach erwähnten Zentralverband 
Deutſcher Jnduftrieller, der ald ein fo fchwarzer Mann geſchildert wurde, 
immerhin eine gewiſſe mitbeftimmende Stellung einnehme! Herr Profeffor 
Brentano ift davon ausgegangen, daß gemifjermaßen mit der Gründung 
der deutſchen Arbeitgeberverbände eine neue Epoche des Kampfes zwiſchen 
den Arbeitern und ihren Organifationen auf der einen Seite und den 
Arbeitgebern auf der anderen Seite angebrochen fei. Er hat darauf hin— 
gewieſen, daß gerade in den legten Monaten eine Fülle von Ausfperrungen 
ftattgefunden haben und daß das letzte Jahr ein Kometenjahr hinſichtlich 
der Streils und der Arbeiterbewegung gemwejen ſei. ch habe mich eigentlich 
gewundert, daß zu all dem Schlimmen, mas die beutfchen Arbeitgeber- 
verbände getan haben follen, nicht auch noch der Bergarbeiterftreif hinzu— 
gefommen tft. Ich darf Ihnen jagen, daß die beiden großen Organifationen, 
zu denen fi die deutſchen Arbeitgeberverbände in ihrer Mehrzahl heute 
zufammengetan haben, fett ihrer Begründung noch feine einzige Ausfperrung 
angeordnet oder organifiert haben. 

Wie liegt es denn mit den Ausfperrungen, die jegt ftattgefunden haben 
und die von dem Herrn Referenten als ein bejonderes Zeichen der zu— 
nehmenden Macht und des Übermutes, des Eigenfinns, wie er fi ausdrüdte, 
der Arbeitgeber bezeichnet worden find? Alle diefe Ausfperrungen geichehen 
doch nicht, wie der Herr Referent annahm, um deswillen, um die Arbeits- 
willigen zu verhindern, zu arbeiten, fondern fie find lediglich ein letztes 
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Verteidigungsmittel der Arbeitgeber gegen die Angriffe ber Arbeiter: 
organifationen. Es gibt feine einzige Ausfperrung, der nicht ein Angriff 
der Arbeiterorganifationen vorhergegangen ift. 

Der Führer der deutfchen freien Gewerkſchaften, Herr Legien, hat noch 
vor furzem in Wort und Schrift darauf hingewiejen, daß die fortwährende 
Beunruhigung der deutichen Arbeitgeber durch einen fortwährenden Guerilla: 
frieg die neue Taktik insbefondere der freien Gemwerffchaften ſei. Nun, 
meine Herren, diefer neuen Taktik der Gemerffchaften, durch eine fortwährende 
Störung des deutfchen Wirtſchaftslebens, fei e8 hier, fei es dort, die deutfchen 
Arbeitgeber in ihrer Bereinzelung mürbe zu machen, ſetzen die deutfchen 
Arbeitgeber allerdings, und wie ich glaube, mit Net, die andere Taktik 
gegenüber, daß fie fih nun ihrerfeitS zum gemeinfamen Wiberftand zu— 
fammenjchließen. ‚Meine Herren, ich fann nicht ganz verftehen, wie Herr 
Profeſſor Brentano Wind und Sonne, Lit und Schatten gleichmäßig 
verteilen will, wenn er auf der einen Seite für die Arbeiterorganifationen 
dies alles in Anſpruch nimmt und auf der andern Seite diefen Zufammen- 
Schluß der Arbeitgeber gewiſſermaßen als fulturfeindlich bezeichnet. In 
einem ftimme ih allerdings mit Herrn Profefjor Brentano vollfommen 
überein. Für diejenigen Kreife, denen ich naheftehe, und deren Anſchauungen 
mit den meinigen im mefentlichen übereinftimmen — und das tft heute bei 
mweitem noch der größte und binfichtlich der Förderung unferes Wirtjchafts- 
lebend, wie ih mohl jagen fann, der mafgebende Teil der deutſchen 
Induſtrie — iſt es alledings Grundfag, daß innerhalb des gefeglichen 
Rahmens der Abſchluß des Arbeitsvertragd eine rein private Angelegenheit 
der beiden Vertragsparteien ift, und, meine Herren, ich ftimme dem Herrn 
Profeſſor Brentano auch in der weiteren Ausführung zu, diefe Kreife halten 
daran feit, daß diejer Arbeitävertrag nur abgefchlofjen werben foll und kann 
zwiſchen den betreffenden Betriebsinhabern auf der einen und dem einzelnen 
Arbeiter auf der andern Seite. Das ift der prinzipielle Gegenfat zwischen 
Herrn Profefjor Brentano und dem größten Teil der deutſchen Induſtrie. 

Meine Herren! Ich will nicht einmal befonderen Wert darauf legen, 
dab, wie wir das ja ſchon fehr häufig hervorgehoben haben, die Organi— 
fierten innerhalb der Arbeiterfchaft der deutſchen Induſtrie heute jedenfalls 
nur einen fleinen Prozentſatz der Arbeiter ausmachen. Ich glaube nicht 
falfh zu ſchätzen, wenn ich annehme, daß wir heute etwa 7 Millionen 
Arbeiter in Deutfchland haben, die in der Induſtrie, im Baugewerbe und 
im Handwerk bejhäftigt find. Bon diefen 7 Millionen Arbeitern werden 
in denjenigen Organifationen, die auf dem Standpunft des Gegenfates 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter jtehen, die den Standpunkt der Harmonie 
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der Intereſſen, den wir vertreten, wie Herr Profeſſor Brentano auch durchaus 
richtig dargeftellt hat, verwerfen, alſo furz gejagt in den Kreifen der freien 
Gewerkſchaften, der chriftlichen Gewerkſchaften, und nad der neueften Ent- 
widlung muß man aud jagen in den Kreifen der Hirfch- Dunderfchen 
Gewerkfchaften, werden etwa 1!/s Millionen fein. Run, meine Herren, dieſe 
Heine Minderheit fol dazu berufen fein, Beitimmungen zu treffen, denen 
fich die große Mehrheit der Unorganifterten, derjenigen, die ſich nicht organifiteren 
wollen, zu fügen hat. 

Meine Herren. Wir befinden uns bier ja nicht in einem Verein für 
Sozialwifjenfhaft, Sondern in dem Verein für Socialpolitif, und ich bin 
deshalb berechtigt, auch auf die augenblidlichen politiſchen Verhältniſſe 
Deutfchlands Hinzumeifen. Unfere Gewerkſchaftsbewegung, unfere Arbeiter- 
organifationen, fomweit fie überhaupt von irgendwelcher Bedeutung auf dieſem 
Gebiete find, gehen alle nicht aus von fachlichen Ausgangspunften und zu 
fahlichen Zielen, fondern fie find verbunden und aufs engjte verfnüpft mit 
gewiſſen politifchen Organifationen, mit gewiſſen politifhen Parteien, vor 
allem diejenige Gewerkſchaftsbewegung, die den größten Teil der organifierten 
Arbeiter umfaßt, die freien Gewerkſchaften. Ich glaube, die Verhandlungen 
der letten Tage in Jena haben dieſe ganze Frage nad allen Richtungen 
hin völlig klargelegt. Sämtliche Führer der Gewerkſchaften haben erklärt, 
daß ein enger, unlösliher Zufammenhang zwifchen den Gewerkſchaften und 
der fozialdemofratiihen Partei beftehen müfje, und im „Vorwärts“ hat ver 
Führer der freien Gewerkſchaften, Herr Legien, ausdrücklich nachgewieſen, 
daß felbftverftändlich jeder intelligente Gewerkjchaftler fchlieglih auch zu ven 
Endzielen der jozialdemokratifchen Partei fommen müſſe und fommen werde. 
Diefer Zufammenhang der Gewerkſchaftsbewegung mit den augenblidlichen 
politiihen Verhältniſſen und Parteien, mit den politifchen Parteien, die 
programmmäßig der Entwidlung unferer deutſchen Induſtrie in den jegigen 
Verhältniffen feindlich gegenüberjtehen, würde ja an fi für den deutſchen 
Arbeitgeber völlig genügen, um ein PVerhandeln und Anerkennen diejer 
Organifationen von vornherein auszuſchließen. — Innerhalb der deutjchen 
Arbeitgeberfhaft — und ich glaube doch, mit recht vielen unferer führenden 
Männer in der deutfchen Induſtrie Fühlung zu haben — ift mir nod 
niemals der Ausſpruch oder die Behauptung begegnet, daß den Arbeitern 
das Koalitionsreht befchränft oder genommen werden folle. 

(Lachen.) 

Nein, meine Herren, ich kann Ihnen ja nur dieſe Mitteilung machen, 
die Herren haben vielleicht andere und beſſere Quellen. 

Etwas ganz anderes ſind zwei Folgerungen, auf die ich jetzt komme. 


— 
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Einmal ftehen alle deutfchen Arbeitgeber, die ich fenne, auf dem Stand- 
punft, daß innerhalb ihrer Betriebe eine Agitation zugunften irgend einer 
Organifation nicht zuläffig ift, und alle die Mafregeln, die Herr Profefjor 
Brentano erwähnt hat, die fich angeblich gegen die Zugehörigkeit zu einer 
Drganifation richten, haben fi nad den Kenntniffen, die ich habe, immer 
nur gerichtet gegen die Agitatoren der Organifationen, die innerhalb des 
Betriebes in irgend einer Weife agitatorifh mwirkffam geworben find, oder 
haben fich gerichtet gegen Agitatoren oder Perfonen, die die Betriebsleiter 
und die Betriebsbeamten in verletzender Weife angegriffen haben, die 
öffentlih Behauptuygen aufgeftellt haben , die mit der Wahrheit nicht ganz 
übereinjtimmen. enn Herr Profeffor Brentano mit foldem Nahdrud 
auf den Bergarbeiterftreif hingewiefen hat, fo möchte ich dem gegenüber 
doc betonen, daß nad Beendigung des Streif3, nachdem die Arbeiter zu 
ihrer Arbeit haben zurüdtehren müfjen, feine der Organifationen irgendwie 
von den Arbeitgebern zertrümmert worden ift, daß gegen feine der Organi- 
fationen vorgegangen worden iſt (Laden), fondern daß lediglich in bezug 
auf beitimmte Perfonen, die fi während des Bergarbeiterftreif® durch 
Beihimpfungen und Beleidigungen der Arbeitgeber, der Betriebäleiter 
oder Betriebsbeamteu hervorgetan haben, es abgelehnt worden iſt, mit 
dieſen meiter zufammenzuarbeiten. ch glaube, meine Herren, fein Menſch 
fann doch verlangen, daß man mit Perfonen zufammenarbeitet, die kurz 
vorher eine Fülle von Beihimpfungen und Kübel voll Beleidigungen über 
uns ausgegofjen haben. 

Herr Profefjor Brentano fagte, die Rechtsordnung verlange ſchon heute 
die Anerkennung der Organifationen. ch habe leider jeden Beweis dafür 
vermißt. Unfere deutfche Rechtsordnung erlaubt jedem, ſich zufammen- 
zuſchließen; aber mir ift feine Beftimmung befannt, die anorbnet, daß der 
eine mit irgend einer anderen Partei verhandeln muß. Wir ftehen auf 
dem Standpunft, daß ed nicht Eigenfinn der einzelnen Arbeitgeber ift, 
wenn fie e3 ablehnen, mit betriebsfremden Perſonen zu verhandeln, fondern 
daß diefe Ablehnung fih aus den internen Berhältniffen de3 Betriebs mit 
Notwendigkeit ergibt, und da halten wir feit an dem Ausſpruch des Herrn 
Bueck, daß innerhalb des Betriebs die autoritäre Stellung des Arbeitgebers 
gefhügt und aufrechterhalten werden fol, nidt, Herr Profefjor Brentano, 
in dem Sinn, daß es fih um eine zarifche Selbitherrfchaft handelt, aber 
in dem Sinn, daß in jeder Organifation — und jedes Unternehmen: ijt 
sine Organifation, die zu beftimmten Zielen hingeführt werden muß und 
ira der es darauf anfommt, in dem jchweren Wettfampf, den die deutſche 
Induſtrie heute mit den fonfurrierenden Ländern zu führen hat, zu beitehen 
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— daß in jeder Drganifation ein einheitliher Wille als der Herrfchende 
notwendigermweife anerfannt wird. Und, meine Herren, wie liegt es denn? 
St denn diefe Auffafjung, daß der Arbeiter, der fih in ein Arbeite- 
verhältnis hineinbegibt, nunmehr nad gewiſſen Richtungen hin beengt und 
befchränft ift, etwas befonderes für die Stellung des inbuftriellen Arbeiters 
gegenüber feinem Arbeitgeber? Jeder von ung, meine Herren, die wir in 
irgend eine Beziehung eingetreten find, iſt im gleicher Meife beengt und 
befchräntt, fobald wir in diefe Beziehung hineingetreten find. 
(Sehr richtig!) 

Der Abſchluß des Arbeitsvertrags tft frei; aber wenn jemand mit freiem 
Willen in einen foldhen bineingetreten iſt, mag es fi um einen induftriellen 
Betrieb handeln oder einen andern, jo übernimmt er nit bloß, wie Herr 
Profeffor Brentano fagte, eine Anzahl von rechtlichen Verpflichtungen. 
Meine Herren, das Leben läßt fih — und das ift m. €. der Grundfehler 
der Auffafjung, die Herr Profeſſor Brentano feit langem hat — das Leben 
läßt ſich nicht veftlos in der Weiſe zerlegen, daß man hier überall Rechts— 
grundfäße aufitellt (Sehr richtig!), fondern es bleibt immer eine Fülle von 
fozialen Beziehungen übrig, die namentlich diejenigen Berhältniffe ausfüllen, 
in denen man täglid und ftündlid aufeinander angemwiefen ift, und da 
halte ich allerdings an dem Grundſatz feit: viel wichtiger und viel größer 
als die Differenz zwifchen Arbeitgeber und Arbeiter ift die Harmonie ihrer 
Intereſſen; denn, meine Herren, ſchon geftern hat Herr Bergmeifter Engel 
darauf bingewiefen, unjere deutfchen Induftriellen und namentlich diejenigen 
Männer, die den Ruf und die Größe unferer deutfchen Induftrie begründet 
haben und aufrecht erhalten, jtehen alle auf dem Standpunkt, daß es die 
erite Aufgabe des induftriellen Unternehmers jei, für Arbeitsgelegenheit zu 
forgen, und, meine Herren, wenn die Arbeitsgelegenheit aufhört, fo find 
diejenigen, die am meilten darunter leiden, ſchließlich die Arbeiter jelbft. 
Innerhalb des einzelnen Betriebs hat u. E. nur derjenige zu entſcheiden, der 
auch die Ziele des einzelnen Betriebs fennt und der als Inhaber, als Eigen- 
tümer oder als verantwortlicher Betriebsleiter das Rififo dafür zu übernehmen 
hat, daß das Unternehmen erfolgreich geleitet wird. Damit ift durchaus 
nicht ausgefchlofjen, daß nad den verfchiedenften Richtungen bin ver 
einzelne Betriebsleiter Nat und Wünſche von der einen oder anderen Eeite 
empfängt. SH Habe mih noch in den lebten Tagen bei verfchiedenen 
großen Unternehmungen Deutſchlands erkundigt und überall erfahren, daß 
innerhalb dieſer Riefenbetriebe überall die Möglichkeit für jeden Arbeiter 
gegeben iſt, jederzeit bi8 an die Spite des Unternehmens heranzufommen, 
dab er die Möglichkeit hat, in einem geordneten Inſtanzenzug oder dadurch, 
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daß gewiſſe Sprechſtunden eröffnet find, feine Wünſche und Anfchauungen 
und Befchwerden zur Kenntnis des Betriebsleiters felbft zu bringen. 

Die andere Auffafjung, meine Herren, geht nun dahin, daß der 
einzelne Arbeiter in feiner Wereinzelung ftet3 dem Arbeitgeber fomeit 
unterlegen jet, daß er es kaum wagen werde, irgend melde Wünſche aus- 
zufprehen, und daß er im übrigen, bevor er in einen Vertrag hineingeht, 
ohne weiteres genötigt fei, jeden ihm entgegengebrachten Vertrag anzu= 
nehmen, daß deshalb an die Stelle des individuellen Arbeitövertrages der 
Kolleftivarbeitövertrag treten müſſe. Meine fehr geehrten Damen und 
Herren, ich glaube, auch bier liegen die Verhältniffe tatſächlich etwas anders. 
Ich erkenne durhaus an, daß der Zufammenfchluß der Arbeiter, das 
Koalitiongrecht als folches notwendig ift, um durch diefen Zuſammenſchluß 
den Arbeitern eine gewiffe Macht zu verfchaffen. ch erfenne an, daß die 
Arbeiter unter fich fehr wohl das Recht haben, fich zu verabreden: wir 
wollen in den Betrieb nicht gehen, wir wollen ihn ſperren — davon 
madhen fie ja jeden Tag einen recht reichlihen Gebrauch —, oder wir 
wollen unter Kündigung aus dem Betriebe herausgehen. Ich möchte 
übrigens in Parenthefe bemerken, daß wir von der Hörigfeit der Induſtrie— 
arbeiter Doch noch recht weit entfernt find, und daß die Arbeiter von ihrem 
Nechte der Freizügigkeit in recht reihlihem Maße Gebrauh machen. 

(Sehr ridtig!) 
Ganz etwas anderes ift die Frage, ob im ganzen genommen, die Madt- 
verhältnifje betrachtet, der Arbeitgeber tatſächlich immer der Stärfere ift. 
Ich beftreite das durchaus. Der Arbeitgeber ift der Stärfere dem Arbeiter 
gegenüber nur dann, wenn Sie den Arbeiter als eine einheitlihe Maſſe 
betradhten. Wenn Sie aber eine Scheidung vornehmen zwifchen gelernten 
und ungelernten Arbeitern, dann werden Sie, wie die Verhältniffe heute 
liegen, faſt immer feftjtellen müfjen, daß durdaus fein Überfluß an ge- 
lernten Arbeitern beiteht, ſondern daß der Arbeitgeber vielfah auf Die 
Meldungen der gelernten Arbeiter angemwiefen ift. So ift jetzt im rheiniſch— 
wejtfälifchen Bergrevier ein Drängen nad) dem einzelnen tüchtigen, gelernten 
Arbeiter, ebenfo in der Metallinduftrie und vor allen Dingen in der 
Tertilinduftrie. In der ZTertilinduftrie befteht dauernd ein Mangel vor 
allem an gelernten Arbeiterinnen. Gewiß befteht für den Arbeiter ſchließlich 
Die Notwendigkeit, irgendwo Arbeit zu fuchen und zu finden, um feines 
Lebens Notdurft zu befriedigen. Aber wie fteht e8 denn mit dem Arbeit» 
gebe? Zum größten Teil find bedeutende Kapitalien in feinen Unter 
nehmungen invejtiert; der Arbeitgeber hat Verträge gefchloffen, er hat nad) 
pen verjchievenen Richtungen hin Verpflichtungen, die er erfüllen muß 
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und die unter Umſtänden zu feinem Untergange führen fönnen. Gerade 
aus diefer Verpflichtung heraus ift ja die neue Bewegung der Streif- 
flaufel entftanden. 

Dieſe Schwierigkeit des Arbeitgebers gegenüber dem einzelnen Arbeiter 
wird alfo immer bejtehen bleiben, und diefe Schwierigfeit wird durd eine 
nicht immer als günftig zu bezeichnende neue Erjcheinung unſeres Wirtfchafts- 
lebens noch vermehrt. In immer arößerem Umfange werden unfere Unter- 
nehmungen umgewandelt in Aftiengefelfchaften, in Gefellfchaften mit be- 
Ihränfter Haftung uſw. Diefe Erfcheinung führt zu noch größerer Bindung 
der Betriebsleiter nach der Richtung hin, dafür zu forgen, daß der Betrieb 
möglichft ungeftört im Gange bleibt; denn es handelt ſich jest nicht mehr 
um das Kapital und die nterefjen des Betriebsleiters, fondern eine Fülle 
von anderen Perfonen ift dur Kapital mit dem Betriebe verfnüpft und 
wird mit lebhaftefter Energie darauf dringen, daß das Unternehmen nad 
Möglichkeit in dauernd gemwinnbringendem Zuſtande bleibt. Das trägt fehr 
viel dazu bei, daß von jedem Betriebgleiter mit ungemeiner Vorficht und 
Sorafalt erwogen werden muß, ob er nicht den Wünſchen feiner Arbeiter 
fo weit al® möglich entgegenzufommen hat, um den Betrieb in georbnetem, 
ruhigem Gange zu erhalten. — Wir find der Meinung, meine Herren, daß 
die Tarifverträge, von denen Herr Prof. Brentano geſprochen hat, vielleicht 
für die eine oder andere nduftrie, die wejentlih auf die Befriedigung des 
lofalen Bedarfs angewieſen ift, von Nuten fein fünnen, daß aber für alle 
diejenigen Induſtrien, in denen es fih darum handelt, weitgehende Ver— 
pflichtungen einzugehen, den Erport zu pflegen, aufs forgfältigfte zu be- 
rechnen, ob man in der Weltkonkurrenz beſtehen kann, die Tarifverträge eine 
Feſſel und eine Bindung bedeuten, die namentlih der deutfchen Erport- 
induftrie geradezu gefährlich werben könnte. Gerade von diejer Auffafjung 
aus ift auch der Kampf in Bayern geführt worden. Die bayerifchen 
Snduftriellen, die ja zum Teil, ich möchte fagen gerade in den führenden 
Kreifen, zu denjenigen gehören, die in jehr weitem Umfang den Arbeitern 
und ihren Wünfchen entgegenfommen, haben ſich einmütig gefagt, daß es 
fih hier um eine Xebensfrage gerade der deutfchen Erportinduftrie, ins- 
befondere der deutſchen Mafchineninduftrie handelt, und deshalb der jcharfe 
und prinzipielle Gegenfaß, der ſich aus diefen Verhältniffen entwidelte. 

Meine Herren! Bei all den Ausführungen, die Herr Prof. Brentano 
gemadt hat, hat er m. E. zweierlei überfehen. Zu al den Waffen, die 
‚heute die deutfche Arbeiterfchaft befigt, um ihren Einfluß auf die Arbeit- 
geber dahin auszuüben, daß fie bis an die Grenze defien, was möglich ift, 
den Arbeitern entgegenfommen, treten zwei, die ich für die wichtigften halte 
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und die dahin wirken, daß von einer Fabrifantendejpotie heute nie und 
nimmer die Rede fein fann. Das eine ift das allgemeine gleihe Stimm- 
recht, das den Arbeitern in die Hand gegeben tft, das andere ift die öffent- 
lihe Meinung und die Prefje, die heute gleihfallg von den Arbeitern in 
ganz umfafjender Weife benugt werden. Diefe Verhältniffe, wie fie ja in 
diefer ausgedehnten Weife zugunften der Arbeiter in feinem anderen Staat 
der Kulturwelt beftehen, wirken an fich mit ihrer ftillen, immer brüdenden 
Macht darauf, daß alle politifchen Parteien, die wir haben, den Kampf um 
die Stimmen der Arbeiter führen müſſen, fie wirken dauernd dahin, daß 
die deutfche Arbeitgeberichaft fi unter einem Einfluß befindet, der darauf 
einmwirft, daß man bei jeder einzelnen Mafregel aufs forgfältigfte zu er: 
mwägen hat: ift es denn auch abfolut notwendig, das Verlangen der Ar— 
beiter abzulehnen ? 

Mas nun endlich die Anerfennung der Organifationen felbft anbelangt, 
fo ftehen wir, wie ich ſchon ausführte, auf dem Standpunkt, daß der Ar- 
beitävertrag nur mit dem einzelnen Arbeiter abgefchloffen werben fann, und 
weshalb meine Herren? weil — ic darf da auf das Weferat des Herrn 
Rechtsanwalt Sinzheimer auf dem letten Gewerbegerichtstag verweifen — 
die Organifationen niemal3, auch wenn fie anerfannt werden, auch wenn 
fie die Nechtsfähigfeit befommen, eine Verpflichtung dafür übernehmen fönnen, 
daß dem Arbeitgeber, der dauernd an die Verpflichtung mit den Organi— 
fationen gebunden ift, nunmehr auch zu diefen Bedingungen Arbeiter zur 


Verfügung geftellt werden. 
(Sehr richtig!) 


Meine Herren, jobald die Konjunktur heruntergeht und folange fie herunter- 
zeht, ift der Tarifvertrag für die Arbeiter diejenige Waffe, mit der fie an 
yen Arbeitgeber herantreten und fagen: lediglih auf Grund des Tarif- 
yertrags darfſt du uns bejchäftigen. 

Der deutfche Arbeitgeber muß — in Amerika iſt es ja etwas anders —, 
ruch wenn die Konjunktur heruntergeht und die Preife ſchlecht find, nad 
Möglichkeit feine Arbeiter weiter beichäftigen. Wenn aber die Konjunktur 
n die Höhe geht, dann wollen natürlich die Arbeiter unter den alten fchlechten 
Rerhältnifien, die der Tarif feftgelegt hat, nicht weiter arbeiten, und der 
{rbeitgeber wird in folchen Fällen die Lohnſätze gleih in die Höhe fegen 
nüffen. Die Tarifverträge find infolgedefjen nichts weiter als eine ein- 
eitige Bindung des Arbeitgebers, während den Arbeitern nad} diefer Richtung 
in feinerlei Verpflichtung auferlegt werden fann. Und wenn Sie nun das 
yeitausgreifende Programm, das Herr Prof. Brentano in feinen Leitſätzen 
afgeftellt hat, ausführen wollen, dann müfjen Sie auch bineinjegen, daß 
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nunmehr, wenn das Cinigungsamt geiprodhen hat, wenn ber Staat in diefe 
privaten Verhältniffe des einzelnen Arbeitgebers in diefer Weiſe hineingreift, 
der Staat auch verpflichtet ift, ihm die Arbeiter zu verfchaffen, die zu den 
feftgefegten Bedingungen bei ihm arbeiten. Das heißt auf deutih, meine 
Herren: Sie müfjen die Arbeitöpflicht, die wir in unferer Erbuntertänigfeit 
gehabt haben, wieder einführen. Sie müfjen für den Staat auch die Ber: 
pflihtung übernehmen, die Beitimmungen hinſichtlich des Cinigungsamtes 
fo feftzufegen, daß die Betriebe auch im Wettbewerb eriftieren fünnen. Das 
ift meines Erachtens der erfte große Schritt zur Durchführung eines fozia- 
liſtiſchen Staates. 
(Lebhafter Beifall.) 


Vorfigender Oberbürgermeifter Bed (Mannheim): Das Wort hat das 
Mitglied des Reichstags Herr Molfenbuhr. 
(Paufe.) 
Herr Moltenbuhr fcheint nicht im Saale anmwefend zu fein. Das Wort 
hat Exzellenz von Rottenburg. 


—Erzellenz von Rottenburg (Bonn): Bei den Worten des Herm 

Vorredners fiel mir der Dichterſpruch ein: 

Dies Kind, fein Engel ift fo rein, 

Mög’ eurer Huld empfohlen fein! 

(Heiterfeit.) 

Nun, meine Herren, ich will nicht alle die Argumente prüfen, die der Herr 
Vorredner zur Begründung diefer Auffafjung geltend gemadt hat; denn 
dann würde ich zu wenig Zeit für den Gegenftand haben, auf den ich in 
der Hauptfahe eingehen will. Allein eine Behauptung des Herm Por- 
redners möchte ich richtigjtellen. Der Herr Regierungsrat Leidig hat es jo 
bingeftellt, als ob in der öffentlihen Meinung eine ausreichende Bürgichaft 
gegen die ſeitens der Niefenbetriebe drohende Gefahr läge. Das berühmte 
Wort des Königs Lear: 


— 


Plate sin with gold 
And the strong lance of justice hurtless breaks, 
diefes Wort ift heute hoffentlich nicht mehr wahr, allein es trifft leider nur 
zu häufig zu, wenn man jtatt der „Lanze der Gerechtigkeit“ die Lanze der 
öffentlihen Meinung fest. Einem fo gelehrten Herrn wie dem Herrn Ne 
gierungsrat Leidig dürfte wohl die berühmte erſte Satyre des Horaz befamnt 
fein, in der ein reicher Athener, nachdem er durch die Spießruten der öffent: 
lihen Meinung gelaufen ift, heimfehrend zu fi jagt: wenn aud das Roll 
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über mich lacht, ich zolle mir Beifall, ſobald ich nad Haufe fomme und in 
meiner Truhe die Goldjtüde fehe. 
Populus mihi sibilat, at mihi plaudo 
Ipse domi, simul ac nummos contemplor in arca. 


(Heiterfeit.) 
Meine Herren, diefe Spezies des Menfchengefhlehts ift auch heute noch 
feineswegs ausgeftorben. Sch möchte mir erlauben — id habe das zu- 
fällig hier mitgebraht —, Ihnen eine Äußerung mitzuteilen, welche beweift, 
wie man in gemifjen Unternehmerfreifen über die öffentliche Meinung denkt. 
Herr Stumm (Dsnabrüd) hat in einer Enquete erflärt: „Die fogenannte 
öffentlihe Meinung hat es fich heute fo bequem gemacht, daß fie fich des 
Denkens im allgemeinen entwöhnt, und wenn mit einer Behauptung viel 
Skandal gemadht wird, fagt der brave bequeme Deutfche: ja, ja, Das wird 
fo fein (ſehr richtig!), befonderd wenn die Ausführung von einer Stelle 
fommt, hinter der ein befannter Name ſteckt.“ Und meiter: „Die öffent- 
liche Meinung ift heute fo etwas Famofes, mit der öffentlihen Meinung 
brauchen wir weiter feine Beweiſe.“ Aus fehr naheliegenden Gründen lehne 
ich es ab, diefe Auffafjung hier zu disfutieren; aber von Wert ift dieſelbe, 
von Wert für die Löfung des uns bier befchäftigenden Problems; denn fie 
zeigt deutlih, wie wenig die öffentlihe Meinung gemifjen Arbeiterfreifen 
gegenüber auf Anerkennung redinen darf. 

Meine Herren, ich will hier weder als ein advocatus diaboli, noch 
als ein advocatus angeli auftreten, Meine Abficht ift, Ihnen rein theo- 
retifh zu entwideln: was kann der Arbeiter von den Niefenbetrieben er- 
warten? Ich fürdte, daß dabei, obgleich ich nicht Profeffor bin, etwas 
profefforale Weisheit mit unterlaufen wird, und daß dieſe bei gemifjen 
Herren — ich muß das nad) den geftern hier gefallenen Äußerungen an: 
nehmen — auf feine freundliche Aufnahme zu rechnen hat. ch werde mich 
indefjen darüber zu tröften wiſſen. 

Meine Herren, um zu ber fiheren Erfenntnis von der Einwirkung zu 
gelangen, welche die Zufammenfafjung der Güterproduftion in Riefenbetrieben 
auf die wirtfchaftlihe Lage des Arbeiterd ausübt, muß meines Erachtens 
der Weg der Deduktion befchritten werden. Wir müfjen aus dem Weſen 
der Riefenbetriebe einerfeit® und aus gewiſſen pfychologifchen Gejegen her— 
zuleiten ſuchen, wie unter der Herrfchaft ſolcher Betriebe fi die Chancen 
des Arbeiters ftellen, für die Verwertung feiner Arbeitäfraft eine paflende 
Gelegenheit und günftige Bedingungen zu finden. In folden Fragen Tann 
das Tatfachenmaterial immer nur ala eine Kontrolle der Deduftion dienen. 
Das Wefen der Riefenbetriebe befteht nun in einer Steigerung der Macht 
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des Arbeitgebers, der Macht, das wirtfchaftliche Leben zu beurteilen und in 
dasfelbe wirkſam einzugreifen; er fann das in höherem Grade ala es der 
fleine Jndujtrielle vermag, und daraus ergeben fich folgende Konjequenzen : 
der Unternehmer eines Riefenbetriebes ift in der Lage, das Verhältnis, in 
dem Produktion und Konjum zueinander ftehen, ſowohl für die Gegenwart 
wie für die Zukunft zutreffender zu beurteilen ala der Kleininbuftrielle, 
Ihm ftehen auch wirffamere Mittel zu Gebote, um durch Einfchränfung 
oder Erweiterung des Betriebes dem Eintritt eines Mißverhältniſſes zwifchen 
Konfum und Produktion vorzubeugen. Dieſe prophylaktifhe Tätigkeit iſt er 
in der Lage, jogar über das Gebiet feines eigenen Betriebes hinaus aus- 
zudehnen,; denn der Leiter eines großen Betriebes hat es in der Hand, 
dur Preiserhöhung die mweiterverarbeitenden Jnduftrien zu zwingen, in ihrer 
Produktion die dur die Marktlage gebotenen Grenzen einzuhalten; ander- 
feitö fann er dadurch, daß er die Preife für feine Produfte herabfegt, den 
Konfum heben und dadurd gleichfalls einem Mifverhältnis zwifchen Pro— 
duktion und Konfum vorbeugen. Schließen ji die großen Unternehmer zu 
Verbänden zufammen — und nad) dem Horazſchen Sate: 
Quot capitum vivunt, totidem studiorum 
Milia 

ift das den Leitern von großen Betrieben fehr viel leichter gemacht, weil 
ihre Zahl eine geringere ift —, fo muß jede derartige Einwirkung auf die 
Geftaltung des wirtſchaftlichen Lebens ſich verftärfen, es wächſt fomit mit 
der Konzentration der Induftrie in Riefenbetrieben die Chance für die Ber- 
meidung von Krifen. 

Freilich bietet die Konzentration feine Chance in dem Sinne, daß fie 
dem Arbeiter abfolute Sicherheit dafür verfchafft, daß er immer eine dauernde 
Arbeitögelegenheit finden werde. Aber es iſt möglich, in Niefenbetrieben 
die Arbeiterfhaft vor Peripetien zu jhügen; es kann Vorſorge dafür ge- 
troffen werden, daß notwendig werdende Entlafjungen ſich allmählih und in 
einer Weife vollziehen, daß den davon Betroffenen die Zeit gelaſſen wird, 
fih nad einer anderen Beihäftigung umzuſehen. In den fogenannten ge- 
miſchten Werfen jtellen jich die Ausfichten noch günftiger, weil in denſelben 
ein Hin= und Herfchieben in der Produftion möglich ift, je nachdem fich die 
Abſatzverhältniſſe für die verfchiedenen Produkte jtellen. Ferner, je breiter 
die fapitaliftifhe Grundlage eines Unternehmens ift, um fo mehr laſſen ſich 
alle Vorteile der modernen Technik in demjelben ausnügen. Auch vermögen 
die großen Unternehmen auf die Bildung des Preifes einen fehr viel wirt: 
fameren Einfluß auszuüben als die Heinen. Manche Ausgaben, 3. B. die 
für Generalunfoften,, find für fie geringer, und aus Ddiefen und anderen 
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Gründen pflegt ihr Gewinn größer zu jein, fo daß fie in der Lage find, 
höhere Löhne zu zahlen und in einem umfafjenderen Maße MWohlfahrts- 
einrihtungen zu treffen. 

Aleın, meine Herren, bei allen diefen, aus dem Wefen der Riefen- 
betriebe fich ergebenden Konfequenzen tft flets das feitzuhalten, daß es fi 
lediglih um Möglichkeiten handelt. In den Riefenbetrieben fann die 
wirtfchaftliche Lage der Arbeiter ſich günftiger geitalten als in den Kleinen, 
aber fie muß es nidt. Der befannte Sat, daß der Menfh das Ma 
aller Dinge ift, ift von dem berühmten griehifchen Sophiften allerdings zu— 
nächſt nur als ein theoretifches Erfenntnisprinzip aufgejtellt worden. Der 
Sat läßt fih aber auch in dem Sinne anwenden, daß alle politiichen und 
alfe wirtſchaftlichen Inftitutionen in ihrem Werte vornehmlich bedingt werben 
durch die intelleftuelle und moralifche Qualität der Menfchen, für welche fie 
beftimmt find. Das gilt aud für die Riefenbetriebe. Insbeſondere iſt für 
die uns bier intereffierende Bewertung derſelben die Intelligenz und die 
Moralität der Leiter ausfchlaggebend. Nur der Huge, nur der erfahrene 
Leiter eines Riefenbetriebes vermag die ihm durch feine Machtitellung ge- 
gebene Fähigkeit, wirtſchaftliche Verhältniſſe zutreffender als der kleine 
Induſtrielle zu beurteilen und wirkſamer in diefelben einzugreifen, richtig 
auszunugen. Soll feine Intelligenz dem Arbeiter zugute fommen, fo muß 
er fein Tun nad dem Grundfage regeln: leben und leben lafjen! Anderen- 
falls wird die Konzentration der Industrie notwendig zum Nachteil ver 
Arbeiter ausfchlagen ; denn fo gut die Riefenbetriebe die Macht verjchaffen, 
die wirtfchaftlihe Lage der Arbeiter in höherem Make als es der Klein- 
induftrielle vermag zu verbefiern, ebenfogut geben fie ihm auch ein wirk— 
fameres Mittel in die Hand, um eine dem Arbeiter feindliche Politik zur 
Durchführung zu bringen. Es ift ohne weiteres klar, daß der Mangel an 
Intelligenz bei dem großen Unternehmer für den Arbeiter ſehr viel ver- 
hängnisvollere Folgen haben muß als beim fleinen. Jede falſche Berehnung 
reflektiert in einer größeren Anzahl von Arbeitern und muß weitergreifende 
und tiefergehende Störungen im mirtfchaftlichen Leben hervorrufen. Fehlt 
es ihm an der altruiftifchen Gefinnung — und in den Wirkungen fteht 
dem gleich eine aus Mangel an politifcher Bildung oder Begabung hervor: 
zehende falſche fozialpolitiihe Stellung —, jo hat er, verglihen mit dem 
Teinen Induftriellen, die Macht, den Arbeiter der mwertvolliten Waffe zu 
yerauben, welche demjelben im Kampfe um die Arbeitäbedingungen zur Ver— 
ügung fteht, oder wenigſtens diefe Waffe weſentlich abzuftumpfen. ch 
neine damit den Streif. Einer der am ſchwerſten wiegenden Nachteile, 
velche dem Arbeitgeber mit diefer Waffe zugefügt werden fönnen, iſt der, 
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daß er an der rechtzeitigen Einhaltung der Lieferungsfriften verhindert wird 
und dann feinen Kontrahenten den daraus erwacfenden Schaden erjegen 
muß. Nun, die großen Unternehmer find in der Lage, diefe Gefahr von 
fih abzuwenden. Ihre Machtſtellung ermöglicht es ihnen, ihrer Kundſchaft 
die Bedingung aufzuerlegen, daß für den Streiffall ein Hinausfchieben der 
Lieferungsfriften eintritt. Der Herr Vorredner hat zwar behauptet, daß 
das feineswegs in allen Induſtrien möglih fein werde. Soweit ich aber 
die Syndilatsenqueten fenne, tft in allen erklärt worden, daß die Syndikate 
fi eine derartige Bedingung von den Abnehmern haben fonzebieren laſſen. 
Große Unternehmer find ferner in der Lage, eine Vereinbarung dahin zu 
treffen, daß in einem Streiffalle einer dem anderen mit Arbeitsfräften 
aushilft. 

Und nun, meine Herren, die Hauptfahe: wenn auch nicht der einzige, 
jo doch ein fehr entjcheidender Faktor für die Normierung der Arbeits: 
bedingungen ijt das Verhältnie, in welchem das Angebot und die Nachfrage 
nad Arbeitskräften zueinander ſtehen. Mit einigem Schein könnte man 
behaupten, daß diefes Verhältnis durch die Bildung von Riefenbetrieben 
nicht alteriert werden könne. Man fönnte fagen, die Induſtrie benötigt 
immer desjelben Duantums Arbeit, gleichviel ob Niefenbetriebe beitchen oder 
nicht. Niefenbetriebe find aber dank ihrer breiten finanziellen Grunola,. 
bejjer als kleine Betriebe in der Lage, die menjchliche Arbeitskraft durch 
eine mafchinelle zu erfegen. Nun wird man dagegen vielleicht replizieren 
wollen, ein majchineller Betrieb, indem er die Entjtehungsfoften vermindere, 
hebe den Konjum, und die Hebung des Konjums habe wiederum ein Steigen 
der Nachfrage nah menſchlicher Arbeitöfraft zur Folge. Allein das ift doch 
nur eine Teilmahrheit. Erfahrungsmäßig hat diefes Entwidlungsgefeg für 
gewiſſe Induſtrien feine Geltung, und da wo es gilt, vollzieht fi die Ver— 
mehrung der Nachfrage nach Arbeitern jo langſam, daß inzwiſchen ein jehr 
fühlbarer Mangel an Arbeitsgelegenheit eintreten kann. Endlich: die Wirt- 
ſchaftsgeſchichte beweiſt, daß Riefenbetriebe bisweilen auch die Neigung haben, 
zum Zwecke der Preiserhöhungen große Broduftionsbefchränfungen eintreten 
zu laſſen. Das iſt wiederholt gefchehen, jeit der Zeit, wo die ojtindijche 
Kompagnie befanntlih auf den Gewürzinfeln einen großen Teil der dortigen 
Kulturen zerftörte, bis in die neuefte Zeit. Noch vor einiger Zeit ging 
duch die Zeitungen die Nachricht, daß die Gefellichaft, die den Robben— 
ihlag von der Regierung der Vereinigten Staaten gepadhtet hat, von 
800 000 Fellen 700000 verbrennen ließ. Bei kleinen Betrieben ift dieſe 
Gefahr ausgefchloffen. Gejegt nun aber aud, daß der Bedarf nah menſch— 
licher Arbeitsfraft durch die Konzentration der Induſtrie nicht verringert 
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wird, jo kann leßtere doch auf die Art und Weife der Nachfrage nad) der- 
jelben in einer für den Arbeiter unheilvollen Weife einwirken. Iſt die Zahl 
der Arbeitgeber groß, fo ift für eine Verftändigung derfelben zum Nachteil 
der Arbeitnehmer feine Chance vorhanden ; die Arbeitgeber müfjen dann in 
Konkurrenz miteinander treten, und diefe Konkurrenz fann nur zum Vorteil 
der Arbeitnehmer ausfchlagen. Wenn dagegen nur wenige Arbeitgeber auf 
dem Arbeitsmarkt erfcheinen — und das ift der Fall, wenn fich viele Riefen- 
betriebe bilden —, fo können jehr leicht Vereinbarungen zum Nachteil der 
Arbeiter getroffen werden; beſtenfalls ift die Konkurrenz eine fehr befchräntte, 
Mo Riefenbetriebe eriftieren, liegt es daher beifpieläweife in einer gar nicht 
ſehr entfernten Möglichkeit, bei Normierung der Arbeitsbedingungen den 
Arbeitnehmern das Organifationsreht zu nehmen. Der Herr Vorrebner hat 
behauptet, das fei nie gefchehen. Ich möchte ihm raten, fih ein Abonne- 
ment auf die „Soziale Praris” zu nehmen. 
(Heiterfeit.) 

Faft in jeder Nummer derfelben wird er Fälle finden, wo die Arbeitgeber 
den Arbeitnehmern ihre Organifationsrechte verfümmert haben. 

(Sehr ridtig!) 
Ih will ein beftimmtes Werk nennen. Vor einem Jahre ungefähr find 
von dem Farbwerke von Bayer die Arbeiter gezwungen worden, Neverje zu 
unterfchreiben,, in denen fie darauf verzichteten, irgend einer Organifation 
beizutreten. 

Meine Herren, bei der Einfhätung der Riefenbetriebe muß auch das 
pſychologiſche Geſetz Berückſichtigung finden, daß Inſtitutionen ihrerfeits eine 
Rückwirkung auf die Jntelligenz und die Moralität der Menfchen ausüben, 
daß fie diejelben in ihrer Entwidlung hemmen oder fördern können. Große 
Betriebe eignen fich zweifellos dazu, Schulen für die Intelligenz der Unter- 
nehmer zu werden, indem fie diefelben nötigen, ihre geiftigen Fähigkeiten 
in befonders hohem Maße anzufpannen, und indem fie in den mannigfadhen 
Trandaftionen, die fi in den Niefenbetrieben abfpielen, einen außerordent- 
ich wertvollen Lehrſtoff bieten. Eine folche erzieheriihe Wirkung der Riefen- 
yetriebe kommt felbjtverjtändlich den Arbeitern zugute. Allein, meine Herren, 
chon meniger fiber muß das Urteil lauten, wenn wir unterfuden: mie 
virfen nun die Niejenbetriebe auf die Moralität des Arbeitgebers ein? 
Sreilih, mit der Ausdehnung eines Betriebes wächſt zugleih die Ver— 
intwortung des Unternehmers, und für mande derfelben mag das Wort 
Senecas gelten: „erescit anima, quoties coepti magnitudinem attendit“; 
as Heißt: Bei mandem mag in dem Grade, wie feine WVerantwortlichkeit 
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Allein, einmal glaube ich nicht, daß man für diefen Saß eine allgemeine 
Gültigkeit beanfpruden darf. Die Möglichkeit einer Schärfung des Ge 
wiſſens fteht immer in engitem Abhängigfeitsverhältnis zu der natürlichen 
und moralifchen Begabung des Individuums, und leßtere kann — ich be: 
haupte nit, daß das häufig ift, aber es kann jehr wohl vorfommen — 
derart fein, daß die Schwere der Verantwortung in der Richtung einer 
Steigerung der Leichtfertigleit wirft, daß fie die Neigung begünftigt, dem 
Grundfaß nachzuleben: Vogue la galere. Arrive ce qui pourra. So— 
dann, der Inhalt der Vorjtellung, welche jemand von feinen Pflichten hat, 
wird durch das Gefühl der Verantwortlichfeit in feiner Weife bedingt. 
Wenn dieſe Vorftelungen verkehrt find, fo ift mit einer Schärfung des Ge- 
wifjens die Gefahr verbunden, daß unheilvolle Entſchließungen mit verftärkter 
Energie zur Ausführung fommen. 

Endlich fann der Befit von Macht, wie ihn die Leitung eines Riefen- 
betriebes verleiht, auch demoralifierend wirken. Meine Herren! Ich unter: 
jchreibe keineswegs den allerdings durch erſtklaſſige Denfer vertretenen Sat, 
daß der Befit von Madt die Neigung zum Mißbrauch derfelben notwendig 
hervorruft. Allein zweifellos degradiert ein folder Beſitz gewiſſe Naturen 
infofern, als er fie zu einer Geringſchätzung der Schwachen verleitet, und 
mit diefer Gefahr follte gerade eine Zeit rechnen, in der eine soi-disant- 
Philofophie in weiten Kreifen geradezu pathologische Vorftellungen über die 
fittlihe Berechtigung des Übermenfchentums auslöft. 

(Beifall) 

So ergibt ih denn aus dem bisher Gejagten die Schlußfolgenung, 
daß Niefenbetriebe ſowohl dem Wohl als dem Wehe der arbeitenden Klaſſen 
dienen fünnen. Meine Herren! Wo immer der Menfch einen entjcheidenden 
Faktor darftellt, da läßt fih nicht von ftriften Gefegen ſprechen, nach denen 
mit mathematifher Sicherheit Vorausberechnungen angeftellt werden Zönnen. 
Es lafjen fih nur Formeln geben, aber auch diefe find wertvoll; denn wenn 
man im fonfreten Fall weiß, melde moralifhen und intelleftuellen Merte 
in diefe Formeln einzufegen find, jo fann man einen Anſatz aufjtellen, ver 
zum mindeſten einen Wahrjcheinlichkeitsfalfül ermögliht. Mit mathematifcher 
Sicherheit aber darf man bezüglich der hier in Frage jtehenden Bewertung 
der Niefenbetriebe den Sat aufftellen, daß ſowohl die guten als die ſchlechten 
Eigenschaften des Unternehmers in Riejenbetrieben zu einer potenzierten Be- 
tätigung gelangen. Der lupus und der angelus fommen beide in ihnen 
zur ſtärkſten Geltung. 

Mit gleicher Sicherheit laſſen fih nun aus dem Wefen der Niefen- 
betriebe zwei weitere Schlüffe ziehen. Die perfönlien Beziehungen zwischen 
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dem Arbeitgeber und dem Arbeitnehmer können in Niefenbetrieben nur jehr 
geringe fein. Zwiſchen beide müfjen Mittelsperfonen treten, und dieſelben 
find zu einem großen Teil homines novi, d. 5. es find Leute, welde fich 
aus dem Arbeiterftand emporgearbeitet haben. Nun, meine Herren, das find 
gewiß ausgezeichnete Leute, aber für eine leider nur zu große Anzahl der— 
jenigen, welche dieſer Spezies des menfchlichen Geſchlechts angehören, gilt, 
wenn auch abgeſchwächt, das Wort des griechiſchen Dichters, daß fie „hof- 
färtig find im Verkehr und zu den Dienern rauh“. Das bat der lebte 
Nuhrftreif meines Erachtens fehr klar bewiefen. Man darf daher wohl fagen, 
daß ein direfter Verkehr zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer die größere 
Mahrjcheinlichkeit für eine frieblihe und den Intereſſen beider Teile ent- 
jprehende Geftaltung für fih hat, als ein Verkehr, welcher durch das 
induftrielle Beamtentum, insbejondere die niederen Klaſſen desfelben,, ver: 
mittelt wird. | 

Und meiter: in Niefenbetrieben fann die fegensreihe Wirkung des 
Altruismus eines Arbeitgebers nicht voll zur Geltung fommen. Der große 
Unternehmer ift genötigt, fein Wohlwollen in generellen Maßnahmen zum 
Ausdrud zu bringen, und diefe löfen in dem einzelnen Arbeiter nicht das 
Gefühl aus, daß fie aus einer perſönlichen Teilnahme an feiner individuellen 
Perfönlichfeit hervorgegangen find. Das aber ift eine in der menjchlichen 
Natur tief begründete Erjcheinung, daß auf eine foldhe Teilnahme an der 
Persönlichkeit ein befonderer Wert gelegt wird, und nad meiner Kenntnis 
der Arbeiter bilden diefelben in diefer Beziehung feine Ausnahme von der 
allgemeinen Regel. Sodann: infolge des Mangeld an perfönlichen Be- 
ziehungen gelangt der Arbeitgeber ſehr häufig zu einer falfchen Beurteilung 
der Arbeiter. Für gar manden unter den Arbeitgebern deden fi die Be- 
griffe: „Arbeiter“ und „ein der ftaatlihen und wirtſchaftlichen Ordnung 
feindliches Individuum“. Meine Herren, das ift ein gefährlicher Irrtum 
und die Folgen diefes Jrrtums halte ich für fehr bedenklich. 

Noch in einer zweiten Beziehung muß die Konzentration der Induſtrie 
Das Los der Arbeiter verfchlehtern. Eine notwendige Begleiterfcheinung 
ver Bildung von Niefenbetrieben ift das Abfterben der fleinen Betriebe. 
In einem befannten Roman „Au bonheur des dames“ hat der große 
Franzöfifhe Soziologe Emile Zola diefen Prozeß — man fann jagen — 
Deduftiv nachgewieſen, und die Erfahrung fteht feiner Deduftion zur Seite. 
Für den Arbeiter erwächſt daraus ein Nachteil. Nicht ald ob ihm der Auf- 
tieg auf der wirtfchaftlihen und fozialen Leiter nun vollftändig abgefchnitten 
väre, aber zum mindeften ift er ihm mefentlich erfchwert. Es hat für ihn 
zroße Schwierigfeit, mwirtfchaftli—e Unabhängigkeit zu erlangen. Er kann 
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nur fein eigener Herr werden, wenn er Fein anfängt. Wllein der kleine 
Anfänger wird alsbald in einen Konkurrenzkampf mit den Riefenbetrieben 
verwidelt, in welchem die Chancen für ihn fehr gering find. Nun fönnte 
man fagen, der Verluſt der Hoffnung, unabhängig zu werden, ift für den 
Arbeiter in der Regel ein illuforifcher; denn wieviel Arbeiter fünnen denn 
jelbftändig werden? Meine Herren, ich weiß nidt, ob Statiftifen für 
Deutfchland beſtehen, welche es ermöglichen würden, die Richtigkeit dieſes 
Einwandes zu beurteilen; für Frankreich beſtehen folche Statiftiften. Nah 
einem im Sabre 1875 der Assembl&e Nationale erjtatteten Berichte ift 
die Zahl der „patrons sortis des rangs des ouvriers“ in der Kleininduſtrie 
8090. In demfelben Bericht heikt es weiter, in der Großinduftrie finde 
ein Selbftändigwerden der Arbeitnehmer fait nie ftatt. Im Jahre 1850 
fchrieb Cherbuliez: J’entends un bruit de bottes vernies qui descendent 
et un bruit de souliers ferr&s qui montent. Meine Herren, heutzutage 
fann eine ſolche Behauptung niht mehr aufgeftellt werden. Geſetzt aber, 
der Verluft wäre nur ausnahmsmeife als ein realer anzufehen; im jehr 
vielen Fällen tft er von pfychologifcher Bedeutung. Wen, wie es im 
„Agamemnon“ heißt, „fein Schidfal in die Dienitbarfeit verſtieß“, der 
empfindet fein Los ſchwerer, wenn er fi einer Hoffnung, die jtets das 
Morgen verfpriht, beraubt fieht, auch wenn die Ausfiht, daß fich diefe 
Hoffnung erfülle, eine außerorventlih ſchwache iſt. Als im Jahre 1868 in 
Genf Arbeiterunruhen ausbrachen, richtete das Zentralfomitee der Arbeit: 
geber im Bauhandwerk an die Arbeiter eine Warnung vor dem Anſchluß 
an die internationale; es begründete dieſe Warnung in fehr harakteriftifcher 
Weiſe damit, daß es den Arbeitern zurief: Bedenkt, wie viele von euch 
eines Tages Herren fein werden, bedenkt, wie viele von ung aus dem 
Arbeiterftande hervorgegangen find! Diefe Erwägung fcheint mir gerade in 
folden Zeiten Beachtung zu verdienen, in denen leider in den arbeitenden 
Klaffen der Glaube an die Religion und damit diejenige Hoffnung ver- 
Ihwunden iſt, welde allerdings an verfühnender Kraft alle anderen hinter 
fih läßt. Es ift alfo meines Erachtens nit nur vom politifchen, fondern 
auch vom wirtfchaftlihen Gefihtspunft aus zu beflagen, daß die Zahl der 
jelbitändigen Eriftenzen im Deutſchen Reiche, wie die letzte Berufszählung 
ergibt, jeit 1882 um 139000 zurüdgegangen ijt, während fie nach der Be 
völferungszunahme um 600 000 hätte fteigen müffen. Das madt ein Minus 
von 739000. 

Meine Damen und Herren! Lafjen Sie mid nun noch furz die Frage 
berühren, inwiefern die durch Deduftion gewonnenen Erkenntniſſe durd die 
Erfahrung beftätigt werden. 
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Die Erfahrung beftätigt die Behauptung, daß Riefenbetriebe dem Ar- 
beiter zum Vorteil dienen fünnen. Die verfchiedenen in den letzten Jahren 
angeftellten Syndifatsenqueten liefern nad) diefer Richtung manches Beweis— 
material. Allein aus diefen Enqueten ergibt fih auch das, daß die Riefen- 
betriebe zu einer Gefahr für den Arbeitnehmer werden können. In der 
Enquete über das weſtfäliſche Kohlenfyndifat hat der Vorſitzende desjelben 
intereffante Auffchlüffe darüber gegeben, wie die Wirtfchaftspolitif der 
Syndifate zuftande fommt. Die Preife, fagte er, werden nicht von ein- 
zelnen feftgefegt, vom Borftand allein, der die gefamte Gefchäftslage über- 
fieht, ſondern fie werden von einer größeren Gruppe feitgefegt. Aus dieſer 
Gegenüberjtellung darf man fchon folgern, daß die größere Gruppe die Über: 
ficht über die gefamte Gefchäftslage nicht hat, und für die Richtigkeit diefer 
Folgerung läßt ſich in der Tat vieles anführen. Sch will mich hier auf 
den Hinweis befchränfen, daß der Herr Regierungsrat Völder, ein Mann, 
der feine Hohfhägung für die Syndifate befanntlih aud durch die Tat 
bewieſen hat, in der Enquete über das Kohlenjyndifat erklärte, es lägen 
Beweife dafür vor, daß es noch oft an dem weiten Überblid der Kartell- 
leitung über die wirtfchaftlihen und allgemeinen Folgen ihrer Maßnahmen 
fehle. Meine Herren, die Ergebnifje der verfchievenen Enqueten fprechen 
jedenfalls weiter dafür, daß die Leiter der großen Betriebe aud nicht immer 
das im allgemeinen Intereſſe wünſchenswerte Maß von Altruismus be- 
figen. Herr Geh. Rat Kirdorf (Gelfenfirchen) hat allerdings in einer diefer 
Enqueten die Behauptung aufgeitellt: „Das Beftreben herrfcht bei uns, 
möglichft das Richtige zu treffen.” Es liegen nun aber auch Geitändniffe von 
weniger fchönen Seelen vor. Es ijt z. B. in diefen Enqueten gejagt worden: 
„Der Starte benußt feine Macht“ und „in der ganzen Welt ift es jo; 
wenn einer faufen will und ein anderer verlaufen, iſt immer die Frage: 
wer ift der mächtigere?“ Sodann hat derfelbe Herr Geh. Nat Kirdorf die 
Erklärung abgegeben und in der Enquete über das Drudpapierjyndifat ift 
diefelbe beftätigt worden: Einzelne wollen die Macht des Syndifats bis zum 
äußerften ausgenußt haben, um möglichft vorteilhafte Preiſe zu erzielen. 
Meine Herren, daß das Ausnugen der Macht bis zum äußerften nicht das 
Richtige ift, das werden wohl auch diejenigen Eyndifatsmitgliever eingejehen 
haben, welde eben für eine folde Ausnugung votiert haben. hr Botum 
fann nur aus einer Hypertrophie des Egoismus erklärt werben. 

Nun heißt es allerdings in dem Protokoll der Enquete weiter: „Dank 
em Einfluß der gemäßigten Richtung werden die Preife fchließlih durch 
sin Kompromiß geregelt.“ a, meine Herren, gejegt auch, das wäre immer 
o, gefett, es füme ausnahmslos zu einem Kompromiß, fo würde felbjt ein 


168 Debatte. 


folder Abſchluß des Kampfes zwifhen den Egotften und den Altruiften in 
Syndikaten doch noch nicht ald eine dem allgemeinen Intereſſe entfprechende 
Löfung angefehen werden. Denn das Kompromiß könnte doch immer nur 
zuftande fommen dadurch, daß die Altruiften ein teilmerfes — ich möchte 
fagen sacrifieio del sentimento morale — madten. Und zweitens, wo 
ift die Sicherheit dafür, daß ſtets ein Kompromiß zuftande fommt? Es 
liegt fehr in der Möglichkeit, daß eines Tages die Egoiften die Oberhand 
gewinnen und fich nicht mehr auf Kompromifje einlafjen. Eine nach dieſer 
Richtung hin fehr intereffante Erklärung ift in der Kohlenenquete von dem 
Vertreter des Bremer Lloyd abgegeben worden. Der Herr fagte: „Wir 
haben uns eine eigene Zeche verfchafft, weil man nicht wifjen kann, ob bie: 
felben Prinzipien und diefelbe Gefchäftsführung für die Zukunft obmalten 
würden, wenn die jet an der Spite ftehenden Herren einmal ihren Nad- 
folgern Pla gemadt haben.” 

Gegen alle Syndikate find Anjhuldigungen erhoben worden. Zum 
Teil waren diefelben wohl nicht begründet, zum Teil waren fie es. Ich 
fann das hier nicht eingehend nachweiſen. Allerdings fteht meiner Be- 
hauptung das Urteil zweier der angefehenften Profefloren zur Seite; aber 
nah den abfälligen Bemerkungen, die geftern hier über die profeflorale 
Weisheit gefallen find und, trogdem fie meines Erachtens jeder Begründung 
entbehrten, bei vielen eine außerordentlich günftige Aufnahme gefunden haben, 
muß id annehmen, daß Sie diefes Urteil jchwerlid als beweiskräftig an- 
fehen. ch darf mich aber darauf berufen, daß vielfah von Syndikats— 
leitern felbft das Vorhandenfein von Mißſtänden anerfannt worden ift. 
Beifpielöweife ift von autoritativer Seite zugeftanden worden, daß unter der 
Herrſchaft des Syndifats der Kofs fich mwefentlich verfchlechtert hat, daß die 
Lieferungen in dem Wafler- und Afchegehalt fowie in der Tragfähigteit 
variieren, und — ein anderer Synbdifatsvertreter drüdte fih freilich in 
etwas optimiftifcherer Weife aug — es murde hinzugefügt: die Hoffnung 
auf Befjerung ift fehr ſchwach; das Syndikat fonnte nur zuftande fommen 
dadurdh, daß den Produzenten, welche eine Garantieleiftung für die Qualität 
nicht übernehmen wollten, Konzejfionen gemacht wurden. Der Fall ift aud 
infofern intereffant, als er zeigt, daß bei gewiflen Drganifationen die Stimme 
eines Egoijten genügt, um den Altruismus fämtlicher anderen Synditats- 
mitglieder zu paralyjieren. 

Nun, meine Herren, handelte es fi in den angeführten Fällen um 
eine egoiftiihe Preispolitii. Aber ich meine, ala Regel wird man an- 
nehmen fönnen, daß ein Egoift fich nicht darauf befchränft, feinen Egoismus 
nur nad einer beftimmten Richtung Hin zu betätigen. In der Pariſer 
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nationalökonomiſchen Gejellfhaft ift die Frage einmal erörtert worden und 
man fam meines Erachtens mit vollem Rechte zu dem Schlufje: Celui qui 
veut dieter des prix aux consommateurs veut aussi dieter les salaires 
de ses employés et de ses ouvriers. Allerdings ift in der Enquete 
über das rheinifch-weftfäliiche Kohlenfyndifat von Herrn Geh. Nat Kirdorf 
die Behauptung aufgeftellt worden: „Das Syndifat hat und wird fich 
niemals mit der Arbeiterfrage beſchäftigen.“ Niefenbetriebe bejchäftigen fich 
und müfjen ſich befchäftigen mit diefer Frage. Auch ſcheint mir troß der 
Verfiherung des Herrn Geh. Nat Kirdorf die Prognofe richtig zu "fein, 
melde Herr Profefior Schmoller in feinem Lehrbuch aufgeftellt hat, daß 
nämlid Syndikate, Kartelle und Trufts ſtets verfucht fein werben, auch 
Arbeiterpolitif zu treiben. Endlich möchte ich doch darauf aufmerkſam 
madhen, daß ein Widerſpruch zwifchen der Behauptung des Herrn Geh. 
Nat Kirdorf und den Tatſachen beiteht. Im Jahre 1900 fchrieb „Die 
Induſtrie“, das Organ des Vereins deutfcher Induſtrieller, die Ruhrzechen 
jeren vielfach nicht imftande geweſen, die erforderlihen Kohlenmengen zu 
liefern, da feine Arbeitskräfte vorhanden feien. Der Arbeitermangel habe 
für die Zohnerhöhung wie eine Schraube ohne Ende gewirkt. Und dann 
heißt es wörtlih: „Es drängt fi) daher die Frage auf, und fie wird 
in den rheinifhen Zechenkreiſen allen Ernftes ventiliert, 
ob es nicht angängig wäre, die Wirkſamkeit des Kohlenfyndifats, meldhes 
fi für die Regulierung des Abſatzes und der Preife fo vorzüglich bewährt 
hat, in der Richtung zu erweitern, daß eine Schranke gezogen würde, 
welche wenigſtens dem gegenfeitigen In-die-Höhe-treiben der Löhne durch 
pie freie Konkurrenz der Zehen um den einzelnen Arbeiter ein Ziel zu ſetzen 
zeeignet wäre.“ 
(Hört! hört!) 

Wie iſt diefer Widerfpruch zu erklären? Meine Herren! Das ift zweifellos, 
»s gibt in Deutfchland Arbeitgebervereine, die auf die Zohnverhältniffe und 
sie Arbeitszeit einwirken und zwar nicht zugunften der Arbeiter. Beiſpiels— 
veife hat fih vor zwei Jahren der Verband deutfcher Linneninduftrieller 
‚erpflichtet, die Arbeitszeit in den einzelnen Betrieben dieſer Brande nicht 
u verringern. Sch berufe mich auf das Zeugnis des, wie ich glaube, an- 
vefenden Herrn Prof. Liefmann, der in einer feiner Bublifationen fagt: es 
ibt Unternehmerverbände, deren Mitglieder gebunden find, den Forderungen 
er Arbeiter auf Lohnerhöhung oder Verkürzung der Arbeitszeit gemeinfam 
nıtgegenzutreten. 

Nun, meine Herren, fagt man: es handelt fi um eine junge nftitution. 
‚aßt derjelben Zeit, fich zu entwideln und ihre etwaigen Fehler zu Forrigieren. 
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Ya, wer die Wirtfchaftsgefhichte Europas kennt, weiß, daß diefer Einwand 
nunmehr faft 100 Jahre hindurdh immer mieder erhoben worden ift; er 
weiß aber auch, daß die Gefchichte diefen Einwand als nicht zutreffend, 
wenigſtens in vielen Fällen nicht zutreffend erwiefen hat. Sch möchte Ihnen 
das an einem Beifpiel vorführen. In Frankreich find bis zum Beginn der 
vierziger Jahre des vorigen Jahrhunderts Kinder, zum Teil vierjährige 
Kinder, bis zu 14 Stunden in den Fabriken, einer damals neuen Inſtitution, 
befchäftigt worden. In den Verhandlungen über den Entwurf des eriten 
Kinderfchuggefeges, welches in Frankreich erlaffen worden tft, wurde feit- 
geftellt, daß diefe armen fleinen Wefen, wenn fie vor Ermüdung einfchliefen, 
mit Beitjchenhieben zur Arbeit getrieben wurden. In den Rheinlanden find 
bis in die dreißiger Jahre Kinder vom zarteften Alter bis 14 Stunden 
gegen 2 Grofhen Lohn befhäftigt worden. Nun, meine Herren, frage id 
Sie: Bedurfte es der Erfahrung, um das Fehlerhafte, ja Sündhafte eine 
derartigen Verhaltens zu erfennen? Und trogdem, meine Herren, in Franf: 
reih, England und Deutjchland hat immer der Staat intervenieren müſſen, 
um den Kindern ihr Recht zu verfchaffen. Die Lehre, die fi aus der 
Geſchichte ergibt, ift die, daß die Fehler, die die Induſtrie begeht, jeden: 
falls zum Teil — ich fage nicht alle — nit auf Mangel an Erfahrung, 
fondern auf Egoismus zurüdgeführt werden müſſen. Sch habe das ſchon 
an dem Fall der Kofslieferungen nachgewiejen. Ein anderes Beifpiel, mein: 
Herren! Den Klagen der Verbraucher von Halbzeug gegenüber hat man in 
der betreffenden Enquete immer erwidert: wartet nur, bis mir den Stahl: 
werfsverband machen und dann die gewonnenen Erfahrungen ausnugen! 
(Rufe: zur Sade!) 

— Das ift zur Sade! — Das ift gefchehen, und die Halbzeugverbrauder 
erflären: die Situation hat ſich ganz außerordentlich verſchlechtert. Faft in 
allen Enqueten iſt geklagt worden: wir predigen tauben Ohren. Kurzum, 
es jteht außer Zweifel: wenn die Syndifate vielfahe Intereſſen verlegt 
haben, fo ijt die materia peccans nicht der Mangel an Erfahrung, ſondern 
der Mangel an Altruismus. 

Ich komme zum Schluß. Die Riefenbetriebe und fpeziell die Syndikate 
haben eine Ähnlichkeit mit dem Feuer, deſſen Kraft wohltätig ift, wenn fie 
gezähmt und bewacht wird, aber ohne eine ſolche Bezäfmung und Bewachung 
großes Verderben verurfahen fann, Ich glaube, daß diefe Bezähmung und 
Bewadhung vertrauensvoll in die Hände des Staates gelegt werden kann 
Meine Herren, ic) diene einer Monarchie, deren Wahlſpruch ift: suum cuique. 
und diefe Monarchie hat es verſtanden, fi ein Beamtentum zu erziehen, 
das ficherlich feine Fehler hat, das aber in feiner Achtung vor dem Recht 
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und in feiner Intelligenz von feinem anderen Beamtentum in Europa 


übertroffen wird. 
(Stürmifcher anhaltender Beifall.) — 


Arbeiterſekretir Giesberts (M.Gladbach): Meine ſehr geehrten 
Damen und Herren! Die heutigen Verhandlungen erinnern mich unwillkür— 
lich an einen Ausſpruch, den S. Maj. Kaiſer Wilhelm ſeinerzeit einmal 
gegenüber den Vertretern der Unfallberufsgenoſſenſchaften getan hat und der 
dahin ausklang: der Arbeiterſtand muß das Bewußtſein erlangen, daß er 
ein gleichberechtigter Stand im Staate iſt. Meine Herren, das Streben 
nach Gleichberechtigung iſt wohl die Grundſtimmung unſerer heutigen Ar— 
beiterbewegung. Die Arbeiterklaſſe ſtrebt einerſeits nach wirtſchaftlichem 
Fortſchritt, nad beſſeren Löhnen, nad Hebung ihrer ganzen Lebenslage. 
Aber diefe Beitrebungen brauchen nicht zu den fchweren und harten Kämpfen 
mit den Arbeitern zu führen, wie wir fie in der Neuzeit zu verzeichnen 
haben. Die Beftimmung der Lohnhöhe, überhaupt des ganzen mwirtfchaft- 
lihen Ertrages der Arbeit hängt ja nicht einmal einfeitig von dem Arbeit- 
geber ab, fondern iſt auch von der jeweiligen Lage der Wirtfchaft und dem 
allgemeinen Stand der Induſtrie abhängig. Das bildet fogar einen Be- 
rührungspunft zwiſchen Unternehmern und Arbeitern auch auf mirtjchaft- 
lichem Gebiete, (Der Arbeiter iſt genau wie der Arbeitgeber daran inter: 
ejfiert, daß die deutfche Induſtrie profperiert und vorwärts lommt. Zu 
diefem Vorwärtsfommen beizutragen find beide Teile verpflichtet, indem fie 
ihre Pflicht in der Produktion nad beiten Kräften erfüllen. Aber ein grund 
ſätzlich verſchiedener Standpunkt der Arbeitgeber ijt es, den auch Herr Re— 
gierungsrat Leidig hier vertreten hat, der zu den verhängnisvolliten Kämpfen 
geführt hat und noch führen wird. Der Arbeiter verlangt nämlih, daß 
Die Lohn- und Arbeitsbedingungen nit einfeitig feitgeftellt werden follen, 
fondern daß ihm eine forporative Mitwirkung zugebilligt wird. 
Meine Herren, die jchweriten Streiks find geführt worden nicht um eine 
Stunde Nrbeitzeitverfürzung oder einen Pfennig Lohnerhöhung ; die ſchwerſten 
Streits find geführt worden um das Prinzip der Anerkennung der Berufs- 
organifation, der Anerkennung der Mitwirlung der Arbeiter im freien 
Arbeitsvertrage. Der große Bergarbeiterausftand wäre unfehlbar vermieden 
worden, wenn jeitens des Bergbaulichen Vereins in Verhandlungen ein- 
getreten worden wäre. Ein Mitglied der Siebenerfommijjion erklärte noch 
vor Ausbrud des Streifs: hätte uns der Bergbauliche Verein nur einen 
Nagel in die Wand geihlagen, an dem man anfnüpfen fonnte, fo wäre 
der Generalftreif vermieden worden. Aber, meine Herren, die Antwort des 
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Bergbaulichen Vereins war eine Provokation zum Streik; wenigjtens murde 
fie von den Arbeitern als foldhe aufgefaßt, fo wenig die Pofition für einen 
Kampf ſelbſt günftig war. Auch in Zufunft — davon bin ich überzeugt — 
werben die größten Streif3 um dieſes Prinzip geführt werden. Das be- 
mweift auch die Ausfperrung in der Metallinduftrie Süddeutſchlands. | Ic 
mwundere mid, daß Herr Regierungsrat Leidig den Nevers nicht fennt, den 
die Metallinduftriellen den Arbeitern vorlegen als Borbedingung, daß fie 
im Arbeitsverhältnis bleiben Fonnten, ein Revers, der wirflih das Drgani- 
fationsrecht der Arbeiter mit Füßen trat. 

Meine Herren! Es fragt fih, ob die Allgemeinheit und das außer: 
halb der ftreitenden Parteien ftehende Volk diefem Kampf ruhig zufehen fol 
gder ob wir nah Mitteln und Wegen fuchen müffen, die ftreitenden Par- 
teien einander näher zu bringen und wenigſtens Vorbeugungsmaßregeln zu 
treffen, die diefe erbitterten harten Kämpfe zu verhindern geeignet find; 
denn es ift ohne weiteres far, daß diefe Kämpfe unfer ganzes Wirtfchafts- 
leben ungeheuer fchädigen. Sch möchte jedoch der Anficht entgegentreten, 
daß man aus dem Umftand, daß diefe Kämpfe in der Großinduftrie in 
jüngfter Zeit für die Arbeiter meift ungünftig ausgefallen find, den Schluß 
zieht, die Arbeiter wären überhaupt nicht in der Lage, mit Erfolg Diele 
Kämpfe zu führen, und wenn Herr Regierungsrat Leidig anführte, da den 
1'/s Millionen organifierten Arbeitern 7 Millionen Arbeiter überhaupt ent- 
gegenftänden, jo muß er eins bedenken, daß die gewerkſchaftliche Bewegung 
in Deutſchland erft in den legten zehn Jahren eigentlich in das rechte Fahr- 
wafjer hineingefommen ift, das allein einen richtigen Aufbau des Gewerlk— 
ſchaftsweſens ermögliht. Und menn Sie die Fortfchritte der letzten zehn 
Jahre fi anfehen, wo nicht bloß die Mitgliederzahl der DOrganifationen ſich 
verdreifacht hat, nein, wo die Beiträge fich faft vervierfacht haben, wenn 
Sie allein bedenken, daß der letzte Bergarbeiterausftand die beiden Berg: 
arbeiterorganifationen um das Doppelte ihrer Mitgliederzahl in die Höhe 
fchnellen ließ, und diefe gleichzeitig den Beſchluß faßten, die Beiträge um 
100 bis 150 %/o zu erhöhen, fo ſehen Sie, daß wir noch lange nicht am 
Ende dieſer Entwidlung ftehen und daß die Arbeiter den Kampf nicht auf: 
geben werden. Die verlorenen Gefechte, die bis jet gefchlagen worden find, 
laſſen durchaus nicht den Schluß zu, daß es dauernd fo fein wird. Aber 
die Allgemeinheit hat ein Intereſſe daran, daß diefe Kämpfe möglichft ver- 
mieden werden, und das ift ja aud das Problem, das der verehrte Herr 
Referent, Prof. Brentano, fih in feinem Vortrag geftellt hat: eine Form 
zu finden, mie ohne diefe heftigen Kämpfe den Arbeitern die Mitwirkung 
bei der Feſtſetzung der Löhne und Arbeitsbedingungen gefichert werden könne. 
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Gewiß, in der Großinduftrie hat die Tarifbewegung in Deuter | 
nicht die Fortfchritte gemacht wie in der Kleininduftrie. Die Tarifftatiftik, 
die jeiner Zeit im Reichsarbeitsblatt veröffentlicht worden ift, zeigt ung das 
recht deutlih. Wir haben in der Bergbau:, Hütten: und Salineninbuftrie, 
in ber hemifchen Induſtrie, in der Induſtrie der Leuchtftoffe feine Tarif- 
abſchlüſſe zu verzeichnen, und gerade diefe Branden find im volljten Sinne 
des Mortes Großinduftrien. In der metallverarbeitenden Induſtrie haben 
wir nur da Tarifabjhlüffe, wo Kleine handwerksmäßige Berufe in Frage 
fommen, wie Klempner, Metallichläger ufw. Die meiften Tarife find im 
Baus, Screiner- und Buchdrudergewerbe vorhanden, wo eben fleinere und 
mittlere Betriebe vorherrfhen. Mit der Großinduftrie ift es bisher, von 
Einzelheiten abgefehen, nicht gelungen, Tarife abzufchließen. Die Gewerf- 
Schaften jehen dies auch längft ein und verfuchen, auch mit der Großinbuftrie 
zu Tarifen zu fommen. Sch erinnere an den Verſuch in der bayerijchen 
Metallinduftrie, an den Verſuch der Tertilarbeiter in Aachen und aud an 
den Verſuch feinerzeit in der niederrheinifchen Samtinduftrie; in den beiden 
legten Fällen kann natürlih an einen fo georbneten Tarif wie im Bud: 
drudergewerbe wicht gedadt werden. So geht jedoch immerhin das Ziel 
dahin, forporative Abmachungen mit den Arbeitgebern zu treffen, um ein- 
heitliche Arbeitsbedingungen zu fchaffen. [Dir ericheint die Berufsorgani:- 
fation, wie fie Hrr Profefjor Brentano angeregt hat, ein geeignetes Mittel, 
diefe Kämpfe zwifchen den Arbeitern und den Unternehmern abzufhmwächen 
und möglidhit unnötig zu maden. Ob wir es aber tatjählih notwendig 
haben werden, eine gejegliche Organifation durchzuführen, will id einmal 
vorläufig dahingeftellt fein Laffen. | 

Ich frage mih, um damit zu der praftifhen Seite der Angelegenheit 
zu kommen: wie nimmt fih der Vorfchlag einer Organifation der Groß— 
induftrie, der Niefenbetriebe, wie er in den Leitfäten vorgelegt tjt, aus im 
Vergleih mit dem, was wir bereit? auf diefem Gebiete haben und was in 
ven legten Jahren als Ziel hingejtellt worden ift? Unfere Gewerbegerichte 
haben auch einigungsamtlice Funktionen, und wenn aud die Refultate noch 
dürftig erſcheinen, ſo chaben fie doch ſchon recht bemerkenswerte Erfolge er- 
zielt. Im den größeren Städten werden die Streils immer mehr durch das 
Gewerbegericht gefchlichtet oder e8 werden doch Verſuche dazu gemacht. [Es 
entiteht alſo zunächit die Frage, ob das Gemwerbegeriht als Einigungsamt 
für die Großinduftrie befonderd in Frage füme. Da muß id aferdings 
zeftehen, daß merkwürdigerweiſe die gemwerbegerichtlichen Klagen zum weitaus 
größten Teil aus den kleinen Betrieben herfommen. Das liegt nit dara 
yaß in den Großbetrieben feine Mipftände beftehen, fondern daran, daß 
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Konventionen verabredet werden, wie ich eine am Niederrhein fenne, in der 
fi die Arbeitgeber vereinbaren, einen Arbeiter, der das Gemwerbegeriht in 
einer Streitfadhe anruft, für vier Wochen zu boyfottieren. 
(Hört! hört!) 

Auch die einigungsamtliche Tätigkeit der Gewerbegerichte erſtreckt ſich wejent- 
lich auf die Streitigleiten folcher Gewerbe, welde in Klein- und Mittel- 
betrieben arbeiten. Die Großinduftrie lehnte e8 in der Negel ab, am Ge 
werbegericht zu verhandeln. Die Gewerbegerichte würden in ihrer Heutigen 
Verfaffung deshalb weniger in Betracht fommen, dagegen wäre zu erwägen, 
ob die Arbeitsfammern, die wir ja feit Jahrzehnten immer wieder 
verlangen und die die Negierung uns leider noch immer nicht geben will, 
nicht wenigftens verfuchsweife auf dieſes Projeft des Herm Profeſſor 
Brentano zugefchnitten werden fünnten. Die Berggefegnovelle hat den Berg- 
arbeitern die obligatorischen Arbeiterausfchüffe gebradt. Das ift ein grund- 
fäglicher Erfolg und ein fleiner Schritt auf dem Wege nad dem Biel, das 
der Herr Referent angedeutet hat. Ich will auf die Mangelhaftigfeit diefer 
Inftitution bezüglih der Wahlen ufw. nicht eingehen, aber auf einen 
Mangel der Geſetze möchte ich aufmerffam machen. Warum bat man diefe 
Arbeiterausschüffe nicht nach Sprengeln, nad großen Nevieren mit einander 
in Verbindung gebracht und aus ihnen heraus eine paritätifche Bergarbeits- 
fanımer gebildet? I Ich bin überzeugt, wäre im Bergbau vor dem leßten 
Streif eine derartige Inftitution vorhanden gewefen, wo die Vertreter der 
Zechenbefiser und die Vertreter der Bergleute regelmäßig zufammengelommen 
wären, um die Fragen ihres Berufs zu bejpreden, dann hätte jich eine 
folde Mipftimmung in der Arbeiterfhaft nicht anfammeln können. Diele 
Arbeitsfammer wäre ein Sicherheitäventil gemefen gegen eine derartige Volks— 
ftimmung. Hier hätten alfo — allerdings vorausgefegt daß die Arbeit- 
geber wirflih den guten Willen haben, Mißftände zu bejeitigen — die 
Mikftände von vornherein geprüft werden Fönnen, und in gegenfeitigem 
Meinungsaustaufh hätte man fie klar- und abftellen fünnen. Dann hätt 
man nidt nötig, Minifterialtommiffionen im letzten Moment einzufegen, um 
die Klagen der Bergleute zu unterfuhen, gemifjermaßen um den Brunnen 
zuzudeden, nachdem das Kind ertrunfen war. Das wäre allerdings nod 

feine generelle Regelung der Frage, aber es könnte dadurd gerade in der 
Bergbauinduftrie die Probe aufs Erempel gemacht werden, inwieweit durch 

eine folche Vertretung die Arbeitöverhältniffe geordnet werden fünnen. Mein: 

Herren! Es wird ja auf die Dauer auch im Bergbau, fpeziell im rheiniſch 

weſtfäliſchen, nad der Richtung hin etwas gefchaffen werden müſſen; denn 

wir dürfen nicht glauben, daß die Bergleute den Mißerfolg in ihrem Stra 
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ohne weiteres in die Tafche geitedt haben. Sie werden mit aller Energie 
dahin jtreben, wenigſtens als gleichberedhtigte Inſtanz in der Regelung folcher 
ragen gehört zu werden. Darauf können Sie fi verlaffen. | Wer die 
Stimmung unter den Bergleuten fennt, wird mir Recht geben, und der 
Bergbaulihe Verein würde recht flug gehandelt haben, wenn er gerade den 
Ausbau der Arbeiterausſchüſſe nah der Richtung hin im preußifchen Landtag 


befürwortet hätte. | 
(Sehr richtig!) 


Dann könnte man in Zukunft ſolchen Erplofionen vorbeugen, 

Das ganze Projeft ift ja vorläufig noch ziemlich unklar. Es ift ein 
Problem, und hoffentlich wird fi in der Prefje und in mwifjenfchaftlichen 
Zeitihriften eine lebhafte Diskuffion an diefe Frage anſchließen, nad) welcher 
Richtung hin und in welcher Form der Gedanke verwirklicht werden fann. 
Ich erinnere mich bier unmwillfürlich der dee, die ein Arbeitgeber bereits 
vor 25 Jahren geäußert hat, nämlich daß Forporative Organifationen der 
Arbeiter der einzelnen Betriebe gebildet werden follen, als deren Vertreter 
der Arbeiterausfhuß mit beftimmten Rechten ausgeftattet dem Arbeitgeber 
gegenüberftehen joll und mit ihm nicht bloß die MWohlfahrtseinrichtungen 
verwalten, fondern auch die fonftigen internen Angelegenheiten des Betriebes, 
vor allem die disziplinariihen Maßregeln beraten und feftfegen fol. Diefe 
Idee ift nicht zur Ausführung gelangt; aber etwas hat ſich übertragen auf 
unfere foziale Gefeggebung bei Schaffung der Arbeiterfchutgefege, wo be- 
fanntlih im Reichstag verfchiedentlih der Antrag auf Einführung obliga- 
torifcher Arbeiterausfhüffe als Vertreter der Arbeiter gefordert wurden. 
Wir haben fie nur fafultativ erhalten. Wenn die Arbeiterausfhüfle fo 
wenig wirkſam find, fo liegt e8 daran, daß fie nicht obligatorifch find und 
daß ihnen feine beftimmten rechtlichen Funktionen gegeben worden find. 
Auf die Dauer werden wir aber dazu fommen. 

Nun geftatten Sie mir mit einigen Worten einen Eleinen Vorbehalt zu 
machen bezüglich der Ausführungen des Herrn Neferenten über die Wohl— 
fahrt3einrichtungen. Ich erkenne durchaus an, daß es fehr wertvoll ift, daß 
die jüngfte Schrift des Vereins für Socialpolitif einmal gründlich Die 
Scattenfeiten unferer Wohlfahrtseinrihtungen flargeftellt hat. Die Wohl- 
fahrtseinrichtungen find von ihrer beiten Seite bisher fo hinlänglich befannt 
geworden, daß mir auch einmal die Scattenfeiten betrachten dürfen, ſelbſt 
auf die Gefahr hin, daß diefe Betrachtung etwas einfeitig ausfällt, wie es 
in jener Schrift wohl der Fall ift. Ich bitte aber, nicht zu vergefjen, meine 
Herren, daß die urfprüngliden Wohlfahrtseinrihtungen der Unternehmer 
aus den fünfziger Jahren, 3. B. die Betriebsfranfenfaffen, neben den freien 
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Hilfskaſſen, die Vorläufer unferer fozialen Verfiherungsgejeßgebung zum 
Teil gewejen find. 
(Sehr richtig!) 

Das müfjen wir der Gerechtigkeit halber anerkennen. Meine Herren, eine 
Reihe von Wohlfahrtseinrichtungen, die wir heute haben, find auch von den 
Arbeitgebern fo gejtaltet, daß fie tatfächlich die ſchädlichen Wirkungen nidt 
haben. Ich hebe das deshalb hervor, damit man uns nicht den Vorwurf 
der Einfeitigfeit machen fann, damit man uns nit den Vorwurf maden 
fann, wir wollten das Kind mit dem Bade ausfhütten. Was aus ehrlicher 
Abſicht geleiftet worden ift, wollen wir durchaus anerfennen. Aber ander 
feit8 müßten aud die Arbeitgeber anertennen, daß die Art, wie heute vor 
allen Dingen die Wohnungen und die Penfionsfafjen in vielen großen Be 
trieben benugt werden, um die Arbeiter an die Betriebe zu feſſeln und 
ihnen die Bewegungsfreiheit und die Freizügigkeit und das Drganifations- 
recht zu erfchweren, doch nicht mehr zeitgemäß ift und dem Prinzip der 
Freiheit des Arbeitsvertrags widerſpricht. Die Arbeitgeber können ja unter 
Umftänden der Notwendigkeit nicht entgehen, Wohnungen herzuftellen. Das 
fehen wir im Inbuftriebezirf Rheinland: Weftfalen. Wenn die Zechengeiell: 
ſchaften in einer vollftändig vollgarmen Gegend einen neuen Betrieb an- 
legen und Arbeiter haben wollen, jo müfjen fie Kolonien bauen. Wir jehen 
deshalb, wie ganze Dörfer gebaut werden, die ausſchließlich den Zechen 
gefellfchaften gehören. Aber die Gejekgebung müßte es verbieten, daß die 
Mietöverträge mit den Arbeitöverträgen verbunden werden. Es iſt nichts 
härter für den Arbeiter, der aus irgend welchem Grunde — und melde 
fleinlihen Gründe gibt es nicht alle in dem Betriebe? — entlafjen wird, 
daß er mit der Arbeitslofigfeit auch zugleih die Mohnungslofigkeit hat. 
Aus diefen Gründen hat man es beim legten Bergarbeiterftreif im allgemeinen 
nicht gewagt, die ftreifenden Arbeiter aus ihren Wohnungen zu fegen. Das 
ift wohl ein Zeichen, daß allmählich jelbit diefe Praftiten verfagen und da 
fie den Arbeiter nicht hindern werden, feine Freiheit zu wahren; denn bei 
dem lebten Bergarbeiterjtreit haben burchfchnittlih auch die Koloniebemohner 
wie eine Mauer mit den anderen Arbeitern zufammengeftanden. 

Ich möchte zum Scluffe fommen. Die Arbeiter haben ein außer: 
ordentliches nterefje daran, daß gerade dieje Frage der Organifation der 
Niefenbetriebe in der Öffentlichkeit angefchnitten wird. Wenn es gilt, di 
unausbleiblichen Kämpfe zwiſchen den arbeitenden Klafjen und den Arbeit 
gebern um die Gleichberechtigung zu mildern, dann foll man nichts un: 
verfucht laſſen. Ste werden es uns Arbeitern nadhfühlen, daß — ich will 
nit das Wort „Hörigfeit” gebrauden — aber das Gefühl der Unfrei- 
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heit, da8 auf und lajtet, ung vielmehr Anfporn gibt zu Organifationen und 
Kämpfen als wirtfchaftliche Gründe. 

Meine Herren, das tft der Idealismus, der in der deutfchen Arbeiter: 
klaſſe lebt, und ich glaube, Sie follten fich freuen, daß die deutfchen Ar- 
beiter jo viel Selbitbewußtjein, fo viel Selbftgefühl haben, daß fie ſich 
auflehnen gegen die Niederdrüdung ihrer Klaffe in ein neues Hörigfeits- 
verhältnis. Mag fich dies auch bier und da in Formen äußern, die uns 
unbequem und unangenehm find und die wir nicht für recht halten, meine 
Herren, aus dem gärenden Moft wird auch einmal ein klarer Mein. Wenn 
wir unfere ganze wirtſchaftliche Entwidlung überbliden, welche Fortichritte 
find da gemacht worden in den letzten 40 Jahren! ch las jüngft in einer 
Zeitichrift des Vereins für das Wohl der arbeitenden Klaffen aus dem 
Jahre 1848 den Aufſatz eines Regierungsrats, der den Grundfat vertrat 
und begründete, der Arbeiterflafje fönne weder wirtſchaftlich noch moralifch 
anders geholfen werben als ausſchließlich nur durch die Arbeitgeber allein, die Ar- 
beiter jelbjt feien jeder Mitwirkung unfähig. Sehen Sie diefe Anfchauung 
aus der damaligen Zeit und vergleichen Sie damit unfere heutige Anfchauung 
und die Erfolge der Arbeiter auf dem Gebiete der Selbithilfe. Der Ge— 
danfe der Gleichberehtigung hat fih auch in meiten Kreifen Bahn ge: 
brocdhen, und es ift nur nod eine Frage der Zeit, daß die Arbeiterflaffe den 
Plat im allgemeinen Volksrahmen einnimmt, der ihr von Rechts wegen ge- 
bührt. Daß diefe Aufwärtsbewegung mit heftigen Kämpfen verbunden iſt, 
ift bedauerlich, aber einmal nicht zu ändern. Site zu mildern fol unfer 
Streben fein, und wenn die Vorfchläge des Herrn Profefjor Brentano, eine 
Drganifation der Großinduftrie vorzunehmen, ſei es nach einzelnen Betrieben, 
fei es nad Gewerbegruppen, ſich als wirkſam und durhführbar ermweifen, 
dann find die Arbeiter die erften, die das begrüßen, weil und dadurch die 
Kämpfe erleichtert und unfer Ziel in um fo größere Nähe gerüdt wird. 

(Lebhafter Beifall.) 


Borfigender: Meine Herren! Es find zwei Anträge eingegangen, 
ver erfte, von Herrn Profeſſor Jacob gejtellt, beantragt: Berlefung der 
Rednerliſte in der Reihenfolge und Beſchränkung der Redezeit auf 15 Minuten. 
Herr Dr. Heinrich Rauchberg beantragt: die Redezeit auf 10 Minuten zu 
Hefchränfen. Der erfte Antrag: Verleſung der Rednerlifte, ift etwas un- 
zewöhnlich; jedenfalls könnte ihm nur mit der Nejerve ftattgegeben werden, 
»aß Sciebungen noch möglich find, unter Zuftimmung der Beteiligten. 
Wenn aber die Verfammlung es wünfcht, würde die Rednerlifte verlefen werden 

(Zuftimmung.) 
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Es find noch 15 Redner vorgemerft. 

[Die Nednerlifte wird verlefen. ] 

Mas den zweiten VBorfchlag: Verkürzung der Nedezeit, betrifft, jo halte 
ich es für gut, zunächſt eine folde von 15 Minuten eintreten zu laffen. 

[Nah kurzer Gefchäftsordnungsdebatte wird diefer Antrag des Vor— 
figenden faft einftimmig angenommen. ] 


Bergmeifter Engel (Efjen): Meine verehrten Damen und Herren! Es 
gereicht mir zur Genugtuung, in Übereinjtimmung mit dem Herrn Vorredner 
erflären zu fönnen, daß, wie bei der Allgemeinheit, auch jeitens des rheiniſch— 
mweitfälifchen Bergbaus, das allergrößte Intereſſe obwaltet, Erfchütterungen 
des Mirtfchaftslebeng zu vermeiden. Sch Tann ferner zu meiner Freude feit- 
jtellen, daß der Herr Vorredner fchon Gelegenheit genommen bat, einen Teil 
der Daritellungen, die der heutigen Verhandlung in Geſtalt der Güntber 
Shen Schrift zugrunde liegen, als einfeitig zu charafterifieren. Das über: 
hebt mich der Mühe, auf diefen Gegenitand des näheren einzugehen. 

Herr von Rottenburg hat vorhin betont, daß naturgemäß ein großer 
Teil feiner Ausführungen auf Deduftionen beruhe, und das iſt ja nad 
Lage der bei ihm obmwaltenden Verhältniſſe natürlih. Ich betrachte es nun 
in dieſer VBerfammlung vorzugsmweife ald meine Aufgabe, tatſächlich Har- 
ftellend zu wirken, und deshalb bitte ich zunächſt um Nachſicht, wenn id 
Ihnen nit einen abgerundeten Vortrag, mie die Herren Vorredner dai 
getan haben, halte, fondern auf die einzelnen Ausführungen eingebe und, 
jomweit mir pofitive Unrichtigfeiten aufgefallen find, hier das entgegenftehende 
Tatfachenmaterial beibringe, um Klarheit über die tatſächlichen Verhältniſſe 
im weiteren Kreiſe zu jchaffen. 

Zunächſt möchte ih mir no, auch wohl mit allfeitiger Zuftimmuna, 
die Bemerkung geitatten, daß es wohl zwedmähiger geweſen wäre, Fragen, 
die das Syndifat betreffen, für morgen zu verfparen, um fo mehr, als mir 
ja morgen die Freude haben werden, Herrn Geheimrat Kirdorf, wie heut: 
wiederholt ſchon erwähnt worden ift, unter uns zu jehen und von ihm, dem 
eigentlichen Gründer und Träger des Kohlen-Syndifats, eingehende Aus- 
führungen über dies zu erhalten. 

Wie gejagt, ich befchränfe mich angefichts der Inappen 10 Minuten ir 
bezug auf die Ausführungen des Herrn Profefjor Brentano auf ein pa 
Punkte. Was die Stellung des Unternehmers und des Arbeiterd in da 
gefamten Wirtfchaft betrifft, jo bedarf es nach meiner Anficht feiner Unter 
fuhung, ob wirklich in einem gefchloffenen Staats: und Wirtfchaftsförper — 
ſelbſt im Einzelhaushalt — der Menſch ganz allein Selbitzwed ift, wie « 
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e3 hinftellt, ob nicht vielmehr der einzelne in Nüdficht auf feine Umgebung 
von feiner Selbjtändigfeit hergeben muß, um wirkſames Glied des Ganzen 
zu fein. Ich möchte daran erinnern, daß die ganze Entwidlung unferer 
Verfehrsverhältnifje mehr und mehr die Demofratifierung unferer ganzen 
Wirtfhaft zur Folge hat; während der Unternehmer durch feine Anlagen 
an die Scholle gebannt ift, und dort auch bei ungünftiger Entwidlung der 
ihn dort zur Niederlafjung beftimmenden Gefihtspunfte ausharren muß, beſitzt 
der Arbeiter die Freiheit der Bewegung im volliten Maße, die deutlich zu- 
tage tritt in dem häufigen Wechfeln der Arbeitsjtätte bei den Mitgliedern 
der Anappjchaftsvereine. Nad der Statiftif des Knappſchaftsvereins für 1904 
fommen im Ruhrbezirk auf 100 Leute der Belegschaft 100 Wechſel (An- 
und Abkehr) pro Jahr, obwohl die Arbeitsbedingungen auf den einzelnen 
Zechen nicht mwefentlich Differieren. 

Ferner möchte ich mich gegen die von Geheimrat Brentano beliebte 
Sharafteriftif der jogenannten Arbeitsmwilligen verwahren. Herr Pro: 
feffor Brentano meinte, das wäre eine eigentümliche Spezies von Arbeitern, 
welche eigentlich nicht auf volle Würdigung Anfprucd hätte. Jh muß dem 
durchaus widerſprechen, daß man verjucht, Leute, die ihre Pflicht unter un— 
ausgeſetzter Förperlicher und moralifcher Bedrohung getan haben, derart ab- 
Iprechend beurteilen zu wollen, oder daß man ihnen zum Vorwurf macht, 
daß fie die ihnen genehmen Arbeitsbedingungen ſich nicht durch die Drgani- 
fationen haben aufoftroyieren lafjen. Übrigens ift bei diefem Streit nicht 
ein einziger Ausländer herangezogen worden — ein weiterer Beweis für 
die Zuverläfjigfeit der Brentanofhen Schlußfolgerungen —. 

Die weitere Bemerkung, daß im Ausjtande die Bewohner von Zechen- 
wohnungen durch diefen Umstand zur Fortjeßung der Arbeit gezwungen 
gemwejen wären, hat mein Herr Vorredner bereits widerlegt. 

Wenn meiter gejagt wurde, daß eine „Botmäßigfeit“ der Arbeiter bes 
tehe und daß diefe ſelbſt auf das religiöfe und politifche Leben ſich erftrede, 
o ift das ein großer Irrtum. Denken Ste nur an die Zahlen bei der 
etzten Efjener Reichstagsmwahl! 

Aus diefem Grunde muß ich aufs lebhaftefte bedauern, daß die Mohl- 
ahrtseinrichtungen, welche die Unternehmer mit vieler Mühe gefchaffen haben, 
‚ie weit über die geſetzlichen Vorfchriften hinausgehen, ald ein Kampfmittel 
‚aben bezeichnet werden können, anjcheinend ohne ihre Bedeutung als eine 
Finrichtung zum Beſten der Arbeiter auch nur entfernt zu würdigen. 

Ih muß mangeld an Zeit bei den mir insgefamt zur Verfügung 
tehenden 10 Minuten diefen Gegenjtand verlaffen und zu den Bemerkungen 


e3 Herrn von Rottenburg mid) wenden. Wenn er meint, daß die Groß— 
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betriebe insbefondere deshalb bedenklich jeien, weil fie die Beeinfluffung der 
Konjunktur jehr leicht vornehmen könnten, fo erinnere ich daran, daß jeit 
Beitehen des Syndikats bei uns im Gegenfah zu amerifanifchen Verhältniſſen 
Verringerung des Abſatzes in unferem Bergbau niemald von Arbeiter: 
entlafjungen begleitet gewefen iſt. Selbſt 1901, nad dem großen Nieder: 
gang der Konjunktur, ift die Belegſchaft unferer Betriebe gewachſen, obwohl 
die Fördermengen gejunfen waren. 


Förderung: Belegſchaft: 
1901 . . . 3838448000t 243 926 
1900 . „. . ..59619000 t 226 902, 


Ob und inwieweit Verantwortung erzieherifch wirft oder nicht, if 
eine Frage, die man nicht durch Beweis klären fann. Mit Hecht hat Her 
von Rottenburg betont, daß die Größe der Betriebe die perjönliche Fühlung 
erſchwert. Gewiß ift diefe ein fehr wichtiges Moment, aber es iſt unftreitia, 
daß insbefondere mit den in den Zechenfolonien mwohnenden Familien von 
feiten der Werksbeamten ein in vielen Fällen jehr reger Zufammenhang 
beſteht, deſſen Anbahnung in unferem Berufe, im Gegenfag zu anderen 
Induſtrien, durch die fait völlig fehlende Schihtung der enormen Arbeiter: 
maſſen befonders erfchwert ijt. 

Im Widerfprud zu den Zweifeln des Herm von Rottenburg wegen 
des Fortganges unjerer Bolfsentwidlung möchte ih Ihnen aus dem Werte 
eines englifchen Autors ein Zitat vorlefen, deſſen den Sozialtheoretifern un- 
bequeme Argumente man nicht, wie es allzuoft gegenüber den Unternehmen 
verjucht wird, mit dem bequemen Einwande des „Intereſſes“ beziehungs- 
weiſe der „Befangenheit” zurüdweifen kann. Es ift ein Werf von Profeſſot 
Aſhley: „The Progress of the German working classes.“ 1904, Aible 
fagt bei Erörterung der revifioniftifhen Richtung in der Sozialdemokratie: 

And the tenet, taught by Marx, and since hardened into a dogma 
by militant Soeialists, around which the whole controversy turns is 
that of the „Verelendung“ the constant and inevitable tendener 
towards the progressive impoverishment of the masses, 

But why are men like Bernstein ready, nay, anxious, to abandon 
a teaching which has been in the past the most effective weapon 
of popular propaganda? Simply because it has become 
glaringly untrue, The artisan cannot with any decency be 
told that he is bound inevitably to be driven down to the margin 
of bare existence, just as the peasant cannot be told that he is sure 
to be swallowed up by the big landowners, when both of them 
know, that just the opposite is happening.“ 
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VBorfigender: Jh muß den Herrn Redner leider unterbrechen, da 
feine Redezeit abgelaufen it. Das Wort hat nun Herr Redakteur Gold» 
ſchmidt (Berlin). 


Abgeordneter Karl Goldfhmidt (Berlin), Vertreter des Verbandes 
der deutjchen Gewerfvereine: Hochgeehrte Verfammlung! Es liegt in feinem 
Weſen, daß der Menſch nad Freiheit und Gelbftändigfeit ftrebt. Diefes 
fortfchrittlich wirkende Wefen der Menfhen rief auch die deutfche Arbeiter- 
bewegung hervor, die der Arbeiterfchaft dazu verhelfen will, geiftig felbftändig 
zu fein und mitbejtimmen zu können über die Geftaltung des Arbeitövertrages. 
Nun bat aber Herr Profeffor Brentano ein Wort des Herrn Bued zitiert, 
wonach die Induftriellen niemals bereit fein jollen, auf dem Fuße bürger- 
licher Gleichberechtigung mit den Vertretungen der Arbeiter zu verhandeln, 
und auch der Herr Regierungsrat a. D. Dr. Leidig hat dieſes gleiche Wort 
wiederholt; aud er glaubt, daß mit den Arbeiterorganifationen nicht zu 
verhandeln ſei, daß die Unternehmer den induftriellen Arbeitsvertrag fo 
aufzufafjen hätten, daß nur mit dem einzelnen Arbeiter zu verhandeln fei; 
der einzelne Arbeiter habe ja Gelegenheit, bis zu dem Unternehmer jelbft 
oder feinem Direltor mit feinen Klagen vorzudringen. Sch glaube, daß 
dieſe Auffafjung der Arbeitgeber nicht dauernd aufrecht zu erhalten iſt. Es 
ift der Zarismus in der Induſtrie! Wir wiſſen aber, daß es auch auf 
deutſchem Gebiete einmal einen König gab, der erflärte, er werde nie dulden, 
daß fi zwifchen ihn und fein Volf ein Blatt Papier tele. Der Mächtige 
hat nachgeben müſſen, zum Glück aud für die Monardie. Denn es iſt fo 
gefommen, daß gerade die Fonititutionellen Staatswefen eine jtarfe Entwidlung 
genommen haben, während der Zarismus banferott am Boden liegt. Und 
fo darf auch mit Sicherheit darauf gerechnet werden, daß wir wie im Staats— 
mwejen fo auch auf dem Gebiete der Warenerzeugung ein Tonftitutionelles 
Verhältnis befommen, das die Autorität des Arbeitgebers in feiner Fabrik 
nad) feiner Richtung hin befchränft, aber dem Arbeiter die Möglichkeit fichert, 
über die Feitfegung der Arbeitsbedingungen gleichberechtigt mitzuentfcheiden. 
Dieſe aleihberechtigte Mitentfcheidung kann der Arbeiter nur ausüben dur 
feine Organifation. Nun weiß ich fehr wohl, daß ein erheblicher Teil der 
deutſchen Arbeiterfchaft auf dem Boden des grundfäglichen Klafjenfampfes 
ſteht. Diefer Teil fcheint heute nicht zu Wort zu fommen, da der hierfür 
aufgerufene Redner nicht anmwejend war. Das bedauere ih. Ich möchte 
ıber jagen, daß außerhalb dieſes Teiles der deutjchen Arbeiterbewegung 
ındere Arbeiterorganifationen beitehen, fo auch der Verband der deutfchen 
Bewerkvereine Hirfh-Dunder, die, wie auch Herr Giesberts vorher aus— 
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einandergejegt hat, in vollem Maße die hohe Bedeutung einer ftarfen wirt: 
Ichaftlihen Entwidlung unferer Industrie für das Vaterland und damit für 
das gefamte Volk anerfennen. Gerade die in den deutfchen Gemwerfvereinen 
organifierten Arbeiter befunden dieſes gemeinfame Intereſſe zwiſchen Unter- 
nehmern und Arbeitern an dem Gebeihen der Arbeit. Dieſes gemeinfame 
Intereſſe kann aber dann nicht zur Entfaltung gebracht werden, wenn die 
Unternehmer den einjeitigen Herrenftandpunft einnehmen und die Arbeiter 
als den einfach zu gehorchenden Teil anfehen möchten. Die Arbeiter ringen 
nach bürgerlicher Gleichberedtigung und wollen mit den Vertretern ve 
Unternehmer auf diefem Fuße die Arbeitsbedingungen vereinbaren. Do: 
fol geſchehen aud in gemeinfam feitgeftellten Tarifen. Bert Dr. Leidia hat 
aber gemeint, daß Tarife mit Nüdfiht auf den Erport nicht allgemein 
möglich feien. Gewiß, wenn er an Tarife gedacht hat, die jede einzeln: 
Frage bis ins fleinjte regeln follen, fo fönnte ihm Necht gegeben werden; 
aber in den Tarifen, die die deutichen Arbeiter erftreben, fol vor allem dai 
Recht der Arbeiter zur Anerfennung fommen, über die Arbeitsbedingungen 
mitzubeftimmen, und wenn diejes Recht im Grundfäglichen feine Anerkennung 
findet, dann braudt ein Tarif nit alle Einzelheiten feitzulegen, es Tann eine 
ausreichende Latitüde beftehen bleiben, Tarife diefer Art würden auch für 
auf den Export angemiefene Induſtrien vollfommen möglich fein. 

Sch habe mid) noch gegen ein Wort Dr. Leidigs zu menden, der da 
meinte, alle Organifationen ftänden in parteipolitifcher Abhängigkeit. Aud 
das iſt nicht ridtig! Der Verband der Deutſchen Gemerf: 
vereine hat allezeit Gewicht darauf gelegt, feine volle partei» und Firchen: 
politifche Unabhängigkeit zu befunden, und er hat an diefer Auffaſſung feit- 
gehalten, weil er überzeugt ift, daß nur dann alle deutſchen Arbeiter au’ 
einem Boden gemeinfam zufammenarbeiten fünnen, wenn die partei- und 
firdenpolitiihen Streitfragen ausgeſchieden bleiben. Er nimmt fich darin 
ein Beifpiel an den Organifationen der deutfchen Arbeitgeber, die ihre Mit 
glieder ohne Unterfchied der partei» und kirchenpolitiſchen Anſchauungen zum 
Zwed der Wahrung ihrer Intereſſen zufammenfafjen. 

Dann möchte ih noch ein Bemerkung des Herrn Bergmeijter Engel 
richtigftellen. Herr Engel hat Klage darüber geführt, daß die Arbeiter vor 
ihrer Freizügigkeit einen viel zu breiten Gebrauch) machen. Er hat behauptet, 
daß de facto im Nuhrgebiet 50 %0 der Arbeiter zweimal im Jahre ihr 
Stelle wechſeln. Ich hoffe, daß Herr Bergmeifter Engel feine Klagen üb« 
die Freizügigkeit der Arbeiter nicht jo hat auffaſſen wollen, daß dieſelber 
durch irgend eine gefeßgeberifche Maßnahme befchränft werden müßte. 
(Zuruf des Herrn Bergmeifter Engel: Ich habe nur eine Tatjache feitgeftellt. 


% 


Das Arbeitöverhältnis in den privaten Niejenbetrieben. 183 


Cie haben alfo nur eine Tatſache feftjtellen wollen. Dann möchte ich aber 
doch darauf hinmweifen, daß diefe Tatfache, ihre Richtigkeit angenommen, nur 
zutrifft für das Muhrgebiet, daß das Arbeitsverhältnis im übrigen doch ein 
länger dauerndes ift, und daß mir auch in deutſchen Betrieben Arbeiter 
haben, die jahrelang, folange fie überhaupt arbeitsfähig bleiben, in dem: 
jelben Betriebe tätig find. Wenn aber Herr Bergmeifter Engel einmal 
objektiv, nicht einfeitig vom Standpunft der Unternehmer, unterfuchen wollte, 
welche Urſachen diefer ftarfe MWechfel im Ruhrgebiet hat, dann würde er 
finden, daß in zahlreihen Fällen die Arbeiter durch das Verhalten der be- 
treffenden Betriebsbeamten provoziert werden, daß fie geradezu veranlaft 
werden, wieder aus dem Betriebe auszuſcheiden, indem man nicht Rüdficht 
genommen bat auf ihre Perfönlichkeit, ihren Charakter, ihre Eigenheiten. 
(Sehr ridtig!) 
Ich darf aud daran erinnern, daß das in den Gegenden mit Staatsbetrieb 
nicht anders ift, daß 3. B. im Saargebiet — das hat der befannte traurige 
Prozeß bekundet — die Abhängigkeit der Arbeiter in einem Mae befteht, 
daß diefe Dinge geradezu zum Himmel fchreien. ch glaube erneut betonen 
zu follen, daß unfere Forderung, die wir als organijierte Arbeiter ftellen, 
berechtigt tft, durch die Organifation mit den Vertretern der Unternehmer 
zu verhandeln, und ich möchte glauben, daß e3 im Intereſſe der deutfchen 
Induſtrie ſelbſt gelegen ift, wenn ein Meg gefunden wird, der Arbeiter und 
Unternehmer auf dem Fuße bürgerlicher Gleihberechtigung zufammenbringt. 
Die beitehenden Kämpfe werden auf die Dauer der deutfchen Induſtrie fehr 
gefährlich werden müfjen. Da follten auch die Unternehmer einlenfen, wenn 
fie wollen, dab in der Arbeiterfchaft ein ausreichendes Verſtändnis für die 
Bedeutung der Induſtrie allgemein plaßgreift. 
(Beifall.) 


Wirkliher Geheimer Oberregierungsrat Minifterialdireftor Dr. Thiel 
(Berlin), zur Gefchäftsordnung: Ich weiß nicht, meine Herren, ob meine 
Anficht geteilt wird, daß diefer Zehnminutenzwang eigentlich der Tod jeder 
Diskuſſion tft. 

(Sehr ridtig!) 
In diefer Zeit fann man eigentlich nur feine Stellung fejtlegen — und die 
ift bei den meiſten Rednern ſchon vorher völlig befannt —, aber ein Ein: 
gehen auf die Gründe des Gegners und eine längere Entwidlung von eigenen 
Gedanken ift unmöglid. Wir fünnen aber darüber nicht mehr diskutieren, 
es iſt ja durch den Beſchluß der Verfammlung entſchieden. Ich möchte nur 
an die 14 Redner, die noch gemeldet find, die Frage richten, ob ſie fich 
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nicht abpaaren können. Es werden doch viele darunter fein, die genau in 
diefelbe Kerbe hauen. Ich glaube, daß der Herr Präfident wohl geneigt 
fein würde, es zu genehmigen, wenn einer fommt und fagt: ich habe mir 
nod 10 oder 20 Minuten gefauft. 

(Heiterfeit.) 


Borfigender Profeſſor Dr. von Philippovid: Ich erfläre hiermit, 
daß ich meine Macht dahin auslege — und id bitte zu gejtatten, daß id 
das tue, ohne eine weitere Diskuſſion —, daß die Nebezeit, die wir nod 
zur Verfügung haben, auf die bisher angemeldeten Redner aufgeteilt wird 
und daß die Redner darüber verfügen können, mithin ihre Zeit auch an 
einen andern Redner abtreten fünnen. 
(Zuftimmung.) 


Dr. Jüngſt (Efjen): Meine Damen und Herren! Ich kann Ihnen 
die Mitteilung maden, daß id nur 5 Minuten fprechen werde. 

Herr von Rottenburg hat in ſehr interefjanter Weife die Schlüfje aus 
dem Weſen der Riefenbetriebe gezogen. Er ijt nicht dabei ftehen geblieben, 
von Möglichkeiten zu ſprechen, fondern er bat am Scluffe feiner Aus: 
führungen auch dargelegt, inwieweit fich diefe Möglichkeiten in der Erfahrung 
beftätigt gezeigt haben. Er ift ſoweit gegangen, den Mitgliedern des Kohlen— 
fyndifats Mangel an Altruismus zu vindizieren. 

(Widerfprud).) 
Ich habe mir den Ausdrud notiert. 
(Erneuter Widerfprud.) 

Sch habe fo verftanden; geftatten Sie mir, mich daran zu halten. Wenn 
das Syndifat oder feine Mitglieder wirklih durchaus egoiftifh Handelten, 
müßte das in erjter Linie zum Ausdrud fommen in dem Verhältnis des 
Arbeitslohns zum Gejchäftsergebnis. Dieſes Geſchäftsergebnis fpiegelt ſich 
nun wider in der Dividende der Werke. Ich geſtatte mir, Ihnen einige Zahlen 
(f. die Tabelle auf ©. 185) anzuführen, die Ihnen zeigen werden, daß der auf die 
Tonne Förderung entfallende Dividendenbetrag ſich jeit dem Jahre 1885 — weiter 
zurüdzugehen war nit möglich — in abjteigender Linie bewegt, während 
der auf die Tonne Förderung entfallende Lohnbetrag feit 1886 (nur bis 
zu diefem Jahre find die Löhne voll vergleihbar) geftiegen ift. Die ver 
Errechnung des Dividendenbetrags auf die Tonne zugrunde gelegte Statiftit 
umfaßt einen in den einzelnen Jahren mwechjelnden Anteil der Förderung des 
Oberbergamtsbeziris Dortmund. Im Jahre 1885 betrug diefer Anteil mur 
42 %/0 der Förderung, um dann im legten Jahre auf rund 70% zu fteinen. 
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Bon 1885—1892 ift nun von diefen Zehen auf die Tonne Förderung 
eine Dividende verteilt worden von 1,14 Pfennigen, dagegen in der Syndifats- 
zeit von 1893—1904 eine foldhe von etwas über 1 Pfennig, 1,04 Pfennige. 
In derjelben Zeit hat der Lohn auf die Tonne Förderung folgende Ent- 
widlung genommen. ch werde nur Durdhjchnittsziffern für eine größere 
Anzahl von Fahren geben, und zwar ftelle ich wieder die Jahre 1886 bis 
1892 mit der Syndifatszeit in Vergleih. In der Periode von 1886—1892 
ift auf die Tonne Förderung ein Lohn gelommen von 3,24 Mf., in der 
Syndifatszeit von 4,32 Mf. Wenn man den Lohn pro Tonne von 1886 bis 
1892 gleih 100 fett, fo ergibt fich für die Syndifatszeit ein folder von 
133,33, alfjo 33V, %o mehr. Nimmt man in gleicher Weife auch die 
Dividende auf die Tonne für den Zeitraum 1886—1892 mit 100 an, fo 
errechnet fi) dagegen für die Syndifatzzeit ein Sat von bloß 91,23, mit- 
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— | 68,65 | 1,04 | 4,32 


1893 bis 1904 gegen 1885 (1886) bis 1892, wenn 1835 (1886) bis 1892 — 100 
an = 91,23 133,33 
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hin annähernd 90 weniger. Sie fehen alfo, mie die Tatfachen gerade 
das Gegenteil der Deduftionen des Herm von Rottenburg als richtig erweijen. 

Sch möchte noch ein anderes Beijpiel anführen, das weiterhin beleuchten 
foll, daß man den hier vorgebradhten Deduftionen gegenüber etwas Borfidt 
an den Tag legen muß. Herr Profeffor Brentano hat gefagt, daß die 
Arbeitäwilligen bei dem lebten großen Bergarbeiterftreif — es waren ihre 
rund 60000 — fi aus den Bewohnern der Zechenhäujer refrutiert hätten. 
Das klingt ſehr einleuchtend ; aber es ift nur fchade, daß es nicht den Tat- 
fahen entjpridt. Herr Giesberts hat fchon darauf hingewieſen, daß dir 
Koloniebewohner fih ftarf am Streif beteiligt haben, und ich möchte mir 
geftatten, einige beweifende Ziffern hierfür beizubringen, und zwar habe id 
Zechen gegenübergeftellt, auf denen (nad) dem Stande des Jahres 1900, der 
fih inzwifhen faum nennenswert verjhoben haben dürfte) ein fehr hoher 
Prozentfah der Belegihaft in Zechenhäufern wohnt und andere, wo dieſer 
Prozentſatz ſehr gering ift. Da ergibt fih, daß fich auf der Zeche „Deuticher 
Kaifer”, die 79/0 der Belegfchaften in ihren Kolonien wohnen hat, 1,47° 
mehr am Streif beteiligt haben als im Geſamtdurchſchnitt des Bezirks, nämlid 
77,07 %/o gegen 75,6. Das gleiche gilt für „Neumühl“ mit rund 700% der 
Belegfchaften in Zechenhäufern; daſelbſt waren 13,36 °/o mehr am Streil 
beteiligt als im Durchfchnitt. Auf „Schlägel und Eijen”, wo die Kolonie 
bewohner 79,6%o der Belegfchaft ausmachen, ging die Streifbeteiligung 
fogar um 16°/o über den Durchſchnitt des Bezirf3 hinaus. Dagegen ſtreikten 
auf den Zehen „Minifter Achenbach“' und „Tremonia“, von deren Beler- 
ihaft nur 14,9 bzw. 4,8% in Zechenhäufern wohnen, 16,28 bzw. 12,48% 
weniger als dem Durchſchnitt entjpriht. Nur eine Ausnahme tft vorhanden, 
die Zeche „Courl“, auf der 77,400 der Belegihaft in Zehenwohnungen 
untergebradt find, und 20 %o weniger ftreiften als im Durchſchnitt. Aber 
die anderen Zahlen zeigen zur Genüge, daß die Deduftion, die Herr Pro— 
feffor Brentano vorgebradt hat und die ja ſehr nahe liegt, unrichtig if. 

Daraus ergibt fih für mid) der Schluß, gegenüber diefen Deduftionen 
die äußerſte Vorfiht walten zu laſſen; ih will nit fo weit gehen, daß id 
fage: auch gegenüber den Herren, die fo viel und jo wenig zutreffen? 
deduzieren. 


Pfarrer D. Naumann (Berlin): Meine Herren! Wer die Nor 
verhandlungen des Jenaer Barteitages der Sozialdemokratie verfolgt hat, de 
hat einen neuen Zweig volfswirtfchaftliher Wiſſenſchaft entſtehen feben. 
nämlich Die verfchiedenen Arten von Streiks genau unterfcheiden zu lernen. 
Bisher hatten wir nur den einen Begriff: Streik im allgemeinen. Set: 
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haben wir den Einzelftreif, den Gruppenftreif, den Demonitrationsftreif, den 
Sympathieftreif, den Maflenftreif, den Generalftreif, und es iſt felbft für 
den, "der alle Kautskyſchen Artikel gelefen hat (Heiterfeit), vorläufig noch 
immer ſehr ſchwer, die genauen Grenzlinien der verfchiedenen Streifgruppen 
zu faffen. Aber der Vorgang an fi ift überaus weſentlich und charafte- 
viftifh; denn diefe neue Problemjtellung zeigt, daß auch das Weſen des 
Arbeitsfampfes eine große Wandlung in der Gegenwart durhmadt. Bis- 
her hatten wir den einfachen, normalen, befannten Streit, die Auseinander- 
jeßung: wer hält es am längjten aus?, und wer es am längjten aushält, 
der hat dann die Möglichkeit, jenachdem, in den Friedensverhandlungen 
Arbeitszeit, Löhne ufw. zu beeinfluffen. Mit anderen Morten, wir hatten 
den Streif, dejjen normales Ende der Tarifvertrag iſt. Nun beſitzen wir 
über diefes normale Ende des Streife, den Tarifvertrag, in dem von Fanny 
Imle gejchriebenen Buche jetzt eine fehr wertvolle Dokumentenfammlung, aus 
der fih im ganzen etwa folgendes ergibt: die Sphäre, innerhalb deren diefer 
normale Abſchluß des Streits möglich tft, hört etwa dort auf, wo der 
Mittelbetrieb nach oben Hin aufhört. Es find zwar auch vereinzelte Ver— 
fuhe des Tarifvertrags oberhalb diefer Grenze gemacht worden, aber troß- 
dem iſt es eine Sphäre für fi, wo man dem Arbeiter in alter Weife nad 
liberalem Rezept den Streit empfehlen fann, um damit zum Tarifvertrag 
zu fommen, und eine ganz andere Sphäre ift oberhalb des Gebiets, wo mit 
feinem Streif für ſich allein ein Tarifvertrag erreicht werden fanıı, aus dem 
ganz einfachen Grunde, weil die elementare Frage: wer von uns beiden hält 
e3 am längiten aus? vom eriten Tag an für jeden rechnenden Menfchen 
entjchieden it. Wenn mir einmal einen Bergarbeiterjtreif wieder erleben, 
und wir haben vorhin gewiß mit allfeitigem Intereſſe gehört, was ein 
Vertreter des Berggebiets in diefer Hinficht zu uns gefagt hat, fo weiß von 
vornherein der Beteiligte und der Unbeteiligte, daß die Arbeiter einen Sieg 
im Sinne der alten riedensverhandlungen nicht erreichen fünnen, daß dieſe 
Streif3 von Haufe aus unter die neue Gattung der Demonftrationsjtreifs 
gehören. Denn feten wir felbjt den Fall, daß ein einzelner derartiger Streif 
einmal gewonnen würde, eine ganz bypothetifche Vorausſetzung, fo würde 
die Möglichkeit, eine Nüftung gegen die Wiederkehr folder Borfommnifje 
anzulegen, in den Händen der fombinierten Großinduftrie in höherem Maße 
vpthanden fein. Es ift nicht lange her, daß mir ein jüngerer Bankier ein- 
fach vorrechnete: Welcher Zinsverluft ift es, wenn wir uns einen bejtändigen 
Vorrat auf fo und fo viele Monate halten, der uns vor jeder Streif- 
niederlage — Streit im alten Sinne gedacht — während diefer Zeit abjolut 
behütet? 
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Mas folgt daraus? Daß der Arbeiter, wenn er überhaupt eine Ber- 
beſſerung feiner Lage haben will, den Streif nur unter dem Gefichtspunft 
des Appell an die übrige Bevölferung auffafjen kann. Das ift nun aud 
der wirklihe Verlauf des legten Bergarbeiterftreifs gemwefen, und darin liegt 
der große Unterfhied dieſes Streifs, 3. B. vom Grimmitfchauer Streif. 
Marum war die öffentlihe Meinung und warum war der Staat am Berg- 
arbeiterjtreif fo anders intereffiert ala in Crimmitihau? Etwa deshalb, 
weil e3 den Bergarbeitern fehlimmer ging als den Crimmitſchauer Webern ? 
Doch wahrhaftig nit; denn das Umgefehrte war in jeder Weife der Fall; 
fondern aus dem Gefühl heraus: Hier entwidelt fi eine neue Streifform, 
die unabfjehbar tft in ihren Folgen? Weil bei der gefühlten Ausjichts- 
lofigfeit der Großbetriebsarbeiter, deren Zahl beftändig im Wachen ift, der 
fhon immer teilmeife vorhandene Radifalismus der deutſchen AWrbeiter- 
bewegung unbedingt pſychologiſch wachſen muß. Solange es fein anderes 
Ventil der Arbeiterbetätigung gibt, und es gibt bis jet feins, und folange 
der Streit im alten Sinne ein ausfichtslofes Unternehmen ift, folange werden 
diejenigen Stimmen, die in der Sozialdemofratie im Laufe von drei Jahren 
die Situation volljtändig verändert haben, weiter an Kraft gewinnen. Wenn 
wir uns fragen, warum der Bernfteinihe Revifionismus innerhalb ver 
deutihen Sozialdemokratie eine folhe, nad) Jena muß man faft fagen, 
dauernde Niederlage erlitten hat, fo liegt auch diefes, um bei dem gewöhn— 
fihen Wort zu bleiben, in den öfonomifchen Berhältnifien; das heift, es 
liegt in der Situation, daß fi der Arbeiter mit feinem ganzen Gehirn 
feinen ruhigen Weg mehr ausdenfen fann, auf dem er normaler Weife zu 
einer Mitbeftimmung an feinem Geſchick fommen kann. So ift es dieſe 
Situation der Ausfichtslofigfeit, die zugleich unfer ganzes übrige politifche, 
gefellfchaftlihe und kulturelle Leben in Mitleidenschaft zieht. Wenn man 
den Vertreter der Großinduftrie hört, dann fcheint die Sache jo auszuſehen: 
weil die Sozialdemofratie fo radikal ift, deshalb können wir nicht nachgeben, 
deswegen dulden wir feinen Vertretungsförper, deswegen gehen wir nicht 
auf Verbände ein! Meine Herren! Gehen wir dod etwas gründlicher zu 
Merfe und fragen: warum ijt die Sozialdemofratie fo radifal bei uns in 
Deutſchland? Woher kommt das? Iſt das Naturell des Deutjchen etwa 
an ſich revolutionär? Haben etwa dieſe Arbeiter, die jet in Jena vertreten 
find, die im Deutſchen Metallarbeiterverband und in den Bergarbeiterverbänden 
vertreten find, die Revolution in Blut und Knochen, fozufagen als erbliche 
Belaftung? Ich möchte wifjen, woher diefe Söhne deutfcher Erde, erzogen 
in der Zucht des alten deutfchen Bolizeijtaates, von ihren Vätern ber das 
im Blute haben jollten, wenn nicht fonftruierte Notwendigkeiten diefe piycho- 
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logiſche Haltung unferer Arbeiterflafje hervorriefen, vor der wir jeßt ſtehen; 
und alle die, welde die Staatsfragen anjehen mit dem Intereſſe einer 
normalen Weiterentwidlung, müfjen fragen: wo liegen die ftaatserhaltenden 
Kräfte in unferem Staate und dürfen diejenigen fi unter die jtaats- 
erhaltenden rechnen, die den Radikalismus unferer Arbeiterfhaft durch 
Unnacdgiebigfeit mit faltem Bemußtfein ftärfen, wie es jet vor aller 
Augen liegt ? 
| (Lebhafter Beifall.) 

Indem wir vom Staatsbürgerbewußtſein aus die Frage der Arbeit in 
den Großbetrieben als eine nationale und politifche Frage betrachten, werden 
mir immer geneigt fein, objektiv zu hören, was von ſeiten der Großinduftrie 
gefagt wird, wenn fie behauptet: wir fünnen aber doch nicht mit dieſen 
Leuten verhandeln, wir fönnen nit auf ihre Verbände hören, wir fönnen 
feine Fabrikverfaffung haben! Warum nit? Zuerſt wird gefagt: weil 
allein mit dem monardifhen Brinzip überhaupt regiert werden fann! Es 
ift fein Zweifel, daß das monarchiſche Prinzip, nachdem es im Staatsweſen 
vielfach gelodert worden tft, in der Produktion eminent in die Höhe ge: 
ftiegen ift. WVielleiht fommen wir morgen darauf, zu fagen, daß aud den 
Befigern gegenüber die induftriele Monarchie der Betriebsfönige heute in 
ganz anderer Weiſe hervortritt als bisher. Denn wenn die erfte Stufe der 
induftriellen Entwidlung nad) der Formel von Marr hieß: „Die Trennung 
des Arbeiterd von den Betriebsmitteln“, fo heißt die zweite Stufe, die wir 
jeßt haben: „Die Trennung des Befigerd von der Betriebsleitung“ (ſehr 
gut!) und die Verfelbftändigung der Betriebgleitung an ſich mit der all- 
mählichen Rüdwärtsfhiebung der Beſitzer in das Reich einer willenlojen 
Rentenbeziehergemeinfchaft, die auch ihrerjeits genötigt fein wird, fich zu 
organifieren, wenn fie überhaupt noch etwas mitzureden haben will. 

(Sehr richtig!) 

Indem nun in diefer Betriebsleitung ein neuer Herrfchaftswille mon- 
archiſcher Art an der Spite fteht, verfündet diefe neue Monarchie das alte 
Evangelium aller gewejenen Monardien, nämlich, daß fie die einzige Form 
fei, unter der überhaupt die Geſellſchaft eriftieren könnte (fehr gut!), und 
diefe alte Verfündigung des Abfolutismus erfcheint heute noch mit derjelben 
Sicherheit, mit der Frievrih Wilhelm IV. erflärte, er wolle nicht, daß ein 
Blatt Papier fih zwifchen ihn und feine Untertanen ſchiebe. Sie wiſſen, 
daß es damals nicht übermäßig lange gedauert hat, bis diejes Blatt Papier 
fi dennoch dazwischen gejhoben hat, und daß die Konflikte, mit deren Hilfe 
dies geſchieht, bejjer vermieden werben follen, wenn man von vornherein 
das Kraftverhältnis Hug in Anfa bringt. Der Übergang zu einem kon— 
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ftitutionellen Syitem in den Großbetrieben wird im Laufe der Zeit ebenfo 
notwendig fein, mwie der Übergang des abfoluten Staats in die fonftitu- 
tionelle Form es geweſen ift (ſehr richtig!), und diefer Übergang des Staats 
in die Eonftitutionelle Form hat nicht den Untergang des Staats bedeutet. 
Dan hat gefagt, die Welt geht unter, wenn der Untertan Staatsbürger 
wird! Co fagt heute die Großinduftrie: Diefe Welt der Produktion geht 
unter, wenn der Untertan zum Mitarbeiter, wenn das Werkzeug zum Organ 
der Produktion wird. Aber fo wenig dereinft die Wandlung des Untertanen 
in den Bürger den Staat ruiniert hat — denn feit wann beginnt denn 
überhaupt bei uns die Aktivität des ganzen Bolfslebens? feit jener Los: 
löfung der Kräfte —, jo wenig wird die Großinduftrie durch Konjtitutionalis- 
mus ruiniert werden, fondern es wird eine Belebung, eine Hebung für fie 
jein, wenn auf normale, gefchichtlich korrekte Weiſe diefer Übergang voll- 
zogen wird. 

Die Großinduftrie jagt: Wir würden mit anderen verhandeln, aber mit 
Sozialdemofraten acht das nit, denn fie haben ja eine Theorie, die die 
Geſellſchaft umftürzt! Diefe Theorie ift nun aber in ihrem mwejentlichiten 
Teil die Theorie gewefen, die jebt in der Praxis von der Großinduftrie be: 
folgt wird. Denn was war an der fozialdemofratifchen Theorie außer all: 
gemeinen demofratiihen Sägen das Spezififche und Cigentümlihde? Das 
war die Behauptung: Diefes Syſtem der Wirtfchaft auf der Grundlage der 
freien Konfurrenz des Einzelunternehmers tft die wirtſchaftliche Anarchie, 
und an Stelle defjen muß ein Syſtem der geregelten und geleiteten Gefamt- 
produktion treten. Das war das Sozialiftifche in der Soztaldemofratie, und 
das Demofratifche hieß dann: Diefe Gefamtproduftion muß nachher demo- 
fratifch geleitet und durchdemofratifiert werden. — Gerade den fozialiftifchen 
Teil der fozialdemofratifhen Theorie haben in raſendem Fluge unfere Grof- 
induftriellen bis jegt zu verwirklichen begonnen; denn Die vor uns liegende 
Umgeftaltung der Kombination der großen nduftrie in jeder Faſſon ift 
nichts anderes als das. Und nun ftellt fi die Großinduftrie vor die 
Sozialdemokratie hin und fpriht im Ton des Handmwerfers und Bieder- 
meiers: Ihr wollt den Privatbetrieb jtören, ihr wollt einen Umſturz der 
Geſellſchaftsordnung! Nein, wenn es irgendwo Brüder gibt in der elementaren 
Auffafiung, dann ift es diefe Kombination der leitenden Ideen unferer 
Großinduftrie mit dem foztaliftifchen Gedanken innerhalb der Sozialdemo— 
fratie (ſehr gut!), und wenn man diefe elementare, theoretifche Gemeinfam- 
feit der Grundlagen zwifchen beiden Richtungen aufgefaßt hat, weiß man 
erſt, worum es ſich handelt. Es handelt ſich dann einfah um die Herrichafts: 
frage innerhalb eines Syſtems, über deſſen Grundlinten beide Teile unter 
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fih einig find. Es handelt fih um die Herrfchaftsfrage: Iſt Die neue Pro- 
duftionsleitung ariftolratifch oder demokratiſch? Und nur um dieje neue 
Auferftehung der alten Frage, die wir im Staat durchgelämpft haben und 
die und nun zum zweiten Male vergrößert und fomplizierter in der Induſtrie 
wieder begegnet, handelt es fich heute; und alles moralifhe Pathos über 
die Verworfenheit der Sozialdemokratie fann man ſich zur Not gefallen 
laffen vom Handwerker oder Bauer, aber wahrhaftig nicht von denen, deren 
ganze Phantaſie angefüllt ift von nichts anderem, als über das Land Hin 
ein Net von Drganifationen zu ſchaffen, in dem der einzelne Unternehmer 
nichts iſt als der Funktionär einer Gefellfchaft, die fchließlih von wenigen 
Köpfen geleitet wird. Es ift alfo der Kampf um bie monardifch - arifto- 
fratifche Führung der Anduftrie, um den es fich handelt, und die Formen, 
in denen der Kampf läuft, werden, ſoweit man aus der Gejchichte Iernen 
fann, ähnlich fein, wie der Kampf im Staate gelaufen ift, nämlid nad) 
den zwei Grundgedanften, einmal der Ermweiterung des Subjektes an fidh: 
der Staat wurde geleitet von einem; aus dem einen wurde ein er- 
weiterter Kreis; e3 trat Souveränitätsverteilung ein — und auf der anderen 
Seite der Kompetenzbegrenzung: der Staat war ſchrankenlos in feiner Aus» 
dehnung; er konnte alle Dinge maden, die er wollte, da aber traten die 
Kompetenzbefchränfungen ein, „Menfchenrehte” nannte man fie; das war 
eben das, was der Staat nicht durfte. In diefen zwei Richtungen, Subjefts- 
erweiterung und Kompetenzbegrenzung, liegt im Grunde das, was der Groß— 
induftrie gegenüber nötig ift, damit fie nicht zum ftaatsgefährlichen Element 
inmitten unfere® Staates, unferer Geſellſchaft werden fann. Und wenn bie 
Arbeiter dies tun, fo müſſen fie der Sympathie aller derer gewiß fein, 
denen an gejchichtlich normaler, deutſcher Staatsentwidlung liegt; und diefe 
Sympathien dürfen nicht den Arbeitswilligen gehören, diefen Hilfskräften 
jener zerftörenden Tendenzen, fondern die fräftigen Sympathien der für den 
Staat innerlid intereffierten Volksgenoſſen müfjen auf der Seite derer ftehen, 
die die Organifation der Arbeitsfräfte im Induſtriebetrieb Fräftigen und 
verallgemeinern wollen. Wir müffen deshalb von unferer Seite den Arbeitern, 
die noch nicht in Draganifationen hineingegangen find, zurufen: Mögt ihr 
euh im übrigen unterfcheiden durch Konfefjionen und durch alle möglichen 
anderen Auffafjungen und Bedingungen, ihr müßt heute in die Organiſation 
hinein; denn erſt wenn ihr darin feid, dann werdet ihr in ihnen und durch 
fie ein volks- und ftaatserhaltendes Element. Es kämpft in dieſer Frage 
fozufagen ein altes Jahrhundert mit dem neuen. Das alte Yahrhundert, 
an deſſen Anfang Kant und Fichte geftanden haben, das Jahrhundert, das 
vom Einzelmenſchen zu reden anfing, ift zu Ende gegangen; und kaum tit 
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die Türe des Jahrhunderts zugejchlagen, da fängt's von oben an: Laßt uns 

die wirtfchaftliche Einzelperfon begraben! Die Organifation der abhängigen 

Leute wird damit das NRefugium, wo der Geift der Individualitäten, der 

Geiſt des Jahrhunderts, das mit Kant und Fichte begonnen hat, fich hin- 

rettet, damit nicht Geift und Perfönlichkeit verfchlungen werde von mon- 

archiſcher Übermacht einer follektiviftifchen Leitung der Produktion. 
(Stürmifcher, Ianganhaltender Beifall.) 


Arbeiterjefretär Erkelenz (Düfjeldorf) !: Verehrte Anweſende! Nah 
der im großen und ganzen fehr treffenden Charafteriftif des Herrn Pfarrer 
Naumann ift es wohl ſehr jhwer, als nächſter Nedner zu dem zur Tages- 
ordnung ſtehenden Thema zu ſprechen. Wenn ich mir hinfichtlich der Aus- 
führungen des Herm Pfarrer Naumann eine Bemerkung geftatten darf, fo 
ift e3 die, daß er nach meiner Auffafjung die Ausficht eines Streiks im 
Bergbau zu gering ſchätzt. Ich fage ausdrüdlih im Bergbau, weil dort 
durch einen längeren Kampf ſehr wohl auch, ich will nicht jagen ein völliger 
Sieg, aber dod der Sieg erzielt werden fann, den Herr Pfarrer Naumann 
als dag normale Ende eines Streiks bezeichnet hat. 

Auf die Ausführungen einiger anderen Herren Redner will ich nidt 
eingehen, in Anbetracht der kurzen mir zur Verfügung ftehenden Zeit. Ich 
möchte nur erflären, daß aud nad meiner Anficht der Berein für Social- 
politif mit der Erörterung dieſes Themas ſich ein außerordentliches Verdienit 
erworben hat, ein Verdienſt auch um unfere Arbeiterorganifationen, fchon 
deshalb, weil man dort bisher der Verſchiedenheit der Verhältniffe in dieſen 
Riejenbetrieben mit den Verhältniffen in den übrigen Betrieben noch nidt 
die nötige Aufmerffamfeit geſchenkt hat, und meil ich hoffe, daß aus den 
heutigen Verhandlungen vor allem die Folge entjteht, daß man fich inner: 
halb der Arbeiterbewegung ſelbſt über die Verfchiedenheit der Organifationg- 
verhältniffe in den Großbetrieben flar wird. 

Wenn ich mit einigen Worten aud) feitjtellen darf, wo der eigentliche 
Großbetrieb figt, fo tft e8 neben dem Bergbau namentlich die Eifeninduftrie, 
während in allen anderen Induſtrien ein Großbetrieb doc nur verhältnie- 
mäßig felten vorfommt. In den Berufsgenofienfchaften im Steinbrud: 
gewerbe, in der Feinmechanik, im Mafchinenbau beträgt die durchſchnittliche 
Betriebsgröße faum 30—40 Arbeiter, während in der Anappichaftberufs- 
genofjenichaft die durchfchnittliche Betriebsgröße 319, in der rheinifch-weit- 


! Herr Erkelenz bat gebeten, einige fachliche Ergänzungen dem Schluß feiner 
Ausführungen beifügen zu dürfen. Es fchien dies dem VBorfigenden und Schrift: 
führer unbedenklich. 
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fälifchen Hütten- und Walzwerfberufsgenofjenfhaft 575 Arbeiter beträgt. 
Wir haben es alfo vornehmlich mit denjenigen Betrieben zu tun, die fi in 
unferen Gegenden befinden, und ich habe von diefem Gefichtspunft aus gegen 
einige der Forderungen des Herrn Profeffor Brentano Einwendungen zu er- 
heben, wie ich anderſeits diefelben in einigen Punkten zu ergänzen habe, 
und einige andere Forderungen aufftellen möchte. 

Herr Profeffor Brentano hat als Forderung aufgeftellt, daß die Be- 
drohung des Koalitionsrechts gefelich verboten werden müßte. Meine Herren! 
Soweit ih die Sache zurzeit überfehen fann, möchte ich jagen, daß ich mir 
von einem derartigen Verbot nicht gerade übermäßig viel verfpreche. (Sehr 
rihtig!) Wir haben eine Zeit gehabt, wo es den Arbeitern unmöglich ge- 
madht mwurde, für die Organifation tätig zu fein. Sie wurden entlaffen, 
weil fie innerhalb und außerhalb des Betriebs für die Arbeiterorganifation 
tätig gemwefen waren. Man ift heute fo fchlau geworden, mit diefer Be- 
gründung feinen einzigen Arbeiter mehr zu entlaſſen. Wenn man einen 
Stein ſucht, jo findet man ihn fehr ſchnell, und in den weitaus meiften 
Fällen werben die Arbeiter, die für jeden, der die Sache rein objektiv be- 
trachtet, entlaffen werden wegen ihrer Zugehörigkeit zur Organifation, unter 
einem anderen Grund entlaffen. Diejenigen, die auf diefem Gebiet befannt 
find, werden mir das bejtätigen. 

Für eine fehr vorzügliche Forderung, die fehr wirffam fein wird, halte 
ich die Forderung, daß Staatölieferungen nur an foldhe Werke vergeben 
werben, welche die Forderungen der Arbeiter anerkennen. Cinige Bedenken 
habe ich zunädft gegen die Forderung einer befonderen Berufsorganifation 
außerhalb der Organifation der heutigen Arbeiter. Ich habe dagegen einige 
Bedenken, nicht prinzipieller Art, weil nad meiner Auffafjung der Beruf 
für dieſe Großinduftrien faſt ausfcheidet. Wir haben fein einziges Eifen- 
werf, jondern wir haben die verfchiedenartigiten Berufe darin vertreten, die 
man nicht in einen Beruf zufammenwerfen fann. Das wären die Bedenken, 
ie ich gegen einen Teil der Ausführungen des Herrn Profefjor Brentano 
u erheben hätte. 

Ich möchte nun meinerfeits diejenigen Anforderungen aufftellen, die mir 
ei meiner Kenntnis der Verhältniffe in Rheinland und Weftfalen in den 
Sroßbetrieben ald notwendig erfcheinen. Zunächſt ift über die Verhältnifje 
n den Eifenwerfen, den Hodhöfen, den Walzwerfen feinerlei Klarheit vor- 
anden, man weiß gar nicht, wie die Dinge in diefen großen Induſtrien 
jegen. Während man im Bergbau eine eingehende, ausgearbeitete Statiſtik 
at, die faft auf jede denkbare Frage allgemeinen Charakters Auskunft gibt, 
yiffen wir von der Eifeninduftrie überhaupt nichts; ich habe vergebens ver- 

Schriften CXVI. — Verhandlungen 1905. 13 


194 Debatte. 


ſucht, für die heutige Verhandlung nah den verjchiedeniten Richtungen hin 
pofitives Material zu befommen. ch möchte deshalb an den Verein für 
Socialpolitif die Frage richten, ob er imftande iſt, einmal den Beirat für 
Arbeiterftatiftif oder eine andere Behörde zu veranlajjen, entweder einmalige, 
möglichit aber dauernde, ftatiftifche Feititellungen über die Arbeitsverhältnifie 
in den großen Eifenwerfen herbeizuführen. Dann würden wir viel klarer 
jehen als bisher. Es würde fih aber auch nad meiner Auffafjung genau 
jo wie für die Bergarbeiter mindeftens für die Feuerarbeiter die Forderung 
der achtſtündigen Schicht ergeben; denn die Lage der Arbeiter in den großen 
Eifenwerfen ift feineswegs günftiger als die Lage der Bergarbeiter, und die 
Unfälle und aud die Krankfheitsziffern find bedeutend höher als in anderen 
Induftrien. Während 3. B. in der Rheinifch-Meftfälifhen Baugewerks— 
berufögenofjenfchaft auf 1000 Arbeiter 32 Unfälle entfallen, betragen die 
Ziffern in der Knappfchaftsberufsgenofjenihaft 120, in der Rheiniid- 
Weitfälifchen Hütten- und Walzwerfsberufsgenofjenfhaft gar 183. Bei 
Krupp, der einzigen Firma, über die man Material hat, entfallen auf 100 
Mitglieder der Kranfenfafje 70,71 Krankheitsfälle, während der Reichsdurch 
fchnitt zwifchen 37 und 39 ſchwankt. Ein Hauptgrund der hohen Unfall- 
ziffern ift die Arbeiterfluftuation. Auf der Friedrich Alfredhütte bei Rhein— 
haufen traten in einem Monat von 716 Arbeitern deren 208 aus. 

Dann möchte ich befürworten, daß feitens der Gefeßgebung das Verbot 
der Abgabe von Waren an die Arbeiter durd das Werf ausgefproden wird. 
Ich Inüpfe dabei an das an, was fich bei Gelegenheit des Bergarbeiter- 
ſtreils mit großer Eindringlichfeit bei der Gewerkſchaft „Deutfcher Kater“ 
gezeigt hat, welche ihre Arbeitskräfte nit nur in ihren eigenen Befigungen 
angejiedelt hat, fondern auch alle Konſumwaren für die Arbeiter Liefert. 
Infolge diefes Umftandes wäre es feinerzeit faſt möglich gewejen, während 
des Streits die dortige Arbeiterichaft ganz vom Warenfonfum abzuſchließen. 
Es fommt dazu, daß die Arbeiter in der dortigen Konfumanftalt gepumpt 
befommen und alfo aud in diefer Richtung von den Arbeitgebern abhängig 
find. Wir haben beim Streit die Erfahrung gemacht, daß es nach drei- 
tägiger Dauer des Streils fihon notwendig wurde, in die Kolonie Neumühl 
52000 ME. Geld hineinzufteden, weil die Leute überhaupt nicht mehr im- 
jtande waren, Waren zu faufen, weil fie bei der Konfumanftalt verjchuldet 
waren und fein Geld hatten, und weil fie, wenn nicht Geld hineingejtedt 
worden wäre, ſchon am nächſten Tage teilmeife wieder zur Arbeit gegangen 
wären. 

Ich fordere die zwangsweiſe Einführung des Eonftitutionellen Fabrik: 
betriebes. In jeder Werksabteilung ift ein Arbeiterausfhuß zu wählen, dem 
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die Beihlußfaffung über Arbeitszeit, über Strafen, über den Abſchluß von 
Affordtarifen uſw. obliegt. Dieſe Arbeiterausfchüffe der einzelnen Abteilungen 
wären in einem Fabrikausſchuß zufammenzufafien, der Appellationsinftanz 
zu fein hätte, wie er auch über allgemeine Betriebseinfchränfungen ufw. zu 
beichließen hätte. Dieſen Fabrifausihüffen wäre eine befondere Abteilung 
in der Bezirksarbeitsfammer zuzumeifen. 

Ich fordere volle Selbjtverwaltung der Mohlfahrtsfaffen. Ebenſo die 
Rüdzahlung der vom Arbeiter gezahlten Beiträge beim Austritt aus dem 
Arbeitsverhältnis. Nach offiziellen Angaben der Firma Krupp wurden aus 
Anlaß der Kriſe im dortigen Merk entlafjen: 

1900 . . . . 94 Arbeiter 

1901 . . . . 461 ” 

1902 . . . . 664 — 
worunter ſich ſieben mit einer Dienſtzeit von über zehn Jahren befanden. 
Sie alle gingen ihrer eingezahlten Beiträge zur Penſionskaſſe verluſtig. 

Ich fordere wöchentliche Lohnzahlungen. Das jetzige Lohnſyſtem führt 
mit Naturnotwendigkeit zum Borgſyſtem. Der Lohn bleibt jetzt 22 Tage 
lang ſtehen, im Bergbau noch länger. Ein Arbeitgeber mit 10000 Arbeitern 
gewinnt durch dieſe Lohneinhaltung an Zinſen jährlich rund 20000 Mt. 
Der Schaden der Arbeiter iſt jedoch viel größer. 

Die Arbeiterorganiſationen ihrerſeits müſſen ſich der Frage beſonderer 
Betriebsverbände für die Arbeiter zuwenden. Die heutige Agitationsmethode 
und Organiſationsform wirkt in den Rieſenbetrieben nicht, ſie iſt den Ver— 
hältniſſen anzupaſſen. 

(Beifall.) 


Profeſſor Dr. Bernhard (Poſen): Meine Damen und Herren! Es 
ift unzweifelhaft, daß die Worte des Heren Profejjor Brentano, die heute 
bier im Saale fo viel Beifall fanden, morgen früh den Zeitungslefern als 
ein greuliches Attentat auf die deutfche Induftrie erfcheinen werden, und id) 
bin auch davon überzeuat, daß mancher, der heute hier mit geröteten Wangen 
Herrn Pfarrer Naumann laufhte, morgen blaß fein wird. Das iſt die 
„Schwäche der öffentlihen Meinung”, von der Erzellen; von Rottenburg 
vorhin ſprach, die Schwäche diefer Meinung befonders den Arbeiterverhält: 
nifjfen gegenüber, und doc müfjen wir uns im wejentlichen auf dieje öffentliche 
Meinung ftüben, und da fragt es fih: Sit denn die öffentlihe Meinung 
überhaupt orientiert? Sind denn die Grundlagen für die Fragen gelegt, 
Die wir heute hier verhandelt haben? Ach leugne das, und es ift leicht, es 


zu bemeifen. Die Wiſſenſchaft der Nationalöfonomie hat bisher zur Arbeiter- 
13* 
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frage erft das erfte Kapitel gefchrieben. Die ganze Literatur, auf der 
unfere foziale Gejeggebung beruht, behandelt im wefentlihen nur die 
Arbeitsbedingungen. Das zweite Kapitel dagegen, das Hauptfapitel, 
ift noch nicht gefchrieben, und dieſes zweite Kapitel wird zu handeln haben 
vom Arbeiterleben. Das ift ein ganz unbekanntes Land. Was miljen 
wir denn heute überhaupt von der Herkunft, von der Zufammenfeßung, von 
der Bewegung unferer Induftriearbeiter? Nichts! Es ift ein unbekanntes 


Land. 

(Widerfprud.) 
O doc, meine Herren! Erinnern Sie fi nicht, wie kürzlich das „Tagebuch 
eines Arbeiters” aufgenommen wurde, als fei es eine Botſchaft aus einer 
ganz fremden Welt? Wie ift das zu erklären? Wir wiffen vom Arbeiter 
nichts, wir fennen ihn nicht. 

Diefes zweite Kapitel vom Arbeiterleben alfo ift zu fchreiben, und in 
diefem Kapitel wird der Hauptparagraph handeln von der „Regulierung 
des Arbeiterlebens durch die Wohlfahrtseinrihtungen“. 

Sch glaube nun, es ift die Bedeutung des heutigen Tages, daß zu 
diefem Hauptparagraphen heute der Grund gelegt worden ift; denn bisher 
hat man ſich nur darüber geftritten, ob eine MWohlfahrtseinrichtung eine 
himmlische Gabe ift oder ein Danaergefchent. Auf der einen Seite ſah man 
Profeſſor Albreht Material anhäufen, auf der anderen Seite fämpfte Pro: 
fefjor Brentano, Mit einem Wort, man ftand fich fchroff gegenüber. Heute 
hat man fih, glaube ich, wenigſtens über zwei Säße geeinigt: 1. Es gibt 
in der deutſchen Induſtrie prachtvolle MWohlfahrtseinrichtungen der Unter: 
nehmer, die nichts zu wünſchen übrig lafjen, au vom Standpunkt des 
Sozialpolitifers. Aber auch der zweite Sat kann nicht mehr angezweifelt 
werden, der jo lautet: Es gibt in Deutfchland auch eine „Wohlfahrte- 
ſtlaverei“, und ich fonftatiere, daß diefer Satz von Herrn Dr. Leidig nidt 
nur nicht widerlegt worden tjt, fondern er hat nicht einmal den Verſuch 
gemacht, ihn zu widerlegen. 

Das find die beiden Sätze. Es gibt Arbeiterfürften im evelften Sinn, 
aber e3 gibt aud eine Wohlfahrtsfflaverei. Diefer Kontraft reizt natürlic 
dazu, das Gebiet des Arbeiterlebens einmal zu unterfuchen. Aber da jchallt 
und eben ein Ruf entgegen, den ich gern vor das Forum hier bringen 
möchte, der Ruf: das find interne Angelegenheiten der Betriebsleiter! Be- 
achten Sie, mas das heißt, meine Herren! Das heißt 3. B.: das Leben 
der 20000 Arbeiter, welche die Allgemeine Elektrizitäts-Geſellſchaft beſchäftigt, 
ift eine interne Angelegenheit der Direktion jener Werke. Sobald man den 
Verſuch macht, in das Arbeiterleben, in das Volksleben einzubringen, wird 
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die Türe dem Forſcher vor der Nafe zugefchlagen, und dann wundern fid 
die Herren, wenn ehrenwerte Profefjoren anfangen, durch die Schlüffellöcher 
zu guden, 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren! Vieles wäre befjer und manches aufgeklärt, wenn bie Unter- 
nehmer endlich aufhören wollten, das Arbeiterleben als Gefchäftsgeheimnis 
zu behandeln. Dann fönnten wir au dem Vorwurf des Herrn Dr. Jüngſt 
begegnen, der vorhin fagte, daß wir „nur deduzierten“; dann fünnten wir 
induzieren. 


Gewerfvereinsbeamter Gleihauf (Berlin): Geehrte VBerfammlung ! 
Ich denfe, daß am heutigen Tage von miffenfchaftlicher Seite aus zur 
Genüge die Notwendigfeit der Arbeiterberufsorganifationen infolge der 
Zuſammenſchließung der Unternehmerfräfte dargetan wurde. Es ift nur 
noch notwendig, jene Einwände zu widerlegen, die von dem Vertreter der 
Arbeitgeberverbände hier erhoben worden find. Da fliege ich mich voll 
und ganz meinem Vorredner an, der behauptete, man fennt das Arbeiter- 
leben noch nicht fo, wie e3 notwendig wäre, um fich ein richtiges Urteil 
von Urſache und Wirkung zwiſchen Arbeiterorganifationen und den großen 
Kartellen maden zu fünnen. Wenn ein Vertreter der Arbeitgeber fagen 
fann, alle Arbeiter haben ja die Gelegenheit, bis an die Spite des großen 
Werkes gehen zu können, jever einzelne Arbeiter fann feine Beſchwerde direkt 
beim erſten Direftor vorbringen, dann behaupte ich frifchweg, diefer Herr 
verjteht die Verhältniffe nicht, wie fie tatfählih in den großen Niefen- 
betrieben für die Arbeiter liegen. Der Arbeiter, der es wirklich wagt, an 
Die Spite heranzutreten, und das vielleicht zweimal tut, hat jo viel Inſtanzen 
vor fich, daß diefe leicht in der Lage find, ihn bei der nächiten Gelegenheit 
aus diefem Betriebe zu entfernen. 
(Sehr ridtig!) 

Die große Konzentration in diefen Betrieben hat es mit fich gebracht, daß 
die Leiter derartig große Aufgaben zu erfüllen haben, daß fie nicht in der 
Zage find, all den Eleinen Schmerzen und Beſchwerden der Taufende von 
Arbeitern, die fie befchäftigen, nachgehen zu fünnen. Was für den einzelnen 
Arbeiter eine Eriftenzfrage bedeutet, das iſt für den großen Werksleiter eine 
Bagatelle, und mit folden Bagatellen darf man ihm nicht tagtäglich fommen. 
Der Arbeiter, der fich befchwert, ift fchon vorher ſcharf gekennzeichnet, weil 
ver Werkbeſitzer zu allererft dem Werkführer recht zu geben geneigt ijt, weil 
»r mit feiner Betriebsleitung in erſter Linie auf die MWerfführer und 
Betriebsbeamten angewiefen ift, und erft, wenn vielleicht in zehnfach ein- 
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wandfreier Weiſe das Unrecht des betreffenden Werkführers nachgewieſen ift, 
erft dann vielleicht fünnte einmal dem Arbeiter fein Recht zu teil werben. 
Aus dem immer weiter in die Arbeiterfreije eindringenden Gefühl Heraus, 
daß fie bei den heutigen großen Riefenbetrieben nicht in der Zage find, als 
einzelne Menfchen ihre Rechte wahren zu können, ift der Gedanke der 
Drganifation entftanden, der nun feit über 30 Jahren gefeglich befeitigt ift. 
Mie heute noch Vertreter der Arbeitgeberverbände hierher treten und be 
haupten fönnen, es würden den Arbeitern, wenn fie für ihre Organifationen 
nur außerhalb der Werkftätten agitierten, feine Hinderniffe in den Weg gelent, 
das verftehe ich wirflih nidt. Wie kann Herr Regierungsrat Leidig jo 
ahnungslos fein angefihts der jüngften Vorfommniffe in der Gelbmetall- 
inbuftrie in Berlin? Hat denn Herr Leidig gar feine Kenntnis von den 
Verhandlungen, die erft in den letzten Tagen in Berlin zwijchen den 
Drganifationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer ftattgefunden haben? 
(Zuruf: Sehr gut!) 

Sch bin durch Diskretion gebunden, die Namen und die Perfonen und bie 
betreffende Induſtrie nicht zu nennen, aber es ift eine Induſtrie, in der ſich 
erft in den legten drei Jahren ganz gewaltige Kämpfe abgefpielt haben. 
Dort gingen die Vertreter der Arbeitgeberverbände jo weit, daß fie endlid 
zugeftehen wollten, daß eine Schlihtungsfommiffion eingerichtet werben folle; 
aber in diefer Kommiffion jollten zirfa 20 Punkte, die vorfommende Diffe: 
renzen betreffen, nicht behandelt werden dürfen, jo daß bei Ausfchaltung 
aller diefer Punkte nichts mehr übrig geblieben wäre für die Arbeiter, als 
anzuerfennen, daß die Arbeitgeber das Necht haben, jeden einzelnen Arbeiter 
beim Eintritt in die Arbeit zu fragen, ob er organifiert fei oder nicht. Es 
wäre Selbftmord gemwejen, wenn die Arbeitervertreter auf ſolche Bedingungen 
eingegangen wären. Aber heute nod wird in Berlin jever Arbeiter gefragt, 
ob er einer Drganifation angehöre oder nit, und wie viel Hunderte von 
Möglichkeiten gibt e3 nicht vom oberfien Werlsleiter herab bis zum unterjten 
Vorarbeiter, darauf hinzuwirken, daß organifierte Arbeiter zurüdgefegt und 
möglichjt wenig organifierte Arbeiter in den Betrieb aufgenommen werden. 

Es ift mit vollem Recht hervorgehoben worden, daß die heutigen großen 
Rieſenbetriebe überhaupt nicht mehr bloß eine Frage des nterefjes für 
Arbeitgeber und Arbeiter find, weil eben durch die Folgen von Zwiſtigkeiten 
in ſolchen Niefenbetrieben ganz große Gemeinden und Kommunalweſen auf 
das fchwerfte geſchädigt werden fünnen. Die Offentlichleit und die all: 
gemeine Sympathie wird fich deswegen jenen Männern der Wiffenfchaft und 
Praris zuwenden, die bejtrebt find, die Notwendigkeit der Arbeiterberufs- 
organifationen zur vollen Anerkennung zu bringen und das Verftändnie 
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dafür in immer weitere Kreife hineinzutragen, wenn nur die eine Möglichkeit 
für die Zukunft vorliegt, das deutſche Volk vor gewaltfamen Erfehütterungen 
zu bewahren, wenn es gelingt, einen Weg zu finden, um in gefeglich vor: 
gejchriebener Art und Weiſe die miderftreitenden Intereſſen in irgend einer 
Form auszugleichen. ch freue mich, feit über zwanzig Jahren einer foldhen 
Arbeiterberufsorganifation anzugehören; ich freue mich, naddem ich ſelbſt 
über 30 Jahre ald Arbeiter zum Teil in großen Betrieben gearbeitet habe, 
daß endlich einmal das Leben des Arbeiter im Großbetriebe vor die große 
Öffentlichkeit gezogen wird, jenes Mannes, der heute vielfah an Bildung 
feinen Werfführer überragt, der oft fachlich und moralifch nicht dem entfpricht, 
was man von einem Borgefegten erwarten darf. Was für ein Gefühl 
müſſen ſolche tüchtige, intelligente Männer haben, die fortgefegt ihr Wiſſen 
vermehren, wenn fie gezwungen find, unter folchen moralifch nicht voll- 
wertigen Vorgefegten zu arbeiten, und wenn ihnen feine Möglichkeit gegeben 
ift, fi gegen ſolche Verhältnifje zu wehren ? 

Sch bin mit dem Herm Vorredner der Meinung, ſolche Tagungen, wie 
wir fie heute haben, haben, wenn fie nur größeres Wiffen über die tatjäch: 
lichen Verhältniffe in die breite Öffentlichkeit tragen, ihren Zwed vol erfüllt. 

(Beifall.) 


Schriftſteller Klam (Eſſen): Meine Herren! Herr Profefjor Bernhard 
aus Pojen hat mit dem ihm eigentümlichen Pathos betont, daß die öffent- 
lihe Meinung über die Verhältniffe der Arbeiter in feiner Weiſe orientiert 
fei, und hat behauptet, daß unfere Gelehrten infolge der herrſchenden Ver— 
hältnifje durchs Schlüſſelloch in die Arbeiterverhältniffe refp. die Fabriken 
hineinjehen und dort laufen müßten. Angefihts der geradezu ind un- 
endliche gefponnenen Zahl von Werfen, die uns das Arbeiterdafein, die 
Arbeiterverhältnifje auseinanderjegen, ift das eine ganz merfwürdige Be- 
hauptung. Wir haben foviel Statiftifen über die Arbeiterverhältnifje, und 
aus diefen hat man foviel herausgezogen, daß es mwirfli nicht mehr am 
Plate ift, zu fagen, daß in Fabrifbetrieben ein Geheimnis überhaupt möglich 
it. Meine Herren! Es iſt vollftändig unmöglih, ich habe mich darüber 
bei uns im Nuhrrevier überzeugt, daß zwei Arbeitgeber miteinander etwas, 
ohne behorcht zu werden, ald Geheimnis verhandeln könnten, es ift völlig 
ausgeſchloſſen, daß eine foldhe Verhandlung nicht in 48 Stunden im ganzen 
Revier bekannt ift. Es gibt feine Geheimnifje mehr. 

Sch wende mich nun zu den Ausführungen des Herrn Pfarrer Naumann, 
der jagte: Es müſſen fich die Verhältniffe in gefhichtlih normaler Weiſe 
entwideln. Meine Herren! Das iſt auch ein merfwürdiges Wort, das von 
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der gefchichtlih normalen Weiſe. Es fragt ſich dabei immer nur darum, 
wo man bei der Betradhtung der einzelnen Ereignifje der Gefhichte anfangen 
und wo man abbrechen fol. Ich will Ihnen jagen, wie die Verhältnifie 
ſich gefchichtlicd normal entwideln. Wir haben vorzügliche, geradezu klaſſiſche 
Berfpiele dafür. Ich erinnere an die Kämpfe der Patrizier und Plebejer 
im alten Rom, an die Kämpfe der Graffi und Poppolani in Florenz, und 
aus neuerer Zeit an die Kämpfe zwiſchen Ständen und Zünften noch zur 
Beit der Helvetit und während der Mediationsafte in der Schweiz. Aber 
nehmen wir das Haffifchfte Beifpiel, das der franzöfifchen Revolution. Meine 
Herren! Man fagt immer, daß es im Wege der Konzejfionen möglich ift, 
Verföhnungspolitif zu treiben. Es hat vielleicht nie eine größere Konzeffion 
gegeben und wird faum eine größere je wieder geben, als wie die in der 
ſchwülen vierten Auguſtnacht von 1789, in welder der vom Freiheitöhaud 
der Savanna beraufhte Marquis de Noailles feine Kollegen vom Adel und 
den Klerus bemog, auf ſämtliche Vorrechte zugunften des dritten Standes 
zu verzichten. Meine Herren! Hat diefe folofjale Konzeffion vielleicht den 
dritten Stand befriedigt? Nein, es kamen immer mehr Konzeffionen, eine 
nach der anderen, ohne daß es zu einem Frieden gefommen wäre, und wenn 
die eiferne Fauft eines glüdlihen Soldaten nicht dazwiſchen gefahren wäre, 
wären wahrfcheinlih zum Scluffe nur der accusateur publie, eitoyen 
Fouquier-Tinville und monsieur de Paris, der Henker Sanfon übrig geblieben, 
um das deal von liberte, fraternit6 et &galit& zur Verwirflihung zu bringen. 

Es iſt vollftändig ausgefhloffen, daß im Wege einfeitiger Konzefftonen 
eine Berföhnung miderftreitender Intereſſen zuftande fommen fann. So wird 
demnach der Kampf offen und ehrlich zwifchen den fich gegenüberftehenden 
Weltanfhauungen durhgefochten werden müfjen, und diefer Kampf wird um 
fo ehrlicher und offener durchgelämpft werden, um fo früher fein Ende finden, 
wenn die Herren Profefjoren, die man allgemein mit dem Namen der 
Kathederfozialiften bezeichnet, jene eigentümliche Betätigung einftellen, endlich 
aufhören (Unruhe), jede Handlung, und ich gejtehe zu, vom Standpunkt ver 
Arbeiter als eine edle, ideal-ſchöne zu loben, wenn aber von feiten der 
Arbeitgeber in ihrem nterefje diefelbe Handlung ausgeübt wird, fie ala 
gemeinftes und ſcheußlichſtes Verbrechen Hinzuftellen. Das Aufhören diefer 
Art von Tätigkeit der Herren Kathederjozialiften wäre im Intereſſe einer 
baldigen Beendigung des Kampfes ſehr erwünſcht. 

(Erneute Unrube.) 


Privatdozent Dr. Harms, Tübingen: Meine Herren! Wenn mir 
uns die lebhafte Arbeiterbewegung im legten Jahre anfehen, fo werden bei 
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ung verſchiedene Gefühle ausgelöft. Etlihe unter uns werden jagen, ja, 
das iſt ledigli ein Ausdrud unferer Konjunktur; die Arbeiter benugen eben 
die günftige Wirtfchaftsfonftellation dazu, um das ihnen früher in der Baiffe 
verloren Gegangene mwiebereinzubringen. Zu einem Teil ift das zweifellos 
richtig: Wenn immer Baifje und Haufje mwechfeln und immer Baifje zur 
Folge hat, daß der Arbeiter in bezug auf feine Eriftenzbedingungen wieder 
bis an die Grenze des Möglichen heruntergebrüdt wird, jo wird er natürlich 
die nächſte Haufe benugen, um feine Eriftenzbedingungen wieder befjer zu 
geftalten, was mit anderen Worten zur Folge haben muß, daß jene unlieb- 
jamen Kämpfe niemals aufhören. Wie Hauffe und Baiffe, jo werden aud) 
Krieg und Frieden im Erwerbsleben einander ablöfen. Dieje, ich darf 
fagen peſſimiſtiſche Auffaffung, wird von unferen modernen Sozialpolitifern 
nicht geteilt. Sie find vielmehr der Meinung, daß gerade dieſe wilden 
Kämpfe den Anfang einer bejjeren Zeit bedeuten, ja, eine folche unmittelbar 
einleiten. Maßgebend für diefen Standpunkt ift die einfchlägige Entwid- 
lung in England, mo ebenfalld den jetzt vorherrfchenden friedlichen Ver- 
hältnifjen eine wilde Drangperiode voranging. Im allgemeinen fagt man: 
Die Entwidlung wird fo gehen, daß fi auf beiden Seiten die Parteien 
— Arbeiter und Unternehmer — organifieren. Stehen fi dann die Gegner 
in zwei Gruppen gegenüber, fo werben beide Teile den Kampf meiden. Es 
ift das Prinzip des bewaffneten Friedens, das man hier in das gewerbliche 
Leben einführt. 

Indeſſen, meine Herren, id) möchte, gerade an der Hand der Thefen, 
die Herr Geheimrat Brentano aufgeitellt hat, davor warnen, daß wir ung 
im Hinblid auf das engliſche Beifpiel allzu vertrauensvoll diefer Anficht 
von der natürlichen Entwidlung zuwenden. ch glaube vielmehr, daß in 
Deutjchland die Sache wejentlih ander liegt, denn hier haben fich die 
Unternehmer fo ſtark organifiert, daß — wenigſtens fo weit bie Großunter- 
nehmer in Frage fommen — die Arbeiter ihnen gegenüber madtlos find. 
Zum Beweife hierfür brauche ich nicht einmal auf die A.B.C.-Ausfperrung 
hinzumeijen, denn auch fonjt ftehen den Unternehmern fo viele Machtmittel 
zur Verfügung, daß die Arbeiter in vielen Fällen gar nicht daran denken 
fönnen, ihren Standpunkt durchzuſetzen. Vor allem ijt hier die fchon in 
anderem Zufammenhange erwähnte Entperfönlidung des Kapitals wirffam. 
Diefe drängt den an der Spige eines Unternehmens Stehenden geradezu 
dahin, unter allen Umjtänden hohe Dividenden herauszumirtfchaften. Und 
um Dies zu fönnen, iſt er gezwungen — nicht felten gegen feine bejjere 
Überzeugung — den Arbeiterforderungen entgegenzutreten. Es gibt gewiß 
Aftionärverfammlungen genug, die mit Wohlfahrtseinrichtungen, hohen 
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Löhnen ufw. einverftanden find, wenn daneben anftändige Dividenden aus- 
gefhüttet werden. ch möchte aber jene Generalverfammlung fehen, die 
dem Leiter ein Lob fpendete, wenn er fagte: ja, Dividenden fann ich nidt 
geben, aber das und das ift den Arbeitem an Wohlfahrtseinrichtungen 
zuteil geworben. 
(Sehr ridtig!) 

Es iſt den Leitern abjolut fein Vorwurf zu maden, wenigftens in vielen 
Fällen nicht, fondern die Macht der Verhältniffe ift es, die hier mitfpridt. 

Muß man fomit m. E. der fog. natürlihen Entwidlung ziemlid 
jfeptifch gegenüberftehen, jo fragt fi, was denn überhaupt zur Abwendung 
der hier entjtehenden Gefahr geichehen fann, was die Sozialpolitik angefichts 
diefer Verhältnifje tun fol. Nun, ich meine, es ift zunächſt wichtig, daf 
wir uns frei maden von jenem noch in erfledlihem Maße auf uns ae 
fommenen Geifte des laisser faire, laisser passer. Wir haben zwar in 
der letten Hälfte des 19. Jahrhunderts den ſog. Mandheiter-Liberalismus 
glüdlich überwunden, aber doch ftehen wir in bezug auf die Regelung des 
AUrbeitsverhältniffes noch jet vollftändig in feinem Banne. Um nidt mif- 
verjtanden zu werden: ch fordere feineswegd, daß etwa der Staat ober 
irgend eine Organifation der Arbeiter auf die Geitaltung des Unternehmens 
als folden einen Einfluß gewinnen follen. Im Gegenteil. Wir bürger: 
lihen Sozialreformer find der Meinung, daß wir die Blüte der deutfchen 
Induftrie in erfter Linie der Tatkraft unferer Unternehmer verdanken. Der 
Unternehmer vor allem ift Träger der Produktion. So lange unſere Volks— 
wirtfchaft auf privatwirtichaftliher Grundlage beruht, ift es in erfter Linie 
der Unternehmer, von deſſen Tätigfeit der Gang des Wirtfchaftslebens ab- 
hängig ift. Ihn trifft die Verantwortung für das Gejhid einer Unter- 
nehmung, feiner Initiative ift e8 zu danken, wenn Handel und Wandel er- 
freulihden Auffhmwung nehmen. Dieje verantwortungsvolle Tätigkeit dei 
Unternehmers aber ift bedingt durch völlige Handlungsfreiheit in bezua 
darauf, was und wie produziert werden fol. Es wäre m. €. töricht, die 
unumfchränfte Initiative des Unternehmers in diefer Beziehung auch nur 
um ein Jota einfchränten zu wollen. Auf einem ganz anderen Gebiete in- 
defien fteht die Geftaltung der Bedingungen, unter denen der Arbeiter dem 
Unternehmer feine Kräfte zur Verfügung ſtellt. Hier fordern wir mit aller 
Schärfe die unbedingte Parität, das weitejtgehende Mitbeitimmungsrecht für 
den Arbeiter. Und, um zum Ausgangspunkt zurüdzufehren, wenn wir nun 
jehen, daß die neuere Entwidlung dahin geht, daß dem Arbeiter dieſes 
Recht verfümmert werden fann, jo müfjen mir uns fragen: was ſoll ae 
Ihehen, um bier erträgliche Verhältniſſe zu Schaffen? Ich glaube, wir tun 
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in diefer Richtung einen großen Schritt, wenn wir uns entfchließen, 
Drganifationen ins Leben zu rufen, in denen Unternehmer 
und Urbeiter gezmungenermaßen zufammmenmwirfen müffen. 
Die mir zu Gebote ftchende Nedezeit geftattet mir leider nicht, näher auf 
die Frage befonderer interefjenvertretungen von Arbeitern und Unter: 
nehmern (Arbeitsfammern) einzugehen. Nur die eine Frage möchte ich er- 
örtern: Wie kann ſolche nterefjenvertretung ftreifverhütend wirken? Herr 
Geheimrat Brentano hat mit Recht ausgeführt, daß für diefe Drgani- 
fationen der Verhandlungszwang nötig ift. Die Gegner fagen nun freilich, 
daß und aud damit nicht gedient fei, denn was folle beifpieläweije ge- 
ſchehen, wenn 200000 Bergarbeiter in den Streif eintreten, ohne fih um 
den Verhandlungszwang gefümmert zu haben. Man könne doch die Leute 
nicht ins Gefängnis fteden. Nun, ich meine, auch hier gibt eö einen Aus- 
weg. Wenn gefeslich beftimmt wird, daß ein Streif oder eine Ausfperrung 
nit vorgenommen werden darf, bevor Verhandlungen Bla gegriffen haben, 
fo wird man beifügen müfjen: Wenn trogdem die Arbeiter in den Streil 
eintreten, jo iſt auf die Kafjen ihrer Berufsvereine (letzteren ift die Rechts— 
fähigkeit zu geben) feitens des Staates Beſchlag zu legen. 
(Widerfprud).) 

E3 muß dann aud von Staats wegen dafür geforgt werden, daß feine 
DVerfammlungen abgehalten und feine Druckſachen verteilt werden dürfen. 
Ich möchte ſehen, ob ein ftarfer Staat nicht die Macht hätte, auf dieſe 
Weiſe feinen Gejegen Achtung zu verfchaffen, bezw. den Verhandlungszwang 
durchzuführen. Wenn aber die Unternehmer ausfperren, ohne von dem 
Verhandlungszwang Gebrauch gemacht zu haben, fo ijt den Arbeitern der 
zivilrechtliche Anfprudh auf den ausgefallenen Lohn einzuräumen. Mögen 
uns folde Maßnahmen zunächſt wenig jympathifch fein, e8 wird ung troß- 
dem nicht3 übrig bleiben, als im Hinblid auf die Regelung des Arbeits- 
verhältniffes nad neuen Recdtsnormen zu ſuchen. Dem Staate erwachſen 
hier Aufgaben, denen er fich auf die Dauer nicht entziehen Tann, wenn 
anders er verhindern will, daß die fozialen Klaſſenkämpfe unferer Zeit 
Schließlich eine Form annehmen, die unfere fulturelle und wirtfchaftliche 
Meiterentwidlung auf das ſchwerſte bedrohen. (Der Redner bricht wegen 
Ablauf feiner Redezeit ab.) 


AUrbeiterfekretär Fiſcher, Neutlingen: Sehr geehrte Berfammlung ! 
Geftatten Sie, daß ich ald Vertreter der evangelifhen Arbeitervereine 
MWürttembergs einige Worte fage. Es wurde verfchiedentlich die öffentliche 
Meinung geftreift, und namentlich der Vertreter der Großinduftrie hat dieſe 
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fehr ins Treffen geführt, und zwar als einen Gefichtspunft, der den Arbeitern 
zu Nuten fomme. Es fommt ja vor, daß fie auf feiten der Arbeiter ift, 
aber jehr oft ift fie, namentlih wenn fie von der Arbeitgeberzeitung be 
einflußt ift, nicht auf feiten der Arbeiterfchaft. In der öffentlihen Mei- 
nung ift fehr oft die Stimmung gegen die gefamte Arbeiterbewegung, man 
fagt 3. B., es fei eine begehrlihe und unzufrievene Maſſe. Die Arbeiter: 
bewegung wird ja noch viel mit allgemeinen Schlagworten abgetan. Für 
diefe Kreife, das gebe ich zu, trifft es zu, daß fie die Arbeiterverhältnifie 
überhaupt noch nicht oder nicht genügend fennen. Aber warum bat man 
von jener Seite aus vor der öffentlichen Meinung, wenn fie einmal nidt 
bloß ausfchließlih auf feiten der Arbeitgeber ift, fo fehr Angft! Warum 
brauchen denn die Arbeiterorganifationen und die Arbeiter ſelbſt diefe nicht 
fo fehr zu fürdten? Nur deshalb, weil wir und nit nur auf die öffent- 
lihe Meinung ftügen, fondern auch auf die Gerechtigkeit mit unferen For— 
derungen bauen, weil wir die öffentliche Meinung nur dann für uns in 
Anfprucd nehmen und nur darauf Wert legen, daß, wenn biefelbe mit un: 
feren Forderungen der Geredhtigfeit übereinjtimmt, fie und dann allerdings 
auch zugute fommt. 

Es ftehen ja heute die Verhältniffe der Arbeiter in den Großbetrieben 
zur Debatte, und wenn ba einer der Herrn Vorrebner gejagt hat, es jei 
bedauerlih, daß das religiöfe Bedürfnis und Verftändnis der Arbeiterflafie 
immer mehr zurüdgehe, man dann aber erlebt, daß von feiten der Groß— 
betriebe die Arbeiter, und zwar auf Grund der Wohlfahrtseinrichtungen, 
nicht bloß verhindert werben, fih an mirtfchaftlichen Organifationen zu be 
teiligen, fondern daß man fogar, wenn man einen evangelifchen Arbeiter. 
verein gründen will, auf Widerftand nit nur von feiten der Direktion 
ftößt, fondern auch auf den Widerſtand des Pfarrers, der von dort beeinflußt 
ift, dann gibt man Heren Pfarrer Naumann ohne weitere recht, wenn 
er fagt, auf diefem Wege feine Konzeffionen zu machen, wäre tatſächlich ein 
Mangel an idealer Gefinnung der Arbeitgeber. Da kann man der Arbeiter 
fchaft dann nicht mehr fommen und fagen: die Kirche ift fein Klaffeninftitut 
u. dergl., jondern man ift felber geneigt, zuzugeben, daß die Kirche ein 
Klafjeninftitut ift, und zwar in erfter Linie im Dienfte des Großfapitalismus, 
wenn die Mohlfahrtseinrichtungen derartig ausgebeutet werden. Und fie 
werden es, ich weiß das aus einem Großbetriebe in Württemberg. 

Was den Zwang der Verhandlungen bei Streitigkeiten anlangt, fo ift 
ja ſchon von berufener Seite ausgeführt worden, daß es lediglich der Herren- 
ftandpunft der Arbeitgeber ift, und daß nicht Gefichtspunfte des Konkurrenz 
fampfes u. dergl. die Arbeitgeber, namentlich die Großinduftriellen,, davon 
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abhalten. Warum find denn die Arbeitnehmerorganifationen diejenigen, 
die in erfter Zinte zu Verhandlungen geneigt find und zwar unter un- 
parteiifcher Zeitung? Weil wir wiederum den Standpunft der Gerechtigkeit 
im Auge haben; die Arbeitnehmerorganifationen fordern nicht einfeitig ihr 
Recht, fondern fie wollen Gerechtigkeit walten lafjen, deshalb brauden fie 
Verhandlungen nicht zu ſcheuen. 

Es gäbe ja noch manches herauszugreifen, aber mit Rückſicht auf die 
vorgejchrittene Zeit und die Länge der Nebnerlifte will ich fchließen und 
nur noch kurz an eines erinnern. Wenn man fich immer darüber beklagt 
und namentlich nad) dem Jenaer Parteitag, daß der Nadifalismus in der 
Arbeiterbewegung zunimmt, und dann fagt, daß man deshalb die Arbeiter- 
organifationen nicht anerfennen könne, fo fann man ſich darauf nicht ftüßen. 
Man kann nur entweder die Berufsorganifationen anerkennen und dann die 
herausgreifen, die grundfäßlich nicht mit einer politifchen Partei zufammen- 
hängen, und erflären, man wolle mit ihnen zufammenarbeiten; oder aber 
man muß fo ehrlich fein und den feigen Standpunkt verlaffen, fich Hinter 
einer zufälligen radifalen Bewegung zu verfchanzen und zu fagen, wenn das 
beifeite gelafjen werde, dann wolle man verhandeln. Aber auf zwei Adhieln 
Waſſer tragen, das läßt fich die deutfche Arbeiterfchaft auf die Dauer nicht 
mehr bieten, jondern man wird annehmen müfjen, die Arbeitgeber wollen 
grundfäßlich den Herrenjtandpunft innehalten und die Hörigfeit wieder ein- 
führen. Es gibt Leute genug, die das wollen, und die Hörigfeit wird jegt 
viel Schlimmer und ganz anders empfunden al3 von den früheren Bauern, 
weil an die Arbeiter von heute ſehr viel größere intellektuelle Anfprüche 


gejtellt werden. 
(Bravo!) 


Generalfefretär Dr. Aler. Tille (Saarbrüden): Meine Damen und 
Herren! Ich möchte nun vor allem zum Thema des heutigen Tages fommen. 
E3 find in den letzten zwei Stunden eine Reihe recht interefjanter Aus- 
führungen gemacht worden, die aber alle Dinge betrafen, die mit unferer 
Spezialfrage nur in fehr lofem Zufammenhang ftehen. Thema des heutigen 
Tages ift das ganze Arbeitsverhältnis in den deutſchen Großbetrieben, das 
Arbeitsverhältnis nach allen Seiten hin. Allerdings liegt die Schuld, daß 
die Erörterung eine fo einfeitige Richtung eingefchlagen hat, zweifellos an 
dem einleitenden Referate. Statt uns ein Bild zu geben von dem Arbeits- 
verhältnis in den deutfchen Großbetrieben, den Unterſchieden zwiſchen ihm 
und dem Arbeitsverhältnis in den Mittel- und Kleinbetrieben, den Unter- 
ſchieden zwifchen dem Arbeitsverhältnis von heute und in der Vergangenheit, 
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bat una Herr Geh. Nat Brentano einen fozialmoraliftiihen Wunfchzettel 
vorgetragen, wie man die von ihm als vorhanden angenommenen Verhält- 
nifje ändern könne. Da fühle ih mich nun verpflichtet, etwas nachzutragen 
über die wirklichen Arbeitöverhältniffe im heutigen Großbetrieb. 

Zunächſt ift es eine befannte Tatfadhe, daß unfere Bevölferung ſehr raſch 
wädhit und daß im Deutfhen Reich die Vermehrung der Arbeitsgelegenheit 
mindeſtens mit diefer Bevölferungszunahme Schritt gehalten hat. Aber, 
meine Herren, fie ift im letten Jahrzehnt noch weit jtärfer gewefen als diefe 
Zunahme. Wenn Sie einmal das Statiftiihe Jahrbuch für das Deutſche 
Neich zur Hand nehmen und ein wenig rechnen, werden Sie finden, daß 
feit 1895 die Einwanderung in das Deutfche Reich jtärker gewefen ift als 
die gefamte Auswanderung, daß alfo ein Überfhuß von Arbeitern in jedem 
Jahre in das Deutſche Reich einwandert, daß wir dauernd eine Fremden— 
zufuhr haben. Sie ſchwankt von Jahr zu Jahr. Seit 1895 ift fie vor- 
handen. Das bedeutet, Daß die Bermehrung der Arbeits: 
gelegenheit im Deutſchen Reih noch rafdher vor fih ge: 
gangen ift als die Bevölferungszunahme. 

Meiter, wenn Sie die Statiftif der Großbetriebe und der Kleinbetriebe 
vornehmen und fi anjehen, wie viel Arbeiter heute und vor zehn Jahren 
auf die NRiefenbetriebe und wie viele auf die anderen entfallen, fo werben 
Sie finden, daß die Riefenbetriebe in viel rafcheren Schritten gewachjen find 
in ihrer Arbeiterzahl als die nduftriearbeiterfhaft im allgemeinen. Und 
das ift der Fall gemejen, obgleich gerade in den Riefenbetrieben eine Fülle 
von arbeitfparenden Mafchinen eingeführt worden find, welche die Arbeiter: 
zahl verringerten! Wenn alfo etwas wahr ift, dann iſt es das, daß die 
Tätigfeit der modernen deutfhen NRiefenbetriebe das 
Allermeifte in Schaffung von neuer Arbeitsgelegenbeit 
für die deutfhen Arbeiter geleiftet hat, und ich meine, wenn man 
von den Arbeitsverhältniffen in den Niejenbetrieben fpricht, müßte man doch 
dieje Tatjache von vornherein anerkennen. 

Aber, meine Herren, etwas Weiteres! Es gibt feinen Teil der deutfchen 
Snduftrieproduftion, in dem fo hohe Löhne gezahlt werden, wie in den 
Sroßbetrieben. Es ijt vielleicht einigen der Anmwejenden befannt, daß id 
jelbjt zu einigen der größten Großbetriebe im Deutſchen Neihe in nahen 
perfönlichen Verhältniffen ftehe. Ich kann Ihnen die Zahlen aus Dielen 
Betrieben mitteilen. Es find die Eifenhütten des Saargebietes. Bei um: 
beläuft fih das Jahreseinkommen des ftändigen gelernten Hüttenmannes auf 
zwifhen 1400—1600 ME, das Einfommen der ungelehrten ermwachjenen 
Arbeiter, der Handlanger, rund auf 900 Mt. Der Gefamtdurdfchnittslohn 
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der erwachjenen Arbeiter beträgt 1232 Mf. Nun mag man mir irgend 
eine Gruppe der deutfchen Induſtriearbeiterſchaft außerhalb der Riefenbetriebe 
nennen, wo der Zohn der gelernten Arbeiter 1400—1600 Mi. und der 
Durchſchnittslohn der erwachſenen männlichen Arbeiter 1232 Mf. beträgt. 
Ich bin überzeugt, das ift unmöglich. it es aber unmöglich, dann find die 
Arbeiter der Niefenbetriebe im mefentlichiten Punkte des Arbeitsverhältniffes, 
im Lohne, befjer geftellt als die Arbeiter anderer Betriebe, Woher alfo die 
Behauptung, ihr Arbeitöverhältnis fei ein fchlechteres ? 

Hier muß ich zunächſt einen Punkt nadtragen, auf den zwar Herr 
Dr. Leidig ſchon andeutungsweife gefommen ift, der aber gewöhnlich völlig 
vergefien wird. Es gibt Heute nicht mehr den Arbeiter. Wer noch von 
dem Arbeiter redet, ift einfach unmifjend auf dem Gebiete der induftriellen 
Produktion. Wir haben heute genau wie in England die gelernten Arbeiter 
und die Handlanger, die zwei ftreng gefchievene Klaffen bilden, in unferen 
Großbetrieben, d. h. eine Scheidung zwifchen einer gelernten Induſtrie— 
arbeiterf haft und ungelernten Handlangern. Das fommt in dem einen 
Betrieb fo, in dem anderen fo zum Ausdrud; aber vorhanden tjt der Unter- 
ſchied überall. ch kann in jedem Knappfchaftsverein, bei den Krankenkaſſen— 
beiträgen mie den Beiträgen für Penfionsfaflen in den Beitragsflafien die 
Grenzlinie ziehen, bis zu welcher der gelernte Arbeiter geht und bei welcher 
der ungelernte Arbeiter anfängt. Da ift nämlich immer eine Klafje ver- 
hältnismäßig ſchwach beſetzt; das ift die Grenzfcheide. Diefe fpezielle Form 
der modernen Entwidlung der Arbeiterverhältniffe in den Riefenbetrieben 
muß man fennen, wenn man die Berhältnifje überhaupt verftehen will. Es 
ift ganz etwas anderes, ob ich die Verhältniffe des Handlangers, der mit 
der Schippe arbeitet, oder den Haushalt des gelernten Arbeiterö anfehe, 
defjen Tagelohn in einzelnen Fällen bis auf 8 und 10 ME. fteigt. 

Eine gerechte, volle Würdigung müßte auch die Meijtergehälter noch 
mit bereinziehen, da die Meifter ja aus dem Arbeiterftande hervorgegangen 
find. Nur wenn man die Frage in diefer Weiſe anfaßt, wird man ein 
Bild von den Arbeiterverhältniffen in den großen Betrieben gewinnen fönnen. 
Ich muß aber hinzufügen, daß unfere Großbetriebe faſt ausnahmslos auch 
noch die tehnifhe Ausbildung des Arbeiters Efojtenlos be- 
forgen. In unferen fünf Niefenhütten an der Saar treten die Leute 
entweder ſchon als jugendliche Arbeiter ein oder fpäter als einfache un- 
zelernte Arbeiter und werden von ber Hütte für die Spezialdienſte aus- 
zebildet. Die Fähigiten fteigen in verhältnismäßig furzer Zeit bis zur 
rreichbaren Höhe empor. Die unterften Schichten bleiben natürlich unten 
ım Boden fiten, und bis nicht ein Modus gefunden wird, ihre Leijtungen 
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zu fteigern, folange wird man auch nicht ihre foziale Stellung heben können. 
Das ift gerade der Punkt in der Auffafjung der übermältigenden Mehrheit 
der deutjchen Induſtrie, in dem fie ſich fcharf unterfcheidet von der Auffaffung 
des Herrn Profefjor Brentano. Es ift Ihnen ja befannt, daß Herr Pro— 
fefior Brentano einmal ein Buch gefchrieben bat über Arbeitslohn, 
Arbeitszeit und Arbeitsleiftung. Herr Profeſſor Brentano fängt ſolche Sachen 
häufig am falfchen Ende an. 
(Lachen.) 

Die Grundlage ift die Arbeitsleiftung, daraus ergibt ſich der Arbeits 
lohn und die Arbeitszeit. Die Betriebe mit einer hohen Form der Arbeits- 
leiftung haben überall in der Welt die Fürzefte Arbeitszeit. Das hat fih 
bis ins einzelnfte, 3. B. bei dem großen Mechanikerſtreik in England im 
Jahre 1897 und 1898 gezeigt. Dieſes Kaufalverhältnis muß auch Herr Pro- 
feffor Brentano fchließlich anerkennen; denn er nimmt bei feinen Deduftionen 
ausdrüdlich die unfähigen Arbeiter des Dftens, die Indier ufm. aus. 

Nun fomme ich zu einer weiteren Frage. Es ijt wiederholt von den 
Tarifverträgen gefproden worden. Auf dem Gebiete des Baugewerbe: 
hält man es 3. B. für einen riefenhaften Erfolg, wenn es gelingt, die 
Arbeitgeber von ungefähr 5000 Arbeitern und ihre Arbeiter zufammen- 
zubringen und zwifchen ihnen einen Tarifvertrag zu fchliefen. Ob das 
vorteilhaft ift, will ih im Augenblid dahingeftellt fein laſſen. Wenn id 
nun ein großes Hütten- und Walzwerk habe, das an ſich ſchon 5000 Arbeiter 
befchäftigt, wozu da noch einen folchen Vertrag? Da ift ja fchon eine Stelle 
da, die mit einer riefengroßen Mafje von Arbeitskräften den Arbeitävertrag 
ſchließt. Daß man da noch die Forderung jtellen will, daß bier nun gerade 
zwifhen mehreren jold großen Arbeitgebern und einer Zahl von vielleicht 
30000 Arbeitern ein Tarifvertrag gefchlofien werden müfje, halte ich für 
unnötig. 

Sch will nun noch auf die Frage des Tarifvertrages jelbjt näher 
eingehen. Sch muß auch da die Auffaffung des Herm Profeſſor Brentano 
ala eine jchiefe Auffafjung bezeichnen. Er hat uns ala Allheilmittel Schieds- 
gerichte und alles mögliche vorgefchlagen. a, meine Herren, wofür denn? 
In der ganzen Geſchäftswelt ift das Schiedsverfahren bereit heute in einem 
alle üblich: bei ftrittiger Auslegung eines gejchloffenen Vertrages. Dies 
gilt auch vielfah von Verträgen zwifchen Unternehmern und Arbeitern; da 
ift entweder das Gewerbegericht oder das orbentliche Gerichte zuftändig, oder 
es wird ein bejonderes Schiedsgericht eingefekt. 

(Lachen.) 
Ich wiederhole, wenn es ſich um Auslegung eines geſchloſſenen Vertrags 
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handelt, gibt es fajt überall in der Gejchäftswelt das Schiedsverfahren, und 
wenn feine gütliche Einigung zuftande fommt, wird das ordentliche Gericht 
angerufen. Aber, meine Herren, wer in der Gejchäftsmwelt hat fonft ſchon 
jemals einen freien Vertrag unter dem Zwang eines Schiedsgerichts gefchloffen ? 
Ih will mir eine Wohnung mieten; fie gefällt mir nicht. Der Beſitzer 
meint, ich müfje jie mieten ; er ruft ein Schiedsgericht an, ob ich die Wohnung 
mieten muß oder nicht. 
(Zacdhen.) 


Ich will Ihnen fofort die Brüde zu diefem Beifpiel bauen. Es find hier 
eine Anzahl Damen anmwejend. Nehmen wir an, ein Dienftmäbchen fommt 
zu Ihnen. Sie jagen: „Soviel Lohn will ich geben; das und das haben 
Sie dafür zu leiften.” Nun erklärt das Mädchen: „Nein, ich will mehr 
Zohn haben.” Wenn man fih nun nit einigen fann, ja dann fommt 
eben der Vertrag nicht zuftande. Das iſt überall in der Welt fo. Aber 
was würden Sie jagen, wenn das Dienftmädchen ein Schiedsgericht zu dem 
Zwede anrufen wollte, daß es einen höheren Lohn erhalte? 
(Erneutes Lachen.) 


Das ift diefelbe Sache. Ste ſchlagen genau dasfelbe vor, wenn Sie jagen: 
wenn ein Unternehmer mit dem Arbeiter fich über den Lohn nicht einigen 
fann, fol, nad) Ablauf einer etwaigen Kündigungsfrift, ein Schiedsgericht 
entjcheiden, welcher Lohn gezahlt werden foll. Das ift eine Abjurbität. 
Die Vertragsfreiheit im wirtjchaftlichen Leben ijt eines unferer größten Güter, 
und in dem Moment, wo fie aufgehoben würde, würde unfer Wirtjchafts- 
(eben dem fozialiftifhen Staat mit Riejenfchritten zufchreiten. So ift es, 
meine Herren; ein Ausnahmegefeg für Niefenbetriebe wollen Sie; mas Sie 
für den Arbeiter in diejen fordern, mögen Sie auf anderen Gebieten de3 
Ermwerbslebens ſelbſt nicht in die Wirklichkeit umfeten. Das tft das Be- 
jeichnende. Ich will noch ein Beifpiel dafür geben, daß Sie hüben und 
yrüben mit verjchievenem Maße meſſen. ch habe gefehen, daß ein großer 
Teil der anmwefenden Damen und Herren das Verhalten der fogenannten 
Arbeitswilligen verurteilt. Ihre Sympathien find in diefem Fall auf feiten 
yer Streifenden, und gegen die Arbeitämilligen find Sie eingenommen. So 
jt e8, wenn Arbeiter in Frage fommen. Wenn aber Unternehmer in Frage 
ommen, nimmt diefelbe Verfammlung den umgekehrten Standpunkt ein. 
Eine große Zahl der Anwefenden iſt nämlich gegen die Kartelle eingenommen. 
Dort find infolgedefjen die outsiders die gefeierten Helden. In dem einen 
sall nehmen Sie Partei für die Koalition und gegen die outsiders und 
m andern Falle umgekehrt. So wird doch mit verfchiedenem Map gemejjen. 
Schriften CXVI, — Berbandlungen 1905. 14 
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Meine Damen und Herren! Wenn ein Vertrag nicht zuftande fommt 
auf Grund einer freien Vereinbarung, dann wird er eben überall in der 
Geſchäftswelt nicht geſchloſſen, und feine gefeßgeberifche Macht der Welt kann 
jemand zwingen, einen PBrivatvertrag zu ſchließen, den er nicht Schließen will. 
Wohin ein ſolches Verlangen führt, hat Herr Dr. Leidig bereits angedeutet. 
Es führt dazu, daß, wenn der Staat den Unternehmer zwingt, beftimmte 
Arbeiter einzuftellen, er aud die Arbeiter zwingen muß, bei einem Unter: 
nehmer zu arbeiten, bei dem fie nicht arbeiten wollen, und daß er außerdem 
das finanzielle Rififo für den Betrieb des Unternehmers übernehmen muf, 
womit wir mitten drin im Sozialismus ftehen. Diefe Konfequenzen lehnen 
Sie heute noch ab. Aber auf dem Gebiete der Arbeiterverhältniffe fordern 
Sie Dinge, die ih einfach mit den angeführten Beifpielen auf andere Ver: 
hältnifje übertragen habe. 

Noch einige Worte über die Wohlfahrtseinrihtungen. Diele 
haben früher für eine gute Sache gegolten, und man lobte die Unternehmer, 
die fie einrichteten. Unternehmer, die feine jchufen, wurden als hartherzia 
und unzugänglich für menſchliche Gefühle verfchrien. Meine Herren! Heute 
ift es umgelehrt. Plötzlich follen die Wohlfahrteinrichtungen ein Anechtungs- 
mittel fein. a, meine Herren, wenn jemand von den anmwejenden Rednem 
verfucht hätte, nachzuweiſen, daß dort, wo die heroorragendften Wohlfahrts 
einrichtungen vorhanden find, die Löhne niedriger wären ald wo anders, oder 
daß dort die Streiks feltener wären, daß dort die Arbeitswilligen fich ftets 
refrutiert hätten aus den Leuten, die die MWohlfahrtseinrihtungen genießen, 
dann mollte ich dagegen nichts jagen. Aber ein derartiger Nachweis it 
abjolut nicht erbraht worden und nad) meiner Anſicht aud nicht zu erbringen. 

Es ift dann die Frage geftelt worden von Herrin Pfarrer Naumann: 
warum jagen die Unternehmer, wir fünnen eine Konftitution oder ein Mit: 
beſtimmungsrecht der Arbeiter bei den Arbeitsbedingungen in den Fabriken 
nicht einführen? Nun, zuerft muß man dagegen fragen: welche Gründe 
haben denn die Herren, die jagen, daß eine ſolche Verfafjung in den Fabriken 
eingeführt werden müfje? Unfere heutigen Verhältniffe haben die deutjche 
Induſtrie groß gemadt, und jolange nicht ein durchſchlagender Grund gegen 
fie angeführt ift, wird man gut tun, bei diefen Verhäliniffen zu Bleiben. 
Aber das deutſche Unternehmertum, die große Mafje der deuten Induſtrie, 
hat jehr ſchwerwiegende Gründe, folde Saden abzulehnen, und ebenfo, 
Tarifverträge abzulehnen. Meine Herren, folange es möglich ift, daß in 
Rheinland, und Weitfalen 195 000 erwachſene Männer, von denen der größte 
Teil Reihstagsmwähler find, einfach durch VBertragsbrud die Arbeit nieder: 
legen, folange fehlt doch diefen Kreifen "zweifellos diejenige fittliche Reife 
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(lebhafter Widerſpruch), die die Vorausfegung für die Verleihung wichtiger 
neuer Rechte bilden muß. Wenn derartige Dinge nur vereinzelt vorfämen, 
fo fann man fagen, das geſchieht überall. Aber wenn auf einen Schlag 
195000 Männer einen Vertragsbruch begehen fünnen, dann find doch nicht 
die Vorausfegungen gegeben, auf Grund deren man die beiden Parteien 
als für den Vertragsfhluß gleich hinftellen fönnte, 
(Lebhafter Widerfprud).) 
Haben Ste Schon einmal gehört, daß 195000 Unternehmer einen Arbeits- 
vertrag gebrochen haben? Ich möchte diefe Gleichitelung auch in anderer 
Hinfiht nicht für richtig halten. Der Unternehmer fteht faßbar mit jeinem 
Unternehmen da und haftet mit feinem gefamten Kapital, feiner Stellung 
und allem für etwaige Rechtsanſprüche des Arbeiters; dem Arbeiter dagegen 
ift meift nicht® abzunehmen. Schon darin liegt eine ungeheuere Ungleichheit 
hinfichtli des Vertragsabſchluſſes! 
(Große Heiterkeit.) 
Das Geſetz ſucht nicht etwa diefe Ungleichheit möglichft zu befeitigen, nein, 
e3 fanktioniert und vermehrt die Ungleichheit noch. S’e wiffen, daß der 
Unternehmer fi ausbedingen fann, daß er im Falle eines Kontraftbruches 
den ſechsfachen Tagelohn des Arbeiters zurüdbehalten darf; wenn aber 
anderfeit3 der Unternehmer den Vertrag bricht, ift er dem Arbeiter haftbar 
für den zmwölftägigen Tagelohn, d. h. für die 14tägige Kündigungsfrift. 
Alfo auch da wieder die Ungleichheit, daß der Unternehmer das gleiche 
Verhalten doppelt fo ſchwer zu büßen hat wie der Arbeiter. Wenn das die 
Grundlagen find Hinfichtlih der Gleichheit beim Vertragsabſchluſſe, dann 
weiß ich nicht, was Ungleichheiten find. Wenn man daran gehen wollte, 
eine wirtſchaftliche Gleichheit — die niemals zu erreichen fein wird — zu 
konstruieren, dann müßte man diefe trennenden Merfmale erft aus der Welt 
ſchaffen. Ih glaube nicht, daß das anders möglich fein wird als durch 
fehr weitgehende Zwangsmittel. Der eine Herr Vorredner hat ja foldhe 
gegen die Arbeiter vorgefhlagen — und er würde davor wohl aud nicht 
gegen die nduftriellen zurüdichreden —, aber ich glaube nicht, daß das 
genügen würde. Entweder heben wir die Vertragsfreiheit überhaupt end- 
gültig auf und etablieren den Grundfag: der Staat hat das Recht, jeden 
beliebigen Staatsbürger zu jedem beliebigen Vertrage zu zwingen (Heiterkeit), 
oder wir lafjen auch hier die perfönliche Freiheit walten und überlafjen dem 
Unternehmer das heilige Recht, den Arbeiter anzunehmen und zu entlafjen, 
ven er will, und überlaffen dem Arbeiter die Freiheit, bei dem Unternehmer 
zu arbeiten, bei dem er mill. 
(Beifall und Widerfprud).) 
14 * 
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Profefior Dr. Mar Weber (Heidelberg): Meine Damen und Herren! 
Nicht auf alles, was der Herr Vorredner gejagt hat, gehe ih ein. Ich 
möchte namentlich die etwas „übermenſchliche“ Logik mit dem Dienjtmädcen 
und feinem Mietövertrag Herrn Profeffor Brentano überlafien, da ich die 
Verfammlung nit um das äfthetifche Vergnügen bringen möchte, weldes 
eine Kritik jeinerfeits ihr bieten wird. 

Der Herr Vorredner ſprach fein Erftaunen darüber aus, daß es nad) 
dem „fittlihen Standard” der deutſchen Arbeiter möglich geweſen fei, daß 
195 000 Arbeiter unter Brud des Kontraft3 ohne Kündigung die Arbeit 
niederlegten. In der Tat: eine fehr auffallende Erjcheinung! Weit auf: 
fallender aber als fie felbit ift, was nun weiter gejchah: der Reichskanzler, 
die Staatsregierung, die öffentliche Meinung, die politifchen Parteien ohne 
Ausnahme — die Konfervativen nicht ausgefchlofien: erſt als die Angit 
ihnen aus den Gliedern genommen war durch die Wiederaufnahme der Arbeit, 
befannen fie fi eines anderen — haben fih durch diefen Kontraftbrud 
nicht gehindert gefühlt, den Verſuch zu machen, einen Drud auf die Arbeit- 
geber auszuüben, und aus dem Streik nicht die Konfequenz eines Vorgehens 
gegen die Arbeiter, jondern eines jolchen gegen die Intereſſen der Arbeit: 
geber herzuleiten. Es ſcheint alfo, daß nad ihrer Anfiht die Sache fo lag: 
Wenn diefe 195 000 Arbeiter unter Brud der Kündigungsfrift die Arbeit 
niedergelegt haben, um fo jchlimmer — für die Kündigungsfrift. Es ent- 
fpricht eben, das ſcheint mir daraus hervorzugehen, nicht mehr dem modernen 
Rechtsbewußtſein, daß ein Vertrag, der ein einfeitiger Unterwerfungsvertrag 
ift, durch irgendwelde Kündigungsfrift zugunften der Erploiteurs, die fich 
auf den Madtftandpunft ftellen, rechtlich gefichert wird (Beifall), und wenn 
ih für meine Perſon daraus eine Konfequenz ziehen fol, jo könnte es nur 
die fein: Daß durch Geſetz die Möglichkeit befeitigt werden müfje, den 
Arbeiter überhaupt an irgendwelde Kündigungsfriften zu binden, es ſei 
denn, daß der Kontralt auf Grund eines Tarifvertrags geſchloſſen mird. 
Dies ıft meine perfönlihe Stellung zu diefer Bemerkung über den fittlichen 
Standard der Arbeiter. Nach dem, was hier über die Arbeiter gefagt worden 
ift, würde ja jedenfalld aud der Herr Neichsfanzler nicht mehr zu den fittlich 
voll qualifizierten Perſonen gehören dürfen; denn er hat den Kontraftbrud 
zwar mit Worten, aber — worüber der Herr Vorredner felbjt gewii mit 
mir der gleichen Meinung ift — nicht mit Taten mißbilligt. — 

Nun verlafje id aber den Herrn Vorredner, um zu etwas allgemeineren 
Betrachtungen innerhalb der kurzen Zeit, die ich habe, überzugehen. Meine 
Damen und Herren! Wenn man fi über derartige fozialpolitifche Dinge 
wie die heute hier zur Debatte ftehenden verftändigen will, jo muß der ein- 
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zelne vor allen Dingen ſich klar fein, welches denn der entjcheidende Wert: 
gefichtspunft ift, von dem aus er perjönlich die Erfcheinung, um deren ge— 
fetsgeberifche Behandlung es fi handelt, betrachtet. Ich Eonftatiere nun, 
daß für mid ausfchließlich die Frage in Betracht kommt: Was wird „charaf- 
terologiſch“ — um das modifhe Wort zu gebrauchen — aus den Menfchen, 
die in jene rechtlichen und faktiſchen Eriftenzbevingungen hineingeftellt find, 
mit denen wir uns heute bejchäftigen? Und diefe Seite der Sache möchte 
id dur eine kleine Parallele des näheren veranſchaulichen. Meine Damen 
und Herren! Während des venezolanifchen quasi-Kriegs erfchien in einer 
venezolanifchen Zeitung eine Erklärung einer deutfchen Kolonie, welche dem 
Präfidenten Caftro ihr Vertrauen ausfprah und die venezolanifche Nation 
um Verzeihung bat für die Taktlofigfeit und Gemalttätigfeit, die vermöge 
feines barbarifchen Regimes von feiten Deutfchlands an einem fo zivilifierten 
Volk wie den Venezolanern verübt worden fei. — Kanaillen! werden Sie 
fagen. Gut; — in den Zeitungen des GSaarrevierd, im Tätigfeitäbereich 
alſo des Herrn Dr. Tille, erfcheinen gelegentlich der Reihstagswahlen durd)- 
aus regelmäßig Annoncen, in melden fich Bergleute öffentlich verwahren 
gegen den Verdacht, für eine bejtimmte Partei, 3. B. die Zentrumspartei, 
geftimmt zu haben. Kanaillen! ſage ich, gleichviel, um melde ‘Bartei es 
fih handelt. Ich frage Sie aber: Wer erzieht denn nun diefe Leute zu 
Kanailen? Nicht die ehrenwerten Staatsbürger hier, mit denen wir heute 
uns ftreiten, wohl aber das Syſtem, welches fie im Saarrevier und ander- 
wärts vertreten. Sch felbjt 3. B. fenne das Saarrevier und die Stidluft 
fehr wohl, melde jenes Syflem dort verbreitet, — nicht für Sie, Herr 
Dr. Tille, und die Ihrigen, wohl aber für andere, und zwar nicht nur für 
Arbeiter, fondern für jeden, der es wagt, in einer Art politifch tätig zu fein, 
die diefen Herren mißfällt. Bei Gymnafiallehrern und Beamten, bei allen, 
mit denen ich feinerzeit in Berührung fam, ftand feft, daß alles, was 
Staatsbehörde heißt, bis zum Oberpräfident hinauf, nad der Pfeife diefer 
Herren tanzte, jede Selbitändigfeit der Anfiht die Gefahr der Verſetzung 
oder Maßreglung brachte. Die einzige Macht, die unter diefen Umftänden 
überhaupt einen Rüdhalt bietet, ift die fatholifche Kirche, vertreten 3. 8. 
durch Leute wie den Kaplan Dasbach, nicht aber der Staat. Der preußifche 
Staat und das autoritäre Syitem erziehen foldhe Kanaillen, wie fie fi) da- 
mals in Venezuela manifejtierten. Und nicht nur dort wirft diefes Syſtem 
depravierend und charakterſchwächend. Ich fünnte Ihnen bei genügender Zeit 
im einzelnen analyfieren, nach meinen eigenen Eindrüden im Auslande, wie 
groß die Nachwirkung — der Fluch, möchte ich geradezu fagen — des 
autoritären Empfindens, des Neglementiert-, Kommandiert- und Eingeengt- 
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feins, welden der heutige Staat und das heutige Syftem der Arbeits- 
verfafjung im Deutfchen erhält, und wie darın 3. B. die Schwäche ver 
Deutfchen in Amerika, die geringe werbende Kraft unferer reihen Kultur 
mitbegründet liegt, mie die Verachtung des Deutſchen in der ganzen Welt 
berrührt von den Charaftereigenihaften, die eine gevrüdte Vergangenheit 
ihm aufgeprägt hat und der Drud des autoritären Syſtems in ihm ver- 
ewigen möchte. 
(Beifall.) 

Und warum nun eigentlih? Ich kann das nicht ausführlich erörtern, 
namentlich nicht, inwieweit die felbitverftändlich bis zu einem gewiſſen Grade 
berechtigte Behauptung der Herren Arbeitgeber zutrifft, daß ihnen die aller- 
verfchiedenften techniſchen und öfonomifchen Schwierigkeiten durch das Vor- 
bandenfein von Gewerfvereinen gemacht würden. Ich kann nur darauf hin- 
weisen, daß die hochitehendften Jnduftrien der Welt in England und Amerita 
troß aller Schwierigkeiten eben im Erfolge doch damit vorzüglich auskommen. 

(Sehr richtig!) 
Es liegt das zum guten Teil nicht in öfonomifchen Notwendigkeiten, fondern 
in unferen deutfchen Traditionen. Meine verehrten Anmwejenden! Mer die 
Wirkung unferes Gebarens auf die ausländifchen Nationen, mit denen wir 
in der Politif zu rechnen haben, betrachtet, bemerkt leicht, wie unfere gegen- 
wärtige Politif nicht felten den Eindrud erwedt und erweden muß, daß jie 
nicht etwa die Macht, fondern vor allem den Schein der Macht, das Auf: 
progen mit der Macht ſucht. Und wenn die Welt darin etwas Parvenü- 
mäßiges findet — parvenus de la gloire, wie die Franzofen nicht ganz 
mit Unrecht jagen —, fo teile ich diefe Empfindung und möchte hinzufügen: 
So etwas ftedt auch unferen Arbeitgebern im Blute, fie fommen über ven 
Herrentigel nit hinweg, fie wollen nicht bloß die Macht, die gemaltige, 
faftifche Verantwortung und Macht, die in der Leitung jedes Großbetriebes 
liegt, allein, — nein, e8 muß auch äußerlich die Unterwerfung des anderen 
dofumentiert werden. Bitte, fehen Sie fih nur einmal den Dialekt einer 
deutſchen Arbeitsordnung an! „Wer das und das tut, der wird beftraft“, 
„wer das und das tut, befommt erjtmalig einen Verweis, zweitmalig eine 
Geldftrafe ufw.”; man fann nur fagen: es tft Schugmanngjargon, der da, 
in einem Sontraftsverhältnis, ala welches doc gerade die Herren Arbeit: 
geber die Beziehungen anjehen, geredet wird. 

(Sehr ridtig!) 
Es fönnte aud anders formuliert werden, und es ift anderwärts anders 
formuliert worden. Aber gerade dieſer Tonfall ift es ja, der, jo jcheint es, 
den eigentümlichen pfychifchen Neiz bildet. Und wie in diefen, wenn Sie 
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wollen, Kleinigkeiten, fo im Großen. Diefen Herren ftedt eben die Polizei 
im Leibe, und je weniger der deutjche Staatsbürger offiziell im Deutfchen 
Reiche politifch zu jagen hat, je mehr über feinen Kopf hinweg regiert wird, 
je mehr er Objelt der Staatsfunft ift und nichts anderes, deſto mehr mill 
er da, wo er nun einmal pater familias ift — und das ift er eben aud) 
im Niefenbetriebe —, denjenigen, die unter ihm find, zeigen, daß er nun 
aud einmal etwas zu jagen hat und andere zu parieren haben. Diefer 
fpiegbürgerlihe Herrenfigel hat wieder und wieder die Nation Millionen 
und Abermillionen gefoftet, er ift e8 auch, der den Charakter unferer Arbeiter: 
bevölferung verfälicht, und in diefe Kategorie gehört au, und damit fomme 
ih zum Thema des heutigen Tages, unfer geltendes Arbeiterredht. 

Verehrte Anmwefende! Bei dem Kongreß unferes Vereins in Köln hat 
jemand, id glaube Herr Profeſſor Jaſtrow, gejagt: Wenn heute ein 
Streifender zu einem Arbeitswilligen jagt: ſtreilſt du nicht mit, fo tanzt 
meine Auguſte nicht mehr mit dir, fo macht er ſich ftrafbar. 

(Heiterfeit.) 
Das iſt fein Scherz, fondern wörtlich geltendes Recht, und ich möchte den 
Auriften fehen, der es zu beftreiten vermag. Die Tatſache nun, daß es ein 
ſolches Recht in Deutjchland gibt, iſt nach meiner fubjeltiven 
nicht3 anderes als eine Schande. 
(Sehr richtig!) 

Es ift ein Recht für alte Weiber. Es ſchützt die Feigheit. Denken Sie zum 
Vergleich an die Umgrenzung, die das römische Recht, das Recht des männ- 
lichſten Bolfes der Erde, der rechtlihen Wirkung der Bedrohung gegeben 
hatte: imetus qui in constantissimum virum cadere potest, Drohungen, 
die auch den furdhtlofeften und ftandhafteiten Mann beeinfluffen können, 
gelten als rechtlich relevant. Es ift unmöglih, ein ſolches Recht wie das 
unfrige in irgendeinem Sinne zu halten, und ich bin der Meinung, daß 
etwas Zmweifahes unbedingt gefchehen muß, wenn man diefen Paragraphen 
nicht einfach über Bord werfen und fi auf den Boden des gemeinen 
Strafrehts ſtellen will, welches ja Bedrohung mit einem Verbrechen und 
Erprefjung ohnehin volllommen genügend unter Strafe gejtellt hat. Will 
man darüber hinausgehen, dann fann nur Bedrohung mit einem unmittel- 
bar präfenten materiellen Schaden in Frage fommen. Das zweite ift — zu 
meiner Freude ijt Herr Geheimer Nat Brentano bereits darauf eingegangen —: 
die fchneidende Einfeitigfeit des heutigen Rechts, daß zwar der fogenannte 
Arbeitswillige, der alle Vorteile des Streifs genießt, aber fie nicht bezahlen, 
fondern den Kämpfern in den Rüden fallen will, den Schuß des Rechts 
genießt — die Gefinnungslofigfeit und der Mangel an fameradfchaftlicher 
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Ehre alfo gefhügt wird —, daß ed aber auf der anderen Seite den Arbeit- 
gebern unbenommen bleibt, dem Arbeiter mit der Kündigung zu drohen, 
wenn er von feinem Koalitionsreht Gebrauch machen will, ohne daß dieſer 
ftrafrechtlihen Schug genöffe. Die Forderung einer Strafbeitimmung für 
diefen Fall ift doch eine ganz felbftverjtändliche, fo lange irgendein Aus- 
nahmerecht zugunften der Arbeitswilligen bejteht. 

Nun, verehrte Anmefende, fomme ich no zu den großen ragen, die 
Herr Profeffor Brentano am Schluß feiner Thefen angejchnitten hat. Ich 
glaube, daß diefe Zwangsorganifation , wie er fie vorfchlägt, nur als ein 
Wechſel auf eine ziemlich ferne Zukunft akzeptabel ift. Augenblidlich würde 
ich fie für recht bedenklich halten. Denn wenn man fi die Sache praktiſch 
vorftellt, fommt fie doch darauf hinaus, daß der Staat im Falle des Aus: 
bruchs einer Arbeitsftreitigleit zunächft einmal einfach alle Betriebe ſiſtiert, 
die in dem betreffenden Gewerbe überhaupt eriftieren, — fonft hat ja die 
Zwangsorganifation feinen Sinn. Er verbietet alfo dann nit nur allen 
Arbeitern des Gewerbes, auch wenn fie mweiterarbeiten wollen, die Arbeit 
fortzufegen, fondern er verbietet auch allen Arbeitgebern, welche den Arbeitern 
entgegenfommen wollen, dies ohne gemeinfamen Beihluß zu tun. Das 
legtere ift in gewiſſem Sinne ja freilich einfach die offizielle Defretierung 
deſſen, was mir von jeiten der Arbeitgeberverbände annähernd ſchon jest 
erleben. Der Staat Schafft dadurch unzweifelhaft ſowohl die Arbeitswilligen 
wie alle übrigen Schwierigfeiten auf fehr einfache Weife aus der Melt und 
fagt: nun, bitte, jegt wird einfach gewartet, wer von beiden e8 am längjten 
aushält! Bon Herrn Dr. Naumann find ja nun bereits die heutigen Chancen 
des Ausgangs vergejtalt ftaatlich reglementierter Menfuren nah gewiſſen 
Richtungen hin indirekt mitkritifiert worden. Mich intereffiert aber noch 
etwas weiteres an der Sade: Wie foll man fich eigentlich das Weiter- 
bejtehen der Gemwerfvereine bei foldhen Zuftänden denfen? Wozu dienen fie 
noh? Nur dazu etwa, daß die nichtorganifierten Mitglieder des Zwangs— 
verbandes e3 in der Hand haben, zu bejchließen: es wird gejtreift, wenn fie 
ſehen, daß die Gemwerfvereine volle Kafjen haben, und diefe dann die Kojten 
bezahlen laſſen? 

Es fommt noch etwas anderes hinzu. Wenn wir und auf den Boden 
der Zwangsorganifation ftellen, dann wird unbedingt eines eintreten: das 
Eindringen rein politifcher Gejihtspunfte in das Streifmefen. Es iſt ja 
Herrn D. Naumann gewiß zuzugeben, daß wir heute bereits auf dem Wege 
zum politiihen oder doch zum jozialpolitifhen Demonftrationsftreif find. 
Wir find aber noch nicht fo weit, daß der politifhe Streif alleinherrichend 
oder aud nur überwiegend iſt. Wenn aber eine Zwangsorganifation bejteht 
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und fie den Streif bejchlieit, fo wird dasjelbe gejchehen, was in den Kom— 
munen und anderen Zwangsförperfchaften auch geſchieht: die gemaltige 
Attraktionskraft der politifhen Parteien wird es fein, welche alles andere 
über den Haufen rennt, und die Frage, ob geftreift wird oder nicht, wird 
aus parteipolitiihen Geſichtspunkten und nicht aus wirtfchaftlichen Gefichts- 
punften beantwortet werden. Das Intereſſe an den Gemwerfvereinen aber 
wird dahin fein: — man hat ja nun den Zmwangsverband —, und aud für 
diefen wird, zumal wenn er Zwangsabgaben eintreibt, um zu erijtieren, 
wenig aktive Begeifterung auffommen fönnen. 

Sch perfönlich ftehe ganz offen auf dem Standpunkt, daß, gleichviel ob 
die Gewerfvereine viel oder wenig faktiſch im offenen Kampf erreichen, fie 
für mid einen Eigenwert darftellen. Sie find z. B. — und das ift für 
mich das Entfcheidende — die einzigen, die innerhalb der jozialdemofrati- 
ihen Partei, mit der wir für Generationen als gegeben zu rechnen haben, 
und die für lange hinaus allein die Erziehung der Maffen in der Hand 
hat, fi nicht gedudt haben und die den Idealismus gegenüber dem Partei- 
banaufentum aufrechterhalten. Die Gewerfichaften werden die Partei nicht 
Iprengen, daran ift nicht zu denken, das ift eine lächerliche Jllufion. Jeder, 
der mit den Arbeitern verkehrt hat, weiß, daß der tägliche Kleinkrieg mit 
dem preußifchen Staat und feiner Polizei fie zwingt, die Partei hinter ſich 
zu haben, daß die Partei erfunden werden müßte im Intereſſe der Gewerk— 
Ichaften, wenn ſie nicht da wäre, Aber fie werden hindern, daß diefe Bartei 
die Wege nimmt, die das amerikaniſche Parteileben genommen hat. Der 
einzige Hort tbealiftifher Arbeit und idealiftifcher Gefinnung innerhalb der 
jozialdemofratifchen Bartei find und werden, unter unferen deutjchen Ver- 
bältnifjen, fein: die Gewerffchaften. Darum lehne ich jeden Vorfchlag ab, 
‚der ihr Wefen bebroht, gleichviel ob er fi auf materielle Intereſſen der 
Arbeiter beruft. 

(Lebhafter Beifall.) 


Landtagsabgeordneter Franken (Gelfenfirhen): Meine Damen und 
Herren! Zu den vielen vortrefflihen Ausführungen des Herrn Profeſſor 
Weber gehört auch die, daß er die Reichtagswahl von Saarbrüden genannt 
hat. Es ift ein trauriged Kapitel, das Buhlen um die Volksgunſt bei den 
Reichstagsmwahlen! Wollten wir hier Stellung dazu nehmen, fo muß man 
in der Beurteilung objektiv fein. Herr Profeſſor Weber hat diejes aber 
nicht getan. 

Ferner meint Herr Profefjor Weber, bei den Arbeitgebern ſehe man 
vielfach den Herrenftandpunft. Er fennt doch wohl die Gewerbeordnung, 
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die bereits fünfundzwanzigmal abgeändert worden iſt, und daraus wird er 
doc entnehmen müfjen, daß der Unternehmer viel mehr durch gefegliche Be- 
ftimmungen bedroht wird als der Arbeiter. 

Borhin hat Herr Profeffor Bernhard (Pofen) geraten, etwas mehr 
durch's Schlüffelloh in die Gewerbebetriebe zu fehen. Es wäre recht gut 
für die Herren Profefjoren, wenn fie in unfere Fabrifen fümen und fähen, 
wie e3 in den Fabriken zugeht, mit welchen Sorgen und Mühen ein Ge 
ſchäft geleitet wird und daß der Arbeitnehmer aud; nicht immer nur ein 
Engel iſt. 

Mas Herren Pfarrer Naumann betrifft, fo glaube ich, daß er eigentlich 
erft fpäter mehr in unfere Reihen hineingehört. Ich fenne und höre feine 
jozialpolitifchen Reden feit vielen Jahren. Vorab ift er für mich troß aller 
Begabung fein Wegmweifer. 

Es haben hier einige Arbeiterfefretäre gefprochen, die einige Male das 
Bedürfnis gehabt haben, zu jagen: ich war früher Arbeiter. Nun, ich war 
e3 auch und madte in der Kruppjchen Fabrif meine erften Erſparniſſe. Ich 
habe ein Handwerk gelernt, aus dem eine Fabrik geworden iſt. Sch habe 
auch die englifchen Berhältniffe ftudiert und gejehen, was für unfere In— 
duftrie refp. mein Unternehmen notwendig ift. 

Was nun den Bergarbeiterjtreif betrifft, fo hat Herr Giesberts gejagt, 
der Streit wäre nicht ausgebrochen, wenn man die Giebenerfommiffion ge- 
hört hätte. Meine Herren! Als die Siebenerfommiffton fich bildete, war 
der Bergarbeiterftreif längit vorhanden, und ich fann Sie verfichern , diefer 
große Streit iſt nicht aus Not entitanden, er ijt lediglich die Folge der 
großen Agitation bei den Neichstagswahlen. Da hat man den Leuten ver- 
ſprochen: Wählt den und den! Dann wird das Fleisch billiger, die Löhne 
gehen in die Höhe. Dieſe Verfprehungen der Parteien refp. Arbeiter- 
fandidaten erfüllten fi nit. Man fonnte die Leute nicht länger hinhalten, 
und jo fam über Nacht der Streik. 


Herr Giesberts fagte unter anderem aud, die Wohnungsfürforge dürfe 
nicht zu einer Beſchränkung der Freizügigkeit führen. Jh will ihm zugeben, 
daß er nad manden Richtungen den Arbeitgebern gerecht geworben ift. 
Meine Herren! Ih hörte am Polytehnitum in Charlottenburg einmal 
einen Vortrag des Herrn Profefjor Riedel, worin es hieß: Nicht der 
Bildungsdünfel, ſondern die Technik ift berufen, die foziale Frage zu Löfen, 
und die Wohnungsfrage ift von der allergrößten Bedeutung für das deutjche 
Volt. Auch ich ftehe auf dem Standpunkt. Wenn man aber fagt: „Die 
Wohnung des Arbeiters fol ein kunſtgeſchmückter Raum fein“, fo frage ich, 
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wie man das eigentlich machen fol, wenn man den Arbeitgebern die Luft 
nimmt, dahinzumirfen. 

Man hat die Wohlfahrtseinrichtungen angegriffen. Im rheinifch-meit- 
fäliſchen Induſtriebezirk haben die Zechen diefe fchönen Landhäufer als 
UÜrbeitermohnungen in jüngjter Zeit gebaut, die fih mit 1"/4o verzinfen. 
Das will man abfällig fritifieren? Meine Herren! Wenn wir aufhören, 
den Arbeiter zu lieben und für ihn zu forgen, ift es mit dem guten Ver— 
hältnis zu dem Arbeiter vorbei. Wie war es vor 50 Jahren? Als die 
erſte Tiefbauzehe gebaut wurde, wurde fie mit ausländifchem Kapital ge= 
baut. Namen wie Hibernia, Mont Cenis, Holland, Shamrod erinnern uns 
nod daran. Wir hatten fein Geld. Kein einziges deutfches Bankhaus war 
in der Lage, Kapital für eine Tiefbauzehe hinzugeben. Nun famen die 
Unternehmer und Arbeiter aus England; man mußte die Hauer aus dem 
Auslande herbeiholen. Meine Herren! Wie fah es im Jahre 1870 im 
rheinifch-weitfälifchen Induftriegebiete aus? In den Emfcherniederungen ver- 
fumpfte, elenve Dörfer und Tagelöhne von 15—17 Silbergrofchen. Sehen 
Sie fih jegt unfere Städte an! In unferem rheinifch-weitfälifchen In— 
duftriegebiet finden wir die reichjten Sparkaſſen im ganzen Deutfchen Reiche. 
Und wer macht die Einlagen? Die Arbeiter. Ferner, in Gelfenkirchen 
haben mir drei neue, große Schulen gebaut, Gymnafien und Realfchulen, 
abgefehen von den größten Volksſchulen, Schmudpläge und Wohlfahrts- 
einrichtungen. Da ift es nicht angebradt, wenn man, wie Herr Profefjor 
Brentano, der in Deutſchland ein jo großes Anfehen genießt, unfere Arbeit: 
geber jo auf die Anklagebank bringt. Ich hoffe, daß unfere Arbeitgeber in 
Rheinland und Weftfalen fih dadurch nicht werben abhalten lafjen, nad) 
wie vor treu zum Arbeiter zu halten und feine Intereſſen wahrzunehmen. 

Als legten Ausweg, den er wußte, jtellte Herr Profefjor Brentano die 
Arbeitsfammern hin. Meine Herren! Als Mitglied des Neihstags bin ich 
wiederholt für Arbeitsfammern eingetreten. Deshalb wollen wir bier in 
diefer Frage zufammengehen. Aber wenn Sie hier Vorträge halten über 
Soztalpolitif, fo mödte ich bitten, daß fie etwas objeftiver lauten. Sie 
müſſen auch einmal die Schäden ftudieren, die feitens der Arbeiter da find, 
nicht bloß feitens der Unternehmer. Es ift nicht fo leicht, diefe Menfchen 
in der Arbeit anzulernen und in der Fabrik zu behandeln und, wenn jie 
unter fi Streit haben, die Intereſſen des Arbeiters zu vertreten und Den 
Streit beizulegen. Man muß den Arbeiter vornehm und nett und ſchön 
behandeln; aber es nimmt fih auch in Wirklichkeit die ganze Sozialpolitik 
ganz anders aus, als wie es ſich auf dem Papier niederfchreiben läßt. 

(Beifall.) 
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Fabrikbefiger Dr. Eduard Shwanhäufer (Nürnberg): Meine Herren, 
ih bin aud Arbeitgeber wie mein Herr Vorredner und aud national: 
liberaler Arbeitgeber, aber freilich nicht in einem Riefenbetriebe, wie fie im 
Nheinlande bejtehen, fondern nur in der Nürnberger Bleiftiftindujtrie, bei 
der es feine Riefenbetriebe gibt. Aber ich ftehe doch in vielen Dingen, faſt 
in allen, auf durdaus anderem Standpunkte al3 der Herr Vorredner. Ich 
bin der Anfiht, daß, wenn irgendwo Schwierigkeiten und Differenzen be- 
ftehen zwiſchen Arbeitgebern und Arbeitnehmern, e8 nur ein Mittel aibt, 
das dem Intereſſe der Gejamtheit entjpricht, nämlich das Mittel, fich gegen: 
feitig auszuſprechen. Diefes Mittel ift vielleicht da, wo es fih um fleinere 
Betriebe handelt, möglich, ohne daß die Drganifationen herangezogen werden, 
und ich kann den Arbeitgeber verjtehen, der bei verhältnismäßig Heinen 
Betrieben erklärt, er wolle es nur mit feinen Arbeitern zu tun haben. 
Aber im Niefenbetriebe, wo es fih um viele Taufende von Arbeitern 
handelt, in der Aktiengefellichaft, wo gewiſſermaßen etwas Unperjönliches 
die Rolle des Arbeitgeberd fpielt, da iſt meiner Anficht nad der Grund, 
mit den Arbeiterorganifationen nicht verhandeln zu wollen, nur ein Schein: 
grund. Auch die Arbeitgeber in einer anfehnlicden Minderheit, wenn aud 
nicht zum übermiegenden Teil, haben fi daran gewöhnt, in dem Beftreben 
der Arbeiter, vorwärts zu fommen und fich befier zu jtellen, etwas Be- 
rechtigtes zu erkennen. Gerade in dem Riefenbetrieb mit feinem doch im 
wejentlichen vorherrichenden Egoismus iſt es am menigften angebracht, wenn 
man dem Arbeiter gegenüber die Betätigung egoiftifcher Gefühle für nicht 
berechtigt erklärt und zu verhindern ſucht. 

Meine Herren! Ich glaube, die Induſtrie hat felbft auch ein berechtigtes 
Intereſſe daran, daß e3 den Arbeitern jtändig befjer geht, und im diefer 
Hinfiht betrachte ich es und viele andere Arbeitgeber in Deutfchland mit 
mir als den wahren Egoismus, aud mit auf diefes Ziel hinzuarbeiten. 

Die Frage der Arbeitäzeit und der Arbeitslöhne fann bier nicht ge 
ftreift werden, aber foviel darf zur Zurüdweifung der Angriffe des Herrn 
Dr. Tille gefagt werden, daß eine Verkürzung der Arbeitszeit nicht immer 
dazu führt, daß die Arbeitsleiftung zurüdgeht. Inſofern ift dur die Praris 
bewiefen, mas die Nattonalöfonomie in der Theorie folange gelehrt hat. — 

Wer heute Tarifverträge ablehnt, kann nicht für ih in Anfprud 
nehmen, politifch modern zu denken. Ich jtehe auf dem Standpunft: mer 
das Koalitionsreht ernithaft will, muß auch die Konfequenz aus dieſem 
Rechte ziehen, muß auch die Arbeiterorganifationen als ſolche anerkennen, 
und da kann der Arbeitgeber nur, wenn er mit ihnen verhandelt. Ich 
glaube, es fehlt gerade in den Niefenbetrieben, ſoweit ich fie fenne, an der 
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Erkenntnis der eminenten fozialen Bedeutung, die diefe NRiefenbetriebe heute 
haben ; und die Vergleihe, die Herr Dr. Tille gebradht hat, paflen vor 
allem deshalb nicht, weil es fih in dem einen Fall um ein eminent öffent- 
liches Interefje und im anderen um eine Bagatellangelegenheit von Privat- 
perjonen handelt. 

Meine Herren! Es Hat zu allen Zeiten Leute gegeben, die jeden Fort- 
Schritt und jede Anderung der Arbeitsbedingungen als einen Ruin der In— 
duſtrie bezeichnet haben, und doch jind alle ſolche Maßnahmen mit wenigen 
Ausnahmen zum Segen ausgefchlagen. Die Induſtrie fonnte trogdem leben. 
Freilich gibt e8 manchmal Grenzen, über die man nicht hinaus funn; und 
felbjt der Arbeitgeber, der auf modernem Standpuntte fteht, kann in die 
Lage fommen, zu jagen: Das kann ich nicht. Der große Unterjchied aber 
zwifchen dem modernen und dem alten, dem Herrenftandpunft, befteht darin, 
daß der eine garnicht mit fich reden läßt, während der andere in Berhand- 
lungen feine Gründe vorbringt. Soviel ich verflanden habe, handelt es ſich 
jest hauptfählih darum, daß die Arbeitgeber und insbefondere die der 
Niefenbetriebe das Berftändnis dafür gewinnen follen — und wenn fie es 
nit freiwillig tun, dann mit einem fanften Drud —, daß es ihre Pflicht 
ift, mit den Arbeiterorganifationen fi auf Verhandlungen einzulafjen dann, 
wenn ed fih um Intereſſen des öffentlihen Wohles handelt. ch glaube, 
daß ein Teil diefer Forderungen ficherlich disfutabel ift, daß er auf greif- 
bare Reſultate hinausläuft, und daß es wohl möglich wäre, unter dem 
weiteren Blühen der deutſchen Induſtrie einen Teil diejer Forderungen zu 


vermirflichen. 
(Beifall.) 


Privatdozent Dr. Goldftein (Zürih): Auch ich wollte zunächſt einige 
Morte über die Ausführungen des Herm Dr. Alerander Tille über feine 
Auffafjung des BVerhältniffes zwifchen den Dienſtmädchen und den Herr: 
ſchaften, ferner bei der Vermietung von Wohnungen ufw. fagen. Da aber 
Herr Profefjor Weber jo liebenswürdig war, das Herrn Profeflor Brentano 
zu überlajjen, will ich auch diefem Beijpiele folgen und hier nur jagen, daß 
Herr Dr. Tille die Hauptfahe nicht bemerkt hat, nämlich daß wir heute 
nicht über das Verhältnis von Arbeitern und Arbeitgebern in kleinen Be— 
trieben verhandeln, jondern über die diesbezüglichen Verhältniffe in den 
Kiefenbetrieben, und ein Dienftmädchen vermietet fich doc in der Regel an 
eine einzelne Perfon oder Familie. Das ift ein fo gewaltiger Unterfchied, 
Daß die ganze Diskuffion auf einen ganz anderen Boden gejchoben wird, 
wenn man an diejer einfeitigen Auffafjung der fraglichen Verhältniſſe feit- 
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hält, zumal ja fein einziger Menſch, der über diefe Frage vom Standpunfte 
des Herrn Profefjor Brentano aus gefprohen bat, je beitritten hat, daß 
bei fleinen Betrieben das Verhältnis zwifchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
vom perfönlihen Standpunkte aus behandelt werden fann, wie das in 
patriarhalifhen Zeiten auch tatſächlich der Fall war. 

Ich überlaffe diefe Frage, wie gefagt, Herrn Profefjor Brentano zur 
weiteren Grörterung. Hier dagegen möchte ich einige Außerungen des Herm 
Regierungsrat Leidig berühren, zumal fie nad meiner Anficht nicht ge- 
nügend zurüdgemwiefen worden find. Dr. Xeidig hat erklärt, fie fünnten — 
damit ift gemeint fein Auftraggeber, der Zentralverband deutfcher In— 
duftrielleer — mit den Gemwerffchaften deshalb nicht verhandeln, weil dieſe 
der Sozialdemokratie angehören. Ich habe bisher noch niemals gehört, daß 
die Grubenbefiger bei dem letzten Streif, der ja nichts anderes war als ein 
Vroteft gegen alte Mißbräuche und Mißſtände im Verhältniffe zwischen 
Bergarbeitern und Unternehmern, jemals fich bereit erflärt hätten, mit dem 
riftlihen Gemerfverein zu verhandeln, der ja im großen und ganzen ab» 
fihtlich gegründet wurde, um die Sozialdemokratie zu bekämpfen. Hätten 
die Grubenbefiter rechtzeitig die Wünſche der chriftlichen Arbeiter berüd- 
fihtigt, fo wäre der große Streif nicht nur vermieden, fondern er wäre 
überhaupt ſinnlos und unnötig geweſen. Denn die Siebenerfommiffion Bat 
ja fpäter im großen und ganzen nicht® anderes verlangt, als was die 
chriſtlichen Bergarbeiter ſchon lange Zeit vorher verlangt haben, mas aber 
von den Unternehmern leider durchaus nicht berüdfichtigt wurde. Ich kann 
alfo in diefem Falle meine Anſicht nicht unterdrüden, daß das nur eine 
Ausrede ift, wenn man fagt, man wolle mit den freien Gewerkſchaften nicht 
verhandeln, weil fie zur Sozialdemofratie gehören; denn man wollte aud 
nicht mit den hriftlichen Vereinen, die die Sozialdemokratie befämpfen, ver- 
handeln. Sch glaube, daß in diefem Falle der Zentralverband deutjcher In— 
duftrieller ſowie die gleihgefinnten Unternehmer Deutfchlands fih das arofe 
Verdienjt erworben haben, daß fie die chriftlichen Gewerfvereine in die Hände 
der Sozialdemokratie getrieben und auf diefe Weife eine Einigung der 
Arbeiterklaſſe zuftande gebracht haben. 

Wie id die Tätigfeit des Zentralverbandes deutſcher Induftrieller kenne, 
würde diefer übrigens auch mit den englifchen Gewerfvereinen niemals ver- 
handelt haben, zumal die englifchen Gemwerfvereine viel mehr erreicht haben, 
als es der deutichen Sozialdemokratie bisher zu erreihen gelungen ift ; denn 
die englifchen Gemerfvereine haben die Autorität des Unternehmers inner: 
halb des Betriebes bedeutend mehr eingefchränft, ala es gegenwärtig in 
Deutſchland der Fall ift. Alfo wenn auch in Deutfchland durchaus fon 
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jervative Gewerfvereine da fein würden, wie das in vielen Gemwerben Eng- 
lands noch etwa vor einem Jahrzehnt der Fall war, würde man von feiten 
des Zentralverbandes anjtatt der Ausrede, daß die Mitglieder der Gewerf- 
vereine Sozialdemofraten feien, mit irgendeiner anderen Ausrede fommen. 
Übrigens möchte ic bemerken, daß es ein fehr eigentümliches Ding ift, die 
Sozialdemofratie befämpfen zu wollen, indem man die berechtigten Forde- 
rungen der Arbeiter, die fie in den Gewerkſchaften vorbringen, einfach ver- 
nadläffigt oder befämpft. Denn gerade dadurch, daß man diefe Forderungen 
nit erfüllt, erreicht man, daß bei den Arbeitern fi) der Glaube feftjett, 
daß fie unter den heutigen Bedingungen überhaupt nichts erreichen fünnen, 
und dadurd treibt man fie natürlich gewaltfam in die Hände der Sozial- 
Demokratie. Bon diefem Gefihtspunft aus fann die deutſche Sozialdemokratie 
mit dem Zentralverband deutfcher Induſtrieller und der Tätigkeit feiner An- 
geitellten durchaus zufrieden fein; denn nicht die Leiter der fozialdemofratifchen 
Gewerkſchaften, die auf dem lebten Parteitag in Jena erklärt haben: ein 
quter Gemwerffchafter müſſe zugleih ein guter Sozialdemofrat fein, find die 
beiten Agitatoren für die Sozialdemokratie, fondern gerade diejenigen Herren, 
welche jede noch fo berechtigte Forderung der Arbeiterflajje mit allen mög- 
lihen Mitteln zu hintertreiben fuchen. 

Nur eine Bemerkung nod. Herr Dr. Leidig hat gejagt, daß, wenn 
die Forderungen, die Herr Geh. Nat Brentano aufgeftellt hat, durchgeführt 
würden, dies ein Schritt zum Zufunftsjtaat wäre. Sch möchte darauf hin— 
weifen, daß eine folde Äußerung vielleicht in einer Sitzung des Zentral- 
verbandes deutfcher Induſtrieller am Plate wäre, nicht aber in einer 
Gelehrtenverfammlung, zumal wir ja alle wiffen, daß jedesmal, wenn es fidh 
um einen fozialpolitifchen Fortfchritt handelte, der große Teil der Induſtriellen 
einfach erflärt hat: das jet ein Schritt zum Zufunftsftaat. ch erinnere 
in diefer Hinficht fomohl an die Verhandlungen des Zentralverbandes in- 
bezug auf die fozialpolitifche Geſetzgebung in Deutichland als auch an feine 
Grörterung der Berficherungsgefeßgebung, der Änderung der Gewerbe: 
ordnung ufw. Wenn in einem oder in zwei Jahrzehnten wieder eine Sitzung 
des Vereins für Socialpolitik ftattfinden wird, mobei irgendwelche neue 
Vorſchläge zugunften der Arbeiter diskutiert werden, wird vielleicht der Redner 
noch darauf hinweiſen fönnen, dab auch die heute diskutierten Borfchläge 
vom Zentralverband als ein Schritt zum Zufunftsftaat bezeichnet wurden, 
während jie in Wirflichfeit der Entwidlung der Induſtrie — aud vom 
Standpunfte der Unternehmer — nicht im mindeften geſchadet haben. 


Vorfigender: Die Nednerlifte iſt nun erfhöpft. Zu einer tatſäch— 
lichen Berichtigung hat das Wort Herr Aſſeſſor Oppenheim. 
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Aſſeſſor Oppenheim (Berlin): Meine Damen und Herren! Ich will 
nur wenige Minuten lang Ihre Aufmerkfamteit in Anſpruch nehmen, um 
eine tatſächliche Mitteilung von Erzellenz von Rottenburg zu berichtigen. 
Er hat nad; meinen Notizen als ein gewichtiges Beifpiel dafür, daß Arbeit: 
geber das Organiſationsrecht ihrer Arbeiter einfhränkten, auf die Farben- 
fabrifen vorm. Friedr. Bayer & Co. in Elberfeld Hingewiejen und gejagt, 
daß dort die Arbeiter gezwungen würden, ſich durch Revers zu verpflichten, 
feiner Arbeiterorganifation beizutreten. 

Ich habe nun, als Angehöriger eines mit den Elberfelder Farbenfabriken 
zu einer Intereffengemeinfchaft verbundenen Werkes, foeben telephonijch bei 
den Elberfelder Farbenfabrifen angefragt und folgenden Beſcheid erhalten: 

E3 handelt fich bei diefem Never nit um eine Mafregel in dem 
Sinne, daß der Beitritt der Arbeiter zu irgendwelchen Arbeiterorganifationen 
ganz allgemein verhindert werden joll, ſondern es handelt ſich, und zwar 
aus einem ganz bejtimmten Anlaß, nur um die Hirfh-Dunder- und die 
fozialdemofratifchen Gemwerfvereine. 

(Zuruf: Nur?!) 

Ja, meine Herren, es ift doch wohl ein gemaltiger prinzipieller Unter: 
fchied, ob man ganz allgemein jagt, der Beitritt zu allen Organifationen 
ift unterfagt, oder ob man diejen Beitritt nur für ganz beftimmte Drgani- 
fationen und aus einem ganz beftimmten Anlaß verhindert. Sch will Ihnen 
auch diefen Anlaß kurz mitteilen, damit Sie die Bedeutung der erwähnten 
Maßregel richtig beurteilen können. 

Die beiden genannten Gemwerfvereine hatten, wie die fyarbenfabrifen 
Elberfeld in Erfahrung gebracht hatten, in deren Werk in Leverfufen einen 
Streik veranlaßt und infolge diejes Streifs eine Sperre über das Wert 
in 2everfufen verhängt. Als Rückſchlag gegen diefe Mafregel ift von der 
Direktion der Farbenfabriken angeordnet worden, daß die Arbeiter, ehe fie 
in Zeverfufen eingejtellt werben, einen Revers unterfchreiben, daß fie diefen 
beiden Gemerfvereinen nicht angehören. 


Regierungsrat Leidig (Berlin), Schlußwort: Meine geehrten Herren! 
Ich will verfuhen, möglichjt kurz zu fein, aber wie gejagt, ich fann es auch 
nur verjuchen. | 

Zunächſt geftatten Sie mir einige Einzelheiten, die in der Debatte 
berührt worden find, hervorzuheben. ch fange an mit dem, was eben be 
ſprochen worden ift. Sch bin über die Verhältnifje, die die Farbenfabrifen 
Bayer dazu geführt haben, dieſen Beſchluß zu fafjen, doch ziemlich orientiert. 
Während des lebten Streiks find die leitenden Perſonen in einer Weile 
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perſönlich angegriffen und bejchimpft worden, daß fie geglaubt haben, in 
Übereinftimmung mit den übrigen Organen der Gefellfchaft es ihrer Selbit- 
achtung ſchuldig zu fein, Angehörige diefer Organifationen, die fo vor» 
gegangen find, nicht mehr in ihren Betrieben zu befchäftigen. 

Ich glaube, die Sache gewinnt dadurch doc ein anderes Geſicht. 

Es iſt hier jo ungemein viel von dem Bergarbeiterftreif geſprochen 
worden. Nun, ich glaube, wenn irgend ein Beifpiel nicht paßt für diejenigen 
Herren, die dafür eintreten, daß die Anerfennung der Arbeiterorganifationen 
notwendig fei, dann ift e8 ber Bergarbeiterftreifl. Wer hat denn den Berg- 
arbeiterftreif angefangen, arrangiert, geleitet? Nicht die Drganifationen ! 
Der Bergarbeiterjtreif ift ja gegen den Willen der Organifationen von un= 
organifierten Arbeitern zunädhjt begonnen worden. Die Führer haben da- 
gegen gejprochen, haben verfucht zu bremfen, und haben jchließlich, weil fie 
fürdten mußten, daß die Wellen über fie Hinweggingen, fi an die Spitze 
des Streiks gejtellt. Wie aljo diefer Streik ein Beweis für die Notwendigfeit 
der Organifation fein ſoll, daS vermag ich mit meiner bei Arbeitgebern ja 
nun einmal immer ziemlich mäßigen Logik nicht zu erfennen. 

(Heiterfeit.) 


Eine Heine Parentheſe! Ich glaube, es kann den Verhandlungen, in 
denen nun einmal zwei Weltanfchauungen fich gegenüberftehen, nicht fchaden, 
wenn wir alle fleinen Spigen aus der Debatte wegließen. ch ſpreche hier 
nicht ald Beauftragter des Zentralverbandes deutſcher Fnduftrieller, Sondern 
ich fpreche auf Aufforderung des Vorfigenden des Vereins für Socialpolitif, 
und ich fpreche die Anfhauung aus, die ich habe. Daß diefe Anfchauung 
im mejentlichen mit den Anfchauungen des Zentralverbandes ſich dedt, das 
ift ſelbſtverſtändlich; denn fonft wäre ich nicht im Zentralverband deutſcher 
Anduftrieller. Ebenfowenig, meine Herren, wollen wir über die Frage 
debattieren, wie es Erzellenz von Rottenburg getan hat, aus welchen Gründen 
Herr Regierungsrat Völder den Staatsdienjt verlaffen hat. Ich glaube, das 
wollen wir dem Herrn Regierungsrat Völder überlaffen, zumal er nit 
hier iſt. 

(Sehr richtig!) 

Ich gehe jetzt auf die fachlichen Gründe ein. Die Differenzen, die 
zwifchen uns vorliegen und die in der Debatte immer wieder hervorgehoben 
worden find, betreffen eigentlich die Anerkennung der Gleichberehtigung der 
Arbeiter. 

Dieine Herren! Ich glaube, wir müfjen fcheiden. Meines Wiffens 
gibt es nur jehr wenige deutſche Arbeitgeber und Unternehmer, die irgend- 
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wie und irgendwann die bürgerliche Gleichberechtigung der Arbeiter bejtreiten. 
Die erkennen wir alle an, und der Zentralverband deutſcher Induſtrieller 


zuerft. 
(Zurufe.) 

Gewiß, es ift aber immer von der bürgerlichen Gleichberechtigung gefproden 
worden. Deshalb will ich diefen Unterfchied hervorheben. Meine Herren! 
Unfer Gegenfat dreht fih um ganz etwas anderes. Hier handelt es ſich 
darum, daß wir die Auffafjung vertreten: nachdem ein Arbeiter fich in ein 
Bertragsverhältnis begeben hat, hat der Unternehmer die Entjcheidung, und 
Sie haben die Auffaffung, daß auch mährend diefer Zeit der Arbeiter: 
ausfhuß oder die Organifation der Arbeiter auf die Ausgeftaltung und 
Weiterführung des Vertragsverhältnifjes einen mitbeftimmenden Einfluß 
haben fol. Nun, meine Herren, ich glaube, daß da von Herrenfigel nid! 
die Rede fein kann. Ich glaube, mein hochverdienter Freund Profeſſor Mar 
Weber verfennt doc die Bedeutung diefer wichtigen Bewegung im deutjcen 
Wirtfchaftsleben, wenn er fie auf fo kleinliche Geſichtspunkte zurüdführt. 
Gewiß, meine Herren, es gibt auch unter den Unternehmern Leute, die hod 
mütig find. Wer wollte das beftreiten? Auch die Arbeiter find nicht die 
Engel, al3 die fie immer hingeftellt werden, die nur von verjtändigen und 
ethifhen Erwägungen ausgehen. Keineswegs. "Wir vertreten aber die Auf- 
faffung, daß wie beim Militär (Zurufe: Hört! hört!) und in jeder großen 
Organifation, au in den induftriellen Betrieben Ordnung und Unterordnung 
da fein muß. 

(Erneute Zurufe.) 
Herr Profefjor Weber bemängelte, daß es in den Arbeitsordnungen nid! 
heißt: „Wir erfuchen unfere Arbeiter“ ufw. Ja, Gejege maht man im 
Gefegesftil. 

(Zurufe: Geſetze?) 

Meine Damen und Herren! Herr Pfarrer Naumann hat dem deutſcher 
Unternehmertum den ſchweren Vorwurf gemadt, es fei die Urſache, daß die 
deutiche Arbeiterbewegung immer mehr in das Fahrwaſſer des Radifalismu: 
hineinfomme und zwar deshalb, weil die deutſchen Arbeiter dur die Ge 
ftaltung ihres Arbeitsverhältniffes in cine Situation der Ausfichtslofigtei 
hineingelommen feien. a, meine Herren, id fann mir nicht denken, mir 
es möglich fein follte, daß, nachdem ji im legten Menſchenalter die wir 
fchaftlihe Lage der Arbeiter nah allen Richtungen gehoben hat, nachver 
die Arbeiter in der Lage find, in einem erheblich größeren Maße an de 
Früchten unferer nationalen Kultur teilzunehmen als e3 früher der Fall war 
daß da lediglih um deswillen, meil der Arbeitgeber es ablehnt, mit der 
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Vorſtand ihrer Organifation, der fie zu "ıo überhaupt nicht angehören, zu 
verhandeln, daß um desmillen die deutfchen Arbeiter in eine Situation der 
Ausfichtslofigkeit und Verzweiflung gelommen fein follten. Sch alaube, daß 
dies doch wohl nur Ausführungen find, die fih mehr an das Gefühl als 
an die Logik richten wollen. 

Es ift dann meine Außerung angegriffen worden, daß es fich bei den 
Vorfchlägen des Herrn Profeſſor Brentano um einen Schritt in den 
ſozialiſtiſchen Staat oder vielmehr, wie ich glaube und gejagt habe, um ein 
Hineinjpringen mit beiden Füßen in den fozialiftiichen Staat handle. Ach 
muß an diefer Auffaffung fefthalten. Jch bin allerdings der Meinung, daß, 
wenn diefe gewaltige Machtbefugnis dem Staat gegeben werden follte, daß 
dann der Staat auch das Riſiko hinfichtlih der ganzen Produktion und 
Verteilung übernehmen müßte. Nur dann Ffönnte man eine Derartige 
Drgantfation, wie fie Herr Profefjor Brentano vorfchlägt, auch durchführen. 

Herr Pfarrer Naumann hat zum Schluß darauf hingemiefen, und das 
ift auh ſchon im Reichstag von feiten des Herrn Stoeder gefchehen, daß, 
wie Friedrich Wilhelm IV. nit das Wort aufrecht erhalten fonnte, 
daß zwifchen fein Volk und ihn ſich Fein Blatt Papier fchieben dürfe, fo 
auch die deutfchen Arbeitgeber gezwungen werden würden, den Konftitutio- 
nalismus im Fabrikbetriebe anzuerkennen. Meine geehrten Damen und 
Herren! ch glaube, nichts iſt falfcher als dieſer Vergleih. Bei der 
Drganifation des Fonftitutionellen Staates handelte es ſich darum, daß die 
Angehörigen des Staates — denn der Staat, das find die einzelnen zu— 
fammen in ihrer Organifation — in ihrem eigenften nterefje zufammen 
wirken follen und zur Teilnahme herangezogen werben follen. Bei den 
einzelnen Fabriken handelt es fih darum, daß innerhalb der Kompetenz: 
beichränfungen, die der Staat gegeben hat, der einzelne verfucht, feine Inter— 
efjen mwahrzunehmen; denn das Unternehmen gehört nad der heutigen 
Drganifation unferer Wirtfchaft dem Unternehmer. Deshalb glaube ich, daß 
diefer Bergleih in feiner Meife angewandt werden kann. Wir verfennen 
nit, daß es Aufgabe des nationalen Staates tft, entfprechend den Bebürf- 
niffen der Zeit und der Gefamtheit, auch Kompetenzbeſchränkungen, wie Herr 
Naumann fih ausgedrüdt hat, für das private Ermwerbsleben eintreten zu 
lafjen. Es wäre töricht von uns, das beftreiten zu wollen. Wir vertreten 
aber die Auffaffung, daß die von Ihnen gewünſchten Beichränfungen dazu 
führen, daß innerhalb der heutigen Wirtichaftsordnung eine regelmäßige, 
ordnungsmäßige und unfere nationale Stellung fördernde Wirtſchaft nicht 
mehr möglich ift. 

(Beifall.) 
15 * 
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Geheimer Hofrat Profefjor Dr. Brentano (Münden): Sehr verehrt: 
Anweſende! Erfchreden Sie nicht über die Menge Papiere, Die ich mit: 
bringe! Sie müſſen nicht daraus den Schluß ziehen, daß ich lange reden 
werde. Es iſt mir ja nur furze Zeit zum Schlußwort vergönnt. ch kann 
daher auch nicht auf alles erwidern, was in der Diskuffion gegen mic vor: 
gebracht worden ift. Nur auf einige wenige mir gemachte Einwürfe möchte 
ih antworten. 

Darf ih zunädft am Schluffe unferer anjtrengenden Debatte, die jeit 
heute morgen währt, einen allgemeinen Eindrud wiedergeben? Die heutiat 
Debatte hat mid an etwas erinnert, was ich jehr oft empfinde, wenn id 
Schriften über die heute behandelten Fragen aus dem Lager meiner heutigen 
Gegner lefe. ch habe dabei oft die Empfindung, daß man fi im gegneriſchen 
Lager ein bifchen zu wenig Mühe gibt, das zu jtudieren, was von uniere 
Seite wirklich vorgebraht wird; dementſprechend reden unfere Gegner fort: 
während um das, was wir eigentlich fagen, herum. 

(Sehr gut!) 

Diefen Eindrud habe ich heute ftarf gehabt. Ach habe ein Neferat er— 
ftattet und habe, um zu verhüten, daß um den Inhalt desfelben herum: 
geredet werde, nad) Beendigung meiner Rede die Hauptgedanfen derfelben 
ala Leitfäge verteilen laffen. Allein, ih muß fagen, daß in der darauf: 
folgenden Debatte jeitens meiner Gegner über das, was id in meinem Re 
ferate vorgebradht habe, und was ihnen in dieſen Leitſätzen gedrudt in die 
Hand gegeben worden ift, jehr wenig gejagt worden ift. Auch aus dieſem 
Grunde bin id der Aufgabe enthoben, auf alles, was gegen mich vor: 
gebracht worden ift, hier zu antworten. Es befanden ſich nämlich darunta 
eine Menge Dinge, die garnicht zu dem heutigen Thema gehören. So be 
rühren zwar die Ausführungen des Herrn Dr. Tille über das Verhältnis 
von Arbeitslohn und Arbeitszeit zur Arbeitsleiftung ein an fich fehr inter: 
efjantes Thema; aber mit dem, was wir heute zu debattieren hatten, jtand 
es in gar feinem Zufammenhang. So ſteht es auch mit einer Anzabl 
anderer Punkte, die er vorgebradht hat. Es war, ald ob er fih auf irgend 
etwas vorbereitet hätte, was er bier vorbringen wollte, weil er erwarte 
hatte, daß ich es vorbringen werde; da dies nun nicht der Fall war, wollt 
er jeinen Aufwand dod nicht umfonjt gemacht haben. 

(Heiterfeit.) 

Nun zu einigem von dem, womit er befonders wirkungsvoll zu werder 
beabfichtigte! Dazu gehört feine ſchon erwähnte Eremplifitation mit der 
Dienſtmädchen. ch war einigermaßen verblüfft, ala er damit kam. Un 
mittelbar vorher hatte er gegen mic den Vorwurf erhoben, daß ich nict: 
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on den Arbeitern in den Riefenbetrieben verftünde. Ich wüßte gar nicht, 
‚aß es gelernte und ungelernte Arbeiter gäbe und daß ein gewaltiger Unter: 
chied zwiſchen diefen beftehe. Ich will ganz dahingejtellt fein laſſen, ob 
nich der Vorwurf wirklih trifft und wie weit diefer Unterſchied unjere 
veute behandelte Frage berührt. Allen, wer aus diefem Unterfchiede den 
Schluß zieht, daß es verkehrt ſei, eine für beide Arten prinzipiell gleich: 
ırtige Ordnung des Arbeitöverhältnifjes zu fordern, darf nicht unmittelbar 
‚arauf das Verhältnis des Dienſtmädchens zur Hausfrau auf die gleiche 
Stufe ftellen mit dem Verhältnis der Arbeiter in unferen Riefenbetrieben 
u ihren Arbeitgebern. Wenn eine Hausfrau fih mit einem Dienjtmädchen 
richt über die Arbeitsbedingungen zu einigen vermag, fo mag dies für den 
vetreffenden Haushalt eine beflagenswerte Kalamität fein; allein, fieht Herr 
Ir. Tille nit den gewaltigen jozialen Unterfchied zwiſchen diefem Vor— 
ommnis, defjen Wirkungen fih auf eine individuelle Wirtfchaft befchränten, 
ınd dem Fall, daß infolge einer Nichteinigung über die Arbeitsbedingungen 
richt nur Taufende und Abertaufende brotlos werden, eine ganze Anzahl 
vichtbeteiligter Betriebe eingeftellt werden müfjen, ja, unfer gefamtes Wirt- 
haftsleben in Mitleivenihaft gerät? Solche Argumente hat er uns vor- 
eführt als Grund dagegen, daß die Streitigkeiten zwiſchen Arbeitgebern 
ind Arbeitnehmern in den Niefenbetrieben durch ein geordnetes Einigungs— 
ınd Sciedöverfahren gefchlichtet werben! 

Herr Dr. Tille hat ſich bei diefer Gelegenheit auch darüber verbreitet, 
velch mweltumftürzendes Ereignis es fein würde, wenn man ein obligatorijches 
Schiedsgericht einführen wollte. So etwas eriftiere nirgends in der Welt; 
yer Gedanfe fei unerhört. Ein neuer Beleg, meine Damen und Herren, 
ür das, was ich vorhin gejagt habe: daß die Herren, die immer gegen uns 
chreien, unfere Schriften nicht gelefen haben. Hätten fie fie jemals ordent- 
ich ftudiert, jo wäre ed ganz unmöglid, daß fie nicht Kenntnis genommen 
yätten ſowohl von den zahllofen Berfuchen, ſolche obligatorische Schiedsgerichte 
sinzuführen, al® aud von den gelungenen Durhführungen derfelben. Ich 
vill aber Herrn Dr. Tille nicht einmal auf die Schrift eines Katheder— 
'ozialiften verweifen; hier habe ich ein offizielles Aftenftüd in Händen, das 
ch ihm dringend empfehlen mödte. Es ift dies Nr. 2172 der Druckſachen 
yer Deputiertenfammer der franzöfiihen Republif, session extraordinaire 
le 1904: Rapport eoncernant les differends relatifs aux conditions du 
ravail et le droit de gröve, vom Abgeordneten Golliard, ein ausgezeich- 
eter Beriht. Sie finden da fämtliche in den verfchtedenften Staaten der 
Welt bereits beftehende Geſetze über obligatorifhe Schiedsgerichte abgedrudt. 
Das MWeltumftürzende alfo ift längjt Ereignis! 
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Noch eines will ich aus den fonftigen Bemerkungen des Herrn Dr. Til: 
hervorheben. Er hat gejagt, es fei niemals der Beweis erbracht worden, 
dag Mohlfahrtseinrihtungen von niedrigen Löhnen begleitet feien. Ein 
Beleg dafür, daß Herr Dr. Tille nit einmal die Schrift gelefen Hat, die 
zur Vorbereitung diefer Verhandlungen vom Vereine veröffentlicht worden ift. 
Hätte er jie gelefen, jo hätte er darin den Nachweis des Herm Dr. Günther 
gefunden, daß gerade unter dem Einfluß der Mohlfahrtseinrichtungen die 
Löhne im Saarrevier weit niedriger find ald im Nuhrrevier. Der vermißte 
Nachweis ift alfo erbracht, um der früheren Äußerungen des Herrn Charles 
Grad über die Wirfungen der Wohlfahrtseinrichtungen auf die Löhne ganz 
zu gejchweigen. 

Genau fo jteht e8 mit anderem, was meine Gegner vorgebracht haben. 
Bei der Kürze der mir verftatteten Zeit fann ih mich nicht bei folden 
Einzelheiten weiter aufhalten. Auch habe ich allen Anlaß, ver großen An- 
zahl von Nebnern dankbar zu fein, die mich der Mühe enthoben haben, auf 
eine Fülle einzelner Gegenbemerfungen zu antworten, indem fie das inhalt: 
bare derjelben bereits dargelegt haben. 

( Dagegen möchte ih noch ein paar Worte über etwas jagen, auf mai 
ih von Freunden im Privatgefpräh aufmerffam gemadt worden bin, da & 
vielleicht allgemeines Intereſſe erregt. Es ift mir gejagt worden, mein 
heutiger Vortrag zeige, daß in meinen Anfchauungen über die Organijation 
des Arbeitsverhältnifjes und die Fortbildung des Arbeitsvertrags eine große 
Wandlung vor fi gegangen fei. Früher ſei ih immer dagegen geweſen, 
daß ſich der Staat in diefe Organifation irgendwie einmifche; heute erfcheine 
ih als einer der energifchiten Staatsjozialiiten. Darf ih da etwas retro 
ſpektiv einige Worte jagen über das, was ich diesbezüglih in einem langen 
Zeitraum — leider erjtredt er ſich ſchon über 30 Jahre — veröffentlidt 
habe? ALS wir den Verein für Socialpolitif ins Leben riefen, ftand ja 
diefes Thema, das wir heute behandeln, ſchon auf unferer Tagesordnung; 
und ich darf wohl fagen — ich jehe hier meinen verehrten Kollegen und 
Mitftreiter Schmoller vor mir —: in fo manchen Dingen wir auch aus: 
einander gingen, in einer Anfchauung waren wir einig, nämlich, daß in 
früheren Jahrhunderten eine pofitive Ordnung der Induſtrie nicht nur 
eriftiert, jondern auch wohl funktioniert hat; daß dann die Entwidlung der 
Verhältniffe zur Auflöfung diefer Ordnung geführt hat, und daß aus den 
Kämpfen, die mit diefer Auflöfung verknüpft find, allmählich neue Drganı- 
jationen herauswachſen werden. Und ich glaube auch fagen zu dürfen, dai 
Herr Profefior Schmoller und ih noch in einem weiteren Punkt eine 
Meinung gewefen find, darin nämlich, daß einmal die Zeit fommen werde, 
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v0 dieſe Drganifationen fih als den Bebürfniffen entjprechend erprobt 
yaben und eine ſolche Bedeutung erlangt haben würden, daß der Staat 
richt umhin fönnen werde, zu fagen: jet erfenne ich euch an und gliedere 
uch, fo daß ihr in das Staatöganze hineinpaßt, in meinen Verwaltungs: 
rganismus ein. Das ift, wie ich glaube jagen zu dürfen, von Anfang an 
ınfere gemeinfame Anſchauung gewejen. Dann tft eine Zeit gefommen, wo 
ınfere Anfchauungen etwas auseinander gegangen find. Berzeihen Sie, Herr 
Rollege, wenn ich hier über fo Perfönliches ſpreche; allein, es gehört hier 
zewiſſermaßen zur Sade. - Es famen Zeiten, wo der eine von und dafür 
vor, daß Gefetgebung und Bermaltung diefe Entwidlung von oben herab 
eiten follten, während der andere etwas ffeptifch, ja widermwillig dem gegen- 
iberftand, weil er nicht dasfelbe Vertrauen hatte zu dem Guten, was von 
‚ben fommen würde. Diefer andere war ich. } Ich war der Meinung, da 
nan abmarten folle, bis die Dinge da feien, die man regeln wolle, damit 
ie nicht durch die Regelung von oben von vornherein verpfujcht würden. 
Meine Herren, wenn die Arbeiter von oben herab organifiert worden wären, 
o hätte man die Organifationen von vornherein auf Gefinnungstüchtige be- 
chränkt; man hätte alle die Nichtgefinnungstücdhtigen ausgefchloffen, und die 
riftieren doch auch, und mandmal in größerer Zahl als die Gefinnungs- 
üchtigen (Heiterkeit), und damit wäre die ganze Organifation von vorn- 
yerein zur Unfruchtbarfeit verurteilt gewejen. Als wir no vor 15 Jahren 
iber dasjelbe Thema diskutierten, waren wir Gegner aus dem einfachen 
Srunde, weil die Berufövereine in beachtenswertem Maße damals noch nicht 
rijtierten. Heute find fie aber da, und heute find fie fo da, daß fie fein 
Menfch mehr umbringen kann, heute find fie in einer faft allaugroßen An— 
ahl da; und die Frage ift nun: wie fangen wir ed an, daß aus diefen 
Berufövereinen wirkliche Organe einer Organifation der Induſtrie werden ? 

Und nun fomme ich zu dem Vorfchlage, den ich gemadt habe. Wenn 
nan fagen wollte, wir erfennen die chriſtlichen Gewerfichaften ala Berufs- 
ereine an, jo wäre zwar Herr Giesberts ſehr vergnügt (Heiterkeit), aber 
‚ie freien Gemerlichaften wären alle dagegen. Wir müſſen aljo etwas 
chaffen, was die Organifationen jedweder Denomination fortbeitehen läßt 
nd mobei fie leben fünnen nad ihrer Art, fonjt haben wir fie zu Gegnern, 
nd dann fcheitert das ganze Beginnen. Wir müfjen dafür forgen, daß es 
ine allumfafjende Arbeiterorgantfation gibt, deren Vertretern man nicht ent- 
egenhalten fann: Wo ift eure Legitimation, um im Namen der Arbeiter 
u reden?, indem dieſe Organifation gebildet und ihre Vertreter gewählt 
yerden von der Gejamtheit der Arbeiter eines Gewerbes. Daß die be- 
veffenden Herren, Herr Giesberts und Genofjen und — nennen wir fie die 
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entgegengefegte Richtung —, dabei auf ihre Rechnung fommen, daran be 
fteht für mich fein Zweifel; die forgen ſchon dafür, daß fie in diefer offi— 
ziellen Vertretung zu ihrem Rechte fommen. Und dann hätten mir eine 
Drganifation, die aud in anderer Hinficht, vom Arbeiterftandpunft aus be- 
trachtet, als befonders vorteilhaft erfcheint. 

Es wurde heute fehr oft gefragt: Was für eine Garantie bietet man 
dem Arbeitgeber dafür, daß der folleftive Arbeitsvertrag auch von den 
Arbeitern gehalten wird? Es murde vorgefchlagen, ich glaube von Herrn 
Dr. Harms, die Berufsvereine mit ihrem Vermögen haften zu lafjen. Allein, 
diejer Preis ift den Berufsvereinen für ihre Anerkennung zu hoch; da ziehen 
fie e8 vor, lieber nicht anerkannt zu werden. Auf der anderen Seite iſt es 
ein höchſt berechtigtes Verlangen der Arbeitgeber, eine Garantie zu erhalten, 
daß ihnen der Schaden, der ihnen aus Nichteinhalten des folleftiven Arbeits: 
vertranes jeitend der Arbeiter erwächjt, erfegt wird. Nichts wäre ungerechter, 
als die Berechtigung dieſes Verlangens zu verfennen. Wenn wir nun eine 
befondere offizielle Organifation fchaffen, der ſämtliche Arbeiter des Ge- 
werbes angehören, jo muß jeder Arbeiter regelmäßig einen fleinen Beitrag 
an diefe zahlen; außerdem muß die Organifation das Recht haben, Um: 
lagen von fämtlichen Arbeitern des Gewerbes zu erheben; das ift nötig, 
damit Die offizielle Organifation ihren Aufgaben gerecht werden fann. Da- 
mit erhält die amtliche Drganifation Mittel, an die man fih halten kann, 
und mit denen jie dafür aufzulommen hat, daß die folleftiven Arbeita- 
verträge auch gehalten werden; die Berufävereine aber bleiben als befondere 
Gebilde daneben beftehen. 

Es fcheint mir nun heute die Entwidlung fo weit vorgefchritten zu 
fein, daß der Staat fih damit zu befaffen hat, die Gebilde, welche dir 
natürliche Entwidlung hervorgerufen hat, anzuerkennen, mit mwelder An- 
erfennung naturgemäß auch eine Ordnung des ganzen Arbeitsverhältnifies 
verbunden fein würde; und indem ich dies fage, glaube ich nicht infonfequent 
gegenüber meiner Vergangenheit zu handeln. E38 ift ja Mar, da man in 
politifchen Fragen nicht in jedem Augenblid feine legten Gedanken darüber, 
wie man fich die Zukunft denkt, ausfpridht. Wenn ich vor 15 Jahren dafür 
eintrat, daß man nicht zwangsweiſe offizielle Berufsvereine ins Leben rufen 
folle, jo war ich nicht der Meinung, daß nicht der Tag fommen könne, wo 
der Staat fih mit der Anerkennung diefer Vereine befaffen müſſe. Wan 
lefe nur meine früheren Schriften. 

Nun noch ein paar Worte über eine Frage, die Herr Profeſſor War 
Weber angefhnitten hat. Ich glaube, daß er, was ich will, nicht richtie 
veritanden hat, was ich ihm nicht übel nehme; denn bei der Kürze der Zen 
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onnte ich nicht viel Worte gerade auf diefe Frage verwenden. Wenn ic) 
hn recht verftehe, denkt er fich meinen Vorfchlag fo: Der Staat habe, wo 
ine Einigung nicht zuftande kommt, ähnlid wie dies der Gefegentwurf 
Millerand vorfieht, zu erflären: Wenn ihr euch mit den Arbeitgebern nicht 
inigen könnt, tritt im Augenblid, da die Mehrheit der Arbeiter dies be- 
chließt, ein Arbeitsjtilftand ein, bis ihr euch neeinigt habt; befchließt die 
Mehrheit, daß Fein Arbeitsftillftand ftattzufinden habe, fo iſt eine Arbeits- 
injtellung unterfagt. Das ift nicht mein Gedanke. Ich gehe davon aus, 
yaß die Vertreter der Arbeitgeber und Arbeiter nicht erft, wenn ein Streit 
chon entbrannt oder im Werben ift, fondern in ein für allemal feſtgeſetzten 
Zeiträumen zujfammentreten, um für eine begrenzte fommende Zeit bie 
Arbeitsbedingungen zu vereinbaren, daß für die Dauer diefer Zeit dieſer 
'olleftive Arbeitsvertrag Gültigkeit hat und Lokalausſchüſſe und Betriebs- 
ınd Merkitättenausfchüfje gemeinfam mit den Arbeitgebern etwaige Streitig: 
'eiten über die Subfumtion der einzelnen Fälle unter die vereinbarten Be: 
timmungen zu fchlichten haben, daß die amtlichen Organifationen in der 
Weife, wie ich e3 vorhin angedeutet habe, dafür auffommen, daß der Ber- 
rag wirklich innegehalten wird. Bei folder Ordnung ift, m. E., für eine 
Beftimmung ähnlich der im Gejegentwurf Millerand faum Gelegenheit. Das 
jt in der Hauptfahe, was ich noch nachtragen wollte. Es ift, wie Sie 
ehen, weniger eine Bolemif gegen den verehrten Redner, als eine Ergänzung 
veffen, was ich fagen wollte. 

Im übrigen danke ich meinen Zuhörern für die Nahficht, die fie mir 
zeſchenkt haben. 

(Lebhafter Beifall.) 


Vorfigender Profeffor Dr. v. Philippovich: Meine Herren, wenn 
h nun, zum Schluſſe jchreitend, die heutige Diskuffion zufammenfafje und 
ie zu einem Punkte führe, der mir eines der wichtigften, wenn auch nicht 
ille wichtigen Momente deutlich hervortreten zu laſſen fcheint, fo fei es mir 
yejtattet, Died dadurch zu tun, daß ih an ein franzöfifches Wort erinnere, 
‚as Cheyfjon einmal geſprochen hat: Es gab bisher für die Unternehmer 
mei Methoden, fi zugrunde zu richten: nicht zu verftehen, wie man pro- 
suziert, oder nicht zu verftehen, wie man die Produfte an den Mann bringt. 
Heute gibt es noch einen dritten Weg: den, nicht zu verjtehen, wie man 
Menjchen behandelt. ; , « 

(Sehr gut!) 

Das ift die Grundfrage, um die ſich, glaube ich, hier die ganze Diskuſſion 
ſedreht hat. Ach nehme an, daß wir alle auf demfelben Boden ftehen, die 
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Gegner wie die Anhänger der Thejen, welche Herr Profefjor Brentano ver- 
treten hat, daß die Erhaltung der deutſchen Jnduftrie, die Erhaltung und 
Kräftigung und Förderung der Arbeiterfchaft innerhalb diejer Induſtrie, 
ihre Führung zu einem förperli und geiftig entwidelteren Daſein ein von 
allen angeftrebtes Ziel ift. Das bejtreiten wir auch den Gegnern des Herm 
Profeſſor Brentano nidt. Sie jind der Meinung, daß dieſes Ziel erreidt 
werden fann auf Grund einer Auffafjung des Arbeitsverhältnifjes, welches 
wir als ein Herrfchaftsverhältnis bezeichnen, und das aud in ihrem Sinne 
ein Herrfchaftsverhältnis fein fol. Die entgegengejegte Meinung , die ver- 
treten wurde, war die: das Arbeitöverhältnis fol ein Hilfsverhältnis fein, 
was durhaus nicht ausschließt, daß die helfenden Mitarbeiter dem Arbeit: 
geber unterworfen find während dieſes Arbeitsvertraged auf Grund der Be 
dingungen des Arbeitävertrages, die eingegangen worden find. Dagenen be 
dingt dieſe Auffaffung, daß bei Abſchluß des Arbeitsvertrages die Gleich— 
berechtiaung tatfächlih, nicht bloß formell, aufrechterhalten werde. | 

Das waren die beiden Gegenfäße, die einander gegenübergetreten find. 
Ih will nicht fo meit gehen mie der Herr Regierungsrat Leidig und er- 
flären, es waren zwei Weltanfchauungen, die einander gegenübergeftanden 
find, es möchten font unfere Erörterungen den Charakter des Theologen: 
gezänks befommen. ch alaube vielmehr, es waren allerdings zwei jcharfe 
Gegenfäße, die fih aber doch zu einem Ziele hinbewegen, zu dem Ziele, 
eine Klärung der Meinungen, der Anfchauungen über die tatſächlichen Ver— 
hältnifje herbeizuführen, damit auf Grund dieſer Klärung die maßgebenden 
Faktoren in der Geſetzgebung und in der praftiihen Politik denjenigen Weg 
einfchlagen, der zu dem erfterwähnten, von uns allen gemeinfam erftrebten 
Ziele führt. 

Dazu hat, wie ich glaube, diefe Diskuffion in großem Maße bei- 
getragen; und wir fönnen mit Befriedigung auf diefelbe zurüdbliden. Sie 
war ausgezeichnet dadurh, daß eine große Anzahl Arbeiter an vderfelben 
teilgenommen und zu dem Thema in fachliher Weife mit wertvollen 
Beiträgen, fofern fie geſchöpft waren aus dem praftifhen Leben, gejprochen 
haben. Sie war ausgezeichnet dadurch, daß die Herren Vertreter der Arbeit- 
geberinterefjen ihren Standpunkt mit aller Klarheit und mwünjchensmwerten 
Dffenheit und Geradheit hier vertreten haben. Sie war ausgezeichnet da- 
dur, daß in der Entwidlung der Anfchauungen in bezug auf die Ordnung 
des Hilfsarbeiterverhältnifjeg — wie wir es auffaffen — ſich zweifellos ein 
Fortichritt gezeigt hat, der nun auch zu uns übertragen will, was außerhalb 
Deutſchlands und außerhalb Dfterreich bereits durch praftifhe Mafnahmen 
erprobt ift. In Genf, in Neufeeland, Viktoria, Südauftralien, Kanada be 
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jtehen derartige Einrichtungen, wie fie Herr Geheimer Nat Brentano vor- 
gefchlagen hat. Aber ich glaube, wir dürfen das zum Echluß wohl hervor- 
heben, fo weit find wir aud; durch die heutigen Verhandlungen noch nicht 
gefommen, daß wir jagen fönnten, welches die Form dieſer Organifationen, 
zu denen die Entwidlung treiben wird, fein wird. Ich erinnere in diefer 
Hinfiht an die Bemerkungen, welche von den Herren Dr. Xeidig, Dr. Tille, 
Dr. Harms, Dr. Weber gemacht worden find. Aber wir haben, glaube ich, 
die Disfuffion des Problems gefördert. Der Herr Referent, Profeſſor 
Brentano, hat durd feine Thefen zu weiteren Erörterungen und Diskfuffionen 
Anlaß gegeben, und feinem Wunſche, daß die Gefeggebung auf dem Gebiete 
der Förderung der Arbeiterorganifationen eingreife, haben ſich mit Aus— 
nahme der erjtermähnten Richtung viele Redner angejchloffen, wenn aud 
nidt alle von ihnen die Thefen des Referenten afzeptierten. [Es jei mir 
geftattet, hier hinzuzufügen, daß wir doch auch unterfcheiven müſſen zwijchen 
formalem Recht und der Auslegung des Rechts. Ich glaube, daß heute 
fchon vieles ander8 werden fünnte, wenn die Auslegung des Rechts anders 
wäre. 
(Sehr richtig!) 
Es brauchte nur der Geift der Richter ein anderer zu fein, es brauchte nur 
die heute in ihrer Bedeutung vielfach angezmweifelte öffentliche Meinung eine 
andere zu fein. Und in diefer Richtung eingemwirft zu haben, der öffent- 
lihen Meinung, dem Geift der Richter bzw. aller derjenigen, die praftifch 
zu handeln haben, einen Anftoß zu einer vertieften, freieren Auffaſſung des 
Arbeitsverhältniffes zu geben, dazu hat, glaube ich, unfere heutige Verfamm- 
lung beigetragen, und damit können wir mit Befriedigung auf fie zurüd- 
bliden. | 
2 (Schluß der Sigung 3 Uhr 45 Min.) 


Dritte Hißung. 
Mittwoh, den 27. September 1905. 


Die Sigung wird um 104 Uhr durd den Borfigenden Brofeffor Dr. Rathgen 
(Beidelberg) eröffnet. 


Vorfigender Profefjor Dr. Rathgen (Heidelberg): Der gejtern ae 
wählte Ausfhuß bat fih in üblicher Weife ergänzt durch die Mahl der 
fämtlihen Herren, die vorher in dem Ausſchuſſe waren, und hat hinzugemählt 
Erzellenz von Rottenburg und Herrn Dr. Schott aus Mannheim. Der 
Ausſchuß hat ich fonftituiert und zum erften Vorfißenden Herrn Profeſſor 
Dr. Schmoller, zum zweiten Borfigenden Herrn Profefjor Dr. Gierfe (Berlin), 
zum erften Schriftführer Herrn Dr. Geibel, zum zweiten Schriftführer Herm 
Profefjor Dr. Frande, zum Schagmeifter Herrn Stadtrat Ludwig-Wolf (Leipzig) 
gewählt. 

Sch eröffne die Verhandlung über die Kartele und bitte Herm Pro— 
feſſor Schmoller, die Debatte einzuleiten. 


Das Berhältnis der Kartelle zum SHtaate. 


Meferat' 


von 


Profeffor Dr. Guſtav Schmoller (Berlin). 


Hocverehrte Berfammlung! Ach foll die Debatte über das Thema: 
„Das Verhältnis der Kartelle zum Staate” einleiten. Dem volkswirtſchaft— 
lichen Thema der Kartelle fommt an Bedeutung heute fein anderes gleich. 
Denn e8 fchließt Die ungeheuren fozialen und organifatorifchen Veränderungen 
in fi, die feit 40—50 Fahren im Begriffe find, fich durchzuſetzen. Die 
Kartelle find nur ein Glied in der Kette, die vom alten lofalen Kleinbetrieb 
zur Fabrik, zum Großbetrieb, zur Aktiengefelihaft, zum Niefenbetrieb, von 
der freien Konkurrenz vieler Heiner und mittlerer Gefchäfte zur zentraliftifchen 
Zeitung immer größerer Unternehmerorganifationen, zum halben oder ganzen 
Monopol derfelben, vom freien individualiſtiſchen Arbeitsvertrag zu Arbeiter- 
und Arbeitgeberverbänden und deren Kolleftivverträgen, vom laissez faire 
zur geſellſchaftlichen und ftaatliden Organifation der nationalen Arbeit, 
vielleiht gar zur ſozialiſtiſchen Staatswirtfhaft führt. 

Laſſen Sie mich, ſcheinbar abjchweifend von unferem Thema, zuerjt ein 
Wort darüber jagen, wohin diefe Entwidlung da geführt hat, wo fie am 
freieften fi entmwideln fonnte: in den Vereinigten Staaten. In Ddiefem 
Lande hat man das gefamte Vermögen im Zenfus von 1900 auf etwa 
396 Milliarden Marf geihägt, und das Kapital, das in den Trufts, in 
den Riefenaktiengefellichaften, in den Eifenbahnen, in den großen lofalen 
Monopolen und Ahnlichem ſteckt, 1903 auf etwa 80 Milliarden. Ein oder 


’ Die folgenden Ausführungen habe ich als Borbereitung mir in den legten 
Wochen vor der Generalfammlung aufgezeichnet. ch Habe dann frei geredet und 
mußte auch, um nicht über eine Stunde zu ſprechen, mich vielfad fürzer faflen. 
Aber der ganze Aufbau, der Sinn und die Tendenz der Rede waren ganz diefelben 
wie bier. 
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zwei Dugend Milliardäre und einige Dugend Millionäre, die jährlich um 
viele Milionen ſich bereichern, regieren alle die Niefenbetriebe, in melden 
jest ſchon etwa "/s des ganzen nationalen Vermögens ftedt. Die Tendenz 
auf Pereinheitlihung der Zeitung aller großen Geſchäfte, auf die möglichite 
Stillftellung der Konkurrenz hat dahin gewirkt, daß in die Zeitung all ber 
großen induftriellen Trufts immer wieder diefelben Perfonengruppen berufen 
werden, welche die Eifenbahnen und ihre großen Gruppen, die Banken und 
ihre wenigen Hauptgruppen lenken. Bon Pierpont Morgan hat man 1903 
berechnet, daß er Gejchäfte mit 30 Milliarden Mark leite, in den vorher: 
gehenden 1”/s Jahren ſolche von 8 Milliarden Mark gegründet habe. Die 
felben relativ engverbundenen Gruppen übermächtiger Gejchäftsleute beherrichen 
die Preſſe, die Parteien, die Gerichtshöfe, die lofalen und ftaatlichen Ver— 
tretungen, zulegt im ganzen auch die innere und äußere Bolitif des Landes, 
natürlich nicht, ohne daß ftarfe Gegenbewegungen der von ihnen Gefchädigten, 
der gefamten von ihnen unabhängigen Kreife, der Gebildeten und der Arbeiter 
entftanden wären und nicht, ohne daß vorübergehend ſehr ftarfe Haßgefühle 
ausgelöft worden wären, und diefe überftürzte Geſetze gegen die Herrichaft 
der Geldmagnaten herbeigeführt hätten. 

Die an der Spitze jtehenden Gejchäftsleute find vielleicht die genialften, 
energifchiten, Hlügften, die je die Welt gefehen; aber es find wohl auch die 
geriebenften und rüdfichtslofeiten. Höchſtens die Geldfürften Karthagos und 
die Spiten der römischen Geld: und Wublifanenariftofratie zur Zeit ver 
Bürgerfriege laſſen fih etwa mit diefen Truftführern vergleihen; aber jene 
beiden Klafjen hatten doch wohl noch mehr politifhen Sinn und politifce 
Schulung, fie gingen nicht fo im reinen Geldmahen auf wie dieſe. Die 
Kapitalmagnaten der Nenaifjance, vor allem die Medizäer, befonders Cofims 
der Alte, der pater patriae, aber auch die Fugger und Welfer waren ebenio 
Baterlands- und Kunftfreunde, große Staatsmänner, als föniglide Kauf 
leute; ihnen find die Nodefellers und Genofjen in feiner andern Weiſe, als 
in der rein gefchäftlichen Fähigkeit zu vergleihen. Den unbejtritten erften 
Führer der amerifanifhen Truftmagnaten, Sohn Rodefeller, kennzeichnet ein 
von ihm ruinierter Hamburger Kaufmann!, der lange in dem Lande feiner 
Tätigkeit und in feiner Nähe lebte, folgendermaßen: „Diefer Schotte iſt 
nüchtern, ftreng kirchlichfromm und völlig ruchlos; fein Seelenleben ift nur 
von jtupidem Gottesdienft und Geldmachen ausgefüllt; fein Gewiſſen hat 
ihn je gehemmt, andere zu vernichten.“ Man hat ihn in Amerika vielfad 
einen Tiger genannt; „feine hervorragenden Eigenſchaften find feige Ver 


ı Th. Duimchen, Die Trufts und die Zukunft der Kulturmenichheit, 18 
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hlagenheit und vollendete Empfindungslofigfeit für all die Tränen und das 
Send der Taufende, die er durh Gewalt und Betrug zugrunde gerichtet 
yat.“ Schon in den neunziger Jahren wurde fein Vermögen auf über eine 
Milliarde Dollars geſchätzt; einer Tochter gab er 100 Millionen mit. Er 
elbſt iſt jest gefundheitlich ein ruinierter Mann, der 5 Millionen Dollars 
em verfpracdh, der ihn heile; er fpendet jährlih 30 Millionen für kirchliche 
Zmede, hat es aber erlebt, daß ihm eine angefehene kirchliche Gemeinschaft 
euerdings fein Geld zurüdmwies, fie nehme fein aeraubtes Geld. 

Sch weiß nicht, wie viel von diefer, fo viel ich weiß, unwiderſprochen 
yebliebenen Schilderung wahr ift; aber fie fennzeichnet jedenfalls die Stimmung, 
ie über ihn herrſcht. Zur Charafterifierung diefer Stimmung nod ein 
yaar beweisfräftige Dokumente. Der fogenannte Boß der jetzt regierenden 
epublifanifchen Partei, M. Hanna, bis zu feinem unlängjt erfolgten Tode 
»em Präfiventen der Republif nahe ftehend, hat in einer Verfammlung der 
reiten Finanzgrößen im April 1903, als eine Krifis, ja eine revolutionäre 
Bewegung zu drohen ſchien, erklärt: „Wenn wir uns weiter benehmen, wie 
n den legten zehn Jahren, fo gehen mir einer fozialen Revolution entgegen. 
Der Schuldige iſt Wallftreet (der Ort der New-Yorker Börfe). Die mittleren 
tHafjen find erfchöpft, die Kaufkraft der Arbeiter hat außerordentlich ab— 
zenommen. Wenn der Tag der Revolte fommt, fo wird man den Kopf 
von P. Morgan für alle Übel verantwortlih machen.“ 

Während fo in einem Moment der Angjt einer der Eingemeihtejten 
prach, fchrieb eben damals einer der Führer der Soztaliften an denfelben 
Mann, den Hanna als den von der Volksmißgunſt bedrohteſten bezeichnet 
yatte, an den Schüler und Genofjen NRodefellers in einem offenen Brief: 
‚Sie find der Leiter der großen Truftbewegung, welde die Kulturvölfer auf 
yen kommenden Sozialismus beſſer vorbereitet als die ſchwachen Berfuche 
ver Arbeiter e8 tun fönnten. Die alte Schule hat immer gejagt, daß 
inzelne Menfchen feine NRiefenunternehmungen leiten fönnten. Die Truſts 
veweifen das Gegenteil. Die wachſende Stimmenzahl der Sozialiften nötigen 
ins, unjere Schuld gegen Sie und Ihre Genofjen anzuerkennen, denn Sie 
emonftrieren die Durchführbarfeit und Unvermeidlichkeit des Sozialismus.” 

Während fo der Sozialismus über die Trufts urteilt, will der frühere 
‚emofratifhe Präfidentihaftsfandivat William 9. Bryan jet ein Bundes— 
ıefeß durchfegen, das von jedem über einen Staat hinausgehenden Truft die 


ı Ih weiß wohl, dab aud in den Bereinigten Staaten edlere und höher 
tehende Männer an der Spitze mander Trufts ftehen. Aber ich wollte in Rode» 
eller einen Typus zeichnen, der, wenn er ſiegt, alle wirtichaftlihe und joziale Re: 
orm erfchwert, wenn nicht unmöglich macht. 
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Konzeffion einer Bundesbehörbe fordert; dieſe joll verweigert werben, 
1. wenn eine Vermäfjerung des Kapitals jtattfindet; 2. wenn der Truſt ein 
Monopol darftellt, und das fol angenommen werden fünnen, je nachdem er 
25— 75/0 der Produktion umfaßt. Jedem dagegen Handelnden foll jede 
Benusung von Eifenbahn, Poſt und Telegraphen von Bundeswegen geipert 
werben. 

Sie werden num vielleicht jagen, wozu diefe Anführungen über bie 
Zuftände der Vereinigten Staaten, über die dortigen Trufts, die mit unjeren 
Zuftänden, unferen Kartellen gar nicht zu vergleichen find. Sch gebe zu, 
dab unfere Verfafjungs- und Nechtsverhältnifje gänzlich andere find, daß 
unjere Kartelle, wenigſtens die meiften, weſentlich andere Gebilde find, da 
ihre Leiter von den Schattenfeiten der Führer der amerikanischen Trufts 
meift mehr oder weniger frei find. Aber die Grundtendenzen in der wirt 
chaftlihen Bewegung find doch diefelben. Amerika ift nur viel ſchneller 
und fühner auf der Bahn vorgedrungen. Es gibt viele Fuge Gejchäftsleute 
und mande fpefulativ denfende Gelehrte, welche auch für uns eine raſche 
Verwandlung unferer lofen auf Zeit gefchloffenen Kartellverbindungen in 
zentraltitifche Riefenaftiengejellichaften, wie es jetzt die meiſten Trufts jmd, 
erhoffen. 

Bor allem aber der Kern des Problems ift hüben wie drüben vom 
großen Teich derfelbe,; und in diejen Kern wollte ih Sie durch meine Er- 
zählung einiger amerikanischer Tatjachen etwas lebendiger einführen, als es 
ein Bericht über deutfche Tatfachen vermödte. ch ſehe den Kern eben ir 
der frage, die wir heute zu diskutieren haben: d. 5. in dem Verhältnis der 
privaten, auf Gewinn berechneten, Milliarden umfafjenden Gejchäftsorgani 
fationen mit monopoliftifcher, den Markt regierender Tendenz gegenüber dem 
Vertreter der allgemeinen Bolfsinterefjen, gegenüber der Staatögewalt. Wem 
M. Hanna feine Truft: und Gejchäftsfreunde befhmwört, umzukehren, meil 
fonft die foziale Revolution fomme, wenn die Sozialdemofraten fich feierlich 
bei B. Morgan bedanken, wenn ein Präſidentſchaftskandidat alle Truſts unter 
harte bundesgefegliche Normen zwingen will, jo tft das alles nur der Aus 
drud der mit Wucht durchbrechenden Erkenntnis, daß man jet vor der 
Frage ftehe, ob der Staat und die Gefamtinterefjen oder einige riefenhafte, 
private Kapitaliftenverbände und ihre Geminninterefjen die Herrſchaft über 
die Volkswirtſchaft und den Staat haben follen? Die Amerikaner gedenter 
jegt wohl der Worte ihres größejten älteren Nationalöfonomen, des jterbenden 
General Walker: Die Trufts Fonjtituieren eine wirflide Tyrannei, un? 
Amerika wird fih von ihr befreien, wie es ſich von allen anderen Tyranneie 
befreit hat. Sie gedenken vielleicht auch der Worte des fähigſten Beobachtert 
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und Schilderer8 der amerifanifchen Truſts: des Herrn Roufier® vom Musde 
sociale aus Paris: Die Truft3 wären ungefährlih, wenn der Staat feine 
Pflicht täte, die öffentlichen Dienſte an fi nähme, wenn er nicht fünftlich 
die Trufts förderte, durch Schußtarife züchtete. Dann wäre die induftrielle 
Konzentration feine Bedrohung der Konkurrenz. 

Und bereitet fih nicht ein ähnlicher Umſchwung in dem Urteil über 
die Kartelle in Deutfchland vor, wie in Amerika über die Trufts? Sehr 
fange hatten wir eine überwiegend optimiftifhe Stimmung, aber feit ein 
bis zwei Jahren fieht man doch auch mehr die Gefahren und Schattenfeiten, 
fordert vom Staate Mafregeln gegen die Auswüchſe diefer ganzen Ent- 
wicklung. 

Lange hatte die Wiſſenſchaft faſt nur Gutes von den Kartellen zu ſagen 
gewußt. Selbſt die erheblichſten ſozialdemokratiſchen Vertreter der Wiſſen— 
ſchaft betonten die Notwendigkeit und Heilſamkeit der Kartelle. Unfere maß— 
gebenden Miniſter trieften bei jeder Gelegenheit von Lob. Eine Kartell» 
enquete wurde gemacht, in der man den Wünfchen der Kartellleiter möglichſt 
entgegenfam. Es war nicht ganz falfh, wenn man von ihr fagte, es fei 
iedenfall8 mehr eine Enquete für als gegen die Kartelle geworden. 

Und nun feit 1—2 Jahren. Der Juriftentag hat mit großer Majorität 
sine energifche Staatsfontrolle der Kartelle gefordert. Unfere Minijter ge» 
tehen jeßt, daß fie zu optimiftifch gefehen; fo nötig und heilfam die Kartelle 
eien, jo müßte doch ihre Madt eine Schranfe an den Gefamtinterefjen 
inden, deren Wahrung der Staatsregierung obliege. Die Ausdehnung der 
taatlihen Kohlenwerfe, die Verfuche, die Hibernia zu erwerben, Die gejeß- 
iche Siftierung der Verleihungen von Kali: und Kohlenſchätzen jind ebenjo 
Schachzüge gegen die großen Kartelle, wie die aus der Initiative des Land— 
ags hervorgegangene Ausſchließung derfelben Kapitalorganifationen von der 
jerrfchaft auf den neuen Wafjerftraßen. In breiten Schichten unferes Volfes 
erlangt man die Berftaatlihung der Kohlen- und Kalifchäge, erinnert man 
aran, daß diefe, wie alle ganz bejchränkten Naturſchätze eines Landes, nad) 
nem unvertilglichen Nechtsgefühle in der Hauptfahe der Gefamtheit des 
zolkes zugute fommen follten, nicht einigen Wenigen, die daraus ein Privat- 
twnopol für fih zu machen müßten. 

Es ift natürlich und berechtigt, daß diefer Umfchwung der Stimmung 
m Kartellleitern und allen dur die Kartelle Gewinnenden unangenehm ift. 
sie find erftaunt und empört, daß die Sprache der Minifter um einige 
üancen anders geworden ift; fie klagen elegifh, daß man den großen 


nduftrien und den Kartellen feine Ruhe lafje. Ja fie verlangen ziemlich 
Schriften CXVI. — Verhandlungen 1905. 16 
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offen Befeitigung der Störenfrieve in den höchſten Ämtern; ein Vertreter 
diefer Richtung verjtieg fich zu der öffentlihen Behauptung im Herrenhaus, 
der Minifterpräfivent, der natürlich diefe Dinge nicht fo recht verftehen könne, 
bei dem man aljo mildernde Umftände annehmen fönnte, fei von den maf- 
gebenden Minijtern getäuſcht worden. 

Meine Herren! Was heißt es, man folle die Kartelle in Ruhe lafien? 
Kein Verftändiger würde diefem Wunſche nah Ruhe entgegen fein, wem 
die Kartelle ihrerfeit8 die ganze übrige Bolkswirtfchaft in Ruhe, d. h. in 
ihrem alten Zuftande ließen, wenn die alte Preisbildung, die alte Art da 
Marktverforgung, der Konkurrenz Diefelbe bliebe, wenn die Behandlung de 
Konfumenten, der Arbeiter, der Händler, aller übrigen Geſchäfte in den alt: 
hergebrachten Bahnen geblieben wäre. Aber davon ijt ja gar feine Ne. 
Die Kartelle jchaffen eine ganz neue Verfafjung der Volkswirtſchaft, ein 
gänzlich andere Machtverteilung auf dem Markte und zwifchen den Geſel— 
Ichaftsklafien, eine ganz neue Art der Preisbildung und Gemwinn- reir. 
Einfommensverteilung, furz wirtfchaftlihe Zuftände, melde von den 181: 
bis 1880 gewordenen jchon jet ſehr verfchieden find und immer verfchiedenz 
werden. Und fie haben dabei die Initiative; fie find die fortfchrittlic 
fühnen Neuerer. Das ift ihr Ruhm und DVerdienft, aber auch die Urface, 
daß fie angefeindet werden. Die Träger jeder großen Neubildung in da 
Geſellſchaft reiten über Zeichen, weil fie Neues ſchaffend das Alte befeitigen. 
Mögen viele ein noch fo reines Gewiſſen haben, mögen die Formen dei 
wirtfchaftlichen Lebens, die fie ausbilden, in der Linie liegen, der die Zukunf: 
gehört, die unferem Vaterlande frommt, zufrieden fann die Mafje des Volte 
nicht leicht fofort mit ihnen fein. Nur die MWeiterblidenden verftehen fi, 
und jie jelbjt erjchweren meift noch diejes Verjtändnis, weil fie naturgemäf 
weder für den Staat, noch für die Gejamtintereffen einen ebenſo ſcharie 
Bid haben wie für ihre Geſchäfts- und Geminninterefjen, weil unt« 
ihnen, als fühnen Bahnbredern, ſtarke Willensmenfhen, einfeitige Gewalt— 
menſchen nicht fehlen können. — 

Meine Herren! Wenn ih nun verfudhen fol, das Verhältnis ve 
deutſchen Kartelle zur Staat3- refp. Reichsgewalt kurz zu erörtern, fo fhid: 
ich voraus, daß ich in dem furzen Rahmen einer Eleinen Stunde weder vw 
Verfafjung der Kartelle und der Trufts, noch ihre Vorteile und Nachteil: 
ihre Politif im einzelnen ſchildern kann. Ich darf das ja auch alles ir 
diefem Kreife als befannt vorausjegen. Jh will nur verfuchen, Ihnen kim 
vorzuführen, daß und warum die Kartelle und die ganzen Konzentration: 
tendenzen unferer Induſtrie naturgemäß zunächſt mit Notwendigkeit in Gege 
fa und in Kämpfe mit den meijten übrigen Kreifen der Volkswirtſche 
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ommen müfjen; ich will furz Ihnen vorführen, wie die Neugeftaltung zu— 
jleich große Machtverfchiebungen und Machtkämpfe erzeugt, und wie daraus 
vieder die Notwendigkeit der Erwägung eintritt, ob nicht eine neue Gefeß- 
yebung anftelle der alten von den Kartellen beifeite gefchobenen treten müffe, 
»b nicht im Gefamtintereffe das Recht und die Politif des Staates auf die 
yejtimmte neuejte Art des wirtfchaftlichen Konzentrationsprozefies einzumirfen 
verufen ſei. Sch gehe zunächſt vom wichtigſten praftifhen Punkte, der 
Breisbildung aus. 

Die Kartelle wollen in erjter Linie höhere Preife für ihre Produkte, 
wr dadurd kommen die notleidenden Induſtriezweige wieder in gute Lage. 
Das Rublitum muß die höheren Preife zahlen; es fann damit nicht ohne 
veitereö zufrieden fein. Bleiben wir einen Moment bei den deutfchen Kohlen- 
reifen ftehen: Die Tonne weitfälifher Kohle! koſtete 1861—69 zwifchen 
5,50 und 6,40 ME., dann wieder 1876—88 zwifchen 4,71 und 6,60 ME., 
wur vorübergehend waren die Preife dazwiſchen höher; mit den Kartell- 
jeitrebungen am Ende der 80er Jahre jtiegen die Preife 1889—1903 dauernd 
wf 8—11, ja zeitweife 12—13 Mi. Mag man dabei dem Publiftum mit 
Recht jagen, ohne die Kartelle wäre das Steigen 1898—1901 viel ftärfer, 
er Fall nachher viel jäher gewejen; es bleibt doch natürlich, daß die Eifen- 
nduftrie und das Publikum fagt, fo lange die Kohle 5—6 ME. koſtete, 
varen wir beſſer daran als in der Zeit mit 8—11 Mf. Die Kohlen- 
yerbraucher können jedenfalls nicht fo zufrieden fein wie die Aftienbefiger, 
yeren Dividenden von 2—3 auf 6, oder von 6—10 auf 20—50 %/o ftiegen, 
»der wie die Kurenbefiger, deren Kurenwerte gewaltig, 3. B. bei „Graf 
Bismard” von 12000 auf 74000 ME. ftiegen. Die Aktien ftiegen 1893 
yi8 1905 3. B. bei „Norbftern” von 40 auf über 300, bei „Konfolidation“ 
yon 140 auf etwa 450. 


Auch wenn man den Kohlenverbraudern fagt, die früheren Kohlenpreife 
eien verluftbringend gewefen: in der Kartellenquete ſprach ein Sachverſtändiger 
yon 15 Mil, Mark jährlicer Zubuße, die damals für die Zehen nötig 
yewejen feien; auch wenn man ausführt, wie die Produftionsfojten geftiegen, 
ie Arbeitslöhne in die Höhe gegangen feien, wenn man verfucht nachzuweiſen, 
aß ohne die Steigerung der Kohlenpreife der ganze große vollswirtichaftliche 
Aufſchwung von Rheinland-Weftfalen, von DOberfchleften uſw. nicht möglich 


1 Ich folge in den Preisangaben dem vom Berein der bergbauliden Inter— 
fen ufw. herausgegebenen Werke: Die wirtichaftliche Entwidlung des niederrheinifch- 
veftfälifchen Steintohlenbergbaues in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts IL, 
5. 230 und fonft. 

16* 


244 Referat von Prof. Dr. Guftav Schmoller. 


gewejen wäre, — immer bleibt die Frage, ob die Preife nicht ftärfer ftiegen, 
als diefe Urfachen es nötig machten. Und alle Wahrfcheinlichfeit fpricht für 
ein folch jtärkeres Steigen. Wenn das Syndikat feine Zwecke überhaup: 
erreichen wollte, fo mußte es ja erhöhte Durchfchnittspreife und erhöht: 
Gewinne bringen, nicht bloß den Erſatz der erhöhten Produftionsfoiten. 
Die Kurſe und Werte der Kohleninduftrie fonnten nur bei weſentlich 
erhöhten Gewinnen fteigen. Und auch Herr Geh. Rat Kirdorf fprad in 
der Enquete davon, daß „die Werte der Kohleninduftrie unter dem Schuß 
des Kohlenfyndifats fih ungeheuer gehoben hätten“. Ein Stadtnt 
gab in der Enquete! aus einer Stadt mit großen Kohlenwerfsbefigern und 
bedeutenden Kohlenhändlern vertrauliche Mitteilungen darüber, wie 1897 
bis 1901 das Einkommen der einzelnen bier in Frage ftehenden Perſonen 
„aus Gewerbe und Handel“ gejtiegen; es handelte fih um eine Zunahme 
von Hunderten von Prozenten, abjolut um Hunderttaufende von Marf. Und 
was die Beſitzer mehr einnahmen, haben die Kohlenfonfumenten mehr bezahlt. 
Auf dem Marfte gilt, wie oft im Leben: „Was dem einen fein Uhl, if 
dem andern feine Nachtigall.“ 

Steht man nun auf dem Standpunkt der alten freien Konkurrenzlehre, 
jo jagt man, das ift eben unabänderlihes Schidſal; die Herrfchaft von 
Angebot und Nachfrage Hat jtets ſolche Folgen. Aber die Kartelle wollen 
ja eben die freie Preisbildung vom höheren Standpunkt eines Gejamtinterefies 
korrigieren; fie tun es auch da und dort; aber ihre Macht und ihre Monopol- 
ftellung verführen fie auch zeitweife und unter Umjtänden zu einer Breis- 
fegung, welche dem einen zu viel gibt, dem andern zu viel nimmt. Als die 
zahlreichften Induſtrien in der Enquete Hagten, das Kohlenfyndifat hätte 
1901—1902 die Tonne Kohlen nicht bloß um 25 Pfg., fondern mindeiten 
um 1 ME. herunterfegen müſſen, widerſprach ein naiver Syndilatsinterefient 
nicht etwa mit Argumenten, die der Marktlage entnommen waren, fonder 
mit der Bemerkung, das hätte ja bei einer Förderung von 60 Mill. Tonnen 
den Zechenbeſitzern 60 Mil. Mark gefoftet, das fei für fie eine zu große 
Zumutung. Die vielfad recht notleidenden Kohlenkäufer werden gegen eine 
ſolche Argumentation einwenden, diefe 60 Mil. Mark hätten fie noch viel 
nötiger gebraucht als die Zechenbefiger, deren fette Dividenden durch Herab- 
fegung um 1 ME. vielleiht von 12—30%o auf 8—24%0 herabgegangen 
wären. In Preußen wurden 1895—1902 723 Mill. Tonnen Steinfohlen 
gefördert; hätten fie noch 6 ME. gefoftet, jo hätten die Zehen 4248 Mill 


"Ich führe hier nichts aus den Mitteilungen an, die im gebrudten Wrotote! 
weg blieben, jondern nur das, was da gedruckt fteht, alfo publici juris ift. 
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Nark dafür eingenommen; fie haben in Wirklichkeit 8—10 ME., durhfchnittlich 
ı ME. pro Tonne eingenommen, das gab eine Mehreinnahme von 2116 Mil. 
Nark gegenüber dem Preis von 6 Mt. Die Kohlenverbraucher fragen mit 
teht: mar es notwendig, daß mir fo über 2 Milliarden mehr zahlten ; 
ätten entjprechend dem berechtigten Zwede der Syndikate, entfprechend 
em Mehrbedari, den gefteigerten Produktionskoſten nicht vielleicht 1 oder 
ge Milliarden Mehreinnahmen gereiht? Hätte das nicht ebenfo oder beſſer 
er Marktlage entfprochen als die Mehreinnahme von über 2 Milliarden ? 

Die Klagen über die höheren Kohlenpreife und Preiſe der Rohſtoffe 
Iberhaupt fommen einerfeits aus der Mafje der Konfumenten, anderjeits 
us der fohblenverbraudenden Jnduftrie Die Konfumenten find 
icht organifiert; wenn nicht der Staat oder öffentliche Vertretungen ab und 
u an ihre nterefjen denken, fommen fie nicht zu Worte, vollends heute 
iicht, wo man ſtets nur die Produzenten fragt, ihr Interefje berüdfichtigt. 
50 haben in der Diskuſſion der legten Jahre nur die Kohlenfäufer, 
velche zugleich Produzenten find, das Wort geführt. In der Kartellenquete 
rachten die Vertreter der Gasanftalten, der Kleineifen- und Mafchinen- 
nduftrie, der weiteren und feineren Eifenverarbeitung überhaupt naturgemäß 
ie ſtärkſten Klagen darüber vor, daß ihnen die Kohle, der Koks, das Eijen 
eit Jahren durch die großen ftarfen Rohſtoffkartelle verteuert worden jet. 
Der Majcinenfabrifant Ventzki fprad aus dem Munde Taufender, als er 
n der Enquete rief: „Die ganzen deutſchen Berfeinerungsinduftrien liegen 
uf dem Rüden, während die Kohlenzechen nicht wiſſen, wo fie mit dem 
delde bleiben follen.” Und zwei michtige Umftände, welche durch die 
Syndifatsbildung ftarf gefördert wurden, verfchärften dieje Klagen. Einmal 
er Erport von Rohftoffen ing Ausland zu Preifen, die tief unter den In— 
andspreifen ftanden. ch ermähne, daß nad) der Enquete die Tonne Koks 
m Yusland zu 8 ME. verkauft wurde, während der deutiche Inländer 
7,50 Mt. zahlte. So notwendig in Zeiten der Überproduftion billige 
luslandsverfäufe an fih find, um den inneren Markt zu entlaften, fo 
aturgemäß ift doch die Mißſtimmung des Inländers. Die Differenzen der 
lus- und Inlandspreiſe follten gewiſſe Grenzen nidjt überfchreiten. Und 
senn die Syndifate das Mißliche diefer Preisdifferenzen durch Erportprämien 
n die mweiterverarbeitenden Induſtrien teilweife gut zu machen fuchen, fo tft 
a3 für die Betreffenden ein Gefchent, das abhängig madt. Und es bleibt 
yahr, daß mit billigem Robftofferport die fremden Konkurrenten unferer 
3erfeinerungsinduftrien auf Koften Deutichlands gefördert werden, und daß 
8 im Prinzip normaler ift, verfeinerte Produkte, in melden viel Arbeit 
tedt, und nicht Rohſtoffe zu exportieren. Unfere ganze deutſche MWett- 
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bewerbsfähigteit auf dem Weltmarkt, fagte Bengfi in der Enquete, wird 
dur die Kartelle bis ins Mark erfchüttert. 

Der zweite dur die Syndifatsbemegung geförderte, auf viele Eifen- 
gewerbe drüdende Umſtand ift der, daß die großen führenden Merfe ver 
Syndifate durch Fuſionen und Angliederung eines Teils der verarbeitenden 
Produftionsftadien die felbftändigen Walz: und ähnlichen Werfe mehr und 
mehr tot maden. Durch die Verbindung von Kohlenzehen, Hochöfen, Stahl- 
werten, Walzwerten und anderen Verarbeitungsftabien bis zur Mafchinen- 
induftrie wird an Löhnen, Feuerung, Speſen aller Art gefpart. Es liegt in 
diefer Tendenz ein technifcher und betriebsmäßiger Fortfchritt. Aber die da- 
durch gefchädigten mittleren und Eleineren Unternehmungen fühlen natürlich 
nur ihren Schaden; es ift nur zu begreiflid, daß fie Gegner diefer ganzen 
Bewegung find. 

Auh die Händler ftellen ein erhebliches Kontingent zu denen, die 
fih gefhädigt fühlen. Der Kohlengroßhändler beherrjchte die Zechen, die 
Kohlenpreife, die Bedingungen des Kohlenhandels zur Zeit der Kartelllofig- 
feit, zur Zeit der ftarfen Konkurrenz der Zechen untereinander. Das wurde 
mit dem Syndifat anders. et ijt der Kohlenhändler der gehorjame ab- 
hängige Diener der Kohlenerzeuger. Und es wird nicht jedermann für das 
Natürlihe und einzig Berechtigte finden, daß der Händler vom Erzeuger 
und nicht diefer vom Händler abhänge. Einzelne der Großhändler Haben 
freilich in der Kartellenquete das Lob der Syndifate reichlich gefungen ; man 
hatte aber gemwifje Zweifel, ob das aus innerfter Seele fomme, oder ob nid 
die Gunft der allmächtigen Syndikate auf diefe Weiſe gefucht werden jollte. 
Und andere Händler hatten den offenen Mut, es auszufprehen, daf die 
Händler mehr und mehr abhängige Beamte oder Agenten des Syndikats 
werden. Der Großhändler Fulda aus Frankfurt rief: „Die freie Bewegungs 
möglichkeit ift den Kohlenhändlern genommen, die Intelligenz des einzelnen 
ift völlig ausgefchaltet; der Flinfe und der Faule, der Große und der Kleine, 
fie jind alle gleich.” Wohminfel, ein alter würdiger Düfjeldorfer Groß— 
händler, meinte, er und feine Kollegen fönnten vor den Syndifatäherren 
nur mit dem Rufe erjcheinen: Morituri te salutant. Die Mitgliedichaft 
bei einer vom Syndikat begründeten Kohlenverkaufsgeſellſchaft ſei zur bloßen, 
fünftig ausfterbenden Sinekure herabgefunfen. Er bat das Syndikat, doc 
zu bevenfen, ob fie wirklich den Großhandel fo ſehr in Feſſeln jchlagen 
müßten. Und ebenfo ftarfe Klagen famen von feiten der Kleinhändler zu- 
tage, die von den Verfaufsgenofjenihaften nun die Waren zu übernehmen 
haben. 

Die Arbeiter müflen in den Kartellen, Syndifaten und Trufts zu— 
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naächſt eine Machtverftärfung der Arbeitgeber fehen, und fie werden den Ge- 
rauch diefer Machtiteigerung gegen ihre Intereſſen um fo mehr fürchten, je 
nehr die betreffenden Arbeitgeber noch auf dem Standpunkt ftehen, daß fie 
hre eigene Organifation für berechtigt und heilfam, die der Arbeiter aber 
ür gefährlih und fchädlich halten. Ob dabei die Kartelle jelbft die Arbeits- 
ragen in die Hand nehmen vder die einzelnen Unternehmer oder befondere 
yierzu gegründete Arbeitgeberverbände, ift im ganzen irrelevant. Es kommt 
yinzu, daß naturgemäß heute noch in Deutfchland und in anderen Ländern 
sielfah ein Arbeitgebertypus weit verbreitet ift, der nicht mehr oder nicht 
nehr ganz die Tugenden des alten humanen, patriardalifchen Unternehmers 
and noch nicht voll die Einfichten eines mweiterblidenden Sozialpolitifers hat. 
In neuen Aktiengefellihaften fol um jeden Preis raſch eine erhebliche 
Dividende herausgemirtfchaftet werben; das gefchieht leicht auf Koften der 
Urbeiter. Die beiten self made men unter den Fabrif- und Werfbefigern 
yaben häufig einen fehr harten fozialen Sinn, weil es ihnen felbft im Leben 
yart ging. Immer werden wir aber für Deutjchland behaupten fünnen, daß 
yie Kartelle als ſolche von den möglichen fozialen Gefahren faum erhebliche 
zezeitigt Haben; von Machtmigbraud gegen die Arbeiter wird man nur in 
Jefchränftem Maße, in einzelnen unferer Groß- und Riefenbetriebe ſprechen 
‘önnen. Und man wird nicht leugnen fünnen, daß der große Aufſchwung 
sieler fartellierter Induftrien und die Gleihmäßigfeit der Bejchäftigung in= 
'olge der Kartelle im ganzen in Deutfhland auch den Arbeitern diefer In— 
Juftrien zugute gelommen find, fo fehr fie auch im einzelnen und über be= 
timmte Punkte der Behandlung Urfachen zu Klagen haben, und fo berechtigt 
veshalb das neue Bergarbeiterfchuggejeß, gerade auch in feiner urſprüng— 
ichen Regierungsfaflung geweſen ift. 

Der Chor der über die Kartelle Klagenden und fie Verwünſchenden tft 
yamit aber noch nicht abgefchloffen. Ich erwähne nur furz die immer noch 
‚ahlreihen Outsiders in allen möglichen fyndizterten Induſtrien; fie werden 
eilmeife hart bedrängt, zum Eintritt genötigt, ftehen teilweife in ſchwerem 
tampf mit den Kartellen. Biele haben freilich allen Vorteil von den er: 
‚öhten Preifen, ohne an den Laften und Beichränfungen des Kartell mit 
u tragen. Einer der Älteften der Berliner Kaufmannſchaft, W. Kantorowicz, 
rzählt in feiner Schrift zur Piychologie der Kartelle über die Bedrängnis 
‚er Outsiders jehr Lehrreihes. In einem Kartellzirfular, das er anführt, 
‚weißt es: „Der Außenbleibende, er und feine Abnehmer werden mie ein 
Wild gehest werden, denn Gnade fennen wir nit.“ „Gegenüber den Out- 
iders,” fagt Kantorowicz, „gilt feine Schonung; man fchredt vor Ver— 
eumdung und Beihimpfung nicht zurück.“ Auch ich könnte auf diefem Ge- 
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biete fchlimme Dinge erzählen, wenn ich dofumentarifhe Mitteilungen , die 
mir vertraulich als Mitglied der Enquetelommiffion wurden, benutzen dürfte. 
Da die Unternehmer fo viel über den Zwang der Gewerkſchaften gegen die 
nicht beigetretenen Arbeiter Elagen, jo iſt es nicht unwichtig, zu fonftatieren, 
daß die Kartelle denjelben Zwang üben. Es liegt im Wefen jeder Ver— 
bindung, die den Markt und die Preife beherrfchen will. 

Außer diefen direkt Betroffenen jteht nun aber auch die ganze übrige 
Geſellſchaft, alle Konfumenten und Unbeteiligten, die die hohen Preiſe zahlen 
müfjen, den Kartellen überwiegend kritiſch, zweifelnd, unſympathiſch gegen- 
über; vollends die Handmwerler, die Beamten und Offiziere, die ganzen 
agrarifchen Kreife fehen nur, daß bet den führenden Kartellmännern ein 
enormer Reichtum und eine Macht ſich anfammelt, die alle Verhältnifje ver: 
ſchiebt. Es kommt die mweitverbreitete Befürchtung hinzu, unjere heutigen 
Kartelle feien nur ein Vorfpiel zu viel Schlimmerem, zu Truft3 im amerifa- 
nifhen Sinne. Und diefe Befürchtung gründet fich einerſeits auf Tatſachen, 
die gerade auch innerhalb der Kartelle feit 1898 vor fi) gehen, auf die 
Vernichtung der mittleren Gejchäfte, der jog. reinen Werfe, und die Ver: 
größerung der großen gemifchten Werke durch Fuftonen und Kombinationen; 
anderjeitö gründet fie ji auf die Erwartung, daß die Schwierigfeiten und 
Kämpfe innerhalb der Kartelle diefe fprengen werden, und daß dann von 
ſelbſt monopoliftiihe Niefenaktiengefellihaften oder ganze Provinzen be- 
herrſchende induftrielle Dynaftien entjtehen, zu welden wir in Rheinland» 
Meftfalen und Oberfchlefien nicht bloß Anfäge haben. 

Alle dieſe Klagen einzelner nterejjenkreife und der Gefamtheit des 
Volkes hätten am Ende aber nicht allzuviel Gewicht, wenn fie nicht alle 
einmündeten in große, ich möchte faſt jagen weltgefhichtlihe Prinzipien: 
fragen. Zuletzt ift die Kartellfrage die Frage der Organijation der Wolfe: 
wirtfchaft; mit der Kartellfrage wird bei uns in Deutichland die Frage auf- 
gerollt, ob, wie e3 feit den Tagen Adam Smiths gelehrt wird, das oberite 
wirtſchaftliche Prinzip die individuelle Freiheit, die freie Bewegung aller 
individuellen Kräfte jei und bleiben ſolle, ob die unbefchränftejte und ſtärkſte 
freie Konkurrenz das für die wirtfchaftlihe Entwidlung fegensreichite fei. 
Das lehrten im 18. Jahrhundert erjt die Gelehrten, aber im 19. wurde es 
das Glaubensbefenntnis der Mafjen. Gerade das Bürgertum und die großen 
Anduftrien find mit diefem Glauben, mit diefen wirtſchaftlichen Idealen 
groß geworden, und fie halten teil aus Tradition, teild aus Intereſſe viel: 
fah noch an diefem Glauben feit. Aber daneben zwang fie die Not auf 
einen Weg, den fie erſt ſchüchtern betraten, auf dem fie nun aber raſch und 
rückſichtslos vorangehen. Und ſie find im Begriff, auf diefem Meg eine 
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herrſchaftliche Organifation zu fchaffen, deren lettes Ziel die Stilllegung 
oder Bejeitigung der Konkurrenz tft. Die Kartelle und Truſts wollen die 
freie Preisbildung auf dem Marlte aufheben; fie ftellen damit eine wirt» 
Ihaftlihe Freiheit nach der anderen in Frage, arbeiten auf Monopole hin. 
Können wir und da wundern, daß alle ftrenggläubigen Liberalen und In— 
dividualiften Zeter rufen und die oberften und heiligiten Prinzipien der 
Volkswirtſchaft in Gefahr erflären ? 

Ich füge bei, daß ich perfönli auf dem Boden diejer optimiftifchen, 
individualiftifchen Freiheitslehre nie unbedingt ftand, daß ich feit langen 
Jahren ihre Theorien für übertriebene Generalifationen erklärte, daß ich 
ftets auch auf die Kehrfeiten all der wirtfchaftlichen Freiheiten und vor allem 
auf die einer ganz rüdfichtslofen und überfpannten Konfurrenz aufmerkſam 
madte. Ich habe feit lange betont, daß die mwirtjchaftliche Freiheit nur an 
beftimmten Stellen Segen bringe, daß nur die maßvolle, da und dort 
mannigfach regulierte Konkurrenz anregend wirke, neue Kräfte entbinde und 
die vorhandenen fteigere, daß eine überfpannte Konkurrenz vielfad lähme, 
zerftöre und wirtſchaftliche Vergeudung bedeute. 

Aber wer Derartiges 1860—90 lehrte, galt als Sonderling und Re— 
aftionär oder als Soztalift. Vor allem die Gefchäftswelt wollte nichts hören 
als Freiheit und freie Konkurrenz, Beſchränkung der wirtfchaftlidhen Staats- 
tätigfeit, Einfchränfung aller wirtfchaftlihen Gefeßgebung auf ein Minimum, 
Und teilweife ftehen unfere ganz großen Gejchäftsleute, auch unfere Leiter 
und Begründer der Kartelle nod) heute auf demjelben Boden; fie leugnen 
daher auch am liebjten, daß ihre Tätigfeit die Konfurrenz aufhebe, die freie 
individuelle Bewegung, wie fie der echte Liberalismus verlangte, einfchränfe. 
Sie verlangen volljte Freiheit für fi), während fie fie für alle anderen be- 
fchränfen oder aufheben. Um fo mehr aber berufen fich natürlich alle die 
einzelnen verlegten ntereffen auf die fog. oberiten wirtfchaftlichen Prinzipien, 
auf die fog. ewigen Naturgefege der Volkswirtſchaft, wie man die Ideale 
Adam Smith gern nennt. 

Und fie haben von ihrem Standpunkt nit unrecht. Seit über 2000 
Jahren war es innerite Nechtsüberzeugung aller Kulturvölfer, daß alle 
Preisverabredung im Sinne der Preiserhöhung auf dem Marfte jtrafbar fei; 
bis tief ins 19. Jahrhundert reichen derartige Geſetze; fie find noch in 
manchen Ländern zu recht bejtehend, werden nur nicht mehr ausgeführt. 
Und das Grundprinzip aller Kartelle find ſolche nad dem tiefiten Volks— 
bewußtſein jtrafbare Preisverabredungen. Ihr Ziel ift immer irgendwelche 
Bejeitigung oder Einfhränfung der Konkurrenz. Schon die loſe Verabredung 
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über Lieferungsbedingungen und Preife will die Motive des Wettbewerbes 
ftill fegen. Die Zuteilung von ausſchließlichen Marktbezirten an große Unter- 
nehmungen oder Händler befeitigt die Konkurrenz ganz, fchafft eine Anzahl 
Bann- und Monopolbezirte ufw. Die Übertragung des Verlaufs der kar— 
tellierten Produlte an eine Zentralftelle hebt mehr oder weniger die indivi- 
duellen Beziehungen der Produzenten und Kunden untereinander auf und 
damit einen erheblichen Teil der pfychifchen Triebfräfte des freien Markt— 
verfehre. An die Stelle des täglihen Schwanfens der Preife durch das 
Marktfeilihen find die für Monate und Jahre feftftehenden Preisdiktate der 
Kartelle getreten, über welche mit Kunden oder organifierten Kundenkreiſen 
auch nur zu verhandeln die Kartelle bis in die letzte Zeit oft ablehnten. 
Die Entjtehung neuer Konkurrenzunternehmungen neben dem Kartell hat 
man allerdings bis jet nicht leicht ganz hindern können; das mwiderfpräde 
zu offen dem noch formal beftehenden Prinzip der Gemwerbefreiheit; faktiſch 
hat man fie aber doc vielfach zu hindern verftanden, mit allen möglichen 
direften und indirekten, erlaubten und unerlaubten Mitteln, 3. B. durd 
monopoliftiien Auflauf aller brauchbaren Grundftüde, Erz, Kohlenlager, 
durh Ankauf oder Pahtung von Konfurrenzwerken, dur Verträge über 
Nichtſteigerung der Produktion. Die trogdem neu entjtandenen Werke hat 
man vielfach zum Beitritt, zur Unterwerfung gezwungen. Die Erweiterung 
der einzelnen fartellierten Werke hat man auch teilweife ſchon von der &- 
laubni® des Kartell abhängig gemacht, fo z. B. viel weitergehend als früher 
im neuen Kohlenfyndifatsvertrag; nad diefem befindet die Kartellleitung 
nad) Berüdfichtigung der Marktlage darüber für alle Beteiligten. Den Ab- 
nehmern iſt meijt der Bezug nichtlartellierter Produfte entweder ganz ver: 
boten oder nur gegen einen Strafzuſchlag für Die vom Kartell bezogenen 
Waren gejtattet. Oft ift den Abnehmern die Benugung der bezogenen 
Waren nur zu eigenem Verbrauh, nicht zur Wiederveräußerung gejtattet. 
Iſt das noch wirtjchaftlihe Freiheit? Daß die Fartellierten Werke gebunden 
find, je nad Marktlage und Befehl des Kartell 5, 10, 25 Prozent weniger, 
als ihrer Leiſtungsfähigkeit entipricht, im Jahre zu produzieren, verfteht ſich 
von felbit. Das liegt eben im Weſen des Kartelld. Viel fchlimmer find 
die Bindungen und Schranken, melde die Kartelle den ihnen abnehmenden 
Händlern auferlegen. Es iſt ihnen 3. B. vom Kohlenfyndifat jeder Gewinn: 

zufchlag verboten, der „zur Tätigfeit und dem Riſiko der Betreffenden in 

einem Mifverhältnis ſtehe“, und über diefes Mißverhältnis enticheidet ev. 

fein Gericht, fondern die Efjener Handelsfammer. Was würden die Syndifats- 

herren jagen, wenn die übrige Gefelfhaft und der Staat nun auf den Ge- 

danfen fämen, auf ihre Gewinne und Dividenden eben diefes Prinzip an- 
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juwenden, auch gegenüber ihnen fragten, ob die Gewinne jtets zu ihrer 
Tätigfeit und ihrem Riſiko im richtigen Verhältniffe ftünden ? 

Es iſt nicht zu viel gefagt, wenn man behauptet, alle dieſe Bejtimmungen 
tellten den Anfang einer ganz neuen Ordnung des volfswirtjchaftlichen Lebens 
yar, welche mit der älteren mıttelalterlichen vielfach mehr Ahnlichfeit habe, 
ils mit den gemwerbefreiheitlihen Zuftänden des 19. Jahrhunderts. Auch 
das Mittelalter verbot manden Käufern die Wiederveräußerung als Fürs 
‘auf. Das justum pretium des Mittelalters hatte mit den Preisfagungen 
yes Kartells viel Ähnlichkeit. Natürlich will ich damit nicht fagen, daß die 
olfswirtfchaftlihe Ordnung der Kartellepohe das Mittelalter wieder her- 
telle. Nur das haben beide Epochen gemeinfam, daß fie nach einer gemein» 
jamen, im Gejamtinterefje liegenden Ordnung ftreben, und daß beide eine 
große Summe von Schranken deshalb gutheißen. Es ift möglid, daß beide 
ſich auch darin gleichen werden, feftgefügte, rechtlich befeftigte Ordnungen zu 
ihaffen, die in der eriten Zeit heilfam, fpäter ſchwer änderbar, leicht als 
immer härterer Drud wirken. Es ijt diefe Zufunftsfrage der Kartelle heute 
no gar nicht zu überfehen. Heute erträglihe und gutverwaltete Monopole 
fönnen in Zufunft unerträglich werden. 

Sch betonte ſchon im Jahre 1894, in dem Reſumee über die Kartell- 
ebatte unferes Vereins in Wien, daß mir zulegt die Kartellentwidlung im 
zwei Punkten zu fulminieren fcheine, in der ſukzeſſiven Aufhebung der 
Grundfäte der Gemwerbefreiheit und in der Bildung von Monopolen. 

Ich darf über beide Gedanten noch zwei Worte der Erläuterung hinzu= 
fügen: die Gemerbefreiheit bejteht heute natürlich formell noch zu Recht; 
aber ihrem innerften Geift, ihrer Tendenz find die KHartelle und Trufts und 
alles, was fie tun und bezweden, zuwider, wie ja ſchon die Arbeiterorgani- 
jationen, ja fogar die Aftiengefellfchaften, nicht reht in ihr Syitem pafjen. 
Letztere hatte ja auch die franzöſiſche Nevolution verboten. Die Väter der 
Gewerbefreiheit von Turgot bis zu ihren Verteidigern von 1869 hatten eine 
zroße Zahl Kleiner, mittlerer Gejhäfte in den Händen individueller Unter- 
nehmer im Auge. 

Was die Monopole betrifft, fo ift ja jelbjtverftändlih, daß die deutſchen 
Rartelle faft noch nirgends abfolute Monopole darjtellen: das Kohlenſyndikat 
ann die englifche, ſächſiſche und fchlefifche Kohle, die ftaatliche Kohle nicht 
ausſchließen; andere Kartelle fünnen die fremden Waren nicht ganz aus— 
‚hließen, haben fie freilich durch überhohe Schußzölle ſchon fehr in der Zu— 
aſſung befchränft.e Auch zwifchen den einzelnen Werfen eines Syndikats 
Jleibt die Konkurrenz der technifchen Verbefjerung, die um höhere Beteiligung ; 
zei vielen iſt den Gefchäften der Auslandsabfat freigegeben und damit eine 
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Konkurrenz geftattet ufm. Faſt nirgends haben die Kartelle die Outsiders 
ganz befeitigt, oft freilich mit ihnen fich zu einem modus vivendi zufammen- 
gefunden, der von Konfurrenzausfchließung nicht jehr weit entfernt iſt. 
Jedenfalls die Tendenz bleibt, daß die fortfchreitende Kartell- und teilmeife 
nod mehr die Truftentwidlung immer mehr der Monopolbildung fich nähert, 
daß wir damit zu rechnen haben. — 

Meine Herren! Damit ftehen wir vor der Enjheidung: Kann ber 
Staat dauernd die Hände in den Schoß legen, wenn das vorherrfchende 
Prinzip der bisherigen Wirtjchaftsordnung, die freie Bewegung und die 
freie Konkurrenz, mehr und mehr durch Anordnungen und Organifationen 
befeitigt wird, auf die er feinen Einfluß bat. Er hat über 100 Fahre lang 
für die Gemwerbefreiheit und freie Konkurrenz gelämpft, in Hunderten von 
Gefegen dieſe freiheitlihe Ordnung Stüd für Stüd feitgefeßt und im ein- 
zelnen zu fichern geſucht. Und jetzt foll fich eine ganz neue, entgegengejegte 
Drdnung bilden, ohne daß er eingreift, ihr Maß und Grenzen feßt, auf die 
Art der neuen Organifationen irgendeinen Einfluß gewinnt. Er ſoll mit 
gebundenen Händen zufehen, wie fi ein Syftem gewerblicher Monopole und 
zentraliftifcher Organifationen bildet, die ihm bald an Macht über den Kopf 
wachen fönnen, deren Zeitung feine fihere Gewähr bietet, daß fie neben den 
egoiſtiſchen Gemwinninterefien der Eigentümer die Gejamtinterefjen im Auge 
haben. 

Man kann allerdings fragen, ob notwendig die Ausbildung diefer neuen 
Monopole ſchädlich ſei. Seit lange weiß der Gefhichtsfundige, daß es mwirt- 
Schaftlihe Monopole geben kann, die jegensreih für die Gefamtheit wirken, 
nicht bloß für die Inhaber; denn letzteres tun fie ja ſtets. Ich erinnere 
nur an das feit Jahrtaufenden beftehende jtaatlihe Monopol der Münz- 
prägung, an das Monopol der Zünfte in ihrer Blütezeit, an die heutigen 
Monopole der Staatsbahnen und der großen Notenbanfen. Aber mit diejen 
Beifpielen ift auch gejagt, daß die wirtihaftlihen Monopole nur günftig 
wirfen, wenn ihre Zeitung eine ftant3männifche und gemeinnüßige ift, wenn 
fie, in Privathänden, gewiſſen jtarfen Schranfen unterworfen, nicht bloß dem 
egoiftifchen Erwerb der Eigentümer dienen. Es fünnte fcheinen, ver beite 
Ausweg fei ftets das StaatSmonopol. Und gewiß fann es angezeigt fein; 
aber es ift e8 nicht immer, und es hat andere Schattenfeiten und Gefahren. 
Nicht immer verfügt der Staat über fachkundige, durchaus rechtichaffene, un- 
ermüdliche Beamte; leicht läuft das Staatsmonopol die Gefahr fisfaltfcher 
Behandlung, fiskaliſcher Mißbräuche. Die Staaten und Volkswirtſchaften 
haben jahrhundertelang in vielen Ländern unter der Fiskalität der ftaat- 
lichen Münzen furchtbar gelitten. Und deshalb liegt es nahe, zunächſt zu 
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fragen, ob die möglichen Mißbräuche der fih heute bildenden großfapita= 
liſtiſchen Monopole nicht dur andere Mittel befämpft werden können. 
Sole liegen einmal im Prinzip der Öffentlichkeit und dann in einer Ver: 
fafjung der betreffenden Organifationen, welche die Wahrfcheinlichkeit bietet, 
daß das Gemeinwohl in der Leitung zu feinem Rechte fomme. Unter Um— 
jtänden fann ſchon eine einzige große Perfönlichkeit, die an der Spitze fteht, 
eine ſolche Garantie bieten, zumal wenn fie in fteter Fühlung mit der 
Staatsregierung handelt, wie das z. B. bei unferen großen ozeanifchen 
Dampferlinten tatſächlich gefchieht. Aber die Perſonen wechſeln, und daher 
find dauernde Garantien wünſchenswert, ja notwendig. 

Wollen wir nun diefe wohl von feiner Seite zu beftreitenden Sätze 
auf unfere heutigen deutfchen Konventionen, Syndifate und Sartelle an- 
wenden, jo müjjen wir, um das mit Erfolg zu tun, zunächſt und noch mit einem 
flüdhtigen Worte flar machen, in welchem Stadium die heutige deutfche Kartell- 
bewegung fich befindet, welchen Charakter dieje Bildungen gegenwärtig haben. 

Wir hatten in Deutfchland Mitte der 80er Jahre etwa 50—60, heute 
wohl 4—500 Vereinigungen felbjtändiger Unternehmungen, alfo Konventionen, 
Syndikate, Kartelle; ihr Ziel ift bei allen gewefen: Ordnung der Preife, 
des Abſatzes. Aber ihre Organifation und ihre Größe find ebenfo verfchieden, 
wie ihre Mittel. Site reichen von lofalen, Eleinen, lofen Vereinigungen, aus 
denen jeder jederzeit fcheiden fann, bis zu großen, halb oder ganz Deutfch- 
land umfafjenden, feſt organtjierten Korporationen mit jahrelanger Bindung, 
großer Gewalt der leitenden Organe, jtrammer Straf und Zwangsgewalt. 
Aber diefe leßteren find noch ganz in der Minderzahl. Die Mehrzahl be= 
findet fih nod im Stadium der Ausbildung, der Verfuche, der unfertigen 
Verfaffung. Vielen droht immer wieder die Auflöfung. Da die meiften 
fih nur auf den Berfauf einer fpeziellen Warenart beziehen, gibt es Werfe 
und Unternehmungen, die an mehreren Syndifaten beteiligt find. Faſt fein 
Merk, feine Fabrik ift nicht für gewiſſe Arten ihrer Waren frei. Die Technik 
und innere Gefchäftsorgantjation jeder teilnehmenden Unternehmung tt, ab— 
gejehen von gemiffen Kontrollen, frei, vom Kartell nicht berührt. Nur 
wenige Kartelle haben neueftens begonnen oder wollen beginnen, gemwiffe 
Geihäftszweige felbft in die Hand zu nehmen. So hat das Kohlenfyndifat 
(vefp. die für dasſelbe handelnde Aftiengefellichaft) in den neueſten Sagungen 
(1. Oltober 1903) außer dem gemeinfamen An und Berfauf von Kohlen ufw. 
in Ausficht genommen: die Aufbereitung von Kohlen, den Erwerb von 
Grubenfelvdern und Bergmerksanteilen, den Betrieb von Unternehmungen aller 
Art, die auf die Lagerung, den Abjat und die Beförderung von Bergwerks— 
produften gerichtet find, fomwie die Beteiligung an ſolchen Unternehmungen. 


254 Referat von Prof. Dr. Guftav Schmoller. 


Damit hat fi) das Syndikat die Türe geöffnet, zum Truft zu werden, unter 
Umftänden auch die bisher freien Teilnehmer und die Outsiders zu ver- 
ſchlingen, eine zentraliftifche, auf Eigentumdverfügung beruhende Rorporation 
zu werben. 

Im übrigen und ganzen aber liegt das Weſen der deutfchen Konventionen 
und Kartelle heute noch in einem demokratiſch-genoſſenſchaftlichen Prinzip, in 
der freien Vereinigung felbjtändig bleibender Gefhäfte. So oft man einzeln 
zum Beitritt gezwungen haben mag, im ganzen famen alle diefe Verbände 
durch freien Willen der Beteiligten zuftande. Nicht durch Kauf und Gründung, 
Börfe und Spekulation, fondern durd genofjenfhaftlihen Vertrag, durd 
Unterordnung, durch Einfiht in die Notwendigkeit, durh den Sieg gewiſſer 
gemeinfamer Intereſſen über Eigenfinn und Zurzjictigen Egoismus kamen 
fie zuftande. Darin liegt ihre große, nicht bloß wirtihaftlihe, jondemn 
piychologisch-fittlihe Bedeutung. Ich möchte jagen, wie wir Deutfche unferer 
auf ähnlichen Prinzipien beruhenden Genofjenfchaftsentwidlung ung freuen, 
fo fönnen wir auf unfere Kartellbildung eben deshalb jtolz fein. Und nod 
ſtolzer als auf die, melde fih dazu überreden ließen, können wir auf die 
hervorragenden Männer fein, die die anderen überredeten, in deren Kopfe 
die Pläne gefchmiedet wurden. Es waren Männer des größten Weitblides, 
der höchften Zähigfeit und Findigfeit, aber aud des größten Taftes und 
Gemeinfinns; man brauchte dazu Kaufleute, die zugleich diplomatifches, ja 
ftaatsmännifches Talent bejaßen, welche mit großer Schonung an die be 
ftehenden Einrichtungen berantraten, mit großer Mäßigung die Neuorgani- 
fationen leiteten, um nicht zu raſch die alljeitigen Widerjtände zu zeitigen. 
Die fähigften und beften derfelben waren feine Geldmader. Sch habe mande 
fennen und beurteilen gelernt, die ich unjern beiten Generalen, Miniftern, 
Staatsmännern gleichſtellen möchte, in Begabung, Charakter und Leiſtung. 

Zugleih freilih liegen in dieſem genofjenfchaftlichen Charakter ver 
Kartelle allerlei Schwierigkeiten, die Urfahen zu Kämpfen im Innern und 
zur Schwäche nad) außen. Eine Genofjenichait hält meift nur feit zufammen, 
wenn fie aus relativ Gleichen zufammengefegt ift; in manden Kartellen 
find aber jet die größten und ſtärkſten Aftiengejellichaften mit tleinen, 
veralteten Werfen zufammen. in einer Genofjenichaft wollen alle mitreden; 
das geht, wenn es 6—12 find, wird jchwierig, wenn 50, 100 und mehr 
teilhaben. Ih muß über diefe Punkte nod ein Wort hinzufügen, zuerit 
über die materielle Ungleichheit, dann über die Berfafjungsfragen. 

Zuerft blieben bei manden der wichtigſten Kartelle die ganz großen 
Produzenten, Einzelgejhäfte und Aftiengefellfchaften, draußen. Man fonnt: 
deshalb noch vor 10—12 Jahren die Kartelle bezeichnen als eine Organi 
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ation der kleinen Werke gegen die großen. Das wurde aber mehr und 
nehr anderd. Man wünfchte die großen dabei zu haben, machte ihnen für 
ven Beitritt allerlei Konzeffionen; die Abjtimmung erfolgt nach der Größe 
ver Produktion; fie hatten bald das Heft in den Händen. Und fie hatten 
wn vielfad entgegengefegte Intereſſen wie die Kleinen. Sie wollten ſich 
vergrößern, was die Heinen nicht fonnten; es entftand der Kampf um die 
Beteiligung bei der prozentualen Verteilung der Produktion an die einzelnen 
Mitglieder. Im Kohlenfyndifat von 18983—1903 hatte man den einzelnen 
Berfen eine ziemlich freie Vergrößerung gejtattet, indem jedem Merfe für 
eden neuen Schacht eine ſehr auskömmliche Steigerung feiner Beteiligung 
yei der Verteilung der Aufträge eingeräumt wurde. Das befeitigte man im 
Jahre 1903 im neuen Vertrag, wie fchon erwähnt; aber den neu eintretenden 
Jüttenzehen hatte man als Belohnung für ihren Beitritt eine überreiche 
Beteiligung eingeräumt. Und man bat bier, wie im Stahlmwerksverband 
ven Hüttenzehen und Hocdofenwerfen, die ungeheuer wertvolle Konzeffion 
jemacht, daß in beiden Verbänden die felbjtverbrauchten Kohlen und Roheiſen— 
nafjen den betreffenden Werfen nicht in ihre Beteiligung an der fartellierten, 
jemeinfam zu feitem Preis zu verlaufenden Produktion eingerechnet werden. 
Je mehr diefe Werke alfo Kohlen und Eifen felbjt fonfumieren, defto mehr 
yaben fie nur die Vorteile, nicht die Nachteile des Kartell. Daraus ift 
ver geradezu unerträglihe Zuftand entjtanden, daß gegenwärtig die alten 
Syndilatsmwerfe zur jelben Zeit Feierfchichten einlegen müfjen, während die 
Srubenzehen mit Überſchichten arbeiten, dabei weiter alle feinen Werte 
aufen, fie ftilllegen, um in ihren neuen großen Schädhten deren volle Be- 
eiligungsziffer auszunügen!. Daher die allgemeine Klage, die Kompromiß— 
reudigfeit der reinen Zechen habe den Hüttenzechen mehr fonzediert, als die 
Zukunft ertrage?. Daher die Furt, das Kohlenfyndifat gehe auseinander. 
Man hört neuerdingd die ernite Frage aufwerfen, ob nicht einige unjerer 
Hauptfartelle Teiche jeien, welche die größten Hechte jo eingerichtet hätten, 
aß fie die Heinen noch bequemer verjpeijen könnten, als im großen Meere 
ver freien Konkurrenz. Es wird die Frage fein, ob hiergegen Berfafjungs- 
inderungen möglich feien. 

Und nun nod) ein Wort über die Verfaffung. Sie hat und hatte noch 
nehr früher ihren Schwerpunft in der Generalverfammlung; das find viel: 
ah zu große Berfammlungen; aber die genofjenfchaftliche Idee, der freie 
Bertrag verlangt, daß jeder mitreden fünne. Es liegt nun an fich ein Fort— 
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fchritt darin, daß man dem Borjtand, Beirat, Ausihuß größere Gewalt 
gibt; aber das geht nur, wenn ganz überragende Perfönlichfeiten an der 
Spitze ftehen, denen dann aud wieder die Generalverfammlung partert. Und 
es ift nur dann unbedingt zum Segen, wenn in den fleineren ausjchlag- 
gebenden Gremien die klügſten, weitblidenditen Köpfe und die, welche gerecht 
gegen alle Mitglieder find, die Herridaft behalten. Es handelt fih in allen 
Drganen der Kartelle immer darum, dem Zufunftsinterefje den Sieg über 
das NAugenblidsinterefie, den fogenannten „Wäßigfeitsapofteln“ das Über: 
gewicht über die Geldmacher und Preistreiber, den Gejamtinterefjen den 
Vorrang vor dem gemein egoiftifhen Gewinninterefje zu verfhaffen. Daß 
das mannigfad Leuten, wie Herm Geh.-Rat Kirdorf, gelungen ift, macht 
den Ruhm der Kartelle aus. Aber oft gelingt es aud nidt. Und daher 
einerfeit8 immer wieder die ftarfen Klagen über einzelne Kartellmaknahmen, 
ihre Fehler, ihre Preistreiberei, ihr Monopolgebaren, und anderfeits die 
Furcht, daß die Kartelle nicht erneuert werben, weil die harten Köpfe Lieber 
wieder ihren eigenen Weg gehen, als ſich beugen wollen, daß es diefen Ge- 
waltmenfchen gelinge, durch Vertruftung die anderen Werke zu verfhlingen. — 

Ich muß mich auf die furze Charakteriftif der Verfaſſung und inneren 
BZuftände unferer deutichen Kartelle bejchränfen und frage nun, was fann in 
nächſter Zeit von feiten der deutſchen Reichsgeſetzgebung oder auch des 
preußifchen Staates in bezug auf diefe Entwidlung dur die Geſetzgebung 
und die Wirtfchaftspolitit geſchehen. Ich befchränte mich abfihtlih auf die 
nächſte Zeit. Was künftig fommen wird, überfehen wir nicht; dabei fommen 
wir auf das Feld der Vermutungen und Spekulationen. Darüber aber 
zweifle ich nicht, daß das ganze jet begonnene Jahrhundert fich geſetzgeberiſch 
mit diefen Fragen befchäftigen wird — ähnlich wie die Zeit von 1770—1870 
mit den Gewerbefreiheitsfragen und den Zünften fich befchäftigte. 

Ich beſchränke mich zuerft auf die Frage, was hat gegenüber den heute 
beftehenden Kartellen zu gefchehen, gehe nachher erſt auf die Frage ein, mie 
fih Reich und Staat gegenüber der beginnenden jogenannten Truftbildung 
zu verhalten haben. 

Drei Wege jtehen gegenüber den KRartellen offen: Verbot, Verftaatlichung 
und Reform. 

1. Einige findliche Heißfporne rufen, die Kartelle follen gejeglich ver: 
boten werden. So fünnen nur Fanatifer des Individualismus reden, die 
von der wirkliden Welt und ihren heutigen Wirtfchaftsverhältniffen recht 
wenig wifjen; nur Zeute, welche von der inneren Notwendigfeit der hiſtoriſchen 
Entwidlung zu immer größeren fozialen Gebilden feine Ahnung haben; nur 
Volkswirte, welche von den Übelftänden der alten freien Konkurrenz nichts 
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wifjen oder wiſſen wollen, welche nicht begreifen, daß eine einheitlichere 
Leitung der volfswirtfchaftlichen Prozefje von erhöhter Warte aus ein Fort: 
ſchritt ift. Alſo fchweigen wir davon; die große Maſſe der Sadhverftändigen, 
der Theoretifer wie der Praftifer gibt zu, daß die Kartelle notwendig und 
in gemwifjen, ihren Hauptwirfungen, heilfam find; fie behaupten nur, daß 
viele derfelben auch große Übelftände zeigen. Alfo Schlagen wir die Kartelle 
nicht tot, ſondern verbefjern wir fie, oder aber ſetzen wir noch Beſſeres an 
ihre Stelle mit denfelben Tendenzen. 

2. Letzteres wollen die Fanatifer der Berftaatlihung. Sie jagen: 
wenn eine zentraliftifche Zeitung gewiſſer Zweige der Volfswirtfchaft nötig 
tft, wenn die Entwidlung nun doch zu Monopolen hindrängt, dann lieber 
das Staatö- ala das Privatmonopol. Der Vorſchlag kann ernftlich höchftens 
für einige wenige Gebiete des Kartellmefend gemacht werden. Für 90 bis 
95 %/o aller bejtehenden deutfchen Kartelle, Syndikate und Konventionen tft 
eine Verftaatlihung der beteiligten Unternehmungen undenkbar, weil es fich 
überwiegend um Gefchäfte und um Aftiengefellfhaften, um größere ober 
fleinere Betriebe handelt, für deren Verwaltung der Staat und feine Beamten 
abfolut ungejhidt wären; er hätte weder die technifchen noch die kauf— 
männifhen Kräfte dafür. Ein großer Teil diefer Vereinigungen ift noch 
[ofe organifiert, der Schwerpunft alles Gefchäfts liegt noch ganz in den 
GEinzelbetrieben ; von eigentlihen Monopolen find die meiften noch weit ent— 
fernt. Mit einer Verftaatlihung diefer Gejchäftszweige wäre der fozialiftifche 
Staat fertig. Und dazu fehlen heute die pfychologifchen, mirtichaftlichen 
und politifchen Borbedingungen gänzlich, fie werden wohl auch in der Zukunft 
fehlen. 

Ernfthaft war auch nur von der Verftaatlichung der fyndizierten Kohlen— 
bergmwerfe die Rede. Sie jteht auf einem ganz anderen Blatte, al3 die ber 
übrigen fartellierten Induſtrien. Wie bei allen ganz befchränften Schätzen 
der Natur ijt bei den im Boden liegenden Kohlen der ftärfjte Zweifel auch 
bei gemäßigten Juriften, ‘Bolitifern, Volkswirten und StaatSmännern vor= 
handen, ob es richtig fei, auf fie das private Eigentum anzuwenden. Das 
preußifche Berggefeg von 1865 verfolgte den Zwed, diejes Bergmwerfseigentum 
möglichft vielen zugänglich zu maden; daran, daß die Kohlenihäte bald 
vergeben jein werben, dachte niemand. Heute nähert man fi diefer Ver— 
gebung, und ein mit dem Geifte des Geſetzes von 1865 in fchroffem Wibder- 
ſpruch ftehendes, längjt veformbebürftiges Mutungsverfahren hat diefes Eigen- 
tum gegen minimale Gebühren in den Beſitz meniger Privatperfonen und 
Gejellihaften gebradt. Das Kohleniyndifat hat für große Teile Deutfch- 
lands bereits ein tatjächliches Monopol; es ift das — deutſche 
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Kartell. Die Stilllegung einer Anzahl Feiner, freilich Tängjt auf dem Aus: 
fterbeetat ftehender Zehen in Zufammenhang mit der Syndifatsverfafjung 
hat unendlich mehr böfes Blut gemacht, als die Sahe wert tft, aber fie 
fteigerte die Popularität der Verftaatlihung. Andere Mafregeln dei 
Syndifats, der lebte Bergarbeiterftreif, die Oppofition gegen den Ankauf 
der Gefellichaft Hibernia dur den Staat haben den Gedanken der Ber: 
ſtaatlichung der preußifchen Kohlenwerfe weiter verſtärkt. Das Syndikat 
trug ſelbſt dazu bei, indem es hinter dem Hiberniaanfauf die allgemeine 
Verftaatlihung mitterte. Die Kreife der Arbeiter, der Beamten, des Mittel: 
ftandes, aller Agrarier vom größten bis zum kleinſten, ftehen dem Gedanken 
fympathifch gegenüber, Wenn ein großer, fühner Staatsmann wie Bismard 
einen folden Plan ernftlich verfolgte, fo würden die Parlamente heute zu- 
ftimmen und das ganze Volk jubeln: die Sache wäre nicht viel fchmwieriger 
als jeinerzeit die Eifenbahnverftaatlihung. Und wenn die großen Kohlen: 
und Eifenmagnaten fortfahren, wie in der legten Zeit, einer Regierung bei 
der mäßigften Sozialreform, bei Heinen Korrekturen des Bergrechts und der 
- Rohlenbeftgverteilung erbitterte Oppoſition zu maden, wenn fie äußerite 
Entrüftung zeigen, falls die Regierung einmal wagt, ihnen nicht den Willen 
zu tun, jo fann es zu einer Verftaatlichung eines großen Teild der Kohlen— 
bergwerfe fommen. Dann fpitt fi die Frage zur Alternative zu: Privat 
oder Staatömonopol, Herrihaft des Staatögedanfens oder der Kohlenbarone. 

Hoffentlich fommt es dazu nicht. Denn fein politifh und wirtjchaftlid 
tiefer Blidender kann die Verftaatlihung wünſchen. Nicht weil die preußische 
Regierung erklärt hat, fie plane nichts derart; neue Minifter wären nidt 
daran gebunden; nicht weil unfere guten ftaatliden Bergbeamten nicht am 
Ende den Aufgaben gewachſen wären; auch nicht, weil notwendig die Ver— 
ftaatlihung zu teuer wäre und damit die Kohlen noch verteuerte; eine finanziell 
gefhidt operierende, halbwegs rüdfichtslofe Regierung hat viele: Mittel in 
der Hand, die Ermwerbspreife jo zu gejtalten, daß fie damit bejtehen kann. 
Auch die heutige Verbindung vieler Kohlenzehen mit großen Eifenwerfen 
wäre fein abjolutes Hindernis, zumal nicht in bezug auf die übrigen Zechen. 
Wohl aber ift die Mafregel aus anderen triftigen Gründen unerwünscht, je 
fie wäre falſch. Wir haben in Deutfchland heute nach unferen Verfaffunas: 
und Nechtsverhältniffen, nad unferen gefellihaftlihen Zuftänden, nad der 
Art unferes Beamtentumd gerade genug Büreaufratie, Staatsbetrieb, 
Mandarinenfhematismus und Parlamentörederei; jo wie die Dinge heut: 
liegen, garantieren die Kreife, welche heute gerade die Kohlenwerke verwalten, 
fiherer den technifchen und betriebsmäßigen Fortfchritt. Und vor allen: 
das, was wir mit der Verftaatlihung wollen, erreichen wir ebenfogut, ohne 
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jo viel Oppofition, fo viel Kampf, fo viel Ummälzung, mit anderen ein= 
facheren Mitteln. 

Wenn der preußifche Staat feinen Ruhrfohlenbefis, wie er ſchon feit 
1890 plant, jo weit ausdehnt, daß er dort ein gewichtiges Wort mitreden 
ann, wenn er dann bei einer Neufonjtruftion des Syndikats mitmwirkt, in 
dasſelbe eintritt, wenn dieſes vielleicht auf ganz Preußen in diefem Moment 
ausgedehnt wird, fo kann eine Verfafjung und Wirkſamkeit des Syndikats 
reicht werden, welche allen berechtigten Wünfchen und Intereſſen entſpricht. 
Der Staat muß dabei freilih nicht bloß ein Vetorecht gegen Preiserhöhungen 
halten, fondern eine folde Stimme in allen wichtigen Angelegenheiten, daß 
x zujammen mit dem vernünftigen Teil der Privatinterefjen und mit den 
n den Syndifatsorganen fitenden Vertretern der Kohlenfonfumenten in 
lubio die Majorität hat. Und der berechtigten Forderung, daß aus dem 
rationalen Kohlenfhat nicht bloß Privaten Monopolgewinne, fondern auch 
yer Gefamtheit etwas zufommen folle, fann dadurh unfchwer ohne Ver— 
taatlihung Genüge gefhehen, daß man die Gewinne der Privatwerte, Die 
iber ein gewiſſes Maß hinausgehen, zwifchen Staat und Eigentümern nad) 
yem Borbild der Reichsbanfgewinne teilt, wozu natürlih ein Geſetz nötig 
väre. ch glaube, daß man fo befjer alles Münfchenswerte erreicht, als 
venn man dem Kohlenfyndifat die Preisbildung wie bisher läßt, aber eine 
3 Beamten und nterefjenten zufammengefeste ftaatliche Kommiffion be- 
ruftragen will, falfche und übertriebene Preife zu forrigieren. Das Syndikat 
nuß fo fonjtituiert fein, daß es feine falſchen Preiſe ftatuiert, daß feine 
Revifion feiner Preife nötig tft. 

3. Mit der Auseinanderfegung defjen, was jtatt der Zechenverftaatlihung 
us dem Kohlenſyndikat werden fol, haben mir eigentlih ſchon die Er- 
jrterung defjen begonnen, was uns jegt noch übrig bleibt, die Beſprechung 
er ftaatlihen Wirtfchaftspolitif und Gefetgebung gegenüber den Kartellen 
iberhaupt. 

Wir haben kaum ein Wort darüber zu verlieren, daß wir jede Er- 
veuerung der aus alter Zeit ftammenden Verbote und Strafbejtimmungen 
jegen die Kartelle, die da und dort noch formell zu Recht beitehen und ver- 
inzelt auch angewandt wurden, ablehnen. So den Gedanken, daß alle 
Preisverabredungen mehrerer ftrafbar oder nichtig, daß folche Preisfäse durch 
ven Richter annullierbar oder durch richterliches Urteil erfegbar fein jollen ; 
der den Gedanken, daß man die Kartelle oder ihre Befchlüffe ald gegen die 
zuten Sitten und die öffentliche Ordnung laufend angreifbar made. Damit 
yrähte man eine weitgehende und fchädliche Unficherheit in geſchäftliche 
Berhältniffe, welche vor allem der Sicherheit von Treu und Glauben be- 
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dürfen. Das hieße gejeggeberifhe Mittel vergangener Jahrhunderte wieder 
fünftlich beleben, melde unter ganz anderen Markt-, technifchen, Betrieb: 
verhältnifjen entjtanden, feiner Zeit heilfam und notwendig waren, heute 
aber wie die Fauft aufs Auge pafjen. 

Auch darüber werden wir mit den meiften fachverjtändigen Juriſten 
und Nationalölonomen wie mit den Kartellen ſelbſt einig fein können, daß 
eine fofortige fyftematifche Geſetzgebung über die Kartelle, welche ihre ganze 
rechtliche Struktur firieren, fie jpezialifierten Normativbeftimmungen oder gar 
ftantlicher Konzeſſion unterwerfen würde, heute nicht möglich ift. Die Ber 
einigten Staaten haben genug Unheil damit angerichtet, wie wir noch fehen 
werden. Eine folche Geſetzgebung wird ſpäter vielleicht mal fommen. Heute 
aber find alle Dinge noch zu fehr im Fluſſe, im Stadium der Verſuche und 
Erperimente. Die Konventionen und Kartelle find unter fich zu verjchieven, 
als daß man fie alle demjelben Rechte unterwerfen könnte. Viele haben 
fih ala Gejellihaften mit befchräntter Haftung, andere ald Aftiengefellfchaften 
fonitituiert. Es iſt fein Grund, ihnen das zu verbieten, alle unter dieſelbe 
Schablone zu zwängen. Daß mir für gewifle truftartige Aftiengefellichaften 
eine gewiffe Reform fordern, darauf fomme ich nachher. 

Damit ift aber nicht gefagt, daß nicht ein Kartellgefeg recht bald ae 
geben, und einzelne Punkte vorläufig geordnet werden fünnten. Das halte 
ih für dringend nötig. 

Ein ſolches Gejeg müßte unter Umfafjung aller hierher gehöriger 
Konventionen beftimmen, daß jedes Kartell einer Reichsftelle feine Konftituierung 
anzeige, feine Statuten einreiche, gewiſſe Arten feiner wichtigſten Beſchlüſſe 
fortlaufend mitteile, auch verpflichtet fei, diefer mwahrheitögetreue Auskunft 
über erhebliche Fragen, deren Beantwortung für die Erfenntnis des Kartella 
und feiner Wirkfamfeit nötig erfcheint, zu geben. Diefe Pflichten müßten 
durch Strafen erzwingbar gemadt werden. Das Gefeg müßte beftimmen, 
welcher Teil dieſer Nachrichten veröffentlicht werde. Es werden die fein, 
melde die übrigen Klaſſen der Geſellſchaft und ihre Intereſſen betreffen. 
Daß jo Publizität und eine Art Staatsauffiht bergeftellt werde, darüber 
find fajt alle Unparteiifchen einig; auch jenfeits des Ozeans, z. B. Präſident 
Rooſevelt und Profeſſor Jenks. 

Zu dieſem erſten Punkt lommen einige andere mehr untergeordneter 
Art, über welche heute ſchon eine gewiſſe geſetzliche Grenzziehung möglich 
ift, melde, ohne die Entwidlung der Kartelle zu hemmen, gewifje Miß— 
bräuche derſelben hindern, die wirtſchaftliche Freiheit gewiffer Gebiete 
retten fann. 

a) Es wäre zu firieren, bis wohin die Befugnis der Kartelle geben 
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darf, durch Verweiſung von Streitigkeiten an von ihnen mehr oder weniger 
abhängige Schiedsgerihte alle ordentlihen Gerichte ausſchließen zu dürfen. 
So berechtigt und heilfam unparteiifche derartige Schiedsgerichte, zumal für 
unbedeutende Sachen, fein mögen, jo gehört e3 doch zum Weſen des Staates 
und zur Heiligkeit des Nechtes, daß fie unter den ftaatlichen Gerichten 
jtehen, daß die wichtigften prinzipiellen Fragen an ftaatliche Gerichte fommen 
fünnen. 

b) Das Kartell muß wie andere Vereine, 3. B. auch die Gemwerkichaften, 
eine gemifje Strafgemalt gegen feine Mitglieder haben. Aber fie entartet 
leicht, die Handhabung ift oft zu formlos, die Strafen außer allem Ver: 
hältnis. Das Geſetz muß beftimmen, melde Strafen zuläffig ſeien, welche 
Garantien die ftrafverhängenden Organe bieten müffen,, welche Rechtsmittel 
gegen ungerechte Strafen ergriffen werben fünnen. Ohne ſolche Grenze ent- 
artet folde Strafgewalt zu willfürliher Herrfchaft, ja zur Defpotie, mie 
darüber vielfach geklagt wurde!. 

e) Eines der weſentlichſten Mittel für Kartelle und Arbeiterverbindungen 
ift e8, zu bejchließen, daß an beftimmte Perfonen nicht oder teurer geliefert 
werde, daß den Kunden der Bezug anderer Waren erfchwert oder verboten 
werde, daß beitimmte Gruppen ſich verpflichten, nur von verbündeten 
Gruppen zu beziehen, daß bei bejtimmten Firmen nicht gearbeitet werde, 
und umgefehrt verbundene Firmen bejtimmte Arbeiter nicht bejchäftigen. 
Mit Recht fagt Liefmann, daß das moderne Wirtfchaftsleben mit feinen 
Verbänden folde Erklufionsverträge nicht entbehren fünne. Aber die Gefeß- 
gebung hat die Pflicht, zu beftimmen, wo, an welcher Grenze diefe Verträge 
zu weit gehen und damit Unrecht werben. Liefmann bat den Borfchlag ge: 
madt, foldhe Verträge jedenfalle nur in Verbindung und für die Dauer 
von Preisvereinbarungen gelten zu laſſen, d. 5. fo lange die Gegenpartei 
feine Preiserhöhung vornehme?®. 

d) Endlich ſcheint mir die Frage der Erörterung wert, ob nicht ſchon 
gefeglich bejtimmt werden fünnte, in jeder Preisfonvention, in jedem Syn- 


I Bal. darüber die Abhandlung in Schmollers Jahrbuch XXVI, 1, S. 67 von 
A. Leift: Die Strafgewalt moderner Vereine. Dazu Landesberger, Kartell- 
gutachten, Verhandlungen des 26. Deutichen Juriftentages, Bd. 2, S. 324 und 325; 
2. führt aus, daß in einzelnen Kartellen aus den Vertrags- Herrichaftsverhältniffe 
werden: „Das Berhältnis erfcheint nad feinem Inhalt als eine Art Herridafts- 
verhältnis mit freiwilliger Unterwerfung der Kartellmitglieder unter ein Kartell— 
imperium, und die Kartellorgane ericheinen als Kartellbehörden, die Funktionen der- 
felben als verwaltungsrechtlich organifierte Herrichaft.“ 

2 Kartelle und Truſts, 1905, S. 128 und 129. 
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difat und Kartell müßten alle Mitglieder ganz gleiche Rechte pro rata ihrer 
gefamten Probuftion haben, fofern ſie direft oder indireft für den Markt 
beitimmt ift, ob die Produzenten die weiteren Verarbeitungsitadien felbft in 
der Hand haben oder nit. Dadurch würde der befondere fünftliche An- 
trieb, der heute in der Verfaffung mander Syndilate liegt, die fleineren, 
reinen Werke totzumachen oder aufzulaufen, befeitigt, ohne daß dieſe Be 
mwegung ihrerfeits fünftlih aufgehalten wird. Ein Hauptzanfapfel innerhalb 
der Syndifate wäre befeitigt. Ich meine, es ſprächen hierfür erheblide 
Gründe, 1. der Gerechtigfeit, 2. einer Beförderung gefunder innerer Kartel- 
politif, 

Daß in künftigen Zeiten die allgemeine Geſetzgebung ſich wahrfcheinlid 
auf weitere Punkte erftreden werde, deutete ih fhon an. Zunächſt iſt dazu 
aber noch nicht die Zeit. Vielleicht fünnte ed bald notwendig werden, da 
für einzelne der großen und entmwideltiten Kartelle Spezialgefege gegeben 
werden; 3. B. über das Kohlenfartell, den Stahlwerföverband, das Kalı- 
fartell. ch meine nicht im Sinne einer Ausnahmegefeßgebung, fondern nur 
in der Richtung, in welcher eine folche Gefeggebung überhaupt künftig fih 
bewegen wird, und um gewiſſe befondere Schwicrigkeiten zu beheben, die 
auf Grund der Verhandlungen der Beteiligten im Augenblid nicht ohne 
ftaatlihen Zwang zu befeitigen find. 

Neben der Gefeßgebung fann nun aber auch die laufende Vermwaltung 
und die allgemeine Wirtfchaftspolitif eingreifen. Dem Weihe und dem 
Einzeljtaate jtehen da mande Mittel gegen befondere Mikbräude zu Ge 
bote. Die Staaten fönnen 3. B. durch Eifenbahntarifherabfegungen gegen 
monopoliftifche Preife einfchreiten, die Konkurrenz fördern. Das Weich fann 
vielleicht in einzelnen Fällen gegen diefelben Mißbräuche, foweit die Handels: 
verträge es gejtatten und die Parlamente zuftimmen, durch Zollermäßigungen 
die fremde Konkurrenz beleben. Gegenüber den Klagen über billigen Ver 
fauf der Waren im Ausland und teuren im Inland wird das Neich ſchwer 
vorgehen fünnen, am wenigjten etwa durch variable Zolfäte; am eheſten 
dadurch, daß es alle diefe Vorgänge genau verfolgt, da Vorftelungen madt, 
wo e3 glaubt, dab diefe Berfaufspolitif zu weit gehe, die inländiſche In- 
duftrie und die Konfumenten fchädige. Über die Exrportprämien, melde die 
Kartelle zahlen, fich ftet8 auf dem Laufenden zu erhalten, haben Die Reich: 
regierungen ein dringendes Intereſſe. Ob fie aber direkt eingreifen können, 
erſcheint mir zweifelhaft. Über furz oder lang freilich muß die ganze Export: 
prämienpolitif Gegenftand internationaler Vereinbarung werden, weil font 
ein unerträglicher wirtjchaftlicher Kriegszuftand daraus entjteht. In bes 
auf die ftaatlihen Zuderprämien ift das ſchon gefhehen. Internationale 
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Verträge über einige der wichtigſten anderen Induſtrien und ihre Privat- 
prämien müfjen bald fommen. 

Daß heute Schon Kartellgerichtshöfe oder andere Staatsbehörden in Die 
Preisſetzung der Kartelle eingreifen, halte ich, wie jhon erwähnt, nicht für 
richtig. Wohl aber könnte eine mit der Aufficht über die Kartelle betraute 
Meichsbehörde vermittelnd und anregend dahin wirken, wohin die Kartelle 
ja felbft ftreben: nämlich, daß über Kartellpreife Elagende Intereſſengruppen 
ſich organifieren und mit den ihnen gegenüberftehenden Kartellen die Preife 
je für bejtimmte Zeit vereinbaren. Sch habe in meinem Grundriß der All— 
gemeinen Volkswirtfchaftslehre (S 174) zu zeigen verfucht, wie in fteigendem 
Maße heute an die Stelle des individuellen Preisfeilfhens auf dem Marfte 
durch kollektive Bereinbarungen der Käufer und Berfäufer eine neue Art 
von auf Zeit firierten Tarpreifen trete. Wenn künftig das Kohlenfyndifat 
feine Kohlen: und Koföpreife mit dem Stahlwerfsverband und anderen 
Hauptabnehmern verabredet, fo werben die meiften der Klagen, die 1901 
bis 1903 erfchallten, verfhmwinden. Und Ähnliches ift auch fonft möglich. 

Menn die Kartelle aber fich prinzipiell auf diefen Boden ftellen, jo 
müſſen fie eigentlih ebenfo von den Arbeitern wie von den Kohlenfäufern 
verlangen oder es wenigſtens zulafjen, daß fie fich organifieren, und müfjen 
über die Löhne mit den Organifationen der Arbeiter verhandeln. Und fie 
müfjen auch einverjtanden fein, wenn der Staat die Arbeiter organifiert und 
die Verhandlungen über die Arbeitsbedingungen zwifchen den Unternehmern 
und Arbeitern leitet. In den Vereinigten Staaten begreifen die erjten 
Truftleiter mehr und mehr folde Notwendigkeiten. Sollten unfere Kartell- 
leiter nicht auch fo mweitfichtig und fonjequent fein, das einzufehen? — 

Mit diefen Vorjchlägen, was Ddireft gegenüber ven Kartellen zu ge— 
fchehen habe, bin ich aber noch nicht fertig mit meinem Thema. Sie willen 
alle, und ich habe es auch fchon erwähnt, daß man vielfach die Kartelle 
nur für eine Vorftufe der Trufts hält. Sie wiffen, daß, ald man in den 
Vereinigten Staaten von 1890 an eine übereilte ungefchidte Geſetzgebung 
gegen die Kartelle ging, die größten diefer bedrohten Vereinigungen fi in 
einfache Riefenaftiengefellfchaften, die man dann auch Truft3 nannte, ver- 
wandelten und fo die neueren Antitrufigefege umgingen. Ühnliches fann bei 
uns gefchehen, auch gegenüber der bejcheidenften Kartellgejeggebung. Diele 
erwarten, Derartige werde wegen der Unvollfommenheit unjerer Kartelle 
mehr und mehr ohnebies eintreten. Und es ift ja unzweifelhaft, daß foldhe 
Riefenaktiengefellfchaften, melde eine ähnliche Produftionsfähigfeit wie die 
heutigen Kartelle erhalten, eine unendlich größere Einheitlichfeit und Macht 
darjtellen, aber auch größere Gefahren bieten. 
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Daher hätte ich mein Thema nicht erfchöpft, wenn ich nicht zum Schluf 
au noch darüber ſpräche, wie der Staat ſich gegenüber einer ſolchen Be 
wegung, die man auch bei uns jegt allgemein als Truftbemegung bezeichnet, 
zu verhalten habe. ch kann mich in diefer Beziehung nur den Borfchlägen 
von Profefjor Menzel! und anderen anfhließen: das Deutfche Neich habe 
eine fofortige Reform der Gefeggebung über die wirtichaftlichen Korporationen, 
insbefondere über die Aftiengefelihaften in der Richtung anzubahnen , daß 
der Staatsverwaltung diefen Körperichaften gegenüber die Wahrung der 
öffentlihen Intereſſen ermögliht wird. Diefe Privatlörperfchaften, ſagt 
Menzel, müfjen an das Recht der öffentlichen Korporation angenähert werden; 
ftatt Verftaatlihung muß ein Zufammenmwirten der Eigentümer der Pro— 
duftion und der öffentlichen Verwaltung herbeigeführt werden. 

Wie ift aber diefer allgemeine Gedanke auszugeftalten? So fehr id 
ihn für richtig halte, fo großen Schwierigkeiten wird er in der Ausführung 
begegnen. ch möchte daher die Neform beſchränken auf die allergrößten 
Aktiengeſellſchaften und die ihnen etwa ganz gleichjtehenden anderen Korpo— 
rationen oder Privatunternehmungen ; beſchränken auf folde, melde durd 
ihre Größe und Macht ſchon einem Monopol fi nähern, mehr und mehr 
eine Stellung erhalten, wie fie die fog. modern amerifanifchen Trufts inne: 
haben. Wenn man 3. B. fagte, das neue Recht fol fih nur erjtreden auf 
Riefenunternehmungen, welche an Aftien- und Obligationsfapital 75 Mill. Mt. 
und mehr befchäftigen, jo ſchränkt man die Reform von vielen Taufenden 
von Aktiengefellichaften auf einige Dutend Riefenunternehmungen ein. 

Man könnte nun für diefe Niefenbetriebe daran denfen, die ſtaatliche 
Konzeffionspfliht, übertragen auf den Neichäfanzler oder den Bundesrat, 
wieder einzuführen. Für einzelne Arten von Aftiengefellfchaften befteht jie 
ja noch. Das franzöfifhe Verwaltungsreht hat fie und die Damit ver- 
fnüpften Cahiers des Charges für bejtimmte Zwecke ſehr gut ausgebildet, 
jo 3. B. für das Parifer Verkehrsweſen: die Vorzüge der Aftienvermaltung 
beftehen hier fort, unter einer weitgehenden ftaatlich- fommunalen Auffict 
und Geminnbeteiligung. Aber jedes jtaatlihe Konzeſſionsweſen hat feine 
großen Schattenfeiten; Langſamkeit, unlautere Einflüffe, Entfheidungen ohne 
volle Sachkenntniſſe laſſen ſich ſchwer vermeiden. In unferem Falle fäme 
hinzu, daß die meiften betreffenden Gefellichaften, längit mit geringerem 
Kapital ohne Konzeffion beftehend, nun mit 75 Mil. ME. plöglich kon: 
zeffiongpflichtig würden. Ich möchte alfo die freien Entſchließungen unjerer 
großen Gejchäftsmwelt durch eine Konzejfionspflicht nicht einſchränken. 


! Die Kartelle und die Nehtdordnung. Zweite, vermehrte Auflage 1902, 
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Dagegen fcheint mir wohl möglih, daß man neben den mandherlei 
Einflüffen, denen heute ſchon die Leitung der großen Riefenunternehmungen 
von außen her unterliegt, auch einen foldhen Einfluß des Reiches refp. viel- 
leicht befjer des Reiches und des betreffenden Staates hinzufügt. Dft haben 
heute ſchon nicht die Hauptaftionäre den Haupteinfluß, fondern z. B. in 
Iofalen Aftiengefelfchaften die betreffenden im Auffichtsrat figenden Ober— 
bürgermeifter ufw., in anderen bie großen Banken und ihre Delegierten. 
Leder ganz große Kapitalift kann es heute dur Aftienfäufe, Aftien- 
fcheinfäufe, proviforifche Aftienübertragung ufw. durchfegen, daß er in Diefen 
oder jenen Aufſichtsrat fommt und dort feinen Intereſſen dient. Bon Herrn 
Thyffen wird erzählt, er habe unlängjt erflärt, er werde fich felbit in einen 
Auffihtsrat wählen. Die Banken bevingen fi bei allen Transaktionen 
einige Auffichtsratsftelen aus. Iſt e8 da unnatürlih, wenn Reich und 
Staat vielleiht unter Mitwirkung der Großbanken einen analogen Einfluß 
anftreben? Um es zu formulieren, möchte ich alfo folgendes vorfchlagen: 

1. Jede Aftiengefellfchaft, deren Mftien- und Obligationsfapital 
75 Mil. ME. erreicht oder überfchreitet, iſt verpflichtet, in ihrem Auf— 
ſichtsrat ein Viertel der Stimmen Perfonen zu übertragen, welche der Reichs- 
fanzler und die Landesregierung als geeignet bezeichnen, und welche ver: 
pflichtet werden, die politifhen und mirtfchaftlichen ntereffen von Reich 
und Staat neben denen der Gefelichaft zu vertreten. 

2. In jeder ſolchen Aftiengefellihaft müſſen ein Viertel der Direktoren 
vie gleihen Eigenschaften haben. 

3. Der Gewinn jeder foldhen Unternehmung (Dividenden, Tantième, 
Dotierung des Reſervefonds, Neuanlagen, Aktienausgabe an die Aftionäre 
ohne volle Gegengabe), welcher 10 %0 überfteigt, fließt halb an die Aktionäre, 
halb an Reih und Staat. Bilanzitreitigfeiten über die Höhe des Gewinns 
ınterliegen einem halb vom Reichfanzler, halb von der Gefellfchaft befegten 
"achveritändigen Schiedsgericht. 

Die Beitimmungen 1—3 finden finngemäße Anwendung, wenn ftatt 
yer Altiengefelfhaft andere Rechtsformen oder Einzel- refp. Familien- 
ınternehmungen in Betradht kommen. 

Zwedmäßig würde fein, einem Neichdgejeg mit foldhen Bejtimmungen 
och die Einſchränkung beizufügen, daß, wenn von einer folden Aftien- 
‚efellihaft über 25% des Aftienfapitald in Händen von Ausländern ift, 
‚iefer 25/0 überfchreitende Aftienbefig in der Generalverfammlung fein 
Stimmtedt habe. 

Ich füge gleich bei, daß, wenn ein foldhes Geſetz heute nicht durch— 
uſetzen wäre, ih es für Pflicht der Reichöregierung reſp. der Einzelſtaaten 
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bielte, durch Aftienerwerb und im Bündnis mit der einen oder andern 
Großbant fih einem folden Ziele zu nähern, was gar nit fo fehr 
ſchwierig wäre. 

Iſt aber Ausfiht auf ein ſolches Geſetz? Ach weiß es nicht. Aber 
ich glaube, eine richtig geleitete und aufgeflärte öffentlihe Meinung könnte 
es Schon durchſetzen, troß anfänglichen heftigen Widerſpruchs der Intereſſenten, 
deren Pläne und Gemwinndancen dadurch gekreuzt werden. Jedenfalls jchein: 
mir ein folder Ausweg nötig, wenn wir den großen Gefahren des Truft- 
ſyſtems einen Riegel vorjchieben und auch die Verftaatlihung der Rieſen— 
aftiengefellichaften, 3. B. der großen Stahlwerfe, ablehnen wollen, wie id 
es verlange. 

Ich will nicht darüber entfcheiden, ob unfere deutjchen Kartelle wirklich 
bald in Trufts übergehen. Ich glaube, es wird nicht allgemein gefchehen, 
ih hoffe, ihre bisherigen Schäden lafjen ſich befeitigen. Aber vorhanden 
find fie. Und mo ein Kartell ſich auflöft, wird ein Truft refp. ein oder 
mehrere übereinftimmend handelnde Riefenaftiengejelichaften mit mono: 
poliftifcher Tendenz entjtehen. Neulich ſchrieb ein großer praftifher Sad- 
fenner in der „Induſtrie“: „Biel gefährlicher für unfere Syndikate, ala 
Regierung, öffentliche Meinung, Politiker, ift der innere Feind. Man kann 
die unbefriedigende Entwidlung des deutſchen Syndifatswejend dahin zu- 
fammenfafien, daß in den bisherigen Syndifaten von einzelnen die be: 
rechtigten Jntereffen der anderen gar nicht oder zu wenig gewürdigt wurden, 
und daß anderfeits die externe und interne Gefchäftsführung der Berfauf- 
jtellen infuffizient war.“ D. h. unfere Kartelle find noch zu lofe, es fehlt 
die Einheit und Unterordnung unter die gemeinfamen Intereſſen. Derjelbe 
Autor fügt in einer der folgenden Nummern der „nduftrie” bei: „Die 
deutfchen Kartelle find Repräfentanten des Individualismus und PBarlamen: 
tarismus, der Erhaltung unabhängiger ndividualitäten, die Trufts find 
Repräfentanten der Autofratie, der Dligardhie, de Generalismus.“ 

Sa, meine Herren, es ift wahr, autofratifch ift viel leichter und ein 
facher zu regieren als parlamentarifh. Und darin liegt die Möglichkeit zu: 
nehmender Vertruftung. Wer ein ſehr geſchickter Spefulant ift, die Börſen 
geheimniffe und die Reklame verjteht, 10 oder 20 Werke, die bisher kar— 
telliert waren, vereinigt, d. 5. zufammenfauft, der fann dabei viele Millionen 
gewinnen und dann als Diktator fehr viel leiter die 10—20 Werte 
regieren, die vorher der parlamentarifche, verantwortliche Kartellleiter nic: 
mehr recht zufammenhielt. Die Börfe und die Banken, die ihm dabei helfen 
müfjen, werben nichts dagegen haben, fie machen mit der Vertruftung gute 
und große Geſchäfte und fehen dabei ihren Einfluß wachſen. Daher wird 
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von diefer Seite eine Bewegung derart Förderung und nicht Hinderung er- 
fahren. 

Aber auch, wenn die Kartelle gedeihen, in ihrer Verfaſſung reformiert 
werden, die Tatfache bleibt, daß innerhalb und außerhalb derſelben eine 
jehr ſtarke Tendenz zur rafchen Vergrößerung unferer Banken, unjerer Elef- 
trizitätsmwerfe, unferer Montan- und Hütteninduftrie vormwaltet, und daß diefe 
Bewegung auch auf die ganzen übrigen Gewerbszweige mehr und mehr 
übergreift. Es iſt neuerdings oft und gut gejchildert worden, welche tech— 
niſchen, betriebs- und freditmäßigen Urſachen darauf hinwirfen, und melde 
Fortſchritte der bejjeren, billigeren Produktion darin liegen. Sch mwiederhole _ 
Derartiges hier nicht. Ich will nur daran erinnern, daß die Harpener Berg- 
werf3aktiengejelichaft die Bergbau und Schiffahrtsgeſellſchaft Kannengießer 
erworben hat, daß die Gelſenkirchener Bergwerksaktiengeſellſchaft unter Aftien« 
austaufch mit zwei bedeutenden Eifenmwerfen, dem Schalter Gruben- und 
Hüttenverein und dem Aachener Hüttenaftienverein „Rothe Erde”, eine In— 
terefjengemeinfchaft begründet hat. Mehr und mehr entitehen Gefellfchaften 
mit hundert und mehreren hundert Millionen Kapital. 

Das ift nicht zu hindern. Und es fann ja au in richtiger Weife 
geichehen, ohne die Begleiterfcheinungen der amerifanifhen Trufts. Diefe 
aber von Deutjchland fernzuhalten, halte ich für fehr wünſchenswert: näm— 
lich die übermäßige Kapitalverwäfferung, die maßloſe Förderung des Börfen- 
fpield, die Züchtung einiger weniger Milliardärdynaftien, die viel rafchere 
und gemwaltjamere Bernichtung der fleinen und mittleren Gefchäfte und 
Exiſtenzen. 

Ich möchte kurz den Truſt und die Kartelle ſo gegenüberſtellen. Die 
Vertruſtung ſchafft ſehr leicht ein Syſtem des Raubes und des Betruges, 
die richtige Kartellierung mehr oder weniger ein Syſtem der Gerechtigkeit 
und Billigfeit. Die Gründer der Trufts find fehr häufig Geldmader, die 
fih egoiftifh den Beutel füllen wollen, die Leiter der Kartelle find Er- 
zieher, welche den Gefamtinterefjen eines Gewerbszweiges den Sieg über die 
egoiſtiſchen Einzelintereffen verfchaffen wollen. Das Truftiyftem braucht 
brutale und verjchlagene Gewaltmenfchen, die meiſt ohne höhere Kultur des 
Geiftes und Gemütes, ohne ſympathiſche und foziale Gefühle nur in dem 
Geſchäft und Geldverdienen ihr Glüd finden; fie hinterlaffen meift Kinder 
und Entel, die gemwinnfüchtig die Niefenvermögen verprafjen, die der Dynaſtien— 
gründer ſchuf. Das Kartelliyftem ift, wie Genofjenfchaft und faufmännifche 
Gejellichaft, ein wichtiges Glied in der Erziehung faufmännifcher und tech— 
nifcher Beamten, welche wohl verdienen wollen, aber daneben gelernt haben, 
jich in den Dienit allgemeiner nterefjen, fremder VBermögensverwaltung treu 
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und ehrlich zu ftellen. Die Kinder und Enfel, die aus diefen Kreifen hervor: 
gehen, fteigern diefen Geift weiter und bereiten fo mehr und mehr die neue 
Art wirtfhaftliher Motive vor, welchen die Zukunft gehört. 

Das Geſetz, das ich über die großen Aftiengefellichaften vorfchlage, fol 
die heutigen Fufionen und Vergrößerungen nicht unmöglich machen, aber die 
betreffenden Organifationen hindern, amerifanifhe Truft3 zu werden. E—⸗ 
foll die beſtehenden Kartelle etwas fügen, indem es die meiften der in ihnen 
vereinten Unternehmungen von dieſen neuen Schranken Treiläßt. 

Immer läßt es ja auch die Gefelljchaften mit über 75 Mill. Mt. im 
ganzen fich frei bewegen ; es gibt den öffentlichen Gewalten einen beſchränkten 
Einfluß in ihnen, der nur von Bedeutung wird, wenn er die befjeren Ele: 
mente unter den frei gewählten Zeitern der Gefellfchaft auf feiner Seite hat. 
Er fordert nur einen Zleinen Anteil an dem, was dem öffentlihen Bemuft- 
fein ala Monopolgewinn erjceint. 

Mas wir vorfhlagen, hat bewährte Vorbilder in unferem alten Berg— 
recht, im Eifenbahnreht der Privatbahnen vieler Staaten, in dem Vorgehen 
unferer Großbanten gegenüber den Induſtrien. Unfer Vorſchlag Hat die 
politifhe Analogie der Stellung der Städte, Kreife und Provinzen für fid. 
Unfere riefenhaften Rapitalorganifationen werden heute zu ebenfogroßen Madt- 
zentren mie die Selbitverwaltungsförper. Wenn man diefe zwar in viele 
Richtung frei gewähren läßt, aber daneben an rechtliche Normen bindet und 
unter eine gewiſſe Staatsauffiht jtelt, fo ift nur billig, aud die Macht 
organifationen des großen Kapitald ähnlichen Grundfägen zu unterwerfen. 

Wir brauchen große zentraliftiihe, mit Riefenfapitalien ausgeftattete 
Unternehmungen, wie wir die Kartelle brauchen. Aber die erjteren bieten 
noch viel größere Gefahren de Monopols, des Machtmißbrauches, der ein: 
feitigen Verfolgung der Gewinninterefjen Weniger. Wir haben, um diefen 
Gefahren zu entgehen, nur die Wahl zwiſchen Verftaatlihung oder einer ge 
mifchten Berfafjung diefer neuen Organifationen. Nur durch ſolche gemifchte Ber: 
fafjung fönnen die allgemeinen Volks- und Staatsinterefjen ohne Verftaatlihung 
zu ihrem Rechte fommen; fie gelangen nad} unferem Vorſchlag zur Vorberrichaft 
über egoiftifche Privatinterefjen nur dann, wenn die ftaatlihen Vertreter durch 
gute Gründe nod ein Viertel des übrigen Auffihtsrats auf ihre Seite ziehen. 

Wie mir auf politifchem, militärifshem, foztalem Gebiete in Deutichland 
feit 40 Jahren zu ganz großen Reformen famen, jo muß es auch auf diefem 
wichtigen wirtfchaftlih organifatorifchen gelingen. Und die Richtung der 
Neform Tann nur in der gleichen Linie liegen, in welcher fih unfer ganzes 
Geſellſchafts- und Staatswefen bewegt. Ein Boll, das feit 400 Jahren 
den größeren Teil des Bauernftandes gegen feudale und fapitaliftifche Auf: 
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faugung durd feine ftaatlihe Agrarpolitif ſchützte, das feine Eifenbahnen 
verjtaatliht hat, das feine Disfontopolitif einer durch Staatsbeamte ge: 
leiteten, aber Privatfapital benugenden Reichsbank übergab, das den Arbeiter- 
verficherungszwang und die öffentlichen Verficherungsinftitute hierfür ſchuf, 
muß aud über die Kartelle und die Truſts die Hand des Staates halten, 
durch eine richtige Gefeggebung die freien, großen Kräfte unferes wirtfchaft- 
lichen Lebens in Bahnen leiten, deren höchftes Ziel nicht das Geldmaden 
und der Gewinn der Millionen, fondern dad Gemeinmohl iſt. 


Sch bin zu Ende! Die Leitfäge, in welchen ich meine Ausführungen 
iurz aufammenfaßte, find in Shren Händen. Ich brauche fie nicht zu 
verlejen. 


Die Leitfäbe lauten folgendermaßen: 


1. Die Tendenz auf Zentralifierung der Leitung großer wirtfchaftlicher Ge— 
ſchäfte, wie fie von 1875 an überall mehr oder weniger, bei uns in Deutichland in 
der Form der Kartellbildung, in den Bereinigten Staaten in der Form der Truſts 
(Riefenaktiengefelichaften) eintrat, ift eine jo natürliche und notwendige, als in dem 
Jahrhundert vorher die Tendenz auf freie wirtichaftliche Bewegung und Steigerung 
der Konkurrenz. Wie es fih 1700—1870 um die Befeitigung der mittelalterlichen 
Mirtichaftsverfaffung und um die Freifegung aller individuellen Kräfte, um bie 
erfte Entjtehung Meiner moderner Unternehmungen in mäßig großen Staaten, auf 
dem Boden ziemlich Feiner Marktbezirke handelte, jo haben heute die Großbetriebe 
und neueren Verkehrsmittel auf dem Boden großer Staaten und Weltreihe, auf 
dem Weltmarfte eine fo gewaltige Steigerung der Produftion und Marftüberführung, 
folche Krifen erzeugt, daß Verſuche einheitlicher und fyftematifcher Leitung der Pro- 
duftion und des Verkehrs entjtehen mußten. Alle höhere Kultur und Bergefell- 
fchaftung führt, wie zu immer größeren Staaten, jo zu größeren zentralifierten Wirt» 
fchaftöbetrieben und deren Zufammenfafjung. 

2. Diefe Bewegung, welde die Aftiengejellihaften, die Kartelle und die Trufts 
erzeugte, hat ihre Rechtfertigung im der beffern Anpaffung der Produktion an den 
Bedarf, in einer Preisbildung, die geringere Schwankungen zeigt, die Krifen und 
Bankerotte befeitigt oder an Zahl und Jntenfivität beihränft. Sie hat ihre Kehr- 
feiten in der ftarfen Bermögensdfonzentration, in der Bildung von mwirtichaftlichen 
Machtorganen, melde, nad Monopolftellung und Ausjhaltung der Konkurrenz 
ftrebend, nit immer ihre Macht auf dem Marfte richtig gebrauchen, die Breife 
per fartellierten Produkte im Durchſchnitte erhöhen, ferner in der Verwandlung 
von Taufenden Kleiner Gejhäfte und Handlungen in abhängige Organe ber Startelle 
und Trufts, endlich in der Möglichkeit, daß dieſe großen, zentraliftiihen Organi— 
fationen, wie die Berbrauder, fo auch die Arbeiter ungünftiger behandeln. 

3. Diefe Mißſtände find am größten, wo neben der Produktion der ganze Ver- 
tehr (Eifenbahn ufw., Banken) in die Hände ftreng zentraliftifcher, ſpekulierender, 
„rivatwirtfhaftlih egoiftiicher Gemwinnorganifationen fiel, wo nicht genoſſenſchaft⸗ 
iche Kartelle, jondern Truſts refp. Riefenaktiengejellichaften fi zu dieſem Zwecke 
yebildet haben, wo Produktion, Verkehr und Bankweſen gleihmäßig und gemein» 
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fam dad Monopol desfelben engen Kreife weniger Milliardäre wurde, wie in da 
Bereinigten Staaten. Hier wirkte die Zentralifierungstenden; neben dem technüch 
betriebömäßigen Fortichritt vielfah doch au wirtſchaftlich, politifh und moraliic 
torrumpierend; fie erzeugte wenige Überreihe und Millionen Verarmender ; fie gut 
Anlaß zu fünftlihen und wucheriſchen PreiSmanövern, da die Beherricher der Ge— 
ſchäfte und Märkte die Preiſe beliebig herauf- und berabdrüden fonnten; fie be 
förderte maßlos das Börfenfpiel und die Kapitalverwäflerung. Noch gefährlicher ali 
in den Vereinigten Staaten wäre eine ſolche Entwidlung in Deutichland, weil bie 
manche Korrekturen und Gegengewichte fehlen, welche dort die Übelftände mildern. 

4. In Deutihland haben wir bis jet wohl aud einige jog. Truſts, fomie 
feit 1890 ein jehr rafches Anwachsen des Kapitalumfangs und der tehnifchen Aunf- 
tionen vieler Werke, Fabriken und Aktiengeſellſchaften; Hauptiähli aber wird di 
Zentralifierungstendenz charafterifiert dur einige hundert Kartelle, Symbitate, 
Konventionen, d. 5. durch Vereine technifch und betriebsmäßig felbftändig bleibender 
Unternehmungen; dieſe Vereine find genoffenichaftli organifiert, jie haben feine 
eigenen Betriebe, Feine Selbfiproduftion, Fein oder fein erheblihes Aktienkapital‘ 
fie haben nur gemeinfam die Regelung der Preife und des Angebot3, ein Feine 
Teil von ihnen den gemeinfamen Verkauf ihrer Produkte in die Hand genommen. 


5. Während die ſog. Trufts Eigentümer der ganzen beteiligten Werte find, ted- 
nifch, betriebsmäßig und faufmännifch von wenigen an der Spite ftehenden Berjonen 
diktatorifch geleitet werden, find unsere Kartelle freie Genoſſenſchaften großer un? 
mittlerer Werte und Fabriken, durch Vertrag auf Zeit zu gemeinfamer Marfı- 
beberrfhung gebildet, mit einer Art demokratiſcher Berfaffung. In ihrem genofien 
fchaftlihen Geifte, in der Notwendigkeit, dad gemeinfame Intereſſe zum Siege über 
das egoiftifche Einzelintereffe zu bringen, liegt der Vorzug der Kartelle; ihre Shmwäk: 
liegt in der Schwierigkeit, die jelbftändigen Teilnehmer immter wieder unter einen 
Hut zu bringen. Aber ein großer Fortichritt in der Verfaffung derfelben ift möglid 
und teilmeife ſchon erreicht. 

6. Auch die deutſche Kartellbildung bedeutet eine Nevolutionierung der Ver— 
faffung der deutfchen Volkswirtſchaft. Die Preiserhöhung auf vielen Gebieten ſchädigt 
alle Verbrauder, alle nicht Fartellierten Gewerbe. Der Großhandel, früher ver 
Herrfcher der erzeugenden Gewerbe, wird ihr Diener. Die auf freier Bewegung 
und freier Konkurrenz aufgebaute, dur eine Gejeggebung von anderthalb Jahr— 
hunderten geichaffene liberale, volkswirtſchaftliche Verfafiung, das Prinzip der Gr 
werbefreiheit, fie werden in einem Punkt nad dem andern umgebildet, aufgehoben, 
durch neue Formen und Drganifationen, vielfadh durch ſolche, welche Monopole an— 
jtreben oder jchon find, eriegt. Daher zunächſt der allgemeine Widerſtand Dagegen, 
das allgemeine Verlangen nad einer geleglidhen Ordnung der Kartelle, nad einer 
fie an bejtimmten Punkten beichränfenden Wirtichaftspolitif. 


7. Diefes Berlangen ift natürlih und gerechtfertigt. Nur darf es weder in 
eine Unterdrüdung der Kartelle, noh in eine überftürzte, allgemeine Verſtaat 
lichung, 3. B. aller Kohlenwerfe, einmünden. Auch eine Normativgefeggebuna. 
welche alle Kartelle in gleiche Verfaſſungs- und Rechtsſätze einzwängen wollte, if 
heute noch nicht denkbar. Die Entmwidlung ift dazu zu unfertig, Die einzeinen 
Kartelle zu verichieden. Wohl aber muß der Staat jofort dur ein Geieg al: 
Kartelle und ähnliche Vereine anhalten, ihre Konftituierung einer Reichsſtelle an 
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zuzeigen, ihre Statuten und alle wichtigeren Beichlüffe derfelben einzureichen. Alles 
was die übrigen Klaffen und ihre Intereſſen betrifft, ift von diefer Reichäftelle 
zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. Außerdem wird dasfelbe Gefeg gewiffe Grenz» 
beftimmungen zu geben haben: a) bi3 wohin die Kartelle die öffentlichen Gerichte 
ausjchliefen dürfen, b) bis wohin ihre Strafgewalt aegen ihre Mitglieder gehen 
dürfe, c) bis wohin ihre Erflufionsverträge reihen dürfen; endlich wird das Geſetz 
zu beftimmen haben, d) ob und inwieweit die Kartelle ein ungleiches Recht für ihre 
Mitglieder ftatuieren dürfen. 

Gegenüber einzelnen Mißſtänden, hauptfählich unbilliger Preisfegung der Kar- 
telle, gegenüber den Kartellerportprämien und Ähnlichem können Reich und Staat 
durch Eifenbahntarife, durch Zollpolitik und Handelsverträge unter Umftänden 
forrigierend eingreifen. Cine maßvolle, dem Angebot und der Nachfrage weitfichtig 
angepabte richtige Preispolitif der Kartelle können Reich und Staat dadurd fördern, 
daß fie mit Nahdrud darauf hinwirken, alle Preisfegung der Kartelle aus ein- 
feitigen Anordnungen möglichft in zweifeitige Kompromiffe zwiichen den organifierten 
Verkäufern und Käufern zu verwandeln. Dies gilt vor allem aud für die Lohn— 
feftfegungen. 

8. Außerdem hat das Deutſche Reich die Pflicht, fofort eine Änderung der 
Aftiengejeggebung in dem Sinne eintreten zu lafjen, daß die Aftiengefelihaften mit 
75 und mehr Millionen Mark Aktien und Obligationsfapital verpflichtet werden, 
in ihrem Auffichtsrat ein Viertel der Stimmen Perfonen zu übertragen, welche der 
Reichöfanzler und die Landesregierung (je zur Hälfte) als foldhe bezeichnen, daß fie 
geeignet und verpflichtet jeien, die politifhen und wirtfchaftlihen ntereffen von 
Reich und Staat zugleich mit denen der Gefellfihaft wahrzunehmen. Ebenfo find 
von einem Viertel der Direktoren diefelben Eigenfchaften zu fordern. Das Gefek 
bat ferner zu beftimmen, dab dieje Gejellihaften die Hälfte ihres 10% überfteigenden 
Gewinnestan Neih und Staat (je hälftig) abgeben müſſen. Auch auf andere Rechts— 
formen, Korporationen, Privatgeihäfte von gleichem Umfange, welche als Ge— 
Ihäftsunternehmungen erfcheinen, haben diefe Beitimmungen finngemäße Anwendung 
su finden. 

Die erftere hat den Zwed, derartigen Riejeninftituten den Charakter als ge- 
mifchte Unternehmungen mit einem Beiſatz öffentliher Pflichten aufzuprägen, den 
Reichä- und Staatsintereffen, den nationalen Gefamtintereifen eine gewiſſe, aber nicht 
ausfchlaggebende Vertretung in der Leitung dieſer Jnftitute zu fihern und fo in» 
direft monopoliftiihe Mißbräuche und falfhen Machtgebrauch zu hindern reip. 
Ihmwieriger zu machen. Die zweite foll der Geſamtheit einen kleinen Anteil an den 
Gewinnen geben, welche durch ihre Höhe die Bermutung monopoliftiiher Verurfahung 
an fi tragen, Durch beide Bejtimmungen ſoll und wird eine gefunde und zmed- 
mäßige Bergrößerung unjerer Aftiengejellihaften nicht gehindert, wohl aber einer 
truftartigen, rein fpelulativen, monopolijtiihe Zwede verfolgenden Schaffung von 
Riefeninftituten ein gewiffer Zügel angelegt werden. 


Borfigender: Sch fprehe dem Herrn Redner für das Referat unfern 
Dank aus, dem Sie ja felbjt fo lebhaften Ausdrud gegeben haben, und gebe 
nun das Wort Herrn Geh. Kommerzienrat Kirdorf. 
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Geh. KRommerzienrat Kirdorf (Gelfenkichen): Hochgeehrte Verſammlung! 
Menn ih an diefer Stelle erfheine, fo muß ich in erfter Linie eine Be 
richtigung geben, in welcher Eigenfchaft ich erfcheine. Durch die Bekannt— 
gabe Ihrer Tagesordnung ift, wie ich aus der Prefje erfehen und aus viel 
fahen Anfragen beftätigt gefunden habe, die Meinung verbreitet, daß io 
hier nächſt Ihrem hochverehrten Herrn Vorfigenden als zweiter Berichteritatter 
zu der heute zur Tagesordnung ftehenden Frage fpredhen würde. Das it 
nicht der Fall, meine Herren! Wenn ich heute erfcheine und, um heute er- 
fcheinen zu können, als Ihr Mitglied, das ich nicht war, fo folge ich dem 
perfönliden Wunfh Ihres Herren Vorfitenden, dem ich ein hohes Map von 
Hohadtung und Verehrung ſchenke infolge der fahlihen Beurteilung, die 
er dem von mir und meinen Berufögenofjen vertretenen Standpuntt bei 
allen Gelegenheiten, mo diefe Fragen zur Verhandlung ftanden, hat zuteil 
werden lafjen. 

Sch habe ſtets und auf das danfbarfte anerfannt, wie Herr Profefjor 
Schmoller bemüht ift, diefe Frage fachlich zu beurteilen, abweichend von 
vielfahen Beurteilungen, die wir beim redlichſten Willen leider erfahren 
müffen. Ich Habe mich nicht für berechtigt gehalten, diefer Aufforderung 
ein Nein entgegenzufegen, fo ſchwer — das muß ich hier befennen — mir 
au die Zufage geworden ift, denn ich weiß, meine Herren, daß ich bei 
der Mehrzahl der Mitglieder Ihres Vereins für die Auffaffung, Die ich ver- 
trete und die zu vertreten ich mich nad} innerfter Überzeugung für verpflichtet 
halte, fein Verftändnis finde. Nach meiner Auffafjung ftehen wir in Ihrem 
Verein einer voreingenommenen abfälligen Beurteilung gegenüber, und es iſt 
außerordentlich fchwer, wern man weiß, daß man einen fo entgegengefeßten 
Standpunkt hat, dann in fo wichtige Erörterungen, wie fte heute vorliegen, 
einzutreten. 

Ich ftehe auf dem Standpunkt, den bei uns die Arbeitgeber der Grof- 
induftrie einnehmen. Ich ſelbſt und meine engeren Berufsgenoffen find nicht 
Arbeitgeber, fondern ihre BVertreter, die von den Beſitzern der Gefelljchaften, 
die wir leiten, ihr Mandat haben, von der Gefamtzahl der Aktionäre, ver 
treten durch den Aufſichtsrat. So find wir, gerade wie die Beamten unferer 
Geſellſchaft, in gleihem Maße, verfchieden rangiert, Arbeiter desfelben Unter: 
nehmens, und als erfter und verantwortlicher Leiter habe ich im gleicher 
Weife meine Weifungen entgegenzunehmen wie die Arbeiter; deshalb ver- 
langen wir, daß die Ordnung in unferen Betrieben in gleiher Meife auf 
vecht erhalten werde. ch ſelbſt faſſe meine Stellung fo auf, daß, wenn 
meine Auftraggeber mit der Richtung, wie ich fie vertrete, unzufrieden find, 
es meine verfluchte Pfliht und Schuldigfeit ift, zurüdzutreten. Ich weile 
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auch darauf Hin, daß wir in den Unternehmungen eigentlich alle verpflichtet 
find, aud die Intereſſen des Unternehmers zu fördern, jeder nad) dem Maße 
feiner Stellung. Bon dem geringeren Arbeiter wird es felbftverftändlich 
nicht erwartet, auch Sie ftehen ja auf dem Standpunft, daß er nur feine 
Intereſſen zu wahren hat. Wir dagegen find mit höherer Berantwortung 
belaftet. Da dürfen wir doch wohl erwarten, daß bei der Prüfung und 
Beurteilung unjeres Standpunftes und unferer abweichenden Meinungen 
auch einmal gefragt wird: vertreten diefe Leute nicht aus Überzeugung ihren 
Standpunkt, fo daß fie es mit ihrer Pflicht und Ehre nicht verbinden fünnen, 
wenn fie anderd handeln würden? Da fünnte man doch wohl beanfpruden, 
daß man für diefe Haltung, die man einnehmen muß, nicht verächtlich ge— 
madt und befhimpft wird. 
(Bravo!) 

Ich möchte auch auf einen Unterfchied hinweifen: warum haben denn 
in unferen Betrieben nur diejenigen, die Handarbeit leiften, Ihr warmes 
Interefje? Warum ſchätzen Sie denn die Geiftesarbeit fo gering? Nur 
deshalb, weil fie auf gewinnbringendem Gebiete fich betätigt? Gerade in 
Ihren Kreifen, den hervorragenden Vertretern deuticher Wiſſenſchaft, follte 
man doch die Geiftesarbeit nicht fo gering ſchätzen. Oder glauben Sie, daß 
unfere ja an fich bejcheivene Kraft für die Induſtrie überflüffig tft? Nun, 
dann kann fie ja befeitigt werben. 

Diefes, meine Herren, die Erklärung, die Sie mir verzeihen werben! 
Und nun fomme ich zu der Aufgabe, die ich übernommen habe und die nun 
dahin geht, wie Herr Profeſſor Schmoller mir aufgab, auf feine Ihnen 
hier zu machenden Darlegungen zu der vorliegenden Frage meinerjeit3, wie 
er fchrieb, zuftimmend oder entgegentretend, zu antworten. Meine Herren! 
Hatte ich aus grundfäglichen Bedenken gegen Ihren Verein eben nicht die 
Neiqung, hier zu fprechen, fo muß ich jagen, find meine Bedenfen noch ge— 
waltig gewachſen, aber nicht aus diejen Gegenfägen, ſondern als mir Die 
Zeitfäge befannt wurden und ich heute den glänzenden Vortrag des hoch— 
verehrten Herrn Vorfigenden gehört habe. Meine Herren! Einem ſolchen 
Bild, wie auf wifjenjchaftlich-theoretifcher Grundlage ein hervorragender Ge— 
lehrter die Notwendigkeit der Entftehung der Kartelle behandelte, einem folchen 
Mann gegenüber und auf ſolchem Gebiet, wie foll ich, der einfahe Mann 
der Praris, ihm da folgen, der nicht von der wifjenfchaftlichen Seite die 
Kartelle und Syndifate bisher ftubiert hat, fondern, meine Herren, dem ja 
nur die in Ihren Augen viel befcheivenere Aufgabe zugefallen iſt, eines der 
wichtigften und grundlegenden Kartelle mitzufchaffen, mit auszubauen und — 
das darf ich für mich in Anfpruch nehmen — feine Leitung in der Richtung 

Schriften OXVI. — Verhandlungen 1905. 18 


274 Debatte, 


zu halten, daß neben der Erfüllung der Zwede des Syndifats dem allgemeine. 
Staatsinterefje volle Wahrung zuteil wird, 
(Beifall.) 

Meine Herren! Mit dem größten Interefje bin ich den Ausführungen 
Ihres hochverehrten Herrn Borfigenden gefolgt; ih muß jagen, es hätten 
mich dieſe Ausführungen, diefer geiftreihe Blid in die Entwidlung, ir 
die Naturnotwendigfeit der Kartelle, wie fie die wirtfhaftlihe Umgeftaltun: 
gebracht hat, mit höchſter Freude erfüllt, wenn nicht jchließlih aus der 
Folgerungen wieder fo reichliche Bedenfen erwüchſen, die ja um fo jchlimmer 
find, als, nahdem fie aus fo hervorragendem Munde gefallen find und. 
wenn ed dazu fommt, fie in die Praris umzufegen, für meine engeren 
Berufögenofjen leider wieder die fchwere Aufgabe fommt, fie praftifch durd- 
zuführen bezw. mit ihnen überhaupt zu rechnen. Das ift ja der gewaltige Unter: 
ſchied, meine Herren! Ste empfehlen vom Lehrſtuhl herab gejeglihe Maßnahmen. 
wir, die nachher damit arbeiten müfjen, find leiver die einzigen, die die 
Verantwortung tragen müfjen, wenn ein folder Eingriff ins Wirtichafts 
leben vorgenommen wird. Und wenn mir damit Mißerfolg haben, dann 
nimmt feiner von denen, die die Geſetze gemacht oder befürwortet haben, 
die Verantwortung auf ih. Dann find wir die unfähigen Leiter, die die 
uns anvertrauten Betriebe zugrunde gerichtet haben. 

Meine Herren! Ich kann als einfaher Mann der Prari® nur nad 
Maßgabe meiner praftifchen Erfahrungen an Hand der Leitfäte mich über 
einige Punkte äußern und halte mich felbjtverftändlih auch für verpflicte, 
eine Begründung meiner Bedenken zu geben, wenn mir auch die aufer 
ordentlihe Inanſpruchnahme der legten Tage nicht ermögliht bat, mid 
eingehender damit zu bejchäftigen. 

Meine Herren! Ih ſtimme ja dem vollitändig zu, was Herr Prof. 
Scmoller in ebenfo glänzender wie klarer Weife ausgeführt hat, daß durd 
diefe Notwendigkeit der Kartellbildung, die in unfer induftrielles Leben a: 
fommen ift, eine vollftändige Ummälzung der beſtehenden vollswirtfchaftlicen 
Verfaſſung, und ein Gegenfa zu den volfswirtfhaftlihen Idealen, mit 
denen wir feit Jahrhunderten und feit Sahrtaufenden wohl gerechnet haben. 
eingetreten ijt. Meine Herren, da3 kann man ja wohl bedauerlich finden, 
aber trogdem wird man jagen müſſen, daß, wenn folde Notwendigfeiten 
vorliegen, man eben damit reinen muß. Gibt e8 denn einen größeren 
Gegenſatz gegen das deal der perfönlichen Freiheit, mit der wir dod in 
unferen Rulturländern rechnen, als die Richtung, die auh Ihr Verein ver 
tritt, daß aus fozialer Fürforge durch Gefege die freie Arbeitstätigfeit be 
Ihränft und unter Umftänden in erheblichem Maße unterbunden wird ? Sol— 
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ich die glänzende Schilderung, die Herr Profeffor Schmoller gegeben hat 
über die Notwendigkeit der Entjtehung von Kartellen, ald Mann der Praxis 
in ein Wort zufammenfafjen, jo kann ich von den Kartellen, die mir näher 
befannt find, den beiden großen DVerfaufsverbänden der Kohlen- und Eijen- 
induftrie, nur aus voller Überzeugung fagen: es find Kinder der Not; un- 
haltbare wirtfchaftlihe Zuftände haben fie hervorgerufen; fie find gebildet 
worden unter dem Drude der Not unhaltbarer Verhältniſſe. Man hat, wie 
Sie aus der Gefhichte des Kohlenſyndikats willen, ſchon im zweiten Jahre 
des Beitehens anfangen müfjen, gründliche Veränderungen vorzunehmen, weil 
man fi bei der erften Errichtung nad) vielen Richtungen Hin getäufcht hatte. 
Diefer zweiten Anderung ift eine dritte gefolgt, die ja, wie der Herr Beridht- 
eritatter erwähnt hat, eine erhebliche Lücke zeigt, nämlich die der Ungleichheit 
der Rechte. Wir haben geglaubt, an der Hand zehnjähriger Erfahrung etwas 
Glänzendes zu Schaffen, und ich muß doch fagen, daß ich, der ih an der 
Spite ftehe und die Erfahrungen auf das eingehendfte geprüft habe, mir 
nicht verhehlen fann, daß wir einen grundlegenden Fehler begangen haben. 
Es iſt leicht, Kritik zu üben und angebliche oder tatfächliche Mipftände hervor- 
zuheben; aber es iſt außerordentlich ſchwer, ihnen rechtzeitig DOTgUDeNgER und 
den Weg zu gehen, der eben allen Intereſſen entſpricht. 

Meine Herren, in den Leitſätzen des Herren Profeffor Schmoller iſt 
neben der Anerkennung der Notwendigkeit, der Vorteile, der günftigen 
Wirkungen der Syndifate an verfchiedenen Punkten ja auch auf die Schatten- 
feiten hingewieſen worden, auf die Gefahr einer privaten Monopolbildung, 
die Gefahr des Zwanges gegen die Außenfeiter, die Gefahr der Madht- 
fonzentrationen, der Herrfchaft über die Preisbildung. Meine Herren, eine 
gewiſſe Monopolftellung — das hat ja aud der Herr Berichterftatter zu- 
gegeben — iſt notwendig, fonjt erfüllt eben das Syndikat feinen Zwed 
nicht, den Preis zu regeln, wie es die Bebürfnifje ergeben. Aber wird 
denn aus diefen Schattenfeiten der Syndifate nicht eigentlich immer ein 
Schredgefpenft gemaht? Sind es nit vielfadh bloß Schlagworte? Bei 
allen dieſen Erörterungen über Syndifate handelt es fih doch nur um das 
Kohleniyndifat und den Stahlwerfsverband. Ich glaube, die übrigen find 
im allgemeinen von zu geringer Bedeutung; ich habe wenigitens zu wenig 
von ihnen fprechen hören, ich fenne zu wenige von ihnen, um darüber zu 
urteilen. 

a, meine Herren, man hört immer nur diejenigen, die fich bejchweren, 
diejenigen auch, die draußen jtehen; die mit ihren Einrichtungen zufrieden 
find und Vorteil davon haben, pflegen fih nicht zu äußern. Das geht 
überhaupt jo im Leben. Aber, meine Herren, zwifchen einem Brivatmonopol, 
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das ja von vielen Wirtfchaftspolitifern auch in Ihrer Mitte fcharf ver: 
urteilt wird, und einem Staatsmonopol ift doch ein gewaltiger Unterjdie. 
Ein Privatmonopol wird, wenn es mihbraudt wird, nie von langer Dauer 
fein. Das trägt von felbft das Heilmittel in fih. Ein Staatsmonopol abe 
werden Sie, wo Sie es einmal haben, niemal3 wieder los, jelbjt wenn 
e3 die ſchlimmſten wirtjchaftlichen Folgen hat. 

Was den Zwang betrifft, meine Herren, der, wie behauptet wird, aui 
die Außenfeiter ausgeübt wird, — ja, wenn ein ſolches Rundjchreiben, wie 
es Herr Profeſſor Schmoller erwähnte, ergangen ift, jo müßte ich Die Leute, 
die jo etwas fchreiben, aufs entjchiedenfte verurteilen —, fo glaube id, 
faßt man die Sache immer falfh auf, als ob ein Zwang ausgeübt werde, 
während es fo ift, daß man auf alle Weife diejenigen, die der Syndifat:: 
bildung miderftreben, zu überzeugen, zu überreden ſucht, Einfluß auf fir 
auszuüben ſucht, daß fie dem Syndifat beitreten. Sind das, meine Herren, 
mafgebende Faktoren des wirtichaftlihen Lebens, ohne die das Syndikat 
feine Aufgabe nicht erfüllen kann, nun, fo fommt eben das Syndikat nid: 
zuftande. Als wir das Kohlenfyndifat gründeten, fagten wir zu den Wider 
ftrebenden: Wenn ihr nicht beitretet, machen wir es auch nicht; wir haben 
fie vor die Entſcheidung geftellt, mitzutun oder die Syndifatsbildung un— 
möglich zu machen. 

Meine Herren! Aus der Gegnerfchaft gegen die Syndikate entmideli 
fih eine hochgradige Sympathie gegen die Außenjtehenden, und das find 
doch diejenigen eigentlich, die in der ſchlaueſten Weiſe fi die ganzen Vor: 
teile des Syndikats verfhaffen (fehr ritig!), ohne an den Laften teil: 
zunehmen. Iſt das nun ein loyaler und lobensmwerter Zug, meine Herren, 
‚ oder niht? Das werden Sie wohl zugeben, daß e8 immer ein hod- 
zuhaltender Zug ift, daß wirtſchaftliche Verbände, Induſtrien gleicher Art 
auch gemeinfam für ihre Intereſſen einftehen. 

(Beifall.) 

Meine Herren! Dann ift die Machtlonzentration, die durch die Syn 
difate entiteht, al3 eine große Gefahr hingeftellt worden. Auf der andem 
Seite aber iſt ja von Herrn Profeſſor Schmoller richtig hervorgehoben 
worden, daß die Syndifate gerade die ganz großen Bildungen, die Truits, 
eher verhindern als fördern, und in den Syndifaten jelbft, meine Herren. 
liegt doch eine Machtlonzentration nit. Wenn fie wirtfchaftlic ihre Macht 
durh ihr Monopol ausüben, fo reguliert fi, wie fhon gefagt, ein Mit: 
braud von jelbft. Wie fie aber fonft eine Macht ausüben jollen, iſt mir 
unverftändlih. Wenn es ald Gefahr bezeichnet wurde, wie es feinerzeit in 
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Hußerungen der Regierung gefchah, die in der Begründung für den Ankauf 
3er Hibernia mitgeteilt wurden, daß die Induſtrien fich vereinigen, größere 
Zufammenballungen vornehmen, fo fann es, meine Herren, eine Gefahr in 
olitifcher Beziehung doch nicht fein; denn ich fenne feine Klaſſe im bürger- 
ichen Leben unſeres Staates, die von geringerem politifchen Einfluß ift als 
yie Induſtrie. 

(Zurufe: Leider! — Heiterkeit.) 
Wir haben doch leider, meine Herren, gar nichts zu jagen. Wie häufig ift 
yie Aufforderung an die leitenden Perfonen der Induftrie, auch an meine 
Berfon, ergangen: Sie find verpflichtet, eine Bertretung im Parlament zu 
ibernehmen. a, meine Herren, in den Reichstag wählt mich fein Menſch 
große Heiterkeit), und um in den Yandtagen, wo mir ja von Parteien, die 
nöglicherweife die Mehrheit befommen hätten, einmal ein Mandat angeboten 
vorden ift, überhaupt etwas zu leiften, ift man verpflichtet, einer Partei 
jeizutreten, der man aus innerfter Überzeugung nicht beitreten kann. Ich 
püßte mwenigftens feine Partei in unferen Parlamenten, ver ich beitreten 
Önnte. 

(Heiterfeit.) 

Dean wäre alfo wirkungslos. Außerdem ftehe ich aber auch auf dem Stand— 
yuntt: man fann nie im Leben zwei Herren dienen, und ein bezahlter 
Arbeiter, wie ich es bin, ift verpflichtet, feine Aufgabe zu erfüllen und die 
Interefjen der Gejellfchaft zu wahren. ch möchte aber einmal fehen, wie 
ch eine große Gefellfchaft leiten follte, troßdem ich gleichberechtigte und 
jleichwertige Kollegen zur Seite habe — wir find eine folleftive Direktion, 
ch habe abjolut feine übergeordnete Stellung in ihr —, mie ich meiner 
Hufgabe gerecht werden follte, wenn ich das halbe Jahr mit anderen beruf: 
ichen Ehrenpflichten zu tun hätte. 

Meine Herren, die Herrfchaft über die Preisbildung wird vielfach über- 
hätt, und die Gefahr wird größer gefchildert, als fie tatfählih ift. Denn 
ch fomme immer wieder darauf zurüd: man jchädigt ſonſt die eigenen In— 
ereffen. Die Preisherrihaft fann fih nur auf einen befchränften Kreis er- 
treden. 3.3. für die Kohlen fann doch die Preisvorfchrift des Syndifats 
rur für einen ganz beftimmten Bezirk, für das fog. natürlihe Abſatzgebiet 
virkſam fein. Sowie die Preisftellung ungefund wird und nit den all- 
zemeinen wirtſchaftlichen Verhältniffen, namentlich auch gegenüber dem Aus- 
ande, entjpricht, verringert fich diefer Kreis, und die Peripherie, an der 
ofort der Kampf mit der ausländischen Erzeugung beginnt, rüdt immer 
säher. Man würde fich aljo ing eigene Fleiſch fchneiden, wenn man zwar 
wf dem Papier einen höheren Preis hätte, aber durch die minderen Preiſe, 
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die nach der anderen Richtung hin erzielt werden, im Durdfchnitt ein un- 
günjtigeres Nefultat hätte. 

Meine Herren, ich meine, man müßte allen diefen Gebilden, die ſich 
ja aus einer wirtſchaftlichen Notwendigkeit heraus gebildet haben, eine ae 
wifje Zeit der Entwidlung lafjen. Ste haben gejehen, daß felbft ein zehn: 
jähriger Zeitraum — jeßt find es fogar zwölf Jahre —, wie ihn das 
Kohlenfyndikat durchgemacht hat, nah dem Urteil der eigenen Mitarbeiter 
noch immer nicht die genügende Erfahrung bietet, um nun ftet3 und für 
alles die richtige Form zu finden. ch meine, man muß prüfen, wo der 
wirtfchaftliche Worteil für das Ganze liegt, und da fann man wohl feinen 
Zweifel haben, wenn man den Blid zurüd richtet auf den Zuftand, der vor 
der Bildung des Kohlenfyndifats beitanden hat. Da fann ih nun dem 
Herrn Profeſſor Schmoller nicht zugeben, dab feit den fechziger und ſieb— 
ziger Jahren dur den Einfluß des Syndifats die Preife gewaltig geftiegen 
wären und fich fogar verdoppelt hätten. ch behaupte dad Gegenteil. Die 
großen Schwankungen, die es früher infolge der wirtfchaftlihen Bewegung 
gab, find vermieden worden, und die gleihmäßigere Preislage tit faft genau 
in gleihem Verhältnis den Arbeitern zugute gefommen, alſo der Klaffe, der 
Sie ja in erfter Linie Ihre Fürforge weihen, und grundfäglich ftehe ich da 
mit Ihnen in voller Übereinftimmung, nur find wir über die Wege nicht 
einig. Sch habe hier eine Preisftatiftif, die ich als zuverläffig beftätigen 
fann, weil fie von meiner Geſellſchaft herrührt, an deren Spitze ich jeit 
Anfang ftehe. Wenn Sie diefe Statiftit verfolgen, meine Herren — das 
Entftehungsjahr ift 1873, frühere Angaben habe ih nicht —, jo werben 
Cie eine Preisbewegung finden von 15,19 Mi. im Jahre 1873 bis zum 
Jahre 1888 von 5,71 ME., der durchfchnittlich erzielte Erlös für den Ver— 
fauf der Kohlen der Gefellfihaft. Im Fahre 1893 hat ſich diefer Preis auf 
6,91 ME. geftelt, im lebten Jahre war er 9,33 ME. Ich habe Ihnen 
hier eine graphifche Tabelle aufgeftellt, die die Bewegung der Löhne und 
Preife darftellt und ihre Schwanfungen. Und wenn id da darauf hin- 
mweifen darf, wie diefe Linien eine gewiffe Übereinjtimmung zeigen, wie un- 
mweigerlich die Löhne zurüdgehen, wenn die Preisbildung fi zu weit nad 
unten bewegt, fo wird man mir zugeben, daß auch für die Arbeiterfchait 
der Vorteil des Syndifats klar zutage liegt. 

Meine Herren! Es ift dann von Herrn Profefjor Schmoller in jeinen 
Ausführungen au bei der Anerkennung der Kartelle und des Vorzugs der 
Verfaufsverbände, wie ich fie nennen mödte, darauf hingewiefen worden, 
wie dem die Gefahren der Bildung der großen Aftiengefellihaften gegenüber- 
itehen, und fchließlich gipfelten ja feine Ausführungen hauptſächlich darin, 
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diefen Gefahren zu begegnen. Da möchte ih, meine Herren, darauf hin- 
meifen, was ja auch aus Syndifatsfreifen zugegeben worden ift, daß in der 
Tat größere induftriele Berfchmelzungen durch die Syndifate gefördert 
werden. In einem gewiflen Umfang gebe ich das zu. Das tritt ja überall 
da ein, wo jchmwächere Glieder vorhanden find, die natürlich Die Neigung 
haben, die durch die Syndifatsbildung gebotene günjtige Gelegenheit zur 
Verwertung ihrer Betriebe zu benugen. Die Verwertung liegt eben in der 
Beteiligung, die jedes Mitglied hat, und felbft das Werk, das fein lohnendes 
Erträgnis hat, ift für ein anderes Syndifatsmitglied immer nod etwas 
wert der Beteiligung halber. Sch bin aber der Anficht, meine Herren, wenn 
die Syndifate nicht eriftierten, würden diefe WVerfchmelzungen meines Er- 
achtens in noch größerem Umfang ftattgefunden haben, ſoweit eben die nicht 
leiftungsfähigen Betriebe unter dem Drud des mwirtfchaftlichen Kampfes nicht 
zugrunde gegangen wären. Meine Herren, unfere ganze wirtjchaftliche Zage 
drängt mit Notwendigleit auf die Schaffung gemifchter Betriebe und des— 
halb auch größerer Betriebe, ch glaube, das muß doch jeder einjehen, daß 
ein wirtfchaftliches Unternehmen, das vom Rohftoff an bis zum Fertig— 
fabrifat die Preisbildung für fich vollftändig in der Hand hat, eine gewiſſe 
Überlegenheit befißt, abgefehen von den technifchen Vorteilen. Die Über- 
legenheit Englands beruht ja in der Vereinigung der Lagerſtätten von Erzen 
und Kohlen. Dieje günftige Lage haben wir in Deutjchland nirgends; aber 
fie fann doch zum Teil dadurch erreicht werden, daß die Fabrikationsſtelle 
an die Stelle der Kohlen oder an die Stelle der Erze gelegt wird. Meine 
Herren, vom faufmännifchen Gefihtspunfte aus ift die Überlegenheit doch 
fhon dadurch zu erklären, daß dieſe gemifchten Betriebe für ihre Fertig— 
fabrifate jederzeit noch Abfchlüffe annehmen können zu Breifen, die eben 
mandem eine zu große Gefahr bieten; denn demjenigen, der alle Vor— 
produfte in Händen hat, fann es ganz egal fein, woran er verdient, wenn 
er nur etwas verdient. Diefer mwirtjchaftlichen Richtung entgegenzuftreben, 
würde einfach zur Folge haben, daß mir gegen das Ausland wirrtſchaftlich 
rüdftändig werden. 

Meine Herren, wir find nur Arbeitgebervertreter: Ich fenne in unferen 
Kreifen feinen einzigen, der ala Alleinbefiger anzufehen wäre in der Art, 
wie die Verhältniffe in Amerika find, wo gewaltige Kapitalien von einer 
Perfon beherrfht werden. Auch die vielgenannten Herren Thyffen und 
Stinnes find immer abhängig von dem Votum derjenigen, die mit ihnen in 
der Leitung der betreffenden Betriebe find. Meine engeren Berufsgenofjen 
und ich müſſen bei den Abftimmungen immer die Frage vor Augen haben: 
fann dabei unfer Unternehmen nod gedeihen? können die Erwartungen er: 
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füllt werden, die die Beteiligten an unfere Arbeit und an das Ergebnis 
des Unternehmens jtellen? Die ſchwachen Betriebe werben deshalb ge- 
zwungen jein, für eine höhere Preisjtelung in den Syndifaten einzutreten. 
Gibt man ihnen nit nah, fo wird den Syndifaten, wie das fchon ae 
fchehen ift, der Vorwurf gemacht: Ihr vernichtet die kleinen Betriebe. 
Werden fie ihrer Beteiligung wegen noch aufgekauft, jo daß die Beteiligten 
wenigftens Geld kriegen, dann find wir die frivolen Urheber des Stilllegen: 
von Zehen, die die Gemeinden und die Arbeiter ſchädigen. Wergeblid 
haben wir darauf hingewieſen, daß die Arbeiter nicht gefhädigt werden 
fönnen, daß fie bereitwilligft überall aufgenommen merden, wie ja über 
haupt bei ung nur eine Nachfrage nach Arbeitern und fein Angebot von 
Arbeitern ift. 

Ih möchte Ihnen nun ein Beifpiel vor Augen führen, um zu zeigen, 
daß die Kritik leicht, das Befjermahen aber ungeheuer ſchwer if. Wie 
würden Sie in diefem Falle handeln, wenn Sie heute vor der Entfcheiduna 
ftehen, eine Zeche mit 120000 t Förderung aufzunehmen — und der Fall 
liegt bei ung im Kohblenfyndifat vor — ? Wir haben uns gejagt, die ganı 
Heinen Betriebe fönnen wir nidht aufnehmen. 120000 t ift die Grenze. 
Nun fagt die Zeche: ich will aufgenommen fein, ich fann 120000 t leiſten. 
Lehnen wir nun die Aufnahme ab, fo werden Sie fagen: die Zeche ent- 
ſpricht allen Vorbedingungen und trogdem find diefe großen Gefelljchaften 
jo rüdfichtslos, nein zu jagen. Wenn wir fie aber aufnehmen, fo Bin id 
fejt überzeugt, nächſte Woche ift das Ding verkauft und die Zeche ftillgeleat. 
Die Befiger wollen dann die Beteiligung, die fie befommen, verwerten. 
Wir haben nun einen Ummeg gewählt, meine Herren, und den Boritand 
ermächtigt, die Zeche aufzunehmen unter der Bedingung, daß feitgelegt wird: 
Die Beteiligung muß dauernd auf der Zeche geleiftet werden. Sa, meine 
Herren, wie wollen Sie das aber rechtlih durchführen? Wenn die Zeche 
von einem anderen Mitglied gekauft wird bezw. wenn fie alle Mittel an- 
wendet, um gefauft zu werden, jo jteht im Vertrag: der Befiter fann die 
Beteiligung feiner Zeche al8 ein Ganzes rechnen. Wie fönnen Site nun 
jegt diefem Mitglied, wenn Sie es aufgenommen haben, rechtlih eine Aus- 
nahmeftellung aufzwingen ? Sie fehen alfo, daß es Fragen gibt, die jehr 
ſchwer zu löfen find, vor allem für uns, die wir nachher dann den öffent: 
lihen Vorwurf zu tragen haben. 

Meine Herren, Herr Profefjor Schmoller hat auch darauf hingewieſen, 
daß dur die Umgejftaltungen, die wir vornehmen, dad Händlertum ganz 
bejeitigt werde. In den Leitſätzen fteht: „Der Großhandel, früher ver 
Herrſcher der erzeugenden Gewerbe, wird ihr Diener.“ a, meine Herren, 
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ih empfinde es mit, daß es ein ſchwerer Schlag für den Großhandel tft, 
daß diefes Herrfchertum ihm genommen wird. Iſt es denn aber berechtigt, 
daß die Induſtrie, die doch tatſächlich die Grundlage für unfere ganze wirt- 
Ihaftlihe Entwidlung, für das Aufblühen des deutſchen Wirtichaftslebens 
ift, der Knecht der Händler ift? Daß fie, meine Herren, aus eigenen Kräften 
fih aus diefer Lage herausgehoben hat, möchte doch wohl eine billige Be- 
urteilung finden, und wenn fie nicht fofort und nad) allen Richtungen den 
rihtigen Weg gefunden bat, jo dürfte das doch mohl entfchuldbar fein. 
Daß viele Miderfprüche, viele Klagen und Befchwerden von allen Seiten 
vorhanden waren, tft uns vecht wohl befannt, und Sie dürfen ficher fein, 
feine Beſchwerde hat ein taubes Ohr gefunden. Wir waren bemüht, ihnen 
abzuhelfen. Daß die Beichwerden vielfach kamen, iſt flar. Yahrzehntelang 
ftand an den Eingangstüren mander Kontore der Hauptabnehmer der Kohlen, 
der Eifeninduftrie: „Der Eintritt ift den Kohlen und Schmierölreifenden 
verboten.” War das ein berechtigter Zuftand ? 

Daß bei ſolchen Zuſammenſchließungen immer ein Gefühl des Zwanges 
unangenehm empfunden wird, liegt nun einmal in der Natur der Sadıe. 
Meine Herren, ich fann fonftatieren, daß längft vor der Gründung bes 
Stahlwerksverbandes dieſe Klagen in der großen Eifeninduftrie verfhwunden 
waren und daß wir auf ein außerordentlich befriedigendes Handinhandarbeiten 
binmweifen fonnten. Das Verhältnis des Kohlenfyndifats zum Stahlwerks— 
verband mweift gerade darauf hin, daß, wie Herr Profeſſor Schmoller ganz 
richtig ausführte, die Verftändigung zwifchen den Kartellen den Weg zeigt, 
um zu einer richtigen Preisbildung zu fommen. Wenn deshalb die Klagen 
der weiterverarbeitenden Induſtrie, der Fabrifatinduftrie, namentlich beim 
Eifen, bei den reinen Walzwerfen nicht verjtummen, jo fann ihnen immer 
wieder der Rat gegeben werden: fchreitet zu den felben Verbänden! Dann 
wird die Heilung fommen, dann wird auch das Beſtehen der reinen Walz- 
werke noch lange möglich fein; ohne Verband, glaube ich, werden jie viel 
jchneller ein Opfer der wirtichaftlihen Umgeftaltung werden. 

Dann möchte ich an diefer Stelle zu dem von Herrn Profefjor Schmoller 
auch angeführten Mifftande der Kartellerportprämien ein Wort fagen. Wir 
haben da leider die große Ungefchiclichkeit begangen, einen falſchen Ausdruck 
zu wählen. Wenn wir den Ausdrud „Ausfuhrvergütungen” nicht gewählt 
hätten, jo würde man fich über die Sade nie fo ereifert haben, da dieje 
Vergütungen abfolut nicht mit den Ausfuhrprämien der Zuderinduftrie in 
Parallele geftellt werden fünnen. Diefe Ausfuhrvergütungen bejtehen darin, 
daß wir fuchen, der Fahritatinduftrie, die ausführen muß — und das ijt 
eine gefunde Ausfuhr —, ihr Nohmaterial billig zu verfchaffen. Wir find 
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nah unferen Satzungen und Beitimmungen gezwungen, in dem natürlichen 
Abfatgebiet einen einheitlichen Preis zu ftellen. Wir jagen nun: wenn ihr 
Fertigfabrilate ausführt, jo find wir gern bereit, für diefen Teil unferer 
Fabrifation einen billigeren Kohlenpreis, einen billigeren Roheifenpreis zu 
berechnen, und das findet in der Form einer Rüdvergütung ftatt, von Ber- 
band zu Verband gerechnet und durch die Verbände überwadt. Ich glaube, 
daß das eine höchſt günftige Einwirkung auf unfere einheimifche Arbeits- 
tätigfeit ausübt, und ftatt zu verurteilen, jollte man es als einen Vorteil 
der Verbände anfehen. 

Meine Herren, ih will mi nicht zu weit in Einzelheiten verlieren, 
da ich nicht in fo interefjanter und durchſichtiger Weife wie Ihr hoch— 
verehrter Herr Borfibender ein Bild entwideln, fondern nur einige Er- 
fahrungen aus der Praris Ihnen vorführen fann. Jh möchte nur noch um 
die Erlaubnis bitten, den Standpunft der Induſtrie, mwenigftens meiner 
Induftrie, und meinen Standpunkt zur Arbeiterfrage kurz zu beleuchten, 
wenn ich auch grundfäglich auf dem Standpunft ftehe, daß diefe Frage mit 
der Kartellfrage nicht das geringfte zu tun bat. 

Meine Herren! Herr Profefjor Schmoller jagt dann in feinen Leit— 
fägen unter anderem auch, daß das Geſetz gewiſſe Grenzbeftimmungen zu 
geben habe, bis wohin die Kartelle die öffentlihen Gerichte ausſchließen 
dürfen. Ich glaube, daß man im großen und ganzen dagegen faum Be- 
denten hat, die Ausſchließung dient mehr zur Erleichterung der Verftändigung 
über innere Fragen. Es wird im Kohlenfyndifat, wenn man in grundjäß- 
lichen Fragen über die Auslegung des Vertrags uneinig ift, im Einverftändnis 
beider Parteien — die Praris haben wir wiederholt geübt — vereinbart: 
Wir fehen von einem Sciedsgeriht ab und wollen lieber den ordentlichen 
Rechtsweg bejchreiten, ſchon um eine endgültige Entfheidung über die Aus- 
legung des Vertrags zu befommen. Db das nun durch Geſetz fejtgelegt 
werden ſoll oder nicht, erfcheint mir unerheblich ; ich alaube, damit niemand 
ein Unrecht geſchieht, wird man in grundfäglichen Fragen nicht durch Schieds- 
gerichte entjcheiden lafjen, fondern durd ein ordentliches Gericht. 

Was dann die Strafgewalt betrifft, jo ſcheint man vielfach der Meinung 
zu fein, daß das ein Boykott wäre. Das Kohlenſyndikat hat bisher, und 
jo geht e8 wohl auch dem Stahlwerfsverband, immer nod mit einzelnen 
Außenjtehenden rechnen müſſen, die alle Vorteile des Syndikats für fi in 
Anfprud nehmen, aber an demjelben nicht teilnehmen wollen. Augenblid- 
lich ift e8 ja nur der Fiskus. Aber, meine Herren, es ift ein alter Grundfag 
im faufmännifchen Leben, daß man demjenigen Abnehmer, der den ganzen 
Bedarf bei einem fauft, immer einen Vorzugspreis gegenüber dem gibt, der 
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nur einen Teil nimmt. Deshalb zahlt nach diefem alten Grundfaß der— 
jenige, der nicht den ganzen Bedarf nimmt, 50 Pfennig mehr. Das wird 
aber durchaus nicht überall angewandt. In den Örenzgebieten, im Gebiet 
der Saar, wo man weiß, die Leute find durch ihre ganze Lage an andere 
Kohlen geradezu gebunden, fehen mir meift davon ab, weil es vielfach in 
der Natur der Betriebe liegt, daß fie neben Saarkohlen Ruhrkohlen gebrauchen 
müſſen. Auch hier wird dem Kind ein fchlimmerer Name gegeben, als es 
verdient. 

Dann heißt es hier weiter: „Ob und inwieweit die Kartelle ein un— 
gleiches Recht für ihre Mitglieder ſtatuieren dürfen.“ Dann wird ſeitens 
des Herrn Profeſſor Schmoller auf Beſtimmungen des Kohlenſyndikats hin— 
gewieſen, die ich ſelbſt als einen Fehler bezeichnet habe, den ich aber heute 
noch innerhalb des Vertrags nicht gut zu machen wüßte, und ich kann nicht 
ſagen, daß hierin gegen den Grundſatz verfehlt iſt: gleiches Recht für alle. 
In dem neuen Syndikatsverband iſt auf Drängen der ſchwächeren Mit— 
glieder — das ſind namentlich die Ruhrzechen, bei denen der Selbſtverbrauch 
für ihren eigenen Zechenbetrieb einen hohen Prozentſatz ausmacht, weil fie 
ihren gefamten Dampf mit Kohlen erzeugen müfjen, während die Fettfohlen- 
werfe das bei der Koferei gewonnene Gas für diefe Zmede ausnugen — 
der Selbjtverbraud ausgefchloffen und frei. Das ift der allgemein gültige 
Grundfaß, und nun mußten wir die Hüttenzechen hereinnehmen, alfo ihnen 
das gleiche Recht einräumen. Das fchafft nad anderer Seite ja eine Lücke, 
die, wie ich hoffe, ſich ausfüllen läßt. 

Herr Profeſſor Schmoller hat unfere Stellung zur Hiberniafrage ala 
einen großen Fehler bezeichnet. Meine Herren, ich muß darüber wie über 
alle diefe Fragen, die die Regierung betreffen, mit Stillſchweigen hinweg— 
gehen, da leider meine Amtspflicht mir nicht geftattet, meine offene Meinung 
hier auszufprechen, wie ich das gern täte. 

(Heiterfeit.) 
Ich befürchte fonjt, gerade zu der jegigen Zeit, mir dadurch den Vorwurf 
zuzuziehen, daß ich Kreiſe geftört hätte, die doch auch Ihnen vielleiht nachher 
Befriedigung geben würden, indem Verftändigungen erzielt werden. ch 
möchte nur eines jagen: Mein Borfchlag, den ich fchon bei den Verhand— 
lungen im VBorvorjahre dem Fiskus gemacht habe wegen Betritts zum Kohlen- 
ſyndikat, alfo das Angebot des Vetorechts, ift doch nicht jo findlicher Art, 
wie Herr Profeſſor Schmoller meint. Er meinte, ein Vetoreht gegen Preis— 
erhöhungen habe feinen Zwed; es müſſe ein Recht auf Preisherabjegungen 
jein. Nun, meine Herren, das ift es ja, man fann nad den Einrichtungen 
des Syndikats durch ein Vetorecht ebenfogut die Herabfetung erzielen wie 
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die Herauffegung verhindern. Denn der Preis wird aljährlih neu feit- 
geftellt: und wenn die Berfammlung befchließen will, diefelben Preiſe für 
das Jahr 1906 beftehen zu lafjen, nad denen der Borftand fi zu richten 
bat und auf welchen er jeine ganzen weiteren Maßnahmen aufbauen fol, 
fo fann das Mitglied, das ein Vetorecht hat, dagegen Einſpruch erheben 
und fann durchſetzen, daß der Preis herabgefegt wird. So war mein Ge 
danke. Er ift aber nicht praftifch geworden, der Fiskus hat ihm nicht an- 
genommen; ich hätte es an feiner Stelle auch nicht getan. 
(Große Heiterkeit.) 

In Punkt 7 der Thefen ift noch der Vorſchlag enthalten, gewiſſe Ge- 
fege gegen die Syndifate in Ausficht zu nehmen. Vom Standpunkte dei 
Praris aus glaube ich, daß mit den gejeglichen Maßnahmen abfolut nichts 
Praktiſches zu Schaffen iſt. Ich glaube nicht, daß der Zwed erreicht wird, 
den der Herr Berichterftatter im Auge hat, wie ih das an einigen Punkten 
ja ſchon beleuchtet habe. 

Ich fomme nun zu Punkt 8, zu den Vorfchlägen, größere Ber: 
ſchmelzungen der großinduftriellen Gebilde zu verhindern. Someit ich dieſe 
Vorſchläge hier habe überfehen können, muß ich meine perfönlide Anficht 
dahin ausfprechen: meine Herren, da ift mir das Staatömonopol lieber. 

(Sehr wahr!) 

Ich glaube, meine Herren, daß die freie wirtjchaftlihe Tätigkeit, die 
unfere Induſtrie jo Hoch gebracht hat, vollftändig unterbunden wird, wenn 
Sie die Betriebe auf diefe Weife unter Staatöfontrolle jtelen. Meine 
Herren!f Wir maden bei uns in Preußen — ih weiß nit, ob es ın 
andern Teilen unferes Vaterlandes auch fo ijt — die Erfahrung, daß die 
Geſetze der Gemwerbeaufficht, der Bergpolizei in unferm Bergbau ſehr fcharf 
gehandhabt werden. Niemals kann es in Preußen heißen, die Geſetze jtehen 
nur auf dem Papier. Einzelne Beamte gehen mit einer Schärfe vor, daß 
man ſchon Häufig gejagt hat: Unter diefer büreaufratifhen Aufficht ift 
furdtbar ſchwer zu arbeiten. Bedauern muß man namentlich die ver 
antwortliden Beamten, die ja für jedes Verfehlen gegen die berapolizeilichen 
Verordnungen fofort und zwar mit den fchlimmften Beftrafungen betroffen 
werden. Dieje Unzahl von bergpolizeilichen Verordnungen, die fo büreau- 
fratifch gehandhabt werben, iſt ſchon ein erfchwerendes Hemmnis und jchuld 
daran, wenn unfere Induſtrie hart gegen die ausländische zu fämpfen hat. 
Ih fenne die amerikanischen Berhältnifje nicht; aber nach dem, was ich von 
meinen Freunden gehört habe, muß ich annehmen, daß dort völlige Freiheit 
von jeglicher Aufficht vorhanden ift, und wenn ich das auch nicht billigen 
fann und namentlih vom Standpunkt der Sorge für die Sicherheit der 
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Arbeiter eine gewiſſe Auffiht anerkennen muß, fo ift doch die bei uns 
geübte ein großes Hemmnis und eine Beengung der freien wirtfchaftlichen 
Tätigfeit. 

Wenn ich mir nun denke, daß wir fo büreaufratifch handelnde Staats- 
beamte in unfere Betriebe ald mitratend und -tatend hereinbefommen follten, 
dann möchte ich wenigſtens auf die Tätigfeit, die ich heute ausübe, ver: 
zichten. Will man ihnen mit 250 Vertretung im Auffichtsrat eine Ent- 
jcheidung nur dann geben, wenn fie noch weitere 25 oder 26 der übrigen 
Mitglieder auf ihre Seite bringen, dann, meine Herren, find fie im Auf: 
ſichtsrat von fehr wenig Einfluß und werden faft immer überftimmt werben. 
Es können ja bei den hervorragenden Eigenfchaften unferer Staatsbeamten 
mande jein, die ſehr günftig und wohltätig wirken, die meiften aber werben 
fih von der Aufgabe beeinflufjen lafien, daß fie eben Auffichtsorgane fein 
follen, die jedes angebliche Übermaß oder Überfchreiten der wirtfchaftlich zu- 
läffigen Grenzen verhindern follen. Ein praftifches Zufammenarbeiten Tann 
ih mir auf diefem Weg nah Mafgabe meiner bisherigen Erfahrungen und 
Anschauungen nicht denken. 

Meine Herren! Wenn nun hier wieder — und leider ift diefer Glaube 
fehr verbreitet — hervorgehoben wurde, etwas Ahnliches wäre ſchon vor: 
handen, denn die Großbanfen, die Großfinanz beherrfchten ja unfere Jnduftrie 
vollftändig, fo beftreite ich das an diefer Stelle auf das entjchiedenite. 
Niemals ift ver Einfluß der Großbanken in der Großinduftrie Rheinlands und 
Mejtfalens fo gering geweſen, wie er zur Zeit ift. 

(Hört! hört!) 
Man kann heute, wollte man ein folches Wort anwenden, im ©egenteil 
fagen: Die Großbanken buhlen um das Wohlwollen der Jnduftrie, aber 
nicht etwa umgekehrt. 

(Sehr wahr!) 
Und, meine Herren, das muß ich richtig ſtellen: Wenn Herrn Thyffen das 
Mort zugefhoben wird „ic wähle mir ſelber“ — wenn er ed fo aus- 
geſprochen hat, dann hat er e3 ficher nicht gefagt. 

(Große Heiterfeit.) 

Nun gejtatten Sie mir no, mit einigen Ausführungen auf die Stellung 
unferer Induſtrie zur Arbeiterfrage zu kommen. Die Sade hätte ja, fo 
viel ich gelefen habe, mehr zu dem geftrigen Thema gehört. Ich Fonnte 
aber geftern unmöglich hier fein, ich fonnte wegen wichtiger Verhandlungen 
erſt mit dem Nachtzuge nad hier kommen. Ich fagte vorhin ſchon, daß die 
Arbeiter- und Lohnfragen mit den Kartellen an ſich auch nicht das Geringite 
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zu tun haben. Was man hier von den Kartellen verlangt, ift mit Deren 
Natur und Aufgabe gänzlich unvereinbar. Unfere Syndifate — oder wie 
ih fie nenne: Verkaufsverbände — haben allein die Aufgabe, gejchlofjen 
den Verlauf für die in ihnen vereinigte Induſtrie zu bewerfitelligen ; jte 
haben rechtlich den Mitgliedern der Induſtrie gegenüber die Stellung des 
alleinigen Abnehmers, des Händlers, der die ganzen Produkte kauft. Natürlich 
müfjen fie gewiſſe Rechte haben, die aber wieder dur die Mehrheit der 
Beteiligten in vollftändig demofratifcher Verfaſſung, wie das richtig aus— 
geführt worden ift, beftimmt werden; fie müflen ein Mittel haben, injofern 
die Betriebe zu beeinflufien, als fie eine gemwifje Regelung der Erzeugung 
vornehmen fönnen, denn font können fie ja ihre Aufgabe nicht löfen. Geben 
Sie den Kartellen das Recht der Eingriffe in die Betriebe, in die technifchen 
Verhältnifje und in einen Hauptfaktor des Betriebes, die Arbeits- und Lohn- 
verhältniffe, jo fommen Sie unmeigerlih zum Truft. Ein anderes gibt 


ed nicht. 
(Sehr richtig!) 
In dem Moment, wo Sie die Syndifate hierbei mitſprechen lajjen, wird 
jedes beteiligte Mitglied jagen: gut, wenn du über meine ganzen Berhältniffe 
verfügen willft, dann mußt du auch einen Ertrag garantieren! oder, wenn 
das Eyndifat das nicht fann, dann jagt der Betreffende: gut, dann faufe 
mir das ab, was ich befige! Meine Herren! Weder die Vorftände der 
Gewerkſchaften noch die Vorftände der Aftiengejellichaften fünnten einem 
ſolchen Syndifat beitreten; denn jie haben die Verantwortung, auf ihnen 
ruht die Verantwortung, daß fie die Betriebe leiten und zwar fo leiten, daf 
fie Erträge bringen; denn das iſt doch der Zwed der Induſtrie und des 
Gewerbes. Will ich aber das ganze Berfügungsrecht über ein Unternehmen, 
das ich zu leiten habe, in andere Hände geben, fo verlegte ich meine Pflicht, 
und deshalb kann niemand das annehmen, oder, wie gejagt, ein gewiſſer 
Ertrag muß garantiert werden. Nun, meine Herren, habe ich ſchon darauf 
hingewieſen, wie gerade die ſchwächeren Betriebe nad ihren ganzen Ver: 
hältnifjen an die Preisjtellung gebunden find. Wollte man den ſchwächeren 
Betrieben die Löhne vorjchreiben, fo würde einfach verlangt werden: Nun 
auch die entfprechende Preisitelung! Damit füme man auf eine ſehr aeführ- 
lihe Bahn. Praktiſch it eben die Sache undurdführbar. Wollen Sie den 
Kartellen diefe Lohnfrage mit aufbürden, fo fommen Sie unweigerlich zum 
Truft, und da find Sie dod wohl einig, daß es beſſer ift, die Kartelle zu 
erhalten. 
(Lebhafter Widerfprud.) 

Die Herren wünſchen alfo den Truft? Darüber möchte ich kein abfchließen- 
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des Urteil fällen. ch glaube, daß es richtiger ift, dem Zwang, den die 
Verhältniſſe auf uns ausüben, langjam zu folgen. ch habe ſchon darauf 
hingemwiefen: gemifchte Betriebe find durch unfere ganzen mwirtichaftlichen 
Berhältnifje bedingt und werden ſich weiter bilden. Davon bin ich feft 
überzeugt. Aber ob fie ſich zu Trufts auswachſen, müßte ich heute nicht 
zu jagen. Offen gejtanden, mein Geſchmack wäre es nidt. Warum foll 
man fich alfo nicht vorläufig mit dem Mittel der Kartelle aushelfen? Ob 
es jpäter zu Truſts fommt, diefe Frage möchte ich offen laffen. Ich würde 
fie an feiner Stelle entfchievden bejahen. Das muß man der wirtfcaftlichen 
Entwidlung überlaffen. Sie wird aber bei uns die Wege vermeiden, die 
in Amerifa doch wahrhaftig nicht zu preifen find und nit zur Nahahmung 
anfpornen. Meine Herren! Der Herr Berichterjtatter hat ja fchon darauf 
bingewiefen, und ich glaube, darin fteht doch unfere Induſtrie etwas höher, 
ſolche Überbildungen, ſolche Überfapitalifierungen, wie fie dort ftattgefunden 
Haben, wo maßloſe Zwifchengewinne denen zugefallen find, die das Geſchick 
hatten, fie zu leiten, werden, auch wenn die Entwidlung bei ung in Deutich- 
land zur Truftbildung fommt, das glaube ich jagen zu dürfen, in unferem 
Induſtriegebiet fiherlih unmöglich fein. Wie bei der Bildung der Syndifate, 
meine Herren, aber aucd jeder ih unmöglih gemacht hätte, der gewagt 
hätte, einen Heller dabei zu verdienen, jo bin ich auch feit überzeugt, da, 
wenn bie mwirtjchaftliche Notwendigkeit zur Ausbildung von Trufts führt, 
fie fih auf normalem wirtichaftlihem Weg vollziehen wird, und daß jeden- 
falls die Leiter, die an der Spitze ftehen, und die Mitbefiger ſich nicht die 
Hände befhmusen werden, wie es an anderer Stelle geſchehen tft. 
(Lebhafter Beifall.) 

Meine Herren! ch glaube, Ihnen die Gründe dargelegt zu haben, 
die eine Verbindung der Lohntariffragen mit den Kartellen unmöglich machen. 
Nun wird man ja fagen: das hat auch nicht viel zu bedeuten. Sie haben 
ja ihre anderen Vereinigungen. So wird es mir wohl gejtattet fein, auf 
unfern Bergbaulichen Verein mit einigen Worten zu fommen, den man fofort, 
davon bin ich überzeugt, an die Stelle jeßen wird. Meine Herren! Auch 
diefer wirtfchaftliche Verband, den man immer im Zufammenhang mit der 
Arbeiterfrage nennen jollte — denn er befaßt fih mit ihr — ijt viel älter, 
als das Kohlenfyndifat, er blidt auf mehr als ein halbes Jahrhundert 
zurüd. Aber, meine Herren, er nimmt bei der Handhabung diejer Arbeiter- 
fragen und aller technifcher Fragen nur die Stelle eines NRatgebers ein, er 
ift nicht in der Lage, irgend einem Mitglieve feinen Willen aufzuzwingen, 
und wenn er im legten Bergarbeiterausitand gefprochen hat, jo war es nur 
ein Rat, den er den Mitgliedern gab. Kein einziges Mitglied war ge: 
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zwungen, ihn zu befolgen, und ich follte meinen, bei fachlicher Beurteilung 
dürfte man wohl einmal fragen, wenn ein jolcher Rat faft einmütig befolgt 
wird, ob ihm dann doch nicht eine gewiſſe Berechtigung zu Grunde liege. 
Daß es tatfählidh nur ein Rat ift, geht ja auch daraus hervor, daß, wie 
wohl allen befannt ift, die fih mit der Frage befaßt haben, einzelne Mit: 
glieder gegen diefen Rat doch zu Verhandlungen übergegangen find, die aber, 
wie es unfere Vorausfehung war, ohne jeden Erfolg geweſen find. 

Meine Herren! Unter den heutigen Berhältnifien, wo der Bergbau- 
verein nur ein wirtfchaftliher Verein ift, der feinen Mitgliedern nur als 
Ratgeber gegenüberfteht, hatten Sie die volle freie Beweglichleit und Frei— 
zügigfeit der Arbeiter. Sie war im niederrheinifch-weitfälifchen Gebiete fo weit 
ausgebildet, daß 3. B., wenn zwifchen den einzelnen Tiefbauanlagen meiner 
Gefellfihaft die Leute wechjeln, daran von den Betriebsführern gar fein 
Anftoß genommen wurde, fie einfah aufzunehmen. Sie wiflen, daß im 
Staatsbetriebe eine der ſchwerſten Strafen die Ablegung ift und daß es 
häufig langer Anträge bedarf, ehe dem Arbeiter die Erlaubnis gegeben wird, 
von einer Betriebsftelle zur anderen überfiedeln zu dürfen. Bei uns hatten 
die Arbeiter das vollftändig frei in der Hand, und ich meine, das ift eine 
der günftigften Bedingungen für die Arbeiter, aber durchaus nicht vorteil: 
haft für den Betrieb; denn daß der Betrieb unter einem jtarfen Wechſel 
erheblich leidet, ift wohl ar. Nach der Statiftif wechſelt faft die gefamte 
Belegfhaft in unferm Bezirke einmal im Jahre ihre Stelle. Darin ift ja 
eine Heine Anderung eingetreten: Nach dem Kampfe hat man ſich dagegen 
gewehrt, daß der Wechſel in diefer fchroffen Weife jtattfindet, man fchränft 
dieſe Freizügigkeit durch gegenfeitige nachbarliche Verjtändigung ein. Das ift 
aber wieder nur ein freiwilliger Akt, und es Tiegt abfolut fein Zwang vom 
Verein vor; denn trogdem fommt ein erheblicher Arbeiterwechfel vor. Davon 
fonnte fich jeder überzeugen, als auf der Zeche „Boruffia” das bedauerlice 
Unglüf war; da hat fi der Betriebsführer, als die Zeche ſchließlich ſtill— 
liegen mußte, für feine legten 120 Leute nach Arbeitsgelegenheit umgejehen, 
da find die weſtlichen Zechen gefommen und haben fofort 600 Mann aus 
dem betreffenden Revier weggeholt. Im übrigen made ich gar fein Hehl 
daraus — und ich bin überzeugt, Ihrer vollften Mifbilligung zu begegnen —, 
daß ich nichts dagegen habe, daß ich fogar wünſche, daß diefer Verein fic 
zu einem gejchlofjenen Arbeitgeberverband zufammenfchließt und den Arbeits- 
nachweis in die Hand nimmt. ch bedauere, daß der Verein diefe Eigen- 
Ihaft noch nicht hat. 

Aber, meine Herren, auch wenn wir eine feftgefügte Organifation hätten, 
jo würde ich nad) meiner feiten Überzeugung nad wie vor auf dem Stand- 
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puntte ftehen, daß ich das DVerhandeln mit Arbeiterorganifationen ablehnen 
würde. 

(Hört! hört! Zuruf: Sehr bedauerlidh!) 
Ich würde es deshalb tun, weil ich mir nach meinen Erfahrungen nicht das 
Geringfte in der Richtung verfprechen Fann, daß es dadurch, wie es ja von 
dem Herrn Berichterftatter angedeutet wurde und wie ed aud in Ihren 
Schriften und in Ihren Berfammlungen vielfach betont wird, zu befriedigenden 
Kompromifjen, zu einer gewiffen Ruhe für einige Zeit fommen würde. Ich 
bin im Gegenteil der Anfiht, daß der Kampf dann ein viel jchärferer 
werden wird; denn, meine Herren, der Zweck der Arbeiterorganifationen ift 
nah meiner fejten Überzeugung — und das ift auch nad den eigenen 
Hußerungen der Organifationen bewiefen — der Kampf um die Herrfchaft 
bezw. die Vernichtung des ganzen mwirtfchaftlichen Blühens unferer Induſtrie. 

(Lebhafter Widerſpruch.) 

Meine Herren! Soweit diefe Arbeiterorganifationen deutlich erfennbar unter 
fozialdemofratifhem Einfluß ftehen, ift doch die Hauptrichtung, die fie leitet, 
politifches Beftreben, und wenn, wie es vielfach der Fall ift und wie aud 
der Glaube oben vertreten ift, der chriftlich-foziale Teil diefer Arbeiter: 
organifationen weniger gefährlich erjcheint, jo muß ich das nad) meiner 
innerften Überzeugung und Erfahrung beftreiten. Dann ift mir doch die 
fozialdemofratifhe Drganifation, meine Herren, nod) lieber. 

(Bewegung. — Xebhaftes: Hört! hört!) 
Die kämpft offen, wohin fie zielt, auf den Umfturz. Die chriftlihe Organi— 
fation, meine Herren, fämpft unter falfcher Flagge, unter dem Mäntelchen 
hriftlicher Liebe und Eintracht und fteuert fchlimmeren Zielen zu. Sie weiß 
ganz genau, daß, wenn die fozialdemofratifche Seite ihr Endziel erreicht hat, 
den Umfturz und die fozialiftifche Gefellfchaft, diefe nicht von langer Dauer 
ift, und dann rechnet fie darauf, daß fie die Herrfchaft befommt, und dann 
wird nicht allein die Induſtrie von ihr gefnechtet, jondern auch die ganze 
Geiftesfreiheit. 

(Widerſpruch und Lachen.) 

Meine Herren! Neulich, bei einer Erörterung, wies mein verehrter 
Freund, der hochverdiente Generalfefretär des Zentralverbandes Deutfcher 
Induftrieller, auf eine Außerung des Korrefpondenzblattes der General- 
fommiffion der Gewerkſchaften Deutfchlands hin. Sie tft, wie man mir 
mitgeteilt hat, in Nr. 31 vom 30. Juli enthalten. Dort wird ausgeführt, 
mas ich eben behauptet habe: „Der Tarifvertrag könnte für die Gewerk— 
fchaften fein Friedensvertrag, fein Freundfchaftsbündnis fein, jondern nur 
eine Etappe des Klafjenfampfes, ein Waffenjtillftand mit dem Erfolg der 
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Anerkennung der Gewerlſchaft als gleichberedhtigte Macht. Ein Friedens 
vertrag fei ein Tarifvertrag nur im Sinne des Abfchluffes jeweiliger Kämpfe. 
Bei den Arbeitgebern Fönnte für den Abſchluß von Tarifverträgen das 
Friedensbedürfnis mitfprechen, um einmal Ruhe zu haben vor den Forderungen 
der Arbeiter und Sicherheit für ihre eigene Kalkulation. Bei den Gewerl: 
ſchaften fünne das Bedürfnis, Tarifverträge abzufchließen, in dem Wunſche 
liegen, neue Kräfte zu fammeln und aftionsfähiger zu werden. Es fei ein 
Friede auf feinen Fall, da er von beiden Teilen immer nur als ein Waffen 
ftilftand empfunden werde, aus dem berauszufommen das Klaffeninterefic 
dringend erfordere }” 

Meine Herren! Das ift alfo ausgefprodhene Anfiht und Mille der 
Arbeiterorganifationen, die unter fozialdemokratifcher Flagge handeln, wie & 
hier in ihrem eigenen Organ dargeftellt ift. Es dienen alfo darnach di: 
Verhandlungen und Abmadhungen und die erzielten Tarifverträge nur zur 
Schmwädhung des Gegnerd. Meine Herren! Der Kampf bleibt uns nad 
wie vor, und da muß ich doch fagen, bier jtehe ich auch wieder auf dem 
Standpunkt: Mit dem Amt, dad mir anvertraut ift, habe ich auch die Ver— 
antwortung und ich halte es für pflichtvergefjen, von meinem Standpuntt, 
und auch nicht dem Ehrenſtandpunkt entfprehend, wenn ich mich in den 
Waffen, mit denen ich den Kampf zu führen habe, augenſcheinlich Schwächen laſſe. 

Meine Herren, meiner Anfiht nad ift daraus die Stellung gegeben: 
Durh Eingehen auf die Verhandlungen kommen wir zur Anerkennung ver 
Organifation, und um dieſe herbeizuführen, müfjen wir den Zwang ausüben, 
daß ſämtliche Arbeiter der Organifation beitreten müffen. Haben wir dazu 
Veranlaſſung und find Sie feſt überzeugt, daß es zur Wohlfahrt der Arbeiter 
und zur Förderung ihrer Intereſſen dient, wenn fie in die Organifation 
gezwungen werden ? 

(Zebhafte Zurufe: ja!) 
Gewiß, meine Herren, Ste beantworten dieje Frage mit ja; aber in der 
Praris, für die Leitung der induftriellen Betriebe wird fich diefes Erperiment 
nicht bewähren. 
(Zurufe: England!) 
In dem genannten Korrefpondenzblatt fteht, daß im Jahre 1904 nur 20,82° s 
der Arbeiter den Organifationen angehörten. Trotz des Zwifchenrufes dieſer 
überzeugten Anhänger der Arbeiterorganifationen halte ih es für fehr ae 
wagt, zu behaupten, daß es der richtige Weg ift, wenn man ſolche Zwanas: 
maßregeln ergreift. Sch befürdhte, daß auf diefem Wege nur Bejtrebungen 
gefördert werden, die ausgefprochen zum Umfturz der Staatsordnung und 
der Monarchie führen. Aber wenn auch das Schlimmite nicht erreicht werden 
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ollte, fo müfjen Sie fich doch die Gefahr vergegenmwärtigen, daß durd eine 
alfhe Handhabung der Fürforge für die Arbeiter, dur eine Verfennung 
ınd Srreleitung bei der Löſung der fozialen Frage ein Rüdgang der In— 
mftrie und unferer ganzen wirtſchaftlichen Verhältnifje verurfaht wird, und 
aß an die Stelle der jeigen wirtjchaftlihen Blüte der Induftrie eine ge- 
viſſe Angft und Befürchtung tritt, fich ferner an ihr zu beteiligen. Glauben 
Ste denn, meine Herren, wenn das Kapital fcheu wird und fich zurüdzieht, 
ınd wenn vor allen Dingen diejenigen Kapitalbefiter ſich zurüdziehen, 
sie heute nah Maßgabe ihrer Neigung und Fähigkeit mitwirken, daß dann 
ie Induſtrie als foztaliftifcher Betrieb meiter blühen und gedeihen fann ? 

Sit denn nah dem Standpunkt, der in Ihrer Mitte vielfah ein- 
jenommen wird, nur das Kapital mit einer gewiſſen Anrüchigfeit verfehen, 
as werbend, ſchaffend, befruchtend in der Induſtrie arbeitet, während das 
tapital, dad nur dem Genufje dient, deſſen Beftger fi um die foziale Frage 
ticht befümmern, ruhig und in Frieden bleibt ? 

(Sehr gut!) 
Soll derjenige, der fich felbjt in den Dienft der Arbeit ftellt und fein Kapital 
efruchtend hingibt, den ſchlimmſten Anfechtungen und Verdächtigungen aus- 
vefeßt fein? Und, meine Herren, weiter! Wenn Sie wirklid glauben 
ollten, das Kapital ſei entbehrlih: halten Sie denn auch die Perfonen für 
ntbehrlich, die heute in der Induſtrie als leitende Perfonen tätig find — nicht 
twa auf Grund des Beſitzes —? Glauben Sie denn, daß meine engeren 
Berufsgenofjen und ich, wenn ung Maßnahmen aufgezwungen werden, nad) 
yenen wir nicht arbeiten fönnen, wenn wir fehen müfjen, wie der Betrieb 
urüdgeht und die wirtfchaftliche Blüte unterdrüdt wird, dann noch mit Luft 
ınd Liebe die Sache fördern? Meine Herren, ich bin an der Stelle, an der ich 
tehe im Syndikat und als erftes Direftionsmitglied der Gelfenfirchener Gejell- 
haft, jtet3 bemüht gemwejen, nicht von dem Wege abzugehen, den die allgemeinen 
Interefjen weiſen, fo jehr ich das Intereſſe der mir anvertrauten Unter: 
vehmungen zu wahren geſucht habe. Aber daß man dafür größtenteils nur 
Unfechtungen, Verdächtigungen und Berleumdungen zu hören befommt, daß 
ede Verdächtigung und Verleumdung, die aus bewußter Abficht in die Preſſe 
zefchleudert wird, Verbreitung und Glauben findet, das hat mir wenigjtens, 
ınd ich glaube vielen meiner Berufsgenofjen, längjt die Freude an der Arbeit 
genommen. Wir jtehen heute meift noch auf dem Poſten, weil wir den 
Rüdtritt nicht verantworten fünnen. Es find hier vielleicht auch Aktionäre 
er Gelfenfirchener Bergwerksaktiengeſellſchaft. Es könnte fein größerer Ge- 
allen mir gejchehen, als wenn in einer Generalverfammlung ausgeſprochen 
vürde: Wir find froh, wenn Sie fich zurüdziehen. Meine Herren! Die 
19* 
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Gefahr wird aber eintreten, daß ſich foldhe Leute, die gerade die geeigneten 
Qualitäten haben, die auch das Bemwußtjein der höheren Aufgabe haben, 
fi von der Leitung der Induftrie zurüdziehen. Es werden fih genug Leute 
finden, die der Gelderwerb lodt; aber find das die rihtigen Vertreter, und ift 
es dann gewiß, daß fie das Blühen der Induftrie weiter aufrecht erhalten? 
Und wie ift es, wenn Sie die Arbeiter in diefe gleihmadenden Werbände, 
die Drganifationen bineingezwungen haben, was fie für die größte Förderung 
ihrer Intereſſen halten, wenn Sie die perfönlide Entwidlungsmöglicteit 
unterbinden? Es ift dur Zmifchenruf auf die englifchen Verhältnifje hin— 
gewiefen worden. Meine Herren! it e8 nicht das Beitreben in diejen 
gewerkſchaftlichen Vereinigungen, die Leiſtung fchematifch herabzudrüden? 
Eie wollen fo gegen geringere Leiftungen einen höheren Zohn erreichen. Sie 
fagen „nein“, meine Herren. Nach meinen Erfahrungen und Mitteilungen — 
ich habe feine Zeit, große wirtfchaftliche Studienreifen zu machen — find die 
Verhältniffe fo und werben aud bei ung in den Arbeiterorganifationen jo 
durchgebrüdt werden. Und damit, meine Herren, fchaffen Sie gerade den 
Übelftand, der es unmöglich macht, daß auch der einfache Arbeiter fich herauf: 
arbeiten kann. Sie werden jagen, das ift eine Utopie. Wenn Sie fich im 
rheinifch-mweftfälifchen Gebiet umfehen, werden Sie eine ziemlich große Zahl 
von Perfonen finden, die dem unteren Arbeiterftand entftammen. Non mir 
felbft fann ich es nicht jagen. Ich habe eine verwöhnte Kinderitube gehabt. 
Ach entftamme einer induftriellen Familie Aber, meine Herren, als wir, 
mein Bruder und ich, ind gewerbliche Leben traten, waren unfere Verhält— 
niffe nicht anders wie die des gewöhnlihen Handarbeiters. Die große mwirt- 
Ichaftlihe Umgeftaltung war auch über den elterlichen induftriellen Befts 
hinmeggegangen, und wir haben von der unterjten Stelle anfangen müflen, 
und wenn ic, meine Herren, mit gefeglichen Vorfchriften hätte rechnen müſſen, 
die nur die achtftündige Arbeitszeit geftatteten, wäre ich heute noch der Heine 
Arbeiter und nicht der Generaldireftor und Geheime Kommerzienrat. 
(Beifall.) 

Meine Herren! Wenn diefe Gefahr des wirtfhaftlihen Rückgangs 
einmal eintritt mit den Begleitungen, die den wirtfchaftlihen Rückgang ver- 
ftärfen, wer wird dann am meiften getroffen? Das ift doch der Arbeiter, 
der heute in unferer Induſtrie eine reihe und lohnende Arbeitögelegenheit 
findet. Und dann, meine Herren, möchte ich Sie dringend bitten, Eie haben 
ja die befte Abficht auf dem Gebiet der Fürforge zur Löfung der fozialen 
Frage, prüfen Sie einmal, ob es nicht die befte Löſung der fozialen Frage 
ift, eine ftets zur Hand befindliche, ausreichende und lohnende Arbeitstätiafeit 
zu haben. Das tft der größte Vorteil für die Arbeiter, und dient am beften 
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dazu, die foziale Frage zu löfen. Daher, meine Herren, möchte ich Sie bitten, 
fo ſehr Sie in den grundfägliden Anfchauungen meinen Berufsgenofjen 
und mir gegenüberjtehen, wenigſtens zu prüfen, ob die Leute nicht wenigſtens 
eine gerechte Beurteilung verdienen, die bemüht find, diefe Arbeitögelegenheit 
zu-Ichaffen. Daß heute unfere Induftrie diefe Arbeitsgelegenheit in vollem 
Maße ſchafft, das haben Sie den Leuten zu verdanken, die viele hinſtellen 
als unerſättliche, geldgierige Erwerber. Es find darunter Perfonen, die 
häufig in diefer Art beurteilt werden, bie ich aber nach meiner Kenntnis 
eben al3 die wirklichen Induſtriellen anerkenne; denn nicht der Geldmert, 
die Geldgier ift ihr leitendes Prinzip, fondern die befruchtende wirtfchaftliche 
Tätigkeit. 
(Xebhafter anhaltender Beifall.) 


Vorfigender Profeſſor Dr. Rathgen: Jh danke dem Herrn für die 
ergänzenden Bemerkungen, die er zu unferem Referate beigetragen hat. Die 
Aufmerkfamfeit, mit der wir ihm zugehört haben, und der Beifall, den er 
gefunden hat, werden ihn jedenfalls überzeugen, daß er von einem Irrtum 
ausgegangen iſt, wenn er geglaubt hat, daß Männer wie er in diefem Verein 
als ſolchem einer grundfäglich feindfeligen Stimmung gegenüberftänden. 

(Sehr ridtig!) 


[Es entjpinnt fid eine längere Geſchäftsordnungsdebatte über den 
weiteren Verhandlungsmodus und über die Frage, ob morgen noch eine 
Sitzung abgehalten werden fol. Die Berfammlung einigt ſich dahin, zu— 
nächſt feinen weiteren Beichluß zu faſſen, aber die Redezeit von vornherein 
auf 25 Minuten zu bejchränfen. 

Hierauf tritt eine einftündige Mittagspaufe ein.] 


(Nachmittagsfigung.) 
Vorſitzender Profeſſor Dr. Fuchs: Ich erteile zunächſt das Wort 
Herrn Profeſſor Schmoller. 


Profeſſor Schmoller: Meine Herren! Ich habe dem Verein mit— 
zuteilen, daß Herr Geh. Kommerzienrat Kirdorf leider zu ſeinem großen 
Bedauern durch ein ſtarkes Unwohlſein verhindert iſt, wieder hier zu er— 
ſcheinen. Er hat an mehreren Tagen an ſehr erſchöpfenden Verhandlungen 
teilgenommen und iſt die Nacht durchgefahren, um hier ſprechen zu können. 
Sie erkennen daraus, wie ſehr wir ihm zu Dank verpflichtet ſind, daß er 
trotz ſeines Zuſtands ſein Wort eingelöſt hat und hier erſchienen iſt. 

(Beifall.) 
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VBorfigender: Sc erteile jett das Wort an Herrn Profeffor Lief- 
mann (Freiburg). 


Profeſſor Liefmann (Freiburg): Meine Damen und Herren! Das 
Thema, das uns heute hier befchäftigt, das Verhältnis der Kartelle zum 
Staat, möchte ich in einem engeren Sinne auffafjen, als das feitens der 
Herren Borredner gefchehen ift und will nur die Aufgabe des Staatä 
gegenüber den Kartellen beipreden. Außerdem möchte ich eine 
weitere Begrenzung noch eintreten laffen, indem ich mich nur mit der Frage 
beichäftigen will, was heute gegenüber den Kartellen gejchehen fann. Aud 
mit diefer Begrenzung aber ift das Problem, um das es fich Handelt, fo 
mannigfaltig und fompliziert, daß ich in der mir zur Verfügung ftehenden 
Zeit jedes Eingehen auf Einzelheiten unterlaffen und mich darauf be 
Ihränfen muß, in ganz furzen Zügen die widtigften und allgemeinften 
Gefihtspunfte, die fi dabei heute ergeben, hervorzuheben. Ich muß dabei 
auch jedes Eingehen auf die juriftifhe Seite der Sade unterlaſſen, da 
im Gegenfa zum deutfchen Juriftentag, der in feinen beiden Berfammlungen 
in Berlin und Innsbruck fi mit der Frage befchäftigt hat, unfre Ver: 
fammlung hier einen wefentlih nationalöfonomifchen Charakter trägt. Diefe 
Beihränfung auf die nationalöfonomishe Seite des Problems ift umio- 
mehr angebradt, als fich heute immer mehr die Überzeugung Bahn bridt, 
da im Wege einer allgemeinen gejeglien Regelung der Kartelle, wie 
das auh Herr Profefjor Ehmoller ausführte, durch richterlihde Ge- und 
Verbote nur ſehr wenig gefhehen fann, um Mißbräuche der Monopole zu 
befämpfen, daß vielmehr die Hauptaufgaben des ftaatlihen Eingreifens auf 
wirtfhaftlihem Gebiete liegen. Diefe Möglichkeit wirtfchaftspolitifchen 
Eingreifendg muß aber für jede Induſtrie befonders erörtert werden. Mit 
den Auswüchfen und Mißbräuchen monopoliftifcher Verbände hat man im 
Bergbau in ganz anderer Weiſe zu rechnen, wie in der Eiſeninduſtrie, bier 
in andrer Weife wie in der Spiritusinduftrie uſw. 

Wenn ih nun dem Wunfche des Herrn Vereinsvorfigenden folgend 
fpeziell die Eifeninduftrie und ihr wichtigftes Kartell, ven Stahlwerks— 
verband meinen Ausführungen zu Grunde lege, jo muß ich die Ent- 
widlung dieſer Induſtrie und ihrer Kartelle ald im allgemeinen befannt 
vorausfegen. Die Organifation des Stahlwerksverbands, um das kurz zu 
erwähnen, iſt im wefentlichen die des Kohlenfyndilats, d. h.: eine von den 
Kartellmitglievern begründete Unternehmung, Aftiengejellfhaft, verlauft die 
Produkte für ihre Mitglieder. Das eigentliche Kartell ift dabei die Ver: 
einbarung der Mitglieder, ihre Produkte nur durch diefe Gefellfhaft zu ver: 
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zufen. Der Stahlwerlsverband hat aber das Eigentümlihe, daß er nicht 
ur ein beitimmtes Produkt, fondern verſchiedene Produftionsjtadien um- 
ıBt, und zwar geht er aus vom Rohſtahl, mährend das Noheifen nad 
se vor den verſchiedenen Roheiſenſyndikaten unterfteht. Er umfaßt 
rinzipiell alle Produkte der ſchweren Stahlinduftrie, alſo mit Ausnahme 
er Majchinen- und Kleineifeninduftrie. Tatſächlich aber hat er den gemein- 
ımen Verlauf übernommen bisher nur für die fogenannten Produkte A, 
ämlih Rohſtahl, Halbzeug, Eifenbahnbaumaterial und Formeifen, wogegen 
ür die Produkte B: Stabeifen, Walzdraht, Blehe, Röhren, Achſen ufm. 
ie Broduftion der Kartellmitgliever zwar feftgelegt ift, der Verkauf 
‚ber feitens eines jeden Werks frei und zu beliebigen PBreifen erfolgt. Für 
tiefe Produkte B befteht jedoch in Dberfchlefien ein befonderer Stahlwerfs- 
erband, während die oberfchlefifhen Werfe, wenigſtens die vier größten, 
ür die Produkte A dem allgemeinen Verbande angehören. 


Für mande der Produkte B beftanden aber fhon vor dem Stahlwerfs- 
verband Spezialfartelle, fo für Walzvraht, Grobbled, Feinbleh, Gas- und 
Ziederofre uſw. Mande diefer Kartelle beftehen noch heute, wie der Walz- 
wahtverband. Der Stahlmwerfäverband übt jedoch auf fie nad Ausfage der 
Zeiter in den Berliner Verhandlungen feinen Einfluß aus. immerhin er- 
sibt fich eine gewiſſe Beziehung, da die großen gemifchten Werfe allen diefen 
Rerbänden gleichzeitia angehören. Einige diefer Kartelle haben ſich feit dem 
Beitehen des Stahlmwerfsverbandes aufgelöft, fo 3. B. der Feinblechverband 
ınd der Drabtftiftverband. Es fehlt mir hier die Zeit, um auf die Einzel- 
jeiten, unter denen die Auflöfung diefer Verbände erfolgt ift, und auf die 
frage, wer denn die Schuld trägt — was in der letten Zeit viel erörtert 
vorden ift —, einzugehen!. Es würde das auf die fpeziellen Verhältniſſe 
inzelner Werke zurüdführen, wie überhaupt in der ganzen Kartellfrage die 
inzelne Perfönlichkeit und die Individualität einzelner Werfe eine größere 
Rolle fpielt, ald Außenftehende gewöhnlich anzunehmen pflegen. 

Nur eines darf ich vielleicht anführen und damit ausnahmsmeije hier 
twas in die Details eingehen, weil ſich die allerneuefte Entwidlungstendenz 
‚aran fnüpft, die in der Eifeninduftrie erft feit einigen Monaten zu Tage 
jetreten if. Der Drahtitiftverband hat ſich aufgelöft, weil zwei rheinifche 
Fabrifen austraten, denen andere nachfolgten. Diefer Austritt gefchah auf 
vie Beranlaffung der Firma Gebrüder Stumm, welche mit ihnen eine ganz 
teuartige Form der ntereffengemeinfhaft gefchloffen hatte. Um für ihre 
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296 Debatte. 


große Duote an Walzdraht im Stahlwerköverband einen fiheren Abjag zu 
haben, hat fie diefe beiden Stiftfabrifen veranlagt, mit ihr in das Ber- 
hältnis der Zohninduftrie zu treten, in der Weiſe, daß die Firma beiden 
Fabriken den Draht in Lohn verarbeiten läßt und die Stifte dann auf ihre 
eigene Rechnung verkauft. Beide Fabrilen haben ſich zu diefem Zweck ver- 
größern müfjen und konnten infolgedefjen die Bindung im Drahtjtiftverband 
nicht mehr auf fich nehmen. 

Borausfichtlid wird diefe neue Form der nterefjengemeinfchaft, die 
hier zum erjten Male zu Tage getreten ift, womit die großen Werle wiederum 
mehr in die Weiterverarbeitung eindringen, ohne ſich aber die weiter: 
verarbeitenden Werke anzuglievern, noch häufiger angewendet werden. 

Jedenfalls ift die Organifation des Stahlwerföverbandes in dem ur 
fprünglich geplanten Umfange, folange die Produkte B nicht einbezogen find, 
nod lange nicht vollendet. Daß dies noch nicht gejchehen ift, daß die 
B-Produfte no nicht in die Negelung des Stahlwertäverbandes einbezogen 
find, ift aber die Folge des Gegenjates und der verſchiedenen nterefjen- 
richtung zwifhen den großen fombinierten Werfen und den reinen 
Merken in der Eifeninduftrie, welch lettere ausfchlieglich diefe B-Produfte 
berftellen und den Rohſtoff, das Halbzeug von den großen fombinierten 
Werten faufen müfjen. Diefer Gegenjag zwiſchen den reinen Werfen und 
den großen fombinierten Werfen, von denen die reinen Werfe abhängig 
find, ift die Grundlage für die ganzen heutigen wirtfhaftlihen Verhältniſſe 
der Eifeninduftrie. 

Es ift diefer Gegenfat aber ein foldher zwijchen alten und neuen 
Betriebsformen, und die Kartellfrage fpielt dabei eigentlih nur eine, gleich 
zu kennzeichnende, ſekundäre Rolle. Die produftionstechnifche Überlegenheit 
der gemifchten Werke, die ihre gefamten Walzprodufte in einer Hitze her: 
jtellen fönnen und für den Antrieb ihrer Mafchinen die Hocdofenaaje be: 
nugen, fann nicht geleugnet werden und tft auch in den Berliner Ver— 
handlungen ausdrüdlich zugeitanden worden. Diefe Vorteile der Kombination 
machen ſich jebt jchon bis in die letzten Stufen der Verfeinerung hinein 
bemerkbar, wie 3. B. die Konftruftionsmwerfitätten, die feine eigenen Hod- 
öfen, Stahlwerfe und Zehen haben, dur die Konkurrenz der großen Werte 
immermehr ins Hintertreffen geraten, wofür in den Berliner Verhandlungen 
interefjante Beijpiele zu Tage gefördert worden jind. 

Der Gegenſatz zwifchen reinen und gemifchten Werfen bejchräntt ſich 
alfo heute nicht mehr auf die Walzwerfe, die auch meift nur Halb— 
fabrifate herſtellen, fondern dehnt fih auch auf folde Fälle aus, wo, mie 
3. B. bei Brüdenbauten, durch Mitwirkung der höchftqualifizierten Arbeit 
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es Architekten und des Konftrufteurs Produkte der Maffenherftellung 
ur Stufe höchftwertiger Gebrauchsgüter emporgehoben werden. 

Eng damit verbunden ift eine Berfchiebung in den beften Standorten 
ver Induſtrie. Durch die Benugung der Hochofengafe, und feit ausländischer 
Sifenjtein immer größere Bedeutung gewinnt, find die reinen Walzwerfe 
m Siegerland ſchon aus Gründen der Transportverhältniffe immer weniger 
onfurrenzfähig. Sie werden aber nicht vollftändig verdrängt. Es vollzieht 
ich vielmehr heute in der Eifeninduftrie auf einer höheren Stufe, nämlich 
nnerhalb des Großbetriebs, die gleihe Entwidlung wie früher 
wiſchen Fabrifbetrieb und Hausinduftrie, wo auch der erjtere bie letztere 
iht ganz verdrängte. Wie der Fabrifbetrieb die Hausinduftrie beibehielt, 
ım fie in Zeiten jtarfer Nachfrage als Neferve heranzuziehen, in ungünftigen 
ıber ftillzulegen, jo benuten heute die großen gemifchten Werke die reinen. 
Diefe ftellen, nad) Sombarts treffender Bezeichnung, ein elaftifhes Moment 
ven Konjunfturenfhwanfungen gegenüber dar. Die ganze Organifation der 
woßen gemifchten Werke erfordert fonftanten Maffenbetried. Bei günftiger 
tonjunftur überlafjen fie die Weiterverarbeitung zum Teil den reinen Werfen, 
ie damit auch bei ftarfer Nachfrage Gewinn erzielen, bei ungünftiger aber 
uchen fie die Halbfabrifate, deren Produktion fie der Kontinuität ihres 
Betrieb3 wegen nicht einftellen können, ſelbſt weiterzuverarbeiten, oder fie 
rportieren fie um jeden Preis. In den beiden lebteren Fällen, wenn er- 
yortiert oder mweiterverarbeitet wird, leiden die reinen Weiterverarbeiter. 

Es ift auch zuzugeben, daß unter diefen Umftänden die Kombination, 
ie Anglieverung meiterverarbeitender Stadien zu weit gehen fann, daß die 
woßen gemifchten Werle ji Produftionsftadien angliedern fünnen, für die 
ie technifch nicht geeignet find. Namentlih wo Kartelle für dieſe mweiter- 
verarbeiteten Produkte beftehen, ift die Gefahr, daß die Kombination zu 
veit geht, groß und führt fchließlich zur Auflöfung der betreffenden Ver— 
yände. Tatſächlich ift die Auflöfung einiger Verbände der weiterverarbeitenden 
Broduftionsjtadien auf diefe Verhältnifje zurüdzuführen. Die Grenze für 
nie gemifchten Werke und für die Kombination ift im allgemeinen da, wo 
ie Mafjenproduftion weniger einheitlicher Qualitäten und Mufter nicht mehr 
nöglich iſt. Hier ift daher auch noch das Feld für die reinen MWerfe, die 
ogenannte Spezialifation. Wo von einem bejtimmten, nidt das Normale 
yarftellenden Profile nur wenige Tonnen verlangt werden, kann das große 
Berk feine Mafchinen nicht mehr nusbringend verwenden; da muß ein 
Spezialmwerf mit eigenen Mafchinen eintreten. Diefe Spezialifation iſt auch 
ver Weg, auf dem fih die reinen Werke, wofern fie fih nur in günftiger 
srtlicher Lage befinden und genügend Fapitalfräftig find, halten können, und 


298 Debatte. 


wo fie teilweife eine jehr lohnende Tätigkeit noch finden fünnen. Er— 
forderlih ift freilih, daß für diefe Spezialitäten auch entfprechend höhere 
Preife zu erzielen find. Daß das in ungünftigen Zeiten oft nicht der 
Fall ift, daran ift aber die Konkurrenz der reinen Werfe untereinander 
ebenfo ſchuld wie die der gemifchten Werke. Es ift aber natürlich ſchwerer, 
für derartige Spezialprodufte Kartelle zuftande zu bringen, und es mir 
dies in größerem Umfang erſt möglich fein, wenn ein Auslefeprozeh die 
lebensunfähigen unter diefen reinen Werfen aus dem Wege geräumt hat. 
Der neuefte Plan des Stahlwerfsverbands, den reinen Werfen zu helfen, 
befteht übrigens, wie mir Herr Direltor Schaltenbrand vor einigen Tagen 
mitteilte, darin, diefelben in der Form der Lohninduſtrie, wie ich das 
eben jchon in einem Beifpiel jchilderte, zu bejchäftigen. Sie follen das 
Halbzeug der großen gemifchten Werke in Lohn ausmwalzen, wofür fie von 
den gemifchten Werfen mit einer beftimmten Quote an dem Gewinn, der 
aus dem Stabeifenverfauf erzielt wird, beteiligt werden. 

Ob auf diefer Grundlage der Anjchluß der reinen Werke an den 
Stahlwerköverband zuftande fommen wird, läßt ſich noch nicht jagen. Ich 
glaube aber, daß diefe neue Entwidlung der Lohninduftrie eine Erjcheinung 
ift, die von großer wirtfchaftlicher Tragweite in Zufunft werden fann, eine 
Neuentwidlung des Verlagsſyſtems auf einer höheren Stufe, innerhalb des 
Großbetriebs. 

Welches ift nun die Stellung der Kartelle in diefem ganzen Ent- 
widlungsprozeß? Im allgemeinen hätte fi die Verbindung von Hocöfen 
und Stahlwerken aus tehnifhen Gründen auch ohne die Kartelle vollzogen. 
Darin ftimme ic mit Herm Geheimrat Kirdorf vollftändig überein. Die 
Tendenz zur Anglieverung von Kohlenzehen ift freilich durd das Kohlen 
fartell erheblich verjtärft worden. Aud die Aufnahme der weiteren Pro— 
duktionsftadien in das Arbeitsfeld der großen gemijchten Werke ift wohl 
durd die Rohſtoff- und Halbfabrifatsfartelle etwas gefördert worden, in ber 
Weife, daß die Kontingentierung und Abſatzbeſchränkung für ſolche Produkte, 
namentlih in ungünftigen Zeiten, dieſe großen Werfe, für die eine regel- 
mäßige Produktion Lebensbedingung ift, immermehr in die Meiterverarbeitung 
hineindrängte. Im allgemeinen aber liegt die Entwidlung zur Kombination 
und zum größeren Betriebe in der Eifeninduftrie in den technischen und 
wirtichaftlihen Verhältnifjen begründet und hätte fih — darüber ift meines 
Gradtens fein Zweifel möglich — unter allen Umftänden, auch ohne die 
Kartelle vollzogen. Bei freier Konkurrenz allerdings wäre den reinen 
Werfen ihre allmähliche Verdrängung und ihre ungünftige Lage als etwas 
Unabänderliches, als ein Fatum erfhienen, fie hätten feine einzelne wir: 
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haftliche Erfcheinung dafür verantwortlihd machen fönnen. Als fi aber 
ie Robftoffinduftrien zu Verbänden zuſammenſchloſſen, da hatten fie ein 
onfretes Objeft, dem fie ihre ungünftige Lage gemeinfam in die Schuhe 
chteben fonnten, und fo wurden die Kartelle für eine Entwidlung ver- 
ntwortlih gemadt, die aud bei freier Konkurrenz eingetreten wäre. 
Natürlich haben die Kartelle auch die Zufammenfafjung verfchiedener Pro— 
uftiongftadien in einer Unternehmung geförbert, aber das gleiche hätte 
nindeſtens ebenfo auch ein heftiger Konkurrenzfampf getan, und nur, wenn 
ınjere Robftoffinduftrie. dauernd "gleichmäßige Beſchäftigung gehabt hätte, 
vären wir vielleicht in den alten Betrieböformen verblieben. Nachdem aber 
yeute unſer Kapilalreihtum in jeder Zeit günjtiger Konjunktur zu einer Aus— 
yehnung der Induſtrie Beranlafjung gibt, ift bei ungünftiger Zage der 
Konkurrenzkampf ftets äußerſt ſcharf, und diefer Konkurrenzkampf führt fo= 
vohl zum Eindringen der großen Werke in die Weiterverarbeitung als auch 
u Sartelen. Rombinationsunternehbmungen und Kartelle 
tehben üalfo weniger im Verhältnis von Urſache und Wirfung 
u einander, jondern beide find die Folge der Konjunftur- 
hwanfungen, beide find ein Mittel, diefelben für die 
'inzelne Unternehmung möglidft wenig fühlbar zu maden. 

Soll nun der Staat in diefen Entwidlungsprozeß eingreifen ? Selbſt, 
venn man ihn als Fortfchritt auffaßt — und daß er ein Fortfchritt ift, 
yarüber fann meines Eradtens fein Zweifel obmalten —, kann doch die 
Frage aufgeworfen werden, ob es nicht zwedmäßig fei, ihn etwas zu 
yerlangfamen. ch befpreche alſo zunächſt nicht die Frage, ob in Mißbräuche, 
yie fih im einzelnen dabei herausftellen, eingegriffen werben fol, fondern 
unädft nur die, ob der Staat diefen Entwidlungsprozeß, ald ein Ganzes 
wfgefaßt, verlangfamen foll. 

Ich glaube, diefe Frage heute verneinen zu follen, und zwar in der 
Zauptſache aus Gründen nationaler Politif, wegen unferer Konkurrenz— 
ähigfeit gegenüber dem Auslande. m allgemeinen bin ich der 
Meinung, daß die Kartelle, wenn wir den großen Aufſchwung feitjtellen, den 
ie deutſche Volkswirtſchaft feit der Zeit, in der fie beitehen, genommen hat, 
ils Ganzes betrachtet nützlich gewefen find, und ich glaube, daß feiner unter 
ins ift, der verfennt, mas das deutfche Unternehmertum in ihnen geleijtet 
yat, und zwar an mirflicher geijtiger Arbeit. Deswegen glaube id) auch, 
wegen eine Bemerkung des Herrn Geheimrat Kirborf protejtieren zu follen, 
ils 0b die deutfche nationalöfonomishe Wiffenihaft die Bedeutung der 
yeiftigen Arbeit, die die großen Unternehmer und die Leiter der Kartelle 
eiften, nicht anerfenne. In diefer Verſammlung ift geitern, wo doch viel- 
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fach Gelegenheit vorhanden geweſen wäre, von feiner Seite dieſe geiſtige 
Arbeit der großen Unternehmer angegriffen oder bejtritten worden. Aud 
heute ift es nicht gefchehen. Herr Profefjor Schmoller war weit entfernt, 
in derartigem Sinne zu fprehen, und ich glaube, daß auch aus der ge 
famten wiſſenſchaftlichen Literatur Herr Geh. Rat Kirdorf fein Beifpiel dafür 
wird anführen fünnen, daß diefe große geiftige Arbeit, die das deutſche 
Unternehmertum geleiftet hat, feitens der Wiſſenſchaft nicht anerkannt 
worden ſei. — 

Im allgemeinen halte ich alfo, wie gejagt, diefen Entwicklungsprozeß, 
der zu Kartellen und großen Riefenunternehmungen führt, trog jeiner Härten 
im einzelnen für unvermeidlich, weil er den wirtfchaftlihen Fortjchritt ver- 
förpert, ohne den unfere Kulturftelung nicht denkbar ift und deſſen Auf: 
hören unſere ganze wirtfchaftlihe Zukunft in Frage jtellen würde. Der 
Staat hat daher meines Erachtens auch nicht die Aufgabe, diefe ganze Ent- 
widlung des Kapitalismus zu hindern, fondern nur die Mißſtände, die ji 
im einzelnen dabei herausitellen, zu befämpfen. Hier ftehen nun gerade in 
Deutſchland, wo die Kartelle die größte Ausdehnung erfahren haben, die 
Mipftände, die fi aus deren monopoliftifchem Charakter ergeben, heute 
in erfter Reihe. Die Kartelle find monopoliftifche Vereinigungen, und in 
der Sorge dafür, daß nicht durch übermäßige Ausbeutung einer errungenen 
Monopolftelung die Konfumenten und Weiterverarbeiter benachteiligt werden, 
liegt heute die Hauptaufgabe des Staats. Bei der Erfüllung diefer Auf- 
gabe aber fünnen in eriter Linie nur wirtfhaftlide Mafregeln in 
Betracht fommen. Auf das radifaljte Mittel, das über bloße wirtjchaftliche 
Mafregeln weit hinausgeht, die Verjtaatlichung der betreffenden Erwerbs. 
zweige, brauche ich hier nicht näher einzugehen. Was den Kohlenbergbau 
betrifft, jo habe ich meine Anſicht darüber vor einiger Zeit fchriftlich aus: 
gefprohen!. Bezüglih der Eifenindujtrie, die mich hier hauptſächlich be- 
fhäftigen foll, und anderer Unternehmungszweige fann meines Erachtens 
fein Menſch, der etwas in das praftiiche Leben hineingeblidt bat, heute an 
Verftaatlihung denken. Bei den wirtfchaftlihen Maßregeln zur Belämpfung 
übermäßiger Preife fommen vor allem folde der Zollpolitif und der 
Tarifpolitif der Verkehrsanſtalten in Betracht. Befonders find 
es die billigen Auslandsverfäufe, welche den Ruf nad zollpolitifhen Maß— 
regeln veranlaßt haben. Doch die Schädigungen der Weiterverarbeiter durch 
diefen Erport werden häufig jtark übertrieben. Es fommt natürlich immer 
einmal vor, daß in ungünftigen Zeiten, wenn die inländifchen Abnehmer mit 
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ihrer Nachfrage zurüdhalten, die Mitglieder des Kartell3 aber drängen, ihnen 
Abſatz zu verfchaffen, die Yeiter einmal einen fehr billigen Abfchluß ins 
Ausland mahen. Es ift auch zuzugeben, daß in einzelnen Fällen die 
deutfchen Weiterverarbeiter im Auslande nicht konkurrieren Tonnten, weil die 
ausländifhen das deutſche Rohmaterial billiger befommen haben. Aber es 
find das Ausnahmefälle, die in ungünftigen Zeiten breitgetreten werben; in 
günftigen aber — und das zeigt ſich aud heute wieder, wo die Beichäftigung 
der Eifeninduftrie jehr günjtig iſt —, wird dieſe Frage von fehr viel ge- 
ringerer Bedeutung. Natürlich ift es immer vorteilhafter, Fertigprodukte zu 
erportieren, weil bei dieſen — ich darf wohl fagen, befanntlid — aud bei 
billigem Verkauf von einer Schädigung der inländischen Volkswirtſchaft nicht 
die Nede fein kann. Es tft auch Aufgabe der Kartelle, dafür zu forgen, 
daß die Produkte in möglichft verarbeiteter und daher hochwertiger Form 
zur Ausfuhr gelangen. Aber Verſuche, die man 3. B. beim Feinblech— 
verband gemadt hat, um ftatt Halbzeug möglichſt Bleche zu exportieren, 
fcheiterten an dem Widerftand der englifhen Walzwerfe, welche ſich nicht aus 
ihrem Markte in den Kolonien verdrängen ließen und jtatt des beutfchen 
Halbzeugs amerikanisches oder belgifches Fauften. So iſt man in vielen 
Fällen vor die Frage geftellt, entweder Rohſtoffe und Halbfabrifate zu er: 
portieren ober gar nidt. Dann ift es aber immer noch wünſchenswerter, 
Rohſtoffe oder Halbfabrifate zu erportieren, wenn dadurch in ungünftigen 
Zeiten die Anlagen ausgenügt werden und den Arbeitern Befchäftigung 
gewährt wird, und hauptfächlic zu diefem Zweck wird ja in ungünftigen 
Zeiten der billige Export betrieben. Übrigens ift darauf aufmerkſam zu 
maden, daß gerade in diefer Hinficht, um den Fabrifatenerport zu fördern, 
die Entwidlung der fombinierten Werke, die ja immermehr in die Fertig- 
fabrifation eindringen, von großer Bedeutung ift. 

Die reinen Werke Elagen auch meift weniger über den billigen Robjtoff- 
und Halbfabrifatserport, als über eine zu geringe Spannung im In— 
[ande zwiſchen den Preiſen für Halbzeug, das fie von den gemifchten 
Merten faufen müfjen, und für die Produfte, die fie daraus herftellen und 
in denen fie mit den gemifchten Werfen fonfurrieren müflen, alſo vor allem 
in den Preiſen für Stabeifen. Die Möglichkeit übermäßig hoher 
Preisfeftfegungen im Inlande ift ja die Hauptgefahr eines jeden 
Kartells. Daß diefe Gefahr durch hohe Zölle verftärft wird, iſt klar. Auch 
ift zuzugeben, daß ftarfe Kartellbildung in einem Lande, wenn es ſonſt die 
wirtfhaftlihen Verhältniffe erlauben, ein wichtiges Argument für eine frei- 
händlerifche Geftaltung der Zollpolitif bildet. Aber einfeitige, dauernde 
Zollherabfegungen würden nur das Ausland auf Koften des Inlandes ſtärken. 
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Daher können nur internationale Vereinbarungen, von denen Herr Profeſſor 
Schmoller vorhin gefprochen hat, für jeweild ein beftimmtes Produft in 
Betracht fommen, alfo nad Analogie der Zuderfonvention. Wohl aber find 
als ein Mittel, übermäßige Preisfeftfegungen zu befämpfen, vorüber: 
gehende Zollermäßigungen denkbar und könnten im Notfalle angewendet 
werden. In vielen Fällen würde dabei jhon die bloße Erörterung einer 
folhen Mafregel im Parlament genügen, um die Kartelle vorfichtiger in der 
Preispolitif zu machen. Der früher mehrfach vertretene Gedanke, bei billigeren 
Verläufen ins Ausland die Zölle herabzufegen, ift, abgejehen davon, dal 
er auf einer falfchen Auffafjung diefer Tatſache beruft, aud praftifch un- 
durchführbar. IH brauche daher auf diefen Vorſchlag faum näher ein- 
zugehen. 

Zu ermähnen ift dagegen no, daß neuerdings wieder, und gerade 
auch in der Eifeninduftrie, die Tendenz zur Bildung von internationalen 
Rartellen eine ftarfe Ausdehnung erfahren hat. Der Stahlwerfsverband 
hat eine Reihe von internationalen Abmadungen, jo 5. B. für Schienen 
und Träger, mit den wictigften fremden Staaten abgeſchloſſen. Welche 
Folgen ein weiteres Fortjchreiten auf diefem Wege für unfere Handelspolitit 
haben fann, ift noch nicht abzujehen. 

Menn zoll: und verfehrspolitiiche Maßregeln nidt anwendbar find oder 
nit genügen, müffen als äußerftes Mittel zur Befämpfung 
übermäßiger Preife ftaatlide Preisfeftfegungen in Betradt 
fommen, die aber nie von Staatöbeamten einfeitig vorgenommen werden 
follen, ſondern bei denen die Mitwirkung der Beteiligten jelbit 
erforderlich ift; und indem id die Mitwirfung der Beteiligten dabei betone 
und als erforderlich anfehe, glaube ih aud, die Bedenfen de Herm Pro— 
feſſor Schmoller gegen diefe ftaatlihen Preisfeſtſetzungen befeitigen zu fönnen!. 
Um ſolche Preisfeftfegungen unter Mitwirlung des Staates im Notfalle in 
die Wege zu leiten und aud um die erforderliche Aufficht über das Kartell- 
wejen und alles, was damit zufammenhängt, vorzunehmen, wäre, wie aud 
Herr Profeſſor Schmoller gefordert hat, die Errichtung eines Reiche: 
fartellamtes wünſchenswert. Solde Preisfeitiegungen würden fich meiit 
auf Rohftoffe und Halbfabrifate, die nur in wenigen Qualitäten vorfommen, 





! Im Mikverftändnifien, wie fie in den Verhandlungen zutage famen, ent 
gegenzutreten, bemerfe ih, dab ich die Bildung ftaatliher Preisfommiffionen „ bei 
denen die Beteiligten mitzuwirken haben, ſchon in meinem Auffage: Zur Frage eine: 
Kartellgefeges, Soziale Praris X, Nr. 14 u. 15, Januar 1901 ald äußerſtes Mitte 
vorgefchlagen habe, übermäßige Preife der monopoliftiihen Bereinigungen zu be 
fämpfen. 
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befhränfen fünnen, während bei allen anderen Waren, die weniger den 
Charakter eines natürlichen Monopols befisen, die Konkurrenz mohl ſtets 
genügend fein wird, um die übermäßige Ausbeutung einer errungenen 
Monopolftellung zu verhindern. Auch für Kohle bin ich der Meinung, daß 
im Notfalle jtaatlihe Preisfeitfegungen ein einfacheres und bejjeres Mittel 
find, um die ntereffen der Allgemeinheit zu wahren, als für eine Ver— 
ftaatlihung unter den heutigen Berhältnifjen Hunderte von Millionen auf: 
zuwenden. 

Aber die Wirkungen des Zuſammenſchluſſes in Kartellen zeigen ſich 
nit in den Preisfeftfegungen allein. Häufig wird mehr als über dieſe 
über die Berfaufsbedpingungen gellagt. Von ihnen werden neben 
den Weiterverarbeitern namentlich die Händler betroffen, und es ſcheint die 
Entwidlung des Kartellweſens hier zu großen Ummälzungen zu führen, die 
namentlih auf dem Gebiet des Kohlenhandel3 zu Tage getreten und noch 
lange nicht zum Abſchluß gebraht find. Die dabei entitehenden äußerft 
mannigfaltigen Probleme hier zu erörtern fann ich mir verfagen, weil ftaat- 
liches Eingreifen dabei meines Erachtens heute noch nicht in Betracht fommt. 
Auch zahlreiche fonftige hierher gehörige andere Fragen, wie die mwillfürliche 
Aufitellung gewiſſer Orte als Baſis für die Frachtberechnungen, was gerade 
auch beim Stahlmerfsverband zu vielen Angriffen geführt hat, muß ich hier 
übergehen. Ermwähnt ſei nur die Frage der Ausfuhrvergütungen und 
der damit zujammenhängenden Praris der großen Kartelle, folde nur an 
Berbände zu gewähren. Gerade fie fpielen auch beim Stahlwerfsverband 
eine große Rolle und haben zu Angriffen geführt, die meines Erachtens die 
berehtigtjten waren, die gegen den Verband erhoben worden find, 

An und für ſich ift das Prinzip der großen Kartelle, Ausfuhrvergütungen 
nur an Verbände zu gewähren, berechtigt. Die Rohſtoffkartelle fünnen damit 
den jchwierigeren Zufammenfchluß der Weiterverarbeiter fördern und fo deren 
wirtfchaftliche Zage verbefjern helfen. Man fann den Rohftofffartellen auch 
nit zumuten, durch ihre Vergütungen nun dazu beizutragen, daß ſich die 
MWeiterverarbeiter untereinander noch fchärfer befämpfen und die Preiſe im 
Konkurrenzlampf doch um den Betrag der Ausfuhrvergütungen herabdrüden, 
fo daß dieſe ihren Zwed ganz verfehlen. Aber auf der andern Seite ift 
nicht zu leugnen, daß große Mipftände mit diefen Mafregeln verbunden find. 
Das gemifchte Werf, das fein Halbzeug ſelbſt heritellt, erhält für alle weiter- 
verarbeiteten Produkte, die es erportiert, Ausfuhrvergütung vom Kohlen-, 
Roheifen: und Stahlmwerföverband. Das reine Wert, das fein Halbzeug 
faufen muß, erhält diefe Vergütung nur für ſolche Produlte, für die Kartelle 
beftehen. Dies ift natürlich eine große Ungerechtigkeit, und dadurch unter- 
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ftügen die Rohſtoffkartelle noch die natürliche Überlegenheit der großen 
fombinierten Werke in der Weiterverarbeitung. Hier müßte unbedingt Ab- 
hilfe gefchaffen werden. Der Stahlwerfsverband muß für alles von ihm 
gekaufte Halbzeug, aus dem Waren bergeftellt werden, die exportiert werben, 
Ausfuhrvergütung gewähren. Als ftaatlihes Mittel, um bier eine Gleich— 
ftelung der Weiterverarbeiter herbeizuführen, fäme der zollfreie Ver— 
edlungsverfehr in Betradht, der unter den Mitteln einer ftaatlichen 
Kartellpolitif vielleicht am erjten praftiihe Anwendung finden dürfte. Ich 
fann aber hier nicht näher darauf eingehen. 

Noch eine andere Wirkung der Kartelle, die mit den Berfaufsbedingungen 
zufammenhängt, ift aber hier zu erwähnen, der Zwang zu ausſchließ— 
lihem Berfehr, der Boykott, die Lieferungsfperre, furz die 
Erflufionsverträge. Sch darf die Erfheinung wohl bei den Herren 
der Wifjenfchaft als befannt vorausfegen, bei den Herren der Praxis ift dies, 
wie das aus den Ausführungen des Herrn Geh. Rat Kirdorf hervorgina, 
der die diesbezügliche Bemerkfung des Herrn Profefjor Schmoller gar nid 
verftanden hat, leider nod nicht der Fall. Im Stahlwerfsverband haben 
diefe Erfcheinungen von Boykott, Lieferungsfperre, und ähnliden Mafregeln 
noch feine große Rolle gejpielt. Er befteht ja erft feit wenig über einem 
Yahr. Es Handelt fich bei diefen Dingen um Probleme, die weit über den 
Rahmen der Kartellfrage hinausgehen, um die Frage nad den Grenzen von 
Zwang und Freiheit, um das Problem, inwieweit die Bewegungsfreiheit des 
einzelnen durch Anwendung wirtſchaftlichen Druds im Intereſſe eines oder 
mehrerer Anderen eingejchränkt oder bejeitigt werben darf. Dies fann durd 
wirtfchaftlihe Maßnahmen nicht geregelt werden. Hier ift es Sache ver 
Rechtswiſſenſchaft, Normen dafür zu finden, wann ein foldes Vorgehen als 
berechtigt anzufehen ift und mann nidt. Die Juriften haben bisher mur 
verfucht, wie das ja aud ihre erfte Aufgabe ift, die vorhandenen Rechtsfäge 
auf diefe neuen Erſcheinungen anzuwenden ; aber die Entfheidungen, die in 
diefer Hinficht getroffen worden find, find durchaus willfürlih, und es if 
fein Zweifel, daß die Säge über den Verſtoß gegen die guten Sitten nidt 
genügen; denn diefe Maßregeln find keinesfalls als ausschließlich ſchädlich 
anzuſehen, ſondern es wohnt ihnen eine ſtarke organiſierende Kraft inne, die 
3. B. in den Tarifgemeinſchaften der Arbeiter jo außerordentlich nützliche 
Wirkungen hervorbringt. Derartige Verträge fönnen daher im modernen 
Wirtihaftsleben gar nicht entbehrt werden. Die Rechtswiſſenſchaft hat daber 
bier die Aufgabe, zunächſt die Bedürfniſſe des Wirtfhaftslebens zu ftudieren 
und dann zu verſuchen, zu geeigneten Normen für die Regelung diefer Er- 
ſcheinungen zu gelangen. 
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Zu den Perfonenfreifen, melde durch den wirtſchaftlichen Drud der 
Monopole getroffen werden und dadurd in ihren Intereſſen gefchädigt werden 
‘önnen, gehören fchlieglih auch die Arbeiter. Zwar bezweden bie 
Rartelle, wie immer mieder zu betonen ift und wie Herr Geheimrat Kirdorf 
nit Recht hervorgehoben hat, feine Einwirfung auf die Arbeiterverhältniffe, 
iberlaffen dies vielmehr den einzelnen Mitgliedern oder befonderen Arbeit- 
seberverbänden, die aud da entjtehen fönnen, wo Kartelle gar nicht 
nöglich find, 3. B. zwifchen den Angehörigen ganz verfchiedener Induſtrien. 
ber doc hat auch die Kartellbewegung unter Umftänden ungünftige Wirkungen 
uf die Arbeiter. Durd die Verfchmelzung und die damit verbundene Still- 
egung von Werfen können Arbeiter brotlos werden. Es find dies aber 
Folgen, wie fie immer mit dem techniſchen Fortfchritt und der Erſparung von 
Broduftiongfoften verbunden find. Aber überhaupt wird jchon durch den 
Zufammenfhluß der Unternehmer in Kartellen ihre Zage den Arbeitern gegen- 
iber verftärft und daburd die Ausficht der letzteren, mittelft ihrer Koalitionen 
Arbeitskämpfe glücklich durchzuführen, vermindert. Hier fann nur die Ge- 
vährung voller Koalitionsfreiheit, eventuell ftaatliche Organifierung von Ber- 
retungslörpern der Arbeiter, Durchführung des folleftiven Arbeitsvertrages 
ınd aller der Maßnahmen, von denen geftern die Rede war, Abhilfe fchaffen. 
Der Übergang zum Zonftitutionellen Syftem im Großbetriebe, um mit 
Herrn Naumann zu reden, tft auch meiner Überzeugung nad; unvermeidlich. 
Im übrigen muß id ein Eingehen auf die Arbeiterverhältnifje mit Rückſicht 
uf die geftrigen Verhandlungen unterlafjen. 

Nachdem wir fo die Wirkungen der Kartele auf die verfchiedenen 
Wirtfchaftsgruppen und die Aufgaben, die der Staat dabei hat, in kurzen 
Zügen betrachtet Haben, muß ih zum Schluß Ihre Aufmerkfamfeit noch 
inmal auf die allgemeine Seite des Problems hinlenfen. Die Kartelle find 
wur eine Teilerfcheinung ; die Kartellfrage ift nur ein Spezialproblem in dem 
rößeren der Weiterbildung unferer ganzen Wirtfhaftsordnung überhaupt. 
Die mwirtfhaftlihe Entwidlung geht auch bei uns jchon in hohem Grade 
tiber die Kartelle hinaus und führt teild neben ihnen, teils unter ihrem 
Finfluß zu Neubildungen, die bisher die Wiſſenſchaft noch faum bejchäftigt 
yaben. Durch Fufionen, durch Kombinationen, durd Bildung von nterefjen- 
‚emeinjhaften, durch gegenfeitige und gemeinfame Aftienbeteiligungen wird 
richt nur der Charakter der einzelnen Unternehmung und ihre Stellung in 
‚er Volkswirtſchaft, ſondern aud die ganze Struktur der legteren vollftändig 
ımgeftaltet. Bedeutfam ift dabei vor allem die zunehmende Verflehtung 
‚er großen Unternehmungen miteinander und mit den Banken, die Schaffung 
woßer, in ihrem Innern oft ſehr verfchiedenartig gejtalteter Kapitalfomplere — 
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um das Modewort concerns zu vermeiden —, die Bildung mannigfade 
großfapitaliftifher Intereſſengruppen, die fi in ganz neuartigen Forma 
organifieren. Ich kann auf diefe interefjanten Erfheinungen leider hier nid! 
näher eingehen. Wenn fie aud nicht zu Truftbildungen im monopoliftiice 
Sinne des Wortes führen, was ich für die großen SHauptinduftrien ir 
Deutfchland nicht glaube, jo wird dennod die Verfafjung der Großunternehmen 
dur diefe Entwidlung vollflommen verändert. Damit tritt auch bei uni, 
ähnlich wie früher jchon in Amerika, die Notwendigkeit immer mehr hervor, 
das Recht und die innere Drganifation der Geſellſchaftsunter— 
nehbmungen weiter fortzubilden und den neuen Bedürfniſſen anzupafien, 
eine Aufgabe, die die volfswirtfchaftlihen Praktifer, die Juriften und den 
Staat in Zukunft in gleicher Weiſe befchäftigen wird. Auf diefem Gebien 
bewegten fi ja vor allem die Borfchläge, die Herr Profeffor Schmoller ae 
macht hat binfichtlid der Weiterbildung der Aftiengejellihaften. Es ſind 
dies aber Vorfchläge, die meines Erachtens erſt in weiterer Zufunft in Be 
tracht fommen fönnen, während die nächte Aufgabe des Staat3 meine: 
Erachtens in der Verhütung übermäßiger Preise liegt. Die Ent 
widlung vollzieht fich fo ſchnell, daß vielleiht fchon in furzer Zeit auch da@ 
Recht der Gefellihaftsunternehmungen einer Umgeftaltung bedarf. Hier 
fann ich dem Grundgedanken des Herrn Prof. Schmoller: Durchführung 
größerer Offentlihfeit in den großen Unternehmungen, nur voll 
fommen zuftimmen. Dagegen habe ich gegenüber einzelnen feiner Vorjchläce 
das Bedenken, ob fie fich in abjehbarer Zeit realifieren laffen werden. Von 
dem Inſtitut ftaatlicher Auffihtsräte erwarte ich weniger als er; ich glaub: 
daß der Staat mit der Delegierung folder eine ganz außerordentliche Ver 
antwortlichfeit auf ji nehmen würde, die ihm unter Umftänden ſeht 
gefährlich werben Fönnte (ſehr richtig!) und zur Befchränfung des Unter 
nehmergewinns jcheinen mir jtaatliche Preisfeitfegungen im Notfall immer 
ein einfaches Mittel, das volfswirtichaftlih weniger einen vollkommenen 
Bruch mit unferer heutigen Wirtfhaftsordnung darftelen würde, ale 
der Vorſchlag einer ftaatlihen Beteiligung am Unternehmergewinn. At 
glaube, es ift einfacher, dieſe großen Kartelle, Trufts und Rieſen— 
unternehmungen dur Preisfegungen daran zu hindern, übermäßige Breite 
und damit übermäßige Gewinne zu erzielen, als daß man fie zuerft ſolch 
Gewinne maden läßt und dann ihnen im Wege einer Beteiligung ur 
Untergewinn einen Teil wieder wegnimmt, und namentlich ift zu beachten. 
daß durd) dieſe letztere Maßregel die Intereſſen der Konfumenten nichts x 
winnen würden. Die Unternehmer erzielen diefe hohen Gewinne, die zur 
Zeil für den Staat fonfisziert werden follen, ja durch übermäßige Brei 
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sie hohen Preife aber jchädigen die Konfumenten und Weiterverarbeiter, 
vo gegen fie von einer Beteiligung des Staatd am Unternehmergeminn feinen 
Borteil haben. Dagegen glaube ich, daß auf dem Meg des Bilanzredts 
nanderlei zur Durchführung größerer Offentlichkeit, die auch Herr Prof. 
Schmoller wünfcht, gefchehen kann, und daß hier ftaatlihe Maßregeln leichter 
‚u erlafien find als auf dem Weg einer jo weitgehenden Umgeftaltung des 
Rechts und unferer Wirtfchaftsordnung, wie fie von ihm empfohlen wurde. 

Dagegen glaube ih, in einem andern Punkt den Ausführungen des 
zerrn Prof. Schmoller wieder vollftändig zuftimmen zu können. Es tritt 
‚ei uns neuerdings, wie ebenfall® früher ſchon in Amerifa, immer mehr zu 
Tage, daß dur diefe neuefte Entwidlung des modernen Kapitalismus die 
Aktienſpekulation ſtark angefaht wird. Die Börfenjobberei, die ruheloje Be- 
eicherung dur Börfenfpiel ift ja immer einer der Hauptgründe des Wider- 
trebend weiter Kreife gegen diefen Kapitalismus und die ganze moderne 
Entwidlung; und eine Eindämmung fcheint mir hier ebenfo notwendig, wie 
‚ei der Bodenfpekulation, wobei nur die Gefahr vermieden werden muß, 
‚aß das Kapital fih dem ausländischen Börfenfpiel zumendet. 

Mit unferen legten Erörterungen aber mündet die ganze Frage der 
AInternehmungsformen ein in das große Hauptproblem jeder Wirtfchafts- 
yronung, in die Frage nah einer möglichft günftigen Einkommens— 
yerteilung. Wie wirken in diefer Hinficht die neueften Erfcheinungen in 
ınferer Volkswirtſchaft. Kann und fol der Staat aud in diefe Ber: 
yältnifje heute ſchon regelnd eingreifen? Indirekt bezwedt ja faft jede 
virtichaftspolitiihe Mafnahme des Staates eine Regelung der Einfommense- 
yerteilung, eine direkte jtaatlihe Neuordnung und Umgeftaltung der fie be- 
timmenden wirtfchaftlihen Faktoren fann aber meines Erachtens in abjeh- 
zarer Zeit nit in Betracht fommen. Zwar liegt die Gefahr nahe, daß 
yie neueſten Entwidlungstendenzen des Großbetrieb3 eine für die Gefamt- 
yeit ungünftige Einfommensverteilung zur Folge haben könnte. Aber ein 
iber die üblichen wirtfchaftspolitifhen Maßnahmen des Staats hinaus- 
zehendes Eingreifen in die Einfommensverteilung, mie der Sozialismus 
ordert, würde eine künſthiche Umgeftaltung der heutigen Wirtfchafte: 
ınd Rechtsordnung bedeuten, und zu einer ſolchen liegt einftweilen noch 
ımfo weniger Anlaß vor, als die Kartelle und die damit zufammenhängenden 
nodernen Erſcheinungen, die ſich ja erit in den Anfängen ihrer Entwidlung 
yefinden, offenfichtlich jelbjt auf natürlihem Wege immer mehr zu einer 
olchen bindrängen. Ich glaube, daß die wirtfchaftlihe Entwicklung ſchließ— 
ich aus fich ſelbſt heraus die neue Wirtfhaftsordnung ſchaffen wird und 
‚aß der Staat mit feinen Machtmitteln diefe Entwidlung vielleicht etwas 
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unterftüßen ober auch hemmen Tann, daß es aber nicht feine Aufgabe um 
ihm vielleicht nicht einmal dauernd möglid ift, eine nicht aus ſich jelbit ge 
wordene, fondern von Weltverbefjerern erfundene Wirtfhaftd- und Red: 
ordnung von heute auf morgen einzuführen. 

Melden Weg nun die wirtfhaftlie Entwidlung felbft zu jenem Zich 
einſchlagen wird, darüber fann man ja nur Vermutungen ausſprechen 
Zwar find derartige Hypothefen, wenn Sie von den heute vorhandenen Er: 
Scheinungen ausgehen und annehmen, daß aus ihnen heraus allmählich Die 
neue volfswirtfchaftliche Organifation herauswachſen werde, nicht ganz ohm 
Wert gegenüber der heute in weiten Kreifen herrſchenden fozialiftifchen Auf— 
fafjung, mwonad nur der Staat, wie ein deus ex machina, durch Auf 
heben des privaten Eigentums an den Produftionsmitteln die Neuorganifatim 
des Wirtfchafte- und Nechtslebens herbeizuführen imftande jei. Und aud 
deswegen find folde Hypothefen nit ohne Bedeutung, weil das Zukunft: 
ideal, das fich einer gebildet hat, auch für den Standpunkt, den er bei Be 
urteilung der heutigen Entwidlungsftufe einnimmt, von Wichtigkeit iſt 
Nichtsdeſtoweniger aber glaube ich, am diefer Stelle den Boden der heutiger 
Tatfahen und der Frage, was heute gefhehen kann gegenüber den Kartellen, 


nicht verlaffen zu ſollen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Vorfigender Profeffor Dr. C. 3. Fuchs (Freiburg): Sch darf wohl 
auch Herrn Profeffor Liefmann, da er gewiſſermaßen als dritter Referent 
gefprochen hat, den Dank der Verfammlung für feine lihtvollen Ausführungen 
ausjprechen. 


Bergmeifter Engel (Efjen): Meine hochverehrten Damen und Herren! 
Der Ausgangspunkt des Herm Geheimrat Schmoller bei feinen heutigen 
Ausführungen und bei Stellung der Thefen war ber Gedanke, daß eine 
weſentliche Verfhiebung in der Einfommensverteilung eim 
getreten wäre. ch darf mir wohl geftatten, Ihnen Dazu einige wenige 
Zahlen vorzuführen. Der Bergbauliche Verein hat in den legten Jahren 
eine größere Arbeit über die technifche und wirtſchaftliche Entwidlung dei 
rheinifch-weitfälifchen Bergbaues herausgegeben, in der naturgemäß auch die 
Frage des Ertrages, jo fompliziert und ſchwierig fie it, einer Prüfung unter 
zogen worden ift. Die Zahlen, die wir gefunden haben, gelten für 60 bie 
70/0 der gefamten Fördermenge im Ruhrbezirk. Für diefe 60 bis 70°: 
der Gefamtförderung in den Jahren 1885 bis 1892 hat der Werksgewim 
pro Tonne 1,14 Mark betragen, während er in den Jahren 1893 bis 1904 
1,04 Mark betrug. Demgemäß ift eine Abnahme in bezug auf die Gr 
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vinne des Unternehmens pro Tonne eingetreten. Was nun ferner den An- 
‚eil des Lohnes am Ertrag betrifft, fo hat er 1886 pro Tonne Förderung 
2,71 Mark betragen, 1904 4,69 Mark, Der Durchfchnitt der Jahre 1886 — 92, 
n melden befanntlich der erfte Verſuch zur Bildung des Syndifats gemacht 
purde, war 3,24, der Durdfchnitt der Jahre 1893—1904, 4,32. Es ift 
nterefjant, einen Blid auf die Verhältniffe zu werfen, wie fie in anderen 
Bezirten bejtehen. Da geftatten Sie mir, darauf hinzumeifen, daß nad) 
yen Ermittelungen, die wir angeftellt haben, von 1887 —1903 die Xohn- 
teigerung bei der Geſamtbelegſchaft bei uns eine Steigerung um 56 %/o er- 
ahren hat, in Oberfchlefien 75/0, an der Saar, wo der Staatsbetrieb vor: 
yerricht, beträgt die Steigerung 32%/o, in Belgien 54 %o, in Frankreich 28 %/o, 
n Großbritannien 37/0. Hier möchte ich von vornherein zwei Ein- 
vendungen begegnen, einmal dem, als fei der höhere Gewinn durch die 
yermehrte Schichtzahl gefommen; denn diefe betrug 1886—1892 307, von 
ya bis 1904 308"/e, und ferner möchte ich darauf hinmeifen, daß in den 
nalifhen Löhnen naturgemäß nad; der dortigen Organifation der Verficherung 
zer Verfiherungsbeitrag enthalten ift, mit dem der einzelne Arbeiter fich 
'elbjt zu verfihern hat, während bei uns 171 Mark pro Kopf des Arbeiters 
iber die angegebene Summe hinaus geleiftet find. Wenn diefe Zahlen zu 
‚en Löhnen gerechnet würden, käme alfo noch ein höherer Zohnfat heraus. 
Sch glaube alfo, daß von einer übertriebenen Höhe des Unternehmergewinng 
eine Rede fein fann. 

Nun, meine Herren, hat Herr Prof. Schmoller in feinen Thejen auch 
sen Vorfchlag gemacht, foweit der Gewinn über 10°/o hinausgeht, die 
Hälfte desjelben an Staat und Gemeinde zu überführen. Was würde die 
Ronfequenz diefer Vorfchrift fein? Das Anlagefapital würde hoch gegriffen 
verden, und ich ftelle anheim, ob es zwedmäßig ift, für ein Unternehmen 
nehr Anlagefapital auszumwerfen als notwendig tft, umfomehr ald man mit 
zer Chance des Verluftes rechnen muß; denn gewöhnlich, wenn von den 
länzenden Erträgen der Induſtrie gefprochen wird, merden bie minder 
jlänzenden mit Stillſchweigen übergangen,; das iſt auch eine reichliche 


Ynzahl. 
(Sehr richtig!) 

Sie würden damit das unmirtfchaftlihe „watering of the stock“ 
‚eradezu herausfordern! Meine Herren! Herr Geh. Rat Kirdorf hat einen 
open Teil der Fragen, die id behandeln wollte, ſchon erſchöpft. Ich 
nöchte nur einige furze Bemerkungen dem nod hinzufügen. Ich fnüpfe an 
ie geftern von Herrn Prof. Brentano gemachte Bemerkung, ohne auf diefe 
onft einzugehen, an, wonad der Menſch nad) feiner Auffafjung der Rechts 
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ordnung Selbitiwed fei. Heute morgen hat Herr Geh. Rat Kirdorf fchon vor: 
geführt, daß wir alle, jeder an feiner Stelle, ein Glied im großen Zahnrad 
unferes Wirtfchaftsbetriebes find. Meiner Auffaffung nad ift jeder Menis 
in dem Augenblid, wo er in die Welt tritt, nicht einfach Selbſtzweck, fondern 
ift zugleih Staatsbürger, er ift „Intereſſent“, ohne die böfe zu Unredt an- 
gewandte Nebenbedeutung des Wortes; er ift an dem Wachſen und Blüben 
des Staates mit Rechten und Pflichten beteiligt. 

Meine Herren, im vorigen Jahre hat der Juriftentag fich mit der 
Kartellfrage beichäftigt; auf das Referat des Herrn Sektionschefs Dr. Klein 
hat man eine Refolution angenommen nad) einem blendenden Vortrage und 
nach erregter Disfuffion, bei der auch Andreas Hofer als Beſchützer genen 
die Übermaht der Kartelle ins Feld geführt wurde. Aber als die Ver— 
fammlung zu Ende war, fagte mir Exzellenz Hamm: ja, das ift eine auf- 
zeichnete Refolution, aber ob fie praftifche Bedeutung hat, jteht auf einem 
ganz anderen Blatt. Ich möchte glauben, daß man hier ebenfo wie bort 
gegenüber derartig Fompleren Fragen, wie die der Kartelle, mit Zeitfägen 
nicht8 zu erzielen vermag und man beffer täte, der Entwidlung auch etwas Spiel 
zu laſſen. 

Geftatten Sie mir anzufnüpfen an ein Wort, welches Profeſſor von Kauf: 
mann in feinem nad meinem Erachten hervorragenden Bude „Die Ge 
ſchichte der franzöſiſchen Eiſenbahnen“ ausſpricht. Er unterfucht dort die 
verſchiedene Geftaltung der Verhältniſſe in Franfreih mit feinem groß an- 
gelegten, von vornherein methodifh ausgebauten Eifenbahnfyftem und bei 
uns; er ftellt auch eine Vergleichung von Privat- und Staatseifenbahnbetrieb 
an und fagt dort in der Einleitung: Der große wichtige Unterfchied zwiſchen 
der Entwidlung im franzöfifchen Eifenbahnmwefen und überhaupt der wirt 
ſchaftlichen Entwidlung in Frankreih und der in Deutfhland ift der, daß 
man in Frankreich revolutionär in der Bolitif, Fonjervativ in der Wirt: 
Schaftspolitif ift, und daß in Deutjchland gerade das Umgefehrte der Fall if. 

Meine Herren, die Unterfchieve zwifhen Truft und Kartell und die 
Fragen, die fi) daran fnüpfen, find ja ſchon von Herrn Geh. Rat Kirdori 
ausführlih behandelt worden. ch möchte mir nur zu den Zahlen des 
Herrn Profeffor Schmoller über die amerilanifhen Trufts, die ja auf 
den eriten Blick erfchredend erfcheinen, eine Bemerkung geftatten. Das Truſt 
vermögen iſt nicht ein Vermögen der toten Hand, fondern darin iſt aud 
der kleine Befig mit vertreten. Es ift nit etwa fo, daß die Leute, die 
dieſe Millionen vertreten, diefe in der Tafche hätten; fondern die Zer 
jplitterung des Aftienbefiges, die auch in England in den Pfundſhares vor 
liegt, führt dahin, daß der Beſitz des Trufts auch in Heine Kreife übergeht. 
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Mir haben bekanntlich die Einheit von tauſend Mark für Aktien, aber dort 
ift es ja ganz anders, 

Bei der Beſchränkung, die mir auferlegt ift und die mich auf weitere 
Erörterungen zu verzichten zwingt, darf ich mir vielleicht vorbehalten — Ihre 
Zuftimmung vorausgefegt —, im Stenogramm die Ausführungen, die ich 
geftern nod machen wollte, als Ergänzung anzubringen. 

Herr Geh. Nat Kirdorf hat bereits auf die Vorteile und Wohltaten 
der durch das Kohlenſyndikat gefchaffenen ftändigen Arbeitsgelegen'- 
beit hingewiefen, darin liegt die bedeutfame Erftarfung unferes wirtfchaft- 
lihen Rückgrats. Ich verzichte darauf, aus Aſhley, den ich geitern 
Schon zitierte, Ihnen noch mehr vorzulefen; ich weiſe aber ausdrüdlich darauf 
bin. Ich darf nur daran erinnern, daß der Xohnanteil in den letzten Jahr: 
zehnten gejtiegen und der Unternehmergewinn zurüdgegangen tft; Herr Geh. 
Rat Kirdorf hat ſchon angedeutet, daß es unferer aufmerkjamften und leb— 
bafteften Arbeit bedurft hat und ſtets bedarf, bei dem natürliden 
Fortſchreiten des Lohnniveaus, mit dem wir durchaus einverftanden 
find, angefihts des beftändig ſich verfchärfenden Wettbewerbs auch die Unter- 
nehmer zu ihrem Rechte fommen zu laſſen. Daß wir damit einverjtanden 
find, das ift in den Jahresberichten des Bergbauvereing niedergelegt ; dafür 
nenne ich Ihnen ald Kronzeugen den vor kurzem verftorbenen Abgeoroneten 
Dr. Hirſch, der im Abgeorbnetenhaufe diefe Bemerkungen in den Jahres— 
berichten als „goldene Worte“ bezeichnet hat. 

Wenn gejagt worden ijt, wir perhorreszieren die Organifationen der 
Arbeiter, wir verlangten aber felber die Organifation bei unferen Ab— 
nehmern und hätten für uns felbft eine ftraffe Organifation gejchaffen, fo 
liegt darin ein großer Unterfchied vor. ch habe in einer Brofchüre, die 
wohl vornehmlid; deshalb viele Angriffe erfahren hat, feiner Zeit auseinander- 
gejeßt, daß der Zwed der Berufsorganifationen der Arbeiter nur ein Kampf- 
zwed fein fünne, weil den Organijationen durch unfere foziale Geſetzgebung 
wichtigſte pofitive Aufgaben abgenommen worden find. Es wurde heute in 
einem Zwiſchenruf auf England hingewiefen, und man hat fich hiermit auf 
einen Zeugen berufen, der nit aus Deutfchland ftammt. Sch möchte 
meinerfeitö ebenfalls auf einen Ausländer hinmweifen, auf den bedeutenden 
amerifanifhen Finanzmann Banderlip. So erörtert Vanderlip in feinem 
Bud: „Amerifas Eindringen in das europäische Wirtfchaftsgebiet” auf 
S. 67 ff. eingehend die Urſachen, welde den in Großbritannien jchmerzlich 
empfundenen Stillftand, ja Nüdfchritt der britiſchen Induſtrie herbeigeführt 
haben; er nennt dort das „munieipal trading“, d. 5. die zu weit aus- 
gebehnte Induſtrietätigkeit durch öffentlich-rechtliche Korporationen, den allzu 
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fonfervativen Standpunft der Betriebsunternehmer in der Anwendung da 
Fortfchritte der Technik, insbefondere in Gejtalt mangelnden Unternehmung?: 
geiftes, vornehmlich aber in dem Verhalten der Gemwerfvereine, die — unter 
Zurüditellung ihrer früher überwiegenden Fürforgeaufgaben — auf die be 
ftändige Herabfegung der Arbeitsleiftung pro Mann und Tag Hinarbeiten, 
obwohl damit notgedrungen die Wettbewerbsfähigfeit der britifchen Induſtrie 
auf dem Weltmarkte vernichtet würde. 

Im Gegenfa zu den ausfchlieklih Kampfzweden dienenden Drganı- 
fationen der deutjchen Gewerfvereine hat unfere loje Bereinigung, die Feinerlei 
Machtmittel gegenüber ihren Mitgliedern befigt, eine Neihe pofitiver Auf: 
gaben. Bornehmlich liegt e8 uns ob, den deutſchen Gewerbfleig zu unter: 
ftügen in dem Streben, unter Steigerung des Lohnniveaus die fonftigen 
Produftionskojten zu verringern. Bei der fich überftürzenden Entwidlung 
der Technik liegt allein hierin eime ungeheuer jchwere Aufgabe. Zu dem 
Zwede haben wir im bergbaulichen Verein 3. B. Anftalten getroffen, die 
Keffel- und Mafchinenüberwahung auch in mirtfchaftliher Beziehung zu 
organifieren, nicht allein zu dem Zwecke, die Selbitfoften zu verringern, 
Sondern zugleih in dem Beſtreben, damit unferen Mafchinenfabrifen neue 
Anregungen zu geben und ihre Wettbewerbsfähigleit auf dem Weltmarfte 
zu erhöhen. 

Geftern ift uns der Vorwurf gemadht worden, wir feien mit ver 
Literatur der Herren, bie fi ex professo mit diefen Fragen bejchäftigen, 
nicht vertraut. Ich glaube, man follte uns feine Vorwürfe machen. Jeder 
lieft nach beiten Kräften und foweit andere Aufgaben es ihm gejtatten. Es 
ift unmöglich, alles im Detail zu ftudieren. In dem Streben nad 
Wahrheit aber jtehen wir Hinter niemand zurüd; aud vermögen wir 
einer ausfchlieglich deduktiv verfahrenden Wiſſenſchaft, die zum erheblichen 
Teile auf Belejenheit fih zurüdführt, Fein Vorrecht in der Beurteilung 
praftifcher Fragen einzuräumen. 

Es ift auf die ungünftige Behandlung der Verbrauder 
bingewiefen worden mit dem tragifchen: morituri te salutant. Nun id 
darf fagen, daß diefe morituri ſich fehr wohl fühlen, wie ein Blid auf 
den NRüdgang der Auswanderung beweiſt. Unjere Auswanderung bat ji 
feit Bejtehen des Syndikats erfreulicherweife in erheblihem Maße ver: 
mindert. Während fie in den Jahren 1881—1890 2,85 pro Mille der 
Gejamtbevölferung betrug, ifi fie in den Jahren von 1901—1903 auf 0,5 
pro Wille gefunfen. 

Sodann iſt auch die Frage der Preisbildung hier behandelt worden; 
e3 find in diefer Beziehung Vorwürfe gegen das Kartell erhoben worden. 
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. Sa, wenn die Feſtſetzung eines Preifes auf ein Vierteljahr oder ein ganzes 
. Jahr voraus — damit die Abnehmer mit fejten Sonjunfturen rechnen 
fönnen — fo einfach wäre, dann wären allerdings die Vorwürfe nicht un— 
begründet. Aber, meine Herren, man fann Sonnenfinjternifje auf Taufende 
von Jahren, glaube ih, genau voraus berechnen; Sie fünnen aber nicht 
zuverläffig vorausfagen, wie am nächſten Tage das Wetter fein wird. hn- 
liches gilt auch vom Wetter auf mirtfchaftlihem Gebiete, von der Kon- 
junftur, und das, je mehr unfere Fleine Erde faſt gar feine Entfernungen 
mehr fennt. Goethe fonnte noch den Bürgersmann gleichgültig bleiben 
lafjen, wenn „hinten weit in der Türkei die Völker aufeinander fchlugen“. 
Das iſt alles anders geworden; wenn noch viel weiter weg die Völker heute 
aufeinander fchlagen, jo berührt und das ganz außerordentlich, wie wir noch 
jüngft haben wahrnehmen müflen. Das Preifemaden ift nidt Sade 
größerer oder geringerer Willkür, wie man es bier darftellen wollte, ſondern 
das Ergebnis jehr forgfältiger Prüfung der wirtſchaftlichen Lage und ihrer 
wahrfcheinlichen Gejtaltung. 

Wenn dem Bergbau zum Vorwurf gemacht wurde, er hätte 1901 beim 
Niedergang der Konjunktur die Preife nicht ermäßigt, jo möchte ich darauf 
hinweijen, daß man nur nad jorgfältigjter Prüfung an den Preiſen feit- 
zuhalten bejchlofjen hat in der Erwägung, daß eine Verringerung der Preife 
eine Deroute notwendig hätte zur Folge haben müfjen,; denn wenn einmal 
eine Preisermäßigung unter Berlafjen der gefchloffenen Verträge eintritt, fo 
ift die Erwartung der Verbraucher berechtigt, daß eine weitere Ermäßigung 
folgen werde, und damit wird die Nachfrage nicht hervorgelodt, ſondern 
geradezu verfcheucht und zum meiteren Hinhalten animiert. Meine Herren, 
wir ala Rohitoffproduzenten find in ungünftigerer Zage als alle Verbrauder. 
Seht die Konjunktur aufwärts, fo haben wir jedes Lot zu liefern; geht fie 
rückwärts, dann regnet es leicht Bemängelungen. Erzellenz von Rottenburg 
glaubte gejtern, daß der Kofs infolge des Syndifats ſchlechter geworden wäre. 
Das iſt nicht richtig; an den Kofs werden jett ganz andere Anforderungen 
geftellt als früher, indem die Hochöfen ein Vielfaches des früheren Faſſungs— 
raumes bejigen und fomit Kofs von befonderer Feſtigkeit verlangen und 
geliefert erhalten. 

Die Behauptung von der Vernichtung der felbjtändigen Eriftenzen, die 
man jo oft hört, trifft meines Erachtens auch nicht zu. In der Ent— 
widlung unferer Volkswirtſchaft hat fih die Bildung eines ganz neuen 
Mitteljtandes vollzogen. Herr Kirdorf hat fih ſchon als Arbeiter bezeichnet. 
Für mid gilt das gleiche, und fo find wir eben alle Arbeiter; der eine 
arbeitet mit dem Kopfe, der andere mit der Hand, wie es feine Fähigkeiten 
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mit fi bringen. Es bat fi eine Umbildung des Mittelftandes vollzogen, 
aber feine Vernichtung, vielmehr ganz das Gegenteil. 

Es ift fo viel von den Segnungen einer Verftaatlihung 
geſprochen worden. Aber auch da heißt es: in die Höhle des Löwen gebt 
es leiht hinein, aber heraus ungeheuer ſchwer. Vestigia terrent! Ich 
darf vielleicht einiges vorlefen aus einer Landtagsdruckſache bezüglich der 
Berftaatlihung, das ih nad der berg: und hüttenmänniſchen Zeitfchrift 
„Glüdauf“ Nr. 33 vom 13. Auguft zitiere. 

So fagt die amtliche Denkichrift zur Begründung des Gejegentwurfs 
betreffend den Erwerb mehrerer Privateifenbahnen für den Staat (Anlagen 
zu den Stenographifchen Berichten, I. Seffion 14. Zegislaturperiode, 1879/80, 
©. 55) unter dem Marginal „Ermäßigung der Eifenbahntarife“ : 

„Der Staat hat daher das eminentefte Intereſſe an einer 
angemeffenen Begrenzung der Höhe der Eifenbahntarife.“ 

und weiter: 

„Für eine geveihliche Entwidlung und Geftaltung des Eifenbahn- 
weſens ift e3 daher unbedingt erforderlih, daß dem Staate die Ein- 
wirfung auf die allmählide, dem wirtjhaftliden Be- 
dürfnis des Landes entfprehende Reduktion der Tarife 
gejidert wird.“ 

Daß diefer Forderung bisher nicht genügt ift, lehren die folgenden Zahlen: 


Bei den preußifch-heffiihen Staatsbahnen betrug: 


die Ver⸗ die Einnahme für 1 tkm 
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im inſung im in Bagen- | fü . 
erbältnis |. r Fradtgut in Wagenladungen der 
Rech⸗ im Güter⸗ ——* Ya h Spezialtarifklaſſe 
mungs: | an | vertege ſ — — = 
jahr tapital überhaupt napme- I (inSadungen (inLadungen III 
in % tarifen v, 10000 kg)| v. 5000 kg) 
1885 4,88 3,83 2,34 3,63 
1890 5,26 3,80 2,83 5.12 | 409 | 416 | 2,89 
1895 6,75 3,76 2,70 5,24 410 | 4,10 2,94 
1896 7,15 8,75 2,72 5,25 4,10 415 | 23,95 
1897 7,14 3,70 2,66 5,24 410 | 411 | 2,96 
1398 7,07 3,63 | 2,62 5,20 4,09 408 | 2,99 
1899 7,28 3,55 | 2,58 5,19 4,09 4,10 2,99 
1900 | 7,14 3,52 2,58 5,18 406 1106 3.00 
1901 6,41 3,55 | 2,61 5,19 416 | 414 3,01 
1902 6,54 2,59 5,17 404 | 412 3,01 


3,54 | 
| 

Einen der Hauptnadteile der Berftaatlihung, wie man fie ja aud 

gegenüber dem Bergbau fordert, ſehe ih in der Ausfchaltung mwerbenden 
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Kapitald aud in Händen von kleineren Kapitaliften. Bei der Eifenbahn- 
verjtaatlihung find unzweifelhaft erheblihe Kapitalien im Kleinbefig auf 
ausländiihe Werte höheren Zinsertrages, aber geringerer Sicherheit ab- 
gedrängt worden. Wie hätte fonjt wohl der Kurs der fogenannten exotifchen 
Staatsanleihen — der fortjchreitenden inneren Feltigung jener Länder un- 
geachtet — diefe Steigerung erfahren, welde ihnen bei dem Andrängen des 
Kapitals erlaubte, ihre frühere mit 6 /o normale Verzinfung auf 4 %/o herab- 
zufegen! Welde Unfummen von deutſchem Gelde find dann in den folgenden 
Jahren an ausländifchen Unternehmungen, die durch die Ausficht einer guten 
Verzinſung das aus den Eifenbahnpapieren freimerdende Kapital angezogen 
hatten, verloren gegangen! 

Deshalb befämpfen wir das Staatsmonopol; mir befämpfen es aber 
auch noch aus den Gründen, die feiner Zeit Friedrih der Große anführte, 
al3 man ihm ein Eifenmonopol für Schlefien vorfhlug. Er fagte: 

„Daß Eifen und Stahl im Lande gemadjt wird, ift eine fehr gute 
Sade; aber ein Monopolium wollte Sch nicht gerne haben; denn das hat 
immer einen üblen Erfolge. Der Monopolift wendet feinen rechten Fleiß 
und Betriebfamfeit an auf die Sache, weil er niemanden neben ſich hat, 
der ihm nadheifert; daraus fommt denn, daß er feine Arbeit negligieret 
und ſchlechte Ware madt.“ — 

Nur noch zwei Worte zum Schluß. Im Gegenſatz zum kategoriſchen 
Imperativ der Pflicht, der als Wahrſpruch Deutſchlands Befreiung von der 
Fremdherrſchaft durchführen half, hat man am Ausgange des letzten Jahr— 
hunderts verfucht, einer einfeitigen ethiſchen Auffafjung Boden zu verfchaffen, 
welche allzu bereit ift, den Arbeitern nur Rechte zu geben, ohne ihnen auch 
Pflichten aufzuerlegen. 

So muß es geradezu als eine verderblihe Hypnofe in fozialpolitifcher 
Beziehung bezeichnet werden, wenn man glaubt, jeden, doch wechjelfeitig ge- 
meinten Zwang im Arbeitövertrage für den Arbeiter perhorreszieren zu 
wollen, gleichwohl aber die Beugung der Unternehmer unter Tarifverträge 
ohne Widerfinn glaubt befürworten zu dürfen; wenn man weiter glaubt, 
die Zugehörigkeit zur Arbeiterorganifation erzwingen zu follen, indem man 
diejen Drganifationen ein fürmliches Befteuerungsrecht verleihen will, wies 
wohl fie heute ſchon von ihren Mitgliedern Beiträge einziehen, welche ein 
Mehrfaches der ftaatlihen Steuerleiftung diefer Mitglieder ausmachen! 

So nimmt man ferner die zum Teil maßloſen Äußerungen vom fozial- 
demofratifchen Parteitage in Jena ruhig hin, ohne daß die dort entwidelten 
Tendenzen über den Maffenftreit den einmütigen Proteft der bürgerlichen 
Gefellihaft gegen diefen Affront herbeiführten! \ 


— 
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Ich verzichte auf weitere Ausführungen. Ich glaube gleihwohl, daß 
diefe gegenfeitige Ausſprache ganz erwünſcht war, wir fehen uns Auge in 
Auge, fprechen miteinander über diefe Sahen, und dies ift ja die erſte 
Vorausſetzung für eine Verftändigung. Kommen Sie aud einmal zu uns 
ing Revier und fehen Sie die Verhältniffe einmal aus der Nähe an. Be- 
fchränten Sie ſich nicht darauf, fie von der hohen entfernten Warte zu be- 
trachten. Troß aller Fortfchritte der Optik find die Gläfer häufig getrübt. 
Sehen Sie auch nicht durchs Schlüſſelloch — warum auch —, wir machen 
Ahnen gern die Tür auf. Dann werden Sie fi freilihd aud überzeugen, 
daß wir nicht folde Sybariten find, wie wir im Simpliziffimus in ber 
unflätigften Weife in Wort und Bild dargeftellt worden find. 

(Lebhafter Beifall.) 
Nein, meine Herren, wir haben auch einen Arbeitstag, der länger ift als 
acht Stunden. Wir tun die Arbeit gern, weil wir ung unjerer Aufgaben 
für das deutfche Wirtfchaftsleben und der darin liegenden Verantwortung 
bewußt find. Wir ftehen auf dem Boden des kategoriſchen Imperativs und 
nicht auf dem des Übermenfhen. Wenn Sie dann zu und fommen, fo 
werde ih Sie an das Denkmal Krupps führen, der Eſſen aus einer Ader- 


ſtadt in eine Großinduftriejtadt verwandelt hat, um Sie dann auf die aud 


uns ftet3 vorſchwebende Infchrift des Denkmals hinzuweifen: „Der Zwed 
der Arbeit foll das Gemeinmwohl fein!“ 
(Lebhafter Beifall.) 


Reihstagsabgeordneter Bergrat Gothein (Breslau): Meine Damen 
und Herren, ich bin Herrn Bergmeifter Engel außerordentlih dankbar für 
die freundliche Einladung, die Wirkfamfeit des Syndikats und die Tätigfeit 
ver Betriebsbeamten einmal in der Nähe zu fehen. Aber jo ganz fremd 
find mir, der ich felbjt Bergmann geweſen bin oder noch bin, diefe Ber: 
bältniffe nicht, fo außergewöhnlich viel Neues würde ich dabei nicht jehen. 

Ich bin ihm aber nod weit danfbarer dafür, daß er die Morte 
Friedrichs des Großen über die Schäblichfeit der Monopole zitiert und fi 
rüdhaltslos zu denfelben befannt hat. Ich wünſchte bloß, daß er auch die 
Nubanmendung daraus ziehen möge, befonders für das Monopol, welches 
das Kohlenfyndilat und der Stahlwerfsverband hat; denn das iſt zweifel— 
[08 in weit größerem Mafe ein Monopol als das, was Friedrich der Große 
für die Eifeninduftrie in Schlefien ablehnte. 

Nun zur eigentlichen Sache: Es ift von allen bisherigen Referenten 
und Rednern als vollftändig felbftverftändlich Hingeftellt worden, daß die 
natürliche technifche und gewerbliche Entwidlung zu diefer Konzentration in 
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der Großinduftrie, zur Politif der Kartelle und event. Trufts führen müffe. 
Meine Herren, es ift mir doch fraglih, ob das fo unbedingt notwendig 
war. Eine Begründung diefer Notwendigkeit ift bisher von niemand unter- 
nommen worden. Wir müſſen uns doc ehrlich fagen: gibt es nit ein 
Land, in dem diefe Entwidlung ſich nicht vollzogen hat, ein Zand, das 
noch dazu das ältejte ift, welches eine induftrielle Entwidlung hat, England ? 
Ich weiß, es ift uns in der Kartellenquetelommiffion eine Tabelle vor- 
gelegt worden über die Kartelle und Trufts in England; aber derjenige, 
welcher fich die Mühe nimmt, diefe Kartelle genauer zu ſtudieren, der ſieht, 
daß es fih um einzelne fleine agglomerations handelte, um Zufammen- 
legung fleiner Werfe, die nicht entfernt den Charakter der Fufionen bei ung 
haben, daß England, das Großinduftrieland, auch heute noch das Land ift, 
in dem es feine eigentlihen großen, fejtgefügten Kartelle, feine Syndi— 
fate gibt. 

Nun hat Herr Profefjor Adolph Wagner in der leßten Situng der 
Kartellenquetefommiffion ausgeführt, daß die Schuld an der Konzentration 
der Induſtrie in Deutfchland ſowohl wie in den Vereinigten Staaten darin 
beruhe — der Gedanke ift ja auch heute wiedergelommen —, daß in diefen 
beiden Staaten die Börfe eine ganz andere Macht hätte und das Börfen- 
fpiel fo außerordentlich entwidelt wäre. Ich halte das für eine mwefentliche 
Überfhägung der Börfe; denn es gibt faum ein größeres Land, in dem 
die Börfentätigfeit fo außerordentlich zurüdgegangen iſt, wo die Börfe eine 
fo geringe Macht hat, wie gerade in Deutjchland. In den Vereinigten 
Staaten ift fie noch eine Madt. In England, in Frankreich iſt fie eine 
ganz andere Macht, da find die Umfäge fehr viel größer und ganz anderer 
Natur. Biel eher berechtigt ift die Auffafjung, daß die Konftruftion unferes 
Bankweſens (jehr richtig!) mit die Urfache einer ſolchen Konzentration ge- 
wejen if. Das ift zu einem Teile gewiß unbejtreitbar, es ift jedenfalls 
ein Grund mit, warum man in England, wo das Banfwefen ganz anders 
fonftruiert ift, wo man eben den Begriff der großen Induſtriebanken eigentlich 
nicht fennt, auch diefe große Konzentration wie in Amerifa und in Deutſch— 
land nicht vorhanden iſt. 

Es fommen aber noch andere Momente hinzu. Nehmen wir den 
Kohlenbergbau, fo beruht die Möglichkeit der Konzentration bei uns auf 
dem befchränften Vorkommen einerſeits — das ift ja in England auch 
ebenfo beſchränkt — und auf den Berfehröverhältnifjen anderjeits. Ein 
Land, wo, wie in England, überall die Wafjerftraßen tief hineinfchneiden, 
ein Land mit einer fo Efolofjalen Küftenentwidlung hat eine ganz andere 
Möglichkeit, feine Brennftoffe, bei denen ja die Fracht einen mwefentlichen 
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Teil des Preifes ausmadt, billig zu verfrachten und die Konkurrenz darin 
aufrecht zu erhalten, als das bei ung der Fall tft, und wenn Sie einmal 
bei ung die Kohlenfrachten näher ftudieren, werden Sie finden, daß gerade 
die Frachtpolitik der preußischen Eifenbahnen ganz weſentlich dazu beigetragen 
bat, diefe Konzentration zu ftärfen, daß dieſe Politik das Kohlenſyndikat 
und die verfchiedenen KRohlenfonventionen erjt ermöglidt. Wir haben billige 
Ausfuhrtarife für Kohlen, wodurd eine Entlaftung des inneren Marfts 
und dadurd eine Schwäche der Konkurrenz auf demfelben eintritt, auf der 
andern Seite werden die ausländifchen Kohlen zu höheren Tarifen nach den 
Konfumtiongftädten im Inland gefahren. Wir verhindern alfo auch da- 
durch wieder die Konkurrenz des ausläudiſchen Brennftoffe. Wir fördern 
damit die Konzentration im Kohlenbergbau, die Politik der Kohlen: 
fyndifate. 

Meine Herren! Herr Geh. Nat Kirdorf hat ausgeführt, jede falſche 
Preispolitif würde fih rädhen; denn dann werde die Konkurrenz des Aus: 
landes rajch eintreten. a, diefe Konfurrenz des Auslands tritt eben bloß 
in den fogenannten bejtrittenen Abjatgebieten ein, aber nicht in dem un— 
beftrittenen Abfatgebiet, und das verjteht die Politik des Syndikats aus- 
gezeichnet auszunugen, indem jie im unbeftrittenen Gebiet die Kohlenpreiſe 
hoc hält, und da, wo die Konkurrenz des Auslands oder anderer Kohlen: 
reviere in bejtrittenen Abſatzgebieten eintritt, die Preife weſentlich niedriger 
ſtellt. Das geſchieht in noch ganz anderer Weife bei der Ausfuhr der 
Kohle. Ich möchte Ihnen ein praftifches Beiſpiel dafür vorführen. Einer 
meiner freunde, der felbit an der Spihe eines großinduftrielen Montan- 
unternehmens jteht, beſuchte einen alten Freund und Befannten im Ruhr— 
revier, welcher ein Hüttenmwerf leitet, und da fagte ihm diefer: das Hütten- 
werf ift angelegt worden, weil hier die Kohlen in der Nähe find. Früher 
befamen wir diefe Kohlen zu mäßigen Preifen. Heute find wir gezwungen, 
eine wejentlich fchledtere Kohle aus größerer Entfernung zu verwenden; da: 
durch ift die Exiſtenz dieſes Hüttenwerks bedroht, wenigjtens im feiner 
Rentabilität ſchwer beeinträdtigt. Derjelbe Mann, ein Fachmann, fuhr 
darauf nad Belgien weiter und beſuchte dort ein großes gemifchtes Werf. 
Hier ſah er, daß Ruhrkoks und Ruhrkohle in ganzen Zügen dorthin famen 
und verbraucht wurden. Er fragte die Direktoren des Werkes: Sie haben 
doch jelbit eigene Kohlen? Ja, die Ruhrkohlen und der Ruhrkoks, ant: 
mwortete man, merden von dem Syndilat zu fo billigen Breifen und mit 
ſolchen Ausfuhrtarifen geliefert, daß es vorteilhafter ift, diefe Ruhrkohlen 
zu verwerten, zumal fie auch bejjer find als unfere eigenen. Wir tun befier 
daran, unjere Kohlen nach Frankreich zu verlaufen und für uns ſelbſt Ruhr 
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fohlen zu verwenden. Diejes Beijpiel aus der Praris, meine Herrn, zeigt, 
wie diefe Berhältnifje wirken. 

In der Eifeninduftrie liegen die Verhältniffe ja etwas anders. Gewiß 
fpielt die Möglichkeit des Ausfchluffes der Konkurrenz durch die Fracht— 
politif auch hier eine bedeutende Role. Es kommt aber noch ein anderes 
hinzu, das ift der Ausfchluß der Konkurrenz, die durch Schußzölle ftatt- 
findet, und erſt die Schugzölle haben, was ja auch von einem fo hervor: 
ragenden Fachmann, wie dem Direftor Schmieding vom Baroper Walzwerf, 
einem begeijterten Schußzöllner, unummunden anerfannt worden ift, die Kar— 
telle in der Eijeninduftrie erft ermöglidt. 

Mit vollem Recht iſt hier zwar wiederholt ausgeführt worden, daß die 
Erzeugung des Eifens und feiner Weiterverarbeitung in gemifchten Werfen 
in den technifchen Nerhältnifien begründet liegt und jo außergewöhnliche 
technifche Vorteile befist, daß fie auch ohne Schußzoll, auch ohne Kartelle 
gelommen wäre. Meine Herren, das ftimmt für einen großen Teil der 
Eifenfabrifate, e3 ftimmt volljtändig für alle diejenigen Produkte, bei denen 
es nicht auf eine weitgehende Verfeinerung und Speztalijierung ankommt, 
alſo für Schienen, Träger ufw., die alle in einer Hitze gewalzt werben. 
Wenn aber Profefjor Liefmann gemeint hat, daß gerade die neuelten Ver— 
handlungen ergeben hätten, daß jelbft die Konftruftion von Brüden und 
Bauten zwedmäßig von den gemifchten Werfen betrieben würde, jo iſt das 
in der Natur der Technik nicht begründet ; denn das Werft, das Brüden 
fonftruiert, hat nicht den geringften technifchen Vorteil, wenn es feine Träger 
und Konftruftionseifen ſelbſt herftellt, fondern es hat eben bloß einen 
Handelövorteil, der darin liegt, daß der Konkurrenz dag Material, das fie 
verarbeiten muß, durch die Kartelle ſehr viel teurer geliefert wird. Der 
techniſche Vorteil, felbjt Brüden- und Baufonftruftionen zu machen, ijt für 
die Eifeninduftrie minimal, wie wir ja aud in England, dem Mutterlande 
der Eifeninduftrie, das auch heute noch eine hochbedeutfame Eifeninduftrie 
befitt, faft überall die Trennung finden. Entfcheidend für die Kombination 
find die Materialpreife. 

Laſſen Sie mid das Beifpiel einer großen Eifenhütte mit Stahl: 
werk, der ich perfönlid nahe ftehe, anführen! Als zuerft die Kohlen: 
fonvention auffam und den Brennftoff verteuerte, da fagte dieſes große 
Werk, das ein folofjaler Konfument von Kohlen und Koks iſt: dieſe Ent- 
mwidlung können wir nicht ohne weiteres über uns ergehen lafjen, wir find 
in unferem eigenften Intereſſe genötigt, ung unabhängig in Kohlen zu machen. 
Und das erjte, was man tat, war, daß man fich eine Kohlengrube und eigene 
große Kofsanftalten anlegte; denn ſonſt — mußte man fi fagen — tft 
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man der Konvention ſchutzlos preisgegeben und weiß nit, ob man in 
Zukunft noch eine Baſis der Rentabilität finden fann. Als dann die 
Eifenfyndifate famen und eine Verteuerung von Roheifen und Stahl 
braten, da trat ein anderer Fall ein, da mußte man damit rechnen, daß 
die bisherigen Abnehmer des Halbzeuges ſich felbit ihren Stahl, ihr Halb- 
zeug machen würden, und man war daher genötigt, um für Die eigene 
folofjale Produktion an Stahl, die man nun einmal hatte, Verwendung zu 
haben, ſich PVerfeinerungsinduftrien anzugliedern. Man nahm u. a. eine 
Verfeinerung auf, die Feinblehwalzerei, die, wie ich offen fage, für ein fo 
großes Werk durdhaus ungeeignet ift, und bei der man dort in der Zeit 
der Kinderfrankheiten Millionen zugefegt hat, ehe man fomweit war, nur 
halbwegs mit Vorteil produzieren zu können. Die Lehre aber, die man 
daraus zog, war die, daß es viel zwedmäßiger wäre, ftatt ſelbſt weitere 
Verfeinerungen aufzunehmen, fich lieber ein großes Berfeinerungswerf an- 
zuglievern. So fam man dazu, fih mit einem großen Werk zu fufionieren, 
welches die Verfeinerung hatte, und wo es nicht nötig war, Millionen an 
Lehrgeld zu zahlen. 

Meine Herren, wer diefe Entwidlung von A bis 3 mitverfolgt hat, 
hat nicht den geringften Zweifel — und wenn Sie die Herren Direktoren 
der Werke fragen, fo geben fie Ihnen ohne weiteres recht —, daß die Ent- 
widlung der Kartelle diefe Konzentration, diefe Bildung der Riefenbetriebe 
notwendig gemacht hat. Sie zwang dazu und zwingt in noch immer 
weiterem Maße dazu. Es gibt faum eine Aufjichtsratsjigung, wo nid 
darüber beraten wird, ob man nicht einen neuen Zweig der Produktion 
aufnehmen oder ein Werk, das dieſe weitere Spezialifierung liefert, an: 
gliedern fol. 

Das ift die Folgewirfung, die jegt allerdings fich geltend macht; aber 
fie ift erft entftanden auf der Grundlage des Zollſchutzes, der es eben den 
weiterverarbeitenden Werfen unmöglid machte, fih von der Politik der 
Syndifate unabhängig zu machen und aus dem Auslande das Eifen oder 
Halbzeug einzuführen. Meine Haren, wir haben von Herrn Profeſſor 
Schmoller gehört, daß ja die dee des Schußes der weiterverarbeitenden 
Induftrien, in erfter Linie der reinen Walzwerfe, dadurch zu erreichen fei, 
daß man nad dem Vorbild der Brüfjeler Zuderfonvention eine internationale 
Regelung der Eijenzölle eintreten lafje — ein Gedanke, der unmittelbar 
nach der Brüfjeler Zuderfonvention mohl zuerft von mir aufgegriffen und 
Schriftftellerifch behandelt wurde, und dem ich auch im Reichstag, ſowie in 
der Kartellenquetelommijfion Ausdrud gegeben. Wie hat denn aber diele 
internationale Regelung der Zuderzölle auf die Zuderinduftrie gewirkt, die 
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ja vorher ein Syndikat hatte, das den Preis außerordentlich verteuerte, und 
das das geſchloſſenſte Syndikat war, das wir in Deutfchland hatten? Als 
der Überzoll über die Verbrauchsabgabe herabgefegt wurde, war die un- 
mittelbare Wirkung des nunmehr fo geringfügig gewordenen Schußzolls, 
daß das Syndikat überhaupt nicht mehr zu halten war und ſich ohne weiteres 
auflöfte. Wenn Sie diefen Weg der internationalen Regelung und wefent- 
lichen Herabfegung mit den Eifenzöllen befchreiten wollen, fo bin ich aller- 
dings der Meinung, daß diefe Mafregel in jeder Weife geeignet ijt, den 
Verbraucher gegen die Ausfchreitungen der Kartelle zu ſchützen, aber daß Sie 
damit auch den Fortbeftand diejer Kartelle in Frage ftellen. Ach bin der 
feften Überzeugung, daß die Mehrzahl diefer Kartelle dann nicht mehr zu- 
fammenhalten würde. Denn nicht auf natürlicher Grundlage, fondern erft 
dur die Geſetzgebung begünftigt iſt die Konzentration in Kartellen und 
Syndikaten zuftande gelommen. 

Für mid ift aber auch anderſeits zweifellos — ich jtehe doch im 
Leben drin und fann die Vorgänge bei vielen einzelnen Werfen genau ver- 
folgen —, daß bei Fortführung der Schußzollpolitif man bei den Syndifaten 
und Kartellen nicht ftehen bleiben fann, fondern daß fie zur DVertruftung 
führen muß. Wir haben diefe Vertruftung ſchon in weitgehendftem Maß. 
Es ſchwebt jetzt ein Prozeß darum, ob die von der Deutih-Luremburgifchen 
Bergwerks- und Hüttengefellfhaft angefaufte Zeche „Friedlicher Nachbar“ 
dadurch eine Hüttenzehe geworden ift oder nicht, ob infolgebefjen der Kohlen- 
verbrauh der Hütten diefer Gefellfhaft von den eigenen Gruben unter den 
Syndikatsvertrag fällt oder nit. Sobald der Prozeß entfchieden ift, wird 
eine weitere rapide Konzentration in der Montaninduftrie eintreten. Man 
lauert nur darauf, die Börfe, alle beteiligten Aktionäre find fieberhaft ge- 
fpannt, wie die Entſcheidung in letter Inſtanz ausfallen wird, und dann 
wird die Konzentration in immer weiter gehendem Maße vor fich gehen. 

Man fann der Meinung fein, daß in der weitgehenden Bertruftung 
aud ein technifcher Vorteil liegt. Aber je größer die Konzentration ift, deſto 
meniger iſt es möglih, daß die Leitung ihre Aufmerkfamfeit den einzelnen 
technifchen Spezialzweigen zumendet, da dieſe durch die Gefamtleitung bereits 
voll in Anfprud genommen find; um fo weniger iſt es auch möglich, die 
Wünſche der einzelnen Kunden angemefjen zu befriedigen; es werden dann 
tatſächlich etwas mindermwertige Erzeugniffe hergeftellt. 

FÜnd ſchließlich befommt ein folder Niefenbetrieb aud die Nachteile 
des Staatsbetriebs ; je größer das Unternehmen, umfo bureaufratifher muß 
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der Handelsfammern und wirtſchaftlichen Vereinigungen lefen, die Klagen 
über die Bureaufratie, die fi in diefen Syndifaten ſchon geltend macht. 
Ich will feinem der Herren einen Vorwurf daraus machen. Es ift das eben 
die naturgemäße Folge diefer Riefenbetriebe; fie Iafjen fih eben nur nod 
bureaufratifch verwalten. 

Meine Herren, der Schußzoll iſt erft dur die Kartelle ausgenust 
worden. Bis zum Inkrafttreten der Kartelle fam er im Inlandspreiſe — 
das habe ich in der Kartellenquetefommiffion nachgewieſen — bloß in den: 
jenigen Zeiten zum Ausdrud, wo eine folofjale Nachfrage zu Zeiten der 
höchſten Konjunktur herrſchte. In folden Zeiten hat freilid jever Schub: 
zoll die Wirfung, daß er, indem er die Zufuhr der Waren aus dem Auslande 
erfchwert, den Preis noch höher treibt, ald es der natürlichen Hochkonjunktur 
ohnehin entjprehen würde. Die weitere Wirkung ift dann die, daß in 
folden Zeiten wegen der Anappheit an Waren und wegen ihrer hohen Preiſe 
das Kapital fi dazu drängt, neue Produftionsftätten zu errichten. Wenn 
dann die Konjunktur ihrem Ende naht, haben wir eine foviel größer 
Produktionsfähigfeit, haben wir. die Überproduftion, die übrigens weit mehr 
in der Fähigkeit zur Überproduftion als in der tatfächlichen Über— 
produftion liegt. 

Es wird gejagt, wir fünnen auf diefen Schuß unferer eigenen Induſtie 
verzichten. ch felbft, der ih aud Fachmann auf diefem Gebiete bin, bin 
der felfenfeften Überzeugung, daß die deutfche Eifeninduftrie heute fo ent- 
widelt ift, und daß ihre Grundlagen fo günftig find, daß fie diefes Schutz— 
zolles wohl entraten fann, da er heute nit ein Schußzoll in legter Inſtanz 
ift für die Walzwerffabrifate, jondern lediglich ein Schutzzoll für die 
Grundrente ift, indiveft fogar für das Kohlenfyndifat, für den Befig an 
Kohlen, aber vor allen Dingen für die Großeifeninduftrie. Die mittlere 
und kleinere Eifeninouftrie hat nichts davon, das geht aus den Verhand— 
lungen der Enquetefommiffion unzweideutig hervor. Wir werden daher mit 
Naturnotwendigfeit immer tiefer hineinfommen in die BVertruftungen. Tat: 
fählih liegen die Verhältniffe bei uns heute fchmwieriger ald in Amerifa. 
Dort haben wir wohl größere Einzelunternehmungen in Truft3, aber mir 
haben doc gerade in Roheiſen, aber aud in Stahl eine folofjale Menge 
von Outſiders, die außerdem durch die moderne technifche Entwidlung außer: 
ordentlich geftärft werden, fodaß die Stellung der „Korporation“ wefentlic 
eingeichränft ift. 

Wenn fih auch die Kartelle und Eyndifate, wie Herr Geheimrat Kirdori 
mit vollem Recht ausgeführt hat, in Teiner Weife mit den Arbeiterangelegen 
heiten bejchäftigen, fo iſt es doc zweifellos, daß durch diefe Konzentration 
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much die Arbeiter im höchften Grade berührt werden. [Wenn ganz große 
Sebiete durch die Vertruftung von einem Unternehmer oder einer Unter- 
wehmergruppe beherrfcht werden, fo tft doch tatfächlich für deren Arbeiter 
ie Freizügigfeit zum guten Teil aufgehoben, und der Arbeiter ift, wenn 
r in feinem Fade bleiben will, rettungslos der Macht diefer folofjalen 
Truſts ausgeliefert. E3 wäre ja fehr ſchön, wenn er die volle Freiheit auch 
ann noch hätte. ch nehme auch an, daß in materieller Beziehung dem 
Irbeiter gegenüber das Wohlwollen in den Arbeitgeberfreifen vorhanden ift; 
ch weiß das aus meiner praftifchen Erfahrung. Aber feine politifche Freiheit 
ınd die wirtfchaftliche Freiheit, feine Arbeitsfraft zu verwerten, geht ihm 
ann vollftändig verloren. Aud wenn mir in meitgehendfter Weiſe den 
Mißbräuchen gegenüber den Arbeiter durch Sicherung des Koalitionsrehts 
md durch organifierte Vertretung feiner Intereſſen zu ſchützen fuchen, fo ift 
r doch den Niefentruft3 gegenüber nahezu in allen Fällen der ſchwächere 
Beil; denn dann tft, wie Herr Dr. Naumann gejtern mit vollem Recht aus- 
‚führt hat, bei den Trufts noch eine ganz andere Macht vorhanden als jept 
ei den großen Arbeitgeberverbänden. Der Arbeiter Tann bloß noch einen 
Demonftrationgftreit machen und ift hinterher um fein Haar befjer dran, 
%ch ſtehe allerdings im Gegenjfaß zu Herrn Geh. Rat Kirdorf auf dem Stande 
unft, daß gerade die Entwidlung, welche die Konzentration der Induſtrie 
enommen hat, es doppelt notwendig madt, den Arbeitern eine größere 
virtfchaftliche Freiheit zu —— wenn heute von Geh. Rat Kirdorf 
usgeführt worden iſt, daß dadurch unleidliche Verhältniſſe entſtehen würden, 
aß den Beamten, die an der Spitze diefer Merle jtehen, das Leben im 
ſöchſten Grad erfchwert und verleidet würde, jo muß ich mich unmillfürlich 
‚ei diefen Worten erinnern an jenes Schreiben, welches die Stände von 
Zinterpommern an die Regierung richteten, als ſ. Zt. die Bauernbefreiung 
uch in Hinterpommern durchgeführt wurde, jenes große Werk, auf das 
vohl jeder der Anweſenden ſtolz ift, das aber damald von den hinter- 
yommerfchen Junfern mit den Worten befämpft wurde: Unfere Güter werden 
ins zur Hölle werden, fobald man die Bauern frei macht. Genau denjelben 
Hedanten haben Sie heute wieder von der Stelle gehört, die die Macht in 
en Händen hat. Aber, meine Herren, Ihre Stellung wird Ihnen nicht zur 
Zölle werden; Sie werden fi) an andere Verhältniſſe gewöhnen, und ich 
neine, es ijt notwendig, daß gerade diejenigen, die mit voller Emphafe das 
Recht der freien Individualität für ſich beanfprucht haben, dieſe Freiheit 
richt bloß dazu benugen, die der großen Arbeitermaffen zu unterdrüden, 
ondern daß diefe Individualität aud den Arbeitern gewährt werden muß. | 
(Lebhafter Beifall.) 
21* 
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Schriftſtelle Bernhard- Charlottenburg, Herausgeber des „Plutus“ : 
Meine Herren, ich ftehe im Gegenfag zu Herrn Prof. Liefmann auf dem 
Standpunft, daß es nicht angängig iſt, fich bloß darüber zu verftändigen, 
was man augenblidlich gegen die Kartelle und eventuell gegen die Trufts 
tun fann. Ich meine vielmehr, daß eine derartige Augenblidäpolitif zu 
außerordentlich ſchweren Nachteilen für die zufünftige Entwidlung führen 
fann, wenn man nicht von vornherein — unter welchem Gefichtspunft aud 
immer — jedenfalls unter einem großen Zufunftsgefichtspunlt Hanbelt. 
Meine Herren, es wird deshalb zu unterfuchen fein, wohin die augenblidlice 
Entwidlung führt, und es fcheint mir, als ob der Weg, den diefe Ent- 
widlung nimmt, für den, der fehen will, keineswegs fo fehr dunkel ift, als 
Herr Prof. Liefmann in feinen heutigen Ausführungen befürdtete. Meine 
Herren, das Referat des Heren Profefior Schmoller hat feinen Ausklang 
in einem Lob der Kartelle und ihrer Leiter und in einem fcharfen ethifchen 
Tadel der Truft3 und deren Leitung ſowie der unter dieſen Gebilden ftehenden 
Finanzmänner gefunden. Meine Herren, nad meiner Anficht ift das gerade 
Gegenteil von dem richtig, was Herr Profefjor Schmoller uns Hier vor: 
geführt hat. Nicht ift der Kartellleiter, wie es Herr Prof. Schmoller dar- 
gejtelt hat, der Erzieher des Volles. Er tft nicht einer, der handelt und 
organifiert, um zu organifieren, fondern — darüber find wir uns wohl 
alle einig — er organifiert, um feine Preife erhöhen, alſo um die Preiſe 
halten zu können. Falls er alfo mwirflih des Volks Lehrer in der 
Drganifationgarbeit fein follte, fo verdient er ein Lob dafür in gar feiner 
Richtung. Meines Erachtens aber ift die ganze Auffaffung des Kartells, 
die Heren Profeffor zu folden Anſchauungen führt, eine etwas fchiefe. Das 
Kartell ift von vornherein als Monopolgebilde gedacht. Sie fehen es ja 
täglih: ein Kartell fann nur zuftande fommen, wenn wenig Außenfeiter vor: 
handen find, wenn eine Mehrzahl fih zuſammenſchließt. Denn nur dann 
fann die Organifation in Form des Kartelld den Unternehmern überhaupt 
Nugen bringen. Ganz anders liegen die Dinge beim Truft. Es ift gar 
nicht richtig, daß die beiten und gerade die gefürdhtetiten 3. B. die ameri- 
fanifchen Trufts ein faftifches Monopol haben. Meines Wiſſens tontrolliert 
der Stahltruft überhaupt nur 66% der amerifanifhen Stahlproduttion. 
Da nun aber notorifh der Stahltruft den in ihm organifierten Fabriten 
Nugen bringt, jo geht daraus hervor, daß es weſentlich andere als rein 
monopoliftiihe Momente fein müffen, die den Nuten beim Truft mweden. 
In der Tat ift der Truft denn aud das wirtfchaftlich höherſtehende Koalitions: 
gebilde. Der Truſt ift durch Konzentration der Betriebe und durch Konzen- 
tration der Kapitalien entjtanden, während das Kartell gerade dazu dient, 
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ſchwache und rüdjtändige Elemente mitzufchleppen, Elemente, die eigentlih — 
vom Standpunkte der Entwidlung und Förderung aus gedaht — fchon 
Iange hätten dem Verderben ausgeliefert werden müfjen; denn infolge ihrer 
wirtfchaftlihen NRüdftändigfeit find fie nur bei hohen Preiſen rentabel. 
Und deshalb muß das Kartell, das fie aufnimmt, von vorn herein mit 
höheren Grundpreifen rechnen. 
(Sehr richtig!) 
Meine Herren, es ijt von meinem Parteigenofjen Kautsfy einer Reihe von 
anderen Barteigenofjen der Vorwurf gemacht worden, fie jähen die Dinge in der 
Welt zu jehr vom ethifch-äfthetifchen und zu wenig vom öfonomifch-hiftorifchen 
Standpunft an. Ich glaube, etwas Ähnliches trifft auch für die Auffaffung 
des Herrn Profefjor Echmoller zu. Er fieht die Dinge mehr ethifch-äfthetifch, 
ihm ift der Finanzmann unangenehm, der hinter dem großen und gewaltigen 
Truft fteht, der die Millionen mühelos verdient. Meine Herren, ich jtehe 
hier als der politifch LZinkfefte in diefer Verfammlung wahrhaftig wohl nicht 
in dem Verdacht, daß ich Börfen- und Finanzmänner befonders liebte; aber 
troßdem glaube ich mich doch verpflichtet, energiich der Auffafjung, die hier 
mehrmals ſchon vorgetragen ift, entgegenzutreten, als ob man ein Recht habe, 
fih über den Spekulanten und über den Jobber fo ohne weiteres zu ent- 
rüften. Der Spelulant ift in unferer heutigen Wirtfchaftsordnung — und 
wir befinden uns doc einmal in ihr — ein außerordentlich nüßliches In— 
dividuum (fehr gut!) und wenn wir auf dem Standpunft jtehen, daß die 
großen Truft3 einen mwirtfchaftlichen Fortfchritt in öfonomifch-technifcher Be- 
ziehung bedeuten, jo müfjen wir ung auch darüber Elar fein, daß nur durch 
eine große Menge von Jobbern, die bereit find, jeden Tag an der Börfe 
Aktien zu faufen oder zu verlaufen, eine ſolche Bildung überhaupt möglid) 
it. Sch gebe zu, äſthetiſch — und oft auch ethiſch — iſt das, was an 
der Börfe gejchieht, ſehr abftoßend. 
(Hört! hört!) 

Sch glaube, darüber find wir uns wohl einig. Aber ganz falfch tft es, unter 
öfonomifch-hiftorifchen Gefichtspuntten hier verachtungsvol auf den Jobber 
und Spekulanten herabzubliden. Vor allen Dingen möchte ich Sie auf eins 
aufmerffjam maden: Die Börfe ijt in dem Rahmen unferer heutigen 
Drganifation etwas unbedingt Notwendiges, etwas, was wir aus unjerer 
Wirtfhaftsordnung gar nit ausſchalten fünnen, ohne gleichzeitig jämtliche 
Gebilde, die wir geſchaffen haben, Trufts, Kartelle und alles ähnliche, in 
Trümmer fallen zu lafien. Wenn nun eine ſolche Inftitution notwendig. ift, 
meine Herren, fo ift es eigentlich doch wohl nicht angängig, nun jemanden, 
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der in dieſer Inftitution — an der Börfe — tätig ijt, allein ſchon deshalt 
mit einem moralifhen Unwerturteil abzutun. 

Die Entwidlung zum Truft ſcheint mir der natürlide Entwidlunas- 
gang, die natürliche Entwidlungslinie der Kartelle, auch troß der Anfchauung, 
der fich anfcheinend Herr Kirdorf zuneigte, wenn er jagte: es find doch alle 
mit mir einig, daß man die Kartelle erhalten muß. Nun, wenn Herr Kirdor 
wirklich ſelbſt diefer Meinung ift, fo ift in feiner eigenen Familie darüber 
anjcheinend ein fehr ſchwerer Konflitt ausgebrochen. Der Bruder des Hemm 
Kirdorf nämlich — ebenfalld Geheimer Kommerzienrat — iſt Borftand:- 
mitglied der Aftiengefelihaft „Rote Erde“, die fih mit dem Gelſenkirchenet 
Bergwerfäverein und dem Schalter Gruben: und Hüttenverein in einer 
Meife fufioniert hat, daß gerade von diefer Fufion aus dem Kohlenfynditat, 
das der andere Geheime Kommerzienrat Kirdorf leitet, die ſchwerſte Gefahr 
droht. Denn Herr Geheimrat Kirdorf weiß doc genau fo gut wie jeder, 
der nicht an feiner Stelle fteht, dafür aber die Zeitungen aufmerffam lieft, 
daß dieſes Kohleniyndifat eigentlih überhaupt nur noch nominell beftebt: 
eö ift bereits zerfplittert in eine ganze Reihe von Hüttenzechen, die an- 
gegliedert find an Hüttenwerfe, und ich bin der Anſicht, daß dieſer Konzen- 
trationsprozeß abſolut nicht ftillftehen wird, im Gegenteil, da dieſe Ent- 
widlung eine Notwendigkeit ift, wird fie weiter fortjchreiten. Die Ent- 
widlung nun ift vielleiht durd den Echußzoll gefördert, wir fünnen fe 
durch Aufhebung des Schutzzolls aber nicht rüdgängig machen. Im Gegen 
teil, wir werden dann weiter zur internationalen Kartellierung fortfchreiten, 
wie fie fich ja jeßt bereits im Gtahlgemwerbe zr zeigen beginnt. Aber der 
Schutzzoll, meine Herren, war fhlieglih nur ein Moment von vielen; ich 
bin der Anficht, daß diefe übertrieben ſchnelle Konzentration in der Haupt: 
ſache auf die Entwidlung unferes Bankweſens zurüdzuführen ift. 

(Sehr richtig!) 
Ich kann darauf leider nicht näher eingehen. Ich bitte Cie aber, geben 
Sie mir das ohne Widerfpruh zu, daß namentlich durch unſere Börfen- 
geſetzgebung unfere Banken in einem ganz enormen Tempo gewachfen find 
(fehr richtig!); und daß infolge des Wachſens der Banken überhaupt erit 
diefe enorme Konzentrierung möglich geweſen iſt. 

(Sehr richtig!) 
Es ift nach meiner Überzeugung und nad) allem, was ich jehe, leſe und 
höre, nicht richtig, wenn Herr Bergrat Gothein anzunehmen jcheint, daß 
in den Bureaus der einzelnen Bergmwerfäverwaltungen uſw. ſich die Not- 
wendigfeit der Konzentrierung herausftellt. Nein, meine Herren, die Not 
wendigfeit ftellt fich meines Erachtens entweber bei den Truſts vom Schlag 
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der großen Faiſeurs, Thyfien oder Stinnes oder in den Direktionsbureaus 
unferer Banfen heraus. Und wenn Herr Geh. Rat Kirdorf hier mit großer — 
tiefer, ernft gemeinter — Emphaſe gejagt hat, „es mwürbe bei uns niemand 
wagen, das Kapital in amerifanifcher Weife zu verwäfjern“, jo fann ich nur 
erwibern: das haben wir auch nicht nötig. Bei und verwäfjert man nicht 
die Kapitalien, dafür verdient man am Aftienagio. Das macht fich befler 
und gibt nit das Odium, das einen immer treffen muß, wenn man die 
Kapitalien verwäſſert. Aber verdient wird an der ÜÜberwertung im Agio, 
genau jo wie an der Überwertung des Grundfapital®, und unfere Finanz- 
männer handeln genau wie die amerifanifchen, um Geld zu verdienen. 
Stellen wir uns nur vor, daß die Herren Thyffen und Stinnes eines 
Tages fterben, daß aus ihren Werfen Aftiengefellfchaften werden, fo wird 
die Zeit nicht mehr fern fein, wo in der Tat von ein paar wenigen Punkten — 
nicht einmal der Induſtrie, fondern der Banfmaht aus — unfere ge— 
famte Induſtrie beherrfht wird. Dazu braudht man dann nit einmal 
Banfen mit enormen Riejenfapitalien; fondern, meine Herren, die Kapital— 
fonzentration verleiht relativ Eleineren Kapitalien eine weit größere Macht, 
als früher. Früher hat eine Bank, wenn ſich eine Aktiengeſellſchaft gründete, 
die Altien in alle Winfel verftreut. Wenn die Bank die Herrfchaft über 
dieſe Aktiengefellfhaft ausüben wollte, war fie gezwungen, die Hälfte des 
Aktienfapitald bei fich zu verwahren. Wie ift das heute? Heute ift das 
Banklommiffionsgefhäft in einigen Banken konzentriert. Die Leute, die 
irgendwelche Aktien kaufen wollen, faufen fie bei ihrer Banf. Die Folge 
ift: die Bank braucht noch nicht den zehnten Teil des Altienfapitals unter 
ihrem Effeftenbeftand zu haben. Sie erhöht ihr Kapital, um große 
Spekulationsfredite geben zu fünnen. Und fie wird unter den Debitoren — 
d. h. als Sicherheit gegen geborgtes Geld zu Spefulations- oder Anlage- 
zweden — die Aktien jederzeit in der Hand haben und fie in der General: 
verfammlung vertreten fönnen. Wenn gegenüber folcher nicht wegzuleugnender 
Entwidlung Herr Bergmeifter Engel fih Hinftellt und fagt: Wir dürfen 
nicht vergefien, daß der Beſitz an inbuftriellen Aktien ſehr zerfplittert ift, 
fo meine ih, gerade das ift das Schlimmfte: Man arbeitet mit fremdem 
Riſiko und beherrfcht trogdem das Produftionsmittel, während man früher 
dafür eigenes Kapital haben mußte. Meine Herren, das ift nicht® weiter 
als — und das hat ja Herr Naumann geftern in glänzender Weife aus- 
geführt — das öfonomifche Prinzip des Sozialismus durchgeführt. Ich 
weiß noch, wie mein fehr verehrter Lehrer Herr Geheimrat Wagner in 
feinem Kolleg über den Sozialismus als befonderes Argument gegen ihn 
immer ausführte, es wäre ganz unmöglich, von einem Zentralpunfte aus jo 
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große Betriebe zu leiten. Wir jehen, es geichieht heute. Alle die Argu- 
mente, die er — damals mit anfcheinend großer Berechtigung — gegen das 
öfonomische Prinzip des Sozialismus ins Feld führen fonnte, find in nichts 
zerfallen gegenüber der tatfähliden Entwidlung, und mir fehen, daß in 
Wirklichkeit das — einft fo unwahrfcheinlihe — Organifationsprinzip der 
Zukunft praftifch ausgeführt wird von unferen großen Kapitaliften, von 
unferen großen Banfen. 

Wenn ih mir von diefem Standpunkt aus die Vorfchläge des Herm 
Profeſſor Schmoller anfehe, fo muß ich allerdings fagen, erfcheinen fie mir 
auferordentlih winzig und nicht aufgeftellt unter dem Gefichtspunft , daf 
man bier vor dem Ergebnis einer geradezu revolutionierenden technifd- 
öfonomifchen Entwidlung fteht. 

(Sehr richtig!) 

Gegen die Publizität der Kartelle habe ih an fih gar nichts ein- 
zuwenden. Wenn Sie mir nachweiſen und jcharf definieren können, was 
in einem folchen Geſetz unter dem Begriff „Kartell“ zu verftehen tft, dann 
will ich ihm mit ganzem Herzen zuftimmen. Aber, meine Herren, ich warne 
Sie vor einem: Herr Schmoller hat gejagt, mie die Dinge im einzelnen 
auszuführen find, das fei Sache fpäterer Verhandlung. Herr Profeſſor 
Schmoller hat das gute Recht, fo zu fagen, es ift hier nur feine Aufgabe, 
Vorſchläge theoretifcher Natur zu machen, deren Anmwendungsmöglichfeit auf 
die Praris dann im einzelnen erwogen werden fol. Leider heißt das aber 
ſchon, die Sache abzufhieben auf unjere Geheimräte, die die Gefege machen 
ollen. 

! (Zuruf: Die Sozialdemokraten!) 

— Die Sozialdemokraten find ja vorläufig noch nidt in der glüd: 

lichen Lage. 

(Heiterkeit. ) 

Unfere Geheimräte haben es zu einem großen Teile — und darunter leidet 
nad meiner Anficht die gefamte neuere Geſetzmacherei — unterlafjen, ge 
naue Ausführungsbeftimmungen zu geben. Der Erfolg würde entweder der 
fein, daß man mit einem Federſtrich das ganze Geſetz illuforifch machen 
würde; oder wenn man wirklich wirffam gegen das Kartell anfämpfen würde, 
jo wäre eines jchönen Tags das Kartell verfhwunden, und wir hätten dann 
den Truft. Es ift gar feine Frage, daß die Überleitung des Kartellä in den 
Truft durch ein folches Geje noch gefördert wird. 

Nun ijt eine andere Frage: was foll gegen die Kartelle ſonſt nod 
unternommen werden ? Ich fühle mich von meinem Standpunkt als Sozial— 
demokrat aus verpflichtet, zu jagen: ich verlange unbedingteſte Koalition: 
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veiheit für die Arbeiter. ch verlange auch, daß man nicht im einzelnen 
yeinlich nachforſchen fol, ob ein Zwang ausgeübt wird, weil meiner Über- 
eugung nad der einzelne organifierte Arbeiter hundert- und taufendmal mehr 
vert ift als der nichtorganifierte. Aber es ift eine große Gefahr, von dem 
Internehmer das Gegenteil zu verlangen. ch ftehe auf dem Standpunft, 
aß aud der nichtfartellierte Unternehmer taufendmal fchlechter ift ala ver 
artellierte. Es heißt, feinen Berufsgenofjen einfah in den Rüden fallen, 
venn man fih nicht organifieren will. 
(Bravo!) 

‘ft man der Anficht, daß fein Notftand in der Branche zu Kartellen zwingt, 
o iſt es richtiger, beizutreten und dann im Kartell dagegen zu wirken, als 
vicht beizutreten und in der Öffentlichkeit dagegen zu mühlen. 

(Sehr richtig !) 
Deshalb warne ich namentlich vor ftrafrechtlihen Beitimmungen, die unfern 
nodernen foztaljittlihen Anfchauungen zumiderlaufen. 

Mas aber den Vorſchlag des Herrn Profefjor Schmoller gegenüber 
yen Altiengefellichaften betrifft, jo habe ich nicht einzufehen vermocht, wes— 
yalb das erſt anfangen ſoll bei Aitiengefellihaften von mehr als 75 Milli- 
men Marl. Ich meine: zunächſt ift, wenn wir 75 Millionen Mark feit- 
etzen, nicht ausgefchlofjen, daß nun eine Aftiengefellfchaft mit 74900 000 Marf 
ich organifiert, die von den Abgaben frei bleibt; oder es werben mehrere 
Beſellſchaften, Tochtergefellichaften ujw. gegründet. Damit geht es alfo 
richt. Außerdem ift es eine unglaubliche Ungerechtigkeit, daß eine unferer 
Sroßbanten, die, jagen wir mal 8—10 ®/o verdient, mit 75 Millionen Marf 
tapital, wenn fie 110 verdient, die Hälfte abtreten fol, während irgend 
in Bergwerk, das nur drei Millionen Kapital hat, aber 30/0 Dividende 
ahlt, frei gelafjen wird. Wir fünnen das feineswegs mit demfelben Rechts— 
rund motivieren, mit dem man bei der Reichsbank diefe Mafregel motiviert 
yat. Die Abgabe an den Staat ift dort zurüdzuführen auf das der Banf 
yegebene Monopol, daß fie jo und foviel Geld durch zinsfreie Ausgabe von 
Noten verdienen darf. Daher mußte der Staat ein Äquivalent verlangen. 
Hier gäbe es nur einen Rechtsgrund, der darin bejtehen dürfte, daß unferen 
ämtlichen Aktiengeſellſchaften von der Allgemeinheit fo enorm viel zugute 
ommt, daß fie über einen bejtimmten Gewinnſatz hinaus an den Staat 
don etwas abführen können. Das ift möglih, wenn auch ſchwer durd- 
ührbar, meil die Gefahr einer Kapitalverwäfjerung naheliegt. Wie man 
»as mit den 75 Millionen in der Praris machen fol, verjtehe ich nicht. 
Man follte einfach eine ordentliche progreffive Einfommenfteuer erheben und 
war nit nur von phyjifhen, ſondern aud von juriftifhen Perſonen. 
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Aber man foll alle unklaren halben Mafregeln lafjen. Der Staat bat Ad 
bier gegenwärtig zu halten, daß er hier vor einer Organifationsbemegun: 
fteht, die durchaus notwendig ift. Er hat dafür zu jorgen, daß ala Geger- 
gewicht gegen die Organifation des Kapitald die große Mafje des Ball: 
organifiert wird: einmal ald Mitproduzent in den Gewerfvereinen — um 
da fcheinen mir die Vorfchläge des Herrn Profefjor Brentano außerordentlid 
beadhtenswert zu fein — und zweitens ala Konfument in den Konſumvereinen 
Dazu ift aber notwendig, daß nicht der Staat wie bisher feinen Beamten 
verbietet, in Konfumvereine einzutreten, fondern daß er die Hindernifie, di 
der Entwidlung der Konfumvereine entgegenftehen, aus dem Wege räumi 
(Sehr richtig!) 
Jedenfalls können wir der Drganifation der Kartelle und Trufts nur ein: 
Gefamtorganifation unferer Wirtfchaft und zwar ald Konfumenten und 
Produzenten entgegenfeßen. 
(Lebhafter Beifall). 


Vorfigender Profefjor Rathgen ftellt nun die Frage zur Entſcheidung 
ob die Verhandlungen aud am folgenden Tag noch fortgejeßt werben follen. 
Nah einer furzen Geſchäftsordnungsdebatte wird beſchloſſen, Donnerstas, 
28. Sept. noch eine Situng abzuhalten. 

Es erhält das Wort 


Privatdozent Dr. Wilbrandt (Berlin): Meine verehrten Damen und 
Herren! Sie wollen entjhuldigen, daß ich außer dem, nur lanafam ab: 
nehmenden Fehler, jehr jung zu fein, noch zwei andere habe, nämlich zu 
nächſt den, Dinge fagen zu müſſen, denen Sie höchſtwahrſcheinlich nicht zu: 
fimmen werden, und endlich no den, daß ich das Thema des geſtrigen 
und das des heutigen Tages nicht ftreng auseinanderhalten fann. Denn 
das Arbeitsverhältnis in den Riefenbetrieben ift nur die eine Seite der- 
jelben Sache, von welcher das Kartell die andere Seite ift. Die eine Seite 
richtet fi) gegen die Arbeiter, gegen die Produzenten, die andere Seite 
richtet fich gegen die Konfumenten, und beiden Seiten fteht der Staat in 
derfelben Weife gegenüber, nämlih eingeſchränkt in enge Grenzen der 
Möglichkeit feiner Betätigung, und ebenfo ftehen darum wir Sozialpolititer, 
die wir den Staat anrufen, in enge Grenzen eingefchränkt diefen Dingen 
gegenüber. 

Diefe engen Grenzen find gegeben durch das, worauf Herr Geheimrat 
Kirdorf bereits mit Recht Hingemwiefen bat. Nämlih wenn wir mit Ein 
griffen in die Kartelle oder mit Eingriffen in das Arbeitsverhältnis fomeit 
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eben, daß das Kapital dadurd eine geringere Verzinſung in der deutfchen 
Induftrie — in einem Teile der Induſtrie oder in der ganzen Induftrie — 
»ekommt, dann wird eben weniger Kapital in diefem Teile der Induſtrie 
ingelegt, e3 fucht andere Anlagen im Inland und Ausland, und was wir 
ann erreicht hätten, wäre Arbeitslofigfeit. Wenn wir beifpielöweife die 
ıbicheulichen Zuftände in den Spinnereien durch Einfchräntung der Frauen- 
ıwbeit zu befeitigen fuchen, wenn dadurch die Spinnereibefiger Männerlöhne, 
ıljo höhere Xöhne, zahlen müfjen, und wenn dadurd dann die Dividende 
riefer Spinnereien herabgeht, fo wird eben in deutfchen Spinnereien fein 
tapital mehr angelegt werden, und was wir erreicht haben, iſt Arbeits- 
ofigfeit. Aber auch innerhalb der Grenzen, innerhalb deren wir unfer fozial- 
solitifches Rößlein tummeln können, indem wir darauf hinwirlen, daß ohne 
Nerminderung des Profit3 der Unternehmung Fortfchritte zu einer höheren 
Intwidlung gemacht werden, daß durch fürzere Arbeitszeit und höhere Löhne 
ne Technik und Arbeitsintenfität auf eine höhere Stufe gehoben wird, auch 
nnerhalb der Grenzen, innnerhalb deren wir Sozialpolitif gegenüber den 
tartellen und iejenbetrieben treiben fönnen, begegnen wir einer Macht, 
velche es unwahrſcheinlich macht, daß wir auf diefem Wege noch fehr viel 
rreichen werden, nämlich der Macht des Kapitals, welche vor einigen Jahren 
2000 Mark in die Hände des Grafen Poſadowsky zur Unterjtügung für 
ie Drudunfoften der Zuchthausvorlage legte, jener Macht, melde einen 
Beamten nad) dem andern aus dem Staatsdienſt herausfauft. Und fo ıft 
8 mir denn zweifelhaft, ob es nicht eher möglich fein wird, die private 
Sroßinduftrie und die Kartelle zu befeitigen als wie fie einzufchränten — 
ie zu befeitigen felbitverftändlich nicht als Kartelle und als Großbetriebe, denn 
ils Solche bedeuten fie einen wirtfchaftlichen Fortjchritt, aber als Privateigentum. 

Aha, Verftaatlihung, werden Sie denten. ber neben den Gründen, 
‚ie bereits Herr Profeſſor Schmoller mit Recht gegenüber einer Verftaatlihung 
‚er Bergwerlöbetriebe etwa durch das heutige Preußen geltend gemacht hat, 
ft mir noch ein anderes Bedenken wichtig, nämlich das Intereſſe der Arbeiter: 
‚ewegung. Es iſt ja verlodend genug, neben der großen Staats-Wunder- 
Sparfafje, die wir bereitS in den Staatseifenbahnen haben, in die der 
Staat viel Geld hineingetan hat, um viel mehr herauszubekommen, noch 
ine andere foldhe in den Bergwerfen anzulegen; aber eine ſolche Staats— 
parlafje fteht mit ihren eifernen Füßen auf den Köpfen der Staatsarbeiter 
nd drüdt und drüdt, bis nur noch vorfchriftsmäßiges Denken in diefen 
töpfen zu finden ift, und fteht auch auf den Köpfen der Gewerbeinfpeftoren 
nd drückt auch auf fie, daß fie fi in die Staatöbetriebe nicht zu unlieb- 
am einmifchen. Es ift ja eine immer wiederkehrende Klage der Gemwerbe- 
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infpeftoren, wenigftend wenn man unter vier Augen mit den Herren fpridt, 
daß fie in Staatöbetrieben noch ohnmädhtiger find als bei der Privatindufiri. 
Mas aber noch viel ſchlimmer ift: bisher ift es den Staatsarbeitern bei den 
Eifenbahnen, Bergwerken ufw. nicht erlaubt, fich zu foalieren, nicht erlaubt, 
eine Gefinnung zu haben, nicht erlaubt, ihrem eigenen Bemwußtfein nach über 
haupt Arbeiter zu fein, und wenn, mas id nicht hoffe, eines Tags der 
Fall fich verwirklichen follte, der auf dem Parteitag der Sozialdemofratie 
in Sena jet in Ausficht genommen worden ift als ein brohendes Gejpenit, 
wenn der Tag kommen follte, an dem das Neichdtagswahlreht genommen 
wird, und an dem dann infolge defjen die Arbeiterfchaft einen politischen 
Maffenftreif verfucht, jo würden die nad der Verftaatlihung nun auch ftaat: 
lihen Arbeiter in den Bergmwerfen für einen ſolchen politifhen Maffenftreit 
nicht eriftieren. Würden neben die Hunderttaufende von Staatsarbeitern, 
die wir durch die Verftaatlichung bereits der Arbeiterbewegung entzogen haben, 
nod eine Menge von Hunderttaufenden von ftaatlichen Bergarbeitern geſetzt, 
fo wäre das eine Schwädhung der Arbeiterbewegung. 

Damit foll aber nicht gefagt fein, daß die private Großinduftrie, die 
privaten Kartelle, unerjeglih find. Im Gegenteil. Die Großbetriebe find 
ihrem Weſen nach, meiftens auch der Form nad, bereits Aftiengefellfchaften, 
d.h. die Trennung von Beſitz und Leitung des Betriebs iſt in ihnen bereitä 
vollzogen. Herr Geheimrat Kirdorf und feine Amtsgenoſſen plagen fich Tas 
und Nacht, ebenfo wie die Beamten und die Arbeiter feiner Betriebe, um 
den Ertrag herauszuarbeiten. Es ift, wie er ganz richtig ausgeführt hat, 
feine verfluchte Pfliht und Schuldigfeit, in erjter Linie dahin zu ftreben, 
daß die nötige Dividende heraustommt, und dieſer Ertrag fließt nicht an 
die, die ihn erarbeiten, fondern an die Aktionäre, welche heutigen Tags 
bereits diejelbe Stellung haben, welde der Grundherr vor etwa 150 Jahren 
erreicht hatte, nämlich feine Pflichten, Feine Aufgaben, feine wirkliche Leiſtung 
für die Gefamtheit mehr zu haben und nur noch die Rente zu beziehen, die 
er früher auf Grund von Leiftungen befommen hatte. Infolgedeſſen, da 
Betriebsleitung und Befit bereit3 mehr und mehr getrennt find, jo könnte 
der Beſitz der Aktien ebenfogut in der Hand irgend eines Organs 
der Gefamtheit fein, fei es in der Hand des Staat, der Konſum 
genofjenichaften, der großen Kommunen, ſei e8 in der der Landesverſicherungs⸗ 
anftalten. Die Betriebsleitung würde dabei genau diejelbe bleiben können: 
fie würde nicht das Mindefte, da ja Tantiemen und hoher Gehalt bleiben 
fönnten wie bisher, an Intenſität einbüßen. So würde beifpieläweife Her 
Geheimrat Kirdorf auf feinem Poſten verbleiben können, und ich hoffe, er 
würde dann noch mehr als heute im wirkliden Intereſſe der Allgemeinkeit 
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eine Aufgabe erfüllen können, er würde feinen neuen Auftraggebern gegen- 
iber genau jo wie bisher feine verfluchte Pfliht und Schuldigfeit tun, wie 
r jagte, und ich hoffe, daß ihm dann auch die Berufsfreude zurückkehren 
vürde, die ihm in den böfen Zeitläuften der Gegenwart verloren geht. 

Ich übergehe, dat die Konfumgenofienfhaften auch in ſolchen Induſtrie— 
weigen, welche techniſch eine folde Höhe noch lange nicht erreicht haben, 
zeiſpielsweiſe Bädereien, Konfektion, hausinduftrielle Schuhmacherei, alfo in 
echniſch zurüdgebliebenen Induſtriezweigen, nicht nur hygienisch, an Lohn, 
Arbeitszeit ufw. etwas der Privatinduftrie weit Überlegenes leiften, fondern 
uch techniſch, was die Hauptſache ift, ihr weit vorangefchritten find. Ach 
ibergehe dag, denn wir ſprechen ja hier von Großinduftrie und Kartell. 
Wenn in dem gemeinmirtjchaftlihen Topf der Konfumgenoffenfchaften aud) 
elbjt jolde unreifen Früchte bereits mit Nuten eingefodht werden fünnen, 
o find die Kartelle und noch mehr die Truft® von der Wirkung, daß fie 
sie Frucht nad und nad zur Reife bringen, zu dem reifen Buftand, in dem 
ie am bequemjten gepflüdt werden fann. Die Kartelle und noch mehr die 
Trufts wirken dahin, daß die Trennung von Betriebgleitern und Beſitzern 
ioch weiter ausgebildet wird, daß fchließlich die Leitung ganzer Induſtrie— 
weige in einer Hand ruht, während die Aktionäre weit davon entfernt nichts 
nehr mit der Sadhe zu tun haben, und wenn ein Kartellgefeß, ſei es fo 
ınvolllommen wie nur immer, die eine Folge haben follte, daß es die Ent- 
vidlung von Kartellen zu Trufts bewirkt, fo würde ich troß aller Nachteile, 
ie die Trufts haben, ſchon mit dem Kartellgefeß zufrieden fein; denn es 
vürde die Entwidlung dem Punkte der Überführung des Beſitzes in die 
Hand der Gefamtheit näher getrieben haben. 

Die Kartelle haben aber in diefer Richtung noch andere Wirkungen. 
Das Wejen der Kartelle ift doch, daß fie die Profitrate hochzuhalten ftreben 
urch Hochhaltung der Preiſe. Dadurch wird bewirkt, daß die Konfumenten 
nehr und mehr ein Intereffe an dem gewinnen, woran urfprünglich nur bie 
Arbeiter ein Intereſſe Haben. Die Entwidlung ift doch die, daß in den 
urüdgebliebenen Induftriezweigen, fo auch heute noch in der Hausinduftrie, 
rtelfah der Konfument den Arbeiter auf dem Wege niedriger Preife aus- 
'aubt. Dagegen find es in der MWeiterentwidlung zur Großinduftrie un- 
zeheure Kapitalien, welche in den Unternehmungen angelegt find und ihre 
Berzinfung erheifhen, und wenn das Kartell dazu kommt und die Preife 
yochhält, fo wird dadurch erreicht, daß die große Mafje der Bevölferung, die 
vicht Arbeiter find, Bauern, Handwerker, Beamte ufw., auch ihrerfeits mehr 
ınd mehr daran intereffiert werden, daß der Beſitz diefer großen Kapitalien 
n die Hände der Gefamtheit überführt wird, Allerdings haben die Kartelle 
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aud einen Einfluß auf die Arbeiterverhältnifje als ſolche inſofern, als fr 
ja die Preishochhaltungen zum Teil heute bereits dur Einfchränfung der 
Produktion bewirken, und Einjchränfung der Produktion bedeutet verminderte 
Arbeitsgelegenheit.. Das Entfcheidende ift aber ihr Einfluß auf bi 
Konfumenten. 

Noch eines endlih. Das Ariom der freien Konkurrenz, welches heute 
noch von Theoretifern dem Übergang in einen Befit der Gejfamtheit an den 
großen Kapitalien entgegengehalten wird, verliert feine Bedeutung durd dir 
Kartelle. Wir haben dann nur noch zu wählen zwifchen einem Sozialismus 
ohne Konkurrenz oder einem Kapitalismus ohne Konkurrenz. Und ſchließlich, 
indem die Kartelle dazu übergehen, die Produktion einzufchränfen, d. 5. die 
vorhandenen Produftionsmöglichkeiten nicht voll auszunügen, geben fie den 
Beweis, daß der Kapitalismus an diefem Punkt fich jelbjt bereits über der 
Kopf gewachſen ift. 

Was ift nun die Bedeutung von alledem? Dies alles fann für uns 
volltommen gleichgültig fein, wenn es uns nämlich gleichgültig ift, dag der 
Arbeiter heute vermöge der ganzen fapitaliftiichen Entwidlung nur als Spiel. 
ball der Kapitalbefiginterefjen eriftiert, daß er vermöge der ganzen mirt- 
fchaftlihen Struftur, in der wir leben, nit ala Selbitzwed, fondern nur 
als Mittel für die Befiger eriftiert, daß der Arbeiter und mehr und mehr 
auch der Konfument dem Kapital eine Rente erarbeiten muß, und daß die 
AUrbeitsverhältniffe von uns nicht frei ausgeftaltet werden fünnen, fondem 
in erjter Linie beftimmt werden und beftimmt werden müſſen durch das 
Intereſſe ded Kapitals an der Verzinfung, ohne die es überhaupt nicht an— 
gelegt wird. Dies alles darf uns aber nicht gleichgültig fein. Und darım 
darf ed uns aud nicht gleihgültig fein, daß jih und nunmehr die Möglich 
feiten entwideln, den Grund zur Befeitigung diefer Zuftände zu legen, in- 
dem der Beſitz an fo ungeheuren Mitteln in die Hand der Gefamtheit, in 
die Hand eines Organs der Gejamtheit, übergeführt wird. Es bleibt daher 
nur noch die Frage, welde Machtfaktoren es fein fönnen, die ſolche Möglich 
teiten eined Tags zur Verwirklihung bringen können. Ich unterfchäge den 
Idealismus nicht, und ich glaube, daß wir allerdings viel tun fünnen, wenn 
wir über diefe Dinge aufklären in den unintereffierten gebildeten Kreiſen, 
an maßgebenden Stellen der Regierung und überhaupt bei allen, die nod 
ivealiftiich zu denken fähig find. Aber in Klaffen und bei Völkern, die 
nicht gerade in großer Bedrängnis find, die vielmehr von dem, was erreidt 
worden tft, gejättigt find, pflegt der Idealismus nicht fehr ftark zu fein. 
Die wirklich ſtarke Macht, die jo etwas herbeiführen fann, kann nur fein 
die Bewegung der befitlofen oder wenig befigenden Klaſſen felbit. 
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An der ausgezeichneten Rede von Profefjor Mar Weber geftern habe 
h nur ein Einziges auszufeßen gehabt. Das waren feine letzten Worte, 
3 denen die Anjchauung fprah, daß Idealismus nicht zu finden ſei in 
ver Sozialdemokratie, daß fi dort ein Pfründnertum der Partei bilde, daß 
ielmehr Idealismus nur zu juchen fei in den Gewerfichaften. ch habe 
iun die ſechs Tage in Jena den Verhandlungen des Parteitages beigemohnt 
nd bin Hinfihtlih der Gemwerkichaftsführer eher zu etwas ungünftigeren 
Anfichten zum Teil gefommen, abgejehen von ausgezeichneten Männern wie 
von Elm u. a., und bin bei vielen Mitglievern der Partei zu einem 
yünftigeren Eindrud gelommen. Wenn es irgendwo Jdealismus gibt, fo tft 
x dort zu finden. Die deutfche Sozialdemokratie hat heute Fehler genug, 
ie hat immer noch den auch in Jena erfchredend hervorgetretenen Mangel 
in Nationalfinn,; aber Mangel an Idealismus ift den Leuten nicht vor- 
iuwerfen. 


Was aber wir zu tun haben — damit lafjen Sie mich ſchließen —, 
as tft, diefen Verhältniſſen gegenüber aufflärend in alle maßgebenden Kreife 
jineinzudringen und — Erhaltung des Reichstagswahlrechts! 

(Beifall.) 


Regierungsrat Dr. Leidig (Berlin): Meine Herren! Ich will Ihre 
Aufmerffamfeit nur ganz wenige Minuten in Anſpruch nehmen; nur auf 
inige Punkte möchte ich hinmeifen, die meines Erachtens in der Diskuffion 
noch nicht berührt worden find. 


Ich habe während der Diskuſſion geftern und heute eigentlich ein ge- 
vifjes Gefühl der Verwunderung nad zwei Richtungen hin nicht unter- 
yüden fünnen, nad der einen Richtung hin, daß eine große Reihe von 
Rebnern die Stellung der Kartelle zu ihren Abnehmern immer in Barallele 
etzen mit der Stellung der Arbeitgeber zu den Arbeitern. Meine Herren! 
Bis jeßt bin ich immer der Überzeugung geweſen — aber es mag wohl 
ein, troßdem mir Erzellenz von Nottenburg ja gejtern meine Gelehrfamfeit 
yefcheinigt hat, daß ich die Sade nicht verftanden habe —, daß gerade in 
yen Kreifen des Vereins für Socialpolitif die Auffaffung vertreten ift, daß 
le Waren etwas fpezififch anderes find als die menfchliche Arbeitskraft, 
nd nun auf einmal geht das hier immer in freundlichem Durcheinander 
yin und her. Aber das mag wohl eine neuere Wendung in der National- 
jfonomie fein, der wir armen Praktiker zu folgen noch nicht Gelegenheit 
zehabt haben. Dann, meine Herren, das zweite. ch habe mich weiter 
zewundert, das ift auch wieder ganz perfönlich, daß den Ausführungen bes 
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Herrn Bernhard, die mir recht intereffant waren, nicht bloß, wie es fdhein:, 
wegen ihrer formellen Glätte, fondern auch megen des fachlichen Inhalte 
foviel Beifall gefpendet wurde, und gerade im Schlußmwort hat Herr Bernhan 
doch nichts weiter gefagt als: das einzige, was helfen kann, ift die Durd- 
führung des fozialdemofratifhen Programms, und das ift Doch nicht gerade 
die Aufgabe des Vereins für Socialpolitif. 

Nach diefen beiden Vorbemerkungen mödte ih auf die Sade jelbi 
fommen. Ich bin der Anficht, daß alle die Ausführungen, die Herr Pre— 
feffor Schmoller heute gemacht hat, fich eigentlich weniger gegen die Startelle 
an fich richten, al8 gegen den Großbetrieb überhaupt. Alle diefe Schwierig 
feiten, die vorgeführt worden find, find ja doch nit nur in der Form der 
Kartelle möglich, fondern auch in den verfchiedenften anderen Formen. Wir 
Scheint, die heutige Diskuffion geht einen falfchen Weg infofern, als fie fid 
immer nur mit zwei bejtimmten Kartellen bejchäftigt. Dieſe beiden Kartell, 
Kohlenfyndifat und Stahlwerksverband, jind ja gewiß deshalb fo bedeutjam, 
weil fie die beiden wichtigſten und größten Induſtrien umfaſſen; aber für 
die andern nterefjentenfreife find natürlich diejenigen Organifationen, mit 
denen fie zu tun haben, ganz genau ebenfo bedeutſam, wenn fie in derfelben 
Meife auf die Abnehmer einwirken fünnen, und da mödte ich darauf auf: 
merfjam machen, daß in den verjchiedeniten Induſtrien es ganz verfchieden: 
Formen gibt, in denen auf die einzelnen Abnehmerkreife eingewirkt wird. 
Ich erinnere daran, daß in der chemiſchen Induſtrie der Entwidlungsgang 
ein gänzlich verfchiedener von dem der hier befprodenen Zufammenfafjungen 
ift, und daß die Entwidlung, wie jie in den gemifchten Werfen der Eiien- 
induftrie zur Zeit fo intereffiert, in andern Induſtrien bereits jeit fehr langer 
Zeit vorhanden if. Es iſt nicht ganz dasfelbe, das gebe ich zu, aber immer- 
hin laſſen fih eine Reihe von Ähnlichkeiten finden. Denten Sie nur an 
die Baummollinduftrie, wo Spinnerei und Weberei in einer Fabrik mit: 
einander verbunden find; und in der chemiſchen Induſtrie finden Sie gleid: 
falls, daß die einzelnen Produktionsſtufen bis zum Endfabrifat in demfelben 
Werke durchgeführt werden. Damit wollte ih nur darauf hinweisen, daß 
die gemifchten Werfe viel weiter verbreitet find und diefe Erfcheinung viel 
älter ift als es heute in der Diskuffion dargeftellt worden ift. — 

Dann etwas anderes. Noch nicht erörtert worden ift eine Möglichkeit, 
die gerade bei den hier mehrfach angedeuteten Fragen der Lieferungsfperr, 
des Lieferungszwanges in Betraht kommt. Sch meine, daß aud die 
fartellierten Weiterabnehmer ihrerſeits auf diejenigen rüdwirfen können, die 
den Gegenftand verkaufen. Das ift nicht bloß eine theoretifche Erörterumg, 
fondern ich darf daran erinnern, daß beifpielßweife in der Landwirtſchaft 
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urh den Zufammenjhluß der Abnehmer ein bedeutender Drud auf die 
Rerfäufer ausgeübt wird. 

Endlih, meine Herren, und damit möchte ich jchließen, ich gebe voll- 
ommen zu, daß unter Umftänden ein Eingreifen der Staatögewalt nad 
rgend welcher Richtung hin möglich und nötig fein fann, wenn das Monopol, 
on dem Herr Bergmeifter Engel geſprochen hat, tatfählich eingetreten ift. 
Sch beftreite aber vorläufig, daß ein derartiges Monopol bei uns in Deutjch- 
and gerade auf dem Gebiete des Kohlenbergbaus vorliegt. Ich glaube 
peiter, daß ein Eingreifen des Staat? nicht in der Weife, wie es Herr 
Brofeffjor Schmoller ausgeführt hat, möglich oder irgendwie praftijch be- 
‚eutfam fein fünnte, fondern daß dieſes Eingreifen nur in der Weiſe aus: 
eübt werden fann, daß der Staat von Fall zu Fall in Kenntnis, in Ber- 
‚andlung, in Einwirkung, in Verbindung mit den Kartellen bleibt. Das 
‚efchieht jet fchon fo, und das wird auch ferner gefchehen. Unſer preußifcher 
ınd deutfcher Staat befindet fi ja gegenüber der ganzen Organijation 
ınferes Induſtrielebens dadurch ſchon in einer ganz befonderen Situation, daß 
r einer der größten Abnehmer unferer Induſtrie ift, und deshalb find ihm 
ie Möglichkeiten, Kenntnifje zu erwerben und in Verbindung mit der Induſtrie 
u bleiben, ftet3 gegeben. Ein Zufammenmirfen von Staat und Induftrie, von 
Staat und Kartell ift gewiß in vielen Fällen möglich und zweckmäßig. Aber 
ch glaube, daß man niemals zu irgend welchen richtigen Maßnahmen fommen 
vird, wenn die Form von Redtsvorfchriften gewählt wird. Das wird immer 
‚azu führen, daß der deutjchen Induſtrie Schranken auferlegt werden, die fie 
yei dem augenblidlich aufs äußerfte zugefpigten Wettkampf nicht ohne Schaden 
inhalten fann; denn jede Rechtsbejtimmung iſt und muß formalijtifch fein. 

Wenn ich nun zu dem lesten Vorjchlag des Herrn Profefjor Schmoller 
omme, fo ift das im lebten Grunde eigentlich derſelbe Vorfchlag, den 
Srzellenz Klein auf dem Juriftentag in Innsbruck gemadt hat. Es gibt 
‚a zwei Möglichkeiten. Entweder werden jtaatliche Beamte in die Auffichts- 
äte und fogar in die Direktionen hineingefhidt. Wie Herr Profefjor 
Schmoller dad madhen will, fogar in die Direktionen, die die eigentliche 
Zeitung des Betriebes haben, Leute hineinzubringen, die nicht Vertrauene- 
nänner der Geſellſchaft jelbft find, ift mir praftifch unfaßbar. Oder wenn 
richt Beamte hineingefegt werden, dann foll der Reichskanzler diejenigen 
inter den Auffichtsräten bezeichnen, welche anftändige und gemwifjenhafte Leute 
ind. Wie ift e8 denn nun, wenn er nad) zwei Jahren wieder das Zeugnis 
urüdnimmt? Es kann ja fein, daß jemand einer politifchen Strömung 
ticht gefällt; denn es gibt fartellfeindliche und fartellfreundliche Strömungen, 
nd danad) richtet fi dann auch die Beurteilung der Perſonen. ‚9 glaube 
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alfo, daß aud nach diefer Richtung hin der Vorfchlag des Herrn Profefior 
Schmoller in der Praris nit durdführbar ift. 
(Beifall.) 


Profeſſor Dr. Hermann Shumader (Bonn): Meine Herren! Ad 
bin an dem erften Tage in einem folden Maße gewohnt geworden, die Ziel 
fcheibe von Angriffen zu fein, daß ich auch heute gern die Aufgabe über 
nehmen mödte, die Kritif der Redner in ftärferem Maße auf einzeln 
Punkte zu fonzentrieren, als es bisher der Fall geweſen iſt. 

Sch will daher der Verfuchung wiverftehen, auf eine prinzipielle Rürvi- 
gung der großen Unternehmerverbände, der Kartelle und Trufts, näher ein— 
zugehen, und nur furz erflären, daß ich der Anficht bin, daß es ebenſo em- 
feitig wäre, die Notwendigkeit und Nüßlichkeit diefer neuen Organifationen zu 
leugnen, wie zu leugnen, daß mit ihnen jehr erhebliche Nachteile verbunden fin?. 

Ich möchte meine Ausführungen anpafjen der Bejonderheit der heutigen 
Berfammlung, und die jehe ich darin, daß der Verein für Eocialpolitit 
wohl zum erjten Male bei der Erörterung derartiger Probleme, den großen 
Borzug genießt, für den er meines Erachtens dankbar fein muß, daß di 
Großinduftrie eine Reihe ihrer hervorragenditen und berufenften Vertretet 
hierher gefandt hat. (Sehr richtig!) 


Daher möchte ich aus der Fülle der Aufgaben, die das gefamte Thema um- 
faßt, vor allen Dingen ausfondern die Gefihtspunfte von praftifcher Be 
deutung. Ich möchte nicht nur fragen: was iſt überhaupt möglich ? fondern 
ih mödte fragen: was ift heute möglich ? 

Da muß nun zunädft eine negative Ausfonderung — möchte id 
fagen — vorgenommen werden. Ausjcalten möchte ih alle allzu radi— 
falen Mafregeln. Alfo zunächſt die Verftaatlihung diefer Organijationen, 
allein ſchon deswegen, weil fie zum foztaliftifchen Staat führen würde. Ad 
möchte aber auch die Maßregel ausfceiden, welde Herr Profeſſor Schmolla 
vor allem befürwortet hat, nämlid) die Aftiengefelfchaften von einem Kapital 
von 75 Millionen an in Verwaltung und Finanzgebarung zu bejchränfen. 
Ich jtehe in diefer Beziehung auf dem Standpunkt, auf den Herr Geh. Ra: 
Kirdorf fich geftellt hat. ch bin mit ihm der Anficht, daß ein Staatsmonopol 
förberlicher fein würde als eine ſolche Beſchränkung, und zwar bin ich vieler 
Anfiht einmal deshalb, weil die Vorſchläge mir nicht durchführbar erfcheinen, 
zweitens weil fie mir nicht wirkſam erjcheinen und drittens ihrer Folgen wegen. 

Zunädft erfcheinen mir die Vorſchläge nit durhführbar. Han 
Gg. Bernhard hat, wie ich gehört habe — ich bin leider nicht anweſend 
gewejen —, fich bereits darüber ausgefprohen. Jh will mid daher nur 
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kurz faffen. Meine Herren! Jedes Unternehmen, das mit einem Kapital von 
Dutenden von Millionen arbeitet, fann leicht formell geteilt werden, Eine 
Aktiengeſellſchaft, die 140 Millionen Kapital hat, kann leicht in zwei Gefell- 
ſchaften von je 70 Millionen zerlegt werden. Die einzelnen Abteilungen 
brauden nur verjelbjtändigt zu werden, und doch kann eine volljtändige 
Berjonalunion beftehen bleiben. Dover es können — von den Amerikanern haben 
mir ja in diejer Beziehung ſchon mancherlei gelernt — Tochtergeſellſchaften 
gegründet werden, wovon Herr Bernhard jchon geſprochen zu haben jcheint. 

Zweitens erjcheint es mir aber auch fonft ausgefchloffen, daß die ge- 
machten Vorfchläge die gewünſchte Wirkung erzielen. Was zunächſt den 
Auffichtsrat anlangt, jo fpielt er bei vielen Unternehmungen überhaupt nicht 
pie große Rolle, wie oft angenommen wird. Vor allem aber ift fehr viel- 
Fady das Bejtreben vorhanden, wenn an der Spite des Direftoriums oder 
Aufſichtsrats bereits eine hervorragende Perfönlichkeit fteht, nicht noch andere 
jervorragende Perfönlichfeiten in den Auffichtsrat herein zu berufen (fehr 
richtig!), ſondern gerade ſolche Perfönlichkeiten, welche weniger willensſtark, 
sielleicht gerade auf dem Gebiet weniger jachverftändig find, fich leicht be- 
sinfluffen laflen und gewiſſe Beziehungen und einen Elangvollen Namen haben. 
Diefes Bejtreben, daS bereit jet bei der Bildung des Auffichtsrats vielfach 
yervortritt, würde gewiſſermaßen eine jtaatlihe Sanftion befommen. 

Ebenfo jcheint mir, was die Beteiligung des Staats durch Beamte an 
der Direktion anlangt, nur eine Alternative vorhanden zu fein. Entweder: 
die Anfichten, welde die Direktoren der großinduftriellen Unternehmungen 
vertreten, haben diefe nicht in der Wiege aufgenommen, fondern find bei ihnen 
entſtanden als ein mehr oder weniger natürliches Produkt ihrer Tätigkeit 
and Umgebung; diefelben pfychologischen Momente, welche auf die faufmännifchen 
Direktoren gewirkt haben, würden daher auch wirken auf die Direktoren, 
yie der Staat in ein Unternehmen hereinjegt, wenn nämlich dieje Direktoren 
ich tatſächlich an der Leitung eines ſolchen Unternehmens eifrig beteiligten. 

Dder die andere Möglichkeit: die betreffenden Direktoren, die von Staats 
wegen in ein Unternehmen hineingejeßt find, arbeiten nicht unmittelbar mit, 
yann würden fie nur zu zahlreichen Reibungen Anlaß geben. Dann würde 
seftändig zwifchen beiden Gruppen ein lebhafter Argmohn beftehen, der das 
nduftrielle Unternehmen nicht fördern könnte; eine Verheimlihung würde 
uf beiden Seiten die folge fein; fo würden die von der Regierung in das 
Unternehmen belegierten Berfönlichleiten nicht einmal genügende Informationen 
jewinnen. = 

Endlich das dritte Bedenken: die Folgen. | Es ſcheint mir bejonders 
yeachtensmwert in den Ausführungen des Herrn Geh. Rat Kirdorf gemejen 
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zu fein, die Hußerungen von der wachſenden Unluft im Unternehmertum. 
Wenn derartig weitgehende Mafregeln eingeführt werden, dann Tann da? 
wirklich leicht die Folge haben, daß gerade diejenigen Männer, welche nid: 
ausfchließlich mit falt berechnendem Berftand, jondern aud mit dem Herzen 
ihre Aufgabe erfüllen, fih früh ins Nentierleben zurüdziehen oder ins Aus- 
land wandern. | 

Ferner fürdte ih, daß unfere Stellung auf dem internationalen 
Markt durch eine derartige Beteiligung von jtaatlihen Beamten gefährdet 
werden fann. Denn die Sade liegt doch ganz anders, ald bei der Reichs 
bant. Bei der Reichsbank ift durch gefegliche Beitimmung die Initiative 
ausgefchloffen worden. Wer Initiative bei ber Reichsbank betätigt, macht 
ſich — möchte ich faft fagen — ftrafbar. Jnitiative ift aber für die Stellung 
unferer Großinduftrie auf dem Weltmarkt das Wichtigſte, und ich fürdhte, 
daß diefe Initiative leiden fünnte unter einer Maßregel wie der hier vor- 
geichlagenen. 

Alfo, meine Herren, jo weitgehende Mafregeln möchte ich zunächft aus- 
ſchließen. Es bleiben demnach nur übrig Maßregeln, um einen Einfluß aus- 
zuüben auf die Leitung der Syndikate ſelbſt. Das ift nit möglich durch 
eine einzelne Mafregel, das ift nur möglich — der außerorbentlihen Kompliziert- 
heit diefer neuen wirtfchaftlichen Gebilde gemäß — dur) eine große Fülle Heiner 
Mafregeln, jede einzelne unbedeutend und do in ihrer Gefamtheit wirkjam. 

Da handelt es fi zunädft um Förderung aller derjenigen Momente 
des Selbftinterefjes im Unternehmertum, die mäßigend nad) ſeiten ver 
Arbeiter und nach feiten der Abnehmer auf den Unternehmer zu mirken 
geeignet find. 

Nach feiten der Arbeiter! Ich glaube, gejtern ift ed nicht gemügend 
betont worden, daß die Entftehung der großen Unternehmungen nicht nur 
eine wachſende Abhängigkeit der Arbeiterſchaft vom Unternehmer zur Folge 
gehabt hat, fondern auch umgelehrt eine wachſende Abhängigfeit des Unter: 
nehmers von der Arbeiterfhaft. Das Rififo des Unternehmers iſt befanntlid 
außerorventlich gewachſen, nicht nur infofern als jeder Streif einen Zins 
verluft für ihn bedeutet, fondern auch infofern als jeder Streit, zumal in 
der Kohleninduftrie und Eifeninduftrie, eine Minderung de Anlagefapitals 
der Werke leicht mit ſich bringt. 

Ziehen Sie jodann, meine Herren, in Berüdfihtigung : [Bisher ift die 
Streiftechnit nur wenig entwidelt worden, eine große Entwidlungsmöglichteit 
ift hier nody vorhanden! Denken Sie bloß daran, daß allein die wenigen 
hochgelernten Arbeiter, die am Hochofen befhäftigt find, einen ganzen großen 
fombinierten Betrieb lahm zu legen vermögen. Diefes Rifiko - wirkt ver 
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Ausnutzung der Macht, die diefe Unternehmungen in die Hand des Unter- 
ıehmertums gelegt haben, direkt entgegen. | 

Nun kann diejes erhöhte Rififo ausgefchaltet werden und zwar einmal 
yadurh — ich glaube, Herr Pfarrer Naumann hat das gejtern hervor- 
gehoben —, daß von den großen Unternehmungen Vorräte angefammelt 
verden, die ausreichen für die vorausfichtlihe Dauer eines Streife. Ein 
olches Anfammeln von Vorräten vermag aber nit alle Verlufte zu be— 
eitigen; ed vermag nicht dem oft jehr bedeutenden Berlufte entgegenzumirfen, 
ver durch einen plößlichen Stillftand im Anlagefapital der betreffenden Werke 
ntiteht. 

Zmeitens fann das erhöhte Riſiko ausgefchaltet werden, wie Sie wiſſen, 
urch die Streifflaufel, und da, meine ich, iſt einer der wichtigſten Punkte 
jegeben, wo die ftaatliche Gefeggebung einzufegen bat. Wenn durch die 
Streifflaufel das Riſiko des Streif® von dem Unternehmer auf feine 
Abnehmer abgemälzt wird, fo wird damit die ja auch ſchon oft erörterte 
Notwendigkeit gejchaffen, diefes Schußmittel des Rifilos zu erfeen durch 
in anderes, nämlich dadurch, daß die Streifflaufel für rechtlih gültig nur 
ann erklärt wird, wenn die Verpflichtung des Unternehmers, beim Ent- 
tehen von Streitigkeiten das Einigungsamt anzurufen, damit verbunden ift. 

(Sehr ridtig!) 

Das Selbftinterefje der Unternehmer vermag einen gewiſſen Schuß auch den 
Abnehmern gegenüber darzubieten. ch will hier nicht auf die kompli— 
ierte Frage eingehen, inwieweit eine Selbftforreftur durch entjtehende neue 
Merfe auf dem Wege der freien Konkurrenz erfolgen fann. Das iſt bei 
ven großen Unternehmungen der Eifeninduftrie außerordentlih befchränft. 
Ich will auch nicht auf das vielfah ſehr wirkſame Mittel eingehen, das 
n der Ausbildung des zollfreien Veredelungsverkehrs mir gegeben zu fein 
cheint. Doc, meine Herren, e3 ift auch jonftwie nötig, die Entjcheidung 
ver Kartellleiter von außen nad) größeren allgemeinen Gefichtöpunften zu 
yeeinflufjen. Eine folde Beeinflufjung erfolgt zunächſt ja ſchon, allerdings 
‚ft auf primitivfte Art, durch die Selbfthilfe der Beſchädigten oder Gefährbeten. 
Alſo meitgehendite Anerfennung der Arbeiterorganifationen — ich will darauf 
richt von neuem zurüdfommen, nur furz hervorheben, daß die Verhandlungen des 
jeftrigen Tags mir e8 als dringende Notwendigfeit erwiejen zu haben fcheinen, 
aß ein möglichft ftrenges Verbot für Reverſe ausgefprocdhen wird, in denen 
ver Arbeiter fich verpflichten muß, feiner Arbeitervereinigung beizutreten. 

Die Selbfthilfe der Abnehmer ift ja meift fehr viel beſchränkter. Die Koali— 
ionsfähigfeit der Induſtrie ift für die einzelnen Stufen der Produktion ja 
iußerordentlich verfchieden, und daher ift auch Die von Herrn Profeſſor Schmoller 
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angeführte Möglichteit, daß die Preife durch gemeinfame Verhandlungen der 
Drganifationen der Produzenten und ihrer Abnehmer feftgejegt werden, ein 
Aushilfämittel, dad nur in wenigen Fällen fi) bietet. 

Aber auch die Allgemeinheit ald Staat und öffentlihe Meinung muf 
einen Einfluß auf die Leitung der Kartelle auszuüben traten. Hier find 
von Herm Profeſſor Liefmann zwei allgemeine Vorſchläge gemacht worden: 
zunächſt der der ſtaatlichen Preisfeftiegung. Ich halte diefen Vorſchlag für 


undurdführbar. 
(Sehr richtig!) 


Es ift unendlich ſchwer, bei den vielen verfchiedenen Qualitäten, bei den 
mannigfahen Momenten, die im internationalen Handel auf die Preisfeſt 
fegung einwirken, von Staats wegen eine folhe vorzunehmen. Der Preis 
ift die Seele eines jeden Unternehmens mit Recht genannt worden; feine 
Feitfebung dur den Staat würde logiſch notwendig zu weiterer Verftaat- 
lihung der Unternehmung führen. Eben jo wenig, meine Herren, fann id 
mir verfprehen von der befürmorteten Einridhtung eines Staatskommiſſars, 
der Einrihtung eines Kartellamt. Es fümen da diefelben pſychologiſchen 
Momente im mefentlihen in betrat, die ich bei der Beteiligung ven 
Staatöbeamten im Auffichtsrat kurz hervorgehoben habe: Follegiale Ab- 
hängigfeit oder ftörende Reibungen. 

Es fcheint mir daher in diefer Beziehung nur das folgende übrig zu 
bleiben. Erzellenz v. Rottenburg hat geftern ausgeführt, daß überall zwei 
verschiedene Gruppen von Perjönlichfeiten vorhanden find: humane, wohltätig 
wirfende und eigenfüchtige, die nachteilig wirken; ebenfo betätigen fich auch 
gerade in den großen Unternehmungen zwei verſchiedene Momente: ven 
Altruismus fördernde und ihn mindernde Momente. Die Aufgabe muf 
fein, die den Altruismus fördernden Momente zu verftärfen. Wodurch kann 
das geſchehen? Es fann nur gefhehen durch die öffentlihe Meinung und 
durch den Staat. Ich denke hier zunächſt an die neuen Bildungsaufgaben, 
die gerade für die Großinduſtrie in der legten Zeit immer dringender hervor- 
getreten find. (Diejenigen Männer, die jegt an der Spitze ftehen, find, wie 
Herr Generaldireftor Kirdorf heute fagte, im weſentlichen selfmade men, 
die mit ihrer erftaunlichen Arbeitskraft ganz in Anfprud; genommen waren 
durch die täglihen Aufgaben, die die Organifierung der Induſtrie felbit 
ihnen jtellte. Die Zeit der selfmade men ift im wefentlihen vorüber. Gi 
wächſt eine Generation heran, die eine andere Ausbildung geniekt, die von 
vornherein bereit8 von den in unferer Zeit entwidelten ſozialen Ideen ftärter 
durchdrungen ift. Darauf fann ich, der Kürze der Zeit wegen, im einzelnen 
nicht eingehen. Auch erjcheint es mir keineswegs ausgefchlofien, daß die 
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Vertreter von Induſtrie und Handel auch im öffentlichen Leben, in Staat 
und Gemeinde, in Deutichland, wie bereit3 in England, eine immer größere 
Rolle fpielen werden. Bis jet, meinte Herr Kirdorf, fei das nur in ver- 
ſchwindendem Maße der Fall — das dürfte man beftreiten können —, und 
er meinte meiter, eine Vereinigung der Tätigkeit in der Induſtrie mit folchen 
Ehrenämtern fei ausgejchlofjen, da die Berufstätigkeit hier zu große Anfprüche 
ftelle. Eine ſolche Vereinigung, wie Herr Kirdorf fie meint, ift aber auch 
nicht unbedingt nötig; es fommt nur darauf an, daß diejenigen Männer, 
die ihre Berufstätigkeit im weſentlichen beendet haben, die Fülle ihrer Er- 
fahrungen nicht brach liegen laffen, fondern geſchult und gewillt und in die 
Lage gefegt werden, fie zu nußen zugunften des öffentlichen Wohls; dann 
werden die in Ausficht ftehenden öffentlichen Aufgaben auch einen gemiffen 
pſychologiſchen Einfluß auf ihre faufmännifche Tätigkeit auszuüben beginnen. a 

Aber, meine Herren, ich gehe weiter. Es muß ein fonfreterer Einfluß 
ausgeübt werden in befonderer Art. Nicht eine Berftaatlihung, nicht eine 
wirffame Beauffihtigung durch Kartellamt oder ftaatlihen Kommiſſar ift 
möglid ; aber einen unmittelbaren Einfluß auf die Zeitung fann der Staat 
Dadurd ausüben, daß er ald Unternehmer beteiligt wird am Unternehmen. 
Das ift, wie Sie wiſſen, bereitö feit längerer Zeit der Fall beim Kali- 
fyndifat. Obmohl der Staat nur einen geringen Prozentfa der Kure in 
der Hand hat, hat er alsbald den Vorſitz erhalten und einen maßgebenden 
Einfluß erlangt. Und wenn es aud beim Kalifyndifat an Mifftänden nit 
fehlte, fo wird fi das doch ändern fünnen, wenn erft die neue Aufgabe, 
die der Staat den Kartellen gegenüber gewonnen hat, deutlicher und klarer 
erfannt wird. 

Aber, meine Herren, das ift befchräntt auf wenige Gewerbe, nämlich) 
auf die Rohftoffproduftion; es käme im mwefentlihen nur noch die Kohlen- 
produktion in Betracht und bier iſt diefer Weg ja auch ſchon beſchritten. 
Mas fol gefchehen in denjenigen Gemwerbezweigen, die auf Produktionsſtufen 
oberhalb der Rohftoffproduftion ftehen? Da kann die öffentlihe Meinung 
in Betracht fommen. Sie hat in der Hauptjahe ihren Einfluß bisher in 
der Richtung ausgeübt, daß fie die fozialpolitifche Geſetzgebung vorzubereiten 
verjtand. Sie hat aber auf die Gefhäftsführung der einzelnen Unter- 
nehmungen nur verhältnismäßig geringen Einfluß gewonnen und ift in ihrer 
Mirkfamfeit hier dadurd vor allem befchränft geweſen, daß fie regelmäßig 
erft zu fpät einfegte, erft dann einfeßte, wenn der Konflift bereits zum 
Ausbruch gelommen mar, wenn die Unternehmer bereits fefte Stellung ge- 
nommen hatten und diefe Stellung nur noch aufgeben fonnten, indem jie 
ihre Autorität gegenüber der Arbeiterfhaft zum Teil bedenklich minderten. 
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Es ift daher notwendig, eine Organifation zu ſchaffen, welche möglichft eine 
Präventiveinwirfung der öffentlihen Meinung ermöglidt. Ich meine, daß 
das auf die folgende Weiſe gefchehen könnte. Bereits jet haben die 
Protokolle der Vorftandafigungen der großen Kartelle eine außerordentliche 
Bebeutung gewonnen ; ihnen wird in dem Vertrage des Stahlwerlöverbandes 
3. B. ohne meitered allen Mitgliedern gegenüber Beweiskraft zugefprocen. 
Ich meine nun, daß eine gewifje Publizität in der Weife durchgeführt werden 
folte, daß dieſe Protofole, foweit fie die Feitfegung von Preiſen, die 
ja doch befannt werben und möglichſt gleihmäßig und allgemein befannt 
werden follten, betreffen, veröffentliht würden, und zwar regelmäßig mit 
namentliher Abftimmung, fo daß die Stellungnahme jedes einzelnen Vorſtands 
mitgliedes bei der Preisfeftjegung aus dem Protokoll erfehen werden könnte; 
dadurch würde die öffentlihe Meinung eine viel jtärfere Einwirkungsmöglich— 
feit auf den einzelnen Teilnehmer der Kartelldireftionen und ihre wichtigite 
Tätigkeit, die Preisfeftfegung, gewinnen fönnen!. 





Ich denfe mir das fo, daß die Pflicht gefeglich begründet wird, ein Protokoll 
über alle Bejchlüffe, die zum mindeften inländifche Preisfeftiegungen betreffen, ein- 
zureihen, aus dem die Stellungnahme jedes einzelnen Mitgliedes und die Gründe 
der Majorität und eventuell Minorität hervorgehen. Dft haben die Verwaltungen, 
vor allem die Verwaltungen unferer am weiteftblidend geleiteten Unternehmungen, 
felbft ein Intereffe an einer ſolchen Bekanntmachung; dann werden fie aus eigenem 
Antrieb für eine jahgemäße Begründung forgen. Liegt aber ein ſachlich begründetes 
entgegengefegtes jntereffe bei ihnen vor, jo könnte das bei der Einreichung des 
Protokolls ja geltend gemadht werden und die Behörde hätte dann zu entjcheiden, 
ob fie von einer Veröffentlichung abjehen oder trogdem fie vornehmen wolle. Aud 
für den Fall, daß ein Unternehmen der neu auferlegten Pflicht ganz oder teilmeiie 
fih entziehen würde, fehlt es nicht an Abhilfemitteln. Beifpielsweife ließe ſich viel- 
leicht auch ſonſt die Vorfchrift rechtfertigen, daß, zugleih mit der Verjendung der 
Einladungen zu einer Sigung an die Mitglieder, eine Mitteilung auch an die Re 
gierung, etwa den Negierungspräfidenten, geichidt werden müßte. Wird nun ein 
ausreichendes Protokoll nicht eingereicht, jo müßte die Regierung befugt fein, einen 
Vertreter in die Situngen zu entjenden und durch ihn ein Erfagprotofoll aufnehmen 
zu laffen. Unter Umftänden würde ſchon die bloße öffentlihe Mitteilung, daß ein 
Protofoll verweigert wurde oder nicht aufgenommen werben fonnte, nicht ohne 
Wirkung bleiben, als ein Warnungsfignal vielmehr wirken. Sole Publizität in 
der Preispolitif, wenigftend was Inlandspreiſe anlangt, erfcheint demnach nicht un- 
durhführbar. Sie würde auch nit ſchädlich fein Fönnen; haben wir fie doch ver- 
einzelt bereits heute und es ift oft ein großer Mißftand, daß alle nicht unter den- 
felben Bedingungen zu kaufen vermögen. Sie kann aber förderlich, erzieheriih 
wirken, denn fie jchafft der öffentlihen Meinung die Möglichkeit, wirkfamer auf die 
wichtigſte Funftion der Kartelle, die Preisfeftiegung, und die einzelnen bei ihr be 
teiligten Mitglieder einzuwirken. (Diefe Anmerkung ift nachträglich hinzugefügt 
worden.) 
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Erft wenn alles andere verfagte, dürften als letztes Drud- und lettes 
Abhilfsmittel die Vorjchläge in Betracht fommen, die Herr Seltionsſchef 
tlein auf dem Juriftentag gemacht hat. 

Das wäre die bunte Fülle fleiner Mafregeln, die mir in Betracht zu 
ommen fcheinen, um einen gewiſſen Einfluß auf die Leitung der großen 
Anternehmungen auszuüben. Neben ihnen handelt es fih dann noch um 
Maßnahmen, die bejtimmte Mißbrauchsmöglichkeiten aus der Welt fchaffen 
ollen, und da gilt e8 vor allem die Wohlfahrtseinrihtungen, die nicht 
wr ein berechtigter Stolz unferer weitblidenditen Unternehmer, fondern des 
yanzen Bolfes find, geſetzlich möglichft davor zu bewahren, daß fie in furz- 
ichtiger Verfolgung momentaner Borteile ‚und Bequemlicleiten herab» 
yervürbigt werden zu fozialpolitifchen Kampfmitteln, durch gefegliche Maß— 
'egeln 3. B. wie ein Verbot der Verbindung von Miet: und Arbeitsverträgen, 
‚ie Vorſchrift der volljtändigen Rüdzahlung aller eingezahlten Penfionsbeiträge 
yei der Löſung des Arbeitsverhältnifies. Nur durch ſolche Kleinarbeit läßt 
neiner Anfiht nad wirklich ein Erfolg fi erzielen. Damit bin id) am 
Ende meiner Ausführungen und nur wenige Worte noch zum Schluß. 

Meine Herren! In padender Weife hat Herr Pfarrer Naumann 
weftern die Probleme der Konftitutionalifierung der Organifation der Groß: 
nduftrie uns dargeftellt. Er hat uns alle ergriffen mit feinen Worten, 
veil er es verftanden hat, in unabläfjiger Selbitarbeit die großen Pro— 
‚leme, welche unfer Wirtjchaftsleben neu gezeitigt hat, nit nur mit 
em Verſtand zu erfafjen, fondern aud mit warmem Herzen. Darum fieht 
wc die heranwachſende junge Generation der Gebildeten unferes Volkes, 
omeit fie Blick und Berftändnis hat für die Fragen des Gefamtwohls, in 
Naumann nicht einen vereinzelten Sonderling, wie die Organe der Groß- 
nduftrie ihn immer binzuftellen ſuchen; fie hören aus feinen mahnenden 
Worten vielmehr in allen rein wirtſchaftlichen, fozialen Fragen die Stimme 
es öffentlichen Gewiſſens. 

(Lebhafter Beifall.) 
* iſt nicht anzunehmen, meine Herren, daß die großen Aufgaben, welche 
iuf dieſem Gebiete liegen, ohne weiteres von den Männern, die an der 
Spige der induſtriellen Entwicklung ſtehen, erfüllt werden, es muß aber er— 
vartet werben, daß fie das VBorhandenfein der großen Probleme nicht mehr 
infad leugnen. Es muß erwartet werden, daß fie nicht gemwifjermaßen 
jedankenlos verfteinert auf einem Standpunft ftehen bleiben, der vielleicht 
vor zwei Jahrzehnten berechtigt und möglich geweſen if. Es muß erwartet 
verben, daß die große Intelligenz der Induſtrie, die nicht nur von der 
ationalöfonomifhen Wiffenfhaft anerkannt ift, fondern die in immer 
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weiteren Kreifen des Volks bewundert wird, nicht ausgejchaltet werde oda 
ausgefhaltet erſcheint, wenn es fih um die Arbeiterverhältniffe handelt. 
Denn fonft kann eine ſchädliche Reaktion nit ausbleiben.$ Dann mir 
fih aud bei uns eine Antitruftbemegung entwideln, eine Bewegung, melde 
in leßter Linie das ganze Volt benadteiligen müßte, — und darum er 
hebt ja auch der Verein für Soctalpolitif feine warnende Stimme, — eine 
Bewegung, melde aber zuerit und vor allem die Arbeitgeber berührt, und 
gerade die Arbeitäluft der Arbeitgeber, auf die Herr Geh. Rat Kirdorf ein 
fo großes Gewicht legt, in immer verhängnisvollerer Weife zu jchmälemn 
geeignet erfcheint. Eine folde Bewegung könnte bei uns eine ganz andere 
Bedeutung gewinnen als in Amerika, ſchon wegen der größeren Gründlid- 
feit des Deutſchen, vor allem aber wegen des überall fi geltendmachenden 
fonftruftiven Unterfchieds im deutfchen und amerifanifhen Wirtſchaftsleben, 
der darin bejteht, daß die Vereinigten Staaten nicht, wie wir, ein von alten 
Traditionen beherrjchtes Beamtentum haben, das den politifchen Gefahren 
aller großen Kapitalfonzentrationen immer wirkſamen Halt entgegenzuftellen 
vermag. Diefer Unterfchied bedeutet für unfere Frage, daß der Schritt vom 
wohl begründeten, leidenſchaftlich geforderten Wort zur Tat, vielleicht zur 
fchnellen, zur fchadenftiftenden Tat bei uns ein fürzerer im allgemeinen ift, 
ala in Amerifa. Will deshalb die Induftrie ihre Souveränität dem Staat: 
gegenüber ſich möglichſt bewahren, dann wird fie den Arbeitern gegenüber auf 
unbeſchränkte Souveränität verzichten, ein fonftitutionelles Regiment ein- 
führen müfjen, und möglichjt nicht gezwungen, möglichſt aus freier eigener 
Entſchließung; denn bis dat qui cito dat! 
(Lebhafter anhaltender Beifall.) 


Erzellenz; von Rottenburg (Bonn): Meine Herren! Es ijt ein be 
denfliches Unternehmen, fi mit einem Manne, wie es der Herr Profeflor 
Schmoller ift, in Widerfprud zu fegen. Ich muß indes betreffs einiger 
Punkte diefe Bedenken überwinden. 

Herr Profeſſor Schmoller hat gejagt, wenn wir noch einen Bismard 
an der Spige der preußifchen Regierung hätten, dann würde wahrfcheinlic 
eine Verftaatlihung des Bergbaues durchgeführt werden. 


(Brofejjor Schmoller: Ich habe nur gejagt: wenn wir einen Bismard 

an der Spitze hätten, jo wäre fie leicht möglich durchzuführen.) 
Gewiß, dem ftimme ich zu. Aber Fürft VBismard hätte niemals zu 
einer Verftaatlihung des Bergbaues feinen Konſens gegeben, und zwar aus 
einem fehr einfachen Grunde: aus dem Grunde, weil er in feinen Geheim- 
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äten nicht Leute zu befigen glaubte, die man zu Leitern von fo fomplizierten 
Betrieben hätte machen dürfen. 
(Sehr richtig!) 
Ich darf das wohl fagen, denn ich bin felbjt jogar Wirflicher Geheimrat 
nd mwerbe durch diefes Wort alfo mitbelaftet. 
(Heiterfeit.) 

Aber, meine Herrn, das möchte ich hinzufügen: das Prinzip des laisser 
aire hätte der Fürft Bismard den großen Syndikaten gegenüber nicht gelten 
fen. Nah allen mir zu Gefichte gefommenen Zeitungsberichten find vor 
inem Jahr auf der Hiberniaverfammlung in Düffeldorf ſchwere Anſchuldi— 
ungen gegen bie Regierung erhoben worden. Diefe Anfchuldigungen find ſoweit 
‚egangen, daß man behauptet hat: die preußifche Regierung mag nod fo 
ft uns verfichern, daß fie den Bergbau nicht verftaatlichen will; man fann 
er Regierung feinen Glauben fchenten. a, meine Herrn, wenn der Fürft 
zismarck diefe Worte gelejen hätte — denſelben ift nicht widerſprochen 
»orden ; vergeblich habe ich in den Zeitungen nad der Notiz gefuht: „Ent— 
üfteter Widerſpruch“ — menn der Fürft Bismard diefe Worte gelefen hätte, 
9 hätte er — er war ein großer Kenner der römifchen Literatur und liebte 
ömiſche Zitate — den Vers des Juvenal jenen Anklägern und denen, die 
u der Anklage fchwiegen, zugerufen: Quis tulerit Gracchos de seditione 
uaerentes? Zu deutfh: Woher nehmt Ihr das Net, euch über die 
sozialdemofratie zu bejchweren, Jhr, die Ihr das Anfehen der Träger der 
ejtehenden Ordnung in folder Weife untergrabt ? 

Zur Sache möchte ich bemerken, ich bin fein Gegner der Kartelle, auch 
iht der Trufts. Ich halte beide für wirtſchaftlich abſolut notwendige 
zildungen. Aber ganz anders liegt die Frage, ob dieſes mwohltätige Feuer, 
yelches die Syndifate darftellen, nidt vom Staat gezähmt und bewacht 
erden muß. Ich bin der Anficht, daß der Staat gewiſſe Kautelen zum 
schuge Dritter befchaffen muß. Nun hat der Herr Geh. Rat Kirdorf es 
erſucht, und vom Gegenteil zu überzeugen. Ich muß aber geflehn, ich bin 
icht überzeugt worden. Vorab möchte ich einen moralifchen Vorwurf zurüd- 
veifen, der erhoben worden iſt. [Herr Geh. Rat Kirdorf hat gejagt, in dem 
ohlenftreif hätte die öffentliche Meinung, ohne die Gründe zugunften der 
(rbeitgeber zu prüfen, lediglich das berüdfichtigt, was zugunften der Arbeit- 
ehmer gefprocdhen worden ſei. Nun, meine Herrn, das iſt ein fchmerer 
'orwurf; mir follen alfo ein Grundprinzip der Geredtigfeit, das Prinzip 
udiatur et altera pars, verlegt haben. Wer eine ſolche Anklage erhebt, 
t gebunden, Beweiſe vorzuführen, und nun möchte ich fragen: mas für 
nen Beweis hat denn Herr Geh. Nat Kirdorf dafür erbracht? Meine Herren, 
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die Zechenbefiger find in dem Prozeß vor der öffentlichen Meinung unter ' 
legen, das ift fein Zweifel. Gibt denn aber das Unterliegen einer Partei 
in einem Prozeß das Recht, nun die Behauptung aufzuftellen, der Nichte 
babe nur den Gegner gehört: Wir find objektiv gewefen. Es hat ge 
rade der Aufruf, der von Profefforen in Bonn ausgegangen ift, die größte 
Entrüftung in den Kreifen der Zechenbefiter hervorgerufen. Meine Herren, 
ich habe den Aufruf gemadt, und zwar, nahdem mir, id und unfere eriten 
juriftifchen Profefjoren, die Pro's und Contra’8 fehr ernft erwogen haben. 
Wir find aber zu der Überzeugung gefommen, daß die Arbeitgeber nicht be 
rechtigt waren, den Arbeitnehmern eine Ausſprache zu verweigern, und nad- 
dem ich nun die Protofolle über die Syndifats-Enqueten ſtudiert habe, bin 
ih in meiner Auffaffung noch bedeutend bejtärft worden. Leſen Sie die 
Protofole, Sie werden faft in jeder Enquete finden, daß Lieferungsverträge 
zwifchen Produzenten und Konfumenten gebrochen worden find. | 


(Zuruf des Schriftftellers Klam (Efjen): Das ift nit wahr!) 


Borfigender: Ich muß den Herrn, der diefen Ausruf gemacht hat, 
zur Ordnung rufen. 


Erzellenz v. Rottenburg (fortfahrend). Herr Geh. Rat. Kirdorf 
felbft bat erflärt: Im Jahre 1873 ift faft fein Vertrag gehalten worden. 
Mie erlauben Sie fih da zu rufen: das ift nicht wahr? Leſen Sie die 
Enqueten! Kein Ausdrud der moralifhen Entrüftung tft da gefallen. Nun 
frage ih Sie: warum behaupten Sie, daß der Arbeiter out law ift, wenn 
er den Vertrag bridt, und menden nicht dasfelbe Urteil auf den Arbeit: 
geber an? 

Nun zu den jahlihen Ausführungen des Herrn Geh. Rat Kirdorf. 
Da muß ich geitehen, ich hatte mehr tatſächliches Material von ihm er 
wartet. Wenn Sie die Berichte über unjere heutige Verhandlung leſen, 
werden Sie finden, daß wiederholt in der Rede des Herrn Geh. Rat Kirdorf 
die Worte vorfommen: „ich glaube“, „ich meine“, „nach meiner Überzeugung“ ; 
aber feine Beweiſe find hinter dem zurüdgeblieben, was ich erwartet habe. 
Seine Stellungnahme war uns befannt; wir wollten die Tatſachen hören, 
auf die er fich ſtützt. 

Herr Geh. Rat Kirdorf hat zunächſt bei Beiprechung der Preispolitil 
des Kohlenjyndifats gefagt: wir wollen immer das Richtige. Meine Herm, 
die Statiftif, die er und vorgelegt hat, ijt in dieſer Form nicht beweiskräftig. 
Man kann das Gründerjahr 1873 nit ohne mweitere® mit anderen Jahren 
vergleihen. Ferner darf ich mid auf die Einwendung berufen, die ic 
geitern erhoben habe. ch bin ficher überzeugt, daß Herr Geh. Rat Kirdori 
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mmer das Richtige will und aud in den meiften Fällen das Richtige trifft. 
(ber ich möchte Herrn Kirdorf fragen: wo liegt in dem Inſtitut der Syn- 
ifate die Garantie dafür, daß nun auch immer das Richtige befchlofjen 
oird ? wie iſt insbefondere der Gefahr vorgebeugt, daß die Geldmacher die 
Najorität befommen und die Altruiften unterdrüden? Ich habe geftern 
erfchiedene Beifpiele dafür angeführt und darf mich wohl darauf berufen. 

Dann hat der Herr Geh. Rat Kirdorf gejagt: wir find eine neue In— 
titution. Sa, meine Herren, ich habe Ihnen geftern auch an Beifpielen 
‚achgewiefen, daß diefer Einwand nun hundert Jahre immer wiederkehrt, 
aß aber die Gefchichte die Berechtigung desfelben keineswegs immer außer 
Zweifel ftelt. Ich habe dargetan, daß die Gefhichte, insbefondere die ber 
Zehandlung der Kinder in den Fabriken während der erften Jahrzehnte des 
‚origen Jahrhunderts, und aud die Syndifats-Enqueten ergeben, wie die 
nateria peccans mit nichten immer in einem Mangel an Erfahrungen liegt, 
ondern bisweilen an einem Mangel an altruiftifcher Gefinnung. 

Wenn ih Herrn Geh. Rat Kirborf richtig verftanden habe, fo will 
er ſich zugunften der Syndifate auch auf die regulierende Kraft des Prinzips 
yer Auslefe berufen. Er meint, furzfichtig geleitete Syndikate haben feine 
2ebensfraft. Gewiß herrfcht die Auslefe auch auf dem Gebiete des mirt- 
haftlichen Lebens. Allein einmal bietet diefelbe feineswegs eine genügende 
Bürgfhaft dafür, daß die Syndifate immer von meitfichtigen Leuten geleitet 
verden. Mangelhafte Prognojen ſchädigen zweifellos jeden Betrieb; fie 
yaben indes nicht notwendig latale Folgen, zumal nicht, wenn große Mittel 
yorhanden find, um gelegentliche Berlufte zu deden. Das Sieb, welches bei 
yer wirtfchaftlichen Auslefe zur VBerwendnng fommt, ift — Gott fei Dank — 
o befhaffen, daß auch Leute von geringer oder mittelmäßiger Begabung 
Shancen im Kampfe ums Dafein haben. Und zweitens gewährt die Auslefe 
m wirtfchaftlichen Leben nicht immer eine Sicherheit nad) der moralifchen 
Seite hin. Man fann fogar zweifeln, ob nicht jelbit ein frafjer Egoismus 
ei ihr günftiger davon fomme ald der Altruismus. 

Herr Geh. Rat Kirdorf hat weiter behauptet: die Syndifate haben 
einen Einfluß auf den Lohn. Dann ift es ſchwer verftändlih, warum er 
ınd dann eine Lohnftatiftit der Syndikatszechen überreiht hat? Menn 
Syndifate und Löhne gar nicht miteinander zufammenhängen, fo hat das 
sigentlic feinen rechten Sinn. Ich behaupte aber, daß Herr Geh. Rat 
Rirdorf fi darin irrt. Es liegt fehr wohl in der Möglichkeit, daß Die 
Syndikate einen Einfluß auf die Löhne ausüben, denn die Syndifate fuchen 
elbſtredend die Preife ihrer Produfte zu heben, und durch den Preisſtand 
yer Waren können fehr wohl die Löhne bedingt werden. ch behaupte 
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weiter in Übereinftimmung mit Herren Geheimrat Schmoller — ih fraw 
mich, hier eine Übereinftimmung fonftatieren zu fünnen —: die Syndifat: 
find gezwungen, Arbeiter: und Lohnpolitif zu treiben. In gutem oder ir 
ſchlechtem Sinne — das hängt eben davon ab, ob der Leiter eines Syndilat: 
ein Egoift oder ein Altruift ift. Aus dem Lehrbuh des Herm Profefier 
Schmoller habe ich entnommen, daß der Lohn 15 bis 30 %/o der Geftehunas 
foften ausmadt. Nun, meine Herren, jede Inftitution muß fich bis zu der 
legten Konjequenzen besjenigen Prinzips ausleben, von dem aus fie « 
‚gründet worden ift. Ein fehr bemeifendes Beifpiel dafür in der Geſchicht 
find die Zünfte. Die Syndifate müffen, weil fie eben gegründet find, um 
die wirtfchaftlihe Lage der Arbeitgeber zu verbefjern, auch ſuchen, billix 
Arbeitslöhne zu erreihen, damit der Unternehmer befriedigt werden Fann. 
Herr Geh. Rat Kirdorf hat wiederholt gefagt: wir find unferen Auftrag 
gebern gegenüber gebunden. Ja, meine Herren, ih möchte behaupten: Si: 
find aud Ihren Auftraggebern gegenüber gebunden, Löhne zu erreichen, 
welche für den Arbeitgeber möglichft günftig find. Und haben fich denn 
nicht ſchon verſchiedene Syndilate mit den Bedingungen des Arbeisvertrag: 
beſchäftigt? ch habe geſtern Beifpiele dafür angeführt. Nun hat Hen 
Geh. Rat Kirdorf wohl nur für das Kohlenfyndifat geſprochen. Aber du 
möchte ich ihn auf folgendes aufmerffam machen. Sn der Induſtriezeitung 
von 1900 — die Nummer fan id nicht nennen — ift ausdrüdlich be 
hauptet worden, daß in den Zechenfreifen ernftlich erwogen werde, wie man 
die Konkurrenz um die Arbeitnehmer einfchränfen fünne, damit die Löhne 
nicht zu hoch werden. Sollten dieje Zechenbefiger nun heimlich, Hinter dem 
Nüden des Herrn Kirdorf, Eonfpiriert haben? Das wäre doc ſehr bedenklich 

Herr Geh. Rat Kirdorf hat den chriftlichen Arbeiterverbänden vor 
geworfen, daß fie unter einer falfchen Flagge fegelten. Das ift der Vor 
wurf der Heuchelei. Ach kann nur fagen, diefe Äußerung hat mich tief 
betrübt, weil fie ohne jede Begründung aufgeftellt ift (fehr richtig!) und id 
möchte jet nachträglich noch Herrn Kirdorf bitten, uns die Gründe dafür 
mitzuteilen; denn deſſen fann er verfichert fein, wenn diefe Behauptung ohne 
Begründung in die Welt geht, ſchadet er hauptfächlih feinem eigenen 


Anjehen. 

(Sehr ridtig!) 
Der genannte Herr hat — und das ift ein wertvolles Anerfenntnis — ge 
fagt: ich werde mit Arbeiterorganifationen niemals verhandeln. Er hat da: 
damit begründet, die Arbeiterorganifationen feien immer ſozialdemokratiſch 
Wo find die Bemweife dafür! Auch hier hat Herr Kirdorf ſich darauf be 
ſchränkt zu fagen: „ich meine, nad) meiner Überzeugung”, und hat ung einen 
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Aufſatz aus einem fozialdemofratifchen Blatt angeführt. Nun möchte ich 
Sie fragen: was ift das für ein Beweismaterial gegenüber einer langjährigen 
Wirtfchaftsgefchichte, gegenüber zahlreihen Zeugnifjen von Arbeitgebern, Die 
nit Arbeiterorganifationen gearbeitet haben, gegenüber den Gutachten an— 
yefehener Fabrikinſpektoren? Sie alle jtimmen darin überein, daß die Arbeiter- 
rganifationen ſich bewährt haben. Aber felbit wenn die Behauptung des 
dern Kirdorf zuträfe, jo märe fie nicht konkludent; denn meine Herren, 
Urbeiterorganifationen fönnen erſt dann ihren vollen Wert entwideln, wenn 
ie mitraten und mittaten, und das wollen wir ja. Erſt dann wirken fie 
rzieherifh in dem Sinne, daß fie den Arbeiter lehren, die Eriftenz- 
yedingungen der Induſtrie zu begreifen und fi von utopiftifchen Ideen fern 
u halten. Man bat fi darauf berufen, daß gewiſſe Kranfenfafjen fozial- 
yemofratifch infiziert wären. ch frage Sie: wo find denn aber die 
Funftionen der Arbeitnehmer in diefen Krankenkaſſen, die eine foldhe er- 
seherifhe Wirkung ausüben fünnten? ch habe Herm Kirborf zugerufen: 
England. Ja, meine Herren, ic fann Herrn Kirdorf nur empfehlen, einmal 
ie jehr intereffante Schrift zu lefen: Secret history of the International 
von Onslow York. Hier findet er außerordentlich Iehrreihe Bemerkungen 
über das Verhältnis des englifchen Arbeiters zur Sozialdemokratie. Es fteht 
ya unter anderem: „Der Unterjchied des Franzoſen und Engländers liegt darin: 
yer Franzoſe jagt: ich will die wahren Prinzipien darlegen und eine Gefelljchaft 
zründen, in der die Gerechtigkeit herrfcht; der Engländer jagt: ich forbere 
jöhere Löhne und möchte einen neunftündigen Arbeitstag haben.” Und 
vas ermwidert der Franzoſe darauf: „What a sorry beast this John Bull. 
No ideas, no imagination, not a bit of logie.“ Meine Herren! Das 
jt Sehr harakteriftifh. ch würde Herrn Kirdorf auch nod empfehlen, jich 
as Jahrbuch der Sozialwiſſenſchaften anzufehen, welches die Fortichritte der 
Sozialdemokratie in den verjchiedenen Ländern behandelt. Da wird er finden, 
aß häufig gefagt wird: „Aus England nichts zu berichten. England in- 
‚ereffiert fih für die Sade nicht.“ 

Dann möchte ic aber Herrn Geheimrat Kirdorf noch eins erwidern. 
Die Argumente, die ihm nicht paffen, hat er einfach unberüdfichtigt gelafjen. 
Herr Profeſſor Schmoller hat ein jehr wertvolles Argument uns hier vor- 
yeführt, das ijt nämlich die Höhe der Dividenden. Darauf ift Herr Geheim- 
:at Kirdorf nit mit einem Worte eingegangen, fodaß ich mich gefragt 
yabe: haben denn die Kohlenbejiger in Wejtfalen ein Verfahren erfunden, 
vodurd man aus Kohlen direft Gold maden fann ? 

(Bergmeifter Engel: Die Zahlen für Gelſenkirchen habe id) 

angeführt.) 
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Nun meine Herrn, der Herr, der in fo freundlicher Weife mir vorhin 

urief: „Nicht wahr“ 
2 un. (Heiterkeit) 
— ich fenne diefen Herrn nit — 
(Zuruf: Mein Name ift Klam, ic werde mir erlauben, mid) 
dann vorzuftellen.) 

(Heiterfeit) 
— Schön, ic werde mir dann erlauben, mich gleichfalls vorzuftelen — 

(Heiterfeit) 
hat geftern eine Behauptung aufgeftellt, die eigentlich in die heutige Ber: 
handlung paßte. Er bat fih nämlich auf die franzöfifhe Revolution be 
rufen dafür, daß Konzeffionen, welche man den Arbeitern macht, dieſelben 
niemals befriedigen. Da muß ih dem Herrn doc fagen, er hat eime 
Autorität fonfultiert, die eine ganz falfche tft. Nach der Richtung Hin, in 
der er fie fruftifiziert, it die franzöfifhe Revolution in feiner Weiſe fon- 
Hudent. Und wenn der Herr fi einmal die Mühe maden wollte, nid: 
nur ein Geſchichtsbuch vorzunehmen, fondern die Aften zu ftudieren, die 
3. B. in den 40 Bänden bes befannten Werks von Buches und Rour vor: 
liegen, und Die ich genau fenne, dann wird er zu einem ganz andern 
Schluffe fommen. Die Sade liegt fo. Die Konzeffionen, die in der be 
rühmten Auguftnaht des Jahres 1889 gemadht wurden, befriedigten zu- 
nächſt nicht den dritten, wohl aber den vierten Stand. Sie werden bei 
Buchez einen berühmten Artifel von Camille Desmoulins finden, in dem ei 
heißt: In den Stuben der Meifter wurde es dunkel, aber die Manfarden 
illuminierten. Die Arbeitnehmer waren zufrieden, die Arbeitgeber nid. 
Und warum? Sie finden, daß gleich nad dem 4. Auguft vor der damaligen 
Nationalverfammlung Deputationen erfchienen, zunädft die Haarfräusler, 
eine fehr wichtige Zunft damals, fodann die Fleifcher, dann die Wäfcherinnen, 
die auch eine Zunft bildeten, fogar die Schaufpieler, und erflärten: ja, wir 
haben uns die freiheit ganz anders gedacht; wir haben geglaubt, daß wir 
nun frei würden, aber niemals haben wir geahnt, daß nun Gefellen und 
Lehrlinge ein Konkurrenzgefhäft gegen uns errichten dürften. 

(Heiterfeit.) 
So haben. wir die Freiheit nicht verjtanden. 

Der vierte Stand hatte fein Blut in dem Sturm auf die Baftille ver: 
goffen, nicht die Bourgeoifie. Der vierte Stand hatte die gegründetften 
Anfprüde darauf, daß er aud etwas von der franzöftfchen Revolution prv- 
fitiere. Und was tat die Bourgeoifie, die Arbeitgeber? Sie beraubten 
die Arbeitnehmer unter den frivolften Vorwänden der wirkſamſten Mafe, | 


| 
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sie diefelben hatten, fie führten ein Koalitionsverbot ein, das tatfächlich 
wr auf den Arbeitern laftete. So liegt die Sache, und wofür ift alfo die 
ranzöfifhe Revolution fonkludent? Dafür, daß die Bourgeois, welche 
ven Bruch mit dem ancien r&gime vollzogen haben, Egoiften waren, daß fie 
ver Größe der aufgejtellten Aufgabe ſich nicht gewachfen zeigten. 

Ich möchte dem Herrn aus Efjen raten, die Akten auch noch weiter 
u ftudieren. Dann wird er zu der Zeit Louis Philipps fommen und finden, 
yaß Zamartine lange vor 1848 dem Könige zurief: Warte doch nicht auf 
yie Geldariftofratie, die wird dir nicht helfen. Sei König des Volle. Das 
jt die einzige Sicherung für deine Monardie. Aber Louis Philipp hatte 
inen Minifter, der, das Prototyp eines Bourgeois, Guizot, ihm fagte: 
Ale großen Intereſſen find befriedigt. Es bedarf nur nod der bonne 
:onduite, Die, die mehr fordern, bilden eine société maladive, die die 
zefunde Geſellſchaft ruinieren wollen. Meine Herren! Louis Philipp folgte 
yem Rat von Guizot, und der Herr aus Efjen wird wohl mwiffen, wohin 
as geführt hat. Es beftätigte fi) damals wieder eine Wahrheit, die einer 
er größten franzöfiiden Politifer, Turgot, einmal ausgeſprochen hat. " Als 
yie Scharfmader Turgot jtürzten, richtete er einen Brief an Ludwig XVI., 
n dem er an vielen Beifpielen nachwies, daß die gefährlichften Nevolutionen 
yiejenigen find, melde die durch die kulturelle Entwidlung geforderten Re- 
‘ormen hintertreiben. Ich möchte alſo behaupten, daß der verehrte Herr 
nit dem freundlichen Zwifchenruf doch feine Anfchaung von der franzöfifchen 
Beſchichte einer Nevifion unterziehen muß. 

Ich komme zum Schluß. Die Politif ift eine Zufammenfegung von 
Runft und Wiffenfchaft. Es ift das fhwerjte Gewerbe. Nun, meine Herren, 
yätte id gern Herrn Kirdorf gefragt — er hat gejagt, er habe feine Zeit, 
vifienfchaftlihe Akten zu leſen —: was würde Herr Kirdorf von einem 
Dann fagen, der ſich mit der Löfung biologischer Probleme befchäftigt, wenn 
r niemals in ein Lehrbuch über Biologie hineingefhaut hat, oder wenn er 
hemifche Probleme löſen wollte, ohne Chemie ftudiert zu haben? Auch die 
2öfung politifcher und insbeſondere fozialpolitifger Probleme tft nur denk— 
yar auf Grund einer wifjenshaftlihen Bildung. Wenn geftern ein Herr 
a8 bezweifelt hat, jo bemweift er nur Mangel an Verftändnis für das 
yolitiiche Gewerbe. Wir haben hier eine Reihe von Profefjoren vor uns, 
vie ihr Leben lang ſich mit der Sozialpolitif befchäftigt haben. Laſſen Sie 
nich mit dem Wunſche fchließen, daß diefen Männern der Wiſſenſchaft 
eitend der Männer der Praxis etwas mehr Wertſchätzung — — 
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werde. Ich glaube, daß das auch ein fehr wichtiges Mittel ift, um den 
fozialen Frieden herbeizuführen. 
(Lebhafter, anhaltender Beifall.) 


Vorfigender Prof. Rathgen: Geheimrat Profefior Brentano fchlägt 
nunmehr vor, entgegen dem vorhin gefaßten Beſchluſſe, die Debatte nod 
heute zu Ende zu führen. Dagegen wird Widerfprud erhoben. [Sn der 
Abftimmung wird der Beſchluß, morgen nod eine Sitzung abzuhalten, mit 
56 gegen 47 Stimmen aufrechterhalten. Heute follen nur noch diejenigen 
Redner zu Worte fommen, die morgen nicht anmwefend fein fönnen. ] 


Profeffor Dr. Alfred Weber (Prag): Meine Damen und Herren! Ich 
gehöre zu denjenigen, die für den Schluß der Disfuffion heute gemejen 
waren. Sch werde mich aljo furz faſſen, da ich glaube, daß es weniger 
darauf anfommt, neue Ideen jetzt hier noch vorzubringen — ich halte das 
für ein ziemlich vergeblihes Bemühen — als vielmehr herauszuarbeiten, 
welche weſentliche praftifhde Frage heute vorliegt, über die wir doch ver: 
fuchen müfjen, foweit wir das durd den Inhalt diefer Diskuffion überhaupt 
lönnen, eine Art Votum abzugeben. Sch glaube, diefe Frage ift: fol der 
preußifche Staat in das Kohlenfartell eintreten oder fol er es nit? Ich 
glaube, daß diefe Frage die prinzipielle Stellungnahme zur Kartellbehandlung 
überhaupt praktiſch in ſich fchließt, daß der Eintritt des preußifchen Staats 
in das Kohlenfartell eine Sache von ganz Eolofjaler nachwirkender Bedeutung 
fein würde; und ich möchte deswegen dad, was ich vorzubringen habe, im 
wefentlichen auf diefes Problem zufpigen. 

Aber der Ehrgeiz eines Gelehrten ift es ja, eine allgemeinere Perfpektive 
für das zu geben, was er zu fagen hat, und jo will id das wenigſtens 
ganz furz auch tun. Ich will nämlich fragen, was, wie mir fcheint, aud 
noch nicht recht geſchehen ift: Können wir denn nicht die Dinge laufen Lafien, 
wie fie laufen? Müſſen wir eingreifen ? 

Ih bin jegt im Ofterreih, und da ift e8 mir noch ftärfer zum Be 
wußtfein gefommen, was ich auch ſonſt fchon empfunden habe, nämlich, was 
unfere Induftrie eigentlich heute bedeutet, eine wie großartige organifatoriice 
Leiſtung fie ift, weldes Monument arbeitender Vollsanlagen fie darftellt. 
Wenn mir mein Barbier im Ausland — von Jhnen aus gefehen — ir 
Prag den Bart fchneidet und mir dabei von der großen deutichen Induſtrit 
erzählt, fo ift das etwas, was mich padt und, meine Herren, was mic in 
feine „ungünftige” Stimmung verjeßt gegenüber den Herren, die für die 
Snduftrie die Drganifatoren find — obgleich ich ja mit unferen Herrn In 
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buftriellen bisher nicht gerade viel Arm in Arm gegangen bin. Alfo — 
fönnen wir die Dinge fo laufen lafien? Nah dem guten Willen eines 
großen Teils unferer Induftriellen, nah dem guten Willen beſonders folcher 
eminenter Berfönlichfeiten wie Herr Geh. Rat Kirdorf, fünnten wir das viel- 
leicht. Aber ich gehöre zu den Leuten, die heute auch wohl zahlreicher werden, 
pie glauben, daß der gute Wille der leitenden Berfönlichkeiten im Wirtfchafts- 
(eben fehr wenig bedeutet gegenüber den Gefegen der Mafchinerie, innerhalb 
deren fie ftehen. Und da liegt nun die Sade fo, daß Herr Kirdorf felbft 
heute eigentlich zugegeben hat, daß die von ihm gefchaffene Mafchinerie etwas 
'o fundamental Anderes ift, etwas jo Neues gegenüber den bisherigen 
Verhältniſſen, daß es von vornherein unmwahrfcheinli ift, daß dasjelbe Ver— 
halten der Allgemeinheit zu ihr überhaupt möglich ift, das bisher möglich 
war. SKapitalaffumulation und freie Konkurrenz waren die beiden großen 
Triebfedern, die bis vor furzem der Fapitaliftiichen Wirtfchaft im Leibe 
tedten. Die Hapitalaffumulation ift das arijtofratifche Prinzip, das Prinzip, 
nnerhalb deffen die Unternehmer fih ausleben, die Konkurrenz, fo viel 
were foziale Schäden fie herbeigeführt hat, ift dasjenige, was die Wirkung 
ver Kapitalafftumulation immer wieder durch Preisfenfung demofratifiert hat. 
Run iſt von diefen beiden Prinzipien das eine glatt auögefchieden, und Herr 
tirdorf ift einer von denen, die tätig find, es auszuſcheiden. Es fragt ſich, 
vie wird fernerhin die Demofratifierung der NRefultate des Kapitalismus 
rzielt, wie wird eine weitere dauernde Preisjenfung zuftande gebracht werden 
önnen? Und da frage ich die Herren aus der Induſtrie: Können Sie 
ehaupten, daß es irgend ein anderes wefentliches Motiv für Preisfenfung 
isher in unferem Wirtfchaftsleben gegeben hat als die Konkurrenz? Kann 
in Induſtrieller, ein Direktor einer Aktiengefellfchaft, der feine Aktionäre 
inter fich hat, fo verfahren, daß er den Leuten fagt: Wir wollen zunächſt 
nal, wenn wir auch Verlufte haben, die Preife herabfegen; Fünftig wird 
as alles eingebracht werden? Kann er das nicht nur gelegentlich, ſondern 
rundfäglih und immer wieder tun? — Man fann darauf mit ganzer 
Sicherheit antworten: Nein. Das fann nur dur die harte Notwendigkeit 
rztelt werden, das ift nichts, was man mit dem beften Willen der mwohl- 
ollendften, einflußreichiten Generaldireftoren durchſetzen kann. 

Menn das aber fo ift, dann muß in unferer fapitaliftiichen Wirtfchaft 
:gendein Faktor eingefeßt werden, der dies alte regulative Prinzip erjeßt. 

Ehe ich darüber rede, noch ein Wort über die Preisſenkung ſelbſt, über 
ie auch Herr Geh. Nat Kirdorf gefproden hat. Er hat angeführt, daß die 
jreife der Kokskohle fi bewegt hätten von 1873, wo fie 15 Marl ge 
ıefen wären pro Tonne, auf 5 Mark im Jahre 1889, dann 6 Mark im 
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Jahre 1891 und 9,3 Mark im Jahre 1905. Ja, dieſe Zahlen find ja dir 
befte Beftätigung der Tatfache, daß, ſeitdem das Kohlenkartell im Jahre 1892 
in Altion getreten ift, die finfende Bewegung der Preife, die bis dahin vor 
lag, aufgehört hat. Alles, was wir fonft an Zahlen über diefe Dinge 
wiſſen, beftätigt das. ch wollte nur hervorheben, dak das, was Har 
Geh. Rat Kirdorf felbit gejagt hat, es auch beitätigt, was ja Doch nidt 
ganz unwichtig ift. 

Nun, meine Herren, die Berftaatlihung ald das Nadifalmittel, das die 
Wirkungen der Konkurrenz erfegen fol! ch fehne mid abfolut nicht nad 
Berftaatlihung. Ich empfinde das, was jeder von uns wohl dabei empfindet; 
aber wie in fo vielen Dingen bin ih aud in diefem Punkte refigniert. 
Ich fage mir, wir werben mafjenhaften Berftaatlihungen in der Zulunft 
nicht entgehen können deswegen, meil unfere ganze Organifation auf ein 
heitlihe Zufammenfaffung hinführt, und diefe muß dann eben auch Schließlich 
von der organifierten Einheit der Vielheiten geleitet werden, vom Staat. Da: 
ift eine Sade, der man überhaupt nicht entlaufen fann. Aber ich alaube, 
vorläufig ift die Zeit für weitgehende BVerftaatlihungen auf dieſem Ge 
biete wenigitens noch nicht gelommen. Bor allem, weil wir vorläufig ned 
im internationalen Kampfe vollfommen darin ftehen, weil wir noch feine 
durchgebildeten internationalen Kartelle haben. Heute müſſen wir nod 
fämpfen mit dem Gtahlwerfäverband z. B. in den Vereinigten Staaten. 
Das kann der Staat nicht, das fünnen nur Private tun. Ich fürdte aber, — 
ich fage: „fürchte“ vom Standpunkte des Sichauslebenfönnens der Snitiativ- 
fräfte der Völfer — es wird eine Zeit kommen, wo, nachdem fi die Stahl: 
werfsverbände hüben und drüben und die fonftigen Kartelle die Welt ge 
teilt haben, es felbitverftändlich fein wird, daß die eingeteilten Rayons nun 
auch von der Gemeinfchaft geleitet werden, innerhalb deren die betreffende 
Induftriegruppe, die die Rayons verjorgen, ſich befindet. 

Es liegt beim Kohlenbergbau für mich noch ein befonderer Grund vor, 
der gegen die heutige Berftaatlihung ſpricht. Der Kohlenbergbau ift nicht 
wie das Eifenbahnmefen etwas, was fi in der nächſten Zeit noch erpanfte 
entwideln wird, fondern der Kohlenbergbau ift ein Gewerbe, das bekanntlich 
heute etwa auf der Höhe feiner Rentabilität fteht, wenn wir nämlich die 
felben Preiſe, welche wir heute haben, für die Zufunft annehmen. Wan 
muß immer tiefer greifen, muß mit immer mehr Arbeit die Kohlen herauf: 
befördern. Ich glaube nicht, daß der technifche Fortjchritt ausreichen wird, 
das ganz auszugleihen. Wenn wir mit der Verftaatlihung vorgehen, be 
deutet das alfo, daß wir die KRapitalinterefien des Kohlenbergbaues in jeine 
heutigen Rentabilität auf den Staat übernehmen; wir feßen eine ewige 
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ente aus für die heutigen Befiger der Kohlenbergwerke, für ihr Einfommen, 
is fie jet daraus beziehen. Der Staat wird aber aus dem Kohlenberg- 
u — denn er will ja mit der Berjtaatlihung gerade doch eine Preis- 
nfung herbeiführen — fortgeſetzt meniger erzielen können, und jo wird die 
inze Sache auf den Steuerfädel überwälzt werden. Es wird alſo auf 
idere Meife aus den Taſchen des Konfumenten — des Bolls, richtiger 
jagt — herausgeholt werden, was der Kohlenbergbau heute direft durch 
ine Preife herauszieht. Das ift für mich der ausfchlaggebende Grund 
gen eine heutige Berftaatlihung des Kohlenbergbaues. Alle anderen 
ründe fcheinen mir überwindbar zu fein gegenüber diefen allgemeinen 
tanziellen. 

Wenn wir alfo vorläufig wenigſtens von einer Verftaatlihung wohl 
cht reden werben, jo fragt ſich's, ob wir auf die eigenartigen Ideen, die 
(3 heute von dem Herrn Referenten vorgetragen find, eingehen werben, 
ß der Staat grundfäßlic in diefe monopoliftifchen Drganifationen hinein» 
bt. Ich fagte Schon, das fei heute die zentrale Frage. Nun liegt auf 
m ganzen Gebiet, das wir heute beſprechen, die Sade jo, daß wir ge- 
ſſſermaßen noch vor verfchlofjenen Türen ftehen, daß wir beftenfalld ins 
unfle fehen und fehr fchwer fagen fünnen, wo nun eigentlich der richtige 
jeg ift, denn es handelt fih um ganz neue, nie betretene Wege. Wenn 
» mich alfo gegen die heute hier ausgeſprochenen Ideen aussprechen werde, 

möchte ich von vornherein bemerfen, daß ih audh nur Gedanfen vor- 
inge, weiter nichts. 

Es handelt fih um ein Hineingehen in die Kartelle und in die Trufts. 
ineingehen in die Kartelle, ich glaube, das würde einfach bedeuten, daß 
r Staat die Funktion übernehme, Garant der Weitereriften; aller aus 
ortſchrittsgründen fill zu legender Werke, im Kohlenbergbau beifpielsweife 
jo aller ftillzulegenden Zehen zu fein. Und nichts Verderblicheres könnte 
) mir für unfere wirtſchaftliche Entwidlung denfen. Man ftelle fich eine 
isung eines folchen Kartelld vor. Es fommt Zeche Bruchſtraße und fagt: 
jenn ihr den Preis nicht auf dem heutigen Niveau laßt, werden wir den 
etrieb einftellen müfjen. Wir haben eine große Zahl anfäfjiger Arbeiter. 
a8 ganze Dorf wird veröden. Ya, wir haben gefehen, wie folche Argumente 
i der Stilllegungsagitation, wo fie der Öffentlichkeit, alfo dem un- 
ganifierten Staat gegenüber angewendet wurden, wirkten. Die öffentliche 
teinung würde ſich fofort gegen jede Aktion des Staates erklären, der ſich 
ı einer Preisbildung, die zu einer Stilllegung führt, beteiligt. Der 
eheimrat, der darin fäße, würde nicht die Courage haben zu fagen: 
rotzdem 9 ME. und nicht 10 ME. Der Staat würde alfo ſolche not- 
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wendigerweife augzufchaltende Betriebe halten. Aber weiter, er würde aud 
Garant des wirklichen Nenteninterefjes fein. Er ift e8 ja in ausgevehntem 
Maße Schon heute. Da kommen die Leute und jagen: Wir haben unſte 
Güter zu dem und dem Preiſe gekauft. Sie rentieren ſich heute nur fe 
und jo, uſw. Wir bitten, garantiert uns unfre Rente? indem ihr die 
Preife durh Zölle fo und fo hoch haltet. Wie Schön und gefchidt würden 
fie das auch auf dem neuen Gebiete der Staatsfürforge tun! Tun & 
die Herren Kohleninduftriellen doch heute ſchon! Hier ift die Brofchüre des 
Herin Engel. In diefer fteht: Wenn man die Aktien des Gelfenfirchener 
Bergwerlö al pari rechnet, verzinfen fie fi mit 11%o Dividende. Aber 
diefe Papiere ftehen auf 231, folglich verzinft fih in Wirklichkeit das 
Gelſenlirchener Bergwerk nur mit 5%. Und er führt weiter an: Die 
Aktien wären inzwifhen in andre Hände übergegangen, und dieſe Leute 
hätten auf 5 /o gerechnet, das dürfe doch nicht erſchüttert werden. Alſo 
Garantie der Rente! Ich fürchte, tro aller heutigen ftaatswifjenschaftlichen 
Fortbildungsfurfe der preußifchen Staatsbeamten wird ed nicht jo meit 
fommen, daß die Kommiffare in den Situngen fih binjtellen und den 
Snduftriellen eine Vorlefung darüber halten, daß das eben doch eine vollz- 
wiſſenſchaftlich krankhafte Entwidlung ift, die man auf die Weife mit aus— 
bilden hilft. Man wird an demjelben Tiſch zufammenfigen, wird im 
wejentlihen das, was man überhaupt befpredhen will, beim Glas Wein ober 
Bier abmaden, je nachdem wie die Situation des betreffenden Kartells ift 
(Heiterkeit), und da wird man, glaube ih, über jo unangenehme Dinge, 
wie über die Störung der Kurfe von Gelfenfirden und fo etwas überhaupt 
nit reden. Die Nente wird garantiert werden. Dafür zu forgen, daß 
das nicht gejchieht, find ficherlich nicht die Induftriellen da — ich bin der 
Anfiht, daß fie ihren Aktionären gegenüber faum anders handeln fönnen 
als fo —, aber wir find dazu da, zu fagen: das geht nicht, das wollen 
wir nidt. 

Etwas Ähnliches würde nun folgen bei dem Hineingehen des Staates 
in die Trufts und Aftiengefellihaften. Herr Profeſſor Schmoller bat fid 
die Sade jo gedacht: der Staat hat 250, und dann find doch immer 
Minderheiten da, die das Staatsinterefje vertreten wollen, die die gemein- 
wirtfchaftlichen Geſichtspunkte über die privatwirtfchaftlichen ftellen, und auf 
dieje Weiſe wird fich eine altruiftifche Majorität finden. Nun, Herr Geheim: 
rat Kirdorf hat dem gegenüber gejagt: der Staat wird immer überftimmt 
werden. ch glaube, daß das jedenfalls dann der Fall jein wird, mwenn 
er für Preisfentungen eintritt. Wenn er gegen Preiserhöhungen 
eintritt, jo ift es möglih, daß da eine Reihe von potenten und noblen 





Das Verhältnis der Kartelle zum Staate. 359 


[ftionären mit vornehmen Handbewegungen fagen: na ja, das wollen wir 
‚eitatten. 
(Heiterfeit.) 

(ber, daß fie kommen werben und fagen: hier, bitte ſchön, wir geben 
oviel von den Kurſen unfrer Aktien ab — und das müſſen fie doc) zunächſt 
un, wenn fie fo aus eigener Jnitiative die Preife herabfegen wollen —, 
as glaube ich nicht. Ich glaube, daß der Staat überftimmt werden würde 
der daß er eben, was wahrfcheinlicher ift, mit den Rentenintereſſenten 
timmen würde, Garant der Rente werden mürbe. 

Menn ih von Rente rede, fo fünnte man mir vorwerfen, daß bei 
nduftrieller Produktion nur ein Teil des Verdienftes Rente ift. Aber es 
jandelt fich hier um Kartelle und Trufts und deren Gewinne, und Diefe 
Hebiete find groß, in denen monopoliftifche Beſitzabſchließungen möglich find 
ınd in denen deswegen Rente gemacht wird. 

Gibt e3 denn nun, wenn man alfo diefen Gedanken ablehnt, gar 
richts? Da, meine ih, fünnte man fich vielleicht fragen, ob man nicht 
‚och verſucht, dasjenige, was ausgefchaltet ift, wieder einzufchalten: die 
donkurrenz. Ich bin nicht der Anficht, daß diefe Einschaltung der Kon— 
urrenz auf die Dauer ſehr wirkſam dadurch gefchehen fann, daß man die 
Zölle herabjet, dadurch daß man eine andre Tarifpolitif einſchlägt. Gewiß 
‚as fol und muß gefchehen. Und das wird helfen in engen Grenzen. Es 
yilft aber fofort nicht mehr, fobald internationale Kartellierungen eintreten, 
ınd denen gehen wir ja entgegen. 

Aber es gibt doch noch andere Formen der Konkurrenz ald nur die 
wifchen den einzelnen Teilen der Privatwirtfhaft! Iſt denn nicht eine 
Konkurrenz zwifchen Privatwirtfhaft und Gemeinwirtfchaft denkbar? Was 
yat denn der Staat getan, als er die Hibernia antaufte? Woran hat er 
yabei gedaht? Er hat daran gedacht, durch feinen Befit die Preife des 
dohlenkartells zu unterbieten. Das iſt Konkurrenz, unlautere Konkurrenz 
agen die andern; aber es ift Konkurrenz, und daß das eine Sade iſt, die 
von Bedeutung werden fann, hat man daran gefehen, mie fich Die 
Induftriellen dagegen gewehrt haben. Sie haben dagegen Front gemadt 
nit aller Macht, denn fie haben gefühlt: hier find wir jterblih in unfrer 
Monopolpoliti. Daß der Minifter Möller bei der Hibernia etwa den 
rſten Schritt zur generellen Verftaatlihung des Kohlenbergbaug unternehmen 
pürde, daran zu glauben, waren fie, wenn ſie es auch vorgaben, doch 
pirflih nicht irrig genug. Das iſt gänzlich ausgeſchloſſen; jondern ſie 
yaben gefühlt: Hier kann in der Tat etwas gegen ung unternommen werben, 
vas unfre Politif durchkreuzen kann. Daher der „Troß“ und der „Troß- 
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Truft“. — Das, meine Herren, weift und den Weg, auf dem wir generell 
vorgehen können! Den Weg, der einfach) ift: Wir müffen überall fuchen, gemein: 
wirtfchaftliche Betriebe neben privatwirtſchaftliche zu jtellen; und zwar fie 
daneben zu ftellen mit dem Ziel, nit etwa um in die privatwirtjchaft- 
lichen Monopole nun mit den gemeinwirtfchaftlihen Betrieben Hineinzugehen 
(Sehr ritig!), fondern mit dem Ziel, diefe zu fonfurrenzieren, durch eine 
Konkurrenz der Staatswirtihaft gegenüber der Privatwirtfchaft Preis 
fenfungen zu erzielen, das Preisniveau möglichft auf diejenige Bafıs zu 
bringen, das durch die technifchen Berhältniffe jedesmal geboten ift. 

Man wird mir fagen: Du Dptimift! Glaubft du, daß der heutige 
Staat etwas Derartiges tut? Wenn's der heutige Staat nicht tut, wird's 
vielleicht ein zufünjtiger tun, in.einer anderen politifchen Verfafjung. Heute 
aber müfjen wir dafür forgen, denn wenn wir das nicht tun, find wir 
fpäter gegenüber den einheitlich ausfchließlid ganze Gebiete zufammenfafjenden 
Riefengebilden „Lafiert“. Es hat der Staat dann feinen Raum mehr. 
Haben wir aber auf allen der Monopolijierung ausgejegten Gebieten ver 
Wirtſchaft Teile in der Hand, haben wir diefe Gemeinwirtſchaften in ven 
Händen des Staats, fo werden politifhe Änderungen einmal auch zu ver- 
änderten Prinzipien der Führung diefer Staatswirtfchaften führen; die 
Prinzipien der Staatswirtfhaft haben fich früher fehr ftarf verändert, fie 
werden fich weiter ändern. Und es find nur die Prinzipien, nach denen 
zur Zeit Staatöbetriebe geführt zu werben pflegen, die verhindern, daß fchon 
heute auf wichtigen Gebieten der Privatwirtichaft von der Gemeinwirtichaft 
im Intereſſe der Preisfenkung fonfurrenziert wird. Wenn heute im Saar- 
vevier fo einfach eine Hilfspreispolitif der Kartelle gemacht wird, jo liegt 
das unter anderm daran, daß die Leute dort in einer Art chambre s&parte 
eriftieren. Es kümmert fi fein Menfh darum, mas dort gefchieht. 
Kümmerte man ſich um dad Saarrevier fo viel, wie ſich der Deutſche um 
feine Eifenbahnen kümmert, jo würde felbjt bei den heutigen politischen 
Verhältnifien die Sache dort und überhaupt für die ganze deutfche Kohlen: 
verjorgung ſchon weſentlich anders liegen. 


Borfigender (unterbrehend): Jh muß den Herrn Redner unter: 
breden. Seine Redezeit ift abgelaufen. Sch erteile das Wort an Herm 
Pfarrer Naumann. 


Pfarrer D. Naumann (Berlin): Geehrte VBerfammlung! Bon den 
meiften Rebnern wird das Verhältnis von Staat und Kartellen behandelt 
unter dem Gefihtöpunft: was ſoll der Staat? Wichtiger ald die Frage: 
was joll der Begriff „Staat“ ? ift die Frage: mas fann der wirkliche Staat? 
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Diefe Frage ift teils eine technifche Frage — fo hat fie unter anderem 
eben Herr Profeffjor Weber beleuchtet — und teild eine politifche Frage. 
Denn der Staat ift doc eben nicht ein Begriff, er ift auch nicht einfach 
ein Schema der Berfafjung. ch erinnere in diefem Zufammenhang an 
einen noch heute fehr lejensmwerten Vortrag von Ferdinand Lafjalle aus dem 
Anfang der fechziger Jahre, wo er über die gefchriebene Verfaffung die 
wirklihe Berfaffung ſtellt. Was ift die wirkliche Verfaffung? Das find 
diejenigen Fonftitutiven Mafjenelemente, ohne die überhaupt der Volkskörper 
nicht beftehen fann und die darum in der formellen Konftitution des Staates 
irgendwie ihren Ausdrud finden. Diefe wirkliche Verfaſſung befteht in der 
Zeit, in der Laffalle fie darftellte, aus dem Adel, aus dem Mittelftand, 
aus dem fommenden Bürgertum, und er fündigt an, daß nun als neues 
Element der wirklichen Verfafjung der Arbeiterftand dahinter in die Höhe 
fteigen würde. Neben diefen vier Elementen bejteht bejtändig in der Mitte 
von ihnen allen, von ihnen beeinflußt und umftritten, der formelle Apparat 
„Staat“, der dur die Monarchie repräfentiert und durch den Beamtenförper 
in Funktion erhalten wird. 

Menn wir alfo reden vom Staate und von den Kartellen, fo müſſen 
wir ung hüten, bloß von diefer formellen Funktion des Staates zu fprechen, 
und müffen vielmehr davon fpredhen, wie jene wirklichen Fonftitutiven 
Slemente des Staates in ihrer ftreitvollen Gemeinfchaft den Kartellen 
gegenüber auftreten können, oder welche Rolle innerhalb der Gemeinfchaft 
vie fartellierte Induſtrie felber fpielen fann. 

Nun find auf diefem Gebiete aber große VBerfchiebungen vorhanden. 
Zuerft die Verfchiebung, die wir nicht breit zu erwähnen brauchen, daß die 
älteren Hauptfhichten, Adel und Mittelftand, im Zurüdmweihen waren 
zegenüber dem Bürgertum, und daß die Arbeiterfchicht einen dauernden 
Aufftieg hat, wenn fie bisher auh nur auf indireftem Wege Erfolge 
oolitifcher Art erzielen fonnte. Die Verſchiebungen aber, die nun fommen, 
'heinen in folgendem zu beftehen. Je größer die induftrielle Hälfte des 
Volkes überhaupt wird, deſto mehr hat fie in ſich Neigung, in weitere 
Unterteile zu zerfallen. Bei den Arbeitern fündigt man für eine etwas 
'ernere Zukunft an, daß die ungelernten und die gelernten Arbeiter auch 
inmal zweierlei Bolitif im Staate machen fünnten, etwas, was uns heute 
jier nicht zu befchäftigen braudt. | Aber auf der Seite, die man früher 
iberale3 Bürgertum genannt hat, erijtiert eine große itio in partes, ein 
Huseinandergehen in ganz verfchiedene politifche Intereſſengruppen. Wir 
afjen hier wiederum die Unterfchicht diefes felbftändigen politifchen Bürger- 
ums für fi und reden von der neu entjtehenden Fartellierten Oberſchicht. 
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Bon ihr hat Herr Kirdorf heute vormittag gejagt: politiſch können wir 
ungeheuer wenig machen; denn wenn ich mich wählen laſſen wollte nad 
dem Neichstagswahlreht, würde ich nicht einmal gewählt werden! Und ei 
ift richtig, felbit die Herren Stumm und Krupp als Vertreter der Grof- 
indnftrieformen haben in gewiſſem Sinne nur Gaftrollen fpielen können 
innerhalb diefes parlamentarifchen Apparats. Wer aber glauben wollt, 
daß damit ihr politifcher Einfluß vollftändig gekennzeichnet fei, kennt über 
haupt die politifhe Geſchichte nicht. 
(Sehr richtig!) 
Denn nad diefer rein formellen Frage, wie viel Bertreter der Großinduſtrie 
in den Reichstag hineinkommen, entjcheidet fi die wirflihe Politik nod 
lange nit, und in Wirklichkeit hat kaum eine der genannten Gruppen, 
außer dem Adel, welcher alte Rechte zu verteidigen hat, ein größeres Intereſſe 
an der politifchen Führung des Staates, ald gerade dieje fartellierte Dber: 
ſchicht der Sarah | 
(Sehr richtig!) " 

Daß fie großes nterefje hat, ergibt fich einesteild aus alle dem, wovon 
wir in diefen Debatten ſchon gehört haben, nämli wie viel Methoden 
ausgedacht werden können, nach denen der Staat dieje fartellierte Induſtrie 
entweder fördert, gehen läßt oder hindert und jchifaniert. Aber weit über 
dies hinaus liegt das andere, daß der Staat ald Ganzes der Rechts- umd 
Schusbildner ift für das mwirtfchaftlihe Leben überhaupt, und daß an der 
Rechtsbildung im ganzen diefe fartellierte Großinduftrie ein ungeheueres, 
für fie abfolut vitales Intereſſe hat, einesteild deshalb, weil alle die 
Vorgänge der Kartellbildung, von denen wir heute fprechen, überhaupt nur 
auf dem Boden einer bereits fehr diffizil arbeitenden juriſtiſchen Mafchinene 
möglih find. Man nehme jenes fomplizierte Syitem von Berträgen, An- 
fprühen, was allein in dem Wort: Fartellierte Anduftrie liegt, um zu 
wifjen, welchen Unterbau ftaatlicher Tätigkeit alle diefe fartellierten Induſtrien 
vorausjegen! Aber ed handelt ſich nicht nur um die formelle Eriftenz der 
Juſtiz, jondern um ihren materiellen Inhalt, und zwar fcheint mir die 
eigentümlihe Lage vorhanden zu fein, daß die fortfchreitendfte Gruppe 
unferes Wirtfchaftslebeng — und das ift die der Fartellierten Induſtrie — 
ein Intereſſe an der Erhaltung früherer Rechtsformen hat, um fich unter 
dem Schuß diefer früheren Rechtsformen deſto ungejtörter entwideln zu 
fönnen. Die ganzen Formulierungen des Eigentumsrehts und —begriffs, 
die ja einen Hauptinhalt alles jtaatlich - juriftifhen Wirlens ausmachen, 
beruhen menſchlich-pſychologiſch auf einer Vorausfegung, die heute immer 
weniger zutrifft. Der ganze ftaatlich formulierte Eigentumsgedanfe berubt 
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iuf der Vorausfesung, daß das Eigentum das Mittel zur Produktion in 
ven Händen des Befigers if. Zu diefem Zweck ift es umgeben worden 
mit einer Fülle fichernder Beftimmungen, und unſer fultureller Aufftieg bis 
yeute wäre nie möglich geweſen ohne dieſe juriftifche Umflammerung des 
yefißenden und fchaffenden Eigentums, und infofern ift es abfolut richtig, 
aß die bisherige Gefelfhaft nicht nur mit dem Drud, der unten in der 
Mafje empfunden wird, ſondern ebenfo auch mit allen Vorzügen, die fie 
yat, auf diefer Formulierung des Eigentumsrechts durch die jegliche ftaatliche 
Juſtiz beiteht. 

Nun ift es aber ein fehr bedeutfamer Vorgang, der ſich gerade in der 
artellierten Induſtrie vollzieht, und den ich geftern in den Worten aus— 
prah: Trennung des Beſitzes von der Betriebäleitung. Es fallen die 
ſychologiſchen Vorausfegungen der alten juriftifchen Konftruftionen jetzt eine 
nad der andern ab. Es bleiben die Formeln an fi, aber die Sachquelle, 
us der fie herausgefommen find, ift jet in ihrer Wafjerzufammenfegung 
hemifch anders, und in diefer Auffafjung bin ich heute früh bei dem 
yanfbaren und aufmerffamen Hören der Rede des Herrn Geheimrat Kirborf 
ehr beftätigt worden. Pan zwei Stellen hob er mit beftimmter Schärfe 
yervor, daß er der Beauftragte der hinter ihm ftehenden Befiger ift. Keiner 
von und bezweifelt, daß die Betriebsleitung im weiteſten Sinne des Wortes 
n feiner oder in ähnlichen Händen liegt. Die Betriebsleitung herrſcht. 
Sie arbeitet mit dem ganzen Apparat, der unter, neben, hinter ihr ift, im 
egten Grunde für „Unbekannt“, nämlich für den, der die Aktien auf der 
Börfe ohne Namen kauft. Diefe Arbeit für Unbefannt, welches die 
Urbeitsform überhaupt aller großen Induſtrien ift, ändert von Haus aus 
ie pſychologiſchen Vorausſetzungen des Rechtsſyſtems, unter dem wir ftehen, 
ınd es ift fein Zweifel, daß piychologifche Verfchiebungen fo großer Art 
ich irgendwann aud in Rectsverfchiebungen ausfprehen werden. Es fragt 
ih nur: wann? Das politifche Intereſſe der fartellierten Großinduitrie 
jt es, diefe Verfchiebung hintanzuhalten, und zwar ein nad meiner Auf- 
affung — vom Standpunkte der Großinduftrie betradhtet — höchſt be- 
:echtigtes Intereſſe, denn fie braucht den ganzen individuellen Ermerbstrieb 
yon Unbefannt, um mit ihm weiter jchaffen zu fönnen. Und um ihn 
wusnugen zu können, braudt fie ein Necht, welches einftens für den Bauern 
ınd den Handwerker in die Form gegoffen wurde, die es heute in einer 
inders gewordenen Welt noch hat. 

(Sehr gut!) 
Im diefes Recht aufrecht zu erhalten, braudt die Großinduftrie einen 
minenten Einfluß auf die Madt, Die das Recht konftituiert, das ift der 
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Staat. Ya, fie geht noch einen Schritt weiter. Denn das vorhandene 
Recht befteht nicht dadurch zu recht, daß es in den Büchern fteht, und 
Diejenigen, die von diefem Rechte weniger begünftigt find — um mich einmal 
milde auszudrüden —, würden vor dem gefchriebenen Recht allein nur einen 
mäßigen Reſpekt haben, wenn nicht der ganze Apparat des Strafverfahren: 
hinter ihm ftände und wenn nicht hinter dem Apparat des Strafverfahren: 
die effeftive militärifhe Macht ftände, mit der im letzten Falle dieſes 
Syſtem des Rechtes aufrecht erhalten wird, auf die fih auch Die anderen 
Schichten, vor allem aber, weil hier die größten Güter zu verwalten find, 
die fartellierte Großinduftrie, berufen. Won dort aus verftehen wir, warum 
fih das Wort vom „Umfturz” der Geſellſchaft in diefen Kreifen erhalten 
bat. Sonft ift ja die Nede vom Umfturz und der Umfturzpartei allmählich 
zur gelinden Sage für Abendgeſpräche geworben. f 
(Heiterfeit.) 

Aber in diefen Kreifen behält dieſes poetifhe Wort vom Umfturz noch fo 
eine gewiffe innerlich ziehende Kraft. Laſſen Sie uns einen Augenblid über 
den Sinn diefes Wortes „Umfturz“ nachdenken! Wir drüden es unpoetiſch 
aus als eine weitgehende prinzipielle Veränderung der formellen Funktionen 
im Staate. Das foll heißen, die neue faltiſche Verfafjung ſetzt fich einmal 
in geſchriebene Verfaffung um. Ein Beifpiel: Als die alte deutſche Ver— 
faffung durch Bismard „umgeftürzt“ wurde, war das ein eminenter Umfturz, 
der, weil er gemejen ift, von den Vertretern der fartellierten Induſtrie wie von 
ung allen ald Glüd, Fortſchritt und Heil bezeichnet wird. Ähnlich grundfäglice 
Veränderungen aber in der Zukunft erfcheinen aus der jeßigen Lage heraus 
unferer fartellierten Großinduftrie im höchſten Grade bedenklich, nicht deshalb, 
weil ihr die jegige Organifation des Staats eigentlih auf den Leib zu- 
geſchnitten wäre, das iſt fie nicht; aber weil fie in ihrer ifolierten Haltuna 
nicht ficher ift, ob die Koalition der übrigen unter einander bei einer Revi- 
dierung der Berhältniffe nicht ftärker fein könnte als fie. Und nur aus 
diefer Sorge heraus hat fie das Intereſſe an der „Erhaltung des Beſtehenden“ 
im Staat, und wird auf diefe Weife troß ihrer faktiſch revolutionierenden 
Wirkung im Wirtfchaftsleben eine fonfervative Macht im politifchen Forma- 
lismus. Da nun unfere fartellierte Jnduftrie aber für fi formell politiſch 
ſchwach ift, wie wir vorhin gejagt haben, feinen eigenen Wahlkreis auf 
Grund des bejtehenden Wahlrechts erobern fann, muß fie in der Politik em 
Angliederungsiyftem herbeiführen, und diejenigen Motive, von denen ich eben 
gefprochen habe, führen dazu, daß die fartellierte Induftrie gerade mit den 
alten im allgemeinen finfenden Schichten ihre erfte Verbindung eingehen 
muß, daß aljo die Fartellierte Großinduftrie, obwohl fie anderen Blutes und 
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anderer Farbe ift und in fich ſelbſt abjolut technifch und menfchli anders 
mpfindet, politifch zufammenftehen muß mit den Gruppen Adel und Mittel- 
tand, weil diefe jene formale Rechtserhaltung und Machterhaltung ihr am 
jeften zu garantieren fcheineg,f 
m nun biefe Angliederung ihr geiftig fernftehender Elemente zu er- 
‚eihen, ift etwas nötig, was ein politifcher Menfch dem andern nicht zu. 
ehr übelnehmen fann, nämlih das, daß man fih in der Ausdrudsform 
yenen anbequemen muß, mit denen man zufammen regieren möchte, und 
nfolgedefien jpricht unfere Großinduftrie, die, wenn fie über ihre eigenen 
Saden jpricht, eine abſolut moderne Diktion hat, fobald fie politifch Spricht, 
inen rührenden Dialekt (Heiterkeit), fpricht fie ven Dialekt der rüdftändigften 
ınd älteiten Volksteile, ald wäre es ihr eigener und hat eine Empfindung. 
ür die „Erhaltung der Schwachen”, die fonjt zurüdfinfen werden, und 
ıwbeitet mit, das ganze Syitem von Zöllen für Mittelftand und Agrarier 
ils Forts ihrer eigenen Feſtung mitzufhüten, und baut fi damit ihre 
Bofition im Staat, indem fie diefe Andern an ſich heranholt. Klug gemadt! 
53 fragt fih nur, ob die Andern nicht eines Tags fagen, das ſei eine 
‚ax leonina, d. h. ein Vertrag, bei dem doch der Ertrag für die Beteiligten 
echt verfchieden ift, in dem nämlich dieſes ganze Syftem der agrarifch- 
nittelftändifch = großinduftriellen Bolitif, das mir heute haben, in feinen 
Folgeerfcheinungen dazu führt, daß die Kartelle voll und rund und prall 
‚abei werden, und daß die Andern au in der ra 1917 wieder fagen 
yerden, fie feten notleidend. Das fünnen wir fchon heute vorher fehen, und 
ann wird man wieder fagen: „Ad geht, wir find ganz unfchuldig daran!“ 
nd wird verfuchen, den Bund von Großinduftrie und rüdmwärts finfenden 
Schichten nochmals zu erneuern. Auf diefem Hintergrunde hebt fih die 
tegierung ab. Was mir vorhin „Staat“ genannt haben in der Debatte, 
t meift nur diefes: Die Regierung, die innen zwifchen allen diefen 
jruppierungen jteht. 
Wie fteht nun die Regierung zur fartellierten Induſtrie an fih? Eines— 
»il3 mit der Empfinung der reinen Befriedigung über den großen Zuwachs 
n finanziellen, wirtfchaftlihen Gütern und Leiſtungskräften für das Volk, 
enn der ganze Gedanke der deutfchen Weltmacht wäre ja einfach nicht vor- 
anden ohne diefe große Induſtrie. Der Staat, der nad außen hin etwas 
edeuten will, fann gar nichts anderes wollen, als mit allen feinen Fafern 
imächſt diefe Induſtrie großmachen wollen. Zugleih hat der Staat als 
jroßunternehmer ein gewiſſes Verwandichaftsverhältnis mit ihr, wie es felbjt 
neurrierende Herren von einer gewiſſen Höhe allmählich gegenfeitig zu 
npfinden pflegen, und dieje gemeinfame Stellung auch den Arbeitern gegen- 
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über ſchafft eine gewifje Barallelität zwifchen Regierung und Großunternehmen 
Man verhandelt und paltiert und fagt fih: ſchließlich ſind wir zwei beiden 
doch nit Staatsbürger wie jeder andere fonit! 

(Heiterfeit.) 

Aber neben diefen Beziehungen ftarfer gegenfeitiger Zuneigung beftehen 
andere. Der Staat fteht auf der anderen Seite da als Käufer und Konfument, 
der ebenfo wie alle anderen Konjumenten oft feine ſchweren Bedenken gegen 
den Ffartellierten Verkäufer haben muß. Dann aber fommen noch andere 
Empfindungen, die ih für ftärfer halte als diefe, wenigſtens find Diefe heute, 
wo noch feine feften Konfumentenverbände vorhanden find, noch nicht ent- 
widelt genug. Biel ftärfer ift eine andere. Die alte Inftitution „Staat“ 
lebte früher als die einzige in ihrer Art, alles andere war jozufagen Unter 
holz, e& gab nur eine große Cie: der Staat, Gattung und Genus fir 
fih. Inzwiſchen entjteht nun etwas anderes, was äußerft ähnlich ift, denn 
es ift auch Leitung beftimmter Reſſorts über das ganze Gebiet Hin, und 
demgegenüber hat der Staat das Gefühl: ih bin in gewiſſer Hinficht ärmer 
daran, ich bin zwar konftitutiv für das größere Syftem, aber meine Mittel 
find ſchwerer zu befchaffen als die Mittel der Tartellierten Großinduftrie. Die 
Millionen für die Großinduftrie aufzubringen, ift nämlich in gewiffem Sinn: 
leichter, als die Millionen für den Staat aufzubringen, aus Gründen, die 
Sie alle kennen und die hier nicht genauer darzulegen find. Der Staat 
unterfteht der beftändigen Kontrolle der Steuern, die er dur Zwang er 
heben kann, feine Profiterhebungen find verhältnismäßig ſehr gering, u 
er bat beftändig an dem großen Pumpwerk zu ziehen, das Geld — 
zubringen, und kann es nicht einfach verdienen in ſeinen Hauptbüchern. In: 
folgedeſſen ſagt er: dort im Kartell entſteht eine Beamtenſchaft, der gegen— 
über meine Beamtenfhaft zwar den altpreußifhen Ruhm der ſparſamen 
Treue aufrechterhalten wird, aber fie fchielt immerhin nach der anderen Seite‘ 
Dort gibt es Minifter, für die das Wort „Staatsminiſter“ längft nicht 
mehr der irdifchen Güter höchſtes fein kann! 

(Heiterfeit.) 
Und deshalb hat der Staat gegenüber der fartellierten Jnduftrie etwas, was 
wie ein Gefühl meltgefchichtlichen Neides über ihn fommt gegen die Jniti- 
tution, die fi nun neben ihm aufftelt. Und dabei hat der Staat nod ein 
anderes tieferes Gefühl. Diefe fartellierte Großinduftrie Schafft Konflikte, 
die in Zukunft unüberfehbar fein können. Ich habe geftern von diefen ge 
ſprochen. Lafjen Sie die Streiks, Demonftrationd-, Generalſtreiks noch ein: 
Meile fortgehen, laſſen Sie die Ausführungen, die heute Herr Geh. Rai 
Kirdorf in dankenswerter Offenheit von feinem Standpunft gemacht hat, vr 
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yauernde Praxis beftimmen, jo find die Konflikte, die daraus entitehen, 
»ben Erfchütterungen des Staats als ſolchen (fehr rihtig!), und die Regierung, 
yie die Verantwortung hat, fo fehr fie die Großinduftrie auf der einen Seite 
raucht, fürchtet fih vor diefen Gegenmwirfungen, die aus der Tiefe der Groß» 
nduftrie ihr entgegenfommen und jagt: ich habe das Heer im legten Grund, 
ım das Recht aufrechtzuerhalten; aber ich fann das Recht nad außen mit 
yem Heer leichter aufrecht erhalten als ein Recht, deflen pfychologifche Grund- 
agen in der Bevölkerung nicht mehr Far erfennbar vorhanden find! 
(Lebhafter Beifall.) 
Und diefem Zuftand gegenüber hat die Negierung, ich ſage nicht der Staat, 
n fi felbjt das Gefühl: wir müfjen abfchleifen und abſchwächen! Gerade 
o gut wie auf der andern Seite die fartellierte Induftrie das Intereſſe hat, 
nit dem Staat zufammenzugehen, hat der Staat das Bedürfnis, mit ihr 
ufammenzugehen, fie aber an einen etwas langjameren Schritt zu gewöhnen, 
yamit fie ihn nicht überrennt, und fie in ihren Erfcheinungsformen zu mildern, 
yamit fie ihm nicht zur politifchen Gefahr wird. 

Und nun nehmen wir beide Gedanfengänge zufammen und fagen: die 
Regierung in diefer Situation arbeitet mit der Koalition der alten Rechts— 
haltung, von der wir vorhin geſprochen haben, mit dem agrarifch-mittel- 
tändifhen Hintergrund der Großinduftrie, und da ergibt fih, daß fie für 
yie Kartelle fein, aber gleichzeitig die Startelle reformieren muß und zwar im 
Sinne ihrer zahlreichiten Auftraggeber, d. h. in diefem Fall der Agrarier, 
»b fie nun Zentrum heißen oder Konfervative iſt gleichgültig. Ihr Auftrag: 
yeber ift der Mitteljtandsgedanfe, und fajt alles, was man als „Reform 
»es Kartellweſens“ von diefem Standpunkt aus vorichlägt, iſt im Grunde 
nittelftändifche Handwerkerpolitik (jehr richtig!) und nichts anderes, und 
ndem die Großinduftrie auf dieſes Verhältnis eingeht, räfoniert fie inwendig 
iber ihre Bundesgenofjen, diefe verteufelten Kerle, die ſolche wirtjchaftlichen 
Schmwadheiten im Kopfe haben, und mit denen man doc gehen muß, damit 
‚er Umfturz nicht fommt. Um diefer Gejellfhaft willen muß ſich die Groß- 
nduftrie Eingriffe gefallen lafjen, die an ſich, technijch und volkswirtſchaftlich 
‚etrachtet, Unfinn find. Ein ganzer Teil der Vorjchläge, Die auch heute 
‚ier diskutiert find, fteht in meinen Augen nicht höher, als wenn ein 
Detailliftenverein das Warenhaus totmachen will. So fagt man aud dort: 
!ieber Staat, die Kartelle werden zu groß! So fommt die ganze Verärgerung 
‚er wirtfchaftlich Kleineren und wirft fi auf die großen Gebilde an ſich, 
nd der Staat jagt daraufhin: man muß etwas tun! Auf diefe Weiſe 
ibt es dann etlihe Gefeße, vor deren Formulierung der Staat unter der 
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Hand fi bei den Kartellen erkundigt: „Na, lebensgefährlich werden fie ja 
wohl nicht fein!“ 
(Heiterfeit und lebhafter Beifall.) 

Als Antwort fagt man auf der andern Seite: „Lebensgefährlich ift es nidt: 
unbequem ift e8 und jchreien werden wir natürlih!“ Der Geheimrat aber 
fpridt: „Das wird uns die Sade erleichtern, wenn Sie ordentlich fchreien, 
denn dann glauben die Angefchrieenen, daß fie etwas erreicht haben!“ Das 
Schreien wird natürlich auch wieder organifiert, das läßt fih alles ganz qut 
maden, denn die Politik iſt fchlieglich eben aud eine fombinierte Tedpnit. 
Man befommt auf folde Art Vorfchriften, von denen ich allerdings nidt 
fürdte, daß fie den Entwidlungsgang der Großinduftrie geradezu aufhalten 
und töten werden. Aber fie häufen fich, und es wird der Reihe nad) alle 
Mögliche fommen: entweder der Verſuch der wirfungslofen Mitregierung des 
Staat? in den Kartellen, oder ein Gefeg über das Nichtftilllegen von 
Zehen uſw. Derjelbe Staat, der fi gar nicht geniert Bat, die fleinen 
Zehen der politifchen Kleinftaateret im Jahre 1866 Faltlähelnd ftillzulegen 
(Heiterkeit), wo es ihm gepaßt hat, und der wahrſcheinlich nachträglich nur 
noch bedauert, nicht noch mehr politifche Zehen ftillgelegt zu haben (Beifall), 
dieſer ſelbe Staat läßt ſich jet in eine Art romantifher Handwerker— 
jentimentalität hineinphantafteren und hilft dazu mit, das Kartell nicht auf 
feinen vollendetiten Zuftand fommen zu lafjen, und Hilft mit, die Form dei 
Kartell® zu erhalten, die technifch und auch preistechniſch nicht die vol- 
fommenjte ift. Die Frage, die die Kartelle ideell beſchäftigt, ift Doc die: 
Nie können wir mit den geringften nationalwirtfchaftlihen Unkosten die 
größten nationalwirtfchaftlihen Erfolge auf unferem Spezialgebiete erringen ? 
Diefe Frage, groß geitellt, Hat eine gemwifje Rüdfichtslofigfeit in ſich, mie 
jede grundſätzlich geitellte Frage, und diefe heilfame Rüdficht&lofigkeit dei 
Wirtfchaftslebens wird durchbrochen durch das eben dargeftellte Syſtem. 

Jetzt fragt fihs nun: wie lange kann diefer Bund halten? Er hält 
jo lange, als einesteild die Beſchwerniſſe des Kartell durch die Mittelftändier 
im weiteften Sinne des Wortes nicht gar zu übermäßig werden; zweiten 
hält er fo lange, als die Arbeiterfhaft ruhig und ſchwach genug bleibt 
diefem Syſtem gegenüber. Aus beidem entwidelt fi aber früher over 
fpäter und nad meiner Auffafjung unaufhaltfam etwas, was man den 
„Umſturz“ nennen fann, wenn mans poetifch bezeichnen will, was man ali 
eine Veränderung der formalen Beitimmungen des Staates und des Rechte 
bezeichnen wird, wenn man es rein fachlich anfieht. E3 wird dazu fommen, 
daß man ſich irgendwann vom Standpunfte der Fartellierten Großinduſtrie 
aus jagt: was iſt und eigentlich teurer? uns mit diefen Agrariern un 
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Rittelftändlern ewig herumzufchlagen, die Hemmungen alle auf uns zu 
ehmen, oder mit den Arbeiterverbänden im ganzen zu verhandeln und fie 
[3 politifch treibende Kraft für die Großinduftrie mit einzufeßen? Das 
zerhältnis des Staates zu den Kartellen fcheint mir fachlich betrachtet werden 
a müffen unter dem Gefichtöpunft des Unterfchiedes der heutigen Periode, 
eren fonftitutive Elemente ich vorhin dargeftellt habe, und einer neuen 
jeriode, für die ein Teil von uns mit Bewußtſein arbeitet. 

Herr Dr. Tille hat uns geftern gejagt: Sie Ihrerſeits find für die 
utsiders, die nicht mitmachen bei der Kartellierung. Nein, meine Herren, 
iemal3! Sondern fo gut wir den „arbeitswilligen” Arbeiter nicht wollen, 
» gut wollen wir auch den unorganifierten Großinduftriellen nicht. Beide 
rten von Organifationen müſſen fi fortfegen und müfjen miteinander 
ındeln, und dann mögen fie miteinander ein halbes Jahrhundert gezantt, 
ftritten, geſchimpft haben, dann mag eine Flut von Streit und Wut 
oifchen ihnen gemwefen fein, jo wird doc der Tag fommen, wo man fagt: 
ie deutſche Induſtrie ohne die deutſche Arbeitermafje politifh durchführen 
ı wollen, ift unmöglih; denn man verfauft fie fonft an die finfenden 
‚chichten, Die fie mit niederziehen, und mas die Induſtrie hebt, ift, daß fie 
ent, mit der fteigenden politifhen Schicht zu gehen. 

(Zanganhaltender ftürmifcher Beifall.) 


Rechtsanwalt am Kammergeriht Eſchenbach (Berlin): Meine Herren! 
ur wenige Worte. ch verfenne nicht, daß ich jett nad) faft elfftündiger 
erhandlung am fpäten Abend und nad) den Ausführungen des Herrn Vor— 
dners Ihre Aufmerkfamfeit faum noch haben fann und ich will mid) 
nn auch auf den Verfuch befchränfen, die hohe Spannung, in welche die 

vieler Beziehung von mir lebhaft bedauerten Ausführungen des Herrn 
orrednerd viele von uns gebracht haben, durch einige jehr nüchterne Aus- 
hrungen zu löfen. Ich glaube, man muß bei Wirtfchafte- und Realitäts- 
ıgen auf dem Boden der Tatjachen bleiben und nicht ideologifchen Vor— 
Hungen gefährlichfter Art nachjagen. ch will deshalb anknüpfen an einige 
-iftifche Bemerkungen ded Herrn Vorredners. 

Der deutfhe Juriftentag hat fich zweimal mit der hier zur Diskuffton 
henden Frage beihäftigt, in Innsbruck 1904 und in Berlin 1902, und 
chſt befremdlicherweife find die dort gezeitigten Ergebnifje hier heute fo 
t wie nicht gewürdigt worden. Ebenſo nicht die gegenwärtige Rechtslage, 

meined Erachtens in erfter Linie mit berüdfichtigt werden muß, wenn 
mn gefegeberifche Änderungsvorfchläge machen will, wie Herr Brof. Schmoller 

getan hat. Es Handelt fich aber anderſeits meift um derartig fubtile 
Schriften CXVI. — Verhandlungen 1905. 24 
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juriftifche Erwägungen, wie fie der Herr Vorredner — der ja juriftifch ſe— 
wohl in Theorie wie Praris vollftändiger Laie iſt — gemadt Hat umt 
er hat zudem aud nichts wejentlic Neues über den Eigentumsbegriff gefaat: 
Die soci6tö anonyme fennt der Jurift ſchon längft. Weine Herren! Das 
Bürgerlihe Gefegbuh hat 2 Paragraphen — $ 138 und 343 — und dei 
gleihen das Handelögefegbuch einen Paragraphen — $ 348 — und bieie 
Beitimmungen liegen juriftifchtechnifch der ganzen Kartellbewegung zugrunde. 
Der 8 138 BGB. fpridt von unfittliden Berträgen, dic 
ungültig find und der $ 343 von Konventionaljtrafen, die 
beruntergefeßt werden fünnen, wenn der Richter fie zu 
hoch befindet, während $ 348 Handelögefegbuh wiederum 
dDiefe Möglichkeit aufhebt bei Vertragsftrafen, die von einem 
Kaufmann im Betriebe feines Handelsgewerbes verfproden 
find. Auf diefen Grundbeitimmungen beruhen juriftifh überhaupt dir 
gegenwärtigen Kartelle und meines Erachtens hat man allerdings zu prüfen: 
genügt die lex lata oder muß eine lex ferenda eingebradt werden? Yd 
ftehe auf dem Standpunft, daß die Kartelle notwendig find und halte ei 
deshalb in hohem Grade für wünjchenswert, daß das Reichsgericht überhaupt 
nit in die Lage gefegt wird zu jagen: Sind denn dieje Kartelle, ſoweit 
fie in eine jurtjtifche Form gebracht werben, rechtöverbindlich oder nidt? 
Verſtoßen fie gegen die guten Sitten oder find fie zu tolerieren? ch alaube, 
es iſt nicht empfehlenswert, das höchftrichterlich zur Entſcheidung zu bringen, 
da wir die Kartelle brauchen und da notwendig mit der Ermittlung eines 
ſolchen Richterfprudges im VBerneinungsfalle felbjtverftändig die ganzen 
Kartele und Syndikate einfah vollftändig auf der Nafe liegen würden. 
Würde das Reichsgericht höchftrichterlic jagen: derartige Konventionaljtrafen 
und Vertragsbejtimmungen find ungültig, refp. in bezug auf die Höhe der 
Vertragsitrafen anfechtbar, jo fallen die ganzen Bejtrebungen in fi zu— 
fammen. 

Meine Herren! Das ift die Rechtslage als ſolche. Ich ſtehe alie, 
wie gejagt, auf dem Standpunkt, daß ich eine Entjcheidung darüber, ob ſie 
umgeändert werben kann, herbeizuführen ohne weiteres heute noch nicht emr- 
fehlen würde, 

Ich komme nun zu den Vorſchlägen des Herrn Profeffor Schmolle, 
bezüglih derer meines Erachtens nod nicht genug gejagt worden ift gene 
die Beteiligung der Staatsbeamten im Aufſichtsrat als der Direktion eine 
Aktiengeſellſchaft. VBergegenwärtigen Sie fih eins, meine Herren: Ti 
Koryphäen der ntelligenz in bezug auf Technik, Jurisprudenz, Vermaltıma, 
Taufmännifches Genie uſw. werden von diejen Geſellſchaften heute gegen 
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morme Einfünfte an Gehältern, Tantiemen uſw. herangezogen und in Die 
Berwaltung hineingefegt. Wie fol da ein unglüdlicher Afjeffor in der Lage 
ein, dieſen Koryphäen gegenüber mit der nötigen Autorität auftreten zu 
tönnen? Dieſe Leute bleiben ihr ganzes Leben lang in diefen Stellungen, 
er Aſſeſſor vielleiht nur 3 bis 6 Jahre, und wenn er fich eingearbeitet 
hat, wird er herausgeholt. Alfo ich glaube nicht, daß mit dieſer Beitimmng 
rgend etwas Weſentliches geleiftet werden fann. 

Dann hat Herr Profefjor Schuhmader auf einen Punkt hingewieſen, 
ver allein in betrat kommen kann. Es ift meine Überzeugung — und 
ch habe ihr auch jchon Ausdrud gegeben bei den Verhandlungen der Steuer- 
ind Wirtfchaftsreformer im Jahre 1903 —: unfere modernen mobilen 
Rapitalien und ihre Vertreter und Verwalter find bereits fo ftarf und 
sinflußreih, daß jeder gefeggeberifche Verſuch, fie an der Entwidlung, 
Sntfaltung und Ausnutzung der in ihnen liegenden Macht hindern zu wollen, 
mtmweder glatt zu Boden fällt oder in das Gegenteil umſchlägt. Eine 
inzige Möglichfeit gibt eg meines Erachtens, die wirfliden 
Auswüchſe, die das Syndifats- und Kartellwejen mit fi bringt, zu be: 
eitigen, das ift die Öffentlichkeit. Das hat auch Ferr Profeffor 
Schumader bier ausgeführt, und wenn man fagt, daß alles Gefcheite fchon 
inmal gedacht worden ift, jo darf ich für mich in Anfprucd nehmen, daß 
ch diefen Gedanken ſchon im vorigen Jahre auf dem Auriftentage formu— 
iert habe 

(Profeſſor Mar Weber: ift uralt!) 
(Heiterfeit.) 

— ja, ih bitte fhön, in welder Form? — Sch glaube, daß der Herr 
Profefjor Mar Weber, welcher mich eben unterbrad, ſich vollftändig auf 
alſchem Wege befindet; er hätte mich wenigftens erft zu Ende hören follen. 
Sewiß ift das Verlangen, daß die Befhlüffe der Kartelle und Syndifate 
yer Öffentlichkeit follen unterworfen werden können, nichts Neues; aber das 
ft meines Erachtens aud gar nicht der fpringende Punkt, jondern das 
Weſentliche iſt folgendes: 

Von den ſämtlichen Sitzungen des Vorſtandes, des Auf— 
ichtsrats und etwaiger weiterer Verwaltungsorgane der 
Tartelle und Syndikate iſt der Staatsregierung unter 
zenauer Angabe der Tagesordnung Nahridt zu geben, 
ınd hat die Regierung alsdann das NRedt, bei den ge- 
amten Verhandlungen durch einen Bertreter anmwejend 
‚u fein; — aber nidt nur dies, ſondern aud die Verhand— 
ungen felbft, foweit ihr dies im allgemeinen Intereſſe 
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und unter dem Gefihtspunfte des Allgemeinwohls not: 
wendig erfheint, zu veröffentliden. 

Diefer Vorſchlag ift, wie ich ausdrücklich betone, bis jet noch nidt, 
fondern zum erften Male von mir auf dem deutſchen Juriftentage in Inn- 
brud gemacht worden, und nur durch einen Zufall danach bei der Abſtimmung 
nicht mit zur Erledigung gebradt. Ich darf aber weiter bemerken, daß der 
jenige Juriſt Deutfhlands, welcher in Syndikaten, Kartellen der viel er— 
fahrendfte und meijtbefchäftigte ift, mir bezüglich diefes Antrages ausprüdlid 
erklärt hat, daß er allerdings diefen Vorfchlag für im höchſten Grade ge 
eignet erachte, die Selbjtherrlichfeit der. Kartelle pp. in ganz mwefentlichem 
Umfang zu beſchneiden. Alfo, der geehrte Herr Zwiſchenrufer dürfte fid 
doch zweifellos mit feinem Zwiſchenruf ganz außerordentlich übereilt haben. 

Daß die Entfendung von Staatsfommifjaren, wenn fie in geeigneter 
Meife erfolgt, im hohen Grade nützlich wirken fann, darüber ift nach den 
auf einem ähnlichen Gebiete gemadten Erfahrungen ein Zweifel nicht mehr 
möglih: Es muß nämlich nad der Vorfchrift des Landwirtfchaftsfammer: 
geſetzes zu den ſämtlichen Sigungen des Vorſtandes der Landwirtſchafts 
fammern die Staatsregierung, unter genauer Mitteilung der Tagesordnung 
eingeladen werden, und zwar nicht nur der zuftändige Oberpräfibent, fondern 
auch der Chef der Zentralbehörde, d. h. der Refjortminifter jelber, jo daß 
aljo die höchſten Organe in der Lage find, fich darüber zu unterrichten, ob 
ed ihnen bezüglich eines Punktes der Tagesordnung im öffentlichen und 
Staatdinterefje wünfchenswert erfcheint, fi authentiſch durch eine völlig un— 
intereffierte und objektiv urteilende Vertrauensperfon unterrichten zu laſſen. 
Dieſe Einrihtung hat fih, wie alle diejenigen, welche die einfhlägigen Ber: 
hältnifje fennen, wifjen, ganz außerordentlich bewährt, und hat ſich der Ur- 
heber und Verfaſſer des Landwirtſchaftskammergeſetzes, unfer verehrtes 
Vorftandsmitglied Herr Minifterialdireftor Dr. Thiel, zweifellos mit dieſer 
Beitimmung nicht nur ein ganz außerordentliche Verdienſt um das öffent: 
liche Wohl erworben, fondern zugleich auch den Weg gezeigt, auf welchem 
gegebenenfall® auch auf anderen Gebieten zwedmäßig vorgegangen werden 
fann. 

Die vorgefchrittene Zeit verbietet e8 mir leider, auf diefen Punkt des 


näheren und auf die ſonſt noch zu erörternden Fragen einzugehen, mwobe 


vor allen Dingen auch das Verhältnis des Einflufjes der Börfe und ver 
Mobilifierung der an ſich immobilen Induftriefaftoren durch die Überführuna 
in die Aftienform zu berüdfihtigen fein dürfte. Ich begrüße es mit Genua: 
tuung, daß diefe von mir feit vielen Jahren vertretene Erkenntnis aud in 
diefer Verfammlung durchzubrechen fcheint, wie die Ausführungen des Herm 


em: E 
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Bernhard und des Heren Profefior Weber- Prag zur Genüge fundgegeben 
haben, wenn allerdings ich auch im hohen Grade erjtaunt bin, daß die 
führenden Geifter des Kongrefjes für Socialpolitif fi dieſer Erkenntnis 
immer noch verjchließen wollen. Jedoch fcheinen auch hier die Anträge des 
Herrn Profeſſor Schmoller den Anfang der Erfenntnis zu inaugurieren, nur 
freilich, daß, wie ich befürchte, diefe Erfennints ſowohl unter dem Gefihtspunfte 
der fozialen und Arbeiterfrage, als wie der Auslieferung der gemaltigjten 
Wirtfhafts- und Kapitalmädhte an wenige Einzelperfonen zu fpät kommen 
dürfte. Hätte der Herr Profefjor Schmoller den heute von ihm vertretenen 
Standpunft bereit3 in der Börfen-Enquete-Rommiffion, der er ja ebenfalla 
angehört hat, vertreten, und fich den nach diefer Richtung hin von mir aud) 
ihm wiederholt unterbreiteten Anfichten und Vorſchlägen anfchließen fönnen, 
würden die Dinge ſich vorausfichtlih lange nicht fo zugefpigt haben und 
zemeingefährli geworden fein, wie es ja anfcheinend nunmehr auch nad 
ver Anfiht der überwiegenden Mehrzahl der Mitglieder der heutigen Ber- 
ammlung der Fall if. Nur freilih, daß fi die Vorfchläge des Herrn 
Brofeffjor Schmoller leider in der MWirklichfeit, wie dies ja auch ſchon von 
mberen Rednern dargelegt ift, vermutlich als zwar ſchön jchillernde Seifen- 
lafen tennzeichnen dürften, die auch nur bei der allerleifejten Berührung 
it der Wirklichkeit in nichts zerfließen. Ich hoffe, bei anderer Gelegenheit 
ach diefer Richtung hin weitere Darlegungen maden zu fönnen. immerhin 
t es aber ein großes Verdienſt, daß auch eine foldhe Autorität jich der 
Infiht nicht mehr zu verfchließen fcheint, daß in der Tat dem Allgemeinwohl 
ur diefe Entwidlung des bemeglihen Kapitald die ſchwerſten Gefahren 
oben. 


Arbeiterfefretär Giesberts (M.-Gladbah): Meine Herren, nur einige 
enige Worte! Ich fühle mich genötigt, zwei Außerungen des Herrn Geh. 
at Kirdorf zurüdzumeifen, die Bezug haben auf unfere Bergarbeiterfchaft 
ı Ruhrgebiet, fpeziell auf den Gemwerfverein der hriftlichen Bergleute. 

Herr Geh. Rat Kirdorf wies die gewerffchaftlichen Beitrebungen zurüd, 
eil fie mit fozialdemofratifhen Umfturzbeftrebungen alliiert feien. Er muß 
ohl das Ungenügende diefes Grundes eingefehen haben, denn im Ruhrgebiet 
fteht neben der fozialdemofratifchen Bergarbeiterorganifation ein 80000 Mit- 
ieder zählender Gewerkverein chriftlicher Bergleute, und um diefem zu be- 
anen, fagte er: die chriftlichen Gewerfvereine marjchieren unter einer 
(fchen Flagge, fie find noch viel gefährlicher als die Sozialdemokraten, fie 
Ten fich von denen den Umfturz machen und jeßen fich nachher in den 
fig deſſen, was jene gemacht haben. Meine Herren, das zeigt zwar eine 
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außerordentlihe Vhantafie, aber auch einen außerordentlihen Mangel an 
Kenntnis der tatfählihen Verhältniffee Ich möchte doch entſchieden gegen 
diefe Beleidigung der chriftlichen Gewerkvereine Einjpruh erheben. Die 
hriftlihen Bergleute marſchieren durchaus unter der ehrlihen Flagge drii- 
liher und nationaler Grundfäße, die wir hoch halten, und die uns dazu 
geführt haben, uns von den fozialdemofratifchen Organifationen zu feparieren. 

Sch fann nicht unterlafjen zu bemerken, daß Herr Kirborf der Sozial— 
demofratie ein wirkſames Agitationsmittel damit in die Hand gegeben hat. 
Das ift es ja, was und die ſozialdemokratiſchen Agitatoren ftet3 jagen: 
Seht, ihr nationalgefinnten Arbeiter, die Fapitaliftifhen Unternehmer fragen 
nichts nach eurer hriftlichen Gefinnung, fragen nichts darnach, ob ihr m 
Namen der riftlichen Gerechtigkeit oder im Namen der bejtehenden Nedtö 
grundfäte eure Forderungen erhebt, fie fragen nur danach, ob ihr ihren 
Profit wehe tut; das Unternehmertum fann nur auf dem Boden des Klafien- 
fampfes überwunden werben. ch bedaure, daß ein Unternehmer wie Har 
Geh. Nat Kirborf der Sozialdemokratie diefe Waffe in die Hand gegeben 
hat. Wir werden ung aber daburd nicht beirren lafjen und fortfahren, 
die Arbeiter weiter zu organifieren auf dem Boden chriftlicer und nationaler 
Grundſätze. 

Dann die zweite Bemerkung. Herr Geh. Rat Kirdorf ſagte unter 
anderem: Auch wenn der Bergbauliche Verein ſich zu einer Unternehmer: 
organifation entwidelt, würde er auf dem Standpunkt des Nichtverhandelne 
ftehen bleiben. Meine Herren! In einem Moment wie dem jetigen, wo 
die ganze Ruhrbelegſchaft unter dem Eindrud des verloren gegangenen Streils, 
unter dem Eindrud eines mangelhaften Berggeſetzes jteht, wirft eine fold: 
Bemerkung wie Dynamit. Das ift Wafler auf die Mühlen der Eozial- 
demofraten. Ih habe die begründete Meinung, daß, wenn Herr fir 
dorf mit diefer Anſicht in den Kreifen der Zechenbefiger auch nicht allein 
fteht, doch ein großer Teil derſelben die Lehre aus dem letten Streil 
gezogen hat, daß es eine grundfalfche Taktik ift, nicht verhandeln zu wollen. 

Meine Herren! Die Sozialdemokraten werden jubeln über diefen Aus: 
jpru des Herrn Kirdorf. Schon vor einigen Tagen wurde in der Dort- 
munder Arbeiterzeitung angekündigt, daß der Ruhrbezirk den erſten politifchen 
Mafjenftreif fehen werde. Meine Herren! Ich weife darauf hin, daß bie 
der erfte Anreiz zu einer derartigen Manipulation gegeben worden ift. Im 
Interefje unferer nationalen Wohlfahrt und des weiteren Gedeihens uniere« 
Induftrie hoffe ih, daß andere Leute fich einfichtiger zeigen wie Herr ir 
borf, daß die Herren Induftriellen nicht bloß mit hohen Dividenden rechnen. 
ſondern aud mit dem Arbeiterglüd, denn Hundertaufende von Griftenzen 
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find mit ihrer Sache verbunden. Sie leichtfertig aufs Spiel zu fegen, möchte 


ih bitten zu bebenfen. 
(Lebhafter Beifall.) 


Borfigender: Nah dem Beihluß von vorhin, meine Herren, iſt die 
Lifte der Herren, die heute fprechen wollen, erfhöpft. Wir vertagen unfere 
Verhandlungen daher auf morgen früh 9 Uhr. 

Das Wort zu einer perfönlichen Bemerkung hat Herr Bergmeifter Engel. 


Bergmeifter Engel: Meine Herren! Zu meinem Bedauern ijt Er- 
zellen v. Rottenburg nicht anmwefend gewefen, ald ich meine Ausführungen 
madte. Aus diefem Grund hat er Herrn Geh. Rat Kirdorf den Vorwurf 
gemadt, er wäre den Beweis für die Behauptung fehuldig geblieben, daß 
das Erträgnis der Gefellihaft Teinesmegs in dem Umfang geftiegen wäre 
wie die Löhne, während ich diefe Darlegungen bereitö gemadt hatte. 

Auf den weiteren Vorwurf, Herr Geh. Rat Kirdorf hätte zu wenig 
Tatfahen angeführt, möchte ih nur fagen, daß Herr Kirdorf nicht mußte, 
mas bier zur Berhandlung ftand, daß er nicht Referent war, fonbern 
Diskuffionsredner und deshalb außer ftande war, fi auf die Thefen vor- 
zubereiten, die ihm erft Hier befannt geworben find, daß er allein als 
Praftifer zu fprechen gewünfcht hat. Auf den letten Herrn Redner und 
auf die chriftlichen Gemerfvereine darf ich im Rahmen einer perfönlichen 
Bemerkung nit eingehen. Ich hätte darauf viel zu bemerken, aber ich muß 
mich befchränfen und darauf verzichten, 

(Schluß der Sitzung 7/2 Uhr abends.) 


Vierte Hißung. 
Donnerstag den 28. September 1905. 


Die Sigung wird um 9a Uhr dur den Borfigenden Profeſſor Dr. Rathgen 
(Heidelberg) eröffnet. 





Das Mort erhält zunächft Regierungsrat Völder. 


Regierungsrat a. D. Völcker (Düffelvorf): Meine Herren, aus dem 
Umftand, daß ich Vorftandsmitglied des Stahlmwerföverbandes bin, wird 
Ahnen von vornherein Far jein, melden Standpunkt ich einnehme. Ich 
ftehe mit meinen wirtſchaftspolitiſchen Anfchauungen auf jeiten des Herm 
Geh. Rat Kirdorf und der anderen Herren, welde in deſſen Sinne ge 
redet haben. Ich würde es daher nicht für notwendig halten, dieſe Gegen- 
ſätze noch einmal zu betonen, wenn ich es nicht doch für erforderlich hielte, 
mit einigen Worten auf Außerungen Seiner Erzellenz des Herrn v. Rotten— 
burg und des Herrn Pfarrer Naumann zurüdzulommen. 

Herr v. Rottenburg ſchien von den Ausführungen des Herm Geh. Rat 
Kirdorf enttäufht zu fein. Er war der Anfiht, daß Herr Kirdorf nicht 
genügend fachliche Momente vorgebradht hätte, daß er immer nur „id 
meine“, „ich glaube“ fagte, daf er von feinen Überzeugungen ſprach; Herr 
Kirdorf fei denjenigen Herren, welche das Studium der Gozialpolitif fi 
zur 2ebensaufgabe gemadt hätten, etwa in der Weiſe entgegengetreten, wie 
wenn einer der fehr geehrten Herren Profefjoren, die hier anmefend find, 
in die Technik feines Betriebes hineinſprechen wollte, was er ſich mit Recht 
verbitten könne. ch glaube, Herr v. Rottenburg hat in diefer Beziehung 
Herrn Kirdorf doch ganz falſch verftanden. Herrn Kirdorf lag es, wie id 
ihn fenne, vollftändig fern, in die Technik Ihres Lehrſyſtems einzugreifen 
und Ihre wiffenschaftlihen Methoden und Schulmeinungen fritifieren zu wollen. 
Herr Kirdorf hat lediglich ald Mann der Praris, als Induftrieller gefproden, 
und wenn er feiner Überzeugung Ausdruf gab, was er in langjähriger 
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xaltiſcher Arbeitstätigfeit an Erfahrungen gewonnen hat, jo liegt gerade 
n diefem Umftande der große Wert feiner Ausführungen. Erzellenz 
). Rottenburg meinte, die Männer der Praris follten den Männern der 
Wiſſenſchaft mehr entgegenfommen und follten ihnen größeres Verftändnis 
ınd Würdigung entgegenbringen. Denfelben Wunfh haben wir feitens 
er Induſtrie. Wir wünſchen, daß die Herren der Wiſſenſchaft auch gegen- 
iber denjenigen Männern, die in der Praris ftehen, etwas mehr Berftändnis 
ntgegenbringen, ihre Tätigkeit etwas mehr würdigen, und daß fie von den 
Männern der Praris, auch wenn fie wifjenfchaftlich nicht fo geſchult find, 
veniger geringſchätzig und von oben herab fprechen als es tatfächlich wieder: 
jolt bei der Karteiengucte der Fall geweſen in. 

Meine Herren! Bei den fontradiftorifchen Verhandlungen, die über die 
Rartelle ftattfanden, habe ich ftet3 mit aroßer Freude begrüßt, daß die Ver- 
reter der Wifjenfchaft dazu eingeladen wurden, und es find auch hier im 
Saale entfhieven Herren anmwefend, die ich wiederholt aufgefordert habe, 
‚inmal nad Düffeldorf zu fommen und fi die Einrichtungen des Stahl- 
verföverbandes anzufehen. Ich kann die Herrn verlichern, daß wir fie ftets 
yern bei uns aufnehmen und ihnen alles zeigen werden, mie überhaupt 
ınfere ganze Tätigkeit ſich im Licht der Öffentlichkeit abfpielt. 

Meine Herren! Jh möchte noch auf eine Bemerkung zurüdfommen, 
vie Erzellenz v. Rottenburg vorgeftern in bezug auf meine Perfon getan 
yat. Ich bin in der Sigung leider nicht anweſend gemweien, da ich ander— 
värts in Anſpruch genommen war. Herr v. Nottenburg meinte, ich hätte 
neine Vorliebe für die Kartelle dur die Tat bewiefen. Wenn etwa die 
Hußerung eine Anfpielung auf die Zeitungsauslafjungen fein follte, die in 
eßter Zeit unter dem Stihwort: „Die Flut aus dem Reichsdienſt oder 
ver Tanz ums goldene Kalb“ gefallen find, jo muß ich es mit aller Ent- 
hiedenheit zurüdweifen, daß ich aus den niedrigen Motiven, die mir zu— 
vefchrieben werden, aus dem Reichsdienſt ausgejchieden bin. ch habe den 
Sindrud gehabt und auch die leitenden Kreife in der Induſtrie, die damals 
yiefe Verhandlungen führten, haben den Eindrud gehabt, daß mein Austritt 
ius dem Reichsdienfte nicht gegen den Willen der Regierung ftattgefunden 
yat. Über die Gründe meines Austritts zu fprechen liegt für mich ein 
Anlaß nicht vor. | 

Ich möchte mid dann, indem ich mir vorbehalte, nachher noch auf 
inige Bemerkungen Sr. Erzellenz zurüdzufommen, den Ausführungen des 
jern Pfarrer Naumann zuwenden. Der außerordentliche Beifall, den feine 
Rede gefunden hat, beweiſt mir ja, daß er aus Ihrer aller Herzen gefprochen 
yat (Widerſpruch), jedenfalls aus dem Herzen eines großen Teils dieſer Ver— 
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fammlung. Meine Herren! Ich muß geftehen, ich habe diefer Rede einen 
Beifall nicht fpenden können, und wenn ic) es getan hätte, wäre es lediglich 
gefchehen, um den äftthetifchen Genuß zu kennzeichnen, den mir die Redeweiſe 
des Herrn Naumann bereitet hat. Naumann hat den Ausdrud „Um- 
ſturz“ ala poetifch bezeichnet, undfwenn ich die glänzende profaifche Rhetorik 
des Herrn Naumann nun poetifch ausdrüden will, jo ſchien mir, ſoweit id 
feine Wortfpiele verftanden habe, der Sinn feiner Ausführungen der zu fein, 
daß er das AZufammengehen der agrarijch = mittelftändifch » großinduftriellen 
Kreife als ein unnatürliches darftellte, fowie daß er das Beftreben der Staat$- 
regierung, fi auf diefe Kreife zu ftügen, in das Lächerliche zu ziehen ſuchte, 
weil es eben ein unnatürlihes Zufammengehen fei. Meine Herren! Diele 
Auffafjung zeigt mir die Tiefe der Kluft, die zwifchen Herrn Naumann und 
meinen Berufögenofjen beiteht. Ich Halte das Zufammengehen diefer drei 
Kreife für ein durchaus natürliches; denn fie find durd ein großes gemein- 
fames Intereſſe miteinander verbunden. Diefes gemeinfame Inter— 
eſſe ift die Aufredterhaltung unferer beftehenden Wirt— 
fhaftsordnung, für die wir ganz und voll eintreten. Die Summe der 
Einzelinterefjen diefer drei Gruppen, der Landwirtfchaft, des Mitteljtandes 
und der Großinduftrie, ift der mwefentlichfte Beftandteil der Staatsintereffen, 
und es ift aus diefem Grunde nur natürlich, wenn fi der Staat auf diele 
ftaatserhaltenden Kräfte ftügt, und meiner Anficht nad) ift das die einzige 
Stütze, auf die er fich verlafjen kann. 

Auch die Kartelle fämpfen für die Aufrechterhaltung unferer heutigen 
Wirtfhaftsordnung, und dadurch ift meiner Anficht nach das Verhältnis des 
Staates zu den Kartellen gegeben. Wir wollen fein Monopol, wir wollen 
ebenfowenig eine Ausfchaltung des freien Wettbewerbs, nur eine andere 
Form besfelben. 

(Heiterfeit.) 
Und unfer Hauptzwed iſt endlich nicht die Erhöhung der Preife. Ach jebe 
zu meinem Bedauern, meine Herren, daß Sie diefe Bemerfung von mir nidt 
ganz ernjt zu nehmen ſcheinen; aber tatfählich find die Verhältnifje jo, wie 
ih fage. Herr Kirdorf hat geftern ganz richtig die Kartelle als Kinder ber 
Not Hingeftellt. Die außerordentlihen Vorteile, welche das Prinzip ver 
Gewerbefreiheit der Induſtrie gebracht hat, indem es fie aus beengenven 
Feſſeln befreit hat, erfennen wir an; aber die Gewerbefreiheit hat auch fehr 
große Nachteile im Gefolge gehabt, und diefe Nachteile treten umſomehr in 
die Erfcheinung, je größer unfere Betriebe find, je umfangreicher ihre Bro- 
duftion ift. Meine Herren! Es ift doch ein großer Unterfchied, ob zwei 
Staaten im Range von Bulgarien und Serbien fih in die Haare geraten, 
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oder ob zwei Weltmächte wie Rußland und Japan miteinander Krieg führen, 
Im legteren Falle werden die Grundfeften fämtlicher Kulturftaaten erfchüttert. 
Eo ift es auch ein aufßerordentlicher Unterfchied, ob der Konkurrenzkampf 
unter fleineren ober unter großen Betrieben zu Tage tritt. Die Kreiſe, die 
der Konfurrenzlampf zwifchen Großbetrieben zieht, gehen viel weiter und 
treffen vielmehr die Allgemeinheit, als der Wettbewerb in den unbedeutenderen 
Induftriezweigen und unter Kleinbetrieben. 

Es iſt foviel geſprochen worden über die Verfchleuderung von Roh— 
materialien nad) dem Ausland, und wenn in der legten Zeit diefe Klagen 
weniger laut geworden find, fo ift das eben darauf zurüdzuführen, daß der 
freie Wettbewerb unter den Merken ausgefchaltet wurde. Gerade diefe be— 
rechtigte Beſchwerde der Verfchleuderung von Rohmaterialien nah dem Aus- 
land ijt eine folge der Gewerbefreiheit gewejen, indem die großen Werke 
fi untereinander auf dem Weltmarkt unterboten. 

Was unfere Stellung zu der Monopolwirtfhaft anlangt, fo fagte ich 
ihon, daß mir nicht das Beftreben haben, auf ein Monopol hinzufteuern. 
Wir haben lediglich das Beſtreben, möglichit viele Werke ung anzugliedern, 
damit wir eben unfere Kartellzwede erreihen fünnen. Daß dadurch eine 
monopolähnlide Stellung erreicht werden fünnte, gebe ih zu. — Ich fenne 
aber nicht ein einziges Kartell, welches ein Monopol in Händen hätte; wohl 
aber find fehr viele Einzelwerfe und Fabriken befannt, welche Monopole in 
Händen haben, fpeziell in der chemischen Induſtrie. Meine Herren! Herr 
Geh. Rat Kirdorf wies ſchon geftern darauf hin, daß, wenn ein Kartell ein 
faftifches Monopol hätte oder wenn es menigjtens eine monopolähnliche 
Stellung hätte, es ih dann ſchon hüten würde, diefe Stellung auszunugen, 
weil eben die ſchädlichen Folgen einer übermäßigen Ausnugung fi ſehr 
bald bemerkbar machen würden. Er fagte weiter, daß es nicht der Endzweck 
der Kartelle fei, eine Erhöhung der Preife zu erjtreben, fondern eine Er- 
zielung angemefjener Preife. Über das, was angemefjen ift, werden ja die 
Meinungen augeinandergehen. Es kommt für die Kartelle darauf an, daß 
die fyndizierten Betriebe nicht, wie das jahrelang im freien Wettbewerb der 
Fall geweſen ift, mit Verluft arbeiten. Die Werke wollen in der Hauptjache 
ihre Produktionskoſten deden und eine mäßige Verzinfung der Kapitalanlagen 
erzielen, und das ift das, was wir Kartellleute unter angemefjenen Preifen 
verftehen. Die Hauptfache, auf die e8 anfommt, und die namentlich für den 
Stahlmwerföverband der leitende Gefichtspunft ift, ift nicht die Erzielung 
höherer Preife, ſondern dafür zu forgen, daß die Arbeiter in allen unjeren 
Betrieben — mir haben gegen 200000 Arbeiter — regelmäßige Beichäfti- 
gung haben. Wir wären jetzt in der Lage gewefen, bei der aufjteigenden 
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Konjunktur unfere Halbzeugpreife zu erhöhen. Wir haben es nicht getan, 
weil wir die wirtfchaftspolitifhen Gründe, die dagegen fpraden, für aus: 
fchlaggebend hielten. Geſchäftliche Gründe hätten eine Erhöhung der Preiie 
ganz entſchieden diesmal gerechtfertigt. 

Meine Herren! Wenn man nun glaubt, daß bei Meinungsverfchieden- 
heiten über Preife zwifchen uns und unferen Abnehmern eine ftaatliche Preis— 
feftfegungsfommiffion in der Lage wäre, die „angemefjenen“ Preife feit- 
zuftellen, fo halte ich das theoretifch für möglih, in der Praxis aber um- 
durhführbar. Wir haben im Stahlwerfsverband eine befondere technijce 
Kommiffion, und ihre Hauptaufgabe bejteht in der Feltfegung der Preife, 
die wir unfern Mitgliedern zu vergüten haben, das find die Preife, melde 
den Produftionskoften entſprechen. Die Feſtſetzung der Preife findet auf 
Grund forgfältiger und häufig recht fchwieriger Berechnungen ftatt, melde 
in den Sigungen, zu denen die Herren zujammenfommen, eingehend debattiert 
werben und öfters zu Meinungsverfchiedenheiten Anlaß geben, bis die mittlere 
Linie gefunden ift. Das beweiſt doch, mie außerordentlich kompliziert es 
fhon für diefe in der Praris ftehenden Männer ift, die Preisberechnungen 
zu mahen. Nehmen Sie nun an, daß in diefer Preisfeitfegungstommiffton 
fogenannte unparteiifche Sachverftändige und Staatsbeamte figen. Ich weiß 
wirflid nit, wie diefe in der Lage fein follen, über die Schwierigkeiten 
hinwegzukommen; inzwifchen kann aber doch unfer Verkauf nicht ruhen. Ich 
halte den Vorſchlag für unausführbar. 

Herr Pfarrer Nauman fam auf das eigentliche Thema zu ſprechen, das 
Verhältnis der Kartelle zum Staate, und er fübrte da meiner Anficht nad 
fozialpfyhologifh ganz richtig aus, daß das wirtſchaftliche Machtgebiet der 
Kartelle der Staatsregierung unbequem und ungemütlich werde. Der Staat 
verfügte bisher allein über alle Machtmittel, und nun fommen mit einem 
Male groß: mwirtfchaftlihe Organifationen, welche ihm in feine Machtſphäre 
einzugreifen fcheinen. ch möchte demgegenüber darauf hinmweifen, daß bei 
den Kartellverhandlungen wiederholt hervorgehoben ift, daß die Kartelle und 
Syndifate fi ihrer wirtſchaftlichen Machtſtellung, die fie einnehmen, wohl 
bewußt find, daß fie aber auch wifjen, daß diefe Machtitellung ihnen Pflichten 
auferlegt, und daß fie es vermeiden würden, ihre wirtfchaftlihe Machtitellung 
in Widerftreit zu bringen mit der Autorität des Staate® und mit der 
Staatögewalt. Das ift auch geitern ſchon von Herrn Geheimrat Kirdorf 
ausdrüdlich hervorgehoben worden. 

Dagegen hat Seine Erzellenz Herr von Rottenburg eingewandt, ob denn 
irgend welche Garantien dafür gegeben feien, daß diefe Grundfäge auch zur 
Durhführung gelangen. Sa, meine Herren, pofitive Garantien find dafür 
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natürlich ebenfowenig gegeben, wie es eine Garantie dafür gibt, daß irgend 
eine Negierungsvorlage bei den Parlamenten die erforderlide Majorität 
erlangt. Wenn es aber auch feine pofitiven Garantien gibt, fo gibt es doch 
gewifje Korreltive. Es ift eine Tatfache, daß in jedem Kartell neben den 
„Heißſpornen“ fi auch diejenigen befinden, die geftern als „Mäßigkeits— 
apoftel“ bezeichnen wurden, und diefe Mäßigfeitsapoftel, wenn fie auch 
mandmal die Majorität der Mitglieder nicht auf ihrer Seite haben, werden 
doch immer in der Lage fein, ihre Anfchauungen zum Durchbruch zu bringen. 
Meine Erfahrungen in der Praxis rühren ja nicht von fehr langer Zeit her, 
aber ih kann doch ſchon die Tatſache feftjtellen, daß oftmals eine weit- 
blidende politifch gefchulte Minorität der Mitglieder ihre Anfchauungen gegen 
die Majorität durchzufegen wußte. Wenn e3 einmal zu einer Kartellgefeh- 
gebung fommen follte, fo würde meiner Anficht nad) eine wichtige Beitimmung 
die fein müfjen, ein Normalftatut feftzufegen, welches den Anfhauungen der 
Minorität bei der Faſſung von Beichlüffen größere Berüdjichtigung an— 
gedeihen läßt. 

Ein weiteres Korreftiv fcheint mir endlich darin zu liegen, daß die 
Regierung ihre volle Aufmerkfamfeit den Kartellen zumendet, und daß fie es 
verfteht, vermöge der ihr innewohnenden Autorität einen maßgebenden Ein- 
fluß auf die Induſtriellen auszuüben. 

Meine Herren! Sie glauben ja, daß alle diefe Korreftive nicht aus- 
jureichen fcheinen, und Site verlangen eben Garantien; dieſe follen darin 
jefunden werden, daß gefehlihe Maßnahmen gegen die Kartelle getroffen 
verden. Gie find mit wenigen Ausnahmen — diefe Überzeugung habe ich 
zus Ihren geftrigen Aufftelungen erhalten — der Anficht, daß die Kartelle 
richt ala gemeinſchädlich zu verbieten feien, daß fie unter Umftänden not= 
vendig feien gegenüber der ausländifhen Konkurrenz; aber Sie verlangen, 
aß fie unter ein befonderes Geſetz gejtellt werden. Sie kommen damit zu 
emſelben Ergebnis wie der Juriſtentag. Es ift nun eine auffallende Er- 
cheinung, daß Sie zwar in diefem einen Punkte einig find, daß aber, fobald 
s fih um praftifhe Ausführung handelt, Ihre Meinungen außerordentlich 
veit auseinandergehen. 

(Sehr ritig!) 
Sch habe eigentlich von feiner Seite eine zuftimmende Außerung zu den 
Zorfchlägen des Herrn Profeſſor Schmoller gehört. Es wurden Gegen- 
orjchläge gemacht, aber auch diefe wurden von feiner Seite befürmwortet. 
tun, meine Herren, von meinem Standpunkte aus habe ich natürlich feinen 
Inlaß, mir Ihre Köpfe darüber zu zerbrehen, was Sie gegen uns als 
‚efegliche Maßregeln vorfchlagen wollen. Wir werben erft dann, wenn ein 
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Rartellgefegentwurf vorliegt, zu dem Entwurf Stellung nehmen. Ich bin 
aber der Anficht, der ich auch feinerzeit in der Kartelllommiffion Ausdrud 
gegeben habe, wenn nur zwei oder drei Geredhte unter den Kartellen find, 
bedarf es feiner Kartellgefeggebung. 


Profeffor Mar Weber (Heidelberg): Meine Herren! Ich habe Lediglich 
deshalb das Wort ergriffen — denn alles Wefentliche, was ich jagen wollte, 
ift geſtern geſagt worden —, um nod einige Einwürfe gegen die Vorſchläge 
zu maden, die unfer verehrter Herr Referent gemadt hat. Es ift fehr viel 
leichter, meine Herren, das ſchicke id; voraus, einen einmal vorliegenden 
Vorſchlag zu fritifieren, als felbft einen ſolchen zu machen, und wir alle müfjen 
dem Herrn Referenten, unferem verehrten Zehrmeifter — wenn er auch mir 
diefe Bezeichnung geftatten will, troßdem ein unmittelbares Lehrverhältnis 
nicht beftanden hat —, dafür dankbar jein, daß er fich entjchloffen bat, mit 
einem pofitiven Vorſchlag, der, wie ich glaube, geeignet ift, gerade prinzipielle 
Auseinanderfegungen zu ermöglichen und herbeizuführen, hervorzutreten. 

Ich möchte zunächſt einige praftifhe Bedenken gegen einen Hauptpunft 
diefer Vorfchläge geltend machen, daß nämlich ftaatlich approbierte Direktoren 
in die Aktiengeſellſchaften mit über 75 Millionen Kapital hineingefegt werden 
follen. Es ift das ja nicht ein jo ſeltſamer Vorſchlag, wie geftern an: 
genommen worden ift, es ift nicht fo gemeint, daß da irgend ein Aſſeſſor 
als Kontrolleur Hineingefegt werden folle, jondern Herr Profeſſor Schmoller 
hat fih das offenbar fo gedacht, daß geeignete Kandidaten für Direftoren- 
ftellen innerhalb eines gemifjen Umfangs jtaatlicherfeit3 nah der Mahl 
approbiert oder vor der Wahl als Kandidaten zugelaffen werden follen. Aber, 
meine Herren, abgefehen von den Gründen, die ſchon geltend gemacht worden 
find, ſcheint mir aus gemwifjen einfachen politiihen Motiven diefer Vorſchlag 
nicht realifierbar. Man ftelle fih vor: Die Deutfhe Bank ijt eine Aktien: 
gefellihaft mit über 75 Millionen Kapital. Nun follen darin ftaatlic 
approbierte Direktoren jigen. Jetzt kommt die ruffifche Regierung — nehmen 
wir mal an —, und will von der Deutfchen Banf eine Anleihe haben oder 
eine andere Regierung während eines Krieged. Das ift eine politifche An- 
gelegenheit. Iſt es disfutabel, unter folden Verhältnifjen die Negierung in 
die Berantmwortlichfeit hineinzuverwideln, direft oder indireft, ganz ebenio 
wie fie für die Reichsbank verantwortlih gemadht wird? Es ift ja ganz 
richtig, daß politifche Anleihen fich fehr felten ohne direkte oder indirekte, 
hinter den Kuliffen geübte Einwirkung der Regierung vollziehen. Aber von 
da bis zu diefem formellen Hineinfegen jtaatlich approbierter Direktoren in 
eine Banf und damit der Übernahme der Verantwortlichkeit für das, mai 
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ie Bank tut — und es handelt fih ja nicht bloß um politifhe Maßregeln, 
ondern auh um die Schägung, die das Publifum dann den Emiffionen 
iner folhen Bank entgegenbringen wird —, ift doch nod immer ein 
veiter und fehr gewagter Schritt, an welchem meiner Meinung nad) der 
Vorſchlag in der Form, wie ihn Herr Profefjor Schmoller gemadt hat, un— 
yedingt fcheitern müßte. 

Nun aber entiteht weiter die Frage: geſetzt den Fall, es würde eine 
olche Gefeßesbeftimmung gemacht, wer wird dann nun in diefe Direftoren- 
tellung fraft diefes Gejeßes hineinlanciert werden? Herr Profeſſor Schmoller 
yat in einem gewiſſen äfthetifchen Widerwillen, den mir gewiß alle mit 
‚mpfinden, von dem „Parlamentsgerede“ geſprochen. Es ift nun aber heute 
inmal fo, daß die großen ſtaatsmänniſchen Taten nicht mehr dur Drein- 
lagen mit dem Schwert auf dem Schlachtfeld geleijtet werden, fondern 
te nehmen die höchſt profatfche Figur von Zintentropfen und Papier oder 
yon Schallmellen an (Heiterkeit), — von Parlamentsgerede oder Aften- 
hreiberei. Welches von beiden das äfthetifch Erfreulichere tt, ift Geſchmacks— 
ade. Für den vorliegenden Fall aber möchte ich doch jagen: das politisch 
Bedenflihe im Parlamentarismus ift nicht das Parlamentsgerede, fondern 
ie Parlamentspatronage, die fi Hinter den Kuliffen vollzieht, und die 
jerade unferm Scheinfonftitutionalismus fo ſehr charakteriftifh iſt. Ich 
yabe mit vollem Herzen dem zugejtimmt, was Herr Profeffor Schmoller 
jelegentlih im Herrenhaufe darüber gefagt hat. Nun denken Sie aber an 
te Chancen, die fi) der Parlamentspatronage da eröffnen würden, wenn 
ver Staat in der Lage ift, den Herren, die diefe Patronage genießen, zu 
Bfründen in den großen Aftiengejellfchaften zu verhelfen, wenn für allerhand 
igrarifhe Politiker — will ih unter den gegenwärtigen Konftellationen 
inmal fagen —, die da in ihren Kreditorganifationen ufmw. im Often mehr 
‚der auch minder brauchbar geweſen find, jetzt die Chance erwüchſe, ihre 
zand hineinzufteden in die Deutfche Banf oder in ähnliche Inſtitute. Es 
nag diefe Befürdtung etwas übertrieben Flingen, ic) muß aber mit be- 
chränkter Redezeit fpreden und muß deshalb in der Form etwas über- 
reiben. 

(Heiterfeit.) 
— Ich fage ganz offen, ich treibe die Dinge auf die Spiße, ich fann nicht 
inders. — Das oder etwas Ähnliches ift e8 aber doc, was die Konſequenz 
ines ſolchen Vorſchlags fein würde. 

Denn meine Herren, wir wollen uns doch darüber nicht täuſchen: wir 
aben nad der vorhandenen Machtlage feinen parlamentariſchen Staat, wir 
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haben nicht die Vorzüge des Parlamentarismus, die andere Zänder haben, 
aber wir haben alle die Nachteile. 

(Sehr richtig !) 
Wir haben die Parteiherrfchaft bei uns ebenfo gut wie anderswo. Diefe 
Parteiherrfhaft vollzieht fich bei ung als ein Wechjel der Hofmoden unter 
dem Drud dynaftifcher und aller möglichen anderen Intereſſen; aber dieſe 
Parteiherrfchaft ift hier fogut wie irgendwo auf der Welt. Wer das nicht 
fieht, ift meiner Meinung nad politiſch blind. 

(Sehr richtig !) 
Ich glaube aud, daß Herr Profefjor Schmoller wenigftens für die Gegenwart 
diefe Tatſache nicht in Abrede ſtellen wird. 

Es fcheint mir danach zweifelhaft, ob die Chance eine große tft, dab 
in ſolche Stellen derjenige Typus von Menſchen Hineinfommt, den Herr 
Profeſſor Schmoller als Altruiften bezeichnet hat im Gegenſatz zu ben 
Geldmadern. Aber, meine Herren, ich fnüpfe daran das weitere Bedenten, 
ob denn diefer Gegenfa in diefer Art überhaupt aufreht zu erhalten ift. 
Es ift das ja ſchon an fich eine nur vorläufig gemachte Unterfcheidung, die, 
wie er felber zugeben wird, doc jehr verfchiedene Nuancen geftattet. Ich 
bejtreite aber auch prinzipiell, daß fie in dieſer Art zuläflig if. Es gibt 
doch aud Eifenbahnminifter, die nicht? ald Geldmaher — dabei aber 
fiherlid Altruiften — find. Es gibt auch Landwirtfchaftsminifter, die nicht 
felbjt Geldmacher, aber Agenten von Geldmadern find, die fich ganz ebenfo 
als Vertreter einer beftimmten Bolfsgruppe fühlen, wie etwa ein tſchechiſcher 
Zandsmannminifter in Ofterreih, nur daß diefer ideelle Intereſſen vertritt 
und der andere eben Gelvintereffen und weiter gar nichts. Und auf der 
anderen Seite trifft es nicht zu, daß der amerikanische Schöpfer eines Trufts 
als Menfh ein Banaufe wäre, der nicht weiter als das Geld um bes 
Geldes willen liebe. Die Piychologie diefer Herren ift denn doch eine etwas 
verwideltere. ch Habe wahrlich feinen Anlaß, mich für fie ald Blüten der 
Menschheit ins Zeug zu legen. Man wird aber wohl jagen müſſen, daß 
fie Leute find, die Hypnotifiert von dem Ehrgeiz, das Unerhörte möglich zu 
maden, den Geldwert als Sport behandeln, daß Männer wie Camegie, 
Morgan mweit davon entfernt find, im einzelnen Fall fo ſehr auf das Geld, 
was fie verdienen, zu fehen, mie bie große Mehrzahl unferer deutſchen 
Kartellmitgliever es tut, nicht etwa wegen fittlicher Mindermertigkeit, fondern 
unter dem Drud der Notwendigkeit ganz einfach tun muß. Und fie haben 
den großen Vorzug, daß fie nicht, wenn man von Arbeiterorganifationen 
ſpricht, fi hinftellen und jagen: „Dann fpiele ich nicht mehr mit.“ Ich 
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muß aljo aufs entjchiedenfte beftreiten, daß diefer Gegenfag in der Weiſe 
tormuliert werden kann, wie Schmoller es tut. 

Nun aber fomme ich weiterhin noch zu etwas prinzipielleren Gefichts- 
yunften, bei denen es fi in legter Linie wieder um Gegenfähe der Wert- 
ırteile handelt. Ich muß deshalb vorweg meinem verehrten Kollegen 
Profeffor Liefmann bejtreiten, daß das, was er geftern bei feinen Er— 
rterungen über die Aufgaben der Jurisprudenz auf dem Gebiete des 
dartellweſens gejagt hat, zutreffend ift, und in voller Übereinftimmung mit 
em Heren Vorredner, Herrn Regierungsrat Völder, erflären, es gibt feine 
Biffenfhaft und am wenigſten ıft die Jurisprudenz eine folche, welche das 
delten irgend eines Werturteild und das Geinfollen irgend eines Rechts— 
ıe3 anzubemonftrieren vermag. Diejenigen Juriften, die verfucht haben, eine 
‚che Rolle für fih als Suriften in Anſpruch zu nehmen, find für mid) die 
ottverlafjenfte Gefelfchaft, die e8 auf der Welt gibt. Wenn irgend jemand 
icht geeignet ift, über das Seinfollen zu entfcheiden, ift e8 der Juriſt, 
er, will er ein Mann feiner Wiffenfchaft fein, Formalift zu fein verpflichtet 
. Ich darf das umfomehr jagen, weil ich ſelbſt das zweifelhafte Ver- 
ügen gehabt habe, als juriftifcher Profefjor Referendare zu eraminieren, 
id alfo glaube, über die Eigenart des Juriſten und feine Piychologie 
irch Selbftbeobadhtung einige Erfahrung zu haben. Was man Juriften jagen 
nn, ift immer nur das: Wenn ihr das und das wollt, dann gibt es dazu 
e und die juriftifch-technifchen Mittel, und auf diefe befcheivene Stellung 
(te man den Juriſten ebenfo befchränfen, wir wir ung Nationalöfonomen 
mn wir als foldhe reden, darauf befchränfen follten. Denn, meine Herren, 

müßte mich dagegen verwahren, daß ich, wenn ich hier rede, in meiner 
genfhaft als Mann der Wiſſenſchaft ſpreche. Hier fpricht der Menſch 
d meiter gar niemand, und was ich fraft wifjenfchaftlicher Arbeit weiß, 
Material, das ich Iediglich verwende, um die Möglichkeit der Durch— 
yrbarfeit eines Ideals und die wahrjcheinlichen Folgen feiner Durchführung 
uwägen, aus welchem eben der Wert jenes deals felbjt nie und nimmer 
ziert werden fann. 

Dies vorausgefhidt, möchte ich alfo noch zu einigen prinzipiellen 
Zeinanderfegungen fommen mit dem, was Profefjor Schmoller über feine 
zemeine Stellung zum Staat, über die Chancen, welche der Staat hat, 
Verkehr mit den Kartellen zu Refultaten der von ihm gewünſchten Art 
fommen, ausgeführt hat. Meine Herren! Die großen Arbeiten des 
ın Profeſſor Schmoller über die Gefchichte des preußifchen Beamtentums 
ören, wie ich wahrlich nicht erjt hier auszufprechen braude, zu den 
Schriften CXVI. — Verhandlungen 1905. 25 
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klaſſiſchen Befigtümern unferer Wifjenfhaft, fie haben uns beeinflußt und 
werden uns beeinfluffen, jo lange wir wifjenfchaftlih denken. Aber auf 
hier gilt ver Sat Goethes: „Wir alle leben vom Bergangenen und gehen 
am Vergangenen zu grunde.“ Es iſt aber die Frage, ob der empiriſch 
gegebene preußifche Staat, wie er heute ift, wie er aus der Vergangenheit 
uns überlommen ift und fich jet entwidelt hat und entwidelt, ob da 
qualifiziert ift, die Aufgaben zu erfüllen, die ihm Herr Profeſſor Schmoller 
in vorſichtiger Weiſe, andere in radikaler Weiſe, nämli rch die Forderung 
der Verftaatlihung, zumweifen wollen. Meine Herren! i Sehen wir uns ben 
Charakter der heutigen preußifchen Staatsleitung doh an. Was für Leute 
figen denn heute auf den Minifterfefieln? Ganz vortrefflide Leute in ihre 
Art, aber diefe Art heißt: matter-of-fact-men, business-men. Meinen 
verehrten Vetter Möller braude id ald Typus eines jolden ja faum «u 
nennen. Seiner von den Herren, die heute auf den Miniſterſeſſeln figen, 
wird doch den Anſpruch erheben, ein Staatsmann zu jein. 
(Heiterfeit.) 
So etwas gibt es doch heute gar nicht mehr. 
(Beifall.) 

Es find matter-of-fact-men, die fi gegebenen Situationen, durch 
dynaſtiſche Wünfche und andere Umftände gegebenen Situationen anzupafien 
wiſſen, anpafjen müffen, und es ift harakteriftifch genug, daß einer dieſer 
Herren — und feiner der übelſten — nachdem er zum Minifter befördert 
war, fich darüber beflagte, wie ſchlimm es ſei, daß er ſich bis dahin ic 
häufig in der Öffentlichkeit über die ſchwebenden Fragen ausgeſprochen Habe. 
Man follte glauben, das wäre äußerſt angenehm, weil man dann doch will, 
welches Programm eben nun der Minifter vertritt. Aber Gott bewahrt, 
es iſt umgefehrt höchſt fatal, daß man weiß, was er gedacht hat (Heiterkeit); 
denn er muß fi ja ganz amderen Anfchauungen anbequemen. Es kann 
aus Gründen, die in der veränderten Technik und Olonomif unferer Gefel: 
haft und unferes Staates liegen, heute fein anderer ald ein business-man, 
im beten, ehrlichiten, vefpeftabeljten Sinne des Wortes, aber eben ein 
business-man, fid auf dem Minifterpoften halten, und unter diejen Um 
ftänden halte ich diefe Interefjengemeinihaft des Staates mit den Herren 
Grofinduftriellen für äußerft bevenflih, wie fie nad) den Vorfchlägen dei 
Heren Profeſſor Schmoller eintreten würde, der ein ſtarkes Eingreifen we 
Staates in die Kartelle durch Neglementierung der Kartelle und dur Eir 
tritt in die Kartelle befürwortet. Denn was wird dabei herauskommen? 
Ein fehr intelligent gefchriebener Artikel meines Herrn Vorredners in u 
deutichen Wirtfchaftszeitung enthält unter anderem die Süße: 
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„Der Regierung kann es unmöglich gleichgültig fein, wenn fo be- 

deutende Unternehmerverbände ihr mißtrauifch gegenüberftehen.“ 

und weiter: 
„Ihre — der Regierung — Aufgabe muß dahin gerichtet fein, durch 
politiſche Gejchidlichfeit auf die bedeutenden Männer der Induſtrie 
einzumirfen, jie politifh zu erziehen und fie für ihre meitergehenden 
Pläne zu gewinnen.“ 

„Es wird — fo heißt e3 weiter — jehr bedauert in induftriellen 
Kreifen, daß das Schöne PVertrauensverhältnis, wie es zur Zeit des 
wirtfchaftlichen Ausſchuſſes zwiſchen Regierung und Induſtrie beftand, 
eine jo bedauerlihe Abſchwächung erfahren hat.“ 

Ich glaube, die ganze öffentlihe Meinung Deutfchlands mit Ausnahme 
biefer Herren, die dem wirtfchaftlihen Ausſchuß angehörten, ift der gerade 
entgegengefegten Anficht und hat es aufatmend begrüßt, als diefe Liaifon 
hinter verfchloffenen Türen endlih ihre Endſchaft nahm. 

Nun aber, meine Herren, machen wir uns noch fonfreter flar, was 
denn der Eintritt des Staated — mein Bruder hat gejtern Abend fchon 
davon gejprohen — in die nterejlengemeinfhaft mit den Syndikaten, 
Ipeziell auf dem Gebiete des Kohlenbergbaus bedeuten würde! Der Staat 
hat heute ſchon Kohlenbeſitz in erheblichem Umfang. Iſt e8 denn etwa jo, 
daß er in irgend einem öfonomifchen oder fozialen Sinne hier muftergültig 
vorangegangen wäre? it er in der Preispolitif etwa muftergültig geweſen 
für das Syndifat ? Er hat es ja eher noch toller getrieben als irgend ein 
privates Syndikat. Und mie fteht es fozialpolitiih? Ich habe mit der 
wünſchenswerten Deutlichfeit meine diesbezüglichen Werturteile vorgejtern 
ausgefprodhen und möchte nur hinzufügen, daß doch unvergeffen fein wird 
in der deutfchen Sozialgefhichte jene Szene vor einem Gericht des Saar- 
zebiet3, wo der als Zeuge aufgerufene Bergmann fragte: „Wiffen Sie, ob 
ih nicht abgelegt werde, wenn ich hier die Wahrheit ſage?“ und wo der 
dabei. fihende Herr Oberbergrat Hilger, auf den fich aller Augen wandten — 
ihwieg! Das, meine Herren , läßt wieder darauf fchließen, welche Eigen- 
‚haften des Charakters der Staat an den Arbeitern in feinen Saargruben 
üchtet. Wir haben nicht das geringjte nterefje daran, daß ein Staat von 
olchen Qualitäten heute feinen Bergwerföbefit erweitert, womöglich in die 
Syndifate eintritt, oder überhaupt irgend einen Einfluß irgendwelcher Art 
m Wege einer Interefjengemeinfchaft mit großinduftriellen Verbänden auf 
ie fozialen und ökonomischen Verhältniffe gewinnt. Die foztalpolitifchen 
Unfichten feiner Beamten werden dadurch gewiß nicht gewinnen. Und wenn 
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auf dem Gebiet der Preisfrage, jo iſt es die gelegentlihe Konkurrenzierung 
des Syndifats, und dazu gehört von feiten des Staats abjolute Freiheit 
von jeder Bindung an irgendwelche Gemeinfhaft mit ibm. Will aber ber 
Staat, um dies lebtere beſſer zu können, feinen Befiß erweitern, dann 
halte ih ſchon das für ein öffentliches Sfandalon, daß er, um fich einen 
Grubenbefig wie den der Hibernia zu verfchaffen, das im Weg der PVer- 
bandlungen tut und nicht im Meg der Erpropriation, daß er nicht entweder 
einfach die Kabinettsordre dazu ertrahiert, um zu erpropriieren, oder, wenn 
er glaubt, fie nad der Lage unferer Gefeßgebung nicht ertrahieren zu 
fönnen, fi durch Reichsgefe die Möglichkeit dazu geben läßt, und unter 
allen Umftänden mit den Herren nicht paftiert, die ohnehin einen Staat 
im Staate bilden. Und damit, meine Herren, fomme ih zum Schluß — 
denn alles Wefentlide ift im übrigen mir vorweg genommen — noch zu 
einigen furzen Bemerkungen, die ſich gegen einiges, was dieſe Herren bier 
gefagt haben, richten. 

Wiederum, wie fchon fo oft, haben fich die Herren der großen Verbände 
dem Staat, mit dem fie, wie mir hörten, fo gern ein „Bertrauensverhältnis” 
haben mödten, aud als die Retter gegenüber dem Umfturz angetragen. 
Wie ftimmt es nun aber damit, wenn geftern Herr Geheimrat Kirdorf 
fagte: lieber als eine chriſtliche Gewerkſchaft ift mir die Sozialdemofratie. 
Das find ja eigentümliche Hüter des Staats gegen den Umfturz. Und 
doch ift gerade diefe Äußerung, meine Herren, ganz unbewußt ein höchſt 
bezeichnender Ausdrud der wirklichen Anfichten diefer Herren; denn fo Liegen 
doch die Berhältnifje, daß man fragen muß: Haben denn wirklich die 
Vertreter der großen Induſtrie und die mit ihnen auf fozialpolitifchem 
Gebiet verbündeten agrarifhen Parteien ein nterefje daran, daß die Sozial: 
demofratie zurüdgedrängt wird ? Jeder politifh Denfende muß ſich doch 
fagen: Nein, gerade im Gegentel, jede ſozialiſtiſche Nul mehr im Reichstag, 
die auf Koften fozialreformifcher Parteien hereinfommt, ift barer Gemwinn 


für fie, 
(Sehr richtig!) 

Jedes Anfchwellen des Radifalismus in der Sozialdemokratie, jedes An- 
fchwellen der Sozialdemokratie auf Koften des Liberalismus, vollends des 
fozial gefärbten, bedeutet für fie bares Geld, ganz ebenfo wie es anderfeits 
für die Pfründner in der Sozialdemofratie bares Geld bedeutet, wenn mir 
reaftionäre Politif mahen. Und anderfeit3; bat etwa irgend einer 
der zahlreichen Leute, die peluniär davon abhängig find, daß die fozial- 
demofratifhe Partei wächſt in ihrer Zahl, daß die Abnehmerkreife ver 
fozialdemofratifhen Zeitungen uſw. wachſen, ein Intereſſe daran, daß 
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der Staat ſoziale Politif treibt. Ye enger er fich mit dem Beſitz verbrüdert, 
je mehr er in Interefjengemeinfhaft mit Syndikaten gerät, je reaftionärer 
feine Bolitif tft, deſto befjer für die materiellen Intereſſen dieſer Leute, 
— denn aud die Sozialdemokratie wird ſich ſchließlich gefallen laſſen 
müffen, daß man ihre Vertreter nad ihrem eigenen fogenannten materia- 
liſtiſchen Deutungsprinzip einmal unter die Lupe nimmt. Neaftionäre 
Politik bedeutet für die Pfründner bares Geld. Es befteht alſo bei aller 
öfonomifhen Spannung zwischen niemand politifch eine größere Intereſſen— 
gemeinjchaft als zwifchen den Vertretern der Intereſſen des Agrarfapitalismus 
und derjenigen der Syndikate, die wir hier gehört haben auf der einen, und 
den Vertretern der Sozialdemokratie auf der andern Seite (Sehr rihtig!), 
und es grenzt an Naivität, wenn ein Diplomat wie Fürft Bülow immer 
wieder glaubt, auf die fonfervative Partei z.B. Eindrud zu machen, wenn 
er im Reichstag oder ſonſt ıhr zuredet, ihm doch ja ein gemwiffes Minimum 
von Sozialpolitif zu geſtatten, damit die Sozialdemokratie nicht anwüchſe. 
Jedermann fann wiſſen, daß das gerade die umgekehrte Wirkung defjen 
ausüben muß, was Fürft Bülow mit feinen Hußerungen bezwedt. 

Ich bin damit am Schluffe, meine Herren, und möchte mir nur noch 
erlauben, im Anſchluß an das zulegt Gefagte mich mit einer furzen Be- 
merfung zu menden gegen das, was gejtern der Herr Kollege Wilbrandt aus 
Berlin mir in fehr freundlicher Form entgegengehalten hat bezüglich einiger 
meiner Außerungen von vorgeftern. Ich habe damals die Vertreter der 
Gewerkſchaften als Träger des Idealismus bezeichnet im Gegenſatz zu der 
Entwidlung, melde die fozialdemofratifhe Partei durchmachen werde. Ich 
betone ausdrüdlich, ich habe nicht von der Gegenwart gefprocdhen und nicht 
von den Perfonen. Ich weiß ſehr wohl, daß ohne politifches Arbeiten der 
bloße business- Gewerkfchaftgmann, der matter-of-fakt-man, den wir in 
England und Amerifa fennen, ein arger Banaufe ift und daß ohne alle 
politifche Betätigung der Arbeiterfhaft der Schwung des Aufwärtsſtrebens 
aus den Maffen überhaupt verfchwinden würde. Aber ich habe davon ge: 
ſprochen, was unter dem Drud zmwingender BVerhältniffe, unter dem Drud 
vor allen Dingen jenes Gefühle völliger Ohnmacht, welches, wie jeder weiß, 
der hinter die Kuliffen ſieht, in den leitenden Kreifen der jozialdemofratifchen 
Partei herrfht — ihre Vertreter würden das felbjtverjtändlich beftreiten, es 
ift aber doch fo —, aus der Partei werden muß. Es fann nichts anderes 
daraus werden ald eine Partei amerifanifchen Genres, eingefchworen auf 
einige Formeln, auf einige wenige Schlagworte, die fie feithält, im übrigen 
aber eine Partei, die ſchlechthin um ihrer felbjt und ihrer Pfründner willen 
erijtiert und wo ganz ebenfo, wie der Arbeiter in der Yabrif nad) der Theorie 
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der Herren vom Syndikat ſich duden fol, wie dieje ſelbſt und wir alle uni 
im Staate duden follen, ſich alles in der Partei vor den faktifch in der 
Macht figenden Parteibofjen dudt. Gelernt haben die Leute dieſe Charafter- 
Iofigfeit ja in unferem Staat wie er ift, in dem Kafernendarafter unfere 
Fabrikbetriebe. Und angeſichts diefer unvermeidlihen Entwicklung fage id 
nun: wie in Amerifa heute das allmählihe Auflommen einer fozialdemo- 
fratiichen Partei den Proteft des vom Idealismus gegen den Nichts: als: 
business-man des Gewerkſchaftlertums bedeutet, jo bedeutet umgekehrt bei 
uns infolge unferer ganz anderen Werhältnifje das Auffommen und die 
Stärlung der Gewerkſchaften die Gewähr politifcher, männlicher, freier Un- 
abhängigfeit innerhalb der Partei, — nicht, wie ich ſchon vorgejtern faate, 
außerhalb der Partei. Das allein ift es, was ich den Gewerkſchaften vor: 
gejtern habe nahrühmen wollen. 
(Lebhafter anhaltender Beifall.) 


Dr. Bogelftein (Münden): Meine Herren! Herr Profeſſor Schmoller 
hat in feinem Referat nit nur das Kohlenfyndifat und den Stahlmerts- 
verband behandelt, fondern er ift im allgemeinen auf die Frage der Kartelle 
eingegangen. In der darauffolgenden Diskuſſion ift ihm faum ein Redner 
darin nachgefolgt. ch glaube, es ift das daraus zu erklären, daß uns in 
Wahrheit gar nicht fo fehr das Kartell intereffiert ald das Monopol. Sehen 
wir uns die Verhandlungen über das Drudpapierfyndifat an oder die Ver— 
hältnifje im Verbande weftdeutfcher Baummollfpinner, fo fehen wir: das ift 
weiter nicht3 als die Ausnügung einer günftigen Konjunktur durch die 
Produzenten. Es gab guten Abjag und wenig Vorräte, und infolgedefjen 
fchraubten fie die Preife in die Höhe. Dann fam der Rüdfchlag, es ent 
ftanden foundfoviele neue Werke, und heute geht es den Drudpapierleuten 
mindeftens fo ſchlecht wie früher. Das ift feine Anderung des Wirtſchafts 
fyitems, das ift das alte Prinzip der freien Konkurrenz in etwas anderer 
Form. Was uns heute fo intereffiert, das find die Abhängigfeitsverhältnifie, 
die durch Monopole gefchaffen werben, nicht etwa zeitweije Preiserhöhungen, 
die für den Augenblid vielleiht das frühere Verhältnis von Angebot und 
Nachfrage verfchieben, die aber feinen dauernden Einfluß haben. Wenn 
wir nun die Monopole in betrat ziehen, muß ich das, was ich ſchon 
früher einmal gejchrieben habe!, wieder ausfprehen, daß meiner Meinung 
nad) fein einziger Gegenbemweis gegeben worden ift, daß bei fteigendem Abfat 
fein Monopol fih dauernd hat halten können, wenn die Konkurrenten die 
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widtigften Produftionsmittel zu fonfurrenzfähigen, d. h. zu gleichen Preifen 
wie die Inhaber des betreffenden Monopols erhalten konnten. Wir haben 
auch in Amerika fein einziges Monopol, das allein oder hauptfählich auf 
der Größe der Kapitalmacht beruht. Die Macht der Standard-Oil-Company 
beruht einzig und allein auf ihrem Monopol an den Röhrenleitungen, die 
ihr niemand nachmachen fonnte, und es haben intereffante Kämpfe jtatt- 
gefunden, ſolche Röhrenleitungen zum Meere durchzuführen. Eine einzige 
Kompagnie, die diefes Monopol erworben hat, hat fi halten können. 
Raffinerien fonnten alle möglichen Leute errichten. Die fonnten mit wenigen 
Millionen gefhaffen werden. Wir jehen es auch noch in einer anderen 
Beziehung in Amerifa. Die großen Linien, die von New-York nad) Chifago 
oder zu anderen wichtigen Punkten verkehren, find im Gegenfag zu den 
Nebenlinien durchaus nicht konkurrenzfrei. Ich glaube, Herr Profefjor 
Schumader war es, der behauptet hat, daß fich in Amerifa unter Morgans 
Führung ein Truft gebildet habe, der das gefamte Syitem der Eifenbahnen 
in einer Hand vereinigt. Das iſt nicht richtig. In Amerifa gibt es heute 
noch — man merkt es fofort, wenn man drüben tft — befondere Gruppen, 
befondere Linien, die fich untereinander befämpfen, die Frachten abjagen, 
Rabatte geben uſw. 

Wenn alfo jelbitändige Monopole bloß auf Grund diefer nicht beliebigen 
Vermehrbarfeit gewiſſer Produktionsmittel entjtehen können, fo hat ſich noch 
eine andere Gruppe von Monopolen gebildet, die ich abgeleitete nennen möchte, 
das was Herr Profefjor Schmoller durch die Erflufivverträge ſchon dargeftellt 
hat. Die Leute, die ein Monopol erhalten haben, dadurch, daß beifpiels- 
weife der Walzdrahtverband gejagt hat: wir liefern nur Mitgliedern des 
Drahtjtiftverbandes unſern Walzdraht, diefe haben getan, was feinerzeit die 
freien Grundeigentümer getan haben, als fie fih in den Schuß der großen 
Grundherrn fommendierten und mit geminderter Freiheit, gemindertem Status 
eine wirtfchaftliche Sicherheit garantiert erhielten. 

Menn uns in der Hauptjahe die Monopole intereffieren, fo ift es 
erſtaunlich, daß der Streit: Kartell oder Truft?, den man lange für be= 
graben hielt, heute wieder fo außerordentlich in den Vordergrund der Diskuffion 
getreten ift. Sch glaube, daß das, vielleicht nicht für Herrin Geh. Rat 
Kirdorf, obwohl aud er fich darüber nicht geäußert hat, ficherlich aber für 
die Herren Thyffen, Dernburg oder die anderen großen Leute der Berliner 
Banken eine rein technifche Frage it, mie etwa die Wahl eines 3 'oigen 
Typus für die Reichsanleihe. Ausſchlaggebend ift nicht, wie die Produzenten 
formell organifiert find. Wir haben 3. B. im Beef-Truft überhaupt feine 
feite Drganifation. Es find bloß ein paar Leute, 6 Firmen, die wie bie 
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oberfchlefiichen Zechenbefiger eine Art „Familienfonventifel“ abhalten fönnen 
und untereinander die Sachen bequem abmaden. 

Nun hat uns Herr Profeffor Schmoller eine Statiftif angeführt, die 
zeigen follte, eine wie außerordentlih große Bedeutung die Trufts in den 
Vereinigten Staaten haben. Meine Herren! ch behaupte ganz entjchieden, 
die Monopole haben in den Vereinigten Staaten eine viel geringere Be 
deutung ald in Deutfchland. Was drüben alles Truſt genannt wird, al: 
Kompagnien, die 30/0 der Produktion Fontrollieren, find reine Fuſionen. 
Herr Profefjor Liefmann hat fchon hundertmal darauf hingewieſen, wieviel 
Irrtümer dadurch erftehen, daß man das Wort Trujt für die Vereinigten 
Staaten als eine monopoliftiihe Organifatton auffaßt. Ferner hat Hm 
Profeſſor Schmoller das Kapital diefer Trufts angeführt. Das iſt aber 
dod das Nominalfapital, das jo ungeheuer verwäfjert iſt. Und dann nod 
eind. Man hat immer in Deutjchland die preferred shares und die 
common shares doppelt gerechnet. Das ift nicht rihtig. Die preferred 
shares und Die common shares gehören zufammen, fie find eine Teilung 
des Anteild an der betreffenden Unternehmung in ein relativ fiheres Anlage 
papier mit — fagen wir — 1°/o Dividende und in ein Spefulationspapier, 
das eventuell einen Genußfchein darüber hinaus bedeutet. Herr Profefior 
Schmoller hat übrigens die Zahlen diefes Nominalfapitald nicht mit ven 
Zahlen des DVolfsvermögens der Vereinigten Staaten für dasjelbe Jahr 
verglichen, und bei der immenjen Steigerung, die diejes Vermögen wirllich 
erfahren hat, und befonders bei der Steigerung, die es nad den Statiftifen 
der Vereinigten Staaten, die allerdings meiner Meinung nad) nicht einwand 
frei find, erfahren hat, dürften fi die Zahlen aanz anders ausnehmen, als 
Herr Profeſſor Schmoller angeführt hat. 

Übrigens ift ein immerhin bedeutender Teil der Organifationen in den 
Vereinigten Staaten durdaus auf dem Zoll bafiet. Ich bin nicht der 
Meinung, daß der Zoll im allgemeinen eine übermäßige Bedeutung für die 
Entjtehung der Monopole hat; aber in Ländern, in denen der Bedarf der: 
artig jteigt, in denen immer eine Knappheit auf ſehr lange Zeiten hinaus 
vorhanden iſt, wie in den Vereinigten Staaten, fann die betreffende Organi— 
fation natürlid) den Zoll jeden Augenblid voll ausnügen, weil trogdem 
immer noch aus dem Auslande etwas eingeführt werden muß. Wenn mıı 
heute in Amerifa eine andere Zollpolitif hätten, die wir nach meiner Meinuns 
allerdings nicht jo leicht befommen werden, fo würde ein großer Teil du 
Monopole fih nicht halten fünnen. Das hat auch MW. Havemeyer von da 
American Sugar Refining Company ausgefprodhen. Die Vereinigten Staaten 
find jo groß und haben fo folofjale Hilfsquellen, daß gar nicht daran w 
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denken ift, daß große Teile des Wirtfchaftslebens drüben in abfehbarer Zeit 
monopolifiert werden. 

Nun hat Herr Profefjor Schmoller ganz allgemein die Vorteile des 
genoſſenſchaftlichen Kartell gegenüber dem monardifhen Truft hervor— 
gehoben. Nun, ich glaube, zunächſt iſt der genofjenfchaftliche freie Wille der 
einzelnen im deutſchen Kartell doch ein fehr, ſehr geringer. Es ift ja richtig, 
daß die Leute abzuftimmen haben; aber doch nicht in der Weife, daß jeder 
gleiches Reht hat. Die paar großen Gefellfhaften haben überhaupt all- 
gemein die Majorität in dem betreffenden Kartell, und wenn ein paar Heine 
Geſellſchaften fih dagegen mehren, werden die Großbanken fie auflaufen und 
die Majorität der Aktien hereinholen. 

Warum nun aber Herr Profeſſor Schmoller für Deutjchland folche 
Gefahren in der Vertruftung der Induſtrie hat, kann ich nicht ganz einfehen. 
Entweder es liegen dieje betreffenden Nachteile im amerifanifchen Bolfs- 
charakter, dann fönnen wir fie überhaupt nicht bei uns erwarten. Die 
Korrumpierung des politifchen LZebens war in Amerifa auch ſchon vorher 
vorhanden, als es noch gar feine Trufts gab. Schon vor 20 Jahren hat 
in Amerifa das spoil- Syjtem eine fehr große Role gefpielt; ob es inzwifchen 
noch gewachſen ift, möchte ich bezweifeln. Wenn es aber nicht im ameri- 
fanifchen Voltscharafter liegt, find dann bei uns in Deutſchland dieje jelben 
Leute, die nachher im Truft alle die verderblichen Dinge tun follen, nicht 
jest auch ſchon vorhanden? Auch braucht der Truft weniger Leute und 
fann fi die beiten ausfuhen. Ich glaube, wenn wir heute eine Ver- 
truftung der deutfchen Kohlen: und Eifeninduftrie hätten, fo würden wir 
feine anderen Leute an der Spite jehen als Herrn Kirdorf und Herm 


Thyſſen. 
(Zurufe.) 


— Nun, den hat er heute ſchon in der Hand, wenn er will. Herr Kirdorf 
hat ja ſelbſt geſagt, er iſt ein armer Angeſtellter von Gnaden der Leute, 
die ſeine Auftraggeber ſind. 

(Heiterkeit) 

Ich kann auch dem Hinweis des Herrn Profeſſor Schmoller auf das 
Börſenſpiel nicht zuſtimmen. Haben Sie nicht 1873 ohne Truſts das tollſte 
Börſenſpiel gehabt? 

(Sehr richtig!) 
Und haben wir nicht augenblicklich wieder eine Spekulation, z. B. in Kali— 
werten, die allen vernünftigen Leuten zu denfen gibt, die der Frankfurter 
Zeitung neulich Veranlafjung gegeben hat, einmal in aller Schärfe diefe 
Überfpefulation zu geißeln? Toller ift es in den Vereinigten Staaten auch 
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nicht hergegangen. Sch habe erft jet mit einer Anzahl von Börfianern aus 
Amerifa gefproden, die erklärten: ja, in Berlin wird jet viel mehr Geld 
an der Börfe verdient als in New-York. Auch ohne Trufts geht alſo die 
Sade in die Höhe. ch glaube, daß alle diefe Eigenfchaften der Trufts, 
die Überfapitalifation uſw. keineswegs mit dem Begriff des Trufts in Ver— 
bindung ftehen, fondern mit andern Dingen, teil mit der Art des ameri- 
fanifchen Gefamtwirtfchaftslebeng, teild mit perfönlien Fragen, die bei uns 
auch ohne die Trufts diefelben ungünftigen Folgen haben. Ich will da doch 
auch bemerken, was Herr Profefjor Weber ſchon gejagt hat, daß dieſe ameri- 
fanifchen Truftleiter keineswegs fo fürchterlihe Menfhen find. Wenn wir 
3. B. Herrn Morgan mit manden deutjhen Induſtriekapitänen vergleichen, 
fo ift uns jener mindeftens fo fympathifch, der Mann mit dem Verftändnis 
für Kunft und weitgehenden allgemeinen Intereſſen. Ich will Hier eine 
Einſchiebung maden. Als der große Spekulant John. W. Gates eine Bahn 
aufgekauft hatte, hat Morgan erklärt, das gehe nicht, ſolchen Leute könne man 
in amerifanifchen Bahnen eine Leitung nicht überlaffen. Die amerifanifchen 
Bahnen, die eine fo große Bedeutung für das amerikanische Wirtichaftsleben 
haben, müfjen in der Hand von Leuten fein, die die Gefchäfte anftändia 
verwalten. Und man hat Herrn Gates ausgekauft. 

Ich fomme nun zu den Ausführungen des Herrn Geh. Nat Kirdorf. 
Herr Bernhard hat fchon darauf Hingewiefen, daß Herr Kirborf die Ver- 
bältnifje im Stahlmerfäverband offenbar nicht ganz in Erinnerung gehabt 
habe. Es ift aber jet Herr Regierungsrat Völder hier. Erinnert er 
fih nit, wie man den Phönie in den Stahlwerfsverband gebracht hat? 
Iſt das nicht diefelbe Art des Vorgehens gewejen, die man bei den Arbeitern 
jo koloſſal verurteilt? Hat man nit in einem Aufruf erflärt: Wenn ihr 
nicht eintretet, werden wir einen Vernichtungsfampf gegen euch führen, und 
zu den Bedingungen, die wir euch dann vorfchreiben, in den Stahlmwerta- 
verband hinein zwingen? 

(Widerfprud.) 


Dann ift e8 von den Großbanken gefchehen. Der Unterſchied ift nicht groß, 
menigitens ift es doch nicht von gegneriſcher Seite gefchehen. Ich muß 
aber dagegen proteitieren, daß Herr Kirdorf uns eine Tabelle gibt, die be- 
weiſen fol, daß die Preife des Kohlenfyndifats fo niedrig find, eine Tabelle, 
die mit dem Jahr 1873 beginnt. Meine Herren! Ich habe das Jahr 1873 
nicht miterlebt, wir wiffen aber alle, daß es das tollfte Jahr der Preis— 
fteigerung gemwefen ift. 
(Sehr ridtig!) 
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Was fol das beweiſen? Wenn er uns die Zahlen vom Jahre 1868 ge- 
geben hätte, wäre das Bild anders ausgefallen. 

(Zuruf: Die Gefellihaft ift 1873 erſt gegründet morben.) 
— Zufällig ift die Gefelfhaft in dem Jahr gegründet worden, das ijt 
richtig. Das ift aber ſehr bequem, das fam Ihnen fehr gelegen für die 
Zahlen, die Sie anführten. 

Herr Profeffjor Liefmann hat ja eine fehr interefjante Schilderung der 
ganzen Entwidlung gegeben. Ih muß mid aber doch in einigen Einzel- 
heiten mit ihm auseinanderfegen. Was den Export betrifft, fo ift gewiß 
nicht8 dagegen einzumenden, wenn ein Erport eines Tags in Zeiten rüd- 
gängiger Konjunktur zu niedrigen Preifen erfolgt. Das ift immer gefchehen, 
auch bei Privatunternehmern. Daneben aber haben wir einen regelmäßigen 
Erport, der nur mit Prämien zuftande fommt, und um den handelt es fich 
doch. Bei der Kürze der Zeit fann ich mich mit Herrn Profefjor Liefmann 
darüber nicht weiter augeinanderfegen; aber das ift klar, daß der ganze 
ausländijhe Markt ein anderer wird in dem Augenblid, wo durch Erport- 
prämien Waren in das Ausland hinübergemorfen werden, wo ein Drud 
auf dem ausländischen Markt infolgevefjen vorhanden ift. Wir brauchen uns 
ja nur immer daran zu erinnern, mas Lexis vor 30 Jahren in feinen 
„ranzöfifhen Ausfuhrprämien” gefagt hat. 

Nun iſt Herr Profefjor Liefmann für Preistaren eingetreten, und Herr 
Dr. Klein, der jetige öjterreichifche Yuftizminifter, Hat ja, wenn auch nicht 
ganz dasfelbe, fo doch wenigſtens einen Appell an ftaatlihe Kommiffionen 
feinerzeit befürwortet, die eventuell Preisregelungen vornehmen follen. Herr 
Profeffor Mar Weber hat fih ſchon dagegen ausgefproden. Sch glaube, 
ed wird dabei volllommen überfehen, daß die dabei zum Vergleich — aud 
von Herin Dr. Klein — angeführten gerichtlichen Preisfeftfegungen doch 
etwas ganz anderes find. Wenn das Gericht einen Preis feitfeht, z. B. in 
einem Vertrage über Kohlen, der zufällig ohne Preisfeſtſetzung abgeſchloſſen 
iſt, jo tut das Gericht das nad den Preifen, die überhaupt allgemein ge- 
zahlt werden. Das Gericht fagt nicht etwa, es ift venünftig, 10 Mark 50 
zu zahlen, ſondern: das ift ein Preis, der den damaligen allgemeinen Marft- 
verhältniffen entjpricht, der damals allgemein bezahlt wurde. Was aber 
von der ftaatlihen Kommiffion verlangt wird, ift ganz etwas anderes. 

Gegen die beiden Profefjoren Weber muß ih mi nod mit einem 
Mort wenden, infofern fie nämlich glauben, daß es einen fo Zolofjalen 
Einfluß haben werde, wenn der Fisfus außerhalb des Kartells ſteht. Was 
fann der Fisfus tun, wenn er außerhalb des Kartella bleibt? Cs gibt zwei 
Möglichkeiten. Entweder er verkauft bedeutend unter dem Kartellpreis ; 
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dann haben bloß diejenigen einen Vorteil, die zufällig gerade dieſe paar 
Tonnen, die er zu verlaufen hat, befommen, und die anderen haben ven 
Nachteil. Das geht alfo nit. Er kann bloß das Prinzip anwenden, da: 
die amerifanifhen Geldmänner in Zeiten einer Geldflemme anmenden, 
nämlich foviel Kohlen auf den Markt zu werfen, daß der Grenznußen 
immer tiefer finft und auf diefe Weife ein geringerer Preis herauskommt. 
Solange der Fisfus nicht immenje Mengen auf den Markt wirft, kann das 
nie eine große Bedeutung haben. Diejenige Menge, die der Fiskus 
eventuell jet neu erwirbt, fommt ja für die nächften Jahre nicht in betradt. 
Wenn mir und die ganze Frage überlegen, fcheint die große Gefahr 
gar nicht in den deutfchen Kartell-e oder Truftleitern zu liegen. Mit denen 
werden wir in der Hauptfahe noch ganz gut fahren. Sie werben eine 
große deutjche Induſtrie Schaffen, und wenn wir nötigenfalls Geſetze machen, 
um die Arbeiterorganifationen und die Konfumenten zu ftärfen, fo wird die 
Sade nod gehen. Die Leiter unferer großen Werke, Trufts ufm., nehmen 
ed an Unternehmungsgeift und an faufmännifchen Fähigkeiten mit ven 
amerifanifchen vollfommen auf. Der große Nachteil Deutfchlands gegenüber 
Amerifa fcheint mir der zu fein, daß der Fleinere Unternehmer feinem aus- 
ländifhen Konkurrenten gegenüber fo vielfah an faufmännifchem Geift 
unterlegen iſt. Es jtedt ein jo koloſſaler Mittelftandsgeift und Bureau: 
fratifcher Sinn in dieſen Kreifen, daß man gar nicht erwarten Tann, daß 
fie fih mit Leuten wie Thyffen und Kirdorf auf einen Kampf einlafien. 
Ein amerifanifher Kaufmann ift fehr wohl bereit, auch wenn er nicht über- 
mäßig rei ift, an irgend einer Stelle den Kampf mit den Großen auf: 
zunehmen, ihnen Unannehmlichfeiten zu machen und dabei Geld zu verdienen. 
Bei ung herrſcht in den Streifen der kleinen Unternehmer und der An- 
geftellten ein derartiger Peffimismus, daß man nicht erwarten fann, daß fie 
Derartiges tun. Das halte ich für eine große Gefahr in Deutſchland. 
(Regierungsrat Völder: Das direfte Gegenteil bei den Angeftellten ift der 
Fall.) 
— Nun, id habe von den Leitern großer Berliner Banken die Betätigung 
meiner Auffafjung gehört. — Dies tft außerordentlich wichtig, wenn wir 
uns die zufünftige Entwidlung Deutſchlands überlegen. Deutſchland hat 
anderjeits in objektiver Beziehung eine viel größere Chance für eine ganze 
Neihe von Gewerben monopolifiert zu werden als England mit feinen 
günftigen Frachtverhältniffen und Amerifa mit feinen wunderbaren Boden: 
ſchätzen. Aber auch diefe fubjeltiven Eigenfhaften find in Deutſchland ganı 
anders. Ich habe neulih mit einem fehr guten Kenner englifcher Ber- 
hältnifje darüber gejprochen und glaube jagen zu fünnen: wie England das 
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typifche Zand der freien Konkurrenz ift — auch nod) in anderen Beziehungen —, 
fo wäre e8 fehr wohl möglih, daß, wenn in Deutfchland feine Änderung 
diefer bureaufratifhen Anſchauung des Strebend nah der Sicherung der 
feften Rente — angeftellt zu werden mit 3—6000 Mf. Gehalt und nachher 
einer Penſion für Frau und Kinder — eintritt, wir fehr wohl eine 
Monopolifierung großer Teile des Wirtfchaftslebens befommen werben. 

- Deshalb glaube ich, kann es fehr wohl den Großfapitaliften angenehm 
fein, wenn wir 3. B. Privatbeamtenvereine gründen. Diefe Leute werden 
fih damit zufrieden geben, nur Mitarbeiter in dem Unternehmen zu fein, 
in ihm aufzugeben, wie der Herr Kirdorf von allen Angeftellten verlangt 
hat, und werden nie daran denken, gegen die großfapitaliftifchen Unternehmer, 


gegen die Kartelle aufzutreten. 
(Beifall) 


[E3 wird nun, um Herrn Profefjor Schmoller auf feinen Wunſch die 
Möglichkeit zu geben, ſpäteſtens um 12 Uhr mit feinem Schlußwort 
beginnen zu können, befchloffen, die Redezeit auf 15 Minuten zu befchränfen. ] 


Profeffor Dr. Log (Münden): Meine Herren, Herr Regierungsrat 
Völder hat, glaube ih, den wunden Punkt der heutigen und geftrigen 
Debatte berührt. Wenn nämlih die Frage geftellt wird: was habt ihr, 
nahdem ihr jo energifsh das Bedürfnis gefetgeberifhen Einfchreitens 
gegenüber den Kartellen fejtgejtellt habt, Pofitives vorzufhlagen?, jo fann 
ein kräftiges Auseinandergehen der pofitiven Vorſchläge feftgeftellt werben. 

Immerhin habe ich in den Dingen, die geäußert wurden, in einigen 
Punkten eine gemifje Übereinftimmung beobachtet, wenigſtens wurden in 
diefen Fragen fo gewichtige Gründe vorgebradht, daß fie auch dem Gefeß- 
geber vielleicht imponieren werden, wenn ihm Gründe imponieren follten. 
Das erfte, was Herr Profeflor Schmoller ſchon begründet, war, daß eine 
allgemeine Berftaatlidung der Fartellierten Induſtrien nicht in betracht 
fommen fann; das zweite Ergebnis der Debatte war bisher, daß mit einer 
ftaatlihen Preisfeſtſtellung ein jedenfalls heute ſehr verfrühter Eingriff 
unternommen würde, jelbjt in der Art, wie es der Herr Kollege Liefmann 
fih denkt, der ja nicht eine Preistare, fondern, wenn ich ihn recht ver- 
ftanden habe, eine Mitwirkung des Staates bei der Preisregelung von 
Rohftoffverbänden befürwortet hat. 

Dem gegenüber ijt nun von Herrn Profefjor Schmoller eine doppelte 
Gruppe von Vorſchlägen gemacht worden, ich möchte jagen, ſolche, die ſich auf 
die äußere Politik beziehen, und ſolche, die fich auf die innere Politik beziehen. 
Ich ſehe von den erfteren jeht ab. Diejenigen Vorfchläge, die fi auf die 
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innere Politif beziehen, find meines Erachtens in einer Hinficht nicht recht 
gewürdigt morben. Herr Profeſſor Schmoller geht nämlid von einem 
MWerturteill aus, und wir haben darüber bebattiert, ob das Werturteil 
richtig ift, und darüber, ob Truſt oder Kartell befjer if. Da ift vieles 
Wertvolle gefagt worden. Wenn man aber von dem Werturteil ausgeht, 
das Here Profefior Schmoller hat, ein Werturteil, das ich übrigens nicdt 
unbedingt teile, dann gebe ich zu, daß man dann verfuden muß, Maf- 
regeln zu fchaffen, die den Truft verhindern und das Kartell möglichſt 
moralifieren und fonfervieren. 

Das, was ich nun lediglich beitragen möchte, iſt ein Überblick über 
die Vorfchläge des Herrn Hauptreferenten und eine Betrachtung der Frage, 
ob die Vorfchläge geeignet find, das von Herrn Profeſſor Schmoller ver- 
folgte Ziel zu fördern. Ich halte das deshalb für wichtig, weil das Wert- 
urteil unferes verehrten Herrn Vorfigenden in den geſetzgebenden Kreiien 
fo vielfach geteilt wird und weil, wenn einmal ein Gefeßgebungswille, der 
oft mit großer Plößlichleit ſich vermwirkliht, bei und manifeft werden 
würde, man dann unter Umftänden auf diefe Borfchläge zurüdgreifen könnte 

Nun Scheint es mir — und ich glaube, diejes als logiſche Folgerung 
gewifjer Erfahrungen hinftellen zu dürfen und nit bloß ala Glaubens: 
befenntnis —, daß eine leidliche gefhäftlihe Technik die Beltimmungen des 
Herrn Profeſſor Schmoller, wenn fie Geſetz werden, ſämtlich mit Um: 
wandlung der Kartellform in die Truftform esfamotieren fann. ch nehme 
eines aus, die Anmeldung zum Kartellregifter. Das iſt etwas ganz Tadel: 
loſes, ſoweit ein Regiftrierungszwang in betradt fommt. Hingegen ver: 
fprehe ich mir von einer Veröffentlihung der Protofolle — im Gegeniat 
zu einem der Herren Disfuffionsredner — jehr wenig; denn wer weiß, 
wie man Protofolle jo abfaffen kann, daß möglichſt wenig darinfteht, wird 
fi) hiervon wenig verfprechen können. Aber was die übrigen Dinge sub 7 
betrifft, fo würden fie allerdings bei Fortbeftehen der Kartellform etwas 
ftarf eingreifen. Die Vorfchläge ad 7, a), b) und d) beichäftigen ſich 
einfady mit der Frage: wenn es Kartelle gibt, wie follen die Nerhältnifie 
der Genofjen innerhalb der Kartelle geregelt werden? Iſt das Verhältnis 
irgendwie unbequem für das Kartell, fo ift eine Ummandlung in die 
Truftform, mofür mir recht viele Anfäge haben, mit Leichtigkeit zu voll— 
ziehen, und alle Unbequemlichfeiten jind bejeitigt, ch gebe zu, daß es 
bezüglih der in 7 c) erwähnten Erklufionsverträge etwas anders lieat: 
aber die Punkte a) b) und d) fönnen dur Übergang in die Truftform 
esfamotiert werden, 

Nun hat Herr Profeſſor Schmoller — vielleiht in Würdigung defien — 
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etwas vorgefchlagen, was gewiß fein durchdacht ift, vielleicht bisher von 
ung nicht genügend gewürdigt wurde. Er hat nämlich die Truftform, die 
er nicht liebt, unſchmackhaft zu machen gefucht dur die Befteuerung der 
Dividende über 10% und durch das Einfügen von Vertrauensperfonen 
des Staates in die Verwaltungen und den Verwaltungsrat. 

Es ift ganz Klar, daß diefes für mande Riefenunternehmungen nicht 
fehr angenehm wäre. Ich möchte dann aud nicht weiter arbeiten, wenn 
ich als Leiter eines folchen Unternehmens diefen Beltimmungen wirklich 
ausgejeßt wäre. 

Nun hat Herr Bernhard ſchon darauf hingemwiefen, daß feine der 
Borausfegungen, die Herr Profeffor Schmoller ftatuierte, vorhanden zu fein 
braucht und dab dabei doch ein Truft da fein fann. Das wäre ihm eine 
fehr ſchlecht beratene Unternehmung, die e3 nicht fertig brächte, weniger als 
10/0 zu verteilen, durch Verjüngungen, Referveausfhüttung n. dgl. Ein 
großer Teil unferer Handelsadvofaten getraut fih ſchon, die nötige Form 
dafür zu finden, daß die Dividende nicht über 10/0 hinausgeht und daß 
man doch faktiſch mehr verdient. 

Was dann die andere Frage betrifft, ob eine Grenze von 75 Mill. ME. 
feitgejeßt werden fol — und es muß bei Verwirklihung dieſes Gedanfens 
irgend eine fonfrete Ziffer feitgefeßt werden —, fo iſt es ungereht, wenn 
man Herrn Profefjor Schmoller vorwirft: warum gerade 75 Mill. ME. ? 
Denn aud jede andere Ziffer ift willürlich herausgegriffen. Dagegen hege 
ih ein anderes Bedenken. Die Beſtimmung erreiht nidt den Zweck, 
Zerteilungen des Trufts in mehrere Unternehmungen find möglich, dafür 
haben mir Präzedenzfälle.. Es war eine Zeitlang die Standard-oil-Kom- 
pagnie in eine Anzahl von Gefellichaften gefpalten, in denen immer diefelben 
Direktoren jaßen, fowie man bei der Warenhausfteuer den Betreb einmal 
in vier Spezialbetriebe zerlegen könnte. Die Formen laſſen fih gewiß 
finden. Es zeigt fi hier wieder, daß, wenn auch der größte Scharfjinn 
der erfahreniten Männer aufgewendet wird, das Leben doch darum herum- 
fommt. Alle diefe Mittel der inneren Politik in der Kartellfrage find ſehr 
beſchränkt in ihrer Wirkſamkeit. Da alfo diefe Mittel wenig Erfolg ver- 
fprehen, wende ich mich zu denen der äußeren Politik. Zunächſt ift zu 
fragen: was wollen wir denn eigentlih? Was wir in erjter Linie wollen, 
ift doch nicht, daß wir Kartelle und Trufts totfchlagen, jondern daß mir 
fie in ihrer Preispolitif in der von ung gewünſchten Richtung beeinflufjen. 
Mann ift Kohlenfyndyfat und Stahlwerksverband in der Preispolitif am 
liebenswürdigften? Herr Geh. Nat Kirdorf hat uns das erzählt. In um: 
ftrittenen Gebieten, wie in Hamburg, gibt es feine Klagen; da ift die 
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Kartellverwaltung äußerft fulant. In nicht umftrittenen Gebieten Dagegen 
fommen Klagen vor. Da alſo diefe Syndifate in den umijtrittenen Ge- 
bieten liebensmwürdig find, in unbeftrittenen nicht, jo wird es fein anderes 
Mittel der Preisbeinfluffung geben, als die umftrittenen Gebiete zu vermehren. 
Das ift allerdings feine Löfung der Frage für den, der das Entftehen 
internationaler Kartelle befürchtet. Aber wir haben doch noch feinen Be: 
weis, daß die internationalen Trufts und SKartelle jo mädtig werden 
fönnten, daß fie gar feine Rüdfiht auf umftrittene Gebiete zu nehmen 
hätten. Wenn man eine Probe durch Vergrößerung der umjtrittenen Ge— 
biete machen mollte, würde ich das für die Gefamtheit am menigjten für 
gefährlich halten; denn ift der Kartellgevanfe dann doch noch fiegreich, jo 
haben wir nicht? ruiniert; ift er aber nicht fiegreih, dann werden wir 
befier und billiger als bisher verforgt. Herr Profefior Schmoller hat 
diefe Mittel der äußeren Bolitif auch empfohlen. Es gehört dazu der 
Verevelungsverkehr, die Änderung unferer ganzen Cifenbahntarif- und 
Sollpoliti. Ih fage das nit mit dem Bemwußtfein, daß wir auf 
diefem Gebiete jet etwas erreihen, fondern ih fage ed — das muß id 
vor allen Dingen hervorheben —, um feitzuftellen, daß die Herren, melde 
in der heutigen Lage Deutfchlands für eine ſchutzzöllneriſche Waſſerſtraßen-, 
Eifenbahntarif- und Zollpolitif eintreten und eingetreten find, wirkſame 
Mittel, wie wir die Preispolitif der Kartelle ändern fönnen, anzugeben 
nit in der Lage find, es ſei denn, daß fie unfere ganze Wirtfchafts- 
ordnung ſehr beträchtli umftürzen. Es trifft uns, die wir Gegner diejer 
Bollpolitif waren und find, nicht der Vorwurf, daß wir nicht gewamt 
haben. Wir haben gefordert — und ich habe es, glaube ih, als einer 
der erjten in der Literatur vertreten, will aber deswegen feinen Anjprud 
auf Driginalität erheben —, daß die Kartellenquete vor der Bolltarif- 
beratung gemacht würde, Es ift umgefehrt gefchehen. Meine Herren, & 
ift ohne Erfolg rechtzeitig gewarnt worden. Dies ift die erjte Frucht, die 
bei der Beibehaltung der induftriellen Schußzölle in unnötiger Höhe heraus- 
fommt; wir werben wohl noch viele diefer Früchte zu koſten haben. 
(Bravo!) 


Profeſſor Dr. Cohn (Göttingen): Meine Herren, der erfte Referent, 
mein verehrter Kollege Schmoller, hat von einem Bismard, Erzellenz 
von Rottenburg von dem Bismard geredet. Ich möchte von beiden ein 
paar Worte reden. Was den Bismurd betrifft, fo ift er heute fchon eine 
mythiſche Geftalt geworden, ein mythiſcher Nebel hat fih um ihn gelent. 
Das iſt das gute Recht des Lebens, der Gefchichte, des Volkes. Die 
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Wiffenfhaft hat die Pflicht, den Nebel zu zerjtreuen. Was bat Bismard 
nit alles gejagt in dem laisser aller eines überragenden Genies, in ber 
Kindlichkeit eines Genies, dem jeweild ganz fubjeltive augenblidlihe Ein- 
drüde bejtimmend waren. Daß all das nachher publiziert wird, das ift die 
Strafe des großen Manned. Wenn all der Unfinn, den ich gelegentlich 
unter guten Freunden rede, nachher publiziert werden follte (große Heiterfeit), 
das wäre fürdhterlih. Aber ich berufe mich auf ein englifches Sprichwort, 
das heißt: Nothing is so delicious — Herr von Rottenburg wird es 
fennen — (große Heiterfeit) as the nonsense of a wise man, but fools 
must not hear it; nichts ift fo koſtbar als der Unfinn eines gefcheiten 
Mannes, aber Narren — na, das jtimmt nicht ganz; fagen wir: — 
Kaffern dürfen es nicht hören. 
(Heiterfeit.) 

Bismard hat über alle gefhimpft, in den erjten Jahren über den 
Kreisrichter, dann über den Geheimrat. Im Anfang und am Ende hat 
er über die Monardie gefhimpft. Mein verftorbener Kollege Kinkel, der 
fih bis zulegt als Präfident der deutſchen Republif in partibus fühlte 
(Heiterkeit), würde, wenn er die neueften Publifationen von Bismards 
Außerungen erlebt hätte, entzückt gewefen fein, darin die Nepublif gerühmt 
zu finden. 

Im Emft, meine Herren, ift mit folden Berufungen auf dasjenige, 
mas jemand gejagt hat und jelbit ein großer Mann gefagt hat, nichts be- 
mwiefen. Nicht auf die Worte, fondern auf die Tatſachen kommt es an. 

Und nun — mie fteht eg mit einem Bismard ? 

Das ilt ein Punkt, der für unfer ganzes wiſſenſchaftliches Verhalten 
erheblih if. Herr Kollege Schmoller hat ſich wohl gegen die Berftaat- 
lichung der Kohlenbergwerfe ausgefprohen. Er bat uns aber nicht ganz 
flar gemadt, wie nun die Sade wäre, wenn ein Bismard, alfo ein Mann 
von gleicher Kraft füme, der das machen kann, anders als einer der All— 
tagsminifter, die nicht die Muskeln haben, die zu einer großen Aktion 
gehören. 
Nun fage ih, wir müfjen doch wiſſen, was wir wollen. Wir müfjen 
unsere Zwecke fennen, und der ftarfe Mann ift dann das Mittel dazu. 
Das Wefentlihe, was Bismard vollbracht hat, war vorher ſchon die 
Sehnſucht der deutfchen Nation, nicht zulegt der Profefjoren, Die in der 
Paulsfirhe eine größere Rolle fpielten als im heutigen Reichstag und 
Zandtag. Ähnlich die großen Reformen im Eifenbahnwefen, in der 
Mrbeiterverficherung. Zu beidem ift die Wiffenfchaft feinen Taten vorauf- 


gegangen. 
Schriften CXVI. — Berbandlungen 1905. 26 


402 Debatte. 


So müffen wir uns auch heute darüber flar werden: wollen wir eine 
Verftaatlihung der Kohlenbergwerfe oder nit? Wir können uns doch 
nit auf den Standpunkt ftellen: wenn die Verftaatlihung durch einen 
fommenden Bismard vorgenommen wird, dann ftimmen wir ihr zu. Wir 
müfjen doch zu fol einer großen Maßregel vorher Stellung nehmen. Als 
im Sahre 1879 die fogenannte „neue Wirtfchaftspolitif” begann, deren 
treuer Gegner ich bis heute geblieben bin und bleiben werde, da Hat fid 
der Verein für Socialpolitif fo gejpalten, daß er nahe daran war, aus- 
einanderzufallen.. Das heißt, die Männer der Wiffenfhaft und Praris in 
unferem Verein haben fi) das Recht vorbehalten, troß der überragenden 
Größe und der ungeheuren Dankbarkeit für diefen Mann ihre Überzeugung 
auf Gebieten zu haben, auf denen fie glaubten, ebenfo viel zu verjtehen mie 
er. Und mas das engere Gebiet der Sozialpolitif betrifft, fo haben wir 
zu unferm Bedauern erlebt: die ganze Geſetzgebung über den Arbeiterſchutz 
lag unter einem Drud, jo lange er da war, und fie fam erjt in Gang, 
als fein Nachfolger von Berlepfh die Sade in die Hand nahm. 

Nun möchte ih an das anknüpfen, was ich ſchon berührt habe, 
nämlih an die Staatsbahnpolitif. Die Staatsbahnpolitif ift für mich feit 
lange der Prophet deſſen, mas fpäter fommen wird. Ich Habe an be 
fcheidener Stelle im Jahre 1873/74 gejagt: „es iſt das Problem ver 
Konkurrenz unter befonderen Umſtänden“, und weiter: „aus ber Freiheit 
der Konkurrenz find Riefen geboren worden, und doch find es heute erit 
junge Riefen“. Unterdeſſen find die Niefen älter und größer geworden 
und fie werden immer noch größer werden. Das Hauptproblem, das ſich 
bei der Eifenbahnpolitif ergeben hat, und das nad meiner Empfindung 
das Problem alles deſſen bleibt, was jetzt an die Reihe fommt, ift die 
technifch-ölfonomifche Zweckmäßigkeit der Zentralifation, der Einheit, der 
völligen Aufhebung der Konkurrenz, in ihrem Widerfprudh zu den jozial- 
politifchen und verwaltungspolitifchen nterefjen des Gemeinwefens. Macht 
man fih diefen Widerfpruh nicht Mar, fo fommt ed, daß man fih an 
den jeweiligen Reſt der Konkurrenz anflammert, daß man, wie es unter 
anderem unfer Referent getan hat, fich in die Kartelle verliebt und in den 
Trufts das Übel fieht. Das ift gerade fo, wie man vor 30 bis 40 Jahren 
fih in die Konkurrenz verliebte und die Koalition in den Bann tat. 
Kartelle und Trufts verhalten fih in der Tat leviglih jo wie die ver 
ſchiedenen Stationen auf dem Wege zu dem gemeinfamen Biel, zur 
Sentralifation, zur vollflommenen Einheit. Die Kartelle find eine weniger 
nahe Station, die Trufts eine dem Ziele nähere Station. Was will eine 
Kartellgefeggebung, welche die konzentrierte Einheit nicht erfaßt? 
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Wenn ih mid nun frage: was kann gefchehen? was wird ber große 
Mann, der die Kraft hat, der die Majorität nach fich zieht und ſich nicht 
von der Majorität ziehen läßt, vorfinden? fo fchredt mid das nit, daß 
Bismard auf die Geheimräte gefchimpft hat. Das jchadet gar nichts. 

(Heiterfeit.) 

Aber was das preußiſche Beamtentum angeht, fo muß ich jagen, ich 
glaube mwirflih, das preußifhe Staatsbahnſyſtem hat allmählih in den 
legten 20 bis 30 Sahren — famt feiner Borftufe, dem partiellen 
Staatöbahnfyitem, das wir ſchon hatten — ein gutes Cramen abgelegt. 
Natürlih, Tabler find in jedem Falle vorhanden, aber fein Menſch denkt 
an einen Syſtemwechſel — ganz abgejehen von den finanziellen Über- 
fchüfjen, die und aus anderen Gründen wichtig find. 

Wenn Herr Geh. Rat Kirdorf gemeint hat: hat der Staat einmal 
ein Monopol, fo gibt er es nicht wieder heraus, fo ift das Hiftorifch 


unrichtig. 
(Sehr richtig!) 

Leider hat der preußiſche Staat wichtige Monopole wieder aufgelöſt. 
Das war im Jahre 1786, als der große König geſtorben war und die 
Regierung feines phyſiokratiſch angehauchten Nachfolgers die Finanz— 
monopole aufhob. Und die Revolution in Frankreich, auf die ich mich 
freilich gegenüber einem Geh. Kommerzienrat nicht berufen darf, hat das 
gleiche im großen Stile getan. Aber die Zweckmäßigkeit hat ſich dann 
durchgeſetzt, und Monopole, wie das Tabakmonopol, ſind wieder eingeführt. 

Es iſt ferner ein altes Sophisma des Unternehmertums, wenn da 
geſagt wird: die Arbeiter arbeiten acht Stunden, wir arbeiten mehr. Ja, 
meine Herren, jeder von uns arbeitet mehr als acht Stunden. Aber wir 
wiſſen auch, daß wir keineswegs Luſt hätten, ſtatt deſſen acht oder ſechs 
oder vier Stunden im Bergwerk zu arbeiten. 

(Sehr richtig!) 

Mir haben tiefe Sympathie für dieſe Arbeiter, und das Problem 
befteht für uns darin, ihr Leben immer mehr zu vermenfchlichen, damit 
wir ihnen mit gutem Gewiſſen gegenübertreten können. Wir wiſſen, wir 
find die glüdliche Minderheit. Solche Perſönlichkeiten, wie Herr Kirdorf, 
auch abgejehen von ihrer fympathifchen Geftalt, imponieren mir in ihrer 
Weiſe, aber gar nicht imponiert mir jeneö extreme, widermärtige, aus- 
geartete Genußleben der Milliardäre, auf das er zum Kontrafte gegen das 
tätige Unternehmertum vermweift. ch ziehe daraus nur andere Kon— 
fequenzen als er. 

Die enormen Kapitalanhäufungen in einzelnen Ständen, die heutzutage 
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immer größer werden, ob nun in tätigen oder gar müßigen Händen, find 
ein großes Problem für fich ſelbſt. Wir haben erfchütternde Beifpiele er- 
lebt, wie ſolche Vermögensmaſſen ihre glüdlihen — oder unglüdlihen! — 
Befiger zu Tode gedrückt haben. Das Menichenglüd, das fie hätten 
ichaffen können, in Hunderte und Taufende von Menfchenleben verteilt, 
fteht dazu in fchreiendem Kontraft. Hier ift natürlich) das legte Wort nod 
nicht gefproden: große Reformen muß die Zufunft bringen. Ein andrer 
Begriff vom Reichtum wird fommen und mande Andeutungen diejer Zu: 
funft find fchon da. Gewiß zeigt Amerika von den Auswüchfen der neuen 
Voltswirtihaft horrende Beifpiele; aber es zeigt uns auch verjühnende 
Charafterzüge — darunter das großartige Syftem der Schenkungen für 
öffentlihe Zwecke. Unjre arbeitenden und vollends unfre müßigen Mil- 
liardäre können fi daran ein Borbild nehmen. Sie mögen beweifen, dat 
fie den Reihtum befigen, nicht vom Reichtum bejefjen werben. 
(Zebhafter Beifall.) 


Profefjor Diehl (Königsberg): Meine Herren! Ich möchte gem 
wifjen, ob das Büreau mit einer gemwifjen Abficht für die Behandlung der 
Kartellfrage gerade diefen Saal gewählt hat; denn Sie alle haben in den 
legten zwei Tagen Ihre Blide oben auf die Infchrift geworfen, die eine 
gewiſſe Stimmung für die Kartelle gibt: 

„Vollkommen nichts, nichts ohne Fehle, 
Im Geiſt des Ganzen lebt die Seele.“ 


Das iſt auch die Meinung, die die große Mehrzahl von uns gegenüber 
den Kartellen hat. Wir wiſſen, daß es nichts Vollkommenes gibt, daß es 
auf den Geiſt des Ganzen ankommt, in dieſem Fall auf den Geiſt des 
Kartells, wenn wir Stellung zur Kartellfrage nehmen. Und da möchte 
ich mir eine perſönliche Bemerkung geſtatten. Wenn wir die Kartelle 
prüfen, ſollen wir an ihren Handlungen, den Verträgen und den ge— 
ſchriebenen und gedruckten Dokumenten prüfen, nicht aber in die Manie 
verfallen, die leitenden Männer der Kartelle in die Kategorien „gut“ und 
„ſchlecht“ einzuteilen. Das iſt ſehr bedenklich. Wir kennen dieſe Leute 
nicht genügend, um hier ſolche Noten aufſtellen zu können. 

(Sehr richtig!) 
Wie etwa: der eine iſt ein Geldmacher, der andere ein nobler Mann. Das 
ift ein Verfahren, das wir bisher im Verein nicht beobachtet haben. 

Nun zur Sade. Mir liegt eins fehr am Herzen, was heute hier vom | 
Verein mit noch viel größerem Nachdruck gejagt werden follte, als es bisher ; 
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geſchehen ift, gerade weil wir ein nationalöfonomifcher Verein find, und das 
ift die fcharfe und prinzipielle Stellungnahme gegen jeden Geſetzesvorſchlag, 
der uns eine ftaatliche Preisnormierung bringen will. Das müfjen wir dem 
Juriftentag gegenüber fagen, weil uns bier doch die größere national» 
ökonomiſche Kenntnis zu Gebote fteht. Nichts Schlimmeres kann ich mir 
denken, als wenn in diefer Weiſe Gefegmacherei getrieben würde. Etwas 
fo Schwierige, Subtiles, ungeheuer Komplizierte® fann man nicht einer 
ftaatlihen Preisbildungs kommiſſion überlafien. Wenn Herr Regierungsrat 
NVölder gemeint bat, die Sache wäre theoretifch durchfürbar, praftifch aber 
undurhführbar, jo fage ich, es gibt gar feinen ſolchen Gegenfat zwifchen 
Theorie und Praris, die Sade ift theoretifch und praftifch ganz unmöglid. 
(Sehr wahr!) 
Sollte es nit auch etwas an der großen Vernadläffigung der national: 
öfonomifhen Theorie feitens unferer Wiffenfchaft liegen, daß man felbft 
für eine derartig ftaatlihe Mreisfirierung eintreten fonnte? Sonft hätte 
man auch auf dem Juriftentage und in dem ungarifchen Kartellgefegentwurf 
nicht dieſes nationalöfonomish geradezu Unglaubliche fagen können: die 
Preife müfjen dann abgeändert werden, wenn fie nicht übereinftimmen mit 
ven Produktionskoſten, dem ufuellen Nugen Was find denn 
Produktionskoſten. Was ift ufueller Nugen? Das find fo ſchwierige Probleme, 
daß man unbedingt daran verzweifeln muß, hier jemals einen objeftiven 
Maßſtab zu finden. Wie verfchieden ift die Höhe der Produftionsfoften in 
Lleinen, mittleren und großen Betrieben! Entweder fügen fi dann die ftaat- 
lichen Preisfommifjare dem, was die leitenden Herren der Kartelle fagen, 
und find bloße Statiften, oder fie fügen fi gewiſſen Volksſtrömungen. 
Wird 3. B. verlangt, daß die Konſumenten billige PBreife haben müſſen, mas 
ift die Folge? Die Großen können es aushalten, aber die mittleren und 
fleinen Betriebe, die „fleinen Quetſchen“, die heute mit hochgehalten werben, 
gehen dann zu Grunde. Will aber der Staat umgelehrt Mitteljtandspolitif 
treiben, um die fleinen und mittleren Betriebe am Leben zu erhalten, fo 
muß er die Preife höher Halten, ala es die Kartelle von fih aus tun. 
Kurz und gut, in jeder MWeife fommt der Staat in eine jchlimme Xage, 
wenn man verfuchen will, ihm diefe Preisfeitfegungsaufgabe zuzumweifen, und 
ich beneide die ftaatlichen Kommifjare wirklich nicht um dieſes unangenehme 
Amt, das fie hier auszuüben hätten. Darum möchte ih, wenn wir aud 
feine Refolution faffen, den Herrn Kollegen Liefmann wenigſtens bitten, 
daß er das vielleicht in feinem Schlußworte etwas näher auseinanderfegt. 


(Profeſſor Liefmann: Es ift mißverftanden worden. Ich habe mid 
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immer gegen ftaatlihe Preisfeftfegungen im allgemeinen erklärt, ich habe 
nur als äußerſten Notfall die Mitwirkung bei Preisfejtfegungen der Roh— 
jtoffverbände bingeftellt.) 

Das einzige, was meiner Anfiht nah heute von Staat und Gefet- 
gebung zu tun ift, wäre die Schaffung eines Kartellamts, dem die betreffenden 
offiziellen Statuten uſw. mitgeteilt werden, ohne daß fie publiziert werben, 
nur zur information für die Regierung. Denn auf Grund dieſer Infor: 
formationgquellen fönnte man zu dem einzig wirklich durchichlagenden 
Mittel fommen — etwas anderes ift Halbheit —, zur Verftaatlichung des 
betreffenden Induſtriezweiges. ine Verftaatlihung aber ift immer eine 
prefäre Sache und unter Umftänden fehr bedenklich, weil der Staat oft nicht die 
Perfönlichkeiten mit der nötigen Gejchäftsfenntnis und Routine zur Verfügung 
hat. Das ift daher ein Meg, der nur im äußerften Notfalle zu befchreiten 
wäre. Ich meine auch, daß es nicht fo leicht dazu fommen wird, weil id 
glaube, daß die führenden Männer in den Kartellleitungen die Gefahren der 
monopoliftifhen Ausbeutung erkennen und es nicht dazu fommen lafien. 

Sch glaube aud, daß wir vom Kartell zum Truft fommen werden. 

Mir fcheint, daß der Truft die höhere technifche Betriebsform ift, und 
ih kann nicht zugeben, doß der Truft etwas Spefulatives, Geldmacherifches 
ift und das Kartell etwas Staatsmännifh-Organifatorifchee. Das kommt 
wieder auf den Einzelfall an. Wir dürfen auch nicht zwiſchen Amerifanem 
und Deutfhen in der Weife unterfcheiden, daß wir jene als ſchlecht und 
diefe als Idealiſten hinftellen. Die führenden Männer der amerikanischen 
Trufts find zum Teil felbjt Deutjche. 

Es ift von verfchiedenen Herren gefagt worden, wir fommen zum Kartell 
und zum Truft, um fo almählih in den Sozialismus hineinzufommen. 
Das wurde teild mit freudiger Zuftimmung bemerkt, teils wurde es gejant, 
um ein gemiffes Grufeln zu ermweden. Wie man fi num auch zu diefer 
Frage des Sozialismus ftelen mag, jedenfalls glaube ih, daß hier ein 
großes Mifverftändnis vorliegt. Man kann vielleicht gerade umgekehrt jagen: 
Die Kartell: und Truftbildung unterftüßt auch anderfeits den Individualismus, 
weil der Perfönlichleit, der Macht des einzelnen ein größerer Spielraum 
gegeben wird, in ungeheuer großartiger Weiſe ihre Perfönlichkeit durchzuſetzen, 
aljo gerade getrieben vom Erwerbs: und dem Vermögensinterefje der Leiter 
und der Perfonen, die fie vertreten. Ob ohne diefe — individualiftiiche — 
Grundlage die Wirtfhaftsorganifation der Zufunft kommen fann, wollen 
wir unfern Kindern und Kindesfindern überlafjen ; das ift aljo nicht fozia 
liſtiſch, daß hier NRiefenbetriebe vorhanden find, geleitet von Perfönlichkeiten, 
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die ein privates Vermögensintereſſe daran haben; und ob es möglich fein 
wird, die andere Seite des Sozialismus außerdem durchzuführen, daß man 
diefe Brivatorganifation dur einen fozialiftifchen Staat erſetzt, das ift eine 
Zufunftsfrage. Der Verein für Socialpolitit fol alfo nicht Zufunfts- 
gejelfhaftsphilofophie treiben, fondern muß die Fragen der Tagespolitif er- 
Örtern, und da wüßte ich nicht? Wichtigeres, als daß wir heute vom national» 
öfonomifchen Standpunkt die Forderung aufftellen: Freie Bahn für die freie 
Entwidlung der freien Perfönlichkeit. 
(Beifall.) 


Profeffor Wiedenfeld (Köln): Meine Herren, ich möchte nur nod) 
zu einer Frage Stellung nehmen, weil fie mir an die Grundlage der ganzen 
Erörterung heranzureichen jcheint. Es wird immer gejagt, der Staat folle 
Diefes oder jenes Auffihtsreht über die Kartelle haben. Nun hat Herr 
Pfarrer Naumann fchon geftern darauf Hingewiefen, anfchließend an Laſſalle, 
daß der Staat nicht ein aus Papier und Berfaflungsbeftimmungen beftehendes 
Weſen, fondern mit lebendigen Kräften ausgefüllt if. Noch ein anderes 
aber fommt dabei in betradht;| Gefeße, die man macht, müſſen auch aus- 
geführt werden, und deshalb fommt es für die Beurteilung folder Vor— 
Schläge fehr erheblich darauf an, wie das Beamtentum befchaffen ift, das 
zur Ausführung der Gefege berufen ift, und was mir von einem ſolchen 
erwarten fünnen. Meine Herren, ich glaube nicht, gegen unfere Beamten- 
fchaft voreingenommen zu fein, muß aber do jagen: aus unferer ganzen 
wirtfchaftlichen und fozialen Entwidlung folgt meines Erachtens die Tendenz, 
daß wir naturnotwendig eine immer raſcher folgende Verfchlechterung unſeres 
Beamtenmateriald in Kauf nehmen müfjen. Es ift zwar bequem und bes 
Beifall ficher, aber trogdem falfh, wenn fo oft gejagt wird, es träten jeßt 
fo viele Beamte aus dem Staatsdienft heraus, weil fie — wie Herr Pfarrer 
Naumann es ausgevrüdt hat — nad den höheren Gehältern der Induſtrie 
fchielten.. Gewiß, eine große Zahl, fagen wir von dii minores geht aus dem 
Staatsdienft aus diefem Grund heraus. Wenn aber leitende Beamte, wie wir 
es in den letten Jahren mwieberholt erlebt haben, den Staatsdienft verlaffen 
und in die Privatinduftrie hineintreten, da tut man ihnen doch bitter un- 
recht, nur eine derartige Gewinnſucht ald Motiv bei ihnen vorauszufegen, 
fondern e3 iſt das Gefühl, daß fie in den Stellungen, in die fie hineintreten; 
einen ungleich größeren Einfluß ausüben fönnen, als ihnen bisher als 
Staatsbeamten zugeftanden hat. Diefe Entwidlung ift es, die mein Urteil 
zur Kartellfrage ganz weſentlich mit beeinflußt. Wir müſſen damit rechnen, 
daß immermehr diejenigen Elemente ſich vom Staatsdienſt zurückziehen, die vor 
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allen Dingen im Leben nad) Betätigung ihrer Jnitiativfraft, ihrer perfönlichen 
Meinung, ihrer Entihlußfraft fi jehnen,; immer mehr werben diejenigen in 
den Vordergrund rüden, die ledigli die Ruhe und, wie es vorhin ſarkaſtiſch 
ausgedrüdt wurde, die Penfion für Frau und Kinder erreichen wollen. 
Das liegt in der Natur der Sade, weil eben früher unſer Beamtenftaat 
feiner Beamtenfhaft die Führung im mwirtfchaftlihen und fozialen Leben 
übertragen hatte, während heute diefe Führung abgetreten worden ift und 
damit Ddiefer ideale Anreiz meggefallen ift. Wir erleben es ja jeßt jchon, 
in den Enqueten der legten Jahre und in den Verhandlungen des Reichs— 
tage. Können wir danach wirflid die Behauptung aufrechterhalten, den 
großen wirtfchaftlihen Aufgaben unferer Zeit habe fih unfer Beamtentum 
gewachfen gezeigt? Wer hat denn die Kartellenquete geleitet ? Meine Herren, 
nah den Protofollen hat man den beftimmten Eindrud: die eigentlichen 
Leiter waren die Induſtriellen, und das find auch die, die die ganze Ver: 
antwortung tragen. In der Börfenenquete ging es ganz ebenfo, und bei 
der Beratung des Börfengefeßes mußten die Staatsfommifjare jo oft, fait 
täglich, wechſeln, daß ihnen Herr Geh. Nat Cohn, der doch fiher nicht gegen 
das Beamtenwefen voreingenommen ift, das Wort entgegenhielt: Ihr naht 
Euch wieder, ſchwankende Geftalten. 
(Heiterkeit; Herr Profeſſor Cohn mwiderfpridt.) 

Ich glaube mich nicht zu irren; aber wie dem fei, dieſe Beifpiele liefen 
fih vermehren. Bon wirtſchaftlicher Führerftelung ift da jedenfalls nichts 
mehr zu fpüren, und führende, geiftig unabhängige Leute braucht man 
doch, wenn ganz unmittelbar von Staats wegen auf die Zeitung von Kar: 
tellen und anderen Niefengebilden Einfluß ausgeübt worden fol. 

Sn diefer Auffafjung vom Weſen des neuen Beamtentums liegt nun 
aber nicht etwa die Meinung, daß wir mit allen unjeren Traditionen brechen 
müßten. Wir haben in unferer Beamtenfchaft einjtweilen noch ein recht 
fräftiges Element, das auf Berüdfichtigung allgemeiner Jnterefjen dringt, 
und das wird auch in abjehbarer Zeit fo bleiben. Nur meine ih, aus 
diefen Tendenzen heraus fagen zu müflen: wir fönnen nicht diefe großen 
Kartell- und Truftgebilde irgendwelcher ftaatlihen Einzelkontrolle unter- 
werfen, weil dafür die Kräfte qualitativ bald nicht mehr ausreichen; dagegen 
fönnen wir wohl einen mittelbaren Einfluß dadurd ausüben, dab wir dem 
Staat felbftändig für fi) materielle Aufgaben zumweifen, da dann die Ini— 
tiative der Preisgeftaltung bei den Induſtriellen verbleibt, die ftaatlichen 
Mafnahmen nur Auswüchfe befchneiden und nicht Richtung weiſen jollen, 
da außerdem gerade auch an materiellen Arbeiten die Beamtenjchaft ſich 
wieder reden fann. Deswegen fchließe ich mich, wie ih es ſchon früher an 
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anderer Stelle ausgefproden habe, jo hier dem Vorfchlage an, den Herr 
Profefjor Alfred Weber hier vertreten hat: materieller, nit formeller Ein- 
fluß auf die Preispolitif dur die Erwerbung eigener Kohlenwerke, durd 
eine zwedentfprechende und bewegliche Eifenbahntarif- und Zollpolitik. Die 
rein materielle Aufgabe erfcheint bier einmal leichter al3 die auch formelle 
Kontrolle. 

Bon einer ſolchen Politik können wir uns umfo eher einigen Erfolg 
verfprehen, als wir einmal auch die Kehrfeite jener Beamtenfchafts- 
Entwidlung mitberüdjichtigen müfjen: das foziale Auffteigen der großen 
Induftriellen und damit das NHervortreten fozialer Rüdfichten in deren 
Handeln, und als zweitens bei ung, anders als in den Vereinigten Staaten 
von Amerika, die wichtigſte Grundlage der Monopolbetriebe jchon in ber 
Hand des Staates iſt: die Eifenbahn. 

Unſere Eifenbahnen haben, man mag über fie flagen, man mag die 
Tarifpoliti in vielen Einzelheiten nichts weniger als billigen, jedenfalls den 
einen großen Vorzug, daß es heimliche Frachtvergünftigungen nicht gibt und 
daß die Tarifpolitif nicht auf die Bevorzugung der Niefenbetriebe zuge— 
Schnitten ift. Wie ftark diefes Moment aber in den Vereinigten Staaten 
bei der Entjtehung der monopoliftifchen Trufts noch immer mitfpricht, fehen 
wir auch nod in der neueften Zeit — ich erwähne das, weil meines Er- 
achtens Herr Dr. Vogelftein vorhin etwas tatfächlich nicht Richtiges behauptet 
hat. Die Konkurrenz der Eifenbahnen in den Vereinigten Staaten ift aller- 
dings bis auf ein Minimum zurüdgegangen ; denn — höchſt charakteriſtiſch — 
ala im vorigen Jahre die Northern Securities Company ſich auflöfen 
mußte und ſich nun ein Streit zwifchen Hill-Morgan auf der einen, Harri- 
man-Kuhn Loeb auf der andern Seite um die Beherrfhung der Northern 
Paeifie entfpann, da hat man nicht auf das Tarifgebiet übergegriffen, und 
das ift das Entſcheidende; man hat ſich ſchwer gehütet, die alten Tariffämpfe 
wieder aufzurollen, die fchließlih in der Northern Securities Company 
ihr Ende gefunden hatten, und nur einen Börfenfampf infzeniert. Gegen- 
einander ausfpielen, wie Nodefeller das zur Gründung feines Monopols 
hatte tun fönnen, lafjen ſich alfo die Eifenbahnen drüben nicht mehr; dafür 
arbeiten fie aber, die nun ſelbſt Monopolbetriebe geworden find, danf fapita= 
liſtiſcher Verquickung umfo intenfiver Hand in Hand mit den ebenfalls 
auf Monopole bindrängenden Induftriebetrieben. Es ift fein Geheimnis, daß 
3. B. der Stahltruft, weil er mit den nad Dften führenden Bahnen eng 
fapitaliftifch litert ift, für feine Ausfuhr eine Ermäßigung der Fracht um 
I/g gegenüber ven allgemeinen Frachten genießt; und wie einträchtig find nicht 
Eifenbahnen, Kühlwagen- und Fleifchtruft noch foeben vor dem Bundes» 
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verkehrsamt zur Verteidigung ihrer Tarifabmahungen aufgetreten. Gerade 
died aber, meine Herren, iſt bei uns nicht möglid. Derartige heimliche 
Bergünftigungen für Großverfrachter gibt es nicht; die allgemeinen Transport- 
grundfäge find bei ung, ſoweit Eifenbahnen in betrat fommen — nidt 
etwa in der Binnenſchiffahrt — für alle Teile gleih, und deshalb ift es 
bet uns immer noch leichter, Konfurrenzbetriebe berauszuarbeiten, als & 
drüben der Fall ift. Vollends ift es dann leichter, wenn der Staat fid 
entfchließt, Konturrenzbetriebe felbft aufzubauen, oder wenn er durch feine 
Tarifpolitit das Entftehen privater Konfurrenzbetriebe begünftigen mollte; 
das ift meines Erachtens durchaus möglich ohne gewaltfame Störung unferer 
gefamten Volfswirtfhaft und würde wohl das wirkſamſte Mittel gegen eine 
Überfpannung der Monopolentwidlung fein. Es hat auch den Vorzug, fid 
an materielle Vorgänge, an die Preisbildung, anſchließen zu fönnen, während 
jede formelle Kontrollvorfhrift jest ſchon allein daran fcheitern wird, das 
fie an beftimmte Formen der Unternehmung gebunden werden muß und 
daß doch Formen fi fo fehr leicht umgehen lafjen. 


Arbeiterfefretär Erfelenz (Düffelvorf): Meine Herren! Geſtatten Sie 
einem weniger ftubierten Mann zur Frage der Kartelle und ihres Ba- 
hältniffes zum Staat einige Worte von unferem Standpunkt aus, Nad) 
meiner Auffaffung tft für die Arbeiterihaft die Kartellfrage identifch mit 
der Frage der Großbetriebe überhaupt, und diefe Anficht ift ja auch ſchon 
geftern und heute bei anderen Rednern zu Tage getreten. 

Es ift von verfchiedenen Rednern betont worden, daß der Kampf der 
Arbeiterfhaft gegen diefe großen Unternehmungen ziemlich ausfichtslos jei. 
Ich will darauf mit einigen Worten zurüdfommen. Unftreitig führt die 
Kartellierung dahin, daß der mwirtfhaftlihe Kampf der Arbeiter weniger 
ausfihtsvoll ift. Nehmen wir den Fall des Stahlmwerfsverbandes. Während 
die Arbeiter früher, als die Werfe noch miteinander fonfurrierten, jehr mob! 
gegen ein einzelnes Werk anfämpfen konnten, wird ihnen das heute unmöglich 
fein. Denn wenn das eine Werk feine Lieferungen nicht erfüllen kann, 
dann find jo und fo viele andere da, die die Lieferung ausführen, und da 
heißt e3 entweder auf den Streik verzichten oder aber den Generalftreit — 
oder wie man es nennen will — für das ganze Gewerbe erflären. Es iſt 
nun gejagt worden, ein derart großer Kampf fer ausſichtslos. Ich teile 
diefe Auffafjung, fomweit das Eifengewerbe in frage fommt, teile aber dieir 
Auffaffung nicht, ſoweit der Kohlenbergbau in Frage fommt. Ich glaube, 
daß fih im Kohlenbergbau die Arbeiterfchaft jehr wohl mit ihren Forderungen 
durchſetzen kann und daß aus dem „Niemals“ des Herrn Geheimrat Kirderf 
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eined Tags auch noch ein anderer Ton herausflingen wird und muß. Sc 
möchte bei diefer Gelegenheit gleich jagen, daß die Arbeiterfchaft nicht ruhen 
wird, daß es, wie fchon Herr Giesberts gefagt hat, feine 17 Jahre wieder 
bis zum nächſten Ausftand dauert, wenn die Unternehmer nicht entgegen- 
fommender find, und daß es ganz ficher möglich fein wird, das „Niemals“ 
des Herrn Kirdorf in ein entgegenfommenderes Wort umzuändern. 


[Herr Geheimrat Kirdorf hat gejagt, das Kartell übe gar feinen Einfluß 
auf die Arbeiterverhältniffe aus. Diefes Lied iſt ganz befonders in der 
Enquetefommiffion bei den Berhandlungen über den Stahlwerksverband 
von einer ganzen Reihe von Rednern gejungen worden. ch möchte dem 
gegenüber ganz beſonders Hinfihtlih des Kohlenſyndikats nur auf die 
Situation beim Eintritt der legten Krife hinmweifen, wo plößlich furz nad 
einer Beiratsfitung des Syndifats ziemlich einheitlih in wenigen Wochen 
die Löhne im ganzen rheinifch-meftfälifchen Bergbau reduziert worden find. 
Ich will allerdings zugeben, daß ein folder Beſchluß nicht in einer Zechen- 
befigerverfammlung formell gefaßt worden ift. Aber ich glaube, die verhältnig- 
mäßig wenigen Perfonen, die bei folder Gelegenheit zufammen fommen, 
haben es fehr leicht, fi über eine folche Frage zu verftändigen. Auch das 
Synditat fann nicht, weder bei Feſtſetzung der Preife noch bei der Konjunktur 
auf dem Weltmarkt an den Arbeitslöhnen vorbeikommen, es muß Rüdficht 
auf die Löhne nehmen, und die „Ratfchläge”, die der bergbauliche Verein 
gibt, werben mit einer derartigen Einmütigfeit befolgt, daß man die Disziplin 
diejer Herren bewundern muß..] 

Meine Herren, eine befondere Einwirkung, die auf die Arbeiter in den 
Stahlwerfen zu verzeichnen iſt feit der legten Krife, fpeziell auch jeit der 
Gründung des Stahlwerföverbands, ift die ungeheuere Produftionsvermehrung. 
Mer Einblid in die Betriebsverhältniffe erhalten hat, der weiß, daß heute 
vielleiht mehr ald das doppelte Quantum gewalzt wird als noch vor fünf 
Fahren, daß viel weniger PBerfonal ein viel größeres Quantum  herftellt 
und die Akkordlöhne dementfprehend gefunfen find. Denn das ift 
aud eine Einwirkung mittelbarer Art, die nit außer acht gelafjen 
werben darf. 


Nine dritte Einwirkung der Kartelle ift in der Frage der Großbetriebe 
ſchon furz erwähnt worden, ich möchte fie noch einmal hervorheben, es ift 
die Beichränfung der Freizügigkeit der Arbeiter. Im Ruhrrevier beiteht, 
foweit ich es überfehen fann, feit Beftehen des Stahlwerkäverbands die 
Taktik der einzelnen Werfe unter einander, daß fie feinen Mann, der auf 
einem anderen Werk aufgehört hat, innerhalb 3 Monaten oder auch 4 Wochen 
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wieder einftellen, es fei denn er bringt von feiner früheren Firma die 
Beiheiniguug, daß diefe nichts dagegen einzuwenden hat. Daß damit — 
das ift au in der Kartellenquete durh Herrn Abgeordneten Molkenbuhr 
fhon hervorgehoben worden — eine enorme Einwirkung auf das Arbeits- 
verhältnis ausgeübt wird, infofern den Arbeitern die Konkurrenz unter 
den Arbeitgebern unmöglih gemaht wird, bedarf wohl feiner weiteren 
Erörterung. 

Meine Herren! Hinfichtlich der Vorſchläge des Herrn Profeſſor Schmoller 
möchte ih mich auf den Standpunft ftellen, daß, weil für uns Kartelle und 
Großbetriebe identifch find, feine Veranlaffung für uns bejteht, die Kartelle 
zu fonfervieren und die Truftentwidlung aufzuhalten. Wir glauben, daß 
wir bei Truſts mit den Drganifationen durch Betriebsverbände, durch Ent- 
widlung der Streiftechnif, eher etwas erreichen können, als es bei den 
Kartellen möglich ift. 

Schließlich möchte ih mir gejtatten, auf einige Ausführungen des 
Heren Geheimrat Kirdorf einzugehen. Es wurde von Herrn Geheimrat 
Kirdorf gegen Tarifverträge jcharf Stellung genommen. Er eignete fid 
das Wort an: Tarifverträge find der Klaffenlampf, und führte zum Belege 
deſſen einige Außerungen aus dem Korrefpondenzblatt der Generaltommiffion 
an, die fchon von der Arbeitgeberzeitung in demfelben Sinne ausgebeutet 
worden find. Meine Herren, ih muß das bedauern. Hinfichtlich der 
Wirkung der Tarifverträge ift nach meiner Auffafjung nicht dasjenige maf- 
gebend, was feitens einer beftimmten Richtung in der Arbeiterfchaft in die 
Tarifverträge hineingelefen wird, fondern maßgebend ift die Wirkung, die 
die Tarifverträge tatfählih ausüben, und diefe ift entgegengefegt dem 
Standpunkt des Organs der Generalfommiffion. Meine Herren, der Stand- 
punft dieſes Organs tft nach meiner Meinung fein ſachlicher, fondern ein 
rein taftifcher, weil ihre Taktif darauf hinausgehen muß, die beftehenden 
Differenzen zwiſchen Partei und Gewerlſchaften fi nicht erweitern zu laſſen, 
weil diefe Taftif erfordert, dem Radifalismus in der Sozialdemokratie die 
Konzeffion zu machen, daß der Tarifvertrag nur eine Ruhepaufe fei, während 
er nach der Auffaffung anderer Leute ein Werkzeug dauernden Friedens fein 
fann. Ich bin ebenfomenig geneigt, mich der Imleſchen Auffafjung der 
Tarifverträge anzufchließen vom auf ewig gefchlofjenen Frieden, wie ich dem 
zuftimme, was das Korrefpondenzblatt der Generalfommiffion darüber jagt. 
Gegen andere Ausführungen des Herrn Kirdorf möchte ich Proteſt einlegen ; 
das ift der Ausdrud, daß die Arbeiter heute den Ruin der beutjchen 
Induſtrie wollen. Er konnte jagen, man könne nad feiner Auffafjuna 
darüber ftreiten, ob das Programm der Arbeiterorganifation zum Ruin der 
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Induftrie führe; aber ein bezüglich pofitives Wollen zu behaupten, das ift 
auf alle Fälle ein Ausdruck, den ich energifch zurüdmweifen muß. 

(Bravo!) 
Wir nehmen für uns in Anfprudh, daß wir mit demfelben Intereſſe der 
Snduftrie gegenüberjtehen, wie jene Herren, und wir wollen vor allen Dingen 
nicht, daß man und diefen guten Glauben abjpridt. 

(Bravo!) 

Herr Kirdorf hat von den großen Befchimpfungen gefproden, die den 
Herren Bergwerksbeſitzern während des Streiks zugefügt worden find. Sch 
will das nicht abjtreiten, ich will ohne weiteres zugeben, daß während diefer 
Kämpfe eine ganze Reihe Worte gefallen find, die beſſer nicht gefallen 
wären, Meine Herren, ob das aber auf der anderen Seite anders ift, 
möchte ich jtarf bezweifeln. Wer mährend des Bergarbeiterftreif3 die 
„Rheiniſch-Weſtfäliſche Zeitung” gelefen hat, wer fonft einmal gelegentlich 
die „Arbeitgeberzeitung” lieft, der wird die Charakteriftif, die dort befonders 
den Führern der Arbeiterfchaft gegeben wird, auch nicht gerade als eine 
äfthetifch fchöne und befonders fchmeichelhafte bezeichnen können. 

(Sehr richtig!) 

Die Behauptung, daß im Kohlenfyndifat die Unternehmergewinne 
gefunfen und die Löhne geftiegen feien, lodt denjenigen, die ein bißchen 
tiefer in die Verhältniffe einbliden, ein kleines Lächeln ab. ch ftreite die 
Erhöhung der Löhne nicht ab, aber gegen die Tabelle des Herrn Kirdorf 
find fhon von anderer Seite jehr berechtigte Einwände erhoben morden. 
Sch meine, es iſt überhaupt nicht maßgebend der Gewinn pro Tonne, fondern 
maßgebend tjt der abfolute Gewinn, der erzielt worden ift, und wenn mir 
nun berüdfichtigen, daß die Ruhrproduftion von etwa 30 Millionen Tonnen 
im Sahre 1893 — wenn ich nicht irre — auf 75 Millionen Tonnen im 
Fahre 1904 geftiegen ift, und wenn wir die Gewinne der einzelnen Werfe 
uns anfehen, jo fommen wir da zu anderen Anfichten. Daß man natürlich 
auch gemifjermaßen dem Grundſatz folgen muß: „großer Umfag, kleiner 
Nuten“, dürfte auch faum zu beftreiten fein. 

Ich möchte nur noch erklären, daß ich Anhänger einer teilmeifen Ver— 
ftaatlihung des Bergbaues bin in dem Sinne, wie das geftern von Herrn 
Profefjor Weber ausgeführt worden ift. Innerhalb der Bevölkerung von 
Rheinland und Weitfalen und ganz befonders im Ruhrgebiet befteht eine 
ſehr große Sympathie für die Verftantlihung.. Man hat allerdings eine 
Reihe berechtigter Bedenken gegen den Staat3betrieb überhaupt, aber wenn 
die Syndifatsherren in der Weife weiter arbeiten wie bisher, wie ja aud) 
gejtern aus den Ausführungen der Herren immer wieder ein non possumus 
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gegenüber den berechtigten Forderungen der Arbeiter herausflang, dann bin 

ich überzeugt, daß die Stimmung für die Verftaatlihung auch über dieſe 

Herren hinmwegfchreiten wird, wenn fie nicht rechtzeitig Konzeffionen machen. 

Im übrigen möchte ich Herrn Bergmeifter Engel beiten Danf jagen 

für die freundlihe Einladung zur Befihtigung der Bergwerle. ch werde 

bei der nächſten Gelegenheit von diefer herzlichen Einladung Gebrauch machen. 
(Lebhafter Beifall.) 


AUrbeiterfekretär Fiſcher (Reutlingen): Verehrte VBerfammlung! Was 
die Stellung der Arbeiterfchaft, wenigſtens ſoweit fie nicht ſozialdemokratiſch 
ift, zu der Kartellfrage anlangt, fo hat mein Kollege Erkelenz ſchon das 
meifte geſagt. Ich möchte nur einige Bemerkungen des Herm Geheimrat 
Kirdorf ganz energifch zurüdweifen. Er hat geftern den Gemwerfichaften 
nachgeſagt, daß fie die Arbeitsfreudigfeit der Arbeiter lähmen und damit 
die Grundlage der Induſtrie untergraben. Das iſt eine jo ungeheuerliche 
Behauptung, daß, wenn es Leute gäbe, die fih im Dienfte einer folchen 
Bewegung bezahlen lafjen, dies die charalterlofeften Menſchen wären, die 
es überhaupt geben Fönnte. 

Es gibt doch auch eine andere Betrachtungsmeife, die vielleiht darauf 
führen fünnte, warum die Arbeitsfreude bei fehr vielen Arbeitern nad; 
gelafjen hat. Wenn fi ein Arbeiter, der im Akkord arbeitet, Mühe aibt, 
viel zu verdienen, und er hört am Samstag: Das nächſte Mal befommit 
du fo viel weniger, fo bejchneivet das die Arbeitöfreudigfeit. Gerade das 
Bud von Karl Filher „Denfwürdigfeiten eines Arbeiters“ zeigt, wodurch 
die Arbeitsfreudigfeit der Arbeiter verlümmert wird, wodurch das Intereſſe 
an der Arbeit und dem Gewinn des Betriebs immer mehr in den Hinter: 
grund gedrängt wird. Im allgemeinen müffen wir das für uns in Anfprud 
nehmen, daß wir nicht bloß aus Selbjterhaltungstrieb, jondern aus rein 
fittliden Gründen an der Leiftungsfähigfeit und der Zunahme des Gewinns 
der Induſtrie Interefje haben. "Wir laffen uns den Vorwurf abfolut nict 
machen von Herrn Kirdorf, den er den nichtſozialdemokratiſchen Arbeitern 
zuruft, als fegelten fie unter falfcher Flagge. Das tft der Vorwurf der 
Heuchelei. Ich glaube, diefer Vorwurf wird immer erhoben in dem Augen» 
blid, wo man fieht, daß auch auf nichtfozialdemofratifher Grundlage 
Forderungen erhoben werden. Wenn evangelifhe und andere Arbeiter: 
organifationen, auch gewerkſchaftliche Organifationen, die nit auf fozial: 
demofratifhem Boden ftehen, ſich zu Leithammelvereinen entwideln follen, 
hat es für die Arbeiter feinen Zwed. Wenn fie aber Forderungen auf: 
ftellen, und man erflärt, fie fegelten unter falfher Flagge, fo ift das ein 
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ganz unberechtigter Vorwurf. Die Heuchelei beiteht vielmehr auf der Seite, 
die diefe Arbeiterorganifationen folange freundlich beurteilt, als fie feine 
Forderungen aufjtellen, und in dem Augenblid ihnen Heuchelei vormirft, 
wo fie mit Forderungen auf den Plan zu treten gezwungen find. 

Noch ein drittes, und das hat Herr Naumann deutlich zum Ausdrud 
gebracht. Wenn man immer wieder fagt: wir verhandeln lieber mit fozial- 
demofratifchen Arbeitern als mit anderen, ja dann begreife ich nicht die 
moraliſche Entrüftung, die Herr Regierungsrat Leidig geftern zur Schau 
getragen bat darüber, daß man Herrn Dr. Bernhard Beifall gezollt hat; 
dann begreife ich auch nicht die Aufregung, daß man immer wieder erklärt, 
die Arbeiter find ja alle Sozialdemokraten. Wir werden direft zur Sozial: 
demofratie getrieben. Ich will da feinen Wau-Wau vormaden, denn wir, 
die wir es noch nicht find, find es aus ganz anderen Gründen nicht, als 
aus denen, die und Herr Kirdorf unterjchiebt. Ich behaupte fogar, daß 
unfere national und vaterländifch gefinnten Arbeiter viel idealere Gründe 
dafür haben, als bloße Zmwedmäßigfeitsgründe wie die Syndifatsherren. 
Ih bin der Meinung, daß wir uns dadurch nicht der Sozialdemokratie 
zutreiben laſſen, aber jedenfalls iſt es fehr zutreffend, wenn verſchiedene 
Herren aus der Berfammlung dargetan haben, daß gerade von diefer Seite 
ein jehr nationales Beftreben zur Geltung fommt, und uns, der nationalen 
Arbeiterbewegung, wird die Agitation dadurch felbftverjtändlich außerordentlich 
erfhwert. Es wird felbjtverjtändlih auch außerordentlich erfchwert, den 
Kadikalismus in der Gewerkſchaftsbewegung zurüdzuhalten. Es wird aber 
auch erjchwert, den Klafjenfampf, der in immer weiteren Kreifen zum Prinzip 
erhoben wird, auf feinen wahren Wert zurüdzuführen, zu zeigen, daß es 
nicht Klaffenfämpfe, fondern Standesfämpfe find, was die Arbeiterfchaft 
gegenüber den Arbeitgebern notwendig hat. Übrigens bin ich der Meinung, 
wenn e3 bloß fozialdemofratifche Gemwerkichaften gäbe, wäre der Ausdrud 
nicht gefallen. Es iſt fo ein Rüdzugsgefeht oder eine gefchidte Dedung, 
man verftedt jich jest hinter die jozialdemofratifchen Gewerkſchaften, während 
man von Gewerfihaften überhaupt nichts wifjen will. Deshalb ift man 
auch fo empört über die Vertreter der Wifjenfchaft, die diesmal Hinter den 
Arbeitern ftehen wie auch fonjt in den metiten Fällen. Gerade die Arbeiter: 
fchaft ift ja auch bereit, von den Volfsmwirtfchaftslehrern zu lernen. Wir 
find bereit, auch Konzeffionen zu machen und unfere Forderungen auf das 
Maß der Möglichkeit und Gerechtigkeit zu bejchränfen. Aber wenn man 
uns troßdem zu Sozialdemokraten jtempelt, jo hat jchon Herr Landgerichts- 
rat a. D. Kulemann auf dem Evangelischen Kongreß gejagt: es iſt noch gar 
nicht erwiefen, was im Sinne der Arbeitgeber ein Sozialdemofrat iſt. Ein 
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großer Teil von ung wird ohne weiteres dazu gejtempelt. Wenn man aber 

einfad das zum Prüfftein macht: daß alle Arbeiter, die Forderungen jtellen, 

auch auf wirtfchaftlihem Gebiete Sozialdemokraten find: dann, meine Herren, 

nehme auch ich das Ddium auf mid, ein Sozialdemokrat zu fein. 
(Zebhafter Beifall.) 


Zandtagdabgeorbneter Franken (Geljentirden): Meine Herren, id 
habe den Borzug, der legte Redner zu fein, ich will mich in meinen Aus- 
führungen deshalb ganz furz fafjen. 

Zunächſt muß ich Herrn Arbeiterfefretär Erkelenz widerfprechen, wenn 
er uns prophezeite, daß ein großer Mafjenftreif der Bergarbeiter nicht wieder 
17 Jahre würde auf fih warten lafjen. Nachdem im rheinifch-mweitfälifchen 
Bezirk die großen Neichstagsmwahlfreife bereit3 alle unter die Herrfchaft ver 
Sozialdemokratie gebradt find und nachdem die Arbeiter eingefehen haben, 
daß die Verfprehungen der Sozialdemokratie ihnen nichts bringen werden, 
werden wir, wenn die einheimifchen Ruhbrarbeiter in der Bewegung oben 
bleiben, nicht fo bald einen großen Maffenftreif wiederſehen, es müßte denn 
der Beichluß von Jena wahr werden, eine große Revolution durch einen 
Mafjenftreit zu veranftalten. 

Ich möchte bejtreiten, was Herr Erfelenz jagt, daß es ein Abkommen 
unter den Induſtriellen gibt, Arbeiter, die die Arbeit verlafjen, innerhalb 
drei Monaten nicht wieder auf anderen Werfen zu befchäftigen. Die Ar: 
beiternot iſt augenblidlih groß im rheinifch = weitfälifchen Induftriegebiet ; 
wir können begabte Arbeiter faſt gar nicht haben; auch die Tagesarbeiter 
find fogar fehr rar. Darin liegt gerade ein Beweis dafür, daf die Frei- 
zügigfeit nicht befchräntt wird; denn gerade die Bergarbeiter wandern in 
den leßten Jahren fortwährend, bis zu 60 und 70 °%o pro Jahr und Mann 
wechjeln die Arbeit. Ich will aber zugeben, daß es ein Abkommen gibt, 
um folhe Menfhen auszufcheiden, die z. B. in der Fabrik aufwiegeln oder 
die dem Trunf ergeben find, die bummeln und gern blau maden; denn wir 
müffen den foliven Arbeiter ſchützen, der auch darunter leidet. Könnten wir 
es anders machen, dann müßten die Löhne für tüchtige, begabte Arbeiter 
viel höher jtehen als für den, der feine Schuldigfeit nicht tut. 

Ich möchte noch auf die Leitfäe des Herm Profeſſor Schmoller zurüd: 
fommen und darauf aufmerkſam maden, daß es in Titel II der preußifchen 
Staatöverfafjung Artifel 9 heißt: das Eigentum des preußiſchen Staatä- 
bürgers ift unverleglih. Wenn man alfo auf der einen Seite von den Er- 
trägen und Dividenden der Aktionäre etwas herunternefmen wollte, dann 
müßte man auf der anderen Seite für den Ausfall eine Garantie über: 
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nehmen. Ih glaube nit, daß das preußifche Abgeordnetenhaus ſich's 
würde gefallen lafjen, daß der Reichstag einen Beihluß faht, welcher diefen 
Paragraphen aufhebt. 

Inbezug auf die Kartelle möchte ich fagen, daß nach meiner Auffaffung 
die Gefahr gar nicht fo groß ıft, wie es immer bejchrieben worden tit. 
Aber ich möchte doch dem Herrn Regierungsrat Wölder entgegnen, daß es 
wohl faum ein Syndikat gibt, weldes fo wenig Sympathien bei den Pro— 
duzenten und Konjumenten hat wie der Halbzeugverband. Wir hatten ein 
Syndikat für Feinblehe — und ich bin ſelbſt Verbraucher, ich verbraude 
monatlih 20 Doppelwaggons Feinbleche, aber ich habe dennoch ein großes 
Intereſſe daran, daß das Syndilat follte beftehen bleiben — und es ijt der 
Haltung des Halbzeugverbandes zuzufchreiben, daß diejes Feinblechſyndikat 
zufammengebroden iſt. Wenn die Syndifate ihre Aufgabe erfüllen, die 
Produktion zu regeln, dem Gefchäft eine gewiſſe Stetigfeit zu verleihen, die 
Überproduftion nad dem Auslande zu werfen in ſchlechten Zeiten, die Pro— 
duftion zurüdzuhalten in guten Zeiten im nterefje der heimifchen Induſtrie, 
aber auch zugleih um den Arbeitslohn auf der Höhe zu erhalten, dann find 
fie von großem Segen, und gerade das Kohlenſyndikat hat nach der Richtung 
den allergrößten Segen geitiftet. Wie mar es früher bei der Bergwerks— 
induftrie? Kohle ijt ein Produkt, welches nicht der Mode unterworfen ift, 
aber es ift den Jahreszeiten unterworfen, ferner ift ed abhängig vom Gang 
ver großen Eifeninduftrie. Im Frühjahr wurde Taufenden von Arbeitern 
gefündigt. Es traten große Feierfhichten ein, und wenn ber Herbft kam, 
fchrie alles nah Kohle. Dann mußte man die Arbeiter ſuchen, wie man 
fie befommen follte. Da ging der Schufter vom Xeiften, der Bauer vom 
Pflug und alles ging der hohen Löhne wegen in die Gruben. Das Kohlen- 
ſyndikat ift das Rückgrat für die Stetigfeit unferer Induftrie geweſen, und 
muß e3 weiter fein. 

Nun muß ih noch furz auf die Ausführungen der Herren Giesberts 
und Erkelenz zurüdfommen. Ich muß da einiges berichtigen. T Wenn Herr 
Geh. Rat Kirborf geftern fagte, die dhriftlichen Gewerlſchaften feien nad 
feiner Auffafjung nicht beſſer als die fozialdemofratifchen und er verhandle 
lieber mit leßteren, weil fie unter offener Flagge fegelten, fo liegt das daran, 
meine Herren: Herr Giesberts ift Sekretär der katholiſchen Arbeitervereine 
und bat feinen Sig in M.-Glabbad, er ift Redakteur und Mitarbeiter einer 
fatholifchen Arbeiterzeitung dort. Bor einiger Zeit fchrieb er einen Artikel, 
in welchem er ausführte, Aufgabe der chriftlihen Gewerkſchaften ſei es, 
dafür einzutreten, daß über dem rheinifch-weftfäliichen Induftriegebiet die 
Zentrumsflagge wehe. Diefer Artikel ift durch die Zeitungen der Zentrums: 
Schriften CXVI. — Verhandlungen 1905. 27 
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preffe gegangen. Sie erſehen daraus, welche einfeitigen Aufgaben man aus 
dann den driftlihen Gewerkſchaften ſtellt. Wielleiht nehmen fie einmal 
einen anderen Namen, etwa deutjch oder national an. Bielleicht treten einmal 
politifch objektiv denfende Männer auf, die nad diefer Richtung aufklären? 
wirten. In diefer Weife find die Ausführungen des Herrn Kirborf zu verftehen. 


Borfigender Profeffjor Rathgen: Die Debatte ift nun gefchloffen. Zu 
einer perfönlicden Bemerkung hat das Wort S. Erzellenz; von Rottenbura. 


Erzellenz von Rottenburg: Meine Herren! Es iſt in den legten 
Tagen zweimal gegen mich der Vorwurf erhoben worden, daß ich über die 
Motive geſprochen hätte, die Herrn Regierungsrat Völder beftimmt hätten, 
einem Syndikat beizutreten. Diefe Infinuation meife ih auf das ent- 
ſchiedenſte zurüd. Ich habe am zweiten Tag der Verhandlungen gejagt: 
„Die Syndifate haben nicht immer eine richtige Politik verfolgt. Ich kann 
das nicht im einzelnen nachmweifen, berufe mi aber auf den Herrn Re— 
gierungsrat Bölder, der dasfelbe erklärt hat.“ Nun, meine Herren, wenn 
dieſes Gutachten bemweifend fein follte, fo mußte ich zugleich hervorheben, 
daß der Herr Regierungsrat Völder ein Freund der Kartelle ift, und ledig 
lich zu diefem Zwecke bemerkte ih: „Herr Regierungsrat Bölder, der fein 
Mertihägung der Syndifate dur die Tat bemiefen hat.” Das ift alles, 
was ich gejagt habe. Weine Herren, der Iogifhe Zufammenhang dieſer 
Worte ift meines Erachtens fo Kar, daß ich nur fagen fann, wer mein: 
Hußerung anders auslegt oder wer nur die Möglichkeit einer anderen 
interpretation behauptet, die etwa dahin gegangen wäre, dab ich die Me 
tive des Herrn Regierungsrat Völder Fritifieren wollte, den kann ich nur 
auf den Rat hinmweifen, den Mephifto dem Studenten gibt: zuerſt ein 
collegium logieum, dann wird der Geift euch wohl dreffiert, in fpan’ic: 
Stiefel eingeſchnürt ufw., damit euer Geift nicht irrlichteriert. 

Und dann, meine Herren! Herr Profeffor Cohn hat, zum Beweiſe 
dafür, daß die amerifanifhen Milliardäre ausgezeichnete Leute wären, av’ 
die großen Schenkungen derjelben bingewiefen. Bei diefen Worten fiel mir 
eine alte Geſchichte ein. Vor vielen Jahren hat ein fchottifcher, ſehr großet 
Arbeitgeber 500000 Pfund an die Low Church gefchenft, und ber Lori 
Advocate of Scotland, der den Konfens dazu geben mußte, erflärte, ein: 
höhere Seuerverfiherungeprämie wäre wohl nie im Leben gezahlt worden 

(Heiterkeit.) 


Referent Brofeffor Dr, Sämoller (Berlin), (Schlußwort); Mein 
Herten und Damen! Laſſen Sie mich beginnen mit dem Geſtändnis, dv. 


Das Verhältnis der Kartelle zum Staate, 419 


mir bie Debatte, die meinen einleitenden Morten gefolgt ift, doc; als eine fehr 
erfreuliche erfchien, obwohl ich mit den pofitiven Vorfchlägen, die ich gemacht 
habe, nicht nur wenig Beifall fand, fondern auch eine Reihe — wenigftens 
zwei, möchte ich fagen — heftige und leidenfchaftlihe Angriffe erfahren 
mußte. 

Die Erfreulichkeit fehe ich im zwei Punkten: einmal in der Tatfache, 
daß hervorragende Arbeitgeber und Arbeiter an unferer Debatte teilnahmen, 
vor allem aber in der prinzipiellen Übereinftimmung, die ich glaube 
fonjtatieren zu können, daß menigftens alle hervorragenden Redner, alle 
Redner, auf deren Bedeutung ich für meine Perfon das Hauptgewicht lege, 
darın mit mir einig waren, daß in dem Maße, ald immer größere 
zentraliftifche Gefchäftsorganifationen entjtehen, die Verſuchung des Macht— 
mißbrauhs vorhanden ift, und daß der gewöhnliche kleingeſchäftliche 
Egoismus — möchte ih jagen — , den niemand angreift, den jeder Ver- 
nünftige al eine notwendige menfchliche Eigenſchaft betrachtet, hier fo riefenhaft 
anwachſen fann, daß er gefährlih wird. Von diefem Standpuntte aus 
fteht Hierbei für mich allerdings? und, ich glaube, für alle die, die in diefem 
Sinne gerevet haben, die Frage im Mittelpunkt: wie find die Geldmacher 
in der Führung der Gefchäfte zu befämpfen? wie ift dafür zu jorgen, 
daß in der Zeitung diefer großen Organifationen das Gejamtinterefje nicht 
zu kurz kommt. Ich ftehe da auf dem diametral entgegengejegten Stand 
punkt wie Herr Profefjor Diehl, der mir vermehren wollte, von Geldmachern 
zu fprehen. Meine Herren! Wer die pfychifchen und fittlihen Motive des 
Wirtfchaftslebens ausfcheivet bei nationalöfonomifhen Erörterungen, fcheidet 
für mid) aus der tieferen wiſſenſchaftlichen Debatte darüber aus (Sehr 
rihtig!), und deswegen ift es abjolut richtig, von der Frage zu fprechen, 
wie die wirtfchaftlihen Drganifationen bejchaffen fein müfjen, die uns 
einigermaßen garantieren, daß an die Spige der großen Gejchäfte Männer 
fommen, die nicht bloß Geld maden wollen, fondern die gemeinnüßigen 
höheren Intereſſen mit in ihren Kalkül bereinziehen. Daß es dabei befier 
iſt, Perfonen nicht zu nennen, wenigſtens nicht Perſonen des Inlands, gebe 
ih zu; ich Habe auch feine genannt. Wenn andere hier Namen genannt 
haben —, in diefer Beziehung trifft mich der Vorwurf nicht. 

Dann laſſen Sie mid) aber weiter, ehe ich zur eigentlichen Sache foınme, 
zwei perfönliche Bemerfungen machen über Herrn Geheimrat Kirdorf und 
über Herrn Pfarrer Naumann. Ich habe Herrn Geheimrat Kirborf über: 
redet, troß der größten Bedenken, die er hatte, hierher zu fommen. Die 
perfönlihen Beziehungen, die wir in der Enquetelommiffion angelnüpft 
hatten, haben ihn veranlaßt, troß ſtarker entgegengefegter Einwirkung auf 

27* 
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ihn, troß feiner Gefhäftslaft und feiner Gefundheit mir zuzufagen und | 
diefe Zufage zu halten. Er hat dabei von Anfang an mir erklärt, Zei 


zu einer breiten wiſſenſchaftlichen Erörterung und Beweisführung Habe er 
nicht, er könne höchſtens aus feinem praftifchen Leben einiges mitteilen und 


feine allgemeine Überzeugung ausſprechen, und ich habe geantwortet: Das | 


genügt; mehr erwarten und wünjchen wir von Ihnen nit. Damit war es 
naturgemäß auch gegeben, daß mir ıhn nidt nad dem Maßſtab eine 
Gelehrtendisfuffion hier mefjen dürfen, umfomehr, ald er ja halb krank fid 
hierher gefchleppt hat‘, und ich glaube, wir find ihm zu großem Dank ver- 
pflichtet, daß er fam, weil es doch eine wichtige Tatſache iſt, daß er hier 
erfchienen ift, und ich möchte hinzufügen, weil feine Perfönlichkeit jedem, 
der ihm gegenübertritt, und der ihn vor allem auch länger angehört bat, 
als es hier in der kurzen Zeit möglid war, den Eindrud macht, daß dıe 
deutfche Induſtrie ſich glüdlih Thägen könnte, wenn fie in größerer Zahl 
ſolche PVerfönlichkeiten an ihrer Spite hätte. 
(Sehr richtig!) 

Denn daß er unter all den Herren, die vor der Enquetekommiſſion 
erfchienen find, weitaus und turmhoch über allen anderen fteht, daran kann 
niemand zweifeln, der die Enquetelommiffion mitgemadt und ihr angehört 
hat, und ich möchte noch hinzufügen, feinem Freimut iſt es allein zu danken, 
daß er auf meine erften zudringlichen Fragen am erften Tage der Kartell- 
enquete mit großer und loyaler Offenheit über die Verfaffung und über die 
inneren Verhältniſſe fprah und damit die anderen Kartellherren fortriß, daß 
fie auch mehr oder mweniger zur Offenheit übergingen. Das bielt ich für 
meine Pflicht, hier noch zu betonen. 

Ich muß, fo peinlih es mir it, auch noch ein Wort über Herm 
Pfarrer Naumann jagen. Seine ganze Rede war ein heftiger Angriff auf 
mi, ohne daß er mich nannte. Ich liebe Herrn Pfarrer Naumann als 
Menſchen und Chriften und fittlihen Patrioten; ich habe fehr viele feiner 
Schriften gene, manche mit Beifall gelefen, aber ich habe niemals einen 
fo ungünftigen Eindrud gehabt wie von feiner gejtrigen Rebe. [3 habe 
niemals ſo ſehr den Eindruck gehabt, daß hier weſentlich der Demagoge 
ſprach (Große Bewegung), und den Eindruck, daß er ohne eigentliche 
realiſtiſche Sadfenntnis die alten marxiſtiſchen Phraſen und die für mid 
abftändige Weisheit der materialiftifhen Geſchichtsauffaſſung dur jehr 
tummerliche Beweismittel ftügte. 

Soweit ih die Einzelheiten noch im Gedächtnis habe, ift aud das, 
was er vorbrachte, nach meiner Empfindung faljc. [E: bat behauptet, daß 
unfere Kartellherren und unfere Großinduftriellen die Mittelftandspolititer 
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ſtützten. a, meine Herren, wer Dugende von Kommiffionsverhandlungen 
eines parlamentarifchen Körpers über derartige Themata mitgemadt, der 
weiß, daß bei jeder Beratung über diefe Dinge die Mitteljtandspolitifer 
und die Syndilatsherren und Großinduftriellen wie Waſſer und Feuer gegen- 
einander ftehen (Sehr richtig!), daß fie noch niemals paftiert haben. Sch 
möchte jagen, eher fünnte man zu Herrn Pfarrer Naumann fagen, er habe 
mit den Herren des Großfapitald paftiert, indem er zu ihnen in den mehr 
Fapitaliftifchen Zeil der alten Fortjchrittspartei eintrat. 

Aber ich will nicht mehr beifügen. Ich hielt mich, wie gejagt, nur 
für verpflidtet, als Schlußreferent wie als Leiter des Ausſchuſſes dieſes 
Vereins hier das auszufprehen, was, wie ich weiß, fehr viele Mitglieder 
diejes Vereind mit mir gefühlt haben; ich mußte hier ein Wort der Neferve 
in meinem Schlußwort anbringen. Wenn ich diefen meinen Standpunft 
im Schlußmworte nicht hätte wahren fönnen, fo wäre ich zweifelhaft geworden, 
ob ih imftande fei, nad diefer Rede und nach dem frenetifchen Beifall, 
den fie fand — ich nehme freilich an, bei fehr vielen vor allem infolge des 
äfthetiihen Eindruds —, an der Spitze diefes Ausfhuffes vor der Offent- 
lichkeit zu bleiben. Hätte ich feine Gelegenheit gehabt, diejen meinen 

Biderfprud nahdrüdlih vorzubringen, jo hätte der Schluß gezogen werden 
fönnen, daß ich mit diefer Rede einverjtanden fet. 

Und nun, meine Herren, lafjjen Sie mich zur Sadhe fommen. Das 
praftiih Wichtige find die Vorfchläge, die ich gemacht habe, die Vorjchläge, 
die, wie Herr Profeffjor Mar Weber fagte, gewiß viel mehr aus meinem 
Charakter und aus meiner Perfönlichkeit und aus meinen praftifchen Lebens— 
erfahrungen ftammen, als aus bloßen wiſſenſchaftlichen Unterjuchungen. 
Zuerit ein Wort darüber, wie ich in meiner Beurteilung Licht und Schatten 
pen Kartellen einerfeits, den Truſts anderſeits zufommen ließ. Ich habe 
die Empfindung, in diefem Punkte von vielen Rednern mißverjtanden 
worden zu fein, vor allem, weil ich mich in meiner Rede viel fürzer faſſen 
mußte, als ich urfprünglich gehofft hatte. Sch will eine Truftbildung und 
die Bildung großer Altiengefellichaften nicht hindern, ſoweit fie in der 
Natur der Technik und des wirtjchaftlichen Fortfchritts liegt. Aber ich habe 
nach dem, mas ich weiß von Kartellen und von Trufts, und nad den 
allgemeinen Motiven, die notwendig verfchieden fein müfjen in einem Verein, 
der nicht auf Dividenden, auf Kursfteigerung ufw. arbeitet, und in einer 
Rieſenaktiengeſellſchaft, die möglichit hohe Dividenden maden will, betont — 
und ich habe dabei nicht bloß Herrn Kirdorf, fondern eine ganze Reihe der 

wichtigſten anderen Erfahrungen aus meinem Leben im Auge —, daß id 
bei derartigen Vereinen, die nicht Dividenden machen, wo dem Xeiter feine 
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feiner Vorftandshandlungen unter dem Gefichtspunft erſcheint, ob fie im 
Augendblid für ein beftimmtes Kapital foviel größere Dividenden aibt, 
fondern wo er nur bemüht fein muß, eine Summe von verfchiedenn 
Interefjen zu gemeinfamen Zmeden zufammenzuhalten, annehme — un» 
meine praftifche Lebenserfahrung hat mir das beftätigt —, daß da im 
ganzen leichter Leute mit gemeinnügigen Intereſſen, mit ſtaatsmänniſchem 
Blick, mit höherer geiftiger Auffaffung an die Spige fommen. Bei einem 
Truft dagegen handelt ſich's zuerft um die Finanzierung, um die Unter: 
handlung mit Banken, um die Aftienausgabe zu möglihft hohem Kurſe, 
um Aurögewinne, da handelt ſich's darum, große Summen von Aktien 
herauszubringen,, das Kapital zu verwäffern, die eingebrachten Werke zum 
möglichſt hohen Werte zu beziffern, um fo ein gutes Gefchäft zu machen, 
da handelt fich’3 darum, in den erften Jahren fünftlih alles fo einzurichten, 
daß die Kurfe in die Höhe gehen uſw. 

Meine Herren! Bei folhen Gefchäften werben viel leichter Diejenigen 
höheren und ebleren Eigenfhaften, die politifhen und fozialen Tugenden, 
die ih für unfere ganz großen Geſchäfte heute zu fordern für erwünſcht 
halte, in den Hintergrund gedrängt, und es wird viel leichter in dieſen 
Geſchäften paffieren, ſchlaue, geriebene Perjönlichkeiten, die die Bearbeitung 
der Prefje, des Publikums verftehen, Perfönlichkeiten, die alle Schliche der 
Prefje, der Reklame, der Börfe fennen, an die Spihe zu bringen, und nur 
in diefem Sinn habe ich ein günftigeres Urteil über die Kartelle als über 
die Trufts. ! Ich glaube, daß der ganze große Fortichritt der Volkswirtſchaft 
zu immer größeren Betrieben und Unternehmungen in gefunder Weiſe nur 
gelingt, wenn wir, wie ich es ausdrüdte, ein faufmännifches Beamtentum 
zu Schaffen und zu erziehen vermögen mit höheren moralifchen Eigenschaften, 
Beamte, welche ausgezeichnete Kaufleute und Techniker find, aber zualeid 
mehr als dies, welche ein ſehr ftarkes Verantwortlichkeitsgefühl befigen und 
damit ihre egoiftifchen Geldintereffen im Zaume halten. Soweit ich bis 
jest ſehen fann, wird diefer geiftigen Bewegung von den Kartellleitern befi« 
Vorſchub geleiftet, als von den meiften Perfönlichkeiten, die an der Spige 
der großen Truft3 ftehen, und nur in dem Sinne babe ih allgemeine 
Vermutungen ausgeſprochen, ohne natürlich jemals ableugnen zu mol, 
dab es im übrigen auf die einzelnen Perfönlichkeiten, ihren Charakter, ihr 
Herkunft anfommt, daß auch an der Spige der Riefenaktiengefellichaften 
vornehme, große Perfönlichkeiten mit ftarfem Berantwortlicheitsgefühl fteben 
und ftehen fönnen, und daß aud; an der Spite ber Kartelle niedrian 
ftehende Perfonen das Heft in die Hand befommen fönnen. | 

Das meifte übriae Detail, meine Herren, was mir entgegengebalt:“ | 


' 
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wurde, geht bei jedem der Herren Rebner, bei meinen Dpponenten, wie bei 
mir, aus von einer Summe von Lebenserfahrungen, vor allem von piycho- 
logiſchen Beobachtungen und Betrachtungen hervor. Und da darf ich vielleicht 
das eine einfügen: eine Summe von Beobachtungen diefer Art, von Be- 
obachtungen aus dem praftifchen deutfchen Geſchäfts- und Aftienleben habe 
ich durch zufällige Zebensverhältniffe feit 40 Jahren viel Gelegenheit gehabt 
zu maden. Ein Bruder von mir war in den entfcheidenden Jahren der erjten 
großen Hauffe, 1870—1875, Direktor der Darmftädter Bank; es war in 
der Zeit, wo die Darmftädter Bank vielleicht eine größere Rolle fpielte als 
heute und ich habe da Gelegenheit gehabt, in alle Geheimniffe der damaliigen 
Periode, zualeih in die Geheimniffe der Auffichtöräte und, was damit 
zufammenhängt, der Direftorenftellungen, einen tiefen Einblid zu befommen. 
Dann mar ih ein langes Leben hindurh, 40 Jahre, mit dem größten 
Kartel- und Truftgründer Sübddeutfchlands, Kilian Steiner in Stuttgart, 
befreundet, und habe auch da Gelegenheit gehabt, in alle diefe Dinge, über 
die man nur urteilen fann, wenn man aud hinter die Kulifjen fieht, wenn 
man die Perfonen und die mwiderftreitenden Intereſſen in dieſen Gremien 
fennen lernt, einzubringen. | Mein Freund Steiner, ein Mitbegründer der 
Deutfchen Bank, der anatolifhen Bahnen, der ftille Leiter zahlreicher Kartelle 
und ganz großer Altiengefellfchaften, hat mir über alle diefe Dinge viel und 
ganz Zuverläffiges erzählt. Er hat mir oft gefagt, er fünnte das zehnfache 
Vermögen haben, wenn er es made mie die anderen, er hat aber aud 
immer betont, daß er es als eine feiner Lebensaufgaben anfehe, ein fauf- 
männiſches Beamtentum zu erziehen, gegen Direktoren und Aufjichtsräte zu 
fämpfen, die er als bloße Geldmacher betrachtete. Sein Leben lang hat er 
fi erfhöpft, die Auffichtsräte, die die Auffichtsratsftellen zu Spekulationen 
in den eigenen Aftien und zu derartigen ſchönen Manövern benußten, 
herauszumerfen, wo er maßgebend war: wo er nicht durchdringen fonnte, 
blieb er weg. Er hat es immer wieder ausgefproden: Die Hauptſache, 
wenn diefe Inftitutionen, diefe großen Gejellfchaften, Kartelle, Trufts gedeihen 
follen, fei eine ftarfe Hebung und Ausbildung der moralifchen Qualitäten 
der Betreffenden; das Pflichtbewußtfein und das Berantwortlichfeitögefühl 
müffen jtärfer werben, fonft gingen wir an allen diefen großen Organifationen 
zu Grunde. Von derartigen Gedanken und Lebenserfahrungen werde auch 
ich beherrſcht: fie haben fich mir in der Börfen- und Kartellenquete ebenfo 
betätigt, wie in meinem dreiundzwanzigjährigen Berliner Leben, das mir 
auh reichen piychologifch - faufmännifchen Erfahrungsftoff zuführte. Und 
daher iſt es für mich eine Art kindlicher Naivetät, einfach für die Truſts 
als ſolche zu ſchwärmen, wenn man nicht dieſen pſychologiſchen Apparat, 
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der die Maſchine in Bewegung fegt, kennt und richtig abichäßt, wenn man 
nicht in Rechnung zieht, welche Art von Perfonen die Formen ausfülle, 
beherrſchen, handhaben. Gewiß, der Truſt kann fehr nüßlich und beilfam 
jein, wenn die rechten Verfönligkeiten ihn leiten. Aber dag ift gerade die 
Schwierigkeit, die rechten Menſchen zu befommen. 

Meine Herren! laffen Sie mid) nun noch einiges fagen über die Berfonen, 
welde heute als Direktoren und Auffichtsräte unfere großen Aftiengefellfchaften 
dirigieren. Ich komme damit zugleih auf die Einwände, die gegen ein 
Vorfhlag gemacht wurden, der dahin ging, einige Vertreter des Geſamt⸗ 
intereſſes in die Leitung der Rieſenaktiengeſellſchaften zu bringen. 

Jeder Kenner weiß, daß die geſetzlichen Beſtimmungen des Altien— 
geſetzes in bezug auf Aufſichtsrat und Direktorium in keiner Weiſe bindende 
Direktiven geben. Es kommt alles auf die Perſönlichkeiten an. 

Zunächſt ſchon im Verhältnis des Aufſichtsrats zu den Direktoren. 
Iſt eine oder find mehrere der Direktoren Perſönlichkeiten erſten Ranges, 
ſo hat der Aufſichtsrat nicht ſehr viel zu ſagen. Und das iſt unter Um: 
ſtänden das Allerbeſte. So war es z. B. in Darmſtadt, ſo lange der 
Bankdirektor Barcus neben der Darmitädter Bank zugleich unumſchränkt die 
Heſſiſche Ludwigsbahn leitete. Er hat feine Auffichtsräte in die Rocktaſche 
geſteckt; er ſagte mir oft, ein guter Direktor darf ſich nicht viel von feinen 
Auffihtsräten drein reden lajfen. 

(Heiterfeit.) 

Nun, meine Herren, gibt es in der Altiengefellihaft fein ſtärkeres 
Intereſſe, als gute Direktoren zu befommen. Die heutigen Direktoren 
unferer meiften großen Geſellſchaften find daher tüchtige Leute erften Ranges, 
obwohl freilich auch hier Familieneinflüffe und Ähnliches mitwirken, und 
mancherlei Sinekureninhaber mitgeſchleppt werden. Jedenfalls aber ſteckt 
unter dieſen Direktoren ein großer Prozentſatz bisheriger Staatöbeamter:; 
die Reichsbank leidet förmlich unter der Abgabe von Beamten an die 
Privatinſtitute; ebenſo unſere Bergverwaltung, Marineverwaltung. Märe 
es jo ſchlimm, wenn man bei derartigen Übertritten Leute ing Auge fahte 
und fie dafür verpflichtete, daß fie zugleich die Staatsintereffen im Auge 
behalten. 

Viel bunter find die Auffichtsratögremien zufammengefegt. Wohl 
ihnen, wenn fie einen Präfidenten erften Ranges befigen, zumal da, wo die 
eigentliche Zeitung ber wichtigſten Gefchäfte nicht fowohl bei den Direktoren, 
als bei dem Auffichterat liegt. Und das ift heute doc auch bei vielen der 
ganz großen Geſellſchaften der Fall. Cs geht am beften, wenn älter 
Direktoren, die nicht mehr die ganze Geſchäftslaſt tragen wollen, nun ihre 
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Grfahrung im Auffichtsrat verwerten. Wie ift aber im übrigen der Auf- 
fichtsrat zufammengefeßt? Bei manden, vor allem bei Familienaftien- 
gejellfhaften find es die wenigen Hauptaftionäre, die ihn bilden. Und das 
ift in gemwifjen Sinne ja das beite; denn Hauptaftionäre haben das ftärfite 
Intereſſe zur Sade, befizen häufig auch Sadfenntnis genug. Aber wo Die 
Hauptmafje der Aktien auf dem Markte flottiert, da kann es leicht kommen, 
daß 50—90 Prozent der Aktien in Händen find, welche die Aktie nur als 
Kapitalanlage, ald Spefulationspapier anfehen. Da entjcheivet über die 
Zufammenfegung des Aufſichtsrats die zufällige Verteilung des Aftienbejiges 
vor der leßten Generalverfammlung, refp. die zufällige Anmefenheit in der— 
jelben. Spekulation, Aftienfauf vor der Generalverfammlung haben den 
größeften und doch häufig zufälligen Einfluß. Dazu fommen weitere 
Gelegenheitsurfahen: man nimmt von befreundeten, nahejtehenden großen 
Gefhäften, von großen Kunden jemand herein. Vor allem, wo man den 
Kredit der Banken braucht, überläßt man ihnen 1—2 Stellen. Wo Altien: 
gejellichaften gegründet werden oder beitehen, die auf ein Einvernehmen mit 
der Stadtverwaltung fehen müſſen, da fit der Oberbürgermeifter im Auf- 
ſichtsrat. Und das hat feine jehr gute Seite. Schon feine Anwefenheit 
bewirkt, daß man Rüdfiht auf das Wohl und Wehe der Stadt nimmt. 
Iſt es da nun unnatürlid, wenn ich fage: neben dieſer Menge fich kreuzender 
Einflüffe wäre e8 heilfam, daß in den wenigen ganz großen Riejenaftien- 
geſellſchaften, welche zum Staate in einem ähnlihen Verhältnis ftehen, wie 
fleinere zur einzelnen Stadt, eine Anzahl Vertreter der Geſamtintereſſen 
ſitzen; ift nicht anzunehmen, es wären ſolche zu finden, deren innerer Beruf, 
deren Fähigkeit mindeftend jo groß wären, als der anderer Auffichtsräte ? 

Findet Derartiges nicht ſchon jetzt tatſächlich dadurch ftatt, daß 
diefe großen Inſtitute für alle wichtigen Gefchäfte Fühlung mit der Ne: 
gierung haben und haben müfjen, ob die Regierung fchlecht ift oder nicht, 
ob man fie lobt oder tadelt. Die ganz großen Unternehmungen des 
Landes können nit in diametralem Gegenfat mit der Politif des Staates 
geführt werden — das wäre fo, ald wenn man bei einem Wagen vorn 
und hinten ein Perb fpannt —, und es ift auch wahrſcheinlich, daß dabei 
eine Verftändigung nicht fo ſehr fchmwierig ift, Es iſt ein offenes Ge— 
heimnis, in welcher Form diefer Einfluß 3. B. bei den großen maritimen 
Shiffahrtsfompagnien, die unfer Stolz find, ausgeübt wird. Jedermann 
weiß, daß feine unferer großen Banken auswärtige Anleihen übernimmt, 
ohne Beratung darüber im Auswärtigen Amte, Meine Herren, Derartiges 
ift ganz felbftverjtändlih. Wenn die Hamburg: Amerifa-Linie in der großen 
Frage des Trufts mit England und Amerifa nicht in Fühlung mit unferer 
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Regierung gehandelt hätte, jo hätte fie in meinen Augen bandelspolitifchen 
Hochverrat getrieben. Das mußte fein. So gehen die Dinge in allen 
großen Organifationen und in allen Zändern. Und wenn der Einfluf 
nicht fo gemadt wird, dann wird er anderd gemadt; wenn er nicht auf 
diefe Weife fommt, mie ich es wünſche oder zunächſt vorgefchlagen habe, io 
wird er mit der Zeit dur Kapitaleinſchüſſe, durch Aktienkauf gemadht. 

Herr Kollege Cohn hat die Verftaatlihung der Eifenbahnen jo gelobt. 
Der Mann, der hiftorifch das erite Lob in diefer Beziehung verdient, war 
von der Heydt deshalb, weil er jeit den fünfziger Jahren immer größere 
Teile des Aftientapitals für den Staat erwarb, fo daß diefer einige große 
Bahnen längft beherrfhte, als man dann in den fiebziger Jahren die reife 
Frucht vom Baume abnahm und die Verftaatlihung ausfprad. 

Nun hat man gefagt: ja Staatsbeamte, Afjefioren taugen nichts zu 
folden Stellen. Herr Profeffor Wiedenfeld hat den preußifchen Beamten 
ein jchlechtes Zeugnis ausgeftellt, und Herr Profeflor Mar Weber hat die 
preußifchen Minifter ziemlich niedrig eingeſchätzt. Sch will nicht leugnen, 
daß ich von feiner Zenfur inbezug auf einzelne Minijter nicht fo fehr wen 
abweihe. Aber, meine Herren, unfere heutigen Reſſortminiſter find aud 
nicht das Entfcheidende für die Art der Wirkſamkeit eines folchen Ein- 
fluffes. Wenn wir nur einen leitenden Minifter haben, der ihnen die 
richtigen Befehle gibt, und was noch viel wichtiger ift, wenn wir Unter: 
ftaatsfelretäre, Minifterialdireftoren und Geheimräte haben, die charakterfeit 
das Gefamtintereffe vertreten, Sachkenntnis, Pflichttreue, Erfahrung haben, 
fo ift eine richtige Einwirkung auf die Auswahl derer, die in den Riefen- 
aktiengeſellſchaften amtieren follen, garantiert. 

Meine Herren! Die Minifter fommen und gehen. Der Kanzleichei 
im Landwirtſchaftsminiſterium fagte einmal, das ift jebt der ſechſte Miniſter, 
den ih einpaufen muß! Als ich mich einmal mit Minifter Miquel nad 
dem Abgang des Miniſters des Innern, Herrfurth, über die Befegung der 
Yandratsitellen unterhielt, fagte er, Herrfurth hatte jo wenig einen Einfluf 
wie vor ihm Puttkamer; Herrfurth hat fih um die vier bis fünf erften 
Stellenbefegungen befümmert; dann hat er, wie alle Minifter, die Sad 
wieder dem Perfonalreferenten überlafjen. So lange die feudale Rarta 
einen fichern Referenten an dieſer Stelle hat, iſt es ziemlich gleichgültia, 
wer Minifter if. — Sa, meine Herren, die Geheimräte, die Minifterial 
direftoren, die Unterjtaatöfetretäre regieren und! Und ich behaupte , mu 
haben im ganzen niemals — jedenfalld nicht oft und nicht lange — beſſere 
gehabt als heute. Denken Sie, daß unfer Freund Thiel feit weit über einem 
Menſchenalter im landwirtihaftlihen Minifterrum wirkt, ähnlich Lohmanr 
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im Handelaminifterium — und ich könnte viel ähnliche Beifpiele nennen, 
das ift das Entfcheidende. Und darum habe ich heute noch ein großes 
Vertrauen auf unfer Beamtentum. Wir haben noch einen ausgezeichneten 
Stamm von derartigen Leuten, die unter dem jetzigen Regime nicht mehr 
an die leitende Stelle fommen, aber die eigentlih alles machen. In 
einem der Minifterien, ich will nicht fagen, in welchem — es ift aber 
nicht das Kultusminifterium — war neulih davon die Rede, daß vielleicht 
der Minifter abgehen und ein recht bornierter Reaktionär an feine Stelle 
fommen joll. Der entjcheivende Minifterialdireftor fagte mir: „Das ift 
ziemlich gleichgültig. In zwei Monaten habe ich auch den fo weit, wie 
ih wünſche.“ Die großen Traditionen der Beamtenhierarchie in den 
Minifterien find viel wichtiger, mächtiger als diefe wandelnden Perſönlich— 
feiten, die nach außen im Augenblid die Flagge in der Hand haben, die 
gewählt find nach ihrer Redegabe, ihrem Einfluß auf gewiſſe parlamentarijche 
Gruppen und ähnlichen Urfachen. 

Meine Herren, das find meine Lebenserfahrungen, von denen ich aus— 
gehe, und von ihnen aus und nicht, weil ich hiftorifche Studien über die 
älteren preußifchen Beamten im 17. und 18. Jahrhundert gemacht habe, 
urteile ich fo. Das gebe ih in feiner Weife zu, daß diefe meine hiſtori— 
fhen Studien mich in meinem Urteil über die heutige Tagespolitif bes 
ftimmen. Sch babe feit über 40 Jahren unfer öffentliches Leben mit 
offenen Augen beobadtet, ich habe fehr viele Oberpräjidenten, Negierungs- 
präfidenten, Minifter und Räte perſönlich aefannt, fie ziemlich genau 
fprehen und handeln fehen, ich weiß, mie ihre Umgebung fie beurteilt; 
dieſe Lebenserfahrungen find für mich das Entfcheidende. 

Was nun meine Vorfchläge betrifft, fo gebe ich vollitändig zu, daß 
man über fie verfchiedener Anficht fein fann; aber ich gebe in feiner Weiſe 
zu, daß pſychologiſche Schlüffe, Vermutungen, wie fie 3. B. mein verehrter 
Freund Schumader aufgeftellt hat, eine größere MWahrfcheinlichfeit für fi) 
haben ald meine Bermutungen. Da fragt fih, wer von uns beiden mehr 
Lebenserfahrung und mehr richtige Einſchätzung der Perfönlichleiten hat. 
Wenn Herr Kollege Schumader, der; erfreulicherweife mit meiner Tendenz 
der altruiftiihen und gemeinwirtfchaftlichen Überlegungen in der Leitung 
der ganz großen Gejchäfte mit mir übereinftimmt, dies Dadurd erreichen will, 
daß er fagt, in allen diefen großen Aftiengefelfchaften follen alle Protofolle 
gedrudt und jeve Abftimmung dem Publitum mitgeteilt werden, ja, meine 
Herren, da fage ih, das geht viel weiter, ald was ich vorgefchlagen habe. 
Das ift dem eigentlichen Gejchäftsleiter fiher viel unannehmbarer und löſt allen 
ruhigen Gang der Geichäftsführung auf, bedroht ihn, wenn nad jeder 
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Aufſichtsratſitzung öffentlich verfündigt werden fol, was vorfam und mie 
abgejtimmt worden if. Was ich verlange, ift etwas Ähnliches, was heute 
fhon die Großbanken erjtreben. So gut die Großbanken in den Auffichte- 
räten bei der Bejegung der Direftorenftellen mitwirken, jo gut kann es die 
Staatöregierung. Daß das Beamte fein müffen, habe ich nicht gejagt, es 
müfjen nur Leute fein, zu denen die Staatäregierung das Vertrauen hat, 
daß fie die Staats: und Neichsinterefjen ebenfo im Auge haben, wie bie 
Geſchäftsintereſſen. Ich Habe eine gemischte Verwaltung gewünfht. Und 
ih behaupte, die Zeute, die auf diefe Meife an der Verwaltung der Rieſen— 
attiengefellfchaften teilnehmen, werden nicht? anderes wollen und nichts 
anderes repräfentieren, als heute fchon die beiten Direktoren und Auffichts- 
räte felbft anftreben. Wer an fefter, leitender Stelle ſteht und zugleich 
einen offenen Kopf und das Herz auf dem rechten Fleck hat, der fühlt, 
daß er nit bloß Dividenden jchaffen darf, daß er eine Verantwortung 
trägt, wie ein Minifter. Diefe Yeute und ihre Tendenzen will ich nur 
ftärfen durch meine VBorfchläge. 

Meine Herren, eine Summe von Erfahrungen anderer Art, in anderen 
Ländern fpriht für Derartiges. ch habe einmal — es war einer meiner 
fähigften Schüler, Mr. Metcalf in den Vereinigten Staaten — eine Unter: 
fuhung über das Verfehrswefen in Paris machen laffen. Er hat da nad 
gewiefen, daß dieſe großen Verkehrsanftalten heute noch Aktienform haben und 
in vieler Beziehung eben deshalb gut verwaltet find; er nimmt an, eben weil 
fie Aktienform haben und weil fie nicht verftabtliht find, fei ihre Ver— 
waltung gut; aber er zeigt zugleih, daß feit 50 Jahren regelmäßige Ver: 
handlungen zwifhen der Kommune, dem Staat und der Aftiengefelljichaft 
ftattfinden, melde darauf abzielen, daß das Publiftum nit ausgebeutet 
wird, daß das Monopol nicht mißbraucht wird, daß eine Kontrolle über 
die Gefelihaft ausgeübt wird: vor allem ijt die Verlängerung der Kon- 
zejfion jedesmal an die Erhöhung der großen jährlihen Zahlungen an 
Stadt und Staat geknüpft worden, und wenn ih die Zahlen richtig im 
Gedächtnis habe, fo befommen jet die Parifer Aktionäre von diefer Ge- 
jellfchaft jährlih etwa 40 Millionen und Staat und Kommune jährlid 
etwa 60—80 Millionen Franks Einnahme. 

Nun fommen die Menfchen, die eine radikale Löſung wollen: entweder 
Verftaatlihung oder ein reines Privatgefhäft! Ja, ich fage, das ſehe ich 
nicht ein; warum können nit Leute aus verfchiedenen FKreifen in der Ge- 
ichäftsleitung zufammenwirfen? Meine Herren, was ih im praftiichen 
VBerwaltungsleben immer leicht fchädlich gefunden habe, ift, wenn man ent- 
gegengejegte Tendenzen und nterefjen fich möglichjt felbftändig neben- und 
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übereinander organifieren läßt; dadurch werden fie leicht in eine dauernde 
Feindſeligkeit gegeneinander hineingetrieben. Ich Habe immer gefunden, 
daß der Ausweg in allen Intereſſenkonflikten leicht ift, wenn man fchon 
im eriten Stadtum diejenigen, die, welche daran das meijte Intereſſe haben, an 
einen fleinen Tifh zufammenjegt und fagt: nun verhandelt! Sch habe 
als Stadtverordneter die Schärfften Konflikte zwiſchen Magiftrat und Stabdt- 
verordneten erlebt, und der Frieden wurde immer in Eleinen Kommiffionen 
hergeftelt, wo neben vier bis ſechs Stadtverorbneten ein bis zwei Ma- 
giftratsmitgliever faßen. ch habe viele Senatsfigungen der preußifchen 
Univerfitäten erlebt, wo man fih in Dellamationen gegen die böfe Re— 
gierung erging, wo unendlich viel faljches Pathos auf den Konflikt ver- 
mwendet wurde, und ich habe dann als Profeffor der landwirtfchaftlichen 
Hochſchule in Berlin die Sigungen des Senat mitgemaht, wo von An— 
fang an der Aurator an allen diefen Situngen teilnahm, und fait alle 
Konflitte wurden im Keim erftidt, weil die zwei entgegengefegten Intereſſen 
fich nicht verfteiften, weil die Mißverftändniffe im Keime erjtidten. 

So wird es auch bei den Kartellen und den Trufts fein. Die Herren 
müfjen in ihrem Gremium, wenn fie über Preife befchließen, jemand haben, der 
als Anwalt des Gefamtinterefjes plädiert. Ob er die Majorität ftets für 
fih Hat, iſt nicht fo wichtig. Schon der Umftand, daß er anweſend ift, 
daß er die Gefamtinterefjen überblidt und verteidigt, gibt ein anderes 
Ergebnis der Beratungen. Schon feine ftilfchweigende Anmefenheit wirft. 

Dur diefe Lebenserfahrungen bin ich zu meinem Vorſchlag gelommen. 
Daß er nun Schwierigkeiten bietet in der Ausführung, ift ja wahr. Und 
es ift ebenfo wahr, daß man alle derartigen Gefege umgehen fann. Der 
Direftor der Deutfhen Banf, Georg Siemens, hat einmal in der Börfen- 
enquetefommiffion gejagt: durch jeden Paragraphen des Börfengefehes, das 
Sie mahen wollen, made ih mid anheifhig, mit einem vierfpännigen 
Magen bindurchzufahren. 

(Heiterfeit.) 

Ja, meine Herren, das mag vorlommen, aber es ift doch etwas 
anderes, wenn ein ſolches Gejeß eriftiert, wenn eine gemifchte Kommiffion 
die Beratungen führt, wenn Vertreter des Staatsinterejjed anweſend find, 
die natürlich doch, wenn fie eben die rechten PBerfönlichkeiten find, auch in 
die Geheimnifje eindringen, welche erfahren, wie hier die Dinge zugehen uſw. 
Und, meine Herren, das ift nicht jo fchwer. Ich kenne aus der Berliner 
Bantier- und Anwaltswelt manche tüchtige Perfünlichleiten in relativ unter- 
geordneten Stellen. Und ſie wiflen doch alle Geheimnifje der Börfe und 
der Bank, und wer ihr Vertrauen hat, erfährt es auch. Warum foll es 
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alfo da einem Staatsfommifjar, refp. den Perfonen, die als Vertrauen— 
leute der Regierung anweſend find, nicht gelingen? Aber daß Bedenten 
aller Art daneben vorhanden find, gebe ich Herm Profeſſor Mar Weber und den 
anderen Herren, die ſolche ausgefprochen haben, zu. Sch ſage nur, Ror- 
ſchläge ohne Bedenken gibt es in der Welt nicht, und ich freue mich, wenn 
mir jemand einen befjeren Vorfchlag macht. 

Nun hat Herr Profefjor Alfred Weber die Staatskonkurrenz vor: 
geihlagen. Meine Herren, ift das von heute auf morgen im jeigen 
Stadium zu mahen? Welche politifhe Faktoren müßten gänzlich andere 
fein, wenn der preußifhe Staat den halben Ruhrbezirt faufen und damit 
dem Kartell Konkurrenz machen folte? Welden enormen Koblenbefis 
müßte der preußifche Staat haben, damit er das ernftlih tun fünnte! Das 
find alles feine Möglichkeiten, mit denen nah meiner Anfiht in abfeh- 
barer Zeit ald Wahrfcheinlichfeit gerechnet werden fann. Außerdem , wenn 
es noch bei den Kohlen möglih wäre, viel weniger wäre es möglich und 
wäre ed nad meiner Empfindung erfprießlih für die Stahlwerke. Diefe 
möchte ih in dem jeßigen Stadium unferer Entwidlung unter allen Um- 
ftänden vor der Verftaatlihung bewahren, weil ich nicht für richtig halte, 
einen großen internationalen Konfurrenzlampf einer fisfalifhen Be 
amtenverwaltung zu übergeben. Wenn mir folde Stahlwerfe in erſter 
Linie als Konkurrenz gegen die übrigbleibenden privaten Werlke fchaffen 
wollten, dann müßten es ganz Folofjale Werke fein. Und ich glaube, die 
Natur der Dinge würde die beiden Arten von Riefenzentralen doch wieder 
raſch zu einer Verjtändigung führen; wenn ich im jeßigen Augenblid nicht 
für die Kohlenverftaatlihung bin, fo nocd viel weniger für dieſe Ver— 
ftaatlihung. 

Es ift das Wort Parlamentsrednerei angegriffen worden, das ich ae 
brauht habe. Meine Herren, ich habe damit nur gemeint, jede Heinite 
Änderung in großen ftaatlihen Betrieben muß den Minifterpräfidenten, dat 
Staatminifterium oder das Neffortminifterium, die vortragenden Räte, das 
Parlament paffieren, und deshalb wird immer der rechte Augenblid verpaft. 
Sch habe geftern ſchon erwähnt, im preußifchen Staatsminifterium hat man 
über den Anlauf von Ruhrkohlenwerken ſeit 1890 unterhandelt. Schon unter 
Miquel ſchwebte lange der Refjortfampf, wie viele Millionen er dafür heraeben 
wolle. Die bureaufratifche und parlamentarifhe Mafchine ließ es nicht au. 
daß man früher ald 1904 damit zu Stuhle fam; man brauchte alio 
14 Jahre. Meine Herren, wir find heute an der Grenze deifen, was mar 
unferen Beamten und Parlamenten aufpaden kann. 

Meine Herren, das find die Urfahen, warum ich eine zu große un: | 
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plöglihe Steigerung jtaatliher Induſtriebetriebe nicht haben will und fie 
für falfh halte. Außerdem berüdfichtige ich allerdings auch einzelne im 
Moment teilmeife ungünftige Seiten unferes® ausführenden Beamtentums, 
die ich glaube im Detail fo gut zu fennen wie Herr Profeffor Mar Weber, 
und über die ich mich ebenfo ärgere wie er, wenn ich auch den Ärger nicht 
jo offen zeige. Gewiſſe ungünftige Eigenfchaften einzelner Beftandteile, einzelner 
Gruppen unferes3 heutigen Beamtentums hängen mit unferer ganzen ver- 
änderten Staatöverfaffung zufammen. Der Beamte von 1713 bis 1848 
erjegte zugleich die öffentlihe Debatte und die Volfsvertretung. Heute, 
wo ſchon die Fraktionen in der öffentlichen Diskuffion, im parlamentari- 
ihen Kampfe jede Staatsaftion erfchweren, müfjen wir an vielen Stellen 
Beamte haben, die mehr gehorchen ald früher, wir fönnen feine fo felb- 
ftändigen Beamten in der mittleren und unteren Verwaltung mehr haben, 
wie im Heinen abfoluten Staat ded 18. Jahrhunderts. 

Das find im mefentlihen die Urfahen, aus denen ich zu meinen 
Vorfchlägen fam, und ich fage nur, wenn ich eine fichere Garantie mill, 
daß in den großen Gejchäften zentralifierter Art, feien es Kartelle oder 
Niefenaktiengefellichaften, das Staatsinterefje und der gemeinnügige Sinn 
eine erhebliche Rolle neben dem Geldverdienen fpielen follen, fo muß ih 
durch die Snftitutionen dafür forgen. Wenn Sie mir einen befjeren Weg 
zeigen, fo bin ich gern bereit, ihm nachzugehen und meinen Vorfchlag fallen 
zu laffen. Aber da ich im Augenblid die Verftaatlihung ablehne, da ich 
es nad den hiftorifchen Bedingungen der Jetztzeit für ausgeſchloſſen halte, 
daß der Vorfchlag des Herrn Weber irgend welde Ausfiht auf Durch— 
führbarfeit und Erreichbarkeit in den nächſten 20 Jahren hat, jo fage 
ih: mein Vorſchlag ijt das einzige, was mir eine gewiſſe Garantie zu 
bieten fcheint. 

Daß die gefamten nterefjenten dagegen fein werden, wie Herr Geh, 
Nat Kirdorf dagegen war, meine Herren, das iſt felbftverftändlih. Aber 
daß die gefamten Nationalöfonomen, die doch die Sorge für die Staats- 
interefien und für die Gemeinnügigfeit der Leitung fol großer Gefchäfte 
auh im Auge haben, erklären — jeder von einem andern Standpunfte 
aus —: das ift mir unannehmbar, das hätte ich in der Tat in diefem 
Umfange nicht erwartet. Aber ich will mich tröften, daß vielleicht, wie es 
in der Regel gejchieht, einige, die mir zuftimmen, gefchwiegen haben, und 
daß diejenigen, die mir widerſprechen zu follen glaubten, das Bebürfnis 
hatten, zu jagen; salvavi animam meam! 

Damit lafjen Sie mid) jchließen und Ihnen für Ihre Aufmerkſamkeit danken. 

(Lebhafter, anhaltender Beifall.) 
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Borfitender: Es haben fi eine Reihe von Herren zum Worte 
gemeldet zu einer perjönlichen Bemerkung. Sch erteile zunädit das Wort 
Herrn Profeſſor Diehl (Königsberg). 


Vrofeffor Diehl (Königsberg): Meine Damen und Herren! Unſer 
geehrter Herr Neferent hat mich mißverftanden. Sch habe ihm nicht das 
Necht verwehren wollen, die Perfönlichkeiten, die als Leiter folcher Kartelle 
und Trufts in Frage kommen, zu charakterifieren und zu würdigen. 
Gerade ih, der ich ausführte, wie die Kartelle und Trufts in befonderem 
Maße die Macht der Einzelperjönlichfeit hervortreten laſſen, kann dod 
nit leugnen, daß es auf die Art diefer Perſönlichkeit ſehr weſentlich an- 
fommt. Soweit Herr Schmoller hier Perfjonen mit Namen erwähnt und 
harakterifiert, hat er auch Schriftliche und mündliche Außerungen angeführt, 
auf Grund deren er fein Urteil fällt. Was ich wirklich meinte, ift eine 
Anfiht, von der ich überzeugt bin, daß gerade auch Herr Schmoller und 
Herr von Rottenburg, der zu der Bemerkung des Herrn Schmoller ‚Sehr richtig!" 
rief, fie vollfommen teilen. Ich wollte jagen, daß man bier nicht ohne ge— 
naueres Tatfachenmaterial, nicht auf Grund allgemeiner Eindrüde befannte 
induftrielle Perfönlichfeiten mit lobenden oder tadelnden Prädifaten verficht. 
Hierzu gehört cine fo intime Kenntnis des Gejchäftslebens im allgemeinen 
und im einzelnen alle, wie fie ung wohl felten zur Verfügung fteht. Das 
meine Bemerkung nicht fo falfch fein kann, geht mir auch daraus hervor, 
daß mir gerade bei diefen Worten aus der Verfammlung heraus große Zu- 
ftimmung wurde und nah Schluß meiner Rede mehrere Herren zu mir 
famen, um mir ausdrüdlicd ihre Zujtimmung zu befunden. 


Profefjior Mar Weber (Heidelberg): Sch ſpreche nicht für mid, 
fondern — ich weiß nicht, ob Sie das zulafien wollen — als negotiorum 
gestor für den Pfarrer Naumann. 

(Die VBerfammlung genehmigt das.) 
Mas mich perjönlid anlangt, fo kann ich Heren Profeſſor Schmoller nur 
fehr dankbar fein für die fachliche Art, mit der er die Einwände, die 
ih gegen feine — wie er ja jelbjt von vornherein zugab — biskuffione- 
bebürftigen Vorfchläge gemacht babe, behandelt hat. Um fo mehr habe ic 
bedauert, daß er jenes fchöne Maß, welches ich umfomehr an ihm be: 
wundere, ald der Himmel in feinem Zorn mir, wie Herr Schmoller ja jelbit 
angedeutet hat, die Gabe einer gewifjen Deutlichkeit, die ſich ſchwer unter: 
drüden läßt, mit auf den Weg gegeben hat, in feiner perfönlichen Polemil 
gegen den abweſenden Pfarrer Naumann verlafien bat. Er bat ihm den 
Vorwurf des Demagogen nachgefchleudert und Hat die Meinung geäußert, 
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Naumann habe, ohne ihn zu nennen, eine Rede, die er offenbar als 
verlegend empfunden hat, gegen ihn gehalten. ch glaube, beides wider— 
fpricht der Pſychologie Naumanns. 
(Sehr richtig!) 

Er fpriht nicht zu demagogiſchen Zmeden, fondern unter dem Zwang der 
richtigen ibealiftifchen Leidenſchaft, die ihn befeelt, und unter der Wirkung 
des Glaubend an eindeutige Entwidlungsgefege von eherner Notwendigfeit, 
die ich fo wenig wie Herr Profeſſor Schmoller in diefem Fall mit ihm teile, 
und ich glaube ferner, wenn er gegen jemand fpricht und vollends fcharf 
jpricht, jo jagt er auch, wen er gemeint hat, und gegen wen ſich fein An- 
griff richtet. ch perfönlich meine, allen Grund zu haben, anzunehmen, 
daß diefe Rede Naumanns von ihm nicht als ein Angriff gegen die Berfon 
oder Anfchauungsweife von Herrn Prof. Schmoller aufgefaßt worden ift. 
Nun, meine Herren, jelbftverftändlich aber ift ed dad Recht von Herrn 
Profefjor Schmoller ala Referent gegenüber einem Diskuffionsredner, wenn 
er defien Anfichten für verwerflih halt — aud ih war nicht mit allem, 
was Naumann gejagt hat, einverftanden —, das zu jagen. Das eigentliche 
Bedenken liegt für mi nun aber darin, daß Herr Profeſſor Schmoller 
fagte: Der Beifall, den Naumanns Rede fand, könnte mic ftugig machen, 
ob ich als Leiter biefes Vereins noch weiter mitmachen fol. Am heutigen 
Tage war Herr Profefjor Schmoller Referent und alfo ald Partei an der 
Disfuffion beteiligt, und unter diefen Umftänden halte ich ein Hereinziehen 
feiner Eigenfchaft ald Ausſchußvorſitzender für unzuläffig, für Naumann ift 
nach einer folhen Außerung von feiten des Vorfigenden ala ſolchen die 
weitere Teilnahme an fünftigen Verhandlungen des Vereins doc fo aut 
wie ausgefchloffen. Für mich wenigftens würde fie es fein, wenn mir 
jemand nit qua Referent und Diskuffionsrebner, fondern qua Vorfigender 
des Vereins jagen würde: Sie find ein Demagoge, mit Ihnen verhandle ich 
nicht, und wenn Sie Beifall finden, trete ich zurüd. Das ift es, wogegen 
ih mich habe wenden wollen. 


Profeffor Schmoller: Das Wort Demagoge habe ih nicht im 
fhlimmen Sinne gemeint, ich habe es eben in dem Sinne gebraudt, wie 
e3 3. DB. Treitfchle von Friedrich Lift gebrauchte: er fagt von ihm, er wäre 
der größte Demagoge der Zeit. Demagogifche Beredſamkeit ift eine eigen- 
tümlihe Spezies von Beredfamfeit. Ich glaube allerdings, fie gehört mehr = 
in die Bolfsverfammlung als in die mifjenfchaftliche Diskuffion. 

(Sehr richtig!) 
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Ich ſchätze unfern verehrten Freund Naumann gewiß ſehr hoch; ich ſchätze 
ihn dem Charakter nah; er opfert ſich auf, opfert fein ganzes Leben großen 
und idealen Zielen, aber die Achillesferfe feiner Perfönlichfeit ift der Reis 
des großen Erfolges, den er mit feinen Neven haben will, 

= (Sehr richtig!) 

Da läßt er fi hinreifen und beraufcht fih an dem Beifall, und zu der 
‚artigen geiftigen Berauſchungsſzenen ift mir der Verein nicht der richtige Ort. 
(Sehr richtig!) 

134 würde auch nur wünſchen, daß vielleiht Herr Naumann bei fpäterer 
Teilnahme das etwas berüdfichtigt, daß hier derartige oratorifche Leiftungen 
‚nicht jo am Plage find wie anderswo, und das auszuſprechen, daß ich ernſte 
| Bedenken unmittelbar nad dieſer Rede hatte, das fonnte ih nicht unter 
drüden, fonft wäre ich untreu gegen mich felbit gewefen, und ich kann nur 
verfichern, daß eine ganze Reihe von Herren, mit denen ich ſprach, mir fagten: 
Wir hielten es wohl für möglih, daß Sie nad Schluß diefer Szene ben 
Vorſitz des Vereins niederlegen. Site fünnen alfo jehen, daß ich diefe Emp— 
findung nicht allein habe, und wenn ich das verfchwiegen hätte, meine Herren, 
hätte ich einen Groll im Herzen mitgenommen und mid) fehr geärgert, daß 
ih es verfchwiegen habe, und wäre mißmutig geweſen, und es wäre über: 
haupt die Fortführung der Geſchäfte durch mich unter allen Umftänden in 
Frage geftellt gewejen. Jetzt habe ich Ihnen offen gefagt, was ich auf dem 
Herzen habe, und die Freunde des Herin Naumann dürfen mir das nicht 
übelnehmen. Ich fühlte die Pflicht, hier offen farbe zu befennen. Ich 
will das aber in feiner Weife fo verftanden haben, daß ich nicht wünſche, 
daß Herr Naumann aud fünftig an unferen Verhandlungen teilnehme. Aber 
ih wünſche auch, daß er erfährt, daß diefe Art von Berebfamfeit in diefem 
Gremium nicht das tft, was wir eigentlich wünfchen. 

(Lebhafter Beifall.) 


Profefjor Mar Weber (Heidelberg): Meine Herren, ich habe dagegen 
nur das Eine einzuwenden. Wir laden hier qua Ausfhuß des Vereins 
Sozialdemofraten ein, als Referenten zu fungieren. Glauben Sie, daß die 
anders ald zum Fenſter hinaus ihre Reden halten würden? Das iſt ganı 
ausgefhloffen. Es ſteht für mich felfenfeft, daß, wenn Herr Profeflor 
Schmoller diefen Abſcheu gegenüber der Rede Naumanns empfand, & 
nit nur fein Net, ſondern vielleicht feine Pflicht ift, ſich auszufprecen. 
Mogegen ich Bedenken habe, ift, daß er feine Stellung als Vorfigender dei 
Vereins hineingezogen hat. Das ift der Punkt, gegen den ich mich wende. 
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Sch fehe aber, daß eine Einigung vor diefem Forum darüber nicht mög- 
lich ift. 


Erzellenz von Rottenburg (Bonn): Meine Damen und Herren! 
Ich habe aus den letzten Worten des Herrn Profeſſor Schmoller einen 
leifen Vorwurf gegen mich herausgehört. Geftern habe ich wiederholt ge- 
fagt: wo find die Argumente, die Beweismittel für die Behauptungen des 
Herrn Geh. Rat Kirdvorf? Nun Hat der Herr Profefjor Schmoller be- 
merkt: Herr Geh. Rat Kirdorf ijt nur hierhergefommen, um feine Stellung- 
nahme uns darzulegen ; in eine wiſſenſchaftliche Diskuſſion hat er ſich nicht 
einlaſſen wollen. Nun, meine Herren, ich meine, es ift nicht nur in wiflen- 
ſchaftlichen Diskuffionen, fondern es ift allgemein notwendig oder doch 
wünfchenswert, daß man feine Behauptungen belegt. Das gilt insbefondere 
betreffs der mwichtigften Frage, der Frage, was die Arbeiterorganifationen 
wert find. Diefelbe durfte nicht nur mit „ich meine” und „ich glaube“ 
behandelt werden, fondern es hätte uns etwas Bemweißmaterial beigebracht 
werden müſſen, was Herrn Geh. Rat Kirdorf, da er ja die Arbeiter jo 
genau zu fennen behauptet, ein Leichtes gewefen wäre. Indes ich will das 
fallen laſſen. 

Aber Herr Geh. Rat Kirdorf hat auch die ſchwerſten Anfchuldigungen 
hier vorgebradht, er hat namentlich gegen die chriftlichen Verbände einen 
außerordentlich verlegenden Vorwurf erhoben, und da — fage ih — war 
Herr Geh. Nat Kirdorf gebunden, und Bemweife zu geben. Wenn ein 
r-beliebiger Mann vor mid tritt und fagt: ich handle nach der Bemeis- 
marime, Gründe fiehe unter Brombeeren jo verftehe ich das. Aber ich jchäße 
Herrn Geh. Rat Kirdorf fo hoch, ich habe eine ſolche Achtung vor ihm, 
daß ich glaube, beredtigt zu fein, von ihm etwas mehr Beweismaterial 
für feine Anflagen zu hören. 

(Beifall.) 


Profeſſor Dr. Log (Münden): Ich möchte nur ausfprechen, daß ich 
' jedenfalld gejtern beim Zuhören gegenüber meinem ‘Freunde, dem Seren 
' Pfarrer Naumann, den Eindrud, daß er auch nur entfernt den Willen gehabt 
' hätte, unferen Herrn Vorfigenden perfönlich anzugreifen, nicht gewonnen habe. 
Ich bin zu tief bemeat, um heute mehr zu jagen. 


| Vorfigender Profeffor Dr. Rathgen (Heidelberg): Meine Herren! 
‚ Damit find wir nah — wenn ih richtig ſchätze — zmölfftündiger Ver— 
' handlung am Schlufje der Debatte über die Kartelle angefommen, und es 
’ 98 * 
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liegt mir nun die fchwierige Pfliht ob, aus biefen langen Verhandlungen 
ein NRefümee zu ziehen von einer Kürze, die Ihrer Ungeduld entfpricht. 
(Heiterfeit.) 

Meine Herren! ch glaube, wir fünnen das, was hier zutage getreten it, 
wejentlih zunächſt fo zufammenfaflen: Es ift fehr wenig die Rede gemeien 
von der Konftruftion, von der Morphologie der Kartelle. Es ift auch von 
der großen Maſſe der 400 bis 500 Kartelle jehr wenig gefprochen worden. 
Es hat ſich die Debatte wefentlih um Kohle und Eifen gedreht. Es ift faft 
allgemein die Tatjache der Kartellierung, der Eriftenz, der Entwidlung der 
Kartelle ald etwas Gegebened hingenommen worden. Ste find aufgefaßt 
worden ald ein notwendiges Glied in der Kette der wirtjchaftlichen Ent: 
widlung. Wenn ich) mich recht erinnere, hat prinzipiell dagegen ein einziger 
Redner Widerfpruch erhoben, der die Kartelle ausſchließlich als ein fünftliches 
Produkt unferer wirtſchaftlichen Gefeßgebung angefehen hat. Das andere 
Extrem der Anfchauung gegenüber diefem extremen Indivibualismus, daf 
diefe ganze Entwidlung am beften und notwendig in die Verftaatlichung 
hineinführen folle, ift meines Erinnernd auch nur von einer Seite und aud 
da nur als für den äußerjten Notfall befürwortet worden. Man bat die 
Tatfache der Kartelle hingenommen, aber man hat gegenüber dem Gewaltigen, 
mas fih da vor unferen Augen entwidelt, ein etwas unheimliches Gefühl. 
Ich möchte das allzukühne Bild nicht wiederholen, was hier dafür gebraudt 
worden ift, daß die Kartelle fich felbft über den Kopf gewachſen feien. 

Die Frage drängt fi ganz allgemein auf — das war der allgemeine 
Eindrud —: ſoll etwas gegenüber den Kartellen gejhehen ? Es ift von einzelnen 
Seiten gejagt worden, wir müßten ung auf die öffentliche Meinung ver- 
laſſen; aber gegenüber der öffentlichen Meinung haben wir in diefen Tagen 
ja viel Stepfis gehört. Einige der Herren haben von dem guten Willen 
und ber Einficht der Kartellleiter gejprochen, und demgegenüber ift, wenn 
ih den Eindrud richtig interpretiert habe, die Skepſis wohl auch eine al- 
gemeine gemwejen. Etwas anderd war ed formuliert, wenn davon gejprochen 
wurde, daß das Gelbitinterefje der Kartelle ein Regulativ fein werde. Aber 
im ganzen ift man dod darauf hinausgefommen, daß der Staat die Aut- 
gabe habe, etwas zu tun, und nur vereinzelt iſt dagegen prinzipiell Wider: 
ipruch erhoben worden, wenn auch viele derjenigen, die ſtaatliche Maßregeln 
gefordert haben, doch dabei ihrem Zweifel Ausprud gegeben haben — un? 
wenn fie das nicht felbit getan haben, fo ift es ausgiebig von anderer Seite 
beforgt worden —, ob jede dieſer einzelnen Maßregeln nun wohl eine 
Wirkſamkeit haben könne. | 

Was fann der Staat tun? Es iſt da in den vorgefchlagenen Zwang 
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maßregeln zunächſt das freundliche Zureden zu unterfcheiden, wie es einzelne 
Herren befürwortet haben. Es ift gefagt worden, der Staat foll von Fall 
zu Fall — ih möchte fagen: von Macht zu Macht — mit den Kartellen 
verhandeln und fo bei jebem einzelnen konkreten Mißftand, bei jedem Miß- 
brauch, bei jedem Irrtum, der vorgefommen ift, verfuchen einzumirfen. 

Sehr viel allgemeiner ift aber doch wohl der Standpunkt vertreten 
geweſen, daß der Staat mit feiner Autorität als Staat eintreten fol. Bon 
einigen Herren ift verlangt worden, daß der Staat vor allem gegen die 
Kartelle fonkurrieren folle. Dem gegenüber ift von einer ganzen Anzahl von 
Nebnern im Gegenteil gefagt worden, der Staat folle hinein in die Kartelle, 
er folle von innen heraus auf die Kartelle einwirken. 

Die einzelnen Maßregeln, die bier zur Sprache gefommen find, alle 
vorzuführen, wird wohl unangebradt fein. Eine gewiſſe Übereinftimmung 
glaube ich aber dahin Fonftatieren zu dürfen, daß die große Mehrzahl der 
Nedner auf dem Standpunkt geftanden hat, daß der Staat nicht von oben 
ber die Preiſe feitjegen fann. 

Mas alle die übrigen einzelnen Maßregeln betrifft, die vorgejchlagen 
find, fo habe ich den Eindrud, daß im großen und ganzen immer nur jeder 
für feinen Borfchlag eingetreten ift. Irgend eine allgemeine Harmonie 
fonjtatieren zu können inbezug auf einzelne Vorfchläge, ift wohl ganz un— 
möglich. 

Das liegt — und damit fomme ich zu einem Hauptteile unferer Er: 
örterungen — doch wohl am legten Ende darin, daß alle diefe Dinge ung 
ſchließlich hineinführen in die legten fragen von Staat und Geſellſchaft, 
daß zu all den praftifchen Fragen, die da entjtehen, jeder einzelne ſich ver- 
ſchieden ftellen wird, je nad feinen wiſſenſchaftlichen Anfichten nicht bloß, 
fondern auch nad der MWeltanfhauung, nad den politifchen und fittlichen 
Überzeugungen. Darin liegt die Schwierigkeit der Verftändigung und — 
erlauben Sie mir, das für mich hinzuzufügen! — darin liegt doch wohl 
auch wieder die Notwendigkeit, zu einer Berftändigung zu fommen. Damit 
laffen Sie mich jchließen! 

(Zebhafter Beifall.) 


Geheimer Hofrat Dr. Heht (Mannheim): Die diesjährige Tagung 
des Vereins für Socialpolitif geht nunmehr zu Ende. Es find ftarfe 
Gegenfäte hervorgetreten, das ift ganz naturgemäß. Aber ich glaube, für 
das, was ich jegt noch jagen will, einen freudigen Widerhall bei Ihnen 
allen zu finden. Sch glaube, wir haben eine Pflicht des Dankes zu erfüllen 
in zweifacher Art. Zunächſt haben wir den geehrten Herren Referenten der 


438 Debatte. 


verfchiedenen Tage unferen Dank abzuftatten. Sie wifjen, welch ſchwierige, 
bedeutungsvolle und vielfach für die Debatte entjcheivende Aufgabe den 
Referenten zufällt. Ich glaube, fie ift im glänzender Meife von ben 
Referenten der einzelnen Tage gelöft worden. Ferner haben wir den Tribut 
des Danfes den geehrten Herren auszufprehen, die als Präfidenten an den 
einzelnen Tagen fungierten, und dem ganzen Bureau, das in jo aufopferungs- 
voller Weife tätig geweſen ift. Ich möchte bitten, daß Ste zum Zeichen 
Ihres Dankes fih von den Sigen erheben. 

(Geſchieht.) 

(Lebhafter Beifall.) 


Vorſitzender Profeſſor Dr. Rathgen (Heidelberg): Die diesjährige 
Tagung des Vereins ift gejchloffen. 


(Schluß der Sigung 1 Uhr nachmittags.) 
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